INN HIRTH’s \< 
FORMEN"*- 
SCHATZ. 


Jahrg. 1877— 1896 mit ca. 3580 
Tafeln in Cartonmappe 
Mk. 290.—. 


— 
43 
r 


Jahrgang 1877 und 1878 
(Formenschatz der Renaissance) 
in Cartonmappe jc Mk. 10.—, 
gebd. je Mk. 13.50. 
Jahrg. 1579—1896 in Carton- 
mappe je Mk. 15.—, gebd. je 
Mk. 18.50. 


ER 


N 
Fr 


, nn 16% 4 ar. , 
BW : « 2» % AT f ’ 


Annalen des Deutschen Reichs für 
gesetzgebung, verwaltung und ... 














Harvard College Librarv 


FROM THE BEQUEST or 
JOHN AMORY LOWELL, 
(UOlass of 1815). 


This fund is 820,000, and of its income three quarters 
shall be spent for books and one quarter 
be added to the principal. 


N Com - 27 Mon, 1896 


Digitized by Google 





Annale des Dutſchen Reichs 


—1896. 


— 


Annalen des Deutſchen Reichs 


für Geſetzgebung, Verwaltung und Htatiflik. 
Staatswiflenlhaftlihe Seitfhrift und Materialienfammlung. 


Unter Mitwirkung zahlreidier Jachmänner 


herausgegeben von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar dv. Seydel 
in Münden. 


Jahrgaug 1896. 





Mit einem alphabetiſchen Geſammt-Regiſter über die Jahrgänge 1368 — 1896. 


@ © 


Münden & Leipzig. 
1896. 
Berlag don G. Hirt. 


‚Ls 
736 7 5 IX Nam 11 Kor 27 


er 10.8 





Drud von Knorr & Hirtb 8. m. 6b. 9.), Münden 


Inhalt. 


Nr. 1. 


dur Geihichte und Reform der preußiſchen 


Handelsfammern. Won Dr. Reit . 


ie Darſtellung der Handeläftatiftit im 
Oeſterteich Ungarn, unter vergleichender 
Berüdfihtigung der Vorfchriften für die 
Teutiche Handelsitatiitit. Yon E. Wie 
inger, Nail. Regierungsrath in Berlin 

Statut der f. £. Bermanenztommiljion 
für die Handeliwete . . . . 
Geihäftsordnung der f. E. Bermanenzs 
fommilfion für die Handelswerthe 


Lie Preußische Kabinetsordre vom 7. Juni 
1853 über eidliche Verſprechen evangel= 
iſchet Offiziere hinſichtlich der religiöfen 
Erziehung ihrer Kinder. Bon Profeſſor 
Ibudihum in Tübingen i f 


Tas Recht der Rüdfordernuug im Gebiete 
des deutſchen öffentlichen Rechtes. Von 


Dr. W. Gläſſſing zu Darmitadt . 
Tie Kondiftionslehre unter vorzugs- 
weiter Berüdiichtigung der neuern 
privatrechtlichen Arbeiten \ 


Haupttheil. 

Tie Natur und der Umfang des Ans 
ipruchs, die formellen Worausjeß- 
ungen jeiner Geltendmahung . . 

Ter Anfpruch auf Zinſen, Erſatz der 


Koſten, Schadenserjagrecht 


Nr. 2. 

Tas Recht der Müdjorderung im Gebiete 
de# deutichen Öffentlichen Rechtes. Won 
Dr. ®. Gläffing zu Darmitadt. 

Der Anſpruch auf Zinſen, Erfah der 
Koſten, Schadenserfagrecht. Fortſ.) 
Die formellen Vorausſetzungen 
(Schluß folgt.) 

Entwurf tines Geſetzes, betr. die Pflichten 
der Kaufleute bei Aufbewahrung fremder 
Bertbpapiere. (Juni 1895) — 

Begründung . 


—— 


Seite 


42 


46 


59 


81 
82 


129 
132 


Miszellen: 


Preuß. Miniiterial-Anmweifung über die 
Aufnahme und Entlaffung von Geiftes- 
franten, Idioten und Epileptifchen in 
und aus Privat \rrenanitalten ($ 30 
der Gewerbeordnung), ſowie über die 
Einrichtung, Yeitung und Beauflichtig- 
ung ſolcher Anitalten, vom 20. Sep: 
tember 1895. 2222 2 2 2. 





Nr. 3. 


Statiftifhe Unterfuhungen über die Ent: 


wicllung und Ausbreitung ded Giro-Ber- 
lehrs der dentihen Reichsbauk. Won 
Rudolf Blum, Steuer-Aileilor . 
1. Die Ausbreitung des Giro-Verfehrs 
an verichiedenen Orten während der 
Periode 1881-1885 . . . . . 


2. Entwidelung und Ausbreitung des 
Giro-Verfehrs an demielben Orte 
in den 15 Jahren 1876—1890 . 


3. Ausbreitung der einzelnen Arten 
des Giro-Verfehrs an demfelben Orte 
während der Periode 1885—1890 


4. Entwidelung und Ausbreitung des 
Giro-Mertehrs der Reichsbank in 
Konkurrenz; mit anderen Banten an 
demfelben Plage in den 15 Fahren 
1876—18W0 . . . . .— R 


Anlagen I—XI 


phil. Friedrich Zahn . . . . 


Die ftaatlihe Regelung der Schuliparkafien 


im Herzogthum Braunihweig. Bon Fi— 
ne Dr. 5.%.R. Zimmermann 
zu Braunfchweig . — u 
Miszellen: 
Ueber die preußischen und deutfchen Gym— 
DET a ee 
Die preußiichen Sparkaſſen 1894 beim. 
1894 /8... . 5. 


Seite 


160 


175 


186 


187 


196—221 
Die Nentenfonvertirung. Won Dr. iur. et 


222 


235 


243 


247 


VI 


Nr. 4. 


Staatsgewalt und Geſetzgebung in Elſaß— 
Lothringen. Von Ernſt Mayer, Ge— 
richtsacceſſiſt in Mainz. 

Einleitung. 

Die völterrechtliche eig | El: 
faß-Lotbringens mit dem en 
und ihre Konſequenzen 

Eriter Abichnitt: Die Stantsgewalt 
in Elfaß-Pothringen . 

Zweiter Abfchnitt: Die Gefebaebung 
in Elſaß-Lothringen : 


Das Recht der Rüdforderung im Gebiete 
- deutichen offentlihen Rechtes. Bon 
Dr. W. Gläffing zu Darmitadt. 


Die formellen Vorausfegungen Fort⸗ 
fegung und Schluß) — 


Schlußwort . . . u B 
Rechnungsergebni der ——— 
ſchaften für 1894 
— 
Auszugsweiſe — — ‘der 
wichtigsten Zahlen aus den Tabellen 
Tabellen: 
I. Allgemeine Ueberlicht . 
I. Ausgaben und Einnahmen . 
II. Unfälle . Da 


Miszellen: 


Verſicherung gegen Hagel und Regelung 
des Hagelſchadens in Preußen 1894 





Nr. 5. 


Das franzöſiſche Fremdeurecht unter be— 
ſonderer Berückſichtigung der Rechtsſtell⸗ 
ung der Deutſchen. Yon Dr. Otto Mayr, 
k. Amtsrichter in Rofenheim. 


8 1. Einleitung ; 

$2. Die Quellen für die — 
rechtlichen Beſtimmungen über 
die Stellung der Freden in 
Frankreich 

Die Stellung des abe im 
öffentlihen Rechte Franfreichs 

. Die Stellung des Fremden im 
franzöliichen Privatrechte 


s 5. Schlußbemerkungen 


= 0, 
Die Brauntweinftener:Reform, 


I. Reichsgeleß vom 16. Juni 1895, betr. 
die Abänderung des Branntwein- 
itenergeieges vom 24. Juni 1887 


11. Begründung des Geſetzentwurfs 


Inhalt. 


Seite 


249 
250 


264 


279 
300 


307 


311 


314 
316 
324 


328 


329 


331 
333 


351 
376 


377 
386 





Anlage 1. Statiſtiſche Meberfiht . 
„2. Belaftung des in den 
einzelnen Brennereien erzeugten 
Branntweins mit der Brenniteuer 


Miszellen: 


Zur Statistik des Öfterzeidginden Tabads- 
monopols F 


Die Eiſenbahnen Deutfchlands, Gnalands 
u. Frankreichs in den jahren 1891—93 


Nr. 6. 


Die deutſche Handeldftatiftil. Von K. Wie- 
finger, K. bayer. Oberzollratb, vormals 
Mitglied des Kaiſ. Statift. Amtes 


Regeln für die Werthihäsung der Ein- 
und Ausfuhr des deutichen Zollgebiets 


Verzeihniß der Mitglieder der Sachver⸗ 
ftändigen-ommiltion für die Schäh— 
ung der Cin= und METNTBRER des 
„Jahres 1894 


Verzeichniß der den — — 
der Sachveritändigen-Hommilfion zur 
Schätzung der Ein- und Ausfuhrwerthe 
für 1894 zugetheilten Maarenartifel 


Auszug aus den Protokollen der Sad): 
verltändigen-Sikungen über die Werth⸗ 
feſtſezung für den deutichen Außen 
handel in den Jahren 1892 —1894 


Durchſchnittswerthe für die Ein- und 
Ausfuhr von een und Roggen i im 
Jahre 1894 . 


Einheitswerthe, — für das Jahr 
1894 geſondert nach den einzelnen 
Ländern der Herkunft oder Beſtimm— 
ung von der Gruppe II der Sach— 
verftändigen - —— ‚Teitgeiet 
worden ind BE 





Nr. 7. 


Die deutihe Handelsitatüftil. Bon Kt. Wie- 
inger, N. bayer. Oberzollvath, vormals 


Mitglied des Kaij. Stat. Mich, — 
ſehung und Schluß) . : 
Ginheitswertbe, welche für * Jahr 


1894 geſondert nach den einzelnen 
Ländern der Herkunft oder Beſtimm— 
ung von der Gruppe V der Sach— 
veritändigen = AARSR UM feſtgeſeht 
worden ſind 


Durchſchnittswerthe für bie Ein⸗ und 
Ausfuhr von Pferden im Jahre 1894 
Durchſchnittswerthe für die Ein- und 
Ausfuhr von Mehl ꝛc. im Jahre 1894 


Seite 
403 
411 


412 
414 


417 


438 


443 


446 


449 


468 


481 


Turdichnittämwertbe für die Ein= und 
Ausfuhr von Schafwolle im Jahre 
1 3 1° 7 RE 
Turdidnittswertbe für die Fin= und 
Ausfubr von Gummi im Jahre 1894 


Entwurf eines Geſetzts, betr. die Errichtung 
von Haudwerkskammern. (Dezemb. 1895). 


Begründung . 


Tie Arbeiteinftellungen im Gewerbe: 
betriebe in Oeſterreich während des 
Jahres 1894 . . . 2.2 2 2 9. 

Miszellen: 


Die Unterluchung der mwirthichaftlichen 
Verhältniſſe in 24 Gemeinden des 
Königreichs Bayern rar 
Ergebniſſe der Erhebungen über den 
Stand der Landmwirtbichaft in Würt— 
BEIBDERD N ae le her 
Vie Berihuldung der ländlichen Bevölt- 
erung des Großherzogthums Baden . 
dur ‚Frage der Reinerträge in der Land» 
wirthſchaftt.. . 
Fleiſchlonſum und Fleiſchpreiſe 


> 


Nr. 8. 
Tie Snderitener. 

1. Reichsgeſetz vom 27. Mai 1896, betr. 
Abänderung des Zuderiteuergeießes. 
Reichs-Geſeh-⸗Blatt Seite 109) 

IL Geiegentmurf der verbündeten Re- 
gierimgen nebft Begründung 

1. Im Allgemeinen . 
I. Im Beionderen ; 
Anlage A. Yuder-Statiftif 
für Die Seit von 1871/72 ab. 
Troduftion, Einfuhr, Aus- 
fuhr und Verbrauch 
Anlage B. Preiſe für Zuder 
und Rüben von 1890,91 ab 
IL Beriht der XIV. Kommiſſion des 
Reichstags a 
Beilage I. Berechnung über die 
Höhe der Steuerfäße für Zucker 
bei Zugrundelegung verichied= 
ener Ausfuhr-Zuſchußſätze 
Beilage II. Schätzung der Welt 


produltion von Yuder für 
1895,96 . Er WE 
Miszellen: 


jur deutichen Auswanderungsfrage 





‚Inhalt. 
Seite | Nr. 9. 
Bericht der IX. Kommiſſion des Reiche: 
511 tags über deu Entwurf eines Börfen- 
geießes (vom 26. Mär; 1896), 
514 I. Allgemeine Beitimmungen über 
die Börjen und deren Organe . 
524 II. Feitflellung des Börjenpreifes und 
527 Maklerweiens . — 
III. Zulaſſung von Werthpapieren zum 
Börfenhandel — ee 
538 | IV. Börfenterminhandel 
Nr. 10, 
Beriht der IX. Kommilfion des Reichs— 
547 * über den Entwurf eines Börſen— 
nejeßed (vom 26. März 1896). 
551 IV. Börfenterminhandel (Fortießung) 
V. Kommiſſionsgeſchäft 
565 VI. Straf- und Schlußbeſtimmungen 
569 | Geihäftsbericht des Reichs-Verſicherungs— 
574 amts für das Jahr 1895. 
A. Unfallverfihenung Be 
Ueberſicht über die bei dem Reichs⸗ 
Verficherungsamt in Unfall-Ver— 
iherungsangelegenbeiten eingeleg— 
ten Beichwerden ıc., jowie deren Er: 
ledigung . a een FR 
577 Bergleichendelleberlicht über dieThätig: 
feit des Neichs:Verficherungsamts 
582 Mekursabtbeilung) . . 2... 
588 B. Juvaliditäts- und Altersveriicherung 
594 O. Allgemeine Geichäftsüberficht . 
Berichte über die Thätigleit der Reichs— 
fommiflare für das Auswanderungs: 
608 weien während des Jahres 1895 
1. Die überjeeiihe Auswanderung Deut: 
610 Icher über deutiche Hüfen im Sabre 
BOBD 2 re a 
616 2. Die über deutjche Häfen im Jahre 1895 
beförderten deutſchen und fremden Aus: 
wanderer a a a Ts A 
648 Miszellen: 
Verbältniiie im bayerischen Handwerk . 
649 — 
Nr. 11. 
651 Das deutſche Vereind- und Verſammlungs— 
— recht. Bericht der XIII. Kommiſfion des 





Reichstags vom 29. April 1896 


VII 


Seite 


673 


685 
717 


737 
749 
756 


-] 
I 
or 


772 


782 
787 
797 


798 


806 


808 


810 


817 


VIII 


Anlagen: 


I. Entwurf eines Gefeßes, betr. das 
Vereins und Ver ſammlungsweſen 

I1. Zuſammenſtellung einiger Ver— 

einsgeſeße . 

Zufanmenſtellung der Enticheid- 

ungen des Neichsgerichts, welche 

fich auf die Auslegung der deut- 

ichen Wereinsgeieße beziehen . 

Zufammenftellung der Enticheid- 

ungen des Nöniglich Preußiſchen 

Oberverwaltungs = Gerichts zum 

Preußiſchen Vereins- und Wer: 

Jammlungsrecht u: 

V. Zulammenitellung der Enticheid- 
ungen des Königlich Preußiſchen 
Kammergerichtes zu Berlin zum 
Preußiſchen Vereins und Ver— 
lanımlungsrecht 

Vorläufiger Entwurf eines Ge 
ſehzes, betr. das Vereins- und Vers 
ſammlungsweſen 


Deulſchrift über die Gefhäftsthätigfeit des 
Kaiſerlichen Batentamts in den Jahren 
1893 bie 1895. 


I. Allgemeines 

Il. Batentweien 
III. Gebrauchsmuiter . 
IV. Waarenzeichen 


111. 


IV. 


Nr. 12, 


Dentſchrift über die Geſchäftsthätigleit des 
Kaiſerlichen Batentamts in den Jahren 
1393 Dis 1895, 


IV, Maarenzeichen yortiegung) . 


inhalt. 


Seite | 


829 | 


832 


842 | 


845 


867 
874 


882 
887 | 


897 


Arlagen: 


1. Veberitcht des Umfangs der Ge 
ichäfte in der Zeit vom 1. Juli 
1877 bis zum 31. Dezember 1805 


Zuſammenſtell ung der Einnahmen 
und Ausgaben für die dee 1893, 
1894, 1895 . . 


Hauptüberficht der — 
ertheilten und außer oe⸗ 
tretenen Vatente. 


IV. Neberſicht nach Batenitlaffen 


V. Ueberſicht der ertbeilten Patente, 
der Gebrauchsmuſteranmeldungen 
und eingetragenen RER 
nach Yandesgebieten 


VI. Ueberſicht der Gebrauchsmuiter: 
| Anmeldungen * PETE ge: 
trennt i : 


Nebevficht der — nach 
Waarenklaſſen — * 


| 
| IL. 


III. 


VII. 


VIII. Abgewieſene und zurückgenommene 


Waarenzeichen⸗ Anmeldungen 


Das Reichsgeſetz über den unlanteren Wett: 
bewerb, Bon Nechtsanwalt Dr. Fuld 
in Mainz ae Bean a 


Miszellen: 
Tie Nefrutenprüfungen in der 


| Alphabetiſches Geſammt-Regiſter über dic 
Jahrgänge 1868 bis 1896 der „Annalen“ 


‚ Titel und Juhalt zum Jahrgang 1896 1- 


Schweir 


Seite 


902 


903 


904 
905 


908 


912 


914 


917 


VID 





für Hefeßgebung, Verwaltung und SHtatifik. 
Staatswiffenfhaftlihe Beitfhrift und Materialienfammlung. 


Unter Mitwirkung zahlreicyer Kadymänner 


herausgegeben von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar v. Seydel. 





Verlag von &. Hirth in Münden und £eipzig. 








DHeunundzmwangzigfter Jahrgang. 
1896. | Sährlih 12 Hefte. Abonnementspreis: vierteljährlich 4 Mark. = Alt. 





12 Hefte bilden einen Band, 





Inhalt: 
Zur Geihichte und Neform der preußifchen Seite | Das Recht der Rüdforderung im Gebiete 
Handelstammern. Bon Dr. Reis . . 1. des at öffentlichen Rechtes. Don 
Die Darſtellung der Handelsftatiftit in Dr. W. Gläſſing zu Darmitadt . 
Deſterreich Ungarn, unter vergleichender Die Kondiktionslehre unter vorzugs— 
Serudfihtigung der Vorichriften für die weiſer Werüdjichtigung der neuern 
Teutiche Handelsſtatiſtik. Von C. Wie— privatrechtlichen D) rbeiten . 


iinger, Nail. Regierungsrath in Berlin 26 


Statut der f. f. Permanenzkommiſſion . 
fiir die Handelswerte . . 37 Haupttheil. 
Beihäftsordnung dert. f. Bermanenz- 





Die Natur und der Umfang des Ans 
tommiffion für die Handelswerthe 39 ſpruchs, die formellen. Vorausſetz— 
Lie breußiſche —— vom 7. an ungen jeiner Geltendmachung . 
1853 über eidliche Verſprechen evangel⸗ 
über Offiziere hinſichtiich der religidfen eg — — der 
Erziehung ihrer Kinder. Von — Be 
Thudichum in Tübingen . . 42 Fortſetzung folgt.) 





Seite 


59 


77 


Das Honorar für Originalbeiträge der 


‚Annalen des Deutschen Reiches“ 


beläuft fich wie bisher auf Mk. 64 für jeden erften, auf Mk. 48 
für jeden folgenden Druckbogen einer Abhandlung (platzraubende 
Abdrücke von Materialien werden abgerechnet). 

Abhandlungen volks- und finanzwirthfchaftlichen Inhaltes 
wollen an Herrn Dr. Georg Hirth, München, Abhandlungen ftaats- 
und verwaltungsrechtlichen Inhaltes entweder an den Genannten 
oder an Herrn Prof. Dr. Max v. Seydel, München, Leopoldftrafse 37 
eingefandt werden. 

Die Beantwortung der an die es gerichteten Zu- 
fchriften wird mit thunlicher Befchleunigung erfolgen. 

Im Intereffe der von der Redaktion zu treffenden Dispo- 
fitionen erfuchen wir, gröfsere Beiträge wenn möglich einige Zeit 
vor der Einfendung anmelden zu wollen. 


MÜNCHEN, Dezember 1895. 


Die Verlagshandlung von G. Hirth 
in München & Leipzig. 


* 


f 
r . u 
\ 
\ 
% 
* J * — 


⸗ 


Zur Geſchichte und Reform der preußiſchen 
Handelskammern. 
Bon Dr. Reit. 


Die Errichtung von Dandelsfammern in Deutjchland reicht bis zum An— 
fange des Jahrhunderts zurüd. Bon Frankreich, dem Mutterlande diejer 
Form twirthichaftlicher Vertretung, wurde die Anftitution zunächſt nach den 
bet Beginn des Jahrhunderts unter franzöfiicher Botmäßigfeit ftehenden 
cheiniſchen Gebieten verpflanzt, verbreitete ſich in weiterer Folge über die ge: 
jammte Rheinprovinz und fand vereinzelt auch in den altpreugiichen Landes: 
theilen Eingang. An einer gemeinjamen gejeglihen Grundlage und gleich 
artigen Organiſation ermangelte es diejen im Laufe der eriten Hälfte des Jahr: 
bunderts entitandenen kaufmänniſchen Vertretungskörpern. Die älteren, zur 
Zeit der Fremdherrſchaft begründeten rheinischen Dandelstammern berubten auf 
ftanzöſiſchen Defreten, während die jpäter errichteten Körperichaften gleicher 
Art auf Grund bejonderer, den jeweiligen örtlichen Verhältniſſen angepaßter 
Statute in Wirkſamkeit getreten waren. 

Eine Wandlung diejes ſyſtemloſen Zuftandes jchuf die Verordnung vom 
11. Februar 1848, welche das Handelsfammerwejen in Preußen nach einheit= 
lihen Normen regelte. Als leitender Grundjag wurde hingejtellt, dab für 
jeden Ort oder Bezirk, im welchen wegen bedeutenden Handels oder gewerb- 
lichen Verkehrs das Bedürfnig einer Handelsfammer obwalte, nad) eingeholter 
Köntglicher Genehmigung eine jolche mit der Beitimmung errichtet werden jolle, 
den vorgejegten Provinzial: und Gentralbehörden Berichte über Handels- und 
Öewerbeangelegenheiten zu erjtatten, Wahrnehmungen über den Gang von 
Handel und Gewerbe, wie über die für den Verfehr beitchenden Anjtalten und 
Emrichtungen mitzutheilen und die zur Förderung der Handelsinterejien dien: 
Iihen Mittel zu bezeichnen. 

Wahlberechtigt und damit beitragspflichtig waren diejenigen zur Steuer: 
Kajje der Kaufleute mit faufmänntichen Nechten gehörigen Handel- und Ge: 
werbetreibenden, welche einen bejtimmten, durch Königlichen Erlaß für jeden 
Bezirk bejonders feitzufegenden Gewerbejteuer:Betrag entrichteten, während die 
Wählbarkeit des Weiteren noch an ein Lebensalter von mindejtens dreißig 
Jahren, den fünfjährigen Betrieb eines Handels, Fabrik oder Khedereigeichäftes, 
die Begründung des perjünlichen und geichäftlichen Domizils im Bezirke und 
die bürgerliche Unbejcholtenheit jich knüpfte. 

Dem Wejen der Handelsfammern als ftaatlicher Hülfsorgane entiprechend, 
griff für dieſelben eine weitgehende, amtliche Aufficht Platz, die namentlich im 
Rahlverfahren und auf dem finanziellen Gebiete in die Erjcheinung trat. Die 
Vahlhandlung leitete ein von der Bezirksregierung ernannter Kommiſſar, der 
die Wähler durch Umlaufichreiben zu berufen hatte. Nach beendeter Wahl: 
handlung ging das Protokoll zur Prüfung an die Provinzialregierung, welche 
bet ungültig befundener Wahl die Vornahme eines neuen Wahlaftes anordnete, 
andernfalls aber das Wahlergebniß zur öffentlichen Kenntniß brachte. 

Aanalen bed Deutſchen Reicht, 1896. 1 


2 Reitz: Zur Geichichte und Reform der preußiichen Dandelsfammern. 


Auf wirthichaftlihem Gebiete zeigte ſich eine Mitwirfung der Behörde bei 
der FFeitftellung des Haushaltes und der Bejoldung des Hülfsperfonals. Der 
jür einen dreijährigen Zeitraum aufzuftellende Etat unterlag der Genehmigung 
der Bezirksregierung und blieb des ferneren der gleichen Behörde vorbehalten, 
auf Vorjchlag der Kammer über das Gehalt des Sefretärs, welcher die „Schreib: 
und Regiltraturgeichäfte” zu bejorgen hatte, Beſtimmung zu treffen. 


Der leichteren Verwaltung, wohl auch der größeren Sicherheit halber war 
das Kaſſenweſen der Dandelsfanmern mit demjenigen der Gemeinden verbunden. 
Die im Umlageverfahren eingezugenen Beträge flofien in die örtliche Gemeinde— 
kaſſe, welche inmerhalb der Grenzen des Etats auf Anweiſung der Kammer 
die erforderlichen Zahlungen leiftete. 


Schon nach Verlauf von zwei Jahrzehnten machte ſich in Folge der Um— 
gejtaltungen, welche im Wirthſchaftsleben, insbejondere auf dem Verkehrsgebiete 
ſich vollzogen hatten, das Bedürfniß ciner Nevifion der vorerwähnten Ver— 
ordnung fühlbar.“) Die erhebliche Zahl der einer Aenderung bedürftigen Bes 
jtimmungen, wie die Nothwendigfeit, das Handelskammerweſen der nen er 
worbenen Provinzen mit demjenigen der älteren Zandestbeile auf gleiche Grund: 
lage zu jtellen, liegen den Erla einer einfachen Novelle nicht angezeigt er— 
jcheinen und bewogen die Preußtiche Staatsregierung, eine geſetzliche Neuordnung 
der Materie in die Wege zu leiten. Zu dieſem Behufe ging der Landesver— 
tretung bei Beginn des Jahres 1868 ein Geſetzentwurf zur verfaſſungsmäßigen 
Genehmigung zu, der im Weſentlichen an die Vorſchriften der Verordnung 
vom 11. Februar 1848 ſich anlehnend, über die Wahlberechtigung, die Wähl— 
barkeit, das Wahlverfahren und die Etatsregulirung anderweite Beitimmung 
traf, auch die Neorganijation der bejtehenden Handelstammern nach Maßgabe 
des eingebrachten Gejeges in's Auge fahte. 


Wie bei der zu jener Zeit herrichenden, der jtaatlichen Einwirfung auf 
das Erwerbsleben abgeneigten Richtung zu erwarten jtand, fand der Entwurf, 
der zumächit der Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes für Dandel und Gewerbe 
überwiejen wurde, feine wohlwollende Aufnahme Bon der Anſchauung aus- 
gehend, daß die den Handelsfammern zufallende Aufgabe, die Intereſſen des 
größeren Handels- und Gewerbejtandes zu vertreten und die Staatsregierung 
in der Fürſorge für dieſe Berufsgruppen zu unterjtügen, erfahrungsmäßig 
ihon im Wege der freien Vereinigung ſich wirkſam erreichen laſſe, verneinte 
die Kommiſſion im Prinzipe das Bedürfniß derartiger, zur Vertretung der 
Dandelsinterefjen bejtimmter jtaatlicher Hülfsorgane und lieg fich lediglich aus 
Zwedmäßigfeitsgründen bereit finden, der geplanten Fortbildung der einmal 
eingebürgerten Inftitutton, deren eripriehliche Wirkſamkeit fie nicht zu verfennen 
vermochte, die Zujtimmung zu ertheilen. Getreu der vorerwähnten, das Ein: 
greifen der Legislative in die Wirthichaftsiphäre ablehnenden Tendenz war Jie 
jedoch beftrebt, den Handelsfanımern thunlichht autonome Seftaltung zu jichern 
und bejeitigte zu dieſem Zwecke der Hauptſache nach die aus der Verordnung 
vom 11. Februar 1848 übernommenen, auf das adminiſtrative Aufſichtsrecht 
ſich beziehenden Beltimmungen, in welchen fie nur cine unnöthige jtaatliche 
Bevormundiung erbliden zu jollen vermeinte. 


’, Mergl. Motive zum Gejehe vom 24. Februar 1870 nebit den Stommiifionsberichten 
des Haufes der Abgeordneten vom 14. Februar nud 25. Oktober 1869, und des Herren 
baufes vom 3. Februar 1870, 
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Auf Grundlage des jolchergejtalt amendirten Entwurfes, der jeiner Zeit 
nicht mehr zur Berathung im Plenum gelangte, brachte die Staatsregierung 
in der nächſten Seſſion cine abgeänderte Vorlage ein, welche nach erlangter 
Zuftimmung der gejeggebenden Klörperichaften am 24. Februar 1870 in Straft 
trat umd gegenwärtig die gejegliche Bafis des Handelsfanmerweiens in Preußen 
daritellt. ') 

In Gemäßheit diejes Gejeges bleibt die Errichtung von Handelsfanmern, 
al3 deren wejentliche Aufgabe die Vermittlung der Beziehungen zwijchen dem 
Handelsjtande und der Staatsregierung bezeichnet wird, der Initiative der be 
theiligten Kreije überlajjen, bedarf jedod) der Genehmigung des Handelsminiiters, 
der bei Ertheilung der letzteren auch rücjichtlich der Begrenzung des zu über: 
weijenden Bezirkes an die unterbreiteten Anträge gebunden: if. 

Für das aftive Wahlrecht, welches neben den Kaufleuten den Erwerbs: 
Sejellichaften zufteht, wird als prinzipielle Grundlage die Eintragung in das 
Firmenregiſter gefordert. Um einer übermäßigen Erweiterung des Kreiſes der 
Bahlberechtigten vorzubeugen und im Beihalt der früheren Prarıs die Handels: 
leute mit geringem Betriebe, für welche es bei der ungleichartigen Amvendung 
des Art. 10 des H-G.B. am einem bejtimmten, gejeglichen Merfmalc er: 
mangelt. von dem Wahlrecht und der damit Forreipondirenden Beitragspflicht 
auszuschließen, ijt gleicherzeit die Befugnig nachgelajien, nah Mahgabe der 
örtlichen Verhältniſſe das Wahlrecht neben der Eintragung in das Firmen: 
register noch an eine gewiſſe Höhe der Gewerbeiteuer-Beranlagung zu binden. 
Erjtreckt ijt die Wahlberechtigung, einer früheren Anregung der Landesvertretung 
Rechnung tragend, auf die Bergbautreibenden, objchon diejelben nicht als Stauf- 
iente im Sinne des H. G.B. erjcheinen und demnach die Bedingung der Ein: 
tragung in das Dandelsregijter nicht zu erfüllen vermögen. Für den Ausichluß 
der Kleinbetriebe auf diejem Gebiete des Wirthſchaftslebens trifft die Forderung 
einer bejtimmten Jahresproduftion Borfehr, deren Feſtſetzung im Mindeſtmaße für 
den Eonfreten Fall dem minijteriellen Ermeſſen vorbehalten bleibt. 

Der Kreis der wahlfähigen Perjonen ijt gegen früher durch die Einbezich- 
ung der eingetragenen Bertreter von Aktiengejellichaften, Genoſſenſchaften und 
Bergbauumternehmungen erweitert. Für die Wählbarkeit wird neben den all: 
gemeinen VBorausjegungen der Wahlberechtigung die Vollendung des fünf: 
undzwanzigſten Lebensjahres und die Begründung des ordentlichen Wohnfiges 
im Bezirke als bejondere gejegliche VBorbedingung aufgejtellt. Dagegen ijt, um 
die Wähler in der Ausübung ihres Nechtes nicht zu bejchränfen, von der 
Forderung der Entrichtung eines höheren Gewerbejtenerjages abgejeben und 
damit die Möglichkeit gegeben, beim Vorhandenſein der jonjtigen gejeglichen 
Erforderniife eine Perjönlichfeit in die Kammer zu entjenden, welcher der Ge— 
tingfügigfeit des Betriebes halber das aktive Wahlrecht verjagt ift. 

Im Wahlverfabren, für welches das Geſetz nach hannoverſchem Vorbilde 
die Aupitellung und Auslegung einer Wahlliite als vorbereitende Maßnahme 
vorjchreibt, ift die in dem früheren Nechte vorgejehene amtliche Mitwirkung 
fortgefallen und die Vorbereitung und Leitung der Wahl, wie die Prüfung 
und Bekanntgabe des Ergebniffes ausjchliejlih in die Hände der Kammern 
gelegt. Ingleichen jtcht zu ihrer Kompetenz, über Eimvendungen gegen die Liſte 
oder die Mahl zu befinden, doch bleibt gegen die ergangene Eutſchließung Re— 
furs an den Bezirksausſchuß offen. 


"An einzelnen Buntten jeither abgeändert durch das Zuſtändigkeitsgeſetß vom 1. Aug. 1883. 
1 — 


4 Reitz: Zur Geichichte und Reform der preußiichen Handelskammern. 


Auf finanziellem Gebiete erjcheint die bei der Kommifjionsberathung er— 
itrebte unabhängige Stellung durchgeführt. Nach Maßgabe des Geſetzes be— 
ichließen die Kammern über den zur Erfüllung ihrer Aufgabe erforderlichen 
Aufwand, der im Umlageverfahren auf die gewerbejtenerpflichtigen Wahl: 
berechtigten aufzubringen it und ordnen ihr Kaſſen- und Nechnungswejen in 
jelbjtändiger Weile. Eine Schranfe findet das Beiteuerungsrecht der Kammern 
nur in der gejeglichen Bejtimmung, welche die Erhebung eines den Betrag 
von zehn Prozent der Handelsgewerbejteuer überjteigenden Zuſchlages an die 
minijterielle Genehmigung bindet. Um aber den Wählern die Kontrole der 
Finanzgebahrung zu ermöglichen und damit einer ettwaigen Neigung, bei Be— 
mejjung des Aufwandes das Maß des Nothwendigen zu überjchreiten, thunlichit 
entgegen zu wirken, iſt gleicherzeit die Deffentlichfett der Etatsaufitellung und 
der Rechnungslegung angeordnet. 

Auf Grundlage diejes Gejeges beitehen in Preußen zur Zeit 74 Handels— 
fammern. Der privaten, zumeiſt durch örtliche Intereſſen beeinflußten Initiative 
entjprungen, weiſen diejelben nach Umfang und Bedeutung der Bezirke große 
Mannigfaltigfeit auf und lafjen eine gleichmäßige Verbreitung über das Staats— 
gebiet vermijjen. Die jchwächjte Fortbildung der Inftitution zeigen die öftlichen 
Provinzen, welche nur wenige Handelsfammern zählen, während in den weſt— 
lichen Landestheilen die jtärfere Entwidlung der wirtbichaftlichen Verhältniſſe 
zu der Errichtung zahlreicher faufmännijcher Vertretungsförper geführt hat. 

Neben den Dandelsfammern find die gleichartigen Zwecken dienenden fauf- 
männiſchen Korporationen in Wirkſamkeit geblieben. Im Anfange der zwanziger 
Jahre auf Grund bejonderer Statute in das Leben getreten, erjcheinen die— 
ſelben zunächſt als Zwangsinnungen, an deren Zugehörigkeit das örtliche Recht 
zum Betriebe faufmänniicher Gewerbe jich Enüpfte. Eine Aenderung der recht: 
lichen Stellung trat ein mit der Einführung des Allgemeinen Dandelsgejch- 
buches, welches die Eigenjchaft eines Kaufmannes und den Genuß der fauf- 
männiſchen MNechte allen Perjonen zubilligte, welche gewerbsmäßig Handels: 
geichäfte betreiben. In Durchführung dieſes Prinzipes jegte das Einführungs- 
gejeh vom 24. Juni 1861 Die privatrechtlichen Vorjchriften der erwähnten 
Statute, insbejondere diejenigen Beltimmungen, welche die kaufmänniſchen Rechte 
von dem PBeitritte zu der faufmännischen Klorporation des Ortes abhängig 
machten, außer Kraft und wandelte damit die Korporationen in Intereſſen— 
vertretungen um, deren Urganijation, im Gegenjage zu den als Zwangskörper— 
ichaften jich darjtellenden Dandelöfammern, auf der Grumdlage des fremvilligen 
Beitritts ſich aufbant.') 

In weſentlich anderer Art hat Bayern die wirtbichaftliche Intereſſen— 
vertretung geregelt. Während in Preußen, wie oben gezeigt, die Staats— 
verwaltung auf dem in Nede ftchenden Gebiete von jedem jelbftändigen Ein— 

reifen abjicht und die Frage der Bildung und räumlichen Ausdehnung der 
anbaltonmien: zur Entjchließung der betheiligten reife veritellt, Schreibt das 
bayeriſche Necht die Errichtung von kaufmänniſchen und gewerblichen VBertretungs- 
fürpern für das geſammte Staatsgebiet in dispofitiver Were vor und Ichnt 
die Vegrenzung der Vezirfe derart an die politische Gliederung des Staates 
an, dat für jeden der vorhandenen acht Negierungsbezirfe die Schaffung einer 

" Kaufmännische Korporationen beiteben in acht Städten des älteren preußiichen Staats— 
gebietes. Tazu tritt das eigenartig geitaltete, jeit dem 24. September 1738 in Wirfiamfeit 
befindliche Kommerz-Kollegium in Altona. 
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Vertretung der gedachten Natur angeordnet wird. Nach Maßgabe des vor- 
bandenen Bedürfnifjes fünmen daneben auf Antrag der Betheiligten örtliche 
Unterverbände — Bezirksgremien für Handel und Gewerbe — mit minijterieller 
Genehmigung gebildet werden, welchen die Wahrung der lofalen Intereſſen 
obliegt und deren Abtheilungs-BVorjigende dem wirthichaftlichen Bertretungs- 
förper des Negierungsbezirfes als auswärtige Mitglieder angehören.') 

Ein weiterer Gegenjag zum preußijchen Rechte zeigt ſich in der Einbezich- 
ung des Handwerkes. Schon die Verordnung vom 27. Januar 1850 hatte 
für Diejenigen Städte und Bezirke, in welchen wegen erheblichen gewerblichen 
und fommerziellen Verkehrs das Bedürfnig der wirthichaftlichen Vertretung 
vorlag, die Errichtung von Handels- und Gewerbefammern vorgejchrieben, 
welche die Erwerbsgruppen der Gewerbe, der Fabriken und des Handels 
umfaljen und aus drei jtändigen Abtheilungen, dem Geiwerberath, Fabrikrath 
und Dandelsrath bejtehen jollten. An die Stelle dieſer Dreitheilung ſetzte Die 
Verordnung vom 20. Dezember 1868 die Zweitheilung der zu einer gemein- 
jamen Körperſchaft vereinigten Vertretung, die fortan in zwei Abtheilungen, 
die Handelsfammer für Handel und Fabriken, und die Gewerbefanmer für 
die übrigen Gewerbe fich gliederte und für welche alle Gewerbetreibende wahl- 
berechtigt waren, die am Sipe der Kammer eine Handlung, eine Fabrik oder 
ein jonjtiges Gewerbe jelbjtändig leiteten. Angeſichts der Schwierigkeit, an der 
Hand diejer gejeglichen Bejtimmung den Kreis der für jede Abtheilung ſtimm— 
berechtigten PBerjonen genau zu umgrenzen und insbejondere die fontroverje 
Stellung des Kleinhandels zu regeln, jind für die Wahlfähigfeit in neuerer 
Zeit beitimmte äußere Merkmale aufgeltellt worden. Neben dem Betriebe eines 
zur Gewerbejteuer veranlagten Gewerbes am Site der Kammer erfordert die 
Verordnung vom 25. DOftober 1889 für die Wahlberechtigung zur Handels 
abtheilung die Eintragung im das Firmenregiſter, für die Wahlfähigfeit zur 
Gemwerbeabtheilung die Entrichtung eines Mindeitiages der Gewerbejteuer, der 
je nach der Größe der in Betracht fommenden Orte zwijchen 5 und 3 Marf 
ſich bewegt. 

* Abweichend von dem in Preußen feitgehaltenen Grundjage, die Aufbring- 
ung der erforderlichen Mittel den Handelskammern zu überlajjen, iſt eine jtaat- 
liche finanzielle Beihülfe vorgejehen, welche in der Form von Zuſchüſſen aus 
Kreis- und Zentralfonds für Indujtrie erfolgt. Zur Dedung des verbleibenden 
Iheiles des Aufwandes werden die Wahlberechtigten, im Bedürfnißfalle auch 
die Bezirfögremien, mit Beiträgen herangezogen, welche in Gemäßheit der von 
der Kreisregierung bejtimmten Vertheilungsgrundjäge von der Kammer aus 
geichrieben und nach erfolgter amtlicher Genehmigung der Hebelifte der Negel 
nad) von der Kammer erhoben werden. Leber die jtattgehabten Einnahmen und 
Ausgaben ift der genannten Behörde alljährlich Nechnung zu legen, umd bei der 
Prüfung insbejondere die ordnungsmähige Verwendung der aus öffentlichen Fonds 
bewilligten, twie der im Wege der Beiteuerung aufgebrachten Mittel feitzuftellen. 

uf die innere Wirkſamkeit der Kammern hat die bayerische Regierung jich 
einen gewiffen Einfluß gewahrt durch die Beſtellung von Kommifjaren, welche 
den Sigungen in der Kegel beizumohnen haben und jederzeit das Wort zu er: 


') Die gegenwärtige Geitaltung der bayeriichen Handels und Gemerbetammern beruht 
auf der Verordnung vom 20. Dezember 1868. An die Stelle der letzteren ift feither die 
Verordnung vom 25. Oktober 1889 getreten, die insbeiondere die Bedeutung der Bezirks— 
gremien zu beben beabjichtigte und über die Regelung des Wahlrechtes andermweite Be— 
Kimmung trifft. 
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greifen berechtigt find.') Durch dieſe Maßnahme wird eine ftete Fühlung zwiſchen 
Staatsverwaltung und Kanımer vermittelt umd der erſteren die Möglichkeit 
gegeben, ihre Anſchauungen im Schooße der Körperjchaft jelbit darzulegen und 
nöthigen Falls einer unzutreffenden Auffaſſung der Sammer rechtzeitig ent- 
gegen zu treten. 

Was den Gejchäftsfreis anlangt, jo ericheint derjelbe, mit dem Wirkungs— 
freije der preußiichen Dandelsfammern verglichen, in jo fern weiter, als den 
bayerischen Vertretungsförpern eine bejchränfte Mitwirkung bei der Vorbereitung 
derjenigen Gejege und Verordnungen zugeitanden ist, welche das wirtbichaft- 
liche Gebiet berühren. Im preußiichen Gejege vom 24. Februar 1870 er- 
mangelt e8 an einer gleichartigen Zuficherung. Durch die Nichtaufnahme jolcher 
allgemeinen Beitimmung wollte die preußiiche Negierung ſich die Befugniß 
wahren, zur gutachtlichen Aeußerung über wirthichaftliche Angelegenheiten nur 
diejenigen Dandelsfammern heranzuziehen, bei denen jie ein bejonderes Intereſſe 
zur Sache und ein auf Erfahrung gegründetes jachgemähes Urtheil vorausjegen 
zu dürfen glaubte.) Achnliche Zweitel an der allgemeinen Qualififation der 
wirthichaftlichen Bertretungsförper jcheinen auf bayeriicher Scite nicht vorgewaltet 
zu haben. Die Verordnung vom 20. Dezember 1868 bejtimmte, daß die Handels- 
und Gewerbefammern bei jeder wichtigen Angelegenheit, welche Handel und 
Gewerbe betrifft, in der Negel zu hören jind und die Verordnung vom 
25. Oftober 1889 hat diefe Zuficherung erneuert, wenn ſchon jie durch die 
redaftionelle Aenderung „ſoweit thunlich“ der Staatöverwaltung für die Ent- 
jcheidung der Frage, ob eine Anhörung der Kammern im fonfreten Falle ans 
gezeigt erjcheint, größere Bewegungsfreiheit gewährt. 

In den Grundzügen mit der bayerijchen S nitihution übereinjtimmend, jedoch 
wejentlich freier geftaltet, jtellt die wirtbjichaftliche Vertretung Sachjens ſich dar. 
Auch in diefem Staate ift der obligatorische Charafter der Einrichtung durch- 
geführt und die Einbeziehung des Kleingewerbes in den Rahmen der Organi- 
jation angeordnet. Das Gewerbegejeg vom 15. Oftober 1861 verfügte die 
Errichtung von Handels und Gewerbefammern an den „als Mittelpunfte der 
Gewerbe oder des Handel dazu geeigneten Orten“ und das Gejeh vom 
23. Juni 1863 hat dieſe Vorjchrift mit dem Hinzufügen bejtätigt, daß Sit, 
Bezirf und Mitgliederzahl im Wege der minifteriellen Verordnung feitgejtellt, 
auch gleicher Zeit darüber Beitimmung getroffen wird, ob Dandelsfammer und 
Gewerbefammer getrennte Ktollegien bilden oder vereinigt thätig jein jollen. 
Auf Grund diejer gejeglichen Normen und der zu demjelben ergangenen Aus- 
führungsverordnungen bejtehen für das jächjiiche Staatsgebiet zur Zeit fünf 
Handels und Gewerbefammern, deren Abtheilungen in ihrer Wirkſamkeit als 
gemeinjame Körperjchaft ericheinen. Eine Ausnahme greift für Leipzig Platz, 
wo die Sonderung der Dandelsfammer von der Gewerbefammer geboten er: 
jchien, um der erjteren die Stellung eines örtlichen Handelsvoritaudes verleihen 
zu können. 

Für Wahlfähigfeit und Wählbarfeit galt bis in die neuere Zeit als 
äuberes Merkmal die Höhe der entrichteten Gewerbejteuer. Nach 8 17 des 
Gejeges vom 23. Juni 1868 waren jtimmberechtigt und wählbar zur Handels: 
fammer die dem Bezirfe mit dem Site ihres Gejchäftes angehörigen männlichen 





" Weiter noch geht die ſtaatliche Theilnahme an den Kammerverbandlungen in Frank— 
reich. Hier regen Präfeft und Ilnterpräfeft von Amtswegen der Hammer ala ſtimm— 
berechtigte Mitglieder an und führen den Vorſiß in den Sikungen, welchen fie beimohnen. 

7, Motive zum Gejeh vom 24. Februar 1870. Zu 88 32—35. 
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Berjonen, welche als Kaufleute oder Fabrifanten mindejtens 10 Thaler ordent— 
licher Gewerbeiteuer entrichteten, während die gleichen Befugniſſe für die Ge 
werbefanmer allen Gewerbetreibenden des Bezirkes zujtanden, welche als Kauf— 
[cute und Fabrifanten zu einem geringeren, im Mindejtbetrage auf die Summe 
von einem Thaler abgeituften Steuerjage veranlagt oder, falls jie den genannten 
Erwerbsgruppen nicht angehörten, im ©ewerbejtenerfatajter mit mindejtens 
einem Thaler angejegt waren. Nach der Bejeitigung der Gewerbeiteuer durch 
Geſetz vom 2. Augujt 1878 ijt an die Stelle der legteren für den Wahlcenjus 
das ım Ortsfatajter eingetragene Einfommen in der Art getreten, daß Stimm- 
berechtigung und Wählbarfeit für die Handelsfammern an ein Einfommen von 
über 1900 Marf, für die Gewerbefammern an ein jolches von iiber 600 Marf 
ih müpft.') Der Eintragung in das Handelsregiter ift ein Einfluß auf die Ab- 
grenzung der zur Handelsfammer wahlberechtigten Perjonenkreije nicht beigelegt.?) 
Wennihon in analoger Weije, wie in Bayern, ein Theil des erforder: 
lichen Aufwandes aus öffentlichen Mitteln bejtritten wird, it doch von einer 
amtlichen Beaufjichtigung der Finanzwirthichaft abgejehen. Zur Dedung der 
Koften erhält jede Kammer aus der Staatsfafje einen auf das Staatsbudget 
zu bringenden feiten Zuſchuß und bleibt ihr überlafien, den verbleibenden 
Theil des Bedarfs im Wege der Beltenerung der wahlberechtigten Gewerbe: 
treibenden aufzubringen. Die Höhe der auszujchreibenden Beiträge wird durch 
Kammerbeſchluß fejtgejtellt, der feiner jtaatlichen Genehmigung bedarf, und 
über die Verwendung der Gelder lediglich öffentlich Rechnung gelegt. 
Gleichwie Bayern anerfennt Sadjen im Brinzipe die Verpflichtung der 
Staatsverwaltung, bei wirthichaftlichen Fragen größerer Bedeutung jeinen 
Handels- und Gewerbefammern Gelegenheit zur gutachtlichen Aeußerung zu 
geben. Allerdings ift auch hier durch die Einfügung der Klauſel „joweit es die 
Verhältnifje irgend geitatten“?) der Negierung ein gewifjer Spielraum gelafjen 
und ein Anjpruch der Kammern, in jedem Falle gehört zn werden, ausgejchlojien. 
Abgejehen von den freien Städten, in welchen die Handelsfammern einen 
Theil der Staatsverwaltung bilden und Obliegenheiten zu erfüllen haben, die 
über den Rahmen einer Interefjenvertretung hinausgreifen,*) it in den übrigen 
bedeutenderen Bundesjtaaten das Handelstammerwejen im Wejentlichen nach 
preußiſchem Borbilde gejtaltet.’) Ueberall erjcheinen die Handelsfammern als 
freigewählte Organe des größeren Handels und Gewerbeftandes, dejjen Wahl: 
berechtigung auf der Grundlage der Eintragung in das Handelsregiiter berubt.®) 


Mit Rüdficht auf den jeit 1878 geluntenen Werth des Geldes ift in neuerer Zeit 
in Anregung gebracht, den Betrag von 2500 Markt Eintommen aus Handel und Gewerbe 
als Grenze zwiichen Handeläfammer und Gemwerbelammer an Stelle der jeitherigen Grenze 
von 1900 Mark zu jeben. 

2) Als Gigenthümlichteit des ſächſiſchen Gefehes darf hervorgehoben werden, daß für 
die Wahlen indireftes Verfahren vorgeichrieben it. 

”, Gejeg vom 283. Juni 1868, 3 17, Nr. 12a, 

) Meben den Handelstammern beiteben in den freien Städten gelonderte Gewerbefammern 

° Die Errichtung der Handelstammer, die Feſtſtellung der Site, Bezirke und Mit 
gliederzabl ift in Württemberg, Baden und Heilen der minilteriellen Genehmigung vorbe- 
balten. In Braunichweig und Anbalt it die Bildung je einer in der Yandeshauptitadt 
teiidirenden, 24 Mitglieder zäblenden Hammer für das Staatsgebiet geſetzlich verfügt. 
Baden, Braunfchweig und Anhalt haben ihren Kammern Slorporationsrechte beigelegt. 

°) Daneben begründen Württemberg und Baden Wahlrecht und Beitragspflicht auf 
die Gemerbeiteuerpflichtigfeit, Braunichweig auf die Veranlagung zur Gemerbeiteuer im 
Mindeitiage von 30 Marl, Heilen auf die Zugehörigkeit zu einer der vier eriteren Klaſſen 
der Gemwerbeiteuer, Anhalt auf die Veranlagung zur Haffificirten Einftommenfteuer mit einem 
Eintommen von mindeltens 3000 Mart. 
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Nur für die den Namen „Handels- und Gewerbefammern“ tragenden württem- 
bergijchen Bertretungstörper iſt das legtere Prinzip nicht ſtrenge durchgeführt. 
Für dieſe Körperjchaften, welche gleich den reinen Handelsfammern vorwiegend 
in den Dienjt der Grohbetriebe gejtellt jind, wenn auch „die Wahrnehmung 
der bejonderen Intereſſen des Kleingewerbes jchon vermöge des Zulammen: 
hanges, der zwiichen der großen und feinen Induſtrie beſteht, in den Bereich 
ihrer Thätigfeit rällt“, jtellt das Gejeg vom 4. Juli 1574 zwar als regel- 
mäßige Worausjegung des Wahlrechtes die Regiſtrirung der Firma auf, ge— 
ſtattet daneben aber dem Minderkaufmann und dem Handwerker, im Wege 
der freiwilligen Anmeldung zur Wahllifte den Kreiſe der ſtimmberechtigten 
Perſonen beizutreten. Eine Einwirkung auf die innere Urganijation der 
Kammern, wie fie in Batern und Sachien ſich zeigt, ijt diejer fafultativen Zus 
lafjung des Kleingewerbes nicht beigelegt. Es finden weder getrennte Wahlen 
jtatt, noch it eine Scheidung in Abtheilungen nach Großbetrieben und Klein— 
betrieben vorgejehen. Die mwürttembergiichen Handels: und Gewerbefammern 
ericheinen demnach als einheitliche, aus Gejanumtwahlen hevvorgegangene Körper: 
ichaften, in Denen Die Eleineren Gewerbetreibenden, wenn gleich ihnen nicht, 
wie bei den einfachen Handelsfammern, der Zugang verjchlojien bleibt, Doch 
einer gefonderten, auf Wahrnahme der jpeziellen Intereſſen abzielenden Ver: 
tretung entbehren. 

Auf finanziellem Gebiete bildet die Aufbringung der Koſten durch Belteuer- 
ung der Wahlberechtigten die Negel. Eine Ausnahme zeigt Anhalt, welches 
aus Staatsmitteln eine jährliche Beihülfe im Höchitbetrage von 6000 Marf 
gewährt. Der Ueberweiſung des Aufwandes anf die Wähler entjpricht die 
autonome Geſtaltung des Finanzrechtes. Gleichwie in Preußen, ijt auch in 
den genannten Bundesjtaaten die Feititellung des Etats den Kammern über: 
laſſen) und bedarf es einer Ermächtigung von Seiten der Negierung nur für 
den Fall, dal die zur Beitreitung des Aufwandes ausgejchriebenen Beiträge 
eine gewiſſe Grenze überschreiten. Als jolche Grenze bezeichnet Württemberg 5°/,, 
Braunjchweig 12°), der Gewerbefteuer; Baden und Anhalt verfügen Einholung 
der Genehmigung, wenn die Beichaffung des Aufſwandes mehr als "/uooo Der 
im Bezirfe veranlagten Gewerbeiteuerfapitalien, bez. mehr als eine Einheit der 
zu entrichtenden klaſſifizirten Einfommenfteuer erfordert. 

Als allgemeiner Wirfungstreis wird durchweg im Anichluffe an das 
preußtjche Gejeg vom 24. Februar 1870 die Wahrnehmung der Geſammtintereſſen 
der im Bezirfe anſäſſigen Handel: und Gewerbetreibeuden,’) wie die Unter: 
jtügung der Behörden in der Förderung von Handel und Gewerbe bezeichnet. 
Eine Verbindlichkeit der ſtaatlichen Organe, zu jolchem Behufe die Mitwirkung 
der Kammern in Anjpruch zu nehmen, it nicht ausgeiprochen. 

In dem Deutjchen Handelstage haben die Handelsfammern im Wege der 
freien Vereinigung ſich eine gemeinjame Vertretung gejchaffen.”) Als preußiſcher 
Handelstag im Jahre 1860 gegründet und auf Anregung des badijchen Dandels: 
tages im folgenden Jahre zum deuiſchen Verbande erweitert, verfolgt er den 
Zwed, die Intereſſen des deutjchen Handels: und Induitrieitandes zur Geltung 
zu bringen und läht die Handelskammern und Handelöorgane, wie die den 

Y) Anders nur Heilen, welches ministerielle Genehmigung des von der Kammer zu 
entwerfenden Woranichlages vorichreibt. . 

Braunſchw. Geile vom 19. März 1890 S 2: „Dandel- und Großgemwerbetreibenden“. 

» Daneben beiteben als beiondere Landesverbände der badiidie und der heſſiſche 
Handelstag. 
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wirtbichaftlichen Interejien weiterer Bezirfe dienenden faujmärmiichen und in— 
dujtriellen Vereine im Neiche zur Mitgliedichaft zu. Als Organe des Handels: 
tages ericheinen die Plenarverjanmlung, der bleibende Ausſchuß und der Vor: 
itand des Ausſchuſſes. Die aus den Delegirten der zugehörigen Körperſchaften 
beitehende Plenatverjammlung tritt der Negel nach in jedem zweiten Jahre 
zur Berathung auf Grundlage der vorbereiteten Tagesordnung zuſammen und 
votirt nach Körperjchaften, deren Stimmrecht nach den Beitragsklaiien ſich ab» 
jtuft. Dem Ausjchnije liegt ob, die vom Plenum gefabten Beſchlüſſe auszu: 
tühren, die nächjte Plenarverfammlung vorzubereiten umd in dringenden Fällen 
die Intereffen der Gejammtheit zu wahren. Dem Borftande find die gleichen 
Angaben dem Ausſchuſſe gegenüber zugewiejen, welche dem legteren dem Plenum 
gegenüber zufallen'). 

Wenngleich der Handelstag als Organ eines größeren Theiles des deutichen 
Handels: uud Induftrieftandes für jeine Bejchlüffe eine weitgehende Beachtung 
beanipruchen darf und thatjächlih auf die gejegliche Negelung einer Neihe 
wichtiger, wirthichaftlicher Fragen wejentlichen Einfluß geübt hat, jo bleibt ihm 
doch als einer freien, der jtaatlichen Anerfennung entbehrenden Bereinigung 
ein unmittelbarer Antheil an der wirtbichaftlichen Gejeggebung verjagt. Ein 
Anſpruch, bei der Vorbereitung legislativer Maßnahmen gebört zu werden, it 
nach Yage der Sache ausgejchlojjen ; die Einholung jeiner Meinungsäußerung 
jtcht zum freien Ermejjen der Neichsgewalt, der auch die Würdigung der etwa 
erforderten Gutachten überlajien bleibt. Bei dem Mangel einer anderweiten, 
mit mehr umfajjenden Befugniſſen ausgeitatteten wirtbichaftlichen Zentralitelle 
legte Dieje unzureichende Stompetenz des Handelstages bald die Beſorgniß nabe, 
dag wichtige, das Wirthichaftsleben berührende Beltimmungen ohne ausreichende 
Information der maßgebenden Stellen getroffen werden möchten umd zeitigte 
in weiteren Streifen den Wunjch nach Errichtung eines jtändigen, dem conseil 
superieur du commerce, de l’industrie et de l’agrieulture nachgebildeten 
techniſchen Beirathes der Regierung. 

Nachdem ein dahingehender Antrag bereits in der Ausſchußſitzung des 
Handelstages vom 22, Oftober 1877 eingebracht worden war,?) zog der leßtere 
auf Anregung einer größeren Zahl jeiner Mitglieder in der am 30. Oftober 1878 
zujammengetretenen, achten Plenarverſammlung die Angelegenheit in den Kreis 
jemer Berathung. In der Verſammlung ſtanden jich zwei Anſchauungen gegen: 
über, deren Anhänger nad) den Gruppen der Schußzöllner und Freihändter, 
die zu jener Zeit im Schofe des Handelstages um die VBorherrichaft rangen, 
ſich ſchieden. Unter dem Hinweis auf die Wirkjamfeit des conseil superieur, 
der Frankreich die Stetigfeit jeiner wirthichaftlichen Entwidlung verdanfe, 
befürwortete die erite Gruppe die Einjegung eines volfswirthichaftlichen Senates, 
der aus Vertretern des Handels, der Induftrie, der Landwirthſchaft, des Ver: 
fchrivejens und aus höheren Beamten der betheiligten Reſſorts bejtehend, ale 
begutachtender, jtaatlich anerfannter Beirath in wirtbichaftlichen Fragen dienen 


') Beichluß der 15. Plenarveriammlung vom 12. Mär; 1886. . 

* Non dem Vorfigenden der Handelstammer Barmen, Medel. An Folge dieies An- 
trages trat eine Ausſchußkommiſſion mit dem Zentralverband Deutſcher Induſtrieller in Ver— 
bindung und einigte man fich dabin, die Errichtung eines aus Telegirten des Dandelstages, 
des Zentralverbandes D. J. und des Yandmirtbichaftsratbes zufammengejegtem Kollegium 
in Vorſchlag zu bringen. Won der Konſtituirung follte die Regierung benachrichtigt und zur 
Theilnahme an den Berathungen und Beichlüiien eingeladen werden. — Tie Abweichung 
diefes Vorjchlages von dem geitellten Antrage, der die Giniegung einer Behörde forderte. 
welche von der Negierung gebört werden müſſe, liegt auf der Hand. 
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und theil3 aus faiferlicher Ernennung, theil8 aus Wahlen der genannten drei 
Berufsklajfen hervorgehen jollte. Eine derart organifirte Behörde werde, ſo 
wurde ausgeführt, Durch Die genaue Kenntniß der thatjächlichen Verhältniſſe 
und die Ausgleihung der Sonderinterefien der einzelnen Erwerbszweige die 
Geſetzgebung in allen, das wirtbichaftlihe Leben des Neiches berührenden 
ragen in wirfjamer Weiſe fördern uud gleicherzeit durch die Theilnahme der 
zugehörigen Beamten die Gewähr für eine ausreichende Würdigung der von 
der Negterung vertretenen Geſichtspunkte zu bieten vermögen.') 

Im Widerjpruch mit diefer Anjchauung verneinte die freihändferijche 
Gruppe, welche von der geplanten Eimrichtung eine Stärfung des ohnehin 
überwiegenden Einflufjes der jchußzöllneriichen Großindujtrie und cin weiteres 
Zurückdrängen des Handels befürchtete, das Bedürfniß eines derartigen, nach 
dem Vorbilde des conseil superieur mit amtlicher Eigenjchaft ausgeitatteten 
Zentralorgans. Man war bier der Anficht, dan die Beichaffung der zur In— 
formation der gejeggeberischen Faktoren dienenden thatjächlichen Unterlagen 
das woejentlichite Attribut eines jachverjtändigen Beirathes bilde und von der 
Einfügung des legteren in den Behördenorganismus der dadurch gefährdeten 
Selbjtändigfeit halber abzujehen jein werde. Für die Erfüllung der danach 
zufallenden Aufgabe auf dem Gebiete des Handeld und der Gewerbe cerblidte 
man in dem Handelstage jelbit Das geeignete Organ, während man auf land» 
wirthichaftlichem Gebiete die gleichen Obliegenheiten dem Landwirthichaftsratbe 
zugewiejen jehen wollte.) 

Bei der Abjtimmung unterlag die letztere Anjchauung, und wurden der 
Antrag der jchugzöllnerischen Gruppe, gleichwie zwei weitere Anträge, welche, 
wenn auch in den Einzelheiten auseinandergehend, doch der Errichtung eines 
voltswirtöichaftlichen Scnates im Prinzipe beitraten, mit wechjelnden Majori— 
täten „angenommen. ) 

Dieſer Mehrheitsbeſchluß des Handelstages fand bald, wenn auch nur für 
Preußen, ſeine Verwirklichung. Bon der Erwägung geleitet, daß beim Mangel 
einer Stel, welche zur jachverftändigen Kritik der Geſetzentwürfe berufen jet, 
die Staatsleitung das zur Uebernahme der Verantwortung erforderliche Map 
der Sicherheit nicht zu gewinnen vermöge, hielt die preußijche Negierung die 
Bildung eines Zentralorgans für geboten, welches den durch die wirtbichaftliche 
Gejeggebung in erfter Linie betroffenen Kreiſen die Möglichkeit gewähre, über 
Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Anordnungen jich zu äußern ımd in 
ausgleichendem Zuſammenwirken Die gemeinjamen und bejonderen Intereſſen 
von Handel, Gewerbe und Landwirtbichaft Durch freie Meinungsäußerung wahr: 
zunchmen.‘) In Ausführung diejes Gedanfens rief Die Verordnung vom 
17. November 1880 für Preußen einen 75 Mitglieder zählenden, in die Sek— 
tionen des Handels, des Gewerbes und der Land- und Forſtwirthſchaft ſich 


') ) Antragiteller: Verein zur Wahrung der gemeinſamen wirthſchaftlichen Intereſſen im 
Rheinlande und Weſtfalen zu Düsleldorf (Bueh. 

a Antragiteller: Allgemeiner Medlenburgiicher Handelsverein Witte). 

°); Der eine dieſer Nebenanträge jtimmte im Wejentlichen mit den Düfſeldorfer Antrage 
überein, wahrend der zweite im Kompromißwege dem Dandelstage einitweilen die Kigenichaft 
eines itaatlich anerfannten, volkswirtbichaftlichen Zentralorgans zuerfennen wollte. 

Zur Wlinderbeit zählten die Seeitädte und die überwiegende Jaht der größeren Handels— 
pläße. Wei der Würdigung des Ergebniſſes der Abſtimmung iſt in Betracht zu ziehen, daß 
nach den zu jener Zeit geltenden Satzungen des Handelstages jeder Hörperichaft, obne Rüd- 
ficht auf Größe und wirtbichaftliche Bedeutung, eine Stimme zuftand. 

* Mede des Neichstanzlers bei Gröffnung des V-W.-R. am 28. Januar 1881. 
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theilenden Volkswirthſchaftsrath mit der Beſtimmung in das Leben, über Ent— 
würfe von Geſetzen und Verordnungen, welche wichtigere Intereſſen von Handel 
und Gewerbe, Land- und Forſtwirthſchaft berühren, wie über die auf den Erlaß 
derartiger Gejege und Verordnungen bezüglichen Anträge und Abitimmungen 
Preußens im Bundesrathe jich qutachtlich auszujprechen. Die Ernennung von 
dreißig Mitgliedern, darumter mindeitens fünfzehn Angehörige des Handwerker— 
und Arbeiteritandes, blieb der Krone vorbehalten; behufs Auswahl der übrigen 
Mitglieder war den betheiligten Bernfsklaffen ein nach Provinzialverbänden 
auszuübendes Präjentationsrecht in der Weile zugeitanden, daß die Handels: 
fommern und faufmänmiichen Korporationen jechzig, die landwirtbichaftlichen 
Vereine dreißig Perſonen bezeichneten, aus deren Zahl die Reſſortminiſter je 
fünfzehn Vertreter de8 Gewerbes, des Handels und der Land: nnd Forſtwirth— 
ihaft der Strone zur Berufung im Vorschlag zu bringen hatten. 

Wie zu erwarten war, befriedigte dieje Inftitution, deren ungejäumte Aus: 
dehnung auf das Neich geplant wurde,') nach feiner Seite. An Stelle des 
eritrebten, zum größeren Theile aus direkter Wahl der Intereſſentenkreiſe hervor: 
gegangenen Organs, deſſen berathende Stimme dic Negierung in allen wirt: 
ihaftlichen Fragen zu hören verpflichtet jein jollte, jah man eine von der Exe— 
futive berufene Körperichaft, auf deren Zujammenjegung den bürgerlichen Er— 
werbögruppen nur ein beichränfter Einfluß zuſtand und die demnach faum be 
anipruchen durfte, ala Vertreterin der wirklichen Meinung jolcher Gruppen zu 
eriheinen. Dazu traten die Berjagung jeglicher Initiative und die eng begrenzte 
Kompetenz, welche die Entjchliegung darüber, ob und wieweit der Volkswirth— 
ihaftsrath zu befragen jein werde, lediglich der Negierung anheimgaben, um 
das ohnehin geringe Vertrauen in die Leiſtungen der neuen Schöpfung noch 
mehr zu mindern. Bei jolcher in weiteren Streifen berrichenden Anjchauung 
fonnte nicht überrajchen, daß der Neichstag, der zudem vom Volfswirtbichafts: 
rathe eine Schmälerung jeiner eigenen Befugniſſe befürchtete, durch Verweigerung 
der geforderten Mittel die Erweiterung zur Neichsinftitution ablehnte?) und 
damıt die Einrichtung jelbjt in ihrer Grundlage erichütterte. Zwar bielt die 
preugiiche Regierung, obſchon auch das Haus der Abgeordneten in jeinen Sit: 
ungen vom 20. Februar und 7. März 1883 die für Neilefoiten und Tage: 
gelder der Mitglieder auf das Budget übernommene geringfügige Summe von 
M. 16000 in Abjtrich brachte, einſtweilen an dem Volkswirthichaftsrathe feſt 
und jchritt wider Erwarten nach Ablauf der eriten fünfjährigen Sigungspertode 
ju einer erneuerten Konſtituirung, doch zeigte fie Schon unmittelbar nach dem ab: 
lebnenden Votum der Landesvertretung durch die am 11. Juni 1883 erfolgende 
Reaftivirung des zu gleichartigen Aufgaben berufenen Staatsrathes, wie ſehr ihr 
Intereffe an der kaum geichaffenen Einrichtung geſchwunden war. Thatjächlich iſt 
der Volkswirthſchaftsrath in der zweiten Sigungsperiode nur einmal, und zwar int 
Jahre 1887 zur Berathung der Grundzüge zur Alters: und Invalidenverficherung 


% 


der Arbeiter zujammengetreten und jeirdem der Vergeſſenheit anheimgefallen.”) 





) Der Deutiche Bolkswirtbichaftsrath follte aus 125 von den Landesregierungen dem 
Bundesrathe zur Berufung zu präfentirenden Mitgliedern beiteben, von denen 75 auf Preußen 
entfielen. Zur Dedung der Koſten wurden M. 85000 gefordert. 

*In den Sigungen vom 10. Juni und 31. Dezember 1881. 

*) Weber die Thätigfeit des Volkswirtbichaftsratbes ift wenig zu berichten. Außer den im 
Terte erwähnten Grundzügen zur Alters- und Invalidenverficherung find ihm an wichtigeren 
Felehen die Entwürfe über Unfallverlicherung und Abänderung der SS »7—104 der Gewerbe- 
ordnung vorgelegt worden. Er berieth weiter über Einführung des Tabatmonopols, ſprach ſich 
aber wider Erwarten mit geringer Mebrbeit gegen die Verstaatlichung dieſes Induſtriezweiges aus. 
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Hatte der achte Handelstag jich für die Errichtung einer wirthichaftlichen 
Zentraljtelle ausgejprochen, an deren Zuſammenſetzung die ftaatlich anerkannten 
Organe des Handel3 und der Gewerbe mitzinvirfen beitimmt waren, jo erachtete 
er gleicherzeit im Hinblick auf die ungleichartige Geſtaltung jolcher Körper: 
ichaften die Neuordnung des Handelskammerweſens im Neiche auf einheitlicher 
Rechtsgrundlage für geboten und beauftragte, einem Antrage der Handels: 
fammer Osnabrück Folge gebend, den bleibenden Ausſchuß mit der Fertige 
jtellung einer dahingehenden Vorlage. Aus den Arbeiten der von dem Aus- 
ichuffe zu ſolchem Behufe eingejegten Kommiſſion, welcher als leitende Ges 
jichtspunfte die einheitliche Organtjation der Handelsfammern im Neiche, die 
Bejchränfung der Vertretung auf die größeren Betricbe und die Abgrenzung 
der Bezirke nach bayerijchem und jächjiischem Vorbilde vorgezeichnet waren, 
jind zwei Entwürfe eines die Materie behandelnden Reichsgeſetzes hervor- 
gegangen. Im Wejentlichen an die Beitimmungen des preußijchen Geſetzes 
vom 24. Februar 1870 jich anlchnend, nahm der eritere dieſer Entwürfe die 
Umwandlung der Dandelsfammern im Neichsinftitute in Aussicht, welche der 
Sentralgewalt unmittelbar unterſtehen jollten und übertrug in Durchführung 
jolchen Grundgedanfens die den Einzeljtaaten zuftebenden Aufjichtsrechte dem 
Neichsfanzler, der nur bei Entjcheidung einzelner, die genaue Kenntniß der ört- 
lichen Verhältniffe vorausjegenden Fragen!) an ein Einvernehmen mit der 
Landesregierung gebunden war. Die Abgrenzung der Bezirke jollte derart 
geichehen, daß jie ein das Neichsgebiet umfafjendes Net bildeten, zu welchem 
Zwede die räumliche Erweiterung der vorhandenen, in ihrem Bejtande zu er— 
haltenden Kammern vorgejehen war. Die Frage, ob bei der Abgrenzung der 
jtaatlichen, politiichen Eintheilung oder der wirthichaftlichen Zujammengehörig- 
feit zu folgen jein werde, blieb unerörtert. 

Für Wahlfähigfeit und Wählbarfeit war als allgemeine Vorausſetzung die 
Eintragung der Firma bingeftelli und damit die Umwandlung der mittel 
deutjchen und jüddentichen Handels und Gewerbefammern in reine Handels: 
fammern ausgejprochen. Daneben verlieh der Entwurf, um den Kammern die 
Eigenjchaft eines Organes der Großbetriebe zu wahren und die den letteren 
nicht angehörigen Gewerbetreibenden vom Wahlrechte auszujchliegen, nach 
preußifchem VBorgange dem Weichsfanzler die Befugniß, nach Maßgabe des 
örtlichen Bedürfniffes das Wahlrecht des ferneren noch an die Veranlagung 
in einer bejtimmten Klaſſe oder zu einem bejtimmten Sage der Gewerbejteuer 
vom Handel, bezw. der Einfommenjteuer zu binden. 

Im Schlußjage der Motive war endlich die Errichtung einer Mittelinjtanz 
in ‚Form provinzieller Bertretungsförper in Betracht gezogen. Aus den Vor: 
jigenden der einzelnen Kammern jollten zur Berathung von Fragen provinzieller 
Bedeutung Brovinzialhandelsfammern gebildet werden und deren Vorjtände 
alljährlich zu einem an die Stelle des Handelstages tretenden Handels und 
Induſtrierath ſich vereinen. ?) 

Angefichts der abfälligen Kritif, weldhe fich an die Bekanntgabe des Ent: 
wurfes knüpfte und welche bald das Bedürfniß oder die Opportunität eines 
derartigen Meichsgejeßes verneinte, bald die geplante Umwandlung der Ver: 
tretungsförper in Neichsinftitute oder die Nichtberücjichtigung der Kleinbetriebe 


Jusbeſondere bei der Grrichtung und inneren Organilation der Handelsfammern. 
) In Anlehnung an einen von der Handelstammer Halle auf dem achten Dandels- 
tage geitellten Antrag. 
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als verfehlt bezeichnete, jchritt die Kommiſſion zur Aufſtellung einer ander: 
weiten Vorlage. Diejelbe hielt zwar am der einheitlichen Regelung der wirth- 
ihaftlichen Interefienvertretung im Wege der Neichsgejeßgebung und dem Aus- 
ihluffe des Kleingewerbes feit, trug aber den namentlich) von jüddeuticher Seite 
erhobenen Bedenfen gegen die Einfügung der Handelskammern in die Neichs: 
organiſation derart Rechnung, daß den Kammern die Eigenjchaft einer Landes: 
emrichtung verblieb und eine Mitwirkung der Zentralgewalt bei Ausübung des 
Anfiichtsrechtes nur injomeit eintrat, als zur Erhaltung der einheitlichen Grund» 
läge des Gejeges erforderlich erjchien. ') 

Es mag dahingejtellt bleiben, ob es bei der eigenartigen Stellung des 
Reiches zu den Bundesgliedern möglich gewejen wäre, die Einbringung eines 
Gejeges zu erwirfen, welches ohne zwingende Veranlafjung einen fühlbaren 
Eingriff in das Verwaltungsrecht der Einzelitaaten enthielt und bei der Kom— 
petenztheilung zwijchen Neichsgewalt und Landesregierung den Keim künftiger 
Konrlifte im jich barg. Thatiächlich tt der Verſuch nicht gemacht worden. 
Auch in der zweiten, den Reichsgedanfen jchwächer betonenden Faſſung begegnete 
der Entwurf jchon in den zumächjt betheiligten Kreiſen einer jo jtarfen Gegen: 
itrömung, daB es angezeigt erichien, von einer weiteren Verfolgung der Anz 
gelegenheit abzujehen. 

Im Gegenjage zu dem Neformplan des Handelstages, der bei der Neu: 
erdnung der Handelsfammern mur die größeren faufmännifchen und gewerb- 
lihen Betriebe berüdjichtigt jchen wollte, trat fait zu gleicher Zeit eine ander: 
weite Anjchauung hervor, welche den Aufbau der Interejjenvertretung auf 
breiterer Grundlage befürwortete. Von der Anjicht ausgehend, day die Handels: 
fammern bei ihrer auf Handel und Induſtrie beichränften Organtjation die 
jtaatlihen Organe über die Bedürfniffe des Wirthichaftslebens nicht in cr: 
ihöpfender Werje zu informiren vermögen, diejer wichtigiten Aufgabe der Inter: 
ejfenvertretung vielmehr nur von Körperichaften entiprochen werden fann, die alle 
Zweige der gewerblichen Thätigfeit umfaſſen, empfahl die Handelsfammer Osna— 
brüd in ihrem Jahresberichte für 1878 die Vereinigung von Handel, Induftrie, 
Sandwirtbichaft und Slleingewerbe zu einheitlichen, gleichmäßig abgegrenzten 
Rirthichaftsfammern, im denen jeder Erwerbsjtand nach Maßgabe jeiner ört— 
lichen Bedeutung Vertretung finden jollte. Von einem derartigen Zuſammen— 
wirfen der großen Wirthichaftsgruppen glaubte die genannte Kammer die Aus: 
gleihung der widerjtreitenden Sonderbejtrebungen im Wege des freien Mein: 
ungsaustanjches und damit eine bejiere Förderung der allen produftiven Ständen 
gemeiniamen Intereſſen erwarten zu dürfen, als bei der beitchenden Zer— 
iplitterung der Berufsvertretung erreichbar erjchien. °) 

Bald jchon bot ſich Gelegenheit, für die praftiihe Durchführung diejer 
Lehre zu wirfen. Einer äußeren Anregung folgend, bejchloß der Zentralver: 
band deutjcher Indujtrieller in jeiner Ausichußligung vom 20. Mai 1882, 





. 9 Ein Einvernehmen mit dem Reichstanzler war vorgejchrieben bei der Errichtung der 
Sandelstammer, der Beitimmung über Sit, Mitgliederzahl und räumliche Abgrenzung und 
über Beichräntung des MWablrechtes auf die höher beiteuerten Gewerbetreibenden. 

Jahresbericht Osnabrück 1878 u. ff. Einen beredten Anwalt fand dieſe Theorie, 
welche einen vorübergehenden Einfluß auf die Geſtaltung der wirtbichaftlichen Vertretung in 
Freußen zu gewinnen vermocht hat, in Prof. v. Kaufmann. gl. deiien Vertretung der 
wirtbichaftlichen „Intereiien in den Staaten Guropas, Berlin 1579, Reform der Dandels= und 
Gemerbefammern, Berlin 1883 und Vertretung der wirtbichaftlichen Intereſſen in Deutich- 
land, „Annalen“ 1883 5. 553 ff. 
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der Neuordnung der Handelsfammern näher zu treten und einer Kommijjion 
die Ausarbeitung mottwirter Vorjchläge zu übertragen, welche einer jpäteren 
Delegirtenverjammlung zur Beſchlußfaſſung unterbreitet werden jollten. Im 
Laufe der hierüber gepflogenen Verhandlungen beantragte der mit dem Re— 
jerat betraute Generaljefretär der Handelsfammer DOsnabrüd, in Form einer 
Nejolution die reichsgejegliche Errichtung von Wirthichaftsfammern als den 
zur Löjung der Frage allein geeigneten Weg zu bezeichnen, fand jedoch nicht 
die Zuftimmung des Ausſchuſſes, der fich begnügte, der Kommiſſion die Bes 
achtung der „bereits vorliegenden, umfaſſenden Vorarbeiten mehrerer Dandels: 
fammern md imdujtriellen Vereine“ zur Pflicht zu machen. ') 

In einer im Auguſt desjelben Jahres zu Eiſenach abgehaltenen Sitzung 
entledigte die Kommiſſion jich ihrer Aufgabe. Gemäß der erhaltenen Weiſung 
309 jie als beachtenswerthen Reformvorjchlag die Bildung von Wirtbichafts- 
fanımern in Erwägung, gelangte aber zu einem ablchnenden Beſchluß. Bei 
aller Anerkennung der Intereſſengemeinſchaft der einzelnen Erwerbsgruppen trug 
fie doch Bedenken, die wirtbichaftliche Vertretung auf die von Osnabrüd em: 
pfohlene breite Grundlage zu stellen, da ihrer Anficht nach cin fremvilliger 
Beitritt der Landwirthichaft bei dem ausgebildeten Bereinswejen derjelben nicht 
zu erwarten ftand, eine zwangsweiſe Angliederung aber um jo weniger an— 
gezeigt erjchien, als der unteren Inftanz der Wirthjchaftsvertretung nicht der 
Ausgleich widerftreitender Sonderbejtrebungen, wie vielmehr die Feſtſtellung 
der vorhandenen Intereſſen und deren jachverjtändige Begutachtung als Auf— 
gabe zuzuweiſen war. 

Slaubte die Kommiſſion ſomit von einer Theilnahme der Landwirtbichaft 
abjehen zu jollen, jo hielt ſie doch im Dinblid auf die vielfachen Wechſel— 
beziehungen zwiſchen Induſtrie und Kleingewerbe die Zulafjung des legteren 
zu den nach einheitlichen Grumdjägen umzubildenden, über das ganze Reich 
zu erſtreckenden Bertretungsförpern für geboten. Im Anlehnung an das 
bayerische Recht befürwortete fie zu dieſem Zwede in einem eingehenden Ent— 
wurfe die Einjegung obligatoriicher Dandels- und Gewerbefammern, deren 
Vezirfe den politischen Verwaltungsbezirfen ſich anpafjen?) und im ihrer Ge— 
jammtheit das Neichsgebiet umfaſſen jollten. Zum Wahlrechte wurden berufen 
die in getrennten Wahlregiitern zu führenden drei Erwerbsgruppen der eins 
getragenen Kaufleute, der jelbjtändigen Indnftriellen °) und der jelbjtändigen 
Handwerfer. Eine entjprechende Vertretung in den Kammern jicherte diejen 
Berufszweigen die weitere Beſtimmung, daß jeder Gruppe nach Mangabe der 
Örtlichen Bedentung und der aufzjubringenden Steuerquote eine gewiſſe Zahl 
von Mandaten zufallen jollte, deren Bemeſſung der höheren Berwaltungs- 
behörde unter Zuzichung von Notabeln vorbehalten blieb. *) 


Verhandlungen zc. des Zentralverbandes deuticher Induſtrieller Nr. 16, Berlin 1882. 
Es mag bier erwähnt werden, daß der 3. DeJ bereits im ‚jahre 1577 mit der gleichen 
Reformfrage fich beichäftigt batte, obme zu einem Ergebniß zu gelange.t 
2, An diejem, dem bayeriihen Rechte entnommenen Brinzipe iſt nicht feitgebalten. Die 
weitere Beitimmung, daß auch mebrere Verwaltungsbezirke zu einem Kammerbezirk vereinigt, 
oder ein Verwaltungsbezirk in mehrere Kammerbezirke zerlegt oder Theile eines Ge woltunsk: 
bezirfes dem Nammerbezirfe eines benachbarten Verwaltungsbezirkes zugetbeilt werden können, 
läßt dem Ermeilen der Landesregierung bei Abgrenzung der Bezirke freielten Spielraum. 

5, Weide Kategorien mit Einſchluß der gleiche Zwede verfolgenden Gejellichaften. 

* Durch dieie das gleiche Wahlrecht verlafiende Beſtimmung follte der Induſtrie eine 
beſſere Vertretung gelichert und damit der häufigen Klage über die Majoriftirung durch den 
Handel abgebolfen werden. 
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Abweichend von dem in Bayern und Sachjen beobachteten Verfahren, die 
wirtbicbaftlichen WVertretungsförper in Handels- und Gewerbeabtheilungen zu 
jondern, waren die zu bildenden Handels: und Gewerbefammern als einheit- 
fihe Körperjchaften gedacht mit gemeinfamer Berathung und Beſchlußfaſſung 
der m ihnen vereinigten Erwerbsjtände. Inkonſequenter Weiſe wurde aber 
diejes, der Lehre von der Interejiengemeinichaft entiprechende Prinzip der um: 
getrennten Wirfjamfeit wieder durchbrochen durch die den Einzelitaaten zu- 
geitandene Ermächtigung, die Scheidung der Kammern in mehrere, nach Berufs: 
zweigen ſich gliedernde Sektionen anzuordnen oder die Bildung gejonderter 
Sewerbefammern zu verfügen. ') 

Die jtaatsrechtliche Stellung der Kammern anlangend, hielt der Entwurf 
m Gegenjage zu den Vorlagen des Dandelstages, welche dem Weiche eine 
Nitwirfung bei der Errichtung und inneren Organtjation zuwieſen, an der 
territorialen Eigenichaft feſt. Danach vejjortirten die Kammern ausjchliehlich 
von der an ein Einvernehmen mit der Zentralgewalt nicht gebundenen Yandes: 
regierung. Der Neichsregierung war nur freigelafien, die Kammern, welche 
die der heimathlichen Aufjichtsbehörde erjtatteten Jahresberichte mitzutheilen 
verpflichtet jein jollten, zur Beantwortung von Fragen und Abgabe von Gut: 
achten heranzuzichen, um derart im den Beſitz des zur Weberjicht der wirt: 
ihaftlichen Geſammtbedürfniſſe des Neiches erforderlichen Materials zu gelangen. 

In einer am 18. September 1882 zu Nürnberg zufammengetretenen Dele— 
girtenverfammlung fam der von der Kommiſſion ausgearbeitete Entwurf in 
Vorlage. Nachdem der Vertreter für Osnabrüd erneuert ohne Erfolg für die 
Betheiligung der Landwirthſchaft platdirt hatte, lehnte bei der Kürze der zur 
Verfügung jtehenden Zeit die Verjammlung ab, in die Berathung der Vorlage 
emzutreten und ließ jich an der Annahme einer Rejolution genügen, welche den 
Grundzügen der Eijenacher Beſchlüſſe folgend, die Einjegung obligatorijcher, 
der Yandesregierung unterftellter, nach den Verwaltungsbezirfen abgegrenzter 
Handeld- und Gewerbefammern im Neiche empfahl und gleicherzeit eine Ver: 
theilung der Mandate auf die einzelnen Interefiengruppen, wie die Abitufung 
des Wahlrechtes innerhalb jeder Gruppe nach Mahgabe der wirtbichaftlichen 
Bedeutung als wünjchenswerth bezeichnete. ?) 

Unzufrieden mit dieſem Ergebniß der Nürnberger Berhandlungen wandte 
die Handelsfammer Osnabrüd ſich nunmehr an eine höhere Inftanz, um die 
Durchführung ihrer Wünjche zu erlangen. In einem dem Neichsfanzler er: 
ftatteten Berichte vom 9. Dezember 1882 wies fie auf die Dringlichkeit einer 
einheitlichen Reform der Wirthichaftsvertretung im Neiche Hin und bezeichnete 
zu ſolchem Behufe die Neubildung von Handels: und Gewerbefammern für 
Handel, Induftrie, Kleingewerbe und Landwirthichaft mit thunlichit gleich 
großen Bezirken als geboten. Mit überrajchender Schnelligkeit erfolgte ein 
günjtiger Beſcheid. Bereits am 18. desjelben Monats befundete Fürſt Bis: 
mard in feiner Eigenjchaft als preußifcher Minijter für Handel und Gewerbe 
die Zujtimmung zu den ihm unterbreiteten Vorjchlägen und fügte die Mit: 
theilung bei, daß die gejegliche Erweiterung der in Preußen vorhandenen, 
lediglich eine Vertretung vereinzelter Erwerbsgruppen daritellenden Inititutionen 


. 9 Vielleicht ift bier, wie bei der Abgrenzung der Bezirke, das Verlaſſen des Prinzipes 
aut das Beitreben zurüdzuführen, die Einfügung der beitehenden, außerpreußiſchen Einrichtungen 
in die neue Organilation zu erleichtern. | 

*, Verhandlungen ꝛc. des Zentralverbandes deutjcher Induſtrieller Nr. 17 Berlin 1882, 
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nach der angeregten Richtung eingeleitet jei. Bis zum Abichlu der Angelegen: 
heit würden auf dem Berwaltungswege in den Negterungsbezirfen Einrichtungen 
geichaffen werden, welche „eine Vereinigung von Bertretern aller Zweige der 
wirtbichaftlichen Thätigfeit zur Wahrnehmung der ihnen gemeinjamen Inter: 
eſſen ermöglichen“. ') 

Saft zwei Jahre verjtrichen bis zur ferneren Förderung der Angelegen- 
heit. Erſt am 24. Juni 1884 erging an die Negierungspräfidenten eine 
von den Miniftern für Handel und Gewerbe, der öffentlichen Arbeiten und 
für Landwirthichaft gezeichnete Verfügung des Inhaltes, dab die Staats- 
regierung als ihre Aufgabe erachte, nachdem Zandwirtbichaft, Handwerk, In: 
duſtrie und Handel im Volkswirthichaftsrathe eine gemeinjame Vertretung für 
das gefammte Staatsgebiet erhalten, auch eine lokale Organijation zu ichaffen, 
in welcher diefe Hauptzweige der gewerblichen Thätigkeit bezirksweiſe fich zu 
gegenjeitiger Verſtändigung umd lebendiger Förderung vereinigen fönnten umd 
in welcher die Verwaltung des Staates und des Neiches für ihre auf Hebung 
des allgemeinen Wohlitandes gerichteten Bejtrebungen eine wirffame Stütze zu 
finden vermöge. Zu jolchem Zwecke jei für jeden Regierungsbezirk die Bildung 
einer aus Vertretern der vier bezeichneten Kategorien zujammengejegten Gewerbe: 
fammer in Ausficht genommen. Bis zum Inslebentreten jolcher Körperjchaften 
empfehle jich, provijoriich Vertreter der genannten Gewerbszweige zu wieder: 
fehrenden Konferenzen zu verjammeln, 

In Ausführung dieſes Beichluffes der Staatsregierung ging den Pro— 
vinziallandtagen bald eine bezügliche Vorlage zu, welcher „Bejtimmungen über 
die Gewerbefammern“ beigefügt waren. Nach Maßgabe derjelben jollte in 
jedem Negierungsbezirfe zur Wahrnahme der wirtbichaftlichen Gejammtinter- 
ejien aus Vertretern der Landwirthichaft, des Handwerfes, der Industrie und 
des Handels eine Gewerbefammer gebildet werden, deren Mitglieder vom 
Provinziallandtage zu wählen und deren Kojten von den Provinzialverbänden 
nach den Bejchlüffen der Provinziallandtage aufzubringen waren. Ueber den 
Sig und die Mitgliederzahl der Kammern, wie über die Vertheilung der 
Mandate auf den großen und Heinen landwirtbichaftlichen Betrieb, das Hand: 
werf, den Bergbau, den Fabrikbetrieb und den Handel hatten die Refjortminifter 
zu befinden. Nach den in ihnen vereinigten Erwerbsgruppen jchieden Die 
Kammern jich in vier Abtheilungen, deren jede die nach der Gejchäftsordnung 
zufallenden oder von den Staatsbehörden und dem Plenum zugewiejenen An— 
gelegenheiten zu erledigen hatte.?) Um eine Fühlung mit den jtaatlichen Or— 
are zu erhalten, war dem Negierungspräfidenten und deſſen Vertreter die 

efugniß beigelegt, den Plenar- und Abtheilungsfigungen beizuwohnen und jeder 
Zeit das Wort zu ergreifen. ®) 

Die in der Borlage fundgegebene Abjicht der Staatsregierung, den höheren 

Vermwaltungsbehörden wirtbichaftliche Beiräthe nach dem Mujter des Volks— 


) Der Wortlaut beider Schriftitüce ift abgedrudt im Nabresbericht der Handelsfammer 
Osnabrüd für 1882 S. 8 und 9. — Die angeftrebte Reform im Wege der Reichsgejeg- 
gebung übergeht der Erlaß des Fürſten Bismard mit Stillichmweigen und jtellt gejeßgeberiiche 
Maßnahmen nur für Preußen in Ausſicht. Bekanntlich find auch diefe Maßnahmen nicht erfolgt. 

Vom Standpunkte der Intereſſengemeinſchaft, welcher für die in Rede ftehende Ein- 
richtung maßgebend geweien, ericheint diefe Zerlegung in mehrere felbitändige Abtheilungen 
als Inkonſequenz. 

— 2 Analog der Beitimmung der derzeit geltenden bayerischen Verordnung vom 30. Dezbr. 
’ 8 mi 
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wirthſchaftsrathes beizuordnen, begegnete einer lebhaften Oppoſition, die theils 
gegen die Inſtitution ſelbſt ſich wandte, theils an die Art der Einführung 
und die Organiſation anknüpfte. Von den prinzipiellen Gegnern wurde aus— 
geführt, daß, wenn auch in der oberen Inſtanz der Wirthſchaftsvertretung die 
Zuſammenfaſſung der Hauptzweige der gewerblichen Thätigkeit geboten ſein 
möge, eine gleiche Zentraliſation in der unteren Inſtanz weder nothwendig 
noch ʒweckmäßig erſcheine. Landwirthſchaft, Handel und Induſtrie ſeien in den 
beſtehenden Verbänden ausreichend vertreten; das Handwerk allein bedürfe noch 
einer geregelten Vertretung, die ſeinen München gemäß in der Form einer 
jelbitändigen Urgantjation nach dem Borbilde der Handelsfammern zu gewähren 
ſein werde. Liege jomit für Die geplante Einrichtung ein zwingender Anlaß 
mcht vor, jo jpreche gegen deren Zweckmäßigkeit die weitere Erwägung, dab 
in Gebilden der beabfichtigten Art Die auseinandergebenden, gleichberechtigten 
Sonderintereflen der einzelnen Gruppen nicht Har zum Ausdruck gelangen, 
vielmehr durch Kompromiſſe verdunfelt oder durch Mehrheitsbeſchlüſſe erledigt 
werden würden, welche eine Gewähr für jachliche Angemejjenheit nicht zu bieten 
vermöchten. 

Bon anderer Seite, auf welcher man dem Bejtreben der Staatsleitung, 
in der bezeichneten Weiſe zuverläjlige Informationsguellen zu erichließen, fich 
geneigter zeigte, wurden Einwendungen laut gegen die Einjegung der Gewerbe: 
fammern auf dem VBerordnungswege, wie gegen die Bereititellung der Mittel 
durch die ohnehin überlajteten ProvinzialbudgetS und das den Landtagen zu: 
gewieiene Ernennungsrecht. Man wiünjchte die Gewerbefammern als ftaat- 
liche Einrichtung auf eine feſte, gejegliche Grundlage gejtellt und durd) die 
Icbernahme der Unfojten auf die Stautsfajje in ihrem Bejtande gejichert zu 
jehen. Des Weiteren zog man die Befähigung der überwiegend aus Grund: 
beiigerm bejtchenden Yandtage in Zweifel, Die geeigneten ‘PBerjönlichfeiten zu 
erwählen und beyürwortete, nad) Analogie des Handelsfammergejeges vom 
24 Februar 1870 das Wahlrecht in die Hände der wirthichaftlichen Körper: 
ihaften jelbjt zu legen. 

Der verjchiedenen Anjchauung über den Werth der Einrichtung entiprach 
die ungleiche Aufnahme, welche die Vorlage bet den Provinziallandtagen fand. 
Nur wenige der legteren traten ihr in umveränderter Faſſung bei; andere 
liegen jich lediglich zur Bewilligung einer Kammer für das Sejammtgebiet 
der Provinz oder zur VBereitjtellung der Mittel für einen einjährigen Heitraum 
bereit finden '), noch andere lehnten die Borlage allen Inhaltes ab. Für die 
leeren Provinzen traten an Stelle der Gewerbefammer wirthichaftliche Kon— 
kerenzen, deren Mitglieder von der Regierung ernannt und deren Koſten aus 
Staatsmitteln beftritten wurden. ?) , 


Ueber die Thätigfeit der Gewerbefammern tft wenig in die Deffentlichkeit 
gedrungen. Zur Entfaltung einer größeren Wirkjamfeit fehlte es an einem 
weientlichen Erfordernifje, dem lebendigen Interejje der in den Kammern ver: 
einigten Berufsjtände. Handel, Induſtrie und Landwirthſchaft jahen zum. weit⸗ 
aus überwiegenden Theile auch ferner in den fortbeſtehenden, geſonderten In— 
ſtitutionen den Mittelpunkt ihrer Vertretung und trugen der neuen Einrichtung, 


. I Tie Vorlage ſah 5 18 ad 2 die Feſtſtellung des Etats nach Maßgabe der Etats 
Periode Der Provinzialverwaltung vor. 
2 ) Rheinland, Weſtfalen, Heſſen-Naſſau, Poſen. Ueber Dauer und Wirkſamkeit ſolcher 
Konierenzen iſt im weiteren Kreiſen nichts befannt geworden. 
Annalen ed Deutichen Reicht. 1896, 2 
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deren Arbeiten lediglich in vereinzelten Fällen eine Gemeinjchaft der Interejien 
zeigten, nur bejchränfte Sympatbien entgegen, während Dus Handwerk troß 
jeiner Einbeziehung bei dem Verlangen eigener, jtaatlih anerkannter Organe 
beharrte. Bei dieſer Sachlage mochte es nur engere Kreiie empfindlich be: 
rühren, wenn anjcheinend tm Hinblick auf den geringen Nugen der Inititution 
ſchon nach wenigen Jahren die Provinziallandtage in ichneller Reihenfolge dic 
Fortbewilligung der Mittel verweigerten und damit die Schließung der Gewerbe: 
fammern berbeiführten. 

Nach diefem mißlungenen Berjuche, die großen Wirthichaftsgruppen zu 
lebensjäbigen Gebilden zu vereinen, wandte die Preußiſche Regierung der 
forporativen Organijation der einzelnen Berufsjtände erneuert ihre Fürſorge 
zu und jchritt zumächit zu der gejeglichen Regelung der landwirthichaftlichen 
Vertretung, welche legtere bisher nur in freien Vereinigungen ihren Ausdrud ge 
funden hatte. Bereits im November 1891 hatte das Yandesöfonomiefollegium 
als wünjchenswertb bezeichnet, dab im Wege der Gejeggebung die Möglichkeit 
eröffnet werde, den landwirthichaftlichen Zentralvereinen eine Organtjation und 
Zujtändigfeit ähnlich derjenigen der Dandelsfammern zu verleihen. Bejtimmend 
für dieſen Wunjch war das Bejtreben, durch die Einräumung eines bejchränften 
Beiteuerungsrechtes größere Mittel zur Förderung des techniſchen Fortichrittes 
der Landwirtbichaft zu erlangen und der legteren eine wirfjamere Vertretung 
bei allen Maßnahmen der Geſetzgebung und Verwaltung zu jichern. Nachdem 
auch das Haus der Abgeordneten in den Sigungen vom 3. und 4. Juli 1893 
nach gleicher Richtung ſich ausgeiprochen hatte, brachte die Staatsregierung 
am 11. Sanuar 1894 eine Vorlage über die Errichtung von Yandwirtbichafts: 
fammern ein, die allerdings in dem wejentlichen Punkte, der Frage des obli— 
gatorischen oder fafultativen Charafters der zu jchaffenden Einrichtung, dem 
Antrage des Landesöfonomiekollegiums nicht entſprach. Während das letere 
nur die fremvillige Umwandlung der Zentralvereine in Landivirtdichaftsfammern 
in Betracht gezogen hatte, hielt die Regierung die zwangsweiſe Einführung der 
Inſtitution für geboten, um für die Mitarbeit an der zur Hebung der Land— 
wirthichaft geplanten Agrargejeßgebung jachverjtändige, über das ganze Staats- 
gebiet verbreitete und die Gejammtheit der Berufsgenofjen umfaſſende Organe 
zu gewinnen.') Dieje Auffaſſung hat nicht durchzudringen vermocht. Durch 
Beichluß der geſetzgebenden Körper, für welchen die Beſorgniß einer Schädigung 
des blühenden, freien Vereinslebens und der unbilligen Belaſtung der kleinen 
Landwirthe maßgebend war, wurde der rein obligatorische Charakter beſeitigt 
und die Errichtung von Landwirtbichaftsfammern, deren Bezirk in der Negel 
das Gebiet einer Provinz umfaſſen wird, dem Ermeſſen der Staatsregierung 
anheimgegeben, die mur das Ihre Entſchließung nicht bindende Gutachten des 
Provinziallandtages einzuholen verpflichtet it. 

In eigenthümlicher Weiſe ift das Wahlverfahren gejtaltet. Während Die 
Negierungsvorlage die Kammern aus den indirekten Wablen der im Bezirke an— 
ſäſſigen Berufsgenoſſen hervorgehen laſſen wollte, hat der Landtag, um jeder 
Wahlaufregung vorzubeugen, die ländlichen Abgeordneten der Kreistage als 
Wahlförper hingejtellt. Doch ijt den Kammern die Befugniß vorbehalten, mit 
fönigl. Genehmigung den Wahlmodus auf der Grundlage abzuandern, daß das 
im indireften Verfahren auszuübende Wahlrecht den Eigenthümern, Nutznießern 
und Pächtern ländlicher Srundjtüde, welche mindestens den Umfang einer jelbit- 


", Motive zum Geje über die Yandmwirthichaftstammern vom 30. Juni 1894. 
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jtändigen Ackernahrung baben,') verliehen wird, den Eigentbümern und Pächtern 
kleinerer Grundſtücke zugeltanden werden fann und nach dem Grundſteuer— 
reinertrage ſich abjtuft. Wählbar find die gegemvärtigen?) und früheren?) 
Eigenthümer, Nugnicher und Pächter ländlicher Grumdjtüde im Umfange der 
jelbftändigen Ackernahrung, jowie Perfonen, die mindejtens zehn Sabre als 
Vorftandsmitglieder oder Beamte von landwirtbichaftlichen Vereinen, Genoſſen— 
ihaften oder Rreditinjtititen thätig geweſen find oder denen wegen ihrer Ber: 
dienfte um die Landwirthſchaft von der Kammer die Wählbarfeit beigelegt wird.“) 

Die Errichtung der Landwirthſchaftskammern erfolgt durch Königl. Ver: 
ordnung auf Grund von Sapungen, welche von der Staatsregierung entworfen 
und von den Kammern, welche hienach zumächit als fonftituirende Berfammlungen 
eriheinen, bei dem eriten Zujammentreten geprüft werden. Da bei der ungleich: 
artigen Gejtaltung der landwirtbjchaftlichen Verhältniſſe in den einzelnen Pro— 
vinzen die gejegfiche Feitftellung der ganzen Organiſation nicht thunlich erichien, 
1 für eine größere Zahl von Punkten ſatzungsmäßige Regelung vorbehalten, 

die iusbeſondere auf den Sitz, die innere Organiſation, Die Geſchäftsführung 
und das nach dem Grumditenerreinertrage anzugebende Mindeſtmaaß des zum 
paſſiven Wahlrechte berechtigenden Grundbeſitzes ſich erſtreckt. 

Au die Stelle der Gewerbejteuer, nad} welcher die Stojten der Handels 
kammern vertheilt werden, tritt für die Yandwirtbichaftsfammern die Grund— 
ſteuer. bez. der diejer zu Grumde liegende Grumdjtenerreinertrag. Soweit Die 
entitchenden Unkoſten nicht durch anderweite Einnahmen, insbejondere durch 
Staatszuſchüſſe) Dedung finden, werden jie nach Maßgabe des Grundſteuer— 
teinertrages auf die Beligungen ®) im Umfange der jelbjtändigen Ackernahrung 
umgelegt. Bei Einräumung des Wahlrcchtes an Eigenthümer und Yächter 
fleinerer Grundſtücke wird die Beitragspflicht auch auf die legteren erſtreckt. 
Beiträge bis zur Döhe von '/, Prozent des Grumditeuerreinertrages ‘) jchreiben 
die Kammern jelbjtändig aus, darüber hinaus bedürfen fie der minifteriellen 
Ermächtigung. 


" d. h. denjenigen Yandwirthen, welche die Landwirtbichaft in dem Umfange betreiben, 
dab fie als ihr Hauptberuf oder als weientlichiter Faktor ihrer wirtbichaftlichen Eriſtenz 
erſcheint. Motive zu 8 6. Bei forſtwirthſchaftlicher Benutzung wird die Veranlagung zu 
einem Grundſteuerreinertrage von mindeſtens 150 Mark erfordert. 

Auch deren geſetzliche Vertreter und Bevollmächtigte. 

” Anders bei den Handelstammern, für welche die jog. Veteranen des Komtors nicht 
mählbar find. 

* Durch dieſe das Prinzip des Geſetzes durchbrechende Beitimmung soll den, dem 
Kreife der Berufsgenoſſen nicht angebörigen Perſonen, welche das Vertrauen der Landwirtbichart 
geniehen, die Möglichkeit gegeben werden, Sit und Stimme in der Kammer zu erlangen. 

Obſchon in den Motiven ausgeiprochen war, daß es nicht in der Absicht Liege, den 
Landwirthichaftskammern mit Rückſicht auf das verliehene Beſteuerungsrecht ſolche Zuſchüſſe, 
wie ſie die landwirthſchaftlichen Vereine bisher erhalten hätten, zu verweigern, hat die Kom— 
miſſion des Abgeordnetenhauſes doch die Worte „insbeſondere durch Staatszuſchüſſe“ ein- 
gefügt, um der Erwartung der ferneren Gewahrung im Geſehe ſelbſt Ausdruck zu geben 
— die Beunruhigung im Lande über dieſen Punkt zu beſchwichtigen. Vgl. Kommiſſions— 
ericht zu S 21. 

Die Beitragspflicht it an das Grumditüd und nicht, wie die Regierungsvorlage 
wollte, ar die Werion des Befitzers geknüpft. Maßgebend für Diele Nenderung war die Ab- 
ficht, auch Diejenigen Beier, welche wegen periönlicher Gründe — Mangel des Indigenats, 
Nihterreihung des wahlberechtigten Alters von 25 Jahren — an der Ausübung des Wahl: 
techtes behindert ſind, zur Zahlung der Beiträge heranzuziehen 

) Ter Entwurf hatte ein Prozent als Grenze des freien Beſteuerungsrecht es vorgeſehen. 
Tie Herabminderung auf '/e”/. iſt durch Kommiionsbeichlun erfolgt, um die neue Belaſtung des 
iendiwirthichaftlichen Gewerbes durch die Beiträge für Die Nanımern minder fühlbar zu machen 

3% 
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Den Landwirtbichaftsfammern fällt eine über den Rahmen der Interefjen- 
vertretung hinausgreifende Aufgabe zu. Sie haben nicht nur analog den 
Handelsfammern die Gejammtintereffen der Land: und Forftwirthichaft ihres 
Bezirkes wahrzunehmen und die Staatsverwaltung in allen, diejes Gebiet be 
rührenden Fragen durch thatjächliche Mittheilungen und Erjtattung von Gut: 
achten zu unterftügen, jondern auch die weitere forporative Organijation der 
Berufsgenofjen, wie den technischen Fortichritt der Landwirtbichaft zu fördern. 
Zu dem letzteren Zwede find jie befugt, die Anftalten, das Vermögen und 
die jonjtigen Nechte und Pflichten der Zentralvereine zur beftimmungsmäßigen 
Verwaltung und Verwendung zu übernehmen. Bei der Negelung diejes Punktes 
ift jeder Zwang ausgeſchloſſen. Das Aufgehen der Zentralvereine in den 
Landwirtbichaftstammern bei gleichzeitiger Uebertragung der Rechte und Pflichten 
ift der beiderjeitigen freien Entichliegung vorbehalten und den Kammern ins— 
bejondere freigelaflen, durch Ablehnung eines dahin zielenden Antrages ſich 
gegen die Uebernahme Läjtiger Berbindlichfeiten zu jchügen. Den landwirth- 
ichaftlichen Lofalvereinen bleibt die jeitherige Wirkſamkeit gewahrt. welche die 
Kammern mit den zu Gebote jtehenden Mitteln zu fürdern verpflichtet jind. 

Außer diefen Aufgaben allgemeiner Natur ift im Hinblid auf den Einfluß, 
welchen die Notirungen an der Produftenbörje und den Vichmärften auf die 
Preisbildung der landwirthichaftlichen Erzeugnifje erfahrungsmäßig ausüben, 
den Kammern nach Maßgabe der für die Börjen und Märkte zu erlajjenden 
Beſtimmungen eine Mitwirkung bei der Verwaltung und der Preisfeitftellung 
der Produftenbörje und der Märkte, insbejondere der Viehmärkte zugertejen.?) 
In Betreff der Börje greift dieje Beitimmung über das Zuftändigfeitsgebiet 
der Landesgejeggebung hinaus. Zum Erlah eines die Yörjenver hältniſſe regeln— 
den Geſetzes iſt lediglich das Reich kompetent. Den Landwirthſchaftskammern 
wird demnach die in Rede ſtehende Befugniß endgiltig nur durch Reichsgeſetz 
verliehen werden fünnen.?) 

Ungeachtet des Werthes, welchen Staatsleitung und Zandwirthichaft jeiner 
Zeit dem bejchleunigten Zuftandefommen des Gejeges beilegten und welcher 
das Herrenhaus bewog, troß mannigfacher Bedenken der Vorlage in der von 
dem Hauſe der Abgeordneten beſchloſſenen Faſſung zuzuſtimmen, iſt die Preuß⸗ 
iſche Regierung erſt in jüngſter Zeit zur Ausführung des bereits am 30. Juni 
1894 publizirten Gejeges gejchritten. Eine Königliche Verordnung von 
3. Auguſt 1895 ‚verfügt die Errichtung von Landwirtbichaftsfammern für die 
Provinzen Oftpreußen, Weſtpreußen, Bommern, Brandenburg, Poſen, Schlefien, 
Sachſen, Schleswig-Holitein und die Negierungsbezirfe Kafjel und Wiesbaden 
auf Grund der gleicherzeit genehmigten, dem wejentlichen Wortlaute nach über: 
einftimmenden Sagungen. Nur binfichtlich des Perjonalbeitandes und der die 
Wählbarfeit bedingenden unteren Grenze des Grundftenerreinertrages weilen 
die den einzelnen Kammern verliehenen Statute Verfchiedenheiten auf. Die 


Dieſe Beitimmung bat in weiteren faufmännifchen Kreiſen, welche in derielben nur 
eine Konzeſſion an das Miptrauen der Yandwirtbe genen die Börſe erblidten, aroße Miß— 
jtimmung hervorgerufen und zu einer Reihe von allerdings erfolgloien Petitionen geführt, 
welche die Streichung des diefen Gegenſtand behandelnden S 2 Abſatz 4 des Gelehes erbaten. 
»Die Negierungsvorlane wollte nur die fafultative Einräumung Der Berechtigung 
(fann übertragen werden‘. Die gelehgebenden Körper haben die obligatorische Faſſung wird 
übertragen vorgezogen und gleicherzeit die Worte „nach Maßgabe der für die Börſe und 
die Märkte zu erlafienden \ Beitimmungen“ in den Tert des Gel ebes eingeichaltet, um damit 
für ein fünftiges Reichsgeſeß über die Börſe eine Tirektive zu geben. Kommiſſionsbericht 


2 


aus 2. 
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Zahl der Mitglieder bewegt fich zwiichen 124 Berjonen im Höchjtbetrage 
ESchleſien) und 32 Perjonen im Mindeftbetrage (Wiesbaden), während der 
Minimalſatz des Grundjteuerreinertrages von 50 Thalern (Schleswig-Holſtein) 
bis auf 20 Thaler (Wiesbaden) ſich abftuft. Bei forftwirthichaftlicher Be— 
mugung wird durchweg eine Veranlagung von mindejtens 50 Thalern Grund: 
jteuerreinertrag gefordert. 

Für Hannover, Weitfalen und die Aheinprovinz, deren Landtage ſich 
gegen die neue Organijation ausgejprochen haben, it von der Errichtung von 
Landwirthſchaftslammern abgejehen worden. 

Nachdem durch das Gele vom 30. Juni 1894 der landwirthichaftlichen 
Vertretung eine feite Grundlage gegeben worden, hat die Preußiiche Regierung 
nunmehr die Umformung des Handelsfammerwejens in das Auge gefaßt. Be: 
reits im Anfange 1894 hatte der Handelsminifter in einem Runderlafje, welcher 
ſich über die durch das Gewerbefteuergejeg vom 24. Juni 1891 bedingte 
Anderung des Wahlrechtes und der Beitragspflicht verbreitete, auf die Neform- 
bedürftigkeit des Gejeges vom 24. Februar 1870 hingewiejen, eine durchgreifende 
Abänderung desjelben derzeit aber als inopportun bezeichnet, da wichtige, in 
Betracht kommende Fragen, wie die Errichtung obligatorifcher Kammern, Die 
zweckmäßige Abgrenzung der Bezirke u. a. m. noch nicht jpruchreif jeien. 

Unter dem 1. Januar 1895 richtete Freiherr von Berlepſch einen weiteren 
Erlaß an die Handelsfammern, faufmännifchen Korporationen und höheren 
Verwaltungsbehörden, in welchem er zur Beichaffung von Unterlagen für eine 
Neuordnung der Handelsfammern über eine Reihe von Punkten gutachtliche 
Yeugerung erbat. Die zur Beantwortung gejtellten Fragen bezogen jich im 
Bejentlichen auf die ziwangsweije Einführung der Handelsfammern und deren 
räumliche Begrenzung, auf die Zugehörigkeit zur Kammer, Regelung des Wahl- 
rechtes, Erweiterung des Gejchäftsfreijes und Schaffung eines zur Wahrnahme 
der Interefien von Handel und Induſtrie bejtimmten, der Regierung als tech— 
micher Beirath dienenden Zentralorgans. Der eingehend motivirte Erlaß lieh 
unächſt erkennen, daß eine reichsgejegliche Regelung der Materie in abjehbarer 
Feit nicht zu erwarten fteht, und begründete jodann im Allgemeinen die Dring- 
lichleit der Reform mit dem Hinweis auf die kraftvolle Vertretung, welche die 
Sandwirthichaft in den Landwirthichaftsfammern finden werde’) und welche in 
gleicher Weiſe den Berufsgenofjen zu gewähren, die Handelsfammern bei ihrer 
gegenwärtigen Zeriplitterung und geringen Leiftungsfäbigfeit außer Stande jeien. 

Bon Seiten der Handeldfammern iſt der Schritt des Handelsminiſters 
durchweg mit Genugthuung begrüßt worden. Eine Reform des Geſetzes vom 
24. Februar 1870 war, wie jchon in den früheren, allerdings weitere Ziele 
xrolgenden Berhandlungen des Handelstages umd des Gentralverbandes 
Deutſcher Induſtrieller fich gezeigt hatte, jeit lange als Bedürfniß erkannt und 
batte namentlich in der Forderung nach Erweiterung der Kompetenz und bejjeren 
Regelung Des Wahlrechtes Ausdrucd gefunden. Begegnen jomit die Kammern 
\h in Dem Wunjche mach Aenderung der beftehenden Organijation, jo gehen 
reilich über die Einzelheiten der Reform die Anfichten weit auseinander. 
<hon im Der Begutachtung über den Schwerpunkt der geplanten Neuordnung 
teten prinzipielle Meinungsverichiedenheiten in die Erjcheinung. Während die 


’; Die Beweiskräftigkeit eines Argumentes mag dahin geitellt bleiben, das ſich auf 
= Inftitution ſtützt, die noch nicht in Wirkſamkeit getreten ift, und gegen welche, wie Die 
"ten der WProvinziallandtage darthun, weite Kreiſe der Yandwirtbichaft ſich ablehnend 


halten. 
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Mehrheit der Kammern dem von dem Handeldminifter vertretenen Standpunfte 
beipflichtet, durch die Errichtung obligatorifcher, das gefammte Staatsgebiet 
umjpannender Handesfammern die Möglichkeit zu gewinnen, über die Lage 
und die Wünſche von Handel und Induſtrie im Lande gleichmäßig unterrichtet 
zu werden, nehmen andere Kammern in Uebereinjtimmung mit den Fauf- 
männischen Korporationen die Nothivendigfeit einer derartigen durchgreifenden 
Maßnahme in Abrede und wollen im Beihalt der bisherigen Praxis die Bildung 
neuer Vertretungsförper von dem in Intereſſentenkreiſen jelbit herportretenden 
Bedürfniß abhängig machen. 

Die Berechtigung der ftaatlichen Forderung, in allen Theilen des Landes 
amtliche konfultative Organe zu bejigen, wird faum bezweifelt werden können, 
da nur beim WVorhandenfein einer derartigen, das Staatsgebiet umfajjenden 
Organiſation die Negierung einen Ueberblid über die Gefammtbedürfnifie des 
gewerblichen Lebens zu gewinnen vermag. Dieſem wirthichaftspolitichen Zwede 
gegenüber müſſen die Bedenken zurüctreten, welche aus der zwangsweiſen 
Heranziehung der betheiligten Kreife zu den Koften einer vielleicht unerwünschten 
Bertretung hergeleitet werden fünnen. Daß eine erzwungene Beitragspflicht 
oft als Härte empfunden werden mag, liegt zu Tage. In den größeren 
Bundesftaaten, welche das Prinzip der obligatorischen Kammern bisher an: 
genommen haben, wird jolche Härte durch die Uebernahme eines Theiles der 
entitehenden Unkoſten auf öffentliche Fonds gemildert; daß Preußen dieſem 
Vorgehen von Baiern und Sachſen vorausfichtlich nicht folgen wird, mag 
bedanerlich ericheinen, wird aber die Enticheidung der Frage jelbit nicht be— 
einflufjen dürfen. 

Der in dem Geſetze über die Landwirtbichaftsfammern zum Ausgleich 
der widerftreitenden Meinungen eingejchlagene Weg, Die Errichtung der neuen 
Gebilde nach Anhörung der Intereſſenten der Minijterialinjtanz anheimzuftellen, 
wird auf die Handelskammern kaum analoge Anwendung finden können. In 
den landwirthichaftlichen Zentralvereinen find Organe gegeben, welche beim 
Mangel offizieller Körperichaften zur Information der Behörden auf agrariichem 
Gebiete herangezogen werden fünnen. Es ift Damit der Negierung die Möglich: 
feit gewährt, einem ettwaigen, gegen die neue Organifation ſich mwendenden 
Botum der Provinziallandtage Rechnung zu tragen!) und doch der jtaatlichen 
Forderung auf zuverläßige Information zu genügen. An ähnlichen dr 
mitteln fehlt e8 auf gewerblichem Gebiete, da, von einzelnen größeren Fach— 
verbänden abaejehen, Handel und Induftrie eines zur Wahrnahme der Berufs: 
interefien tauglichen freien WVereinswejens bisher ermangeln. 

Die Eintheilung der Bezirke anlangend, jo jehen die Gutachten, im Hin: 
blid auf die ungleichartige Geftaltung der gewerblichen Verhältniſſe in den 
Provinzen, durchweg davon ab, für die räumliche Ausdehnung eine allgemeine 
Norm aufzustellen.) Im Allgemeinen wird empfohlen, der territorialen Ab— 
grenzung, welche nach Maßgabe der wirthichaftlichen Entwidlung der einzelnen 
Gebietstheile enger oder weiter zu geftalten fein wird, die wirthichaftliche Zu: 
jammenbörigfeit zu Grunde zu legen und erſt beim Vorhandenjein diefer Voraus: 
jegung den Anschluß der Bezirke an die politische Gliederung des Staates in 
Betracht zur ziehen. 

Wie thatlächlich für Hannover, Meitfalen umd das Rheinland geſchehen iſt. 

2, Als ſolche Norm ift früher bald der Bezirk einer höheren Verwaltungsbehörde, bald 
der Reichstagswahlbezirk, die Bevölkerungsziffer oder die Gewerbeitenerfumme in Vorichlag 
gebracht worden. 
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Soll der Zweck der Reform, die Leiſtungsfähigkeit der Handelskammern 
zu erhöhen, erreicht werden, ſo wird vor Allem die Ueberweiſung ausreichend 
großer Bezirke gefordert werden müſſen. Je beſchränkter das Wirkungsfeld iſt, 
deſto näher liegt die Gefahr einer einſeitigen Auffaſſung und Beurtheilung der 
Verhältniſſe; nur die Zutheilung eines größeren, die mannigfachſten Zweige 
der gewerblichen Thätigkeit umſchließenden Wirthſchaftsgebietes wird der Regel 
nach die Kammern befähigen, über die Bedürfniſſe des geſammten Erwerbs— 
lebens ein unbefangenes, lokalen Einflüſſen entrücktes Urtheil zu gewinnen und 
neben den beſonderen Intereſſen des eigenen Bezirkes auch die allgemeinen In— 
tereſſen von Handel und Induſtrie jachgemäß wahrzunehmen. Soweit zur Er: 
rüllung jolcher VBorausjegung eines eriprießlichen Wirfens die Erweiterung der 
raumlichen Ausdehnung bejtebender Handelsfammern geboten erjcheint, wird jie 
durch die Erjtredung der Bezirke über die fammerfreien Gebiete, oder, wo dies 
nicht angängig iſt, mittelit Zujammenlegung mehrerer Eleinerer Bezirke herbei— 
zuführen fein. Billiger Weiſe ift im legteren Falle mit thunlicher Schonung 
der vorhandenen Einrichtungen zu verfahren, wenn auch der mehrfach gejtellten 
yorderung, daß die Aufhebung einer Kammer nur mit Zuftimmung der Bes 
tbeiligten erfolgen dürfe, aus nahe liegenden Gründen faum wird entiprochen 
werden fünnen. 

Ob nach Durchführung der Neuordnung die faufmännischen Korporationen 
zur Auflöſung und Ausantwortung ihres Vermögens angehalten werden fünnen, 
mag dahingeſtellt bleiben. Im Intereſſe der Sache ijt zu wünjchen, daß von 
jeder Zwangsmaßregel gegen diefe um Handel und Gewerbe hochverdienten 
Körperichaften abgejeben werde und die Regelung des Verhältniſſes zu den 
Dandelsfammern in gleicher Weile, wie zwiſchen Yandwirtbichaftsfammern und 
Zentralvereinen, der beiderjeitigen freien Vereinbarung vorbehalten bleibe. 

In Betreff der Zugehörigkeit zur Kammer fordern die Gutachten überein- 
jtimmend, der preußiichen Tradition folgend, die Ausicheidung des in eine 
andere Intereſſenſphäre fallenden Handwerfes und wollen der Mehrzahl nad) 
de Zulaſſung an die Firmenregiftrirung und die Veranlagung zur Gewerbe: 
ſteuer knüpfen. Es mag gejtattet jein, die Richtigkeit der legteren Beſchränkung 
in Zweifel zu ziehen. Wird die forporative Organijation des gefammten Handels: 
jtandes für erforderlich erachtet, jo muß fonjequenter Weiſe das Wahlrecht, ohne 
Rüdjicht auf den größeren oder geringeren Umfang der Betriebe, allen Berjonen 
beigelegt werden, welche ſich durch die Eintragung in das Handelsregijter als 
Angehörige ſolchen Standes auszumeiien vermögen. Die Frage der Beitrags: 
leitung iſt unſchwer zu löfen. Die nicht zur Gewerbejteuer veranlagten Wähler 
werden zu einer fingirten Gewerbejteuer eingeichägt und nach Maßgabe joldher 
Schäßung zur Beitragsleiftung herangezogen. Bei Beichränfung des Wahl: 
rechtes auf die eingetragenen, gewerbeitenerpflichtigen Firmen würde eine größere 
Zabl von Bernfsgenojjen der geordneten Vertretung entbehren müjjen, da die 
Schaffung eigener Organe für die nicht gewerbeitenerpflichtigen Kaufleute der 
Yäufung der SInterejlentengemeinichaften und der vorausjichtlichen Lebens: 
unfäbigfeit der neuen Gebilde halber fich nicht empfiehlt, der Vereinigung mit 
dem Handwerke aber die verjchiedenartige Geſtaltung der Berufsinterejjen 
wideripricht. 

Dar von dem bier vertretenen Standpunkte der Fortbeſtand der bisherigen 
Praris, das Wahlrecht eventuell an die Veranlagung zu einem beftimmten 
Sage oder in einer bejtimmten Klaſſe der Gemwerbejteuer zu binden, unzuläfjig 
eriheint, bedarf feiner weiteren Ausführung. 
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Ueber die Regelung des Wahlrechtes divergiren die Anfchauungen. Im 
Allgemeinen it man mit dem Handelsminifter der Meinung, daß das gleiche 
Wahlrecht, wie es bisher in Hebung gewejen, die jchwächer bejteuerten Wähler 
in unbilliger Weiſe bevorzugt und die Gefahr einer Verdrängung oder Majori: 
firung des Großhandels und der Großinduftrie durch die mittleren und fleinen 
Betriebe in fich jchließt. Naturgemäß wird diefe Gefahr, welche bisher aus 
zufälligen Urjachen latent geblieben, bei der Eritredung des Wahlrechtes auf 
eine größere, den niederen Steuerklajien zugehörige Zahl von Wählern wachjen 
und bedrohlicher in die Erjcheinung treten. 

Um diefen Mißſtänden vorzubeugen und großen wie Kleinen Betrieben die 
angemejjene Vertretung in der Kammer zu fichern, befürworten zahlreiche Gut- 
achten, auf Grundlage der Steuerflajien mehrere Wahlförper zu bilden mit 
proportionaler Zutheilung der Mandate nach Höhe der Beitragsquoten, während 
andere Gutachten zu gleichem Zwede die Abjtufung des Gewichtes der einzelnen 
Wahljtimme nad der Steuerklaſſe oder der Beitragsſumme empfehlen. Nur 
wenige Kammern erflären ſich mit dem geltenden Wahlrechte zufrieden und 
treten für deſſen Beibehaltung ein, 

Im Hinblid auf die vorerwähnten Unzuträglichfeiten der derzeitigen Wahl: 
rechtsverhältniſſe kann dem Beſtreben nach einem anderweiten, der wirthichaft: 
lihen Bedeutung der Wähler Rechnung tragenden Wahlrechte, wie es jchon 
bei den Eijenacher umd Nürnberger Verhandlungen ſich gezeigt hat und nun— 
mehr in der Mehrzahl der abgegebenen Gutachten wiederfehrt, die Berechtigung 
nicht verjagt werden. Bei der Verſchiedenheit der örtlichen Verhältniſſe wird 
man allerdings darauf verzichten müfjen, für die Erfüllung ſolchen Wunſches 
eine einheitliche gejegliche Formel zu finden. So mag beiſpielsweiſe in großen 
jtädtifchen Bezirken die Einführung von SKlafjenwahlen zwedmäßig oder noth- 
wendig erjcheinen, um &roßbetrieben und Nleinbetrieben den gebührenden An: 
tbeil am Wahlrechte zu fichern, während für andere Bezirke, welche nur Eleine 
Wahlkreiſe mit wenigen bochbejteuerten Wählern umjchließen, ein abgejtuftes 
Wahlrecht fich empfiehlt, da in ihmen die Einrichtung von Klaſſenwahlen tech: 
niſch undurchführbar jein oder die Gefahr eines übermäßigen Einflufjes der 
hochbejtenerten Wählerklafje zeitigen würde. Bei dieſer ungleichartigen Lage 
der Verhältnijje empfiehlt jich, in einem fünftigen Gelege über Handelsfammern 
nur die Beitimmung, daß das Wahlrecht nach Höhe der Beitragsleiftung zu 
bemejjen iſt, als prinzipielle Grundlage fejtzulegen, das Weitere aber der 
jtatutarifchen Regelung vorzubehalten.') 

Wie oben erwähnt, rechtfertigt jich die Errichtung obligatorischer Handels: 
fammern durch das Bedürfnis; des Staates, in allen Gebietstbeilen Eonfultative 
Organe zu bejißen, um durch diejelben über die Geſammtbedürfniſſe des Er: 
werbslebens unterrichtet zu werden Selbitredend kann Ddiejes Ziel nur erreicht 
werden, wenn die Kammern in Wirklichkeit zur Berathung der Regierung auf 
wirthichaftlichem Gebiete herangezogen werden. Hieran bat es die Staats: 
leitung bisher vielfach ermangeln laſſen und damit den faufmännischen Ver: 
tretungsförpern die Erfüllung ihrer Aufgabe nicht jelten erjchwert. Um bierin 
Wandel zu jchaffen, erjtreben die preußiichen Kammern jeit lange die Ver: 
leihung des Rechtes, über Gejepentwürfe und VBerwaltungsmaßregeln, welche 


" Der Handelsfammer Breslau gebührt das Verdienst, dieje Löſung der frage in 
Anregung gebracht zu haben. Allerdings geht, Breslau in unzutreffender Weiſe weiter und 
will auch die Zugehörigkeit zur Kammer der ſahungsmäßigen Beſtimmung übermweiien. 
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Handel und Indnſtrie berühren, gutachtlich gehört zu werden und haben dieſem 
Wunſche nunmehr einmüthig erneuerten Ausdruck gegeben. Die Berechtigung 
des Verlangens, dem für die Landwirtbichaft das Gejey vom 30. Juni 1894 
Rechnung trägt, Steht außer Frage. Billiger Weile wird man jedoch mit der 
Zujage fih begnügen müſſen, regelmäßig gehört zu werden, da das allgemeine 
Staatsinterejje faum zulaſſen wird, cine weiter gehende, das abjolute Necht 
auf Anhörung zufichernde Beſtimmung zu treffen. 

Ber der erweiterten Mitwirkung der Kammern an den ftaatlichen Maß: 
nabmen auf wirthſchaftlichem Gebiete, wie ſie nach Verleihung des vorerwähnten 
Rechtes eintreten wird, dürfte fi) bald das Bedürfniß einer engeren Fühlung 
zwiichen Behörden und Kammern bemerfbar machen. Zur Zeit fehlt es an 
näheren Beziehungen diefer Organe zu einander; der beiderjeitige Verkehr voll: 
zieht ih im Wege des Schriftwechjels, ohne daß Gelegenheit zu mündlichen 
Meinungsaustaufche geboten iſt. Diefem Mangel wäre abgeholfen, wenn nad 
Analogie der bayerischen Verordnung vom 25. Oftober 1889 und des preußi- 
ſchen Gejeges vom 30. Juni 1894 der Staatsregierung die Möglichkeit gewährt 
würde, jich bei den Verhandlungen der Hammmern vertreten zu laſſen. Selbit: 
redend mwitrden die von der Regierung zu eutjendenden Delegirten fich auf eine 
fonjultativ-informatorische Thätigfeit zu bejchränfen haben und jeder Theil: 
nahme an der Leitung der Verhandlungen und an der Beichlußfaflung ent: 
jagen müſſen.!) 

Für die Bildung einer jtändigen, mit amtlichem Charakter ausgejtatteten 
Zentralitelle hat fich feine Stimme erhoben. Mafgebend für dieſe Entjchliegung 
iheint Die Erinnerung an den nad) kurzer, unrühmlicher Wirkjamfeit vom 
Schauplage verjchwundenen Vollswirthichaftsrath, wie auch die Berürchtuug 
gewejen zu fein, daß Durch eine derartige Stelle die Bedeutung der Kammern 
gemindert und der freie Verkehr mit den höheren VBerwaltungsbehörden in un— 
erwünjchtem Maße bejchränft werden möchte. In Wirklichkeit liegt für eine 
Einrihtung der gedachten Art eine Nothiwendigfeit nicht vor. Zur Wahrnahme 
der gemeinjamen Interejien von Handel und Induſtrie, welche in dem weitaus 
wichtigiten Fragen der Zuftändigkeit des Reiches unterliegen, ift in dem auf 
der freien Vereinigung der deutichen Kammern beruhenden Handelstage das 
geeignete Organ gegeben, welches allen Aufgaben einer wirtbichaftlichen Zentral: 
ftelle zu entfprechen vermag Es kann daher dem Plenarbeichlufie des Handels: 
tages vom 22. Februar 1895 nur beigejtimmt werden, welcher den freiwilligen 
Zujammenjchluß der Handelsvorftände, wie er im Handelstage fich daritellt, 
für die allein richtige Form der Zentralvertretung erklärt. 

Ein weiterer amtlicher Schritt ijt in der Angelegenheit bisher nicht er: 
tolgt. Es bleibt zu hoffen, daß die in die Wege geleitete Neuordnung die 
langjährigen Neformbejtrebungen zum gedeihlichen Abjchluß bringen und die 
preußischen Handelskammern in den Stand jegen werde, ihrer verantwortungs— 
vollen Aufgabe in vollem Umfange zu genügen 





') Anders, wie ichon erwähnt, in Frankreich, wo Präfekt und Unterpräfeft der Kammer 
von Amtswegen als Mitglieder angehören und in den Sikungen prältdiren, welchen ſie bei- 
mobnen. Gele vom 3. September 1851, Wr. 9. 


ie Darſtellung der Handelsftatiftik in Ocfter- 
reich Ungarn 


unter vergleidyender Berücdjichtigung der Vorſchriften 
für die Deutſche Hanvelejtatiftif. 


Von 
C. Wiefinger, Kaiſerlichen Negierungsrath in Berlin. 


Seit dem Jahr 1891 wird auch in VDejterreich-Ungarn die Etatijtif des 
auswärtigen Handels größtentbeil® unmittelbar aus dem jogenannten 
Urmaterial durch eine im statiltiichen Departement des f. f. Handels— 
Ministeriums errichtete handelsitatijtiiche Abtheilung erfaßt und bearbeitet. 
Die hiebei gewonnenen Daten werden in den Monatsausweiien, Halb-Jahres— 
ausweijen und in den Jahrespublifationen veröffentlicht. Während die Monats— 
und Semeftralansweiie die Waaren-Ein: und Ausfuhr bezw. Durchfuhr nach 
Mengen und zum Theil auch nach Werthen, Herkunfts: und Beitimmungsländern, 
geordnet nach den Nummern des ſtatiſtiſchen Waarenverzeichnilies und der Boll: 
tarifsklajjen enthalten, wird in den Jahrespublifationen m umfaſſender Weife 
die Menge der gefammten Waarenbewegung nach Einyuhr und Ausfuhr mit den 
von der f. £ PermanenzKommilfion für die Handelswertbe feitgelegten Preijen, 
die Statijtit des Vormerk-Verkehrs mit Wertbangaben und die Nachweiſung 
der Waarendurchfuhr des gejammten öſterreichiſch-ungariſchen Zollgebiets unter 
Berücdtichtigung der Herkunftss und Beltimmungsländer in 3 Bänden dargeitellt. 
Die Werthe werden mit eingehender Begründung jährlich in einen Bande der 
„Nachrichten über Induſtrie, Handel und Berfebr aus dem 
ftatijtiichen Departement im Ef. £ Handels-Miniſterium“ ver- 
öffentlicht. 

Dieje Jahres-Nachweiſung der öfterreichzungarischen Statiftif gelangte für 
1893 ganz, für 1894 theilweiſe zur Veröffentlichung und enthält im I. Band 
nach einem einleitenden Text und einer Ueberjicht der ftatiftiichen Hauptergeb- 
nifie die Darftellung des Handelsverfehrs mit den einzelnen Staaten. 

Der II. Band umfaht die Waaren-Ein- und Ausfuhr im freien Verkehr 
nach jänmtlichen Nummern des statistischen Waarenverzeichnifies nebſt eier 
Jummartichen Refapitulation diefer zwei Arten der Waarenbewegung nach Zoll: 
tarijsklaſſen und der III. Band behandelt den Bormerk: und Veredlungsverfehr, 
jowie die Wuarendurchfubr. 

Die f £ Permanenz-Kommiſſion für die Handelswerthe bat die Aufgabe, die 
Preiſe der Verfehrsgegenjtände jährlich zu erbeben und feſtzuſtellen und bejtebt 
ans einem Bräfidenten (Dr. Mataja), einem Bizepräfidenten und einem Sefretär, 
ferner aus nenn Mitgliedern als Vertreter der Behörden und 116 Weitgliedern 
aus jachmännischen Sreiien der Land» und Foritwirtbichaft, der Induſtrie und 
des Handeld Wir laſſen am Schluß einen Abdruck des Statuts und der Ges 
jchäftsordnung der E. £. Permanenz-Kommiſſion für die Handelswertbe folgen. 
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Hinſichtlich des Umfangs des öſterreichiſch-ungariſchen Zollgebiets iſt er— 
läuternd zu bemerken, daß im Jahr 1853 (1. Februar 1858 der öſterreichiſch— 
modeneſiſch⸗parmeſaniſche Zollverein gegründet wurde; am 1. November 1857 
trat Barma aus dem Zollverein aus und auch Modena hatte jeinen Handel 
wieder jelbjtändig nachgemwiejen, jo daß von da ab das öjterreichiiche Zollgebiet 
auf Dejterreich mit Ungarn bejchränft blieb, da auch für Dalmatien der Außen: 
bandel jeparat behandelt wurde. Im Jahr 1859 und 1866 fam die Lombardei 
mit Venetien in Wegfall, während im Jahr 1863 das Fürſtenthum Liechten- 
ftein in ein Zolle und Steuerbündniß mit Dejterreih trat, welcher Vertrag 
(egtmal3 vom 27. November 1383 modifizirt wurde. 

Im Fahr 1880 wurde Dalmatien, welches bisher ein eigenes Zollgebiet ge— 
bildet hatte, in das allgemeine Zollgebiet einbezogen; ferner wurden die Zollaus: 
ſchlüſſe Iſtrien, Brody, Martinichizza, Buccari, Bortore, Zengg und Carlopago, 
dann Bosnien und die Herzogomwina in das Zollgebiet eingeichlofien; die Freihäfen 
von Trieft und Fiume wurden mit 1. Juli 1891 aufgehoben; die Gemeinden 
Jungholz und Meittelberg ſchloſſen fich dem deutſchen Zollgebiete bezw. dem 
bayeriichen Steuergebiet an. Das öſterreichiſch-ungariſche Zollgebiet bejteht 
demnach zur Zeit aus den beiden Hauptgebieten Deiterreich und Ungarn ein: 
ihließlih Bosnien und der Herzogowina jowie des Fürſtenthums Liechtenitein, 
aber ausschließlich der Gemeinden Jungbolz und Mittelberg. Die Hafengebiete 
von Trieft und Fiume bilden noch immer Freibezirke. 

Die Bafis der ſtatiſtiſchen Nachweifungen bildet auch in Dejterreich-Ungarn 
der Bolltarif und jeit 1. April 1866, insbejondere jeit 1. Januar 1879 das 
umfaſſende itatiftiiche Waarenverzeihniß. Am 1. Juni 1882 trat ein neuer 
Zoltarif in Kraft, fo daß auch ein meues ſtatiſtiſches Waarenverzeichniß ver: 
faßt werden mußte, welches die Zahl ver ftatiftiichen Nummern von 1742 auf 
2127 (alfo um 22°,,) vermehrte. Zur Ausarbeitung dieſes ſtatiſtiſchen Waaren: 
Verzeichniſſes waren hervorragende Fachmänner aus allen Branchen der Im: 
dujtrie und des Handels herangezogen worden. 

Am 1. Juli 1887 trat ein noch weiter jpezialifirtes jtatiftiiches Waaren— 
Berzeihnig mit 3030 Nachweilungspoften in Kraft und die Neform der 
Handelsftatiftif im Jahr 1891 brachte abermals eine gründliche Umgejtaltung 
des ſtatiſtiſchen Waarenverzeichniſſes. Unter Zuziehung bewährter Fachmänner 
murde die Zahl der Nachweilungspojten feftgeitellt, und beträgt zur Seit über 
3000 Boiten. 

As Bolltarif gilt der allgemeine Zolltarif für Dejterreich:Ungarn vom 
25. Mai 1382 mit den abändernden Gejegen vom 19. Mai 1884, 21. Mai 
1887, 25. April 1888, 20. Juni 1888 und 23. Juni 1891. Seit dem Jahre 
1853 waren drei Bolltarife in Kraft getreten, der erite vom 1. Januar 1854 
bis 1. Januar 1879, der zweite BZolltarif vom 27. Juni 1878, wirffam vom 
1. Januar 1879 bis 31. Mai 1882 und der dritte Bolltarif vom 25. Mai 
1882, in Wirfjamfeit getreten am 1. Juni 1882, der noch heute gilt, aber 
wie erwähnt, durch die Gejege vom 19. Mai 1834, 21. Mai 1887, 25. April 
1888, 20. Juni 1888 und 23. Juni 1891 mehrere Abänderungen erlitten bat. 
Der Zolltarif vom 27. Juni 1878 brachte die Beftimmung, daß die Zölle 
m Gold zu bezahlen jeien (einfchließlich des Wag-, Siegel- und Zettelgeldes), 
welhe Beftimmung heutzutage noch zu Recht beiteht. 

Der Kaiſerſtaat Defterreich-Ungarn bat ſeit dem Jahr 1853 mit folgen: 
den Staaten Zoll: und Handelsverträge bezw. Schiffahrtsverträge abgejchlofien : 
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A. Bandelsverträge mit der Meifbegünfigungsklanfel: 


a) mit dent dentichen Zollverein vom 19. Februar 1853 —1865 (erjter 
Handelävertrag mit Dentichland); 

b) mit Berfien vom 17. Mai 1857; 

e) mit der Türkei vom 22. Mai 1862 (befteht heutzutage dem weſent— 
fichen Inhalt nach noch in Kraft); 

d) mit dem deutſchen Zoll: und Handelsverein vom 11. April 1865 
(durch den Krieg von 1866 aufgehoben); 

e) mit Großbritannien vom 16. Dezember 1865, 30. Dezember 1869 
und vom 5. Dezember 1876; 

f) mit Frankreich vom 11. Dezember 1865, 20. Januar 1879 und 
7. November 1881 (die Verträge mit Großbritannien und Frankreich 
traten am 1. Januar 1867 in Kraft); 

g) mit Liberia vom 1. September 1866; 

h) Friedensvertrag mit Italien vom 3. Oftober 1866. 

Die dem deutichen Zollverein eingeräumten Begünftigungen kamen 
mit geringen Ausnahmen nun auch Frankreich, England und Italien 
zu Gute; 

i) mit Belgien vom 23. Februar 1867; 

k) mit den Niederlanden und deren Kolonien vom 26. März 1867; 

1) mit Stalien vom 23. April 1867 und vom 27. Dezember 1878, 
7. Dezember 1887 und 25. Mai 1888; 

m) mit Preußen im Namen des deutichen Zoll- und Handelsvereins vom 
9. März 1868 (Tarifvertrag mit Meiitbegünftigungsklaufel) ; 

n) mit Spanien vom 24. März 1870 und vom 3. Juni 1880, 27. De: 
zember 1887 (zur Zeit beſteht mit Spanien ein Proviforium); 

0) mit Portugal vom 13. Januar 1872, vom 30. Dezember 1872; (jeit 
9. Februar 1892 iſt das Necht der Meiitbegüuftigung erloichen); 

p) mit Schweden und Norwegen vom 3. November 1873 und vom 
15. April 1874; 

q) mit Rumänien vom 22. Juni 1875 bis 1. Juni 1886; 

r) mit dem deutichen Neich vom 16. Dezember 1878 und vom 23. Mai 
1881 und vom 8. Dezember 1887; (der Vertrag vom 16. Dezember 
1873 hatte feine Tarifbeitimmungen mehr, Tondern enthielt nur die 
gegenfeitige Meiftbegünitigung; 

s) mit Serbien vom 6. Mai 1881 und vom 9. Auguft 1892; 

t) mit Dänemarf vom 14. März 1887; 

u) mit Griechenland vom 11. April 1837; 

v) mit Zanzibar vom 11. Auguſt 1887; 

w) mit der Schweiz vom 23. November 1888. 


Auf Grund des Handelövertrags mit der Türfei vom 22. Mai 1862 


wurde im Jahr 1890 die Meiltbegünftigung auch den bulgariichen und egpp- 
tischen PBrovenienzen gewährt. Das Jahr 1891 brachte eine durchgreifende 
Aenderung aller Handelsbeziehungen, da mit dem deutschen Reich, mit Italien 
und Belgien am 6. Dezember und mit der Schweiz am 10. Dezember neue 
Handelsverträge mit Conventionaltarifen und der Meiſtbegünſtigungsklauſel ab- 
gejchlofjen wurden, wodurch auf 12 Jahre die Stabilität der Zollfäge ge— 
Ichaften und die Aus- und Weitergeitaltinng der Handelsbeziehungen unter den 
Vertragsländern ermöglicht wurde 
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Seither wurden noch Handelsfonventionen mit dem Rechte der Meiſt— 
begünftigung abgejchlojlen: mit Rumänien am 21. Dezember 1893 und mit 
Rußland am 18. Mai 1894, welch legtere an Stelle des Vertrages vom 
2. September 1860 trat. Mit Spanien wurde muterm 8. Dezember 1893 ein 
Handelsvertrag vereinbart, der jedoch noch der Bejtätigung durch die Cortes 
bedarf. Seither beitebt ein Provijorium, 

B. Handelsverträge ohne gegenjeitige Meiftbegünftigung wurden abge- 
ihlojien mit China (1869; Hawai (1875); Japan (1869); Maroffo (1830); 
Siam (1871); Tunis (1856); mit den Vereinigten Staaten von Amerika (1831); 
mit Korea vom 23. Juni 1892. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika genießen jegt gleichfalls die Meift- 
begünftigung IN.-G.:Bl Nr. 79 von 1892). 

Was muın die Darftellung des Außenhandels des öfterreichiichungarifchen 
ZollgebietS und die Ermittelung‘ der Handelswerthe jpeziell anbelangt, jo ift 
biewegen noch folgendes zu bemerfen: 

In Dejterreich-Ungarn bejtanden bis zum Jahr 1874 nur jogenannte 
offizielle Waarenwerthe d. h. fir eine Neibe von Jahren gleichbleibende Preife. 
Ab und zu wurden diejelben, bejonders für das Jahr 1862 von der neu er: 
richteten ſtatiſtiſchen Centralkommiſſion wohl einer Reviſion unterzogen und 
von einer Kommiſſion von Fachmännern neue Werthe für neuere einzelne 
Waarengattungen ermittelt, aber einer volljtändig genauen Bewerthung des 
Handels jtanden die Cumulativpojten des Zolltarifs entgegen. 

Zu Ddiejen zeitweiligen Nevijionen wurden Fachmänner aus dem Handels: 
und Gemwerbejtande, Zollbeamte und Statiftifer herangezogen, die ihre Ent: 
iheidung unter dem VBorjige des Präfidenten der Itatijtiichen Centralkommiſſion 
nach eingehender Berathung abgaben, bis man schließlich für jede nachzu— 
weiſende Waarenpojt zu einem einheitlichen Werthſatze gelangte, der bei der 
Berechnung des Werthes der ein-, aus- und durchgeführten Waaren ala Grund: 
lage zu dienen hatte. 

Der ermittelte Einheitswerth fam aber nicht für ein, jondern für 
mehrere Jahre in Anwendung. Die gleichbleibenden — jogenannten offi« 
stellen — Werthe entiprachen aber in vielen Fällen der Wirklichkeit nicht. 
Im Fahre 1873 faßte daher die jtatiftische Centralkommiſſion den Beichluf, 
dag vom Jahre 1874 ab der Außenhandel des öjterreichiich-ungarifchen Zoll: 
gebiet3 nicht allein nach den offiziellen, gleichbleibenden Werthiägen, jondern 
auch nad) den jeweiligen Handelswerthen zur Darjtellung gelangen ſolle. 

Zu dieſem Behufe wurden bei Beginn des Jahres 1875 durch eine ad 
hoe einberufene Kommiſſion, beſtehend aus hervorragenden Induſtriellen und 
Kaufleuten, für das Jahr 1874 die Handelswerthe ermittelt und dieſe ſo feſt— 
geſtellten Handelswerthe neben den beſtehenden offiziellen Werthen in Ans 
wendung gebracht und in den Handelsausweijen auch veröffentlicht. 

Dieje Doppelte Berechnung des Waarenhandels des öjterreichiich-ungarifchen 
Zollgebiet3 wurde fünf Jahre lang, von 1874 bis 1878 ausgeführt. 

Als Grundſatz bei der Erhebung der Handelswertbe für die Einfuhr 
ward feitgejegt, daß die Mengeneinheit (Zentner, ſporko (Brutto) oder netto, 
Stüf, Tonne) mit einem Durchichnittswerth in Silbermünze, loco Reichs-Grenze 
und ohne Einrehnung der Zollgebühr, mit Ausschluß der Transportipejen von 
der Neichszollgrenze biS zum Verbrauchsorte anzunehmen jei. Ber den Aus: 
fuhr-Waaren famen dagegen die Transportipejen bis zur Zollgrenze, weil 
inländischen Berfehrsanftalten zu Gute fommend, in Betracht. 
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Als nun auf Grund Allerh. Entichl. vom 9 Juni 1877 die k. £. Ber: 
manenzkommiſſion für die Handelswerthe geichaffen wurde, ging die jährliche 
Erhebung der Handelswerthe auf diefe Kommiſſion über und es gelangten für 
das Jahr 1876 und feither fortlaufend die von der f. £ Permanenzkommiſſion 
nad den oben erwähnten Prinzipien fejtgeitellten Handelswertbe bei der Be— 
rechnung der ein- umd ausgeführten Waaren zur Anwendung. 

Seit der neuen Organiiation des handelsitatijtiichen Dienites d. b. ſeit 
1. Januar 1891 werden die Mengen der Waaren:Ein: und Ausfuhr nicht 
mehr nach den Ein: und Austritt3-Grenzen (Örenzitreden), jondern nad) den 
einzelnen Herkunfts- und Bejtimmungsländern erfaßt und nachgewiefen. Dieje Ein: 
führung batte zur Folge, daß die Bewerthung vieler Waaren nicht mehr, wie 
bisher, insgefammt auf Grund nur einer Durchichnitts: Ziffer, ſondern für jedes 
einzelne Herfunfts und Beſtimmungslaud auf Grund der Werthziffer für das 
betreffende Land, loco Reichsgrenze einfchließlich der Fracht bis dahin erfolgt 

Eine Ausnahme von dieſer Negel beſteht für jog. Sammelpofitionen und 
für ſolche Waaren, die bei den verichiedenen Ländern dem Wertbe nach nicht 
beträchtlich von einauder abweichen oder deren differentielle Bewerthung nach 
Herfunfts: und Beitimmungsländern zu große Schwierigkeiten bieten würde. 
In diefen Fällen ift blos ein Durbichnitts- Werth feitgejegt. Für die 
Nachweiſung des Generalbandels, d. h. der Einfuhr zum Verbrauch und der 
Ausfuhr einheimischer oder nationalijirter Waaren einichließlich des Vor: 
merfverfehrs und der Waarendurchfuhr wurde auch die Bewerthung der legteren 
wieder vorgenommen, die unter Anwendung der jog. offiziellen Werthe bis 1878 
incl. ftattgefunden batte, jedoch von 1878— 1890 incl. unterlafjen worden war. 
Vom Fahre 1594 ab wurde die Bewerthung der Durchfuhr abermals aufgelajien 

Der öfterreichifch-ungariiche Spezialhandel behandelt wie die deutiche Handels: 
jtatiftit die Einfuhr zum freien Verkehr d. b. zum Gonjum, zum Verbrauch im 
Zollinlande und die Ausfuhr inländischer oder nationaliirter Waaren (urfprünglich 
ausländiicher Provenienz' aus dem freien Verkehr des Zollinlandes. Der 
Bormerfverfehr hat jene Waaren zum Gegenjtande, die während ihrer Be: 
wegung in zollamtlicher Bormerfung gehalten werden. Dabei unterjcheidet man 
zwiichen ausländischen Waaren, welche zur VBeredlung, Reparatur 2c. in das 
Bollinland eingeführt und zweds Wiederausfuhr vormerfweife behandelt werden, 
und inländischen Waaren, welche in Bormerfung genommen werden, ebe fie das 
Bollausland betreten, zweds zollfreier Wiedereinfuhr nach der Veredlung. 

Von der Behandlung des Bormerkverfebrs nad den Beltimmungen der 
deutſchen Statiftif umtericheidet ſich die öſterreichiſch-ungariſche Daritellung des: 
jelben injoferne, als nach den öjterreichiich- ungarischen Vorſchriften die urfprüng- 
li zur VBeredlung u. j. w. im Vormerkverkehr eingeführten Gegenstände, welche 
aber nachträglich verzollt werden und im Inlande verbleiben, nicht dem Spezial: 
handel zugeführt werden, jondern lediglich als Eingang in dem Vormerkverkehr 
mit inbegriffen find und bier verbleiben, obwohl jie nicht mehr — entgegen dem 
urjprünglichen Zwede — ausgeführt werden. Seit 1394 werden jedoch die im 
Vormerkverkehr (erflufive Beredlungsverfehr) behandelten, jedoch nicht wieder 
aus: bezw. eingeführten Waaren auch in den Sprzialbandel einbezogen. In der 
deutschen Handelsjtatijtif dagegen werden die vormerkweiſe eingeführten und vor: 
merkweiſe ausgeführten Gegenjtände erft dann ım Vormerkverkehr ſtatiſtiſch erfaßt 
und nachgewieſen, wenn die eingeführten, unter zollamtlicher Gontrole und Vor— 
merfung jtebenden Gegenjtände wieder ausgeführt worden jind, oder die vormerf: 
weile ausgeführten Waaren wieder zur Einfuhr gelangen. Werden daher vormerf: 
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weile zur Einfuhr angemeldete Waaren nicht mehr ausgeführt, ſondern verbleiben 
fie durch Berzollung im Inlande, jo ericheinen in der deutichen Statiſtik ſolche 
Waaren gar nicht im Vormerkverkehr, jondern als Einfuhr in den freien Verkehr. 
Nach dem Entwurf zu neuen Ausführungsbeitimmungen zu dem jtatiitiichen Ge: 
jege betr. den Waarenverfehr des deutichen Zollgebiets joll der Veredlungsverkehr 
dahin umterjchieden werden, ob er auf Nechnung eines Inländers oder Aus: 
länders jtattfindet. 

Eine für inländiihe Rechnung jtattfindende Veredlung würde anzunehmen 
jein, wenn Die Waare nach der Veredlung zur freien Verfügung des Inländers jteht, 
dagegen foll die Beredlung für ausländische Nechnung dann angenommen werden, 
wenn Die veredelte Waare einem Ausländer gehört. Die erjtere Gattung von 
Waaren wird Daher im Ddeutichen Spezialbandel mit ihren vollen Wertb bei der 
Ein- und Ausfuhr in Anfag zu bringen jein, jo daß der Veredlungsgewinn der 
deutichen Handelsbilanz ganz zu Gute fommt, während die legtere Art des Ver: 
edlungsverfebrs bei der Ausfuhr nur mit dem Werthe zu berechnen ſein wird, 
der dem im Inland erzielten Arbeitsverdienjt gleich zu jegen it. 

Für die im eigentlichen Bormerkverfehr d. h. im fleinen Grenzverfebr, 
in der Ein: und Ausfuhr zur Ansicht, zur Probe, im Meß- und Marktverkehr 
dagegen joll das bisherige Verfahren beibehalten bleiben. — 

In den öjterreichiich-ungarischen Durchfuhr-Verkehr werden alle ausländ: 
ichen Waaren aufgenommen, welche mit der Beitimmung für das Ausland 
ohne Bollentrichtung in das Bollgebiet eintreten und demmächit wieder aus: 
gerührt werden. 

Eine jeparate Erfaſſung des Niederlageverfehrs wie in Deutichland findet 
in Dejterreich-Ungarn nicht ftatt. Die transito eingelagerte Waare wird ent— 
weder jpäter verzollt und ericheint jodann ala Einfuhr oder wird wieder aus: 
gerührt und ericheint jodann als Durchfuhr. 

Wie in der deutichen Statijtif jo werden auch bei den öjterreichiich-ungar: 
itchen Nachweiſungen gewiſſe Gegenftände, wie Hüte, Vieh, Wagen und Schlitten, 
Belozipedes, Tajchenuhren u. ſ. w. nad Stüdzahl angemeldet, jedoch jodanı 
in Gemwichtämengen umgerechnet. So bejteht für ein Stüd Ochs das Um: 
rehnungs-Gewidht von 450 kg bei der Einfuhr und von 650 kg bei der 
Ausfuhr, für ein Schwein 80 bezw. 140 kg, für eine Uhr 0,042 bezw. 0,052 kg, 
für einen Perſonenwagen 400 kg, für ein Veloziped 25 bezw. 33 kgıc. Als 
Herfunfts= ımd Bejtimmungsländer werden in der öjterreichtich-ungar: 
iſchen Statiftit 52 Länder ſpeziell aufgeführt, darunter auch die Freibezirke 
Trieft und Fiume ohne nähere Angabe der eigentlichen Herfunfts: und Be: 
itummungsländer. 

Bei Waaren aus dem Deutjchen Reich werden Hamburg und Bremen als 
ſog. Freibezirke gleichfalls jeparat als Herkunfts- und Beitimmungsländer nach: 
gewiefen. Was Trieft und Finme anbelangt, jo berührt die Ausnahmejtellung 
diefer zwei Freihäfen oder Freibezirke Hinfichtlich der Aufitellung als Herfunfts: 
und Beitimmungsland lediglich die öſterreichiſch-ungariſche Einfuhr: und Ausfuhr: 
ſowie Durchfuhr-Statiſtik. Es iſt jedoch biewegen zu bemerken, daß die frühere 
gleichartige ftatiftiiche Behandlung der deutichen Zollausichlüffe Hamburg: Altona 
und Bremen in der deutjchen Statijtif zu Unficherheiten in der ftatijtifchen 
länderweiien Daritellung des deutschen Außenhandels geführt bat, jo daß durch 
die Ausführungsbejtimmungen zum jtatiftiichen Gelege vom 9. Dezember 1988 
vom I. Januar 1889 ab eine Aenderung injoferne erfolgte, als durch den Zoll: 
anihlug von Hamburg, Altona, Bremen und jonjtigen preußiichen und olden— 
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burgiichen Gebietstheilen und durch die Bildung eines ‘Freihafengebiets in 
Hamburg, jowie durch die Errichtung von Freibezirken in Bremen und Brake, 
welche Freibezirfe als im Zollgebiet liegende Freilager nach $ 107 des Vereins: 
ollgejeges anzufehen find, das Freihafengebiet von Hamburg nur dann als 
erfunfts= oder Beitimmungsland angegeben werden durfte, wenn die aus dem 
reihafengebiet Hamburg eingehende Waare dajelbjt produziert, fabriziert oder 
bearbeitet wurde oder, wenn eine nach dem FFreibafengebiet Hamburg ausgehende 
Waare daſelbſt verarbeitet oder verbraucht werden follte. 

Betreffs jolcher Waaren, die in das hamburgische Freihafengebiet ein- 
und in unverändertem Zuftande aus demjelben wieder ausgehen, durfte das 
Treihafengebiet nur dann als Herkunfts: bezw. Beltimmungsland deklarirt 
werden, wenn die Waare bei ihrem Eintritt in das FFreihafengebiet noch nicht 
zur Weiterbeförderung an einem bejtimmten anderen Orte defignirt war und 
einjtweilen dort lagern jollte, oder im Fall des Eingangs in das Zollgebiet, 
wenn die Waare im Freihafengebiet gelagert hatte. 

Wurde hienadh das hamburgische Freihafengebiet ala Herkunftsland de— 
Harirt, jo war daneben womöglich das Land, woher die Waare in's TFreihafen- 
gebiet fam oder wenn dasjelbe nicht zu ermitteln war, das Urjprungsland ans 
zugeben. Doch auch diefe Beitimmung vermochte bezüglich des Verkehrs mit dem 
Auslande bezw. den einzelnen fremden Ländern noch feine genügende Klarheit 
über unſere Handelsbeziehungen zu verjchaffen,') weshalb durch einen Nachtrag 
zu den Ausführungsbejtimmungen und Dienftvorichriften des jtatiftiichen Gejeges 
vom 3. März 1892 angeordnet wurde, dal bei der Einfuhr aus dem hamburg: 
iſchen TFreihafengebiet in das deutſche Zollgebiet, ſei es zum freien Verkehr, zur 
Niederlage oder zur Durchfuhr das hamburgische Freibafengebiet als Herkunfts— 
land der Waare nur dann anzugeben ift, wenn Ddiejelbe dort erzeugt oder bes 
arbeitet wurde, jonjt aber immer dasjenige Land, aus welchem die Verſendung 
der Waaren urjprünglich erfolgt ift. 

Bei der Ausfuhr einer Waare aus dem deutichen Zollgebiet nach dem 
bamburgischen Freihafengebiet — die Waaren mögen aus dem freien Verkehr, 
von Niederlagen oder Konten oder im VBeredlungsverfehr ausgeführt werden oder 
durch das deutiche Zollgebiet durchgeführt worden jein — iſt als Beſtimmungs— 
land der Waaren dasjenige Land zu deflariren, nach welchem die Verjendung 
der Waaren von dem }reihafengebiet aus jofort oder demnächit erfolgen foll. 








Y Mir lafen im Vorjahr über die deutiche Handelsitatiftit im Verkehr mit Hamburg 
in der Berliner Bank- und Handelszeitung Folgendes: „Ein Mangel in unferer Handels- 
ftatiftit ift es, dab ein großer Theil des deutfchen Außenbandels, der fi) über Hamburg 
bewegt, mangeld Angabe des wirklichen, meiit überfeeiichen Herkunfts- oder Beitimmungs- 
landes als Handel mit dem außerhalb der Zollgrenze belegenen Freihafengebiet nachgewieſen 
wird. Seit 1888, wo Hamburg mit Altona und Bremen dem Zollgebiet einverleibt wurde, 
ift in dieſer Hinficht eine Beſſerung eingetreten und ein weiterer Schritt zur Erzielung einer 

enaueren länderweiſen Statiftit iſt durch die 1892er Beitimmung geichehen, wonach das 
—— —* Hamburg als Herkunftsland nur dann deklarirt werden ſoll, wenn die Waare 
dort erzeugt oder bearbeitet worden it, und als Beitimmmmgsland für Waaren, die Dort 
verbraucht oder verarbeitet werden follen. Wenn trogdem für einen großen Theil der deutichen 
Maarenausfuhr der Freibafen Hamburg als Beitimmungsland in der Statiſtik angejeigt iſt 
und zwar für einen größeren Theil als dort verbraucht oder verarbeitet wird, fo ſcheint dies 
einestbeils auf einer gewiſſen Nachläffigfeit der Erporteure zu beruhen, zum Theil mögen 
auch andere Gründe dafür beitimmend fein, 3. B. die Erlangung von niederen Exportpreiſen 
für Waaren, die gar nicht ins Ausland beitimmt find, fonden nur nad dem Freihafen 
erportirt werden, um die billigeren Preiſe oder die billigere Fracht zu profitiren und dann 
wieder als Netourwaare oder zollfrei aus Billigkeits-Rückſichten ins Zollgebiet eintreten, 
wohl auch verzollt werden, um als inländijches Fabrikat zu gelten. 
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Wenn zur Zeit der Ausfuhr nach dem hamburgifchen Freihafengebiet noch 
feine Bejtimmung über die Weiterverjendung der Waaren getroffen ift oder 
wenn die Waaren in dem Freihafengebiet verbraucht oder verarbeitet werden, 
jo ift das Freihafengebiet vorläufig als Beitimmungsland zu deflariren, das 
endgiltige Beitimmungsland aber nachträglich anzugeben bezw. von der Ham— 
burger Hatiftifchen Behörde mitzutheilen. 

Die Freibezirke Bremen und Brafe gelten nicht als Zollausland, ſon— 
dern jind als Freilager im Zollgebiet zu betrachten und dürfen ebenjomwenig 
wie die Freihäfen Geejtemünde-Bremerhaven und Curhaven als Herkunfts- und 
Beitimmungsländer angegeben werden. 

Hiedurch hat fich der deutiche Außenhandels-Verkehr mit den einzelnen 
Herfunfts= und Bejtimmungsländern viel genauer ermitteln und präzifiren laſſen. 
Während unsere Ausfuhr nach dem Freihafengebiet Hamburg (von dem Zoll: 
ausjhluß Hamburg vor 1888 gar nicht zu reden) im Jahr 1889 noch 3,2°/, 
und die Einfuhr von dort 1,3%, des Gejammthandelsverfehrs betrug, hat fi 
die Ausfuhr dorthin im Jahr 1892 auf 1,2°/, und im Jahr 1893 auf 0,9°/, 
und die Einfuhr von dort auf O,4°/, reduziert. 

In der Begründung zu dem Entwurf der Aenderungen der Ausführungs- 
beitimmungen zu dem " atiftifchen Gejeg vom 13. Januar 1892 (Drudiache 
Rr. 7, 1892) wird über den Handeläverfehr mit dem Freihafengebiet Hambur 
bemerkt: In den Ausführungsbeitimmungen und Dienftoorichriften vom Jahr 1 
zum Gejeg betr. die Waarenverfehrsitatiftif find Anordnungen getroffen, welche 
eine Combination der Handelsitatiitif des ZollgebietS mit derjenigen des Frei— 
bafengebiet3 von Hamburg ermöglichen jollten, um neben dem Waarenverfehr 
des HBollgebiet3 denjenigen des gefammten Weiche: und Zollgebiets mit dem 
Auslande darzuftellen. Dieſe Beitimmungen ftehen in engem Zufammenhang 
mit dem hbamburgiichen Geſetz vom 12. Dftober 1888 betreffend die Deflara: 
tionen für die Handeld- und Sciffahrtstatiftif im Freihafengebiet, ſowie zu 
einem mit dem handelsitatiftiichen Bureau in Hamburg getroffenen Abkommen. 
Demnach jollte das handelsftatiftiiche Bureau in Hamburg die Angaben über 
Herkunft und Beitimmung der Waaren in den Zolldeflarationen, welche beim 
Ein: und Ausgang von Waaren über die Zollgrenze gegen das hamburgische 
Freihafengebiet für die Zollgebietsftatiftif abzugeben waren, auf Grund der für 
die Handelsjtatijtif des Freihafengebiets abzugebenden Deflarationen nachträglich) 
berichtigen umd ergänzen. Der Durchführung diefer Abficht haben fich un— 
vorhergejehene Schwierigkeiten entgegengeitellt, ... . jo daß die urjprüng- 
lich geplante Aufftellung einer fombinirten Reichs und Zollgebietsſtatiſtik auf: 
gegeben und fih darauf bejchränft werden mußte, die hamburgiiche Handels- 
ftatiftif möglichjt für die Zollgebietsitatiftit nugbar zu machen, jo daß — for 
weit möglich — an Stelle des Hamburger Freihafengebiet3 das ausländijche 
Herfunft3> oder Urjprungsland der Waaren nachgewiejen werde. 

Hiedurch und in Verbindung mit den Anordnungen der Hamburger Statift. 
Behörde ift Schon feit 1889 eine wejentliche Verbeſſerung der Zollgebietsjtatiftif 
erzielt worden.“ 

Es wird alſo nunmehr bei der Einfuhr von Waaren aus dem Hamburger 
Freihafengebiet nach dem deutjchen Zollgebiet jenes nur dann als Herkunftsland 
angeichrieben, wenn die Waare im Freihafengebiet bergejtellt oder bearbeitet 
worden iſt; in allen anderen Fällen iſt das eigentliche Herkunfts- oder Urſprungs— 
land zu deffariren. Bei der Ausfuhr von Waaren aus dem freien Verkehr des 
Zollgebiet3 nach dem Freihafengebiet iſt das eigentliche Beitimmungsland anzu— 
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geben, wenn die Waare nicht im Freihafengebiet verbraucht oder verarbeitet werden 
ſoll — eventuell unter Mitwirkung der Hamburger handelsitatiftiichen Behörde. In 
gleicher Weile iit bei der Ausfuhr von Waaren nach dem Freihafengebiet Bremer: 
haven und Geejtemünde das eigentliche Bejtimmungsland und bei der Einfuhr von 
dort das eigentliche Herkunftsland, wenn auch erjt nachträglich zu deflariren. 

Auf diefe Weile wird die Anjchreibung der deutjchen Einfuhr und Ausfuhr 
von und nach den FFreihafengebieten thunlichit auf das thatſächliche Maß be: 
Ihränft. Eine ganz genaue Erfafjung der Statiftif der deutjchen Musfuhr mit 
dem FFreihafengebiet Hamburg wäre nur möglich, wenn leßteres in Hinficht der 
Waarenverfehrsjtatijtif gleich den Freibezirfen Bremen und Brafe behandelt 
würde. Dem entgegen bejtimmt die Vorichrift in $ 16 der öjterreichiich- 
ungarischen Verordnung vom 18. Dezember 1893, daß die Freibezirke Hamburg 
und Bremen auch als Herkunfts: und Beitimmungsländer ohne Angabe anderer 
Urfprungsländer bezeichnet werden dürfen, ebenſo wie die öfterreihiichen Frei— 
bezirfe Trieft und Fiume. 

Durch diefe von einander abweichenden Beitimmungen der deutichen und 
öſterreichiſch-ungariſchen Statiftif möchte es fcheinen, als ob die Vergleichbarkeit 
der beiderjeitigen Statiftifen erheblich eingejchränft und der deutſch-öſterreichiſche 
Handelsverfehr nach zwei ganz verichiedenartigen Methoden jeine Daritellung 
fände. Gleichwohl verurjachen die anjcheinend ſich jo widerjprechenden Beſtimm— 
ungen über die Anfchreibung nach Herkunfts- und Bejtimmungsländern feinen 
fo tiefgehenden Unterjchied, obwohl auch noch binfichtlich der jtatijtiichen Auf: 
faſſung des Begriffs „Herkunft: und Beſtimmungsland“ verjchiedenartige Vor— 
ichriften im Deutichland und Dejterreich beſtehen. Die öjterreichiich-ungarijche 
Statijtif will nämlich weniger den reinen Handelsverfehr zwiichen zwei Yändern 
erfaſſen und nachweilen als bei der Einfuhr von Waaren das eigentlihe Ur: 
ſprungs- und bei der Ausfuhr das eigentlihe Verbrauchsland ermitteln. 
Als Land der Herkunft hat nämlich dasjenige Yand zu gelten, aus welchem 
die Waare urjprünglicdy ſtammt d. h. dasjenige Yand, wo die Waare erzeugt 
worden ift, und als Land der Beitimmung it dasjenige Land zu bezeichnen, 
für deſſen Conſum (Verbrauch) die ausgeführte Waare bejtimmt ift. Es werden 
alfo aus dem FFreigebiet Hamburg und Bremen ebenjo wie aus den Freibezirfen 
Trieſt und Fiume nur ſolche Waaren als Provenienzen angegeben werden 
fönnen, die thatlächlich in dieſen Freibezirken bergeftellt worden find und bei 
der Ausfuhr können Ddieje Freibezirke nur dann als Beitimmungsländer be— 
zeichnet werden, wenn die Ausfuhr:Waaren dort verarbeitet werden oder zum 
Verbrauch gelangen. Außerdem joll ja das eigentliche Urſprungs- bezw. Bes 
ftimmungsland angegeben werden. Hienach kommen die Vorjchriften der öſter— 
reihiichen und der deutichen Statiftif jo ziemlich auf das Gleiche hinaus und 
e3 jrägt fich nur, auf welcher Seite die größeren Schwierigfeiten zur Ermittelung 
der wahren Uriprungs: und Bejtimmungsländer vorhanden find, worauf wir 
nochmals zurüdfommen werden. 

Im Allgemeinen ift noch Folgendes zu bemerken: 

Für die jtatiftische Darftellung des Waarenverfehrs des öſterreichiſch— 
ungarischen Zollgebiets bejteht das Geje vom 26. Juni 1890 (R.-©.-Blatt 
Nr. 132) betreffend die Statiftif des auswärtigen Handels und die Verordnung 
der Minifterien der Finanzen umd des Handels vom 18. Dezember 1893 nebit 
Injtruftion gleichen Datums. 

Hienad find alle Waaren und Gegenjtände, welche im Handelsverfehr 
mit dem Zollauslande in der Ein- und Ausfuhr oder Durchfuhr bei einem 
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f. £. Zoll: oder Pojtamt zollamtlich erflärt bezw. abgefertigt werden, nad) 
Gattung, Menge, Herkunfts- und Beltimmungsland für die Ziwede der amt: 
lien Handelsjtatijtit anzumelden Dieje Anmeldung geſchieht bei den Boll- 
ämtern, beim Eingang auf Nebenwegen bei den Finanzwacherganen, bei der 
Potausfubr bei den Pojtaufgabeämtern und liegt demjenigen ob, welcher bei 
einem . £. Zoll- oder Poſtamte bezw. bei einem Finanzwachorgan hinſichtlich 
der Einfuhr die Zollerflärung oder die zollamtliche Abfertigung veranlaft. 
Ber der Ausfuhr von Waaren find Ausfubranmeldeicheine abzugeben und es 
baben die öffentlichen Transportanjtalten für die richtige Beibringung dieſer 
Ausfuhr-Anmeldeſcheine und Ablage bei den Zollbehörden Sorge zu tragen. 


Die Zollämter haben die Anmeldeſcheine nebſt den ſogenannten Auszugs— 
bögen d. h. den Aufzeichnungen auf Grund mündlicher Angaben der Parteien 
an das Itatiftiiche Departement des Ef. f. Handelsminijteriums einzufenden, wo 
die Berarbeitung des Urmaterials itattfindet. Hiedurch unterjcheibet jich die 
öfterreichtiiche Behandlung des jtatijtiichen Urmaterial® von dem Verfahren in 
Teutichland, wo Die Zollämter aus den Anmeldejcheinen und den Zolldekla— 
rationen, jowie den mündlichen Angaben tägliche Anjchreibungen, jog. Verkehrs: 
nachweijungen aus Zählſtreifen zufammengejegt, anfertigen und dieje dem ftati- 
ſtiſchen Amte in Berlin zur Verarbeitung einfenden. Es läßt jich nicht läugnen, 
daß das öſterreichiſch-ungariſche Verfahren, namentlich für die Ausfuhrjtatiitik, 
eine größere Garantie für genaue Anfchreibung bietet. 

Bon jeder jtatijtiichen Anmeldung ift auch in Oeſterreich-Ungarn eine 
jtatijtiiche Gebühr zu entrichten. Hievon find ausgenommen: 

1) die Durchfuhr-Waaren, (wie in Deutichland) ; 

2) der Ein: und Ausgang im Grenzverkehr; 

3) der Veredlungs- und Vormerkverfehr zum Betrieb einer Hausindujtrie 
oder eines Kleingewerbes ; 

4) die Bojtjendungen und 

5) die Ddireft nach den Yändern der ungarischen Krone, nad Bosnien 
oder Herzogomwina eingeführten oder von dort direkt ausgeführten Waaren, auch 
wenn jie bei einem E. f. Zollamte zollamtlicy deflarirt und abgefertigt wurden. 

Wie oben Schon furz angeführt wurde, beſteht hinſichtlich der Ermittelung 
des Herkunfts- und Beitimmungslandes zwischen dem deutſchen und öſterreichiſch— 
ungarijchen Verfahren ein wejentlicher Unterjchied. 

In Deutichland gilt als Herkunftsland dasjenige Land, aus dejjen 
Eigenbandel die Waare jtammt bezw. aus deſſen Gebiet die Waare verjendet 
wurde und ala Bejtimmungsland dasjenige Yand, wohin die Verſend— 
ung der Waare gerichtet iſt: in dejjen Eigenbandel die Waare übergeht. Die 
öfterreichiich-ungariiche Statiftif aber erklärt als Herkunftsland dasjenige 
Yand, aus welchem die Waare urjprünglich beritammt und als Bejtim- 
mungsland dasjenige Yand, für dejien Conſum die Waare beſtimmt iſt. 
Während aljo bei der deutſchen Statiſtik in erſter Linie ermittelt werden will, 
mit welchen Ländern und in welchen Umfang das Deutjche Neich bezw. Zollgebiet 
im Handelsverfehr jteht und erjt im zweiter Linie nach dem Urfprungs bezw. 
Berbrauchsland der Waare gefragt wird, wenn das eigentliche Handels- 
Herfunfts: bezw. Beitimmungsland nicht ermittelt werden faun, will die öſter— 
reichiſch-ungariſche Statiftif vor allem das Yand des Urſprungs und des 
Berbrauds der Waare fejtjtellen. Meinijterialratb Dr. Mataja, Vorſtand 
de& handelsitatijtiichen Dienjtes am f. E. Haudelsminijterium, beipricht in jeiner 
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Broſchüre: Die „Handelsſtatiſtik“!) dieſe verſchiedenartige Erfaſſung der Her: 
kunfts- und Beſtimmungsländer, indem er ausführt: 

„Neben Art und Menge der Waaren wollen wir aber auch die Länder 
wiſſen, mit denen wir Verkehr treiben. Eine offenbare Unvollkommenheit z. B. 
der engliſchen Handelsſtatiſtik iſt es, die Erhebung der Provenienz und Deſti— 
nation der Waaren vornehmlich an den Verſchiffungs- bezw. Beſtimmungs— 
bafen zu knüpfen, weshalb 3. B. die Echweiz in den engliihen Handels-Aus— 
weijen regelmäßig gänzlich verjchwindet, andere Länder, wie Dejterreich-Ungarn, 
unverhältnigmäßig gering vertreten find. Wir haben vielmehr vationeller Weije 
nur die Wahl 1) entiveder die Länder zu ermitteln, aus deren Eigenhandel 
die Waaren jtammen oder in deren Eigenhandel die Waaren übergeben oder 
2) jene Länder, wo die Waaren thatjächlich erzeugt wurden oder zur Conſum— 
tion gelangen. Nach dem erjteren, insbejondere in der deutichen Handelsſtatiſtik 
angenommenen Syſtem würde beifpieläweije bei einer nach Dejterreich gebrachten, 
von einem Händler in London bezogenen amerikanischen Baumwolle England 
als Herkunftsland angejeben werden müſſen, während fie nach dem zweiten 
Syitem — wie in Dejterreich-Ungarn eingeführt — weil thatſächlich aus Amerika 
ftammend, immer Amerifa zugeichrieben würde, ohne Unterjchied, ob wir fie in 
England von einem Engländer oder direft bezogen haben. 

Ber dem erjteren Syitem beruft man fich darauf, daß e3 dem Charafter 
der Handelsſtatiſtik angemejjener jei, eben die Yänder zu erheben, mit denen 
man Handel treibt, dal; wir ferner Schuld oder Forderung nicht gegenüber 
jenem Yande erwerben, das eine Waare erzeugt oder confumirt, jondern von 
dem oder an das wir die Waare beziehen ar jenden (verfaufen). Das zweite 
Syſtem wiederum ſtützt jich darauf, daß unſer Handelsverfehr in Tegter Linie 
nicht von den Ländern abhängt, welche die Rolle von Zwifchenhändlern jpielen, 
jondern von jenen, welche unfere Erzeugnifje wirklich verzehren oder unferen 
Bedarf wirklich erzeugen; daß es für uns von größerem Werthe jei, zu be= 
jtimmen, wohin unjere Produfte endgiltig hingehen, ala in was für eine 
Zwiichenhand fie übertreten; daß der Umweg, den etwa Waaren einfchlagen, 
ettvas ziemlich Zufälliges und Wechjelndes fei im Vergleich mit den realen 
Momenten der Erzeugung und der Conjumtion, daß endlich die Erhebung des 
wirklichen Conſumtions- und Provenienzlandes die Werthbeftimmung erleichtert. 

Deiterreich-Ungarn hat das zweite Syitem gewählt. Dasjelbe hat über: 
dieß den Vortheil, daß es der Gefahr beſſer entgegenwirft, der alle Yand- 
angaben ausgejegt find; dieſe ijt nämlich nicht, daß das Herkunfts- und Be— 
ſtimmungsland zu weit, jondern dal es zu nabe gejucht und angegeben werde, 
day nämlich in der Deflaration der bloße Speditionsplag, vielleicht blog das 
Land, durch welches die Waare tranfitirt, ericheine; dies iſt für beide Syſteme 
ein Fehler, aber gewiß ilt die Verwechslung Dort leichter, wo das eigent— 
liche Produftions: und Confumtionsland gar nicht gefordert wird. 

Daß ferner auch bei dem in Dejterreich angenommenen Syitem gewiß 
vielfach nicht der erjte Uriprung bezw. die fette Beltimmung angegeben wird, 
häufig auch von den Parteien gar nicht angegeben werden kann, iſt nicht zu 
bejtreiten. Daß es indeilen doch nicht richtig wäre, deshalb etwa anzunehmen, 
die Yegaldefinition des Beltimmungs: oder Herfunftslandes fer praftijch belang— 
los, bewe insbeſondere eine Erfahrung der Schweizer Statiſtik. Seit 1892 
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wird in der Schweiz das urjprüngliche Erzeugungsland bezw. das endgiltige 
Verbrauchsland ermittelt, während vordem das Land des leßten bezw. des 
nächſten Umjages als Herkunfts- bezw. Beitimmungsland gegolten hatte. Durch 
dieje Menderung bei der Erhebung wurde bewirkt, daß 1892 die Einfuhr aus 
den Grenzländern, jowie aus Belgien, Holland und England um nicht weniger 
als 130 Millionen Fre. niedriger, die Einfuhr aus entfernteren Ländern hin— 
gegen bedeutend höher erfcheint.“ 

In Deutichland wurde, wie jchon erwähnt, das Syſtem des reinen Handels- 
verfehra gewählt, indem jchon in der Begründung zum Geſetz betreffend die 
Boarenverfehrsjtatiitif bei dem Hinweis auf die bisherigen Mängel durch die 
bloße Anfchreibung der Grenzeingangs- und Orenzausgangsitrede (Drudjachen 
des Bundesraths 1879 Nr. 83) bemerkt wurde, daß jede Nachweiſung über 
den Berfehr mit den einzelnen fremden Ländern fehle, weshalb jchon in 
der Befanntmachung des Reichskanzlers vom 20. November 1879 8 2) als 
Herfunftsland dasjenige Land bezeichnet wird, aus deſſen Eigenbandel die 
Baare jtammt und als Beltimmungsland dasjenige Land, in deſſen Eigenhandel 
die Waare übergeht. Wenn man auch heutzutage auf Die Bedeutung einer 
günftigen oder ungünftigen, aktiven oder paſſiven Handelsbilang nicht mehr jo 
viel Gewicht legt wie früher, jo hat die Feititellung einer Handelsbilanz d. h. 
eines rechnungsmäßigen Ergebnijjes des Austaufches von Waarenwerthen eines 
Landes mit den Ländern des Auslandes innerhalb eines gewilien Zeitabjchnittes nur 
dann einen gewilien Werth, wenn diefes Rechnungsergebniß zwischen denjenigen 
beiden Ländern aufgeftellt wird, unter welchen der Waarenankauf und Verkauf 
ftattgefuunden hat. „Freilich — meint Herr v. Scheel in feinem Artikel über 
die Handelsitatiftif (&. Schmoller’s Jahrbuch N. %-, VI. Jahrgang, 1. Heft) 
wäre es ermwünfcht, neben dem Herkunftsland auch das Uriprungsland der ein: 
geführten Waare und neben dem Beitimmungsland auch das VBerbrauchsland 
der ausgeführten Waare fennen zu lernen und nachzumweilen. Dies läßt jich 
aber praftiih nicht durchführen, und jo müſſen wir Staffee aus Holland an- 
fchreiben, obgleich dort feiner wächltt — aber wir faufen Kaffee von einem 
Holländer Eigenhändler und Holland fauft dafür wieder deutsche Waare, denn 
nur fo vollzieht fich der Waarenaustaufh — und wir verkaufen eine Unmenge 
Waaren nah Großbritannien, obgleich wir annehmen dürfen, daß der eigent- 
liche Conſument ganz wo anders it als in England.“ 

(Bal. hinfichtlich des deutichen Waarenverfehrs mit Großbritannien die graph- 
iſche Darftellung, Blatt 3 zu Nr. 16 des Statift. Jahrbuchs für das Deutiche Reid.) 

Nach dieſen Auseinanderjegungen lafjen wir, wie oben jchon bemerkt wurde, 
zum Schluß das Statut der Kaiſerl. Kal. Permanenzkommiſſion für die Handels— 
werthe der öſterreichiſch-ungariſchen Statiftit und die Gejchäftsordnung dieſer 
Kommiffion hier dem Wortlaut nach folgen: 


Statut 
der k. f. Permauenzkommiſſion für die Handelswerthe, 
genehmigt mit der Allerhöchiten Entichließung vom 9. Juni 1877. 

8 1. Die E £. Permanenzkommiſſion für die Handelswerthe hat die Auf- 
gabe, Die Preiſe der Verfehrsgegenitände jährlich zu erheben und feitzuftellen, 
welche der amtlichen Handelsitatiitit zu Grunde zu legen find. 

$ 2. Die Permanenzkommiſſion ift dem Handelsminifter unmittelbar 
untergeordnet. 


38 C. Wiefinger: Die Taritellung der Handelsſtatiſtik 


$ 3. Zur Erfüllung ihrer Aufgabe zerfällt die Permanenzkommiſſion in 
eine allgemeine Abtheilung und in die erforderliche Anzahl von Fachabtheilungen. 

Die Feititellung dieſer lepteren, die Bildung von Unterabtheilungen der: 
jelben und die Vertheilung der einzelnen Objekte zur Werthbeitimmung unter 
jie bleibt der Geichäftsordnung vorbehalten. 

Die allgemeine Abtheilung hat die der Bermanenzfommijjion gemeinſamen 
Angelegenheiten wahrzunehmen, die erhobenen Werthe der Nevifion zu unter: 
ziehen und zufammenzuftellen. 

8 4. Die Permanenztommilfion beiteht aus dem Präfidenten, aus je 
zwei Vertretern der Minifterien der Finanzen, des Handels, des Aderbaues 
und der jtatijtiichen Gentralfommillion, aus je einem Vertreter der nieder: 
öjterreichtichen Handel3- und Gewerbekammer und des Wiener Hauptzollamtes, 
jowie aus einer nach Bedarf feitzuftellenden Anzahl anderer Mitglieder, welche 
vom Handelsminijter aus den fachmännifchen Streifen der Land: und Forſt— 
wirthichaft, der Induſtrie und des Handels, namentlich der Handels: umd 
Gemwerbefammern, auf die Dauer von ſechs Fahren ernannt werden. 

$ 5. Der Handeläminiiter ernennt den Präftidenten und bezeichnet unter 
den Mitgliedern der Kommilfion den Stellvertreter desjelben. 

Die Bertreter der Miniiterien und des Hauptzollamtes werden von den 
betreffenden Meiniftern berufen, jene der Gentralfommilfion und der Handels» 
und Gewerbefammer in Wien von diejen ſelbſt gewählt. 

$S 6. Die Mitglieder aus den fachmännischen Kreifen nehmen an den 
Berathungen der Permanenzfommifjion in der Negel perjönlich Antheil. Die 
auswärtigen Mitglieder fünnen ihr Aeferat jchriftlich eritatten. 

8 7. Die Stelle eines Mitgliedes der Permanenzkommiſſion ift ein Ehren- 
amt umd wird umentgeltlich veriehen. 

8 8. Jedes Mitglied, welches durch ein volles Jahr an den Arbeiten 
der Kommiſſion nicht theilnimmt, ift als ausgetreten zu betrachten. 

8 9 Die PBermanenzfommiffion verjammelt ſich regelmäßig einmal im 
Jahre. Sie tritt in Plenarfigungen zufammen, um die Fachabtheilungen zu 
bilden, die Geſchäftsordnung zu entwerfen oder abzuändern, ſowie in jenen 
Fällen, welche den Präfidenten zur Einberufung beftimmen. Die Gejchäfts- 
ordnung bedarf der Genehmigung des Handeläminijters. 

$ 10. Jede Fachabtheilung hat aus mindejtens drei Mitgliedern zu be= 
ſtehen; wird dieſe Zahl durch freien Beitritt nicht erreicht, fo ſteht es dem 
Präfidenten zu, diejelbe durch andere Mitglieder der Kommiſſion zu ergänzen. 

Die Fachabtheilung wählt aus ihrer Mitte einen Obmann und hat das 
Recht, zu ihren Verhandlungen Experten beizuziehen. 

$ 11. Die allgemeine Abtheilung bejteht aus dem Präfidenten, den Ver— 
tretern der Minifterien, der jtatiftiichen Centralkommiſſion, der niederöfterreich- 
iſchen Handels- und Gewerbefammer und des Wiener Hauptzollamtes, ſowie 
aus den DObmännern der einzelnen Fachabtheilungen. 

Auch der allgemeinen Abtheilung ſteht das Recht zu, das jchriftliche oder 
mündliche Gutachten von Sacdverjtändigen einzuholen. 

$ 12. Die Bureangejchäfte der Permanenzkommiſſion bejorgt das jtatift. 
Departement im Handelsminiſterium. 
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Geſchäftsordnung 
der f. f. Permanenzkommiſſion für die Handelswerthe, 
genebmigt mit Erlaß des Hamdelsmintiters vom 4. April 1880, 3. 10516, abgeändert 
unterm 7. Juni 1885, 3. 19518. 
s1. Die Geichäfte der E. £. Bermanenzfommilfion für die Handeläwerthe be: 
ſorgen das Präfidium, die Plenarverfammlung, die allgemeine Abtheilung und die 
einzelnen Fachabtheilungen. 


I. Prafidium. 


$ 2. Der Präjident leitet den ganzen Geichäftsgang der Permanenz- 
fommijfion, er vertritt diefelbe nach außen, erledigt und unterfertigt alle Akten: 
jtüde, welche die Kommilfion betreffen. 
Wird die Zahl von mindeftens drei Mitgliedern in einer Fachabtheilung 
s 15) durch freien Beitritt nicht erreicht, jo ergänzt der Präfident diejelbe 
durch an Mitglieder der Kommiſſion. 
S 3. Der Präjident beruft die Plenarveriammlung und die allgemeine 
Abtheifung und führt in ihnen den Vorſitz. 
8 4. Im Verhinderung des Präfidenten bejorgt dejien Geichäfte fein Stell: 
— Vizepräſident). 
S5. Dem Präſidenten iſt ein vom Handelsminiſter ernannter Sekretär zuge: 
wieſen, welcher namentlich die Protokolle in der Plenarverſammlung und der all— 
gemeinen Abtheilung zu führen hat. 


II. Berfammlungen. 
a) Blenarverjammlung. 


5 6. Die Plenarverammlung beiteht aus jämmtlichen Mitgliedern der 
Permanenzkommiſſion. Sie tritt regelmäßig jpätejtens Anfangs Februar eines 
jeden Jahres zufammen, außerdem in jenen Fällen, welche den Präfidenten 
entweder aus eigener Initiative oder über Beichluß der allgemeinen Abtheilung 
zur Einberufung bejtinmen. Die Plenarverfammlung hat die Fachabtheilungen 
zu bilden, die Vertheilung der Objekte zur Werthbeitimmung unter fie feitzus 
itellen, die Geichäftsordnung zu entwerfen und abzuändern, jowie andere even= 
tuelle Vorlagen zu berathen. 

Anträge müjlen in der Plenarverfammlung zur Berhandlung kommen, 
wenn fie von drei Mitgliedern unterjtügt werden. 

$ 7. Die Plenarverfammlung ift beichluhfäbig, wenn die Mehrheit der 
Mitglieder anweſend iſt. 

Kommt dieſe Mehrheit nicht zu Stande, ſo iſt eine neue Plenarverſamm— 
lung einzuberufen, in welcher dann zur Beſchlußfähigkeit jede Anzahl der an— 
weſenden Mitglieder genügt. 

Die Beſchlüſſe werden mit abjoluter Stimmenmehrheit der Anweſenden 
gefaßt. Der Präfident hat nur bei Gleichheit der Stimmen jein Stimmredt 
auszuüben. 

8 8 u der Plenarverfammlung reiben ſich die Mitglieder der Kom— 
mifion zur Erfüllung ihrer Aufgabe in die Fachabtheilungen ($ 14), wobei 
es jedem Mitgliede freilteht, mehreren derjelben beizutreten. 

$ 9. Die Protokolle der Plenarverſammlung werden durch den Bräfi- 
denten und durch zwei andere von der Verſammlung gewählte Mitglieder veri- 
fieirt und in der „Wiener Zeitung“ auszugsweife mitgetheilt. 
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b) Allgemeine Abtheilung. 

8 10. Die allgemeine Abtheilung bejteht aus dem Präfidenten, den Ver: 
tretern der Minijterien, der ftatijtiichen Gentralfommiffion, der niederöjterreich- 
ishen Handels: und Gewerbefammer und des Wiener Hauptzollamtes, ferner 
aus den Obmännern der einzelnen Fachabtheilungen, beziehungsweife in ihrer 
Berhinderung aus deren Stellvertretern. 

Es jteht ihr das Recht zu, das jchriftliche oder mündliche Gutachten von 
anderen Mitgliedern und außerhalb der Kommiſſion ftehenden Sachverſtändigen 
einzuholen. 

$ 11. Die allgemeine Abtheilung hat die der Permanenzfommiffion ge— 
meinfamen Angelegenheiten wahrzunehmen und tritt zufammen: 

1. im Monat Januar eines jeden Jahres, um die Vorlagen für die Ple— 
narverjammlung vorzubereiten ; 

2. nad Vollendung der Arbeiten der Fachabtheilungen zur Revifion der 
erhobenen Handelswerthe; 

3. in bejonderen Fällen, wenn entweder der Präfident es für nothwendig 
erachtet, oder wenn mindejtens drei Fachabtheilungen die Einberufung beantragen. 

$ 12. Die allgemeine Abtheilung iſt befchlußfähig, wenn die Mehrheit 
ihrer Mitglieder gegenwärtig iſt. 

Bei der Abjtimmung enticheidet die abjolute Stimmenmehrheit der An— 
wejenden und bei Gleichheit der Stimmen die nur in diejem Falle abzugebende 
Stimme des Präfidenten. 

Ueber die Elaborate der Fachabtheilungen hat ein vom Präfidenten be: 
jtellter Generalreferent in der allgemeinen Abtheilung Bericht zu erjtatten. 

Anträge der Fachabtheilungen fünnen blos in Anmejenheit der betreffen- 
den Obmänner abgeändert oder abgelehnt werden. 

$ 13. Die Protokolle der allgemeinen Abtheilung werden durch den Präfi- 
denten und Durch ein anderes aus Diejer Abtheilung gewähltes Mitglied verificirt. 


c) Kadhabtheilungen. 
$ 14. Die Fachabtheilungen der Permanenzkommiſſion find folgende: 
I. Colonial- und Ehmwaaren, Wein, Tabaf. 
II. Feld- und Gartenfrüchte, Bier und Spirituojen. 
III. Thiere und thieriiche Produfte. 
IV. Fette, chemijche Produkte, Erden. 
V. Baumwolle. 
VI. Leinen. 
VII. Scafwolle. 
VIII. Seide. 
IX. Kleidungen und Strohmaaren. 
X. Papier, literariiche und Kunſtgegenſtände. 
XI. Leder, Kautſchuk und Kürfchnerwaaren. 
XII. Glas, Stein- und Thonwaaren. 
XIII. Holz und Kohlen. 
XIV. Edle Metalle, Injtrumente und kurze Waaren. 
XV. Eijen, Majchinen und Transportmittel. 
XVI Unedle Metalle (ohne Eiten). 
Die den einzelnen Facabtheilungen zur Bemwerthung zuzumeijenden Waaren 
werden auf Grund des jeweiligen Zolltarifs von dem Präfidenten im Cinver- 
nehmen mit den Obmännern der betreffenden Fachabtheilungen fejtgejtellt. 
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$ 15. Jede Fachabtheilung bejteht aus mindestens drei Mitgliedern und 
aus den von ihr beftimmten Experten. Sie wählt aus ihrer Mitte den Ob: 
mann und den Stellvertreter desjelben. 

Der Obmann leitet die Feititellung der Handelswerthe in der bezüglichen 
Fachabtheilung, bildet aus derjelben nöthigenfall® Unterabtheilungen, ſetzt fich 
mit den auswärtigen Mitgliedern und Experten in jchriftlichen Verkehr und 
legt die Elaborate der gefammten Abtheilung längitens Ende März dem Prä— 
fidenten vor. 

8 16. Der Obmann beruft die Fachabtheilung und ladet die Mitglieder 
und Experten mittel3 eigener vom Präfidium beigeftellter Formularien zur Be: 
rathung ein. 

s 17. Der Obmann bat dem Präfidium die Experten befannt zu geben, 
welche ſich an den Arbeiten betheiligt haben. 


TII. Comites. 


s 18. Zum Behufe der Vorberathung von Gegenjtänden oder zur yore 
mulirung von Anträgen und Wünjchen können jowohl von der Blenarverfamm: 
lung, als von der allgemeinen Abtheilung Comités bejtellt werden. 

8 19. Jedes Comite wählt aus feiner Mitte einen Berichterjtatter, welcher 
die Beichlüfje des Comitè s vor der Plenarverſammlung beziehungsweije der 
allgemeinen Abtheilung zu vertreten hat. 


IV. Publikation der Handelswerthe. 


$ 20. Die von der Permanenztommiljion fejtgejtellten Handelswerthe, 
jowie die Berichte der einzelnen Fachabtheilungen über die Grundlagen der 
Berehnung derjelben, mit thunlichjter Motivirung der von Jahr zu Jahr ein- 
tretenden Differenzen, werden durch den Drud vervielfältigt. 





— 


Die Preußiſche Kabinetsordre 
vom 7. Juni 1853 


iiber eidliche Verſprechen evangeliſcher Ofſiziere hinſichtlich der religiöſen 
Erziehung ihrer Kinder 


von Prof. Thudichum in Tübingen. 





Nah dem päpjtlichen Recht iſt e8 den Satholifen verboten, Ehen mit 
Nichtkatholifen einzugeben; es kann jedoch Dispenjation von diefem Ehehinder: 
niß ertheilt werden, und zwar regelmäßig nur vom Papſte jelbit; von den 
Biihöfen nur auf Grund befonderer Vollmachten (Facultates) in eiligen Fällen, 
wenn die Zeit fehlt den päpitlichen Stuhl anzugehen. Borausjegung der Dis- 
penfation ift in allen Fällen, daß der nichtkatholiſche Theil entweder jeine 
Härefie eidlich abjchwört und in den Schoß der Kirche aufgenommen wird, 
oder vor dem Papſt oder einem von dieſem bejonders beauftragten Biſchof 
perjönlih mitteljt Eides verjpricht, den Fatholischen Theil nicht in der 
freien Ausübung feiner Neligion zu hindern und jämmtliche Kinder, die jchon 
vorhandenen oder zu erwartenden beiderlei Gejchlechts, in der katholiſchen 
Religion erziehen laſſen zu mollen. Wenn dieſes Verjprechen ertheilt ift, 
müſſen die Brautleute vor dem fatholifchen Prarrer und zwei Zeugen ihre Ein- 
willigung zur Ehe erklären; e3 darf dies jedoch nicht in der Kirche geichehen, und 
der Pfarrer darf feine Einfegnung vornehmen; auch unterbleibt jedes Aufgebot. 

Diefe Vorſchriften find indeilen in Deutichland im 19. Jahrhundert info- 
fern nicht zur Anwendung gebracht worden, als die meiſten Biichöfe mit päpſt— 
liher Erlaubnif ſich begnügten, an Stelle des Eides ein jchriftliches Ver: 
jprechen beider Prautleute, daß fie ihre Kinder in der Fatholiichen Religion 
erziehen wollen, zu verlangen. Immer aber verjuchten einige Bilchöfe, das 
jtrenge Recht zur Geltung zu bringen, insbejfondere geſchah dies in der Diözefe 
Trier von Biſchof Arnoldi, welcher unter Berufung auf neue päpftliche Weiſungen 
durch einen Erlaß vom 15. März 1853 dem Diözefanklerus die Beobachtung 
des kanoniſchen Rechts einjchärfte. 

Hierauf erließ König Friedrich Wilhelm IV. von Preußen unter dem 
7. Juni 1853 einen „Königlichen Armeebefehl“ folgenden Wortlauts:') 

„Ein Erlaß des Biſchofs von Trier, welcher auf den Beitimmungen eines 
päpftlichen Breve beruhen joll, befiehlt bei Ehen gemifchten Bekenntnifjes dem 
evangelifchen Bräutigam, in die Hände des Bilchofs oder desjenigen feiner 
Pfarrer, den derjelbe dazu defignirt, einen Eid zu leiften, Kraft dejjen er ge— 
lobt, feine Kinder der römisch-fatholischen Kirche zu weiben. Bei Verweigerung 
diefer Forderung it die Ehe von römiſch-katholiſchen Standpunft unterjagt. 
Erfüllt er aber dieje Forderung, jo wird ihm als Lohn das Erjcheinen vor 
dem Pfarrer an ungeweihtem Orte und die Erklärung des Entſchluſſes, 
eine Ehe eingehen zu wollen, gejtattet, die Einjegnung diefer Ehe aber 
dennoch verweigert. Dies veranlaßt mich, hierdurch zu erklären, daß ich 
jeden Offizier meiner Armee, der den geforderten, den Mann wie das evanges 
liſche Bekenntniß entwürdigenden Schritt unternimmt, jogleih aus meinem 


', Abgedrudt im Archiv für kathol. Kirchenrecht 9, 331 und von neuem im Jahrgang 
1894, ©. 127. 
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Heeresdienfte entlajien werde.“ (Ob die gejperrten Worte auch in dem Driginal 
des Erlaſſes hervorgehoben waren, iſt bis jet nicht ermittelt.) 

Kaiſer Wilhelm 1. erließ zwanzig Jahre nachher unterm 23. Dezember 
1573 eine Kabinetsordre folgenden Wortlauts: „Ich babe aus einem Spezial: 
falle erjeben, daß die Ordre vom 7. uni 1853 betr. die Ehen zwischen 
Offizieren evangeliiher Konfeffion mit römisch-fatholifhen Frauen bei den 
Truppentheilen der neuen Armeekorps nicht genügend befannt iſt. Ich be- 
auftrage deshalb das Kriegsminilterium, zu veranlajien, daß dieſe Ordre, jo: 
weit es noch nicht gefchehen ift, den Offizieren der neuen Armeeforps in an— 
gemeilener Weile befannt gemacht und auch den übrigen Offizieren der Armee 
entiprechend in Erinnerung gebracht wird.“ ') 

Eine Verfündigung im Armee-Berordnungsblatt hat nicht jtattgefunden ; 
ſondern es ijt jedem Korpsfommandanten überlaſſen worden, den Offizieren 
in einer ‚Form, wie fie ihm gut dünkte, Mittheilung zufommen zu laſſen. 

Dieranf erließ der bijchöfliche Generalvifar der Diözefe Trier, de Lorenzi, 
am 18. November 1873 mit Bewilligung des Papites eine Verfügung, daß 
im Falle der Ertheilung des Dispenjes die Eheſchließung in der Kirche ſtatt— 
Anden und eine Meſſe gelefen werden dürfe, übrigens mit Weglafjjung der 
Segensiprüce; die Verfügung hebt aber ausdrüdlich hervor, dat der Dispens 
auch fünftig davon abhängig bleibe, daß „die befannten Cautiones“ geleitet 
ſeien, da an diefen „Nichts in Wegfall fommen dürfe.) Was die „bekannten“ 
Cautiones jeien, ift abjichtlich unbejtimmt gelajjen; in der Diözeje Trier find 
indeſſen Flärlich feine anderen befannt als die Durch biſchöflichen Erlaß vom 15. März 
1353 eingejchärften; e3 bleibt aljo bei der Forderung eidlicher Berjprechen.?) 

Die Ordre tft in den Jahren 1881—1883 in einem wichtigen Fall zur 
Anwendung gebradht worden. Am 15. Juli 1831 verheirathete fich der evan— 
zeliihe Herzog Baul von Medlenburg: Schwerin, zweiter Sohn des 
Großherzogs Friedrich Franz II., mit der katholiſchen Brinzefjin Marie von 
Windiſchgrätz, feiner Confine, und wurde zu Ludwigslust feierlich getraut, nad): 
dem er Das eidliche VBerjprechen an einen Bevollmächtigten des Papſtes geleitet 
hatte, alle Kinder aus der Ehe Fatholifch erziehen zu wollen. Der Herzog 
war damal3 Major im II. Heſſiſchen Hufarenregiment zu Caſſel, und wurde 
zugleich ala Major a la suite des Medlenburgifchen Dragonerregiments Nr. 17 
geführt, wurde aber nun mit Rüdjicht auf das von ihm abgegebene Gelöbniß aus 
dem aftiven Dienjt entfernt und blieb nur Major a la suite des genannten 
Heiltichen Regiments; im Jahre 1883 aber wurde ihm von Berlin aus nahe: 
gelegt, jeinen Adichied einzureichen, was geſchah, worauf der Abjchied ohne 
irgend welchen Vorbehalt, namentlich ohne das Recht eine Uniform zu tragen, 
bewilligt worden iſt. 

Nachdem jein älterer Bruder, Friedrich Franz, am 15. April 1883 zur 
Regierung gelangt war, jtellte ihn derjelbe im Jahre 18836 wieder als Major 
& la suite des Medlenburgiichen Dragonerregiments Nr. 17 und die Nang- 
liſte führt ihn jeitdem auf als „Großherzoglich Meckleuburgiſcher Oberitlientenant.” 

Sn der Budgetfommilfion des deutichen Neichstags vom 13. Februar 
1894 wurden bei Gelegenheit der Berathung des Militäretats die beiden 


- 


‚ Abgedrudt im Archiv für fathol. Kirchenrecht 1894, 3. 128. 

Abgedrudt im Archiv für fathol. Nirchenrecht 1894, S. 200, 

(3 wideripricht daher dem „Inhalt des Erlaiies, wenn im Archiv für fatbol. Kirchen: 
seht 1894, S. 128, die Sache jo bingeitellt wird, als wenn der frühere Erlaß von 1853 
söllig aufgehoben worden jei. 
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Gabinetsordres durch Abgeordnete der fatholischen Zentrumspartei zur Sprache 
gebracht und als eine Beeinträchtigung der Fatholiichen Kirche hingeftellt; eine 
ſich hieran anschließende Ausführung in Bering’s Archiv für katholiſches Kirchen- 
reht 1894, Juli-Auguſt-Heft, S. 126—134 beipricht die Angelegenheit in 
demjelben Sinne, indem fie nur noch ausdrüdlich die rechtliche Giltigfeit der 
Kabinet3ordres in Abrede ziebt. Es ericheint daher angezeigt, dieſer Streit: 
frage eine eingehende Würdigung zu widmen. 

Als Preußiiches Staatsgejet kann die Habinetsordre vom 7. Juni 1853 
nicht angejehen werden, weil die Zultimmung des Landtags dazu nicht ein— 
geholt, die Ordre außerdem in der Geſetzſammlung nicht verfündigt worden ilt; 
fie iſt auch feine fönigliche Verordnung über Militärangelegenbeiten, wegen 
desjelben Mangels der ordnungsmäßigen Verkündigung, vielleiht auch) — was 
der Aufklärung bedarf — wegen Mangel3 der Kontrafignatur des Kriegs: 
miniſters. So läßt fie fih alfo nur bezeichnen als „Armeebefehl“, einen 
Ausflug des Kommandos über Heer und Marine, und wurde auch jo bezeichnet. 
Ganz das Gleiche gilt von der Ordre vom 23. Dezember 1873. 

Die Ordre bejigt nicht die Klarheit der Faſſuug, welche nach der Wichtig— 
keit ihres Inhalts geboten erſcheint. Es fragt ſich: Wird der Offizier ent— 
laſſen, ſobald er den Eid leiſtet, alle Kinder katholiſch erziehen zu wollen, oder 
ſoll ihn die Strafe nur treffen, wenn er ſich außerdem dazu verſteht, die Ein— 
willigung zur Ehe vor dem katholiſchen Prieſter außerhalb der Kirche und 
ohne kirchliche Einſegnung zu erklären? Der Trierer Generalvikar de Lorenzi 
gab dem Armeebefehl offenbar die letztere engere Auslegung, indem er mit Zu— 
ſtimmung des Papſtes die Erklärung des Ehekonſenſes „in der Kirche“ und das 
Leſen einer Meſſe dabei erlaubte, ſobald nur der fragliche Eid geleiſtet ſei 

Eine ſolche einſchränkende Auslegung iſt indeſſen ungerechtfertigt. Die 
Erklärung des Ehekonſenſes außerhalb der Kirche, z. B. im Hauſe des katho— 
liſchen Prieſters, oder im Hauſe der Braut und ohne „Einſegnung“', erſcheint 
bei unbefangener Betrachtung als etwas Nebenſächliches, gegenüber der Haupt— 
ſache, dem eidlichen Verſprechen; ſie wird in der Kabinetsordre nur erwähnt, 
um hervorzuheben, daß das eidliche Verſprechen eine um ſo ſchärfere Verur— 
theilung verdiene, als es auch noch dieſe äußerlich ſichtbar werdende Demüthig— 
ung des Offiziers zur Folge habe. 

Auf der anderen Seite enthält die Ordre fein Verbot dagegen, daß ein 
evangelifcher Offizier alle feine Kinder in der fatholifchen Religion erziehen 
läßt, jo wenig fie einem katholiſchen Offizier verbietet, alle jeine Kinder evan— 
gelifch erziehen zu lajien. Würde die Ordre ein jolches Verbot ausſprechen, 
jo würde fie ungültig jein, da jedem Preußen, alſo auch jedem Offizier, nad) 
der Berfafjungsurfunde vom 31. Januar 1850 8 12 „die Freiheit des reli- 
giöfen Belenntnifjes“ und damit die Freiheit der Wahl‘ der Religion für fich 
und feine Kinder zuſteht. 

Auch die Abgabe eines einfachen Verſprechens, alle Kinder katholiſch zu 
erziehen, ift in der Drdre nicht mit Eutlaſſung bedroht,') und daher die Anz 
gabe bei Bogt, Bolic. Foh., Kirchen: und Eherecht der Katholiken und Prote- 
jtanten in den Königl. Preußischen Staaten 2, 54 Anm. (1857), daß nad 
jener Kabinetsordre „diejenigen evangelifchen Offiziere, welche bei Eingehung 
einer gemischten Ehe das Verſprechen geben, die Kinder fatholiich zu er- 
ziehen, aus dem Dienſte entlaſſen werden follen“, nicht zutreffend. 





' So auch Hübler Bernb., Eheichliehung und gemiichte Eben in Preußen, 1883, ©. 66. 
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Sonad bleibt als Stern der Kabinetsordre das übrig: es entwirdigt den 
Mann und das evangeliiche Bekenntniß, wenn er die katholiſche Erziehung 
aller feiner Kinder mittelſt Eid verjpricht.') 

Im Jahre 1853, als die Drdre zuerit erlaſſen wurde, bildete die Ab— 
leiſting eines außergerichtlihen Eides in Preußen feine Handlung, die nad 
allgemeinen Strafgejegen unter öffentliche Strafe gejtellt gewejen wäre. Straf: 
beitinmungen, wie fie die k. Hannoverische Verordnung vom 28. Dezember 
1821 ıwerfündigt in der Sammlung der Gejege 1822 ©. 44) enthielt, galten 
in Preußen nicht; auch gegenwärtig enthalten das Neichsjtrafgejegbuch und die 
Landespolizeigeſetze feine jolden. Daraus folgt aber an ſich noch keineswegs, 
dak die Ableijtung eines Eides der fraglichen Art nicht als den Offizier ent— 
wirdigend angejehen werden dürfe, da der Begriff von entwürdigenden Hand: 
lungen bei Offizieren wie bei allen Beamten nicht auf öffentlich ftrafbare Hand- 
lungen beſchränkt iſt. 

Dem oberſten Kriegsherrn, alſo jetzt dem Kaiſer, kann die Befugniß nicht 
beſtritten werden, maßgebende Vorſchriften darüber zu geben, was als Ver— 
lchung der Würde eines Offiziers anzuſehen ſei, vorausgeſetzt, daß hierdurch 
richt geſetzliche Rechte der Offiziere gekränkt werden. Es kann ſolchen Vor— 
hriften unter Umſtänden der Vorwurf gemacht werden, daß fie hart oder 
mnerlich unbegründet ſeien; aber ſolche Kritik ändert Nichts an ihrer Verbindlichkeit. 

sch, für meine Perjon, halte den Grundgedanken der Kabinet3ordre, daß 
& unſittlich fei, auf das wichtige Necht der Neligionsfreibeit zu verzichten, und 
dieſen Verzicht ſogar durch Eid befräftigen, für durchaus richtig. Nach unſerem 
imentlichen Recht find alle jtaatsbürgerlichen Rechte, wozu auch die Religions- 
freiheit gehört, unveräußerlich, wie namentlich das Preußiſche Landrecht von 
1794, 1,4, $ 9 ausdrüdlic) ausgeſprochen bat: „Gewilienzfreiheit kann durch 
tane Willenserflärung eingefchränft werden;“ der Staat verjagt allen ſolchen 
Verzichten die rechtliche Anerkennung, weil er es für nothwendig hält, die all- 
gemeine Freiheit auch gegenüber dem Leichtjinn, der Webereilung, der Kurz— 
Nichtigkeit des Einzelnen in Schuß zu nehmen; er thut es auch, wenn der 
Verzicht eidlich befräftigt war, weil er einen jolchen Eid eben für unfittlich 
erachtet, und aus diefem Grund fir unverbindlich. Schr wohl kann ein Menſch 
bei Ablegung einer folchen Zufage in der Meinung jtehen, daß diefelbe unver: 
tänglıh jet, micht® Arges an jich habe; aber im Lauf der Zeit fann jich jein 
agnes Urtheil ändern und dann geräth er in unerträglichem Gewiſſenszwang, 
bet gemischten Ehen ficherlich 3. B. dann, wenn die Frau, der zu Lieb das 
Selübde der katholiſchen Kindererziehung gegeben worden it, nachträglich 
klber den katholiſchen Glauben verläßt. In faſt allen Fällen fehlt es aber 
bet der Erklärung jolcher Verzichte an der erforderlichen Freiheit der Ent: 
Ybliefung und wird jie vielmehr durch äußere Einwirkung erzwungen und 
jolhem Zwang ein hinreichend jtarfes Gegengewicht zu geben, war die Abjicht 
jmer Kabinetsordre. Da aber ihre Faſſung nach dem oben Ansgerührten zu 
Rifdeutungen Anlaß gibt und ihre einjeitige Fallung den Verhältniſſen eines 
datitätiſchen Staates nicht entipricht, jo empfichlt es jich, jie aufzuheben, und 
ie durch eine allgemeine Beſtimmung zu erjegen, des Inhalts etwa: „Daß es 
!en Offizieren und Beamten der Armee und Marine unterjagt jei, außergericht- 
Ihe Eide zu leiſten.“ 

So iſt die Habinetsordre aud) bereits ausgelegt in Thudichum, F. Teutjches 
Sichenrecht des 19. Jahrhunderts 1, 55. 1877. 


Das Recht der Bürkforderung 
im Gebiete des dentichen öffentlichen Nedtes.') 


Won 


Dr, W, Gläffing zu Darmſtadt. 


Im vorigen Jahr erichien eine Abhandlung des Verfafjers betitelt: „Dir 
condietio indebiti des deutichen öffentlichen Rechtes“ als Beitrag zu dem 
Eapitel des Nechtsichuges im öffentlichen deutſchen Nechte. Die vorliegende 
Arbeit bietet eine Ergänzung und neue Bearbeitung jener Abhandlung. Neben 
einer eingehenden VBerwerthung der Ergebniffe unjerer gejammten deutjchen 
Sudifatur aus der neueren und neueſten geit ſind umter Berücdfichtigung unſerer 
pojitiven Geſetzgebung folgende Ipezielle ragen bejonderer Betrachtung unter: 

worfen: der Nebenanſpruch auf Zinſen, die Bedeutung der Reklamations— 
friſten für die Geltendmachung des Rechtes auf Rückforderung, die Ceſſion des 
Anſpruchs auf Rückerſtattung, Rechtsweg, Erzwingbarkeit des Anſpruchs. Da 
das Feld, welchem die Abhandlung näher treten will, unſeres Wiſſens in der 
Litteratur eine ſyſtematiſche Bearbeitung noch nicht gefunden hat, dürfte eine 
Betrachtung jener ‚ragen in monographiſcher Form nicht ungeeignet ſein, die 
Wünſche Derer zu einem Theile zu befriedigen, welche noch heute die Noth— 
wendigfeit einer Detatlarbeit tim öffentlichen Nechte anerkennen. Zudem iſt 
wohl nicht zu verfennen, dal die abftrabierende Betrachtung einer einzelnen 
stage nach ihrer Nusjcheidung aus dem gewaltigen, das öffentliche Necht heute 
erfüllenden Stoffe wohl vorzugsweie zur Klärung dieſer Frage Dienlich er: 





Es iſt dem Verfaſſer ein Bedürfniß, an diefer Stelle jämmtlichen Herren, die ihn 
— der Arbeit mit Material aus der deurjchen Praxis unterftügten, feinen verbind- 
lichiten Dank auszusprechen. Außer den Herren, die ichon in oben genannter Abhand-— 
lung beionders erwähnt find, gereicht es mir zur höchſt angenehmen Pflicht, allen hohen 
Behörden und Herren, die ais Praktiker zunächſt ein kompetentes Urtheil über die Frage 
der Rückzahlung einer öffentlichzrechtlichen geſeßwidrig erhobenen Ab— 
gabe beiigen, meinen T Dank für die Güte und Bereitwilligfeit auszuiprechen, mit der fie 
meine Bitte um Auskunft über Bedeutung und Tragweite der maßgebenden Yandes- 
rechte, ſowie die Stellung der Judikatur erfüllten. So erlaube ich mir insbeſondere hiermit 
ſehr ergebenſt zu danfen: dem Großherzogl. Staatsminiſterium zu Weimar, 
Departement der Finanzen, Großherz. Finanzrath Dr, J. Hunnins daielbit, Königl 
Landgerichtsrath Pr. Gaupp zu Tübingen, Großher Landgerichtsrath Beder zu 
Oldenburg, Landgerichtspräſident ſophbenſtedt zu Lübeck, Landgerichtspräſident 
Bachmann zu Weimar, Generalzolldirektion zu Ham burg, Sal. Haupi— 
zollamt m Aachen, Herzogl. Hauptſteueramt zu T eſſau, Mailerl. Haupt: 
ſteueramt zu Straßburg, der Fürſtlich Lippiſchen Regierung zu Detmold, 
der Fürſtlichen Stenertafie dajelbit, dem Kal. Hauptiteueramt zu Goblen;, 
der Großberzogl. Medlenburg. Steuer- und Zolldireftion zu Schwerin, 
dem Herzogl. Steuer=- und Nentamte zu Altenburg, dem „Herzogl. Pandratbe 
Schneider zu Saalfeld, Großherz. Steuerrath Bähr zu Gießen, Necdtsanmalt 
Pr. Gutfleiſch daſelbſt. 
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ſcheint. Eine ſolche Klarſtellung zu verſuchen, iſt nun in der That bei unſerem 
Thema nothwendig. Die Frage nach den Vorausſetzungen des Rechtes auf 
Rückforderung einer öffentlich-rechtlichen, ohne geſetzlichen Grund bezahlten Ab— 
gabe läßt ſich heute nicht ohne Weiteres beantworten. Dies leuchtet erſt Dem— 
jmigen ein, welcher weiß, daß die materiellen Vorausſetzungen des An— 
ſpruchs nicht eine beſondere Regelung erfahren haben, daß ein großer Theil 
unjerer Judifatur in Folge dejjen noch heute die civilrechtliche Nechtsfigur 
der econdietio indebiti für amvendbar erklärt und hinfichtlich der Formellen 
Loransjegungen des Nechtes noch jet erhebliche Zweifel beitehen. Die durd) 
die Mangelbaftigfeit') der Geſetzgebung bewirkte Möglichkeit der Begründung 
verihiedenartiger Auffaſſung, ſowie die ſehr oft jich hieraus ergebenden, praftiich 
hoch bedeutjamen Konjequenzen dürften im Gebiete umjerer Frage den wenig 
erfreulichen Zuitand einer völligen Nechtsunficherheit hervorgerufen haben. 
Kenn bei dieſer Sachlage eine Schrift erjcheint, Die vielleicht zu jehr dem 
indtvidualijtiichen Grumdzug des deutjchen Charakters Rechnung trägt, To 
wird die erbetene Nachjicht ertheilt werden fünnen. Die Worte von Gneiſt 
aus dem Jahre 1871, Rechtsjtaat S. 24: „Die deutjche Rechtsanſchauung 
fügt Jich nicht leicht den pojitiven Geboten der Obrigfeit. Wenn fie jich aber 
fügt, verlangt Jedermann bejtimmt zu wiſſen, wozu er verpflichtet jein joll 
und hält darauf, daß auch der Nechtsgenojje nicht minder belastet jein joll“, 
enthalten heute noch eine tiefe Wahrheit. Und dies erfreulicher Werje unbe: 
ihadet des Anjehens, welches mit vollem Recht andererjeits unjere pflichttreuen, 
behördlichen Organe in Deutjchland für ſich in Anſpruch nehmen dürfen. 
Aber es bejteht die Gefahr, daß der Staat, dejjen vermögensrechtliche Befug— 
nie mit dem Nechte der einjeitigen Volljtredung und jtrafrechtlicher Ahndung 
iehr tief in die Nechtöfreife der Individuen einjchneiden, im Strafrechte durch 
die verfönliche Uebernahme des Kampfes mit dem Unrecht, die an fich jchon ver: 
ihlechterte wermögensrechtliche Stellung des Einzelnen zu Unreht in hohem 
Make gefährden fann. Leider ijt nicht jelten die Strafe neben der Pflicht 
des Einzelnen auf Schadenserjag feineswegs die Folge einer bewußten Weber: 
tretung des ftaatlichen Vermögensrechtes. Sehr oft fann die Strafe vielmehr 
die Folge eines Vorgehens jein, deſſen Zulälligfeit mit den Beltimmungen 
enes mangelhaften Rechtes jehr wohl in Einklang zu bringen ijt und deſſen 
Unrehtmäßigfeit nicht klar erjichtlich it, jedoch von irgend einer Inſtanz 
ſchließlich feitgeitellt wird. Da die Beantwortung vermögensrechtlicher Vor— 
ftagen zum Theil die alleinige Bajis des ftaatlihen Anjpruchs auf Bejtrafung 
bildet, andererjeits der Anjpruch des Einzelnen auf Nücerjtattung einer sine 
causa gemachten Leitung genau Ddiefelben Fragen der Begründung des jtaat- 
lichen Hauptanſpruchs auf Erfüllung der Leiſtung zur Grundlage hat, wird 
das Bejtreben nad) Klarheit über den pojitiven Antbeil der Rechte 
und Brlichten des Einzelnen im öffentlichen Rechte auch in den 


’) Eine zeitgemäße Broſchüre, der Rechtsſchuß genen zu hohe Steuern und Stenerein- 
Whasungen von Dr. Walder, Dozent der Staatswilienichaften zu Leipzig, Berlin, E. Hey— 
mann enthält am Beginn des Vorworts folgende Säge: „Alle Handbücher und viele Mono: 
srapbien der +Finanzwilienichaften enthalten Ausführungen über Steuerſyſteme und Ein- 
Wagungen, aber der Gedanke eines ftritten Rechtsihuges der Steuerpflichtigen nadı Art des 
Figenthumsſchutzes der Civil- und Strafgerichte dürfte dabei jelten, oder nie in deutlicher 
Beije zu Tage treten. Ebenſowenig dürfte es in der Weltlitteratur eine Schrift oder Ab- 
dandlung über das Thema der vorliegenden Brofchüre geben“. Der Grund diefer Er- 
IHeinung dürfte nur in der mangelhaften Konzeption des Geſetzes jelbit liegen. 
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Augen der amtlichen Organe nur zu billigen jein. Den idealen Zielen eines 
derartigen Bejtrebens wird man jich jedoch mur dann nähern können, wenn 
man im Intereſſe der Klärung einer zum Theil verworrenen Lage den Verſuch 
macht, jich den legten Gründen und den Zwecden der beitehenden Rechts— 
ordnung näher zu bringen. Sollte mit diejen Zielen vor Augen in der Art 
der Ausführung Ddiejes Beſtrebens die Erkenntniß bervortreten, daß bei der 
Wichtigfeit der im Frage fommenden Individualinterejien, die gewiß 
jonjt nothwendige Einhaltung gemijjer Schranfen nicht durchführbar ericheint, 
jo möge das Ziel zur Entjchuldigung gereichen der Art der zu jeiner Er: 
reichung gebrauchten Mittel! Im Anterelie einer gründlichen Klarſtellung der 
Nechtslage auf einem jtaatlichen Gebiete mögen die jonjt berechtigten warn— 
enden Worte unjeres Altreichsfanzlers vom 1. April 1895: Man jolle jich nicht 
dem deutjchen Bedürfnifje der Kritik hingeben, nicht gelten für eine Arbeit, 
die eine gewiſſe Seite jtaatlicher Beziehungen wiffenſchaftlich ohne politiſchen 
Beigeſchmack behandeln möchte! 

Wir beginnen mit einem Referate über den erueſten Stand der privat- 
rechtlichen Lehre von der condietio indebiti. Diejer Anfang jcheint zwed- 
mäßig, weil wir zumächjt unjere Ausführungen am jene für anwendbar erachtete 
Lehre fnüpfen müſſen. Sodann aber darf legtere jelbjt noch heute mit Suarez') 
theilweije „dunkel“ und „verwicelt” genannt werden. Das Neferat joll, ſo— 
weit möglich, den nothiwendigen Ueberbli über die Lehre vermitteln. 


Die Kondiktionslcehre unter vorzugsweifer Berüdjihtigung der neuern 
privatredtliden Arbeiten. ?) 


A. Kedhtsgrund der condictio indebiti?\ 


Die Thatjache der Bereicherung aus fremden Vermögen an fich begründet 
feinen Anjpruch auf Nücderjtattung, jondern nur die der Bereicherung, welche 
zu Unrecht erfolgt iſt.) Im der früheren gemeinrechtlichen Theorie hatte 


vo. Kamps — für die preuß. Geſetzgebung, Rechtswiſſenſchaft und Rechts— 
verwaltung Bd. 41 

2 Mol. hierzu — die in den Pandektenlehrbüchern von Windſcheid und 
Dernburg angegebene Litteratur, ferner Bähr, die Anerkennung ©. 18 und 88 ff., zur 
En über den Anertennungsvertrag in Jherings Jahrbücher ©. 316 ff., in ðG. IL 

; Bolze, zur Lehre von den Kondiktionen, infonderbeit zer condictio sine causa 
im Krhio für ctviliit. Praris, Band 78, ©. 422 und Bd. 79, ©. 183 ff. ; Mandry, zur 
Lehre von dem Gegenitande der Kondiktionen im Archiv für civil. Praxis, 90.48, ©. 20%: 
Entwurf eines bürgerlichen Gejebbuches für das deutiche Reich, deiien 1. und 2. Lefung 
herausgegeben im Auftrage des Voritandes des deutichen Anwaltsvereins, ei gr aus 
den Protofollen der 2. Leſung. erläutert von Juſtizrath Dr. Reatz zu Gießen Ss 737, 
I. Titel nebit Motiven) Lenel, die Lehre von der Vorausſetzung im Hinblid ER den Ent: 
wurt e. b. G. im Archiv für cioiliit. Praris, Bd. 74, ©. 214—239 und Bd. 79, ©. 49; 
Ridert, Beiträge zur Lehre von der condictio indebiti nach röm. und preuß. Recht. 
Göttingen 1591, Dipp, über Rüdforderung wegen Öinfalls des Zweds, Göttingen 1889; 
De la condietio indebiti, these pour le doetorat par Maurice Desceribes: desgl. 
par Albert Felix, Colmet-Daage Facult€ de Droit de Paris 1892 und 1885. 

Die Lehre der condietio indebiti erhält von ipeziellen Erfordernifien abgejeben, 
Sätze, die dem Rechte aller Kondiktionen gemeinfam find. Es gilt dies namentlih von 
dem Satze der Bereicherung, dem Umfang des Reftitutionsanfpruchs (bier nur zum 
Theil‘, dem Gegenftande der condictio, namentlid auch dem Begriffe der „Zahlung“. 

* Anderer Ansicht früher Sell, Berfuche im Gebiete des Givilrechts Th. I, Abth. 1, 
8 34. Im Widerſpruche itebt nicht Pomponius libro ex variis lectionibus I. 206 D. de 
R. J. 50, 17: Jure naturae aequum est, neminem cum alterius detrimento et injuria 
fieri locupletiorem. 
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man den Sat aufgejtellt: Niemand darf jich mit dem Schaden eines Anderen 
bereichern. Auch der Verfionsklage des preuß. A-L.:R. liegt dieſer Gedanfe 
zu Grunde. (I, 16, $ 166 ff. I. 13/262— 264). Der Entwurf eines bürger- 
Iihen Gejegbuches für das deutjche Neich fteht, wie die Motive in Bd. II 
©. 829 fi. betonen, auf dem Standpunkt der jegt herrjchenden und oben aufr 
geitellten Anjicht. Ueber den Rechtsgrund der Berpflichtung zur Herausgabe 
der Bereicherung gehen die Anjichten in der früheren Litteratur jehr weit aus— 
einander. Aus der großen Anzahl der SKtonjtruftionsverjuche jeien folgende 
genannt. 

Donellus fand das rechtsverbindliche negotium in einem dem Zahlungs- 
—* unterliegenden „ſtillſchweigenden Vertrage“, Bachow von Echt 
ehrte, es jei ein fingierter oder ein Quaſikontrakt) vorhanden, Erxleben?) 
fommt zu der Folgerung, das Zahlungsgejchäft jei das begründende Moment 
für den NRüdforderungsanjpruch, während Savigny?) den Hauptnachdrud 
auf den Irrthum legt. 

Der herrichenden Auffaffung genügt mit Recht der Erflärungsverjuch der 
Quellen. Die einfache, natürliche, von jeder ee freie Erklärung prin= 
tg Charakters finden wir in Bapinian 1 66 D. de condict. inde- 
iti 12,6. 

„Haec condictio ex bono et aequo introducta, quod 
„alterius apud alterum sine causa deprehenditur, revocare con- 
„suevit.*) 


B. Die Vorausfehungen der condictio indebiti. 
1. Zahlung zur Erfüllung einer Verbindlichkeit. 


Der Begriff Zahlung ift im mweiteften Sinne zu nehmen. Nicht nur die 
Uebereignung von Geld, von anderen Fungibilien und überhaupt von förper- 
lichen Sachen, jondern auch Leiftung von Dienjten, Uebernahme von Ber: 
pflichtungen, jelbit Verzichte jind nach den Quellen al3 Zahlung aufzufafjen, 
wenn jie solvendi causa erfolgen. Das Preuß. allgemeine Landrecht verlangt 
m $ 178 Ih. I Tit. 16 eine vorbehaltloje Zahlung, wodurch der 
Empfänger „einen Vortheil erlangt“. $ 189, 192, 193, 196, 197 h. f. geben 
Andeutungen über die rechtliche Natur diejes Vortheils. Die Motive zum 
Entwurfe in Bd. II ©. 830 jagen: 

„Den möglichen Gegenjtand einer Kondiktion bildet Alles, was als 
„Bermögenswerth oder Bermögensbeitandtheil angejehen werden fann, 
„Durch Ddejjen Uebergang aus dem Vermögen des Einen in dasjenige 
„eines Anderen, der legtere bereichert wird, insbejondere z. B. auch die 
„Begründung und der Erlaß einer Obligation.“ Vgl. $ 684, 290 des 
Entwurfs. 

Befig und Innehabung find ausdrüdlich als Kondiktionsgegenftand aner- 
lannt. ($ 737, Abi. 3, 88 744, 745, 748). 

Der „Zahlung“ jteht nicht gleich die Kompenjation, welche der Gläubiger 
anwendet, indem er jeine Forderung, die bejteht, aufrechnet mit einer Forderung 





") Dies ift auch —— unter dem der code civil die Kondiktionen be— 
iä II 8 i 


trachtet —— 5 42) 
2) Die condictiones sine causa, Abth. I S. 5—8, 12, 15 ff. 
*) Eyftem des beut. röm. Rechts, Bo. III, ©. 451, 526, 358. 
* Das gleiche Brinzip ftellen noch auf: I. 25. D. de act. rer. amot. 25, 2.1. 1, 
$3. D. de cond, sine causa 12, 7. I. 206. D. de reg. jur. (oben citiert). 
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jeines Schuldners, die nicht bejteht. Das Preuß. Obertribunal!) vertritt im 
diejem Falle die folgende Anjicht: Die Kompenjation jei feineswegs Zahlung. 
Es jei nicht richtig, daß der Widerruf einer ausdrücklich vereinbarten Kompen⸗ 
ſation nur unter den Vorausſetzungen der condietio indebiti zuläßig ſei. 
Die gültige Schuld bleibe vielmehr einfach in Kraft, wenn mit einer ungültigen 
Schuld kompenſiert werde. Die Kompenſation als die fingierte Bezahlung 
zweier Forderungen durcheinander ſetze die wirkliche Exiſtenz nicht nur einer 
Forderung, ſondern auch einer Gegenforderung voraus, exiſtiere aber eine ſolche 
Gegenforderung nicht, dann fehle es an einem Eſſentiale des Rechtsgeſchäftes, 
deſſen Zuſtandekommen auch bei ausdrücklich dahin gerichteter Abrede undenkbar 
ſei. Daſſelbe, was bei der Zahlung durch das Geld oder deſſen Surrogate 
bewirkt werde, erfolge bei der Kompenſation durch eine Forderung, die 
beſtehen müſſe, damit ſie mit einer anderen aufgerechnet werden könne. Es 
fehle hiernach an einem tauglichen Objekte, womit geleiſtet werde. 


2. Nichtbeſtehen der Verbindlichkeit. 


Eine Nichtſchuld verlangen die Quellen, habe die Schuld nun nie beſtanden 
oder ſei dieſelbe erſt ſpäter erloſchen. „Als Nichtſchuld gilt auch, jagt Der n— 
burg?) was durch eine perempioriſche Exception entkräftet iſt, ſofern dieſelbe 
keine natürliche Verbindlichkeit zurückläßt“. 

Daß als Nichtſchuld im Sinne der Quellen auch diejenige Verbindlichkeit 
gilt, deren Exiſtenz erſt mit der Erfüllung einer Suſpenſivbedingung gegeben 
iſt, ſcheint zweifellos. Es iſt daher die condietio, wenn vor Eintritt der 
Bedingung geleiftet wurde, zuläßig. Dagegen iſt jie verjagt bei zu früh 
geleijteter Zahlung einer gewiften, aber noch nicht fälligen Schuld. Kontrovers 
it heute noch, ob jie wegen des Vortheils des Zwijchenzinjes gejtattet ift. 
Dernburg verneint), Windjcheid* bejaht die Frage. Letztere Anficht 
entjpricht der Billigkeit, eine klare Unellenenticheidung liegt nicht vor.) Der 
Entwurf (Motiv. Bd. II, S 835) hat Dernburgs Anficht angenommen. 
Die Beitimmung des Vortheils, welche der Gläubiger durch die frühzeitige 
Leiſtung verlange, unterliege großen € en Es handele jich um die 
Rechnung mit einer bloßen Möglichkeit. Die flagloje Naturalobligation fteht, 
was die Rechtswirkung ihrer Erfüllung anlangt, mit jeder Flagbaren Ver— 
bindlichkeit gleich. Jedoch iſt hier die Möglichkeit einer Anfechtung ausge: 
ichlofjen, es fan die Frage, ob die naturalıs obligatio eine Nichtichuld oder 
Schuld repräjentirt oder nicht, auf dem Wege einer condietio nicht mehr 
geprüft werden.®) 

) Erkenntniß vom 3. April 1865 in Striethorſt's Archiv, Bd. 59, ©. 40. 

2) Vandekten Bd. IL, ©. 357. 

Pandekten Bd. II, 358. 

9 ee Bo. I, S 426, Anm. 8. 

5) Mal. 1. 45 D. pr. D. ad. leg. Faleid 85, 2 und 1. 12 $ 1 D. de verb. sig.: 
Minus solvit, qui tardius solvit, nam et tempore minus solvitur. 

®, Der Entwurf bat eine gefeßliche Negelung diejes fait in allen Gebieten des Privat- 
rechts geltenden Sabes vermieden. Vgl. Motive Bd. IL, ©. 832, Tas Preuß. Landrecht 
($ 178 ff.) jpricht von „moraliicher Verbindlichkeit”, „unvolltommener Pflicht”, Diele 35 
unbrauchbaren Ausdrücke ſollen nach der Entſcheidung des Obertribunals B. 42, 
die naturalis obligatio des römiſchen Rechtes umſchreiben. Vgl. hierzu Föriter 11 3 
Theorie und Praris des heutigen gemeinen Privatrehts S 150, Dernburg, Preuß. 
Privatrecht Bd. I, $ 3, Koch, Recht der Forderungen, Bd. II ©. 366, v. Kamps, Jahr— 
bücher für Die Preuß. Gefebgebung. Rechtswiſſenſchaft und Verwaltung, 9. 4, ©. 58. 
Hierher gebört auch die HKontroverie nach der Zuläffigkeit der Rüdforderung von Zahlungen, 
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Eine Nichtichuld im Sinne der Quellen ijt auch dann vorhanden, wenn 
der Schuldner in Unkenntniß des ihm zuftchenden Gompenjationsrechtes gezahlt 
hat, denn er kann nicht nur jeine Forderung ceinflagen, jondern ift auch zur 
Rüdforderung des Gezahlıen berechtigt. Ausdrüdlich jagt Ulpianus im 110 
$1D. de compens. 16,2: „Si quis igitur compensare potens solverit, 
eondicere poterit, quasi indebito soluto“. 

Dies gilt auch für das Preuß. Landrecht, wenn die nicht zur Aufrechnung 
verwandte ‚Forderung wegen Ablauf der Verjährung der Klagbarfeit entbehrt 
und die Kompenjation mit der beim Eintritt der Stompenjabilität noch wicht 
verzährten Forderung irrthümlich verabjäumt war!), 

Auch dann ift Nichtichuld im Sinne des römischen Rechts vorhanden, 
wenn zwar eine Verbindlichkeit bejtand, jedoch nicht in der Weiſe, wie fie 
angenommen wurde, jei e8, daß ‚der Unterjchied fich auf die Perſonen des 
Rechtsverhältniſſes — man glaubte 3. B. einem anderen Gläubiger gegen: 
über verpflichtet zu jein — bezieht, oder auf den Inhalt der Obligation?). 


3. Der Irrthum des Zablenden. 


Die jubjeftive Vorausjegung der eondietio indebiti bildet der Irrthum. 
Die von den hervorragendften Nechtslehrern vertretene Ansicht, daß Entſchuld— 
barfeit des Irrthums verlangt werde, daß daher in der Negel Rechtsirrthum 
mcht gemüge, iſt heute noch bejtritten. 


die auf verjährte Forderungen gemacht wurden. Ohne Zweifel ift die Frage enticheidend, 
ob nach eingetretener Verjährung noch eine obligatio naturalis vorhanden ift oder nicht. 
Windſcheid Pandekten Bo. I, $ 106), VBangerom (Bd. I, 151), find für völlige Auf- 
bebung, Savigny Syſtem a a. O, B. 5, &. 366), Buchta (Bandetten $ 92), Dern: 
burg ia. a. ©., Wo. I $ 150), laſſen die Forderung als obligatio naturalis fortbeitehen. 
Lentere Auffaſſung entipricht der Thatiache, dab die im gemeinen, franzöftichen und öſter— 
teichiſchen Rechte vertretene und in den Verordnungen für Medlenburg- Schwerin und Medlen: 
burg-Strelig ausgeiprochene Anficht vorherricht, nach welcher die Verjährung einer Forde— 
rung diefer nur Die Qualität der Klagbarkeit entzieht. In Webereinitimmung mit 
der Mehrheit der deutichen Barticulargejege hat der Entwurf unter Durchbrechung des Grund- 
lages des S 737 Abſatz 2 in $ 182 beitimmt: 
„Das zur Befriedigung eines verjährten Anſpruches Geleiitete kann aud dann 
„nicht zurüdgefordert werden, wenn es in Unkenntniß der Verjährung des Anfpruches 
„geleiitet it“. 

Bal. noch die Gefegeszufammenitellung in Bd. I, S. 343, der Motive, die Enticheidung 
des Preuß. Obertribunal® in Striethorits Archiv Bd. IX, ©. 255 und die interellante, dem 
Halle in Bd. 22, 5. 99 der Enticheidungen des Reichsoberhandelsgerichts zu Grunde liegende 
Stelle 1. 60 pr. 12, 6. 

Unier heſſ. Yandesredht (Gel. v. 1858) läßt bei eingetretener Verjährung eine Tilgung 
des ganzen Anipruchs eintreten. 

s !; Eceius, Preuß. Brivatreht Bd. I, 8 94, 5. 603. Pickert, condiectio inde- 
iti 5. 29, 

»1.65,89, D. h. t. libro 17.1.8, C.h.t. 126, $11,D.h.t.1.65, 89, 
D. hat. ımd 1. 44, D. h. t. Die beiden legten Ausiprüche des Paulus find, wie durch 
die Rechtsiprechung feititebt, ſehr wohl vereinbar, ſie betreffen zwei ganz verichiedene Fälle. 
Auch durch die an ſich entgegenitehbenden Normen des Preuß. Landrechtes in $ 178, 
2, 180 umd 185 ift für das Gebiet des Landrechts nicht geändert an den Grundjäken des 

inen Rechts. Val. Seuffert Archiv Bd. IV, No. 232. Enticheidung des Übertribunals 

.41, &. 122 ff, Enticheidung des Übertribunals vom 1. juli 1869 Striethorſt's Archiv 
3.75, 5.241). — Hinfichtlich des Leiitungsinhaltes beiteht bei der obligatio alternativa 
ene Sontroverje darüber, ob dem Schuldner, der alternativ ſchuldet und beides geleiitet 
bat. das Wahlrecht bei der NRüdforderung zuſtehe. Juſtinian bat fich für die Theorie 
jllane * Papinians entſchieden, wonach dem Schuldner das Wahlrecht verbleibt. 
"1 10, . h. t. . 
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Nicht jeder Rechtsirrthum ift an ſich unentichuldbar‘), auch fennen die 
Quellen zweifellofe Fälle, in denen die condietio troß Rechtsirrthums zuge: 
lajjen wird und zwar eines Srrthums, bei dem die Genzlinie zwiſchen Ent: 
jchuldbarfeit und Verſchuldung zu ziehen, unendlich jchwer ericheint. Dieſe 
Thatjache kann Die gezwungene Erklärung Windſcheids, die Stellen hätten 
nicht die Abjicht gehabt, ich über die zur condictio indebiti erforderliche 
Qualität des Irrthums zu äußern, nicht bejeitigen?). 

Die ſämmtlichen modernen Kodififationen unterjcheiden 
nicht, ob der Jrrthum entjchuldbar it, oder nicht, insbejondere auch nicht, 
ob ein NRechtsirrtjum oder ein Irrtum über Thatjachen vorliegt?). Diejer 
Sat gilt insbejondere für das Preuß. Allgemeine Yandrecht*) und das Sächſ. 
bürgerliche Geſetzbuch). Daß bloßer Zweifel des Zahlenden an der Erijtenz 
der Schuld zur Rückforderung genügt, hat Juftinian inl.IIC.h.s. 4,5 
entjchieden. Auch dieje gemeinrechtlich gewordene Entjcheidung ijt im Gebiete 
des Preuß. Landrechts ‚anerfannt?). Doc) jcheint es nicht zuläflig, auf Juſti— 
nians Enticeidung eine allgemeine Negel aufzubauen. Mit Recht macht 
Pickert') auf den von dem n Reichsoberhandelsgericht i in der Entſcheidung vom 
19. Mat 1874 (Bd. XIII ©. 365) behandelten Fall aufmerkſam, der die An— 
nahme feinesivegs ausichloß, „dab durch den aufitoßenden Zweifel der Irrthum 
vernichtet wird, ſodaß nicht mehr der Irrthum, jondern gerade der Zweifel 
die Zahlung veranlaßt”. Beitimmungen in dieſer Nichtung zu treffen, hat 
der Entwurf’) nicht für nöthig erachtet. Der Sat, daß nur wirfliche Kennt— 
nig vom Nichtbeitande der Verbindlichkeit zur Zeit der Leitung die Rüd- 
forderung der legteren ausjchliege, it ohne Frage für dem genannten Fall 
nicht ausreichend. Aber auch der weitere all, da Jemand der Prüfung der 
Frage, ob die Verbindlichkeit beitand, aus irgend einem Grund nicht näher 
treten, jedoch dem Fordernden im jedem Falle Veranlafjung zur Klage nehmen 
will, Steht nicht unter pojitiver Regelung des Gejeges. Man muß hiernach 
annehmen, day entweder ein Verjehen vorliegt oder in der That der Entwurf 
die Abjicht erfolgt, das räumliche Gebiet der Klage zu erweitern. Letztere 
Auffaſſung vertritt wohl nicht mit Unrecht Meiſcheider'?). 


— Veifpiele für entichuldbaren Rechtsirethum: Dal. 1. 9, 8 3, D. de jur. et facti 
ign. 2, 6. 1. 10, D. de bon pon. 37, 1.1.2, 55, D. si quis ordo 38, 15. 

) "oh. über dieſen Streit: Heſſe, ein Beitrag zur Lehre von der eondietio indehiti 
im Archiv für civiliit. Praris B. 56. Chriitianien zur Yehre von der naturalis obligatio 
und condietio indebiti, 5. 78 fr. Vangerow, Pandelten, Bd. III, $ 625. Windicheid, 
Bd. 11, $426a, 14. Dernburg, Bd. 11, &.359. Wächter, Bandetten Bd. I, ©. 502. 

s, Motive zum Entwurfe e, D, b, G, BD. 11, &. 834. 

J Val. Entſcheidung des Sbertribunals III vom Januar 1833 (Präjud.-Samml. T, 
©. 89), des Obertribunals TI vom uni 1885 in Striethorſt's Archiv, B. NN, ©. 31. 

°, Art. 1523. Der Entwurf batte entihuldbaren Irrthum gefordert. Val. aud) Kom⸗ 
mentar zum ſächſ. b. Geſetzbuch von Magnus Pöſch mann, Leipzig 1869. In ſonſtiger 
Hinſicht iſt die Kodifikation gemeines Recht. Für das Einzelne vergl. Schmidt, Vor 
lefungen über ſächſ. Privatrecht, Yeipzig 1869, S. 486 u. die S 1516—1533 des ſächſ. Goder. 

Ngi. Bruchot, Beiträge zur Grlänterung des Preuß. Rechts durch Theorie und 
Praris, N NIX, S. 157, Koch, a. a. O. Bd. II, S. 377 und Förſter, a. a. O. Bd. II, 
S. 511. Der Zweifel, der ſich lediglich auf die Frage der Beweisbarkeit einer der Forderung 
gegenüber itchenden Cinrede beziebt, genügt ebenfalls zur Begründung der condictio 
indebiti. Für die auf Diele Frage ich beziehende irrtbümlicde — iſt dies aus— 
drücklich ausgeſprochen in den Entſcheidungen des R.GeB. Bd. 21, 99. 

\ Ridert, a. a. D. 5. 44. 

* Motive, Bd. I, S. 834. 

ch, Meiiheider, die alten Streitfragen gegenüber dem Entwurfe — G. m 
Bekkers Beiträgen zur Erläuterung des E. e. b. G. für Das deutſche Reich S. „Nach 
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C. Die Beweislaft). 


Da Kläger zur Zahlung der Schuld das Beltehen einer Verbindlichkeit 
anerfannt”) hat, jo hat er außer der Thatjache der Zahlung auch die des 
Nichtbeitehens der Schuld machzuweiien. Viele verlangen noch heute den 
beionderen Beweis eines Srrthums?), während andere hiervon abjehen. 
Tiefe Kontroverje hat auch in der Gejeggebung*) und Nechtiprechung?) ihren 
Vperhall gefunden. Der Entwurf hat die Kontroverſe nicht durch eine aus: 
drückliche Beitimmung aus der Welt geichafit; er fteht aber, wie die Motive 
m Bd. II ©. 833 betonen, auf dem Standpunfte, daß der bejondere Beweis 
des Jerthums dem Ktondizenten zu erlafjen ſei. Dieſe Auffafjung ijt zu billigen. 
Ein innerer Seelenzuftand fann nicht gut Gegenftand einer unmittelbaren Be: 
weisführung jein, die Schwierigfeit eines ſolchen Beweiſes würde meijtens zur 
Sachfälligkeit begründeter Anjprüche führen. 

Daß muthwilliges Leugnen die Beweislaft umfehre und dem Beklagten 
den Beweis der Exiſtenz der Schuld aufbürde, war eine Strafbeitimmung des 
römijchen Nechtes. Schon das Preuß. U. L.-R., das Dejter. G.B. der code 
evil und das Schweiz. Bd.-Gejeg hatten dieje Beftimmung nicht aufgenommen. 
Ihre Geltung wird jedoch für das acmeine Necht von der herrichenden Auf- 
fallung noch behauptet. Dem Beijpiele der angeführten Gejeggebungen folgt 
der Entwurf®). 

Auch das antiquierte Privileg der Pupillen, Minderjährigen und Soldaten 
üt mit Necht im Entwurfe nicht beachtet. 

Liegt auftragloje Gejchäftsrührung vor, jo muB der Vertreter jeine per- 


dem Entwurfe find, wenn auch der Zahlende jelbit der Nücdficht, die ihn zur Zahlung ver: 
anlaßt hat, treu bleibt, doch jeine Erben bei erlangter Kenntniß von dem Nichtbeitehen der 
Verbindlichkeit nicht gehindert, die Klage anzuitellen. Die Rechtsfindung iſt damit, daß 
die Klage auf andere Vorausiegungen geitellt wird, erleichtert, aber te verliert an Gedanken— 
mäßigfeit, wirft mechanifch und läbt Härten zu“. 

N Mal. hierzu im Allgemeinen Benfey, Lehre vom Beweiſe bei der condictio indebiti 
in Lindes Zeitichrift für Civilprozeß, Bd. XIV, Nr. VII, S. 201 ff. und 211 ff. 

”, Weber die Natur diejer Anertennung vergl. Bähr, die Anertennung S. 78 ff. 

’, Dies iſt jogar herrichende Auffaſſung der Litteratur, vergl. außer Windſcheid 
md Dernburg noh Zimmermann im Archiv für civiliſtiſche Praris, Bd. 48, Nr. 4; 
Bähr, die Anerkennung ©. 73 ff. 
9 Bgl. die in den Motiven des Entwurfs Bd. II, S. 833. Anm. 3, zufammenge- 
Htellten Nachweiie. 

°, Zum Theil nimmt man an, mit dem Beweiſe der Nichtichuld fei auch der des 
Ittthums gegeben. Andere meinen, es beitehe eine Vermuthung für das Nichtbeitehen der 
Schuld, der Beweis ſei in diefem Falle bis zum Erfüllungseide erbracht. Tas Obertribunal 
zu Stuttgart E. v. 11. III, 1870) merzt den Irrthum aus der Begründung der condictio 
aus S. A. Bd. XIV, Nr. 120), auf entgegengefegtem Standpuntte fteht die Enticheidun 
des preuß. Obertribunals III in den Präjudizien 1121, das der herrichenden Anficht — 
neben dem Beweiſe der Nichtexiſtenz der Schuld noch den beſonderen Beweis eines Irrthums 
verlangt. Wenn auch mit der Nichteriitenz der Schuld eine Bermutbung für den Irrthum 
ea ſei, To reiche diefe WVermuthung doc nicht zur Begründung der condictio aus. 
tal. Ridert, a. a. ©. 5. 55 und 52, 

°, „Seiner Rechtfertigung bedarf es, dab der Entwurf der —5 daß der Empfänger 
den Empfang der Leiſtung böslich leugnet, feinen Einfluß auf die Beweisfrage einräumt”, 
Motive Bd. II, S. 833. — Hoffmann, Beitrag zu der Frage vom Beweiſe der condietio 
indebiti im Archiv für prakt. Rechtswiſſenſchaft N. 5. Bd. VIII, S. 245 verneint nicht mit 
Unrecht die Frage, daß in diejem Falle eine praesumptio juris vorliege, es jei nicht richtig, 
daß die Nichteriiten; der Schuld vermuthet werde. — PBidert, S. 49 ift anderer Anficht 
auf Grund der Worte des Paulus in 1. 25 pr. D. de prob 22, 3: ipsum qui negavit 
se pecuniam accepisse „si vnlt audiri“, compellendum esse ad probationes prae- 
standas, quod pecuniam debitam accepit. 
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jönliche Legitimation damit darthun, dal; er die Thatjache der verweigerten Ge 
nehmigung beweilt. Sonst jteht die condictio dem Bertretenen zu, wenn er 
ratihabirt, bezw. die Natihabition nicht ausdrücdlich verweigert‘). 


D. Gegenftand des Wucforderungsanfpruds. 


Objekt des Anjpruchs iſt zumächit die geleijtete Sache, ſoweit deren Rüde 
gabe in natura möglich ift. Sit Die Bereicherung jpäter, aber vor dem Ein: 
tritte der Nechtshängigfeit de Rückforderungsanſpruchs weggefallen, jo unter: 
ichied Die Lehre, ob der Wegfall der Bereicherung jeinen Grund in einer Ber: 
jchuldung des Bereicherten hatte oder nicht. Nur in erjterem Falle beitand 
ein Gondiftionsanjpruch, während im zweiten die Pflicht zur Nücderjtattung 
cejfierte. Abweichend von dieſem Standpunfte hat der Entwurf die Frage 
des Umfanges der Bereicherung geregelt. Die Motive lehnen ſich zumächit an 
Windjcheid an. Diejer jagt in $ 424: „Unſere Quellen führen die Ver- 
pflichtung zur Herausgabe der ungerechtfertigien Bereicherung auf eine Forde— 
rung der Billigfeit zurüd. Iſt es aber billig, daß die ungerechtfertigte Be— 
reicherung eine Verpflichtung zur Herausgabe erzeugt, jo iſt es auch billig, 
daß dieſe Verpflichtung nur in jolang andanert, wie die Bereicherung jelbit“ ?). 
Dat der Grund des Wegfalld der Bereicherung in Kaujalzujammenbang ſtehe 
mit dem Bejtand und Fallen des Kondiktionsanjpruchs, iſt im dieſen allge- 
meinen Säten nicht enthalten. Man dachte bisher, nur der ift von der Pflicht 
zur Herausgabe einer zu Unrecht empfangenen Leitung entbunden, der nicht 
herausgeben fann und bei dem dieje Unmöglichkeit nicht zurüczuführen iſt auf 
ein von ihm zu vertretendes Berjchulden. Derjenige jedoch, welcher die 
Unmöglichkeit dev Herausgabe vorjäglich oder fahrläſſig verurjacht habe, jei 
immer jchadengerjaßpflichtig. Dieje Säge des Obligationenrechtes gelten nicht 
nach dem Entwurfe für den Nechtsfall der condietio indebiti. Hier entfällt 
die Verbindlichkeit zur Herausgabe oder Werthvergütung, wenn der Empfänger 
bei Eintritt der NRechtshängigfeit des Kondiktionsanſpruchs durch das Geleiitete 
nicht mehr bereichert iſt. Es entjcheiden aljo Lediglich die thatjächlichen Ver— 
hältnifje zur Zeit der Stlageerhebung. Auf den Grund des Wegfalls der Be 
veicherung fommt es nicht an. Nach den Motiven zu $ 739, Abi. 2°) ijt Die 
Freiheit von der Haftung gegeben, einerlei, ob der Grund des Wegfalls der 
Bereicherung „in einem BZufalle oder in einem vorjäglichen oder fahrläſſigen 
Handeln oder ſonſtigen Gebahren des Empfängers beſtand“. Ohne Frage iſt 
nach dem Willen des Geſetzes hiernach eine von den allgemeinen Rechtsgrund— 
ſätzen abweichende, bevorzugte Stellung des Empfängers beabſichtigt. Dieſe 
Sonderſtellung verdient umſo mehr Beachtung, als die Sätze des Entwurfes 
auch für unſer Vermögensrecht gelten und keine Modifikation erleiden ſollen, 
wenn der Gegenſtand der Leiſtung eine Quantität vertretbarer Sachen war, 
es ſich alſo z. B. um die Zahlung einer indebite getilgten Geldſchuld handelt. 








) Auch diefe Sähze ſtehen nicht gänzlich außer Streit, vergl. Jhering, Jahrbücher 
für Dogmatik BD. II, 2.9, 95 md 98. Shloßmann, Seitfchrift für Privat: und öffentl. 
Recht BD. IX, 2, 553 ff. 

"Val. ferner Nangerom ®b. III, $ 625 S. 404., Mandry N. f. civ. Pr. Bd. XLVIII 
©. 220 ff. Dernburg Paud. II. Theil $ 141 860 Anmerkung 27. Lebterer unter- 
ſcheidet Geldzahlungen und andere Seiftungen und behandelt die Geldkhulb als Genusichuld. 

Dieſer lautet: ‚Die Verbindlichkeit zur Derausgabe oder Wertbvergütung 
fällt fort, jomweit der Empfänger bei Eintritt der Rechtshängigkeit des Anſpruchs durch das 
Beleiftete nicht mebr bereichert iſt.“ 
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Man fragt unwillkürlich: welche Korrektur fennt das Recht zu Gunften des in 
jeinem Vermögen gegen jeinen wahren Willen geichädigten Stondizenten ? 
Örundlegend dürfte für die Beantwortung diejer Frage das Maß von Bes 
deutung jein, welches man dem Umſtande beimißt, daß der Empfänger bei der 
Zahlung Kenntnis von der Nichteriitenz der irrig erfüllten Verbindlichkeit hatte. 
Nach dem Entwurf ift diefer Ihatjache an ſich fein Einfluß für die Frage 
der Erweiterung der Haftung eingeräumt.') Nur dann, wenn dem Empfänger 
auch befannt war, dab der Bahlende von der Nichteriftenz der Forderung 
nicht unterrichtet war,?) wenn er aljo den Irrthum desjelben fannte, hat er 
en furtum begangen und es greifen die Vorjchriften über den Schadenerjag 
aus unerlaubten Handlungen Bla. Den gemeinrechtlichen Sag, dab im Falle 
der durch die Kenntniß des Konmdiktionsichuldners über das Nichtbejtehen der 
Forderung vermittelten Verſchuldung die Haftung des Bereicherten fortdauere, 
auch wenn die Bereicherung vor der Nechtshängigfeit des Anſpruchs fortge— 
tallen ıft, hat der Entwurf in $ 741 Abi. 2 modificiren wollen. Hienach 
treten mit dem Augenblide der Kenntnig von dem Irrthum des Zahlenden die 
Folgen der Rechtshängigfeit ein. Die Folgen des Verzugs treten mit 
ver mala superveniens alleinnocdhnicht ein. Die Verpflichtung des 
Impfängers richtet jich nur nicht mehr nad) den Beltimmungen des $ 739 
Abi. 1—2, welche lediglich für den gutgläubigen Empfänger gelten jollen. Der 
jpäter nach dem Eintreffen der mala fides superveniens erfolgte Wegfall der 
Bereiherung fann nicht mehr die Verbindlichkeit zur Werthvergütung aufheben. 
Wohl aber ijt eine durch Zufall herbeigeführte Unmöglichkeit der Leiſtung im 
Stande, die Verbindlichkeit zur Nücerjtattung zu bejeitigen. Diejer in den Motiven 
(8. II, S. 841) ausdrüdlich ausgenommene Fall kennzeichnet die Nichtigkeit des 
Satzes, daß die Rechtsfolgen des Verzuges, jo auch die Sätze von der perpe- 
tuatio obligationis, nicht mit der mala fides superveniens eintreten. Man 
fünnte angejichts des Sabes, daß der, welcher nicht vechtzeitig zahle was 
er Ichulde, ſchon um deßwillen in Verjchuldung ericheine,*) vielleicht Bedenken 
hegen, ob die Art der Negelung des Entwurfes, welche in der Nichtzurüd- 
jahlung des indebite gelcijteten Betrages noch nicht eine mit den Folgen des 
Verzugs qualifizirte Verſchuldung des von dem Irrthum des Leiſtenden unters 
richteten Empfängers erblickt, als richtig anzuerfennen jet. Bit nicht die Haftung 
des et Empfängers und diejenige des Empfängers im ‘alle der 
mala fides superveniens vom Eintritte der mala fides ab gleich zu jtellen? 
Der Dresd. Entwurf Art. 986 und der Bayer, Entwurf Art. 918 haben 
unjere Frage bejaht. Trotzdem glauben wir, daß der Entwurf das Richtige 
getroffen bat. In dem eigenthümlichen Rechtsjalle der condietio indebiti 
müjlen wir im Auge behalten, daß mit der einjeitigen Entdedung des Irr— 
thums des Leijtenden zumächjt mur eine jubjeftive Wahrnehmung auf Seiten 
des Empfängers liegt, die bejonders in zweifelhaften Fällen noch einer Be— 
ſtätigung Des ja zumächjt interefiirten und deßhalb zum aktiven Vorgehen be: 
rechtigten Gläubigers bedarf. Selbit wenn die Annahme gerechtfertigt wäre, 
die Fälligkeit des Kondiktionsanſpruchs | ſei in dem Augenblick vorhanden, in dem 
die Nichtexiſtenz der irrig gezahlten Schuld feſtſtehe, ſo gehören doch zum 





" Deßbalb iſt auch die Faſſung des 8 747 Abi. 2 irreführend und unverſtändlich. 

” 5 741: it dem Empfänger bekannt gewejen bei dem Empfange der Yeiltung, dab 
die Verbindlichkeit, zu deren Erfüllung geleitet wurde, nicht beitand und daß der Leiſtende 
hiervon nicht unterridtet mar ER 

’, So Dernburg, Band II. . 108. 


* 
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Verzuge einer Forderung ohne beſtimmten Zahlungstermin zwei Dinge: Fällig— 
keit der Forderung und Mahnung des Gläubigers. Dieſe aber iſt noch nicht 
vorhanden. Vielleicht aus dieſen oder doch ähnlichen Erwägungen hat der 
Entwurf, der eine Begründung ſeines Standpunktes nicht gibt, die Wahl ſeiner 
Stellung gebilligt. 

Es wird fich weiter fragen: Wie ift es in dem Falle zu halten, wenn 
der Empfänger zwar die Nichterütenz der getilgten Schuld kannte, jedoch ſich 
zu der Annahme für berechtigt hielt, der Leiltende wolle jein Rückforderungsrecht 
nicht geltend machen, hiernach beide Parteien in Kenntniß der Nichteriftenz einer 
Berbindlichkeit handeln? Meijcheider (a. v. D. ©. 72) glaubt, der Satz des 
Entwurfes in $ 741 Abj. 2 von der Erweiterung der Haftung müſſe auch auf den 
genannten Fall ausgedehnt werden. Der neue Sat des Entwurfes jet zwar 
geeignet, die Nechtsfindung zu erleichtern, aber auf die Gefahr hin, daß Die 
Handhabung des Nechtes an Gedantenmäßigfeit verliere und Därten im 
Gefolge habe. Die Anficht Meiſcheiders dürfte nicht einwandsfrei jein. 
Wenn der Leiftende troß erlangter Kenntniß der Eriftenz jeines Rüdforderungs- 
rechtes leßteres nicht geltend machen will, jo hat er hiermit offen jeinem Willen 
Ausdruck verliehen, daß jeine Leiſtung den Charakter eines Aftes der Yiberalität 
tragen joll. Liegt eine derartige durch Eonfludente Handlungen beweisbare 
MWillensrichtung vor, dann fehlt eben dem $ 741 Abi. 1 und 2 die Grundlage 
jeiner Anwendung: von einem Jrrthum oder einer Nichtfenntnig des Leiſten— 
den und daher von der Stenntnig einer derartigen Willensrichtung Des 
Leijtenden auf Seiten des Empfängers fann nicht die Rede jein. Wenn auch 
bedauerlicherweile der von Meiſcheider angeregte all im Gejete jelbjt eine 
Regelung nicht gefunden hat, jo bieten doch die Motive an anderer Stelle 
einen Anhalt. Auf Seite 834 Bd. II ijt bemerkt: „Sit freilich in der erfenn- 
baren Abſicht geleistet, daß es bei der Leijtung verbleiben jolle, auch wenn die 
Verbindlichkeit nicht beitehen möchte, jo fann wegen des eventuellen Verzichts 
auf den Erftattungsanjpruch im Hinblide auf Abſatz I ($ 737) nicht fondizirt 
werden“. Es dürfte einem begründeten Bedenken nicht unterliegen, nicht nur 
die Bejeitigung der erweiterten Haftung, jondern vielmehr den Ausſchluß 
des Kondiktionsrechtes auch in dem Falle zu fordern, daß der Zahlende zu— 
nächjt im Irrthum über das Beſtehen der Forderung handelte, als er zahlte, 
jpäter jedoch nach Entdeckung des Irrthums auf die Durchführung der aus 
dieſem Irrtum erwachjenden Rechtsfolgen verzichtete. Im legten Falle liegt 
lediglich die Nenderung einer Willensmeinung vor. Und mit dem Augenblid, tn 
dem dieſe Willensmeinung des Leiitenden erfennbar geworden tt, darf fie als 
Willenseinigung zweier Kontrahenten eines Bertragsverhältnijjes von dem Em: 
pfänger verwerthet werden. 

Der an ſich erijtent gewordene Kondiktionsanſpruch wird nachträglich ver- 
nichtet, die Zerjtörung jeines Fundamentes ift lediglich eine Zeitfrage. Iſt jedoch 
ſchon bei der Zahlung die Abficht einer auch nur eventuellen Liberalität erfennbar, 
dann iſt überhaupt ein Recht auf Nüderjtattung nicht zur Entjtehung gelangt. 

Wie man biernach feitjtellen fann, daß nur den deliktiſchen Empfänger die 
volle Schwere der ftrengen Daftung des gemeinen Nechtes trifft, jo iſt es 
andererjeit3 zweifellos, daß dem Empfänger bona fide durch die Beitimmung 
des $ 739 Abi. 2 eine ungemein bevorzugte Stellung eingeräumt iſt. Letztere 
hört erit dann auf, wenn die Nechtshängigfeit des Nüdforderungsanipruchs 
eingetreten ift. Im der Mitte der genannten Stellungen dürfte diejenige des 
Empfängers im Falle der mala fides superveniens liegen. 
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Hier iſt eine zwar räumlich erweiterte, jedoch die Wirkungen des Verzugs 
ausichließende Haftung jtatuirt. Dieje Regelung des Entwurfes fchmälert 
u. E. zu Unrecht die Nechtsitellung des Kondizenten. Will letzterer auf vollem 
Schadenerjag bejtehen, jo muß er dem Empfänger nachwetien, 1) daß er die 
Nichterijtenz der getilgten Schuld kannte, 2) dal er davon unterrichtet war, 
daß er, der Kondizent, die Nichteriitenz der von ihm getilgten Schuld nicht 
fannte, daß er fich im Itrthum bet der Zahlung befand. Es leuchtet ein, daß 
em Jolcher Beweis in den wenigiten Fällen vollfommen glüden wird. Die Ge 
richte werden tu Zukunft vor der Wahl geitellt jein, entweder auf Sachfällig- 
leit offenfichtlich begründeter Anjprüche zu erfennen, oder den Beweis zu er 
feihtern und jich mit einer VBermuthung für die zweifach qualifizirte Kenntniß 
zu begnügen. Dem Gmpfänger bona fide ijt der Beweis des Wegfalls der 
Bereicherung offen gelafjen. Vorſätzliche, fahrläſſige und zufällige Bejeitigung 
der Bereicherung tilgt den Anjpruch auf Nüderftattung. 

Man denfe an Alte der Yiberalität oder Wechjelfälle des Lebens, die zur 
jofortigen Ausgabe von zu Unrecht gezahlten Geldbeträgen führten. Man 
denfe an den irrigen Glauben des Werthempfängers, dem plößlich eine ver: 
meintliche aber nicht mehr beftehende Schuld gezahlt wird und der nun im 
der erjten Freude des unvermutbheten Ereignijjes den empfangenen Betrag in 
Spekulationen anlegt, die unglücklich ausgingen. 

Es farın nicht bezweifelt werden, dal Dieje zälle des Empfängers bona 
fide unter die Worte der Motive pajjen. In allen diejen Fällen ift das 
Fundament des Anjpruchs auf Nücderjtattung zerjtört, die Klage des Kondi— 
jenten wird abgemiejen, jobald der Wegfall der Bereicherung zur Zeit der 
Rechtshängigkeit des Anjpruchs feitgeftellt iſt. 

Die Frage, ob auch Zinjen mit der condietio indebiti cingeflagt werden 
können, iſt gleichfalls jtreitig '). Die herrichende Auffaſſung bejaht die Frage, 
dab Zinjen zurüdgefordert werden fünnten, wenn der Empfänger jelbjt Zinjen 
bezogen habe, deßgleichen die der Zuläfligfeit der Forderung von Verzugs— 
jinien. Die Einen lajjen den Verzug von dem Augenblide eintreten, in dem 
der Empfänger weiß, dab ihm das geleiitete Objekt nicht zuftcht, andere mit 
dem gerichtlich erbrachten Nachweije des Irrthums, oder jchon mit dem Tage 
der inſinuirten Ladung. 


E. Natur des Kondiktionsanfpruds. 


Schon unter A wurde hervorgehoben, daß die condietio auf dem Prinzipe 
des ex aequo et bono beruht. Die Verjagung eines Nechtsmittels, mit 
welhem die Beſeitigung der zu Unrecht erfolgten Bereicherung durchführbar 
üt, würde der Billigkeit in hohem Maaße wideriprechen. Aber auch die Wer: 
dmdlichfeiten der Sitte fonnten durch ein Mittel ex bono nicht in Frage ges 
ttellt werden. Die war nur möglich durch den Einfluß der Lehre von der 
obligatio naturalis, die in innigem Zuſammenhang fteht mit dem Kondiktions— 
tchte. Der Ausſchluß des Nücforderungsrechtes in jolchen Fällen, dieſe ſo— 
jujagen negative Seite des Mittel$ ex bono iſt der Ausfluß des der Klage 





" Ral. Glüd, Kommentar zu den Pandekten 13. Theil, I. Abtheilung, 1811, S. 155 
ange die Frage. „Denn die condictio indebiti abmt bier die Natur der Darlehens« 
lage nach.“ 
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zu Grunde liegenden Prinzips‘). — Nur vorübergehend konnte die Ihatjache, 
daß der Entwurf eines bürgerlichen Gejegbuches für das deutiche Reich Wind: 
ſcheids befannte Lchre von der „Vorausjegung“ als unentwidelter Bedingung 
zum Theil aufgenommen hatte, den alten Streit um die ‚srage neu beleben, 
inwieweit die Anwendung jener Lehre bei dem Nechte der Kondiktionen gerecht: 
fertigt it. Im neuerer Zeit hat mamentlid Lenel“ die in der That vor- 
handene Bedenflichkeit jener Lehre und die Halbheit des Entwurfs bei jeiner 
Stellungnahme hervorgehoben. Die Kritik hat Früchte bei der 2. Yejung ge 
zeitigt.‘) Dem Wunjche, an Stelle der „Vorausjegung“ „Die richtig verftandene 
römische Lehre von der causa* zu jegen, jcheint jich auch ein anderer von 
hervorragender Seite jüngjt gemachter Angriff zu nähern. *) Die Grundlage 
der condictio, meint Bolze, ſei nicht die Bereicherung. | ) Auf Grund einer 
nicht einwandsfreien Auslegung von Quellenftellen wird die Lehre von der 
negotiorum gestio herangezogen, und die condictio geradezu als das „Surrogat 
der actio negotiorum gestorum“ °) hingeſtellt. Der Eigenthümer habe gegen 
den Bejiger im guten Glauben — wenn jonjt nicht ein obligatorijcher Aus 
jpruch gegen denjelben begründet iſt auch nicht etwa aus dem Geſichtspunkte 
der Gejchäftsführung, — nur den Vindifationsanjpruch, jo lange der Beklagte 
bejige ; wenn Dderjelbe aber aufgehört habe, zu bejigen, ohne daß er vorher 
von dem Eigenthümer in Anipruch genommen worden jei, überhaupt feinen 
Anjpruch *). Handele es jich um den VBindifationsanjpruch gegen den dritten 
redlichen Beliger, jo verjage die condicrio. Zur „Vorausſetzung“ brauche 
man nicht zurüc zu greifen, um die condietio indebiti zu fonftruiven®). Wenn 
Die causa die Leiſtung nicht dede, fönnezurüdgefordert werden. 
Dieje Frage nad) der causa fünne aber, wenn es ſich um den Vindifations- 
anjpruch ‚gegen den dritten redlichen Befiger handele, nicht aufgeworfen werden. 
Hier verjage, wie gejagt, die condietio. — 


J Dal. Entwurf II. Leſung des bürgerl. Geſetzbuches, $ 739, Ausgabe von Dr. Reas, 
1893: „Die Nüdiorderung des zum Zwed der Erfüllung einer Verbindlichkeit Geleiſteten it 
ausgeichlofien, wenn der Yeiitende gewußt hat, daß er zur Teiltung nicht verpflichtet war 
oder wenn Die Leitung einer fittlichen Pflicht oder einer auf den Anitand zu nehmenden 
Rückſicht entſprach“ Man nabm an, bemerft Dr. Reahz, das Recht dürfe feine Hand nicht 
dazu bieten, das ſittliche Bewußtſein des Volles zu verlegen. Zei von dem Leiſtenden ſelbſt 
ein der Sittlichkeit entſprechender Zuſtand hergeſtellt, ſo gehe es nicht an, dieſen mit recht⸗ 
lichen Mitteln wieder rüdgängig zu machen. Soweit mußten Recht und Moral in Einklang 
gebracht werden. Eine Gefährdung der Verkehrsſicherheit ſei nicht zu beſorgen. Die Ent— 
ſcheidung darüber, ob eine Leiſtung einer ſittlichen Pflicht oder dem Anſtande entſpreche, 
müſſe dem Ermeſſen des Richters anheimgegeben werden. 

) Tie Lehre von der Vorausſetzung im Dinblid auf den Entwurf eines bürgerlichen 
Geſetzbuches im Archiv für cioilift. Praris Bd. 74, S. 214: ferner: „Nochmals zur Yebre 
von der Worausjegung“, Archiv, Bd. 79, S. 49. 

VBgl. Namentlich die Abänderungen und Einichiebungen der 2. Lefung zu $ 748 ff. 

# „Dr. Bolze, zur Lehre von den Ben inionderbeit von der condietio sine 
causa, S. 442 ff im Archiv für civiliſt. Braris, Bd. 7 

’ daß in dieſer ſchwierigen Lehre der Ansgangspuntt falich gewäblt it, iſt wohl 
die Haupturjache für die in der Geichichte unferer Wiſſenſchaft auffallende Thatjache, dab 
* on x eriten Geiſter bier fo vielfach in falichen YBabnen bewegt haben.“ Wergleiche 

‚433 ıbic 

"ef. ibid, S. 448. 

’. Ibid, ©. 449. 

* Ibid. S. 455 und 457: Tiefe Lehre jei auch von der Praxis des Reichsgerichts 
aufgegeben. cf. Enticheidungen des R. G. 1IL 1: a vom 6. November 1891 und II 212/91 
vom 27. November, mitgetbeilt von Bolze im 1. Heft des 2. Bandes des Sächſ. Archives 
für bürgerliches Recht, 
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Der innere Zujammenhang der Lchre von der negotioram gestio mit 
dem Rechte der Kondiktionen ift offenjichtlich, er war auch ſchon in der früheren 
Literatur anerfannt. Doch geht das Bejtreben Bolzes, die condictio geradezu 
ald Surrogat der negotiorum gestio aufzujtellen, zu weit. So lange nicht 
der jchon angekündigte!) Nachweis erbracht it, daß die Uuellenjtellen, auf 
welches ſich das „feititehende Dogma“ von der condietio als einer Bereicherungs- 
flage ſtützt, eine unrichtige Auslegung erfahren haben, dürfte das Prinzip 
Windſcheids und des Entwurfes als das richtige anzuerfennen jein. 


Yranpttheil. 


Die Natur und der Umfang des Anſpruchs, die formellen Boransfegungen 
feiner Geltendmadhung. 


S I. Matur des Anfpruds. 


Erörterungen über die Natur eines Rechtes jind nach dem heutigen Stande 
der die Frage Des Nechtsweges regelnden reichs- und landesrechtlichen Gejet- 
gebung deshalb jehr oft nothwendig und bejtimmend für die Art der Geltend- 
mahung eines Rechtes, weil unjere gefammte deutiche Gejeggebung eine er— 
ichöpfende Regelung jener Frage nicht enthält. Solche Erörterungen jind nun 
bei unjerem Anſpruche umjomehr erforderlich, als die Gejeggebung das Rück— 
forderungsrecht jeiner materiellen Seite nach ebenfalls nicht durch pojfitive 
Beitimmungen geregelt hat und nad) dem vorwiegenden Theile?) unjerer heuti- 
gen deutichen öftentlich-rechtlichen Braris die privatrechtlichen Beitimmungen 
der condietio indebiti für anwendbar erachtet werden. Aber nicht nur der 
Mangel an pofitiver öffentlich-rechtlicher Regelung, jondern auch die Auffafjung, 
dab der Rückforderungsanſpruch an ſich privatrechtlicher Natur jei, dal es fich 
darum handele, die privatrechtlichen Folgen eines an jich publiziftiichen That- 
beitandes zu bejeitigen, hat zu einer zum Theil ſehr weitgehenden Privatiſier— 
ungstendenz geführt. Ber Beginn unjerer Unterjuchung bedürften zunächſt die— 
jenigen Gejichtöpunfte einer Hervorhebung, welche man bei Bejtimmung des 
Unterfchiedes zwijchen Juſtiz- und Verwaltungsjachen noch heute heranzieht. 

Das Reichsrecht hat den Begriff einer „bürgerlichen Nechtsitreitigfeit* im 
Gegenjage zu einer Etreitjache des öffentlichen Nechtes nicht definirt’) und der 


" ef. Einige Quellenitellen zur Lehre von den Kondiktionen, Archiv für civiliſtiſche 
Praris 5. 183, 3. 79. 
*Es fteht dies feit für die Praris im MReichsarmenrecht, für öffentlich-rechtliche Rüd- 
forderungsaniprüde in Bayern, vgl. Neger, Bd. 10 5. 341, Entich. des bayer. Ver- 
erichtshofes in Bd. 4 5. 388, Bd. 9 5. 372, in der fozialen Gejehgebung 
Bol. Archiv für öffentliches Recht Bd. 8 S. 145, Nr. 11 der Beitichrift \Ymvaliditäts- und 
Atersverficherung vom 15. April 1892, Arbeiterveriorgung 9. Jahrg Nr. 29 von 1892, 
preuß. PVerwaltungsgerichtshof in Nr. 21 des Bd. 13 von Jebens und Meyeren, 
dterr. Verwaltungsgerichtsbof, Entſch. Nr. 4201 Budwinski. Tie Rechtſprechung des 
Reihsgerihts erflärt „den Anipruch auf Rüderitatiung einer aus öffentlich-rechtlichen 
Gründen nicht geichuldeten fteuerartigen Abgabe für eine nah dem gemeinen Recht ver- 
baren.“ Bgl. RG. 3 Givilfenat vom 11. November 1884 zur Sache M. w. Stadt Lage 
R-6. 3 195/84 in R.-G--E. in Civilfache 22 ©. 288. Auch die Praris in Württemberg und 
Oldenburg wendet die gemeinrechtlichen Grundiäge an. Tasielbe gilt von der Praris 
m Lübed, vgl. Urtheil Landgerichts Lübeck vom 7. Februar 1893, Köfter gegen Steuer 
bebörde Pi 


69-6. 8 13. 
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landesrechtlichen WVermwaltungsgejeggebung weitgehende Befugniſſe in der Kom: 
petenzbejtimmung eingeräumt. Leßtere bat jich jehr oft von Zweckmäßigkeits— 
rückſichten leiten laſſen und hierbei den Rechtscharakter einer Materie der Kom— 
petenzfrage nicht zu Grunde gelegt Deshalb dürfte die Kompetenzab— 
grenzung allein in einer großen Anzahl von Fällen keinen Rückſchluß 
auf die Natur des materiellen Rechtsverhältniſſes geſtatten. Es entſcheiden 
noch heute Verwaltungsgerichte über privatrechtliche, ordentliche Gerichte über 
öffentlich-rechtliche Anſprüche. Desgleichen kann die vermögensrechtliche 
Qualität eines Rechtes allein letzterem noch nicht den Stempel eines Privat— 
rechtes aufdrüden.!) Die durch das Abgabenrecht bervorgerufenen vermögens- 
rechtlichen Bezieyungen verleihen den ausführenden jtaatlichen Organen Macht— 
befugniffe, welche die Merkmale des öffentlichen Nechtes als eines Herrichafts- 
rechtes in fich tragen. Es fann nicht bejtritten werden, daß Steuerforderungen 
gewalt: und vermögensrechtlicher Natur find.) Sofern aber das Vermögens: 
recht „der direkte Ausflug eines öffentlich rechtlichen Subjektionsverhältniſſes“ 
it, fann wie Gaupp?) mit Necht betont, die üffentlich:rechtliche Natur des in 
Frage fommenden Vermögensrechtes nicht geleugnet werden.*) 

Man bat jodann die „Form und Natur des Nechtstitels“ für 
erheblich erklärt und nach dem Titel des Anſpruchs die Qualität des letteren 
bejtimmen wollen. Auch bezüglich diefer Theorie wird es fraglich jein, ob fie 
die Probe ihrer praftiichen Durchrührbarfeit beſteht. Zunächjt muß daran er: 
innert werden, daß die das private und öffentliche Necht begründenden Akte 
jowohl nach Inhalt wie Form völlig gleich jein fünnen. Wenn überhaupt in 
unjerer heutigen Gejeggebung des öffentlichen Abgabenrechtes von bejonderen 
Nechtstiteln die Rede it oder einzelne Titel als privatredhtliche her— 
vorgehoben werden, jo darf dieje gejegliche Ausdrucksweiſe allein nicht für den 
Charafter des Nechtsverhältnijies enticheidend ſein.) Der Name darf ung 
nicht von der Prüfungspflicht hinjichtlich der Nechtsqualität des Verhältnijjes 
entbinden. Nicht Selten finden wir, daß unter „bejonderen” Nechtstiteln ledig: 
lich die VBerpflichtungsgründe zu verftehen jind, die eine neue Gejeggebung vor: 
gefunden und aufrechterhalten hat unter „bejonderer“ Seren. Und 
wenn der Titel deshalb privatrechtlich genannt wird, weil die vorliegenden 
Thatſachen auch im Privatrecht als rechtserzeugend anerkannt ſind, jo kann 
auch dies für die Qualität des Verhältniſſes nicht relevant ſein. Es wurde 
auch die Eigenſchaft des betheiligten Rechtsſubjektes auf der 
einen Seite des Rechtsverhältniſſes in Vordergrund geſtellt. „Selbſt wenn 


Nah Sohm, Inſtitutionen S. 100 iſt Privatrecht gleihbedeutend mit Ver— 
mögensrecit. Neal. S. 14 umd 15. 
?, Wal. Jellinef, Syſtem der jubjeltiven öffentlichen Rechte S. 56. 

9 Ara. O. 13. 

Das Reichsgericht verweiſt vermögensrechtliche Antorfiie „begrifiemäßt in das 
Gebiet des Brivatrechtes,“ vgl. Neger Bd. 10 ©. 106. Bgl. ferner R.€ .22 ©. 
288 ff. Bd. 25 S. 8330; vgl. auch Bd. 21 ©. 192 und ib, eit, U. €. Ar es zu weit, 
wenn das Neichsgericht in Ad. 22.5, 288 ſagt: „Nicht enticheidend it, ob der Titel, aus 
weldem vermögensrechtliche Anfprüche ‚ber eleitet werden, in den Normen des bürgerlichen 
oder des öffentlichen Rechtes wurzelt.“ Nur dann, wenn unter „Titel“ lediglich die Art 
der juriftiichen Begründung. die Benennung des Rechtsiahes zu der fahlihen Sub: 
ſtantiirung fteht, dürfte die Ansicht zu rechtfertigen fein, wonad die Mägeriihe Bezeichnung 
der Rechtsfigur nicht ichlechthin für die Qualität des Anſpruchs — iſt. 

°, Mal. über bas Folgende Tezner, a. a. ©. ©. 325 ff. und Hänel, deutiches 
Staatsrecht, Bd. 1 S. 159 Anm. 1. 
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der Staat,“ jagt Bornhaf,') „aus einem Fundamente berechtigt oder ver: 
pflichtet wird, welches unter Privatperjonen Platz greifen kann, jo hört das 
Rechtsverhältnig durch die Betheiligung des Staates auf ein privatrechtliches 
zu jein und wird zu einem öffentlicherechtlichen.” Dem jteht gegenüber, dat 
unjere Reichsprozekordnung NRechtichugbeftimmungen für die Art des Austrages 
bürgerlicher Anjprüche des Staates, der Gemeinde oder einer anderen 
öffentlich-rechtlichen Storporation fennt. Sodann hat das geltende Recht 
eine große Anzahl Beziehungen Einzelner zu Einzelnen, die fraft be 
jonderer unzmweideutiger Vorjchrift des Gejeges eine öffentlicherechtliche Regel 
ung erfahren haben.*) 

Vielfach it auch verjucht worden, als Griterium für die Abgrenzung des 
öffentlichen und privaten Nechte® das Lebensverhältniß als jolches hin- 
zuitellen, welches durch die in Frage kommenden NRechtsvorjchriften geregelt 
werde. Das Privatrecht, jagte man, regele die Verhältniſſe der Einzelnen 
untereinander, während diejenigen Normen, welche die Verhältnifje der Ein- 
zelnen zum Staate betreffen, das öffentliche Recht bildeten.) Dieje Auffafjung 
fann, wie Prazak) hervorgehoben hat, die Thatjache nicht erflären, „daß 
manche Necdhtsinjtitute, die cehedem dem Gebiete des Privatrechtes angehörten, 
derzeit ohne wejentliche Aenderung der betreffenden Sehensverhältnitfe unbe= 
ſtritten als dem öffentlichen Rechte angehörig angejehen werden.“ Es fünnen 
jonach nicht die thatjächlichen Lebensverhältnifje, jondern nur die Arten der 
Regelung jener VBerhältnijje von Einfluß jein. Wenn der Gejeggeber 
durch jeine Vorjchriften den Einzelnen als Glicd des öffentlichen Gemeinwejens 
erfaßt, wenn die einzelnen Nechtsjubjefte als Glieder des jtaatlichen Organis⸗ 
mus erſcheinen und ihre Beziehungen zum Staate oder Gemeinweſen, alſo die 
Arten ihrer Verbandsſtellungen geregelt find oder doch ihre wechjeljeitigen 
Beziehungen untereinander normirt find unter Berücdjichtigung auf die glied— 
lihe Stellung in einem vom Staate oder dem Gemeinmwejen anerfannten 
Verbande, dann haben wir es mit Normen des öffentlichen Rechtes zu thun. 
lleberall da, wo der Einzelne nicht als Glied des Ganzen durch die geiegliche 
Vorſchrift ergriffen, wo von dem Berbandsverhältnifje gänzlich abgejehen wird, 


" Stengels Wörterbuch Bd. 2 S. 336. Leuthold, öffentliches Intereſſe und 
öffentliche Klage im Verwaltungsrechte „Annalen“ 1884 5. 363 itellt als maßgebend Die 
Frage auf: 

a) Steht ein Gemeinweien als berechtigt und verpflichtet in dem Verhältniſſe? 

b' Iſt nicht etwa das Rechtsverhältniß inhaltlich jo neartet, daß es nach dem gelten- 
den Rechte auch zwijchen Privatperionen beiteben fünnte? Weil eine Betheiligung des Ge— 
meinwejens verlangt wird, muß Yeutbold das Erpropriationsrecht zu Gunflen Privater dem 
Trivatrechte zutbeilen. Wal. hierüber die richtigen Bemerkungen bei Rehm, rechtliche 
Natur des Staatsdienites nach deutichem Staatsrecht, „Annalen“ 1885 ©. 93 

?, €8 gilt dies insbejondere von allen ftreitigen Beziehungen der an einer öffentlich- 
rechtlichen Laſt Betheiligten untereinander, joweit das pofitive Necht zu einer dem ges 
slihen Willen entiprechenden Ausgleichung von Härten, welche die Art der Wertheilung 
von Laſten hervorgerufen bat, Rüderitattungsanfprüche unter den Einzelnen zugelaflen hat. 
& kommen in Vetracht Klagen im Bezug auf die Pliht der Straßenreinigung 
RG. Bd. 25 ©. 325, Unterbaltungspflicht eines öffentlihen Weges nad der 
Geiekgebung vor dem Zuftändigfeitsaeiege vom 1. Auguft 1883 und nach demielben R.& 
3. 25 5. 331; vgl. ferner preuß. Cberverwaltungsgericht Urtbeil vom 21. Tezember 1887 
vol. WVerwaltungsblatt Bd. 9 S. 154, die Schul= und Wegbaulajt, beitrittene Bei— 
tageverpflichtungen der Anliegen zu den Trottoirkoſten einer Straße. Val. preuß. 
Lberverwaltungsgericht Bd. 18 5. 169 und Bd. 23 5. 148, Neger, Bo. 12 S. 106. 

’, 8 1 öfterr. allg. bürg. Gefegbuches. 

A. f. öõ. R. Bo. 4 S. 2359. 
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dürfte nicht Öffentliches, jondern privates Necht vorliegen. Es fünnen Recht: 
ſätze dem Intereſſe der Gejammtheit jeher wohl dienen, it aber in ihnen nicht 
die Berbandsitellung zum Ausdruck gebracht, jo gehören jie dem Privatrechte 
an.) Es gilt dies z. B. von den Sägen über die Beichränfungen Minder: 
jähriger in Bezug auf die Eingehung privatrechtlicher Berbindlichkeiten. 

Erfennt man die zuleßt genannte Auffaſſung als enticheidend bei Be: 
ftimmung der Nechtsnatur eines Verhältnifies an, jo gehören alle durd) das 
Abgabenrecht geichaffene Beziehungen dem öffentlichen Nechte an. Denn es iſt 
fein Zweifel, daß nur Derjenige verpflichtet werden fann, Verpflichtungen für 
die Zwecke eines Gemeinweſens einzugehen und zu erfüllen, der in irgend einer 
Beziehung ald Mitglied dieſes Gemeinweſens, als Theil des Ganzen ericheint- 
Stet3 wird die Abgabenpflicht des Einzelnen nach einer bejtimmten Art jeiner 
Zugehörigkeit zur Gemeinschaft begründet jein. Mag dieſe Gemeinjchaft ge: 
bildet jein durch die Zujammengehörigfeit derer, die nur in rechtlicher Hinficht 
durch das Band der Staatsangehörigfeit verbunden find oder auch nur in 
thatjächlicher Hinſicht durch Wohnort und Domizil, jo it eine qualifizirte 
Stellung des Einzelnen im Gemeinweſen vorhanden. Sie iſt jelbjt dann zu 
konſtruiren, wenn die bloße Anmejenheit am Orte oder der Umjtand, daß durch 
bejtimmte Aufwendungen de3 Gemeimvejens ein Vortheil des Einzelnen, eine 
wirthichaftliche Beziehung des lepteren zum ‚Semeinwejen vorhanden ijt, zur 
Grundlage der Abgabenpflicht gemacht iſt. Die dem itaatlichen Anipruche auf 
Zahlung entiprechende Erfüllungspflicht des Einzelnen hat hienach einen öffent 
lich-rechtlichen Charakter. Der Umſtand, daß die Befriedigung des Anſpruchs 
durch wirthſchaftliche Leiſtungen erfolgt, ändert au dieſem Charakter nichts; 
er ıft nur cine Beltätigung für die Nichtigfeit der Annahme, daß die Tilgungs: 
mittel privat und öfjentlicherechtlicher Obligationen vollfommen gleichartig jein 
fünnen ?). Abgejehen von dem ansjchlaggebenden Umstand, daß die Abgaben: 
pflicht der Ausfluß eines genofjenichaftlichen, die Subjeftionspflicht bedingenden 
Zugehörigkeitsverhältniſſes it, zeigt Tich die bejondere Natur des Verhältniſſes 
in einem weiteren Umjtande, welcher den Unterichied zu privatrechtlichen Ber: 
bindlichkeiten klar erkennen läßt. 

Wenn die Nogabenverfafiung beitimmt, unter welchen thatlächlichen Vor: 
ausjegungen die Begründung einer Steuerpflicht möglich it, jo_ift, wenn dieſe 
Vorausſetzungen eingetreten find, Doch cine konkrete Steuerjchuld für Den 
Einzelnen noch wicht entjtanden. Hierzu gehört ein weiterer Akt, die Thatſache 
eier förmlichen Deranziehung’), Widerjpricht dieje Heranziehung Dem 
materiellen Hecht, jo ift die Durch fie zur Exiſtenz gelangte Steuerpflicht erit 
dann bejeitigt, wenn ihre Außerkraftiegung auf irgend weldye Werje bewirkt 
wurde. So lange dieje legtere nicht erfolgt it, bejtcht ein vielleicht materiell 
rechtöwidriges, aber Doch formelles Necht des Staates, die gezahlten Beträge 
zu behalten und die Steuerpflicht als gegeben zu erachten. Em Recht des 
Staates, auf Zahlung zu bebarren und legtere durchzuführen, iſt ſchon unter 
allen Umftänden mit dem cimjeitigen Akte der Deranziehung gegeben. In 
feinem Staate hat die Neklamation eine Die Zahlungspflicht jujpendirende 
Wirkung. Anders im Privatrechte. Hier gelangen die Obligationen der Regel 
nach lediglich durch den Vertragsabjchlug zur GEntjtchung. Bier wird Die 


') Theorie von Wad in 9. EC. P. M. Bo. 15. 9. 
Bgl. Jettinet a. a. O. S. 61. 
) Mal. Vde 23 &, 148 pr. Oberverwaltungsgeridht. 
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weitere Thatjache einer bejonderen Aufforderung des zur Zahlung berechtigten 
Kontrahenten für die Frage der Entjtehung der Verbindlichkeit belanglos jein. 
Das Verlangen auf Befriedigung eines Rechtes ſetzt hier legteres als beitehend 
voraus. Ergeht das Verlangen zu Unrecht, jo entjteht dadurch für den in 
Anjpruch Genommenen nie eine Verbindlichkeit, noch nicht einmal eine formelle. 
Auch die aus Öffentlichen Intereſſen gejchaffene, bevorzugte Stellung des einen 
an dem Nechtsverhältniffe Betheiligten, die vorläufige Befriedigung des An- 
ipruchs zu realifiren, fehlt im Privatrechte. Hier wird Zwang erſt in der 
Form der Gewalt eines Urtheils möglich, welches den Streit beendet bat. 
Im Abgabenrecht ift die Amvendung diejes Zwanges jchon im erjten Stadium 
des noch nicht entſchiedenen Streites gegeben. Dit kraft geiehlicher Vorſchrift 
der Betrag, der reklamirt wird, gezahlt, jo iſt dieſe dem Anſpruche auf Rück— 
erftattung zu Grunde liegende Nechtslage nach dem Vorausgegangenen ohne 
Zweifel eine öffentlicherechtliche. Denn das Fundament des Anſpruchs bes 
ſteht allein in der ‚srage: Beitand eine Verbindlichkeit zur Erfüllung des An: 
Ipruchs, dejfen Vermögenswerth zurücverlangt wird nach den materiellen 
Grundſätzen des öffentlichen Rechtes oder nicht? Da die formelle Pflicht zur 
vorläufigen Entrichtung gejeglich feititeht, fann nur das materielle Recht dem 
Gemeinweſen die Befugniß zuiprechen, das Vereinnahmte auch — zu 
behalten. Für die das Recht ſprechende Behörde iſt die Aufgabe, wie Sar 
weg ') richtig bemerkt, „in Wahrheit dieſelbe, wie wenn vor der Zahlung 
die Zahlungspflicht beftritten iſt.“ 

Sonach ijt klar zu erkennen, dab das Fundament, welches dem Haupt— 
anjpruche auf Zahlung und dem Anjpruche des Einzelnen auf Nüd- 
erftattung zu Grunde liegt, ein und dasjelbe iüt?). 

Es ift daher auch die mun jeiten® des Meichsgerichts anerkannte Auf 
faſſung zu billigen, wonach es bei Beftimmung der Nechtsnatur des Anjpruchs 
auf Rüderjtattung zuläffig und erforderlich ijt, auf die Nechtsnatur der dem 
Hanptanipruche auf Zahlung zu Grunde liegenden Berbindlichteit zurückzu— 
gehen, und das Nejultat der über die Natur des Hauptanjpruchs ftattgehabten 
Unterfuchung beftimmend ift für die Natur des Anjpruchs auf Nüderftattung. 
Wenn diefe legtere Konſequenz in voller Schärfe von Seiten des Neichsgerichts 
met gezogen wird, wenn man insbejondere bei dem Anjpruche auf Rück— 
etſtattung im dem Slaggrunde zwei?) Beſtandtheile unterjcheidend bemerft: 
I) Der Klaggrund ift öffentlich-rechtlich, da der Streit die Frage be 
trifft, ob eine öffentlich-rechtliche Verpflichtung des Klägers zur Leitung be 
ftanden hat. 2) Er iſt privatsrechtlicher Natur injoweit, als von der 
Klage mit Rückſicht auf das angebliche Nichtbeftehen einer öffentlich-rechtlichen 


) Das öffentliche Recht und die Vermwaltungsrechtspflege S. 335. 

..) €s ergibt ſich hieraus eine wichtige Konſequenz binfichtlich des Verhältniſſes zwiſchen 
Legitimation und Begründung des Anſpruchs. Erſtere iſt gegeben, ſobald ohne Widerſpruch 
des Staates oder Kommune behauptet wird, die Beziehungen, welche die Vorausſetzungen 
der Abgabenpflicht enthalten, ſeien als vorhanden angenommen worden. Die Begründung 
des Anipruchs auf NRüderitattung iſt vorhanden, jobald feititebt, dab jene Beziehungen 
m der That nicht vorlagen. So qualifizirt die —— der gliedlichen Stellung und 
der Nachweis, daß letztere nicht gegeben war, das Verhältniß zu einem Streit, der ohne die 
Arage der genofjenichaftlichen Beziehung nicht denkbar it. Deßhalb ift das Verhältniß ein 
öflentlich-rechtliches. Auch für die Verneinung der für den Anſpruch mahgebenden Frage 
lommt das die Frage der Begründung des Hauptanipruchs enticheidende Hecht, das öffent 
liche Recht zur Anwendung. 

) R.:G. Reger Bd. 12 ©. 105. 
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Verpflichtung die Vorausjegungen des Anſpruchs auf Rüdzahlung 
einer aus Irrthum geleijteten Zahlung behauptet werden, jv erflärt ſich dies 
nur aus dem Bejtreben unjeres oberjten Gerichtshofes, mit jeiner früheren 
Auffaſſung nicht in Widerjpruch zu gerathen. Nach legteren gehörten bekanntlich 
Nüdforderungsanjprüche gegen den Staat als Vermögenrechtsjubjeft wegen 
Verlegung des klägeriſchen VBermögensrechtes durch eine dem objektiven Rechte 
zuwider Seitens der Staatsbehörde erfolgte Einziehung von Beträgen, Die 
angeblich jeitens des Klägers gejchuldet waren, zu den bürgerlichen Rechts: 
jtreitigfeiten '). Dieje Auffafjung, deren Konſequenz in der Unterjtellung aller 
auch der rechtskräftig entichiedenen WVerwaltungsafte unter die zivilgerichtliche 
Kontrolle beiteht, mußte zu ihrer juriltiichen Gewandung eine im ebiete der 
bürgerlichen Rechtstreitigfeiten befindliche und der Lage des Falles entjprechende 
Formel gebrauchen. Dieje analoge Formel war die privatrechtliche Rechts— 
figur der condietio indebiti oder sine causa. Da jedoch das öffentlich-recht- 
liche Fundament des Klageanſpruchs nicht zu leugnen war, mußte das Bor: 
handenjein einer den ordentlichen Rechtsweg zulajjendenden bürgerlichen Rechts— 
ſtreitigkeit inſoweit zum Ausdruck gebracht werden, als man den Anſpruch auf 
Rückzahlung einer aus Irrthum geleiſteten Zahlung für den privatrecht— 
lichen Beſtandtheil des Klagegrundes erklärte. 

Unſeres Erachtens iſt dieſe Auffaſſung, welche die vorhandene Rechts— 
unſicherheit keineswegs beſeitigt, auch nicht viel zur Klärung der Rechtsfrage 
beiträgt, jchon deßhalb unhaltbar, weil ſie einen inneren Widerſpruch in ſich 
birgt. Wie ſoll man es verſtehen, daß ein und derſelbe Anſpruch ſich in 
den Gebieten zweier gänzlich verſchiedenartiger Rechte bewegt ??) 

Der Anjpruch hat eine zweifache Natur, wenn man jein Fundament 
in öffentlich-rechtliche und privatsrechtliche Elemente zerlegt. Dann iſt, um em 
Bild zu gebrauchen, lediglich von dem Maße der Einwirkung, welches die ver: 
ichiedenartig gefärbten Baufteine des gemijchten Wechtsgebildes auf den beob- 
achtenden Richter ausüben, die Entjcheidung abhängig, welches Clement in der 
Miſchung ſchließlich die Oberhand behalten und hiernach dem compositum 
mixtum ſein „Gepräge“ aufgedrückt hat?). Es iſt klar, daß dann einfach das 
ſubjektive Gefühl des Richters ſich für eine Farbe der zweifach kolorirten 
Rechtszeichnuug entſcheidet. Abgeſehen hiervon iſt es nun überhaupt nicht 
als zuläſſig zu betrachten, im Fragefalle das Vorhandenſein privatrecht- 
licher Elemente im Klagegrunde anzuerfennen. Es hat das Neichsgericht 
jelbjt in einer ganz fonjtanten Praxis den richtigen Sag zum Dogma erhoben, 
daß der Klagegrund eines Anjpruchs durch die objeftwe Bejchaffenheit 
de3 legteren und nicht durch die einjeitige Parteibehauptung des Klägers be 
jtimmt werde‘). Es fünnen hiernach nur diejenigen privatrechtlichen Rechts— 
jäge umd bürgerlichen Nechtsinftitute in Betracht fommen, die in der That nad) 
richterlicher seititellung geeignet find, als Faktoren bei Bildung des Klage— 





N N-G. in Bd. 11 ©. 67. 

”) Tiefe Ericheinung ift u. E. nur bei präjudiziellen Vorlagen, die bier gar nicht in 
Frage fommen, als zuläſſig zu erachten. 

) Mit publiziftiichem „epräge“ operirtt Wach o. a. O. 5. 108, indem er Die recht- 
liche Farbe des Anipruchs auf \ Yeiftung auch demjenigen auf Nüdleiftung gibt. In preuß. 
Oberverwaltungsgericht B. 23. S. 148 it der Erſtattungsanſpruch der „Hauptſache“ nach 
öffentlich-rechtlicher Natur „und drudt auch den dabei etwa in Betracht, fommenden privat: 
rehtlichen Verhältnilien das publiziitifche Gepräge auf“. 

9 un „den | 23 in Gaupp a, o. ©. S. 16 zitirten Entiheidungen vgl. insbe⸗ 
jondere Bd. . 164 X 221, XXV S. 330. 
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grumdes zu fungiren. Da nun Klagegrund weiter nichts it, als die zur Bes 
gründung des klägeriſchen Anfpruchs geeignete Verbindung eines Rechtſatzes 
mit den thatjächlichen Verhältnifjen, jo fommt nur der Rechtsſatz als klage— 
grundbildender Faktor in Betracht, von dem nicht nur behauptet, jondern aud) 
erwielen ift, daß er mit der thatjächlichen Lage des Falles verbunden werden 
oder doch an legtere angefnüpft, angepaßt werden fann. Dieje Fähigkeit 
zur Eingehung einer ſolchen Verbindung iſt aber bei jämmtlichen 
m Fragefalle zur rechtlichen Gewandung des Anſpruchs von einem Theile 
a Praxis herangezogenen privatrechtlichen NRechtsjägen nicht mach 
weisbar. 

Es joll dieje Behauptung einzeln für die in Betracht fommenden Rechts- 
füge nachgewiejen werden. Und zwar joll die gerade zunächjt liegende Rechts- 
figur der condietio indebiti zulegt behandelt werden, da hier eine eingehende 
Motivierung erforderlich ift. 


8 2. Privatrechtlicge Belandtheile des Klagegrundes ? 


Man hat zumächit die mit der Komdiktionslehre in innerem Zuſammen— 
bang jtehende negotiorum gestio herangezogen, um den Anjpruch auf 
Rüdleiftung einer für den Kläger nicht geichuldeten, jedoch einem Anderen 
obliegenden Abgabe gegen diejen Tegteren in Wahrheit zur Entrichtung ver- 
pflichtet SGewejenen und deihalb nun auf Erjtattung Belangten zu begründen.') 

Nehmen wir an, es jet durch eine materiell rechtswidrige Heranziehung 
A mit einer Abgabenjchuld belajtet worden, deren Entrichtung in Wahr: 
heit B oblag. Da gegen B eine Veranlagung oder Heranziehung nicht erfolgte, 
beitand für ihm eine Abgabenjchuld überhaupt nicht. A zahlt die Schuld, 
fieht aber jpäter ein, daß B der wahre Abgabenjchuldner war. Kann hier der 
Eritattungsanfpruch des A gegen B auf „Geichäftstührung“ begründet jein ? 
Zunächſt hat doch A geglaubt, er führe jeine eigenen Gejchäfte, als er zahlte. 
Er dachte nicht daran, einen Anderen ducch die Zahlung zu verpflichten, 
da er eine Schuld für jeine Perſon für begründet bielt. Aber nicht nur 
der Glaube, daß eigene Gejchäftsführung vorlag, jondern die Thatjache 
der eigenen Gejchäftsrührung jelbft liegt vor. Denn für B bejtand, wie 
Ihon erwähnt, eine Abgabenjchuld überhaupt nicht, jondern lediglich die Mög— 
lihfeit der Begründung einer jolchen, wenn richtig verfahren worden wäre. 
Da A eine Auherkraftiegung feiner Heranziehung nicht bewirkte, bejtand allein 
für den A die Steuerjchuld zu Recht. Durch ihre Tilgung hat A nur 
ſeine Schuld bezahlt.) Es dürfte ohne Weiteres einleuchten, dat die Paſſivität 
des eine materiell nicht zu Necht bejtehende Abgabeichuld Zahlenden formelles 
Recht gegen den Zahlenden in der Art jchafft, daß die Frage der Begründung 
der Abgabenichuld rechtskräftig zu Guniten der Behörde und zu Unguniten 
des Zahlenden erledigt it. Aber auch Dritten gegemüber wirft die Rechts: 
kraft des formellen Nechtes. Es kann die Frage, ob der ftaatliche Haupt- 
anſpruch auf Zahlung einen anderen Schuldner habe, mangels bejonderer 
Regelung der pofitiven Gejegebung?) auch nicht mehr gegen den in Wahrheit 
Verpflichteten geprüft werden. Wenn auch fraft bejonderer Negelung die 
Behörde ein verjährbares Recht der Nachjorderung gegen den verjehentlich 


!, Tezner a. a. O. ©. 533, pr. Oberv. G. Bd. 18 S. 169, ©. 172. 
* Dies führt icharf aus pr. O. V. ©. Bo. 23 ©. 148. 
°, Dies ift 3. B. in Preußen der Fall. 

Anualen Des Deutſchen Reicht. 15%. 


gr 


66 W. Gläffing: Das Recht der Rüdforderung 


Uebergangenen bat, jo hat doc) der materiell zu Muredit Zahlende ein Rechts: 
mittel gegen Lebteren nicht. Denn in dem perjönlichen 2 Verhältnifie der beiden 
zulegt genannten Berjonen fann B, gegen den eine Heranziehung nicht erfolgte, 
jich zwar nicht auf die Nechtskraft des Berhältuifies zwiichen A und dem 
Staat berufen. Eine Entjiheidung Liegt nicht vor umd ein Streit lag 
nicht vor. Wäre es aber zuläjiig, die Säge von der Rechtskraft einer Ent: 
jcheidung auf den Fall der Nechtsfraft eines Verhältniſſes auszudehnen, jo 
würde, da das Urtheil nur für und gegen die Prozeßparteien wirft, die Rechts— 
beziehung zwijchen A und der Behörde nur für und gegen diejelben wirkſam 
jein. ZTrogdem bleiben die Wirfungen der Nechtskraft des Verhältniſſes 
zwiichen A und der Behörde derart bejtchen, daß ſich auch B auf diejelben 
berufen fann. Und zwar wird diefe Berufung damit begründet, daß nad) dem 
im Öffentlichen Nechte anerfannten Grundjage des dem Einzelnen hinjichtlich 
der Richtigkeit behördlicher Akte verliehenen BPrüfungsrechts es nicht zuläſſig 
ericheint, durch angebliche Zahlung einer Nichtichuld dem B jein Neklamatjons- 
recht zu nehmen. Die Nechtsftellung des legteren der Behörde gegenüber darf 
nicht ın Folge der Paſſivität des A verjchlechtert werden. Auf die Frage, ob 
B mit Erfolg dag Neclamationsrecht aus irgend einem Grunde ausüben 
fonnte, fommt es nicht an. Es genügt, dab das dem Einzelnen an jich zu: 
itehende Necht der Reklamation nicht mehr gegeben war nad) Lage des Falles. 
Selbjt dann, wenn nach den öffentlicherechtlichen Grundjägen über die Be— 
gründung einer Abgabenichuld nicht eriwiejen wäre, daß A durch die Zahlung 
nur jeine eigenen Gejchäfte führte, wenn man der materiellen Nectsfrage 
den Vorzug geben wollte vor dem formellen Standpunkte, müßte man doch 
fragen: Wenn A die Gejchäfte des B durch die Zahlung führte, wo bleibt 
das weitere Erforderniß der Notbwendigfeit oder Nüßlichfeit der Ge- 
ihärtsführung? Die durch die Paſſivität des A bewirkte BVerjchlechteruug 
der Rechtsjtellung des B macht den Nachweis jeder von den beiden erforder: 
lichen Eigenjchaften der Gejchäftsführung nicht möglich. Sonad) kann das 
privatrechtliche Imftitut der Gejchäftsführung deßhalb nicht zur Begründung 
des Erſtattungsanſpruchs dienen, weil die rechtlichen Bejtandtheile desjelben 
nicht angepaßt werden fünnen an die bejondere Lage des öffentlich-rechtlichen 
alles. Auch die Annahme eines Mandates jcheint, wie jorort erjichtlich, 
nicht mit dem Falle verbunden werden zu können. Ein Vollmachtsauftrag 
liegt nicht vor; die an jich bedenkliche Annahme eines „ſtillſchweigenden Auf— 
trages” darf gerade im öffentlichen Nechte als ausgejchlojjen betrachtet werden ; 
hier werden die Nechtszuftändigfeiten von dem Betheiligten in eigener Berjon 
gewahrt. Zudem ift es Elar, daß zwei Gründe bejonders die Annahme eines 
Mandates abweijen. Einmal der ſchon erwähnte Umſtand, wonach derjenige, 
welcher durch Befolgung einer Anforderung jeine eigenen Geichäfte führt, fremde 
Rechtsangelegenheit überhaupt nicht bejorgt. Sodann gilt der Sat des Manz 
dates Pr. L. 1. Theil 16. Titel $ 43: „Wer die Schuld eines Anderen mit 
oder ohne Auftrag bezahlt, befreit denjelben von jeiner Berbindlichfeit” im 
öffentlichen Rechte nicht. Denn trog der Zahlung des A wird B von jeiner 
Schuld nicht befreit. Der Behörde gegenüber bejteht das wahre Schuldver- 
hältniß fort, der wahre Schuldner ift nıcht befreit, das behördliche Necht der 
—————— gegen B bringt die noch vorhandene Schuld des letzteren zur 
Öeltung. 

Es bedarf feiner weiteren Ausführung, daß diejer legtere Geſichtspunkt 
ohne Weiteres die Annahme einer nüglichen Verwendung und ungerechtfertigten 
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Bereicherung lettere im Sinne einer condietio sine causa bejeitigt. Solange 
eine Steuerpflicht des B, die auf dem Wege der Neklamation jeitens des A 
hätte zu Tag treten fünnen, überhaupt nicht beitand, tt die Zahlung des A 
nicht zu Nuben des B erfolgt Cine Bereicherung liegt nicht vor, weil Die 
Eriparung einer Ausgabe, hier der Schuß des B gegen die fünjtige Konfti: 
twierung jeiner Steuerichuld gar nicht erfolgt ijt durch die Zahlung des A, 
da dic Behörde ein Nacherhebungsrecht hat. Wenn man das legtere berück— 
ſichtigt, dann jcheint es auch micht zuläffig, die Klage „ihrem  schlichlichen 
Grunde nach auf Billigkeit, insbefondere auf dem jchon im römischen Rechte 
gültigen Grundiage, dab Niemand aus des Anderen Schaden Vor: 
thbeil ziehen dürfe“ beruhen zu laſſen.) Die Deranziehung eines der: 
artigen Sages cericheint angelichtd des Umftandes, daß dasſelbe Gericht die 
Bereicherung des B verneint, weil der fteuerberechtigte Verband den anfänglich 
Uebergegangenen noch nachträglich heranziehen könne, in hohem Maße infonje- 
quent. Es iſt far, daß zwar A in Folge jeiner Paſſivität ſich geichädigt hat, 
für B jedoch bei dem Weiterbeitehen des wahren Schuldverhältniſſes ein 
„Bortheit” nicht erwachjen iſt. Zudem iſt es beute fait allgemein anerfannt, 
daß jener Billigfeitsiag auf einem Mißverſtändniß der früheren gemeinredt: 
lichen Theorie und Praris beruht.?) Es fanı im der That Jeder aus dem 
Schaden eines Anderen VBortheil ziehen, jo lange er ich nur nicht mit dem 
Geſetze im Wideripruch bringt. Die Ihatiache der Bereicherung an ſich begründet 
feinen Anſpruch auf Rüderjtattung, jondern nur die der Bereicherung, welche 
zu Unrecht erfolgt iſt. Hienach dürften die jämmtlichen hier angeführten 
privatrechtlichen Momente nicht die nachweisbare Fähigkeit zur Verbindung 
mt der bejonderen thatjächlichen Yage des Falles bejigen. Soferne überhaupt 
die pofitive Geſetzgebung den Ausgang von „Streitigfeiten, welche über die 
Bertheilung der aus dem Bejteuerungsrechte fliegenden Abgaben unter den 
Kontribuenten“?) vorlicht, wird Die J——— und Beurtheilung des Er— 
ſtattungsauſpruchs zunächſt von der poſitiven Regelung des Geſetzes“) und 
mangels eines ſolchen ohne Zuhilfenahme privatrechtlicher Momente zu ver: 
juchen jein. Eine der Billigkeit und Konjequenz entiprechende Negelung würde 
de Eritattungsfühtgfeit des Schadens dann ausſchließen müjjen, wenn derjelbe 
auf dem eignen Durch pajjives Verhalten des Zublenden veranlaften Ver— 
hulden des Gejchädigten beruht und andererfeits der jteuerberechtigte Verband 
von jeinem Nacherhebungsrechte gegen den wahren zunächſt übergegangenen 
Schuldner Gebrauch gemacht hat. Iſt Verjährung dieſes Nacherhebungsrechtes 
üngetreten, dann Tollte das Verjehen, deſſen Folgen gegen den Staat beftchen 
müffen, in der Weiſe reparaturfäbig fein, dal; der Einzelne materiell zu Unrecht 
berangezogene auf dem Wege des Civilprozeſſes ein Klagerecht gegen den 
lebergangenen erhält. Es müßte dieſem Prozeife jedoch, damit das Prüfungs: 
decht des B gegenüber der Gejeglichfeit behördlicher Akte gewahrt bleibt, ein 
Vorverfahren vorausgehen, in welchem auf Anrufen des A die Behörde jelbit 
nad Ablauf der Neklamationsfriit für A im der Weije thätig wird, daß fie 
dem B nachweift die Gejeglichkeit des Verfahrens am jich und die Ihatjache 


: Dies ift die Begründung des Fritattungsaniprucdhs in pr. Oberv.-&, Bd. XXI, 


"Bol. Motive zum Entwurf Bd. II S. 829, 

” 2. ®r. Landredt. 2. Theil, Titel 14, $ 9. 

Im preuß. Recht find es die Kegeln „einer ohne ausdrüdlichen Vertrag entitandenen 
inichaft”. Ib. 1 Fit. 17 Abſchnitt 1. 
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des im Verhältniſſe ſowohl des A zu ihr!) als auch in der Rechtsſtellung 
zwijchen ihr und B?) nicht mehr reparaturfähigen Verſehens. 

E3 iſt bei der Ausführung unſeres Vorjchlages die Konjequenz, daß der 
Staat zwei Steuerjchuldner hat und den doppelten Betrag der Schuld bei 
Realifierung der Nacherhebung behält, eher zu ertragen, als Die Folge, welche 
bei anderweiter Negelung bejteht: Geſtattung des Sllagerechtes einem Ge— 
jchädigten, welcher durch eigenes Verſchulden, die an fich gegebene Mög: 
lichfeit zur Abwendung des Schadens nicht bemußte und Doppelte Zahlungs- 
pflicht desjenigen, deſſen anfängliche Nichtheranziehung auf einem Verſchulden 
der Behörde beruht! 

Was nun die Rechtsfigur der privatrechtlichen condictio indebiti anlangt, 
jo fann dieſe in dem Verhältniſſe jtreitender Kontribuenten untereinander 
überhaupt nicht in Betracht fommen, weil der Beklagte B nur auf Eritattung 
einer an einen Anderen, an die Behörde, gezahlten Summe belangt wird. 
Die condietio indebiti jest aber Identität des Echuldners und 
BZahlungsempfängers voraus.?) 

Es wird ſich fragen: Kann die Nechtsfigur in dem Verhältniſſe des 
Zahlenden zur Behörde Pla greifen als Klagegrund*) oder doch als Beſtand— 
theil?) desielben? Wir verneinen auch dieje Frage aus folgenden Gründen: 

Die einfeitige Vollziehbarfeitserflärung einer öffentlichen Abgabe hat die 
Wirfung eines nach vorausgegangenem Rechtsitreite erlafjenen und rechtskräftig 
gewordenen Erfenntniffes, da nunmehr die Zahlung erzwungen werden fann. 
Iſt im Folge dieſer privilegirten Barteiitellung des Staates eine Zahlung 
zwangswetje realijirt worden oder it lehtere erfolgt, um der Bei— 
treibung zu entgehen, jo fann jelbjtveritändfich diefer Zahlung der ihr 
im Givilrecht beigelegte Charakter einer Anerfennung der öffentlich-recht— 
lichen Forderung nicht beigelegt werden. Gerade dieje Anerkennung it aber, 
wie nicht beftritten ift, im Eivilrccht von Einfluß bei Beitimmung der Be— 
werslaft geweſen. Daher dürfte der Grund, aus dem die herrichende Anjicht 
dem Kläger den Beweis der Nichteriftenz der vermeinten Schuld aufbürdet, 
für die Mehrzahl der Fälle auf dem Gebiete des öffentlichen Nechtes 
nicht anzuerkennen jein, zumal auf le&terem von einer Reception der beitrittenen, 
zum Theil völlig in der Luft jtebenden Lehren über die Beweislaft nicht wohl 
Die Nede jein fan. Die auf Aufklärung gerichtete Offizialthätigfeit des Vor— 
figenden wird gerade im öffentlichen Recht bei Streitjachen Debatten und Ent: 
jcherdung über die frage der Beweisfajt unnöthig machen. Liegt in der Zahl- 
ung feine Anerkennung, jo habe ich durch die Zahlung nicht auf den Einwand 
der Verjährung verzichtet; es muß daher legtere al$ Grund der Nüdfor- 
dDerumg der Zahlung anerfannt werden.®) 


Ta die Reflamationsfriit veritrichen iſt. 

63 it Verjährung eingetreten. 
Sehr oft wird Dies Fundamentalerforderniß überſehen. Vgl. Rebbein, Entſch. 
Preuß. Obertribunals Bd. 3 S. 79, Archiv für öffentliches Recht Bd. 9 S. 556 und die 
dort angeführten Entſcheidungen. 

Die Entſcheidung in S. A. Bd. 11 S. 130 pa 95 macht den Anſpruch gänzlich 
zu einem privatredhtliden. 

> Als „gemischt“ gilt feine Natur in Neger Bo. 12 S. 104. 

Berjährte, irrthümlich gezablte Abgaben find nach dem preuß. Geſeß vom 

Mat 1861 kondizivbar. — Man muß beachten, daß in der erzwungenen Zahlung 
— verjährien Abgabe nicht die „Tilgung einer obligatio naturalis“ liegt. Tas 
Givilrecht ſetzt bei der solutio einer obligatio naturalis einen freien Willensaft 
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Auch die Auffafjung von der condietio als einer „Bereiherungs- 
flage* kann im öffentlichen Nechte nicht gebilligt werden. Nach diejer An— 
-jiht geht die condietio nur auf den Betrag der zur Zeit der Litiscontejtation 
noch etwa vorhandenen Bereicherung‘) Späterer Wegfall derjelben bejeitigt 
den Anſpruch auf NRüderjtattung, ‚mag nun der Grund des Wegjalld in einem 
Zufalle oder gar m einem vorjäßlichen oder tahrläjjigen Handeln 
oder jonftigen Gebahren des Empfängers liegen. Dies gilt auch dann, wenn 
es jih um eine Quantität vertretbarer Sachen aljo 5. B. um die 
Zurüdzahlung einer irrig getilgten Geldſchuld handelt. „Es fehlt an 
Gründen“, jagen die Motive zu dem Entwurfe eines bürgerlichen Gejegbuchs 
j. d. d. R., diejen Fall anders zu beurtheilen, als den Fall der Leiftung ans 
derer Sadıen“. Soll nun im Gebiete des öffentlichen N echtes jeder Anjpruch 
ausgeichloffen jein, wenn 3. B. das Gemeinweſen, wie in der Negel jofort 
über die zu Unrecht eingezogenen Abgabengelder verfügt? Und zwar indirekt 
zu Gunſten der Mbgabepflichtigen, indem durch Zahlung von Schulden die 
Erhebung einer weiteren Umlage erijpart wurde??) Soll etwa die Bereicherung 
erit dann als vorhanden angenommen werden, wenn der Nachweis erbracht iſt, 
dag Diejelbe in dem vorhandenen Aftivreft des Haushaltes ftedt? Ohne 
Zweifel ijt die Privatrechtötheorie gar nicht in der Lage, auch nicht auf dem 
Wege der Analogie, Fragen, Die ipeziellen Vorgängen des öffentlichen Rechts 
entnommen find, in erichöpfender Weiſe zu beantworten. Unſeres Erachtens 
fann es einem begründeten Bedenfen nicht unterliegen, daß obige Fragen für 
das Öffentliche Necht zu verneinen find. Mean braucht noch nicht am den 
Sag von Glüd (vgl. S. 56, Anmerkung 1) zu denfen, daß die condictio 
die Natur einer Darlehnsflage habe. Hiernach ift die Forderung, daß Die 
Grundjäge des Darlehns über Zinslofigfeit und Reſtitution einer gleichen 
Tuantität vertretbarer Sachen hier anwendbar find, vielleicht zu 


des Jablenden voraus; es iſt in das Belieben des Einzelnen geitellt, eine klagloſe Obli— 
ation durch Befriedigung anzuerfennen. Aber es fehlt nicht nur der freie Wille des 
J—— — es kann auch vom Standpunkt des Zahlungsempfängers aus 
die obligatio naturalis fehlen. Nach dem Rechte einer Anzabl öffentlich rechtlicher 
Gelege it durch den Ablauf der Verjährung dem Erhebungsbeamten jedes Recht ge 
nommen, an die Exiſtenz der Forderung zu erinnern und mit einer etwaigen Rechtsuntenntiih 
des Steuerzablers zu rechnen. Der Beamte wirde eine Prlichtwidrigkeit begeben, würde er 
veriuchen, etwaige Verſehen wieder gut zu machen, indem er feinerfeits den Eintritt der 
Verjährung nicht beachtete. Man braucht noch nicht an den gänzlihen Wegfall der 
Forderung zu denten, ſchon der Mangel einer perjönlichen Legitimation raubt der obli- 
gatio ibr Sub jeft. — Vgl. für Bayern: die Finanzverjährung „zeritört das Forderungs · 
recht jelbit, ſie erzeugt nicht blos eine Einrede.“ Seydel, bayer. Staatsredht BD. 4 ©. 6. 
=. oben S. 53 und insbelondere die Ausführungen von Mandry, ferner Van— 
geroms Pandekten, $ 625; Seufferts prakt. Pand.-Recht, 3 436; Errleben über die condietio 
indeb, ©. 184, 205; Blätter für Rechtsanwendung in Bayern Bd. 17, ©. 53. Das 
bapr. Landrecht nähert fih der anderen Auffaflung, wonach der ganze Letrag * uns 
mittelbaren Bereicherung kondizirt werden kann. Vgl. Reger Bd. 10, 341 
Hiernach läge eine Bereicherung zu Gunſten —— Betionen, der im- 
lagepflihtigen vor. Dies berüdjichtigt in der That die Entichliehung der tal. Regierung 
von Oberbavern vom 22, Oftober 1886, mitgetheilt in Neger Bd. 9, 146 ff. und S. 149. 
— Der Entwurf eines bürgerl. Gefehbuch⸗ für das deutſche Neich feitt im Gegeniaße 
sum preuß. Yandredtel, 16, 5 193 (Ecciusa. a. O. X. 82), zum Code civil 
Art. 1378 ff., dem heii. —— Art. 654 und bayr. Entwurf Art. 915, welche 
den Empfänger einer Uuantität vertretbarer Saden zur Reititution einer gleichen 
Cnantität verbinden, das Prinzip des Wegfalls des Anipruhs auf. — Val. Motive 
8. 2, ©. 837. Auch die Verbindlichkeit zur Werthvergütung entfällt, fobald die Be- 
teiherung ;. 3. der Litisconteitation nicht mehr vorhanden iſt. $ 739, Abf. 2 des Entwurfs. 
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dürftig motivirt. Behält man im Auge, daß auch die condietio nur einen 

bejtimmten Nechtsjall aus dem Obligationenrecht darjtellt und begrifflic) 
zu leßterem gehört, jo it nicht abzujchen, warum nicht die allgemeinen 
Rechtsjäte über die Obligationen Anwendung erleiden jollen. Dieje 
aber jtatuiren eine Berbindlichfert zum Schadenserjaß unabhängig von dem 
Nachweije einer noch etwa vorhandenen Bereicherung. Insbeſondere gilt dies 
dann, wenn der Empfänger einer Leiſtung ſich vortälich oder fahrläjfig außer 

Stand gejegt hat, jeiner rechtlich begründeten Verpflichtung zur Reſtitution 
des Geleifteten nachzufommen. Der Entwurf, welcher das Princip der Be 
veicherung recipirt hat, muhte ohne Frage den fonjequenten, oben ©. 53 an- 
geführten Sag Windjcheids von dem Wegfall der condictio jich zu eigen 
machen. Aber nicht immer jtimmen die Buchitaben eines an Jich durchdachten 
und folgerichtigen Gejeges mit dem Nechtsgefühle überein. Und nicht jelten 
ind die ‚Fälle, in denen das Nechtsgefühl fiegreich aus diejer Divergenz hervor: 
geht. Auch hier jcheint das Rechtsgefühl die Judifatur des öffentlichen Rechtes 
veranlagt zu haben, den alten, bequemen Pfad zu verlaſſen und die letzte 
Conſequenz aus einer an ſich recipirten privatrechtlichen Lehre 
nicht zu ziehen. Hat doch die gejfammte, in Betracht fommende Judifatur 
entgegen der Windicheid’schen Idee den Say des PVermögensrechtes: »Genus 
perire non censetur« anerfannt und hiernach auch dann eine Zahlungsver: 
bindlichfeit de3 Empfängers angenommen, wenn aus rein zufälligen Umjtänden 
die Bereicherung längjt vorher bejeitigt jein fonnte. Man hat allgemein die 
Frage nach dem Vorhandenjein der Bereicherung 3. 3. der Klageerbebung 
nicht ausdrüdlich zur VBorausjegung der Verbindlichkeit zur Werth— 
vergäütu ng gemadt.') Beſteht aber hiernach der Anſpruch unabhängig von 
der Frage der Bereicherung, jo erübrigt in dem Falle, daß der auf Heraus— 
gabe einer sine causa effeftuirten Genusjchuld belangten Gemeinde feine 
paraten Dedungsmittel zur Verfügung jteben, nur die Einjtell- 
ung der betreffenden Summe in den Boranjchlag. Dem Kondiftions- 
anjpruche jelbjt it jeine Grundlage noch nicht entzogen. Auch ſelbſt dann ift 
die Frage nach feiner Erijtenz zu bejahen, wenn 3. 3. jeiner Rechtshängigfeit 
bereits der Abjchluß einer Budgetperiode vorliegt und jich bei dem Sieg des 
Kondizenten die Nothiwendigfeit der Umlegung eines anderen Maßjtabes bei 
Bertheilung der in Frage jtehenden Lajten ergeben fönnte. Dieje Erwägung 
kaun den Geſetzgeber nur an die Zwecdmäßigfeit einer noch nicht überall durch: 
gerührten Aufgabe erinnern: an die Einführung öffentlich-rechtlicher Verjährungs- 
friſten. Kommt es nach den Grundſätzen über die obligatio einer Genusſchuld 
auf den unter Umständen nicht leichten und fojtipieligen Beweis der Bereicherung 
3. 3. der Klageerhebung nicht an, jo fönnen wir der Zudifatur nur beipflichten, 
dat bei der Rückforderung eines Nichtumlagepflichtigen die Gemeinde jich aud) 
„nicht auf eine Bereicherung des Umlagepflichtigen hinausreden darf“,?) zumal 
in dem umgefehrten Falle der gegen einen übergegangenen Umlagepflichtigen 
gerichteten Nachforderung diejer nicht mit der Einrede gehört werden fann, die 


') Eine Ausnahme von diejer Regel bildet die Entſcheidung des bayer. V.G.H. vom 
13. Runanber 1888 in Reger Bd. 10, &. 341. Hier wird die Frage nad dem Vor— 
handenſein der Bereicherung eingehend erörtert. 

”, So die richtige und reformirende Anke des Plenums des bayer. PVer.-Ger.- 
Hofs vom 13. November 1888 in Neger Bd. 10, ©. 341. Tiefe Entiheidung prüft 
übrigens fämmtlihe privatredtliche Erfordernifie der condietio indebiti fir den ger 
gebenen Thatbeſtand. 
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Gemeinde ſei nicht zu Schaden gekommen, fie habe ja ihren Bedarf durch die 
Umlage bei den übrigen Pflichtigen erhoben. 

Endlich iſt nicht zu verfennen, dab die namentlich von Savigny!) vers 
tretene Auffaſſung der condietio, die das Hauptgewicht auf den Irrthum 
legt, im Gebiete des Öffentlichen Rechtes nicht anerfannt werden kann. Die 
herrichende Lehre, nach welcher der Richter vor einem non liquet jteht, wenn 
zwar der Beweis von der Nichterijtenz der Verbindlichkeit, deren Beitehen ans 
genommen wurde, erbracht ift, nicht aber der bejundere Nachweis eines 
Irrthums, kann für das öffentliche Necht feine Geltung beanipruchen. 

Wer möchte im Ernite annehmen, daß im Gebiete des Öffentlichen Abgaben: 
rechtes und der durch die joziale Geſetzgebung gewährleijteten Verſorgungs— 
anjprüche der hilfsbedürftigen Bevölkerung der Sat gelte: 

»Donari videtur, quod nullo jure cogente conceditur?«?) Wer be 
baupten wollte, der, welcher einer erjt jpäter als irrig erkannten Anforderung 
von Abgaben und Beiträgen durch Zahlung nachfam, fünne auch animo don- 
andı gehandelt haben, würde nicht verftanden werden. Sofern wicht eine 
ausdrüdliche Willenserklärung vorliegt, darf die im Givilrecht Geltung 
beanjpruchende Annahme hier als ausgeſchloſſen gelten.’) 

Es fann daher nicht gebilligt werden, wenn wir tm unjerer Judikatur 
öffentlich:rechtlicher Rüdforderungsaniprüche längeren Erörterungen darüber be— 
gegnen, ob die jubjeftive VBoransjegung des Nücdjorderungsanipruchs, das Vor: 
handenjein eines Irrthums auf Seiten des Kondizenten nachgewiejen jei. So 
ftellt 3. B. die die Enticheidung des Plenums des bayerijchen Verwaltungs: 
gerichtshofes vom 13. November 1888 für einen Fall, in dem auf Seite 344 
des Bd. 10, Neger feitgeftellt it, dab Kläger gegen den erhobenen Haupt: 
anipruch der Gemeinde auf Zahlung veflamirt hatte, an die Spitze ihrer 
Ausführungen den Grundjag, dab die Lehren von der condictio indebiti ans 
wendbar zu erachten jeien für den all, daß auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechtes „die Rückforderung deſſen, was ohne Verpflichtung geleiſtet wurde, als 
zuläſſig“ erachtet werde. Nach einer weiteren Erörterung darüber, daß nur 
der Nachweis der nach dem anwendbaren Landesrecht beſtimmten Qualität 
des Irrthums das Rückforderungsrecht begründe, wird das Vorhandenjein des 
Irrthums jelbft deßhalb geleugnet, weil Kläger nicht die verwaltung 
rehtliche Geltendmachung feines Anipruchs, auf die er früher verwielen war, 
durchgeführt, jondern jich auf Reklamationen bejchräntt hat. Das Leugnen 
des Irrthums mit diefer Motivirung ericheint jehr bedenklich. Auch die bloße 
Reklamation it Doch zweifellos der Ausdrud des Willens, das man die An- 
torderung nicht für begründet hält. Jede Art der Vertheidigung gegenüber 
behördlichen Akten bekundet deutlich Die Auffaſſung des Subjizirten über die 
Frage der Begründung ſeiner Zahlungspflicht. Hat der Kondizent die Auf 
wendung weiterer Koſten geichent, dann iſt angejichts des vorherigen 
Broteftes die Amahme, er babe ſchließlich dem behördlichen Akt zuge 


=. oben ©. 49. 

1 82 deR.1 Bähr, die Anerkennung S. 75. 
* Bal Wielandt, Rechtsſprechung des bad. Verwaltungs-Gerichtshofes S. 112, 
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Insbeſondere ift die Annahme, welche auf dem Gebiete des bürgerliden Rechtes 
der Küdforderung einer nicht aus Irrthum geleifteten Keplung entgegenitebt, dab Der 
Zahlende babe ichenten oder ſich jonit freiwillig habe verpflichten wollen, aus dem Gebiete 
des Öffentlichen Rechtes ausgeidhlofien“. 
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jtimmt, er habe von der Begründung des letzteren überzeugt weitere 
Schritte umterlaffen und deghalb ohne Irrthum jeimerjeits gezahlt, un: 
haltbar. Dieje gewagte Konſequenz hat man in der That unter Berufung 
auf 2. 35 ©. 12,6: Qui ob rem non defensam solvit, quamvis postea 
defendere paratus est. non repetet. quod solverit, gezogen. Intereijant 
dürfte auch die Ausdehnung des Irrthumsnachweiſes in dem Falle jein, in 
dem nad) der bejonderen Lage die als Kläger auftretenden Kondizenten, über: 
haupt nicht als Zahlende in der Nechtsfigur der condietio indebiti in Be 
tracht fommen. Schon in Rehbein, Entjcheidungen des vormaligen Ober: 
tribunal® III. Band ©. 79 iſt fonftatirt, daß ein Fall von der Praxis als 
eondietio indebiti behandelt wurde, indem noch nicht einmal eine Zahlung 
des Komdizenten vorlag, In der Enticheidung Gr. Landgerichts Lübeck vom 
7. Februar 1892 in Sachen Köſter gegen die Steuerbebörde Lübeck iſt für die 
grade des Irrthumsnachweiſes ein Fall behandelt, in dem das Verhalten des 
eitamentsvollitreders, welcher die von den Erben des Verjtorbenen nun fons 
dizirte Steuer aus dem Nachlafje gezahlt hatte, als mahgebend für die fon- 
dizirenden Erben angejehen wurde. Weil der Teftamentsvollitreder die Zahlung, 
welche die Rückforderung begründen joll, ohne Proteſt gemacht habe, wurde 
das Nüdforderungsrecht verjagt. Und dies mit einer Begründung, welche 
binfichtlich der condictio indebiti wie sine causa das Schwergewicht auf die 
Willensrichtung des Zahlenden, auf die Frage nach dem Nachweiſe 
eines Irrthums legt. Der Tejtamentsvollitreder habe, nachdem eine Be 
jchwerde über den Steuerfag von 1891 verworfen worden, den Steuerzettel 
von 1892 bezahlt. Er habe daher nicht nach dem verwerfenden Beicheide bei 
jeiner Ueberzeugung von der Steuerjreiheit der Kondizenten verharrt. Wäre 
er hiernach durch den Bejcheid eines Beljeren belehrt, jo habe er die Steuer: 
pfliht anerfannt. Zweifelt er aber noch, jo läge der all vor, von welchem 
die Motive zum Entwurfe eines bürgerlichen Gejegbuches Bd. II ©. 334 
jagten: it in der erfennbaren Abjicht geleistet, daß es bei der Leiftung 
verbleiben jolle, auch wenn die Verbindlichkeit nicht beitehe, jo Fann wegen des 
eventuellen Berzichts auf den Erjtattungsanjpruch nicht fondizivt werden“. 
Ein Irrthum zur Zeit der Zahlung ſei nicht erſichtlich. Für eine 
condictio sine causa werde zwar nicht erfordert, daß unter Broteit 
gezahlt jei oder mit Vorbehalt, wohl aber, daß nicht freiwillig, alſo 
nicht mit dem Willen, eine Forderung zu tilgen, man gezahlt habe. Die Ab: 
jicht, eine Forderung zu erfüllen, liege nicht vor, wenn man gezwungen oder 
vor drohender Vollſtreckung zurüchveichend, zahlte, was in der Negel durch 
eine Zahlung unter Protett ausreichend bewiejen werde. Die vorbehaltloje 
Zahlung erfolge dagegen in der Abjicht, eine Forderung zu tilgen. Das ſei 
gewiß, „da ihr feine andere Beitimmung von dem Zahlenden gegeben wurde“. 
Es iſt unjerer Anficht nach ein nicht lösbarer Widerjpruch, wenn man 
hinjichtlich eines und desjelben Anjpruchs erklärt, eS jei „ein Irrthum nicht 
erjichtlich”, andererjeits jagt, die Zahlung habe feine andere Beitimmung. 
al3 eine Forderung zu tilgen. Wenn leßtere in der That nicht beitund, jo 
folgt, da der animus donandi ausgejchloffen iſt, hieraus nur die Richtigkeit 
der Annahme, daß ein Irrthum beftand.') Deshalb genügt die Behauptung 


) Im Zivilrecht ift die Thatſache der Zahlung einer Nictichuld auf Grund des 
Glaubens, es läge eine Schuld vor, nur eine Bermuthung für einen darüber obgemalteten 
Irrthum; der befondere Beweis der Exiſtenz eines Irrthums ift aber die NVorausiegung 
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des Irrthums, einen beionderen Nachweis desjelben neben dem Nach— 
weiſe der Thatjache, dat eine öffentlich-rechtliche Verpflichtung nicht beitanden 
hatte, wird man für das Öffentliche Necht nicht verlangen dürfen. 

In legterem Gebiete iſt übrigens zunächſt ein Irrthum des Zahlenden 
m Gegenjage zum Zivilrechte gar nicht erkennbar. Bei dem öffentlich-rechtlichen 
Kondiktionsanipruche it es zumächit der Jrrthum des Zablungsempfängers, der 
duch die Anforderung bei dem auf die Autorität der jtaatlichen oder kommu— 
nalen Behörde vertrauenden Individuum die Zahlung hervorruft und eventuell 
diefelbe vermöge jeiner privilegirten Stellung realijirt. Im Zivilrecht ſchließt 
die Zahlung, welche unter Kenntniß der Nichteriitenz der angeblichen Forderung 
erfolgte, die condietio aus. Im öffentlichen Nechte kann Jeder fondiziren, 
der zur Vermeidung von Koſten oder cines Zwangverfahrens zahlte. Dann 
liogt eine condictio sine causa vor, da im Zivilrecht nicht der nur für 
die Frage des Umfangs der Haftpflicht bedeutiame Irrthum des Zahlungs 
empfängers, jondern derjenige des Zahlenden die condietio zu einer 
eondietio indebiti madıt. Was die Frage der Qualität des Irrthums 
anlangt, jo jprechen abgeſehen von dem bereits Gejagten jchwerwiegende Be: 
denfen Dagegen, die zivilrechtlichen Erörterungen in unjer Gebiet zu übertragen. 
Zunächſt haben wir heute noch nicht einen präzis gefaßten Begriff über das 
Merkmal der Entichuldbarfeit: Die Uuellenitellen enthalten Widerjprüche in 
der Lehre vom Jrrthum,') deren Ausgleihung nicht möglich iſt. Der Ruf, 
die Lehre vom Jrrthum müſſe revidirt werden ?), wird nicht eber verhallen, 
bis die beabjichtigte Regelung unjeres Entwurfes zum Neichsrecht erhoben it. 
Hiernach find die jämmtlichen Kontroverjen durch die radifale Beitimmung be— 
jeitigt, daß es für die Frage der Begründung des Nüdforderungsrechtes weder 
auf den bejonderen Nachweis noch die bejondere Unalität des behaupteten 
Irrthums anfomme. Aber neben der Zweifelhaftigfeit der bejtrittenen Lehren 
iprechen noch andere Umſtände gegen Die Zuläffigkeit einer Rezeption. Der 
Sat der Nedaftoren des preußtichen Landrechts: Jeder hat das Gejeg zu 
fennen und jein Thun it biernach zu beurtheilen, kann heute nicht mehr zum 
Ausgangspunkt von Entjcheidungen gemacht werden, welche die Nechtsunfenntniß 
des Laien zu eimer folgenichweren Schuld desjelben jtempeln. Wenn 
man jchon früher in jenem Sage „die größte aller überhaupt denfbaren 
Fiktionen?) fand, jo gilt heute diejes Wort doppelt von der Gegenwart, 
zudem legtere ſich eines vajtlojen Betriebes der Gejehgebungsmajchine erfreut. 
Und gerade das öffentliche Recht it das Feld, auf dem unjere Gejeßgebung 
in der Gegenwart vorzugsweie gearbeitet hat. Sowohl die Neuheit der noch 
nicht folgerichtig *) ausgejtatteten Materie des öffentlichen Rechtes wie das große 
Heer der einzelnen das geltende Recht enthaltenden gejeglichen verordnungs: 
mäßigen und reglementaren Beitimmungen haben es bewirft, daß jelbit berufene 
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die Begründung der eondietio indebiti. Pr. O. T. III (Pr. 1121) v. 22. April 1842, 
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Vertreter des Nechtes, Praftifer') offen erflärt haben, es jei ihmen bei den 
Lajten ihres Berufes und der IThätigfeit der Gejeggebungsmajchine in der 
Gegenwart nicht möglich, das geltende Necht näher fennen zu lernen. Bei 
diejer Sachlage muß der durch die Nechtöunfenntnig des Zahlenden veranlaßte 
Irrthum von vermögensrechtlichen Pflichten im öffentlichen Rechte, jtets als 
entjchuldbar oder doch als zur Begründung des Anjpruchs auf Nüderjtattung 
ausreichend behandelt werden. Und zwar um jo mehr, als die Zahlung im 
öffentlichen Nechte nicht auf der Initiative des Einzelnen, jondern derjenigen 
der Behörde beruht, welche hiernach den Irrthum hervorgerufen hat. Nur 
in einem Theile des öffentlichen Nechtsgebietes muß der Staat die Rechte: 
unfenntnig als unentjchuldbar umd irrelevant zur Begründung von Anjprüchen 
Einzelner auffafjen: es it dies das Strafrecht. Während der trrige 
Glaube der Behörde im Zivil und  üffentlich «rechtlichen Vermögensrecht 
dDiefer nicht das Recht geben kann, ſich auf Die Unentjchuldbarfeit des 
Irrthums des Einzelnen jo 3. B. bei Begründung einer joctalen Ber: 
jicherungspflicht?) zu berufen, vielmehr der Irrthum der Behörde indirekt bei 
Begründung des Anjpruchs auf Befreiung von der gejegwidrigen Bejchwerung 
mitwirkt, iſt das Gegentheil im Strafrecht der Fall. Hier jchüsgt jelbjt die 
Berolgung eines behördlichen, gerade zum Zwecke jtrafrechtlicher Sicherftellung 
des Einzelnen von zujtändiger Seite ertheilten Rathes nicht den Anſpruch auf 
Befreiung von einer troßdem verhängten Strafe.) Aus höheren Nüdjichten 


Vgl. die Auslaſſungen der Preſſe bei dem Erlaſſe des preuß Juſtizminiſters aus 
1894 hinſichtlich der Frage, ob die Zulaſſung der Rechtsanwälte einzuichränfen und der 
numerus clausus hergeitellt werden ſollte. 

In Mr. 11 der ZBeitichrift: Invaliditäts- und Altersverfiherung im 
Denticen Reiche des 2. Nahrgangs vom 15. April 1892 werden für unfere Frage die 
privatrechlichen Beitimmungen der condietio indebiti für anwendbar er- 
achtet. Der Antragiteller müſſe „Tich in einem entihuldbaren Rechtsirrthum über 
Verſicherungs- und Leiftungspflicht“ befunden haben. — U. E. fann von einem 
in erfter Linie in Betracht zu ziehenden Nechtsirrthbum des Laien feine Rede fein da ber 
die Quittungsfarte ausitellenden Behörde zu näch it die Prüfung binfichtlich der Verlicherungs- 
pflicht der Einzelnen obliegt. Bejaht die Behörde die Frage der Zwangsveriiherung, 10 
darf und muß ſich eventuell der Laie auf dieje Anihauung der Behörde ver- 
laſſen. Siebt legtere ipäter jelbjt ein, daß fie fich geirrt batte, jo fehlt den Zahlungen 
die causa des Geſetzes. Ties allein gibt der condietio des Laien die Grundlage, 
nicht aber auch die Bejahung der Frage, ob ein entjchuldbarer Irrthum des Laien. vorliegt- 
Gegen den Verſuch, die Verlagung des Anſpruchs von der Verneinung jener Frage ab- 
bängig . IR machen, iprechen auch folgende Gründe bejonders: 

erjenige, der in eriter Linie zur Wahrung des Nectes berufen iſt, fann 
fich A Rechtsunkundigen gegenüber nicht auf den Irrthum des letzteren berufen, 
falls er ſelbſt geirrt. Der Irrthum eines mit der Anwendung einer neuen, noch flüffigen 
Materie nicht vertrauten Laien iſt mehr zu entſchuldigen, als derjenige der mit dem Geſetze 
berufsmäßig umgehenden Behörde. 

2) Unſere ſozialen Geſetze bezwecken die Unterſtüßung und Sicherſtellung einzelner 
wirthſchaftlich Schwachen. Bis jetzt ſind jedoch nur beſtimmte Klaſſen wirthſchaftlich ab— 
hängiger Menſchen dem Verſicherungszwange unterworfen Es gibt noch andere, der Wohl— 
thaten des Geſetzes gleichfalls würdige und bedürftige Perſonen, die troß_ihrer wirtbichaft- 
lichen Abhängigfeit noch nicht dem Verficherungsz wange unterworfen find. Die Frage, 
welche Perionen dies im einzelnen Falle find, it heute noch nicht volltommen geklärt. 
Würde nun die Verfiherungsanftalt nad) obigem Borichlage zu Necht die Herausgabe irrig 
bezablter Beiträge verweigern können, jo würde eme rechthich nicht reparaturfäbige 
Vermögensihädigung wirthſchafthich ſchwacher Berjonen als mittelbarer Erfolg 
eines jozialpolitifchen Geſetzes vorliegen. 

RG. Straflachen Bd. 1 S. 158: „Neben der Thätigfeit der Behörde muß eine 
jolche der Prlichtigen beitehen, welche bezwedt, fich über die Richtigkeit der von der Behörde 
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erlaubt das Strafrecht dem Einzelnen nicht, ich auf die Autorität der rechts: 
beiehrenden Behörde zu verlajien. Sie jehüßt nicht vor jtrafrechtlicher Ber: 
Ihuldung. Hier eriftirt auch fein Mittel, die Folgen der Nechtsunfenntniß zu 
bejeitigen. Und mit Recht. Wären Unkenntniß und Irrthum auf diejem Ge— 
biete Entichuldigungsgründe, jo wäre die Durchführung des ftaatlichen Anſpruchs 
auf Bejtrafung bejeitigt. 

Es iſt jchon erwähnt worden, daß verichiedene Bedenken entgegenjtehen 
der Annahme des Eivilrechts, wonach zwijchen dem Umfange des Anjpruchs 
und der Frage der zur Zeit der Stlageerhebung noch vorhandenen Bereicherung 
ein direftes Abhängigfeitsverhältnig beitehen joll. Es muß nach der herrichen: 
den Lehre ein an Jich gegebener Anjpruch auf Rückerſatz einer sine causa ge— 
machten Leiſtung entfallen, wenn zur Beit der Stlageerhebung eine Be 
reicherung des auf Rückgewähr Belangten nicht mehr vorhanden it. Nehmen 
wir an, der Werthempfänger it durch den Empfang der Leiftungen zu Aus— 
gaben veranlaßt worden, die vermieden worden wären, fall® er die Leiſtung 
nicht empfangen hätte. Muß nicht auch hier die erfolgte Vermögensverminderung 
als Wegfall der Bereicherung geltend gemacht werden fönnen? Sofern der 
Kauſalzuſammenhang zwijchen Empfang der Leijtung und Ausgabe oder Ver- 
mögensminderung nachweisbar ijt, „haben derartige Ausgaben“, wie die Motive 
zum €. e. b. ©. Bd. 2 ©. 838 ausdrücdlich beftätigen, „den Wegfall der 
uriprünglichen Bereicherung zur Folge*.') Diejer im Eivilrecht geltende Sat, 
deſſen Eopdififation der Entwurf vermieden hat, um nicht Mißdeutungen, neue 
Prozeife oder doch deren Berlängerung zu verurjachen, wurde im Öffentlichen 
Abgabenrechte jehr oft zur Beichränfung des Umfangs unjeres Anjpruchs führen 
müſſen. Hier wird oft jchon von vornherein die Beitimmung getroffen, daß 
der Ertrag einer neuen Abgabe nur in einer ganz bejtimmten Art und Weije 
verwandt werden darf. it nun Die Art der Verwendung mit neuen Opfern 
md Ausgaben für das Gemeinwejen verknüpft oder wird etwa der Ueberſchuß, 
welcher durch die Differenz des thatjächlich erzielten und im Voranſchlag ein— 
geitellten Betrages gebildet wird, zu nicht rentablen im öffentlichen Interefje 
begonnenen Unternehmungen verwandt, jo müſſen im Falle der Gejegwidrigfeit 
der Abgabe Rüderjaganjprüche verjagt werden. Denn auch bier liegen Ber: 
mögensminderungen vor, die im Zujammenbhange jtehen mit dem Eingange der 
geſetzwidrig erhobenen Abgabe. Freilich iſt der Wille des Gemeinweſens zus 
nächjt von enticheidendem Einflufje bei Verausgabung der erhobenen Abgaben: 
gelder gewejen. Aber diejer Wille wäre nicht gefaßt umd jpäter jeine Aus: 
führung nicht befchlojien worden, wenn nicht in Folge der Erhebungen die 
Mittel zur Verfügung gejtanden hätten. Deßhalb iſt doch der Empfang der 
Leiſtung, die Thatjache des Eingangs der Steuer, ein die Verausgabung diejer 
Stener überhaupt ermöglichender Aft, der im jeiner jpäteren Gejtaltung zu 
einer WVermögensichädigung der Gemeinde geworden jein fonnte. Auch in 
anderer Hinjicht erjcheint der Umfang des Anſpruchs abhängig von dem Nach— 
weiß der Bereicherung, wenn man einer jtrengen dem Einzelinterefje böchit 
ungünftigen Auffaffung Folge leiten wollte. Hiernach genügt zur Begründung 
des Anjpruchs auf Rüderjtattung nicht die erzielte Feitjtellung, dab die in 
Frage kommende Mehrzahlung veranlaßt war durch eine geſetzwidrige Herans 


oder auf den Rath und die Belehrung der Behörde von ihm jelbit getroffenen Stempel- 
— ſich nn zu verichaften . . .“ 
”Bgl. auch Seufferts Archiv Bo. 33 Nr. 32. 
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ziehung zur Steuer und daß die Zahlung erfolgte durch die rechtsirrthümliche 
Meinung des Zenfiten, es beſtehe eine gejegliche Berpflichtung.‘) Wenn eine 
Mehreinnahme wirklich erzielt jet, jo fünne die Urjache derjelben nur dann auf 
die Forderung des Kondizenten zurücgeführt werden, wenn nachgewiejen jei, 
daß der Ueberjchuß in der Kaſſe, die effektiv vorhandene Bereicherung ich zus 
jammenjege aus der Zahlung des Komdizenten. Es bedürfe einer thatjächlichen 
Nachweijung des Urſprunges des in dem Zahlungsjahre etwa gebliebenen 
Aftivrejtes. Es ſei jelbjtverftändlich, dab der Nachweis des Kauſalzuſammen— 
hauges zwiichen effektiver Bereicherung und geſetzwidriger Ueberforderung nicht 
leichgeftellt werden dürfe im rechtlicher Hinficht mit dem Beweis etwaiger 
tinderzahlunmgen der übrigen Umlagepflichtigen.”) Sollte dieje Auffaſſung, 
welche dem Kondizenten die Laſt eines derartigen Nachweijes aufbürdet, nicht 
blos für den Fall gelten, day „nach Ablauf der im Art 163 der Gemeinde: 
Ordnung für die Landestheile diesjeits des Rheins vorgejehenen Beichwerde- 
friſt') von der Gemeindefajje Nüdforderungsaniprüche geltend gemacht werden, 
jollte es zuläjjig jein, dieſe Auffafjung auch auf andere Fälle des bayrijchen 
Abgabenrechts auszudehnen, danı würde eine Ausdehnung diejer Lehre einer 
vollfommenen Bejeitigung des Nechtes auf Rückforderung einer öffent: 
ficherechtlichen sine causa gezahlten Abgabe gleichfonmen. Denn wer fann 
heute bei der verzweigten Verwaltung der Kajjenführung, bei dem Ineinander— 
greifen der einzelnen Stationen der Kajjenverwaltung am Ende des Zahljahres 
mit Sicherheit nachweijen, auf welche Beitandtheile des jchließlich in der Kaſſe 
vorgefundenen Aftivreites eine Zahlung, die zurücverlangt wird, jich endlich 
vertheilt? Angeficht3 der Möglichkeit, daß jeder Zufall, auch jchon die ver: 
ichtedene recjnerische Behandlung der einzelnen Poſten in jeder Stunde eine 
Verſchiebung des Endergebnijjes verurjachen kann umd jich jehr oft die recht- 
liche Beurtheilung der im der Kafje gerade vorhandenen Geldiumme hiernad) 
ändern muß, fann das Verlangen, den Urjprung der Beitandtheile eines 
Ueberjchujjes und ſodann die effektive, die unter Berücjichtigung aller 
Modalitäten wirklich gebliebene Bereicherung, nachwetien zu jollen, geradezu 
unerfüllbar genannt werden. Und weil bis jegt der Nachweis, daß cine Der: 
artige Vermehrung der Beweislaft, eine jolche VBerjchlechterung der Nechts- 
jtellung des Einzelnen in dem Konflikte der Interefjen des Gemeinwejens und 
ihres Gliedes dem Willen des Gejeggebers entjpricht, noch nicht erbracht wurde, 
deshalb dürfen die fünftlich ausgeijponnenen Säge der Bereicherung nicht 
für die Frage des Umfangs des Anſpruchs des Einzelnen für anwendbar er: 
achtet werden. Dasjelbe gilt, wie aus unjeren obigen Ausführungen hervor: 
geht, von der Frage der Anerfennung, der Beweislaft, des Irr— 
thums und jener Qualität, jonah von ſämmtlichen Merfmalen 
der condietio indebiti. Sonach ijt auch von legterem Nechtsinjtitute 
erwiejen, dal es nicht die Fähigkeit hat, an die bejondere Lage des öffentlich: 
rechtlichen Falles angepaßt zu werden. Damit aber entfällt die Möglichkeit, 
das Rechtsinjtitut der condietio indebiti als ein Bejtandtheil des Klage— 
grundes des Einzelnen aufzufaſſen und das Recht auf Rückforderung erit dann 
als gegeben zu erachten, wenn die Boransjegungen jener privatrechtlichen 
Rechtsfigur nachgewieſen find. Kommen aber jene Nechtsjäge ganz außer Be 





!ı Bayr. O.9.-6. Bd. 4 5. 524, Wr. 171, Enticheidung vom 29. Mai 1883. 
?, ibid. S, 527. _ 
) Blos für diefen Fall iſt die Enticheidung in Bd. 4 ©. 524 getroffen. 
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trat, jo bleibt nur „der andere Beitandtheil des Klagegrundes“ übrig, es it 
dies die Frage, von der wir ausgegangen waren: „beitand nach den Grund- 
jägen des Öffentlichen Rechtes und zwar nicht nach den formell, jondern den 
materiellsrechtlihen Grundjägen die Pflicht zur Erfüllung der in Frage 
fommenden öffentlich:rechtlichen Verbindlichkeit?" Dies ift die Frage, welche 
nicht nur vom Standpunkte der entjcheidenden Behörde‘) allein zur Kognition 
vorliegt, jondern auch in Wahrheit das alleinige Fundament des Anjpruchs 
bildet. Deshalb iſt nur die Heranziehung der materiellerechtlichen Beſtimm— 
ungen des für den Hauptanjpruch auf Zahlung zur Anwendung fommenden 
Geſetzes zuläſſig. Das Neht auf Nüdjorderung tft ausſchließlich 
publiziftijcher Natur. Die für die heutige Nechtslage entjprechende 
Rechtsform des Anjpruchs joll im Schlußworte genannt werden. — 
Mit der Realiſirung der Pflicht auf Rückgabe der ohne gejeglichen Grund als 
„Abgabe“ vereinnahmten Geldjumme ift das durch den Eingriff des Gemein: 
weiens tangirte fremde Nechtsgebiet des Einzelnen wiederhergeitellt. Ob der 
Umfang des Imdividualanipruchs jich auf weitere Leiftungen als die Rück— 
gabe der gezahlten Summe erjtrect, dies joll num erörtert werden. 


Der Anfprud) auf Zinfen, Erjag der Koſten, Schadenserfagredt. 
S 3. Umfang des Anfprud)s. 


Die Frage, ob der zu Unrecht zu öffentlicherechtlichen Aufwendungen 
Herangezogene neben jeinem Dauptanipruche auf Nücgabe der gezahlten Summe 
noch eme Nebenforderung auf Zinſen vom Tage der Einnahme des zu Unrecht 
eingezahlten Betrages oder der erjten Mahnung oder Klagezuftellung bat, it 
in unjerer pofitiven Gejeggebung zum überwiegenden Theile nicht geregelt. 
Bei dem Mangel einer ausdrüclichen Vorjchrift erflärt ſich zumächit die in der 
Praris beobachtete Erjcheinung, wonacd man, zurücdgehend auf die jogenannten 
„allgemeinen Nechtsgrundjäge”* die Beltimmungen des Zivilrechtes für ans 
wendbar hält. Es dürfe eine volle Schadloshaltung für allen durch grund 
(oje Zahlungsweigerung entitandenen Schaden in der Negel verlangt werden. 
Die Zinsanjprüche bildeten nur einen Theil des Schadenerjages und jeien im 
Prinzip zuzulaſſen.“) Nach dem Zivilrecht trete jedoch die mora nicht ein, 
wenn der Verpflichtete aus entjchuldbarer Unkenntniß der Schuld oder ihres 
Betrages oder aus begründetem Zweifel über deren Eriftenz die Leitung ver 
jögere.°) Eine andere Auffaſſung der Praxis it folgende: 

Die Vorausjegungen des Zivilrechts jeien überhaupt im dem öffentlich- 
rechtlichen Berhältnifje der auf Zahlung bejtehenden Storporation und ihres 
die Zahlungspflicht verneinenden Gliedes nicht vorhanden. Jeder Anſpruch 
auf Zögerungszinien jege eine Säumniß des zur Zahlung, bier zur Erjtattung 
der zu Unrecht gezahlten Abgabe voraus. Die Neklamation oder Klage des 
Zenſiten habe jedoch nicht eine die Zahlungspflicht jujpendirende Wirkung. 

Die Behörde habe das Recht, vorläufige Zahlung bis zur ausgemachten 
Sache zu verlangen. Der Zenfit würde ſäumig jein, wenn er nicht zahlte. 
Tamit aber jei die Annahme einer Säumniß auf Seiten der Behörde un— 





"Vgl. Sarmwena.a. O. S. 335. 


So Reger Wo. VIII S. 160. _ 
"Neger Grgänzungsband S. 382. Pal. Bd. VII S. 19, Bd. VIII S. 160. 
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vereinbar.) Selbjt wenn der Zenfit aus Gründen, die jpäter als richtige, 
die Zahlungspflicht verneinende anerfannt werden, der Aufforderung zur Zahlung 
nicht nachkommt, jo Liege jtetS auf jeiner Seite en Säumniß, ein Ungehorſam 
gegenüber dem ftaatlichen Gebote vor; aus diefem Grund wird auch jeder 
Anipruch auf Nücderitattung von Exekutionskoſten für Beiträge, die zu Unrecht 
eingezogen wurden, verjagt.?; 

Die Enticheidung der Streitfrage dürfte von der Art und Weile der Be: 
antworting zweier Borfragen abhängig ſein. 

1) Darf das Zivilrecht verwandt werden zur Ergänzung der Yüden 
unjerer Öffentlichzrechtlichen Geſetzgebung? 

2) Sit es überhaupt richtig, dal das Zivilrecht den Anjpruch auf Zinien 
begründet ? 

Bei der eriten Frage werden wir zunächit von der Natur des in Frage 
fommenden Rechtsverhältniſſes auszugeben haben. Handelt es jich um privat: 
rechtliche Eriakaniprüche ?°) Wir haben jchon auf Scite 62 diejer Abhandlung 
nachgewiejen, daß das Fundament des Eriaganipruchs ausſchließlich dem öffent: 
lichen Nechte angehört. Der Streit betrifft die Frage allen: Sind die Vor: 
ausjegungen für die Ausübung eines jtaatlichen Hoheitsaktes gegeben und ſind 
eventuell die Wirkungen diefer Ausübung zu bejeitigen ? 

Deffentlicherechtlich, jagt Tezner“) it das ganze Schadenserjagrecht, 
welcher zur Ausgleichung vermögensrechtlicher Nachteile bejtimmt it, die dem 


r 


Einzelnen aus Vornahme jtaatlicher Hoheitsakte vder aus der Verlekung der 
dem Staat ald Gemeinweſen dem Einzelnen gegenüber vbliegenden rechtlichen 
Pflichten erwachjen“. Es jollen gut gemacht werden rahtswidrige Nachteile, 
deren Durchführung ihren legten Grund in der Subjeftionspflicht des Einzelnen 
unter die Stantsgewalt hatte. Die Wirkungen diejer Nachtheile ſind deshalb 
noch nicht privatrechtliche, weil jie vermögensrechtlicher Natur find. 

Handelt es jich hiernach um em Verhältnis, daß völlig von dem öffent» 
lichen Nechte beherricht wird, jo kann bei Ermangelung pojitiver öffentlich— 
rechtlicher Regelung das Zivilrecht mir dann zur Anwendung fommen, wenn 
nicht die Eigenart des Subjeftionsverbältnifjes entgegenfteht und das Schweigen 
des Gejeggeber nicht „qualifizirt“ erjcheint. Es kann jehr gut möglich ſein, 
day man mit Abjicht gejchwiegen bat, um hierdurch die Frage nach dem Vor- 
bandenjein gewiller Anjprüche zu verneinen. 

Nac der Interpretion eines großen Theils der mit Anwendung der Ab— 
gabengejege betrauten Behörden it das Schweigen des Gejeges qualifizirt, 
es werden daher Zinsaniprüche nicht zugebilligt.”) Die Gerichte denfen 
anders umd haben bereits in emer Reihe von Fällen, in denen die Unrecht: 


) So P. OB.G. in Wo. VIII, 16, 22 Provinzial, Kreisabgaben, für Gemeinde— 
abgaben 11. Senat O.-B.-G. v. 20. 11. 1891 in Zelbitverwaltung 1891, 5. 564. Wal. 
ferner Bd, VI 5. 135 

m. O.V.G. Bd. 275. 110 Schulgeld Bo. VI &. 135, Wo. XVI 5,245, 246. 

Gierke a. o. O. ©. 79: „Wir werden auch dem Staat, den Gemeinden und 
allen anderen öffentlich-rechtlichen Korporationen eine privatrechtlicdhe Eriaverbindlichkeit 
für den Schaden aufzubürden baben, den ihre Organe innerbalb ihrer Wirfungsiphäre durch 
ara rer oder Nichtverwendung öftenlicher Machtmittel anrichten.“ 

A. o. O. ©. 495. 

>) Die ift 3. B. die Praxis in Preußen, Heſſen, Sachſen-Weimar, Lippe Detmold, 
Anbalt-Deiiau. Praktifer auf diefen Gebieten haben dem Verfaſſer dieſe Thatſache befonders 
bejtätigt. Doc it die Auffaſſung der Behörden jener Staaten zum überwiegenden Tbeile 
auch in anderen Bundesitaaten anertannt. 
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mäßigfeit der Erhebung einer Stener ausgejprochen wurde, nicht nur Verzugs— 
äinfen vom Tage der Mahnung zur Rückzahlung jondern auch vom Tage der 
Einziehung zuertaunt.!) Diejer Anjchauung jteht das Bedenken entgegen, daB 
die Einzichung einer bejtrittenen Abgabe nicht Sache des freien Willens der 
Behörde tt. Die legtere it gar micht berechtigt, der Behauptung von 
Rechtsgründen, welche die Berugni zur Zahlungsweigerung enthalten jollen, 
eine die Zahlung juspendirende Wirkung beizulegen. Sie ijt noch ausdrück— 
Iiher in unſerem gejammten öffentlichen Rechte anerfannten Borjchrift ver: 
vflihtet, die Einziehung der beftrittenen Abgabe anzuordnen. Fällt biernach 
der jtaatliche Eingriff in leßter Linie auf den Wortlaut des zwingenden Ge: 
ſetzes und nicht auf dem Willen des ausführenden Organs zurüd, jo fann von 
emer Verſchuldung des legteren nicht geiprochen werden. Irgend eine Ber: 
ſchuldung ift aber die Worausjegung einer jeden Zinspflicht, die nach den 
Grundiägen des Verzugs im Obligationenrecht begründet wird.?) Auch der 
Tag der Zahlungsaufforderung oder Mahnung kann für jich allein den Be: 
ginn der Zinspflicht nicht begründen, wenn man die Nechtöftellung der Behörde 
in Betracht zieht. Der Private, der zahlen kann umd die Aufforderung jeines 
privaten Gläubiger für begründet hält, it in der Lage, der Mahnung jofort 
nahzufommen. Niemand hindert ihn hieran. Zahlt er trog Fälligkeit und 
Mahnung nicht, jo ift jein Verzug gegeben. Anders iſt die Behörde geitellt. 
Sie kann, falls fie allein über den Neflamationsanjpruch nicht enticheiden darf, 
ohne Entichetdung der fompetenten Stelle ihrer etwa begründeten Pflicht zur 
NRüdgabe eines sine causa empfangenen Vermögenswerthes gar nicht nach: 
fommen. Sie it hieran durch die zwingenden Beitimmungen unjerer öffentlich 
rechtlichen Abgabengejege gehindert. Dieje Unmöglichkeit, von getroffener 
behördlicher Enticheidung das Verlangen des Neklamanten zu erfüllen, muß 
gleichfalls die Annahme einer Verichuldung ausichliegen.’) Es bleibt biernach 
noch der Tag des Prozekbeginns übrig. Er fommt nur in Betracht in den 
Fällen, in welchen das pojitive Recht den Nechtsweg gegen die Zahlungs: 
weigerung der Behörde gejtattet. Früher war im gemeinen Nechte ange 
nommen worden, daß mit dem Prozehbeginne der Verzug des Beklagten ge 
geben jei. „Dies iſt nicht richtig,“ bemerkt mit Recht Dernburg.*) „Verzug 
im technifchen Sinne jest Schuld bei der Verzögerung voraus. Der Beklagte 
kann aber auch aus guten Gründen die Anjprüche des Klägers für ungerecht: 
fertigt halten umd ift dann jicher nicht in Schuld, wenn er ſich vertheidigt.“®) 


_) Siebe z. B. Urtbeil G. Landgerichts Weimar in der Sache Plathner ıc. Fiscus 
382/88 vom 12. Dezember 1892. Hier wurden Zinfen vom Tage der Zahlung zuerfannt. 
Bgl. auch Praris in Lübeck. — Die Praris halt Berzugssinien vom Tage der Mahnung 
oder Klagezuftellung zum Theil für felbitverftändlich. Sie läßt fich auf eine Prüfung der 
Frage, ob die Zablungsweigerung dem Beklagten zur Schuld angerechnet werden muß, gar 
uiht ein. — Konſequent haben ſtets umter den Berwaltungsgerichten das preußiiche umd 
badtiche Bermwaltungsgericht das Beſtehen einer öffentlich-rechtlichen Verpflichtung von Ver— 

injen verneint. Für Baden, Reger Bd. 5 5. 120. Berzugszinfen von öffentlich- 
wötlichen Erjagforderungen werden auch vom Öfterreichiichen Neichsgericht für jelbit- 
verftändlich gehalten. Bel. Hye, Nr. 26, Archiv für öffentliches Necht Bd. 9 S. 508. 

Bal. Dernburg, Pandetten Bo. 2 5. 108 und Bd. 1 &. 354, Anmerkung 10. 

Jedenfalls liegt ſchon in dieſer Immöglichteit ein vom Schuldner felbit nicht zu ver- 
ftetender Umſtand im Sinne des Entwurfes 5 246, 241, 245. 

15. 354 a. a. O. 
Bgl aa. ©, vgl. auch Windſcheid Bd. 2 ©. 82 (8 276, Verzug): „Im tech 
nöc-juriftiichen Sinne des Wortes wird aber nur von demjenigen Schuldner geiagt, er jei 
im Verzug, welchem der Verzug zur Schuld angerechnet werden kann.“ 
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Gerade diejer legtere Fall wird jtet bei einer Behörde vorliegen, welche mit 
der Anwendung des in Frage fommenden Rechtes betraut it und die Anſprüche 
des Laien bona fide bejtreitet.!,;, Wir dürfen und können auf die Autorität 
unjerer Behörden joviel Vertrauen jegen. Sie werden jtet3 nur aus guter 
Ueberzeugung für ihre Sache jtreiten, jo daß bier die Anwendbarkeit des gelten: 
den gemeimrechtlichen Sages, e8 jtreite die Vermuthung dafür, daß der Schuldner, 
welcher prozejlirt, jtatt zu zahlen, im Verzuge ſei,“ hier ausgejchlojjen er: 
ſcheint. Zudem läßt jich der Say, daß allgemein Prozeßzinſen berechnet 
werden dürfen, im Givilrechte Jujtinians überhaupt nicht begründen.?) 

Iſt hiernach mit Nüdjicht auf die bejonderen Natur des üffentlich-recht: 
lichen Berhältnijjes die Begründung eines die Zinspflicht nach ſich ziehenden 
Berzuges mit Heranziehung der allgemeinen ciwilrechtlichen Grundjäge des 
Obligationenrechtes nicht möglich, jo erübrigt nur noch die Frage: Nechtfertigen 
die bejonderen Vorjchriften des beitimmten, analogen Falles im Civilrechte, 
der condietio indebiti oder sine causa etwa die Zinspflicht? Selbjt wenn 
wir uns auf den Standpunkt eines Theiles unjerer Praxis jtellen, welche jene 
Vorjchriften im öffentlichen Rechte anwendet, jo würde aus diejen bejonderen 
Vorjchriften die Begründung der Zinspflicht jich nicht herleiten lajjen. Nach 
römiſchem Nechte konnten Ainien bei beiden Arten der condietio nicht bean— 
jprucht werden. Es war dies eine Folge der jtriften Natur, der Formal— 
conzeption der Klagengattung.*) Wenn nun auch der Unterjchied zwiſchen der 
actio strieti juris und bonae fidei für das heutige Necht praftiiche Bedcut- 
ung nicht hat, jo hat fich doch die Auffaſſung, die zum Theil eine Folge?) 
jenes formalen Unterjchtedes it, für das heutige Necht aufrechterhalten, wonad) 
ein Zinsnebenanipruch mit jener Klage nicht geltend gemacht werden kann. 
Insbejondere bejtätigt dies auch ein Theil unjerer Prazis.°) Unſer zufünftiges 
neues Necht hat die Frage nicht durch bejondere Beitimmungen bei Normirung 
der Bereicherungsklagen geregelt.‘) Im Uebereinftimmung mit der zur Zeit im 


', Der Entwurf läßt in $ 246 den Verzug nicht eintreten, jo lange der Schuldner „in 
Folge eines von ibm nicht zu vertretenden Umitandes nach den Vorichriften der 88 237, 
241 zu leilten nicht verpflichtet iſt.“ S 237 beitimmt eine Freiheit von der Leiftungspflicht, 
jo lange die Leiſtung in „Folge eines nach Entitebung des Schuldverhältniiies eingetretenen, von 
dem Schuldner nicht zu vertretenden Umitandes unmöglich iſt. 8 241 enthält eine Fiktion, 
wonad der entichuldbare Irrthum, im dem fich Schuldner in Anſehung des Schuld- 
verhältnifies befunden hat, als ein Umſtand gilt, der die Unmöglichkeit der Erfüllung 
der Zahlungspflicht herbeigeführt bat und der von dem Schuldner nicht zu vertreten ift. 

Ter Entwurf folgt bei feiner Stellungnahme der gemeinrechtlichen Anſchauung. An- 
ders das franzöfiiche Recht und das ichweir. Bd. Geſeß, fiche Motive Bd. 2 ©. 60. 

A. a. O. Dernburg Br. 1 5. 354. 

Ties gibt Dernburg unter näherer Begründung in Bd. 1 5. 355, Anm. 17 
ausdrüdlich zu. 

+ Dal. Dernburg, Pandekten Bd. 2 S. 361, Anm. 29, Vangerow, $ 625, 
‚Anm. 8, Glück, 8 834, I. 2a $ 835, 7a, 8 836 lepter Abſaß, Mühlenbruch, 8 379. 

°, Die Enticheivung des R.-G. in Bd. 9 S. 175 Civilſachen) jtellt ausdrüdlich feit, 
daß noch heute die bei den auf eine certa pecunia gerichteten Gondiftionen geltenden Vor— 
ichriften über den Ausschluß jedes Zinsaniprucs geltenden Vorichriften von einem Theil 
der Yitteratur und Praris vertreten werden. Doch billigt das R.G. der condietio inde- 
biti einen Nebenanipruc auf Prozeßzinſen vom Tage der Grhebung der Klage an zu; 
Verzugszinien ſeien mur dann zu zablen, wenn die geieglichen Vorausjeßungen vor: 
lägen. Zinſen bei der condietio läßt ferner zu die Nechtiprehung in Heſſen. S. Walter, 
Enticheivungen des Tberlandesgerihts S. 60. | 

Seuffert's Arch. Bd. 2 Wr. 59, Bd. 10 Nr. 55, Bd. 13 Nr. 97, Bo. 15 Wr. 132. 

Vgl. 8 737—748 des Entwurfes. 
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— 12 PR N RR men, Marf 4.—. 


— der früheren ——— 

Bei nenen Abonnements wird oft mit Bedauern bemerkt, daß 
die Erwerbung der früheren Iahraänge der „Annalen“ mit fo 
großen Koften (Ak. 384.—) verknüpft fei, uud Der Wunſch aus- 
geſprochen, bei Besng der volltändigen Serie eine Preisermähigung 
eintreten zu laſſen. Um nun Derartigen Wünfcen entgegenmzuakammen, 
haben wir uns entſchloſſen, wen eintretenden Abonnenten die 
3ehrgänge 1870-1879. 1881-1893 anftatt zu Milk. 368.— zu 


nur Mark 160.— 


nm liefern, ſoweit der dazu beſtimmte Borrath reicht. 

Der Preis der einzelnen Bände refp. Jahrgänge bleibt wie 
musr Ak. 16.— Die Iahraeänge 1868, 1869 und 1880 find ganz 
vergriffen. 

Die „Annalen des Dentſchen Beides‘, jeit 1868 erjcheinend, find als 
praktifch - wiſſenſchaftliches Quellenwerk wichtig für Minifterien, 
Snirks-Kegierungen, Magiſtrate, Landräthe, Confuln, für Geridte 
aler Inftanzen, Beirhs- und Landtagsabgeosrdnete, Advokaten, 
Astare, Zollämter, Handelskammern, Redartionen und größere 
Liblistheken. 


SE Interejienten fteht ein alphabetifches Gefammt-Benifter über die 
Jahrgänge 1868 bis 1894 der „Annalen“ gratis zur Verfügung. 














Adler, Dr. Georg, Profefior der Nationalökonomie in Bafel, Die Sozialreform und der Kauf 
mannsjtand. (Separat-Abdrud aus den Unnalen des Deutichen Reich! 1891.) 4 Bogen 
gr. 8°. Preis broſch. Mi. 1.50. 

Auffeß, ©. Frhr. v., gl. Bayer Oberreg.-Rath und kaijerl. Reichsbevollmächtigter für Zöle und 
Steuern, Die Zölle und Steuern, jomwie die vertragämäßigen auswärtigen 
Handelsbeitimmungen des Deutſchen Reiches. Bierte, vollitändig umgearbeitete 
Auflage. 1893. 19'/s Bogen gr. 8°, Preis broſch. Mt. 2.50, geb. Mt. 3.25. 

Bornhal, Conrad, Das deutſche Arbeiterreht. 12 Bogen ar. 8°. Broidirt ME. 8—. 
(Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs, 1892.) 

Dehn, Paul, Zur Einführung der Reichspoſt-Sparkaſſen. 1884. 54 Seiten, gr. 8°. Dit. 1.20, 

Der Berjafier hat in jeiner neuen Schrift ein umfaſſendes Material zur Charakteriſtik und 
Beurtheilung der Bojtiparlafien vom vollöwirthichaftlihen Standpunkt aus zujammengetragen. 

Dyrofi, Dr. Anton, Redtsjagung und Gejeg, zu nächſt nach bayeriſchem Staatsredt. 
7'Ja Bogen gr. 8°, Mt. 1.50. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs 1889.) 

&ger, Dr. Georg, Regierungsrath, Die gefhihtligde Entwidfung des Eiſenbahn-Trans— 
portreht® in Breußen mit bejonderer Berüdfihtigung des Eijenbahn-Tarifrehts. Eine 
vom Verein für Eijenbahnfunde in Berlin preisgefrönte Abhandlung. (Separat-Abdrud aus 
den Annalen des Deuticyen Reichs 1895.) 4'/a Bogen gr. 8°. Preis broſch. ME. 1.75. 

#elfer, F., tal. bayer. Oberzolrath, Das Tabalsmonopol und die amerılanijhe Tabak 
Steuer. Eine jtaatswirthichaftliche Unterjudgung der Tabakbefteuerungsiyfteme, zugleich eine 
Entgegnung auf den G. M.Artitel der Allgemeinen Zeitung: „Borbereitende Studien zur 
Einführung des Tabakmonopols in Deutichland“. 1878. k. 1—. 

Seller, 5-, kgl. bayer. Oberrehnungsrath, Zur Tabakſteuerfrage. Abwehr gegen die kritiſchen 
Nachträge zu den Dr. Mayr’ihen Studien über das Tabatmonopol. 1878. 50 Pi. 
Franfenfteiu, Dr. Kuno, Die deutihe Fabrikinſpektion, ihre Thätigkeit im Jahre 1890 
und ihre Reform. 4° Bogen, ar. 8°. Broſchirt Mt. 1.50. (Separatabdrud aus den 

Unnalen ded Deutihen Reichs 1892.) 

Göring, Philipp, Die Veterinär: Polizeiverwaltung nad) den reichögejeglichen Beitimmungen, 
1882 11’Js Bogen, gr. 8°. Broſchirt Mt. 8.—. 

Heiß, Dr. Clemens, Die großen Eintommen in Deutihland und ihre Zunahme in den 
legten Jahrzehnten. Von der hohen ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät der Univerfität Tübingen 
mit dem afademiichen Preiie gefrönte Arbeit. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutfchen 
Reichs 1893.) 7 Bogen gr. 8°, broſchirt ME, 1.75. 

Henfel, Dr. Paul, Die Stellung des Reichskanzlers nad dem Staatdrechte des Deutichen Reichs. 
1882. 4 Bogen, gr. 8%, M. 2.—. 

Hirth, Dr. Georg, Freijinnige Anſichten ber Bollswirthichaft und des Staats. 1876. 27 Bogen 
fi. 8°. Broihirt ME 4.—. 

Joöl, Mar, Reditsanwalt und Notar in Berlin, Das Geſetz betreffend bie Erwerb3- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889. Nebit einem Anhange: Belannt- 
machung betr. die Führung des Genoſſenſchaftsregiſters und die Anmeldungen zu demjelben, 
vom 11. Juli 1889. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutſchen Reichs 1890.) 17’/z Bogen 
r. 80, broich. ME. 5—. 

BVrengel, Theodor, Beiträge zur Wahlprüfungsftatiftil des deutſchen Reihstages 
1871—90. 5’/s Bogen gr. 8%. Broſchirt ME. 1.50. (Separat-Abdrud aus den Annalen des 
Deutichen Reichs 1892). 

Rehm, Prof. Dr. Hermann, Der Erwerb von Staats- und Gemeindeangebörigkeit in 
eſchichtlicher Entwidelung nad römiſchem und deutſchem Staatöreht. 9'/a Bogen gr. 
—** Me. 2.50. (Separatabdruck aus den Annalen des Deutſchen Reichs 1892.) 

Nofin, Prof. Dr. H, Souveränetät, Staat, Gemeinde, Selbſtverwaltung. Kritiſ 
Begriffsſtudien. 4 Bogen, gr. 8°. ME. 1.75. 

Der Aufjag enthält durd feine Erörterungen über den Begriff des jubjektiven Rechts, 
Unterihied zwiſchen obligatoriſchen Rechten und Herridaftsrechten u. a. m. auch Bedeu 
für die Theorie des Privatrechts. 

Schanze, Dr., Regierungsraty, Die patentrehtlihen Beitimmungen des dbeutidh-öfter 
reihiihen Uebereintommen® über den gegenjeitigen Patent-, Mujter- un 
Martenihug vom 6. Dezember 1891. 3 Bogen ar. 8°, broſch. Mt. —.75. (Separat 
Abdrud aus den Annalen de3 Deutichen Reiches 1894,) 

Seydel, Dr. Mar, Das Gewerbes Polizeiredht nad der Neich3-Gewerbeordnung. Mit ein 
Anhang: Tert der Gewerbeordnung. 1881. 13 Bogen, gr. 8. M. 3.—. 

Stengel, Carl von, Profeſſor der Rechte in Münden, Diedeutihen Shuggebiete, ihre redt 
liche Stellung, Berjajjung und Verwaltung. Dritte vermehrte Auflage. 18'/, Bog 
gr. 8° broch. ME 3.—. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutihen Reiche 18 

Thudichum, Dr. Fr., ord. Profeſſor an der Univerfität Tübingen, Das Reichs-Beamten rech 
1876. 8") Bogen, gr. 8°. Die. 4.—. 

Bölderndorff, Dr. Otto Freiherr von, k. bayer. Miniiterialratd, Deutſche Verfaſſun 
Berfafjungdentwürfe 11 Bogen gr. 8°. Broſchirt ME. 8.—, (Separat-9 
ben Annalen des Deutjchen Reichs 1890.) 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen, 
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Geschichte der Wandteppichfabriken 


(Hautelisse-Manufacturen) 


des 


! 

Wittelsbachischen Fürstenhauses in Bayern. 

N Mit einer Geschichte der Wandteppichverfertigung als Einleitung. 
{ von Dr. Manfred Mayer. 

| 


) 

> 

} 

> 

) 

r 

) 

> 

) 

r 

) 

) 

18:/z Bogen hoch 4°, mit 21 Tafelo in ı Lichtdruck. — Ladenpreis broschirt 15 Mk. ) 

Angeregt durch die Werke von l:ugen Müntz versucht der Verfasser in dieser Arbeit die ) 

Geschichte des Kunsthandwerkes der Wandteppichverfertigung in Bayern vorzuführen. Den ) 
ersten und einleitenden Abschnitt hat er der Geschichte der Wandteppichverfertigung überhaupt 

gewidmet: und in ihm die Theilnahme der romanischen, wie der germanischen Völker an diesem ) 

> 

) 

> 

| 


Zweige des Kunsthandwerkes in Kürze geschildert. Im zweiten Abschnitt berührt der Verfasser | 


t 

1 

Ü die Thätigkeit der bayerischen Klöster und der Reichsstädte Regensburg und Nürnberg auf | 
‘ 5 y 8 8 
(| diesem Gebiete, im dritten verbreitet er sich über die Wandteppichfabriken des kunstsinnigen 
{ Pfalzgrafen Ott Heinrich von Neuburg, sowie des Kurfürsten Friedrich III. von der Pfalz und 
1 

{ 
8 
IR 

« 
IR 


‘ 
} 
’ 
| 
} 
) 
} 


seiner Söhne zu Frankenthal. Im vierten Abschnitte zeigt er, wie die Wittelsbacher schon früh- 
zeitig auch diesem Kunsthandwerke eine Stätte in ihrer Herzogsstadt München bereiteten, führt 
an der Hand archivalischer Belege die Schicksale der von Maximilian J. gegründeten Fabrik 


» 
vor (1604—ı1615) und erläutert deren Erzeugnisse Zumeist nach Cartons von Peter Candid 1 
entworfen, werden diefelben noch gegenwartig theilweise in der Königlichen Residenz, theilweise )) 
im kgl. Nationalmuseum verwahrt. Der fünfte Abschnitt behandelt die zweite Wandteppich- ) 
> 
) 
» 
) 


— — — 


fabrik zu München von ihrer Gründung durch Kurfürst Max Emanuel (1718) bis zum Ende ihrer 

Wirksamkeit (1810). Cartons von Fischer, Winter, Wink,und anderen wurden unter Sentigny’s | 
und Chedeville’s Leitung auf dem Webstuhle wiedergegeben. Die Fabrik gehörte zu den Sehens- | 
würdigkeiten der Stadt. Ihr vorzüglichstes Erzeugniss ist die herrliche Serie der Jahreszeiten : 


Y 


(Tafel ı6 mit 19). Der beigegebene Exkurs bespricht die Wandteppichfabrik der Fürstbischöfe | 4 
von Würzburg (1730 1749). Zahlreiche —— theilen die Belege zum Texte mit; in » 
den Beilagen sind die wichtigeren Aktenstücke veröffentlicht, Das archivalische Material wurde ) 
zumeist den Kreisarchiven zu München und Würzburg entnommen. ) 


4 

* 

»Wie die Kulturstätten Bayerns, namentlich seine Metropole, von jeher Heim- und Pflanz- ’ 
ı stätten der Kunst waren, so haben sie in gleicher Weise vom frühen Mittelalter an bis auf die | 
( Neuzeit als Pflegestätten auch des Kunsthandwerks sich unvergänglichen Ruhm erworben | 
j Das ist männiglich bekannt und wir haben vorzügliche Werke, die dem Kunstfreund in muster- %° 
rt giltiger Weise einen Einblick in die Werkstätten des Kunstgewerbes gestatten. Wenn er bis > 
( heute noch einen Führer durch die heimische Wandteppichfabrikation vermisst hat, so ist diese ! 
z Lücke durch obiges Werk voll ausgefüllt, denn es gibt eine bei aller compendiösen Austühr- | 
ı lichkeit und wissenschaftlichen Genauigkeit sehr übersichtlich und gefällig geschriebene historische 
YA an der Wandteppichverfertigung in Bayern, die hochinteressante Nachweise über die | 
{ ersten Anfänge dieser zur Zeit der Kreuzzüge vom Orient zu uns verpflanzten und zuerst, wie 
alle Werke der germanischen Kultur, in den Klöstern geübten Kunst beibringt, sowie die Ent- 1 
( wicklung derselben und ihre Blüthezeit in strenger Objektivität, von künstlerischer Kritik soviel | 
N wie möglich absehend, ausserordentlich anschaulieh schildert. Dabei geht durch das Buch ein 2 
ı warmer Ton patriotischen Stolzes, der um so berechtigter ist, als gerade auf diesem Gebiete | 
( Bayern sehr viele und ganz hervorragende Schätze birgt. Rühmlichst bekannt sind ja die 

{ prachtvollen in der k. Residenz zu München befindlichen Gobelins und die reichen Sammlungen | 
I solcher im k. Nationalmuseum, aber werthvolle Werke dieser Kunst unserer Altvordern finden 
( sich über das ganze Königreieh zerstreut in Schlössern, Kirchen, Ratlhhäusern, im Privatbesitz etc. 

{ Alle diese Einzelwerke, soweit sie erreichbar waren, zu einem imposanten Gesanmmtbilde in | 
: Wort und Zeichnung vereinigt zu haben, ist das Verdienst Manfred Mavers und des auf dem | 
( Gebiete der Kunst und des Kunsthandwerkes eine so hervorragende Stelle einnehmenden Ver- ’ 
i lages von G. Hirth. Was die dem Buche beigegebenen Tafeln anbelangt, so stehen dieselben 

1 vollkommen auf der Höhe der technischen Vollendung, deren sich der Lichtdru:k heute erfreut ; 
( Die Herstellung der Reproduktionen war eine besonders schwierige, um so mehr aber ist es | 
{ anzuerkennen, dass die 21 Lichtdrucke uns so eindrucksvolle, lebendige Abbilder geben von : 
4 all dem Reichthum geschichtlicher, genealogischer, heraldischer Motive, ‘von all den prächtigen | 
( Vorwürfen aus dem "Gebiete der Volkstrachten, der Allegorie der antiken und der kirchlichen 

i Symbolik, welche die fleissige Hand der Teppicharbeiter mit Wolle und Seide, mit Silber und 

} Gold zu wunderbaren Gebilden, in ihnen gewissermassen ein Stück Welt- und Kunstgeschichte | 
(| webend, kunstvoll gestaltet hat.e (Augsb. Abdztg.) 1) 
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im Gebiete des deutfchen öffentlichen Rechtes. - 8 


gemeinen Rechte vorherrſchenden Ansicht!) iſt in 8 740. des — für 
den Fall, daß eine Vermögensvermehrung durch Erwerb aus dem Ge— 
leiſteten nachweisbar it, die Pflicht zur Herausgabe dieſes Erwerbes be— 
jtimmt. „Was von dem Empfangenen gilt, muß auch von demjenigen gelten, 
was aus dieſem entitanden oder hervorgegangen iſt. Es fehlt an jedem Grund, 
das aus dem Geleiſteten Erworbene anders zu beurtheilen, als das Geleijtete.” *) 
Ber dieſer allgemeinen Interpretation des Geſetzes, Das bejondere Ansnahmes 
beitunmungen von der allgemeinen Regel nicht enthält, erjcheint cs nicht bes 
denklich, im Sinne unjerer Praris, wenn wir unjere Zinsfrage jener Negel 
unteritellen. Hiernach ift aber der Empfänger einer sine causa gezahlten 
Schuld nur dann zur Zahlung von Zinſen verbunden, wenn er jolche that- 
ſächlich aus dem zu Unrecht vereinnahmten Gelde bezogen hat. Die bloße 
Möglichkeit einer zinsbaren Anlegung des zu Unrecht empfangenen Kapitals 
genügt aljo nicht zur Begründung der Zinspflicht. 

Das Rejultat unjerer Ausführungen it ſomit folgendes: 

1) Die beiondere Lage des öffentlich: rechtlichen Streitfalles, die 
Stellung der als Schuldner in Betracht fommenden, auf Rüdgewähr belangten 
Behörde muß zur Vorficht mahnen bei Prüfung der frage, ob die civil: 
rehtlichen Grundjäge über Schadenserjag und Zinsanſpruch Amvendung 
erleiden Dürfen. 

2) Abgejehen davon jcheint es höchſt zweifelhaft, ob überhaupt die Süße 
des Eivilrechtes den Zinsanſpruch rechtfertigen. Was die Bejtimmungen des 
jpeziellen, civilrechtlichen Falles der condietio indebiti oder sine causa 
anlangt, jo tt jogar mit Bejtimmtheit anzunehmen, dab dieje Den Nebenan- 
ipruch nicht jtügen. Die allgemeinen Grundjäge des Verzugs jind nur 
dann ammendbar, wenn eme Berihuldung in der Nichterfüllung der Ver: 
bindlichfeit gegeben it Wenn wir nun mit Nüchicht auf die Pflichttreue 
imferer Behörden die Annahme emer vorjäglichen Nichterfüllung einer be: 
gründeten Leiftung ausichließen dürfen, jo bliebe nur eine fahrläſſige Nicht- 
erfüllung übrig. Man hatte alſo die Pflicht zur Prüfung des geltend ge 
machten Anſpruchs nicht erfüllt umd deßhalb die geforderte Rückgewähr ver⸗ 
weigert. Angeſichts des Umſtandes, daß bei Klagen gegen Behörden ein be— 
amtlicher Apparat in Bewegung geſetzt wird und nicht nur die belangte Unter— 
behörde, ſondern auch die Aufſichtsbehörden das Prüfungsrecht ausüben müſſen, 
daß das amtirende Organ durch die Centraliſation der Verwaltung eine voll— 
kommen gededte Stellung erhält, it es ar, daß jener Nachweis der Jahr: 
läſſigkeit als Grundlage der Berichuldung wohl nie oder nur jelten erbracht 
werden fann. 

3) Sogenannte „allgemeine Grundſätze, welche eine völlige Ent- 
ihädigumgspflicht des Staates wegen umrichtiger Gejegesanmwendung oder 
ſchuldhafter Nichtanwendung begründeten, exiſtiren wicht.) Deshalb iſt auc) 
die Zurückbeziehung der Zmspflicht auf jolche Grundiäge haltlos. Es fünnen 








Siehe die Nachweiie in Bd. 2 der Motive S. 838, Anm. 2 und ſtatt vieler Lehr— 
büher Arndt's Bandetten S. 575 Anm. 9, Windicdeid 8 424 Note 2. 

” Motive Bd. 2 S. 838. 

’ Sp RG. in R eger Wb. 11 S. 103. Auc in den geieglichen \ Beitimmungen des 
geltenden Rechtes über die Nerantwortlichkeit ver Beamten fir Die Geſetzmäßigkeit ihrer 
Amtsbandlungen finden fich feine Vorjchriften, die in materieller Dinficht eine Begrün⸗ 
dung der Entſchädigungspflicht und den Umfang der Haftbarkeit insbeſondere auch mit Be— 
— der Zinsfrage geben. Bgl. Freund im Archiv für öffentliches Recht Bo. 1 

424. 
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nur die bejonderen Vorjchriften maßgebend fein, die für das jpezielle Rechts: 
gebiet der jtreitigen ‚srage erlalien find. Dieſe aber erwähnen nirgends eine 
Binspflicht.") 

4) Es wäre in hohem Mabe erfreulich, wenn unſere öffentlichsrechtlichen 
Geſetzgebungen endlich, ſich befajiend mit der Frage der pojitiven Regelung 
des Schadenserjagrechtes, auch die Zinsfrage als Theil des Anſpruches auf 
Schadenserjag durch pofitive Beltimmungen regelten. Dann wäre die privat: 
rechtliche Behandlung der Frage durch beiondere zwingende Vorjchriften Des 
Gejeges ausgejchloften. ES wären dann nicht mehr bejtrittene Theorien Des 
Privatrechtes ausjchlaggebend, es wäre auch) ein erfeimbarer Fortſchritt in Dem 
Gebiete des 3. 3. noch auf einer niedrigen Stufe techniicher Vollendung be: 
findlichen öffentlichen Rechtes vorhanden. 


Die formellen Vorausſetzungen. 
8 4. Die Bedeutung der Teklamationsbefugnig für den Rücforderungsanfprud). 


Nach einer jehr weit verbreiteten und in Prozeſſen noch heute wieder: 

fehrenden Auffafiung raubt das Ende der Reflamationsfrift dem Rückforderungs— 
anſpruch em für alle Mal jeine Exiſtenz“). In diejer Allgemeinheit kann Dieje 
Anſchauung nicht anerfannt werden. Dies wird klar, wenn wir die Erwägungen 
berücjichtigen, welche in eriter Linie zur Schaffung eines Neklamationsrechtes 
geführt haben. Allerdings wollte man einerieits die Feſtigkeit des Etats 
jchügen. Er jollte nicht in Verwirrung gebracht werden durch die Möglichkeit 
der Geltendmachung von Anjprüchen, die außerhalb gewiljer, für den Gtat 
Renee Beitgrenzen erhoben werden. Andererſeits jollte jedoch auch 
das Individualintereffe der dem Gejege Umterworienen zur Anerkennung ges 
langen. Man wollte prinzipiell dem Einzelnen ein Recht der Nachprüfung 
darüber verleihen, ob die Anforderung der Behörde im einzelnen Falle gejeglich 
iſt oder nicht. 


Es ift bier auch der Fälle zu nedenten, im denen nicht der Staat jelbit, jon- 
dern der Einzelne mit Hilfe öftentlich-rechtlicher Machtmittel, jo dur den Vollzug 
der Vollftredung eines Urtheils oder Arreites eine objektiv rechtswidrige Schädigung des 
Vermögens eines Anderen deshalb berbeigeführt, weil Gegner die Aufhebung des Urtheils 
oder des Arreites berbeigefübrt hatte. Auch bier iſt eine allgemeine Verbindlid- 
fert zum Schadenserjaß gar nicht gegeben. Eine ſolche Verbindlichkeit eriftirt 
weder nach der E.-P.:O. noch nad) den Sähen des gemeinen Rechtes, es müßte denn ein 
doloies oder ale Verhalten vorliegen. Vol. RG. Bo. 7 ©. 377, Bo. 11 
S. 417, Bd. 26 5. 205 und Seuffert Archiv Bd 44 ©. 406. Ueber den Umfang 
der Haftung binfichtlich des Anfpruches auf Zinſen find im der Judikatur leitende 
Grundſätze für die genannten ‚Fälle noch nicht völlig anertannt. Tas Urtbeil des R.-®. in 
Bd. 21 Nr. 82 faßt nur Die Möglichkeit einer Klage auf Zinſen ins Auge, während in 
Bd. 11 Nr. 111 gelegentlich einer anderen Frage geſagt iſt: „Es mag ſich Fechtfertigen, 
wenn infolge Aufhebung des Urtheils der Kläger außer der empfangenen Summe auch 
Zinſen von der Zeit des Empfanges ab zu vergüten bat.“ In $ 655 CeP. O. pos. 2 ift 
nur die Pilicht „zur Eritattung des . . . Gezablten oder Geleifteten”“ gegeben "unter Weg⸗ 
laſſung jeder weiteren Ansprüche. 

“ 3 e; yu: ner, die Privatrechtstitel im öffentlichen Recht, im Archiv für öffentliches Necht, 
AD. g, 66 

Fe Verſaumung der Anfechtungsfriſt ſchneidet den Rückforderungsanſpruch ein für 
alle Mat ab, in welcer 7 Form derſelbe immer geltend gemacht werden wolle.“ S. 557 ibid.: 
„Beltehen Rrächufivfriiten fir die Anfechtung der Rechtmäßigkeit einer auf Geldleiſtung ge 
tichtlichen behördlichen Verfügung, dann kann nad Ablauf derielben die erfolgte Leiſtung 
2. dem Grunde eines unterlaufenen Kechtsirrtbums nicht fondizirt werden. Budmwinsfi 
Ar. 740.” 
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Dieje beiden Erwägungen des Gejetgebers fommen mur dann zur 
gebührenden Geltung, wenn im jachgemäßer Weiſe ein Ausgleich der wider: 
itreitenden Intereſſen gejchaffen wird. 

Es leuchtet von jelbit ein, daß eine eimjeitige Berücjichtigung der Etat— 
intereſſen zunächſt der Beſeitigung offenbarer Rechtsverletzungen des materiellen 
Rechtes ſtets im Wege ſtehen könnte. Die Möglichkeit, die Folgen ſolcher 
Rechtsverletzungen zu beſeitigen, darf jedenfalls dann nicht verſagt werden, 
wenn im Fragefalle dem Einzelnen nicht die Gelegenheit in geſetzlicher Weiſe 
geboten war, das Recht eigener Nachprüfung auszuüben. Der einzelne 
Debeaft ſoll in thatſächlicher und rechtlicher Hinficht einer Nach— 
prüfung unterzogen werden können. Damit ift jchon geiagt, daß der Einzelne 
nicht In thesi die Frage jeiner Prüfung unterwerfen darf, ob eine Steuer: 
pilicht nach der Art jeiner Zugebörigfeit zur Gemeinſchaft für ihn begründet 
werden darf’). Erwägungen theoretijcher Natur, ob die Geſetzgebung von 
richtigen Etewerprinzipien ausging, als jie die r echtliche Bevölterimg 
nach ihrer Staats: oder Gemeindeangehörigfeit, oder die loje Gruppierung der 
ortsanmwejenden Bevölkerung oder die dauernde Beziehung derer, welche 
duch Wohnort oder Domizil eine Gemeinjchaft daritellen, oder endlich 
das Prinzip der durch die Korrelation von Aufwand des Gemeinweſens und 
Vortheil der Einzelnen bedingten wirtbichaftlichen Zugehörigkeit zur 
Srundlage der Steuerpflicht machte, können niemals geeignet ein, Aiupräme 
Einzelmer zu jtügen; die zufällige Formulierung des Prinzipes iſt eine That— 
jache, unter die jich der Einzelne jo lunge zu rügen bat, als nicht auf dem 
Wege der Gejeggebung eine Aenderung des Prinzipes eingetreten it?). Es 
kann ſich alſo lediglich um die Frage handeln, ob der einzelne Hebeaft in 
thatjächlicher und rechtlicher Hinſicht ſich als geiegliche Ausführung Des 
thaträchlich zum Geſetz erhobenen Steuerprinzipes darſtellt. Wird in thats 
sächlicher und rechtlicher Dinficht Die Abgabenpflicht gar nicht beitritten, jedoch 
die Art des Verfahrens, der Ausführung als eine ungejegliche mit Necht 
beanitandet, jo hat der Einzelne cin Recht, eine der Steuerverfaſſung ent: 
Iprechende Heranziehung zu fordern und die an ſich zwar geichuldeten, jedoch 
in einem nicht gejeglichen Verfahren erhobenen Beiträge zurüdzufordern‘). 

Zaß: dolo facit, qui petit, quod redditurus est postea, gilt nicht. Wird 
m rechtlicher Hinſicht beitritten, day die angezogene geſetzliche Beſtimmung 
die Abgabenforderung vechtfertige, jo muß der Verwaltungsrichter dem Antrage 
des Kondizenten ſtattgeben, wenn die Beſtimmung, welche angeführt ıjt, in der 
hat | den Auſpruch nicht rechtfertigt. Der Eimwand, daß eine andere geſetz— 


e , Desgleichen kann eine Anfechtung des Etatsrechtes nicht uläffig fein auf dem 


Wege der lage. Einzelne Poſitionen * Etats können nicht das Übjeft der gewährten 
Antechtung ſein. Pr. VVB.G. Wo. 11, 45—46 Nreisabga bem. 

=; Nachprüfung in abstracto hicht zuläſſig feitens des Verwaltungsgerichtes, ef. für 
Sreisabgaben Br.:B.65.9. Bd. I, 91 und 381, Bo. Ill, 13, Bo. IV, 66, Bob. VIIL, 77; 
Gemeindelajten: Bd III, 88, Wo. IV, 104, 112, 117, 3». V, 145, Bo. VI, 126, Bd, XIV, 193. 

BPr-O-V. Ro VI S. 111 Gemeindeumlagen. Es wird dort mit Recht ſcharf 
unterſchieden zwiſchen dem im Terte genannten Rechte des Einzelnen und dem Recht der 
ſſemeinde, Rechnungslegung über die Verwaltung des Gemeindevermögens zu fordern 
und Dabei Unregelmäßigteiten zu erinnern 

Auch die Frage der Nechtegiltigfeit eines Kreistagsbeſchluſſes darf nachgeprüft werdn, 
das Prüfungsrecht erleidet ſelbſt durch den Eintritt der Beſtätigung der vorgeſetzten Behörde 
feinen Abbruch. Ein förmliches Klagerecht des Cinzelmen auf Aufhebung Des 
Beſchluſſes gibt es allerdings nicht Br. O8... Bd. IN S. 26, Bo. II 5. 108, Bo. lit 
=. 97, Bd. IV ©. 117, 145. 
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liche Beitimmung, als diejenige, nach welcher die Deranziehung erfolgt ijt, den 
Anipruch jtüge, darf in demjelben Verfahren rvechtliches Gehör nicht finden. 
Dann muß eben eine neue Beranlagung beginnen, die nad) Maßgabe 
der gejeglichen Beſtimmungen befannt gemacht werden muß. Dann beginnt 
eine neue Reklamations- und Klagefriſt'). Man ſieht auch hier, daß der 
Richter jtrenge darauf bedacht it, eine Schmälerung des gejeglichen Prüfungs: 
rechtes nicht eintreten zu lajjen. Nur dann, wenn dieje nach der Abjicht des 
Sejeßgebers gewährte Möglichkeit der Prüfung innerhalb eines beftimmten 
Zeitraumes gegeben war und der einzelne Fall nach feiner bejonderen Lage 
unzweideutig unter die Vorausiehungen des Neflamationsrechtes gebracht werden 
fann, dürfen die präfludierenden Wirkungen der Verjährung eintreten. Läßt z. B. 
eine Bebelifte überhaupt nicht die Zablungspflicht in jubjeftiver oder objeftiver 
Hinficht, die Schuldner und die Höhe der Schuld klar erkennen, jo iſt zweifellos 
die Möglichkeit des Nechtes auf Nachprüfung nicht gegeben.”) Mit guter Absicht 
haben unſere Geſetzgebungen öfters eine befondere, in bejtimmte Form gefleidete 
Benachrichtigung als Vorbedingung des Laufes der Neflamationsfrift itatuirt. 
Es bedurfte einer veformirenden Entjcheidung, um auszuſprechen, daß die An— 
jicht einer Verwaltungsbehörde, welche in dem Akt der Erefutionsvollitredung 
eine „Mittheilung“ des veranlagten Betrages jah, irrig jei. Daß die Ziwangs- 
volljtredung erjt die Fohge der Erfüllung vorausgegangener gejeglicher Ga— 
tantien jein darf, dieſe Auffaſſung darf heute als wohl über allem Zweifel 
ftehend bezeichnet werden.?) 

Abgejehen von der Frage der Prüfungsmöglichfeit können einzelne Fälle 
nach ihrer bejonderen Lage jo geartet jein, daß Die Nechtswirfungen der Ver: 
jäumung von Neflamationsfriiten nicht ausaeiprochen werden dürfen. Man 
wird jich fragen müſſen: Sind die zeitlichen Grenzen, welche man der Wirkung 
der Erkenntniß eines Irrthums, der nach Anficht des Einzelnen auf Seiten 
der Behörde Liegt, auch dann maßgebend, wenn nach Lage des Falles eine 
Veranlaſſung zur Geltendmachung einer Beſchwerde innerhalb friitgemäher Zeit 
gar nicht gegeben jein konnte? Setzen wir den all, eine Abgabenjchuld wird 
nach Ablauf der Friſt zum zweiten Male beigetrieben. Aus der Spruchpraris 





— 


Mr. O.VB-G. Bd. V &.183. Nicht nur das Vorbringen der beklagten Partei, 
dab andere Beſtimmungen den Anspruch rechtfertigen könnten, ſoll unberückſichtigt bleiben. 
Ter Richter ielbit darf gleichfalls nicht andere Veranlagerungsgrundiäge heranzieben, 
deren Anwendung eine lleberbürdung nicht ergeben würde. Cine solche Prüfung der 
Grundſähe im weiteren Umfang toll nicht erlaubt jein. ef. Pr» OR. Bd. VILL, 
=. 74 Amtsverbände). 

Mr, OR. Bd. IE. 74 PWeitragsprlicht zu Nreisabgaben KreO. v. 13. Dezbr. 
1872 89,6, 10, 11, 14, 15, 19, (9. über die Verjährung der öffentlichen Abgaben vom 
18. Juni 1840 S 1. Tort wurde die Nlage für begründet gehalten. Die tandräthliche 
Bekanntmachung enthielt lediglich eine Ueberſicht dev Beiträge ſeitens einzelner Gemeinden, 
Gutsbezirke, Des Fiskus und zweier Fabriken. Cine beiondere Hebliſte für die einzelnen 
treisangehörigen war nicht vorbanden und biernah die Möglichkett des Prüfungsrechtes 
nicht gegeben. Ter Einwand, dab nicht der Kreis der Jahlungsempfänger und der richtige 
Beklagte Sei, Da die Gemeinde die Zahlung erhalten und dieſe an den Kreis gezahlt, Daß 
ferner ohne Vor behalt entrichtet jet und der Rechtsweg für Die con dietio in- 
debiti, die aeneben ſei, fompetent fet, wurde zurüdaewielen. Betont wurde, daß die An— 
vabme einer freiwilligen Zahlung ſchon durch die Möglichkeit der Erekution ansgeichloflen 
werde. 
B. C. BoG. Hp 2 S. 69. Der Alt der Exekutionsvollſtreckung it nicht eine dem 
Geſehe entiprechend. Art der Bekanntmachung des veranlagten Steuerbetrages. Es handelte 
sich um Die Küdforderung von Kommunagalabgaben aus den Jahren 1873, 1874 und 1875. 
Tie Klage wurde 1876 angeitellt 
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unſerer Gerichte geht mit Sicherheit hervor, daß die Möglichkeit eines ſolchen 
Verſehens bei Feſtſetzung der Rechtsſchutzbeſtimmungen von dem Geſetzgeber 
nicht berückſichtigt wurde. Es können ſonach die Friſtbeſtimmungen, welche 
man für Einſprüche gegen die erſtmalige Veranlagung und Ausſchreibung feſt— 
ſetzte, nicht maßgebend ſein.) Desgleichen kann die Geltendmachung eines auf 
Steuerminderung gerichteten Anſpruchs, der aus einer nachträglichen Aen— 
derung der bei der Veranlagung zu Grunde gelegten Verhältniſſe des Steuer— 
pflichtigen hergeleitet wird, nicht an die gewöhnliche Verjährungsfriſt geknüpft 
ſein. Zu „Beſchwerden“ im Sinne des preußiſchen Abgabenrechtes gehört 
nach der Nechtiprechung auch der all, in dem der Genfit zwar anerfennt, daß 
die Veranlagung hätte gejcheheu dürfen, aber gegen deren underändertes 
sortbejtehen geltend macht, dasjelbe jei unverträglich mit gewiſſen Aender- 
ungen, Die 114 inzwijchen mit jeinen perjönlichen Verhältniſſen vollzogen 
hätten”) Da Bejchwerden feine die Zahlung juspendirende Wirkung hätten, 
jt jede Steuer immer im gewiſſen Sinne zu Recht gezahlt. Die 
wichtige Folgerung, die jich aus diejer Auffaſſung ergibt, beiteht in dem Satze, 
dab die Frage, ob Steuern zu Necht gezahlt jind, jich nicht nach 
den Berbältnijien zur Zeit der Zahlung bejtimmt. Daß die vor: 
genannte Beſchwerde an die dreimonatliche Reflamationsfrift des preußiſchen 
öffentlichen Berjährungsrechts geknüpft jei, wurde mit Necht beitritten und it 
m verneinenden Sinne num durch die höchite Inſtanz entſchieden.) Dem Falle, 
u dem der Genjit zur Zeit der Abgabe der Erklärung, welche zur thatjächlichen 
Unterlage des jlaatlichen Anjpruchs auf Abgabenentrichtung führte, nicht weiß, 
und nicht vorausjehen fonnte, daß jich jeine thatjächlichen Verhältniſſe iim Laufe 
der Steuerperiode ändern, ijt derjenige in rechtlicher Hinficht gleichzuftellen, 
in welchem Jemand ich im den thatjächlichen Angaben irrte, die zur Nicht: 
ihnur des Ausmaaßes der in Frage fommenden dffentlichrechtlichen Verbind— 
lichkeit dienten. Eine Nichtigjtellung der RO EN. Unterlagen des jtaat« 
lichen Anſpruchs fann auch hier nicht verjagt werden. Der Anſpruch auf Rück— 
erjtattung, der in formeller Hinficht bei jeiner Eigenart unmöglich unter Die 
gewöhnlichen Reflamationsfrijten gebracht werden kann, muß auch bier gegeben 
jein. Nach einem Theile unſerer öffentlich-rechtlichen Geſetzgebungen wird er 
durch die Formen einer Wiederaufnahme des Feſtſtellungsverfahrens vermittelt.*) 
Kommt überhaupt der Gejichtspunft der Möglichkeit der Abänderung einer be— 
hördlichen Entjcherdung der Verfügung nicht in Betracht, jo erjcheint die An— 
wendung einer präfludivenden Friſtbeſtimmung von vornherein ausgeſchloſſen. 
St z. B. innerhalb der Friſt Beſchwerde erhoben worden und erging hierauf 
eine behördliche Entſcheidung, jo it, falls mehr, als dieſe rechtskräftig ge: 


H Pr. O-9V.-9. vom 9. Mai 1891 in Bo. 21 = 152. — für das Gebiet 
des Pr. Verjährungsgeieges vom 18. Juni 1840 8 1, 2, 4, "al. ferner auch U. des 
b. V-G. vom 27. November 1891; Br. Ver.-BI. NT 18 267 über die Gemeindeein— 
tommensteuerbeichwerde und Klage des Cenſiten beim Hinzutritt eines zweiten Stenergläubigers 
nach der Weranlagung im Laufe des Steuerjahres Geſ. S 11 Abſ. I. Dem Cenſiten muß 
die Möglichkeit bleiben, das Hinzutreten eines zweiten Steuergläubigers nach der Veran— 
lagung im Yaufe des „Jahres behufs neuer Veranlagung des beichränkten Steuerobjeftes zur 
Geltung zu bringen, nöthigenfalls im Wege einer Bejchwerde, die an die im S 1 Abi. 2 
des (Seiehes vom 18. Juni 1840 — Reklamationsfriſt nicht gebunden iſt. 

9 Mr. D.B-G. Bd. 26 S 60, 

Bgl. auch noch Bd. 1 5. 63, 80, Bo. 3 5.2, Wr. 6 S. 1, 90.85.18, Bd. 15 
3. 616, Bd. 21 5. 158. 

Tezner ibid. hält zunächſt nur einen Anſpruch auf Wiederaufnahme gegeben. 
S. Ar. 1. ö. R. a. a. O. S. 557. 
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wordene Entjcheidung verlangte, ſpäter geleijtet wurde, ohne Zweifel ein 
Kückjorderungsrecht gegeben. Der Zahlende will ja lediglich der Behörde Ge— 
horſam leiften. Iſt er gegen jeinen wahren Willen noch weiter gegangen in 
Folge eines Irrthums, jo wird er jeder Zeit fondiziren können. 

Unſere Auffaſſung, das in dieſen umd ähnlichen Fällen die Friſten des 
Neflamationsrechts mangels jeder jinngemäßer VBorausjegung Anwendung nicht 
erleiden fünnen, wird noch durch die Thatjache beitätigt, daß außer den Rekla— 
mationsbejtimmungen in einem Theile umjerer Gejeggebung noch bejondere 
Verjährungsiriten für Nüderjaganiprüche beſtehen.) Wie wäre letztere That- 
jache zu erklären, wenn man hätte glauben können, die Friſten des Reklamations— 
rechts jeien ausreichend? Können die Friſten des Neklamationsrecht3 feine 
finngemäße Anwendung vrleiden, fehlen ferner bejondere Verjährungsbeſtimm— 
ungen, jo kann Die Abweiſung der im öffentlichen Necht überhaupt nicht ges 
regelten Anjprüche ohne Frage damit nicht begründet werden, Daß man jagt: 
der Haushalt öffentlicher Verbände wurde durch die Zulafjung ſolcher Ans 
jprüche in Verwirrung geratben.?) Mit Necht bemerft Tezner: „Das tt ledig: 
lich eine Erwägung de lege ferenda.”?) Andererſeits darf nicht verfannt 
werden, dab Durch eine allzumweite Zulafjung der condietio indebiti die Ge— 
fahr hervorgerufen wird, es fünnten Die geieglichen Beftimmungen über den 
fompetenten Inftanzenzug, die Nechtsfraft von Berfügungen der zumächit zus 
jtändigen Behörden und die Präkluſion von Anfechtungshandlungen ihrer 
Wirfung beraubt werden. Wenn in den zuvor genannten Fällen, in welchen 
ohne vorausgegangene Enticherdung oder Verfügung geleiftet wurde, die vor- 
behaltloje Zahlung eine präffudirende Wirkung dann nicht nach fich zieht, wenn 
auch bejondere Verjährungsfriiten fehlen,‘) jo muß doch bei dem Vorliegen 
einer rechtöfräftigen Entjcheidung die Durchführung des Anjpruchs verjagt jein. 
Liegen ferner bejondere Beftimmungen vor, welche unter ausdrüclichem Aus: 
ichlufje eines weiteren Rechtsmittel® insbejondere des Rechtsweges einen geord- 
neten Inſtanzenzug von VBerwaltungsbehörden als Richter zur Beurtheilung 
bejtrittener Abgabenverpflichtungen einjegen, jo fann nad) Durchführung jenes 
Inftanzenzuges der ordentliche Nichter mit der Formel einer condictio indebiti, 
mit der Behauptung eines privatrechtlichen Rechtstreites nicht angegangen werden. 
In dieſer Hinficht ericheint die Nechtsiprechung eines Theils unferer deutjchen 
Gerichte nicht unbedenflich.”) 








Bgl. z. B. die preuß. Gejehnebung, welche die Verjäbrung öffentlich-rechtlicher An— 
ſprüche beionders mehrfach geregelt, auch das Yollreht $-15 RV.-3.:@. 

®, Pies geichieht zuweilen von deutichen NWerwaltungsgerichten umd -Dem öjterr. Ver: 
waltungsgerichtshof. Val. B. R.-6.-9. in Bd. 4 E. 527. Neger, Bd. 9 ©. 146 und 
A. f. õ. R. Tezner a. a O. S. 557 Bd. 9, 

 Ternera.a. O. S. 557. 

+ Mit diefer Modifikation iſt der Ausſpruch Tezners a. a. O. S. 367: „Das Hin- 
derniß der verfäumten Weichwerde beitebt nicht im jenen Fällen, in welchen ohne vorber- 
gegangene Enticheidung oder Verfügung entrichtet wird . . ." anzuerkennen, 

>, In der Sache Geſellſchaft „Union“ zu Weimar e. Gr. Heil. Staatsfistus dajelbft 
Rüdforderung von Steuerbeträgen, C. 46/89 wurde außer der interefianten Dauptfrage, ob 
die Zinſen der Geiellihaft ein jelbitändig ftenerpflichtiges Eintommen bilden, auch die Frage 
des Rechtsweges erörtert und entichieven. Cs handelte fih um die Nüdforderung eines 
Theiles der Kinfommeniteuer, da eine rechtliche Verpflichtung, Die Zinserträgnifie eines ge: 
willen Zeitabichnittes ſelbſtändig zur Verſteuerung zu bringen, nicht anerfannt wurde. Durd) 
Zwiichenurtbeit vom 16. April 1889 bielt das Landgericht Weimar die Einrede der Unzu- 
läffigfeit des Nechtsweges für begründet. Nach $ 1 des neurevidirten Geſetzes über die all- 
gemeine Einfommeniteuer vom 10. September 1883 iſt das Gr. Sächſ. Staatsmin iſteium 
zu Weimar die oberite Yandesbehörde für alle die allgemeine direkte Cintommeniteuer be 
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Im Intereije der Rechtsficherheit mul angenommen werden, dab im ‚Falle 
bejondere Bejtimmungen über die Art des Austrages des Anſpruchs und über 
den Ausichluß des Rechtsweges eriftiren, die jeitens der Verwaltung geichaffene 


treffenden Angelegenheiten. Klägerin hatte bereits in Gemäßheit der Reklamationsbeitimm- 
ungen Berufung eingelegt. Dieſe Berufung wurde von der Berufungstommiliton verworfen. 
Tie noch zuläſſige Revilionsbeichwerde wurde durd Beſcheid Gr. Staatsminifteriums vom 
20. Juli 1888 als unbegründet zurüdgemieien. Hiernach war in Gemäßbeit der Rechtichub- 
beitimmungen ss 62, 65 und 68 des ©. vom 10. September 1883 gebandelt. $ 68 be 
ſtimmt in pos. 3: Ein weiteresNedhtsmittel findet weder im Rechts- noh im 
Ser waltungswege ftatt: pos. 4: Die Berichtigung von Rechnungsfehlern fann bis 
zum Schlufie des Steuerjahres, für welches die Steuerrolle aufgejtellt it, jederzeit gefordert 
werden.“ (Bgl. auh Scan; Finanzarchiv Bd. 2 ©. 405. Tas Yandgericht bielt 568 
p: 3 des cit. Geſetzes nicht fir eine pofitive, den Nechtsweg in allen Fällen ausjchließende 
Beitimmung. Die Frage_ der Steuerpflicht werde nicht durdy das Geſetz von 10. Sept. 
1883, jondern durch die Steuerverfallung vom 18. März 1869 geregelt. Beide Geſehze jeien 
äußerlich getrennt, man fünne nicht cit- S 68 auf die Steuerverfaflung rüdmwärts ausdehnen. 
Wenn biernad nad) der reichsgerichtlihen Rechtipredung, vgl. Blums Annalen Bd. 1 
e: 218, R.G. Circl- Bd. 11 ©. 67 der Rechtsweg nicht verichlofien ſei, jo ſei er doch 
im F ragefalle nicht negeben. Es werde hier nicht behauptet, daß die geiehliche Voraus— 
ſezung zur Grbebung der Einkommenſteuer überhaupt fehle. Klägerin beichwere ſich dar— 
über, daß neben dem Geichäftseinfommen die Kapitalzinien noch beionders bejtenert 
würden. Nah richtigem Verfahren ſeien Die Zinſen ein Theil der Einnahme, ein 
Faktor derielben und kämen nicht mehr beionders in Betracht. Ties ſei ein Angriff gegen 
die Art und Weije der Seranziehung. Für dieje Frage werde der Nechtsweg durch $ 68 
des G. vom 10. September 1883 ausgeichlofien. Cine Klage jei dann gegeben, wenn Die 
Anfechtung der Beiteuerung erfolge mit der Behauptung, die Borausiehungen zur Be 
ttenerung lägen nicht vor. 

Auf eingelegte Berufung wurde das Urtheil aufgehoben. Das OL. G. zu Jeng hielt 
durch Erkenntniß vom 12. Februar 1890 den Nechtsweg für uff, Wenn in S 68 des 
neu revidirten Weimarifchen Gejeges von 10. September 1883 der Rechtsweg veriagt ſei, 
jo jei Dabei die Steuerpflichtigleit der betreffenden Perion vorausgeſetzt. Es jet 
nicht die Abiicht des Gejehes, die Beichreitung des Nechtsmweges auch demjenigen zu ver 
wehren, welder die Steuerpflicht an und für fich nicht anerkennt, ſondern beitreitet. Es 
ftomme übrigens nicht nothwendig auf eine Beſtreitung der ganzen Steuerpflicht an, auch 
bei einer theilweiſen müſſe die Betretung des Rechtsweges folgerichtig geſtattet sein. 

Tas Urtheil des O.-L.-. wurde rechtsträftig. Tas Neichsgericht hat fich nicht mit 
der Frage befaßt. 

Angefihts der Thatſache, daß es ſich um eine landesrechtliche Cintommenjteuerfrage 
bandelt, daß das Yandesrecht eine bejondere den Rechtsweg ausichließende Beſtimmung ent= 
balt und der zuſtändige Inſtanzenzug erſchöpft war, dürften Bedenken nicht zu unterdrücken 
ſein. Das revidirte ee iiber die Stenerverfaifung ‚des Großberzogthums Sachlen Weimar 
vom 18. März 1869 ſ. Schanz Finanzarchiv Bd. 2 &. 336—343° enthält über die vor: 
liegende Frage nichts, Rechtſchußbeſtimmungen find in dieſem Gelege im Gegenfage zu 
fruberer Faſſung SS 72—77 G. vom 19. März 1869 gar nicht vorhanden. Sonab kann 
nur das Geſetz vom 10. September 1883 in Betracht fommen. Tie Auffallung des Ober: 
landesgerihts dürfte zu nicht baltbaren Konſequenzen führen umd die vorhandene Rechts— 
imitcherbeit nur vermehren. Es fönnen unmöglich Nechtsichugbeitimmungen gerade die 
Dauptfrage, den all des Bejtreitens der Steuerpflicht, unberührt laſſen. Sollte der 
Austrag der frage der Zteuerpflicdt dem Gericht kompetiren, welche Fälle gehören 
dann überhaupt vor das Forum der Verwaltung ! >» 68 handelt Sich Doch wohl in jedem 
Falle der Nellamation um eine mehr oder weniger bejtrittene Stenerverpflichtung- Ob 
der Grund des Streites darin liegt, dab ‚jemand glaubt, er jei überhaupt nicht fteuer- 
orlihrig. oder meint, ev ſei nicht in dem berangezogenen Betrage itenerpflichtig. Dies 
fann in der tompetenzfrage wohl ichwerlich einen rechtserbeblichen Einfluß ausüben. An 
die ‚Folge, dab man zwer nad ihrer Natur durchaus verichiedene fora belißt, von denen 
das eine nur Die Höhe der Steuerſchuld bei an ſich unbeitrittener Steuerpflicht, das andere 
die Borfrage nach dem Vorhandensein einer Steuerverpflichtung enticheidet, dürfte man 3. 3. 
des Erlajies des neuen Steuerrechtes ichwerlich gedacht haben. — In der Sache Plathner 
e. Fiscus Rüdforderung von Steuern betr. Akten Nr. 382/88: wurde durch Urtheil Gr. 
Yandgerichts Weimar vom 23. Mai 1889 die Zuläſſigkeit des Rechtsweges angenonmen, 
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res judicata unbedingt der Durchführung einer condietio entgegenjteht. Weniger 
zweifelsfrei dürfte die Frage liegen, vb ein Rüdforderungsanipruch erhoben 
werden fann, wenn jich die Anichauung des Gerichtes über die Vorausſetzungen 
der Hebung einer Umlage zu Gunften eines bisher für umlagepflichtig Be— 
handelten ändert und die Leitung früher itets deshalb erfolgte, weil ein Streit 
über das Beitehen der Pflicht nach früherer Nechtsauffaliung zu Ungunjten 
des Leiitenden ausgefallen wäre. Man leitete, ohne eine Verfügung oder Ent- 
icheidung der Behörde zu provoziren. Aber die Abjicht, eine beitchende Schuld 
durch Zahlung anzuerkennen, lag nicht auf Seiten desjenigen vor, der die zur 
Zeit der Zahlung herrichende Rechtsauffaſſung für unrichtig hielt. Hier war 
vielmehr die Erjparung der Kojten eines Prozefles und der Bolljtredung maß— 
gebend. Nach der einen Auffaffung, welche wohl die herrichende it, wäre die 
Klage ausgeichlojfen. Die Berjäumung der Anfechtungsfrift jchneidet den Rück— 
forderungsanipruch ein für allemal ab, in welcher Form immer derjelbe geltend 
gemacht werden jollte. Derielbe fann auch dann nicht erhoben werden, wenn 
jich die Auffaffung der Praris über die gejeglichen Vorausſetzungen einer Heb— 
ung zu Gunſten des Leiftenden ändert und die Leiſtung früher wegen der Aus: 
jichtslojigfeit einer Beſchwerde erfolgt ift.“') 

Andere halten einen Nüctforderungsanipruch für gegeben, went der Nach- 
weis erbracht wäre, dal die ciwilvechtlichen Grundſätze der condietio indebiti 
Anwendung erleiden fünnten.*) Lebteres wird aber verneint. Deshalb it Diele 
bedingte Geitattung des Anjpruchs nur eine jcheinbare, fie fommt in Wahr: 
heit auf das zuerjt genannte Nejultat, auf die Berjagung des Anipruchs bin: 
aus. Dieje Behauptung leuchtet ein, wenn man jich zumächit vergegenwärtigt, 
dal; cin Nachweis des Cauſalzuſammenhanges zwiichen effektiver nad) der 
Zablung vorb andener Bereicherung und der gejegwidrigen Ueberforderung 
zu bringen it.) Es bedarf einer genauen Nachweiſung des Urjprunges des 
in dem Zahlungsjahre etwa gebliebenen Aftivreites. Zofern nicht nach Lage 
der Sache und in ‚Folge von Belegen der Schluß mit Nothwendigfeit gerecht- 
fertigt ericheint, dal die Bereicherung in dem Ueberſchuß ſteckt, daß ein beitimme 
ter Oeitog des Ueberſchuſſes allein auf denſelben Betrag der fondizirten Mehr— 


weil man von der Annabme ausging, es bandele ich gar nicht um eine Einſchätzung. ſon— 
dern eine wangsweiſe herbeigeführte Faſſion. In dem Urtheile des OL. G. Jena vom 
10. Mat 1890, das in 2. Inſtanz zur Sache jetbit, nicht zur Frage des Rechtswege⸗ erging, 
it iiber den Gharafter der Nlage bemertt: „Tie Nlage ut nicht die condietio inde- 
biti, vielmehr iſt jede Klage auf Rüczablung von Ztenern, welche nach der Behauptung 
des Klägers zu Unrecht erhoben find, nach Analogie einer Negat orienklage zu beurtbeilen, 
bei welcher die Beweislaft anf Zeite des Vellagten liegt.” Turd die jofortige Vollitred- 
barfeit und die erefutiviiche Weitreibung der Stenern wird eine Verichtebung der Bemweislait 
nicht bewirkt.“ 

Die Behauptung, | daß eine, Einſchäthung“ nicht vorliege, entſprach der Sachlage; man 
hatte von Zeiten des Finanzdepartements eine Unterſuchung angeordnet und das Reſultaät 
derielben zwangsweife als „Reingewinn“ zur Faſſion gebracht. 

', Tesnera. a * S 367, 

Reger, Bd. 9 S. 146, 148, bayr. CD... Bd. 4 S. 525, 26. 

5) Diele er dürfte übrigens entiprechen der strengen Affaſſung— welche die 
Herren Verfaſſer unſeres E ntwurfes e. b. G. j. d. d. R. von dem theoretiſch ſchweren 
und praftiich hoch bedeutiamen Begriffe der Wereicherung baben. Tie ſchweren Be— 
denfen, welche in der Praris gegen die Beibehaltung des Prinzipes der } Bereicherung iprechen, 
iind in der 162 Sitzung der Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfes eines Bürger: 
lichen Geſeßbuches fir das deutiche Neid geäußert worden, die Wiehrbeit entichied ich für 
Beibehaltung des Prinzipes. Wei der großen Wichtigkeit der Frage wollen wir an dieſer 
Stelle die maßgebenden Verhandlungen nac der Faſſung des amtlichen Protokolls wiedergeben: 
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V. Dan wandte jich darauf zu dem S © des allgemeinen Antrags. 
l. Derielbe bat folgenden — 
Se 739, $ 748 Abi. 3. 


„Kann Das, was der — ohne rechtlichen Grund erlaugt hat, wegen 
ſeiner Beſchaffenheit nicht herausgegeben werden oder iſt der Empfänger in Folge 
eines vor dem Eintritte der Rechtshängigkeit des Rückforderungsanſpruchs eingetretenen 
Umſtandes außer Stand geſetzt, es herauszugeben, fo bat der Empfänger den Werth 
zu vergüten. 

Tie Verbindlichkeit zur Herausgabe oder zur Wertbvergütung fällt fort, ſo— 
weit der Empfänger bei dem Gintritte der Rechtshängigkeit durd das Erlangte 
nicht mehr bereichert it.“ 

2. Tazu war beantragt, dem Abi. 2 folgende Faſſung zu gebe: 

„Die Verpflichtung zur Werthvergittung it ausgeſchloſſen, ſoweit der Em— 
pfänger das Crlangte in ſolcher Weile verloren bat, daß der Werth desjelben 
jenem Vermögen nicht zu gute gefommen it, es ſei dem, Daß er das Erlangte 
unentgeltlich veräußert oder unentgeltlich belaftet bat.“ 

3, Ein weiterer Antrag ging dahin, den Abi. 1 der Vorſchrift zu falten: 

„Jit dem Fmpfänger die Derausgabe ‚Defien, was er erbalten hat. unmöglich, 

io hat er den Werth desielben zu eriepen,“ 
den Abi. 2 zu Falten wie tm Antrage 2, jedoch unter Streichung des legten Halbſatzes 
„es det denn... . . .. belaftet hat“. 

Ter Abi. 1 des Antrags 1 dedt fi) mit dem $ 739 Abi. 1 des Fntwuris. Der An- 
trag 3 enthält infoweit nur eine redaktionelle Abweichung. Der Abi. 2 des Antrags 1 
gibt den S 739 Abi. 2 des Entwurfs unter Hereinziehung des $ 748 Abt. 3 wieder Tar- 
noch soll der qutgläubige Empfänger, wenn vor dem Eintritte der Rechtsbängigteit des 
Küdtorderungsanipruchs eine Verminderung des ihm ohne rechtlichen Grund zugefommenen 
Vortheils eingetreten it, nur ſoweit haften, als er noch bereichert it. Dabei ſoll die ge: 
ſammte Vermögenslage des Empfängers in Betracht gezogen werden; Aufwendungen, welche 
der Empfänger aus Anlaß der ibm ohne rechtlichen Grund zugefommenen Vermögens— 
permebrung macht, geben nicht zu feinen Laſten, ſondern zu Yalten des Rückforderungs— 
berechtigten. Ties gilt auch dann, wenn die Leiſtung in der Begründung eines Forderungs— 
rechts gegen den Leiſtenden beitanden hat; der Schuldner verliert die Finrede des Mangels 
des Hechtägrundes, ſoweit der Gläubiger im Wertrauen auf das erlangte Forderungsrecht 
Aufwendungen macht, die er ſonſt nicht gemacht haben wide 

Nach dem Antrage 2 Soll enticheidend jein, ob der Empfänger den erlangten Ver— 
mögenswerth in ſolcher Weile verloren bat, dab derielbe dem Werthe nach in fein übriges 
Vermögen verwendet worden it, oder ob eine Vermehrung des übrigen Vermögens nicht 
eingetreten ift. In eriterem Falle ſollen weitere Nenderungen, weldıe im Vermögen Des 
Empfängers vorfommen, den Küdtorderungsberechtigten nicht berühren. Ter Verwendung 
des Werthes des Irlangten in das übrige Bermögen Toll es gleich ftehen, wenn der Empfänger 
uber das Erlangte durch Veräußerung oder Relaltung unentgeltlich verfiigt bat 

Ter Antrag 3 itreicht den letzteren Satz, ſchließt ſich aber im Uebrigen dem Antrage 2 an. 

Tie Kommiffion nahm in eventueller Abſtimmung den Antrag 3, ſoweit derſelbe den 
Antrag 2 einichränft, an, lehnte dann aber endgiltig den jo geänderten Antrag 2 ab und 
nahm den Antrag 1 an 

Ter Antragiteller zu 2 führte im weientlichen folgendes aus: 

Ter qgutgläubige Empfänger einer Leiſtung ericheinte befugt, über den Gegenſtand der 
ſelben frei zu verfügen, Nachtbeile dürften ihm aus der Nichtberudfichtigung des Mechtes 
eines Anderen. das er nicht gekannt babe und nicht babe keunen müſſen, nicht eriwachlen. 
Wenn er aber durd eine ſolche Verfügung etwas erlangt babe, durch deſſen Werth fein 
Vermögen vermehrt ſei, jo fünne der ſpätere Wegfall dieſer Bermögensvermebrumg ibn wicht 
son der Verpflichtung zur Derausgabe des Werthes befreien. Ebenſo müſſe es ‚gleichgiltig 
iein, wenn der Bereicherte im Vertrauen auf den erlangten Bermögenswerth itber fein ander: 
weitiges Vermögen Verfügungen treffe, verſchwenderiſche Ausgaben mache, in der Lotterie 
inele und jo fort. Eutſtehe ibm ſo ein Verluſt, jo müſſe der urſprüuglich Bereicherte den— 
ielben felbit tragen. Es beitebe fein innerer Grund dafür, einen folchen Zchaden auf den 
Kudforderungsberechtigten abzumälzen, ebenſowenig wie der lehtere einen Anſpruch auf den 
Ieminn haben würde, melden der Wereicherte etwa mit Hilfe des ohne Rechtsgrund Gr 
langten gemacht babe. Es leuchte Dies ohne weiteres ein, wenn man fich die in Betracht 
tommenden thatiächlichen ‚Fälle vergegenmwärtige. Wenn Jemand z. B. einen fremden Ning 
gutglaäubig erlangt babe und taufche denielben gegen eine andere Sace ein, jo jet er Dem 
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bisherigen Eigenthümer zur Herausgabe des erlangten Werthes verpflichtet ; es ſei nicht wohl 
möglid), daß dieſe Eritattungspflicht um deswillen fortfallen fünne, weil der Bereicherte den 
neu erlangten Vermögenswerth wieder verloren oder im Dinblid auf denjelben nachträglich 
beiondere Ausgaben gemacht babe. Es treffe in dieſer Richtung die Analogie des Cigen- 
thbumsanipruchs gegenüber dem gutgläubigen Beſiher zu. Der autgläubige Beliser tolle 
von jeinem Beige keinen Nachtbeil haben. Verfügungen, die er über die Zadıe treffe, 
müſſe der Eigenthümer hinnehmen. Verfügungen dagegen, die der gutgläubige Beſitzer über 
den erlangten Preis oder jein ſonſtiges Vermögen treffe, berührten den Cigenthitmer nicht. 
gleihviel ob fie vortheilhaft oder unvortbeilbaft ſeien. 68 beſtehe kein rechtlicher Zuſammen— 
hang zwiſchen dem Eigenthumsanſpruche auf Hergusgabe einer beſtimmten Sache und den 
Handlungen, welche der Beſitzer derſelben in Bezug auf ſein ſonſtiges Vermögen vor- 
nenommen babe. Wenn auf die andermweite Regelung des Grbichaftsbeiiges iS 2083 des 
Entwe hingewieſen sei, fo ſei das fehliam, denn bei der Erbichaft handle es ſich um_ eine 
Gelammtbeit von VBermögensitüden, bei dem Figenthumsanipruch und der bier in Frage 
itebenden Bereicherungsflage dagegen um einen einzelnen Vermögenswerth. Die innere Yage 
jei bei dem Gigenthumsaniprude und dem Nüdforderungsanipruche ganz dieſelbe. So 
wenig in dem bervorgehobenen Beiipielsfalle der Beliter des Ninges, wenn er das Eigen: 
thum desielben nicht erlangt babe, von dem Eigenthumsanſpruche deshalb befreit werde, 
weil er im Dinblid_auf die durd den Ring erhaltene VBermögensvermehrung Ausgaben ge: 
macht babe, die er ſonſt nicht gemacht haben würde, ebenſowenig dürfe er aus dieſem Grunde, 
wenn er das Figenthum des Ringes ohne rechtlichen Grund erworben, von dem Rüdtorderungs- 
anfpruche befreit werden. Verkaufe oder vertaujche er den Ring, jo werde er im eriteren 
‚alle von dem Figentbumsanipruche frei, müſſe aber die dadurch erlangte Bereicherung 
berausgeben. Gbenjo gehe in dem zweiten Falle der Rüdtorderungsanipruch nicht mehr 
auf den King jelbit, jondern auf die durd den Verkauf desielben erlangte Bereicherung- 
In beiden ‚Fällen dürfe ein Ipäterer Wegfall diefer Bereicherung nicht mehr, in Betracht 
fommen. Ties mühe auch daun gelten, wenn die uriprüngliche Bereicherung auf eine Dand- 
lung des NRüdtorderungsberechtigten zurüdzufübren ſei. Hier liege freilich die Erwägung 
nabe, daß der Yeiltende, der felbit durch feinen Willen die Vermögensverichiebung herbei— 
geführt babe, nur inioweit einen Gritattungsanipruch haben fönne, obne jelbit Schaden zu 
leiden, Indeſſen vergegenmwärtige man fich, dab die Yeiltung allein fein Rechtsgrund jei, 
dat der Empfänger alſo auf die Leiſtung allein niemals vertrauen dürfe, fondern immer 
noch das Naufalgejchäft berückſichtigen müſſe, fo erhalte man ein anderes Ergebniß. Täuſchten 
ſich die Parteien über den Nechtsgrumd der Leiſtung, jo jei_der Irrthum ein beiderfeitiger 
und jeder Iheil müſſe die Folgen feines Irrthums tragen. Der Empfänger ſei nicht befugt, 
die ihm durch ſeinen Irrthum entſtandenen Nachtheile auf den anderen Theil abzuwälzen. 
So enticheide auch das Rechtsgefühl. Beſonders Klar trete das in dem alle hervor, daß 
die Vereicherung im der Begründung einer Schuld des Leiſtenden gegenüber dem Gmpfanger 
beitehe. Ter Schuldner babe bier eine Einrede gegen den Gläubiger, es jei durchaus un— 
billig, daß dieſelbe um deswillen rortfallen folle, weil der Gläubiger zufällig im Vertrauen 
auf das Beſtehen j jener Schuld anderweite Ausgaben gemacht habe. Es jei Deswegen dringend 
geboten, eine Beſtimmung im Zinne des Antrags 2 zu treffen, Für den beionderen ‚yall 
Yiorlorge zu treffen, dab der Gläubiger einer ‚Forderung etwa von einem dritten Nicht 
ſchuldner Zahlungen angenommen und im Hinblid auf die vermeintliche Befriedigung 
Pfänder u. 1. MW. welde für die Schuld beitellt ſeien, frei gelaſſen habe, erſcheine nicht 
nothwendig. Der Gläubiger dürfe ſich auch in dieſem Falle nicht darauf verlaſſen, daß die 
Leiſtung ihm ‚gebühre, blos deswegen weil der Yeiitende jelbit glaube, ihm verptlichtet zu 
jein; irre er, jo irre er auch bier zu Seinen Unguniten. Ter Verwendung in das eigene 
Vermögen jei der Fall nleichzuitellen, dab der Empfänger den erlangten Vermögenswerth 
ganz oder theilweiſe verichenfe. Der Empfänger benutze den erlangten Vermögensiwertb 
auch bier zu feinen individuellen Jweden. Wolle er Geichente machen, jo müſſe das eben- 
jowohl auf feine Kosten gneicheben, als wenn er das Erlangte zur Verwendung in jeinem 
Vermögen benuße. 


Ter Antragfteller zu 3 legte den Schwerpunkt auf die Schwierigfeit des Beweiſes. 

Tie Bereicherung jei ein außerordentlich ſchwer zu firirender Begriff. Verſtehe man darunter 
die einfache Differenz zwiſchen der Vermögenslage vor dem Emprange und im Augenblide 
der Nechtshängigfeit der Bereicherungstlage, To ſei das in dieſer Allgemeinheit zu unbeitimmt. 
Man nmiite nothwendiger Weile den Kauſalzuſammenhang zwiichen der Tifferenz der Ber: 
mögenslage und dem Empfange im Cinzelnen bereinzieben. Dies führe aber zu außer: 
ordentlich) mißlichen Unteriuchungen, namentlich wenn Die erit empfangene Yeiltung weit 
zurückliege. Der Empfänger habe vielleicht die empfangene Sache gegen eine andere ver— 
tauſcht, dieſe verfauft und dafür wieder eine andere Sache eingekauft u. ſ. f. Wolle man 
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dem Schichſal dieſer einzelnen Vermögensſtücke nachgeben und die Bereicherung in jedem 
einzelnen Falle nachrechnen, jo ergäben ſich Die größten Schwierigkeiten. Praktiſcher ſei es 
Deswegen jedenfalls, mit dem Antrage 2 durchzuſchneiden und ſich lediglich an die erite 
Sermögenävermebrung zu halten: vielleicht könne man den Schnittpunft auch an einer ans 
deren Stelle, etwa bei der zweiten Vermögensänderung_ treffen. Fine theoretiihe Grund- 
lage fur Diele Behandlungsweiſe laſſe ſich durch den Geſichtspunkt gewinnen, daß man die 
— hereinziehe, wie dies von den römischen Juriſten geſchehen ſei. — Der Zuſatz 

der Antrags 2. ericheine willkürlich. Es müſſe jedenfalls möglich ſein, wenn z. B. Jemand 
aus einem vermeintlich gültigen Teſtamente Erbe werde und nun an die Inteſtaterben eine 
größere Zumme ſchenke, dieſe zur Aufrechnung zu bringen, wenn er ſpäter die Grbichaft 
berausgeben müſſe 


Tie Mebrbeit der Kommiſſion lieh fich von folgenden Erwägungen leiten: 


‚alle man zunächſt die ‚Fälle in's Auge, in welchen ‚jemand etwas durch Leiſtung 
von Zeiten eines Anderen ohne rechtlichen Grund erlangt babe, fo beruhe die Vermögens— 
verichtebung bier auf dem Willen des Yeiltenden, Wenn deinfelben trohdem das Recht 
angeraumt — die Leiſtung zurückzufordern, ſo beruhe dies lediglich auf Gründen der 
Billigkeit. Die Billigkeit erfordere und geſtatte aber nur ihm inſoweit einen Anſpruch ein— 
wräumen, als der gutgläubige Empfänger nicht Dadurch Schaden leide; dieſer würde aber 
Schaden leiden, wenn er mehr herausgeben müßte, als die Bereicherung. Auch der An— 
trag 2 erfenne an, dab die allgemeinen (Hrundiäte auf den Rüdforderungsanipruc nicht 
ſchlechthin Anwendung finden könnten. Dem Empfänger ſolle danach, ohne daß unter— 
ſchieden werde, ob ihm ein Verſchulden zur Laſt falle oder nicht, frei werden. wenn er das 
Erlangte in olcher Art verloren habe, daß der Werth ſeinem Nermögen nicht zu Gute ae 
kommen ſei. Auch eine ſolche Norichrift laſſe fich mur aus dem Geſichtspunkte vechtiertigen, 
daß Der Empfänger feinen Schaden leiden ſolle. Nun fei aber nicht abyuichen, weshalb 
man, wenn man Dielen Geſichtspunkt für richtig halte, ihn nur in fo beichräntter Meife zur 
Geltung bringe. Der Empfänger ſolle frei werden, wenn er die erlangte Sache derelinanirt 
oder zeritört habe. Ganz ebenio aber, wie er in Fällen dieſer Art Schaden erleiden würde, 
wenn er troß des Verluſtes der Sache den Werth derielben erießen müßte, jo würde er 
auch Schaden leiden, wenn er die Sade, 3. B erhaltenes Geld, zu Ausgaben verwandt 
dötte, die er ohne die Yeiltung nicht gemacht haben würde und nun den Werth der Sadıe 
eriegen mühte. In Ddieler Beziehung könne es dann auch keinen Unterſchied machen, ob er 
die erhaltenen Geldſtücke jelbit oder anderes Geld zu demfelben Betrage zu ſolchen Aus— 
gaben verwandt oder ob er die erhaltene Sache erit in Geld umgeſetßt und dieles dann in 
ſolcher Art verwandt habe. In dem einen wie in dem anderen biejer Fälle erleide er 
Schaden, wenn er den Werth des Erlangten, obwohl derſelbe nicht mehr in ſeinem Ver— 
mögen ſei, bergusgeben müſſe und erſcheine es daher ungerechtfertigt, den Erſatzanſpruch in 
dem einen Falle guszuſchließen, in dem anderen zuzulaſſen Die konſequente Durchführung 
des leitenden Geſichtspuntts führe alſo zu dem Standpunkte des Entwurfs, nach welchem 
der Empfänger frei werde, ſoweit er nicht mehr bereichert ſei. Richtig ſei zwar, daß die 
Unteriuchung der Frage, ob der Empfänger zur Yeit der Rechtshängigkeit noch bereichert 
jet, aumter Umständen, insbelondere dann, wenn es Sich um langere Jeitraume handele, zu 
Imeiteln und Streitigfeiten Anlaß geben tönne. Ties rechtfertige aber nicht von dem als 
gereht und billig anertannten Prinzip abzumeichen und eine jo willfürliche Untericheidung 
su machen, wie durch den Antrag 2 aeichehe. Ter Begriff der — laſſe ſich über— 
haupt nicht entbehren und werde in verſchiedenen Reichsgeſeßen, z. B. der Konkursordnung 
und dem Anfechrungsgeiche, angewandt. Ter von dem ntragfteller unter 3 bervorgehobene 
Geſichtsvunkt der Erſparniſſe ſei allerdings zu beachten; er fübre aber nicht zu der von 
den Anträgen 2 und 3 gemachten Untericheidung, iondern könne lediglich bei der Unter— 
Juchung der ‚Frage verwandt werden, ob im einzelnen ‚alle noch eine Wereicherung vor: 
itege oder nicht. Wenn der Empfänger das Frlangte nicht mebr babe, aber zu ſolchen Aus— 
gaben verwandt habe, die er ſonſt aus feinem übrigen Vermögen gemacht hätte, ſo dei er 
um den Berrag der YAusaaben, dic er in folcher Art an feinen übrigen Vermögen eripart 
babe, bereichert. Unter der gedachten Vorausſezung werde deshalb auch dann eine Be: 
reicherumg anzunehmen fein, wenn er das Grlangte verichentt habe. Was Die von dem 
Antragiteller unter 2 in Aerug genommene Analogie des Eigenthumsanſpruchs anlange, ſo 
liege bei dieſem die Sache doch inſofern weſentlich anders, als der Beſiher einer fremden 
Zache fein Recht auf dieſelbe babe, während hier das Eigenthum der Sache kraft des 
Willens des Leiſtenden auf den (Smpfänger ubergenangen ſei. Es laſſe fich ſehr wohl recht— 
fertigen, den Beſitzer, der fein Hecht an der Sache habe, itrenger zu behandeln mie den 
wirklichen Figenthümer, gegen welchen, eben weil er auf Grund einer gaültigen Leiſtung das 
Figentbum erworben habe, nur aus Billigfeitsgründen ein Rückforderungsanſpruch gewährt 
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zahlung zurüdzuführen it, jo lange it der Nachweis des Caujalzujammen: 
hanges nicht erbracht. Die verlangte erfeftive Bereicherung darf nicht gleich- 
geitellt werden in rechtlicher Hinficht mit etwaigen Minderzahlungen der übrigen 
Umlagepflichtigen.') Doch jcheitert abgejeben hiervon die Bewilligung des An- 
ipruchs Ichon au der von der Nechtsiprechung verlangten Qualität des 
Irrthums. 

„Ein zur Rückforderung einer indebite geleiſteten Zahlung begründender 
Rechtsirrthum liegt nicht vor, wenn ſolcher nicht blos ein einſeitiger Irr— 
thum einer Partei, ſondern ein in der früheren Praxis der Behörden be— 
gründeter allgemeiner Irrthum war, welcher ſeine Urſache in einer höchſt 
ſtreitigen Rechtsfrage und in einer Geſetzesauslegung hatte, die in einem an— 
dern ſpeziellen Falle als unrichtig bezeichnet wurde.” 

Zur Stüge dieſes Satzes dient Puchta Pand. $ 309: „Wenn eine 
frühere Theorie verdrängt wird, bat der Zahlende feine condietio, weil er da— 
mals von den Gerichten verurtbeilt worden wäre, wenn er nicht gezahlt hätte.“ 

Daß gegen die Einführung der eondietio indebiti in das Öffentliche Necht 
überhaupt Bedenken obwalten, haben wir jchon oben dargethan. Aber ab: 
geſehen davon dürfte auch die Art und Weiſe, wie die privatrechtliche 
Sudifatur in vorliegender Frage die VBerjagung des Anjpruchs rechtfertigt, 
nicht unbedenklich jein. Man mu jich doch jagen. daß in dem Nechtsverhält- 
nifje der condietio indebiti auch ein Irrthum des Zahlungsempfängers ver: 
langt wird. Ein zwetjeitiger Irrthum muß allerdings vorliegen. Iſt der 
Irrthum auf Seiten des Zahlungsempfängers nicht gegeben, dann greifen 
eventuell die Grundjäge nicht der indebiti, jondern der furtiva con- 
dietio lag. Der Umjtand, daß zur Zeit der Zahlung eine andere Rechts— 


werde, Der nicht weiter neben dürfe, als die Willigkeit es erfordere. Habe der Beſitzer einer 
fremden Sache dieſelbe veräußert und dadurch das Eigenthum einer anderen Sache er: 
worben, jo fommen nunmehr auch in Betreff feiner Verpflichtung, dem Cigenthümer, welcher 
durch die Veräußerung fein Eigenthum verloren, das dadurch Crlangte herauszugeben, die 
bier fraglichen VBorjchriften zur Anwendung und bafte er alio nicht über die Bereicherung 
hinaus. Bei dem Grbichaftsanipruche wende übrigens der Entwurf ıS 2083), abweichend 
von dem Gigentbumsanipruche, die Borichriften des 5 739 an und beichränfe alio den 
Anipruch von Anfang an auf die Bereicherung 

Etwas anders wie in dem ‚alle einer gültigen Leiftung liege die Sadye, wenn der 
Empfänger obne eine ſolche Leiſtung etwas ohne vechtlichen Grund erlangt habe. Hier treffe 
der Geſichtspunkt nicht zu, daß die NWermögensverichiebung auf dem Willen des Verlierenden 
beruhe und dieſer fich daher nicht beichweren könne, wem ihm dev Nüdforderungsaniprud 
nur mit denjenigen Beſchränkungen gewährt werde, welche die Billigkeit erbeiiche. An die 
Stelle des Willens des Yeiitenden trete bier die geſetzliche Vorſchrift, kraft welcher die Ver— 
mögensverjchiebung erfolge. Eben deshalb aber, weil Die Nermögensverichiebung auf ge: 
jeglicher Vorſchrift berube, rechtfertige es Tich auch bier, den Empfänger, welcher fich auf Die 
rechtlicye Worichrift verlaſſe, nicht tiber die Vereicherung hinaus baften zu laſſen. Es 
möchten ſich einzelne Fälle denten laſſen, in welchen es zweifelhaft erſcheinen könne, ob die 
Billigkeit dieſe Beſchränkung fordere Im Großen und Ganzen aber werde ſich der hervor— 
gehobene Geſichtspunkt als zutreffend darſtellen und müſſe der Geſehgeber ſich hierdurch 
leiten laſſen. Man werde deshalb, ohne kaſuiſtiſche und willkürliche Unterſcheidungen zu 
machen, allgemein an dem Srundiahe des Entwurfs feithalten mütlen, dab ein MNüd- 
forderumgsredht nur zugeitanden werde, wenn der Empfänger nach feiner ganzen Vermögens: 
lage im Augenblid der Klage noch bereichert je. 

Tie Beweislait werde dabei allerdings in der Weile zu geitalten fein, daß der Empfänger 
den Fortfall einer durch die Vermögensverſchiebung erlangten Bereicherung darthun müſſe. 
Und dabei werde jelbitveritändlich der Beweis des Kauſalzuſammenhangs erfordert werden, 
wenn der Empfänger behaupte, daß er im Hinblick auf die erlangten Gegenſtände anderweite 
Ausgaben — habe. 

) B. OV.G. Bd. 4 S 
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auffafjung herrſchte, kann blos erflären, warum eine in Wahrheit nicht 
geichuldete Leiftung erfolgte. Nimmer kann er cine Leiftung, von der man 
nur glaubte, daß ſie geichuldet war, die aber in der That ein indebitum 
it, zu eimem debitum machen.') Zudem iſt die Konſequenz der Lehre von 
Puchta, daß die Frage, ob ein indebitum vorhanden tjt oder 
nicht, jich mach der Zeit der Zahlung enticheide, nicht anzuerfennen, 
wie wir jchon oben geichen haben. Die im öffentlichen Rechte einer Partei 
gegebene Möglichkeit einer „Zwangszahlung“ wird ber Aufftellung des Sates 
von Puchta nicht genügend gewürdigt. 





', Tas Ertenntniß in Neger Bd. 10, 341 vertheidigt die Auffaſſung, dab ein Necht 
auf Rüderftattung deshalb verjagt jei, weil ja zur Zeit der Zahlung ein debitum geleiitet 
worden ſei. — Solange der Rechtsſatz ſelbſt, deſſen Auslegung für den Kondiktions— 
anfpruch maßgebend iſt, eine Veränderung nicht erfährt, kann ohne Frage die falſche Aus- 
leaung desſelben nimmermehr ein Recht schaften, welches dem wahren Willen des 
Geieges zur Zeit der Zahlung entipricht. Materiell liegt auch zur Zeit der Zahlung ein 
Unrecht vor und es fann ich nur darum handeln, ob die materiell unrichtige Entſcheidung 
aus früberer Zeit Formelles Recht derart für die Vergangenheit geichaffen hat, daß in 
Zukunft eine Veränderung der durch die ältere, unrichtige Auffaſſung geichaffenen Rechtslage 
ausgeſchloſſen iſt. Wenn die vorwiegende Praris die Möglichtert einer derartigen Ver⸗ 
änderung nicht zuläßt, vgl. außer Neger Bd. 10 S, 341 noch heſſ. Zeitſchrift für Staats— 
und Gemeindeverwaltung Jahrgang 6 Nr. 11, 92, io dürften weniger juriftiich ſtichhaltige 
Grunde, als vielmehr Erwägungen der Zwedmäßigfeit, und Rechtsſicherheit maßgebend 
im. Tie unter dem Einfluſſe einer irrigen Rechtsauffaſſung geleitete Zahlung steht nicht 
auf gleicher Linie mit einem Urtheile, das die Nechtstraft beichritten bat, Das Urtheil ent- 
iheidet einen vorausgegangenen Streit und ſchafft aus verworrenen Zuſtänden neues Necht 
für die Barteien. Hier liegt, wenn der Einzelne der autoritativen Anſicht der Behörde ver- 
traute. gar fein Streit, jondern die Ichönfte Lebereinitimmung vor. Nun ift mit dem 
Jablungsakte an ſich nur eine Handlung negeben, welche die Verwirklichung der Abſicht, 
eme beſtehende Verbindlichkeit zu erfüllen, darthut. Die Abſicht eines Verzichtes in der 
Kıhtung, es bei der Zahlung auch dann zu belaſſen, wenn Die Verbindlichkeit nicht beitebe, 
datt gerade im öffentlichen Abgabenrechte als ausgeichlofien gelten. Ta die Zahlung ein 
Kehtsgeichäft und die Aufbebung eines ſolchen geitattet ift, wenn es erwiejen it, dab beide 
Theile die dem Geſchäfte zu Grunde liegende Borausiehung als vorhanden annabmen und 
\estere doch nicht vorhanden war, jo muß die Möglichkeit eines Widerrufs gegeben Ten. 
Schlieht hiernach Die Thatſache der Zahlung die Ausübung eines Widerrufsrechtes nicht aus, 
o fragt es ſich nur, find für die Ausübung diejes Nechtes zeitliche Grenzen maßgebend? 
Erinnerungs- und Nellamationsfriiten, welche gegen die Anforderung einer Abgabe ne: 
geben find, find ſchon nach dem Wortlaut der geiehlichen Beſtimmungen für unſeren, 
aigentbümlichen ‚all nicht anwendbar Die vpräfiudirende Wirkung jener Friſten kann ſich 
udem nur auf die Rechte beziehen, zu deren Eriſtenz die Erhebung eines Proteſtes erforder: 
ih ist. Ein ſolcher Proteſt oder Vorbehalt ift aber bei der Zahlung nur dann erforderlich 
alt Vorausjegung für Die — des Rechtes auf Rückgabe der Zahlung, wenn dies be— 
onders beſtimmt iſt. Pal. z. B. 8 12 des or. G. vom 24. Mai 1861 (Ztempeliteuer), 

8165 Br. 2. 1. Theil 16. Ziel Tie Verpflichtung zur Erhebung eines Proteſtes darf bei 
vem Geſchäfte die Jablung nicht als vorbanden prälumint werden. Es ilt daher nur dann, 
wann. was wir bezweifeln, die Annahme richtig wäre, es babe der Geſetzgeber mit der all* 
gemein ftatuirten Pflicht zur Erbebung eines Vorbehalts jeden, auc den unfrigen all, 
teten wollen, das Recht auf Niüdforderung wegen Nichtiwahrung einer ‚sormalität ausge— 
Vhioiien. Aber die Beitimmungen über Erinnerungsfriiten gegen die Anforderung einer Ab- 
aabe Mind nicht nur nach ihrem MWortlaute unanwendbar. Es muß auch berücjichtigt wer- 
den dab der Yauf einer Verjährung erſt dann beginnen kann, wenn das echt, Das ver: 
läbren joll, unbedingt zur Exiſtenz gelangt it. Nun it es aber far, daß ein Recht auf 
Nidiorderung nicht vorhanden iſt, noch nicht einmal in bedingter Form, jo lange eine 

sablung nicht erfolgt iſt. Es kann daher der Yauf einer Verjährung frübeitens vom Tage 
N Zahlung, nicht vom Tage der vorausgegangenen Anforderung beginnen. Grit dann, 
Sm der Geſetzgeber beiondere vom Inge der Zahlung an laufende Nerjährungsfriiten ge- 
satten und Klar zum Ausdrude gebracht bat, daß im Intereſſe der Rechtsſicherheit jeder nur 
denfbate Fall unter die vräkludirenden Friſtbeſtimmungen geſtellt ſei. wird man die Wer 
jebrung auch in unſerem Falle begründen können. Für denjenigen, der nicht irrtbi üm- 
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Unjere Auffaſſung it folgende: Ein Ktlagerecht darf, wenn nicht der Ge- 
jichtspunft einer bejonderen für Nücerjaganiprüche geltenden Berjährungsirit 
in Betracht fommt, nicht verjagt werden. Sollte unbedingt eine civilvechtliche 
Formel erforderlich und ihre Einführung abgeſehen von unſeren Bedenken zu— 
läſſig ſein, ſo würden wir cine condietio sine causa vorſchlagen. 
Der Gefichtspuntt des Irrtbums fommt bei demjenigen, der zahlt, weil er 
die Kojten eines zur Zeit der Zublung ausjichtstojen Prozeſſes ſcheut, zweifel— 
los überhaupt nicht in Betracht. Sodann kann der Einwand, daß die Ver— 
ſäumung der Anfechtungsfriſt vorliege, gegen denjenigen, der aus dem genann— 
ten Motive zahlt, nicht verwerthet werden. Ein ſchuldvolles mit nachtheiligen 
Rechtswirkungen verbundenes Berbalten legt nur derjenige an deu Tag, der 
angefichts der Möglichkeit, eine Enticheidung zu Jemen Gunsten herbeizuführen, 
dieſe Möglichkeit nicht bemügt. Dieſe Unterlaſſung joll als Strafe für 
den Säumigen den Ausjchlu eines weiteren Nechtsmittels nach ich zieben. 
Sonach kann derjenige, der gar micht Die rechtliche Möglichkeit bat, die Thätig— 
feit und die Ausſprüche der behördlichen Organe zu Gunſten jeiner eignen 
Nechtsitellung zu provoziven, wicht mit der Strafe der Verſäumung der An— 
jcchtungsfrijt belegt werden. Nicht um cin ſäumiges, ſondern ei zur Zeit der 
Zahlung rechtlich machtlojes Individiuum handelt es ſich. Die Verſagung des 
Anipruches zu einer jpäteren Zeit, in der man gezwungen it, die Auffaſſung 
des Individuums vorbehaltlos anzuerkennen, würde der Billigfeit widerſprechen. 
Aber auch eine umverfennbare Ungleichheit in der Nechtsitellung des Verbandes 
und derjenigen jeiner Glieder würde hervorgerufen. 

Sit der Einzelne durch rechtsfräftige Entjcheidung der Behörde für frei 
von einer jteuerrechtlichen Verbindlichkeit erklärt worden, jo it die Behörde, 
falls jie ihre Rechtsauffaſſung ändert, au ihre eigene zwiſchen ihr und dem 
Einzelnen Necht jchaffende Entſcheidung auch dann nicht gebunden, wenn die 
thatjächlichen Berbältniffe 3. Z. der alten Enticheidung noch heute diejelben 
ind. Nicht nur für die Zukunft, jondern auch für die VBergangenbeit 
fann die neue Nechtsauffaflung auf Grumd einer neueren Entjcheidung Nechts: 
wirfungen enthalten und Durchführen. „Wie man jieht, jagt Tezner,') be 
jteht der Grundſatz der materiellen Rechtskraft endgiltig gewwordener Entjcheid- 
ungen und Verfügungen prinzipiell wobl gegen den Einzelnen, und zum 
Vortheil derjenigen Ttaatlichen Intereſſen, denen die endgültige Entſcheidung 
oder Verfügung zu Statten fommt, wogegen ev Jich als giltig zum Nach: 
theile öffentlicher Intereffen nicht nachweiſen läßt." Man motivirt in recht: 
ficher Hinsicht dieſe Stellung des Verbandes mit der Behauptung, daß nicht 
„der Beſtand eines mit periodischer Abgabepflicht verbundenen Nechtsver:- 
hältniſſes in judieium deducirt“ werde nach Maßgabe der bejonderen Vor— 
jehriften, jondern nur der einzelne Debeaft’) Sei eine Enticheidung 
wegen einer Öffentlichen für einen bejtimmten Zeitraum geforderten Laſt er: 


lich, ſondern deshalb zablt, weil er die Noten eines Prozeſſes Icheut, kommen die Aus 
führungen des Tertes in Betradht. Aus diefen Gründen dürfte der Satz P uchta's: So 
wenig man ein rechtstraftiges Urtheil anfechten kann, weil die Anſicht, auf welche es ſich 
ründet, ſpäter a irrig verbeſſert oder verändert wird, jo wenig kann eine Zahlung ange: 
tochten werden“ <a. a. Ü S. 309), nicht geeignet fein, die Judikatur zu jtüßen. Vgl. auch 
hierzu den Unterſchied zwiichen Präflu fiv- und Verjährungsfriit in der Nüdforderungs: 
Hage für Gebühren in Oeſterreich in der Rechtſprechung des dortigen Reichsgerichts, 
Archiv für A Recht Bd. 9 S. 525. 

1) A. a. O. 867. 

) Tezner, a. a. ©. ©. 363. 
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gangen, jo fünne bezüglich einer gleichen für einen jpäteren Zeitraum erhobenen 
‚rorderung der Eimwand der res judicata nicht gehört werden. Der Einzelne 
babe das Mecht, für jede neue Periode eine neue Reklamation anzubringen 
und eine neue Enticheidung über die Verbindlichkeit zu beantragen.) Ob dieje 
Auffaſſung rechtlich haltbar it, joll hier nicht erörtert werden. Jedenfalls it 
diejelbe eine Thatjache, welche bei dem Vergleiche der Nechtsitellungen des 
Verbandes und jeiner Glieder nicht zu übergeben it. Wir jehen auf der einen 
Zeite den Staat, der eine Entjcheidung über die Frage der Verbindlichteit 
eines Einzelnen zur Zahlung einer Abgabe angerufen hat. Der Streit iſt 
rechtskräftig zu ſeinen Ungunſten erledigt durch Urtheil. Auf der anderen 
Seite ſteht der Einzelne, dem gegenüber eine Entſcheidung gar nicht ergangen 
iſt. Er leiſtete, weil man irrthümlicher Weiſe zur Zeit der Leiſtung in den 
maßgebenden Kreiſen eine Rechtsauffaſſung hatte, gegen die anzukämpfen ein 
völlig vergebliches Bemühen geweſen wäre. 

Sollte dereinit die Nechtsfrage, die in unſerer pofitiven Geiehgebung aus: 
drüdlich nicht beantwortet tt, geregelt werden, jo wäre zu wünjchen, dab neben 
dem nicht zu verfennenden finanziellen, jtaatlichen Intereife auch das Indivi— 
dualintereffe Berüdjichtigung fände! Es handelt ſich um eine Intereſſencolliſion, 
die nicht eimjeitig gelöft jein Joll, Jondern ausgeglichen werden mul. Noch in 
anderer Hinſicht — bier jedoch aus vorwiegend Staatlichen Interejjen 
— ſind die Friſtbeſtimmungen unſerer Stenerrechte von Bedeutung für den 
Rüdforderungsaniprudh. Wir meinen die Beſtimmungen über die Deklarations- 
pflicht des Einzelnen, deren Erfüllung für die Behörde ein Hilfsmittel bei Feſt— 
jtellung der Bemeflungsgrumdlage oder des Steuerobjeftes bildet. So jagt 
z. 8.8 30 des neuen Einfommenjtenerrechtes von Preußen: „Wer die ihm ob: 
liegende Steuererklärung nicht innerhalb der vorgejchriebenen Friſt abgibt, 
verliert die gejeglihen Nechtsmittel gegen jeine Einjchägung für das 
betreffende Stenerjahr, injojerne nicht Umstände dargethan werden, welche die 
Verſäumniß entjchuldbar machen".*) 


) So Pr. O⸗V-G. Bd. 4 S 139. Einen Mittelweg in der rechtlichen Regelung der 
follidirenden Intereſſen kennt das öſterr. Gefeh vom 18. März 1878 R-G.Bl. Nr. 3188, 
Mer tritt die Wirkung der res judieata erit nach Ablauf einer dem Staate gewährten Ver: 
beiferungsfriit ein. >. Tezner a. a. ©. ©. 362. 

Scans Finanzarchiv Bd. 7 ©. 251. Erzwungen it die Deklaration in Banern 
nach dem Finfommenfteuergeieh vom 18. Mai 1881 und in Württemberg nad dem Geſetz 
vom 19. September 1852. Die Unterlaſſung der Deflaration ift mit Strafe bedroht. Ten 
Verluſt des Ginipruchsrechtes negen die Schäßung der Behörde beitimmen : Art' 21 p. 1 
Rad. Einkommenſteuergeſetzes. Art. 33 p. 1 Gewerbiteuergefeges, Art. 22 p. 4, 536 Kapital— 
renteniteuergeteges v. 20. Juni 1884. Sachſen-Gotha (1854), Eedien: ‚Meiningen 1867, 
1869), Schaumburg-Lippe (1885) ftellten e8 dem Genitten frei, eine Deklaration abzugeben. 
Ein Rechtsnachtheil war an die Wichtabgabe der Teklaration nicht geknüpft. Tas Sachſen— 
Meiningenſche Geleh vom 18. März 1890 betr. Einkommenſteuer gewährt dem Gentiten ein 
Rechtsmittel gegen das behördliche Verlangen auf Auskunft. Art. 48 p. 1. Wird das 
Rechtsmittel verworfen, jo hat die Verweigerung der Auskunft den Verluſt des Berufungs— 
rechtes gegen die von ber Kommiſſion bewirkte Schähung für das betreffende Beranlagungs: 
jahr zur Folge. Art. 48 p. 2. Auch in Sadien Gotha (1871) it Verluft des Rekla— 
mationsrechtes die Folk e der Nichtbeachtung der behördlichen Aufforderung, desgl. in Neuß 
. 2 Geſetz vom 16. juni 1890 8 24 p. 3. Hamburg knüpft in feinen Geiche vom 
7 März 1881 betr. Eintonmeniteuer in $ 12 feinen Nachtbeil an die Unterlaſiung der 
Zeibiteinichäßung. In 8 14 iſt verlangt, daß jeder Steuerpflichtige, der die Deklaration 
unterlaſſen bat und in ‚Folge deſſen durch die Schägungsbürger abgeſchätzt wurde, von einer 
ju niedrigen Einſchäßzung ſeitens der Kommiſſion Anzeige macht bei Meidung der für die 
geſetzwidrige Selbſtſchäßzung oder Reklamation beſtehenden Strafen. Dieſelbe Beſtimmung 
enthält $ 16 des Lübecker Einkommenſteuergeſehes vom 27. Mai 1889 und 8 10 des 
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Hier iſt der Verluſt des Nechtsmittel® für denjenigen angedroht, der die 
jtaatsbürgerliche Pflicht zur Abgabe einer Steuererklärung nicht erfüllt. Für 
diejenigen, die zur Deklaration befähigt jind, aber nicht den guten Willen be 
jigen, joll der legtere durch die Furcht vor dem drohenden NRechtsnachtheile 
erjegt werden. Für diejenigen, die nicht deflariren fünnen, weil ihre thatſäch— 
liche vermögensrechtliche Lage ihnen eine Deklaration und folgeweije auch die 
Begründung einer Neflamation überhaupt nicht geitattet, dürfte der Verluſt 
eines Nechtsmittels ohne Frage unerheblich jein. Die einjchneidenden Wirfungen 
der Verſagung eines Nechtsmittel$ werden mit Necht in allen den zahlreichen 
Fällen ausgejprochen, in denen ein rein pajiives, Durch nichts entjchuldigtes 
Verhalten des Cenſiten vorliegt und die formelle Pflicht zur Abgabe einer 
friſtgemäßen Steuererklärung jtatuirt iſt. Wird jedoch das Vorhandenfein einer 
Verpflichtung zur Abgabe einer Steuererklärung beitritten, dann kann die That: 
jache, daß die geforderte Erklärung nicht friitgemäß abgegeben wurde, nicht 
der Entjcheidung über Ausichluß des Nechtsmittels zu Grunde gelegt werden. 
Erjt eine Fejtjtellung, day Die geforderte Erklärung ın der That auch dem 
Angerufenen obliege, üt geeignet, jener Enticheidung die erforderliche Be— 
grimdung zu verleihen. Es it diefer Sat insbejondere für das Gebiet des 
neuen preußiichen Staatsjtenerrechtes anerkannt.) Bier wird auch in Folge 
ausdrücklicher Beitimmung die ‚Frage der Entjchuldbarfeit der Nichtabgabe der 
Deklaration geprüft. Die jogenannten „allgemeinen Grundſätze des Privat: 
rechtes über die Entichuldbarkfeit des Irrthums dürften jedoch jchwerlich den 
Ausgangspunft richterlicher Entjcheidung bilden. Hier kann es ſich nur darum 
handeln, ob die thatſächlichen Verhältniſſe des alles die Nichtbefolgung 
der gejeglichen behördlichen Auflage rechtrertigen fünnen.*) 

Zu Gunſten des Neflamanten bat die neuere preußijche Sudifatur den 
Sag aufgeitellt, dab der Nechtsnachtheil der Verjagung eines Rechtömittels 
nur darum ausgeiprochen werden joll, wo jeine Vorausjegungen flar zu Tage 
liegen. Bietet die Lage des Falles Anlaß zu Zweifeln, jo joll der Rechts— 
nachtheil nicht ausgejprochen werden.?) 

Der an den Beginn diejer Ausführungen gejtellte Sag, dab der Einzelne 
em Necht auf Nachprüfung derjenigen behördlichen Aufforderung hat, melde 
für ihn beftimmt it, findet insbeiondere in denjenigen Fällen praftijche An— 
wendung, im welchen die Steuerpflicht von Perſonen erit in Folge eines Sterb: 
falls eintritt. Bier it die Deranziehung dieſer Perſonen zur Steuer und der 
Umfang ihrer Rechtsmittel keineswegs abhängig von der zu Lebzeiten des früheren 
Stenerpflichtigen erfolgten Beranlagung.*) 








RAremiichen Gintommenitenergeiepes vom 17. Dezember 1874 (Novellen aus 1880 und 
1885. In Walded und Burmont it Verluſt des Retlamationsrechtes bei Nichtabgabe der 
Erklärung augedroht. Klaſſenſteuer 1865. Das Anhalt'ſche Steuergeſeß vom 18. April 
1886 hat in S 11 den Verluſt des Retiamationsrechtes bei Bermweigerung der von zujtändiger 
Behörde verlangten Nachweiſungen in Aussicht geitellt. 

NR. in Ztaatälteneriachen Bd. 1 11893: &. 261. 

. Entichutdbarer Irrthum iſt feitgeitellt in Bd. 1894 \Staatsitenerjachen) ©. 398. 
Eine Nachprüfung der zur Entſchuldigung angeführten Umſtände iſt im Reviſionsverfahren 
nicht zuläſſig. Bd. 1893 2. 22. Bgle ferner Bd. 1893 S. 70. Iſt die Ablehnung eines 
amtlichen Briefes mangels Frankierung gerechtiertigt? und über die Erforderniſſe einer 
korrekten Steuererklärung Bd. 1893 2. 401. Leber ihre Bedentung und die Behauptung, 
daß Die Behörde die Beweislaſt für die Unrichtigkeit den Angaben in der Steuererklärung 
babe, wenn fie höbere Steuern veranlage. Val. Bo. 1894 &. 204. 

Bd. 1894 S. 360. 

Bd. 1894 F 269. 
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Keben der formellen Frage binfichtlich der Wahrung der Frift jind auch 
die formellen Bejtimmungen über die Art der Erhebung und Geltendmachung 
der Reflamation in einer Weiſe ausgelegt worden, welche die NRechtsitellung 
des Einzelnen begünjtigt. Zum Theil jind auch pofitive Normen unjerer Ge 
ieggebungen vorhanden, welche von dem offenjichtlichen Beſtreben geleitet find, 
das Individualinterefje zu jchügen umd zu jtärfen gegenüber Eimvänden, Die 
aus tormellen Gejichtspunften begründet ſein könnten. 

So beitimmt 3. B. $ 3 des pr. Gejeges über die Verjährungsfriſten 
Öffentlicher Abgaben: „Wendet jich der Neflamant an eine infompetente Behörde, 
’'o hat dieſe das Nefursgejuch an die fompetente Behörde abzugeben, 
ohne dar dem Neflamanten die Zwiſchenzeit auf die Friſt einzurechnen it.“ 
Auch im neuen Einfommenfteuerrechte von Preußen it diejer Grundſat ge⸗ 
blieben.) Hat man in der poſitiven Geſetzgebung über Die Form einer Rekla— 
matton bejondere Beitimmungen nicht getroffen, jo muß jedenfalls eine münd- 
iihe Reklamation genügen. Die Erwägung, dab gerade im öffentlichen Rechte 
die Ichriftliche Fixirung aller rechtlich relevanter Handlungen gefordert 
werden müſſe, daß man im Intereſſe der Nechtsficherheit unjerer Verwaltung 
nicht verlangen fünne, der Beamte jolle jich auf jein Gedächtniß verlafjen, kann 
wur de lege ferenda gehört werden und den Mangel einer bejonderen Be 
ftmmung nicht eriegen.?) Jedoch muß jedenfall3 aus der Faſſung der Er- 
Härung bervorgeben, daß man eine Entjcheidung der höheren Inſtanz verlange. 
Es kann daher die friitgemäße Ankündigung, dab man Bejchwerde einlegen 
werde, micht einer Bejchwerdeeinlegung gleichgeachtet werden.) Und zwar 
auch dann nicht, wenn die Partei diefe Anfündiqung nad) Ablauf der Be 
chwerdefrift als wirkliche Beſchwerde bezeichnet. Die frijtgemäße Anzeige, et: 
was thun zu wollen, ijt im unjerer Frage rechtlich bedeutungslos. Nur die 
jenige Interpretation, welche innerhalb der Friſt einer unbeitimmten Willens: 
fimdgabe den Charakter einer bejtimmten Dandlung in der Gegenwart ver- 
leiht, iſt geeignet, jenem rechtlichen Mangel abzubelfen.‘) Aus dem Umftande 
allein, das Reklamant in etwa irriger Auffaſſung mehr fordert, als er nach 
jenem eigenen Borbringen zu fordern berechtigt ift, aus dem formellen Ge: 
ichtspunfte einer plus petitio darf die Klage nicht abgewiejen werden. Liegt 
überhaupt, wenn auch nur eine fleine Ueberbürdung vor, jo it e8 Sache des 
Berwaltungsrichters, dieje feitzuftellen.’) Im Intereſſe des Einzelnen it end- 
lich durch die Judifatur verjchiedener Gerichtshöfe feitgeitellt, day analoge An- 


’ 8 81 Eintommeniteuergeiet ftebt nicht entgegen. Wgl. Bd. 1893 ©. 78. Die ver- 
anlagende Behörde iſt den Reklamanten wohl itets befannt. Dagegen kann der Steuer: 
pilichtige im Zweifel fein, wer die vorgeiehte Behörde iit, bei der Rekurs anzubringen it. 
F den Fall — mation gilt daher jene Beſtimmung im Gemeindeſteuerrecht nicht. 

L Bd. 7 S. 147. 

:. Vie mündliche Form wurde als „an fich nicht unſtatthaft“ bezeichnet in Pr.-O.M.: 
6. Br. 7 S. 147. Gemeindeumlagen.) 

” Bapr. Verwaltungsgerichtsbof Bd. 4 S. 492, Geſetz vom 8. Auguft 1878, die Er- 
richtung eines Verwaltungsgerichtshofes betr. Art. 45 Abi. 2. 

* Val. auch Banr. B.-G..H. Bd. 3 5. 165. Ein an den Voritand der Behörde der 
I. Inftanz gerichteter Privatbrief, in welchem die Abiicht, die Enticheidung der höberen Inſtanz 
anrufen zu wollen, nicht erklärt ift, kann nicht als vechtstörmliche Beichwerdeerhebung gelten. 
Tiefer Charakter wird auch dadurch nicht erlangt, daß dieler Brief von dem Adreſſaten in 
den amtlichen Einlauf der betreffenden Behörde abgegeben und von dem Erhibenten nad) 
Ablauf der Beichwerdefriit als Peichwerdeeinlegung ausdrüdlich bezeichnet wurde. 8 479, 
515 C.P.O. wurde zur Enticheidung mit herangezogen. 

) Pr. ©.-R.:8. Bd. 9 S&. 82 
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wendung der Ausnahmevorichriften über die Verjährung auf andere Anſprüche 
ähnlicher Art nicht zuläſſig ericheint.‘) Bier kann nur die Frage der Ber- 
jährung aller zum Theil erſt durch die Braris zur Erütenz gelangten Anjprüche 
in Betracht fommen. Und dieje bedarf gejeglicher Negelung. 

Wenn wir jo einerjeit3 eim durch die Judikatur geichügtes Individnal- 
interefle erblidten, jo ijt es Doch amdererjeit3 unverfennbar, daß der Durch: 
führung des von den Gerichten in VBordergrumd geftellten N ech ts gedantens 
die durch die Geſetzgebung anerfannten Nüchichten des öffentlichen, finan— 
ziellen JIutereſſes im Wege ſtehen. Und es zeigt ſich oft, daß bei „der über: 
aus niedrigen Stufe techniicher Bollendung“,”) auf welche das pojttive öffent: 
liche Recht gegenüber den anderen Zweigen des geltenden Nechtes ſteht, ſehr 
wohl eine Auffaffung möglich it und ohne Widerfpruch mit den Normen des 
Öffentlichen Nechtes begründet werden kann, wonach in Golliitonsfällen der 
beiderjeitigen Intereſſen das öffentliche die erjte Verüdfichtigung verdient. 
Abgeſehen von dem bereit Vorgetragenen wird dieſer Say Durch Die Behand: 
lung eines Falles eriwiejen, deſſen wir bier zum Schluſſe gedenfen wollen. 
Wir haben den micht unintereflanten Fall im Auge, indem nicht in Folge 
Irrthums des Einzelnen,?’) jondern durch irrige Auffaſſung der Behörde 
die Möglichkeit der Präfludirung des Rückforderungsanſpruches in Betracht 
fommt. Oft bat die Gejeggebung mit Rückſicht auf die Umüberfichtlichfeit der 
für den Nechtsichug und die Nechtsmittel in Betracht kommenden geleglichen 
Beſtimmungen der Behörde es zur Pflicht gemacht, den Neflamanten über Be 
ichwerdefrift und Inſtanzenzug eine ausdrücliche Nechtsbelehrung zu ertbeilen. 
Wenn num in Folge wriger Gejegesauslegung oder eines Verſehens eine längere 
als die gejegliche Reklamationsfriſt eröffnet oder eine unrichtige Behörde als 
nächte Inſtanz angegeben wird, verliert bier der Einzelne jeine Anſprüche, 
wenn er in Gemäßheit der Belehrung handelt? Dieje Frage wırd in der That 
von der herrichenden Auffaſſung bejaht.) „Feſtſteht, jagt Teyner,’) daß die 
gejeglich gebotene Befriedigung eines öffentlichen Intereffes durch eine Tolche 
raliche Nechtsbelehrung feinen Aufſchub erleiden fünne Würde z. B- in Der 
Kundmachung des Beihlujjes eines Gemeindeausſchuſſes betreffend die Aus— 
ichreibung von Gemeindejteuern Die Anjechtungsfrift mit einer längeren Dauer 
als der geteglichen angegeben erjcheinen, jo entitinde daraus für die Gemeinde: 
mitgliedev fein formaler Auſpruch auf Annahme einer Berchwerde nach Ab- 
lauf der gejeglichen riit.“ 

Kommt weder ein öffentliches Interejie noch die Rückſicht auf Die 
Rechtsſphäre dritter Perjonen in Betracht, dann ericheint die Anſchauung von 
der Verbindlichkeit der falichen Nechtsbelehrung zu Gunſten desjenigen, an den 


N Y Bl für — Bd. 27 S. 110 für Straßenbeitrage und Kautionen 
ibid. 50, Bd. 5 101 und #d. 15 &. 303 pr. OV. G. Dieſe fallen nicht unter das 
Gefeh ı von 1840. 'Si. ferner Bd. 20 S. 128 und 130 fi. 

) So Tezner a aD. S. 562. 

Ein anderer bisher nicht erwähnter, im Irrthum des Einzelnen begründeter Rekla— 
mationsfall findet ſich m Bo. 12 Pr. O-V.«G. S 59. Dort wurde die nicht unintereſſante 
frage entichieden, ob die Netlamation gegen die Staatsftener ſeitens des Sjenigen, der regulativ- 
mäßig lediglich mit dem dieſer ftaatlichen Beſteuerung zu Grunde gelegten Steuerſatze in die 
Gemeindeſteuer übernommen wurde, ohne weiteres eine entſprechende Ermäßigung der Ge— 
meindeſteuern nach ſich ziehe. Trohdem das Verhältniß der beiden Steuern als principale 
und accessorium nicht zu verfennen iſt, wurde die in erſter Inſtanz bejahte Frage von 
D.-B 9. verneint. 

) Pr. O. VeG. Bd. 4 S. 68, 

) A. a. O. S. 365. 
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vie ich richtet, „Disfutabel.“ Wer will aber leugnen, dab Die Begründung 
des öffentlichen Interefjes in jedem Zteuerfalle möglich iſt? Dieſe bedingte 
Nachgabe, day man eventuell über die Verbindlichkeit der Nechtsbelehrung 
reden fünne, iſt zunächſt eine höchſt problematiſche Anerkennung des Indivi— 
dualintereſſes. Dann aber iſt Die ſcheinbare Konzeſſion in Wahrheit eine une 
aa Verneinung der Individualanſprüche, deren formelle Zuläjligfeit man 
um Vertrauen auf die Autorität der Behörde für gegeben halten mußte. 

Man jieht, daß der Gedanfe des jus — welcher das öffentliche Recht 
beherrſcht, eine weitgehende Bedeutung hat. Die zwingenden Sätze des Ab— 
gabenrechtes ſind in erſter Linie nicht geeignet, durch Parteivereinbarungen ab— 
geändert zu werden.) Aber auch die Uebungen der Behörde, die Akte der das 
Geſetz vertretenden Obrigkeit können das Öffentliche Necht nicht derogiren. Ent: 
iprechen die durch behördliche Akte bervorgerufenen Nechtswirfungen zu Gunſten 
Einzelner nicht dem Willen des Gejeges, jo wird die dem Gelege nicht ent- 
iprechende Erweiterung der Nechtsfähigfeit des Einzelnen einfach bejeitigt. Aber 
mit dieſer Bejeitigung werden auch Anjprüche vernichtet, die an ſich gegeben 
waren und vielleicht ſehr wohl begründet jein fonnten. 


5 5. Die Frage des Kechtsweges. 


Von jeher wurde der Mangel einer reichsrechtlichen Negelung der Zus 
laſſigkeit des Rechtsweges als eine empfindliche Lücke unjerer Gejeßgebung aus 
geſehen. Eine jolche Negelung it „Tür ein Nechtsgebiet, welches ein einheit— 
lihes Privatrecht und einen einheitlichen Civilprozeß haben will, ganz unent- 
ehrlich. Es gebt, nachdem —— und Prozeß einheitlich geworden ſind, 
doch nicht an, daß bezüglich dieſer Vorfrage alles prozeſſualiſchen Vorgehens 
die Landesgeſetze maßgebend ſind. Und wenn noch das Landesrecht auch nur 
der größeren deutſchen Staaten eine erſchöpfende Regelung hätte!“?) 

Dieſer Mangel unſerer reichs⸗ und en Geſetzgebung erklärt 
umächjt Die Ibatiache, dal in der Frage des Nechtsweges gerade bei einem 
Anſpruche, deſſen Natur Tich nicht ohne Weiteres beitimmen "läßt, weil jene 
matertellen Erfordernifje in der öffentlichsrechtlichen Geſetzgebung nicht ge: 
regelt find, noch heute ein Zuſtand herricht, der an völlige Rechtsunſicher— 
beit gremzt.’) Die Unmöglichkeit, auf rein logiihem Wege im einzelnen 
Falle das Urtheil zu finden, bat Fiſcher ſchon früher in überzeugender Weiſe 
dargethan.*) Nicht logiſche Konjequenz und strenge Berüchichtigung Des 
charakters Der im Frage fommenden Nechtsinaterie, jondern Die Frage, ob cs 
zweckmäßig ſei, den Rechtsweg zu geltatten, ihm zu erweitern oder einzu— 
ıhränten, haben nur zu oft Die Geſetzgebung unſerer deutjchen Partikular— 
naaten beberricht. Aber nicht nur bei der Feſtſtellung der Grenzlinien, welche 
die Gebiete des Civilprozeſſes und des Privatrechtes ſcheiden, wird die Frage 





2 Tie Verfäumung der Friſt unterliegt nicht der Barteivereinbarung, Pr. O. V.G. 
Bd. 14 &. 195. Die Innehaltung der ee it von A mtswegen zu 
tr O B-G. Bd. 5 ©. 100, Bo. 6. S. 131, 7 2.148, Bo. 9 S. 86, Bo. 10 © 
%. 12 S. 62. 

So Fiſcher in Recht und Rechtsſchutz in Beziehung auf den Entwurf eines bürger: 
Ishen Geſen bu hes für das deutſche Reich S 33. 

„Faſt völlige Regelloſigkeit' nennt Fiſcher die Lage in Preußen hinſichtlich der 
tage des Rechtsweges überhaupt. Vgl. ibid S. 33 

Zeitſchrift für deutſchen Civilprozeß S. 413 Bd. 10. Bol. auch Prazak, Archiv 

für öffentliches Recht Bd. 4 S. 261. 
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des Rechtsweges afut. Eine hervorragende jtaatsrechtliche Bedeutung bejißt 
jie für die unjere Frage betreffenden Gebiete der inneren Verwaltung 
und des Finanzweſens. 

So lange bejondere, ausreichende VBorjchriften zur Beurtheilung des ein= 
zelnen Falles nicht vorhanden jind, hat man folgende Erwägungen durch die 
Sudifatur unſerer Gerichte als enticheidend aufgeitellt. Das Reichsrecht (G. 
v. G. 813, E. zum G. v. G. 8 2, ©. zur E:B.0.$ 3, E. zur Str-B.: 
DO. 8 3) hat mit Abjicht cine Definition des Begriffes einer „bürgerlichen 
Nechtsitreitigfeit“ im Gegenjag zu einer Streitjache des öffentlichen Nechtes 
nicht gegeben. ') Die Verſchiedenheit des Privatrechtes und die politiiche Seite 
der Frage Itanden der früheren veichszrechtlichen Negelung entgegen. Es tft 
jonach das Landesrecht mahgebend und bei dem Mangel beſtimmter Normen 
die geſchichtliche Entwickelung, die Uebung, der Gerichtsgebrauch. In dieſer 
Hinſicht hat das Reichsgericht, zum Theil ausgehend von den Begründungen des 
Entwurfes des deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes“) folgende Sätze aufgeſtellt: 

1) In Deutſchland iſt ſchon in dem Jahrzehnt vor Gründung des neuen 
deutſchen Reiches und zwar (nach einer früheren abweichenden Uebergangszeit) 
auch in Preußen das (inhaltlich mit den von der Judikatur zur Zeit des 
früheren Reiches deuticher Nation aufrecht erhaltenen und den Forderungen 
des gegenwärtigen Bewußtſeins von dem Wejen des Nechtsitaates entjprechen= 
den Grundiägen übereinjtimmende) Bewußtjein wach geworden, dab im Falle 
ungerechtfertigter AUbgabenerhebung der dadurch in jeiner individuellen Nechts- 
ſphäre gegenüber dem Gejege Verlegte grundjäglich berechtigt ericheine, 
jein Necht vor Gericht zu juchen, daß der Ausjchluß des Nechtsweges 
in einen jolchen Falle anomale positive Satzung jei. 

2) Die objektiv der Norm des Abgabengejeßes zinvider erfolgte Erhebung 
eines Bermögenswerthes als Abgabe durch die mit der Abgabenerhebung bes 
traute Berwaltungsbehörde enthält (weun gleich Die Behörde die Ueberzeugung 
hegt, geſetzmäßig zu bandeln) einen im Namen des Staates durch deſſen Organ 
verwirflichten, objektiv rechtswidrigen Eingriff im die individuelle Bermögens- 
rechtsipbäre des Herangezogenen. Anſprüche wegen öffentlicher Abgaben find 
bürgerliche Nechtsitreitigfeiten. Sofern nicht eine Beltimmung über den 
Ausichlu des Nechtsiweges vorliegt, iſt legterer zuläjlig.*) 

Auch die Nechtsgejchichte des Mlttelalters und des alten deutichen Reichs 
zeigen deutlich, dah der Satz von der Zuläſſigkeit Des Nechtsweges im Gebiete 
der Verwaltung und der Finanzen jich Anerkennung zu bewahren gewußt hat 
bis zu den Zeiten der —— des abſolutiſtiſchen Staatsgedankens und 
des Eiuflufſes des franzöſiſchen Verwaltungsrechtes.“ Die deutſche Rechts— 


‚Cireulus vitiosus- nannte der Abgeordnete Neicheniperger den $ 13 ©. v. 
6. (Prot. Siß. 122, Tl. Theil >. 804). 

") gl. insbejondere S. 28. „In neuerer Zeit bat fich der Grundſatz allgemeine An- 
erkennung verichafft, daß das richterliche Amt, welches der Handhabung des Rechtes und 
der Gerechtigkeit dienen ſoll und nach feiner Natur feine andere Autorität als die des Ge- 
ſetzes über fich haben darf, wicht von Bebörden zu verwalten iſt, die gleichzeitig 
eine Gewalt über die Staatsbürger zu ü ben baben, welche täglich Rückſichten 
gouvernementaler Zweckmäßigkeit in Betracht ziehen müſſen und deren Trägern die für das 
Richteramt erwünſchte Sicherheit der perſönlichen Stellung durch Unentfernbarkeit aus dem 
Amte nicht in demſelben Maße eingeräumt werden kann.“ 

A ——— für Reichsſtempelabgaben und Zölle in R.G. Bob. 5 S. 34 und 
Bd. 11 
“Aal. Nochweile in ReG. E. in Bd. 11 & 67. 
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auffafjung jteht auf dem Gebiete des öffentlichen Nechtes in einem unverfenn- 
baren Gegenjage zur antifen Anjchauung.‘) „Im Unterjchiede vom antifen 
Staat iſt das öffentliche Necht fein jus publicum, quod ad utilitatem spec- 
tat, jondern ein erzwingbares jtetiges Necht, eine Regelung der Staatsgewalt 
durch bindende Gejege. Während das antife Imperium nur verantivortlich 
it gegen den populus, nicht gegen den Einzelnen, jo hat der german- 
üche Volfsgeiit die Kriegs imanz, die Gerichts-, die Polizei, die Stirchen- 
Gewalt jchrittweije an Gejege zu binden gewußt, die einen dem Alterthume 
fremden feſten NRechtsfreis um das Individuum, die Familie, die 
Genojienichaft, die Kommune, die Kirche ziehen.“ Diejer auf die Stärfung der 
Rechtsſtellung des Individuums bedachte Grundzug der deutjchen Auffaſſung 
war es, welcher als in hervorragender Weije bei Schaffung des Nechtsiweges 
und eines fürmlichen Klagerechtes vor dem ordentlichen Gericht für Streitjachen 
inter fiscum et privatos von Einfluß geweſen ijt.‘) Das ältere Recht bat 
denn auch in einer jehr ausgedehnten Weile auf dem Gebiete der inneren Ver: 
waltung namentlich über die jogenannten fleineren Negalien den Rechtsweg zu: 
gelajien. Ein Sllagerecht war wegen Mißbrauchs der Steuer: und Negalhoheit 
gegeben. Dieje Thatjache jteht über allem Zweifel. Jedoch war die Voll 
itrefbarfeit des erkämpften Urtheils leider nur zu oft nicht vorhanden. Die 
Gritarfung der landesherrlichen Territorialgewalt wußte die Verwirklichung des 
Kichterjpruchs zu verhindern.) Als mit der Auflöjung des Neiches die jtaats- 
rechtliche Unterordnung der Territorien unter die Neichsgewalt und hiermit 
auch formell der öffentlich:rechtliche Individualrechtsichug des Reichsgerichts 
bejeitigt war, trat das landesherrliche Oberappellationsgericht an die Stelle 
des Neichsgerichts. Aber jelbjt unter das eigne Gericht mochten ich die großen 
Zandesherren, wie Gneiſt bejtätigt,‘) „in Ausübung ihrer Steuer: und Regal: 
hoheit“ jich nicht unterwerfen. „Die Lüde einer Gerichtsenticheidung über die 
Terfaflungsmäßigfeit der Steuern it im vielen deutjchen Staaten bis heute 
fühlbar geblieben. * 

In gewiſſer Hinſicht ſind jedoch beſtimmte Sätze — Gneiſt nennt fie 
„gemeinrechtlihe Prinzipien“ aus dem älteren deutſchen Recht in die neuere 
Gejeggebung berübergenommen worden. So ift der Rechtsweg ausdrüclic 
noch heute in Preußen und Sachjen anerfannt, wenn der durch die obrigfeit- 
liche Anordnung Betroffene jich auf die Eriften; eines bejonderen Rechts— 
titels als Grund der Befreiung von der Anordnung beruft.) Auch die Be: 
bauptung eines unzuläjjigen Eingriffs in die Privatrechte des Einzelnen 


') Lestere erfannte auf dem Gebiete des Stantsrechtes Feine jelbitändigen, mit 
beionderem Rechtſchuß ausgeitatteten Jndividualaniprüche an. Die Befugniſſe im 
öffentlichen Rechte haben die Bedeutung von Reflexrecht. Bol. Gierte, Staats und 
Gorporationslehre des Altertbums ©. 8. Leber das Stenerredt, das den Grundſatz 
„der Leiſtung nad) der Gegenleiftung“ nicht kennt, vgl. Neumann, die Steuer nad) der 
Fienesfätigteit in Conrad 8 Yabrbücher der Nationalötonomie und Statiftit m. X. Wo. 1 
18580 ©. 512. Ueber die Rechtsungleichheit des Einzelnen gegenüber der römischen Gemeinde. 
Bal Mommien, Staatsreht Bd. 1 S. 173 ff. 

”) Vgl. die Givilflage in fistatifchen. Sachen im Verhältniß der Unterthanen zu den 
——— in Gneiſt, Rechtsſtaat S. 90 und 136 ff. 

>) Vgl. auch Gneiſt Rechtsſtaat S. 136: „Bon erheblichem Umfang und praftijcher 
Birtfamteit war diejelbe (querela) indejjen für die größeren Territorien niemals geweſen.“ 

A. a. O. ©. 136. 

ibid. 

Das Nähere ſ. 539 dieſer Abhandlung. 
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genügt oft zur Zulajiung des Rechtsweges.) Ferner iſt der Umitand, dat 
auf einer Seite des Nechtsverhältnifjes die öffentlichsrechtliche Korporation, der 
Staat oder die Gemeinde jteht, nicht als ein für das Landesrecht anerfannter 
Grund zu bezeichnen, der hinreichte, den Rechtsweg auszujchliegen.?) Prinzipiell 
jollen vermögensrechtliche Aniprüche inter fiscum et privatos flagbar jein. 
Die 3. 3. der Emführung der Civilprozeßordnung bier und da®) noch be 
ftehende privilegirte Stellung des Fiskus, nad) welcher in Abweichung von all— 
gemeinen Rechtsgrumdjägen dieſer nicht vor Gericht „Necht zu nehmen brauche“, 
iſt bejeitigt.*) 

Jedoch ift blos das Necht, aus dem genannten Grunde den Nechtsweg 
zu verjagen, dem Landesrecht genommen. Aus anderen Gründen, jowie 
die durch $ 13 G.V.G. offengelajjene Kompetenzabgrenzung der Verwalt— 
ung kann jeder Zeit der Rechtsweg verjagt werden für die landesrechtlichen 
Materien. Desgleichen it die bloße Erſchwerung des NRechtöweges, die 
einer Verſagung nicht gleichfommt, dem Landesrecht gejtattet. Materiell-recht- 
lihe Bedingungen, von deren Erfüllung eine Klage im Nechtswege nicht 
zuläſſig jein joll, können vorgejchrieben werden.?) 

Was nun die pojitive Stellung unjerer neuen Geießgebungen anlangt, 
jo wollen wir an diejer Stelle der Weberficht halber das in unjeren größeren 
Bundesjtaaten für den Nücdjorderungsanipruch geltende formelle Recht ans 
führen: 

1) In Breußen und Sachſen enticheiden auf dem Gebiete des Steuer: 
wejens die in $ 9 Ddiejer Arbeit näher bejprochenen, gejeglich anerfannten 
bejonderen Nechtstitel. In Kommunaljteuerjachen it im Allgemeinen 
der Rechtsweg in den Fällen nicht verjagt, in denen er gegemüber den jtaat- 
lichen Steuerforderungen jtattfindet.°) In den Abgaben an Kirchen und Schulen 
hatte man in Preußen vor Erlaß der neuejten Verwaltungsgejeggebung folgende 
Grundſätze: 








) Nach dem pr. Geſetz vom 11. Mai 1842 über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges in 
Beziehung auf polizeiliche Verfügungen findet der Rechtsweg ſowohl über die Frage, ob ein 
folder Eingriff vorliege, wie über den Betrag der Entichädigung Itatt. 

84 E-G.C.«P.O. 

) So namentlich in Medlenburg, in Eliaß-Lotbringen. 

9 Vol. Hahn, Materialien zur E.-B.-O. Bd. 2 ©. 1144, 1198, 1220— 1222. 

) So die Vorfchrift, daß vor Erhebung der Klage eine Eingabe an die Verwaltung 

= erfolgen bat. S. RG. Bd. 17 S. 416 fi. Vgl. auch Art. 2 des bayerifhen Aus— 
übhrungsgejeges zur E.-B.O. In dem Antrage des Abgeordneten von Rutttammer, 

der Landesgeiebgebung auch die Beihränkung des Nechtsweges zu unterfagen, find ſpäter 

die Worte: „oder beichräntt“ geitrichen worden. Vgl. Hahn, Materialien zum G. v. 
. Bd. 1 ©. 677. Ueber die Giltigteit der partifularrechtlichen Erichwerung des Rechts ˖ 

Dee in Lübeck fiehe Enticheidung des Landgerichts Lübeck vom 7. Februar 1893 i. S. 

Köſter e. Steuerbebörde Lübeck. 

°, Als „allgemeine Anlagen“ im inne des $ 78 Preuß. Landrechtes, über deren Ver- 
bindlichkeit zur Entrichtung in der Regel fein NRechtsitreit, jedoch in den »yällen des 9 und 
10 des Geſetzes betreffend die Erweiterung des Rechtsweges vom 24. Mai 1861 (©. S. 
©. 241) der Rechtsweg itattfindet, werden betrachtet: 1) Staatsabgaben aller Art, 
direfte und indirekte. Hieher gehören auch die in die Reichskaſſe fließenden, von preußiichen 
Behörden zu erhebenden Abgaben (Verbrauchsitenern, Zölle, Stempelabgaben); 2) Ge- 
meindeabgaben; 3 Kreis- und Provinzialabgaben; 4) Kirdhen= und Schul: 
abgaben, ſofern joldhe auf einer allgemeinen geieglichen Verbindlichkeit beruben. Für die 
Abgaben zu 2, 3 und 4 iſt heute durch die neuere Verwaltungsgeiekgebung verwaltungs- 

erichtlicher Schub eingetreten und damit nach $ 18 G.B.G. der ordentliche Rechtsweg be— 
eitigt. Der früher in beionderen Fällen zugelafiene Rechtsweg iſt heute für alle ragen 
der erwähnten Gebiete beieitigt. Schon im früheren Rechte bezog fich der abgeiehen von den 


u 
— — 
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1) Die Abgaben, die auf einer allgemeinen gejeglichen Verbindlichkeit 
gegründet find, haben in der Frage des Nechtsweges denjelben Standpunft, 
wie die Staatsahgaben. 

2. Abgaben, die auf eimer notoriſchen Orts: oder Bezirfsverfajlung be: 
ruhen, behalten das Privilegium der Verwaltungserefution. Der Rechtsweg 
üt Dagegen unbedingt zu gelaſſen.) 

Durch das Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883 tt für die Kommunal— 
abgaben in allen Fällen, für die Schullajten, jofern es ſich um Anſtalten, die 
der allgemeinen Schulpflicht dienen, handelt, der Berwaltungsrechtsiveg an Stelle 
des ordentlichen Nechtsweges getreten.”) 

Für Bayern, Sachſen, die bejonderen Zujtände im der bayrijchen 
Pfalz, Württemberg, Baden, Heſſen und Elſaß-Lothringen 
verweilen wir, um Wiederholungen zu vermeiden, auf $ 9 dieſer Abhandlung. 

In Sachſen-Weimar ſind in der Geſetzgebung Nüdforderungsaniprüche 
als ſolche nicht erwähnt, auch beſondere Rechtsſchutzbeſtimmungen für die ge— 
nannten Anſprüche nicht vorhanden.“) In allen Verwaltungsſachen des Landes— 
rechtes it gegen die Zwangsvollſtreckung im VBerwaltungsiwege nad) dem Um— 
fange, den das bisherige Verwaltungsrecht fannte, zugelajfen. Ausdrüdlich iſt 
der Rechtsweg nach den Beltimmungen der zitirten Geſetzgebung in einzelnen 
bejonders hervorgehobenen — ausgeſchloſſen. Im Gebiete der Einkommen— 
ſteuer iſt dies erfolgt durch 8 68 p. 3 des Geſetzes vom 10. September 1883. 
Ta das Gejeh im einer er jchr verftändlichen Weile von Nechtsmitteln 
des Steuerpflichtigen jpricht, halten die Gerichte im Anſchluß an die 
reechsgerichtliche Nechtiprechung im Neichszöllen und Neichsirempelabgaben jich 
für die Enticheidung der Hauptfrage, ob eine Steuerpflicht beitche, kom— 
petent.*) Dies troß des ausdrücklich erflärten Ausſchuſſes des Rechtsweges 
und der von der Verwaltung geichaffenen res judieata! Soferne nicht Die 
Motive der Beſtimmungen Des Reklamationsverfahrens die Austragung der 
Yauptfrage im Rechtswege für zuläſſig erflären, dürfte die Auffaſſung der 
Gerichte nicht unbedentlich ericheinen. Es dürfte ſich bei der Ausdrucksweiſe 
der Geſetzgebung lediglic” um eime umgenaue Faſſung“) handeln. „Steuer: 


beionderen Fällen itatuirte Ausichluß des Rechtsweges nicht nur auf die Frage, ob ein an 
ih Steuerpflichtiger den ſpeziell geforderten Abgabenbetrag ſchuldet, ſondern auch darauf, 
ob Die Vorausſetzungen der Steuerpflicht überhaupt vorliegen. 

Bornhak in Stengels Woͤrterb Bd. 2 3. 387. 

— Für das neue Einfommenitenerrecht von Breußen (5. vom 24. Juni 18915 iſt 
em förmliches verwaltungsgerichtliches Verfahren geichaften, das den ordentlichen Rechts— 
weg bejeitigt für alle Fälle, in Denen der neue Verwaltungsrechtsweg ftattfindet. Wal. 
Sornbaf in Ergänzungsband zu Stengels Yeriton, Bd. 2 2. 189. 

In Betracht fommen mur: . 

1 elek vom 3. September 1844 iiber die Abgabe von Erbichaften und Vermächt— 

niſſen an die Waiſenanſtalt insbeiondere S 28 dalelbit. 

2 Revidirtes Geſeß, die allgemeine Einkommenſteuer betr. vom 19. März 1869. 

3. Neu revidirtes Geſetz über die allgemeine Einkommenſtener vom 16. September 

1583, insbeiondere die SS 16, 68 und 75. 
+ Gejep über das Koſtenweſen in Gerichts: und Verwaltungsſachen vom 11. April 
1894, insbelondere die SS 44 fg, 147 Ddalelbit. 
5 Geieh vom 13. Mai 1879 über die Vollitredung öffentlicher Abgaben und (He: 
falle, insbejondere $ 2 

: Ziehe die Enticheidungen auf S. 86 und 87 d. A. 

Die übrigens auch in anderen "Osfepoeknanen noch heute zu treffen it. Vgl. Art. 
>» Sadıi. Mein. Geſetzes vom 18. März 1890 — und die Rechtsſchutz⸗ 
beitimmungen des badiichen Stantsitenerrechtes auf 3. 95 dieſer Abhandlung. 
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pflichtig” ijt der Neflamant nur im Sinne der gegenüberjtehenden veranlagen= 
den Behörde. Nur die objektive nicht an dem Worte haftende Be- 
trachtung des Zwedes des Neflamationsverfahrens zwingt uns zu der Auf— 
fallung: Jeder Reklamant bejtreitet mehr oder weniger die Steuerpflicht, Die 
Pflicht zur Zahlung des angeforderten Betrages. Wozu ein Verfahren und 
ein bejonderer behördlicher Apparat, wenn die Enticheidung der Hauptfrage 
einem anderen forum überwieſen jein jol? Wenn nicht bejtritten werden kann, 
daß auch die Klage, welche die Herabminderung der Steuer, die Rück— 
gabe eines Theils der bezahlten Steuerſumme bezwedt, ein Bejtreiten Der 
Steuerpflicht enthält, dann hätte man ein Neflamationsverfahren, für deſſen 
Kompetenz ein Fall überhaupt wicht gegeben wäre. 

Für das Kondiktionsrecht öffentlicher Abgaben im Herzogtum Sachſen— 
Meiningen ift grundlegend die Verordnung vom 16. Juni 1829, über die 
Kompetenzverhältnifje zwiichen den Gerichten und den Negierungs: und Ver: 
waltungsbehörden. Nach Art. 1 ijt die Geltendmachung der Geſetzwidrig— 
feit der Abgaben auf gerichtlichem Wege geitattet. Das Zuvtelbezahlte kann 
zurüdgefordert werden. Art. 2 gibt Bertimmungen über die Bailivlegitimation. 
Art. 4 unterjcheidet zwei Nücdforderungsanjprüche für den Fall, daß die Ver— 
fafjungsmäßigfeit der Abgabe an ich nicht bejtritten wird, wohl aber der zur 
Anwendung gebrachte Modus im der Ausführung. Eine Klage vor Dem ordent— 
lichen Gericht ift gegeben, wenn Kläger behauptet, „daß er für jene Perſon 
nach dem gejeglichen Maaßſtabe weniger zu entrichten verbunden gewejen 
jet, als ihm abgefordert iſt.“ (Art. 4 p. 1.) 

Ein Reklamationsrecht it nad) Art. 5, Art. 4 p. 2 dem gegeben, 
welcher behauptet, „daß eine Abichägung zum Behufe der Abgabenentrichtung, 
welche nach einem Durchjchnitt für eine gewiſſe Klaſſe im Gejege beitimmt feſt— 
gejegt worden, entweder im Ganzen oder in ipezieller Bezichung auf ihn jelbit 
unrichtig jet.” Ueber Nücdforderungsanjprüche in Gebühren und Sporteln 
der Beamten enticheidet nach Art. 8 die Landesregierung. Außer dem 
Nekursrecht an das Landesminiſterium tt in Art. 8 pos. 2 ein Petitionsrecht 
an die Stände garantirt. Speziell das Einfommeniteuerrecht ift durch das Geſetz 
vom 18. März 1890 neu geregelt. Für dieſes Gebiet dürften daher nur Die 
Nechtsihugbeitimmungen diefes Gejeges maßgebend jein. Es ftatuirt in Art. 
55 —62 ein Neflamationsverfahren. Ws legte Inſtanz entjcheidet das Staats— 
minitertum, Abtheilung für Finanzen im Nevifionsverfabren. „Ein weiteres 
Rechtsmittel, jagt Art. 62 p. 3 cit. Geſ. findet weder im Rechts: noch im 
Berwaltungsmwege ſtatt.“ 

Nach dem Nechte in Oldenburg it für Nüdforderungsaniprüche den 
Nechtsweg nur verjagt bei der Einkommenſteuer und den Abgaben von Erb: 
ichaften, Vermächtniffen und Schenkungen.) Da in anderen öffentlich-recht- 
fihen Gebieten über die Frage der formellen Geltendmachung beiondere Vor: 
jchriften nicht exiſtiren, iſt die Zuläfjigfeit des Rechtsweges im Uebrigen an— 
zunehmen. 

Das neue Einfommenjteuergeieg vom 16. Juni 1890 in Neuß j. &. hat 
in $ 26—28 ein Einjpruchsverfahren vorgejehen. Der Einjpruch erfolgt gegen 
die Einjchägung. Der Einjprud) bat nicht eine die Zahlung juspendirende 
Wirkung. Unter Vorbehalt der Erjtattung muß die Zahlung erfolgen. 


ı, 5, 83 Beder, Staatsreht von Oldenburg in Marguardiens Handbuch des öffent- 
lichen Rechtes. 
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„Wird, jagt $ 32 pos. 2 des citirten Gejeges, Die Verpflichtung zur Zahlung 
der Steuer, überhaupt bejtritten, jo bleibt den Betreffenden die Beſchreit— 
ung des Nechtsweges vorbehalten.“ Hiermit it die Auffaffung der Judi— 
fatur der Gerichte in Sachſen-Weimar für das dortige Necht zur gejeß- 
liben Anerfennung in Reuß j. 2. gelangt. 832 p. 3 jest eine einjährige 
Verjährungsfrüit für die „Nüdforderung“ der „ohne geieglichen Grund“ bes 
zahlten Steuern feit. 

Den Grundjag vom Ausſchluſſe des Nechtäweges in jeder ſtreit— 
igen Frage des Steuerrechtes bat für alle Gebiete öffentlich-rechtlicher 
Abgaben nur Mecklenburg ſtrikte aufrechterhalten und bis auf den heutigen 
Tag durchgeführt. Die Eritattung umgeblich zuviel erhobener Abgaben, jeien 
es Direkte oder indirefte, Staats: oder Kommunalſteuern, it nicht tm Rechts— 
wege verfolgbar. Auch die Frage, ob überhaupt eine Steuerpflicht begründet 
ft, unterliegt wicht der Entſcheidung der Gerichte. Der angeblich Verletzte 
hat nur den Rekurs an die höheren Verwaltungsbehörden, nach Erjchöpfung 
des Inſtanzenzuges iſt em Klagerecht vor Gericht ausgejchlofien.') 

In Hamburg und Bremen it nach den Gejegen vom 7. März 1881 
und 17. Dezember 1874?) SS 12 und 9 nur ein Neflamationsrecht geichaffen. 
Toh fann für Hamburg nach SS 1, 24 ff. des Gejeges betreffend das Ver— 
hältniß der Berwaltung zur Rechtspflege vom 23. April 1879 auch eine 
Civilflage vor dem ordentlichen Gericht begründet werden. In Lübeck fann 
gegen behördliche Beicheide, die auf den zunächſt zuläſſigen Einipruch ergeben, 
im Berwaltungswege Bejchiwerde an den Senat ergriffen werden. Doch handelt 
es ſich lediglich hierbei um die Feititellung des Einfommens. Für Rechts— 
fragen, welche in objeftiver oder jubjeftiver Hinſicht die Steuerpflicht jelbit 
itreitig erjcheinen laſſen, sollte wie die Motive des Gejeges vom 27. Mai 
1839°) betonen, die Möglichkeit des Nechtsweges gewahrt bleiben. Diejer Ge: 
danfe ijt jedoch durch $ 10 der Verordnung die Ausführung des Gerichts: 
verfafjungsgeieges betr. vom 3. Februar 1879 dahin modifizivrt worden, daß 
der Rechtsweg mur dann zuläjlig it, wenn der Weg der Beſchwerdeführung 
an den Senat nicht beichritten wurde. Miternativ find zwei Nechtsmittel ge 
geben, doch jchließt die Beſchwerde im Verwaltungsverfahren das Betreten des 
Rechtsweges aus. Eine gewilfe Erjchwerung, legteren Weg zu beichreiten, tt 
dadurch geichaffen, daß nach S 11 der cit. Verordnung innerhalb 6 Monaten 
von der Meittheilung des bejchtwerenden Bejcheides vor Anftellung der Klage 
bet der Behörde auf Abhilfe der vermeintlichen Nechtsverlegung angetragen 
jein muß. Iſt diefe Vorausjegung nicht oder nicht rechtzeitig erfüllt, jo iſt der 
Rechtsweg verjagt, die Klage muß abgewiejen werden. Inſoweit es jich mur 
um die ſchätzungs- oder rechnungsmäßige FFeititellung der zu bejteuernden Werthe 
handelt, ijt Durch befondere Beitimmungen*) mehrfach der Rechtsweg ausgeichlofjen. 

Sowohl die vorjtehend angeführten, bejonderen landesrechtlichen Ne 
gelungen der Frage der für den Nüderjtattungsanipruch beitehenden Form des 


Bgl. Medlenburgiiche Zeitichrift für Rechtspflege und Nechtswiiienichaft Bd. 3 
©. 141, Bd. 7 ©. 15, Bd. 11 5. 118, Bd. 12 5. 285, insbeiondere S. 293 ft. 

?) Das Geſetz von Bremen kommt mit den Novellen vom 13. April und 16. Novem- 
ber 1880 in Betracht. 

”, Siebe bei Schanz, Finanzarchiv, Yahrgang 1887 3. 221. 

Es fommen in Betracht: S 18 des Sintommeniteuergeiehes für den Werth des Ein- 
!ommens, $ 20 und 12 des G. vom 24. November 1890 für den Nutungswertb der Grund- 
üde und Gebäude. 
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Austrages wie die auf reichsrechtlichen Einzelgejegen beruhenden Be- 
ſtimmungen über die Zuläfligfeit des Rechtsweges ') geitatten in Folge der 
Berichiedenartigfeit der Die Regelung der Frage beeinfluſſenden Auffaſſung 
nicht die Ableitung eines allgemeinen über den Einzelbeſtimmungen ſtehenden 
Prinzipes. Die innere Verſchiedenheit des ſtaatsrechtlichen Organismus Des 
Einzelſtaates und der Einfluß jeweiliger Zeitſtrömungen baben eine durchaus 
verichtedene Auffaſſung über die Natur des als eine Folge des Eingriffs der 
Staatsgewalt in privatrechtliche Verhältniſſe ſich ergebenden Entſchädigungs— 
anſpruchs, ſoweit überhaupt die Exiſtenz eines jolchen anerkaunt wurde, be— 
wirft. Soweit nicht durch beſondere Rechtsſchutzbeſtimmungen die formellen 
Vorausſetzungen des öffentlich-rechtlichen Rückerſtattungsrechtes geregelt ſind, 
dürften für die Frage des Austrages jenes Rechtes Folgende Geſichtspunkte in 
Betracht fommen: 

1) Tie Frage, ob cin ordentliches Gericht, vor das nach S 13 G-V. G. 
die „bürgerlichen“ Nechtsitreitigfeiten gehören, oder eine andere Behörde als 
enticherdendes Forum in Betracht fommt, bejtimmt ſich nach der Natur des 
geltend gemachten Auſpruchs. 

2) Wenn num auch, wie namentlich Gaupp*) namentlich bervorbebt, die 
Beſtimmung der Natur, der rechtlichen Qualifikation Des fonfreten Anſpruchs 
lediglich die Enticheidung über eine von dem Anipruche jelbit „verſchie— 
dene, nach publiziſtiſchen nämlich prozeßrechtlichen Grundſätzen zu beurtheilende 
Prozeßvorausſetzung“ darſtellt und nicht das Urtheil über „einen Theil 
der materiellen Begründung des Anſpruchs“, ſo iſt doch andererſeits 
ohne Würdigung der von dem Kläger gegebenen thatſächlichen Zubjtanturung 
eine Fixirung der die Thatſachen umkleidenden rechtlichen Gewandung des An- 
ipruchs nicht möglich. Inſofern it allerdings, wie Gaupp jcharf betont, das 
Barteivorbringen beitimmend für die richterliche Entſcheidung über die Rechts: 
natur des Anspruchs. Aber dies iſt auc) das cinzige nachweisbare Abhängig— 
feitsverhältnih, in dem Parteidisvoſition und rechtiiche Tualiftfatton des An— 
jpruchs ſtehen. Die bloße Behauptung, es läge ein privatrechtliches Ver— 
hältniß vor, die bloße Benenmung einer ciwilrechtlichen Formel genügt nicht, 
um die Tualität des Auſpruchs zu beweilen und damit Die Zuftändigfeit 
des Civilrichters zu rechtfertigen.) 


© Ziehe die gründliche Ueberſicht und Zuſammenſtellung bei Ganpp, die auf den Civil: 

prozeß besüglichen Normen des württemberg. Yandesrechtes, freiburg bei Mohr 1893 2.3 ft. 
4. a. O. 2.15 fi. 

Die entgegenſteheude bei Gaupp a. a. ©. S. 15 angeführte Rechtſprechung des 
früberen mwürttenmbergiichen TO bertribimals und Des I berlandesgerichts führt, wie Gaupp 
mit Recht betont, zu einer Konrundirung Des materiellen Anſpruchs mit den publiziſtiſchen 
Vorausſetzungen ſeiner prozeſſualiſchen Realifirung, zu der Anficht, daß die Abweiſung 
einer Klage lei Die Negation der Eriſtenz eines Anipruchs und zwar Des erhobenen civil⸗ 
rechtlichen Anſpruchs, im Falle der Civilrichter die Klage abweiſt, und des erhobenen öffent— 
lich-rechtlichen Anſpruchs, im Falle der Verwaltungsrichter ihn abweiſt, ſonach zu der Kon— 
ſequenz, daß verſchiedene Anſprüche vorliegen würden, „wobei die Negation des civil— 
rechtlichen Anjpruchs durch den Givilrichter und die Abweiſung des öffentlich-rechtlichen An- 
ſpruchs durd den Werwaltungsrichter oder die Verwaltungsbebörde nebeneinander beiteben 
könnten und niemals eine Verweigerung der Nechtspflege vorliegen würde.” 

So führt die Anficht, welche die Behauptung des Klägers oder Widerflägers über 
die Nechtsanalität des Anspruchs für die rechtliche Qualifikation desielben für maß— 
gebend hält und diefe Behanptung zu einem Theil der materiellen Nlage beqrü ndung 
Ntempelt, zu der Leugnung Der Möglichkeit eines negativen Kompetenzeonfliktes. Dann wird 
eben verkannt, daß es ſich nicht um zwei Anſprüche, ſondern um die Nectsbilie eines 
und desjelben Anſpruchs baudelt. 
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3 Nun läßt aber, wie wir jchon früher ſiehe insbeſondere Seite 62 
dieſer Abhandlung) nachgewieſen haben, das thatſächliche Vorbringen der 
Partei nur den Schluß zu: der geltend gemachte Anſpruch fällt wicht unter 
die Halte der bürgerlichen Nechtsitreitigfeiten, er tt ein öffent— 
Itherechtlicher. Die Beltreitung einer öffentlich-rechtlichen Zahlungspflicht 
it das ‚sundament des Anſpruchs. Iſt dies aber richtig, To kann in allen den 
zahlreichen Fällen unjerer deutichen Geſetzgebung, in denen der Rückforderungs— 
anſpruch als jolcher formell binfichtlich der Frage eines Gerichtshores micht 
geregelt iſt, nur derjenige Gerichtshof zur Enticheidung kompetent ſein, der all— 
genen Über bejtrittene Zablungspflichten aus dem Gebiete des Öffentlichen 
Rechtes zu erfennen bat. Iſt re Gerichtshof eutſprechend unſeren neneren 
Verwaltungsgeſetzgebungen ein VBerwaltungsgericht, jo wird ein genügen— 
der und der Natur des nahe vollfommen entiprechender Schuß vorhanden 
ſein, welcher nach $ 13 G⸗V.G. dem ordentlichen Rechtsweg aus— 
ſchließt. Aber auch danı, wenn nicht ein Verwaltungsgericht, ſondern ein 
acht richterliche Organ, Die WBerwaltungsbebörde nad dem Wortlaut 
der Geſetzgehung über beitrittene Zablungsverpflichtungen zu entjcheiden hat, 
kann nad $ 13 G.V.Gein ordentliches Gericht nicht zuftändig ſein, auch 
In dieſem Falle ijt der Nechtsweg ausgeichloiiem Der Wunſch, einen 
dem Rechtsgefühle entiprechenden Schug gegen eine Behörde zu bee 
ſißzen, welche durch die Vollſtreckung ihres Erhebungsrechtes eine Gewalt 
über die Staatsbürger ausübt, iſt angelichts des Wortlautes des $S 13 ©.-8.: 
G. ſo lange unerfüllbar, als durch poſitive Beſtimmung Das Juris— 
diftionsrecht und die Ausübung der Gewalt einer und derſelben Behörde über— 
tragen iſt. Deßhalb wideripricht das Neichsgericht ſich jelbit, wenn 
es auf der einen Seite Anjprüche wegen öffentlicher Abgaben zu den bürger- 
lichen Rechtsſtreitigkeiten rechnet und einen privatrechtlichen Entjchädigungs- 
aniprusch zuläßt bezüglich Tolcher Abgaben, welche die Verwaltung unter Aus— 
ſchluß eines Prozeſſes einfach einzicht,') auf der anderen Seite jedoch 
für die Klage auf Rückgabe einer aus Irrthum geleifteten Zahlung den Nechts- 
weg ausichlieht, wenn für den Anipruc auf Zablung jelbit der Rechts— 
weg wegen der Öffentlichrechtlichen Natur des Anſpruchs micht gegeben iſt.“) 
Wenn die Verwaltungsbebörde jelbit judiziren darf und cine res judicata 
deßhalb vorliegt, weit nicht friitgemäh die Entjcheidung der Verwaltung an: 
gerufen wurde oder der Inſtanzenzug erſchöpft it, dann ſollte die Anrufung 
eines Gerichtes ausgeichloffen je. Und zwar auch dam, wenn, was wir 
nicht für möglich halten, es gelingen würde, für unſeren Anſpruch die Kon— 
ſtrultion eines „bürgerlichen Rechtsſtreites“ plauſibel zu machen. Die ſeitens 
des Reichsgerichts vertretene Auffaſſung muß mit der Zeit zu dem unhalt— 
baren Zuſtande einer völligen Rechtsunſicherheit führen. Wir ſtimmen mit 
Tezner?) völlig überein, wenn er hinſichtlich der privatrechtlichen Behandlung 
des Anipruchs und der hiermit in engem Zuſammenhange ſtehenden Frage 
des Rechtesweges jagt: 


N Nach den zwingenden Vorſchriften des öffentlichen Rechtes iſt es der Behörde nicht 
geitattet, Das Recht der Vollſtreckung im Falle der Weitreitung der Zahlungspflicht außer 
Sraft zu ſehen und zunäcit einen Prozeß zu führen. Das Necht der Vollſtreckung 
wird bier zur Pflicht. Tas öffentliche Intereſſe ſchreibt gebieteriich vor, daß der Ein: 
eine in Die Rolle des Klagenden gedrängt wird. 

" Ral. die Erkenntniſſe in Bd. 5 &. 34 und Wo. 25 Wr. 34. 

A. a. O. 5. 566. 
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„Wenn man bedenkt, von welch fomplizirten Erwägungen ethiicher, finan 
zieller, verwaltungspolitijcher Natur jelbit die bewußte geſetzgeberiſche Regelung 
des öffentlichen Schadenserſatzrechtes auszugehen genöthigt iſt, ſo muß die 
ſtrupelloſe Anwendung privatrechtlichen Normen auf ſchädigende hoheitliche Akte, 
wie ſie in der deutſchen gerichtlichen Praxis anzutreffen iſt, den Eindruck einer 
gewiſſen Sorgloſigkeit oder Naivität erregen. Freilich findet dieſe Privati- 
ſirungstendenz ihre Grenzen an der ſich aufdrängenden Erkenntniß, daß ſie 
bei ſchrankenloſem Fortſchreiten zu einer vollſtändigen Verwirrung der Grenzen 
der Kompetenz der Civilgerichte und der Verwaltungsbehörden, zu einer Unter— 
ſtellung der letzteren unter eine civilrechtliche Kontrolle führen muß. Damit 
erklärt es ſich, daß civilrechtlicher Schuß gegen formell forrefte und materiell 
rechtswidrige Verwaltungsakte regelmäßig nur zur Abwendung grober ad» 
miniftrativer Willfür und die Ausgleichung unerträglicher Härten der Geſetz— 
gebung wird. So intereflant nun dieſer Kampf der verjchiedenen an der Ver— 
waltung der Staatsgewalt in verjchtedener Richtung betheiligten Berjonen auch 
ſein mag, jo muß doch im Intereſſe einer ebenmäßigen Entwickelung des öffent- 
lichen Nechtes gewünjcht werden, dal die Neaftion der Gerichte gegen adminiſt— 
ratives Unrecht in jenen Fällen unterbleibe, in welchen dasjelbe durch ver— 
waltungsgerichtlichen Nechtsichug bejeitigt werden fann, jowie day die Eivil- 
gerichte, wenn jie, kraft pofitivrechtlicher Beltimmung oder zur Befriedigung eines 
Triebes nach höherer Gerechtigkeit, Jich mit dem Schuge publizijtiicher Anjprüche 
befaſſen, eine der Natur des Stoffes angemejienere Behandlung eintreten lajien, 
welche nicht den Eindrud des Fremdartigen und Schablonenhaften macht.“ 

Aber noch heute fehlt es es uns an einer „bewußten Regelung des öffent— 
lichen Schadenserjagrechtes*, es iſt weder eine überall durchgreifende materielle 
nach formelle Regelung vorhanden. Möchten vorjtchende Worte nicht ſowohl 
eine Mahnung an die Praxis als vielmehr an den Gejeggeber jein, damit 
man endlich ein positives Necht schaffe, welches in Tachgemäßer und folge: 
richtiger Weiſe die Beziehungen Elar regelt, welche die Eigenart des öffentlich- 
rechtlichen Subjeftionsverbältnifies einerjeits und die durchaus berechtigte For— 
derung nach einem wirkſamen Schuge des Individualintereſſes andererjeits un— 
bedingt beeinflujien. 


86. Kechtliche Erzwingbarkeit des fubjektiv öffentlich-rechtlichen Anſpruchs — 
Ermellen der Berwaltung. 

leberall da, wo der Staat als Wächter der Nechtsordnung für bejondere 
Fälle mit der Gewährung von Stlagerechten in unzmeideutiger Weije die Mög— 
lichkeit der Anrufung ftaatlichen Zwanges verleiht, jind Anjprüche zu recht— 
lich geichüßgten Intereflen erhoben worden. Erjt dann it Die Durchführung 
der als ſchutzfähig und ſchutzbedürftig anerkannten Anſprüche mit Hilfe ſtaat— 
licher Machtmittel geſichert. Es iſt klar, daß mit einer derartigen Sicherung 
von Individualintereſſen die Vorſtellung nicht vereinbar iſt, als könne es von 
dem Willen des betheiligten und dem Einzelintereſſe gegenüberſtehenden ſtaat— 
lichen Organs abhängen, ob einem auf die Behauptung der Verletzung des 
Abgabenrechtes geſtützten Anſpruche zu genügen iſt oder nicht. Ein etwa im 
Verwaltungsverfahren maßgebendes Ermeſſen der Behörde kann in einem 
Stadium nicht mehr in Betracht fommen, in dem das auf Nüdgewähr belangte 
Organ in Folge geſetzlicher Beſtimmungen über die Art des Austrages öffent— 
lich-rechtlicher Streite jich der Urtheilsgewalt des die endgiltige Enticheidung 
treffenden forums zu fügen bat. Aber die Frage, vb in rechtlich zuläſſiger 
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Weiſe ein ſolches stadium im Prozeſſe herbeigeführt wurde, ob im einzelnen 
‚alle ein die Rechtspflicht des ausführenden Organs nach ſich zichender Rechts— 
anſpruch des Einzelnen vorliegt, kann oft keineswegs erichöpfend aus den for= 
mellen Beſtimmungen über das Streitverfahren beantwortet werden. Es it 
nicht allzujchwer, Die vorliegende Beichwerde in eine jolche Form zu fleiden, 
den jtreitigen Anſpruch in einer jolchen Weile zu begründen, daß mit Nüchicht 
auf den Wortlaut der Beitimnumgen über Verfahren und Kompetenz die ‚Frage 
der Zuſtändigkeit des angerufenen Gerichtshofes bejaht werden muß. Uber 
dieje formelle Frage allein neben der Enticheidung in der Hauptſache erfüllt 
oft nicht die dem Gerichtshofe obliegende Aufgabe. Gerade im Öffentlichen 
Rechte, das oft mit Abjicht und aus guten Gründen bei der Enticheidung 
ſtreitiger ragen die Verwaltung nicht in den Nahmen reiner, aber auch zum 
Theil beengender Nechtsvorjchriften geitellt md dem Ermejien einen weiten 
Spielraum gelajjen bat, gilt e8, die Frage Far zu stellen: Stellt die Eläger- 
sche Behauptung im Falle ihrer Begründung auch einen rechtlich erzwing: 
baren Anjpruch dar? Much dieſe Frage iſt eine formelle, inſoweit Die 
Prüfung derjelben jich lediglich auf die Qualität des erhobenen Anſpruchs 
eritredt. Doch iſt e$ andererſeits klar, daß bei dieſer Unterſuchung eine ein— 
gehende Betrachtung des Sachverhältniſſes gar nicht zu vermeiden iſt. Daher 
müſſen auch die materiellsrechtlichen Beitimmungen, deren Anwendung zur 
Klärung Des Anipruchs beiträgt, bei Prüfung der Frage herangezogen werden. 
Tiefe zulegt erwähnten Beitimmungen des Gejeges, deſſen Anwendung mangels 
Vorliegens der jachlichen oder perſönlichen Borausiegungen der flägerijche Kon: 
dizent der Abgabenbebörde gegenüber zur Hauptſache bejtreitet, können ſchon 
durch die Art ihrer Faſſung zeigen, ob nach der Abjicht des Geſetzgebers 
Hechtsaniprüche der Einzelnen in thesi anerfammt werden jollten oder ob das 
reine Ermeſſen der Verwaltung maßgebend jer, jo daß ein richterliches Nach: 
— der Akte der letzteren ausgeſchloſſen iſt.) Leider ermangelt es 


9 Aus dem Gebiete der Finanzrechtſprechung it an dieſer Stelle der intereſſaute, im 
Finanzarchive Band 4 S. 590—606, mitgetbeilte Fall zu erwähnen, der eine ‚Frage aus 
dem Rückforderungsrechte aus unſerer Tabackſteuer behandelt. Nach S 17 des Geſehzes betr. 
die Berteuerung des Tabads vom 16. Juli 1879 8.6.9. >. 245 fann in Verbindung 
mit $ 13 der dazu gehörigen Belanntmahung des Bundesrathes vom 25. März 1880 
Gentralblatt für das deutiche Reich S. 153 in dem ‚sale, wenn von einem Tabadpflanzer 
der Erntegewinn ganz oder theilweiſe unverſteuert zur Nurbewahrung zurüdgenommen und 
der aufgebrachte Taback oder ein Theil desſelben ſpäter in eine Niederlage verbracht wird, 
nie den während der Lagerung beim Tabadpflanger durch Eintrocknung entitebenden 
Gewichtsverluft eine Steuerreduftion eintreten. Es Toll für den Gewichtsverluit ein cut 
tprechender Zuichlag zu dem bei Der Verſendung zur Niederlage ermittelten Gewicht gewährt 
und der hieraus ſich ergebende höhere Steuerbetrag an der urſprünglich bei der amtlichen 
Verwiegung feitgeitellten Steuer abgelegt werden. Der Bundesrath hatte nach der genann: 
ten Bekanntmachung Dielen Zuſchlag auf ein Prozent des bei der Verſendung zur Nieder: 
lage ermittelten Gewichts für 100 Tage der Yagerung feitgeiegt. Tie Tireftivbehörden 
batten jedoh auch die Ermächtigung erbalten, böbere Zuſchläge zu gewähren, wenn ein 
größerer Abgang nachzuweiſen war. 

Im konkreten Falle handelte es ſich darum, ob für einen Gewichtsabgang, der durch 
eine ſogenannte Fermentation entſtanden war, eine Steuerpflicht beſtehe oder nicht. Tie 
Beſchwerde Der betheiligten Handelsfirma, welche für den ganzen Gewichtsabgang Steuer— 
freiheit forderte, wurde ſeitens der kompetenten Steuerbehörde und der Großh. bad. Zoll— 
ditektion abgewieſen. Fin Nachweis, dab der Gemichtsmangel etwa lediglich durch natür— 
lihes Eintrocknen entitanden Sei, fei nicht erbracht. Auf rechtzeitige Nlage vor dem badiichen 
Vermaltungsgerichtshof wurde durch Urtheil vom $. Februar 1587 die Steuerpflicht verneint, 
und die Brlicht zur Nüdzablung der bereits erhobenen Beträge ausgeivrocden. 
Tas Erkenntniß legt zunächſt im eingehender Weile die Gründe umd dem Zweck der zur An— 
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den Nechtichugbeitimmungen unſerer Öffentlicherechtlichen Geſetzgebungen zu einem 
nicht unerheblichen Theile an der zur Beſtimmung der Qualität des Anſpruchs 
erforderlichen Präciſion.“ Es bat jedoch der Geſetzgeber anderſeits ſchon in 


wendung kommenden Beſtimmungen aus dem Tabackſtenergeſeße dar. Es fährt dann fort: 

„Nach einer Lagerung, besw. nach einem länger dauernden Trausport „kann“ ein Zuſchlag 
zum vorgefundenen Gewicht gewahrt werden.” Cs ſollte damit den Bollzugsbebörden der: 
jenige Spielraum für die Entſcheidung der Frage, ob und immieweit der eingetretene de 
wichtöverluft wirklich der Eintrocknung zuzuſchreiben it, eingeräumt werden, der nothwendig 
ift, um für eine richtige Anwendung des Gefehes nad der Mamnintaltigteit der Umſtände 
forgen zu können. Gine lage gegen eine Derartige Entſcheidung it völlia ausgeſchloſſen 
und damit jeder etwa verſuchten Hinterziehung vorgebeugt. Damit iſt aber auch dem ſteuer— 
lichen Intereſſe vollkommen Genüge getban. 

Die Frage, welche Folgen der durch das Ermeſſen der Berwaltungsbebörde teit: 
geitellte Thatbeſtand baben toll, kann nicht felbit wieder Sache des Ermeſſens jein, ſie ift 
eine Rechtsfrage über die Steuerpflicht. Die Unbeſtimmtheit in der Faſſung Des 
Geſetzes ſei in einer Weiſe zu deuten, welche fie mit feiner Grundbeſtimmung nicht in Wider— 
ſpruch bringe. Tas wäre aber der Fall, wenn man annehmen wollte, daß durch den S 17 
es in Das Ermeſſen der Steuerbehörde geſtellt werde, neben der vollen Steuer gemäß S Ss2 Des 
Geſethzes noch eine weitere für ven durch Verdunſtung eingetretenen (Hemichtsverluft zu erheben. 

Fine Eintrocknung entitehe ſowohl bei der ‚jermentation d. b. dem beionderen 
für Pfälzer Tabade regelrechten Berfabren wie bei dem vom Geſeß erwähnten durd Aus— 
breiten vermittelten Vorgang der Verdunſtung. 

Ter Gr. Nompetenzgerichtshof hob durch Erkenntniß von 9. Februar 1887 das ge— 
nannte Urtbeil als nichtig auf. Wenn auch die Zuſtändigkeit Des Vermwaltungsaerichts« 
bofes gegeben jei, habe doch lehteres dem Kläger einen Anſpruch zuerkannt, der einen Nechts- 
anfpruch nicht bilde, weil vie Gewährung des erlangten ichlehtbin in das Ermeſſen 
der VBerwaltungsbebörde durch das Geſeß gelegt ſei. Man könne zunächit wicht ab- 
jeben, warum über die Urſache der Entitebung des Gewichtsverluſtes eine andere Behörde 
entſcheiden Tolle, als uber den Auſpruch des Stenerprlichtigen auf ‚Freiheit dieſes Gewichts 
verluites von der Steuer, da auch Die Berwaltungsgerichte, wenn ſie über den legteren zır 
enticheiden berechtigt fein follen, ebenio aut wie die Verwaltungsbehörden in der Yage ſeien, 
Die zur Grmittelung der Entſtehungsurſache des Hewichtsabganges erforderlichen Beweiſe zu 
erheben und eine orenticheidung der Verwaltungsbehörde iiber dieſe thatlächlichen Verhält— 
nie ganz überflüſſig wäre. 

Es jei ferner nicht richtig, dah nach dem Willen des Geſetzes jeder ohne Rerichuiden 
des Stenerpflichtigen eingetretene Gewichtsverluſt nicht beſteuert werden ſolle. Die Thatſache. 
daß das Geſetz grundſätzlich die Steuer nur nach Maßgabe des Gewichtes des Tabachks im 
fermentirten oder getrodneten fabrilationsreiten Zuſtande bemeſſen wiſſen wolle, rechtfertige 
auch noch nicht den Schluß. das Geſetß babe nun in allen feinen Einzelheiten dieſen Grund— 
jab in voller, gewiſſenmaßer theoretiiher Neinbeit durchgeführt. Gerade bei Steuergelegen 
jet es gar nicht zu vermeiden, daß die Anwendung politiver Einzelbeftimmungen nicht durch— 
weg zu einen mit Dem aufgeitellten allgemeinen Grundſatze abſolut übereinſtimmenden Er— 
gebniſſe führe. Was jedoch die Hauptfrage anlange, fo liege nach dem Wortlaut des 8 17, 
J des Tabaditeuergeieges der theilweiſen oder vollen Befreiung des Gewichtsabganges von 
der Steuer allein in dem Ermeſſen der zuitändigen B serwaltungsbehörde. Ein verwaltungs: 
gerichtlich verfolgbarer Rechtsanſpruch ſei nicht gegeben. „Denn wenn das Geſetz der An- 
ſicht geweſen ware, daß der eingetretene Bewichtsabnang iteuerfret fein Tollte, jo würde es 
nicht das Wort „tan“ gebraucht haben, deſſen \ Beuutzung nach dem gewöhnlichen Sprach— 
gebrauch nur die Auslegung zuläßt, daß das Geſetz der Behörde die Ermächtigung ertheilt, 
in ihren Willen, in ihr Ermeſſen ſtellt, im gegebenen Falle einen eniprechenden Zuſchlag 
zu gewähren. Andernfalls würde ſich das Geſeßz tm bereblenden Tone ausge drüdt haben : 
„es muß“, „es Toll" gewährt werden, oder „es wird” gewährt, oder „es iſt“ zu ge= 
währen, Selbit das Wort „gewähren“ läßt Ichon darauf ſchließen, Daß die betreffenden 
Behörden dem Steuernflichtigen gegenüber nicht rechtlich gezwungen jein jollen, für 
den Gewichtsverluſt feine Stener anzuſetzen, Tondern daß cs ihrem Ermeſſen anbeimgegeben 
jein ſoll, inwieweit Stenerbefreiung für den Gewichtsverinſt eintreten Toll.” 

) Vgl. die Aushibrungen tür Gebübrenrecht in 5 9 dieſer Abbandlung. Taß die 
nicht auf dem Willen des Einzelnen berubende Thätigkeit des Bundesrathes als ber: 
anffichtsbehörde in Reichsfinanzſachen Rondiftionsaniprudie regeln fann, die Annahme eines 
‚mdividnalrechtes jedoch nicht rechtfertigt, val. ebenda. 
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farer Faſſung den von uns dargeitellten Gegenſatz zum Ausdruck gebradıt. 
Statt vieler Beiſpiele dürfte bier $ 27 des Neichsjtempelgejeges vom 27. April 
1894 dienen: „Em Anſpruch auf Nüderjtattung des eingezahlten Abgabe: 
betrages it ausgeichlojjen; eine ſolche kann von der oberiten Landes— 
nnanzbehörde nur dann zugejtanden werden, wenn eine beabjichtigte Ausjpielung 
erweislich nicht zu Stande gekommen it." Bieten die Beltimmungen des 
materiellsrechtlichen, in jeiner Amvendung über den Dauptanipruch ftreitigen Ge: 
iepes nad) ihrem Wortlaut feine Bedenfen in der Hinficht, ob der vorliegende 
Anipruch mur mit dem Willen der Verwaltung zu realijiren ijt, dann it Die 
stage, ob ein mit rechtlicher Erzwingbarfeit ausgeitatteter Anſpruch des Ein: 
zelnen, em jubjeftives Recht vorliegt, zu bejahen. Dam finden. wie wir 
jegt nachweiſen wollen, gerade für den Nüderftattungsanjpruch die Süße über 
jubjeftive Nechte Anwendung. Was it jubjektives Recht? 

„Dasjenige von der Nechtsordnung verliehene Wollendürfen, welches für 
den Willen Anderer beitimmend iſt.““ Dem Willen des Einen muß eine 
Kechtspflicht des Anderen entiprechen. Die formelle Möglichkeit, dieſe Nechts- 
prliht der aegemüberjtehenden Partei gegen ihren Willen zu realijiren, it 
durch die Schaffung eines individuellen Nechtichuges gegeben. Da nun Per: 
nlichkeit nichts weiter iſt als Nechtsjubjeftivität, d. b. Die Fähigkeit, Träger 
von Nechten zu jein, jo bedeutet die Erijtenz von bejonderen zu Gunſten 
der dem Geſetze unterwworfenen Perſonen getroffenen Schugbejtimmungen mur 
De geiegliche Anerkennung eines dem Itantlichen imperium gegenüberſtehen— 
den Nechtsjubjeftes der Einzelperjon. Die Schaffung neuerer Recht— 
dutzbeſtimmungen kann hiernach nur eine Erweiterung des Rechtskreiſes des 
Individuums ſein. Das Daſein eines individualiiirten Rechtſchutzes, mit deſſen 
Hilfe der Einzelne ſeine Rechtsſphäre ſchützt und die Wiederherſtellung aller 
durchbrechungen dieſer Sphäre durchführt, kennzeichnet in formeller Hin— 
iicht die Exiſtenz eines ſubjekttiven d. h. mit der Einzelperſon verbundenen 
Rechtes“) Die Frage, welchen Gebiet diejes Necht angehört, führt uns zur 
Unterfuchung jeiner materiellen Seite. Erſt der Inhalt eines Rechtes lädt 
jeme Natur erfennen. Da nun unjer Kondiftionsanipruch die Eriitenz eines 
m Streite befangenen Berhältnifjes vorausjegt und für die Beurtheilung des 
Weſens eines jolchen die Frage entjcherdet „von welchem Gebiet des Rechtes 
das den Gegenjtand der behördlichen Entjcheidung bildende Lebensverhältniß 
beberricht wird,“)) jo iſt zweifellos der Anſpruch ein öffentlichrechtlicher, weil 
das den Streit beherrichende Necht das Öffentliche it. Mur im jener 
<tellung als Mitglied eines Verbandes wird der Einzelne jeitens der 
Behörde für abgabenpflichtig erachtet. Bejtreitet der Einzelne mit Rückſicht auf 
de beſondere Art jeiner VBerbandsftellung die VBerprlichtimg zur Zahlung in der 
angeforderten Höhe, jo macht er mit der Klage auf Nüderitattung des ein: 
gezogenen Betrages ein Hecht geltend, deſſen Grund ſich lediglich auf Die 
öfentlich-rechtliche Stellung des Klägers ſtützt. Wird überhaupt die Ber: 
mlihtung zur Zahlung beſtritten, weil man die ‚Frage verneint, daß Die genoſſen⸗ 
Kehligen, die Abgabepflicht begründenden Beziehungen vorlägen, ſo liegt 


So bat Rebm in „Die rechtliche Natur der Gewerbskonzeſſion'“ die berr- 
‘bende Auffaſſung gelennzeichnet. Dal. ihid. S. 2. 
Daß mit der Schaffung beſonderer Rechtsſchutzbeſtimmungen die Annahme eines 
Soßen Reflerrechtes beſeitigt iſt. Bgl. Jellinet a. a. O. S. 68, 75. 

So Prazaf, die prinzipielle Abgrenzung der Nompetenz der Gerichte und Ver— 
Boltungsbebörden im Archiv für öffentliches Hecht, Bo. 4 S. 273. 
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jedenfalls ein Öffentlicherechtlicher Streit vor. Und das Recht des Einzelnen 
auf Nüderjtattung it deshalb ein öffentlicherechtliches, weil jein Beitand ledig: 
lich von der Beantwortung jener Frage abhängt. 

Wir müſſen hiernach die Eriftenz eine8 jubjeftiven Nechtes öffentlich: 
rechtlicher Qualität annehmen. Dat das Wejen eines jubjeftiven Rechtes ın 
Frage kommt, geht auch daraus hervor, daß auf unſeren Anfpruch die Grund- 
jäge von der Musübung und dem Berlujt jubjeftiver Rechte Anwendung er: 
leiden. Was die Frage der Ausübung anlangt, jo herricht in der Litteratur') 
über folgenden als Merkmal des jubjeftiven Nechtes anerfannten Umſtand Ueber: 
einftimmung. Es ift durch die Nechtsordnung dem Betbeiligten die Verwirk— 
lihung jeiner Nechte überlajien. Es hängt allein von dem Belieben des Ein: 
zelnen ab, vb er von dem ihm zur Benugung freiitehenden Rechtsmittel Ge— 
brauch machen will. Dies gilt auch im öffentlichen Nechte. Die Nealifirung 
des Rückerſtattungsanſpruchs hängt von der Initiative des Einzelnen ab.?) 
Das bei unjerer Frage nur jelten einjchlagende offiziöſe Verfahren erfordert 
allerdings von Amtswegen die Wiederberitellung eines Individualrechtes im 
‚alle jeiner ohne gejeglichen Grund herbeigeführten Verlegung. Allein ohne 
weiteres ift die Erfüllung diejer Verpflichtung gar nicht gegeben. Sie hängt 
naturgemäß davon ab, ob der pflichtmähig bandelnde Beamte die Pflicht zur 
Erfüllung erfannte. Erſt die nachträglich herbeigeführte Nebereinftimmung 
der Auffaſſungen des ausführenden Organs und der betheiligten Einzelperjon 
würde die Bejeitigung von Nüderjtattungsaniprüchen in einer Weiſe jichern, 
bei welcher der Einzehwille immerhin als aktueller Faktor in Betracht käme. 
Auch die Nechtswirfungen des VBerzichtes jind vorhanden, jobald der 
Verluſt des Nücderjtattungsvechtes durch Nichtberücjtchtigung der Anfechtungs- 
jriften herbeigeführt wurde. Dem Anjpruche it feine ganze Exiſtenz geraubt. 
Denn es iſt auch der Behörde, wenn die offenbarjten Rechtsverlegungen nad) 
Ablauf der Anfechtungsfriit entdeckt werden jollten, nicht erlaubt, nun ihrerjeits 
Schritte zur Bejertigung diejer Verlegungen zu unternehmen.’) So bejeitigt 
die durch einen gejeglich feitgelegten Beitablauf jortgejegte Nihtausübung 
des Nechtes legteres dergeitalt, dab auch der freie Wille der an dem Nechts: 
verhältniß betheiligten Perjonen umd Organe nicht im Stande iſt, das unter: 
gegangene Necht wieder aufleben zu laſſen. Dies ift nur eine Folge des zwingen: 
den Charakters ffentlicherechtlicher Normen mit zeitlich bejchränftem Inhalte. 
Wie jedes Forderungsrecht durch jeme volle Ausübung zeritört wird, jo 
wird auch die Eriltenz des üffentlich-rechtlichen Rückforderungsanſpruchs Durch 
jeine Geltendmachung beſeitigt. Daß auch Stellvertretung in der Aus- 
übung eines Nechtes zuläſſig it, it ein ganz allgemein anerfannter Nechtiag. 
Weßhalb eine Ausnahme für unjeren Nücforderungsanjpruch beitehen jollte, 
iſt nicht erfindlich. Die Stellvertretung wird daher in unjerer öffentlicherecht- 
lichen Praxis?) nicht beanftandet. „Wo Stellvertretung zuläſſig it, jagt Wind: 





"Rat. statt vieler Yellineka.a. DE. 100, Gierke, Genofienichaftstheorie S. 176-195, 
Regel: sberger, Pandelten. Bd. 1,5 14 S. 76 in Bindings Handbuch der Rechtswiſſenſchaft. 
Zum größten Theile iſt dies durch beiondere Beſtimmungen ausgeiprocen. 

3, Finzelne politive Ausnahmen beitätigen Diele Regel. So beitimmt 3. B. die 
Geſetzgebung der Klaſſen— und Einkommenſteuer von Sahjen-Altenburg Geſetz vom 
17. März 1862 und 24. Juni 1372, Verordnung vom 15. ‚unit 1868; in $ 18 5. 31 Der 
off. Ausgabe p. 2: „Iſt diefe Friſt verläunt, To iſt die Reklamation, unbeichadet der als- 
baldigen Berichtigung von Nechnungsfeblern als präfludirt zurüdzumeiien, der In— 
balt verielben aber bei der nächſten jäbrlichen Steuerrevifion in Erwägung zu zieben. 

Vgl. au Tezner im Archiv f. 6. R. Bd. 9 S. 515. 
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iherid,') fann die Ausübung eines Nechtes einem Andern auch zu jeinem 
eigenen Nugen überlafjen werden.“ Aber nicht nur die Ueberlaffung der Aus- 
übung, ſowie jie bei der „Veräußerung“ des perjünfichen Niegbrauchsrechtes 
vorfommt, auch die fürmliche Ceſſion des Anſpruchs jelbit dürfte, ſo— 
wert nicht positive Beſtimmungen entgegeniteben, bei dem öffentlich-rechtlichen 
Anipruche zugelajjen werden müfjen. Wenn auch zweifellos ein Rechtsverhältniß 
nur zwischen dem behördlichen Organe, als Bertreter des Gemeimwejens, und 
dem betheiligten Individuum, als Glied desjelben, entitanden iſt umd der Rück— 
forderungsanipruch wach der Art jeiner Begründung untrennbar mit den fons 
freten Tualififationen der Einzelperjon zufammenzubängen jcheint, jo kann doc) 
diefer Umstand allein die heute allgemein?) anerkannte Hegel von der Ueber: 
tragbarfeit der Forderungsrechte nicht ausichliegen. Die altrömijche Auffaſſung. 
welche das perſönliche Moment des Schuldverhältniſſes, die perſönliche Be— 
ziehung von Gläubiger und Schuldner in den Vordergrund ſtellend, die Ceſſion 
einer obligatio für nicht zuläſſig hielt, iſt, heute völlig überwunden.‘) Von 
den wenigen pofitiven Ausnahmen, im denen die gemeinrechtlich gewordenen 
Säge eine Ceſſion nicht zuließen, liegt nur der Fall der cessio einer res 
litigiosa vor. Bei unjerem Anjpruch it das Fundament, die Frage der Zahlungs: 
pflicht jtreitig; der Umſtand, daß leßtere auf dem Wege jtaatlichen Zwanges 
realiiirt wurde, fommt erit in zweiter Linie bei Zeichnung der Nechtslage in 
Bettacht. Nun iſt es aber heute durch bejondere reichsrechtliche Vorſchrift aus: 
geiprochen, daß jenes Verbot jelbjt für den Fall der bereits eingetretenen Rechts— 
hängigkeit der jtreitigen ‚sorderung aufgehoben iſt.) Es bedarf feiner weıteren 
Begründung, dat die Gejjion einer zunächſt nur unter den Parteien jtreitigen 
sorderung auch vor deren Mechtshängigfeit, jomit in jedem Stadium Des 
Streites zugelaiien werden muß und jonach ein Anſtand in Ddiejer Frage bei 
Beginn des Prozejjes nicht erhoben werden fann. Ob demnächit auch der 
ſtreitige Anipruch materiell von Erfolg begleitet it, darauf fommt e8 bei der 
stage nach der Giltigfeit einer Gejlion nicht an. Auch bedingte, zukünftige Ans 
iprüche, ‚Forderungen, „für welche noch nicht einmal der Grund tft,“ °) find cejlibel. 

Die Amvendung diejer wejentlich in den Lehrbüchern des Privatrechtes 
enthaltenen Sätze erjcheint im Gebiete des öffentlichsrechtlichen Rückforderungs— 
anipruchs feineswegs bedenklich. Zunächſt it im Gebiete des öffentlichen Nechtes 
zu einem großen Theile die Nechtstorm der Ceſſion bereits anerfannt.°) Nur 
va, wo man Schugbeitimmungen im Intereſſe der wirthichaftlichen Sicherheit 
des Einzelnen treffen wollte, hat man im öffentlichen Nechte durch positive 
Beitimmung beitimmten Anjprüchen die Qualität der Llebertragbarfeit abge: 
iprochen.‘) Alle vermögensrechtliche Anjprüche, deren Geltendmachung ermög— 
uhr int, ſollen abgejchen von positiven Ausnahmen ceijibel fein. 


Vandekten, Bd. 1 5. 358 

: So Entwurf S 293, 295 Motive Bo. 2 S. 118 umd 121. 

Windſcheid iſt Gegner, vgl. Band. 2 S 329 bei. Noten 9, 10, vgl. im Uebrigen 
die Nachweiſe für die berrichende Anſchauung in Motive zum Entwurf Bd. 2 &. 118. 

* 3 236 pos. 1 E-R.-C. Tas römiich-rechtliche Verbot hatte ſchon im preuß. Yand- 
chte, dem franzoſiſchen Rechte und im jächliichen Givilgeiegbuche Aufnabme nicht gefunden. 
Auch Art. 327 der württemberg. Prozeßordnung hatte es beieitigt. Vgl. Motive zur C-P. O. 
2. 189, 190, Mr. Br. 5. 75, 535 die dortigen Nachweiie. 

Windſſcheid, Band. Bd. 2 S. 278, Note 12. 

°; Wal. auch $ 311 des Entwurfs. 

’ Wal. die Gejege in Windſcheid, Band. Bd. 2 5. 278 Note 9a und die jocial- 
volimiche (Heieggebung. 
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Auch die Ceſſion iſt heute nichts weiter als rechtlich qualifizirte Zyorm der 
Ausübung von Nechten. Die Braris hat aber jelbit da, wo die Art der Aus: 
übung von Nechten, Die Frage des Stlageweges, noch nicht einmal feftitand, Die 
Ceſſion jolcher nicht nur materiell ungewiſſer, Tondern auch formell frag: 
würdiger Anfprüche aus dem Gebiete des üffentlichen Nechtes zugelafien.') 
Mangels pofitiver entgegenftehender Beltimmungen wird daher die Ceſſion zus 
zulajjen jein, zumal hierdurch eine Berjchlechterung der MNechtsitellung unjerer 
Öffentlich-vechtlichen Behörden nicht hergeleitet werden fan. Die Erweiterung 
der Form von Anjprüchen, die ihrem Inhalte mach bereits gegeben ſind, 
— zunächſt noch keinen Grund für die Annahme, es hätte eine Eindämmung 

es Rechtsgebietes unſerer Behörden ſtattgefunden. Selbſt dann, wenn man 
* Ceſſion zu den materiel hrechtlichen Beſtandtheilen des Rückerſtattungs— 
anſpruches rechnete, ſonach das Individualintereſſe eine inhaltliche Vertiefung 
erhalten hätte, ſo iſt doch zu beachten, daß ſchon nach bisherigem Rechte der 
einſeitige Willensakt des Schuldners allein die Aktionsfreiheit des Cedenten 
nicht zu beſeitigen vermochte. Zuſtimmung des Schuldners war nie Erforder— 
niß der Giltigkeit der Ceſſion.“) Wenn jo das Zuſtandekommen des for— 
mellen Ceſſionsaktes rechtsgiltig gegen den Willen der Behörde, die als Con: 
diktionsſchuldner in Betracht fommt, sich vollzieht, jo verbleibt doch inhaltlich 
das Nechtsverhältnii zwiichen Gedent und dem amtlichen Organe. Der Ceſſionar 
muß Sich alle Einreden aus der Perjon Des Gedenten gefallen lalien. „In 
der Negel alle, aljo nicht bloß diejenigen, weldye in rem, jondern auch die: 
jenigen, die in anderer Beziehung mır in personam wären. ) Das Mecht 
des Gejjionars ſteht und fällt mit demjenigen des Gedenten. Da num umere 
öffentlich: rechtlichen Gejeggebungen zum großen Theile eine jriftgemäße Willens: 
äußerung des als abgabepflichtig in Anjpruch Genommenen zur Voraus: 
jegung des formellen Beitandes unſeres Erjaganipruches gemacht haben, jo tt 
es klar, daß dieſe Willensäugerung des Cedenten nicht erjeßt werden kann Dur cch 
eine jolche des Ceſſionars, die diejer in jenem Namen für ſich abgibt. In 
diejen Fällen iſt die Abgabe der Reklamation jeitens desjenigen, dem auf dem 
Wege der Ceſſion die eventuellen aus einer angeblich zu Unrecht eriolgten 
Heranziebung des Cedenten ermwachjenen Nüderjaganjprüche übertragen ſind, 
gänzlich wirfungslos.‘) Der perjönliche Willensaft des zumächft an dem NechtS- 
verhältniſſe betheiligten Einzelnen wird bier die Tormelle I soransjegung für Die 
Entjtehung eines Rechtes jein, deſſen weitere Ausübung auf dem Wege 
der Ceſſion einem Dritten überlafien werden darf.) 


j U NIE ReG. Bd. 5 S. 34 Eeſſion eines Follrüderitattungsanipruches), Entſchl. des 
Ldg. Weimar i. S. Plathner c, Gr. Sächſ. Staatsfiskus, Rückforderung von Steuern betr. 
vom 12. Dezember 1889. In beiden Fällen, in denen die Frage des Rechtsweges beionders 
ausgetragen wurde, lag eine unbeanitandete Ceſſion der mit Erfolg geltend gemachten Rüc- 
forderungsaniprüche vor. 


) Auch die formelle Pflicht der Anzeige an den Schuldner iſt durch den Entwurf 
bejeitigt. Pal. S 293, Motive Wd. 2 ©. 118. 

. Dernburg, Panp. 3. 2 5. 138. 

x Nur eine in der Form der Stellve rtretung abgegebene und von dem zu Un— 
recht Herangezogenen ratibabirte Erllärung dürfte relevant ſein. 

VBgl. auch Tezner a. a. D. S. 519: Publiziſtiſche Anſprüche Einzelner, bei deren 
Entſtehung die verlönlihe Qualifikation des Anſpruchsberechtigten feine Rolle 
ipielt und für Deren Ausübung nicht periönlider Wille des Beredhtigten 
gefordert wird, werden, von entgegengeſetzten Beſtimmungen abgeieben, als übertragbar be= 
handelt werden müſſen! 
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Aus dem Gejagten dürfte hervorgehen, daß dem öffentlich-rechtlichen Con— 
diftionsanjpruch eine individuelle Ausgeftaltung nach Entjtehung, Verluſt und 
Geltendmachung verliehen iſt. Es ift die Möglichkeit eines wirfiamen Verzichtes 
und einer rechtsgiltigen Gejjion gegeben, auch zum weitaus größten Theile ein 
bejonderer Nechtsichug in Form einer lage oder doch Bejchwerde vorhanden. 
Auch hängt ohne Frage bei jedem Streit über die richtige Auslegung und 
Anvendung abgabenrechtlicher Sätze die auf richtigere Anwendung begründete 
Realiſirung des jachlich und perjönlich gerechtfertigten Condiktionsanipruchs von 
dem Willen des Einzelnen ab. 


Damit dürften aber nicht nur Zuſtände verhältnißmäßiger Sicherheit 
gegenüber jtaatlichen Willensäußerungen!) gegeben jein. Bloße Nefler-, Schein- 
rechte‘) liegen da nicht vor, wo dem Einzelnen fraft Gejeg die Möglichkeit 
verliehen iſt, jein Necht ‚gegen den Willen des jtaatlichen Organs durchzuführen. 
Wenn endlih Hölder”) bemerkt: „ - die Forderung höherer als der ge 
jeglichen Steuern iſt nicht eine unberechtigte Forderung des Staates, jondern 
ſie iſt eine unberechtigte, weil fie dem Willen des Staates zumiderläuft,“ jo 
ind dieſe Worte nicht geeignet, die thaträchlichen Erjcheinungen unjerer Praxis 
zu erflären. Gerade auf dem Gebiete des Öffentlichen Abgabenrechtes ericheint 
es verfehlt, den Staat und jeine Organe zu trennen und ein Rechtsverhältnik 
nur zwiſchen den letzteren und den Einzelnen anzunehmen. Die Organe haben 
den im den Finanzgeſetzen längſt feſtgelegten Staatswillen auszuführen. Deß— 
halb und weil nie ohne nochmalige vorherige Einholung der Zuſtimmung der 
oberſten zuſtändigen Spitze der Austrag ſtreitiger Finanzfragen unternommen 
und durchgeführt wird, erſcheint es nicht zuläſſig, zwiſchen dem beſonderen 
Willen des Staates und demjenigen ſeiner Organe zu unterſcheiden. Iſt die 
ausführende Behörde durch die Stellungnahme des oberſten den Staat ver— 
tretenden Organes oder des Herrſchers gedeckt, dann iſt der Staat oder das 
betheiligte Gemeinweſen Partei ebenſo, wie der Einzelne ihm Gegenüberſtehende. 
Dann fan es ſich lediglich darum handeln: Welche Parteiauffaſſung trifft 
den Willen des Geſetzes? Letzterer und der jtaatliche Wille iſt feineswegs 
immer identiich. Es iſt Thatſache, daß noch heute jachlid begründete Rück— 
erjtattungsanjprüche gegen den ausgejprochenen Willen eines Gemeinweſens 
geltend gemacht und zum Theil mit Erfolg durchgeführt werden. Auch die in 
Folge der Ungenauigfeit gejeglicher Wortfallung zum Theil entbrannten Kämpfe 
über die ormelle stage des Rechtsſchutzes und ihre zu Gunſten der Ein: 
zelnen erzielten Erfolge zeigen dentlich, wie die Forderung des Rechtsſchutzes 
oft gegen den Willen der Gemeinichaft realifirt wurde. 


In allen dieſen Fällen der Praris dürfen wir unter Berüctichtigung der 
ihon zuvor genannten Merkmale eines jubjeftiven Rechtes das VBorhandenjein 
öffentlich-rechtlicher, erzwingbarer jubjektiver Anjprüche Einzelner erbliden. 


Wir gehen nunmehr zur Beiprechung beionderer Condiktionsfälle über. 
Eine ſpezielle Betrachtung erſcheint deßhalb am Blake, weil in Folge der ver: 
ichiedenartigen Gejtaltung der einzelnen reiche: und landesrechtlich geregelten 
Materien der Verſuch, jämmtliche einzelne Fälle unter eine allgemeine Formel 
zu bringen, nicht durchführbar ericheint. Abgeſehen davon fonnte die Anz 


wi) 


" Sp Otto Mener, Theorie des franzöfiichen Verwaltungsrehtes S. 1 
* Mayer a. a. ©. 2. 106 Wr. 9. 
” Weber objeftives und jubjeftives Recht, Yeipzig 1893. 
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führung des einzelnen pofitiven Nechtes mit einiger Genauigfeit nur in der 
Form einer bejonderen zufammenbängenden Darftellung ericheinen. Wir be 
ginnen mit der eondietio indebiti des Neichsgejeges vom 6. Juni 1870 über 
den Unterftügungswohnlig. 


8 7. Die condietio indebiti des Yeichsgefekes vom 6. Juni 1870 über den 
Untertübungsmwohnfiß, nad der Rechlfprechung des Bundesamts für Heimatwelen. 


Der Satz, daß das durch das Reichsarmenrecht geregelte Gebiet dem 
öffentlichen Nechte angehört, bedarf wohl bei der bejonderen Materie einer 
näheren Begründung nicht.) Trotzdem hat es nicht an Verſuchen gefebit, 
einzelne Beziehungen dieſes Nechtes in privatrechtlichem Gewande darzuitellen. 
Sp hat man in der Thätigfeit des vorläufig unterjtüßenden Armen: 
verbandes die privatrecdhtliche negotiorum gestio jehen wollen, oder 
man bat die Gefichtspunfte des Mandates:) ), md der ungeredtfertigten 


Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß das oben S. 61 aufgeſtellte Kriterium für die öffent— 
lichrechtliche Qualität einer O bligation hier nicht paßt, da zunächſt die Stellung betbeiligter 
Armenverbände, ftaatliber Urgane, unter einander in Betracht kommt und 
der Fall von der Beziehung Des Einzelnen wm Staate nicht vorliegt. Es iit aber 
heute anerkannt, dab Beziehungen zwiſchen einzelnen natürlichen oder juriſtiſchen Perſonen 
unter einander öÖffentlicyrechtliche dann find, wenn das ſtaatliche Intereſſe ihnen 
dieie Qualität beigelent — 

* Reger, Entſch. B. 7, Nr. 24. — Streitig kann Diele Frage mit Recht nur dann 
werden, wenn nach der belonberen X Yage des Falles nicht in Errüllung einer vor- 
läufinen Inte rſtüßungspflicht, ſondern in Folge ausdrücklicher Vereinbarung 
im Auftrage des endgiltig verpflichteten Armenverbandes Unterſtühung 
gewährt worden it. Turch Neichs: und Landesrecht find Vereinbarungen und mandatsähns 
liche Ueberweiſungen anerkannt. "ol. Woblers. B. VI Wr. 38. Zwar bat nach in einem 
intereilanten Urtbeil vom 18. Mai 1893 in Sachen des Urtsarmenverbandes Gieſſen gegen 
den Urtsarmenverbaund Yadenburag, Rücforderung bezahlter Unterſtühungskoſten betr., 
der bad. Vermwaltu ngsgeridtsboi die Frage ausdrüdlich verneint, Daß der unter- 
jtügende Armenverband in die Stellung eines ‘ trivatbevollmädtigten fommen könne, 
während principiell anderer Auffaſiung a. Bundetomt für Heimatweſen in dem krlennt⸗ 
niſſe vom 22. 10. 1892 in Krech, Entſch. d. B. f. B. XXV, S. 97 iſt. In dem in 
Sachen Gieſſen ©. Yadenburg am 31. März 1894 vertündelen Urtbeile des B. 1. 9. iſt der 
Gerichtshof feiner früheren Auffaſſung treu geblieben. Der Vollſtändigkeit halber theilen wir 
hier den Thatbeſtand jenes Falles und die bemerkenswerthen Motive des zuletzt angeführten 
Erkenutniſſes mit, 

Der Ortsarmenverband Gieſſen hat die beiden in Ladenburg in Baden beim Groß— 
vater in Pflege befindlichen Kinder des im Jahre 1883 verſtorbenen und bis dahin in Gieſſen 
ortsangehörigen Schuhmachers Tecker bis zum Jahre 1890 im Wege der Armenpflege unter= 
ſtütßt. Die Unterftügung erfolgte in der Art, daß der Urtsarmenverband Yadenburg an 
den Groß- beim. Pflegevater der Ninder anfänglich pro Jahr 100 Marf, ipäter 125 Mart 
an Prlegegeld zahlte und dieſen Betrag am Schluſſe eines jeden Rechnungsſahres vom 
Armenverband Gieſſen eritattet erbielt. So ift auch das Prlegegeld für das ganze Nechnungs- 
jahr 1889/90 vom Armenverband Gieſſen um Mai 1890 an den Armenverband Ladenburg 
nezahlt werden. Gieſſen verlangte nunmehr von dem für Das Jahr 1889,90 agablten 
Prlegegelde einen Betrag von 55 ME 50 Bra von Yadenburg unter der Behauptung zu— 
rück, dab es Dielen Wetrag über ne Berpflidbtung hinaus gezahlt babe. Es 
‘tand in ‚yranetalle feit, Daß die Mutter der beiden Pfleglinge im Üftober 1889 einen in 
Zedbach bei Redenbeim ortsangebörinen Mann geheiratet batte, fie war alfo dur Diele 
Rerbeiratiing ebenfolls dort ortsangebörtg geworden, und Dielen Unterſtützungswohnſitßß der 
"Mutter tbeilten Die Rinder. Ter eingeflaate Betrag war derjenige, der vom Oftober 1889 
bis zum Schluſſe des Kechmungsiabres 1889/90 für die Pfleglinge aufgewendet worden ift. 
Durch Urtheil des Srofberzoglih Baädiſchen Bezirfsrats zu Mannheim war auf 
Abweiſung der Klage erfannt worden, dagegen verurtbeilte dev Badiiche Verwaltungs: 
gerichtshof Den bellagten Armenverband Ladenburg nadı dem Mlageantrage, Der erft- 
bezeichnete Gierichtshot war bei feiner Abweiſung von der Anſicht ausgegangen, daß der 


im Gebiete des deutichen öffentlichen Rechtes. 117 


Bereiherung herangezogen, um die Erjaganfprüche eines Armenverbandes 
zu begründen, der doch lediglich einer öffentlichrechtlichen Verpflichtung nach» 
gefommen war. Mit Necht hat die Praxis jolche Auffaſſungen zurückgewieſen. 
Doch war die Rechtſprechung eine konſtante nicht immer zu nennen, nament— 
lich was die vorliegende verwandte Frage anlangt. 


Armenverband Ladenburg von der Zeit ab, an welcher der klagende Armenverband die 
Fritattungspflicht bezüglich der für die Teder'ichen Kinder gemachten Aufwendungen ans 
ertannt und den erwähnten Jablungsmodus vereinbart batte, lediglich als Bevollmädhtigter 
des a und nicht als vorläufig füriorgepflichtiger Armenverband gebandelt beim. gezablt 
babe. Ter gegenwärtige Streit jei deshalb aud, weil es aus einen privatrechtlichen Aufs 
tragsverbältniß bervorgegangen, nicht der Enticheidung des Verwaltungsrichters, jondern der 
der ordentlichen Gerichte unterliegend. Ter Badiſche Nerwaltungsgerichtsbof bob jedoch 
dieies Erkenntnis auf; in die Stellung eines Privatbevollmädtigten könne ein 
Armenverband, der für einen anderen Armenverband öffentliche Unteritügung an Hilfs— 
bedürftige leiftet, welde thatiächlid im Bezirke des die Zahlung empfangenden Armenver- 
bandes ſich aufhalten, niemals eintreten, es fomme allein darauf an, daß Kläger eine 
in jeiner Berjon nicht mebr begründete öffentlich-rechtliche Verbindlichkeit er= 
füllt, reip. eine Nichtichuld gezahlt babe. Durch dieſes Verfabren fei eine Ver 
ibiebung der unter den Armenverbändendurh Reihsgeieg eingeführten 
Rehbte und Verbindlichfeiten ı$ 61 des Unt.-Wohni.-Gel., berbeigefübrt, vie Wieder: 
berftellunng des Rechtszuſtandes ſei Aufgabe der verwaltungsgerichtlichen Ent— 
iheidung. Die folgende Motivierung des Urteils des B. f. H. ſieht in der Ihatjache der 
Jablung der Nichtichuld allein nicht die Enticheidung, berüdiichtigt vielmehr die Frage 
der Entſchuldbarkeit des Ixxthumsi in dem zur Anwendung fommenden Civilrechte 
und denkt auch hinſichtlich der Frage eines vrivatrechtlichen Auftragsverhältniſſes anders. 
Der Großherzogliche Verwaltungsgerichtshof hat die Auffaſſung des erſten Richters: 
daß die Stellung des Beklagten, als des vorläufig unterſtüßenden Armenverbandes mit der 
Frmittelung des Klägers, als des endgültig fürlorgepflichtigen Verbandes von jelbit ibr 
Ende gefunden babe, und daß die Gritattung der jeitdem geleiiteten Unterjtügungen ion 
desbalb auf Grund eines zwiichen beiden Armenverbänden anzunehmenden Auftragsver- 
bälmiffes gefordert werden könne, — mit Necht ald unzutreffend zurüdgewieien. Die Er- 
mittelung des füriorgepflihtigen Armenverbandes und die Anertennung der Eritattun 
licht ſeitens desjelben bat an fich feine Aenderung der rechtlichen Natur des Berbältnifes 
der beiden Armenverbände zur Folge. Allerdıngs gebt es zu weit, wenn der Ver— 
waltungsgerihtshof annimmt, dab cin Armenverband, welder Unter— 
tütungen an einen Hülfsbedürftigen, der jih in feinem Bezirk aufbält, 
für einen anderen Armenverband gewährt, dies unter allen Umitänden 
nuraut Grund der ibm nad $ 28 des Unterſtüßungswohnſitz— Geſetzes ob— 
liegenden vorläufigen Unterſtüßungspflicht und niemals in der Eigen— 
ihaft eines Bevollmächtigten des anderen Armenverbandes thun könne. 
Ter Beklagte bat mit Recht darauf hingewieſen, dab das Reichsgeſetz jelbit einen Fall in 
Betracht ziebe, in welchem Leiltungen der fraglichen Art zweifellos nur in Folge eines Auf- 
tragsverbältniiies und nicht auf Grund der vorläufi en Fürſorgepflicht des Armenverbandes 
des Aufenthaltsorts zu leiſten ſind, nämlich der Fall, daß ein Landarmenverband ſich kraft 
eu Befugniß eines Ortsarmenverbandes als jeines Drganes bei der Ausübung der 
—— bedient iS 8 des Unterſtütungswohnſitz-Geſeßes; S 16, Abi. 3 des badiſchen 
Ausführungsgeieges vom 14. März 1872). Aber auch abgeiehen von diefem Fall iſt nicht 
erfindlich, weshalb nicht durh Vereinbarung unter den beteiligten Armen 
verbänden ein Verbältniß follte bergeftellt werden fünnen, bei weldem 
der EMDERLNIR TRETOEEERITEBEIRG Armenverband die unmittelbare Ge- 
wäbrung der Armenpflege derart Selbit übernimmt, daß der Armenver- 
band des Aufentbaltsorts die Auszahlung der Unterftüßungen an den 
HülfsbedürftigennuraufAnweifung und für Rechnung des eriteren Ver- 
dbandes zu bewirten bat. Die Möglichkeit eines ſolchen Verhältniſſes läßt sich nicht 
beitreiten, wenn man nicht etwa annehmen will, daß die Gewährung einer Armenunter- 
füsung begrifflic den Aufenthalt des Unterftügten im Bezirke des unterftügenden Armen: 
verbandes vorausſetze oder die Verwendung eines die einzelnen Zumendungen vermittelnden 
Otganes ausichließe. Für eine folche Annahme feblt es aber an jedem Grunde. Dann 
mus aber auch die Möglichkeit anerkannt werden, daß der endgültig fürlorgepflichtige Armen- 
verband Tich des Armenverbandes des Aufenthaltsorts als jeines beauftragten Organes zur 
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Als dem Bundesamt für Heimatweſen zum eriten Male Rüdrorderungs- 
anſprüche unter Armenverbänden zur Judicatur vorlagen, hat es denjelben die 
Qualität einer öffentlich-rechtlichen Streitiache abgejprochen und jich für unzu— 


unmittelbaren Ausübung der Armenpflege bedient, und es it lediglicd eine nach den lm: 
ſtänden des einzelnen Falles zu enticheidende ‚Frage, ob ich aus den Nerbandlungen der 
betbeiligten Armenverbände die beitimmte Absicht derjelben ergiebt, ihr Verhältniß in der 
bezeichneten Weiſe zu regeln. Non diefen Geſichtspunkten it das Bundesamt auch ſchon 
in früberen Entjcheidungen ausgegangen. (Entich., Heft XXV, &. 96). 

Im vorliegenden Falle find aber feine ausreichenden Momente vorhanden, welche auf 
eine ſolche Abiicht der Parteien jchließen laſſen. Allerdings bat der Kläger, nachdem der 
Großvater der Teder’ichen Kinder am 1. Oktober 1883 in Ladenburg um Unterftügung für 
jeine Enkel nachgefucht batte, und nachdem das betreffende Wrotofoll mit dem Erſuchen um 
eine Erklärung über den Unteritügungswohnfis von dem Beklagten eingejendet worden war, 
diefem unter dem 30. Tftober 1883 erwidert, daß er — der Kläger — den Unterſtützungs— 
wohnſitz der Decker'ſchen Kinder in Gieſſen anertenne und bereit jei, „dem Großvater Dder- 
jelben ein jäbrliches Prlegegeld von 100 Mark zu zahlen.“ Auch it ein von dem le&teren 
am 1. Juli 1884 geſtelltes Geſuch um Erhöhung der Unteritügung von dem Beklagten dem 
Kläger lediglich mit dem Bemerken mitgetheilt worden, daß Die Angaben des Gejuchitellers 
richtig jeien, worauf der Kläger jeinerfeits eine Erböbung des Wilegegeldes beichlob und 
biervon dem Bellagten Nachricht gab. Allein diefe Thatſachen find nicht ausreichend, um 
die Annahme zu begründen, daß der Beklagte, welcher lediglich auf Grund dieſer Mit: 
tbeilungen und ohne jede beiondere Anweiſung des Klägers die Zahlung des Prlegegeldes 
in der ihm geeignet ericheinenden Art anordnete und die halbjährlich aufgewendeten Bes 
träge nach Ylblauf jedes Jahres bei dem Kläger liquidierte, bierbei nicht gemäß feiner geieh- 
lihen Verpflichtung zur eimitweiligen Gewährung der Unterftügung, ſondern auf Grund 
eines vertragsmäßig zu Stande gelommenen Anftragsverhältniiies gebandelt babe. Aus 
dem Umſtand allein, daß der Beklagte, ebe er die Unterftügung eintreten ließ, zunächſt die 
Entichließung des Klägers über die von diefem für angemejien erachtete Höhe des Pflege— 
gelbes berberführte; läßt ich ein Schluß in der fraglichen Richtung nicht ziehen; denn das 
Nerbalten des Beklagten erklärt fich zur Genüge aus der Abficht, eine fichere Grundlage 
für die demmächitige Eritattung der aufzumendenden Koften zu gewinnen und ipäteren 
Streitigfeiten in diefer Beziehung vorzubeugen. 

it dem Worderrichter iſt biemach davon auszugeben, daß die Verpflichtung des 
Klägers zur Gritattung des von dem Bellagten gezablten Pflegegeldes nicht etwa aus 
einem beionderen Rectstitel, jondern lediglich aus den allgemeinen geſetzlichen Be- 
jtimmungen über die dem Armenverbande des IUnterftügungsmwohnftges obliegende Verbind- 
lichkeit zur Kofteneritattung berzuleiten war. Dieſe Verbindlichkeit hatte aber am 21. Oftober 
1889 mit dem Grlöfchen des bis dahin für die Deder’ichen Kinder in Gieſſen — 
Unterſtützungswohnſitzes ihr Ende gefunden, und die im Frühjahr 1890 bewirkte Erſtattung 
des für die Zeit nach dem 21. Oktober 1889 bezahlten Pflegegeldes erfolgte demnach, ohne 
dab eine rechtliche Verpflichtung des Klägers bierzu beitand. Der Bellagte kann ſich gegen: 
über dem Rückzahlungsanſpruch des Klägers auch nicht darauf berufen, dab in dem Zeit— 
punkt, als er jeinerjeits das Pflegeld auszablte, nämlich am 1. Oktober 1889, der Unter: 
ſtützungswohnſitz der Deder’ichen Kinder in Gieſſen noch nicht erloichen war; denn wenn 
der Bellagte es für zwedmäßig fand, das Pflegegeld in balbjährigen Raten zum Voraus 
zu entrichten, jo tbat er dies auf jeine Gefahr und kann nicht etwa den Kläger dafür ver- 
antwortlih machen, dab die Grwartung, es werde in dem Halbjahr noch dem 1. Oktober 
1889 feine Aenderung in Berug auf den eritattungspflichtigen Armenverband eintreten, 
nicht in Grfüllung gegangen ift. . 

Ter Anſpruch des Klägers auf Rüderftattung der dem Beklagten irrtbümlich geleiteten 
Zablung ericheint hiernach begründet, und zwar ohne Unterichied, ob hierbei die Be 
ftimmungen des in Ladenburg geltenden badiihen Landrechts oder die in 
Gieſſen geltenden Vorſchriften des gemeinen Rechts zu Grunde gelegt 
werden. Denn auch die Entihuldbarkfeit des ,srrtums des Klägers, auf welche 
es bei Anwendung des gemeinen Rechts ankommen würde, iſt im vorlieg enden Fall 
als vorhanden anzuſehen, da der Kläger, in deſſen Bezirk weder die unterftübten 
Kinder, noch deren Anverwandte ſich aufbielten, davon ausgeben durfte, daß der Bellagte 
eine etwaige Aenderung in den Verhältuiſſen der Wittwe Deder durd Nachfrage bei dem 
in fteter Verbindung mit ibm stehenden (Großvater uud Pfleger der Decker'ſchen Kinder, 
Jakob Nemelius zu Yadenburg, rechtzeitig feititellen werden. 
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ftändig erflärt. Der Entichädigungsflage ermangele e8 an einem dem Armen- 
rechte angehörigen Fundamente. Nach $ 28 des R.G. über den U.:W. fünne 
fih der vorbehaltene Erjaganjpruch des vorläufig unterjtügenden Armenver: 
bandes immer nur gegen den definitiv verpflichteten Armenverband richten.') 
„Die Klage charafterifirt fich vielmehr al condicetio indebiti, die der 
„Entſcheidung der ordentlihen Gerichte unterliegt; wenn in dem des— 
„balb anzuftrengenden Prozeſſe der Unterjtügungswohnfig jtreitig werden ſollte, 
„ſo würde auch die Enticheidung diefer Frage vor das Forum des ordentlichen 
„Richters gehören. *?) 

Doch ſchon in der in Heft IV Seite 84—86 mitgetheilten Entfcheidung hat 
der Gerichtshof dieſen Standpunkt als irrig verlaſſen.) Seitdem ift e8 con— 
ftante Praxis geworden, Condictionsanfprüche im Rahmen der öffentlich-recht: 
lichen Judicatur des $ 34 cit. leg. zu behandeln. Die eingehende Meoti- 
virung des legteren Erfenntnijjes jtellt die Unrichtigkeit der früheren Auf: 
faflung außer Zweifel. Intereſſant dürften folgende Worte an diejer Stelle fein: 
„Es bleibt jchließlich, jpeziell für die vorliegende Sache, noch dem Einwande 
zu begegnen, daß eine Klage nicht zur Zujtändigfeit der Heimatbehörden ges 
bören fünne, mittel3 welcder ein Anspruch nicht allein auf Grund einer Bes 
ſtimmung des Neichsgejeges über die Verpflichtung zur Mrmenpflege, jondern 
zugleih aus einem dem Civilrechte angebörigen Grunde, bier aus 
der irrthümlich geleifteten Zahlung einer Nichtichuld geltend gemacht wird. Dies 
Bedenken überträgt aber lediglich civilrehtlihe Anjhauungen auf 
ein Gebiet, welches von dem Civilrechte völlig unabhängig ift, 
und wohin ſie deshalb nicht gehören. Das Reichsgeſetz vom 6. Juni 1870 
bat nur Verhältniſſe des dÖffentlihen Rechtes geordnet. Die 
öffentliche Armenpflege, welche im Folge des eingeführten Bundesindigenates 
und der Freizügigkeit eine ganz andere Bedeutung gewonnen bat, mußte neu 
und dieſen Grundzügen entiprechend in gleichmäßiger Weife für das ganze 
Bundesgebiet geregelt und vertheilt werden. Da die Gleichmäßigfeit der Be- 
lajtung des einzelnen Armenverbandes bedingt wird durch die vollitändige Er- 
füllung der gleichen Pflichten durch die übrigen, fo mußte dem einzelnen Armen- 
verbande, welcher in Folge der etwaigen Nichterfüllung eines Anderen von 
einer Laſt betroffen wird, die ihm nicht obliegt, oder welcher überhaupt fich 
an der Öffentlichen Armenpflege da betbeiligt hat, wo er gejeglich entweder 
gar nicht, oder nur iu einem geringeren Maße oder nur vorläufig Dazu ver: 
pflihtet war, das Necht gegeben werden, die Ausgleihung der öffent: 
lihen Laſt der Armenpflege nadı Maßgabe des Gejeges gegen jeden Armen- 
verband zu verlangen, zu deſſen Gunſten er jonit überbürdet jein würde. Dies ijt 
der Charakter der nach dem Reichsgeſetz vor die Heimatsbehörde gehörigen Klage. 
Unter welche civilrechtliche Formel dieſe Klage jonjt noch gebracht werden 
fönne, ift für die Beurtheilung der zur Enticheidung berufenen Verwaltungs: 


So Wobhlers, Heft II, S. 95 und 97. 
Wohlers Ill, 100. 

Die gleiche Aenderung des Standpunttes läht fich in der landesrechtlichen Judicatur 
verrolgen, vgl. Erfenntniß des bad. Werwaltungsgerichtsbofes vom 28. 11. 1882 in der 
Jeitichrift für bad. Verwaltung und Verwaltungsrehtspflege 1888, S. 27, 
mer &. des B. G. 9. vom 1. Mai 1889 in der genannten Zeitichrift XXI, &. 121, 
desgl. die Enticheidungen des ſächſ. Miniiteriums des Innern im Vergleich mit dem 
re ſächſ. Gompetenzgerihtsbofes vom 12. Mai 1882 in Neger, 

. 3, Nr. j 
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gerichtshöfe ohne Bedeutung.) So ericheint auch in dieſer Materie die con- 
dietio indebiti al® Negulator öffentlicher Lajten. Bei der erfreulichen Be- 
tonung der Unabhängigkeit des reichgrechtlichen Armen: und des landesredht- 
lihen Givilrechtes überraiht uns Die große Anzabl jener privatrechtlichen 
Controverjen, die uns unvermuthet?) in der Nechtiprechnng entgegentreten, und 
über deren privatrechtliche Auslegung uns eingehende Belehrung zu Theil wird. 
Da das Landescivilrecht als Beitandteil der üffentlichsrechtlichen Nechtiprechung 
recipirt ift, jo bejigen wir eine öffentlichsrechtlihe eondietio des gemeinen 
Nechtes, bei der Vorhandenjein eines error probabilis im 
Bezug auf jeine Nachweisbarfeit und Entichuldbarfeit erfordert 
wird’), wir haben eine condietio des Preuß. Allg. Landrechts, Die 
ebenfalls den bejonderen Nachweis eines Jrrtums verlangen joll, bei der aber 
das Requiſit der Entichuldbarfeit desjelben fehlt*) wir fennen end— 
lich durch die bisherige Judicatur eine öffentlichrechtlihe condietio nach 
Code civil?) Art. 1376, 1377). Anzuerfennen it, daß die Frage, ob ein 
unentichuldbarer Irrthum vorliegt, bis jegt in wenigen Fällen bejaht worden 
it und zwar nur im Fällen, im denen nach Anficht des B. F. D. ein ver: 
tretbares, nicht leichtes Verjchen vorlag. Doc) find dies Fragen jubjectiven 
Ermeljens, die Möglichkeit einer anderen Auffaſſung it feineswegs ausge: 
ichloifen. — Das Neichsgejeg vom 6. Juni 1870 enthält bekanntlich über das 
materielle Armenrecht feine erjchöpfende Normen, insbefondere mangelt es an 
ausreichenden Beſtimmungen, die uns einen Schluß auf die Beichaffenbeit 
der Hlaggründe und Einreden geitatteten. Much die Qualität der 
Armenjtreitfachen als jolcher ift erit durch die Nechtiprechung geklärt worden. 

Es gehört hierzu im erjter Linie eme perfönliche Beziehung”): beide 
Streittheile müſſen Armenverbände fein. ®) Die jahlihe Vorausjekung 
bildet die Eriitenz eines dem Armenrechte angehörenden Anjpruchs; die That: 
jache allein, daß die periönlihe Beziehung vorliegt, ſchafft noch 
feine Armenftreitfache.*) Zu legteren gehören nach der Nechtiprechung 
auch die Eondictionganjprüce. Als Klaggründe jind anerkannt: 

1) Die erjtattet verlangten und auch evjtatteten Nojten waren überhaupt 
feine Koſten der Armenpflege. '”) 

YMWoblers, Heft IV, ©. 94. 

*, Die Erfenntnifie begründen nicht näber, warum die Anwendung des reinen Givil- 
rechts ſtatthaft ericheint. | 

°) Auf den Doppeliinn des Wortes probabilis bat zuerit Bähr, die Anerkennung 
©. 75, aufmerfiam gemacht. — Vgl. ferner Wohlers, XVI, 110; XVII, 100; XXI, 106. 

*% Woblers, IX, 63; XVII 102; XXI, 104, 105; XXI, 85, 87. 

8, Wohlers, XIV, 113; XIX, 84; XXIV, 122. 

9) Zu dem bumtichedigen Bilde fommen die itreng wilienichaftlichen Frörterungen über 
die Tragweite und den Zinn der privatrechtlichen Tuellenitellen. jun Woblers, IN, 63, wird 
der Art. 180 des TI. 1, Tit. 16 des Preuß. A PR. im Anſchluß an das gemeine Recht aus- 
gelegt, während leteres jelbit bei den in Betracht fommenden Stellen 165, $ 1, Dig. de cond. 
ind. (12,6) 144. D. ibid. in Woblers Heft XVI, ©. 110 interpretiert wird. 

) Vgl. Das NReichsarmenreht von Sendel in „Annalen“ 1877, 5. 616. $ 5. 

o Iſt ein Teil fein Armenverband, jo liegt eine Armenitreitiache nicht vor — vgl. 
Wohlers, VIL, Nr. 18; jelbit, wenn die Sache an ſich dem öffentlichen Nechte angebört- 

®, Selbit die eine Leiitung anordnende Verfügung der dem Armenverbande vor— 
gei esten Verwaltungsbehörde kann allein der Leiſtung nicht den Character eines 
Altes der Armenpflege aufdrüden. Vgl. Woblers, XII, 70 und Woblers Gom: 
mentar, 5. Auflage, S. 34, 35 und 70. 

’o) Wohlers. I, 24; 11, 30; III, 45. Es bandelt ſich um die zwangsweile Beförde- 
rung kranker Luſtdirnen in eine Deilanitalt. Da bierin eine ſanitätspolizeiliche Maßregel 
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2) Die Koften jind zwar armenrechtlicher Natur, doch lag ihre Eritattumg 
einem Anderen als gerade dem Nüdfordernden ob. ') 

3) Es hat ſich herausgeitellt, daß der die Zahlung empfangende Armen- 
verband überhaupt nicht jo viel, als liquidirt worden war, bezahlt hatte, es 
liegt deshalb eine Zuvieleritattung vor.’ 

+) Die Borausfegimgen, unter denen ein Armenverband ſich für fürſorge— 
pflihtig gehalten, lagen nicht vor; es kann bieraus ein Anspruch gegen den 
definitiv fürforgepflichtigen Armenverband auf Uebernahme eines Hülfsbedürf— 
tigen erwachten,) ebenſo gegen den definitiv Fürlorgepflichtigen Armenverband 
auf Zahlung der in einem ſolchen Falle irrthümlicher Weile für ihn dem vor: 
läufig unterjtügenden Nrmenverbande eritatteten Koſten.“) 

Ob Verjährung als Grund der Nücforderung durch die Nechtiprcch: 
ung anerkannt it, Steht micht außer Zweifel; die Enticherdung in Wohlers 
dert, XIV ©. 113 nimmt entgegen der im Civilrechte berrichenden 
Auffaſſung feineswegs aus Der Thatjache der Zahlung am Tich, 
iondern aus anderen Umjtänden einen Verzicht auf diefe Einrede au. Ledig— 
Ih wegen der Möglichkeit eines Verzuchts Toll im jenem Falle die Thatlache der 
Verjährung nicht mehr das Fundament einer condietio jein fünmen. Allgemein 
denft man anders in Dieter Frage. Denn die Enticheidung fann nicht abhängen 
von dem Umijtande, ob dem BZablenden, dem Gondizenten Die Einrede der Ber: 
jührung bekannt war oder nicht. Handelt es jich doch nicht um Anjprüche, 
Me mit dem Privilege eines Zahlungszwanges ansgeltattet Find. Vgl. S. 51, 
Anm. 6 und ©. 68 dieſer Abhandlung.) 

Es war nur comjequent, daß mit der Anerkennung des Anſpruchs auch 
digenige der Möglichkeit ihn einredeweiſe geltend zu machen, ertolgte. ?) 
Andere Einreden werden inſoweit für zuläſſig erachtet, als tie „nach all 
„gemeinen Nechtsgrundfägen gegenüber obligatorischen Anſprüchen überhaupt 
„möglich Find, vorausgejegt, daR Te dem cınen Armenverband als ſolchem 
„gegen einen anderen Armenverband als jolchen zuftchen.“ ®) 

Temgemäß hat das Bundesamt die Einrede der Bablung, der Come 
venſation der rechtskräftig entjchiedenen Sache”) jtets zugelaiien. Dieſe Bus 
laflung unterliegt u. E. feinem Bedenfen, Da es jich um feſtſtehende Rechts: 
begrifte handelt, die, was Zahlung und Gompenjation angehen, dem Gebete 
des Vermögensrechtes entnommen ſind. Anders verhält es ſich mit der Re— 
seption der rein civilrechtlichen Landesrechte über die condictio indebiti. Ge: 
wiß iſt nicht zu verfennen, dat die Amvendung der privatrechtlichen Theorie 
auf diefem Gebiete nicht jo bedenklich ericheint als auf dem des Abgaben: 
Rap Da das Reichsarmenrecht eine „Zwangszahlung”“ nicht kennt, 


* ſo ſind die in Folge entſtandenen Koſten keine Armenpflegetoiten. Tie Aormulare, 
welche den üblichen freiwilligen Antrag um Aufnahme in Die Al enthalten, dienen zur 


—— der Natur dieſes Anspruchs. Dal. Wohlers, 107, ſowie Commentar, 
8 unter 44. — in Bezug auf die Gebühren angeſtellter en XXV, S. 9. 
Y Woblers, ‚We. 38 E.; IN, 65; XVL 110. 


Wohlers * s88 Oder man hat Koſten erſetzt, die nach dem entſcheidenden 

Yandesrechte über das Ma d des Notbwendigen binausgegangen find. R. 6. 3 58. 
Wohlers V, 109. 

—Wohlers ZVIH, 121; fiche ferner Wohlers Gommentar zum R.-6, v. 6. Juni 
1870 $ 28 unter 18b. 

°) Wohlers XVIII, 125; XXIII, 113. 
s . die in 5 cit. Gnticeidungen. 
insbei. die Entiheidung in B. XXV, S. 99 


ron 
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die hervorgerüfen wäre Durch eine einſeitige Vollziehbarkeitserflärung ſeitens 
des betbeiligten und munmehr auf Rückgewähr belangten Organs, fo 
werden in der Regel nur freiwillig") geleiftete Zahlungen Gegenftand einer 
ceondictio jein. Kann aber hiernach in der Zahlung eine Anerfennung 
der Schuld gefunden werden, jo Liegt auch dem Gondizenten die Beweis: 
lajt für das Beſtehen der Nihtichuld ob. Geben jedoch die für amvend: 
bar erflärten Yandesrechte in der Frage des Umfanges der Beweislaſt 
weiter, jo ſind dieſe Forderungen im Gebiete des Öffentlichen Rechtes nicht 
begründet. Ein befonderer Nachweis des Irrthums iſt Schon deshalb nicht 
zu erbringen, weil in dem Gebiete des Reichsarmenrechtes von der Berüd- 
jichtigung eines durch den animus donandi begründeten non liquet feine 
Rede jein kann. Keine Armenkaſſe iſt zu Schenkungen in dem bier fraglichen 
Sinne legitimmert, fie handelt jtetS nur in Folge beitehender oder vermeints 
licher Berpflichtungen. Endlich iſt das Prinzip der Bereicherung und jeine 
Conſequenz von dem Wegfalle des Anipruchs, wenn die Bereicherung nicht 
mehr vorhanden it, nicht anzuerkennen; es handelt fich vielmehr lediglich um 
die Grundſätze einer Genusſchuld. — 


An dieſer Stelle joll noch ein für das heſſiſche Armenreht bedeut: 
jamer Nüdtorderungsanjpruch erwähnt werden, den das % Landesrecht in dem 
nicht unintereflanten Gejege von 30. Oftober 1860 behandelt.*) 


Art. eit. leg. jagt: „Die Apotheker dürfen die Abgabe der von einem 
befugten Arzte jchriftlich verordneten Arzneimittel an Inländer auch alsdann 
nicht verweigern, wenn deren Bezahlung nicht fogleich erfolgt.” 


Art. 2: „Erfolgt die Bezahlung ſpäter vom Schuldner nicht, jo ſind Die 
Apothefer berechtigt, dann dieje Bezahlung von der Heimatsgemeinde des 
Schuldners gegen Ceſſion ihres Anjpruchs an Lesteren zu verlangen, wenn fie 
innerhalb eines Jahres die Zahlungsunfähigfeit des Schuldners durch gericht: 
liche8 Zwangsverfahren haben fejtitellen laflen.“ 


Ohne Frage it das Geſetz aus Gründen des öffentlichen Wohles 
erlajien. Doch würde man mit Unrecht die in Art. 2 jtatuirte Erjagforderung 
eine öffentlicherechtlihe condietio°) nennen. Deum zunächjt liegt für die 
vorerjt unentgeltliche VBerabfolgung der Arzneimittel en Nechtsgrund in 
Art. 1°) vor. In Art. 2 iſt zweds Schadloshaltung ein neuer Schuldner 
geichaften, der unter beitimmten Vorausſetzungen gegen Ceſſion der Anjprüche 
einzutreten hat. Die Eigenart des neu geichaffenen Obligationsverhältnijies, 


"4 Natürlih fann auf dem Wege des Durch eine vollitredbare Entiheidung 
ermöglichten Zwanges jede Zahlung realiftert werden. Wird unter der Behauptung, dab 
die ‚yeititellungen eines rechtsfräftigen Urtheils unrichtig fein, die Rüdtorderung einer auf 
Grund des Urtheils geleiſteten Zahlung begehrt, jo kann Die Rechtsfigur einer condietio 
indebiti nicht Plaßz greifen. Wo bleibt der Irrtbum des Zahlenden? Ties 
berüdiichtigt nicht die als condietio indebiti betitelte Entſcheidung in Krech, 
Entih. des ®. f. 9. B. XXV. S. 99. 

* Heil. Geſetz betr. Die Saitverbindlichfeit der Gemeinden für ihre Gemeindean: 
gehörigen in Bezug auf nicht bezahlte Arzneirechnungen Keabl. von 1860, 5. 324). 

In der Vraris bat man von emem condiftionsäbnlidhen Anſpruch des Ge 
ſetes von 1860 geiprochen. 

% Aus Ddiefem Grunde darf auch der Erſatzanſpruch des vorläufig unterftügenden 
Armenverbandes genen den zur Unteritügung definitiv verpflichteten wohl nicht unter dem 
Gefichtspunft einer condietio betrachtel werden. Abgeiehen davon fehlt die Identität des 
Wertbempfängers und des beflagten Reititutionspflichtigen. 
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der Wechiel in der Perſon des Schuldners und die obligatorische Vorschrift 
des Art. 1 laſſen die Annahme von einer öffentlichen condietio ausjchlichen. 

Trotz der entgegen ſtehenden heſſiſchen Praris') dürfte der Erjaganipruch 
in dieſer Form wegen Ungiltigfeit des Geſetzes jelbit beieitigt jein. Denn das 
Sejeß ericheint durch das Neichsarmenrecht des Gejeges vom 6. Juni 1870 
aufgehoben”) 

Es jer endlich noch bemerkt, daß auch in dem großen Gebiete des bayer. 
Deimatsrechtes die condietio indebiti anerfannt iſt durch die 
Rechtiprechung des bayr. Verwaltungsgerichtshofes. Seydel“) hält in den 
Fällen, wo eine Gemeinde aus Irrthum an Stelle der wirklich verpflichteten 
Gemeinde Armenhilfe geleiſtet hat, den Erſatzanſpruch nach den Grumdjägen 
über Geihäftsführung für „zweitellos begründet“. Der Anipruch beruhe 
jedoch nicht auf den bejonderen Beitimmungen des Armenpflegerechtes, jondern 
auf allgemeinen Nechtsgrundjägen, die Dem öffentlichen mit dem bürger: 
lichen Rechte gemeinjam yind.*) 


) Ziebe die Entiheidungen des Gr. Yandgerichts Mainz und Darmitadt 
vom 1. Oktober 1886 und 23. Januar 1893 in der Jeitjhrift für Staats: und Ge— 
meindevermwaltung Jahrg. 11, S. 148 und Jahrg. 17, S. 172. 

?, Tas zuerit genannte Erkenntniß bält Die auf Grund. des heil. Geſetzes geichebene 
Jablung deshalb nicht für eine Unterftüßung i. S. des G. vom 6. juni 1870, weil der 
Gemeinde das Recht zuitebe, ſich ſpäter Zahlung vom Schuldner zu verichaffen. Die Praris 
übertiebt dabei, daß nach dem Neichsrecht dei NRüderiapanipruc gegen die unteritüßte Per⸗ 
ion keineswegs verſchloſſen iſt; dieſe ‚Frage iſt reichsrechtlich überhaupt nicht geregelt, ſondern 
dem Landesrechte überlaſſen. Und hier iſt ſie verſchieden beantwortet. Vgl. Neger, 
Entibeidungen, Bd. 7 Nr. 24, Entſch. des preuß. Cbertribunals vom 12. Febr. 1878 
m 3. 81 2. 217 fa. femer R.-&. Entſch. 4. Civilienat vom 27. November 1879 in Sachen 
— wider die Stadtgemeinde Landsberg abgedrudt in den Beiträgen sur Er— 
läuterung des deutſchen Rechtes von Raſſow und Küntzel Bd. 24, S. 513. 
Es fann nicht den Abſichten des Reichsrechts und des heil. Austührungsgeießes vom 
14. juli 1871 entiprechen, neben ibnen für irgendwelche Armenzwede, deren Crfüllung durch 
legtere Gelege geregelt iſt, ein Stüd des alten Heimatsrechts aufrecht zu erhalten. Wie ſoll 
die Konſtatirung der Heimatzuſtändigkeit heute erfolgen? Und iſt ſie gelungen, wie ſoll der 
Regreß der Heimatgemeinde an die Unterſtützungswohnſitzgemeinde erfolgen? Bei Anwendung 
des 1860er Geſetzes wird in der Regel die ſechsmonatliche Friſt des Abi. 2 des 8 34 des 
Unterftüßungswohnfißgejebes verläumt fein. Ueherdies kennt das Reichsrecht feine Klagen, 
de gegen Die Unterjtügungsmwohniisgemeinde ſeitens der „Heimatgemeinde“ aufzuitellen 
wären. Mit Zeller, Handbuch der Verfaſſung und Verwaltung im Großh. Heſſen, Bd. 1, 

=. 300 anzunebmen, es jei an Stelle der erſatzyflichtigen Deimatgemeinde der 
Irts: oder Landarmenverband getreten, gebt nicht an. Tenn dieje Ver— 
Hände baben feine anderen Verpflichtungen, als diejenigen, welde die 
Geiepe, auf denen fie beruben, ibnen auferlegen. Zudem erfennt die Rechts 
iprehung des Mg. über den U. W. feine Erſatzyflicht bezüglich folder Pflege— 
toiten, die jich erit nahträglich als uneinziehbar beransitellen. Auch er- 
iheint bei der völligen Aenderung der Verhältniſſe und Nechte die analoge Nenderung 
\ingulärer Geſetze unzuläſſig. 

Bayr. Staatsrecht, Bd. 5, ©. 228. 

® Dal. _aud Entich. des N. 6. 9,4, 5. 383, 9, ©. 372; 5, ©. 263. Wir haben 
Ihon rüber S. 65 bemerkt, daß gegen die —— einer ———— verſchiedene 
Bedenlen ſprechen. Wenn in 9 S. 372 darauf bingewiejen wird, dab das bayr. Landrecht 
eine Jogenannte negotiorum gestorum utilis auch tür den Fall einräume, daß Jemand 
em fremdes Geichäft führe, weil er glaubt, dab es jein eigenes jei, jo muß Dem entgegen’ 
gebalten werden, daß nicht eine pofitive Beſtimmung des Geſetzes, jondern nur die Art 
\einer Interpratation diefe Anſicht rechtfertigt. Im gemeinen Recht ift die Frage beitritten, 
vgl. Ternburg, Pandekten Bd. 2 S. 321 — jedenfalls aber feblt es an einem Nach: 
weile, dab der Fall der Quellen in Dernburg a.a. O. &. 322, 8 123, 2b in unbedingter 

tie generalifirt werden darf. Es iſt vielleicht cher die Annahme einer durch Irrthum 
berbeigeführten in rem versio gerechtfertigt. 
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s$ 8. Condiktionsfälle aus der fozialen Gefebgebung. 


Die eingehende wiljenichaftliche Analyje, welche die ſozial⸗ politiſchen Ge⸗ 
bilde der Neuzeit gefunden, haben die Nothwendigkeit erwieſen, auch auf dieſem 
Gebiete ſich ein klares Urtheil über die neuen, durch die moderne Geſetzgebung 
geſchaffenen Rechtsbeziehungen zu bilden. 

Auch hier hat bereits die Wiſſenſchaft des Priwatrechtes ernſtlich den Ver— 
ſuch gemacht, von dem neuen Gebiete Beſitz zu ergreifen.) Dieſer Verſuch iſt 
jedoch neuerdings durch hervorragende Arbeiten auf dem Gebiete des öffent— 
lichen Rechtes in ſchlagender v Weiſe zurückgewieſen worden.“ jo daß nad) gegen: 
wärtig herrſchender Anſchauung die genannten Rechtsbeziehungen aus dem Ge— 
biete des Privatrechtes auszuſcheiden ſind. Wir wollen, da die Rechtsnatur 
der der condictio zu Grunde liegenden Obligationen beſtimmend iſt für Die 
jenige | der condictio jelbjt,’) nur furz folgende Geſichtspunkte hervorheben. 

Die Anficht, welche an der Bertragsmatur des jozialen Verſicherungs— 
anſpruchs feſthält, jteht in offenbarem Widerjpruche zumächjt mit dem Wort: 
laute des —— So ſtatuirt, um nur ein Beiſpiel hervorzuheben, $ 19, 
Abſ. 2 des Hr. VG. ausdrücklich einen VBerficherungszwang.*) 


Diejer Zwang äußert Jich in dreifacher Richtung: 1) m der 
Pflicht zur Gewährung der Krankenfürſorge, 2) in der Bei: 
tragspflicht, 3) in der Beitimmung, wonacd das Maß der Unter: 
ſtützung nicht unter ein geſetzliches Minimum herabſinken darf. 
Der Wortlaut der geieglichen Beitimmungen gibt, abgejehen von den Normen 
für die Verſicherung der Beitritts beredtigten, nicht den geringjten Anhalt 
für die Annahme, das Prinzip der Versicherung läge in der erflärten Willens: 
einigung zweier Kontrahenten. Wir jehen zunächſt nur eine einjeitige Ver: 
pflichtung des Individuums zum Eimtritt in die Verficherung, und dieſe Ber: 
pflichtung ift begründet Durch die Ihatjache des Eintritts desjelben in bejtummte 
Betriebe. Die Einjeitigfeit dieſer Verpflichtung zeigt Tich auch darin, daß 
dem Träger der Verficherungsanjtalt gegenüber ein ſynallag— 
matiihes Verhältniß zwijchen der Bertragsprliht und dem 
Verjorgungsanipruch feineswegs bejteht. Sind doch in zahlreichen 
Fällen der Verjorgungsberechtigte und der Zahlungspflichtige vollfommen vers 
jchtedene Perſonen, tt jerner der Anſpruch auf Verſorgung nicht dadurch be 
dingt, daß die Beiträge wirklich eingezahlt ſind oder beigetrieben werden können. 
Und zwar gilt dies Prinzip für alle Gebiete des ſozialen Arbeiterrechtes, 
namentlich auch in beſtimmten Fällen der Invaliditäts- und Alters: 


' Häpe, das Nranfenverliherungsgeieg nad dem Meichsgeieße vom 15. Juni 1883, 
1885, 18 ff. und 80 1. Julius Ongelmann bei Meves, Geſetzgebung des Deut: 
Ihen, Heiches 11, 2, 3.338. Mandry, der civilrechtliche Inhalt der Reichsgeſehe, 3. Aufl. 

. 434, 

= Ngl. Rebm, der Rechtsbegriff der Arbeiterverliherung im Archiv 
für öffentliches Recht, Bd. 5, 1890, Yaband Staatsreht des deutſchen 
Reiches, Bd. 2, 5. 241-8320, Roſin, Recht der Urbeiterverfiherung, Bd. J. 

Pas R. G. unterjcheidet zwiichen „Dauptanipruch“ und „NRüdforderungs: 
anſpruch“ und ziebt aus der Natur des eriteren eine Schlußfolgerung auf diejenige 
des zweiten. Val. Neger, Bd. 12, >. 105.) 

* „Die in den) Gewerbjweigen und Betriebsarten beichäftigten Berjonen werden, 
fomeit ſie verficherungspflichtig ind, mit dem Tage, an welchem fie in die Werficherung 
eintreten, Mitglieder der Hatte.” Die in der Faſſung der Novelle vom 10. April 1892 ge- 
troffenen Nenderungen diejes Satzes laſſen das Prinzip des VBerficherungs 3 wanges unberübrt. 
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verjiderung, die Laband') und Rehm?* bei ihrem verneinenden Stand» 
punkte unberücichtigt laſſen.) Fällt aber das Moment des Entgeltes hin: 
weg, jo fan, wie Rehm mit Necht hervorbebt, von einer privatrechtlichen 
Vericherung feine Nede mehr jein. Much die Anficht, welche die Haftung des 
Arbeitgebers für Verminderung der Arbeitskraft als eine Verpflichtung aus 
dem Dienjtvertrage anfieht, (vgl. Engelmann und Mandry) bat feinen 
Anhaltspunkt in den reichsrechtlichen Bejtimmungen, die lediglich die Thatſache 
des EintrittS in einen verjicherungspflichtigen Betrieb als Grundlage des Rechts— 
joitems aufgeftellt haben. Es jcheint auffallend, dal; überhaupt Verſuche unter: 
nommen wurden, privatrechtliche Konſtruktionen in die ſoziale Gejeggebung 
zu verpflanzen, nachdem bereits der Geſetzgeber jelbjt unjere Frage jo deutlid) 
beantwortet hatte, dal begründete Zweifel nicht aufkommen fonnten. Wer die 
Botſchaft Kaiſer Wilhelms I. vom 17. November 1881 mit Bezug auf die 
Ftage prüft, welchen Anſprüchen hiermit eine rechtliche Zukunft verheißen war, 
iver ferner den Wortlaut der Motivet) der joztalpolitiichen Gelege nicht über: 
sehen hat, fann nicht daran zweifeln, daß bier Öffentlich:rechtliche Verpflichtungen 
geihaffen wurden. Zur Unterſtützung diefer Anficht dürfte noch die Thatjache 
dienen, daß die Joziale Gejeggebung eine große Anzahl von Normen enthält, 
die zwar auch dem Privatrecht angehören fönnen, welche aber nad Rehms 
trefiendem Ausdrud als die regelmäßigen Begleiterjcheinungen 
örfemtlicherechtlicher Inſtitutionen aufzufalien jind.>) 

Wir gehen nunmehr zur Beiprechung einzelner‘) Condiktionsfälle über. 


rn 


wa. a. O. 247 
* a. a. O. 555. 
Es fragt ſich, ob der veränderliche Beſtandtheil in beiden Renten be— 
einflust iſt von den Beiträgen. Ties iſt zu verneinen; denn die Berechnung gründet 
fich lediglich, was den „veränderlichen Beſtandtheil betrifft, auf Beitragswocden, nicht 
Wochenbeiträge S 236, Abi. 1 und 2 des 9.6. vom 21. Juni 1889 Zahlungs— 
pflichtig für Die Hegel "sit der Arbeitgeber S 100, deſſen Vorlageprlicht bei genügender 
Zolven; der Geſetzgeber nach S 135 d. 9, erzwingen kaun. Wal. auch S 129. Iſt Ver 
jährung eingetreten, jo kann die Beitreibung unter Umſtänden nicht vealiiirt werden. Mit 
Keht bat die Praxis in ſolchen und äbnlichen ‚Fällen bei Zuerfennung eines Nenten- 
anivruchs auch ſolche Wochen berüdiichtigt, in denen Beiträge feitens des Arbeit: 
gebers nicht bezahlt waren. Kraft beionderer Beitimmung haben beitrags- 
loie Zeiten als „Beitragszeiten“ zu gelten. Wal. S 17, 28, 33 Abi. 3. Es iſt 
daber volltommen richtig, wenn Yaband an anderer Stelle ibid. S. 299) bervorhebt: 
‚Man kann das Recht auf die Nente nicht erwerben durch eine Hapitalzablung” . ., wir 
möchten aber noch weiter geben und jagen: die Berechnungsart der Rente, Die angefübrten 
Nälle, die Praris und das Prinzip des Geſehzes, welches lediglich Das die Verſicherungsvflicht 
begründende Arbeitsverhältniß ins Auge faht als den Antbeil des —— 
an der nationalen wirtbichaftlichen Arbeit und Produktion”, Yaband 
299 bemweiien, daß die Beitragsz ablung nach dem Geiſte Des Geſetzes auch nicht eine 
5 Boransfegungen it, unter denen man in dieſen Fällen den NRentenanipruc erwirbt. — 
Dal. auch die Alters=- und ee race im deutſchen Reiche 
Verlag J. Diemer, Mainz, 1. Jahrg., Nr. S. 146. Die Verſicherungsrenten 
und Beitragsleiftungen in ibrem J zu einander, Dr. Yap 

* 2. inöbel. b. Rehm, a. a. O. 2. 545. 

’ Wir verweilen im Ginzelnen aut Rehm, a. a. O. S. 547. 

° Es wäre eine nicht leichte Arbeit, zu unteriuchen, in wie weit jede einzelne 
seieglihe Beitimmung dazu beiträgt, bei Verlehung pofitiver Norinen einen Kondiktions- 
anipruch zu begründen. Wir können nicht alle Möglichkeiten bier berückſichtigen. Intereſſe 
bietet jedoch Die Unterſuchung insbeiondere dann, wenn wir das Zuſammentreffen 
srihiedener jozialer Verſicherungsanſprüche in einer Re vion berüdfichtigen 
und die Frage prüfen, in wie weit wohl der Geſetzgeber eine reichsae jeplicd e Doppel— 
verfiherung für zuläſſig eradbten wollte gl. bierüber Biloty in Se Zeit— 
ſhtiit für Invaliditäts- und Altersverſicherung, 1. Jahrgang, Wr 8. 
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Das Kranfenverjicherungsgeieh fennt in 8 58, II „Streitigkeiten 
zwiſchen Gemeindekranfenverficherungen und „Stranfenfaflen über den Erſatz 
irrthümlich  geleifteter Unterſtützungen,“ die im VBerwaltungsitreitverfahren, 
eventuell von der Auffichtsbebörde entjchieden werden jollen. Die Motive 
zur Novelle S. 70 bemerken dazu: „Hat eine Gemeindekrankenverſicherung 
oder Stranfenfaite einen Berjicherten in der irrthümlichen Annahme, die ver- 
pflichtete Kaffe zu jein, umterftügt, jo iſt die in Wirklichkeit verpflichtet geweſene 
Kaſſe um denjenigen Betrag, welchen ſie zu leiſten gehabt hätte, ungeredt: 
fertigt bereichert, und zwar einerjeitS zu Ungunſten des Empfängers, 
andererieits zu Ungunſten der Kaſſe, welche die fragliche Unterſtützung geleiſtet 
hat. Nach allgemeinen Grundiätzen kann die bereicherte Kaſſe von derjenigen, 
zu deren Ungunſten ſie bereichert iſt, auf Erſatz in Höhe der Bereicherung be— 
laugt werden, wie dies auf dem Gebiete des Armenweſens bei derartigen 
Verhältniſſen zwiſchen mehreren Armenverbänden anerfannt iſt Es würde 
weder im Intereſſe des Unterſtützten, noch der erjakberechtigten Kaſſe liegen, 
die legtere darauf zu verweilen, ſich Erjag von dem Unterjtügten zu verschaffen, 
und den Unterjtütten darauf, Die richtige Kaſſe nachträglich auf Leitung der 
Unterftügung zu belangen. Solche Erjfaganjprüche ſind wie die anderen bereits 
angeführten dem Verwaltungsitreitverfahren nach $ 58, Ab). 2 zu überweiſen.“ 

Die zulegt angedentete Negelung würde ohne Zweifel dem Zweck des 
Geſetzes, der auf ein raſches Eintreten der Krankenfürſorge geht, zuwider— 
gelaufen jein. Das Geſetz bat es umterlaffen, nähere Beſtimmungen über deu 
Umfang der Beweislajt zu geben, es wäre aber trogdem ungerechtfertigt, ſich 
an die Givilrechtiprechung Des Armenrechts anzulehnen, wie dies jcheinbar die 
Motive beabjichtigen. Wir verweiſen in dieſer Dinficht auf unſere Ausführ— 
ungen im Haupttheile S. 122. 

Im Gebiete der Invaliditäts- und Altersverjicherung üt die 
allgemeine Erjcheinung zu fonftatiren, dal der Geſetzgeber es unterlaſſen hat, 
einer prinzipiellen Regelung unjerer Frage näher zu treten. Nur 
in drei ſpeziellen F Fällen iſt eine Erſtattungspflicht der Verſicherungs— 
anſtalten anerkanut, im Falle der Verheirathung verſicherter Frauensperſouen 
(S 30), bei vorzeitigem Tode des Verſicherten ($ 31) und im Falle des $ 125: 


„Nach endgiltiger Erledigung diejer Streitigfeiten ($S 122) bat die untere 
„Berwaltungsbehörde von Amtöwegen dafür zu jorgen, daß zu wenig erhobene 
„Beiträge durch nachkägliche Verwendung von Marken beigebracht werden. 
„Zu viel erhobene Beiträge jind auf Antrag!) von der Verjiherungsanjtalt 
„wieder einzuziehen und nach Vernichtung der ın die Quittungsfarten einge: 
„lebten betreffenden Marfen und Berichtigungen an die betheiligten 
„Arbeitgeber und Berjicherten zurüdzuzablen.* 

Die „betheiligten“ ſind diejenigen Arbeitgeber und Verficherten, ang deren 
Mitteln die überſchüſſigen Beiträge geleistet Find. Dat der Arbeitgeber von 
der Befugniß, die Hälfte des von ihm geleifteten Betrages dem Berficherten 
in Abzug zu bringen, feinen Gebrauch gemacht, Jo kommt erjterem der ganze 
ferner insbelondere die Eritattungsprlichten aus S 57 des Ke W-Ge Zuſammentreffen der 
Armenpflege und Krankenfürſorge, Neger, Ergänzungsband, S. 95 n. 97, ſowie 
Bd. 9, S. 260 Zelbitveritändlich handelt es fich bier nur um koudiktionsähnliche Aniprüche. 

Geſchieht nie von Amtswegen, aud bier liegt die Verfolgung des 
Kondittionsaniprucds in der „Initiative des Individunms. Nur im ‚alle 


der Verwendung einer nicht zuitändigen Berficherungsanitalt it im S 125, Abi. 2 em 
Officialverfabren vorgeichrieben. 
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Heberihuß zu.) Der Hinweis auf 8 122 zeigt, daß es jich um einen be: 
jtimmten Fall eines bejonderen Verfahrens handelt, um die Entſcheidung 
und Thätigfeit der unteren VBerwaltungsbehörde. Wie ijt e8 aber in den zahl: 
reich in der Praxis vorfommenden Fällen zu halten, in welchen Anträge auf 
Bewilligung einer Rente zurüdgewieien werden, weil man erit päter bei 
Früfung des Gejnches zu der Ueberzeugung gekommen ift, daß die Frage nach 
dem Vorhandenſein einer VBerficherungspflicht verneint werden muß >?) Hier 
fehlen nicht nur matertell-vechtliche Beſtimmungen, ſondern auch formelle; 
denn die Zujtändigfeit der Behörden iſt nur für die genannten Fälle der ge: 
jeglichen Erftattungspflicht geregelt. Doch unterliegt e8 wohl feinem Zweifel, 
daß auch hier eine Rüderjtattungspjlicht gegeben iſt, denn die Beitrags 
pilicht tt cin accessorium der Verficherungspflicht, ſteht und fällt mit letzterer. 
Der Irrthum wird in der Regel ein error juris ſein, doch kann die civil 
rechtliche Frage der Entichuldbarfeit gerade auf dieſem Gebiete aus naheliegen: 
den Gründen wohl nte verneint werden’) M. E. dürfte mit dem Augenblide, 
in dem die Beitragspflicht verneint tt, überhaupt nicht mehr ein öffent— 
licherechtlichen Streit vorliegen; bei etwatger Weigerung zur Zurüderjtattung 
der bisher gezahlten Beiträge kann daher nur eine civilrechtiiche lage 
auf Erjtattung eine? sine causa empfangenen Bermögenswertbes Platz greifen, 
die vor dem ordentlichen Gerichte gegen die juriftiiche Perſon der Anitalt 
anzujtellen wäre. Auch hier ut zu beachten, daß das Reichs- bezw. Yandes- 
oerficherungsamt vermöge Teines Oberauffichtsrechtes auf die Nealifirumg von 
Condiktionsanſprüchen einen weitgehenden Einfluß ausüben kann und darf, da 
das Hecht der Aufſicht auch die Befugniß zur Bejeitigung gejebwidriger Zur 
ſtände enthält. 

Aus dem Gebiete Unfallveriicherung it von Bedeutung für unjere 
stage S 65 des Unfallverſicherungsgeſetzes. Er Sagt: „Tritt im den Ber 
„bältnifien, welche für die Feititellung der Entjchädigung mahgebend gewejen 
„ind eine wejentliche Veränderung ein, jo fann eine anderweitige Feſtſtellung 
„derjelben auf Antrag oder von Amtswegen erfolgen.“ Es wird jich fragen: 
Hat die Berufsgenoffenichaft ein Nückjorderungsrecht gegen den Verſorgungs— 
berechtigten, wenn Durch einen neuen Beſcheid feſtgeſtellt it, dab die Orimdlagen, 
die für die frühere Höhe des Nentenampruchs maßgebend waren, Tich bereits 
inzwischen, noch vor dem dieſe Thatjache feititellenden Beicheide geändert haben ? 

Selbjt wenn die ausdrüdliche Beitimmung des $ 65, Abi. 4 des U-V.G. 
nicht gegeben wäre, müßten wir die Frage verneinen. ES würde zunächit dem 
humanen Gert des Gejeges völlig zumiderlanfen, wollte man gegen einen an 
ih hHilfsbedürftigen Menschen den Rückerſatz eines Theils der wohlthätigen 
Leiſtungen verjuchen, die in der Negel das Minimum des zur Erhaltung ab- 
ſolut Nothwendigen darjtellen. Aus diefem Grunde würde auch nur zu oft 
die Durchführbarkeit eines Anipruchs völlig ausgeichloffen jein. Die nachträg- 
liche Untergrabung von Anſprüchen, im deren berechtigtem Vollbeſitz man 
ſich glaubte, die Erregung darüber, daß dieſer Glaube unrichtig gewejen, 
fönnten die Folgen einer gegentheiligen Anjchauung ſein, Folgen, die cin ſozial— 


" Das 5 Reichögefeh betr. die ‚Invaliditäts- und Altersverficherung, erläutert von Boſſe 
und Woedtke 3. Abdrud, S. 222* Anmerkung 5 

x Man vente an das idieds Ssgerichtlicdhe Verfahren. 

Die Entichuldbarfeit des in ‚stage kommenden error juris erfordert der don früber in 
Anmerkung 1 S. 74 dieſer Abhandlung citirte Aufſatz aus der Zeitſchrift. „Die Invali— 
ditatszund Altersverſicherung im deutſchen Reiche” 2. Jahrg. dd. 15. April 1892. 
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politisches Geſetz, welches die öffentliche Rechtsitellung des bilfsbedürftigen Im 
dividuums jtärfen und jicherftellen will, niemals beabjichtigt baben kann— 
Intereſſe bieten auch die in Die Form der Compenjation eingefleideten 
Condiktionsanſprüche, welche der Träger der Unfallverficherung dem unter— 
jtügten Verlegten gegenüber aus $ 66, Abi. 2 und 8 7, Abi. 2 des U-V.G. 
eventuell bilden fann. Es handelt fich um die Frage, ob ein zu Anfang des 
Monats gemäß $ 66, Ab. 2 cit. leg. erhobener Betrag an Familienrente 
($ 7, Ab}. 2) dem im Laufe des Monats aus dem Krankenhauſe entlaſſenen 
Berlegten in Höhe des biernach zu viel erhobenen Betrages auf jeine eigene, 
Ihm nunmehr gewährte Nente in Anrechnung gebracht werden darf. Das Reichs— 
verficherungsamt hat in jenem Rundſchreiben vom 8. Juni 1889 (Amtl. Nadı 
richten des N. BA. Jahrgang 5 Wr. 15 ©. 343) es nicht für gerechtfertigt 
halten fünnen, „aus der im Geſetz ($ 66, Abſ. 1) vorgejebenen monatweijen 
Borausbrezahlung der Renten eine Belaſtung der Berufsgenofjenichaft mit zwei 
maliger Nentenzahlung für Denjelben Zettabjchnitt emmal an den Ehemann 
und ſodann an die Ehefrau wegen desjelben Unfalls herzuleiten.“ Die 
Rente der Ehefrau jtelle während der Berpflegung des verlegten Ehemannes 
im Krankenhauſe nur eine Ergänzung zu diejer bejonderen Form des dem 
Verlegten von Seiten der Berufsgenoflenichaft zu Theil werdenden Hetlverfahrens 
8 7, Abi. I) dar. Aus dieſer Art der Fürſorge für die Verlegten jollten 
jedoch) nach dem Gelege erhöhte Leiitungen der Berufsgenofienichaft nur im 
dem gejehlich vorgeichriebenen Umfange entitehen. Die Aufrechnung 
wurde daher für zuläſſig erflärt.‘) Die Praxis würde dieje im Wege der Auf— 
rechnung geltend gemachte condietio wohl unter die condietiones ob cau- 
sam finitam einreihen, da der Mechtsgrund der Leiſtung erſt jpäter weg: 
gefallen iſt. Much der geieglihe Zwang zur VBorausbezahlung fteht ohne 
‚stage der Annahme einer eondietio indebiti entgegen. Letztere dürfte aber 
wohl dann nach der ım öffentlichen Necht vorberrichenden Anjchauung vor: 
liegen, wenn tn Folge eines Jrrthums, eines geichäftlichen Verſehens ein höherer 
als der feitgeitellte Betrag der Nente ausgezahlt wurde. Doch gerade im 
Rahmen des Umfallverficherungsgeieges Denkt die Praxis über dieſe Frage 
anders. Das Neichsverficherungsamt hält in dem genannten NRundjchreiben 
nur die auf Grund geieglichen Zwanges geleiteten Zahlungen für geeignet 
zur Kompenjation, dagegen nicht jolche „weitere Monatsbeträge, welche in Folge 
eines geichäftlichen Verjchens gezahlt worden jind.“ . . Diejes Verjehen fann 
auch auf einem Irrthum des Feititellungsorganes jelbjt beruhen.) Dem 
humanen Geiſt des Gejeges entiprechend, joll em Werjeben den Träger der 
Berjicherimg der Pflicht, Die Rente ſtets unverfürzt auszuzahlen, nicht ent- 
binden. Derielben Anficht huldigt das bayr. Yandesverjicherungsamt in ſeinem 
Erkenntniſſe vom 5. November 1890, mitgetheilt in Neger, Bd. 11 ©. 168. 
Dort hatte em Bojtbeamter irrtbümlich einen höheren Betrag an einen ver- 
legten Eiſenbahnarbeiter ausgezahlt, als den, auf welchen die Anweiſung lautete. 
Der Erjenbahnverwaltung wurde das beanipruchte Kündigungsrecht auf die 
jpäter fülligen Unfallrenten abaeiprochen. „Stehen dem Boftbeamten — aus 
welchen Gründen immer — ‚sorderungsaniprüche gegen den Nentenberechtigten 
zu, ſo betrifft Dies eine nicht im Rahmen der Unfallverjicherungsgeieggebung 
unter ihnen zu ordnende Angelegenheit.“ Schluß folgt.) 


1 — 


Bal. auch Reger Bo. 11, S. 69, Amtl. Nachrichten des N-B-U., =. 210. 
 Ngl. auch Beſcheid 640 leßter Abiag, A. NR. des R-B.eA. 1889, 5. 167. 
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+ + + Pe 
betr. die Pflichten der Kanflente bei Anf- 
bewahrung fremder Werthpapiere. 
(Juni 1895.)') 

581. 

Ein Kaufmann, welchem im Betriebe ſeines Handelsgewerbes Aktien, Kuxe, 
Interimsſcheine, Erneuerungsſcheine (Talons), auf den Inhaber lautende oder 
durch Indoſſament übertragbare Schuldverſchreibungen, oder vertretbare andere 
Werthpapiere mit Ausnahme von Banknoten unverſchloſſen zur Verwahrung oder 
als Pfand übergeben ſind, iſt verpflichtet: 

1) dieſe Werthpapiere unter äußerlich erkennbarer Bezeichnung jedes Hinter— 
legers oder Verpfänders geſondert von ſeinen eigenen Beſtänden und von denen 
Dritter aufzubewahren, 

2) ein Handelsbuch zu führen, in welcdes die Werthpapiere jedes Hinter: 
legers oder Berpfänderd nad Gattung, Nennwerth, Nummern oder jonjtigen 
Unteriheidungsmerfmalen der Stüde einzutragen find; der Eintragung jteht die 
Vezugnahme auf Verzeichniffe gleich, welche neben dem Handelsbuche geführt 
werden. Die Eintragung kann unterbleiben, injoweit die Werthpapiere zurück— 
gegeben md, bevor die Eintragung bei ordnungsmäßigem Gejchäftsgange ers 
folgen fonnte. 

Tas Recht umd die Plicht des Verwahrers oder Pfandgläubigers, im In— 
tereiie des Hinterlegers oder Verpfänders Verfügungen oder Verwaltungshand: 
lungen vorzunehmen, wird durch die Beſtimmung unter Ziff. 1 nicht berührt. 


532. 


Eine Erklärung des Hinterlegers oder Verpfänders, durch welche der Ver— 
wahrer oder Pfandgläubiger ermächtigt wird, an Stelle hinterlegter oder ver— 
vändeter Werthpapiere der im $ 1 bezeichneten Art gleichartige Werthpapiere 
zurüdzugewähren oder über die Papiere zu jeinem Nuten zu verfügen, iſt nur 
gültig, ſoweit jie für das einzelne Geſchäft ausdrüdlich und jchriftlich abgegeben 
iſt. In dieſem Falle finden die Beitimmungen des $ 1 feine Anwendung. 


8 3. 

Tier Kommifjionär (rt. 360, 378 des Handelsgeſetzbuchs), welder einen 
Auftrag zum Einfaufe von Werthpapieren der im $ 1 bezeichneten Art ausführt, 
bat dem Kommittenten binnen drei Tagen ein Verzeichniß der Stüde mit Angabe 
der Gattung, des Nennwerthes, der Nummern oder jonjtiger Unterſcheidungs— 
mertmale zu überjenden. Die Friſt beginnt, falls der Kommilfionär bei der An— 
jeige über die Ausführung des Auftrages einen Dritten als Verkäufer namhaft 
gemacht har, mit dem Ermwerbe der Stücde, andernfall3 mit dem Ablauf des Zeit: 
taums, innerhalb defien der Kommiſſionär nad der Erjtattung der Ausführungs- 
anzeige die Stücke bei ordnungsmäßigem Gejchäftsgange ohne jchuldhafte Ver— 
jögerung beziehen Eonnte. 





' Der Entwurf ift unterm 3. Dezember 1895 dem Reichstage zufammen mit dem 
Entmurfe eines Börſengeſetzes zugegangen , 
Ammalen be? Deutichen Reid. 1896. 9 
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Ein Verzicht des Kommittenten auf die Ueberjendung des Stückeverzeichniſſes 
ift nur dann wirkſam, wenn er bezüglid) des einzelnen Auftrags ausdrüdiid 
und jchriftlich erklärt iſt. 

Soweit die Auslieferung der eingefauften Stüde an den Kommittenten er: 
folgt oder ein Auftrag des Kommittenten zur Wiederveräußerung ausgeführt it, 
fann die Weberjendung des Stüceverzeihnifies unterbleiben. 

5 4 

Soweit der Kommijjionär im Falle des $ 3 wegen der ihm aus der Aus: 
führung des Auftrags zuftehenden Forderungen nicht befriedigt ift und auch nicht 
Stundung gewährt hat, kann er die Ueberſendung des Stückeverzeichniſſes aus 
jegen, wenn er dem Kommittenten unter Beifügung einer Rechnung über den 
ihm noch zu zahlenden Betrag innerhalb der im $ 3 bezeichneten Friſt ſchriftlich 
erklärt, daß er das Verzeichniß erit nach der Zahlung diejes Betrages überjenden 
werde. 

$ 5. 


Sit der Kommiſſionär mit Erfüllung der ihm nach den Beitinnmungen der 
SS 3 und 4 obliegenden Berpflichtungen im Verzuge und holt er auch das Ber: 
jfäumte auf eine danach an ihn ergangene Aufforderung des Kommittenten nicht 
binnen drei Tagen nad, jo it der Kommittent berechtigt, das Geſchäft als nid 
für jeine Nechnung abgeichlofjen zurüczumeien und Schadenserfaß wegen Nichte 
erfüllung zu beanfpruchen, 

Die Aufforderung des Kommittenten verliert ihre Wirkung, wenn er dem 
Kommiffionär nicht binnen drei Tagen nah dem Ablaufe der Nachholungsfriſt 
erklärt, daß er von dem im Abjag 1 bezeichneten Nechte Gebrauch machen wolle. 


8 6. 

Der Kommiſſionär, welcher einen Auftrag zum Umtaufh von Werthpapieren 
der im $ 1 bezeichneten Art oder zur Öeltendmachung eines Bezugsrechts auf 
folhe Werthpapiere ausführt, hat binnen zwei Wochen nad) dem Empfange der 
neuen Stüde dem Kommittenten ein Verzeichniß der Stüde mit den im $ 3 Abs 
ja 1 vorgeichriebenen Angaben zu überjenden, joweit er ihm die Stüde nicht 
innerhalb dieſer Friſt anshändigt. 

87. 

Der Kommiſſionär, welcher den im $ 6 ihm auferlegten Pflichten nicht ges 
nügt, verliert da8 Recht, für die Ausführung des Auftrages Proviſion zu fordern 
(Art. 371 Abſ. 2 des Handelsgejehbuchs). 


58. 

Mit der Abſendung des Stückeverzeichniſſes geht das Eigenthum an den 
darin verzeichneten Werthpapieren auf den Kommittenten über, ſoweit der Kom— 
miſſionär über die Papiere zu verfügen berechtigt iſt. Die Beſtimmungen des 
bürgerlichen Rechts, nach welchen der Uebergang des Eigenthums ſchon in einem 
früheren Zeitpunkte eintritt, bleiben unberührt. 

Der Kommiſſionär hat bezüglich der in ſeinem Gewahriam befindlichen, in 
das Eigenthum des Kommittenten übergegangenen Werthpapiere die im $ 1 be— 
zeichneten Pflichten eines Werwahrers. 

89, 

Ein Kaufmann, welcher im Betriebe feines Handelsgewerbes fremde Werth: 

papiere der im $ 1 bezeichneten Art einem Pritten zum Zwede der Aufbewahrung. 
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des Umtauſches oder des Bezuges von anderen Werthpapieren, Zins- oder Gewinn 
antheilicheinen ausantwortet, hat hierbei dem Dritten mitzutheilen, daß die Papiere 
jremde ſeien. Der Dritte, welcher eine ſolche Mittheilung empfangen bat, kann 
an den übergebenen oder an den neu beichafften Papieren ein Pfandrecdht oder 
ein Zurücdbehaltungsreht nur wegen jolher Forderungen an jeinen Auftraggeber 
geltend machen, welche mit Bezug auf die Papiere entitanden find. 


8 10. 


Wenn ein Kaufmann über Werthpapiere der im $ 1 bezeichneten Art, welche 
ihm zur Verwahrung oder als Pfand übergeben find, oder welde er al3 Kom— 
miſſionär für den Sommittenten in Bejig genommen bat, außer dem Fall des 
5 246 des Strafgeſetzbuchs zum eigenen Nupen oder zum Nutzen eines Dritten 
rehtswidrig verfügt, wird er mit Gefängniß bis zu einem Jahre und Gelditrafe 
bis zu Dreitaufend Marf oder mit einer diejer Strafen beitraft. 

Ter gleihen Strafe unterliegt, wer der Vorjchrift des $ 9 zum eigenen 
Nugen oder zum Nugen eines Dritten vorſätzlich zumiderhandelt. 

Iſt der Thäter ein Angehöriger ($ 52 Abi. 2 des Strafgejeßbuchs) des 
Verlegten, jo tritt die Verfolgung nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme des 
Antrages iſt zuläſſig. Der $ 247 Abjep 2 und 3 des Strafgejepbuchs findet 
entiprechende Anwendung. 

811. 

Ein Kaufmann, welcher jeine Zahlungen eingeſtellt hat oder über deſſen 
Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden ift, wird mit Gefängniß bis zu 
zwei Jahren beitraft, wenn er den Vorichriften des $ 1 Ziffer 1 oder 2 vor— 
jätzlich zuwidergehandelt hat und dadurch der Berechtigte bezüglich des Anjpruchs 
auf Ausfonderung der von jenem zu verwahrenden Werthpapiere benachtheiligt 
wird, desgleichen wenn er ald Kommiſſionär den VBorichriften der SS 3 oder 6 
vorfäglich zuwidergehandelt hat und dadurch der Berechtigte bezüglid des Ans 
Ipruched auf Ausjonderung der von jenen eingefauften, eingetaufchten oder bes 
zogenen Werthpapiere benachtheiligt wird. 

8 12. 

Ein Kaufmann, welcher ſeine Zahlungen eingeſtellt bat oder über deſſen 
Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden iſt, wird mit Zuchthaus beſtraft, 
wenn er im Bewußtſein jeiner Zahlungsunfähigfeit oder Heberfchuldung fremde Werth: 
Papiere, welche er im Betriebe jeines Handelsgewerbes als Berwahrer, Prandgläubiger 
oder Kommijjionär in Sewahrjam genommen, ſich rechtswidrig zugeeignet hat. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, fo tritt Gefängnißitrafe nicht unter 
drei Monaten ein. 

$ 13. 

Die Strafvorjhriit des $ 10 findet gegen die Mitglieder des DVorjtandes 
einer Aftiengejellichbaft oder eingetragenen Genojjenichaft, die Sejchäftsführer einer 
Gejellichaft mir beſchränkter Haftung, jowie gegen die Liquidatoren einer Handels: 
gejellichaft oder eingetragenen Genoſſenſchaft Anwendung, wenn fie in Anſehung 
von Werthpapieren, die ſich im Beſitz der Geſellſchaft oder Genojjenichaft befinden 
oder von Diejer einem Dritten ausgeantiwortet jind, die mit Strafe bedrohte 
Handlung begangen haben. 

Die vorbezeichneten Perjonen werden, wenn die Sefellichaft oder Genoſſen— 
ihaft ihre Zahlungen eingeitellt hat, oder wenn über deren Vermögen das Kon— 
fursverfahren eröffnet worden it, bejtraft 

9* 
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1) gemäß $ 11, wenn fie den Vorfchriften des $ 1 Ziffer 1 oder 2 oder 
den Vorjchriften der SS 3 oder 6 vorjäßlich zumidergehandelt haben und dadurch 
der Berechtigte bezüglich des Anſpruchs auf Ausfonderung der von der Geſellſchaft 
oder Genoſſenſchaft zu verwahrenden oder von ihr eingefauften, eingetaufchten 
oder bezogenen Werthpapiere benachtheiligt wird, 

2) gemäß 8 12, wenn ſie im Bewußtjein der Bahlungsunfähigfeit oder 
Ueberfhuldung der Gejellichaft oder Genofjenichaft fremde Werthpapiere, welche 
von diejer als VBerwahrer, PBfandgläubiger oder Kommiſſionär in Gewahrſam ge= 
nommen Tind, jich vechtäwidrig zugeeignet haben. 


Ss 14. 
Dieſes Geſetz findet auf diejenigen Klaſſen von Kaufleuten feine Anwendung, 
für welche gemäß Art. 10 des Handelsgeſetzbuchs die Vorfchriften über Die 
Handelsbücher feine Geltung haben. 


Begründung. 

Umfangreicdye Depotunterichlagungen, weldye im Herbit des Jahres 1891 bei 
Gelegenheit des in rascher Aufeinanderfolge ſich vollziehenden Zuſammenbruchs 
einer Anzahl theilweile bedeutender Banfgeihäfte aufgedekt wurden, haben die all: 
gemeine Aufmerkſamkeit auf die Verhältwilie dev Banken gelenkt und eingehende 
Erörterungen über das Depotgeihäft in der Tagesprejle wie in der Fachliteratur 
veranlagt. Auch in Reichstag iſt die Angelegenheit durch einen übrigens nicht Zur 
Verhandlung gelangten Initiativantrag angeregt worden, in welchem geſetzliche Maß— 
regeln au größerer Sicherung des Publikums gegen die VBeruntreuung anvertrauter 
Inhaberpapiere begehrt und insbejondere folgende Forderungen geitellt werden: 

„Derjenige, welchen in feinen Gejchäftöbetrieb AJuhaberpapiere ans 
vertraut Sind, darf fie mur dann veräußern, wenn der Deponent ihm Die 

Veräußerung speziell und ausdrüdlih geitattet hat. Die Unterihlagung 

von Depot3 wird mit Zuchthaus bejtraft.“ 

(Antrag des Dr. von Cuny vom 20. November 1891 — Drudiahen des 
Reichstags, 8. Legislaturperiode, I. Sellton 1890/92 Nr. 531.) 

And Anlaß dieier Vorgänge iſt Ichon vor längerer Zeit der Entwurf eines 
Geſebes über die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung fremder Werthpapiere 
aufgeltellt worden. Die bezeichneten Vorgänge hatten jedoch noch nad einer 
anderen Richtung Anstoß zu einem legislativen Vorgehen gegeben. Um die Grunde 
lagen für eine umfaffende Prüfung der auf den Börjenverfehr und die Stellung 
der Börſen bezüglichen Verhältniſſe zu Ichaffen, war zunächſt die Börſen-Enquéte— 
Kommiſſion berufen worden, und mit den Fortichreiten der Arbeiten diefer Kom— 
million ergab ſich, daß es bei dem inneren Zulammenhange zwiichen der allge— 
meinen Regelung der Börienverhältnifie und der Ordnung des faufmänniichen 
Depotwejens nicht rathſam ein würde, den einen dieſer Gegenftände ohne Rück— 
fiht auf den anderen zum Mbichluß zu bringen. Wenn es auch nit in Frage 
kommmen konnte, die Vorichriften über das Depotgeichäft in das Börſengeſetz Telbit 
aufzunehmen, jo war man doch ſchon in der Enquéte-Kommiſſion der Anlicht, daß 
jene Vorſchriften in mehrfacher Hinficht eine nothivendige Ergänzung der auf Die 
Börjenreforn bezüglichen Vorichläge daritellen, Mit Rückſicht hierauf erihien es 
angezeigt, die legisfative Behandlung der beiden Materien nicht zu tremmen, den 
Entwurf des Depotgeieged vielmehr nur zulammen mit demjenigen des Börſen— 
geieges vorzulegen. 
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Veſtehende Rechtsvorſchriften. 
Eine Prüfung der zur Zeit für das Depotgeſchäft geltenden Vorſchriften 
führt zu dem Ergebniſſe, daß fie ſowohl auf ſtrafrechtlichem als auf zivilrecht— 
lichem Gebiete einer Ergänzung und Erweiterung bedürfen. 


Strafrechtliche Veſtimmungen. 
Die Veruntreuung von Depots kann ſtrafrechtlich den Thatbeſtand der Unter— 
ſchlagung oder der Untreue, in beſonderen, hier indeſſen nicht intereſſirenden Fällen 
auch den Thatbeſtand des Betrugs bilden. 


Unterſchlagung. 

Zum Thatbeſtand der Unterſchlagung ($ 246 des Strafgeießbuchs) ges 
hört die rechtswidrige Zueignung (a) einer fremden im Gewahriam des Thäters 
befindliben Sache (b), jowie das Bewußtſein des Thäters, daß die Sadıe eine 
fremde und die Zueignung redhtswidrig ſei (ec). 

a. Die rechtswidrige Zueignung fest die Abſicht des Thäters voraus, 
über die in feinem Gewahriam befindliche fremde Sache wie über fein Eigen— 
thum zu verfügen. Cine rechtswidrige Verfügung über die Sache, bei der die 
Abſicht niht auf Zueignung gerichtet iſt, wird dur die Strafbeſtimmung des 
$ 246 des Strafgeſetzbuchs micht getroffen. Dies gilt inöbelondere für den 
mwihtigiten hier in Frage fonımenden Fall der Verpfändung fremder Sachen, welche 
„ie nad der Willensrichtung des Berpfänders als Unterichlagung, aber auch nur 
als unerlaubter Gebrauch ſich daritellen kann“ (Motive des revidirten Entwurfs 
zum Strafgeſetzbuch S. 122). Das Neichögericht ipricht fich hierüber in eingehen— 
der Erörterung folgendermaßen aus (Enutſch. in Strafl. Bd. 2 ©. 25 big 27): 

„Nach den älteren Strafgeleßgebungen, inöbelondere dem $ 225 des 
preußiichen Strafgefegbuchs, enthielt die Verpfändung einer fremben 
Sahe ichlehthin den Thatbeitand der Interichlagung. Sie wurde glei) 
der Veräußerung, dem Verbrauche, der Beileiteihaffung der Sache als eine 
Form der Zueignung angejehen, welche nach geietslicher Vorichrift die Vor: 
ausießung der Abſicht des Thäters, ſich die Sache rechtswidrig zuzueignen, 
einſchloß. 

Das deutſche Strafgeſetzbuch iſt von anderer Auffaſſung des That— 
beſtands der Unterſchlagung ausgegangen. Dem Vergehen des Diebſtahls 
analog wurde die Unterſchlagung nunmehr als die rechtswidrige Zu— 
eignung der fremden Sache, in deren Innehabung der Thäter ſich bereits 
befindet, begriffsmäßig bezeichnet. 

Die Frage, ob in einer beſtimmten Handlung die Zueignung der 
Sache, mithin eine Unterſchlagungshandlung zu finden ſei, war damit der 
richterlichen Beurtheilung überlaſſen. Es kann alſo, was insbeſondere die 
Verpfändung einer fremden Sache betrifft, dieſelbe nicht mehr ohne 
weiteres als eine den Thatbeſtand der Unterſchlagung darſtellende Handlung 
behandelt, jondern es muß nach der Willensrichtung des Thäters gewürdigt 
werden, ob aus der ihm zur Laſt gelegten Handlung ein ausreichender Bes 
weis für die rechtöwidrige Zueignung zu entnehmen tft. 

Die entgegengeleste, in Theorie und Rechtsübung allerdings noch viel- 
fach aufrecht erhaltene Anficht, daß die unbefugte Verpfändung einer fremden 
Sadıe, als ein Veräußerungsmodus die rechtswidrige Zueignung unter allen 
Umſtänden erfennen laſſe — vgl. Oppenhoff, Kommentar Wr. 34 zu 8 246, 


— 


Fr. Meyer, Kommentar ©. 202, Erkenntniß des preuß. Ober-Tribunals 
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vom 5. November 1873 in Oppenhoff's Rechtſpr. Band 14 ©. 683 —, 
fann nicht Für richtig erachtet werden, weil die in $ 246 a a. DO. als 
Thatbeſtandsmerkmal vorausgeiegte vorfägliche rechtswidrige Zueignung die 
Abficht der definitiven Begründung der Willensherrichaft des Thäters, der 
definitiven Ausichliegung der Willensherrichaft des Gigenthünters über die 
Sache und damit die durd die Handlung Fundgegebene Abficht der rechts— 

widrigen Zueignung erfordert; vgl. dv. Holtendorff, Handbuch III, ©. 698, 

398, 399; 9. Meyer, Strafredt ©. 488. 

Zuzugeben it, dab die Verpfündung einer fremden Sade, da zu der— 
jelben nur der Eigenthümer berechtigt ift, und da diejelbe unter beitimmten 
Borausieungen zur Veräußerung führt, der Negel nad auf die Abficht 
des Thäters, über die Sache als Cigenthümer zu verfügen, ſchließen läßt. 
Aber es kann nicht behauptet werden, daß dieje Abficht nicht durch die be= 
jonderen Umſtände des Eonfreten Falls ausgeſchloſſen erſcheinen kann. Bal. 
die Erf. bei Oppenhoff, Rechtſpr. Band 12 S. 311, Band 9 ©. 59 und 
Goltdammer, Arhiv Bd. 19 ©. 814. 

Der Umſtand, daß der Thäter eine fremde Sache als eigene verpfändet, 
mithin unzweifelhaft einen Akt der Ausübung des Cigenthums unberehtigt 
vorgenommen hat, ift nicht immer enticheidend, weil das Geleg ‚die Abficht 
des TIhäters, fich zum Cigenthümer zu machen, mithin den Willen der Ver: 
äußerung vorausießt. . . . .. 

Daß unter Vorausſetzung der erniten und beftimmten, durch die Um— 
ftände des Falls und die Vermögensverhältuilfe des Thäters beglaubigten 
Abjicht des Thäters, die verpfündete Sache alöbald wieder einzuldjen, der 
Thatbeitand einer Unterfchlagung ausgeichloffen ericheint, läßt fih nicht be— 
ftreiten, weil die Handlung des Thäter® dann nur auf den unerlaubten 
Gebrauch der fremden Sache gerichtet iſt.“ 

Aehnlich die Enticheidung des Neichsgerihts vom 27. Oftober 1880 (Rechtipr. 
Bd. 2 ©. 402): 

„Mag mun auch zugegeben werden, daß der Wille, über die Sache 
wie ein Cigenthümer zu verfügen, zweifelhaft werden fan, wenn der Ver— 
pfänder die Wiedereinlölung nicht nur beabficht, fondern auch jederzeit aus— 
zuführen vermag“ 

und die Enticheidung vom 11. Juli 1881 (Entih. in Strafl. Bd. 5 ©. 7): 

„Da in der Berpfändung des Wechſels nicht etwa bloß eine vorüber 
gehende Benutzung, vielmehr eine bewußt bleibende, nach Lage der Ver— 
hältniffe unabänderlihe Entäußerung thatfächlich gefunden iſt . . . .“ 

Aus den vorstehenden Ausführungen erhellt, daß nach dem geltenden Straf: 
recht die objektiv widerrechtliche Verpfändung einer fremden Sache den Thatbeitand 
der Interichlagung nicht erfüllt, wenn der Thäter mit der Abficht der Wieder— 
einlöfung verpfändete und dieſe Abficht mit der wohlbegründeten Weberjeugung 
verbunden iſt, die Wiedereinlölung zu jeder Zeit bewirken zu können. 

b. Der $ 246 des Strafgeſetzbuchs fordert als Gegenstand der Unterihlagung 
eine fremde Sache. Während der Begriff der fremden Sache von dem Ober: 
Tribunal Ihon in Fällen fonftruirt worden ift, im denen nur ein obligatoriicher 
Anspruch auf Herausgabe beitand, legt das Neichsgericht das enticheidende Gewicht 
darauf, ob derjenige, welchem die Interichlagung zur Laſt gelegt wird, oder ein 
Dritter nad den Grundſätzen des Zivilrecht3 Gigenthümer war. „Die Frage des 
Eigenthbums und des Eigenthumsübergangs — jo wird in dem Urtheil vom 
28. Dezeniber 1880 (Entſch. in Straf. Bd. 3 S. 152) ausgeführt — iſt wie 
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beim Diebitahl ala eine zivilrechtliche lediglich mac den maßgebenden privatredts 
lihen Grundlägen zu löſen. Dies erfordert einerſeits der Zweck des Strafgeietes 
($ 246 St.-6.:B.), welcher eben in dem Schutze der einichlagenden privatrechtlichen 
Verhältniſſe beſteht, andererieit3 die Sicherheit der Strafrechtöpflege, welche auf 
der Feſthaltung des pofitiven geieglichen Bodens beruht und es verbietet, etwa 
auf Grund der Erwägung, daß die zivilrechtlichen Grundjäge über den Eigenthums— 
erwerb zur Dedung der £friminaliftiihen Bedürfniffe nicht ausreichten, daß mithin 
unter Abſehen von jenen Grundiägen, zur Sicherung von Trene und Glauben 
im geihäftlichen Berfehr, eine Lüde im Geſetz ausgefüllt werden müſſe, das ges 
gebene Strafgeiep durch Analogie über feinen geleglihen Nahmen hinaus auszu— 
dehnen ($ 2 St.G.B.) .... Die Gelegeömaterialien ergeben denn aud Elar, 
dab der Geſetzgeber bei der Unterichlagung stets den zivilrechtlichen Begriff der 
fremden Sache zum Grunde gelegt bat.“ Ferner: „Das Neichögericht hat in 
fefter MNechtiprehung angenommen, dab die Frage, ob die Sache, um deren Unter 
ihlagung es fich handelt, eine dem Angeklagten fremde fei, ausschließlich nach den 
einiclagenden Grundiügen ded Zivilrehts über Erwerb und Berluft des Eigen: 
thums zu emticheiden ſei“ (Entih in Strafi. Bd. 21 ©. 367). Im Hinblid 
darauf, daß die Gigenthumsverhältniffe au den in Verwahrung eined® Banquiers 
befindlichen Werthpapieren — wie des weiteren bei der Würdigung der geltenden 
zivilrechtlichen Borichriften dargethan werden wird — nicht überall zweifelsfrei 
And, führt die vorgetragene, gewiß zutreffende Rechtsauffaſſung des Neichögerichts 
zu einer Erichwerung der ftrafrechtlichen Verfolgung von Depotverumntreuungen. 

ec. Für den Thatbeftand der Unterihlagung it ferner dad Bewußtſein 
des Thäters von der Rechtswidrigfeit der Zueignung erforderlich. Hierbei kommt 
namentlich Die Frage in Betracht, in wie weit bei der objektiv rechtswidrigen Zus 
eignung fremder vertretbarer Sachen die Abficht des Thäters, den Eigenthümer 
duch Nüdgewährung von Sachen gleicher Art ichadlos zu halten, von rechtlicher 
Bedeutung ift. Der Standpnukt des Neihögerichtö zu dieſer Frage ift in dem 
Erfenntnig vom 10. Dezember 1881 (Entih. in Strafi. Bd. 5 ©. 304) dar 
gelegt: „Die Abficht des Erſatzes deflen, was der Thäter fich zneignet, ift an ſich 
nicht geeignet, den ſtrafbaren Dolus zu beieitigen, bei der Unterſchlagung so 
wenig als bei anderen Vergehen gegen fremde Wermögensrechte, wie Diebitahl, 
Betrug u. ſ. w. Erheblich kann fie, joviel die Unterſchlagung betrifft, -in jo fern 
werben, als fie die Grundlage für die Ueberzeugung des Thäters war, der Eigen: 
thümer werde, eben dieſer Griagabiicht wegen, mit der Zueigunng einverftanden 
fein. Die fofortige, durch bereite Mittel newährleiftete Ausführbarkeit der Erſatz— 
abjiht gewinnt in dem mämlichen Zuſammenhange Bedeutung, indem der Thäter 
die Genehmigung feiner Zueignungshandlung durch den Eigenthümer ernftlich vor: 
auszuſetzen nur dann in der Lage fein wird, wenn für ihn die Möglichkeit ſo— 
fortiger Erſatzleiſtung feititeht.* Ferner Entichl. in Stafi. Bd. 7 ©. 351, 352: 
„Die mit dem Bewußtſein der — thatlächlich auch vorhandenen — Möglichkeit 
jederzeitiger Erſatzleiſtung verbundene Eriagabficht fann geeignet fein, das Bewußt: 
ein von der Nechtsiwidrigkeit der Aneignung der fremden Sache auszuschließen, 
iniofern durch das Vorhandenſein von Abjicht und Möglichkeit jederzeitiger Erſatz— 
leiſtung die Annahme begründet werden kann, der Eigenthümer der Sache werde 
mit der unter ſolchen Umstände geichehenen Aneignung der Sache einveritanden 
ſein.“ (Bergl. außerdem Entſch. in Strafi. Bd 14 ©. 242 ff., Bd. 21 ©. 366.) 
I auf Grund einer derartigen Feſtſtellung die Anwendbarkeit des $ 246 bes 
Strafgeſetzbuchs ausgeſchloſſen, fo bleibt der Thäter auch dann ftraflos, wenn er 
ipäter außer ftande ift, dem Eigenthümer Griag zu leiiten, weil e& nur darauf 
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ankommt, dab er im Nugenblide der Zuneigung frei von dem Bewußtſein ber 
Nechtöwidrigfeit war, und später eingetretene Umſtände, wie die Verichlechterung 
feiner Vermögendlage, dieies Bewußtſein nicht nachträglich zu begründen vermögen. 
(Entih. in Strafi. Bd. 5 ©. 55.) 


Untreue, 


Die Veruntreuung fremder, im Gewahrian des Thäters befindliher Sachen 
kann unter Umftänden den TIhatbeftand der Untreue bilden. Nach $ 266 Ziff. 2 
des Strafgeſetzbuchs werden Bevollmächtigte, welche über Forderungen oder andere 
Vermögensftüde des Nuftraggebers abiichtlih zum Nachtheil desielben verfügen, 
mit Gefängniß beitraft, neben weldem auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 
erfannt werden kann. In Betreff der Auslegung, die diefe Vorichrift im der 
Rechtſprechung gefunden hat, it Folgendes zu bemerfen: 

a. Für den Thatbeftand der Untreue ift es nicht erforderlich, dab die Ab: 
ſicht des Thäters auf die Benachtheiligung des Auftraggebers gerichtet, daß Diele 
Benachtheiligung fein Endzwed je. Es genügt vielmehr das Bewußtſein, daß 
jeine Dandlungsweife objektiv zum Nachtheil des Auftraggebers gereihe (Entic. 
in Strafi. Bd. 1 S. 173, 329. Es reicht ſogar das Bewußtſein aus, daß ein 
Nachtheil für den Auftraggeber entftehen könne. „Dat fich der Thäter den ein: 
getretenen rechtäverlegenden Erfolg als möglich vorgeitellt, fo fann ihm der lettere 
unbedenklih zum Vorſatz angerechnet werden, falls jein Wille auf diefen Erfolg 
wenigitens eventuell gerichtet war” (Entich. in Strafl. Bd. 7 ©. 283), 

b. Als Benachtheiligung wird nicht allein die Zufügung eines wirklichen 
Bermögensichadens, Tondern ſchon die bloße Gefährdung des fremden Vermögens, 
die Herbeiführung einer Verluitgefahr angeſehen (Entih. in Strafj. Bd. 16 ©. 80, 
Bd. 19 ©. 83). 

0. Der Thatbeitand des 8 266 Ziffer 2 des Strafgelegbuchs ift dadurch 
bedingt, daß zwiichen dem Thäter und dem Benachtheiligten ein Vollmachtsvertrag 
beitehbt. Der Begriff des Bevollmächtigten im Sinne der in Rede ftehenden Bor: 
Ichrift fett „die Hebertragung und Uebernahme von Nechtögeihäften für eine ans 
bere Perſon, die llebertragung einer namens eines Anderen (des Machtgebers) aus: 
zuübenden Verfügungsgewalt voraus" (Entſch. in Strafi. Bd. 11 S. 243). Die 
Vollmacht braucht ſich nicht auf den Auftrag zu beichränfen, ein Geichäft für den 
Machtgeber und ftatt jeiner zu betreiben Vollmachtsauftrag im Sinne des preuß— 
iihen Landreht3 — 8 5 I 13 daielbit), jondern auch den Fall umfaſſen, dab 
der Beauftragte im eigenen Nanen mit dem Dritten handeln joll (vgl. Entſch. 
in Strafi. Bd. 7 ©. 377). 

Aus den vorstehenden Ausführungen ergibt fich, daß der durch die beitchen: 
den ftrafrechtlihen Vorſchriften gewährte Schuß des Publikums gegen die Gefahr 
des Berluftes deponirter Werthpapiere mehrfache Lüden enthält. Der $ 246 des 
Strafgeſetzbuchs findet weder auf eine rechtswidrige Verfügung, insbeſondere Ber: 
pfändung Anwendung, ſofern fie fich nicht als Zueignung darftellt, noch auf eine 
objektiv rechtswidrige Zueignung, fall der Thäter im Augenblid der Aneigmung 
die Abfiht des Erfages der Werthpapiere hat und deren Ausführbarfeit durch bes 
reite Mittel gewährleiftet ift, und zwar jelbit dann nicht, wenn der Eigenthümer der 
Papiere durch dieje rechtöwidrigen Verfügungen geichädigt worden ift. Am einzelnen 
der durh $ 246 a. a. D. nicht getroffenen Fülle bietet zwar $ 266 Ziffer 2 die 
Möglichkeit einer Beitrafung des Thäters. Indeſſen ift dieier Erſatz ſchon deshalb 
unzureihend, weil die leßtere Vorſchrift in allen den Fällen nicht anwendbar ift, 
in denen zwiſchen dem Kunden und dent Banguier fein Bollmachtövertrag beitebt. 
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Eine Erweiterung des ftrafrechtlihen Schußes ift für den Cigenthümer hinter« 
legter Mertbpapiere um fo wünſchenswerther, als er in feinen zivilrechtlichen An— 
iprüchen aegenüber Dritten, die an den Papieren Nechte erworben haben, im Hin 
blid auf die Beſtimmungen in Artitel 306 und 307 des Handelsgeſetzbuchs 
weientlich beſchräukt iſt. Darnach erlangt, wenn die Werthpapiere von dem vers 
wahrenden Banaquier veräußert und übergeben find, der vebliche Erwerber das 
Eigenthum daran, und dad Eigenthum des Deponenten erliicht. Wenn anderer: 
jettö die Papiere verpfäudet und übergeben worden jind, To iſt das Pfandrecht 
des reblichen Erwerber und feiner Rechtsnachfolger dem Gigenthümer gegenüber 
wirkſam. 

Bivilrechtliche Vorſchriſten. Formen des Depotgefchäfts. 

Bor Eintritt in die Grörterung der das Depotwelen betreffenden zivilrecht- 
hen Borjchriften bedarf es der Darlegung der verichiedenen unter die Gruppe 
„Depotgeichäfte* fallenden Nechtögeichäfte. Die einfachite Form iſt der Ber: 
wahrungsvertrag, welder vorliegt, wenn Werthpapiere zur — in der Regel 
entgeltlihen — Aufbewahrung übergeben werden. Häufig ift mit der Hingabe 
von Wertbpapieren zur Verwahrung der Auftrag zur Verwaltung derjelben, 
zur Abhebung von Zinien, Dividenden, Talons und zu ähnlichen Gejichäften ver: 
bunden. 

Ferner werden Wertbpapiere dem Banquier für bereits beftehende oder gleiche 
zeitig entitehende Forderung ale Pfand gegeben. Auch kann die Hingabe mit 
der Beitimmung erfolgen, daB die Bapiere dem Banquier für etwaige künftig ent— 
ftehende Forderungen haften jollen. Diele beiden Fälle ſtehen iniofern in engem 
Zuſammenhang, ald aus ber Hingabe zur Sicheritellung künftig eutitehender For— 
derungen eine Berpfändung wird, fobald der Banquier eine Forderung an den 
Hinterleger, zu deren Defung das Depot beitimmt iſt, erwirbt (MWindicheid, Pan— 
deften Bd. I $ 225 Anm, 7), 

Ein Depotgeihäft kommt Todann in Verbindung mit Kommiſſions— 
aeihäften vor, ſei es, daß der Kunde dem Banquier Werthpapiere zum Zweck 
der Veräußerung übergibt (Verkaufskommiſſion), ſei es, dab der Banquier im 
Auftrage des Kunden Für denielben Werthpapiere anichafft (Ginkaufstommiffion) 
und in Berwahrung behält. Als eine Kombination dieſer beiden Geichäfte endlich 
fan der Fall angelehben werden, dab der Banquier Werthpapiere zum Zweck des 
Umtaufches oder des Bezugs von anderen Werthpapieren erhält. 


Uebergang der verfchiedenen Depotgefchäfte in einander. 

Im praftiichen Geichäftsbetriebe gehen Diele verschiedenen Fälle vielfah in 
einander über. Lombardirte Werthpapiere werden im Auftrage des Hinierlegers 
von dem Berwahrer ald Kommiſſionär veräußert, neue Papiere werden dafür ge— 
fauft und an die Stelle der verkauften als Unterpfand gelegt. Selbit bei uriprüngs 
lid beabfichtigter einfacher Verwahrung ſchließt fih häufig ein Auftrag zur Vor: 
nahme von Berwaltungshandlungen, zur Ausführung von Kommilftonsgeichäften 
oder die Einräumung eine® Prandrehts zur Sicherung eines von dem Banquier 
entnommenen Darlehns an. 


Mitwirkung mehrerer Banquiers. 

Eine weitere VBerwidelung entiteht dadurdh, dab vielfadh die Banquierd Die 
Aufträge ihrer Kunden nicht jelbit ausführen können, fondern durch einen anderen 
Banquier ausführen laffen müflen Die Banquiers an Heineren Orten fteben zu 
dieſem Zweck in ftändiger Gejchäftsverbindung mit Banquierd an Börſenplätzen. 


138 Entwurf eines Geiches, 


Die Banquiers an den fleineren Börien, an denen ein beichränfter Verkehr mit 
Werthpapieren ftattfindet, haben ihrerieitö Beziehungen zu den Banken der Haupt: 
börienpläge. Bei der Ausführung von Kommiſſionsgeſchäften werden auf dieſe 
Weiſe nicht jelten zwei, drei und noch mehr Banfgeichäfte betheiligt. 


Eigenthumsverhältnifle in Betreff des Depots. 


In allen dieſen Fällen ift es — wie oben dargetban — ſchon im Intereſſe 
eines wirkſamen jtrafrechtlichen Schugßed gegen Depotveruntreuung von hoher Be- 
deutung, dab die Gigenthumsverhältnifie an den im Depot befindlichen Werth 
papieren zu jeder Zeit und in jeden Stadium des geichäftlichen Verkehrs Klar 
liegen. Die Klarheit der Eigenthumsverhältniſſe ift im wicht minder hohem Make 
für die Wahrung der Vermögensintereſſen des Publikums auf privatrechtlichem 
Gebiete nothwendig, da von der FFeititellung, ob der Kunde Gigenthümer der beim 
Banguier im Depot befindlichen Stüde ift, es im Falle des Konkurſes des Ban— 
quiers abhängt, ob jener ein Ausſonderungsrecht oder nur einen periönlichen Ans 
ſpruch an die Maſſe geltend machen fan. 

Dieje jo nothwendige Klarheit in Betreff der Cigenthumsverhältniffe an den 
in Depot befindlichen Papieren ift zur Zeit nicht überall vorhanden. 


Verwahrung und Berpfändung. 

Es beiteht allerdings fein Zweifel darüber, daß bei Hingabe von Werth: 
papieren in Verwahrung, ſei es mit, ſei e3 ohne den Auftrag zur Berwaltung 
berielben, jowie bei der Verpfündung von MWerthpapieren der Kunde Gigenthümer 
der libergebenen Stücde bleibt, wenn es fich um ein depositum regulare oder um 
einen Pfandvertrag handelt. Hingegen iſt es oft zweitelhaft und ftreitig, ob nicht 
nad) dem Willen der Parteien ein jogenanntes depositum irregulare vorliegt, 
weiches den Banquier nur zur Nüdgabe von Werthpapieren gleicher Art vers 
pflichtet und den Stunden unter Berluft feines Eigenthums auf einen periönlichen 
Anspruch gegenüber dem Banquier beichränft. 

Die Uriache zu ſolchen Zweifeln Liegt vornehmlich in gewiſſen im Bank— 
verkehr vorkommenden Ansdrüden, die geeianet find, das Rechtsgeſchäft zu ver— 
dunfeln. Namentlich in den fogenannten allgemeinen Geihäftsbedingungen findet 
fih mitunter eine derartige zweifelhafte Ausdrucksweiſe vor, aus der hergeleitet 
wird, dab der Banauier dem Kunden gegenüber nur zur Leiftung von Werth: 
papieren in genere verpflichtet ift. Gin großer Theil des mit Banken in Be— 
ziehung tretenden Publikums wird nicht erfahren genug jein, den Anhalt ſolcher 
Seichäftsbedingungen vollitändig zu überichen, und durd deren Annahme, ohne 
ficy dariiber flar zu Sein, ein Nectsverhältniß genehmigen, bei welchem die Auf- 
rechterhaltung seines Eigenthums mindeltens in Frage geitellt iſt 

Im Anschluß daran hat ſich denn auch mitunter in den Banquierfreijen ſelbſt 
eine Trübung der Anichauungen über ihr Nechtsverhältniß zu ihren Depotfunden 
entwidelt. IUnteritüßt durch den oben erörterten, in der Rechtſprechung herrſchen— 
den Grundjag, dab der Thatbeitaud der Unterichlagung ausgeichloflen it, wenn 
der Thäter im Augenblid der Aneignung fremder vertretbarer Sachen die ernitliche 
GEriagabiicht hat, und ihre Ausführbarfeit durch bereite Mittel gewährleiftet iſt, 
hat jogar die Auffaflung Ausdrud gefunden, dab den Banquier über bie zur 
Berwahrung oder als Brand gegebenen Papiere ein weitgehended Verfügungsrecht 
zuftehe, von welchen ste unter der Worausiegung, daß fie jederzeit in der Lage 
jeien, andere Bapiere derielben Art zurüdzugewähren, zu Berpfändungen, im Res 
portgeichäft oder in anderer Weile Gebraud) macen dürfen. 
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Einkaufskommiffion. 

Auch in Betreff der Eigenthumsverhältniſſe bei der Einkaufskommiſſion ber 
ſtehen Unklarheiten. 

Der Kommiſſionär, welcher den Ankauf von Werthpapieren für einen Kunden 
bewirkt, erwirbt, da er das Geichäft, wenn jchon Für Rechnung feines Auftrags 
gebers io doch in eigenen Namen abichliegt, zumächit ſelbſt Eigenthum an dem 
Kommiſſionsgute. Die Hebertragung des Eigenthums auf den Kommittenten fann 
th durh Aushändigung der Papiere oder durch Togenanntes constitutum posses- 
sorium vollziehen. Der lettere Weg pflegt, wenn die Werthpapiere bei dem Kom— 
miſſionär in Depot bleiben jollen, gewählt zu werden, um das förperliche Hin— 
und Dergeben der Papiere zu erjvaren. Welche Erfordernilie — abgeſehen von 
dem Beligübertragungswillen de3 Kommiſſionärs — zur Giltigkeit eines consti- 
tutum possessorium nothiwendig ſind, it mach dem im den verichiedenen Rechts— 
gebieten geltenden bürgerlichen Rechten zu beurtheilen. Nur einer befonderen Form 
bedarf es in den hier interellirenden Fällen, in denen es fich un Banquiergeichäfte, 
alio gemäß Artikel 272 Ziffer 2 des Handelsgeſetzbuchs um Handelsgeſchäfte 
Handelt, im Hinblid auf Artikel 317 daſelbſt allgemein nicht (Entich. des Reichs— 
ger. in Strafl. Bd. 9 S 181). 

Nah preußiſchem Recht iſt zur Vollziehung des constitutum possessorium 
die Abſonderung und fenntliche Auszeichnung der Papiere (SAT A. L. R.1 7) 
ſowie die Willenserklärung des Beligers erforderlich, die Sache nunmehr für 
deu Kommittenten in feinem Gewahriam zu halten ($ 71 a. a. D.). 

Beiden Erforderniſſen wird durch die Meberiendung einer Aufbewahrungss 
erflärung, welche ein ſpezialiſirtes Verzeichniß der beichafften Papiere enthält, ent: 
ſprochen. Das Gejeg verlangt jedoch eine derartige individuelle Bezeichnung der 
Stüde in der Aufbewahrungserflärung nicht unbedingt. ES genügt vielmehr die 
bloße, dem Stommittenten gemachte Mittbeilung, die Papiere für ihn in Ver: 
wahrung ‚Depot) genommen zu haben, verbunden mit der thatſächlichen Speziali: 
frung derſelben. Diele Spezialilirung kann durd Abjonderung der für den 
Kommittenten beichafften Papiere oder durch Bezeichnung derjelben mit dem Namen 
des Auftraggebers oder auch durch Buchung der Nummern in dem Depotfonto 
des Stunden oder im jonitigen Handelsbüchern erfolgen (Entich. des Reichs-Ober— 
Dandelsger. Bd. 25 ©. 250, des Reichsger. in Zivil. Bd. 11 ©. 52, Bd. 24 
©. 307, in Strafi. Bd. 9 ©. 182). 

Die Aufbewahtungserklärung iſt nur dann geeignet, daS constitutum posses- 
sorium zu begründen, wenn fie nach Anſchaffung der Papiere erfolgt. In der 
bei der Ertheilung des Anfaufsauftrages getroffenen Abrede, daß der Kommiſſionär 
die Bapiere in Verwahrung behalten folle, kann nach preußiichen Necht, auch wenn 
die Spezialilirung bderjelben bewirkt wird, ein constitutum possessorium nicht ges 
funden werden. „Denn dad constitutum possessorinm hat nach dem Wortlaut 
v5 8 TI N. L.R. IT zur Vorausjegung, dab der Grflärende Beliger iſt, alio 
im Momente der Erklärung ich im Beſitze derjenigen Sache befindet, deren Beſitz 
übertragen werden ſoll, eine Borausjegung, die für die Zeit der Ertheilung des 
Auftrags nicht zutrifft” (Entich. des Neichöger, in Strafl. Bd. 9 ©. 183). 

Anderd nach gemeinem Necht. Nach der herrichenden Auffallung genügt „in 
dem Falle eines zum Beligeriverbe und zur Verwahrung ertheilten Auftrages für 
den Uebergang des Beſitzes auf den Auftraggeber durch constitutum jchon Die 
erfennbare Bethätigung des Willens des Beanftragten, die zunächſt für fih ap— 
prebendirte Sache nunmehr für den Auftraggeber zu beiten, ohne daß es der 
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Grflärung diejes Willens gerade den Auftraggeber gegenüber bedürfe, weil das 
constitutum den Grundſätzen des Beligerwerbs durch Stellvertreter, nicht den all: 
gemeinen Grundiägen über Verträge unteritcht. Demgemäß wird anerfannt, daß 
der Einkaufskommiſſionär durch Bezeichnung beitimmter Effekten mit dem Namen 
des Auftraggebers, durch Legung derielben in ein beiondered Berhältnig, ipeziell 
auc durch einen fich auf beitimmte Stüde beziehenden Vermerk in ſeinen Handels: 
büchern ſchon den Auftraggeber zum Befiger mace* (Entſch. des Reichs-Ober— 
Handelöger. Bd. 25 ©. 252, 253, Entich. des Neicheger. in Strafi. Bd. 9 S. 
184. — Bgl. ferner Windicheid, Pandekten 1 $ 155 Anm. 9 und die dafelbit 
zitirten). 

Das preußiihe Landrecht und dad gemeine Recht itimmen hiernach darin 
überein, daß nach beiden eine Spezialifirung der Papiere, deren Beiig auf den 
Kommittenten durch constitutum übertragen werden ſoll, erforderlich it, und daß 
dieje Spezialifirung durch Ablonderung oder durch Bezeichnung mit dem Namen 
des Auftraggebers oder durch Buchung der Nummern in den Handelsbüchern des 
Kommiſſionärs oder durch Nummernaufgabe an den Kommittenten erfolgen fann. 
Während jedoch das Allgemeine Yandredit außerdem eine Aufbewahrungserflärung 
des Kommiſſionärs gegenüber dem Kommittenten fordert, bedarf es einer ſolchen 
nach gemeinen Recht wenigstens in dem hier intereflirenden Falle eines zum Be: 
jigerwerbe ertheilten Auftrag — ein folder wird in der Einfaufsfommillton im 
Allgemeinen gefunden werden fönnen — nicht. 

Die vorstehenden Vorichriften leiden übereinstimmend an folgenden Mangel. 

Wenn ſchon es feinen Zweifel unterliegt, daß der Sommittent aus dem 
Kommiſſionsvertrage einen perlönlichen Anſpruch auf die Uebertragung des Eigen— 
thums an den für feine Rechnung beichafften Papieren gegenüber dem Kommiſ— 
jfionär hat (vgl. 3. B. Entih. des Neihöger. in Strafi. Bd. 13 ©. 178) und 
auch die Aufgabe der Nummern fordern kann (Entih. des Reichsger. in Zivilſ. 
Br. 5 ©. 6), jo beitebt doch feine Vorichrift, welche dem Kommiſſionär die Voll: 
ziehung des constitutum possessorium und Die Mittheilung der Nummern unter 
Feſtſetzung einer beſtimmten Friſt und unter Androhung don Rectsnachtheilen 
auferlegt. Der Kommittent hat kein anderes Mittel, die Beſitzübertragung und 
die Nummernaufgabe zu erzwingen, als den langwierigen Weg der Klage. Das 
Zandern des Kommiſſionärs kann nun aber für den Kommittenten erhebliche Nach: 
theile zur Folge haben. Erſt nachdem er durch PVollziehbung des constitutum 
Eigenthümer geworden ift, kann er bei eintretenden Konkurſe des Kommiſſionärs 
ein Ausfonderungsrecht an den für jeine Rechnung beichafften“ Bapieren ausüben, 
während er, jolang die Beitgübertragung nicht erfolgt iſt, auf den Anſpruch eines 
nicht bevorrechtigten Konkursgläubigers beichränft iſt. Ferner it die Kenntniß 
der Nummern der Bapiere, mag fie auch für den Erwerb des Cigenthums durch 
den Kommittenten nicht erforderlich fein, von um fo größerer Wichtigkeit für die 
Verfolgbarfeit feiner Eigenthumsanſprüche und zwar in gleicher Weile gegen- 
über dem jeine Verpflichtungen nicht erfüllenden Kommiſſionär wie gegenüber fon» 
furrierenden Gläubigern des legteren. 

Der Sommittent, dem die Nummern der für ihn beichafften und durch con- 
stitutum in jein Eigenthum übergegangenen Werthpapiere aufgegeben worden find, 
fann die Papiere von einem unredlichen dritten Erwerber vpindiziren, fie im Falle 
einer unrecbtmäßigen Yombardirung auch von einem vedlichen Prandgläubiger gegen 
Zahlung des Lombard-Darlehns zurüderlangen. Das kaufmänniſche Zurück— 
behaltungsredt eine® Dritten, dem der Kommiſſionär dieſe Stüde aus irgend 
einem Anlaſſe übergeben hat, ift ihm gegenüber bedeutungslos. Wenn er hin— 
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gegen in diefen Fällen die Nummern der Papiere nicht kennt und dadurch außer 
ftande gelegt iit, fein Gigenthum daran nachzuweiſen, To it dieles Eigenthum Für 
ihn praftiih unwirkſam. 

Auch dem Kommiſſionär gegenüber kann lich, falls derjelbe in Konkurs ge: 
räth, die Kenntnig der Nummern als bedeutungsvoll erweilen. Die Ablonderung 
der Stüde bei dieſem iſt ein rein interner Vorgang, der durch eine einfeitige Hands 
lung des Kommiſſionärs, durch eine Handlung Dritter auch ohne fein Verichulden, 
oft durch eine bloße Unordentlichfeit oder dur einen Zufall illuſoriſch gemacht 
werden kann. Gegen die Folgen einer derartigen Aufhebung der abgejonderten 
Rerwahrung erhält der Kommittent durch die Nummernaufgabe einen nicht zu 
unterihägenden Schuß. 

Eine Ergänzung der geieglichen Beſtimmungen binfichtlich der im Zuſammen— 
ange mit Einkaufskommiſſionen eutitchenden Depots iſt auch aus dem Grunde 
erwünicht, weil über die Rechte und Prlichten der Banquiers auf dieſem Gebiete 
Zweifel beitehben. 2. Goldſchmidt weilt in einem Auflage „Börien und Banfen“ 
(Preußiihe Jahrbücher 1891 S. 876 ff) auf die nicht feltene Behauptung bin, 
„dab nach der deutichen Nechtiprechung dem Kommiſſionär, welcher die Nummern— 
aufgabe unterläßt, die beliebig freie Verfügung über das Kommijlionsgut zuſtehe, 
dak alio in der Unterlaſſung der Nummernaufgabe, ungeachtet der Anzeige, die 
eingefauften Effekten für den Kommittenten in „Depot“ genommen zu haben, die 
ſtillſchweigende Erflärung des Kommiſſionärs liege, daß der Kommittent lediglich 
einen periönlichen Anipruh auf ein Quantum der bezeichneten Bapiere haben Tolle“, 
eine Behauptung, von welcher Goldichmidt a. a. DO. jagt, daß fie anicheinend ſo— 
gar zu einem Glaubensiage gewiſſer Bangquierfreiie geworden ſei. Nach dieier 
Auffaſſung würde die Anzeige des Kommiſſionärs, die Effekten fir den Kommit— 
tenten in Depot genommen zu haben, nicht die Bedeutung einer Verwahrungs— 
erflärung haben, wie fie nach prenßiſchem Necht zur VBollziehung des constıtutum 
possessorium erforderlich ift, ſoudern dazu beitimmt fein, dem Kommittenten Kennt— 
nis davon zu geben, daß der Kommiſſionär für ein entiprechendes Quantum der 
bezeichneten Papiere perjönlich haften wolle (fiftives, ideelles Depot). Daß der 
Anzeige dieſer Sinn beigemejlen werden könne, bat das Ober-Handelsgericht mehr: 
fah angenonmen, indem es dem Ausdrude „Depot“ jede rechtliche Bedeutung 
obiprah. „Wenn in dem Stontoforrent 100 Stüd Streditaftien al® Depot im 
Haben des Bellagten aufgeführt ind, fo kann bei der Allgemeinheit und Mehr: 
Veutigfeit des Wortes Depot auf die Eriitenz eines Depoiital: oder Verwahrungs— 
vertrages nicht geichloflen werden“ (Entſch. Bd. 16 ©. 210, 211. — Bergl. 
mer Bd. 19 ©. 78). Die gegentheilige Auffaffung vertritt Goldichmidt a. a. O. 
©. 885: „In Fällen, da der Kommiſſionär den Auftraggeber anzeigt, ev babe 
die laut Auftrag eingefauften Papiere in „Depot“ genommen, fanıı dad mit dieier 
Anzeige im MWideripruche itehende Verhalten des Kommiſſionärs den Thatbeitand 
des Betruges involviren. Denn nach den gewöhnlichen Sprachgebrauch darf jeder: 
masn annehmen, daß eine Sache, welche in Depot genommen ift, auch abgeloudert 
erütire und verwahrt werde; er kann nicht voransfegen, daß unter Depot nicht 
ein wahres, ſondern nur ein fingirted (ideelles) verjtanden werde; wenn er im 
ertrauen auf dieſe Erklärung weitere Erkundigungen oder Schritte zu feinem 
soransgeiegten Gigenthum zu gelangen unterläßt, jo ift er in eine nachtheilige, 
kin Vermögen mindeitens gefährdende Täuſchung verfest.“ 

Wenn man aber ſelbſt jener Anzeige des Kommiſſionärs „die Effekten für 
den Konımittenten in Depot genonmten zu haben”, die Bedeutung beimeflen könnte, 
dab der Kommiſſionär für ein entiprechendes Quantum der bezeichneten Papiere 
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haften wolle, jo würde eine ſolche einfeitige Erklärung keineswegs den Erfolg 
haben, daß dem Kommiſſionär die beliebig freie Verfügung über das Kommiſſions— 
gut zustehen und der Nommittent nur Anipruch auf ein Quantum der bezeichneten 
Papiere haben würde. Das Neichsgeriht hat die in den oben erwähnten Er: 
feuntnilien des Neich3:Oberbandelsgerichts (Bd. 16 S. 207 und Bd. 19 ©. 78} 
vertretene Auffaſſung, daß bei der Kommiſſion zum Ginfauf fungibler markt: 
gängiger Sachen, To lange der Nommittent noch nicht durch beiondere Akte, wie 
Konſtitut, Gigenthümer der von Kommiſſionär in Ausführung der Aufträge ein: 
gekauften Spezies geiworden, ihn der Wiederverfauf der eingefauften Spezies feitens 
des Kommiſſionärs nicht berühre und es vollkommen genüge, wenn wur ber 
Kommiſſionär im der Lage ſei, dem Kommittenten die entiprechende Zabl von 
Stücken der Gattung zu übergeben, ſobald diejer dielelben gegen Gritattung der 
Aufwendungen fordere, in dem Erkenutniß vom 2. Dezember 1880 (Bd. 5 ©. 1 ff.) 
verworfen und ausgeführt, daß der Kommittent ein Necht auf Ausantiwortung 
gerade der eingefauften Spezies babe und nur gegen Ausantwortung dieler Spezies 
zur Erftattung des Aufivandes für deren Einkauf verbunden fei, ſofern nicht etwa von 
den Stontrahenten etwas anderes, insbejondere die Verpflichtung des Nommittenten 
zur Zahlung des Marktpreiſes des angezeigten Auftragserfüllungstages gegen bloße 
Lieferungsbereitihaft in genere im Zeitpunkt ſolcher Zahlung, gewollt iſt. 

Die vorstehenden Ausführungen liefern einen Beweis dafür, wie nothwendig 
es iſt, durch Elare Vorschriften dafür zu forgen, daß das Publikum nicht unter 
irrigen Boritellungen leidet. 


Umtaufh von Werthpapieren. 


Dem kommiſſionsweiſen Ankauf von Effekten it der Umtauſch von Werth— 
papieren und die Geltendmachung von Bezugsrechten ganz analog. Die Aus: 
führungen in Betreff des Gigenthunmserwerbes an den Stüden, die Mängel, die 
daraus entitehen, daß die Vollziehung des constitutum possessorium in hohem 
Grade von dem Belieben des Banquiers abhängig it und eine Verpflichtung zur 
Veberiendung von Stückeverzeichniſſen nicht beiteht, treffen Hinlichtlich eingetauschter 
oder auf Grund eines Bezugsrechts erworbener Papiere in gleicher Weile zu, wie 
binfichtlich angefaufter Papiere. 


Betheiligung mehrerer Bangquiers. 


Unsicherheiten und Schwierigkeiten ergeben fich ferner aus der bereitö erör— 
terten Thatſache, daß die Ausführung von Aufträgen häufig die Vermittelung 
eines oder mehrerer weiterer Banquiers erfordert, und daß demgemäß die Banquiers 
der kleinen Orte mit denen der Börienpläße und Diele wieder mit denen der Haupt— 
pläße in dauernder Geichäftsverbindung ſtehen. Die Banauiers der Hauptpläke 
haben nun gegenüber den Brovinzialbanquiers, die Banquiers der Börſenplätze 
gegenüber den Eleinen Banauiers wegen aller Forderungen aus laufender Rechnung 
in Nommillionsgeichäften an dem gelammten, in ihren Beſitz gelangenden Kom— 
millionsgut ein Prandrecht (Art. 374 des Handelsgeſetzbuchs). Vertragasmäßig 
pflegt das Pfandrecht dahin erweitert zu werden, dal es ſämmtliche in den Be— 
fig des größeren Banquiers gelangende Effekten umfaßt und dab die Effekten 
tür alle feine Aniprüche gegen den Provinzialbanguier haften. Gemäß Art. 306 
des Handelsgeſetzbuchs werden nur diejenigen Effekten von Dielen Pfandrechte 
nicht betroffen, hinfichtlich deren der hauptitädtiiche Bananier nicht als redlicher 
Prandglänbiger angeſehen werden kann, aljo im weientlichen diejenigen, die aus: 
drüdlich als fremde bezeichnet Find. Solche Bezeichnung als fremde wird indeilen 
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nur ausnahmsweiſe ftattfinden. Bei den Kommiſſionsgeſchäften, die im Werfehr 
der Banquiers unter einander vornehmlich in Betracht fommen, tritt der Provinzial: 
banauier ald Kommiſſionär ſeines Kunden fraft Geieges in eigenem Namen auf, 
Insbeiondere die Werthpapiere, welche er dem hauptftädtiichen Banquier zum 
Zwed des Verkaufs, des limtaufches oder der Geltendmahung von Bezugsrechten 
überiendet, unterliegen fämmtlich deifen Pfandrecht. Da der propinzielle Banquier 
überdies ein erflärliches Intereile daran hat, im eigenen Namen aufzutreten, weil 
jern Kredit bei dem hauptitädtiihen Banquier mit der Zahl der diejem haftenden 
Pfandobjekte wählt, jo ift er der Verſuchung ausgelegt, auch außer dem Yall 
des Kommiffionsgeichäfts, bei der Hingabe fremder Papiere zur Verwahrung im 
eigenen Namen aufzutreten. 

Auf diefe Weile werden die Werthpapiere des Publikums der Provinzen dem 
Pfandrecht der großitädtiichen Banquiers zur Sicherung von Forderungen vers 
haftet, Die diefe den Provinzialbanauiers gegenüber haben. Sie dienen ihnen im 
Falle des Konkurſes der Provinzialbanquiers als Gegenitände der Befriedigung 
und können To dem Gigenthümer infolge des auf dem Pfandrecht beruhenden Ab— 
ſonderungsrechts des hauptftädtiichen Banquiers verloren gehen, ohne daß zwijchen 
dieiem und dem Gigenthümer ein Schuldverhältniß beiteht. 

Um die Haftbarfeit der Werthpapiere des Publikums für Forderungen, Die 
aus dem Gejchäftöverfehr der Banquiers mit einander entitehen, einzuſchränken, ift 
in neuerer Zeit von hauptitädtiihen Banguierd mehrfach die Einrichtung ſoge— 
nanunter Kundendepots getroffen worden, hinfichtlih deren das Pfaundrecht des 
bauptftädtiichen Banquiers auf jeine Ansprüche wegen folder Forderungen bes 
ihränft ift, die mit Bezug auf die in das Stundendepot gelangten Werthpapiere 
entftanden find. Daneben beſteht dann ein Eigendepot, welches den hauptitädt: 
iſchen Banquier für alle jeine Forderungen gegenüber dem Brovinzialbangquier 
haftet. 

Zweck des Entwurfes. 


Der Zweck des vorliegenden Entwurfes ift die Abitellung der auf dem Ge: 
biete des Depotweſens hervorgetretenen, voritehend erörterten Mängel und die Er: 
gänzung der beitehenden NRechtövorichriften behufs größerer Sicherheit des Publi— 
fums gegen Berlufte deponirter Werthpapiere. 

Der Entwurf beichränft fich bei der Negelung des Depotverkehrs nicht auf 
Banquiers, fondern umfaßt auch die übrigen Staufleute, weil einerfeitö der 
Begriff Banquier, obihon dem Handelsgeſetzbuch nicht fremd (vgl. Art. 272 
Ziffer 2), darin nicht abgegrenzt ift, andererfeits die hier in Frage ftehenden Ge- 
ſchäfte auch außerhalb des Bankbetriebs im faufmänniichen Verkehr vorfommen 
fönnen und vorkommen. Auszunehmen von der Anwendbarkeit. des Geſetzes find 
jedoch, die im Art. 10 des Handelsgeiegbuchs aufgeführten Klaſſen von Ktauflenten, 
für welche die Vorschriften über die Handelöbücher feine Geltung haben, weil in 
deren geringfügigen Betrieben Depotgeihäfte nicht wohl vorkommen werden. 


Zivilrechtliche Borfchriften. 
In feinem eriten Theile (SS 1 bis 9) enthält der Entwurf zivilrechtliche 
Borichriften zur Ergänzung des bürgerlichen und des Handelsrechts. 


Verwahrung und Berpfändung. 
Als Mißſtand bei den einfachen Fällen des Depotgeihäit? — der Ber: 
wahrung mit und ohne Berwaltungsauftrag, der Verpfändung nebit der Hingabe 
zur Defung — mußte eö bezeichnet werden, dab nad) der beitehenden Geſchäfts— 
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praris beim Abſchluß dieſer Deopotgeichäfte nicht jelten zu Zweifeln Anlaß gebende 
Ausdrüde gebraucht werden, und daß hierdurch, ſowie auch durch die Faſſung der 
allgemeinen Geichäftsbedingungen, deren Anerkennung von den Stunden gefordert 
wird, biöweilen eine Verdunfelung der Abfichten der Parteien in Betreff des 
Charakter des Rechtsgeſchäfts herbeigeführt wird. Zum Zwecke der Abftellung 
diejes Mißſtands macht der Entwurf die Giltigkeit von Erklärungen des Hinter: 
fegerö oder Verpfänders, durch welche der Verwahrer oder Piandgläubiger zur 
Rückgabe in genere ermächtigt wird, davon abhängig, daß ſie ausdrüdlich und 
ihriftlic für das einzelne Geihäft abgegeben werden, und begründet hierdurch für 
jede nicht in dieſer Form erfolgte Hingabe von Werthpapieren zur Verwahrung 
die ummiderlegbare Rechtsvermuthung, daß ein depositum regulare vorliege. 

Schon nach den beitehenden Vorschriften der bürgerlichen Nechte iſt der Ber: 
wahrer verpflichtet, hinterlegte Gegenstände jo zu verwahren, daß über das Eigen: 
thum des Hinterlegers fein Zweifel entitehen kann. Im Bantgeihäft muß bier: 
auf beionderer Werth gelegt werden, weil durch die zahlreichen Beitände hinter: 
legter und verpfändeter Papiere, die der Banquier neben dem eigenen Beitande zu 
verwahren hat, Verwechslungen erleichtert werden, und weil ſolche Verwechslungen, 
joweit e3 fih um Anhaberpapiere handelt, aus denen die Perſon des Eigenthümers 
nicht eriehen werden kann, nur ſchwer wieder qut zu machen find. Der Entwurf 
fordert deshalb, daß die hinterlegten und verpfändeten Werthpapiere einerjeitS ab» 
geiondert ſowohl von den eigenen Beitänden des Verwahrers, als auch von den 
Depots Dritter aufbewahrt werden, und dab andererjeits der Eigenthiimer jedes 
Depots äußerlich erkennbar bezeichnet fein müſſe. 

Trog dieſer Vorichriften ift das Eigenthum an den Papieren nicht genügend 
fichergeitellt, wenn feine Erhaltung einzia und allein von der gejonderten Auf: 
bewahrung abhängig iſt. Wie bereit3 hervorgehoben, können ohne jedes Ber: 
Ihulden des Banquierd Handlungen Dritter, Zufälligkeiten aller Art, Unordent- 
lichkeit die gelonderte Aufbewahrung bejeitigen. Im Intereife eines wirkſamen 
Schutzes des Publikums gegen Devotverlufte ift deshalb eine beffere Sicherung 
deö Beweiſes für bad Eigenthum an hinterlegten Werthpapieren dringend erwünscht. 

In diefer Beziehung könnte zunäcit die dem VBerwahrer aufzuerlegende Ver: 
pflichtung zur Weberiendung eines Stüdeverzeichnifies der hinterlegten und ver: 
pfändeten Papiere an den Gigenthümer in Frage kommen. Cine joldhe Ber: 
pflichtung würde fich jedoch für die Banfen, namentlich für den Lombardverkehr, 
als äußert läſtig erweiſen. Da im Lombard das Unterpfand jehr häufig — bie: 
weilen annähernd täglich — zu wechieln pflegt, jo müßte entweder das Stüde- 
verzeichniß beftändig geändert werden, was die Klarheit und Weberfichtlichkeit des: 
jelben und damit der Eigenthumsverhältniffe beeinträchtigen würde, oder e8 würden 
in ganz kurzen Zwijchenräumen immer neue Stüdeverzeichnijfe ausgeſtellt werden 
müffen, was den Banken namentlich bei gelteigertem Gejchäftsgang eine faft uns 
erträgliche Arbeitölaft auferlegen würde. Erwägt man demgegenüber, daß der 
Eigenthümer in den hier behandelten Fällen des einfachen Depots die Stüde faft 
ausnahmslos in feinem Gewahriam hat, ehe fie in das Depot des Berwahrers 
gelangen, daß er alio iſt der Lage ift, fich ein Verzeichniß derielben ſelbſt anzu— 
fertigen, und daß er ſchließlich, wenn er ganz ficher gehen will, die Richtigkeit 
des jeinerjeitö aufgeltellten Stüdeverzeichnifies durch den Banquier beftätigen laſſen 
faun, jo kann der Nugen der Mittheilung von Stüdeverzeichniffen durch den Ver: 
wahrer an den Berpfünder oder Hinterleger für nicht jo wejentlich erachtet werden, 
um die aus einer derartigen ziwingenden VBorichrift erwachiende Erſchwerniß des 
Banfgeichäfts zu rechtfertigen. 
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Es fommt hinzu, daß eine Vermehrung der Beweiäficherheit in Betreff des 
Figenthums an verwahrten und verpfändeten Papieren unter geringerer Belaitung 
des Bankverkehrs durch eine andere Maßregel erzielt werden kann, nämlich durch 
die Konſtituirung der Pflicht des Verwahrers, die bei ihm hinterlegten oder ver- 
prändeten Wertbpapiere nach ihren Unterſcheidungsmerkmalen in feine Handels— 
bücher einzutragen. Schon gegenwärtig pflegen in Banfgeihäften Deporbücer 
oeführt zu werden. Wenn auch in bdielen die Papiere im allgemeinen nur nach 
Gattung und Nennwerth — nicht nach Nummern — aufgeführt werben, To 
finden fich Doch häufig daneben andere Geichäftsbiiher vor, aus denen die Nummern 
und die Gigenthümer der verwahrten Papiere feitgeitellt werden können. Der 
Entwurf knüpft deshalb an beitehende Bräucde an, wenn er den Verwahrer ver- 
pflichtet, die hinterlegten oder verpfändeten Werthpapiere in specie in ein Handels— 
buch einzutragen. Wenn der Entwurf jodann „beitimmt, daß der Gintragung die 
Bezugnahme auf Verzeichnifie gleichitehe, welche neben dem Handelsbuche geführt 
werden, jo iſt Diele Beitinimung geeignet, die aus der Verpflichtung zur Buchung 
der Stüde fich ergebende Erſchwerniß des Banfgeichäfts wejentlih zu vermindern, 
Die Banken find in der Lage, die Aufzeichnung der Nummern auf ihre Kunden 
abzuwälzen, indem fie für die Annahme von Depots die Beifügung eines Stüde 
verzeichnifles Fordern. Ihre Arbeitslait beihränft ſich alsdann auf die Eintragung 
von Vermerken in das Handelsbuch, im welchen auf die von den Kunden ange 
fertigten und mit dem Handelsbuch zu verrvahrenden Stückeverzeichniſſe Bezug ges 
nommen wird. Much ichließt der Entwurf nicht aus, daß dieſe Vermerfe in dem 
die Konten der einzelnen Eigenthümer enthaltenden Handelsbuch eingetragen werben. 
Eine weitere — unbedenkliche — Grleihterung des Bankgeſchäfts bezwedt Die 
ternere Beitimmung, dab die Eintragung unterbleiben fann, inſoweit die Papiere 
zurüdfgegeben find, bevor die Eintragung bei orduungsmäßigem Geſchäftsgang er: 
tolgen fonnte. 

Wenn der Berwahrer von Werthpapieren gleichzeitig die Verwaltung ders 
felben übernommen hat, fo ift er bisweilen genöthigt, die Aufbewahruug der 
Papiere zu unterbrechen, um Verwaltungshandlungen auszuführen. Er muß bei: 
ſpielsweiſe die Papiere zum Zwecke der Abitempelung oder deö Bezugs neuer 
Stüde u. ſ. w. verienden. Auch kann der Nerwahrer und Prandgläubiger in die 
Sage kommen, im Intereſſe des Hinterlegers oder Verpfänders — ohne bejonderen 
Auftrag — Berfügungen über die Papiere zu treffen, welche die Aufbewahrung 
unterbrechen. Hierher gehört 3. B. die Hinterlegung der in Verwahrung ges 
nommenen Werthpapiere bei einem Dritten, um fie bei Aufruhr, Feuerögefahr, 
Waſſernoth und ähnlichen Greigniffen zu fihern. Der Entwurf enthält jich 
einer Vorichrift darüber, unter welchen Vorausſetzungen der Verwahrer oder Pfand— 
gläubiger zu ſolchen Unterbrechungen der Aufbewahrung befugt oder verpflichtet 
it, und überläßt damit die Enticheidung den Beitimmungen der Zivilrechte. Er 
beichränft fih darauf, damit in jolchen Fällen aus der Vorſchrift der gelonderten 
Aufbewahrung ($ 1 Ablas 1 Ziffer 1) feine Schwierigkeiten erwachien, zu bes 
itimmen, dab das Recht und die Pflicht des Verwahrers und Piandgläubigers, 
im Interefie des Gigenthümers Verfügungen oder Verwaltungshandlungen vorzu: 
nehmen, durch dieſe Vorichrift feine Beeinträchtigung erleidet. 

Im Gegenjag zu diefen im Intereſſe des Gigenthümers liegenden 
und deöhalb zu begünftigenden Verfügungen iſt es geboten, ſolche Verfügungen 
an den hinterlegten oder verpfändeten MWerthpapieren, die der Verwahrer zum 
eigenen Nugen vornimmt, möglichit zu erichweren. Wie oben dargelegt wor: 
den, befteht in den Kreiſen der Banquiers nicht jelten die Meinung, daß ihnen 
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über die zur Verwahrung oder als Pfand gegebenen Werthpapiere unter ber 
Vorausſetzung, daß ſie jederzeit in der Lage feien, andere Papiere derielben Art 
zurücdzugewähren, ein weitgehendes Verfügungsrecht zuftehe. Um dieſen vechrlich 
unbaltbaren und für die Erhaltung des Eigenthums des Hinterlegerö oder Ber: 
pfänders gefährlichen Anschauungen wirkſam entgegenzutreten, beitimmt der Ent: 
twurf, daß eine dem Verwahrer ertheilte Ermächtigung, über die Papiere zu feinem 
Nugen zu verfügen, nur giltig it, wenn fie ausdrüdlich und Ichriftlich für das 
einzelne Geichäft erflärt ilt. Der durch diefe Beſtimmung geichaffene Rechtszuſtand 
beiteht darin, daß der Berwahrer und Prandgläubiger zu Verfügungen über bie 
hinterlegten und verpfändeten Bapiere zu feinen Nuten grundiäglich nicht berechtigt 
ift, und daß er dieſe Berechtigung auch nicht durch formloſe Zuſtimmung des 
Eigenthümers, fjondern lediglich durch eine ausdrüdliche und Ichriftlich ertheilte 
Ermächtigung erlangen kann. Auch Toll hierzu eine allgemeine, bei Eingehung 
der Geichäftsverbindung, iusbeſondere durch Unterzeichnung von Geſchäftsbeding— 
ungen abgegebene Erklärung nicht genügen; es bedarf vielmehr einer jpeziellen, 
bei dem einzelnen Hinterlegungs: oder Verpfändungsgeſchäft ausgeſtellten Erklärung. 
Inwieweit ein Dielen Grundſätzen nicht entiprechendes Sandeln den Berwahrer 
ftrafrechtlich verantwortlich macht, wird unten erörtert werben. 


Einkaufskommiffion. 


ALS Mangel der beitehenden Vorichriften über die im Anichluß an Einkaufs: 
fommitifionen entitehenden Depots ift dargelegt worden, daß der Kommiſſionär 
die Mebertragung des Eigenthums an den von ihm eingefauften, in feinem Ge— 
wahrjam verbleibenden Papieren und die Mittheilung der Nummern an den Kom— 
mittenten zum Scaben des legteren verzögern kann, ohne andere Nachtheile be- 
fürchten zu müffen, als wenn es zum Prozeſſe kommt, die Auferlegung der Prozeß— 
foften und die Werurtheilung zum Erſatz eines, jedenfall nur ſchwer nachweis— 
baren Schadens, 

Stückeverzeichniß. 

Dieſem Mangel wird durch die Beſtimmung des Entwurfs abgeholfen, daß 
der Kommiſſionär, welcher einen Auftrag zum Einkauf von Werthpapieren aus— 
führt, den Kommittenten binnen einer kurzen Friſt ein Verzeichniß der Stücke 
mit Angabe der Gattung, des Nennwerthes, der Nummern oder Tonftiger Inter: 
ſcheidungsmerkmale zuzuſtellen verpflichtet ift. 

Die Mittheilung eined derartigen Stüdeverzeichnifles ift in allen Rechts— 
gebieten zur Bollziehung des constitutum geeignet und ausreichend, 

Im Gebiete des gemeinen Rechts genügt die durch das Stückeverzeichniß be: 
wirkte Spezialifirung jedenfalls infoweit zur Vollzicehung des constitutum, als 
der Kommiſſionär legitimiert ift, den Kommtittenten in Anſehung des Beligerwerbes 
der bezogenen Werthpapiere zu vertreten, Dieſe Vertretungsbefugniß fann im 
allgemeinen daraus hergeleitet werden, daß in dem Kommiſſionsauftrage zugleich 
der Auftrag zum Beſitzerwerbe der bezogenen Stüde gegeben ſei. Um jedoch jedem 
Zweifel zu begegnen, beſtimmt der Entwurf ausdrüdlih, daß ber Kommiſſionär 
für berechtigt gilt, den Kommittenten in Anſehung des Beligerwerbes der bezogenen 
Stüde zu vertreten. 

Am Gebiete des preußiichen Landrechts erfordert das constitutum außer der 
Spezialijirung der Papiere eine Aufbewahrungserklärung des Beligerd. Dielen 
Erforderniß wird durch die Beitimmung des Entwurfs entiprocen, daß der Kom— 
miſſionär durch die Abſendung des Stückeverzeichniſſes erkläre, die darin ver: 
zeichneten Wertbpapiere für den Kommittenten in Beiig genommen zu haben. 
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Die dem Kommiſſionär gemachte Auflage, dein Kommittenten binnen drei 
Tagen nad Ausführung der Kommiſſion ein Stücdeverzeihniß zu überleuden, 
ſtellt Ach jomit als die Verpflichtung dar, innerhalb dieler Friit das constitutum 
possessorium zu vollziehen und dadurch den Kommittenten zum Gigenthümer der 
bezogenen Werthpaviere zu machen. Ob die Cinfaufsfommiflion für eigene 
Rehnung des Nommittenten oder für Rechnung eines Dritten ertheilt iſt, kann 
hierbei natürlich feinen Unterichied begründen. 

Nah den in ihrer Gültigkeit nicht berührten WVorichriften der bürgerlichen 
Rechte kann das constitutum bereit$ vor der Ueberſendung des Stückeverzeichuiſſes 
vollzogen worden sein, 3. B. nach preußischen Recht durch thatiächliche Abſon— 
derung der bezogenen Papiere für den Kommittenten und eine mit Bezug hierauf, 
wenn aud ohne Nummternaufgabe abgegebene Verwahrungserklärung. In ſolchen 
Fällen iſt dieler Frühere Zeitpunkt für den Beſitz- und Cigenthumserwerb des 
Sommittenten enticheidend. 

Mit der Bollziehung des Eigenthumsüberganges der bezogenen Werthpapiere 
aut den Nommittenten tritt der Kommiſſionär binfichtlih der in feinem Beſitz 
bleibenden Papiere in die Stellung eines Verwahrers und hat demgemäß die vor: 
ber entwidelten Pflichten eines Tolchen zu erfüllen. 

Die Mittbeilung des Stüdeverzeichniiies gewährt dem Nommittenten ferner 
durch Kenntnißgabe der Nummern und ſonſtigen Untericheidungsmerfmale der für 
ihn beichafften Papiere die Möglichkeit einer wirfiamen Geltendmachung feines 
Figenthbums ſowohl gegenüber dem Kommiſſionär als mit den aus Art. 306 und 
307 des Handelsgelegbuchs fich ergebenden Beichränfungen gegenüber Dritten, die 
in den Beſitz der Papiere gelangt find. 

Es it nicht zu verfennen, daß durch die Forderung obligatoriicher Stücke— 
vrzeihnifle für die Einkaufskommiſſion dem Banquiergeichäfte eine nicht uner— 


debliche Arbeitslaft auferlegt wird. Indeſſen kann auf dieſe Forderung — ſoll 
anders die wirkſame Geltendmachung der Eigenthbumsaniprüche der Kommittenten 
gelihert werden — nicht verzichtet werden, weil — im Gegeniag zu dem Wer: 


wahrung®: und Berpfändungsdepot, bei welchem den Gigenthümer die Möglich— 
teit gegeben ift, vor Hingabe der Stüde ſich ein Verzeichniß derielben aufzuſtellen, 
— der Stommittent von den Nummern und Untericheidungsmerfmalen der für ihn 
bezogenen, im Depot des Kommiſſionärs bleibenden Papiere auf feine andere Weile 
Senntniß erhalten kann als durch die Ueberſendung eines Stüdeverzeichnifies. 
Ferner iſt zu berüdiichtigen, daß die Schwierigkeiten, welde im Lombardvertehr, 
begründet in dem häufigen Wechiel des Unterpfandes, der Ertheilung von Stücke— 
rerzeichniſſen entgegenſtehen, ſür das Kommiſſionsgeſchäft nicht in Frage fommen, 
und daß amdererieit3 in dem legteren Ichon gegemvärtig die Nummernaufgabe in 
gtoßem Umfange erfolgt. Nad) Berliner Börſenuſance ſind im Börſenverkehr bei 


Yieerung von Werthpapieren — und zwar nicht nur in Kommiſſions-, ſondern 
and im Propergeſchäft — ſtets Nummernverzeichniſſe mitzuliefern. Dieſer Brauch, 


der thatſächlich im Verkehr zwiſchen Banquiers und Börſenbeſuchern auch außer: 
halb Berlius ebenſo gehandhabt wird, hat den Zweck, den Lieferanten, falls er 
verloofte, anmortilirte, nicht umlaufsfähige oder gefälſchte Effekten geliefert hat, 
regreppflichtig machen zu können. Ferner geben die Reichsbanf, ſowie zahlreiche 
ondere Bankhäuſer Schon jetzt den Kommittenten Nummernverzeichniſſe, und zwar 
nicht nur wenn die Stücke in ihrem Depot bleiben, ſondern auch bei effektiver 
Lieferung. Soweit die in dem Depot des Einkaufskommiſſionärs verbleibenden 
Rerthpapiere verloosbare Effekten find Pfandbriefe ꝛe), geben auch diejenigen 
Bankhäuſer, welche dies ſonſt nicht thun, ihren Kommittenten die Nummern aut. 
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In voritebendem iſt bereit$ bemerft, daß nach der beitehenden Praxis Stüde- 
verzeichniffe vielfach auch bei effektiver Lieferung gegeben werden. Dies geichieht 
ferner ganz allgemein bei Lieferungen an auswärtige Kommittenten. Seit langer 
Zeit iit e3 Nebung der Banquiers, bei Verjendung von Werthpapieren nah auker: 
halb Nummmernverzeichnifie den Avisbriefen beizugeben und Kopien zurüdzubehalten. 
Der Grund liegt darin, dab die Banquiers ihre Werthiendungen nicht zum vollen 
Werthe deflariren, ſondern bei Reriicherungsgeiellichaften verſichern. Nah den 
Bedingungen der legteren müſſen aber bei Berluiten die Nummern feitgeitellt 
werden, damit eventuell eine Sperre veranlaft oder das Aufgebotäverfahren ein 
geleitet werden fann. 

Der Entwurf hat — entiprechend feinem auf die Sicherung der Depotkunden 
beichränften Zweck — feinen Anlaß, die Mittheilung eines Stückeverzeichniſſes 
auch bei jofortiger effektiver Lieferung der beichafften Stüde zu fordern. Cr be 
ſtimmt deshalb, daß die Ueberſendung des Stüdeverzeichniiies unterbleiben kann, 
joweit vor Abiendung desielben die Auslieferung der eingefauften Stüde an den 
Konmmittenten erfolgt iſt und dehnt Diele Beitimmung ferner auf den Fall aus, 
dab vor Nbiendung des Verzeichnilies ein Auftrag des Kommittenten zur Wieder: 
veräußerung der für ihn beichafften Papiere, ſei es durch Verfauf an einen dritten, 
jei e& durch Selbiteintritt des Kommiſſionärs, ausgeführt ift. 


Verzicht auf das Stückeverzeichniß. 

So unbedenklih in den vorerwähnten Fällen von der Forderung des Stücke— 
verzeichnifies abgeiehen werden fonnte, jo muB doch im übrigen Fürſorge getroffen 
werden, daß diele Für die Sicherung des Eigenthums der Depotfunden jo wichtige 
Forderung allgemein erfüllt wird. Gin Verzicht auf das Nummernverzeihnik 
wird deshalb von Borausiegungen abhängig zu machen jein, weldhe Gewähr da— 
für bieten, dai; der Stunde bei der Erklärung des Verzichtes fich der Bedeutung 
dieſer Erflärung und der Folgen des DVerzichtes wohl bewußt war. Aus dieſer 
Grwägung wird ſowohl einem formlos erklärten Verzicht auf die Ueberſendung 
des Stückeverzeichniſſes die Giltigfeit zu verſagen fein, al& einem allgemeinen Ver— 
zicht, weil Sonst leicht der Fall eintreten fünnte, dat durch Aufnahme einer ent= 
iprechenden Klauſel in die Geichäftsbedingungen der Bankhäuſer die Norichrift 
wegen des Stückeverzeichniſſes unwirkſam gemacht und die beablichtigte Sicherung 
des Publikums namentlich Für den weniger erfahrenen Theil desielben vereitelt 
würde. Der Eutwurf macht deshalb die Giltigkfeit eines Verzicht auf die Ueber— 
ſendung des Stüdeverzeichnifies davon abhängig, dab derielbe bezüglich des ein— 
zelnen Auftrages ansdrüdlich und jchriftlich erflärt ift. 


Suspendirung der Heberfendung des Stückeverzeichniſſes 
wegen mangelnder Gegenleiſtung. 


Eine Verpflichtung des Kommiſſionärs zur Webertragung des Eigenthums 
der beichafften Werthvapiere auf den Kommittenten it nach allgemeinen Rechts— 
grundiägen erit begründet, wenn er für eine Aniprüche aus dem Kommilfions- 
geschäft befriedigt it oder ihm gleichzeitig Befriedigung angeboten wird, es jei 
denn, daß der Kommiſſionär für die Gegenleiltung des Kommittenten Stundung 
gewährt hat, was namentlich bei der Annahme von Aufträgen zur Anſchaffung 
von Werthpapieren gegen einen bloßen Einſchluß, ſowie bei Einkaufskommiſſionen 
im Stontoforrentverfehr anzunehmen fein wird, Im übrigen fann die Abſicht, 
Kredit zu gewähren, aus der Annahme eines Auftrags zur fommilfionsweiien 
Beihaffung von Werthpapieren, ohne vorgängige Dedung, noh nicht ohne 
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weitered gefolgert werden. Iſt aber eine ſolche Abficht nicht anzunehmen, ſo 
werden die Intereſſen des Kommiſſionärs durcd das ihm an dem Kommiſſions— 
gute zuftehende Prandrecht für feine Ansprüche aus dem Geihäfte nicht genügend 
geihügt. Denn, wenn er gezwungen fein fol, sich des Rechts der Verfügung 
über die eingefauften Stüde vor jeiner Befriedigung zu entäußern, fo erleidet er 
den — namentlih für Banquier mit fleinerem Betriebsfapital ſchwer ind Ge- 
wicht fallenden — Nachtheil, dab er einen Theil feiner Geldmittel in dem für 
den Stommittenten zu verauslagenden Kaufpreiſe feitlegen muß, und gleichzeitig 
doc gehindert ift, die eingefauften Papiere noch zur Streditbeihaffung zu bemugen. 

Wenn biernadh die lleberiendung des Stüdeverzeichniffes, welche die Voll: 
ziehung der Beligübertragung und damit deu Erwerb des Eigenthums an dem 
Kommiſſionsgute durdy den Kommittenten bewirkt, dem Kommilfionär nicht zus 
gemuthet werden fann, ſofern der Kommittent nicht feinerjeits leiitet oder Stundung 
erhalten hat, jo ift es andererjeit3 für die Erreichung der mit dieſem Geieg be: 
abfihtigten Zwecke geboten, dak der Kommittent völlige Klarheit über die Lage 
des Rechtöverhältnifles erhält. Der Entwurf entbindet deshalb den Kommiſſionär, 
foweit und ſolang er für feine Forderungen aus dem Kommiffionsgeichäfte nicht 
befriedigt ift umd auch nicht Stundung gewährt hat, von der Ueberſendung des 
Stüdeverzeichniffes, verpflichtet ihn jedoch, dem Stommittenten unter Beifügung 
einer Nechnung über den ihm zu zahlenden Betrag — innerhalb der für Die 
Mittheilung des Stüdeverzeichnifles gelegten Friſt — Ichriftlidy zu erklären, dab 
er das Stüdeverzeihnig nah Zahlung diefes Betrages überjenden werde. 

Präajudiz. 

Bon den voritehend erörterten Vorſchriften des Entwurfs über die Pflichten 
des Einkaufskommiſſionärs bei Indepotnahme der beichafften Werthpapiere wird 
der beablichtigte Erfolg eines erhöhten Schutes der Depotfunden nur dann er: 
wartet werben können, wenn ihre Ausführung durch die Androhung von Rechts— 
nahtheilen gegen Zuwiderhandlungen in wirkſamer Weiſe fichergeitellt wird. Ab— 
geiehen von der nad) $ 11 unter gewillen WVorausiegungen eintretenden Beltrafung 
des Kommiſſionärs, ftellt der Entwurf ein für alle Fülle anwendbares zivilrecht— 
liches Präjudiz auf, indem er im $ 5 dem Kommittenten das Necht einräumt, 
bei Nichterfüllung der dem Kommiffionär obliegenden Pflichten (SS 3 und 4) das 
Geihäft als nicht für feine Rechnung geichloffen zurüdzuweiien und Schadens: 
eriag wegen Nichterfüllung zu beanfpruchen. 

Ein jo weitgehendes Recht muß indeilen, foll es nicht für den Kommiſſionär 
zu unverhältnigmäßigen Härten führen, in seinen Vorausſetzungen und feiner 
Dauer eingeichräntt werden. Cine Analogie bieten die Beſtimmungen des Handels: 
geiegbuchs über die Folgen des Verzugs beim Kauf (Art. 354 bis 356). Jeder 
der beiden Kontrahenten ift darnach befugt, bei Verzug der Gegenpartei ftatt ber 
Erfüllung Schadenserfag wegen Nichterfüllung zu fordern oder von dem Vertrage 
abzugeben. Will er jedoch von dieſer Befugniß Gebrauch machen, jo muß er 
dies dem anderen Stontrahenten anzeigen und ihm babei, wenn die Natur bed 
Geihäfts dies zuläßt, noch eine den Umständen angemeſſene Friit zur Nachholung 
des BVerfäumten gewähren. In Anlehnung an dieſe Vorfchriften beitimmt der 
Entwurf, dab das Recht des Kommittenten, das Geihäft ala nicht für feine 
Rechnung geichloffen zurüdzumeiien und Scabenderiag wegen Nichterfüllung zu 
beanipruchen, erit eintritt, wenn der mit jeinen Verpflichtungen aus 88 8 und 4 
im Berzuge befindlide SKommifjionär auf eine an ihm ergangene Aufforderung 
des Kommittenten das Verſäumte nicht binnen drei Tagen nacholt, und daß 
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dieſe Aufforderung ihre Wirfung verliert, wenn der Kommittent dem Kommiſſionär 
nicht binnen drei Tagen nah dem Ablauf der Nahholungsfrift erklärt, daß er 
von demjelben Gebrauch machen wolle. Iſt dieſe Erklärung nicht rechtzeitig ab- 
gegeben, jo bedarf es einer erneuten Aufforderung an den Kommiſſionär, an welche 
fih demnächit die gleichen Folgen knüpfen, wie an die frühere Aufforderung. 


Umtaufdh von Werthpapicren. 


An ähnlicher Weile wie die Einkaufskommiſſion behandelt der Entwurf den 
Fal, daß ein Kaufmann als Kommilfionär den Umtauſch fremder Werthpapiere 
bewirft oder mittelö derjelben ein Necht zum Bezuge von MWerthpapieren, ind: 
beiondere von neuen Aktien, welche von den Beſitzern der alten Aktien beanſprucht 
werden fönnen, geltend madt. Da auch bei dieien Geichäften der Kaufmann das 
Eigenthum an den eingetauichten oder bezogenen Papieren zunächſt für jich er: 
wirbt, jo verpflichtet ihn der Entwurf in gleicher Weile wie den Einkaufs— 
fommiffionär, behufs Vollziehung des constitutum possessorium feinem Kommittens 
ten ein Verzeichniß der bezogenen Stüde mit Angabe der Gattung, des Nenn: 
werthed, der Nummern oder ſonſtiger Untericheidungsmertmale zuzuftellen, falls 
er die neuen Stüde im Depot behält. Für den Fall der Nichterfüllung war es 
bier nicht angezeigt, den gleichen Nechtönachtheil wie bei der Einkaufskommiſſion 
anzudrohen. Während die Zurüdweilung des Geichäfts durch den Einkaufs— 
fonmmittenten dasjelbe für den Einkaufskommiſſionär zu einem Kauf für eigene 
Nehnung maht und ihm jeinen Anſpruch auf Erſatz des Kanfpreiſes entzieht, 
kann ein analoges Ergebniß bei der Umtauſchkommiſſion überhaupt nicht und bei 
der Ausübung eines Bezugsrechtes nur in den Fällen eines Bezuges (3. B. junger 
Aktien) gegen Baarzahlung herbeigeführt werden. Die Nüdgewähr der um- 
getauschten alten Stüde, die die Folge der Zurüdweilung des Geichäfts jein 
würde, ift in der Regel thatlächlich ausgeichloffen und für den Kommittenten ohne 
wirthichaftlihe Bedeutung. Es ift daher zu befürchten, daß ein in diefer Art 
geitelltes Präjudiz eine Quelle chikanöſer, ſchwer zu enticheidender Schadenserfags 
ftreitigfeiten werden würde. Der Entwurf trifft deshalb für den Kommiſſionär, 
der den Umtausch 2c. zu beforgen hatte und jeinen Pflichten gegen den Kommit— 
tenten nicht genügt, ein andere Präjudiz, indem er beitimmt, daß der Kom— 
milfionär alsdann feinen Aniprud auf Provifion verliere. Dieſer Nehtsnachtheil 
ift nicht jo hart, daß es geboten wäre, fein Eintreten von einer vorhergehenden 
Aufforderung des Kommittenten und dem fruchtlofen Ablaufe einer Nahholungs: 
friit abhängig zu macen. Andererjeits ift zu beridiichtigen, daß die in Rede 
ftehenden Gejchäfte häufig der Ausflug größerer }Finanzoperationen find, Die 
namentlid für die bejonderen Depotinftitute eine augenblidlihe Steigerung der 
Geihäftsthätigkeit in ſolchem Umfange bedingen, daß die Friſt für die Ueber— 
jendung des Stiüdeverzeichnifles bei der Einkaufskommiſſion, bei welcher legteren 
fih die Geichäfte gleihmäßiger vertheilen, bier zu fur; ericheint. Der Entwurf 
läßt deshalb den Nerluft der Proviſion eintreten, wenn der Umtauſchkommiſſionär zc. 
das Stüdeverzeihniß binnen zwei Wochen nah Empfang der neuen Stüde nicht 
überfandt hat. 


Verkaufskommiffion. 


Mit der Verkaufskommiſſion hat der Entwurf fich nicht befaßt, weil dieſes 
Geihäft — abgeſehen von den nicht zahlreichen Fällen, in denen in Folge Limi— 
tirung des PVerfaufspreiies eine längere Aufbewahrung der Papiere ftattfinden 
fann — in fo £urzer Frift zur Erledigung zu kommen pflegt, daß eine Ver— 
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wahrung der Papiere kaum in Frage kommt, wie denn auch der Wille des Ber: 
faufsfommittenten auf die Veräußerung der den Kommiſſionär übergebenen 
Vapiere nicht aber auf deren Erhaltung und Berwahrung gerichtet ift. 
Ueberdies würde der Verſuch einer Sicherung des Eigenthums des Verkaufskom— 
mittenten an den dem Kommiſſionär zum Verkauf übergebenen Papieren regel: 
mäßig an der Berechtigung des letzteren Icheitern, ſelbſt als Käufer einzutreten 
und dadurch, unter Erwerb des Eigenthums der Papiere, den Stommittenten auf 
einen perſönlichen Anſpruch auf den Maufpreis zu beichränfen. 


Mitwirkung mehrerer Banquiers. 


Es iſt oben dargelegt worden, daß die Nothwendigkeit der Mitwirkung 
mehrerer Banquiers an vielen Devotgeichäften zur Folge hat, daß die in deu 
beſitz der hauptitädtiihen Banguiers gelangenden Werthpapiere der Kunden ber 
Frovinzialbanquierd dem PBrandrechte der eriteren unterworfen werden, auch wenn 
Ye Eigenthümer der Papiere weder ihrem Provinzialbanauier noch dem haupt— 
ſtadtiſchen Banquier etwas jchuldig find. Solche Pfandrechte der hauptitädtiichen 
Banquiers fönnen entitehen: 

1) an Bupieren, die ihnen von den Provinzialbanquiers zum Zweck der 
Aufbewahrung, des Umtauſches oder des Bezuges anderer Werthpapiere, oder 

2) zur Ausführung einer Verkaufskommiſſion überiandt find, endlich 

3) an Papieren, die jie nach Ausführung einer Einfaufstommiffton im Aufs 
tage von Provinzialbangquierd für deren Kunden im Beſitz behalten. 

Der Entwurf 8 9) beichränft ſich darauf, für die zu 1 erwähnten Fälle 
Vorkehrungen dagegen zu treffen, daß die in den Beſitz des hauptitädtiichen 
Banguiers gelangenden Papiere demielben als Pfandobjekte für feine Ansprüche 
gegen den Provinzialbanquier haften. Zu dieſem Behuf verpflichtet er einen 
Kaufmann, welcher in feinem Geichäftöbetriebe fremde Wertbpapiere einem Dritten 
zum Zwef der Aufbewahrung, des Umtauſches odes des Bezuges von anderen 
Verthpapieren, Zins- oder Gewinnantheilicheinen ausantwortet, zur Mittheilung 
an diejen Dritten, daß die MWerthpapiere fremde ſeien, und knüpft an die Mit— 
Iheilung die rechtliche Folge, daß an den übergebenen oder an den neu beichafften 
Verthvapieren ein Pfandreht oder ein Zurücdbehaltungsreht des Dritten nur 
wegen folder Forderungen an feinen Auftraggeber geltend gemacht werden fann, 
welhe mit Bezug auf diefe Werthpapiere entitanden find. Daß eine Verpflichtung 
zur Gritattung der fraglichen Anzeige dann nicht beiteht, wenn die Werthpapiere 
dem Banguier nah Maßgabe des 8 2 zu freier Verfügung übergeben find, vers 
teht fih von felbit; es handelt ſich danun eben nicht mehr um „fremde“ Werth: 
sapiere im Sinne des $ 9. 

Von einer Ausdehnung der Beſtimmung des S 9 auf die oben unter 2 und 3 
bezeichneten Fälle ift Abftand genommen worden. Gin praftiiches Bedürfniß zur 
Beſeitigung des bejtehenden Webelitandes hat ſich vorwiegend für die unter 1 er- 
wöhnten Fälle, im welchen gewiſſe Effeften zeittweile in großem Umfange bei den 
Zentral-Bankinſtituten zuſammenzuſtrömen vflegen, geltend gemacht. Was den 
all der Berjendung von Werthpapieren zum Verkaufe betrifft, jo handelt es 
nd hierbei, wie ſchon bemerkt, in der Regel nicht um eine längere Aufbewahrung ; 
diele findet vielmehr durch die Veräußerung der Papiere ein Ende, und hiermit 
eliht auch das Intereſſe des bisherigen Eigenthümers an den Papieren. Prak— 
fh von größerer Bedeutung ift an fich der unter Nr. 3 erwähnte Fall einer 
Reiterübertragung der Einkaufskommiſſion. Hier würde indeilen die Auf: 
egung einer Anzeigepfliht nah Analogie des $ 9 erheblichen Schvierigkeiten 


152 Entwurf eines Geſetzes, 


begegnen. Died gilt ſowohl bezüglih der Beſtimmung des Zeitpunftes, in 
welchem die Beichränfung des Pfandrechts des zweiten Kommiſſionärs einzutreten 
hätte, ald bezüglich der Geltaltung des Rechnungsverhältniſſes der beiden Kom— 
millionäre, da für diejes die bloße Trennung in ein eigenes Konto des Pro: 
pinzialbanquierd und ein allgemeines Konto der ſämmtlichen Stunden desielben 
jedenfalls nicht außreihen würde. Es wird der bevoritehenden Reviſion des 
Handelsgejegbuchs vorbehalten bleiben müſſen, die Frage zu enticherden, ob nicht 
in anderer Weile, inöbelondere durch eine gewiſſe Einichränfung des geſeslichen 
Pfandrechts des Kommiſſionärs oder des Schußes für den gutgläubigen Erwerb 
dieſes Pfandrechts, die Intereſſen dritter Perſonen auc in Fällen der bier in 
Frage stehenden Art beifer gewahrt werden können. 


Strafrechtliche Belimmungen. 
Ergänzung der Boridhriften über die Unterſchlagung. 


Der Begriff der Unterichlagung, wie ihn das Strafgelegbuch beitimmt, bat 
fih infofern als lückenhaft erwieſen, als er auf rechtswidrige Verfügungen über 
fremde, im Gewahriam des Thäters befindliche Sachen, bei denen die Abficht nicht 
auf Aneignung gerichtet iſt, nicht anmwendbar iſt. Um dieſe Lücke auszufüllen, 
nimmt der Entwurf eine Ergänzung der Borichriften über die Unterſchlagung 
durch eine Vorſchrift (5 10) in Aussicht, welche rechtswidrige Verfügungen eines 
Kaufmanns über fremde, in feine Verwahrung gelangte Werthpapiere zum eigenen 
Nugen oder zum Nugen eines Dritten — Falls dieje Verfügungen nicht den 
Thatbeitand des $ 246 des Strafgeſesbuchs bdaritellen — mit Gefängniß bis 
zu einem Jahre und mit Gelditrafe bi$ zu 3000 ME. oder mit einer dieſer 
Strafen bedroht. Den Thatbeitand dieſes Vergehens bilden namentlich die zum 
Nutzen des Depolitars erfolgende Verpfändung deponirter Werthpapiere und ihre 
Benusung zu Neportgeihäften ohne die, nah S 2 des Entwurfs ausdrücklich 
und fchriftlich zu erflärende Ermächtigung des Eigenthümers. Die gleihe Strafe 
muß denjenigen treffen, welcher der Worichrift des $ 9 über die Anzeigepflicht 
bei Weberiendung fremder Wertbpapiere zu eigenem Nugen oder zum Nuten eines 
Dritten vorläglich zumwiderhandelt; denn auch in einem ſolchen Verhalten iſt mit 
Rückſicht auf feinen Erfolg eine rechtäwidrige Verfügung über die Papiere zu 
erbliden. Durch die ausdrückliche Vorſchrift des Ab). 2 des 8 10 wird dies 
außer Zweifel gelegt. 

Die in der Rechtsſprechung beitchende Praris, die Anwendbarkeit des 8 246 
des Strafgeſetzbuchs bei einer objektiv rechtswidrigen Zueignung fremder vertret— 
barer Sachen auszuschließen, falls der Thäter im Nugenblid der Aneignung die 
Abſicht des Erſatzes hatte und deren Ausführbarfeit dur bereite Mittel gewähr: 
leiitet war, wird, inſoweit es fich um bei einem Kaufmaun hinterlegte oder ver: 
pfändete Werthpapiere handelt, durch die Beltimmung des $ 2 des Entwurfs für 
die Zukunft bejeitigt werden Die dieler Praxis entiprechenden Gnticheidungen 
beruhen, wie oben näher ausgeführt, auf der Erwägung, daß in dem Thäter 
durch das Borhandenfein von Abſicht und Möglichkeit jederzeitiger Erſasleiſtung 
die Annahme begründet werde, der Cigenthiimer werde mit der unter ſolchen Um— 
ftänden geichehenen Aneignung der Sache einveritanden fein, und daß dadurch das 
Dewußtiein des Verwahrerd von der Rechtswidrigfeit der Aneignung ausgeichloflen 
werde. Gegenüber der Norichrift des $ 2, wonach die Befugniß des Verwahrers, 
ftatt der in Verwahrung genommenen Werthpapiere nur gleichartige zurüdzuge: 
währen, und zu Verfügungen zum eigenen Nuten von einer ausdrüdlich und 
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ihriftlich erklärten Ermächtignng des Eigenthümers abhängig ift, wird künftig 
nur ſehr ausnahmsweiſe die Zuſtimmung des lesteren zu einer Zueigmung der 
Wertbpapiere durch den Qerwahrer aus deſſen durch bereite Mittel fichergeftellter 
Griagabiiht gefolgert werden können. 


Zuchthausſtrafe für Depotunterfchlagungen ? 


In der Tageöprefle iſt mehrfah angeregt worden, Depetunterichlagungen 
unter Zuchthausftrafe zu stellen. Die gleiche Forderung erhebt der Eingangs er: 
wähnte, in dem Reichstag eingebrachte Antrag des Abgeordneten Dr. von Guny. 
Für eine derartige Strafſchärfung ſprechen in der That verschiedene Momente, 
Bon einem Kaufmann, welcher berufsmäßig Depotgeichäfte macht, pflegt eine be— 
jondere Vertranenswürdigfeit erwartet zu werden, Der Mihbrauch dieſer Ver: 
tauensitelung durch Veruntreuung der ihm im Dinblic auf dieſelbe anvertrauten 
Werthpapiere befundet einen verbrecheriichen Willen ſchlimmſter Art. Dazu tragen 
Tepotunterichlagungen, namentlich wenn ste in größerem Umfange ftattfinden, den 
Charakter großer Gemeingefährlichfeit an sich, nicht allein durch die Schädigung 
der von der Unterichlagung Betroffenen, fondern in&beiondere and, indem fie 
Miktrauen bei dem Publikum eriweden, auf Haudel und Wandel lähmend ein: 
wirfen und das wirtbichaftlihe Leben ungünftig beeinfluifen. 

Andererieits Fällt ins Gewicht, dab die Bedrohung der Depotunterichlagungen 
mit Zuchthaus mit dem Strafenipitem des Strafgeiegbuchs nicht im Cinflange 
heben und zu einem Mißverhältniß wicht nur gegenüber anderen Vergeben führen 
würde, ſondern auch gegenüber fonitigen Arten der Interichlagung, welche, wie 
die Beruntreuung von Mündelgeldern, Sparfaffeneinlagen und ähnliche, einen 
richt minder groben Vertrauensbruch daritellen und nicht minder ftrafiwürdig er- 
iheinen wie Depotunterichlagungen. 

Rar aus dieſen Erwägungen davon abzuſehen, Depotunterichlagungen an ſich 
unter Zuchthausitrafe zu Stellen, fo ericheint doch Zuchthausſtrafe dann angezeigt, 
wenn durh Hinzutreten des Stonfuries des Thäters die Vernntreuumgen einen 
beionders gemeingefährlichen Charakter annehmen. Der Entwurf '$ 12) bedroht 
demzufolge einen Kaufmann, welcher seine Zahlungen eingeitellt hat oder iiber 
Ken Vermögen das Konfuröverfahren eröffnet worden it, mit Zuchthaus, wenn 
er Depots unterjchlagen hat und ein innerer Zuſammenhang zwiichen dieſen Unter: 
khlagungen und dem Stonkurie oder der Zahlungseinitellumg dadurd gegeben ift, 
daß der Kaufmann die Depotveruntreunngen im Bewußtſein feiner Zahlungs: 
nfühigfeit oder Ueberſchuldung begangen bat. 


Gewerbepolizeiliche Strafe? 


Nach eingehender Grörterung der Frage, ob die Erfüllung der durch den 
Entwurf dem Derwahrer und Biandgläubiger in Betreff der gelonderten Ber: 
wahrung und der Buchung der Depots, dem Kommiſſionär in Betreff der lleber: 
iendung des Stüdeverzeihnifles an den Stommittenten auferlegten Pflichten da— 
duch zu fihern fein möchte, dab deren Nichtbeobachtung als gewerbepolizeiliches 
ergehen unter Strafe zu Stellen wäre, ift von einer jolchen Vorichrift abgeiehen 
worden. Gnticheidend hierfür war die Grwägung, daß eine gewerbepolizeiliche 
Strafbeitimmmng nur dann wirkungsvoll fein könnte, wenn die geihäftliche Thätig- 
fit der Banfen einer regelmäßigen volizeilichen Reviſion unterworfen würde, wie 
tolde in der Preſſe mehrfach gefordert worden iſt. Die Einführung einer ſolchen 
dolizeilichen Kontrole ericheint indeſſen völlig unangebradt. Zunächſt Liegt auf 
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der Hand, daß die Durchführung einer ſolchen Kontrole eine kaum zu bewältigende 
Aufgabe jein und daß es jchwer halten wirde, das für eine jolche Aufgabe ges 
eignete Perſonal zu finden. 

Auch an und für fich betrachtet aber kann aus beflagenswerthen Vergehungen 
Einzelner fein Grund entnommen werden, einen Gewerbebetrieb, welcher vorzugs: 
weile in den Händen hochangeiehener Mitglieder des Handelsitandes ruht, einer 
mit den Grundiägen unſerer Gewerbegeieggebung nicht vereinbarlichen und von 
derjelben bisher nur ganz ausnahmsweiſe ($ 38 der Gewerbeordnung) aus bier 
nicht zutreffenden Gefichtspunften zugelaflenen Maßregel zu unterwerfen. 

Gegen eine gewerbepolizeiliche Strafbeftimmung der gedachten Art jpricht 
überdied auch der Umitand, daß eine ſolche von unzufriedenen Angeitellten der 
Banken, jowie von dem durch Wermögensverluite im Bank: und Böriengeichäfte 
betroffenen Publikum nicht ſelten in chifandier Meile ausgebeutet werden würde. 

Der Entwurf enthält ſich aus dieſen Gründen einer gewerbepolizeilichen 
Strafvorichrift. Dagegen war erforderlich, die Erfüllung der durch 88 1, 3 und 
6 daſelbſt Eonftituirten Pflichten der Banquiers, abgejehen von den oben erörterten 
zivilrechtlichen Präjudizien, auch durch eine Ergänzung der ftrafrechtlichen Be— 
ſtimmungen zu fichern. 


Strafbare Bumwiderhandlung gegen SS I umd 2. 


Dem Xerwahrer und dem Prandgläubiger liegt gemäß $ 1 de3 Entwurfs 
einerieitö die gelonderte Verwahrung der im Depot erhaltenen Gffeften ob, ans 
dererjeits die Führung eines Handelögeiegbuches, in das die hinterlegten oder ver- 
pfändeten Werthpapiere entweder jpezialilirt einzutragen find oder eine Bezugnahme 
auf daneben geführte Stückeverzeichniſſe zu vermerken if. Die Führung von 
Handelsbüchern, zu der ein Kaufmann geieglich verpflichtet iſt, kann ftrafrechtlich 
von Bedeutung werden, wenn er feine Zahlungen einitellt oder über fein 2er: 
mögen das Stonfursverfahren eröffnet wird. Nad 8 209 der Konkursordnung 
wird der Gemeinichuldner wegen betrügeriichen Banferott3 beitraft, wenu er in 
der Abjicht, feine Gläubiger zu benachtheiligen, Handelsbücher zu führen unter: 
laſſen hat, deren Führung ihm geieglich oblag, oder feine Handelsbücher vernichtet 
oder verheimlicht oder jo geführt oder verändert hat, daß diejelben feine lleberficht 
des Vermögenszuitandes gewähren. Beſtand dieſe Abficht nicht, fo wird der Ge— 
meinschuldner nah 8 210 a. a. D. wegen einfahen Banferutts beitraft, wenn 
er Handelsbücher zu Führen unterlaſſen hat, deren Führung ihn geſetzlich oblag, 
oder dieſelben verheimlicht, vernichtet oder jo unordentlich geführt hat, daß fie 
feine Weberiicht feines Vermögenszuftandes gewähren. Obſchon durch den vor 
liegenden Entwurf, wenn er Gelegesfraft erlangt, das im S 1 Abi. 1 Ziffer 2 
porgeichriebene Depotbuch ein Handelsbuh im Sinne der vorerwähnten Beſtim— 
mungen der Konkursordnung wird, jo werden die letteren hinſichtlich dieſes Depot— 
buches doch nur in bejchränftem Umfange anwendbar jein. 

Zunächſt iſt im Hinblick darauf, daß die Unterlaſſung der Führung des 
Depotbuches, ſowie deifen Vernichtung, Verheimlichung oder unrichtige Führung 
regelmäßig die Benachtheiligung der Gläubiger, d. i. der Stonfursgläubiger, 
nicht bezweden oder herbeiführen fann, jondern weientlich eine Schädigung der 
Ausionderungsberechtigten, die, wenn fie die Ausübung des Ausionderungsrechts 
hindert, den Konkursgläubigern fogar von Nutzen fein fann, der Thatbeitand des 
betrügeriichen Banferutts ausgeſchloſſen. Aber auch die Möglichkeit der Beitrafung 
wegen einfachen Banferutts ift nur im dem Falle gegeben, wenn der Gemeine 
ichuldner die ihm geieglidy obliegende Führung des Depotbuches völlig unterlaffen 
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hat. Denn die Verheimlichung, Vernichtung und unordentliche Führung eines 
Handelägeiegbuches ift nur dann geeignet, den Thatbeitand des Banferutts zu 
bilden, wenn fie zur Folge hat, dab die Handeläbücher feine lleberficht des Ver— 
mögensſtaudes des Kridars gewähren. Für Diele Ueberficht aber iſt das Depot: 
buch, welches nicht die Bermögnenslage des Gemeinichufdners, fondern das Eigen— 
thum der Depouenten Flarzuitellen beitimmt iſt, nicht unbedingt weſentlich. 


Soll eine den Vorichriften der Stonfursordnung über die unordentliche Führ— 
ung der Handlungsbücher analoge Vorſchrift in Betreff des Depotbuches getroffen 
werden, jo muß der Kridar unter Strafe geitellt werden, wenn durch feine Schuld 
der mit der Verpflichtung zur Führung eines Depotbuches beabjichtigte Zweck 
niht erreicht wird. Da nun die Führung des Depotbuches und gleicher Weife 
die Plicht der geionderten Aufbewahrung der in Depot genommenen Effekten die 
Sicherung des Ausfonderungsanipruchs des Cigenthinmers beim Konkurs des Ver: 
wahrer bezwedt, jo wird dem lesteren Strafe alsdanı anzudrohen fein, wenn 
durd die Nichterfüllung oder durch die mangelhafte Erfüllung der ihm gemäß 
s ı Ziffer 1 und 2 des Entwurfs obliegenden Pflichten in Konkursfall das 
Ausionderungsreht des Eigenthümers fich ald gefährdet erweiſt. In diefem Sinne 
beitimmt der $ 11 ded Entwurfs, dab ein Kaufmann, welcher feine Zahlungen 
eingeitellt hat oder über deſſen Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden 
it, mit Gefängniß bis zu zwei Jahren zu beitrafen fei, wenn er den Vorichriften 
des $ 1 Ziffer 1 oder 2 zumidergebandelt hat und dadurch der Berechtigte be= 
zuglih des Anſpruchs auf Ausionderung der von jenem zu verwahrenden Werth: 
papiere benachtheiligt wird. Die gleichen Gefichtöpunfte, welche der gegen den 
Zerwahrer und gegen den Prandgläubiger gerichteten Strafbeitimmung zu Grunde 
liegen, fommen der Hauptſache nach auch bezüglich des Kommiſſionärs in Betracht, 
der feiner Berpflichtung zu Ueberſendung des Stüdeverzeichnifies vorſätzlich nicht 
nachgefommen ift und hierdurch das Ausſonderungsrecht des Kommittenten im 
Konkurie vereitelt hat. Im Entwurf iſt deshalb die Strafbeitimmung auch auf 
dieſen Fall ausgedehnt. 

Im $ 13 des Entwurf werden ichließlih den Strafbeſtimmungen der 88 10 
bis 12 analoge Vorſchriften in Beziehung auf die Mitglieder des Roritandes 
einer Aftiengeiellihaft oder eingetragenen Genoflenichaft, die Geichäftsführer einer 
Geſellſchaft mit beichränkter Haftung ſowie auf die Liquidatoren einer Handels— 
geiellichaft oder eingetragenen Genoſſenſchaft getroffen. 

Im einzelnen ift zu den Beitimmungen des Entwurfs Folgendes zu bemerfen: 


Zu $ 1. 

Die Hinterlegung von Werthpapieren erfolgt entweder in der Form des 
offenen oder des geichloffenen Depots. leber die Rechte und Pflichten de3 Ber: 
wahrers eines verichloffen hingegebenen Depots find feine Zweifel hervorgetreten, 
die geltenden Geſetze genügen vollftändig. Der Entwurf konnte fih demgemäß 
auf die offenen Depots von Werthpapieren beichränten. Gegenitand diefer Depots 
find vorzugsweiſe die im 8 1 aufgeführten Papiere. Den Borichriften des Ent: 
wurf® nicht zu unterwerfen waren die Banfnoten, weil fie zwar vom rechtlichen 
Standpunkte aus nicht Geld, auch nicht Papiergeld, jondern nur Anweiſungen 
auf Geld find, aber nach ihrer dem Berfehr zu Grunde liegenden wirthichaftlichen 
Aufgabe an die Stelle des Geldes zu treten beitimmt find und daher die Ber: 
lihtung zu ihrer Aufbewahrung in specie nicht dem zu vermuthenden Willen 
der Betheiligten entiprechen würde. 
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Konnoflemente und ähnliche Papiere fallen nicht unter die im Abſ. 1 auf: 
geführten Werthpapiere. Da diefelben in Depot nicht gegeben zu werden pflegen, 
jo lag feine Beranlaflung vor, ihrer in dem Entwurf Erwähnung zu thun. Aud 
auf MWechiel finden die Beſtimmungen des Entwurfs feine Anwendung. 


3u $ 2. 

Die Vorſchrift, daß die im $ 2 behandelte Grmädtigungserflärung, um 
giltig au fein, ausdrüdlich abgegeben werden müſſe, bezwedt, für den Verzicht 
eine Elare, unzweifelhafte Ausdrudsweile zu fordern, um zu verhindern, dab aus 
unklaren, in ihrer Bedeutung dem Hinterleger nicht genügend zum Bewußtſein 
gelangten Ausdrüden in den ihm zur Anerkennung vorgelegten Schriftitüden, 
namentlich in fogenannten Geihäftsbedingungen, ein von demjelben nicht gewollter 
Verzicht hergeleitet werden fanı. Durch die Beſtimmung im $ 2 it nicht aus 
geichlofien, dab die Hingabe eines Darlehns in Werthpapieren wie bisher jo auch 
fünftig bejonderen formalen Grrordernifien micht unterliegt. Iſt dagegen der 
Mille der Kontrahenten auf Begründung eines Dinterlegungsverhältnifies an den 
Mertbpapieren gerichtet, jo joll für den Kaufmann das Nedt, Werthpapiere 
gleicher Menge und Art der ihm übergebenen zurüdzugeben (deposit"m irregulare), 
nur durch eine Schriftliche und ausdrüdlice Erklärung des Hinterlegers oder Per: 
pfänders rechtögültig begründet werden können. Auch die Umwandlung eines 
depositum regulare in ein depositum irregulare kann danach gültig nur durd 
eine im Sinne des 8 2 ſchriftlich und ausdrüdlic abgegebene Erflärung voll 
zogen werden, während die Umwandlung eines uriprünglichen Hinterlegungsper: 
trags in ein Darlehn zu ihrer Nechtsgültigfeit feiner Form bedarf. 


Zu 83 

Nach Abſ. 1 beginnt die dreitägige Friſt für die Ueberſendung des Stücke— 
verzeichniſſes, wenn der Kommiſſionär einen dritten Verkäufer namhaft gemacht 
hat, mit dem Erwerb der Stücke. Zum Erwerb der Stücke iſt es nicht 
nothwendig, daß der Kommiſſionär ſie körperlich empfäugt, ſondern es genügt — 
was für den Fall der Betheiligung mehrerer Banquiers an der Ausführung der 
Kommillion von Bedentung tt —, dab der Kommiſſionär des Kunden {alfo unter 
Umständen ein Zwiſchenkommiſſionär) durch Constitutum possessorium des von 
ihm mit dem Erwerb der Stüde beauftragten Kommiſſionärs Belig und Eigen: 
thum an denselben erwirbt. Die Friſt für den Zwiſchenkommiſſionär, welder 
einen dritten Verkäufer nambaft gemacht bat, beginnt daher in dieſem Falle mit 
dem Empfange des ihm von dem hauptitädtiichen Kommiſſionär überſandten Stüde: 
verzeichniſſes 

Wenn der Kommiſſionär den Verkänfer nicht benannt bat, ſo beginnt Die 
dreitägige Friſt mit Ablauf des Zeitraums, innerhalb deilen er nah Gritattung 
der Anzeige über die Ausfuhrung des Auftrages die Stüde bei ardnungs— 
mäßigem Geſchäftsgange bezieben fonnte. Dieler Zeitraum ift nicht nad 
dem abitraften Maßſtab eines für alle Fülle als Regel zu betrachtenden ordnungs— 
mäßigen Geichäftsganges zu bemeiien, es find vielmehr alle die thatſächlichen Um— 
ftände dabei zu berüdiichtigen, die im einzelnen Fall ohne Berichulden des Kom— 
miſſionärs zu einer Verzögerung des Bezuges der ihm zu liefernden Stücke führen 
fönnen. Durch die Faſſung der Borichrift ift dies außer Zweifel geftellt. Inter 
Berüdichtigung aller hiernach in Betracht fommenden Umſtände wird die Friſt 
zur lleberiendung des Stüdeverzeichnilies auch in denjenigen Fällen zu beitimmen 
fein, in welchen es fih um Werthpapiere handelt, die an einer ausländiichen Börſe 
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einzufaufen find. Daß die Boricriften des 8 3 auch im folchen Fällen An— 
wendung finden, und zwar ohne Nüdiicht darauf, ob die Wapiere von dem in- 
ländiichen Kommiſſionär bezogen oder bei den ausländiichen Banquier in Depot 
belaffen werden, ergibt fi aus der allgemeinen Faſſung des $ 3 von jelbit. In 
dem lesteren Fall bat der Kommiſſionär ebenio wie jonit, wenn er die Papiere 
nicht Telbit bezieht, dafür zu jorgen, dab ihm das Stückeverzeichniß behufs der 
Hebermittelung an feinen Kommittenten zugelandt wird. 


Zu SA. 

Sobald im Falle des $ 4 entweder der Kommittent die aus dem Kommiſſions— 
geihäft herrührende Forderung des Kommiſſionärs befriedigt oder der letztere be= 
züglih des Betrags oder Reſtbetrages Stundung gewährt hat, iſt binnen einer 
von dielem Zeitpunft ab laufenden dreitägigen Friſt das Stüdeverzeihnik zu 
überienden. 

3u 8 6. 


Die Beitimmungen in 88 6 und 7 finden nur Amvendung, wenn es fich 
um ein Kommijlionsgeihäft handelt, dagegen nicht auf Umtauichafte, bei denen 
der Banquier nur Vertreter des Eigenthümers in thatlächlichem Sinne ift, ohne 
überhaupt ein Nechtögeichäft geichweige, denn ein Folches im eigenem Namen ab: 
zuſchließen. Dabin gehören der Umtausch von AJuterimsicheinen in die definitiven 
Stüde, der Umtauſch beichädigter Stüde gegen neue, die Empfangnahme neuer 
Stüde an Stelle verloren gegangener amortiiirter Stüde und ähnliche Fälle, wo 
ein Anichaffungsgeichäft nicht vorliegt und fein Zweifel darüber beiteht, daß der 
Bertreter unmittelbar für den Vertretenen den Beiig erwirbt. 


3u 8 8. 

Turd den Abſatz 3 des $ 8 werden dem Kommitlionär jedenfall vom Zeit— 
punkt der Abiendung des Stüdeverzeichniffes an den Kommittenten ab die Pflichten 
eines Verwahrer® ($ 1) inſoweit auferlegt, als er die Papiere in Gewahriam 
bat. Wenn die Bapiere im Fall der Berheiligung mehrerer Banquiers an der 
Ausführung der Kommiſſion bei dem hauptitäbtiichen Banauier in Verwahrung 
bleiben — ein Fall, der praftiich häufig vorfommt —, To können dem Zwiſchen— 
dbanquier, welcher alsdann gar nicht in den Gewahriam dev Papiere gelangt, auch 
die Pilihten des WVerwahrers nicht zugemuthet werden. 

Wenn der Kommiſſionär, jei es veriebentlich, ſei es in vorläßlich rechts— 
widriger Ablicht über die gleihen Papiere an mehrere Perſonen Stückeverzeichniſſe 
geſandt oder ein Stüdeverzeichnig Über Papiere mitgetheilt hat, die einen Anderen 
förperlih übergeben worden find, jo beitimmen ſich die Nechtöverhältniffe dieier 
Terionen zu einander und zu dem Konmiſſionär nad den allgemeinen Geiegen. 

Zu $ 9 vergl. die Ausführung des allgemeinen Theile. 


Zu 8 10. 

Die Benugung von andertrauten Aftien zur Ausübung des Stimmrechts in 
ver Generalverfammlung ift nicht als eine rechtswidrige Verfügung im Sinne des 
Entwurf3 anzufehen, da es fich hierbei um einen Gebrauch der Bapiere handelt, 
welher das Eigentum an benielben nicht berührt. Es verbleibt daher, joweit 
eine ſolche Benugung ohne Einwilligung des Cigenthümerd und ohne Befugniß 
zu deſſen Vertretung erfolgt, lediglich bei der Vorschrift des Artikels 249 f des 
Sandelögefegbuchs in der Faſſung des Geſetzes, betreffend die Kommanditgeiell: 
haften auf Aktien und die Aftiengeiellichaften vom 18. Juli 1884 (R.G.-Bl. 
8. 123). Dagegen fällt, wie ſchon oben hervorgehoben, die Verpfändung der 
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Papiere unter die Strafvorſchrift des Entwurfs. Eine rechtswidrige Verfügung 
liegt dann nicht vor, wenn die Handlung durch das Intereſſe des Hinterlegers 
oder Verpfänders geboten iſt (&K 1 Abi. 2 des Entwurfs), wenn bieler ſich aus: 
drüdlich und Ichriftlich damit einverstanden erflärt bat ($ 2 des Entwurfs), oder 
wenn die Verfügung in Ausübung eincs beitehenden Rechts vorgenommen wird, 
wie 3. B. der Zwangsverfauf des Kommiſſionsguts oder des Fauſtpfands auf 
Grund der Artikel 375 ımd 310 des Handelsgeſesbuchs. 

In ſubjektiver Hinficht it dem Grforderniß der Vorläßlichfeit durch das Zeit: 
wort „verfügen“ Ausdrud gegeben. Als Dolus aber jet das im $ 10 des 
Entwurfs vorgeiehene Vergeben auf Zeiten des Thäters ferner das Bewußtſein 
der Nechtöwidrigfeit der Berfünung voraus. Denn die Nechtswidrigkeit iſt ein 
Thatumſtand, der dem Thäter nah 8 59 Abi. 1 des Strafgeiegbuchs nicht zu: 
gerechnet werden darf, wenn er deilen Vorhandenſein bei Begehung der Straftbat 
nicht fannte. Cine objektive rechtswidrige Berfügung würde demnach 3. B. dann 
nicht unter die Beſtimmung des $ 10 fallen, wenn der Verfügende dieielbe als 
durch das Intereſſe des Hinterlegers, Verpfänders oder Nommittenten für geboten 
gehalten bat. 

Jede Ausantwortung fremder Werthpapiere an Dritte, jei es zum Zweck der 
Aufbewahrung, des Umtauiches oder des Bezuges anderer Papiere oder von Zins: 
oder Gewinnantheilicheinen, wide die Möglichkeit der Entitehung von Brand: 
rechten oder Zurückbehaltungsrechten Dritter an den Papieren und damit der 
Schädigung der Kigenthümer mit fich bringen, wenn der betreffende Kaufmann 
bei der Ausantivortung nicht die in $ 9 vorgeichriebene Mittheilung macht. Die 
im Bewußtſein der Nechtswidrigfeit erfoigende Hingabe der Papiere ohne ſolche 
Mittheilung enthält ſonach eine rechtswidrige Verfügung. Hierdurch rechtfertigt 
jih die Strafvorichrift im Abſat 2. 

Da die Beſtimmungen in Abjag 1 und 2 fich weientlih als eine Ergänzung 
des geltenden Rechts himlichtlich der Stratbeitimmungen gegen Unterſchlagungen 
darstellen, To erichien es geboten, auf die dadurch getroffenen Fälle auch die in 
8 247 des Strafgeiegbuchd aufgenonmmenen Sonderbeitimmungen für anwendbar 
zu erflären. Hinfichtlich des dort vorgeiehenen Erforderniffes des Strafantrags 
fönnen, da es fich hier nur um Strafthaten eines jelbitändigen Kaufmanns handelt, 
nach der Natur der Sadıe nur die gegen Angebörige gerichteten Zuwiderhandlungen 
in Stage kommen, und es genügte daher die Aufnahme einer entiprechenden Be: 
ftimmung. Dagegen waren im Sinblid auf die Gleichartigfeit der Vorausſetzungen 
die Vorichriften in Adiag 2 und 3 des 8 247 des Strafgeiegbuchs ohne weiteres 
auch auf den $ 10 des Entwurfis entiprehend für anwendbar zu erklären. 

Bei Normirung der angedrobten Strafe iſt davon ausgegangen, dab der 
Entwurf mit der fraglichen Strafvorichrift Fälle treffen will, auf welde $ 246 
des Strafgelegbuchs nicht angemwender werden kann, weil e8 an dem einen oder 
andern Ihatbeitandsnerfmal dieſes Paragraphen fehlt. Da es fich biernach um 
Verfehlungen handelt, die im allgemeinen minder Schwerer Natur find, als das 
Vergehen der Unterichlagung, To war die Strafandrohung milder, als bei letter 
geiceben, zu fallen. Dabei erſchien es im Hinblick darauf, daß in der Regel 
Gewinnſucht der Beweggrund des Thüters fein wird, angemeflen, neben der Ge 
fängnißſtrafe auch die Verhängung einer Geldſtrafe als Negel vorzufchreiben. So 
erwünscht es an ſich fein würde, durch möglichit weite Feſtſetzung des zuläſſigen 
Höchitbetrages der Gelditrafe dem crfennenden Nichter die Möglichkeit zu gewähren, 
die Gelditrafe dem erlangten oder eritrebten Vermögensvortheil des Thäters an- 
zupalien und fie ſo zu bemeſſen, day ſie auch demjenigen Ihäter, der über be: 
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trächtlihe Geldmittel verfügt, fühlbar wird, jo mußte es doch andererjeits für 
bedenklich erachtet werden, bei dieſer einzelnen Vorſchrift über diejenigen Beträge 
allzuſehr hinauszugreifen, welche das geltende Strafgelegbuch für ähnliche Straf: 
thaten in die Strafandrohungen aufgenommen hat. Xestere Rückſicht hat zur 
Beihränfung des Höchſtbetrags auf 3000 ME. geführt. Da beim Vorhandeniein 
mildernder Umftände auch in den Fällen der Unterichlagung allein auf Gelditrafe 
erkanut werben darf, io erſchien es angemeilen, auch bei der rechtswidrigen Ber: 
fügung die Verhängung einer bloßen Gelditrafe zuzulaffen. 


Zu $ 11. 
Der Thatbeitand des Vergehens wird jhon durch die Zumiderhandlung gegen 


eine der beiden in $S ı Ziffer 1 und 2 gegebenen Vorichriften erfüllt, wenn 
durch diejelbe eine Benachtheiligung der Berechtigten herbeigeführt worden ilt. 


Zu $ 12. 

Ein urlächliher Zuſammenhang zwiichen der Zueignung und der Zahlungs: 
einftellung oder Stonfurseröffuung wird bei der Vorschrift des $ 12 des Entwurfs 
chenfowenig vorausgeiegt, wie in den Füllen des $ 209 der Konkursordnung 
binfichtlich der dort vorgeiehenen Banferutthbandlungen. Dagegen müſſen beide 
Thatbeitandsmerkfmale hier wie dort in einem zeitlichen Zuſammenhange ſtehen, 
und zwar hier in der Weile, daß die zur Zeit der rechtswidrigen Zueignung bes 
febende Zahlungsunfähigkeit oder Ueberichuldung zu derjenigen Zahlungseinſtellung 
oder Konkurseröffnung geführt hat, die als zweites Thatbeitandsmerfmal in Bes 
tat kommt. 

3u $ 13. 


Auf die Mitglieder des Vorſtands einer Aktiengeſellſchaft oder eingetragenen 
Senoflenichaft, die Geihäftsführer einer Gefellihaft mit beichräntter Haftpflicht 
und die Liquidatoren einer Handelsgelellichaft oder eingetragenen Genoflenichaft, 
weihe in Anſehung der in der Verwahrung der Geiellichaft oder Genoſſenſchaft 
befindlichen oder von ihr angeichafften oder einem Dritten ausgeantworteten Werth: 
papiere eine der in den 88 10 bis 12 mit Strafe bedrohten Handlungen begangen 
haben, würden bie beireffenden Strafporichriften an fich nicht Anwendung finden, 
da nicht der geſammte Thatbeftand der fraglichen Handlungen fich in ihrer Perſon 
erfüllt. Es bedarf daher einer beionderen Vorſchrift, welche — analog dent 
s 214 der Konkursordnung — die Strafbarfeit der Vertreter der bezeichneten 
Seiellihaften und Genoflenichaften begründet. 

Diefem Zwed joll 8 13 des Entwurfs entiprehen. Ju den Fällen der 
58 10 und 12 fann es für die Strafbarfeit feinen Unterſchied begründen, ob die 
rehramwidrige Verfügung oder Zueignung zum periönlichen Bortheil des Thäters 
verübt ift oder zum Vortheil der Geiellichaft oder Genofienichaft, für die der 
Thärer in feiner Eigenichaft als Geſellſchafts- oder Genoflenichaftsorgan gehandelt 
at. In den Fällen des 8 11 fönnen überhaupt nur Handlungen der legteren 
Art in Frage kommen. 

Zu 8 14. 

Nah Artikel 5 des Handelsgeſetzbuchs gelten die in Betreff der Kaufleute 
zegebenen Beitimmungen auch für die öffentlichen Banken in den Grenzen ihres 
Sandelsbetriebs, unbeſchadet der für fie beitehenden Verordnungen. Nach diejer 
Lorichrift beftimmt fich die Anwendbarkeit des vorliegenden Geſetzes auf die Reichs— 
bant und Die öffentlichen Banken der Bundesſtaaten. 


Miszellen. 


Preuß. Miuiſterial-Anweiſung über die Aufnahme und Entlaſſung 
von Geijtesfranfen, Jdioten und Epileptiihen in undaus Privat: 
Jrrenanftalten ($ 30 der Gewerbeordnung), jowie über die Ein: 
rihtung, Leitung und Beanfiidhtigung folder Anstalten, vom 
20. September 1895. 


I. Aufnahme. 


8 1. Die Aufnahme einer Perion in eine Privat-Anftalt für Geiftesfrante, 
Idioten und Epileptiihe darf nur auf Grund eines ärztlichen Zeugniſſes er: 
folgen, aus welchem erlihtlich find: Veranlaſſung zur Austellung und Zweck 
des Zeugniſſes, Zeit und Ort der Unterſuchung, die dem Arzt gemachten Mit: 
theilungen einerjeit3 und feine eigenen Wahrnehmungen andererieits. Das Zeug: 
niß ſoll fich darüber aussprechen, an welcher Form geiltiger Störung der Kranke 
leidet, und begründen, weshalb er der Aufnahme in die Anſtalt bedarf. 


82. In der Regel ſoll dad Zeugnig vom Kreisphyſikus oder, wenn dieſer 
behindert oder Arzt der Anftalt iit, von dem für das Phyſikat geprüften $treis- 
wundarzte des Kreiſes, in welchem der Kranke feinen MWohnfig hat, ausgeitellt 
werden. Sit auch dies nicht angängig, To erfolgt die Austellung durch einen 
anderen Phyſikus oder Für das Phyſikat geprüften Kreiswundarzt. Der lettere 
hat jeinem Amtscharakter den Vermerk hinzuzufügen, daß er für das Phyſikat 
geprüft iſt. 

$ 3. Liegt bereit3 ein den Anforderungen des $ 1 entiprechendes Zeugniß 
eine Arztes vor, jo genügt es, wenn der beaumtete Arzt ($ 2) auf Grund perjön- 
liher Unterfuhung des Kranken dem Inhalt des Zeugniſſes beitritt. 


$4. In dringenden Fällen fann die Aufnahme vorläufig auf Grund eines nach 
Borichrift des 5 1 abgefakten Zeugniſſes eines jeden approbirten Arztes erfolgen. 

Auf dieje Weile Aufgenommene müſſen jedoch ipäteltens innerhalb 48 Stunden 
nach der Aufnahme durch den Phyſikus oder, wenn diejer behindert oder Arzt 
der Anjtalt ift, durch den für das Phyſikat geprüften Kreiswundarzt, oder durch 
den Phyſikus eines benachbarten Kreiſes unterjucht werden. Der Unterfuchende 
hat ſofort ein Zeugniß auszuftellen, welches für das PVerbleiben des vorläufig 
Aufgenommenen in der Anstalt oder für feine Entlaffung maßgebend ift. 

In zweifelhaften Fällen ift die Unterſuchung in kurzen Friſten zu wieder— 
holen; das Zeugniß iſt alsdann ſpäteſtens innerhalb zwei Wochen nach der Auf: 
nahme auszuitellen. 


S$ 5. Ron der nachträglichen amtsärztlichen Unterfuchung kann abgejehen werden. 

1. wenn der Stranfe mit einem privatärztliden Zeugniß, welches den Vor: 
ichriften des $ 1 genügt, auf Antrag des ihm als Geiltesfranfen beitellten Bor: 
mundes aufgenommen worden it; 

2. wenn das nach Vorichrift des $ 1 abgefahte Aufnahmezeugnig von dem 
ärztlichen Leiter einer öffentlihen Irrenanitalt oder einer pſychiatriſchen Uni— 
verjitätssstlinit unter Beifügung des Amtscharafterd ausgeſtellt worden ift. 
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86. Die Aufnahme eines Kranken in eine Privatanftalt darf nur innerhalb 
einer Frift von zwei Wochen nad) der legten ärztlichen Unterfuhung erfolgen. 

Der Zeitpuntt der legten Unterfuhung ift in dem ärztlichen Zeugnifie an- 
zugeben. 

$ 7. Die Hebernahme eines Kranfen aus einer anderen Anftalt — ſei es eine 
öffentliche oder eine private — darf nur erfolgen, wenn von deren Borftand ein 
Hebergabeihein und eine beglaubigte Abfchrift des Aufnahmezeugniifes, zutreffenden- 
jall3 auch des Nachweiles der erfolgten Entmündigung, jowie ein Zeugniß über 
den Fortbeitand der Krankheit übergeben wird. Das Zeugniß ift von dem ärzt- 
lichen Leiter der Anftalt auszuftellen, in der fich der Kranke bisher befunden hat, 
und hat fich darüber auszuiprechen, ob das Leiden als heilbar anzufehen tft. 

5 8. Die Aufnahme eines Kranken iſt binnen 24 Stunden der für die 
Anftalt zuftändigen Orts-Bolizeibehörde vertraulich anzuzeigen. 

Iſt die Aufnahme ohne Willen der Polizeibehörde des Wohnorts erfolgt, 
jo ift außerdem dieſer Behörde binnen derjelben Friſt unter Beifügung einer be= 
glaubigten Abichrift der Aufnahmezeugniſſe und der leberweifungspapiere ver: 
traulihe Mittheilung zu machen. 

Innerhalb derjelben Friſt ift die Aufnahme nicht entmündigter Stranter dem 
Eriten Staatsanwalt deöjenigen Gerichts, welches für die Entmündigung de 
Stanfen zuſtändig ift, oder fall diejes Gericht unbelannt ift, dem Erften Staats— 
anwalt desjenigen Gerichts anzuzeigen, in deſſen Bezirk die Anstalt Liegt. 

Die Aufnahme entmündigter Krauker ift dem zuftändigen Vormundicafts- 
gerrht anzuzeigen. 

$ 9. Bei Ausländern ift die Aufnahme auch dem für die Anstalt zuitändigen 
Regierungs: Präfidenten anzuzeigen. Hierbei ift die Perſon oder die Behörde, 
melde die Aufnahme veranlaßt hat, und der Heimathsort des Kranken anzugeben. 


II. Entlafung und Beurlaubung. 


$ 10. Die Entlafjung muß erfolgen, wenn 
1. der Stranfe geheilt iit, 
2. fein geleglicher Vertreter die Entlaſſung fordert. 

Iſt der Kranke unter Mitwirkung einer Polizeibehörde aufgenommen, jo 
darf die Entlaffung nicht ohne Zustimmung diefer Behörde erfolgen. 

8 11. Beurlaubungen eine Kranken aus einer Brivatanftalt dürfen die Dauer 
von zwei Wochen nicht überjchreiten und in dem Falle des 8 10 Abi. 2 nur mit 
Genehmigung der Polizeibehörde ftattfinden. ine Nüdführung nah Ablauf 
dieier Zeit gilt ald Neuaufnahme. 

$ 12. Ein Kranker, welcder als für jich oder andere gefährlich zu betrachten 
üt, darf nur entlafien oder beurlaubt werden, wenn die Polizeibehörde des zukünftigen 
AufenthaltsortS auf vorherige Anzeige der Anstalt der Entlaffung oder Be: 
urlaubung zuftimmt und wenn für die fichere Ueberführung gelorgt it. 

Iſt die unmittelbare Ueberführung in eine andere Anjtalt fichergeitellt, jo 
genügt es, daß die Polizeibehörde des Orts der entlaflenden Anſtalt vorher be— 
nahrihtigt wird. 

$ 13. Sobald die Entlaffung eines Kranken thatlächlich erfolgt ift, jo muß 
davon den in 8 8 genannten Behörden jofort Anzeige gemacht werden unter 
Angabe des Tages der Entlaffung und des Orts, wohin der Kranke entlaſſen ift. 

Diefe Behörden find auch dann zu benachrichtigen, wenn ein Kranker ges 
forben iſt oder fich aus der Anitalt entfernt hat. 

Annzlen det Deutſchen Reis. 1896. 11 
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III, Befimmungen über freiwillige Penfionäre. 


8 14. Beabfihhtigt der Unternehmer freiwillige Penfionäre, d. h. ſolche Kranke 
aufzunehmen, die aus eigener Entihließung in die Anstalt einzutreten wünſchen, 
jo bedarf er hierzu der Grlaubniß der Orts-Polizeibehörde. 

Vor ihrer Ertheilung hat fich die Ortö-Polizeibehörde der Zuftimmung des 
Negierungss Präfidenten zu verfichern, Die in Landfreiien durch Vermittlung des 
Landraths einzuholen ift. Die Erlaubniß wird nur unter Vorbehalt des jeder: 
zeitigen Widerrufs ertheilt. 

8 15. Die Genehmigung darf nur einer Anftalt ertheilt werden, in welcher 
ein Anftaltsarzt wohnt. 

$ 16. Zur Aufnahme eines Penſionärs ift erforderlich: 

1. eine ärztliche Beicheinigung der Zwedmäßigfeit der Aufnahme vom 
medizinischen Standpunfte, 

2. die Schriftliche Cinwilligung des Penſionärs jelbit, die, wenn er einen 
geieglichen Vertreter hat, von dieſem zu geuehmigen it. 

Die Aufnahme ift binnen 24 Stunden bei der Ortö:Kolizeibehörde der 
Anstalt vertraulicd anzuzeigen. 

$ 17. Anträgen auf Entlaffung muß, wenn fie von den geleglichen Vertretern 
der Benfionäre ausgehen, in jedem Falle entiprochen werden. Die Ablehnung eines 
von dem Penfionär jelbit geitellten Antrags darf nur ftattfinden, wenn zugleich 
der Anftaltsvoritand das im $ 4 vorgeiehene Verfahren einleitet. 

Die Entlaffung iſt alöbald der Orts-Polizeibehörde ($ 16 Abi. 2) anzuzeigen. 


IV. Einridtung und Leitung. 


$ 18. Die Privatanftalten für Geiſteskranke, Idioten und Epileptiiche unter: 
liegen den allgemeinen geiundheitspolizeilichen Vorichriften über die baulichen und 
technischen Cinrichtungen von Stranfenanitalten. Außerdem gelten für die Privat: 
anftalten folgende beiondere Beſtimmungen: 

1) Die Anftalten müſſen, joweit es fich nicht um wirthichaftliche und Bureau: 
angelegenheiten oder um den Unterricht der Kranken handeit, von einem im der 
Pſychiatrie bewanderten Arzt geleitet werden, der durch längere Thätigfeit an 
einer größeren öffentlichen Anftalt oder an einer pſychiatriſchen Univerſitätsklinik 
— wenn auch als Volontär — ſich die nöthigen Kenntniſſe verichafft hat. 

2) Der linternehmer der Anstalt bedarf für die eigene Uebernahme der ärzt— 
fihen Leitung oder für die Anitellung des leitenden Arztes der Genehmigung der 
Srtöpolizeibehörde, die nicht ohne Zuftimmung des Regierungs-Präſidenten zu 
ertheilen it. 

Die Genehmigung kann zurüdgenommen werden, wenn die Unrichtigfeit der 
Nachweiſe dargethban wird, auf Grund deren fie ertheilt worden iſt, oder wenn 
aus Handlungen oder Unterlaflungen des Arztes ſich deſſen Unzuverläſſigkeit in 
Bezug auf die ihm übertragene Thätigfeit ergibt. 

3) In Anstalten, in denen heilbare Kranke Aufnahme finden, oder welde 
fir mehr als 50 Geiltestranfe oder mehr als 100 Gpileptiiche beſtimmt find, 
muß mindeitend ein nach Worichrift der Mr. 1 ausgebildeter Arzt wohnen. 

4) Ueberjteigt die Zahl der Getitesfranfen 100 oder der Epileptiichen 200, 
jo muß ein zweiter Arzt beitellt werden und in der Anftalt wohnen. 

Für den zweiten Arzt ift zwar ebenfalls der Nachweis einer pinchiatriichen 
Vorbildung erforderlich, doc brauchen in dieſer Beziehung nicht die Bedingungen 
erfüllt zu werden, die an den leitenden Arzt zu ftellen find. 
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5) Sind mehr ald 300 Geiftesfranfe oder mehr ald 400 Epileptiiche in 
Vehandlung, jo kann für je 100 Geifteötranfe und je 200 Epileptiihe die Anz 
ſtellung eines weiteren Arztes angeorbnet werden. 

6) Für jeden Kranken müflen Berfonalaften mit fortlaufender Kranken— 
geihichte vorhanden fein; außerdem muß ein Hauptbuh (A) und eine Zus und 
Abgangslifte (B) nach den beifolgenden Anweifungen geführt werben. 

$ 19. Der Unternehmer hat dem leitenden Arzt namentlich folgende Obliegen- 
heiten zu übertragen: 

1) Die Anordnung der Iſolirung eines Kranken — abgejehen von Noth: 
fällen, in denen jedocd nachträgliche Ärztliche Genehmigung erforderlich ift —, To: 
wie die Eintragung jedes Falls von Iſolirung in ein beionderes, hierfür be- 
timmted Buch. 

2) Die Anordnung etwaiger mechanischer Beihräntung eines Kranken durch 
jogenannte Jaden, Binden oder ähnliche Vorrichtungen, fowie die Eintragung 
jedes ſolchen Falls und des Grundes der Anordnung in ein beſonderes, hierzu 
beitinmte® Buch. 

3) Die Anordnung der einzelnen Kranken zu gewährenden beionderen Koſt 
und Verpflegung. 

4) Die Beitimmmmg über die gelammte Thätigkeit des Warteperjonals, fo» 
weit e& fich um die Krankenpflege handelt. 

5) Die Beantwortung aller fchriftlichen und mündlichen Anfragen von Bes 
börden, Anverwandten und geieglichen Vertretern, ſoweit die Anfragen fih auf 
derr Zuftand der Kranken beziehen. 

Außerdem darf der Unternehmer Berlegungen von Kranken auf eine andere 
Abtheilung, die Beichäftigung der Kranken und die allgemeine Negelung ihrer 
Beföftigung, ſowie die Vertheilung des Warteperjonald nur mit Zuftimmung des 
leitenden Arztes vornehmen. 


V. Beauffitigung. 
$ 20. Die PBrivatanftalten werden regelmäßig durch den zuftändigen Phſikus 
oder einen zu deſſen Wertreier beitellten Medizinalbeamten und außerdem durd) 
eine von den Miniitern der MedizinalsAngelegenheiten und des Innern ein: 
zuſetzende Beſuchskommiſſion befichtigt. 


821. Die Beſichtigungen finden unvermuthet ſtatt, und zwar: 

1) durch den Phſikus oder deſſen Stellvertreter ohne beſonderen Auftrag 
alljährlich zweimal — einmal im Sommer, einmal im Winter —, 

2) durch die Beſuchskommiſſion in der Regel einmal jährlich. Der zuftändige 
Phyſikus hat diefer Beſichtigung beizumohnen. 

Bei jeder Belihtigung find die Aerzte der Anstalt zur Anweſenheit und 
Ertheilung von Auskunft verpflichtet. 


$ 22. Der Phyſikus oder deilen Stellvertreter hat über jede von ihm vor: 
genommene Belichtigung dem Regierungs: Präfidenten nach Anleitung des anliegenden 
Schemas (C) zu berichten. 

Außerdem iſt betreffs des Mechiels u. ſ. w. der Stranfen und der Zahl 
1.5. mw. des Perſonals jedesmal das beiliegende bereit3 vorgeichriebene Ttatiftiiche 
zormular /D) auszufüllen. 

$ 23. Die Beſuchskommiſſion hat die unter I bis III des Schemas für ben 
Bericht des Kreisphyſikus angeführten, außerdem fonft wichtig ericheinende Punkte 
(ansreichende Verſorgung mit Aerzten [$ 18, 5], Verhalten des Warteperjonals, 

11* 
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Bollftändigfeit der Krankengeſchichten) zu berüdjichtigen, über das Ergebniß an 
den Regierungspräfidenten zu berichten und hierbei zur Abitellung vorgefundener 
Uebelſtände die geeigneten Maßnahmen vorzuschlagen. 


VI. Schluß- und Hebergangsbefimmungen. 


8 24. Bei ſämmtlichen auf Grund diefer Anweiſung zu erftattenden Anzeigen 
find, wenn fie nicht mittel® Poſtbehändigungsſcheins erfolgen, die betreffenden 
Behörden um eine Empfangsbeitätigung zu erfuchen. 


8 25. Als Merzte im Sinne diefer Anweiiung find nur die im Deutichen 
Reich approbirten Aerzte ($ 29 der Gewerbeordnung) zu verftehen. 


$ 26. lleberall, wo in dieſer Anweifung vom Negierungs-Präfidenten Die 
Rede ift, tritt an deſſen Stelle für Berlin und Charlottenburg der Polizei: 
Präfident von Berlin. 


$ 27. Diele Vorſchriften diefer Anweiſung treten ſofort in Kraft, Tomeit 
nicht in den folgenden Paragraphen etwas Anderes beftimmt wird, 


8 28. Privatanitalten, denen die Genehmigung zur Aufnahme freiwilliger Pens 
fionäre (Abichnitt III) unter anderen Vorausſetzungen alö denen des $ 15 er- 
theilt ift, dürfen künftig jolche Kranke nicht aufnehmen. 

Die Beitimmung im legten Sage des $ 14 gilt auch für beitehende Anstalten. 


$ 29. Bei den an PBrivatanftalten bereits thätigen Aerzten fann, jo large 
fie bei derjelden Anftalt verbleiben, vom Nachweije der im $ 18, 1, 3 und 4 ge 
forderten VBorbildung mit Zuftimmung des Negierungs- Präfidenten abgejehen werden. 
Im übrigen muß den Vorjchriften des $ 18, 3, 4 und 5, ſoweit fie nicht 
früher erfüllt werden können, bis jpäteltens zum 1. Oktober 1896 genügt werden. 


$ 30. Aus den im $ 18, 2 Abi. 2 angegebenen Gründen kann aud einem 
beim Inkrafttreten diefer Anweiſung eine Anftalt leitenden Arzte dieſe Leitung ent— 
zogen werden. 


$ 31. Auf die beim Inkrafttreten dieſer Anmweifung bereits beftehenden Anitalten, 
deren Ginrichtung der Polizeiverordnung über Anlage, Bau und Einrihtung von 
öffentlichen und Privat-Kranken-, Entbindungs- und Irrenanftalten vom 19. Auguſt 
1895 nicht entiprechen, kommen die dort getroffenen Beſtimmungen erſt dann zur 
Anwendung, wenn ein Neubau, Umbau oder Erweiterungsbau ftattfindet. 

Soweit die Beltimmungen der Polizeiverordnung vom 19. Auguit 1895 
($ 8) nicht Platz greifen, beivendet e3 für die Bemeſſung des jedem Kranken zu 
gewährenden Luftraum und für die VBeriorgung der Anstalt mit Badeeinrihtungen 
bei den beitehenden Beitimmungen. 

Jedoch dürfen neue Kranke nicht eher aufgenommen werden, bis infolge der 
Verminderung des Beltandes durch Abgang und Entlafiung die im 8 8 Der 
Polizeiverordnung vorgeichriebenen Maße des für den Kopf zu gewährenden 
Raums auch in diejen Anftalten erreicht worden find. 
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Dü ’ R d 1 h zum Gebetbuche des Kaisers Maxi- 
Albrecht ufers han Zeit nungen milian I. 52 Blätter gr. Folio. Zweite 
Auflage. Preis broschirt M. 15. -. (Liebhaber- Ausgabe 
M.20.—.) Auch als »HAUS-CHRONIK« erschienen. 
Preis broschirt M. 16.—, in Schweinsleder gebunden 
M. 30.—. 

Es ist dies die erste auf photographischem Wege hergestellte 
Facsimile-Ausgabe der beruhmten Dürer'schen Randzeichnungen. Ange- 


fügt sind derselben jene acht Randzeichnungen, welche in der Regel Lucas 
Cranach zugeschrieben werden. 


Neue Briefe mit alten Bildern. 


Sechs Serien. Jede Serie 24 Briefbogen und Couverts 

mit altdeutschen Vignetten von Dürer, “Burgkmair, 

Amman, Cranach, Beham, Aldegrever, Frangois Boucher etc. 
Preis der Serie in Carton M. 3.—. 


Neue Briefe mit religiösen Bildern. 


Zwei Serien ä 24 Briefbogen (ohne Couverts) ä Serie M. 2.—. 
«Dem Bedürfniss nach apart eleganten und geschmackvollen Ausschmückungen von Briefen und Brief. 
serverts entgerenzukommen, hat der Herausgeber des »Formenschatzese eine Reihe von Serien Briefbogen mit alten 
Bildern nach Orıginalien von Dürer, Burgkmair u. sw, publizirt. Der allerliehste Gedanke, der einer guten Aufnahme 
sisher ist, warde sehr praktisch durchgeiuhrt, indem auf dem besten Handpapier sowohl die Bogen wie die Enveloppen 
nit den verschiedenartigsten Darstellungen der genannten Meister geschmückt sind.« (Dresdener Journal) 


| Die Wunder von Maria Zell. Facsimile-Reproduction der 25 Holzschnitte 


eines unbekannten deutschen Meisters um 1520. 
Kl. Folio. Preis in Mappe M. 16.—. 


Dieses merkwürdige weder von Bartsch noch von Passavant erwähnte Werk eines hervorragenden Meisters und 
Zeitgenossen der Burgkmair, Schäufelein und Springinklee umfasste 25 Blätter von je 19 cm Hone und 14 cm Breite 
Biligrosse, mit drei- Dis vierzeiligen, auf die verschiedenen Wunder bezüglichen Unterschriften. Unsere Reproduktion 
it, ın nur 700 nammerirten Exeniplaren, auf ächtes Büttenpapier mit breitem Rand gedruckt. 


Jost Amman’s Ehebrecherbrücke des Königs Artvs. 


Facsimile-Reproduktionen des aus acht Blättern bestehenden Original-Holzschnittes. Preis: M. 15. 


.. . ® Hi on irn r * 
istorisch-kritisch dargestellt von 
||Bücher-Ornamentik der Renaissance Hyd arssıch von 
renaissance. 80 Seiten Text und 108 Tafeln. Klein Folio. Preis M. 40.—. Ist momentan 
vergriffen.) Il. Theil: Hoch- und Spät-Renaissance. 64 Seiten Text und 118 Tafeln, 
Klein-Folio. Preis M. 28.—. 

Die zwei Bände enthalten im Ganzen 226 Tafeln, welche uns die lebendigste Anschauung geben von der ganzen 
Enmmickelung der typopraphischen Ornamentik der Renaissance, von ihren Anfangen in Italien bis zu ihrem Verfall, als 
der Kupferstich die Oberhand über den Holzschnitt gewann. Die reiche Fülle des dargebotenen Materials, die geschickte 
Auswahl daraus, sowie der das Ganze begleitende Text geben einerseits Zeugniss von dem grossen Reichthum der 
Sımmiong, andererseits von der ausserordentlichen Sachkenntniss des Verfassers. (IN, Lubke.) 


Die Monogrammisten von Dr. G.K. Nagler, fortgesetzt von Dr. A. Andresen 


u. C. Claus, 9 Lfgn. aM. 13.35, od. 5 Bde. compl. M. 120.— 

Napler's »Munogrammisten® stehen einzig da als unentbehrliches Lexicon für Sammler, Kenner und Freunde 

von Kopfersniehen und Holzschnitten, Oelgemälden, Porzellan-, Majolica- Metallarbeiten u. s. w. Die bisher erschienenen 

fünf starken Bände enthalten auf ca. 5000 Seiten Nachrichten uber etwa 175,000 Monogrammisten vom Mittelalter bis auf 
die neuesten Zeiten. (Der frühere Preis M. 90. — ist erloschen.) 


Album für Frauenarbeit, enthaltend klassische Motive für Weissstickerei, Bunt-, 


Gold- und Applicationsstickerei, Spitzen-, Verschnür- 
ungs: und Knüpfarbeit, sowie Weberei, Passementrie und Stoflbemalung. Herausgegeben von 
Georg Hirth. Serie IM. 2.—. 


Bilder aus der Lutherzei R Eine Sammlung von Portraits etc. aus der Zeit der Re- 


formation in Facsimile-Reproduktionen nach Holz- 
schnitten und Kupferstichen von Dürer, Cranach, Holbein u. a. Mit einem Vorwort von Georg 
Hirth. 1883. XI. und 40 SS. in Folio, in Umschlag mit Cranach’scher Bordüre. Preis M. 2.—. 


Peter Flötner nach seinen Handzeichnungen u. Holzschnitten 


von Dr. phil. J. Reimers, z. Z. Direktor des Provinzialmuseums in Hannover. ı6 Bogen 
hoch 4° mit 93 Illustrationen. — Ladenpreis broschiert 6 Mark. 

Die vorliegende Arbeit führt uns einen Nürnberger Künstler der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts vor, von dem 

tıs dahin sehr wenig bekannt geworden war. Die eingehende Besprechung der Werke Fiötner’s, die zahlreichen Illustrationen, 


wie die ausführliche Beschreibung der einzelnen Werke des Meisters, dürften diese Schrift zu einer willkommenen Gabe 
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machen für jeden, welcher sich mit der dekorativen Kunst des 16. Jahrhunderts beschäftigen will. 
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! Liebhaber-Bibliothek alter Ilustratoren ! :Jo*, Ammav's Fraven- ' 
in Facsimile-Reproduktion: M. 6.40. II. »Jost Amman's | 


werden, von ihrem höühen kunstwissenschaftlichen 
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trachtenbuche, M. 4.—, geb. 


Kartenspielbuch«, M. 4.—, 

geb. M.6.40. III. »Jost Ammans wappen- und Stammbuch« M. 7.50, 
eb. M. 10.—. WV. »Tobias Stimmer's Bibel vom Jahre 1576«, 
. 7.50, geb. M. 10.—. V. »Virgil Solis Wappenbüchlein vom Jahre 
15554, M. 5.—, geb. M. 7.50. VI. »Lucas Cranach's Wittemberger 
Heiligtluumsbuch vom Jahre 1509€, M. 10.—, geb. M. 13.—. VII. »Jost 
Amman’s Stände und Handwerker mit Versen von Hans Sachs vom 
Jahre 1568«, M. 7.50, geb. M. 10.—. VII. »Albrecht Dürer's Kleine 
Passione, M. 3.—, geb. M. 6.—. IX. »Hans Holbein’s Altes Testa- 
mente, M. 2.—, geb. M. 7.—. X. »Hans Holbein’s Todtentanz«, 
M. 5.—, geb. M. 3.—. XI. »Hans Burgkmair’'s Leben und Leiden 
@hristie, M. 3.—, geb. M. 6.—. XI. » Albrecht Altdorfer, Der Sünden- 
fall und die Erlösung des Menschengeschlechtes«, M. 3.—, geb. M. 6.—. 
XIII. »Hallisches Heiligthumsbuch v. Jahre 1520«, M. 6.—, geb. M.9.—. 


»Die treffliche photographische Reproduktion, sowie die sorgfältige 
stilgetreue Ausstattung der Bücher setzt das Publikum in den Stand, sich 
diese Kostbarkeiten der alten Xylographie, deren Originalausgaben bekanntlich Tausende 
werth sind, um den Preisvon wenigen Mark anzıuschailen, ohne sich sagen zu müssen, 


dass darin doch nur ein ungenügender Ersatz geboten sei. Solche Nachbildungen, wie diese, können wirklich für den 
Mangel der Originale entschädigen und selbst dem strengen Sinn Freude machen.« (Zeitschrift f. bildende Kunst.) 


Jost Amman’s Allegorie auf den Handel. abbitens 9 


Kaufmannschaft sambt etslicher der Namhafts und fürnembsten Handelstert signatur und 
Wappen.) Nach den in der Fürstlich. Wallerstein’schen Bibliothek in Maihingen aufbewahrten 
Original-Holzstöcken; Text nach dem Originalabdruck im k. bayer. Nationalmuseum. Aus- 
abe von 1622. Grosses Tableau in zweilarbigem Kunstdruck, 120 cm h., 85 cm br. In 
(artonmappe M. 4.50, auf ganz Leinwand gezogen M. 6.—. 


P. P. Rubens’ Antike Charakterköpfe. Es or] 


zeichnet von Rubens, in Kupfer gestochen von L. Vorstermann, P. Pontius, H. Withous und |} 


‘B. à Bolswert. In Facsimile-Reproduktion. Folio. Preis M. 2.50. 


Inhalt: Demokritos, Demosthenes, Hippokrases, Plato, Sokrates, Sophokles, M. Brutus, C. Julius Cäsar, P. Corwelis 
Scipio Africanus, M. Tullius Cicero, Nero, L. Annacns Seneca, | 


ı Darinnen begriffen, was in dess Wohlgebornen herrn herrn 
Fugger-Inventarium, Marx Fuggers Freyherrns vonKirchberg vnd Weissen- | 
horn Röm. Kay. Mätt. Rath. vnd Fürst Dht. llerzog Maximiliani in Bayrn Rats 


vnd Kammerers Meines gnedigen herrn Rüst: vnd Sattel Cammer an Harnischen, Büchsen, 
Wehrn, Spiessen, Sättlen, Zeugen, Schlitten, fampt Irer Zugehörung vnd andrn Vorhanden. 
Inmassen solches alles im Monat Julio Anno 1599 Beschriben worden. Nach dem Original- 
manuskript herausgegeben von F. A. Butsch. 36 Seiten, hoch 4°; elegant brosch. Mk. 3.—. 


Die Publikation ist von grossem Interresse für Kulturhistoriker, Bibliotheken, Antiquitätenhändler. 


Catalog der nachgelassenen Kunst-Sammlungen &: 3:55 | 


Lorenz Gedon in München. 16 Bogen 4° mit 1257 Nummern und zahlreichen Textillustrationen. 
Ausgabe A mit Illustrationen von l.ossow, R. Seitz u. a.: Preis Mk. 2.—; Ausgabe B (Lieb- 


haber-Ausgabe) mit ı8 Tafeln in Lichtdruck, sowie Porträt Gedon’s von F. A. Kaulbach; | 


Preis Mk. 10.—. 


Albrecht Dürer’s Aufenthalt in Basel 1432. 1494 Si cr name! 


Conservator der öffentlichen Kunstsammlung in Basel. 7 Bogen hoch 4°, mit ı5 Text- 
llustrationen und 50 Lichtdrucktafeln. Ladenpreis elegant broch. Mk. 20.—. ‚ 
Auf Grund noch völlig unbekannter künstlerischer Alten, die hier zum ersten Male publizirt sind, wird der Nach- 


weis geleistet, dass der grosse Nürnberger Meister Dürer vom Späitiahr 1492 bis Frühling "494 in Basel weilte, dass somit 
die schon seit langem zur kunstgeschichtlichen Thatsache erhobene Hypothese von einer ersten Reise Dürers nach Venedig 
unhaltbar geworden ist. Die Publikation bringt ausserdem noch ein eigenhändiges Schriftstück des jungen Dürer zum Abdruck, 
aus welchem die Anwesenheit des Künstlers in Basel während der genannten Jahre zur Evidenz hervorgeht, so dass die Muth- 
massung von Rumohr, dass Albrecht Dürer als Zeichner für Baslerische Otlizinen thätig gewesen sei, sich bewahrbeitet. |} 
Die köstlichen Federzeichnungen (sämmtlich in Sa ide algrösse reproducirt), welche in der Schrift zur Publikation gelangen, |4 

erth abgesehen, stets als kulturgeschichtliches Denkmal zu betrachten sein. [BF 
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Annalen des Deutſchen Reids 


für Geſetzgebung, Verwaltung und Statifik. 


Stautswiſſenſchaftliche Zeitſchrift und Materialienſammlung. 





Unter MAitwirkung zahlreichet Jachmänner 


herausgegeben von 


Dr. Georg Hirth und Dr. War v. Seydel. 





Uerlag von ©. Birth in München und Leipzig. 


Pe Babrgang. Im. * 
1896. Sährlih 12 Hefte. Abonnementspreis: vierteljährlih 4 Mark. Jir 3 
12 Hefte bilden einen Band, . a 











Iuhalt: 
—— Unterſuchungen über bie Ent- zeit | Konkurrenz mit anderen Banten an Seite 
widiung and Ausbreitung des Giro:Ber- demſelben ‘Blage in den 15 —— 
Ihrs der deutſchen Reichsbaul. Bon | 1876 - 1890 . . . . 187 
Rudelt Blum, Steuer-Aſſeſſor. . 165 | Anlagen D-Xl . .... 196-221 
1. Tie Ausbreitung t des Giro-Werfebrs Die Rentenfonvertirung. Non Dr. iur. et 
au verichiedenen Orten — der phil, Friedrich Zäahn . . . 229 


Weriode 1881-1885 . . . 167 


Die ftantliche Regelung ber Schufiparlaffen 
2? Entwidelung nnd Ausbreitung | des 


im Herzogthum Braunidhwein. Bon Fi— 


Gito⸗Vertehrs am demjſelben Orte nangrath Dr. % WR. Zimmermann 
in den 15 Jahren 1876—1890 . 175° zu Braunschweig . 2 2 2 2202. 335 
3. Ausbreitung der einzelnen Arten Miszellen: 
des Giro Verlehrs an demſelben Orte — ſd 
z . a i } ziſche eutſchen Gym 
während der Periode 1885—1800 186 — —— und dentſcheu Co an 
4. Entwiclelung und Ausbreitung des Tie vpreußiſchen Sunrfafien 1894 bezw. 


Giro⸗Verlklehrs der Reichsbank in ‚159495 . . 6 





= G. Birth's Verlag i in München & Keipzig. ws 














Staatsrechtliches, volkswirthfchaftliches und fatiftifches Jahrbuch. 


Annalen des Deutſchen Reichs 


für Hefeßgebung, Verwaltung und Htatiftik. 
Stantswiffenfhaftlihe Zeitſchrift und Malerialienfammlung, 


Unter Mitwirkung zahlreider Jachmänner 


herausgegeben von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar v. Seydel. 


Jäahrlich 12 Bar er — — —— Mark 4.—. 








— — — früheren Zahraäi änge. 


Bei nenen Abonnements wird oft mit Bedauern bemerkt, daß 
die Erwerbung der früheren Jahrgänge der „Annalen“ mit fo 
großen Koften (Zilk. 384.—) verknüpft fei, und der Wunſch ans- 
gefproden, bei Beyug der volltändigen Serie eine Breisermähigung 
eintreten zu laffen. Um nun Derartigen Wünſchen entgegensakommen, 
haben wir uns entfchlofen, wen eintretenden Abonnenten die 
Iahrgänge 1870-1879. 1881-1893 anftatt zn Milk. 368.— m 

nur Mark 160.— 
sm liefern, ſoweit der dazu beftimmte Vorrath reicht. 

Der Preis der einzelnen Bande reſp. Jahrgänge bleibt wir 
muor Wk. 16.-— Die Iahraange 1868, 1869 und 1880 find gan 
vergriffen. 

Die „Annalen des Deutſchen Reiches“, jeit 1868 erjcheinend, find als 
praktisch - wiſſeuſchaftliches Quellenwerk widtig für Minifterien, 
Bezirks-Kegierungen, Hlagiftrate, Landräthe, Confnin, für Geridte 
aller Inftanzgen, Beichs- und Zandtagsabgeordnete, Aduokaten, 
Botare, Zollämter, Handelskammern, Bedartionen nnd größere 
Bibliotheken. 

BE Intereſſenten jteht ein alphabetifches Gefammt-Regifter über die 
Jahrgänge 1868 bis 1894 der „Anmalen‘ gratis zur Verfügung. 





Statififche nie 
über die Entwicklung und Ausbreitung des 
Giro-Berkehrs der deutlichen Reichsbank.) 


"on 


Rudolf Blum, Steuer-Ajteitor. 


In Folgendem joll die Entwidelung und Ausbreitung des Giro-Verfehrs 
vr deutichen Reichsbank einer jtatiftiichen Unterfuchung unterzogen werden. 
das Material hierzu liefern die VBerwaltungsberichte der deutjchen Neichsbanf 
ud zwar joll der Zeitraum 1876-—-1890 einer eingehenden Betrachtung unter: 
worfen werden. Die jtatijtische Unterfuchung ſoll jich nur bis Ende des Jahres 
18%, des legten Jahres erjtreden, aus welchem bei Beginn der Unterfuchung, der 


e Vir den Giro Verkehr der Reichsbanf gelten. nachſtehende Beſtimmungen: 

1. Die Anträge auf Eröffnung eines Contos find au diejenige Neichsbantbauptitelle 
der Reichsbanfitelle zu richten, zu deren Bezirk der Antragiteller feinem Wohnſitz nach gehört. 

2. Wird der Antrag genehmigt, jo erhält der Antragiteller außer den nöthigen ‚rormularien 
em Gonto- Gegenbuch, im weldyes alle von ihm oder für ihn baar oder durch Verrechnung 
‚ mgebenden (Helder eingetragen werden. Weitere Beicheiniqgungen werden von der Reichs: 
sank nicht erteilt. 

3. Baare Einſchüſſe, bei der Reichsbant zahlbare Checks und Wechſel, desgleichen dis— 
sontirte Wechiel und ertheilte Yombard- Darlehen werden dem Siro-Gonto jofort qutgeichrieben. 

4. Tie der Reichsbank zum Incailo übergebenen Cheds, Wechiel, Anweiſungen, Rech: 
umgen und jonitigen Papiere müſſen quittirt fein und mit einem ſpeziellen Verzeichniß 
eingereicht werden, zu welchem die Bank die ‚sormulare liefert. Auf den lebteren it Die 

it, bis wann die Ablieferung der Bapiere an die Bank erfolgen muß, für jede Reichs— 
tanfantalt genau angegeben. 

Ter Geſammtbetrag der in dem Berzeichniife angegebenen Inkaſſo Papiere wird in 
dem Conto⸗Gegenbuch vor der Linie ſofort eingetragen. Die definitive Gutſchrift erfolgt 
et nach Eingang, in der Regel aber noch an dent zur Einziehung, beitinmten Tage. 

Unbezahlt gebliebene Bapiere erhält der Conto-Inhaber gegen feine Quittung ſpäteſtens 
am Vormittage des auf den Einziehungstag folgenden Werktags zurück. Auf die Proteſtirung 
der Wechſel läßt ſich die Bank nicht ein. 

>. Die Eintaſſirung von Effekten u. ſ. w. übernimmt die Reichsbank nur an den be 
ionders befannt zu machenden Urten, an welchen fich ein Bedürfniß Dafür geltend macht. 

Tie Effekten u. ſ. w. find der Bank mit iveziellem Verzeichniite zu übergeben. Jedes 
Lodet muß verfiegelt wıd mit dem Nanten des Cinliefevers, dem Namen des Empfängers 
und mit dem nach dem Verzeichniſſe Dafür zu erbebenden Geldbetrage verſehen ſein. 

Die Verrechmung der Beträge erfolgt nach den Beſtimmungen in Abſahß 2 der Nr. 4. 

6. Weber fein Guthaben fann der Gonto ‚Inhaber in beliebigen Theilbeträgen jederzeit 
verfügen, aber, abgeieben von den Beſtimmungen unter Nr. 8, nur durch Checks auf For— 
—— welche ihm die Bank geliefert hat. Verſugungen anderer Art werden nicht 
onorrt. 

Baare Abhebungen erfolgen durch weiße Checks, welche auf eine beſtimmte Perſon 
oder Firma mit dem Zuſatze „oder Ueberbringer“ lauten. Die Bank zahlt den Betrag an 
den Ueberbringer ohne Legitimationsprüfung, auch wenn der Chef an eine beſtimmte Perſon 
girirt iſt. 

Soll der Check mur zur Verrechnung mit der Reichsbank oder einem Conto Inhaber 
benugt werden, jo muß er gefreust, d h. auf der Vorderfeite mit dem quer über den Text 
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Nechenichaftsbericht der Neichsbanf vorlag. Zunächit theilen wir dieſen Zeit: 
raum in drei Aojchnitte, in drei Quinquenmien, um die Zufälligfeiten in den 
einzelnen Jahren zu bejeitigen und um den Durchichnittscharafter nicht zu 
trüben, berechnen dann unter Weglaffung der drei legten Stellen die fünfjährigen 
Durchichnitte der en 1876— 1880, 1881— 1885 und 1886—1890 auf 
Grund der in den Berwaltungsberichten über Giro:Verfehr angegebenen Beträge 
und unterfuchen alsdann diejenigen Urfachen, welche zur Entwidelung und Aus: 


eichriebenen oder gedrudten Vermerk verlieben werden: „Nur zur Verrechnung“. In dielem 
salle darf die Bank den Betrag nicht baar auszahlen. 

Yu den lebertragungen auf Conten an demfelben oder an einem anderen Bantplage 
jind die rothen Check-Formulare beitimmt. Sie müſſen auf den Namen ausgeftellt werden 
und find nicht übertragbar. 

7. Die Ched-sormulare werden jedem Conto-Inhaber nah Bedarf in Heften von 
mindeitens 50 Stüd gegen Quittung von der Bank geliefert. Er it verpflichtet, die For— 
mulare jorgfältig aufzubewahren und trägt alle Folgen und Nachtbeile, welche aus dem 
Verlufte oder jonitigen Abhandentommen diefer Formulare entiteben möchten, wenn er nicht 
jeine contoführende Bankanſtalt rechtzeitig von dem Abbandentommen jchrittlich benachrichtiat 
bat, um die Zahlung an einen Unberechtigten zu verhindern. 

Ebenjo ift der Conto-Inhaber der Bank dafür verantwortlich, wenn er die in den 
Ched-sormularen offen gelaſſenen Stellen nicht jo ausfüllt, daß eine Fälſchung unmöglich 
it, oder wenn er von der auf der rechten Seite der weißen Gheds befindlichen ZJablenreibe 
nicht diejenigen Zahlen vor der Ausgabe abtrennt, welche den Betrag des Checks überiteigen. 
Gheds, welche geichriebene Zufähe zwiſchen den vorgedrudten Zeilen enthalten, werden zurüd- 
gewieſen. 
Makulirte Chech-Formulare find an die Bank zurückzuliefern. 

8 Mechiel, aus welchen ein Conto Inhaber zu einer Zahlung verpflichtet it, find bei 
der Reichsbanf oder einem andern Bankhauſe, welches mit der Neichsbanf in täglicher Ab- 
rechnung jtebt, zahlbar zu machen und rechtzeitig zu avifiren. Gin Verzeichniß dieſer Bant- 
bäufer {lt in dem Giro-Gomptoir aufgelegt. Im Beſitze der Reichsbank befindliche Wechiel, 
welche weder bei ibr, noch einem der in dieſem Nerzeichnifle genannten Bankhäuſer zahlbar 
gemacht oder nicht rechtzeitig avifirt find, müjlen baar bezahlt werden. 

er Eingelöſte Bapiere werden dem Conto-Inhaber gegen Empfangsbeicheinigung aus 
geliefert. 

9. Verfügt der Kontoinhaber über mebr, als jein Guthaben beträgt, jo lehnt die 
Bank nicht blos die Zahlung ab, fondern bebält ich auch vor, den Verkehr mit ihm jofort 
abzubrechen. Verfügt er über fein ganzes Guthaben, jo drüdt er damit die Abficht aus, 
fein Conto zn ichließen. 

10. Die Giro-Gelder werden von der Banf_ jpeienfrei verwaltet, aber nicht verzinit. 

11. Die Conto-Gegenbücher find möglichit oft zur — der Poſten vorzulegen. 

Jährlich am 7. Juli und 31. Dezember werden ſämmtliche Conten abgeſchloſſen und 
der Saldo auf's Neue vorgetragen. 

12. Die Reichsbank erwartet, daß die Conto-Inhaber von den ihnen vorſtehend unter 
Nr. 4 und 8 eingeräumten Befugniſſen regelmäßig Gebrauch machen, die GiroEinrichtung 
aber nur fir fich jelbit oder andere Conto-Inhaber, nicht für dritte Berfonen benugen und 
ein der Mühemwaltung entiprechendes baares Guthaben halten werden. Zie behält fich das 
Recht vor, den Betrag ohne Weiteres durch Ichriftliche Benachrichtigung aufzubeben, wenn 
diefer Erwartung nicht eutiprochen wird, oder wenn fie aus andern Gründen die Aurbebung 
für — erachtet. 

Außerdem können die vorſtehenden Beſtimmungen nach 14 Tage vorbergegangener 
öffentlicher Ankündigung in den nach $ 30 des Neichsbantitatuts bejtimmten Blättern 
jederzeit abgeändert werden. 

13. Vor Eröffnung des Conto's hat ſich der Conto-Inhaber mit diefen Beitimmungen 
durch Vollziebung eines Druck-Erxemplars derielben einveritanden zu erflären. Die Unter 
ichriften der übrigen Perſonen, welche als Geichäftstbeilhaber oder fonjt zur Zeichnung des 
Namens oder der Firma des Conto-Inhabers berechtigt find, müſſen bei der Bank nieder: 
gelegt werden. Für Prokuriſten oder Bevollmächtigte find außerdem bejondere Vollmadhten 
nach den bei der Reichsbank eingeführten Formularen niederzulegen. Alle der Reichsbank 
mitgetheilten Unterichriften und Wollmadıten bleiben jo lang giltia, bis der das Gonto 
führenden Bankanſtalt fchriftlich von dem Erlöſchen Anzeige gemacht worden iſt. 
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breitung des Giro-Verfehrs beigetragen haben. Wenn wir die in den Bank: 
berichten angegebenen Zahlen in obiger Weife fürzen, jo wird dies ohne Nach— 
theil für das Ergebniß der Arbeit gejchehen fünnen, da die Zahl an und für 
jih faum, jondern nur ihr Verhältniß zu anderen Zahlen von Be: 
deutung iſt. Zur Erleichterung der Ueberiicht zerlegen wir Die Arbeit in 
folgende vier Theile, in welchen wir die einzelnen Perioden einer bejondern 
Betrachtung unterziehen wollen und zwar in: 
1. Die Ausbreitung des Giro-Verkehrs der deutichen Neichsbanf an ver: 
ichiedenen Orten während der Periode 1881—1885. 
2. Die Entwidelung und Ausbreitung des Giro-Verkehrs der deutſchen Reiche: 
banf an demjelben Orte in den 15 Fahren 1876--1890. . 
3. Die Ausbreitung der einzelnen Arten des Giro-Verkehrs an demjelben 
Orte während der Periode 1885 - 18%. 
4. Die Entwidelung und Ausbreitung des Giro-Verkehrs der Neichsbanf in 
Konkurrenz mit andern Banken an demfelben Plage in den 15 Jahren 
1876— 1890. 


1. Die Ausbreitung des Giro-Berkehrs an verfchiedenen Orten während der 
Periode 18S1—1885. 


Zu einer derartigen Unterfuchung wählen wir die Periode 1881—1885 
aus, weil diefe Periode von den genannten drei die mittlere iſt und Die ver: 
ihiedenen wirtbichaftlichen ‚Saftoren, welche von längerer Dauer waren und 
zur Entwidelung und Ausbreitung des Giro-Verkehrs beigetragen haben, am 
beiten in dieſen Durchichnittszahlen zum Ausdrud kommen und weil zugleich) 
die im Jahre 1855 vorgenommene Berufsitatiftit (j. Statiftif des Deutjchen 
Reichs. Nene Folge Band 2 ©. 49 Berlin 1854. Verlag von Puttfammer 
und Mühlbrecht) einen Vergleich der umgejegten Beträge der einzelnen Städte 
mit der Größe und der Erwerbsthätigfeit ihrer Einwnhner ermöglicht: Nad) 
dem Erjcheinen des Verwaltungsberichts der Neichsbanf pro 1895 fann für 
1891 —1895 eine neue Unterjuchung auf Grund der im Jahre 1895 auf: 
geitellten Gewerbeſtatiſtik gemacht werden, deren Bearbeitung der Verfaſſer fich 
vorbebält. Um nun die erforderlichen Zahlen zu erhalten, berechnen wir, nach— 
dem wir die fünfjährigen Durchichnitte der Periode 1881— 1885 gebildet haben, 
die auf 1000 Einwohner durchjchnittlich vereinnahmten und verausgabten Be— 
träge. Wie wir unſere fünfjährigen Durchichnitte um die drei legten Zahlen 
getürzt haben, jo runden wir bebufs Vereinfachung des Nechenverfahrens bei 
Berehnung der auf 1000 Einwohner fommenden Unfäße die drei legten Stellen 
der Einwohnerzahl auf 1000 ab. Hat 3. B. Aachen 85 992 und Augsburg 
61331, jo nehmen wir für unfere Rechnung 86 000 bezw. 61 000 Einwohner 
an. Wir bilden uns zur Erleichterung der Ueberſicht zwei Tabellen, die eine 
toll ung in Stand jeßen, die auf 1000 Einwohner fommenden Beträge der 
gejammten Einnahmen und Ausgaben mit der auf 1000 Einwohner fommenden 
Erwerbsthätigkeit der verschiedenen Berufsarten zu vergleichen, die andere Tabelle 
dagegen joll die auf 1000 Einwohner fommenden Durchichnitte der einzelnen 
Arten des Giroverkehrs veranfchaulichen.. Ein Vergleih der niedrigjten mit 
den höchſten umgejegten Beträgen in der Tabelle 4, zweiten Spalte, liefert 
mande intereſſante Ergebniſſe. Wir jeben 3. B, daß Graudenz die Fleinfte 
(0), dagegen Frankfurt a.,M. die größte Gejammteinnahme (20 242) auf: 
zuweiſen bat, zugleich finden wir, dab Frankfurt a/M. eine der höchiten 
Zahlen der Handel und Verkehr treibenden Perſonen (349.1), Graudenz dagegen 
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eine der höchiten Zahlen der in Land und Foritwirtbichaft thätigen Perſonen 
(559,2) repräjentirt und daß die Zahl ihrer Handeltreibenden eine der miedrigiten 
it. Zur VBervollitändigung unſeres Vergleichs ziehen wir auch noch eine Stadt 
in Betracht, die einen wejentlich industriellen Charakter trägt. Dieſe Stadt 
it Bochum. Bochum bat die meiiten Induftriellen (735.4) und eine Giro-Ein: 
nahme von 1229. Vergleicht man nun die girirten Beträge diefer drei Städte 
mit einander, jo fommt man unwillkürlich zu dem Schluſſe, daß Jich der Handel 
am meiften und die Yandwirthichaft fih am wenigiten des Giro-Verkehrs be- 
dient und daß die Induſtrie mehr, als die Yandwirtbichaft, aber weniger als 
der Handel den Giro-Verkehr in Anſpruch nimmt. 

Um nun dieſe Behauptung ſtatiſtiſch zu beweiſen, bilden wir für Handel, 
für Landwirthſchaft, für Induſtrie und für Handel und Induſtrie zuſammen 
je eine beſondere Tabelle (j. Tabelle VI—IX). In einer jeden ordnen wir 
die Städte in der Weile, dab die Städte, welche auf 1000 Einwohner Die 
meiiten von der betreffenden Berufsart aufzuweiſen haben zuerit und zuleßt 
diejenigen fommen, welche die relativ kleinſte Zahl von der betreffenden Be: 
rufsart beiigen. Zugleich fallen wir je 7 Städte zu einer Gruppe zujammen 
und berechnen für jede Gruppe die Zahl der Erwerbsthätigen, die auf 1000 
Einwohner fommen, jowie die auf 1000 Emmwohner fommenden Giro-Einnahmen. 
Der Einfachheit der Tabelle halber, ſowie zur Erleichterung des Vergleicht 
fünnen wir bierbei von den Giro-Ausgaben abieben. 

Indem wir die Städte und Gruppen nach dem Grade ihres Handels: 
harakter aufeinander folgen laſſen, erhalten wir nachitebende Zahlen (ſiehe 
Tabelle VI: 


Gruppe: x [8 vv [vi | v Ijejefe 
Handelscharater . . 323411 2551 235] 221] 208] 195] 187] 165] 1411 76. 
Zumme der GiroEinnahmen . 9389] 4501] 1377] 2173] 2456] 1064] 1125] 982] 996] 418 





























Um nun die Ordinaten für überjichtliche Kurven zu bekommen, bilden wir 
den Durchichnitt einer jeden Neibe, ſetzen denſelben gleich 100 und bringen 
obige Zahlen hierzu in ein entiprechendes Verhältniß. Wir erhalten alsdann 
folgende Reſultate: 





Gruppe: X | IX vor] vu vi | v | Iv | Im | IT | I 
Handelscharakter . - ä 1731 126] 1163 1091 1031 6851 921 82] 701 37. 
Summe der GiroEinnahmen 3841 184 56] Sul 100) 43] 461 401 All 17 


























Wie wir ans vorjtebender zweiten Reihe „der Summe der Giro Ein— 
nahmen“ erſehen, fteigen die Einnahmen, von einigen Heimen Schwankungen 
abgejeben, bis zur Gruppe VI, von da ſinken fie bis zur Gruppe VIIL und 
jteigen Dann bedeutend bis zur legten Bruppe Das anfallende Sinken bei 
Sruppe VIII it dem Umptande zuzuschreiben, daß im dieſer Gruppe mebrere 
Städte, wie: Thorn, Flensburg, Koblenz, Bromberg, vertreten find, Die trotz 
ihres bedeutenden Dandelscharafters nur relativ geringe Umſätze haben. 

Im Allgemeinen können wir jagen, daß die Einnahmen beim Handel eine 
jteigende Tendenz haben und Daß im Allgemeinen mit zunehmenden Handel 
auch die Giro-Einnahmen zunehmen. 
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Noch deutlicher kommt dies zum VBorfchein, wenn wir je zwei Gruppen 
vereinigen. Auf diefe Weiſe erhalten wir nur fünf Gruppen mit folgenden 
Zahlen: 





Gruppe: | vll | I 
Handelscaratter - - > 2 >... 381] 227] 202] 175[ 107. 
Summe der Giro-Finnabmen . 5975] 1840| 1807] 1052] 693. 














Um paſſende Kurven, welche uns den Handelscharafter umd die Giro- 
Einnahmen bejjer daritellen, fonjtruiren zu können, bilden wir von jeder Neibe 
den Durchichnitt, jegen denjelben gleih 100 und reduziren entiprechend die 
vorstehenden Zahlen. 


Wir gelangen alsdann zu folgenden Ergebniljen: 


























Gruppe: v ev fanf | | 
Handelscharatter . — 142] 115 | 1011 881 55. 
Summe der GiroEinnahmen >63] 811 79] 46] 30 
* ar rz za 2 





REN 


Aus vorjtebenden Zahlen, ſowie aus dem Verlauf der Kurve für die 
Sire-Einnahme zeigt ſich ums recht deutlich, wie mit zunehmendem Handel auch 
der Giro: Verkehr zunimmt. Zugleich bemerken wir aber auch hierbei, daß bei 
ven Einnahmen alle Gruppen mit Ausnahme der Gruppe V unter dem Durch: 
Ihmitt liegen. Wir jehen jomit, daß der Giro-Verkehr beim Handel jich in 
der V. Gruppe fonzentrirt, welche die zehn großen Handelsitädte umfaßt. 

In auffallendem Gegenſatz zu diefer legten Kurve steht diejenige, welche 
wir erhalten, wenn wir die Städte und Gruppen nach ihrem landwirthichaft: 
lichen Charakter ordnen. 


Hierbei gelangen wir zu folgenden Zahlen (f. Tabelle VII: 








Grüppe: X | ıx |vo | vi | N vu] 1 | 1 
— —— —— ——— ——— — — —— —— — oo 
!andwirtbicaftl. Charakter . . | 5141 162] 52] 34 2 al ol nl sa 
Summe der Giro-Cinnahmen . 333] 811] 1977] 7866| 1151] 2542] 2218] 22111 103l6650. 























Zehen wir den Durchſchnitt einer jeden Neihe gleich 100 und bringen 
— hierzu in das entſprechende Verhältniß, ſo erhalten wir folgende 
eſultate: 
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Gruppe: x | ıx var] von] vi | v | Iv | in | 1 | I 
Yandwirthichaftl. Charakter . | 595] 1901 601 401 301 271 22] 17) 10 5. 
Summe der Giro-Finnabmen . 111 261 66] 2eıl 37 84 73) 73 1461 221. 


























Wie wir aus den Zahlen für die gefammten Giro-Einnahmen erjeben, 
nehmen diejelben mit zunehmender Landwirtbichaft ab; nur bei Gruppe V 
folgt eine Eleine, bei Gruppe VII eine bedeutende Zunahme. Im Allgemeinen 
fönnen wir von diefen Einnahmen im Gegenlag zu den gefammten Einnahmen 
des Handels jagen, daß fie eine ſtark finfende Tendenz haben. Die Zunahme 
bei Gruppe VII ift ganz abnorm und einzig und allen dem Umſtande zuzu— 
Ichreiben, daß Frankfurt a M. mit feinen großen Giro-Umſätzen zu Diejer 
Gruppe gehört und daß dieſe Stadt im Bergleich mit andern großen Handels- 
und Induſtrie-Städten eine große Zahl Landwirthſchaft (wohl überwiegend 
Gärtnerei) treibender Einwohner unter ihrer Bevölkerung bat. 

Noch etiwas deutlicher zeigt ſich das Siuken der Giro-Einnahmen, wenn 
wir je zwei Gruppen zuſammenfaſſen: 








Gruppe: vlavlufı | N 
Yandmwirthichaftl. Charakter . . | 377] 43 24 177 8. 
Zumme der Giro-Ginnabmen . 520] 4893] 2051] 2217]4959. 











Um Kurven zu erhalten, welche uns überjichtlicher den landwirtbichaft- 
lichen Charakter, jomwie den Verlauf der Summe der Giro-Einnahmen zeigen, 
jegen wir den Durchichnitt einer jeden Zablenreibe gleich 100 und gelangen 
dann Durch entiprechende Neduftion der voritehenden Beträge zu folgenden 
Ergebniſſen: 





Gruppe: vll) | 1 
Candwirtbichaftt. Eharalter . .: 4011 461 261 181 9. 
Summe der Giro-Finnabmen . | 18] 167] 70) 75| 169. 





























In vorjtehender Kurve für die gefammten Einnahmen jehen wir, wie Die 
Giro-Einnabmen von Anfang bis zu Ende jinfen; nur bet Gruppe IV, wo 
eine ſtarke Steigung eintritt, findet aus den oben ſchon angeführten Gründen 
eine Ausnahme jtatt. 
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Für die Industrie erhalten wir folgende Zahlen (j. Tabelle VIII): 





Gruppe: x | vu [vo | vi | v im jmf | | 
nduftrie-Eharatter : FEN j 65781 584] 5401 401] 456] 4391 410 370 329} 218. 
Summe der Giro-Cinnabmen | 1871] 1319] 5020] 3480] 2579] 4489] 2831] 8855] 1619] 220. 























Wenn wir nun wiederum die Durchichnitte vorjtehender Reihen gleich 
100 jegen und die einzelnen Zahlen entiprechend fürzen, jo erhalten wir Folgende 
Reſultate: 





Gruppe: xlxſinſvulvv —D——— 
Anduitrie-Charatter 2.1501 129] 1191 107] sol sel sel sıl 72l a8. 
Summe der Giro:-&innabmen . | 58 48] 156[ 108] 80) 139] 88 274 51 7. 


























Wie wir aus voritehenden Zahlen eriehen, fteigen die Gejammt-Einnahmen 
zunächſt bis Gruppe III und erreichen mit dieſer ihren Höhenpunft, von hier 
aus jinfen fie unregelmäßig, indem bei Gruppe V, VII und VIII nochmals 
Steigungen jtattfinden bis zur Endgruppe. Der Betrag dieſer Gruppe (X) 
it größer, al® derjenige der Aufangsgruppe; auch bei den vorhergehenden 
Gruppen (II—IX) find die Beträge nie feiner, al8 der Betrag der Anfangs: 
gruppe. 

Unterzieben wir nun die Gruppe III einer näheren Betrachtung, To Fällt 
uns unter den Städten wiederum Franffurt a. M. auf, auch bei den Gruppen 
V und VIII, wo nochmals Zunahmen zu verzeichnen find, werden dieſe 
Steigungen durch bedeutende Handelsjtädte, wie: Hamburg, bezw. Berlin ver: 
urlacht. 

Aus den einzelnen Zahlen der Induſtrie-Gruppen, ſowie aus den zu Diejen 
Öruppen gehörigen Städten geht deutlich hervor, daß die Marima nicht durch 
die Jnduitrie, jondern durch den Handel hervorgerufen werden. Einfacher und 
überfichtlicher zeigt jich Dies, wenn wir je zwei Gruppen vereinigen und dann 
die Kurve für den Induſtrie-Charakter und die fir die geſammten Einnahmen 
fonitruiren:: 








MEWER® NEIENENEE 
Amduftrie — — 63831 529] 446) 3951 283. 
Summe der Giro— Einnahmen . » 1607] 4681] 3759] 5171]1024. 

I 














Segen wir Die Durchſchnitte der einzelnen Reihen gleich 100 und bringen 
die übrigen Zahlen hierzu in ein entſprechendes Verhältniß, ſo erhalten wir 
folgende Beträge und Kurven: 





Gruvve— | vlıy [af | ' 
uduftrie Ghacakier PER: | 13°] 1161 98% 86 62 
Summe der Giro: Einnahmen | 50) 144) 116] 1591 31. 
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In vorjtehender Kurve für die Einnahmen finden wir die drei Steigungen 
der früheren drei Öruppen im zwei Öruppen zufammengedrängt, auch bier zeigt 
fich die große Steigung bei Gruppe II und die Fleinere bei Gruppe IV. Die 
Gründe wurden oben ſchon näher angegeben. 

Es erübrigt mun noch, die Kurve für Handel und Induſtrie zuſammen 
einer näheren Betrachtung zu unterzieben. 

Wir befommen zunächit für Handel und Induſtrie zuſammen folgende 
Zahlen (j. Tafel IX): 











Grüne: x | IN |yuef ve] v iE V [iv [m | a I 
Dandels- u. Anpuftrie — 860 798 744) 719 710 6791 647] 5091| 502 321. 
Zunme der Siro-Finnahnen - 1870) 63441 3356] 7209] 1866] 1897] 1681] 1356] 1407] 210 























oder, wenn wir Die Durchichnitte obiger Zublenreiben gleich 100 jegen 
und die obigen Beträge entiprechend fürzen: 





Gruppe: N | IX vu] vr | vı | v Iv | 1m | 1 | 
Handels u. Induſtrie-Charatter 131] 121] 1144 110) 108] 1031| 90 76 49 
Zumme der Giro-Finnabmen . sul 2331 124] 265] 60] 704 62] 40] 52 8. 


























Hinſichtlich der Einnahmen von Handel und Induſtrie zeigt ſich Aehn— 
liches, wie bei der entſprechenden Einnahme für Induſtrie. Dieſelben nehmen 
Anfangs langſam zu, ſinken bei Gruppe V auf VI etwas, wachſen alsdann 
raſch und erreichen bei Gruppe VII ihr Maximum, finfen nun wieder, fteigen 
bet Gruppe IX nochmals bedeutend und fallen bieranf bis zum Ende. Die 
Einnahme der Endgruppe it größer als die der Anfangsgruppe, auch ont 
jeben wir, daß die Kurve nie unter den Stand der Anfangsgruppe ſinkt. Wie 
bei der Induſtrie, ſo ſind es auch bei Handel und Induſtrie zuſammen die 
großen Handelsſtädte, welche die Steigungen der Kurve hervorrufen. Bei 
Gruppe VII ijt es Frankfurt a. M. und bei Gruppe IX Hamburg und Berlin. 

Vereinigen wir nun auch bier zwei Gruppen zu einer neuen, fo erhalten 
wir folgende Reſultate: 





Gruppe: \ Ivfufo| 1 
Handels u. Induſtrie-Charakter Ss10] 7345 699] 632] 420. 
Zumme der Siro-Cinnabmen . 5453] 5008] 18771 1594] 862. 














Segen wir die Durchichnitte vorjtchender Zahlenreihen gleich 100 umd 
reduziren die einzelnen Beträge obiger Reihen entiprechend, jo erhalten wir 
folgende Zahlen: 
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Gruppe: | vv | on] m] 


Handels= u. InduſtrieCharakter 123 














110] 106] 96] 64. 
Summe der Giro-Finnahmen .. 184] 169] 641 54] 29. 














Aus den beiden eriten Zahlenreihen fünnen wir die beiden folgenden 
Kurven konftruiren: 





Die Kurve der Giro-Einnahmen jteigt bier, wie die Handels: und Induſtrie— 
Kurve von Anfang bis Ende; die Zunahme der Einnahmen nach dem Ende 
zu ift, bei der fünftbeiligen Gruppirung in Folge der Zujammenfafjung weg: 
gefallen und das Maximum it aus einer der legten Gruppen (VIL, in die 
Endgruppe gerüdt. Auch bei diefer Gruppe jind wieder, wie oben, die großen 
Handelsitädte, wie: Hamburg, Bremen, Mannheim, Berlin, welche durch dieje 
Bereinigung zur Endgruppe fommen, ausichlaggebend. 

Aus dem Verlauf der Kurven für die Induſtrie und den Handel und 
Industrie zujammen gebt nun unzweidentig hervor, daß der Handel einen be: 
deutend größeren Einfluß auf die Entwidelung des Giro-Verkehrs ausübt, als 
die Induſtrie; denn das Marimum in den beiden Kurven finden wir nicht in 
einer Induſtrie-Gruppe, jondern immer in einer Gruppe, in welcher die großen 
Handelsjtädte vertreten find. 

j ir finden jomit Die zu Anfang aufgeitellte Behauptung vollitändig be: 
ftätigt, Daß der Handel am meijten und die Yandwirtbichaft am wenigiten zur 
Entwidelung des Giro: Verkehrs der Neichsbanf beiträgt und daß zwiſchen 
dieien beiden die Industrie steht. Werfen wir mm noch einen Blick in das 
Berzeichnig der Giro-Kunden vom Jahre 1884, jo jeben wir, daß die 
meisten Giro-Kunden Kaufleute find. Dieſelben finden wir vorberrichend vor 
aller in den Handelsplägen, in den Induſtrie-Städten überwiegen unter den 
Giro-Kunden die Fabrikanten an Zahl, und in den Städten mit überwiegend 
Sandwirtbichaft treibender Bevölkerung berricht wieder der Handelsjtand vor. 
Aufrallend bei Ddiejen legten Städten iſt es mm, Daß viele, oft Die meiſten 
Kaufleute mit Produkten der Landwirthſchaft und Forjtwirtbichart Handel 
treiben. Wenn fich jomit Yandwirtbichaft und Forſtwirthſchaft nicht direkt am 
Giro-Verkehr betheiligen, To üben dieſe doch indireft ihren Einfluß aus. Der 
Zahl nad finden wir in Handelsjtädten die meilten und in Städten mit vor- 
berrichend landwirtbichaftlicher Bevölkerung die wenigiten Giro-Kunden. Was 
nun die einzelnen Arten der Geſchäfte betrifft, jo betheiligen fich am Giro: 
Rerfehr vor allen Dingen die Bankgeſchäfte und Gejchäfte ähnlicher Art, in 
den einzelnen Induftrie- Städten find es die jeweiligen herrſchenden Induſtrie— 
Arten. Bon einer eingehenderen Betrachtung des Verzeichniſſes der Giro: 
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Kunden fünnen wir wohl deßhalb abjehen, weil uns dasfelbe ja doch feinen 
Aufſchluß gibt, mit welchen Beträgen fich die einzelnen Firmen an dem Um: 
ſatz beteiligt haben. 

Auch in Vorftehendem finden wir wohl unjere frühere Behauptung be 
jtätigt, daß der Handel am meijten und die Landwirthichaft am wenigiten zur 
Entwidelung des Giro-Berfehrs beiträgt und daß die Induſtrie unmittelbar 
nach dem Handel kommt. 

Außer den drei genannten Berufsarten finden wir in der Berufzitatitif 
vom Jahre 1882 noch drei andere Berufsarten aufgeführt, die Hauptrepräfen: 
tanten des einen Berufs find die Beamten, die des anderen die Lohnarbeiter 
und die des dritten die Mentner. Doch fünnen wir diefe drei Berufsarten bei 
unferer Betrachtung ganz außer Auge laſſen, da dieſelben in Folge ihrer 
Einfommens: und ihrer Vermögens-Verhältniffe wohl nur jelten oder über: 
haupt nicht jich des Giro-Verfehrs bedienen. Ein Vergleich der Einnahmen 
und Ausgaben unter einander in ihren Einzelheiten auf Grund der Tabelle V 
bietet manches Intereſſante. Zunächſt find bei den Einnahmen durchjchnittlid 
die Baarzahlungen am größten, ſodann fommen die Uebertragungen von anderen 
Banfitellen und zulegt kommen die Uebertragungen am Platze. Vergleichen 
wir die Baarzahlungen untereinander, jo haben die Handelsjtädte, wie z. B. 
Frankfurt aM., Mannheim, Leipzig, Hamburg, Bremen 2c. die höchiten Be 
träge, alsdann fommen die Induſtrieſtädte und zulegt die Städte mit über: 
wiegend Landwirtbichaft treibender Bevölkerung. Bei den Uebertragungen am 
Plage und bei den Uebertragungen von anderen Bankitellen finden wir ähn— 
liche Erjcheinungen. Sehen wir nun nad den höchſten Beträgen unter den 
einzelnen Einnahme:Arten, jo finden wir, daß Frankfurt a/M. bei den Baar: 
zahlungen und den Uebertragungen von anderen Banfitellen, Hamburg dagegen 
bei den Uebertragungen am Plage die erite Stelle unter allen Städten em: 
nimmt. Eine nähere Betrachtung und ein Vergleich beider Städte mit einander 
it von Wichtigkeit. Frankfurt a/M. ift befannt wegen feines großen Geld. 
markts und Börſenverkehrs, Hamburg dagegen durch jeinen ausgedehnten 
Waarenhandel. Trogdem nun das Giroweſen in Hamburg jchon lange vor 
Gründung der Neichsbanf bejtand und dort die Zahlungsausgleichungen ſchon 
zwei Jahrhunderte lang von der Hamburger Giro-Banf vorgenommen wurden 
und jomit die Vortheile dieſer wirtbichaftlichen Eimrichtung dort ſchon lange 
befannt waren, jo iſt doh Hamburg von Frankfurt aM. bei den Baarzabl: 
ungen und der Uebertragung von anderen Bantitellen, wie wir oben geſehen 
haben, überholt worden. Die Urſache diefer Erjcheinung ift der Geldmarkt 
und die Börje Frankfurts. Zahlreiche Kaufleute der Stadt, ſowie auch von 
auswärts befigen ein Konto bei der Reichsbank oder bei einem der Frank— 
furter Banfinjtitute, der Chedkverkehr, das Einziehen und Diskontiren der Wechiel 
wird dadurch erleichtert und der Giro-Berfehr ausgedehnt. Hamburg hat nicht 
jo viele und große Banfgejchäfte als Frankfurt a/M., dagegen find verhältniß— 
mäßig viele Kaufleute Giro-Kunden der Neichsbanf. Daher ift dort der Giro- 
Verkehr nach außen, das Uebertragen von anderen Bantjtellen, das Einzieben 
und Disfontiren von Wechſeln weniger bedeutend, dagegen ilt der Giro-Verkehr 
am Plage, „die Uebertragung am Plate“, entwidelt. Bei den Ausgaben 
finden fich ähnliche Erjcheinungen. Im Allgemeinen find die Beträge „durch 
Baarzahlung” am größten, dann fommen die „Uebertragungen von anderen 
Bankitellen“ und zulegt die Uebertragungen am Plage. Wie bei den Ein: 
nahmen, jo treten auch bei den Ausgaben die Städte Frankfurt und Hamburg 
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Durch ihre Beträge wieder hervor, dieſes bei den UHebertragungen am Plate, 
jenes bei den Baarzahlungen und MUebertragungen von anderen Bantitellen. 
Bergleiben wir nun die einzelnen Einnahmeſpalten mit den Musgabejpalten, 
To zeigt jih ung zunächit, daß die Uebertragungen am Plage einander gleich find, 
weil beim Giro-Verkehr am Platze die Beträge, welche für den einen Giro: 
Kunden Einnahmen find, bei den anderen als Ausgaben „durch Uebertragung 
am Plage“ erjcheinen. Sodann ijt an demjelben Orte die Baarzahlung plus 
den Uebertragungen von anderen Bantitellen bei den Ausgaben ungefähr gleich 
den Beträgen von den beiden entiprechenden Spalten der Einnahmen, ferner 
jeben wir am Ende des Jahres die Reſte an feinem Orte auf Null jchwinden 
oder negativ werden. Die Urjache diefer legteren Erſcheinung ijt in der Bes 
ſtimmung zu juchen, daß der Giro-Kunde, um folcher zu bleiben, nie über fein 
ganzes Guthaben bei der Neichsbanf verfügen fann, denn vollitändige Heraus: 
nabme des Guthabens iſt gleichbedeutend mit Kündigung des Kontos. Ber: 
gleihen wir nun die Spalte Baarzahlung bei den Einnahmen und Ausgaben 
mit einander, jo finden wir, daß die Beträge bei den Ausgaben im Allgemeinen 
größer als bei den Einnahmen ind. Bei den Uebertragungen von anderen 
Bantfitellen ijt es im Allgemeinen umgekehrt, indem die Einnahmen größer, als 
die Ausgaben find. In allen Fällen nun, wo an einem Orte, 3. B. Bremen, 
Cottbus 2c. die Baarzahlung bei den Ausgaben Eleiner, als diejenige bei den 
Einnahmen ift, finden wir das Umgefehrte bei den Ucbertragungen von anderen 
Banfplägen Fragen wir ung nun, wodurch ſich die Höhe der Beträge in 
ver Baarzahlungsipalte bei den Ausgaben erklärt, jo iſt die Urjache wohl 
darin zu juchen, daß die Giro-Kunden nicht alle Einnahmen wieder zu geichäft- 
lichen Zweden und zu Zahlungen an Giro-Kunden, jondern auc) zu Zahlungen 
an Nicht-GiroKunden verwenden. 


2. Entwikelung und Ausbreitung des Giro-Verkehrs an demfelben Orte 
in den 15 Jahren 1876—1890. 


Um die Ausbreitung des Giro-Verkehrs an demjelben Orte zu verichiedenen 
Zeiten verfolgen zu können, bilden wir zunächit die Differenz der Perivden- 
Durchſchnitte 1576,80 und 1881,85, ſowie diejenige von 1881,85 und 1886/90. 
Bergleihen wir Die Differenzen der verichiedenen Perioden miteinander, jo 
fnnen wir aus deren Zu: und Abnahme einige Schlüfje bezüglich der weiteren 
Entwidelung des Giro: Verkehrs an demjelben Platze ziehen. 

Was zunächſt die Periode 1881/85 (Tabelle X) in Hinblid auf die 
weitere Entwidelung und Ausbreitung des Giro-Verkehrs betrifft, jo ift im 
Allgemeinen eine bedeutende Zunahme für jeden einzelnen Ort zu konſtatiren, 
ſowohl die Einnahmen, als auch die Ausgaben ſind gewachien, nur bei ein: 
jeinen Theilbeträgen, aus denen jich die gelammten Einnahmen und Ausgaben 
zuſammenſetzen, ſehen wir zuweilen einen Nüdgang. Cine Abnahme der durd) 
Baarzablung vereinnahmten Beträge bat in Gleiwig, Königsberg i/PBr. und 
in Straljund jtattgefunden, die Uebertragungen am Plage jind mit Ausnahme 
von Emden, Hamburg, Nürnberg, Stralfund und Thorn überall bei den Ein: 
nahmen geitiegen. Auch die Uebertragungen von anderen Bankſtellen haben 
überall, nur von Dresden und München abgejehen, zugenommen. 

Hinfichtlidh der Ausgaben finden wir, daß fich die verausgabten Beträge 
an Jämmtlichen Stellen erhöht haben, die am Plate verausgabten Beträge 
find an jämmtlichen Orten gejtiegen und nur bei wenigen Stellen bat ein 
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Nüdgang ftattgefunden. Bei den Uebertragungen am Plage find es die Städte 
Emden, Hamburg, Nürnberg, Stralfund und Thorn und bei den Uebertrag- 
ungen auf andere Bankjtellen Bromberg und Stralfund. Ziehen wir nun aud 
noch die Differenzen der Perioden 1881/85 und 1886/90 (Tabelle XI) in 
Betracht, jo ſehen wir, daß die gefammten Einnahmen und Ausgaben der 
Periode 1886/90 gewachien find mit Ausnahme der Städte: Königsberg, 
Elbing, Injterburg und Köslin. Um die Differenzen der einzelnen Arten der 
Einnahmen und Ausgaben mit einander vergleichen zu fünnen, müſſen wir, da 
die Periode 1881,86 unter den Baarzahlungen bei den Einnahmen auch die 
disfontirten Wechfel und die eingezogenen Wechjel und unter den Baarzahl— 
ungen bei den Ausgaben auch noch die Domizilwechjel erjcheinen, Die ent- 
iprechenden und in der Periode 1856/90 getrennt erjcheinenden Beträge für 
jeden einzelnen Plag in einer Summe zujammenfaljen. Unterziehen mir 
num zumächjt die Differenzen derjenigen Städte einer näheren Betrachtung, bei 
welchen wir in der Periode 1881/85 einen Rückgang der einzelnen Theil— 
beträge Eonjtatirt haben, jo können wir nicht behaupten, dal; fich der Nüd- 
gang im Allgemeinen auch noch im der Periode 1886/90 bemerkbar made; 
bei den meijten Städten find die Beträge geitiegen, nur in Königsberg macht 
jich nicht allein bei den Baarzablungen, jondern auch in allen übrigen Spalten, 
mit Ausnahme der Uebertragungen von anderen Banfitellen bei den Ausgaben, 
ein allgemeiner Rückgang der girirten Beträge bemerkbar. Königsberg tjt die 
einzige Stadt, wo der Giro-Verkehr die Tendenz zeigte, im Laufe der Zeit 
abzunehmen. In der Periode 1896/90 find die girirten Beträge außerdem 
noch bei folgenden Städten zurüdgegangen bei: Elbing, Inſterburg und Köslın 
Vergleichen wir nun dieſe Städte, bei denen fich ein Sinfen der Beträge ge 
zeigt bat, mit ihrer geograpbiichen Lage, jo fällt uns ſofort auf, daß Die 
meisten dieſer Städte dem öftlichen Deutichland angehören. Die Urjache dieſes 
Rückgangs müſſen wir wohl darin juchen, daß Handel und Induſtrie im Diten 
Deutichlands weniger entwidelt find, als im Weſten und daß die unginitigen 
politischen und wirtbichaftlichen Beziebungen zu Rußland noch vielfach zum 
Rückgang beigetragen haben. Wenn nun ſonſt der Giro-Verkehr gewadhien 
ist, jo iſt dieſe Erjcheinung auf die Zunabme des Handels und Verkehrs, der 
Induſtrie und auf das Wachen der Zahl der Giro-Kunden überhaupt zurüd: 
zuführen. Wie wir fchon eben gejeben haben, zeigt der Giro Verkehr im öſt— 
lichen Deutſchland ſtarke Schwankungen für einzelne Orte und an einem Plate 
einen Rückgang, für das weltliche Deutjchland können wir diefe Wahrnehm— 
ungen beim Giro-Verkehr nicht machen, trogdem unſere politischen Beziehungen 
zu Frankreich nicht beionders günstig find und die Kriegsgerüchte zuweilen 
recht beunrubigend für das öffentliche Yeben waren. Da nun im den öjtlichen 
Provinzen die Yandwirtbchaft, in den weitlichen dagegen der Handel und die 
Induſtrie überwiegen, jo berechtigt dies wohl zu dem Schluſſe, daß der Giro: 
Berfehr unter der Herrichaft des Handels und der Induſtrie ſtetiger Fortichreitet. 

Nachdem wir in Vorſtehendem die Zunahme des Giro:Berfehrs im Allge 
meinen unterjucht haben, wollen wir in Nachitebendem noch eine Betrachtung 
darüber anjtellen, wie die abfolute, und wie die relative Zunahme der Giro: 
Umſätze unter der Herrichaft des Handels, der Yandwirtbichaft und der Induſtrie 
gewejen ift. Wie in Abichnitt I wählen wir uns zunächit für diefe drei Er- 
werbstbätigfeiten je eine Stadt aus, deren Einwohner ſich vorberrjchend mit 
dem Handel, der Yandwirtbichaft oder der Induſtrie befallen; für dem Handel 
wählen wir Hamburg, für die Yandwirtbichaft Graudenz und für die Induſtrie 
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Sien aus. Hamburg bat von 1876/80 auf 1881/85 abjolut um 131117, 
relativ um +°/,, von 1881/85 auf 1886.90 abjolut um 698513, relativ um 
%’,, Graudenz bat von 1876 80 auf 1881/85 abjolut um 2418, relativ um 
I84°/,, von 1881/85 auf 1836/90 abjolut um 1498, relativ un 40°/,, 
Sen bat von 1576 80 auf 1881/85 abjolut um 83983, relativ um 143 °/,, 
von 1881/85 anf 1886,91 abfolut um 145563, relativ um 102 °/, zugenommen 
Tabelle XI und XII). 


Wir kommen nach vorstehenden Zahlen zu dem Ergebniß, daß die abjolute 
Zzunahme bei dem Handel am größten und bei der Yandwirtbichaft am Eleinften, 
die relative Zunahme dagegen bei der Induſtrie und Landwirthſchaft am größten 
und bet dem Handel am Eleiniten ift. 

Wie weit ſich nun dieſes Reſultat verallgemeinern läßt, Toll durch eine 
achere Unterſuchung der Gruppen noch feſtgeſtellt werden (ſ. Tabelle VI—XI; 
tr beiden letzten Spalten). 

Bevor wir auf eine Prüfung dieſes Nejultats näher eingeben, wollen wir 
acer noch umnterfuchen, wie jede der drei Erwerbsthätigfeiten fich bezüglich 
xr abioluten und wie bezüglich der relativen Zunahme des Giro:Verfehrs 
Xthalten bat 

Für den Handel berechnet ſich Die abjolute Zunahme von 1876/80 auf 
IS1:85 und die relative (ſ. Tabelle VI), wie folgt: 


1376,80 auf 1881/85 





N 4X 


DI vııiı VI v IV u | N 





abiolut 
125,190 4,702,955 253,329 | 601,728 437,518. 304,450 181,429 130,474, 208,184 70,392 
relativ 
31 102 67 76 60 222 90 63 174 St 


or, wenn man die Durchichnitte der beiden Neiben gleich 10U ſetzt und Die 
nütebenden Zablen bierauf veduzirt: 





N IN Vin VII \V V IV Ill 11 l 
2] 33 34 38 40 34 35 15 24 * 
32: 15 69 78 62 230 1003 65 180 89 


Le dieſen Beträgen gebt im Allgemeinen hervor, daß mit zunehmendem 
Handel Die atſolute Zunabme des Giro-Verkehrs größer, die relative Dagegen 
Sener wird. Die Öruppen II ımd V weisen desbalb eine jo bobe Zunabme 
ut, weil bei Diefer in der Berivde I881,85 die Städte Wiesbaden und Darmitadt, 
a jener Bodum zum eriten Mal auftreten 

Um die Zufälligkeiten in den einzelnen Gruppen noch mebr zu bejeitigen 
md um unſer Nejultat um jo deutlicher zu zeigen, wollen wir in dieſem, wie 
ach in den nächiten Fällen je 2 Gruppen vereinigen, Die Durchichnitte jeder 
Ketbe gleich 100 jeen und Die einzelnen Zablen jeder Neibe hierauf reduziren 
ir erbalten alsdann folgende Zablen für den Handel: 
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1876/80 auf 1881/85 Zunahme 








Zar 
TE TEE —— > — — 
abfolut.. 6,698,125 855,057 | 741,977 311,903 278,576 
relativ... 61 73 85 6” | 138 


Um aus obigen Beträgen eine überfichtliche Kurve fonjtruiren zu fönnen, 
jegen wir, wie erwähnt, die Durchichnitte der Neiben gleich 100 und Fürzen 
die einzelnen Zahlen entiprechend: 











viwvwlm;n]|ı 
abfolut. .| a7 | a 42 | 18 | 16 
relativ. .| 70 84 98 87 | 159 














Aus dem Berlauf beider Kurven gebt hervor, daß mit zunehmendem 
Handel die abjolute Zunahme größer, die relative aber Fleiner wird. Die 
Zunahme des Giro:Berfehrs von 1881/85 auf 1886/90 zeigt ein ähnliches 
Ergebniß. Wir erhalten hierfür folgende Zahlen (f. Tabelle VI): 


1881/86 auf 1886/90 Zunahme 














x | x |vmivolv| v v | m ı | ı 
er = 4 bio (nt | ee 
2,538,955| 5,436,679| 689,778 552,629, 406,559 420,853 ‚316,741 243,408 | 261,731 ) 93,910 

relativ | 

so aaa m | | er 


oder jegen wir die Durchjchnitte der beiden Reihen gleich 100 und redugiren 
alle Zahlen hierauf, jo erhalten wir folgende Beträge: 




















Ix|x |jvujmuiv/iviwimin ı 
abfolut. . | 282 | 496 | ae, — 9 
relativ | 45 | ss | ı65 ! 61 | 58 | 144 | 126 | 100 | 121 10 
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Faſſen wir vorjtehende 10 Gruppen in 5 Gruppen zufammen, jo befommen 
wir folgende Reſultate: 














iv | w 11 in = 
abfolut. .\7,975,634 1,242,407 827,412 560,149 355,641 
relativ... 5 0 6 52 79 74 


oder jegen wir die Durchichnitte gleich 100 und bringen die Zahlen in ein 
entiprechendes Verhältniß bierzu: 








ıvın um ı u 1 
abiolut. . 86 52 38 26 16 
relativ... 72 o0o8 | Ir | 1m 


Wie wir aus diefen Beträgen erſehen, wird die Richtigkeit obiger Behauptung 
durh die Zunahme von 1881/85 auf 1886/90 beftätigt. Zugleich zeigt fich 
sch eine weitere Erjcheimung, wenn wir die legte Zunahme 1831,85 auf 
1886,90 mit der eriten 1876/80 auf 1881/85 vergleichen. Nehmen wir der 
Einfachbeit und der Ueberfichtlichkeit halber die beiden nicht auf 100 reduzirten 
Öruppiruugen in 5 Theile heraus, jo bemerfen wir im Allgemeinen, daß die 
ibielute Zunahme des Giro-Verkehrs mit der Zeit noch größer, Die relative 
gegen noch Eleiner geworden iſt. 

Sehen wir nun, wie bei der Yandwirthichaft, für welche wir folgende 
Zahlen erhalten, die abfolute und wie die relative Zunahme gewejen tft (fiehe 
Zabelle VII). 

1876/80 auf 1881/85 Bunahme 


Y Iıx | vm| vn vi F vom m ) 








abjolut 
2358 .156,391 | 315,504 1,157,862 | 169,864 696,844 





520,355 501,905 4,538,059' 763,901 


velativ 
®.ı 16 | 61 | 5 oe ||| 8 20 
Der, die Durchichnitte der einzelnen Reihen gleich) 100 gejegt und hierauf 
atiprechend reduzirt: 


izxzixjwjw|vujv/iwjmjujı 








biolut.. .. 8 |  siwils|as|5 
lativ. .) 6 ı 15 | 72 64 | 197 | 180 | 76 ) 106 | 109 | 24 
Bei der Gruppirung in 5 Theile ergeben fich folgende Beträge: 
1876/81 auf 1881,85 Zunahm 














au RE Da | A u u 








Zn nn — 


1,473,366 866,708 | 1,022,260 | 5,296,960 
57 | 1m 75 61 





abjolut.. | 228,749 
relativ . 125 
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Wir erbalten folgende Zahlen und Kurven, wenn wir die Durchichnitte 
der Reiben gleih 100 jegen und hierauf entiprechend reduziren: 


v'r'mıı 1 
abjolut. . 13 83 4 | 58298 
relative 15 87 77 








JH 








ir] 








—— — J re a 





— — 


Aus dem Verlauf der beiden Kurven müſſen wir ſchließen, daß bei der 
Landwirthſchaft im Gegenlag zum Handel die abſolute Zunahme mit zunehmender 
Landwirthſchaft Fleiner, die relative Dagegen größer wird. Diejelbe Erſcheinung 
zeigt fich auch bei der Zunahme pro 1881/85 auf 1886/90 if. Tabelle VIL 


1881/85 auf 1886,90 Zunahme 





X IX vin vl vI J IV mn 1 


abjolut 
37,350 238,324 203,080 1,048,737 301,376 832.349 596,488 652,290 5,572,712 329,21 


relativ 


27 9 32 32 92 64 45 64 59 


oder die Durchſchnitte gleich 100 geſetzt und alle übrigen Zahlen hierauf ent 
ſprechend bezogen: 








x IX ta AU Wi v IV In 1001 
abiolut. . N 24 27 106.3 54 60 9 | 313 
relativ... SS 108 3 10:23 88,15 | 116 | 14 


Durch Zuſammenfaſſung von je 2 Gruppen befommen wir folgende Grüßen: 
1851/85 auf 1836 90 Zunahme 


v v | m I) ı 
abiolut . ., 275,674 !1.312,717 1,183,725 . 1.278,778 5,901,923 


velativ 67 32 60 58 49 
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oder wie oben auf 100 reduzirt: 








Iv|I vw Eee 1739 —— 
— — — — —— — —— I ——— —* — 
abfolut. | UM | 6 | 5 65 298 
relati. 77 ae a 7 a Ba 07: 107 78 


Diejelbe Beobachtung, die wir beim Handel gemacht haben, fünnen wir 
auch bier machen, nämlich, daß die abjoluten Beträge mit der Zeit noch mehr 
machen, die relativen dagegen noch mehr zurückgegangen find. Für die In— 
duftrie ergibt jich Folgende abjolute, bezw. relative Zunahme (j. Tabelle VIII): 

1876/80 auf 1881/85 Zunahme 























2: 1 TE | var | vi | vı v I mw TEE SEE 
abjolut | | 
14,924) 283,911 | 4,039,597) 699,647 | 735,169 ‚602,008 739,897 1,067,408 194,105 51,918 
relativ | 
[ z 


129 103 | 114 89 76 15 | 87 51 31 | 178 


der wen wir die Durchichnitte gleich 100 jegen und hierauf entiprechend fürzen: 

x x |wjwiv  v[wijmin]|ı 

TIL 17 Tara 56 82 4568 70 88 68 88 — 2 

elativ . | 18 ı 118 | 181 102 | 87 17 100 59 | 86 | 199 

‚allen wir wieder je 2 Gruppen zufammen, jo haben wir folgende Beträge: 
1876/80 auf 1881,85 Zunahme 




















v|I ww I m 1 I 1 
abfolut . .. 778.835 |4,739,244 | 1,337,177 | 1,807,305 | 246,023 
relativ . .| 118 10 ı % ı 38 








Um aus den legten Beträgen überjichtliche Kurven fonftruiren zu fünnen, 
“gen wir Die Durchichnitte der einzelnen Reihen gleich 100 und reduziven alle 
Zahlen hierauf. 

Wir erhalten alsdann nachjtehende Beträge und Kurven 








iv | vw In it, 07 
un \ ———— — —— — — 
abfolut . | 44 266 75 101 14 
relativ 16 | 15 37 s7 | 54 








Anzalen det Deutſchen Neibs 1806 13 
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Die Kurve der abjoluten Zunahme nimmt mit zunehmender Induſtrie 
einen recht unregelmäßigen Verlauf. Die Kurve nein und fällt abwechſelnd 
und erreicht ihre Höhenpunfte bei Gruppe IV und in denen die Haupt: 
handelsſtädte vertreten find. Im Allgemeinen fünnen wir von dieſer Kurve 
jagen, daß fie mit zunehmender Induſtrie jteigt. Einen viel regelmäßigeren 
Verlauf zeigt die Kurve für die relative Zunahme Mit Ausnahme der 
Gruppe III, bei der mehrere große Handelsjtädte vertreten jind und im ‚Folge 
des Handels die relative Vermehrung gering ilt, fteigt die Kurve von Anfang 
bis zu Ende. 


Wir fommen hiernach zu dem Ergebniß, daß im Allgemeinen mit zu: 
nehmender Induſtrie die abjolute, wie relative Zunahme des Giro-Verfehrs 
größer wird. 

Aus der Zunahme von 1831,85 auf 1886/90 fünnen wir ähnliche Wahr: 
nehmungen machen (f. Tabelle VIII fegte Spalte) 


von 1881/85 auf 1886/90 Zunahme 
x | x | vuaj va| vw viw|m it I 

















abijolut 


724,391 | 324,975.4,508,705) 1,322,506 640,206 1,168,560 240,779 45,947 





relativ 
ee, 40 m | m | 


oder wenn wir Die zn gleich 100 ſetzen und hierauf reduziren: 





vmafwjujviwjmijm}ı 


———m—— 


abfolut . .| 66 E 79 un 76 100 120 38 107 22 4 


Kos | 
relativ 163 | 116 | 112 | 181 | 55 18 | 73 57 ı 190 


— wir je 2 eo jo erhalten wir für die Dadurch entjtehenden 
5 Gruppen folgende Zahlen: 


1881/85 auf 1886,90 Zunahme 











1 F v| min J 1 
abfolut. 11,099, 366 5,347,957 | 2,468,646 1.808,76 | 286, 126° 
relativ. | 3 59 3838 38 32 


oder ähnlich, wie oben auf 100 reduzirt: 








wi v ei vw. I U | ı 
abfolut. | 4 244 308 18 
relativ. .| 19 | 125 ”» 1» 67 


Bei einer Vergleichung der beiden Perioden-Zunahmen mit einander, 
finden wir auch hier die Erjcheinung, daß die abjolute Zunahme mit der Zeit 
noch größer geworden ijt, die relative jich . noch mehr verringert hat. 


Handel und Industrie zufammen haben fich, wie folgt vermehrt (f. Tabelle IX): 


en 
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1876/80 auf 1881/85 Zunahme 








X K|w| um |jJviv|wjm|au I 














. abiolut 
194,894 4,564,409) 1,008,815] 1,149,377 542,730 353,918 427,665 198,934) 154,687 55,208 
relativ 
„Ile ' el s I si al a | ss | 37 | 200 
| t | 


N | | 
J 


oder wenn wir die Reihen-Durchſchnitte gleich 100 ſetzen und hierauf ent— 
iprehend fürzen: 














jix| x wiw|jmn|viwimjuliı 
fol...) 56 | 51 8 190 | 6 || 16 17 6 
selativ . . | 147 | 70 | 109 | 60 | 66 | 4 | 418, 42 | 2 





Dur Bereinigung von je 2 Gruppen erhalten wir: 
1876/80 auf 1881/85 Zunahm 


Be ee 


abjolut . | 5,059,303 |2,153,192 | 896,652 | 566,599 | 209,890 
| | 


relativ. 5 1 6701.68 | 76 40 
Segen wir auch hier die Reihen-Durchichnitte gleich 100 und reduziren 


de übrigen Beträge hierauf, fo erhalten wir folgende Zahlen, woraus wir die 
water nachitehenden Kurven Eonftruiren fünnen: 

















u | 


j V v| m | II 














abfolut.. .| 2385 | 121 | 50 | 32 12 
relativ . .| 105 ı 108 ı02 | 18 65 








, Mit zunehmendem Handel und Induſtrie fteigt auch die Kurve der ab- 
oluten Zunahme, die Kurve der relativen Zunahme hat ebenfalls eine fteigende 
Kıhtung, zeigt hierbei jedoch einen unregelmäßigen Verlauf. Das Marimum 
der legten Kurve liegt in der zweiten Gruppe. Die Zunahme des Handels 
und der Induftrie von 1881/85 auf 1886/90 iſt folgende (ſ. Tabelle IX 
le$te Spalte): 

13* 
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von 1881/85 Au 1886 90 Zunahme 


% |: m € vn vu ı ve | v v ılıalı 

















abiolut 

724,421 5,727,940 893,077. 1,192,580 1,137,561. 327,156 475,077 262,446 175,377, 45,604 
relativ 

a | a8 | 4 ss m elaj | |; 


oder wenn wir die Durchfchnitte gleich 100 fegen und die Zahlen hierauf ent: 
jprechend beziehen 

















|x| mx Ivwm! vi vı | viwjm]jauiı 


abfolut . .| 66 | 522 | 84 | 109 104 | 30 | 48 
relativ ans 87 78 1 66 140 2 86 








4 | 16 
166 50 


4 
102 








-1 


Bereinigen wir je 2 Gruppen der erjten beiden Neihen, jo erhalten wir 
von —— auf 1886,90 Dane 





J vIiIvw|I m | Li 
abfolut . ..6,542,360 2.085.657 1.464.717 | 737.523 220.981 
relativ . | 50 | 39 | 64 56 | 30 


oder den Durchſchnitt gleich 100 gelebt u und dei die Se bezogen: 











I nr wim u Bi 
lu E 296 | “Ile 8 10 
relativ. | 14 | 8 133 ii 171 8 


Würden wir aus den beiden legten Reihen-Beträgen Kurven konſtruiren, 
jo würden wir jeben, daß die Kurve für die abjolute Zunahme einen ähnlichen 
Verlauf hätte, wie wir oben von 1876/80 auf 1881/85 gezeigt haben. Bei 
der Kurve für die relative Zunahme würden wir das Marimum der Kurve 
jedoch nicht bei Gruppe II, ſondern bei Gruppe III finden. Im Allgemeinen 
fünnen wir aus den Zahlen für Handel und Induſtrie zufammen den Schluß 
folgern, daß mit zunehmendem Handel und Induſtrie die abjolute Zunahme 
raſch wächit, die relative dagegen nicht jo ſcharf ausgeprägt fteigt. 

Nachdem wir die abjolute und relative Zunahme einer jeden Ermerbs: 
thätigfeit mit einander verglichen haben, wollen wir in Folgendem die abiolute 
und relative Zunahme der einzelnen Erwerbsthätigkeiten untereinander vergleichen. 

Die abjolute Zunahme der einzlenen Erwerbsthätigfeiten von 1876/80 
auf 1881/85 iſt folgende: 














— ww ıı 7 5 1 
dandel 2 2 2 202 20216,698,125 : 855,057 , 741,977 j 311,903 278,576 
Landwirtbibaft. . . . ... 228,749 | 1,473,366 , 866,708  1,022,260  5,296,960 
Imdufttie: 2 20. 778,835  4,739,244 | 1,337,177 , 1,807,305 | 246,023 


Handel und Induſtrie » 5059,303 2,153, 192 8U6,652 | 566,599 209,890 
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Die relative — von 1876/80 auf 1881/85 iſt nachſtehende: 





ivivjimiıujı 
Bank u 2 a | | 76 138 
Landwirtbihaft. . . . - 185 57 110 75 61 
Induſtrie 20. 118 110 26 62 35 
Handel und Induitrie 65 67 63 76 40 





Vergleichen wir nun die abſolute, bezw. relative Giro-Vermehrung der 
einzelnen Erwerbstbätigfeiten mit einander, jo kommen wir zu dem Ergebniß, 
dab zunehmender Handel der abjuluten Zunahme überhaupt am günjftigiten, 
und zunehmende Yandwirtbichaft der abjoluten Zunabme überhaupt am un: 
günitigiten it und daß ſich Handel und Yandwirtbichaft bezüglidy der relativen 
Siro-VBermebrung von 1876/80 auf 1331/85 aber umgekehrt verhalten haben. 
Die mittlere Stellung zwiſchen diejen beiden Extremen nimmt immer Die In— 
dujtrie ein. 

Die abjolute, bezw. relative Zunahme von 1881/85 auf 1886/90 war 
wie folgt: 

abjolute Zunahme 











I vv Tom aut A 
VO | 7,975.634 | 1.242.407 | 82712 560,149 | 855,641 
der Sandwirthiaft . . - | 275.674 | 1,312,717 1,133, 725 1.278.778 | 5,901,923 
der Amdustrie > 22020205 1,049,366 | 5.347,957  2,468,646 | 1,808,766 286,726 


des Handels und der Induſtrie 6,452,360 | 2,085,657 | 1,464,717 | 737,523 | 220,981 


relative Bunahne 





m a nn 
des Handels. . = 45 61 52 9 74 
der Yandwirtbihaft . . - | 67 | 32 1‘ 3, 42 
der Induſtrie . . . 51 78 | 59 38 | 38 32 
des Handels und der Induftrie \ı 50 | 39 64 36,30 


Bei einem Vergleich der abjoluten, bezw. relativen Zunabme von 1376/80 
aut 1881/85 und derjenigen von 1881/85 auf 1386,90 kommen, wie wir 
weiter oben jchon gezeigt haben, wir zu dem Ergebniß, daß im Yanfe der Zeit 
de abfolute Zunahme des Giro-Verfehrs bei den einzelnen Erwerbsthätigfeiten 
nch größer, die relative dagegen noch Kleiner wird. Fragen wir uns nun, 
woraus Jich erklärt: 


l. Daß der Handel einen fo günftigen Einfluß auf die abjolute, Die 
Induſtrie umd die Yandwirtbichaft aber einen fo vortheilhaften Einfluß auf die 
relative Zumahme des Giro: Verkehrs äußerten; 

2. die abjolute Zunahme mit der Zeit noch größer, die relative noch 
Heiner wurde, jo dürfte wohl die Urſache der abjoluten Vermehrung der 
Giro⸗Umſätze in der Entwidelung und dem Aufblühen des Handels, der In— 
duftrie und der Landwirtbichaft überhaupt, die relative Zunahme aber darin 
zu juchen jein, daß vor allem unſere Induſtrie in den legten Jahrzehnten 
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relativ rajch emporblühte und daß man in den Induftrie-Gebieten, wie in den 
Gegenden mit überwiegender Landwirtbichaft die Vorzüge des Giros in den 
legten Jahren immer mehr kennen und jchäten lernte und die Betheiligung am 
Siro-Berfehr daher, was ſowohl Zahl der Kunden als auch was Höhe dei 
Geſchäfts-Umſatzes betrifft, immer größer wurde. 

Sn den Handelsjtädten waren den Kaufleuten vielfach die Vortheile des 
Giro-Verkehrs bei der Gründung der Reichsbank jchon befannt. Die Kauf 
mannfchaft bat ſich deßhalb gleich in der erjten Periode 1876/80 in großer 
Zahl an den Giro-Umfägen der Reichsbank mit dem vollen Gejchäfts:Umjage 
betheiligt. Deßhalb jehen wir in Handelsjtädten jchon in der erjten Periode 
1876/80 hohe Umſätze, die mit dem weiteren Aufblühen des Handels mit der 
Zeit abjolut noch mehr zunahmen. Anders lagen dagegen die Verhältniſſe in 
den Städten, wo die Induſtrie und die Landmwirtbichaft vorherrichte. Den 
einzelnen Ermwerbsthätigen waren die Vorzüge des Giro-Verkehrs von vom: 
herein nicht jo befannt, ala dem Kaufmann. Soweit eine Betheiligung möglic 
war, betheiligten jich nicht alle; andere wiederum waren Giro-Kunden, Tießen 
aber nur geringe Beträge über Giro gehen. Erit nach und nach lernte man 
die Vortheile des Giro-Verkehrs auch in dieſen Kreifen kennen und mit der 
Zeit wuchjen bei der außerordentlichen Zunahme unferer Induſtrie die Giro: 
Umfäge des einzelnen Gejchäfts, wie auch die Zahl der Giro-Kunden. 

In diejer Anficht wird man vor Allem durh Hamburg bejtärft. Wie 
wir Schon oben gejehen haben, Fannten die Hamburger die Vorzüge des Giro: 
Verkehrs jchon durch die alte Hamburger Giro-Banf. Mean betheiligte ſich 
dort jchon gleich bei der Gründung der Reichsbank in möglichit großer Zahl 
und womöglich mit dem vollen Umſatze des Geihäft am Giro-Verkehr. Deß— 
halb jehen wir auch (Tabelle I), daß der Umjag Hamburgs in Der eriten 
Periode 1876/80 von allen Plägen der größte, die relative Zunahme aber von 
1876/80 auf 1881/85 überhaupt die Eleinfte von allen NReichsbanfitellen it 
. Tabelle VI, vorlegte Spalte). 


3. Ausbreitung der einzelnen Arten des Giro-Berkehrs an demfelben Orte 
während der Periode’ 1885/90. 

Behufs Unterfuchung des Giro-Verkehrs an demjelben Orte zu gleicher 
Zeit wählen wir die Durchjchnitte der Periode 1885,90. Die Tabelle III 
dieſer Periode ijt detaillirter, als die bei den anderen Perioden, indem fie die 
disfontirten, Die eingezogenen und auch die eingelöften Wechjelbeträge enthält. 
Es iſt hierbei nicht nöthig, die Beträge feitzuftellen, welche auf 1000 Ein- 
wohner fommen, weil wir ja die Beträge desjelben Ortes miteinander ver: 
gleichen. Fallen wir zunächit die Einnahme in's Auge, jo finden wir, daß die 
meilten Städte ihre höchiten Beträge bei den Uebertragungen von anderen 
Bankitellen haben, eine andere Anzahl hat diefelbe bei den Baarzahlungen, 
einige Induſtrieſtädte, wie: Bielefeld und Crefeld und einige Städte mit über: 
twiegend landwirtbichaftlicher Bevölkerung, wie: Stolp und Tilfit haben die 
höchſten Beträge bei den disfontirten Wechjeln und mehrere große Handels: 
jtädte, wie: Dresden, Frankfurt, Hamburg, Yeipzig haben Ddiejelben bei den 
Uebertragungen am Plage. Faſt alle Städte haben ihre geringiten Einnahme: 
Beträge bei den eingezogenen Wechjeln, an manchen Orten find diefe ganz un— 
bedeutend und an anderen Orten fallen fie ganz aus. Letztere Wahrnehmung 
fünnen wir hauptjächlich bei Städten mit vorberrichend Tandwirtbichaftlicher 
Bevölkerung, wie 3. B. bei Inſterburg, Minden, Glogau, Cöslin ꝛc. machen. 
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Wie bei den disfontirten Wechjeln, jo find die Städte mit landwirthſchaftlicher 
Bevölkerung auch mit nur geringen Beträgen bei den Webertragungen am 
Plage betheiligt. Sodann fällt uns noch auf, daß Frankfurt die einzige Stadt 
it, deren eingezogene Wechjelbeträge größer, als die disfontirten find. Die 
Urſache diefer Ericheinung ijt darin zu juchen, dal; Frankfurt zahlveiche Bank: 
geſchäfte beiigt, welche zu einem niederern Diskontoſatz disfontiren als die 
Reichsbank Indem num einerfeits viele Geſchäfte bei Brivatbanten disfontiren 
und andererjeitö bei den vielen Bankinſtituten das Einziehen der Wechiel durch 
die Reichsbanf erleichtert wird, müſſen die disfuntirten Wechjelbeträge ver: 
bältnigmäßig gering, die eingezugenen dagegen verhältnigmäßig groß fein. 

Vergleichen wir die einzelnen Berufsarten mit den verjchiedenen Arten 
der Einnabmen, jo fommen wir zu dem Ergebniß, daß in Handelsjtädten die 
einzelnen Arten relativ gleihmäßig entwidelt find, der Handel jomit die ver: 
Ihiedenen Einnahmen in gleichem Maße fürdert, daß in Induſtrieſtädten die 
Berräge bei den Baarzahlungen, disfontirten Wechjel und Uebertragungen von 
anderen Bankſtellen gleichmäßig entwidelt, die eingezogenen Wechjel, ſowie Die 
Uebertragungen am Plage zumeilen unbedeutend find, wie: 3.8. bei Bochum, 
Barmen, Duisburg und daß in Städten mit hauptjächlih Landmwirtbichaft 
treibender Bevölferung die Uebertragungen am Plage recht gering umd die ein: 
gezogenen Wechjel nicht jelten ganz feblen. 

Was nun die Ausgaben betrifft, Jo jehen wir, daß faſt an allen Pläßen 
wohl in Folge des noch nicht vollftändig ausgebildeten Giro-Verkehrs und des 
Zahlens an Nicht-Giro-Kunden die Baarzahlungen am größten find und nur 
wenige Städte hiervon eine Ausnahme machen. So haben 3. B. Hamburg 
und Dresden ihren höchiten Betrag bei den Hebertragungen am Plage, Cottbus, 
Düſſeldorf, Barmen und verschiedene andere Städte haben ſie bei den Ueber: 
tragungen von anderen Bantjtellen. Ber den eingelöjten Wechjeln und den 
Uebertragungen am Plage find die Städte mit vorberrichend landwirthichaft: 
liher Bevölferung mit den geringiten, die Handelsjtädte dagegen mit den 
höchſten Beträgen betheiligt. Was die eingelöften Wechjel betrifft, jo fällt 
uns Mannheim unter allen Plägen durch den höchiten Betrag auf. Die Ur: 
lache ift wohl darin zu fuchen, daß Mannheim nicht allein ein großer Ge— 
treidemarft, jondern auch ein Haupthandelsplap für Kaffee, Zucker und 
Spezereien iſt und daß zahlreiche Kaufleute ihre Gläubiger in Wechjel zahlen, 
welche an diefem Orte domizilirt find und zur Einlöfung gelangen. Auch bei 
den Ausgaben zeigt ſich der Einfluß des Handels, der Induſtrie umd der 
Yandwirthichaft auf die Entwidelung der einzelnen Arten, ähnlich wie bei den 
Einnahmen. Der Handel ift der Entwidelung der einzelnen Ausgaben gleich 
günitig, nicht bejonders güuſtig it Die Induſtrie den eingelöften Wechſeln und den 
Uebertragungen am Plage und am ungünftigiten iſt legteren die Landwirthichaft. 

Nach diejen Unterfuchungen fommen wir zu dem Ergebniß, dab der Handel 
den Giro-Verkehr jowohl am Plate, als auch mit anderen Orten, die Induſtrie 
dagegen weniger am Plate, als nach außen und die Yandwirtbichaft fait nur 
nad außen entwidelt und ausbreitet. 


4. Entwicelung und Ausbreitung des Giro-Berkehrs der Keichsbank in Kon- 
kurrenz mit anderen Banken an demfelben Plabe in den 15 Jahren 1I876— 1590. 
In Folgendem joll nun eine nähere Betrachtung darüber angejtellt werden, 
m welcher Weije die wenigen noch bejtehenden Privatnotenbanfen und für 
Berlin der Kajjenverein auf den Giro:Verfehr der Neichsbanf eingewirft haben 
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und umgekehrt. Jedoch haben nicht alle, jondern nur die in diefem Abſchnitt 
genannten Privatnotenbanfen ihr Material dem Verfaſſer zur Verfügung ges 
jtellt. Ein Gejammtbild des Giro-Verkehrs der Privatnotenbanten gegenüber 
der Neichsbanf war deßhalb nicht möglich, weil die Bank für Siddeutichland 
und die Braunschtweiger Bank dem Verfaſſer feine Mittheilung über ihre Giro- 
Umfäge machten. Der Einfachheit halber, jowie zur Erleichterung der Ueber: 
ſicht jollen auch in diefem Abjchnitte alle Beträge um die drei legten Stellen 
gefürzt werden. Wie früher erwähnt, war der Giro-Verfehr in Hamburg 
ſchon frühzeitig entwidelt. Der Giro:Verfehr der alten Hamburger Giro-Bank 
wurde im Sabre 1876 von der Neichsbanf übernommen. Dieje Seite Des 
Bankweſens hat ſich dann rajch weiter entwidelt.e Wir finden für unfere drei 
Perioden folgende Durcdhichnitte für Hamburg: 














1876180 | 1881/85 1886/90 
Kinnabme 3,315,761 3,435,699 4,134,412 
Ausgabe. 3,299,646 3,436,399 4,133,345 


Der Giro-Verkehr hat ſchon in der eriten Periode mit einem bedeutenden 
Umjag begonnen. Die Einnahmen find in der zweiten Periode um 119,938 
und die Ausgaben um 136,753 gewachien, in der dritten Periode gar hat der 
Giro-Berfehr einen noch viel größeren Auffhwung genommen, die durchichnitt- 
lihen Einnahmen find um 698,713 und die Ausgaben um 696,946 gegen Die 
vorhergehende Periode 1881/85 geitiegen. 

Weniger günftig waren für die Entwidelung des Giro-Verkehrs die Ber: 
hältnijje in Berlin, wo der Berliner Kajjenverein das Ab- und Zujchreiben 














vornimmt. 
Reichsbant— Einnahmen durch Kaſſenverein 

| Nebertragung von! 

| YBaarzablung | ni anderen Bank» | Zuſammen 1 Einnahmen 

| EEE —— ſtellen 
1875 . | | | .  5,210.412 
1876 .ı 931,595 272,425 | 475,021 1.697.946 4,045,793 
1877 . | 1,355,121 638,480 | 1,099,740 312,909 4247,723 
1878 . | 1,379,507 899274 | 1145655 | 451,781 4.248.119 
1879 . | 1.148.131 1098465 | 1409.108 | 3.877.788 5.847.781 
1880 . 1,448,098 1,368,856 | 1,634,426 4451380 7,354,595 
1881 . 1,797,092 1,718,004 1,531,076 3346,173 8,990,536 
1882 . \ 1,634,919 1,558,596 1,764,318 | 4,957,8534 7,248,689 
1883 . 1,694,187 29: 52.087 1,908,768 | 6,550,043 6,754,195 
1884 . 1,871,050 5,148,550 2,145,026 9,164,628 7,918,425 
1885 . | 1,989,394 >,323,224 2,203,939 9,516,158 | 7,450.279 
1886 . | 2,174,052 8,713,383 | 2,307,587 10,195,02: 8,277,699 
1887 . | 2,153,187 5.415330 |  2,474,319 10,042,833 7,178,059 
1888 . | 2,264,086 5,654,780 | 2,798,944 10,717,811 10,165,170 
1889 . | 2,562,247 7,321,562 | 2,913,659 12,795,470 14,099,177 
1890 . | 3,094,241 7,259,863 2,640,173 12,994,276 '  11,864,122 








Wie aus vorstehenden Zahlen hervorgeht, hat der Giro-Verkehr der Reiche: 
banf gleich im eriten Jahre 1875 auf den des Kaſſenvereins eingewirkt, denn 
wir jehen von 1875 auf 1876 einen Nüdgang des Umſatzes beim Kaſſen— 
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verein, von 1376 nehmen die Beträge bei denfelben wieder jtetig zu bis 1881, 
von da an finden wir eine unruhige bin und herichwanfende Zunahme. 
Anders ift es Dagegen bei den Giro-Umſätzen der Neichsbanf, diejelben nehmen, 
vom Jahre 1882 und 1857 abgejehen, stetig zu, bis zum Jahre 1583 find 
die Umfäge Fleiner, von da an find diejelben, das Jahr 1889 ausgenommen, 
größer als die des Kaſſenvereins. Die fünfjährigen Perioden - Durchichnitte 
find, wie folgt: 




















N Reichsbank-Einnahmen durd Kaſſenverein 

4 — — — = - - - — — — — 

Uebertragung von 

Baarzahlung a anderen Bank Zuſammen Einnahmen 
En BE BR | Pe PO ſtellen BES.) — 
1876/80 | 1,292,490 835,500 1,152,811 3,300,797 | 5,144,802 
188185 .! 1,797,368 | 3,340,092 1,469. 625 7,107,047 | 6393687 
1886/90 | 2,449,5638 | 6,272,984 2,626,938 11.349.084 | 10,316,845 


Die Einnahmen der Neichsbanf von 1881/85 find jomit um 3,806,250, 
die des Kaſſenvereins dagegen nur um 1,248,835 gegen die vorhergehende 
Periode gewachſen; die Einnahmen der Neichsbant pro 1886/90 find um 
4,242,037 und die des Kaſſenvereins um 3,923,158 gegen die Periode 1831,85 
geittegen. Aur 1000 Einwohner fommen bei der Neichsbanf für die Periode 
1831,85 an Einnahmen 6,142. Dieſer Durchichnitt ijt erheblich geringer, als 
der von Hamburg, welcher 11,338 it. Vorſtehende Zahlen zeigen uns recht 
deutlich einerfeits, daß die Verhältniſſe der Ausbreitung des Giro-Verfehrs der 
Reichsbank in Berlin nicht jo günftig waren, wie in Hamburg, anderfeits aber 
auch, welchen nachtheiligen Einfluß der Giro:Berfehr der Neichsbanf auf den 
des Berliner Kaſſenvereins geübt bat. 

Wie in Berlin, jo batte die Reichsbank auch an anderen Orten Deutich: 
lands zum Theil mit bereits beitehenden, zum Theil mit noch entitehenden 
Banfen bei der Einführung und Ausbreitung ihres Giro:Verfehrs zu kämpfen. 
Die Notenbanfen Dentichlands jcheinen recht erbeblih auf den Giro-Verkehr 
der Reichsbank eingewirft zu haben und umgekehrt. Da mir das Material 
jmar nicht von allen, jedoh vom größten Theil der Notenbanfen zur Ver: 
figung gejtellt wurde, jo läßt fich Dies für die folgenden Orte nachweilen- 

Die Dresdener Notenbank betreibt jeit 1858 den Giro-Berfehr. Die Um— 
füge der Reichsbank und der Dresdener Bank jind folgende: 








Ginnabmen der Reichsbank "Dresdener Bant 


Ueber⸗ llebertragung 
tragung | von anderen Einnahmen 
am Vlatz Bankſtellen 





u— Baar: | Tistont. Eingez. 
ſammen zahlung Wechſel Wechſel 





| | 
1886 476,664 | 118,817 | 55,501 | 6,306 | 145,548 | 150,491 — 


1887 587,194 | 146,765 75,381 ° 7,075 | 218,800 ' 139,201 — 
IE&S 837,890 208,347 59,331 | 3420 384,506 | 182,283 127,646 
1889 :919,464 | 236,354 | 78,735 | 50 | 402,048 202,281 215,369 
1890 : 924,854 | 30 | 401,093 200,154 281,718 
| ) 
| | 


Vergleichen wir die Umſätze der beiden Banfen mit einander, jo finden 
wir, daß die Umſätze der Reichsbank jeit 1888 immer noch jährlich gewachien 
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find, aber nicht mehr in dem Verhältnig wie früher. In Dresden jehen wir, 
wie der neu eingerichtete Giro» Verkehr einer Notenbank die weitere rajche Ent: 
widlung des Giro:Verfehrs der Neichsbanf hindert, in Stuttgart finden wir 
den entgegengejegten Fall. Wir jehen an diefem Orte, wie der Giro-Verfehr 
einer ſchon bejtehenden Notenbanf durch den Giro-Verkehr der Neichsbant 
immer noch mehr eingeichränft wird, die girirten Beträge bei der württem— 
bergiichen Notenbanf wachſen bis 1875, mit der Gründung der Neichsbant 
nehmen fie jtetig ab. Folgende Beträge geben ung die Umſätze der württem— 
bergiichen Banf und der Reichsbanf an: 






































Reichsbank-Einnahmen durch Württemb. Bank 
Baar⸗ | llebertragung Hebertrag er | 6; 
zablung | am lat —— Zuſammen Ginnabmen 
1875 = | — — | — 34,686 
1876 | 74,142 5,098 44,406 | 123,646 21,472 
1877 || 153,098 7,928 79.198 | 252,584 | 15,998 
1878 | 175241 | 34,693 87,860 | 800,466 | 11,190 
1879 183,223 47,086 104,346 336,885 | 12,218 
1880 192.026 55,662 98,776 346,465 11,809 
18R1 197,098 67,040 106,411 | 365,530 | 12,515 
1882 208,361 68,728 92,400 369,490 | 11,100 
1883 269,853 63,525 107,288 440,666 | 5,782 
1884 321,235 56,056 121,826 499,118 3,387 
1885 821,711 50,125 130,213 502,050 4,297 
18866 | 841,216 55,660 | 136,308 533,172 | 8,425 
1887 | 836,365 42,105 | 135,231 513,708 | 2,444 
1888 | 361,268 41,560 | 165,370 568,175 | 4,652 
1889 | 396,883 53,719 | 172.156 | 622,759 | 6,638 
1590 | 388.251 63541 | 182,875 | 634,666 5,139. 
| 


Bei der Neichsbank iſt ein ftetig fortichreitendes Steigen der Umfäße, bei 
der mwürttembergiichen Notenbanf eine jtetige Abnahme der Beträge bis zum 
Jahr 1887, von 1888 ſchwanken fie, in den nächiten zwei Fahren fehen wir 
ein kleines Steigen, dann miederum ein Sinfen. Bei den Umſätzen beider 
Banken fällt uns ſodann noch auf, daß im Jahr 1887 für beide Banken ein 
Rückgang fi) zeigt. Bei der württembergiichen Notenbanf finden wir im Fahr 
1887 überhaupt den geringjten Umſatz und bet der Reichsbank den einzigen 
Nüdgang der Einnahmen und Ausgaben jeit ihrem Beitehen. Auch bei anderen 
Städten, hauptfächlich in Wejt:Deutichland, wie Köln, Frankfurt a. M., Mainz, 
Wiesbaden, Düfjeldorf, Elberfeld u. f. w. zeigt fich eine Abnahme der Beträge 
im Jahre 1887. Der Grund dieſes Nüdganges ift in der geringen Geſchäfts— 
jtimmung dieſes Jahres zu ſuchen, welche durch die in Ddiefem Jahre wieder— 
holt aufgetauchten Gerüchte eines bevorjtehenden Kriegs mit Frankreich gedrüdt 
worden ijt. Wir können jomit in dem Jahre 1837 ſehen, wie fehr die Ent 
widelung des Giroverfehrs einer Bank von einer richtigen Spefulationsluft 
abhängt und wie mit finfender Luft auch die givirten Beträge abnehmen. Was 
jelbjt die fünfjährigen Durchichnitte der Neichsbanf und der württembergijchen 
Bank betrifft, jo ift für eritere ein fortwährendes Steigen, für leßtere dagegen 
ein fortwährendes Sinfen zu fonjtatiren. Die fünfjährigen Durchfchnitte find 
folgende: 
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Ä Reichsbank-Einnahmen durd "Stuttgart. Bant 
wu— | Mebertrag | u — 
| In as | von anderen | Zuſammen Ginnahnten 
| —A ga >” I Bantitellen Br 

| BE GE | zz 
1876/80 | 155,545 | 32,083 | 2,917 270,545 14.538 
1881/85 | 268,652 60,095 | 111,628 435,375 7,417 
1886/90 | 


364,793 | 51,317 158,387 574,490 4,460, 


Aehnliche Erjcheinungen zeigen fih auch in Frankfurt a. M. zwiſchen der 
Neihsbanf und der Frankfurter Bank. Der Giroverfehr der Frankfurter Bank 
nimmt jedoch nicht, wie der Giroverfehr der württembergiichen Bank von Jahr 
zu Jahr ftetig ab, jondern wir bemerken ein unruhiges hin= und herichwanfendes 
BZurüdgeben der girirten Beträge. 
































| Reichsbank-Einnahmen durd Frankfurter Bant 

— llebertrag | 

— a von anderen | Zuſammenn Cinnabmen 

. | Bantitellen | _ | — 
1874 — — | — — | 2,312,723 
1875 -- — — - | 2,284,680 
1876 569,538 232.431 231.594 1,033.565 | 1,728,845 
1877 914,865 396,390 516,366 1,845.286 1,619,531 
1878 865,811 | 414,421 544,625 1,845,422 | 1,565,247 
1879 1,101,881 | 465.484 4 659 574 2.254.286 | 1.883,514 
1880 1,405,.272 564,509 | 775,284 2,745,067 | 2.888.711 
1881 1,412,930 | 491,096 851,659 | 2,755.686 | 2,120,817 
1882 1.229,100 | 419,313 | 731071 | 2,379,485 1,376,020 
1883 1,298,263 840,216 810,345 2,948.825 | 1,200.625 
1884 1,157,966 1,111,979 844,896 | 3.114.842 1,382,768 
1885 1,095,601 1,063,673 811,244 | 2970519 | 1228111 
1886 1,273,435 1,194,686 941,415 3.,409,538 1,510,112 
1887 1,190,568 | 1,167,004 | 904,973 3,262. 546 | 1,370,996 
1888 1,321,865 1,283,002 | 1,040,244 | 3,645,113 | 1,639,277 
1889 | 1,504.045 1,433,070 | 1,224,496 4161614 2,011,422 
1890 1,610,547 1,413,324 | 1,120,448 4,144,318 | 1,709,094 


| | 
Die fünfjährigen Durchichnitte Stellen fich für beide Banken, wie folgt: 





Reichsbankt-Einnahmen durd Frankfurter Bank 














Uebertrag 

' Baar Uebertragung | Er er 

| r ‚von anderen | AJnfammen | Ginnabmen 

— Mblung | am Bob | "nnfellen wi 
| | 

1876/80 | 971,473 414,747 545,489 | 1,931,709 | 1,937,230 
188185 | 1238772 | 785255 | 800,848 | 833,871 | 1,461,668 
1886/90 | 1,380,992 | 1,298,217 , 1,046,315 3,724,626 1,648,180 

| | 


Der umrubige hin und herſchwankende Rückgang drüdt ſich aud) in den 
Durchſchnitten aus. In der eriten Periode find die durchichnittlichen Beträge 
am größten, in der nächiten 1881/85 find jie am Fleinften und in der Teßten 
wieder etwas höher. Betrachten wir die Umſätze der einzelnen Nabre etwas 
näher, jo finden wir, daß vor dem Jahre 1876 die Einnahmen und Ausgaben 
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je über 2 Milliarden betrugen und daß jie jpäter nach 1876 eine annähernde 
Höhe im Ganzen nur drei Mal im Jahre 1880, 1881 und 1889 erreichten. Ganz 
diefelbe Wahrnehmung, wie bei der Frankfurter Bank, fünnen wir auch bei 
der Danziger Bank machen, auch hier jehen wir ein Zurücdgeben der girirten 
Beträge, fein ruhiges jtetiges, jondern ein unruhiges hin: und herihwanfendes 
allen der Umſätze des Girofontos. 























Reichsbank-Einnahmen durd Danziger Bant 
: —— — ——— — 
Ir llebertrag | 
| — — von anderen Zuſammen Einnahmen 
| 3 n 3 °F Yantitellen | Grey) . 
1874 _ — 44,914 
1875 = | = : — 63,711 
1876 21,722 | 4,462 22,191 48,462 45,325 
1877 41,310 | 10,928 56.834 109.470 47.620 
1878 49,950 9,718 67,346 | 127,822 42,105 
1879 49,273 12.429 68,487 | 131,280 37,978 
1880 50,150 10,670 659,524 | 126,345 29,608 
1881 50,139 10,897 67,748 | 128,785 35.033 
1882 63,867 15,256 1,731 160,855 42,418 
1883 88,433 13,932 87,360 189,726 39,069 
1884 100.862 9,870 84,119 | 194,853 26,694 
1885 116,099 13,356 91,528 220,984 27,667 
1886 93,766 12.068 74,26] h 180,098 28,087 
1887 84,866 7,142 72,748 | 164,755 29.596 
1888 I8,R04 15,998 84,188 | 198,993 42,895 
1889 | 86,693 15,134 3,617 185,446 38,355 
1890 | 1028238 | 12,833 81,386 208,183 38,559 





| 

Die Einnahme der Danziger Banf im Jahre 1876 betrug 45,325, im 
Jahre 1877 finden wir noch eine Heine Zunahme der Beträge, während Die: 
jelben in den nächjten Jahren nie mehr die Höhe von 45 Millionen erreichen. 
Den niedrigiten Stand hat der Umjag im Jahre 1894 erreicht, alsdann tritt 
twieder ein fleines Wachſen ein, das im Jahre 1883 feinen Höbepunft erreicht. 
Die fünfjährigen Durchichnitte der Neichsbanf und der Danziger Banf jind 
folgende: 





Reihäbanf-Kinnabmen durd 





Danziger Bant 


Mebertrag | 
—— Bo. er 
Baar ———— von auderen Zuſammen Einnahmen 
zahlung am Platz ———— | 
j — — ⸗ = — — — I 
1876/80 | 42,487 9641 6,076 | 108,206 | 40,528 
1881.85 | 83,880 12,662 82,407 179,041 | 34,176 
93,279 "1,386 187,495 35,498 


1886/90 Ä | 12/833 


Die Durchichnitt3:Beträge find bei der Danziger Bank in der eriten Periode 
am größten, ſodann geben ſie in der nächiten Periode zurüd umd ſteigen in 
der legten Periode etwas. Bei der Neihsbanf dagegen jehen wir eine itetige 
fortschreitende Zunahme der Beträge. 

In München hatte die Reichsbank ſchon von Anfang an mit der bereits 
baftehenden Bayerischen Notenbanf zu fämpfen. Die Umfäge beider Banken 
jind folgende: 
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| Reichsbank-Einnahmen durd Bayer. Notenbant 

| all ey. 

— J | Mebertrag 

— — von anderen Zuſammen Einnahmen 
4 | TI Banſlſtellen | _ 

1876 42,245 | 3,536 41,046 93,828 117,397 
1877 89.673 7,852 134,493 233,579 35,328 
1878 99,298 8,258 143,690 252,809 "0,292 
1879 96,829 15,183 188,597 302,171 88, 198 
1880 134,146 | 19,895 155.949 | 309,991 80,400 
1881 142,355 | 26,710 131,430 300,497 89,559 
1882 183,418 25,268 111,148 | 319,934 79,542 
1883 256,345 55,210 | 105,772 417,336 125,352 
1884 | 312,848 72.518 118,977 504,344 209,494 
1885 296,953 68,757 | 113,351 473,063 226,666 
1886 319,494 70,197 | 150,945 540,638 204,343 
1887 1 333,038 67,295 | 135,489 535,824 | 206,207 
1888 344,157 70,286 | 157,396 571,840 226,150 
1889 1 398,045 | 90,796 | 181,330 670,173 246,092 
10) 447014 | 82.600 | 164.859 695.370 260.708 

b | ’ 


Bei der Bayeriſchen Notenbanf finden wir vom Jahre 1877 bis 1882, 
eine allerdings micht fontinuirlihe Abnahme der Beträge, von 1883 tritt dann 
wieder eine Steigung ein. Bei der Neichsbanf dagegen läßt fich ein fait Durch: 
meg rubiges Steigen der Einnahmen und Ausgaben fonjtatiren; nur die Jahre 
1881, 1335 und 1887 machen eine Ausnahme hiervon. Während in diefem 
Jahre Die Beträge bei der Bayeriſchen Notenbank fteigen, fallen die Umſätze 
bet der Neichsbanf. Das Umgefehrte finden wir 1882 und 1886, in diefen 
beiden Fahren finfen die Girobeträge bei der Bayerischen Bank und wachſen 
bet der Neichsbanf. Dieje Erjcheinung fann uns wohl wiederum zeigen, welche 
Konkurrenz zwei Banken an demſelben Platze fich bereiten, wie jehr der Giro- 
verfehr unter dem Einfluß der anderen Banken leidet. 


Die fünfjährigen Durchichnitte find, wie folgt: 








Reichsbank-Einnahmen durch | Bayeriſche Bant 
— hebertrag u | 5 
Di . = 2. 
| trag Uebertragung von anderen | Zuſammen Ginnabmen 
zahlung am Plab | Bantitellen 
— | | 
1875.80 43.837 10,945 133,755 237536 | 32,323 
IXS] 85 238,384 | 48,714 | 115,936 403,035 | 146,124 
125/90 368,528 | 716,235 | 158,004 602,769 | 238700 


Münden macht wohl in fofern von Stuttgart, Danzig, Frankfurt a. M. 
ane Ausnahme, als die Beträge der Bayerischen Notenbanf, von einigen 
Schwankungen abgefehen, gleich den Beträgen der Reichsbank die Tendenz 
baben, mit der Zeit zu wachſen. Diefe Wahrnehmung fünnen wir an feinem 
der genannten Pläge machen und findet wohl zumächit ihre Erklärung in der 
Figenartigkeit des Bayerischen Volfscharafters, der mit bejonderer Vorliebe an 
den Bayeriſchen Einrichtungen fejthält. 

In Mannheim zeigen ſich zwiſchen der Badiichen Banf ımd der Reichs— 
dank ähnliche Ericheinungen, wie in München zwischen der Bayeriſchen Noten- 
bank und der Reichsbank. Auch in Mannheim nehmen die Giro-Umſätze beider 
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Banken von Jahr zu Jahr zu, ohne daß wir hierbei fonftatiren fünnen, ob 
der Giroverfehr der einen Bank irgend welchen Einfluß auf den der andern 
Bank gehabt hätte; nur im Jahr 1890 jehen wir ein unbedeutendes Steigen 
des rg der Reichsbank, dagegen eine bedeutende Zunahme des Giros 
der Badiichen Bank. Die Urfache diefer ausnahmsweiſe geringen Zunahme 
des Giroverfehrs der Reichsbank fann nicht einzig und allein in der Konkurrenz 
der Badischen Bank zu I jein, denn die Beträge dieſer Bank find verhältniß- 
mäßig Hein zu denen der Reichsbank. Daß die Badiiche Bank aber von irgend 
welchem Einfluß auf die Neichsbanf gewejen ift, dürfte aus dem Umſtande 
hervorgehen, daß die „Uebertragungen am Pla“ bei der Reichsbank gegen 
das vorhergehende Jahr zurücdgegangen find, während diefelben in allen andern 
Jahren geitiegen find. Die Badilche Bank hat jeit 1883, wo wir zum erjten 
Mal den Giro:Verfehr bei derjelben jehen, folgende Umſätze im Vergleich zu 
denen der Reichsbantf. 


— 








Reihsbant:-Ginnabmen durh Badiſde Bantı 


Baar: Uebertragung 
zablung am Platz 





Uebertrag |  _ u 
von anderen | Zulammen Ginnabhbmen 
Bantitellen | 
== — ö— — — —— 




















1881 190,949 89,099 120,345 400,394 _ 
1882 206,255 89,881 119,359 415,497 _ 
1883 259,518 103,064 127,272 | 489,862 1,246 
1884 309,547 124,617 145,813 580,018 3,556 
1885 328,751 137,581 152,140 | 618,428 3,830 
1886 335,015 164,253 183,218 | 682,484 3.977 
1887 846,485 175,391 206,321 728,199 4,620 
1888 361,840 180,747 235,770 778,358 6,591 
1889 398,156 192.862 279439  , 870,459 8,615 
1890 419,717 179,527 272,554 | 871,798 15,944 
Die fünfjährigen Durchichnitte find, wie folgt: 
UL Reihsbanf-Ginnahmen durd | Badifhe Bant 
GP REIE PFWERTERENE (0) —— 
Baar= Uebertragung I . 
von anderen . Zufammen | Einnahmen 
| 35 I“ Blop | Pantftellen | 
— ic ke Van N l u ee 
1876/80 | 123,396 53.000 | 7055 | 255,771 | u 
1881/85 | 259,004 | 108,846 132,987 | 500,839 1,726 
1886/90 | 872,245 | 178,556 235,460 | 786,258 7,950 
| 








Faſſen wir zum Schlufje an den Orten Berlin, Stuttgart, Frankfurt a. M., 
Danzig, München und Mannheim die Umſätze der Privatnotenbanfen einerjeits 
und die der Reichsbank andererſeits periodenweije zujammen, jo erhalten wir 
folgende Beträge: 





Reichsbank-Einnahmen durd | Privatbanten 


Bonn | Viebertragung Uebertrag , 
von anderen Zuſammen Ginnabhmen 
zahlung | am Platz Bantitellen | a 5 











— —— — — 

















———— tz * 
1876/80 | 2,679,228 605,986 | 2,049,408 | 5,334,620 7,029,328 
1881/85 | 3,881.020 | 4,355,664 | 3,222,426 | 11,459,108 8.044,817 
1886/90 | 5.292.420 | 8,200,539 | 4,480,974 | 17,973,945 12,366,557 
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Die Privatbanfen find hiernach in der Periode 1881/85 um 1,015,489, 
in der Periode 1886/90 um 4,321,740 gegen die entjprechend vorhergehende 
geitiegen. Die Reichsbauk dagegen iſt in der Periode 1881/85 um 6,124,448 
und in der Periode 1886/90 um 6,514,837 gegen die vorhergehende gewachien. 
Wir jeben jomit, daß die Beträge der Neichsbant viel mehr, als die der Privat: 
banfen geftiegen find, bejonders zeigt ſich dies in der zweiten Periode, mo die 
Beträge der Privatbanfen zuſammen nur verhältnißmäßig wenig zugenommen 
haben. Vergleichen wir die Umfäge beider Banken periodenmweife mit einander, 
jo finden wir in Der erſten Periode für die Reichsbank ein Minus von 1,694,708, 
in der zweiten Periode ein Plus von 3,414,291 und in der dritten ein Plus 
von 5,607,388 gegen die Privatbanfen. Wir jehen hieraus, daß die Reichs— 
bank bezüglich ihres Umſatzes die Privatbanfen in der zweiten Periode über: 
holt und in der dritten Periode noch. mehr übertroffen hat. 

Wir fommen hiernach zu dem Ergebniß, daß der Giroverfehr der Privat- 
Notenbanfen und der der Reichsbank auf einander einwirft, daß der Giroverfehr 
der Reichsbank hierbei aber einen viel nachtheiligeren Einfluß auf die Privat: 
banken übte, al3 umgekehrt. 
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Die Bentenkonvertirung.') 


Non 


Dr, sur. et phil. Friedrich Bahn. 


Wenn wir und vergegenwärtigen, welche Entwicklung der Zinsfuß in 
Deutſchland jeit Beginn diefes Jahrhunderts genommen hat, jo gewahren wir 
drei große Phaſen der Bewegungen: zuerjt eine Periode des finfenden Zins: 
fußes, dann eine Periode des im großen Ganzen fteigenden und jchließlich 
wieder eine Periode des finfenden Zinsfußes. 

Die erjte Periode hebt mit dem Jahre 1815 an und reicht bis ungefähr 
in Die Mitte der Mer Jahre. Es ift die FFriedengzeit, welche nach Ende der 
Napoleoniichen Kriege eintrat. Unter dem Schuß des Friedens blühten Handel 
und Induſtrie empor, die Stapitalbildung mehrte fich, mit dem verjtärften Ans 
gebot von Kapital ſank der Zinsfuß. Die Kurſe der Papiere der deutſchen 
Staaten ſtiegen und erreichten bald eine ſolche Höhe, daß ſie ihre hochzinſenden 
Schuldtitel in niederverzinsliche umwandeln konnten. Wegen der zahlreichen 
— auf 3 und 3°/, gilt ſpeziell die Zeit von 1830—1845 
als die Periode des niederen Zinsfußes xar Eoyiv. 

Die zweite Periode bildet die Zeit von der Mitte der 40er Jahre bis 
zum Frankfurter Frieden 1871. Der Bau weiter Eifenbahnjtreden, welcher 
in dieſe Zeit fällt, rief eine lebhafte Nachfrage nach Kapital hervor. Bablreiche 
Aktiengejellichaften thaten fich auf, deren glänzende Gejchäfte eine recht ergiebige 
Dividende abwarfen und den Kapitaliiten an einen höheren Ertrag gewöhnten, 
als er bei Anlage jeine® Vermögens in deutichen Staatpapieren erwarten 
fonnte. ALS weiterer zinserhöhender Faktor trat Hinzu, daß deutjche Kapitalien 
in Mafje nach Dejterreich, Ungarn, Rußland, Stalien, Schweden und der nord: 
amerikanischen Union wegen des zum Theil 6—7°/, dort ausmachenden Zins- 
ſatzes auswanderten. Endlich wirkten die politischen Ereignijje der Jahre 1848, 
1854, 1859, 1864, 1866 und 1870 erjchütternd auf den Staatsfredit Sie 
riefen große Militäranlehen hervor und jteigerten damit ebenfalls die Nachfrage 
nach Sapital. Auf Diele Weije gedieh der Zinsfuß von jeinem niedrigiten 
Stande mit 3 und 3'/,°/, zu einer Höhe, die man mehr über als unter 5°, 
anjchlagen darf. 

Seit Beendigung des deutich-franzöfiichen Krieges ift der Zinsfuß wieder 
im Sinfen begriffen. In der nunmehrigen Friedensära konnte nämlich die 
Kapitalbildung wieder ungehindert um fich greifen. Die Umjtände, welche in 
der vorigen Epoche einen Geldmangel bedingten, famen jegt nicht mehr in 
Berradt. So waren die Eijenbahnen nach ihren größeren und wichtigeren 
Linien gebaut, die minder bedeutenden erbeiichten mur relativ geringes Kapital. 
Die hochzinjenden amerikanischen Wertbpapiere famen in Wegfall und jtellten 
die anjehnlichen Summen, die feiner Zeit nach Amerika gefloijen waren, für 


", Nortrag, gehalten am 29. Nov. 1895 im kaufmännischen Verein „Merkur“ zu München. 
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den deutschen Kapitalmarkt wieder zur Verfügung. Die fchlechten Erfahrungen, 
welche man in den Gründerjahren um 1873 mit jchwindelhaften Unternehm: 
ungen gemacht, führten die Gelder den Staats: und Kommunalpapieren zu, 
wo jie zwar niedriger verzinit, aber deſto jolider und ficherer untergebracht 
wurden. Durch all diefe wirtbichaftlichen Ericheinungen erklärt es ſich, daß 
der Zinsfuß bei den ficheren Mobilienwertben jchon bis Mitte der 1880 er Jahre 
um ein volles Prozent zurüdging. Die Bewegung bielt aber damit noch nicht 
inne. Das umfangreiche Einftrömen amerikanischen Goldes, die ungünftige 
Yage von Handel und Gewerbe, und dadurch bervorgerufener Mangel an Unter: 
nehmungsluft und Gejchäftsftille fteigerten die ohnehin am offenen Kapitalmarkt 
bereit3 vorhandene Geldfülle nody mehr, die Nachfrage nach eriten Anlagepapieren 
erhöhte ſich weiterhin, der Zinsfuß wurde im jeiner fallenden Tendenz 
beftärft. *) 

Wie lebhaft durch dieſe Bewegung der Kursſtand unjerer heimischen Staats— 
vapiere berührt wurde, erbellt beilpielsweile aus dem Kursſtande unjerer Reichs— 
anleihen während der legten Jahre. Sie wurden notirt:?) 
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Aus diefer Zufammenftellung, die ich in analoger Weije für Die preußischen 
Konjol8 und die baverifchen Staatspapiere aufmachen liehe, erhellt nicht nur, 
daß die Nachfrage nach unferen Staatspapieren in ganz eminenter Weiſe in 
den legten Dezennien geftiegen ift, jondern auch, daß der Kurs der 4, 3'/, und 
3’/,igen Titres nur jehr unmejentlich differirt. 

Nun wurde zwar mit Nüdjicht auf das stetige Fallen des Zinsfußes be: 
reitg gegen Mitte der SDer Jahre der Zinsfuß der Öffentlichen Unleihen von 
5 auf 4'/,, auf 4 und vereinzelt auf 3'/,°/, berabgejegt. Nachdem jedoch in 
den leßten Jahren, wie oben bemerkt, der Kurs der 4, 3, und 3°/,igen 
Staatsobligationen auf ziemlich gleich hoher Stufe ſich hält, ift jeit Summer 
vorigen Jahres eine Bewegung im Gange, welche auf weitere 
Konvertirung drängt. Die Gründe, welche in diefer Bewegung für und 
wider die Konverſion der Staatärenten geltend gemacht werden, werde ich im 
Yaufe meines Vortrags noch im einzelnen vorführen. 

Zunächſt aber ein Wort über den Begriff der Sonvertirung. Was ver: 
fteht man darunter, in welcher Urt kann diefelbe vorgenommen werden ? 

Konverfion einer Schuldverichreibung bedeutet zunächit lediglich Umwand— 
lung Dderfelben. Sie fann auf viererlei Art fich vollziehen. Entweder das 





) Vergl. Dr. Julius Kahn, Geſchichte des Zinsfußes in Teutichland feit 1815. 
Stuttgart 1884. . 

*Wergl. Salings Börien- jabrbuch für 1893/94, Berlin 1893; ferner Conrads 
Jahrbücher 9. Bd. 3. Folge 5. 895. 
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Schuldkapital bleibt unverändert und wird nur der Nominalzinsfuß dem lauf- 
enden Zinsfuße des Kapitalmarkts gleichgeftellt, jog. Konverfion al pari, 
alfo wenn eine 4°/,ige Schuld zu 1000 ME. in Frage ſteht und der laufende 
Zinsfuß 3'/,0/, beträgt, wird die 4°/,ige Schuld zu 1000 in eine 3',,",, ige 
Schuld zu 1000 umgewandelt. Es fann aber auch der Napitalsbetrag 
erhöht und das neue Anleben unter dem Zinsfuße des Geldmarfts verzinit 
werden, jog. Konverfion unter pari, aus unferer 4°/,igen Schuld zu 
1000 ME. wird in diefem Fall 3. B. eine 3’/,ige Schuld zu 1500 Mk. Ferner 
fann das Schuldfapital jelbjt vermindert, dagegen der Nominalzinsfuß erhöht 
werden, fog. Arrofirung, jtatt einer Schuld von 1000 zu 4”/, wird fünftig 
eine Schuld 3. B. von 800 ME. zu 4',,°/, verzinft. Schießlich können bei einer 
Konverfion auch fonjtige Bedingungen geändert werden, 3.8. es kann jtipulirt 
werden, daß die Tilgung der zurüczuzablenden Schuld in Nentenform geichiebt. 

Die erite Konverfionsart, bei welcher die Staatsichuld von ihrem nomi— 
nellen einfach auf den laufenden Zinsfuß umgeftempelt wird, bedeutet für 
den Staat eine oft beträchtliche Erjparniß in der Gegenwart, alfo eine Ent— 
lajtung der Steuerträger. Sie ermöglicht neue Konverjionen in Zulunft bet 
jtetem Anschluß an die Bewegungen des laufenden Marktzinsjußes. 

Die Konverfion unter pari, nach welcher in England 1884 verfahren 
wurde, erzielt allerdings eine noch größere Zinjeneriparniß. Letztere gebt 
aber auf Kojten des Kapital3 der Schuld. Außerdem iſt derjenige Inhaber 
des unter pari zinjenden Staat&papiers, welcher dasjelbe als feſte Anlage be- 
nügen will, minder günftig gejtellt al3 der Staatsgläubiger, welcher durch Ver: 
fauf des neuen Schuldtitels einen Kursgewinn erzielt und fich hierdurch für Die 
Nentenminderung ſchadlos hält. 

Bei der Arrofirung, welche mit Erhöhung des Nominalzinsfußes verbunden 
it, it Vorausſetzung, daß der Staat längere Zeit fi) des Nechts auf Rück— 
zahlung des Kapitals feiner neuen Schuld begibt. Sonſt fauft niemand Die 
Nenten der höher verzinslichen neuen Schuld, welche ihrem Wejen nach Der 
Gefahr der Nüdzablung in hohem Maße ausgejegt iſt England, welches 
diefes Syſtem 1830 praftiich zur Anwendung brachte, garantirte beiſpielsweiſe 
42 Jahre die Damals ner geichaffenen 5"/,igen Nenten. 

Die vierte Art der Konverfion wird meift nicht ſelbſtändig, jondern in Ver: 
bindung mit einem der vorerwähnten Syſteme verwerthet. 

Gegenwärtig fommt ausſchließlich die erjte Konverfionsart, die Konverjion 
al pari, in Betracht. Man will die Schuld des Reichs bezw. der Einzel: 
ſtaaten nicht tilgen, das Kapital nicht etwa zu Bart zurüdzahlen, jondern Die 
Berzinfung lediglich” dem allgemeinen Zinsfuß, der niedriger als vier zu jein 
icheint, affomodiren. Die Konverfion al pari gilt übrigens als die beliebtejte 
Art der Schuldummwandlung, fie übertrifft an Deutlichkeit, Einfachheit und 
allgemeiner Berjtändlichkeit die anderen Methoden bei weitem, und man bat 
daher, wenn man von Komvertirung Spricht, Ttet3 jene erjte Art, die Konverfion 
al pari, im Auge. 

Bekanntlich iſt im Laufe des legten Jahres jeitens vieler größerer Banken 
und Kommunen die Konverſion al pari bezüglich ihrer 4°/,igen Pfandbriefe 
bereits in Angriff genommen. Nicht jelten waren hiefür augdrüdliche Anträge 
derjenigen Schuldner bejtimmend, welche ihre Darleben auf der Balis der 
4°, ,igen Pfandbriefe erhalten hatten und mit ihren Kapitalien noch nicht in 
einer höheren Tilgungsjfala jtanden und um deswillen an der Neduftion des 
Zinjes jehr intereffirt find. Die einzelnen Ktreditintitute trugen jenen Anträgen 
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angejichtS der derzeitigen Geldmarftverhältniiie Rechnung, fie jeßten gegenüber 
den Hypothekſchuldnern den Darlehenszinsſatz von 4 auf 3',°/, herab und 
fündigten in Verfolg dieſer ‚Sinanzoperation ihre 40 igen Piandbriefe — 
wenigſtens theilweiſe — zur Heimzahlung, wobei ſie den Beſitzern der gekün— 
digten Pfandbriefe anboten, gegen eine Konvertirungsprämie von 1°/, 3'/zige 
Schuldtitel ihres Kreditinftituts einzutaufchen. 
Es fragt ſich nun: Soll auch das Reich, jollen die Einzelitaaten, ins: 
— Bayern ſich dieſen Konvertirungsmaßnahmen anſchließen? 
Betracht kommen hiefür die 4°/,ige Reichsanleihe mit 450 Millionen 
Marl, die 3/,°/, Reichsanleihe mit 737,365,200 Markt. Preußen befigt an 
4°/,,igen Konſols 3,592,667,850 Mf., an 3'/,igen 1,913,792,550 Wit Im 
Bayern entziffert der Schuldenftand nach den Hauptrechmungen von 1894 
für die allgemeine 4°/,i ige Staatsfchuld die Summe von rund 206,307,759 ME. 


für die Eiſenbahnſchuld ä ae die Summe > 2 2... 967,460,400 „ 
DENE an ee a 67.000,000 R 

die Grundrentenichuld a 4, ....4146,311,469 

die Landeskulturrentenſchuld A 4%), TEN =... 1,833,500 


Bom Rechtsſtandpunkt aus unterliegt die Ronvertirung der Reichsanleihe 
feinem Bedenken, falls die erforderliche Genehmigung des Bundesraths und 
Reichstags vorliegt. Ebenſo kann nach der bayeriſchen Verfaſſung eine Kon— 
verſion ſtattfinden, nur iſt die Zuſtimmung des Landtages erforderlich, wenn 
der Staat zum Zwecke der Konvertirung, Kündigung und Heimzahlung der 
alten Schuld neue Mittel benötbigt, die ihm nicht bereit8 aus vorhandenen 
Ueberſchüſſen zu Gebote ftehen. ') 

Ob aber die — von Staatsanleihen zweckmäßig erſcheint, 
bemißt ſich nicht bloß nach fiskaliſchen, ſondern namentlich nach volkswirth— 
ſchaftlichen Erwägungen. °) 

Vom fiskaliſchen Standpunt aus ift zu jagen: Sobald der Landesübliche 
Zinsfuß unter die Höhe des für die Staatsjchuld feſtgeſetzten Zinsfußes 
herabgeſunken iſt und hiebei ſtabil bleibt, ſobald mit anderen Worten 
der Kurs der Staatspapiere dauernd über pari jteht, ift der Staat Mangels 
entgegen stehender Verabredungen zu fonvertiren berechtigt wie verpflichtet. 
Angefichts des ſtets wachjenden Staatsbedarfs und der immer größeren 
JInanſpruchnahme der Steuerfraft darf der Staat feine Anleihe nicht ohne 
befondere Veranlaſſung höher verzinfen als es der allgemeine Kapitalmarkt er: 
fordert. Die Weiterentrichtung eines durch die Aenderung der Verbältnifie 
nicht mebr gerechtfertigten Zinjes erwieſe jich als ein Opfer, das der Staat 
von der breiten Maſſe der Steuerzahler zu Gunften der beiler fituirten Staat?= 
gläubiger verlangen würde. Und ein derartiges Verhalten jteht in Widerfpruch 
mit dem Staatdintereije. Diejes gebietet, daß den Steuerzablern nur zur 
Dedung nothwendiger Bedürfnifje der Gejammtheit Laſten auferlegt 
werden und daß dieje Laſten nicht dazu beitimmt fein dürfen, einzelnen Slate: 


" Wal. Art. 73 der Reichsverfaſſung. Tit. VII $ 11 Abi. 2 der banr. Verfaljungs- 
urtunde. Ben Ar des deut chen Reichs, 3. Aufl., Bd. 115. 834 ff.; Seydel, 
bayr. Staatsrecht, 2 Aufl., II S. 402 j. 

?\ Ngl. über das Bölgende meine Abhandlung „Zur Frage der Rententonveriion“, 
bayt Handelszeitung vom 19., 26. Januar und 2. Februar 1895, Thieß, Tie Konverfion 
der Staatsanleihen in Teutichland, Gonrads Jahrbücher 1895, S. 889; Arendt, Die 
Konverfion, deutiches Wochenblatt vom 17. Oftober 1895, Verhandlungen des Reichstags 
in der Sizung vom 26. März 1895. 
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gorien Vorzugsleiftungen zuzumenden. Die nothwendigen Laften follen aber, 
und zwar im allgemeinen wie auch insbefondere zur Verzinfung der Staats— 
ſchulden, möglichit gering fein, damit der Staatöfredit jo hoch ala möglich 
ſtehe. Vom fisfalifchen Standpunkt empfiehlt fich alfo jede durchführbare, 
Zinſen erfparende Konverſion. Wird dagegen diejelbe bei dargebotener Gelegen- 
heit unterlafjen, jo geben Reich und Staat nicht nur an Zinjen mehr aus als 
fie nothwendig haben, fondern fie büßen bei neuen Anlehen auch an Kapital 
jehr erhebliche Summen ein. 

Freilich darf der Staat nicht wie ein Börſenſpieler lediglich nach Maß— 
gabe des größten augenblidlichen finanziellen Gewinnes handeln. Der Staat 
muß vielmehr jich der volfswirtbichaftlichen Wirkungen bewußt bleiben, 
die jede Zinsherabjegung äußert, ev muß bedenken, daß eine fisfalifche Kon— 
verfionspolitif dem nationalen Wohlftande die ſchlimmſten Schäden bringen fann. 

Bei jeder Zinsherabjegung wird nämlich dem geſammten Erwerbsleben 
der Nation ſtark zugefegt. Das Einkommen der Heinen Nentner, der Wittiven 
und Waifen erleidet Einbuße. Der kleine und mittlere Befig werden gefährdet. 
Es iſt zu befürchten, daß der Kapitalift höher verzinslichen aber unficheren 
exrotiichen Werthen jich zumendet und auf diefe Weile große Verluſte fir die 
heimischen Vermögen entitehen. Die politiich jo bedeutungsvolle innige Ber: 
fettung des heimischen Kapital umd der heimijchen Gläubigerichaft mit den 
politischen Schidjalen des Reichs kann in ihrer Entwidlung gehemmt und er: 
heblich gejtört werden. Für die durch die Alterirung des Erwerbsfebens her— 
vorgerufenen Schädigungen bietet die Komnvertirung umd damit verbunden die 
Neduftion des allgemeinen Zinsjages allerdings einen beachtenswerthen Aus: 
gleih. Die produzirenden Stände erhalten die Möglichkeit, zu billigeren Bes 
dingungen Leihfapitalien fich zu beichaffen und fo in vortbeilbafterer Weiſe 
ihrer Wirthichaft fich zu widmen. 

Aus dem Gejagten erhellt, daß, wenn einmal vom finanzpolitiichen Stand- 
punkte aus eine Komverfion nicht mehr unterbleiben darf, doch die äußerte 
Borficht und weiſeſte Umficht am Plabe ift, um jeden jähen Uebergang zu 
vermeiden. Der Staat muß jein fiskaliſches Intereſſe, welches eine Zins 
ermäßigung fordert, mit weitgehenden Rückſichten auf das Publikum bei jeder 
Konverlion in Einklang fegen. Er iſt zwar nicht verpflichtet, feinen Gläubigern 
einen höheren Zins zu zahlen, als durch die Lage des Landes umd die Ver: 
hältnifje des Geldmarftes geboten ift. Seine Stellung it aber gegenüber den 
Gläubigern wejentlich anders als die eines Privatmannes; fie iſt insbejondere 
beeinflußt von dem Schuß des wirthichaftlichen Wohls der unteren und mitt= 
feren Klafjen, mit anderen Worten der Staat darf Konverfionspläne nur voll 
ziehen unter größtmöglicher Schonung der in Mitleidenschaft gezogenen Interejien. 

Wir jagten vorhin: Vorausjegung jeder Konvertirung ift, daß ein natur: 
gemäßer dDauernder NRüdgang des Zinsfußes in Frage fteht. Wie verhält 
e3 jich mit diefer VBorausjegung in der Gegenwart? 

Selbjtredend kann man nicht eine abjolute Sicherheit dafür verlangen, 
daß der Zins niedrig bleibe, denn dann fünnte man niemals Eonvertiren und 
hätte niemals fonvertiven fönnen. Es muß genügen, wenn eine längere Reihe 
von Fahren hindurch fich der Zins auf einem niederen Niveau gehalten bat. 

Wie wir nun aus der bereit3 mitgetheilten Tabelle erjehen, währt der 
hohe Stand der Papiere faft ununterbrochen jeit 1886. Damals notirte die 
4°, ige Neichsanleihe 106 und jeitdem variirt fie fortwährend um diefen Kurs— 
ftand zwiſchen 105 und 108. Andererjeits hat die 3'/,%/,ige Anleihe bereits. 
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im Jahre 1887 den Parikurs überschritten und hat im legten Jahre faſt den 
gleihen Stand erreicht wie die 4°/,ige Anleihe. Die 3°/,igen Papiere aber 
jteben auf beinahe 99, alſo diht an Bari. Würde die Konvertirung Die 
Kurſe nicht drüden, io müßten im Vergleich zu den 3°/,igen Papieren ſchon 
jegt die 3'/,°/,igen Papiere etwa 115, die 4°/,igen aber 152 notiren. 

Daß aber der hohe Kurs der 3°/,igen Papiere nicht bloß eine Börſen— 
mache ijt, beweift einmal die Stabilität des Kurſes im Laufe des ganzen legten 
Jahres, jodann aber ein Bli auf die ausländijchen Staatspapiere. In Eng: 
land ſteht die 2 °/,"/,ige Nente, deren Umwandlung in 2'/,"/, ſchon beichlojjen 
it, über Bari. Ebenjo hat die franzöfiiche, belgische und ſchweizeriſche 308 ige 
den Parikurs überſchritten. In Schweden, Dänemark, Holland wird in 3"), 
fonvertirt. Angeſichts der anderwärts bereits eingetretenen Berbilligung des 
Zinsjages, angefichts der Komvertirungen in fait allen Staaten dürfte da— 
ber die Meinung, das Sinken des Weltzinsfußes jei nur vorübergehend, je 
länger je weniger ſich aufrecht halten laſſen. Mit diefen Thatjachen ftimmt 
überein, daß die Kursfteigerung der 3"/,igen Anleihe nicht zum wenigſten durch 
das Intereſſe bewirkt wurde, welches das Ausland, namentlich England diejen 
Papieren entgegenbradte. Es find zumeift engliiche Käufe geweſen, welche 
uniere 3°/,igen Staatspapiere auf Part hoben; die Engländer haben richtig 
erfannt, daß die deutichen 3°/,igen Papiere eine Steigerungsfäbigfeit befigen, 
welhe ihren Erwerb vortheilbafter erjcheinen läßt, al® den der höher ver: 
zinslichen Konſols, die vielleicht noch furze Zeit mehr Zinjen bringen, dafür 
aber feinen Kursgewinn, jondern eher Kursverluft bei der Konverfion in Aus: 
ſicht ſtellen. In der Ueberzeugung, daß eiu Staat nicht dauernd mehr Zinjen 
zahlen kann, als jeine Kreditwürdigfeit erfordert, betrachten die engliichen 
Finanzkreiſe die Konverfion unferer 4 und 3'/,°/,igen Bapiere ala jelbitverjtänd: 
lih und werden allem Anjcheine nach unjere 3’/,igen Wertbpapiere in jteigendem 
Maße aufnehmen.) Jedenfalls geht aus dieſen Mafjenauffäufen jeitens der 
Engländer das eine hervor, daß man unjere 3°/,igen Papiere dort für un: 
gewöhnlich und volfswirtbichaftlich außerordentlich hoch verzinit hält. 

Nah alledem möchte der gegenwärtige Zuftand, wo 3'/,;: und #°/,ige 
Staatspapiere nahezu gleichjtehen und kaum höher als 3°/, notiren, feineswegs 
als normal bezeichnet werden. Eine weitere Hochhaltung des Zinsfußes wird 
daher nicht lange mehr jeitens des Staates ſich durchführen laſſen. 

Jede volfswirtbichaftliche Maßregel bringt nicht nur Vortheile, jondern 
auh Nachtheile mit ſich. Aufgabe der Staatsfunjt iſt es eben bier, richtig 
abzumeiien, ob die Vortheile groß genug find, die Nachtheile in den Kauf zu 
nehmen, oder die Nachtheile jo groß Jind, daß man lieber auf Die zu er- 
martenden Vortheile verzichtet. Was gilt in diefer Beziehung, wenn die Kon- 
vertirung im nicht zu ferner Zeit vorgenommen würde ? 

Der direftejte VBortheil von der Komvertirung erwächſt für den Staat 
bezw. den Staatsfiskus. Die Konvertirung von 4 auf 3 erleichtert die 
jährliche Zinslaſt im Reich allein um jährlich 2,250,000 Me. und im Neid) 
und in den größeren Bundesjtaaten insgefammt um ca. 29 Millionen, die 
Konvertirung, in 3°), um 59 Millionen ME Will man gleih auf 3% 
zurüdgeben, jo können eventuell auch die bisherigen 3 '/2°/,igen Anleihen gleich: 
jeitig fomvertirt werden. Hiedurch wird eine weitere Zinſenerſparniß von 


'ı Vgl. Deutiches Wochenblatt 1895 Nr. 24 und 42 
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14 Millionen Mark jährlich erzielt. Die geſammte Zinjeneriparniß beträgt in 
diefem Falle für das Neih 7°/, Millionen Mark. Nebenbei nur jei bemerkt, 
daß die in Bayern im Fahre 1879 durchgeführte Konverfion den Erfolg einer 
Binseriparniß von jährlich 1,600,000 Mark batte, was einem Kapitalwertb 
von 40 Millionen Mark gleichtommt.") 

Wie ohne weiteres erhellt, fließen auf diefem Wege den Staatsfinanzen 
beträchtlihe Summen zu, welche bei dem fortwährenden Bedarf nach erhöhten 
Einnahmen jchwer in's Gewicht fallen und nene Steuern überflüſſig machen. 
Namentlich wird durch die Erjparnijje die Möglichkeit geboten, die längſt ge— 
wünschte Tilgung unſerer Neichsichulden in die Wege zu leiten. Im den 
Einzelitaaten, wo noch das Ertragsſteuerſyſtem in Wirkſamkeit und die Budget: 
lage an ſich eine befriedigende ift, wäre an eine gleichmäßige Herabjegung der 
Jämmtlichen Ertragsitenern zu denken, um die Bortheile der Konvertirung nicht 
einzelnen bevorzuaten Klaſſen, jondern allen Steuerzahlern zuzuwenden. 

Abgejehen bievon wird durch eine wohl gelungene Konvertirung der 
Staatsfredit erbeblich verbeſſert. Die jetzt Fünftlich gedrüdten Kurje werden 
jteigen, Die zur Begebung gelangenden neuen Serien Reichsanleihe dürften 
einen wejentlich höheren Kurs erzielen, als Dies bei den bisherigen Emiffionen 
der Fall geweien. Die aljo erreichte Verbejjerung des Stredits kann dann 
namentlich für den Kriegsfall von Belang fein. 

Der auf Diefe Weile dem Staat durch die Konvertirung zufommende 
Vortheil wird gerne in Zweifel gezogen. Man wendet ein, was der Staat 
bei der Konverfion an Zinſen gewinnt, geht ihm durch Sinfen der Erträgnifie 
der Einfommen- und Stapitalrentenjteuer, für deren Ermittlung die 4’/,igen 
Anlagen grumdlegend find, und durch Ähnliche Nüchwirkungen verloren. Man 
weilt Darauf bin, daß bedeutende Summen als Mindel: und Stiftungsgelder, 
Kantionen und Berwaltungsanlagen in 4°/,igen Staatspapieren feitgelegt 
ind. Wenn die Stiftungen für Unterricht, Wohltbätigkeit und Kultus einen 
Zinsausfall hätten, jo mühte — jagt man — das entiprechende Erträgniß 
durch erhöhte Staatsbeiträge ausgeglichen werden, damit die Stiftungszwecke 
erreicht würden. 

Demgegenüber genügt die eine Bemerkung: Was der Staat zugegebener 
Maßen an Sapitalrentenftener und durch erhöhte Stiftungszuſchüſſe verliert, 
kann der Natur der Sache nad) nur ein Bruchtheil von dem jein, was er ge- 
winmt. Uebrigens find die Erträgnijie unferer Einfommen- und Kapitalrenten: 
jtener bekanntlich in ftetem Steigen begriffen und dürften, wenn auch nicht 
mehr in gleich progreilivem Maße, jelbjt dann noch jteigen, wenn die Kon 
verjion durchgeführt it. 

Mit bejonderer Vorliebe wird in der Diskuſſion der Stellung der Börje 
zur Konvertirungsfrage gedacht. Häufig hört man, die Börfe habe die Frage 
veranlaßt, da fie bei der Konverſion durch ihre Vermittlung zu verdienen und 
bei dem davon erwarteten häufigen Wechjel der Anlagepapiere neue Spiel: 
papiere und unfichere Anleihen unterzubringen hoffe. Zweifellos bejteht großes 
Intereſſe der Börje an der Komverfion. Sie darf wohl annehmen, daß durch 
die Konverjion nicht nur ein überaus reges Nommiffionsgeichäft hervorgebracht 
wird, jondern daß ſich die Nachfrage nad) allen, höher als 3 °/, verzinslichen 
Werthen fort und fort jteigern wird. Aber auch abgejehen von den Kommiſſions— 


ı Mal. Hod, Finanzverwaltung, Bd. I, S. 66. 
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geichäften erwartet man für die großen Banfen Bortheile, in der Hoffnung, 
daß die Regierung fich bei Vornahme der Transaktionen der Hilfe der großen 
Institute und Banfen verfichern würde. 

Ganz ohne Widerjtreit ift jedoch das Intereſſe der Bankier und Börjen- 
ipefulanten an der Konvertirung doch nicht. Inſoweit diejelben jelbjt Groß: 
fapitaliften find, jtehen nämlich ihrem einmaligen Verdienjte dauernde Verluſte 
gegenüber, wenn alle Anlagen im Lande jich niedriger verzinjen. 

Wer find denn überhaupt diejenigen, welche als Inhaber der fonvertirten 
Bapiere die Summen verlieren, welche das Neich und die Staaten, bezw. Die 
Steuerzahler jparen? 

Sicher iſt ein großer Theil der Papiere in den Händen von Groß— 
fapitaliften, Banfen und Ausländern. Die Genannten könnten den 
Zinsverluſt leicht verichmerzen, die Zinsherabjegung entbehrt bezüglich ihrer 
jeglichen volfswirtbichaftlichen Bedenken. 

Ein anderer Theil ruht in den Händen von Fleinen Kapitaliſten, 
Rentiers, Offizieren und Beamten, welche derartige Papiere als 
Kaution binterlegt haben, ein fernerer dient zum Unterhalt von Wittwen, 
die ganz Darauf angewiejen find, und ijt als Eigenthum von Waijen als 
Mündelgeld deponirt. Die Schädigung Ddiejer Fleinen Rentner wird zu allen 
Zeiten als Grund gegen größere Komverfionen angeführt. Viele von Ddiejen, 
jagt man, würden der Stomverfionsmaßregel wehrlos gegemüberjteben und 
durch Die Verfürzung ihrer an jich jchon fnapp bemejjenen Einnahmen in ihrer 
Yebenshaltung empfindlich betroffen, fie jeien nicht in der Lage, ihr ſo ge 
ihmälertes Einkommen durch irgend eine Arbeitsleiltung zu ergänzen Der 
Zinsfuß, der den von ihnen innegehabten Staatspapieren zu Grunde liege, ſei 
eine Lebensfrage für eine Menge ſolch' Eleiner Kapitalilten. Namentlich ver: 
weilt man neuerdings darauf, daß eine beträchtliche Zahl fleiner deuticher 
Kapitaliften in den legten Jahren gewigigt durch ihre Verluſte an aleatorischen 
erotischen Werthen jich heimischen Renten wieder zugewandt hatten, in der 
Ueberzeugung, Zeit ihres Lebens im ungejchmälerten Zinsgenuß zu bleiben. 

Demgegenüber ijt zunächjt prinzipiell abzulehnen, daß der Staat ein Ein: 
kommen-Minimum garantiren joll. Das wäre Kapitaljozialismus, wenn der 
Staat einen Minimalzin® gewährleiften jollte, analog dem Poſtulat der 
Sozialdemofratie, welche verlangt, daß der Staat einen Minimal-Arbeitslohn 
garantirt. Diejerbalb jind auch alle Vorſchläge mit Vorſicht aufzunehmen, 
die von einer Entjchädigungspflicht reden, welche der Staat gegenüber den in 
ihren Einfommensverhältnijjen beeinträchtigten Wittwen und Waijen habe. 

Ueberdies beiigen die Fleinen Rentner nicht nur Staatspapiere, fie halten 
ih Hopothefen, PBrandbriefe, Prioritäten, Gemeinde-, Kreis-:Schuldfcheine und 
werden bier allenthalben im Zins herabgeiegt: Das Gleiche darf bei den 
Staatspapieren nicht als höchſte Ungerechtigkeit ausgelegt werden, zudem es 
ja auch früher nicht möglich war, die Fleinen Rentner vor der Ermäßigung 
von 5 auf #°/, zu bewahren. 

freilich hat der Staat an der Nichtbedrüdung der kleinen Rentner ein 
lozialpolitiiches Intereſſe. Ließen sich dieſe fleinen Rentner als wirkliche 
Rentenempfänger des Staats bezüglich des Konvertirungsschidjal® von den 
großen Kapitalijten loslöſen, jo fünnte man vielleicht ſozialpolitiſch die Fort: 
gewährung eines höheren als der Marktlage entiprechenden Zinjes an diejelben 
einigermaßen befürworten. Man darf aber nicht, weil man den Fleinen Rentner 
ſchönen will, auch dem mittleren und großen Kapitalijten ein ungerechtfertigtes 
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Geſchenk auf Staatskoſten zukommen laſſen. Uebrigens finden die jozial: 
politiichen Nachtheile der Konverfion für die Eleinen Rentner einen gewiſſen 
Ausgleih in der durch die BZinsreduftion ermöglichten Verminderung Der 
direkten Steuerlait. Und andererjeits find doch die Steuerzahler, deren Intereſſen 
den Nentenbefigern gegenüberjtehen und die legteren bei Weiterzahlung der höheren 
Binfen ein Gejchent machen würden, an Zahl, Bedürftigfeit und Gewicht des 
Sejammtinterejies den legteren zweifellos weit überlegen. Die Rückſicht auf eine 
Anzahl Eleinerer Haushaltungen, die ganz oder zum überwiegenden Theil auf das 
Renteneinfommen angewiejen find, darf nie darüber täuſchen, daß immer eine 
viel größere Anzahl von Hausbaltungen vorhanden ift, die aus ihrem Ueber— 
Einkommen die zu jolcher Rückſicht erforderliche Steuerlajt aufbringen müſſen. 

Nun führt man zum Beweije, daß auch die Nermiten von einer eventuellen 
Konvertirung betroffen werden, an, daß die Sparfajjen in Folge dejlen ge: 
zwungen wären, ihren Zinsfuß berabzujegen, und daß gerade die Kleinen 
Sparer, die Arbeiter, hiedurch gejchädigt würden. Allerdings werden die Spar: 
fajjen im ihren Zinjen herabgehen, da fie ihre Kapitalien zum großen Theil 
in 4°/,igen Anlehen angelegt haben und nach der erfolgten Konvertirung diejer 
Papiere ebenfalls nicht mehr den hohen Zins aufrecht halten fünnen. Indeſſen 
dürfte der Verluſt, der hiedurch der ärmeren Bevölkerung erwächſt, nur ſehr 
unbedeutend jein. Iſt beilpieläweile der Zins der Sparfafien um "1, °/, 
zurüd, jo verliert derjenige, welcher 50 ME. jährlich einlegt, nur 25 Pf. im 
Jahre, und in 10 Jahren unter Berüdjichtigung von Zinjeszins nur 14 Mk. 
Was zum anderen die Befürchtung betrifft, daß hiedurch der Spartrieb unter: 
bunden werde, jo ſieht diefelbe wohl zu ſchwarz. Unſere Sparkaſſen werden 
erfahrungsgemäß nicht weniger bemüßt, wenn fie den Zinsfuß hberabiegen. 
Nicht die Verzinſung, jondern die Sicherheit der Anlage, die Kapitals: 
erhaltung ift bier die Hauptſache. Wer 500 ME. auf der Sparfajie bejitt, 
der will das Kapital als Nothgrojchen jicher angelegt haben, ob er 15, 17 '/, 
oder 20 ME. Zinjen erhält, kommt für ihn wenig in Betracht. Uebrigens 
hat die Meinung viel für fich, daß die Fleine Schädigung durch den Rüdgang 
der Zinfen nicht annähernd im Verhältniß ſteht zu der vermehrten Arbeits» 
gelegenheit umd den ſchon dadurch bedingten höheren Löhnen, die ein Auf: 
Ihwung der Produktion im Fall der Konvertirung mit fich bringen wird. 

Aus dem Gejagten ergibt fih zum Mindeſten die eine Lehre, daß die 
Sparfajjen mit der Erhöhung des von ihnen zu entrichtenden Zinsfußes augen- 
blicklich ſehr vorsichtig jein follten. Es wird gut fein, wenn die Sparfafjen 
der Eventualität der Komvertirung ihrer Anlagepapiere jchon jetzt Rechnung 
tragen, damit ihre Bilanzirung feiner Zeit feinen Schwierigkeiten begegnet 
und den Zins ihre Einleger möglichjt unberührt läßt. 

Auf dem gegemwärtigen Zinsertrag beruht auch die Bilanz von Ber: 
fjiherungsgejellihhaften Im Falle der Komvertirung wird es Ddiejen 
Berficherungen, namentlich der Lebens: und Mentenverjicherung, ſchwer jein, 
bei gleichen Leiftungen der Berficherten weitere Berficherungen abzuſchließen 
und die bereits eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen. Viele diejer Inſtitute 
mögen wohl diefe Schwierigkeiten auszugleichen im Stande fein durch den 
Binfengewinn, den jie in anderen Geichäftsbranchen (Hypothefenverficherung 2c.) 
bei der Konvertirung erzielen. Abgejehen bievon find die Schwierigkeiten auf 
feinen Fall jo groß, daß fie die ganze Stomvertirung hindern könnten, - jie 
werden jicher ebenjo gut überwunden werden, als dies bei früheren Konver— 
tirungen der Fall war. 
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Des Weiteren macht man geltend, dat durch die Konverfion das deutjche 
Kapital in die Arme des höheren Zins zahlenden Auslandes getrieben würde. 
Feſte Anlagen würden deflaffirt, folide Snveitirungen in folche risfanteren 
Charakters bingedrängt. Rufen, Italiener, PBortugiefen, Merifaner, Argen- 
tinter, Griechen, welche an Stelle der deutichen Staatspapiere träten, bergen 
die Gefahr in ſich, dal; gewaltige finanzielle Verlufte und tiefgebende Schädi- 
gungen dem Ddeutichen Volksvermögen miderfahren. Daneben entjtche, abge: 
ſehen von der politisch keineswegs jicheren Lage Deutichlands, eine wirthichaft- 
lihe Kriiis von jo ungeheuren Dimenfionen, daß ihr die Bedeutung eines 
nationalen Unglücks zukomme. 

Dieſer Gefahr kann die Reichsregierung einigermaßen vorbeugen, indem 
ſie die Einführung exotiſcher Werthe, namentlich ſolcher von finanzwurmſtichigen 
Ländern, nach Deutſchland wirkſam beſchränkt oder von Fall zu Fall abwehrt. 
So hat beiſpielsweiſe die Börſenenquétekommiſſion empfohlen, es ſolle der 
Proſpektzwang auf ausländiſche Emiſſionen, die im Inlande zugelaſſen fein 
wollen, ausgedehnt und dieſer Proſpekt ſorgfältigſt geprüft werden. Man ſoll 
namentlich darüber wachen, daß, ſoferne gegen die früheren Bedingungen durch 
die neuen Emiſſionen Veränderungen oder eine Minderung der früheren etwaigen 
Sicherheiten herbeigeführt werden, dies in den Emiſſionsplänen klar und 
deutlich zum Ausdruck gelange. Schon auf dieſe Weiſe können nicht ausreichend 
fundirte, den Wohlſtand der inländiſchen Erwerbskreiſe gefährdende Emiſſionen 
terngehalten, kann eine Verſchlechterung des deutſchen Effektenbeſitzes in gewiſſem 
Maße verhindert werden.') 

Sodann wird diefe Gefahr von vornherein nicht jo bedeutend fein, wenn 
der Staat den richtigen Zeitpunkt gewählt hat, nämlich den, wo jeine Gläu— 
diger für das ihnen gefündigte Kapital innerhalb der inländischen foliden An— 
lagen feine Verwendung zu einem höheren Zinsfuß finden als der ijt, welchen 
der Staat für die fonvertirte Anleihe bietet Den umjichtigen Gläubigern 
wird es in Diefem Falle nicht beiflommen, in fiktiven Werthen des Auslandes 
ihre Kapitalien zu deplaziren, fie werden vielmehr für ihre Gelder nach wie 
vor den joliden Anlagepapieren des Inlands den Borzug geben und auf die 
Rıilitoprämie des Auslandes, die bei den heimischen wohlfundirten Staats: 
cbligationen nicht erforderlich iſt, gerne verzichten. 

Solche, die durch den hohen Zins von erotischen Papieren fich über deren 
Geringwerthigkeit hinwegtäufchen laſſen, hat es zu allen Zeiten gegeben, aud) 
dann, wenn feine Komvertirung in Sicht war. Um ihretwillen braucht eine 
ſonſt berechtigte Komvertirung nicht verichoben zu werden. Sie laſſen fich durch 
dergleichen Rüdfichten doch nicht befehren. 

Außerdem wird eine Verjchlechterung des deutſchen Effeftenbefites auch 
dadurch vermindert, daß man bei Ausführung der Konverſion fich der geeigneten 
Mafnahmen bedient. 

st man fich über die Nothwendigkeit der Konvertirung einig, jo wird es 
gut jein, die Frage baldigjt zu einem definitiven Abjchlug zu bringen. So 
lange die Frage in der Schwebe iſt, jo lange die höher verzinslichen Papiere 
vorhanden find, find die Kurſe wie der landesübliche Zinsfuß gehindert, fich 
ſo zu entiwideln, wie e3 ihrer Natur zuſagt. So haben wir es im Laufe 
dieſes Jahres erlebt, daß die 3°/,igen Papiere das Pari überjchritten und 


" Rgl. Entwurf eines Börſengeſetzes, veröffentlicht im April 1895, Abichnitt III, 
zulaſſing von Wertbpapieren zum Börlenhandel. 
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die 4= und 3'/,"/‚igen Staatöpapiere heruntergingen und bis auf einige Zehntel 
Prozent Differenz auf etwa über 103°/, zufammenfamen; ſeit Oftober I. 3- 
jtiegen hinwiederum die 3'/,= und bejonder& die 4°/,igen Staatspapiere, Teßtere 
um beinahe 2”/, und die 3°/,igen Staatspapiere fielen um beinahe 2°/, und 
zogen jelbjtredend den Kurs der 3°/,igen landichaftlichen Prandbriefe herunter. 
Jedenfalls wäre es mwinjchenswerth, daß die auf diefe Weile der Spekulation 
preisgegebenen Staat3papiere bald thunlichit wieder den Charakter von jicheren 
Unlagepapieren befommen. Andernfalls bejteht Gefahr, daß es der Börje ge- 
lingen wird, die 4°/,igen Papiere den fleinen Leuten zu verkaufen und jo 
ihren Schaden auf diefe abzumälzen. Auch verdienen die Intereſſen Der 
Kapitalnehmer und Kapitalgeber möglichite Ausgleichung und muß der Effeften- 
befig möglichit ftabilifirt werden. Soll fich aber der Kurs der 3= und 3"): 
Higen Papiere günftig entwideln, jo gibt es wohl fein befjereg Mittel als 
das Verſchwinden der höher verzinslichen, das fommt dann auch denjenigen 
zuftatten, welche urſprünglich ſolche hochzinſende Papiere bejaßen. 


Adgejehen hiervon find ala Formen der Durchführung der Konverjion 
folgende zu erwähnen: gleichzeitige Konvertirung des ganzen Betrag an Kon— 
ſols, ferienweife Ummandlung, fakultative Konvertirung, endlich Konvertirung 
in 3'/, und 3°/,ige Konſols. 

Muskat Schlägt in der Zeitichrift „der neue Kurs“ vor, die 4°/,igen 
Anleihen alle 5 Fahre um '/,°,, im Zins zu reduziren, fo zwar, daß jie bis 
1. Januar 1900 nur 3°/,°/,, bi8 1. Januar 1905 3'/,°,,, bis 1. Januar 1910 
3'/,°/, und von da ab dauernd nur 3°, Zinjen tragen jollen. Das läuft da— 
rauf hinaus, den Zins ſchon jest auf 3”/, berunterzufegen, den Konvertirenden 
alſo 3°/,ige Titres zu geben und zwar zu 100°, mit einer Prämie von 7'/,°/,, 
die allmählig bis 1910 zu zahlen wären. Allerdings würde für den Schuldner 
biedurch der mweiteitgebende Nuten erzielt. Doch iſt mehr als zweifelhaft, ob 
damit die heutigen Befiger der 4°/,igen Anleihen befriedigt wären Unſere 
RKapitaliften find gewöhnt, auffteigende Chancen für ihren Effeftenbefig zu 
beanspruchen, fie würden aber in einem Papier mit juccejjiv jinfender 
Berzinjung das gerade Gegentheil zu erbliden haben. 


Empfehlenswerther iſt der Vorjchlag, die reduzirten Staat2papiere min 
deſtens ein Jahrzehnt als unfündbar zu bezeichnen und eventuell eine freiwillige 
Konverfion durch eine angemejjene Konverfionsprämie wachzurufen. 


Die freiwillige Konverfion könnte dadurch veranlaßt werden, daß man den 
Beligern von J°/,igen Papieren, welche diefe in 3'/,°/, umwandeln, eine Un: 
fündbarfeit der fonvertirten Konfols auf 10 Jahre, und dementiprechend den 
Bejigern 3'/,°/„iger Papiere, die auf 3°/, fonvertiren, eine Unkündbarkeit für 
20 oder 30 Jahre anbietet. VBorausfichtlich wird auf diefem Wege ein erheb— 
licher Theil der 4°/,igen Staatspapiere verfchwinden. Dem deren Bejiger 
rechnen bereit3 mit der Konversion als einem bevorjtehenden Uebel, jie werden 
froh jein, daß fie fich die Unfündbarkeit ihrer fonvertirten Konjols für einen 
längeren Zeitraum fichern fünnen. Wollte der Staat dieje Bindung auf längere 
Zeit nicht eingehen, jo würden bei jedem auch nur vorübergehenden Sinfen 
des Zinsſatzes die auf 3'/,°/, konvertirten und die alten 3'/,°/„igen Anlehen 
durch die Beſorgniß gedrüdt, daß fehr bald eine weitere Herabjegung auf 3°,, 
fommen fünnte. Und dies wäre ausreichend, um den Marktwertb diefer Anz 
leben niederzuhalten und ihren Befig dem deutichen Publikum zu verleiden, 
welches, wie bemerkt, Werth darauf legt, mit feinen Sparanlehen die Möglich- 


Fried. Zahn: Die Rententonvertirung. 233 


feit einer Werthiteigerung zu verfnüpfen, und ſei diefe Möglichkeit auch nur 
ein Gegengewicht für die Gefahr zufälligen Preisrüdgangs. 

Eventuell läßt fich der Umtausch noch durch Konverjionsprämien er: 
leihtern, welche im Betrag von 1°/, baar beim Umtaufch auszuzahlen, jedoch 
alljährlich herabzujegen wären. 

Je mehr freiwillig Eonvertirt würde, um jo größer wäre die Gefahr der 
Zwangsfonverfion, alfo des Verluſtes der Konverjionsprämie und der Mög: 
lichkeit, jene lanafichtige Rente zu erhalten. In Folge deſſen würde fich die 
freiwillige Konverſion Schnell und im einer Form vollziehen, welche dem jegigen 
Staatögläubiger wahrjcheinlih noch Nutzen und jedenfall feinen auderen 
Schaden al& eine jehr geringe Verminderung feiner Rente brächte, während 
der Staat erhebliche Erjparnilje erzielte. Der Kursgewinn, welcher dann bei 
der Konverfion mit Sicherheit zu erwarten ift, entichädigt die Kapitalilten 
für den Zinsrüdgang und hindert das Kapital, unfichere Werthe aufzufuchen. 
As Beripiel in dieſer Beziehung kann angeführt werden, daß die bayerische 
Hppotbefen= und Wechjelbanf im Oktober 1880 eine freiwillige Konvertirung 
ihrer &°/„igen Prandbriefe in 3"/,%/,ige vorgenommen hat. Sie gab damals 
befannt, daß Die Auffündigungen und VBerloofungen der 4%/,igen Brandbriefe 
in gleich jtarfem Maße wie bisher fortdauern, daß fie jedoch, um den Bejigern 
jolher Pfandbriefe Gelegenheit zu geben, fich unter möglichjt günjtigen Be: 
dingungen dieſen fortwährenden Störungen zu entziehen, bereit fer, die #°/,igen 
Biandbriefe mit einer Brämie von 1°/,,”;, gegen 3"/,°/,ige umzutaufchen. Bon 
diejer Aufforderung wurde jo zahlreich Gebrauch gemacht, dat; die Konvertirungs: 
jumme bei Ablauf der biefür fejtgejegten Zeit 94 Millionen betrug. Aehnlich 
wurde jüngjt von Seiten mehrerer großer Banken eine freiwillige Konverfion 
inigenirt, und wie man bört, hat das Publikum bereitwillig auf die freiwillige 
Komvertirung reagirt. 

Schwer iſt e8 zu jagen, ob es räthlich ericheint, mit der Konverſion zu 
warten, bis fich der Zinsfuß auf 3°/, feitgelegt hat, jo daß dann der Ueber: 
gang unmittelbar vom 4= zum 3°/,igen Typus ohne Durchgang durch eine 
Konverfion in eine 3"/,°/,ige Obligation gewählt werden fünne. In dieſem 
alle brauchte das Anlagefapital nicht zweimal geändert zu werden, was mit 
großen Auslagen und eventuellen bedenflichen Berluften und ſchlimmen Be: 
läftigungen verbunden ijt. Es läßt fich jedoch eimwenden, vom Standpunft 
des Finanzminiſters ſei beſſer '/.°, Zinseriparniß in der Hand als 1/, in 
der Erwartung. Auch ift zu fürchten, daß bei einer Zinsreduftion von + auf 
3%, trog Konverfionsprämien noch leichter deflaffirt wird. Was aber be 
ſonders zu beachten, das Maß der zuläffigen Reduktion des Zinsfußes ſteht 
m einem feſten Verhältniß zum bisherigen Zinſe. Je Eleiner der bisherige 
Zins bereits ift, um jo Heiner darf der Bruchtheil fein, um welchen ihn eine 
Konverfion vermindert, wenn anders die berechtigten Intereſſen der Staats: 
gläubiger refpektirt werden ſollen.) Aus diefem Grunde möchte e8 jich em: 
pieblen, zunächjt nur in 3'/,°/,ige Papiere die 4°/,ige Staatsjchuld zu kon— 
vertiren, womit ja die Begebung eines langfichtigen, unfündbaren 3°/,igen 
Rentenanlehens recht wohl verbunden werden kann. 

Wenn der Staat in der vorgejchilderten Weiſe feine 4°/,igen Schuld» 
verihreibungen fonvertiren und ihm diefe Komvertirung gelingen jollte, jo 





... » Bergl. Dr. Saenger, die engliiche Rentenichuld und die legte Konverſion der— 
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würde die fchon jegt vorhandene Tendenz, den landesüblichen Zinsfuß niedriger 
zu stellen, alsbald voll zum Ausdruck kommen. Den jtaatlihen Anleihen 
würden, joweit fie nicht Schon vorangegangen, die der fommunalen Berbände, 
Kreiſe 2c. folgen. Auch die Kreditverbände werden fonvertiren, und namentlich 
die Privatkreditinjtute werden Veranlafjung haben, in höherem Maße als bis- 
ber zu Gunjten ihrer Schuldner zu fonvertiren. 

Melcher Vortheil in diefer umfaſſenden Stabilifirung des niedrigeren Zinjes 
für alle mit fremdem Kapital jchaffenden Stände liegt, brauche ich nur ans 
zudeuten 

Die Landwirtbichaft, welche nicht jelten mit einem Zinje von #'/, und 
5°/, ihr Kreditbedürfniß bisher befriedigt, kann fich von ihrem gegenwärtig 
jtarf verfchuldeten Zuitande raſcher befreien; die Erleichternng, welche ihr die 
na ra ag: bringt, faun fie zu einer beichleunigteren Amortifirung Der 

rundjchulden verwenden. Das Betriebsfapital, an dem es dem Yandiwirtb 
jo vielfach gebricht, kann ihm jeine Kreditkaſſe Fünftig zu günjtigeren Beding— 
ungen jchaffen, und es kann jo die Bewirtbichaftung des Bodens rationeller 
und intenfiver jtattfinden, was allein bejjere Erträgnifie gewährleijtet und unfere 
Landwirtbichaft wieder in die Höhe zu bringen geeignet ift. 

Nicht minder fommt der Zinsrückgang der Induftrie, dem Gewerbe und 
Handwerk zu Gute, joweit diejelben mit fremden Kapital arbeiten. Der fleine 
Handwerker wird bei Befriedigung feines Kreditbedürfnilies mehr eriparen ala 
er auf der anderen Seite durch die Konvertirung als Feiner Kapıtalbejiger 
verliert. Die gewerbliche und industrielle Thätigfeit wird durch billigeres Geld 
angeregt und ihr Wettbewerb mit dem Auslande erleichtert, welches bereits mit 
billigerem Zinsjage arbeitet. Neue Unternehmungen werden ermöglicht, das 
deutiche Kapital befommt im Inland ein erhöhtes Abjaggebiet. Dadurch hebt 
jich die Arbeitsgelegenbeit, vermehrt jich der Arbeitsverdienit, der Werth der 
Ihaffenden Arbeit wird erhöht. Dem Sapitallojen wird eher die Möglichkeit 
geboten, mit fremdem Kapital zu arbeiten und vorwärts zu fommen. Der jozial: 
politiich jo wichtige Mittelftand empfängt neue Kräftigung und Belebung 

Wo immer entwicklungsfähige Nationen in Betracht kamen, war die 
Niedrigkeit des Zinsfußes ein wohlthätiger Sporn zu erhöhter Kupitatbildung 
und für den Nationalwohlitand förderlich. In Dentichland zeigte fich Dies 
Ende des vorigen, Mitte des laufenden Jahrhunderts, wo ſichere Kapital: 
anlagen 3°/, verziniten. Hoffen wir, daß Ddiejer vielleicht in Bälde wieder: 
fehrende tiefe Zinsftand für Deutjchland eine hohe fulturliche und wirtbichaft: 
liche Entwidlung bedeutet, welche die geſammte Kaufkraft der Bevölkerung ver: 
beiiert und Die heimiſche Produktion neu belebt zum Wohl der produzirenden 
Stände, zum Segen unſeres geſammten Vaterlandes! 


Die Anntliche Begelung der Schulfparkallen 
im Herzonthum Braunſchweig. 
Non 
Finanzrath Dr. F. W. R. Iimmermann zu Braunjchweig- 


Die Schul» und Jugendſparkaſſen find erjt eine Einrichtung der neueren 
und neueften Zeit, die fich aber ungemein rajch eingebürgert und daher jchon 
jegt eine verhältnigmäßig hohe Blüthe erreicht hat. Zunächſt wohl ausſchließ— 
(ih und jegt immer noch mehr oder weniger regelmäßig entwidelten jich Die 
Kaſſen im Anschluß und auf direkte Beranlafjung beziehungsweije unter Leitung 
der Schule und zwar der Schule, die ihre eigene Beltimmung in höherem 
Sinne aufgefaßt umd nicht nur unterrichten, jondern auch erziehen will. So 
it der moraliiche Zwed, welchen die Schule bei der Errichtung der Schul— 
ſparkaſſen verfolgt, der, den theoretiichen Belehrungen über den Werth der 
Sparſamkeit die praftiiche Anleitung zum Sparen jelbit und die Uebung im 
Sparen hinzuzufügen. Daneben kommt dann aber der nicht zu unterfchägende 
md an fich doch noch die Hauptſache bildende materielle Zwed in Frage, 
welcher darin befteht, durch eine wöchentliche Annahme, Aufbewahrung und 
Berzinfung von Spareinlagen, welche bei der Konfirmation zurüdgezablt werden, 
die Mittel (oder wenigitens einen Theil derjelben) anzuſammeln, welche für die 
Austattung der Kinder bei ihrer Konfirmation und zur Beitreitung der ſonſt 
mit der Konfirmation verbundenen Unfoften nothwendig find. 

Zunächſt machten die Schuliparfajjen in England die größten Fortichritte, 
allerdings nicht ohne wejentliche Förderung von Seiten der Regierung, welche 
zu Anfang der neunziger Jahre e8 bewirkte, daß in jeder Stadt: und Land— 
ſchule ein Vertrieb von Bojtiparmarfen jtattfinde; Veranlaſſung bot dazu 
wiederum die Aufhebung des Schulgeldes, welche am 1. September 1891 er: 
folgte; man wollte veranlajjen, daß ein Theil des frei gewordenen Schulgeldes 
zu Eriparnijjen für die Schulkinder verwendet würde und hatte auch den 
nennenswertben Erfolg, daß in den erjten Jahren nach Erlaß des Schulgeld: 
aufhebungsgejeges etwa dreieinhalb Millionen Mark in den Poſtſparkaſſen auf 
die Namen von Schulfindern hinterlegt wurden, Sodann hat das Schulipar: 
fajlenwejen in Belgien namentlich größere Verbreitung gefunden, wojelbjt vor: 
wiegend vermöge der dort ftarf in Hebung befindlichen Kinderarbeit in den Spar: 
einlagen fich zu einem erheblichen Theil das Arbeitsverdienit der Kinder darftellt; 
Ende des Jahres 1892 beitanden an 5604 Schulen Sparfafjen, die Zahl der 
Sparer betrug 228,478, die Höhe der Einlagen 4,309,992 Frances. Frank— 
reich zählte nach den neuejten Angaben des Manuel general de l’Instruction 
primaire du 29 Septembre 1894 23,980 Schuliparfajjen. Im Deutichland, 
welches ſchon feit einer Neihe von Jahren einen „Deutichen Verein für Jugend: 
ſparkaſſen“ unter der thätigen und tüchtigen Zeitung des Pfarrers und Schule 
inſpektors Ernſt Sendel zu Hohenwalde befißt, ift vornehmlich in der legten 
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Beit ein lebhafterer Aufichwung eingetreten; nach dem 12. Bericht des Deutjchen 
Vereines für Jugendiparfafien waren Ende 1892 in Deutichland Jugend» oder 
Schulſparkaſſen vorhanden für 158 Städten und 2272 Dörfer und 1091 Schulen, 
welche 4000 Sammeljtellen mit 243,933 Sparern und 1,761,972, Mark jähr: 
lihen Einlagen umfaßten; bis Ende Oftober 1894 find 162 Schuliparkafien 
und 397 Jugendiparkafien hinzukommen und beläuft fich die Zahl der einzelnen 
Schulſparkaſſen auf 1253 und die der Jugendiparkafjen, welche meijt mit Reiff— 
eifen’schen Darlehenskafjenvereinen verbunden find, auf 1926, daneben bejteben 
aber noch eine Reihe anderer Spargelegenbeiten für die Jugend, jo Pfennig: 
Iparfafjen, Konfirmandenjparvereine, Sonntagsichulfparkafjen zc , jo dat man die 
Zahl der einzelnen Stellen auf 4—5000 veranichlagen kann. Von den deutjchen 
Schulſparkaſſen entfällt etwa die Hälfte auf das Königreich Preußen, innerhalb 
dejien fich wiederum die Provinzen Poſen, Sclefien und Sachſen bejonders 
auszeichnen ; unter den übrigen Staaten des Deutichen Reiches ragt hauptſächlich 
das Königreich Sachſen, einine Thüringifche Staaten wie das Großberzogtbum 
Sachjen Weimar und das Herzogtbum Sachjen-Meiningen, das Herzogthum 
Anhalt und das Herzogthum Braunfchweig hervor. Für das Herzogthum Braun: 
ichweig, welches uns bier befonders angeht, ftellten fich die Verbältniffe, wie 
fie durch zwei am 1. DOftober 1892 und am 1. März 1894 regierungsjeitig 
angejtellte Enqueten näher Elargelegt wurden, folgendermaßen : Die erſte Schul: 
jparfafje des Landes war im Sabre 1879 im Kreiſe Gandersheim ge 
gründet worden, bis Anfang 1890 wurden jodann 25 weitere Schul- umd 
Stonfirmanden-Sparfajjen errichtet, darunter auch der Sparverein für Konfir— 
manden in der Stadt Braunfchweig, welcher 1883 ins Leben gerufen, jchnell 
zu großer Ausdehnung gelangte und 1892 9824 eingeichriebene Kinder mit 
132,230 Marf Spareinlagen zählte und über ein Gejanmtvermögen von 
481,161 Mark verfügte, nunmehr erfolgte die Entwidlung in einem rajcheren 
Tempo, bis zum 1. Dftober 1892 wurden 46 und von da an bis zum 1. März 
1894 weitere 20 Kafjen und zwar über das ganze Herzogthum verbreitet eins 
gerichtet, zu dem erjteren Termine befaßen die Sparkafien, abgejeben von dem 
mit den Rechten einer „milden Stiftung verjehenen Sparverein für Konfirmanden 
zu Braunfchweig, ein Kapitalvermögen von 256,427 Mark, am legteren ein 
jolches von 399,630 Mark; auf die jechs Kreiſe des Herzogthums vertheilten 
fih die Sparkafjen in folgender Weile: auf Braunfchweig (abgejeben von der 
Stadt Braunfchweig) famen 21, auf Wolfenbüttel 26, auf Helmjtedt 16, anf 
Handersheim 11, auf Holzminden 5 und auf Blanfenburg 12; gegemüber der 
Sejammtzahl der Gemeinden des Herzogthums zu 457 iſt der Echuliparfajjen- 
ftand von 92 gewiß ein nicht unbedeutender zu nennen und aus dem rajchen 
Aufſchwung in den legten Jahren konnte man mit Recht wohl darauf jchließen, 
daß dieje Fortentwicklung auch weiter andauern werde. 

Das Schul: und Jugendſparkaſſenweſen hat fich in Deutjchland voll: 
fommen frei umd jelbititändig entwidelt, bier und da hat vielleicht einmal eine 
Regierung eine Aufforderung oder eine Anleitung zu zwedmähiger Errichtung 
gegeben, aber Ddiejes war doch immer nur ausnahmsweije der Fall, ſodaß der 
bisherige Auffhwung im wejentlichen ohne jedwedes Eingreifen des Staates 
oder einer Behörde dejjelben erfolgt it. Eine natürliche Folge dieſer ſelbſt— 
jtändigen Entwidlung war wiederum eine große Manigfaltigkeit in der Ein: 
richtung und der Berfafjung der einzelnen Sparfafien, unterjcheidet doch der 
Pfarrer Sendel zu Hohenmwalde in feiner 1893 erjchienenen Dentichrift „Die 
Errichtung der Deutjchen Schule und Jugendſparkaſſen“ nicht weniger als 
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jechszehn verjchiedene Verwaltungstypen folcher Klaſſen welche er jämmtlich 
der Praris entnommen bat und die jih vom einfachiten Sparmarfenverfauf 
bis zur völlig jelbititändigen Kaſſe mit eigener Berwaltung der eingelegten 
Gelder abſtufen. Auch die Braunjchweigiichen durch die Enqueten feitgelegten 
Verhältnifje geben hierfür einen Beleg, in Verwaltung, Beitragleiitung, Ein: 
lagenrüdzahlung und Belegung der Kapitalien haben wir die manigfachiten 
Abweichungen unter den einzelnen Kaſſen. So geichieht bei 14 Kaſſen die Ber: 
waltung durch den Schulvoritand, bei 45 durch einen jonjtigen Vorjtand aus 
mehreren Berjonen, bei 27 durch eine einzelne Perſon (bei 12 durch einen 
Prediger, bei 11 durch den Lehrer, bei 4 durch eine jonitige Berjon); 45 
Kaſſen haben den Mindeitbetrag der Beiträge auf 5 Pfennig oder in beliebiger 
Höhe feitgejegt 35 auf 10 Pfennig, 6 auf mehr als 10 Pfennig, 25 haben 
daneben noch eine Marimalgrenze in verjchiedener Höhe beſtimmt, welche bei 
den übrigen fehlt; 32 Kaſſen laſſen die Rückzahlung der Spareinlagen lediglich 
bei oder vor der Konfirmation eintreten, 54 aber auch bei anderen Antäljen, 
wie Verziehen aus der Gemeinde 2c.; ihre Kapitalien belegen 45 Sparkaſſen 
in mündeljicheren Papieren, 2 in Staatspapieren und Hppothefen, 20 bei dem 
Herzoglichen Leihhanfe, 13 bei den jonjtigen Inftituten oder Vereinen und 6 
bei Privatbankiers. Diefe Manigfaltigkeit unter den Kaſſen und im ihren 
Einzeleinrichtungen, welche an und für ſich ja auch jchon mit dem deutichen 
Nationalcharafter im Einklang ſteht, kann gewiß nur als ein Vorzug angejehen 
werden, denn fie ermöglicht gerade Die weiteſte Verbreitung und bat auch zu 
der jchnellen Entwidlung der legten Jahre ficher ein Welentliches beigetragen. 

Wenn num aber auch an jich die vollfommen freie Entwidlung der Schul: 
und Jugendſparkaſſen mur als vortheilbaft bezeichnet werden fann und ſich 
tbatjächlich aud) jo erwiejen bat, jo muß doch die fo erheblich jteigende Be: 
deutung der Kaſſen und die Höhe der durch fie zur Belegung kommenden 
Gelder auch in erhöhten Maße die Anfmerkjamteit der Regierungen auf fie 
lenfen und die Frage nabe legen, ob nicht ein Eingreifen des Staat? wenigitens 
‘ in einem gewißen Grade im Intereſſe der Geſammtheit und auch der Sache 
jelbjt für geboten erjcheinen fünnte. Hierzu lag aber um jo mehr Veranlaſſung 
vor, als von den Hauptvertretern der ES parfajjen jelbjt und jpeziell von dem 
deutjchen Vereine für Jugendſparkaſſen eine Staatliche Inſchutznahme der Kaſſen 
und eine Negelung ihres bislang nicht ganz Elaren Nechtsitandes als wünſchens— 
werth bezeichnet und gefordert wurde Und jo ſah fich denn nach reiflicher 
Sachprüfung Die Herzoglich Braunſchweigiſche Landesregierung veranlakt als 
erite hier auf geieglichem Wege vorzugehen. Die beitimmenden Gründe dafür 
find bei der vermittelit Schreibens vom 15. Mai 1894 erfolgten Vorlage des 
Entwurfes eines Gejeges, die Errihtung von Schulſparkaſſen, Konfirmanden: 
Sparvereinen und anderen Nugendiparfafjen und Vereinen betreffend, an die 
Landſtände in folgender Weije (die jchon oben näher gegebenen jtatijtiichen 
Nachweiſe find in der nachitehenden Wiedergabe fortgelafien) ausgedrüdt: „Die 
in voltswirthichaftlicher Beziehung jo wichtigen Schul: und Jugendiparfajien 
haben in neuerer Zeit auch innerhalb des Herzogthums erheblich an Zahl und 
Bedeutung gewonnen... . .. Gerade in den legten Jahren hat mithin Die 
Bildung von Schul: und Konfirmanden-Sparkafjen einen beſonders ſtarken Auf: 
ſchwung genommen und es ift zu erwarten, daß dieſe Fortentwicklung auch 
weiter andauern wird. Aus diejer Entwiclung mußte die Herzogliche Landes— 
regierung Anlaß nehmen, zu prüfen, ob die Verhältnilje der gedachten Spar— 
anitalten überall jo geordnet find, als die Bedeutung der Kaſſen für das 
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Volkswohl ſolches erheiicht. Die Erhebungen, die zu diefem Zwed veranitaltet 
worden find, haben ergeben, daß das nicht der Fall ift. Die Art der Gejchäfts- 
führung bei den einzelnen Kafjen ijt eine außerordentlich verjchiedene und als 
eine zwecmäßige nicht immer zu bezeichnen; vor Allem aber ilt in den Ber: 
fallungen der Kaſſen für die Sicherung der angelammelten Gelder nicht überall 
genügend Vorſorge getroffen. Ohne im Uebrigen die freie Selbitverwaltung 
der Kaſſen einjchränfen zu wollen, hält es die Herzogliche Landesregierung für 
erforderlich, hier Abhülfe zu jchaffen. Als Weg der Abhülfe bietet ich nur der 
Weg der Geſetzgebung. Die auf Grund des 8 360 Nr. 9 des Reichsſtraf— 
gejegbuches getroffenen Bejtimmungen des Gefeges Nr. 26 vom 20. Juni 1893, 
die Genehmigung zur Errichtung, von Ausſteuer- Sterbe: oder Wittwen: Koffen. 
Berlicherungsanftalten und anderen dergleichen Geſellſchaften und Anſtalten be— 
treffend, find auf Schul: und Jugendjparkafjen, welche lediglich die eingezahlten 
Kapitalien verzinfen und demnächſt zurüczablen, nicht anwendbar (Oppens 
bof, Kommentar zum Reichsſtrafgeſetzbuch $ 360 Nr. 69). Weitere gejegliche 
Vorschriften, welche eine Ueberwachung der Schul. und Jugendſparkaſſen durch 
die Staatsbehörden ermöglichten, beſtehen aber nicht.“ Die von der Landes— 
regierung für den Geſetzentwurf vorgebrachten Gründe wurden von der Landes— 
verlammlung allgemein ala volltommen zutreffend anerkannt, die Kirchen und 
Schulkommiſſion derjelben äußerte fich in ihrem jchriftlichen Bericht in folgen 
der Weile dazu: „In dvorliegendem Entwurf wird zum eriten Male der Verjuch 
gemacht, eine geiegliche Negelung der Schuliparfafien und Konfirmanden-Spar— 
vereine herbeizuführen und dadurch allen dieſen Anitalten die feite gejicherte 
Grundlage zu geben, die manchen derjelben zu ihrem Schaden gefehlt bat. 
Hauptſächlich handelt es jich darum, für eine angemejjene geordnete Ver— 
waltung der Kaſſen und für ſichere umd ſachgemäße Verwerthung und Belegung 
der angejammelten Kapitalien Sorge zu tragen. Mit volliter Sicherheit iſt 
anzımehmen, daß die Sache der Jugendiparkajjen durch die Mitwirkung der 
Negierung erhebliche Förderung erfahren wird.“ Unter diefen Umftänden konnte 
es feine Schwierigkeiten machen, den Gejeßentwurf zur Annahme zu bringen, 
welche jodann auch ohne wejentliche Aenderungen erfolgte. Wenn die Berathung 
des Gejegentwurfes bei den eriten Verhandlungen der Landesverfammlung 
zunächjt zurücgejegt wurde und jodann erit zu Anfang des Jahres 1895 
erfolgte, jo hatte dieſes keineswegs in irgendwelchen Bedenken gegen den Ent— 
wurf, jondern lediglich in der Häufung anderer dringlicher Berathungsgegen- 
jtände jeine Urjache. Unter dem 19 Februar 1895 Eonnte dann der von der 
Yandesverfammlung genehmigte Entwurf als Geſetz Nr. 13, die Errichtung 
von Schulfparfajien, Konfirmanden-Sparvereinen und anderen Jugendſparkaſſen 
und Vereinen betr., erlaſſen werden. 

Der $ 1 des Geſetzes lautet tolgendermafjen: „3 ur Erridhtung von 
Schuljparfajien, Konfirmanden: Sparvereinenundanderen der- 
artigen Jugendſparkaſſen und Vereinen iſt, fofern deren Wirk— 
jamfeit über den Berwaltungsbezirk einer einzelnen Derzog: 
lichen Streisdireftion, andernfalls die Genehmigung Des Herzog— 
lihben Staatsminijteriums erforderlich.” In diefem Paragraphen 
liegt die Grundbeſtimmung des ganzen Geſetzes; die Motive der Yandesregierung 
jagen dazu Folgendes: „Der vorgelegte Entwurf gibt die Möglichkeit der 
jtaatlichen Ueberwachung, indem er die Errichtung von Schul: und Jugend: 
Iparfajien an die Genehmigung der Herzoglichen Kreisdireftionen bezw. des 
Herzoglichen Staatsminijteriums knüpft. Diejenigen VBorjchriften, welche dann 
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im Einzelnen Seitens der Behörden bei der Ertheilung der Genehmigung zu 
beobachten jein werden, behält der Entwurf der Anordnung im Verwaltungs: 
wege vor“. Auf diefe Weiſe hat die Gejeggebung wie wir glauben in höchit 
jabgemäßer Weiſe einen Mittelweg eingeichlagen. Indem fie lediglich das 
Erforderniß einer jtaatlichen Genehmigung für die Kaſſen aufitellt, hat fie auf 
der einen Seite es vermieden in die freie umd jelbitjtändige Organtjation weiter 
einzugreifen und die bisherige VBielfeitigkeit und das Anpaſſen an die bejonderen 
Verbältnifje zu bejeitigen, und andernfalls hat fie Doch den eigentlichen Zived, 
de Schul= und Jugendſparkaſſen im Allgemeinen zu überwachen und ihnen die 
nötbige Sicherftellung und den rechtlichen Halt zu verleiben, erreiht. Daß 
man mit der Regelung in diefer Weiſe das Wichtige getroffen, dürfte immerhin 
auch der Umſtand mit erbellen, daß die Sparkaſſen felbit diejelbe durchaus 
billigen, wie jolches in einer zu Ende des Jahres 1894 erichienenen Schrift des 
Blarrers Sendel „Zur gejeßlihen Regelung und Verwaltung der Schul: 
parkaſſen“ ausgeiprochen iſt. 

In dem zweiten Paragraphen wird die nachträgliche Einholung der Ge— 
nehmigung für die bereits beſtehenden Kaſſen in folgender Weiſe angeordnet: 
‚Zur Fortführung der beſtehenden Schulſparkaſſen u. ſ. w. iſt 
die in 1 vorgeschriebene Genehmigung nachträglich ſpäteſtens 
bis zum 1. Juli 1895 einzuholen.“ Die Vorſchrift iſt in der Natur der 
Sache begründet und bedarf feiner weiteren Erläuterung. Ebenſo liegt die 
Sache auch bei dem folgenden Paragraphen, welcher die Genehmigung aud) 
auf jede Aenderung der Verfaſſung ausdehnt: 5 3. „Der im $ 1 vor: 
geihriebenen Genehmigung bedarf auch jede Aenderung der 
Verfaſſung einer Schuljparfafje u. f. w. Der $ 4 beitimmt jodann 
solgendes: „Bei Ertheilung der Genehmigung tft wejentlid darauf 
zu ſehen, daß durch die Verfaſſung der Schulſparkaſſe u. ſ. w. 
für eine zwedmäßige Geſchichtsführung und für die Sicherung 
der angelammelten Gelder Sorge getragen iſt“. Hier wird alio 
beitimmt, auf welche Punkte bei der Genehmigung der Kaſſen das Augenmerk 
gerichtet werden ſoll. Die Motive der Yandesregierung äußern dazu Folgendes: 
„Der Entwurf gibt in $ 4 nur denjenigen allgemeinen Grundjag, welcher für 
die im Verwaltungswege zu erlajienden Ausführungsbejtimmungen maßgebend 
ſein ſoll Die Behörden werden danach im Wejentlichen darauf zu jehen haben, 
daß die Verfaſſungen der Schulfparfajien u. j. w. für eine zwecdmäßige Ge: 
bäftsführung und fiir die Sicherung der angejammelten Gelder Sorge tragen“. 
Vie itaatliche Ueberwachung und Einwirkung auf die Kafien ift danach auf 
das denfbar geringite Maß, welches den beabfichtigten Nuten noch erzielen 
läßt, zurücgeführt worden, die freie Selbitverwaltung der Kaſſen wird nicht 
eingeſchränkt. Der fünfte Paragraph gibt dann die Strafbeitimmungen 2: 
55: „Wer vor ErtheilungderimS$1lvorgejehbenen Genehmigung 
die Gejhäftsführung einer Schuliparfafje u. ſ. w übernimmt, 
Imgleihen wer die Gejhäftführung einer beſtehenden Scul- 
Yparfajje u. j. w oder die Sammlung oder Bereinnahmungvon 
Beiträgen ohne die im $ 2 vorgejebene Genehmigung über den 
1. Juli 1895 hinaus oderohne die nah $ 3 erforderlich gewordene 
Genehmigung fortjegt, wird mit Gelditrafe bis zu einhundert: 
undfünfzig Markoder Haft beitraft. Unabhängig von der Straf: 
verfolgung ſteht im Falle der Zumwiderhbandlung gegen die Vor: 
Ihriften des $ 1 oder $ 2 der Zandespolizeibehörde die Be- 
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fugniß zur Schließung der betreffenden Schuliparfaffe u. ſ. m, 
allen Theilnehmern aber das Recht zu, die gemachten Einlagen 
nebjt den gefeglihen Zinſen zurüdgufordern und die Zahlung 
von weiteren Beiträgen zu verweigern“. Much diefe Vorſchriften 
haben ihre Begründung in fich jelbit und bedürfen keiner weiteren Hinzufügung. 
Der Schlußparagraph endlich jchreibt für die weitere Regelung den Verwaltungs: 
weg vor. 8 6: „Die erforderlihen weiteren Ausführung® 
beitimmungenwerdenim VBerwaltungswegevonlinjferem Herzog: 
lihen Staatsminifterium erlaſſen“. Auch hierzu braucht weitere 
Erläuterung nicht gegeben zu werden. Zu dem $ 6 batte die Kirchen- umd 
Schulfommifjion der Yandesverfammlung in ihrem jchriftlichen Berichte bemerft: 
„Es wird gewünjcht, Die beitehenden Kaſſen in ihrer Selbjtverwaltung möglidjit 
wenig zu bejchränfen“. Bei der Berathung im Plenum, welche übrigens weiter: 
Debatten nicht hervorrief, erflärte der Vertreter des Herzuglichen Staatsmini— 
jteriums, daß dem im Kommifiionsberichte geäußerten Wunjche thunlichit ent: 
iprochen werden folle Nach der die Annahme des Geſetzes ala Ganzes be 
wirkenden Abjtimmung der Yandesverfammlung wurde Namens der Sirchen: 
und Schulkommiſſion der Herzoglichen Yandesregierung noch ausdrücklich Dant 
dafür ausgeiprochen, daß tie als die erite die hobe Bedentung der Jugendipar: 
fajjen im ihrer volfswirtbichaftlichen und erziehlichen Beziehung durch das Geiet 
anerkannt babe. 

Nachdem das Geſetz jo zu Stande gekommen und in vorichriftgmähiger 
Weile erlafien war, veröffentlichte das Herzogl. Nonfiitorium dasſelbe nochmals 
in feinem Amtsblatte und machte in einen Reſkript vom 1. März 1895 die 
Geijtlichen darauf, und namentlich auf den S 5 desfelben, nochmals bejonders 
aufmerkſam, indem es ſie gleichzeitig amwies, von dem Geſetz ohne Verzug auch 
den ihnen umterjtellten Lehrern, in deren Händen fich etwa die Leitung einer 
Schulſparkaſſe oder anderen durch das Geſetz betroffenen Einrichtung befinde, 
Kenntniß zu geben, damit jte nicht den darin angedrobten Strafen und Nach— 
theilen verfallen £önnten. Won dem SHerzoglichen Staatsminifterium wurden 
dann die ihr im Geſetz vorbehaltenen Ausführungsvorichriiten in einem Reſkript 
an die Herzoglichen Kreisdireftionen vom 19. März 1895 in folgender Weile 
erlafien: „Zur Ausführung des Gejeges, die Errichtung von 
Schulſparkaſſen, Konfirmandenjparvereinen und anderen 
Jugendſparkaſſen und Bereinen betreffend vom 19. Februar 
d. J. Nr. 13 beitimmen wir hiermit, was folgt: Für jede Schul: 
Iparfajje zc. ijt ein Statut zu errichten, welches wenigjtens Be 
ſtimmung treffen muß über 


1. den Kreis derjenigen Perſonen, welde der Kaſſe als 
Mitglieder beitreten fünnen, 


2. die Höhe der Beiträge, 

3. die NRüdzahlung der Spareinlagen, 

4. die Verwaltung der Kaffe, 

5. den Höchſtbetrag des zuläfiigen baaren Kajjenvorratbs, 

6. Die Belegung verfügbarer Gelder, 

7. Die Außerfursjegung beziehungsmweife Hinterlegung der 
Wertbpapiere, 

8. die Aufitellung und die Prüfung der Jahresrechnung, 

9. die Abänderung des Statut. — 
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Zu Ziffer 3 wird bemerkt, daß insbeſondere auch über die 
Höhe der Verzinſung der Spareinlagen Beſtimmung zu treffen 
it, ei es, daß ein bejtimmter Zinsfuß im Statut feitgejegt 
oder diejenige Stelle benannt wird, welche jeweilig die Höhe 
des Zinsfußes feitjeßt. Verfügbare Gelder (S 6) dürfen nur 
wie Gelder bevormundeter PBerjonen angelegt werden. Das 
Rehnungsjahr joll die Zeit vom 1. April bis zum 31. März 
umfaifen. Die Jahresrehnung tit, jofern nit Anlaß vorliegt 
zur Anordnung einer bäufigeren Borlegung, etwa alle fünf 
Jahre an die Herzogliche Kreispdireftion einzujenden und dort 
einer Prüfung zu unterziehen. Alljährlih und zwar bis 
fpäteitens 1. Juni jeden Jahres ſollen Herzoglidher Kreis: 
direftion zwei Eremplare einer Nachweiſung nad dem anliegen: 
den Mujfter eingereicht werden, von denen ein Eremplar bis 
zum 1.$uli von der Herzoglichen Kreisdireftion an das Herzog: 
liche jtattitiihe Büreau weiterzugeben iſt. An der Hand der 
Nachweiſung und erforderlichenfalls unter Vergleihung der: 
jelben mit der einzufordernden Sahresrehnung bat die herzog: 
libe Kreispdireftion zu prüfen, ob die Vorſchriften bezüglid 
derBelegung desfajjenvermögens beobachtet find — Im ALL: 
gemeinen wirdesAufgabe der Herzoglichen Kreisdireftionjein, 
darauf zu halten, Daß die Verwaltung der Schuliparfafien x. 
zweckmäßig eingerichtet und fortgeführt wird, obne daß die 
freie Selbitverwaltung der Kaſſen mehr als durhaus nöthig 
eingeichränft wird". Für die von den Schuliparfajien u. j. w. jährlich 
zu gebenden Nachweiſungen iſt folgendes Muſter vorgejchrieben : 


„Nachweiſung 
über die Verwaltung der . . .. Schulſparkaſſe) in . . . . . . 
für das Jahr . ..... 


1 ab! der Theilnehmer am Jahresanfang ...... 
2 abl der während des Gejchäftsjahres eingetretenen 
Theilnebmer........ 
3. Zahl der im Gejihäftsjahre ausgeſchiedenen Theil: 
BERNER 2.4 2.24% 
4. Gejammtzahl der Theilnehmer am Jahresſchluß . . . . 
5. Gejammtjumme der während des Geihäftsjahres von 
den Theilnehmerngemadhten Spareinlagen... 2.2... 
Sejammtiumme 
a. der während des Geihäftsjahres zurüdgezahlten 
Spareinlagen..... 
b. der Darauf gezahlten Zinien....... 
7. Beitand des vorhandenen Vermögens (nah dem Stande 
am Jahresſchluſſe) 
8. Art der Belegung diejes Vermögens a re re e 


Damit find die gegebenen Musführungsvorichriften erſchöpft In denjelben 
tritt der Schon bei Erlaß des Geſetzes von Der Derzoglichen Yandesregierung 
ausgefprohene Grundſatz, Die freie Selbitverwaltung und Beitimmung der 
Kaſſen tbunlichit wenig einzuschränfen, deutlich zu Tage; man bat eben mur 
dasjenige verlangt, was unumgänglich nothiwendig war, Damit der Staat die 


> 
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gewiſſe Garantie für die Sparfafjen, die er durch die Genehmigung derjelben 
dem Publikum gegenüber übernommen bat, auch thatſächlich zu leiten und 
fortgejegt zu erfüllen im Stande ift. Das von den Kaſſen VBerlangte wird fich 
jedenfall® mit Leichtigkeit leiften lafjen und werden diejelben gewiß die Notb- 
wendigfeit des Angeordneten erfennen und fich demjelben gern unterziehen. Die 
jährliche Einreihung der Nachweifung, deren einzelne Punkte ohne weitere 
Mühe angegeben werden Fünnen, kann etwa al3 eine unnöthige Beläftigung 
der Kajjenverwaltung mit Schreibwerf für die Regierung nicht angejehen werden, 
fie mußte vielmehr gefordert werden, um dem Staat den allgemeinen Ueberblid 
über den Stand der Kaſſe zu geben, welchen er für die allgemein übernommene 
Ueberwadhung haben muß. Wir glauben deshalb, daß die Ausführungsvor: 
Ichriften in gleicher Weife, wie jolches bezüglich des Geſetzes der Fall geweſen, 
die Billigung der betheiligten Kreife und der waren Förderer des Schulipar: 
fajjenwejens finden werden und find überzeugt, daß das Ganze den Schul- und 
Jugendſparkaſſen zum VBortheil und bleibenden Segen gereichen und eine ges 
deihliche Weiterentwidlung derjelben fördern werde. 
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Ueber die preußiſchen und deutſchen Gymnagſien veröffentlicht Profeſſor 
Dr. Gemß als wiſſenſchaftliche Beilage zum Jahresbericht des Luiſen-Gymmaſiums 
in Berlin eine auf den Jahresberichten der deutichen Gymnaſien berubende 
Statiſtik, welde eine Zujammenjtellung der Gymnaſialabiturienten Peutichlands 
m den fetten drei Schuljahren 1891,92, 1892/93, 1893/94 nad dem ge- 
wählten Beruf, der Konfejjion und nah dem Stande der Eltern 
giebt und damit einen intereflauten Beitrag zur Nulturgefchichte des deutſchen 
Volkes liefert. Die Zahl der Gymnaſien Deutichlands mit Yjährigem Kurſus 
it 434; von diejen fommen auf Preußen (Größe 348437,3 qkm, Ginwohner- 
zahl 29 957 367) 275, auf Bayern (Gr. 75864,7 qkm, E. 5594982) 37, auf 
das Königreih Sachſen (Gr. 14 992,9 qkm, E. 3502684) und die Neichslande 
Gr. 14509,5 qkm, E. 1603506) je 17, auf Württemberg (Ör. 19503,7 qkm, 
E. 2036522) 16, auf Baden (Gr. 15081,1 qkm, E. 1657867) 14, auf 
Heilen (Gr. 7681,8 qkm, E. 992883) 9, auf Medlenburg Schwerin (Gr. 
13161,6 gkm, € 578342) 7, auf Braunjdweig (Gr. 3672,2 qkm, 
E. 403733) 6, auf Oldenburg (Gr. 6423,5 qkm, E. 354968) 5, auf Anhalt 
(Gr. 2294,4 qkm, E. 271963) 4, auf Sacdjen-Weimar (Gr. 3594,9 qkm, 
E. 326091) und Medlenburg-Strelig (Gr. 2929,5 qkm, E. 97978) je 3, auf 
Sohjen-Meiningen (Gr. 2468,1 qkm, E. 223824), Sacjen-Altenburg (Or. 
1323,7 qkm, E. 170864), Sadjen-Coburg umd Gotha (Gr. 1956,5 qkm, 
E. 206513), Schwarzburg= Sondershaufen (Gr. 862,11 qkm, E. 75510), 
Reuß j. &. (Gr. 825,7 qkm, E. 119811), Lippe-Detmold (Gr. 1215,5 qkm, 
E. 128495), Bremen Gr. 255,6 qkm, €. 180443) und Hamburg (Gr. 
113,7 qkm, E. 622530) je 2, auf Schwarzburg-Rudolitadt (Gr. 940,6 qkm, 
E. 85863), Walded (Gr. 1121,0 qkm, E. 57281), Neuß ä. 2. (Or. 316,4 qkm, 
E 62754) und Lübed (Gr. 297,7 qkm, €. 76485) je 1. Diefe 434 Gym: 
naſien entließen der Eingangs erwähnten Statiftif zufolge in den letzten drei 
Schuljahren ca. 19600 Abiturienten. Davon jtellte Rreußen 11227 = 57,1°/,, 
Sachſen 1235 = 6,26 °;,, das übrige Norddentichland (mit rund 4030000 €.) 
1542 — 7,8 °/,, Bayern 3054 = 15,6 °/,, Württemberg, Baden und Helen 
zuſammen (mit rund 4688000 E.) 2129 = 10,66 °/,, Eljaß - Lothringen 
467 — 2,37 °/,; mit anderen Worten: Bayern, Württemberg, Baden und 
Heſſen jtellen im Verhältnig zu ihrer Einwohnerzahl mehr Gymnafial-Abiturienten 
old Preußen, Sachen und die übrigen norddeutjchen Staaten; in Eljaß-Lothringen 
wird das richtige Verhältniß fait erreicht, wenn wir die Abiturienten des Biſchöf— 
lichen Seminard von Montianyg bei Me mit ca. 60 Hinzurechnen. Bei Süd— 
deutichland ijt ferner noch zu beachten, daß wir über die Zahl der aus theo- 
logiichen Stiften abgehenden Abiturienten feinen Nachweis finden, dieje aljo bier 
mwegiallen, obwohl ihre Zahl feine geringe it; ihre Hinzurechnung würde für 
Süddeutſchland einen noch höheren Prozentjag ergeben. Den Grund dieſer hohen 
Prozentzahl finden wir darin, daß Heſſen zwar neben 9 Gymnasien 4 Neal: 
gymnaſien, Bayern aber neben 37 Gymnaſien gleichfalls nur 4, Württemberg 
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neben 16 nur 2, Baden neben 14 mur 2 Realgymnaſien aufweiit, die überdies 
nicht durchweg mit denjelben Berechtigungen wie in Preußen ausgejtattet find, 
3. B. in Bayern, wo der Zugang zum Dffiziersitande nur den Gymnaſial— 
Abiturienten offen ſteht, daß mithin in Siddeutichland viele Schüler das huma— 
niſtiſche Gymnaſium bejuchen, die in Norddeutichland ein Realgymnaſium bejuchen 
würden. Für Bayern und Baden kommt nod die große Zahl fatholiicher Theologen 
binzu, die auch in den fatholischen Provinzen Preußens manche Verichiebung hervorruft. 

Die einzelnen Bernfsarten find unter den Abiturienten im ganzen Neid, 
wie folgt, vertreten; in Klammern fügen wir die betreffenden Zahlen für jedes 
der drei legten Schuljabre hinzu, aus denen ſich die Zus oder Abnahme in den 
einzelnen Jahren entnehmen läßt: 


Rebtswilienihaft) 2 20 a nenne. 4786 11454 — 1586— 1734) = 24,75 %)o 
Medizin . . . nn... 8429 1146 - 1077 - 12106 = 17,74 . 
Katholiſche Theologie , nn. 2290 778- 715— 797) = 11,9% 
Evangeliſche Theologie ee... . 2140 1758 -728 638 = 11’% 
Militär . . . een... 1498 1466459 — 573 — TA 
Poſtfach.. 8835 273-274 — 288) = 432° 
Philologie . 503 ı170—161—172) = 2,6 ° 
dazu Philol. und Theol. ierhweitio Siudirende 133 48 -36 -39 — 0.7 ꝰ*o 
Baufah - . ; 456 (134—151—171) == 23° 
Ingenieure und Techniker oe 433 120—175— 138‘ = 224% 
Foritiach een en 375 (102—127—146) = 2% 
‘davon 165 in Bayern) 
Kaufmannsitand 2 2 oa nennen. 357 1106-79-72) 
Maſchinenbaufach.. 2241 165—87—73 
Chemie . > > 2 2 nen... 168 49- 66 - 53 
Bergfach.. 167 168—59—45 
Mathematit . ; nennen... 1683 (47—51—65 
Naturwitienichaften een... 158 (58—59—46) 
Steueriab - > > 2 oe 21358 (5555 —48) 
Glettrotehnit . > 2 2 men. 148 151-5750) 
Neuere Spraden - . 2 2 2 2 2 132 35 —40—57\ 
Landwirtbihaft- - 2 2 2 2 2 nn 2128 14640 42) 
Bantiah - . >: 2 2 m 1119 128 4447) 
Geſchichte... 291 28 - 38 - 25) 
Marineee81l 25 —26—30) 
Bhilofopbie) -» - > > 2 2 2 8 70 418- 27 - 25 
Bureaudienit BERIRR AN FN 63 119—21-—23\ 
Verkehrsdienſt und Eiſenbahniach ...61l 25- 16 - 20 
Kataſterfach . - 2.2... 52 (16—17—19 
Teutiche Sprache . 20222... 37 116—10—11 
inanziadı | in ZSuddentſchland ee... 34 (15-12) 
üdiſche Theologie * .. 29 6- 16 6 
Mut... ....221 4-8- 10 
Schifibaufach ee a er 65- 7—-8 
Thierarzueitunde - . > 2 > 2 2 nn... 19-77 
Orientalia . . 18 165-7) 
Regiminalfach (in Württemberg = Berwaltungsfadh 17,755) 
Kunſt- und Literatur-Geichichte - . 15 4 —-6—5 
Nationalötonomie . - . 10640 
Malerei und Bilobauerkunft >20. 0.2.10 5-50 
Arhädlogie . . . De N he eh 7 2—1—4) 


Schauſpielkunſt.. 3 1- 1- 


Die Differenz von 12 iſt auf die bier erfolgte Zurechnung der ſich der Diplomatie 
und Konfulatstarriere Widmenden zurüdzuführen. 

Die Hinzufügung der —— Theologen Württembergs, die aus den Seminaren 
bervorgeben, würde eine höhere Zahl ergeben. 

” Belonders in Süddeutſchland, oft nur den Eintritt in die philoſ. Fakultät bezeichnend. 
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Außerdem haben 7 kurzweg dad Schulfach, weitere 7 andere praftiiche Fächer 
als künftigen Beruf angegeben, 9 widmen jih dem Studium der Pharmakopöe. 
Stellen wir weiter innerhalb der einzelnen Jahrgänge die jtudierenden Abiturienten 
den nichtjtudierenden gegenüber, fo kommen 


1891/92 4661 Studierende auf 6274 Abiturienten = 74, 5°/,, 
1892/93 4659 > „6360 . —= 78,37°],, 
1893/94 4913 z „6709 — —73 5°. 


Die Zahl der Studierenden ſank alſo von 74,5°/, auf 73,27°/,, bob ſich 
dann zwar wieder auf 73,5°/,, erreichte aber nicht die alte Höhe; es widmen 
ih in Deutjhland dem Studium 73°/,°/,, anderen Berufsarten 
26'/,°, der Gymnajial-Abiturienten. 

Faſt diejelbe Reihenfolge der Berufsarten wie im Reich, nur mit mehr oder 
weniger abweichenden Prozentfägen, finden wir auch innerhalb des preußiſchen 
Staatd. Hier nehmen die 1. Stelle gleichfall3 die Juriiten ein mit 2597 
(790—831—956), aber mit nur 23,14°/,, die 2. die Mediziner mit 2135 
‚721—663— 751), d. 5. mit 19°/, (gegen 17,74°/, im Reich). Es folgen an 
3. Stelle die evangelifhen Theologen mit 1312 (476—445—591), bei 
denen in den einzelnen Jahren ein allmählicher Nüdgang bemerfenswerth üt; fie 
bilden 11,73°/, ſämmtlicher preußifchen Abiturienten, während die an 4. Stelle 
mit 1130 Abiturienten stehenden fatholiihen Theologen (415—319— 396) 
10°/, aufweisen, alfo einen höheren Prozentjag als man in Preußen erwarten 
jolte. An 5. Stelle folgen mit 811 Abiturienten (262--257— 292) die Militär- 
Aſpiranten mit dem um "/,°/, niedrigeren Satze von 7,25°/,, an 6. die 
Pojteleven mit 612 (196—198—218 — 5,3”/,, alfo einem höheren Satze. 
An 7. Stelle iſt das Baufac vertreten mit 347 (109—105—133) — 3°),, 
aljo wieder mit einem höheren Sage; an 8. Stelle finden wir die Bhilologen 
mit 271 (83—88— 100, alfo mit jteigenden Zahlen) = 2,7°/,, die allerdings 
ber Hinzufügung der Theologie und Philologie gleichzeitig Studierenden, nämlich 
110 (36—41-— 33), die 7. Stelle einnehmen würden. 202 (79-6261) wollen 
ih dem Kaufmannsjtande, 173 (45—75—53) dem Angenieurface, 
ebenjoviele (50—67— 56) dem Majhinenbaus, 132 (52—47—33) den 
Bergfadh, 126 (27--46—53) dem Forjtfad widmen, 101 (38 —35—28) 
sur Steuer, 100 (22—42—36) zur Banf, ebenjoviele (35 —31—34) zur 
Landwirthſchaft, 99 (35—32-—32) zur Elektrotechnik übergehen. Dann 
fmden wir mit 98 (23—38—37) die Chemiker, mit 82 (29—30—23) die 
der Naturwijfenjhaften, mit 78 (27—19—32) die der Mathematik 
Berliffenen vertreten; 65 (20—28—17) wollen jih dem Studium der Geſchichte, 
56 (12—19—25, zu beadten iſt die Steigerung in den 3 Jahren) dem der 
neueren Sprachen, ebenjoviele (17—17—22) den verichiedenen Zweigen des 
böheren Subalterndienites, 51 (16 —12— 23) dem Dienſt in der Kriegs— 
marine, 27 (7—9—11) dem Kataſterfach widmen. Dann finden wir mit 
ie 18 das Studium der deutſchen Sprade (8—6—4) und der jüdiichen 
Theologie (5—9—4), ſowie die Schiffsbaukunſt (d—7— 7) vertreten; 
17 Abiturienten (4—8—5) wenden jich den verfchiedenen Zweigen der Kunſt, 
je 9 dem Eijenbahndienjt (2—0O—7T) und der Thierarzneifunde 
3—3—3) zu; mit noch geringeren Zahlen find die übrigen akademiſchen Berufs: 
arten vertreten, zufammen mit 71, ſowie die anderweitigen praktischen Fächer 
mit 7. Mit Einrechnung von 47 noch Unjchlüffigen kommen alſo auf Preußen 
11227 Abiturienten, und zwar 1891/92: 3661, 1892/93: 3636, 1893/94: 
3930. Davon ftudirten 1891/92: 2663 = 72,9°/,, 1892/93: 2564 = 70°|,, 
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1893/94: 71,5°/,, alfo weniger als im ganzen Reich, wenn auch der Unterjchied 
nur ein geringer it. Welhen Shwanfungen aber dieje PVerhältnißzahlen 
in den einzelnen Provinzen Preußens unterliegen, darüber gibt folgende 
Zujfammenjtellung einen MUeberblid, die jih auf das Jahr 1892/93 bezieht. 
Während im Staat der Durhjchnittsjag für die ftudierenden Abiturienten 70°/, 
it, fommen auf 100 Abiturienten in Dftpreußen 72*/,, in Weitpreußen 65,3, 
in Berlin 67, in Brandenburg 73,8, in Pommern 65, in Poſen 70, in Schle- 
ſien 70, in Sadjen 68, in Schleswig-Holſtein 85, in Hannover 70, in Weitfalen 
76, in Heſſen-Naſſau 73, in der Nheinprovinz 79, ohne daß ein beitimmtes Geſetz 
ſich feſtſtellen ließe. 

Nicht weniger intereſſant geſtaltet ſich die Ueberſicht über die prozentuale 
Vertretung der Hauptfächer in ſämmtlichen deutſchen Landen. Die Juriſten 
ſtehen, mit Ausnahme Bayerns, überall in erſter Reihe, mit dem höchſten Sat 
— 35,1°/, — im Königreich Sachſen, mit 30 in den Eleineren norddeutjchen 
Staaten, mit 29 in EljaßeLothringen, mit 26,6 in Württemberg, Baden und 
Helen, mit 23,14 in Preußen, mit 23,13 in Bayern, Die Mediziner er: 
reihen den höchſten Sag ebenfalls in Sachſen mit 21°/,, es folgen Preußen mit 
17,74, das übrige Norddeutichland mit 17, Württemberg, Baden und Heilen mit 
15, Eljaß-Lothringen mit 14,3, Bayern mit 14. Die evangeliihen Theo- 
[ogen erreichen den höchſten Sab mit 16,1 in den Eleineren Staaten Norddeutich: 
lands, den niedrigiten mit 4,8 in Bayern, dazwiſchen jtehen Sachſen mit 14'/,, 
Elſaß-Lothringen mit 13, Preußen mit 11,73, Württemberg, Baden und Heilen 
mit 8°/,, während fatholifhe Theologen in Sadhjen und den Heineren 
norddeutichen Staaten kaum in Betracht fommen, den höchſten Sat in Bayern 
mit 26,6, den nächiten mit 19 in Württemberg, Baden und Heilen, die weiteren 
mit 10'/, in EljaßsLothringen und mit 10 in Preußen aufmweifen. Die philo- 
ſophiſche Fakultät, der wir auch die mathematijch-naturwiljenichaftlichen 
Fächer hinzufügen, weilt die höchite Zahl auf in Württemberg, Baden und Heilen 
nit 10°/,, es folgen die Heineren norddeutichen Staaten mit 9,4°/,, Elſaß-Loth— 
ringen mit 8,73°/,. Preußen 7,6°/,, Bayern mit 7,55°/,, Sachſen 7,2°,,. Eigen— 
thümlich jteht e3 mit dem Poſtfach; während ſich in Elſaß-Lothringen 7,28°/, 
ihm widmen, in den Fleineren norddeutichen Staaten 6,25°/,, in Preußen 5°/,, 
in Württemberg, Baden und Heſſen 3'/,°/,, in Sadjen 2'/5°/,. ſinkt der Sap 
in Bayern auf 0,16 herab, während umgelehrt Bayern die größte Zahl von 
Studierenden des Forſtfachs aufweiit, nämlich 5°/,°/,, ihm zunädit Elſaß-Loth— 
ringen 3,6°/,, weiter die kleineren morddeutichen Staaten 2°/,, Württemberg, 
Baden und Helfen 1,8°/,, Preußen 1,1°,,, Sachſen endlich 0,6°%,. Die tech— 
niihen Fächer finden wir vertreten in Preußen mit 7,24 vom Hundert, in 
Sachen mit 12,7, in den kleineren Staaten Norddeutichlands mit 5,4, in Bayern 
mit 5,4, in Württemberg, Baden und Heſſen mit 7,3, in Eljaß:Lothringen mit 
4,7. Was die Militär-NAjpiranten anlangt, jo jteht Preußen nicht an 
eriter Stelle, dieje wird vielmehr mit 11,6°/, von Bayern, die zweite von Sachjen 
mit 8'/,”/, eingenommen; Preußen weilt nur 7,25 auf; ihm folgen Elſaß Loth— 
ringen mit 6?/,, unter denen aber jo qut wie fein eingeborenes Landesfind iſt, 
Württemberg, Baden und Heſſen mit 6'/,, die Fleineren norddeutjchen Staaten 
ntit 6’, ’fo. 

Wir Schließen heute mit einer Zufammenjtellung der Prozentſätze der Studieren: 
den in den einzelnen deutichen Landen. In Preußen wollten, wie jchon oben 
gejagt, 1891/92: 72,9°/,, 1892/93: 70°%;., 1893/94: 71,5°/, der Abiturienten 
jtudieren. Im Königreich Sachſen überjteigen dieſe Prozentfäge infolge der 
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hoben Ziffern der Juriſten und Mediziner natürlicherweife den Durchichnittsjah 
für das Reich; 1891/92 famen 312 Studierende auf 397 Gymnafial-Abiturienten 
= 78'/,%/,, 1892/93: 329 auf 422 = 78°/,, 1893/94: 327 auf 416 = 
79°/,; dabei ift aber nod zu beadhten, daß die große Zahl der Nealgymnajien 
und techniichen Schulen in Sachjen die humanijtiihen Gymnaſien ſchon von vielen 
entlajtet, die fih von vornherein für ein technisches Fach entjchieden haben. In 
den übrigen norddeutihen Staaten geitaltet ſich das Berhältnig der 
Studierenden zur Gejammtzahl jo, daß 1891/92 auf 544 Abiturienten 395 
Studierende — 72,6, 1892/93 auf 506 Mbiturienten 383 Studierende — 75,5 
1893/94 auf 492 Abiturienten 366 Studierende — 74°, kommen; beachtens— 
wertb iſt hier auch die jtetig ſinkende Zahl der Abiturienten. In Bayern läßt 
uch das Verhältniß der Studierenden zur Geſammtzahl infolge der an einigen 
Anftalten erfolgten jummarifcheu Angabe der Abiturienten nicht ganz genau be= 
itimmen. Rechnet man aber, wozu man wohl berechtigt it, von den 147 un= 
betimmbaren 100 den Studierenden und 47 den Nichtjtudierenden zu, jo jtehen 
2237 Studierende 824 Nichtitudierenden gegenüber, aljo 73°/, gegenüber 27°/,; 
die große Zahl der ſich dem Militärdienft und dem Forſtfach Widmenden, zus 
ſammen 503, hebt das Uebergewicht der katholiſchen Theologen, 716, wieder auf. 
In Württemberg, Baden und Heſſen find unter den 675 Abiturienten des 
Sahres 1891/92 die Studierenden durd) 529 — 78,37°/,, unter den 737 des 
Sahres 1892/93 durch 583 = 79%), unter den 717 ded Jahres 1893/94 
duch 578 — 80°/, vertreten, aljo durch jehr hohe Prozentjäge, die noch eine 
Steigerung durch die evangeliichen Theologen erfahren würden. In den Reichs— 
landen emdlich jtellen jich die Prozentfäbe der Studierenden folgendermaßen: 
1891/92 jtudierten 102 von 133 = 76,7°/,, 1892/93: 106 von 131 = 80,9°/,, 
1893/94: 72,4°/, von 147 Abiturienten, aljo Säge, welche die preußijchen über- 
treffen und nur hinter denen von Württemberg, Baden und Helen zurüditehen. 
Tenn wiederholen wir noch einmal den Durchjchnitt der 3 Jahre ſowie der ein- 
zelnen Jahre, jo widmen jih in Preußen 71,4 (72,9—70— 71,5), in Sachſen 
78,3 (78,5—78— 79), im übrigen Norddeutichland 74 (72,6 —75,5— 74), in 
Bayern in den ganzen 3 Jahren 73,8, in Württemberg, Baden und Heſſen 79,12 
78,37—79-— 80), in Elfaß-Yothringen 76,7 (76,7—80,9— 72,4) der Abiturienten 
alademiichen Studien. (Neich!- Anz.) 
Die preußiſchen Sparfajien 1894 bezw. 1894/95. — Aus den vorläufigen 
Ergebniſſen der Spartlafjenitatiitif für das Jahr 1894, bezw. bei den nach dem 
faatliben Nechnungsjahre abichliegenden Kaſſen für das Jahr 1894/95, fand 
ein Zugang von 14 Sparkaſſen Statt, jo daß fich deren Gefammtzahl auf 1485 
belief. Dieſelben hatten am Jahresſchluſſe 6526 700 Bücher im Umlaufe, 
271193 mehr als am Schluſſe des Vorjahres. Bon 6491573 Büchern war 
der Einlagebetrag ermittelt; e3 entfielen davon im Hunderttheilen der Geſammt— 
zahl im Berichtsjahre 29,16 (im Vorjahre 29,44) auf Bücher bis zu 60 ME, 
16,04 (16,20) auf jolde von über 60 bis 150 Mk., 14,12 (14,22) auf ſolche 
von über 150 bis 300 ME., 15,42 (15,44) auf joldie von über 300 bis 600 ME., 
endlih 25,26 (24,70) auf ſolche über 600 ME. Gegen das Vorjahr hat ſich 
die Bircherzahl dieler Stontenflaflen um 3,31 bezw, 3,24, 3,54, 4,17 und 6,69 
Hunderttheile vermehrt. Um ftärkiten iſt alſo die Zunahme bei den größten 
Konten geweſen, was beiläufig bei fortichreitender Sparthätigfeit und dem dabei 
notwendigen Herauffteigen in immer höhere Kontenklaſſen durchaus natürlich it. 
Auch bei den mittleren und unteren Stontenklaffen aber, welde vorzugsweile der 
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großen Maffe der Bevölkerung angehören, ift nad den obigen Ziffern die Zu: 
nahme der Bücherzahl etwa dreimal jo groß als die Zunahme der Bevölkerung. 
Bon den 1640158 Büchern, welche auf einen Betrag von mehr ald 600 Mi. 
lauteten, entfielen 1415631 = 21,81 v. 9. der Gejammtzahl aller Bücher auf 
Konten von über 600 bis 3000 Mt., 198933 = 3,06 dv. 9. auf folche von 
über 3000 bis 10000 Mt. und 25594 = 0,39 v. 9. auf ſolche von mehr 
ald 10000 ME. Die Zahl der Bücher, welche jchon nad ber Höhe ihres Be 
trages aus den wohlhabenden Klafjen herrühren müffen, ift alfo ziemlich gering. 
Bon den 25594 Büchern, welche auf einen Betrag von mehr als 10000 Mt. 
lauten, kamen allein 9051 auf Weitfalen, 5085 auf Schleswig-Holſtein und 
4571 auf Hannover. In den ſechs öſtlichen Provinzen waren überall weniger 
als 300 Bücher dieſer Slaffe, Pommern mit 750 ausgenommen. Die Bücher 
von 3000 bis 10000 ME. vertheilten fih ganz ähnlich. 

Die Spareinlagen haben im Bericht3jahre einen Zuwachs erfahren wie 
noch nie zuvor, nämlich um 249,76 Millionen ME. Selbft die Jahre 1887—89 
mit 201,32 bezw. 217,17 und 213,81 Millionen bleiben weit dahinter zurüd. 
Allerdings fteet bei der gewaltigen Zunahme der Spareinlagen von Jahr zu Jahr 
in der Zuvachöziffer eine immer größere Summe von zugeichriebenen Zinſen, im 
Berichtsjahre von 104,00 Millionen ME., fo daß der leberihuß der Neneinlagen 
über die zurüdgezogenen Spareinlagen nur 149,76 Millionen betrug. Nicht ab: 
gehobene Zinien ftellen aber ichließlich eben jo gut einen Vermögenszuwachs dar 
wie neue Cinlagen, und überdies ift auch der Leberihuß der Neueinlagen des 
Berichtsjahres über die Nüdzahlungen in feinem der Worjahre erreicht worden. 
Am nächſten fam dem Berichtsjahre das Jahr 1888 bezw. 1888/89 mit 141,94 
Millionen Ueberſchuß. In allen Provinzen ohne Ausnahme waren die Neueinlagen 
weit höher al3 die Nüdzahlungen. Der Gelammtbeitand der Einlagen überichritt 
mit 4000,46 Milktionen zum eriten Male die vierte Milliarde; die dritte war im 
Verlaufe des Jahres 1889 bezw. 1889/90, die zweite 1884 bezw. 1884/85, 
die erite 1875 bezw. 1875/76 überichritten worden. In weniger alö zwei Jahr: 
zehnten haben fich alio die Einlagen bei den preußiſchen Sparkaſſen verpierfadt. 
Trotz der bedeutenden Zunahme der Spareinlagen wird immerhin alljährlich ein 
beträchtlicher Theil davon wieder zurüdgezogen. Die Rüdzahlungen betrugen im 
Berihtsjahre 861,62, die Neueinlagen 1007,38 Millionen ME. Von dem ge 
jammten Beitande kamen 


auf Oſtpreußen. . . 74,» Millionen = 1, v. 9. des Gelammtbeitandes, 
„ Weftpreußen . . . 68,0 — = ln, u BR 
” Berlin » ⸗ * ® ° 173,06 ” — 4,85 ” er ” " 
„ Brandenburg . . - 275,0 ei = 6W, un ; 
„ Bonmern . . . . 184, Mr = da, un 
[23 Poſen I . ” u r 60,33 ” — 1,51 ” ” " 
„Schleſien . . » . 332, z — —— 
„ Sadien . . 438 10 r = 106; .. © u 
„ Sdleswig- Holftein . 428, — = Wa, u u » 
„ Hannover » . . . 539,03 “ = 13#, „ ” 
„ MWeitfalen . . »  . 656,01 R = Wo, u. z 
„ Sellen-Nallau. . . 185,00 : — ar 7° . 
„ das Rheinland . . 570,18 — ln, uw " 
Hohenzollern . . . 12,14 : F 0,50 er" 


Auf die ſechs djtlichen Provinzen kamen alſo 29,26, auf die ſechs weſtlichen 
nnd Hohenzollern 70,74 v. 9. des Ginlagevermögene. (Stat. Korr.) 








$y JUGEND 


. Münchner illustrierte Wochenschrift 


i für Kunst und Leben. 
Herausgeber GEORG HIRTH. Redakteur FRITZ v. OSTINI. 


UGEND — unter diesem Titel erscheint seit Neu- 
jahr 1896 in München eine illustrierte Wochen- 
schrift, die in erster Linie der Kunst und dem 
Humor gewidmet sein wird, aber durch diese beiden 
Medien in Bild und Wort alle Gebiete zeitgenössischen 
Lebens, Theater, Literatur, Kunstgewerbe, Mode, Sport, 
Politik etc. in origineller Weise, sei es realistisch 
hy oder durch poctisch-stilistische Verklärung oder satirisclı 
Ti und karıkaturistisch, beleuchten will. 

Den Unternehmen ist bereits eine stattliche Reihe von Mitarbeitern für 
lie Gebiete gewonnen. Nahezu hundert erste Künstler haben uns Beiträge zu- 
gesandt bezw. zugesichert. München ist so überreich an frischen, künstlerischen 
Kräften, dass es uns wohl gelingen muss, in unserem Blatte künstlerische Er- 
scheinungen der mannigfaltigsten Art festzuhalten. Auch aus anderen deutschen 
Kunststätten und vom Auslande wird uns reiches Material kommen; so haben wir 
von Seiten der interessantesten Pariser Kunstlergruppe bereits zahlreiche Original- 
beiträge erhalten. 

Von Zeit zu Zeit bringt die „Jugend“ neue Original-Compositionen moderner 
Camponisten. Auch aus diesem Gebiete liegt schon Treffliches in unseren Mappen, 

Ebenso sind uns für den Texttheil schon viele Mitarbeiter ersten Ranges 
zugesichert 

Alles, was frisch, künstlerisch und originell ist, soll Raum in der „Jugend“ 
iinden, die nie einseitg einer literarischen oder malerischen Mode huldigen wird. 

Für keinen Theil unseres Unternehmens stellen wir ein starres Progranım 
auf, Die Begriffe „Jugend“ und „Schablone“ schliessen sich aus. Selbstverständlich 
wenden wir uns mit der „Jugend“ nicht an die Jahrgänge, sondern an das Herz, 
auch der in der Herbstsonne alter Jahrgänge Gereiften, die so glücklich sind von 
sich zu sagen: „Altes Herz, was glühest du so!“ Unsere „Jugend“ soll ein Jung- 
brunnen werden für uns und unsere Nachkommen. 


Fede Nummer der „Jugend“ wird mit einem newen Titelblatt geschmückt. Für wiese 


Tıtelblätter, sowie für andere Illustrationen der „ug.“ wurden Preisausschreiben erlassen, 


Bestellungen werden von allen Buch- und Kunsthandlungen, sowie 
von allen Postämtern und Zeitungs-Expeditionen entgegengenommen. lreis 
des Quartals (13 Nummern) bei den Postämtern in Deutschland M. 3.—, Bel- 
gien 3 Fres. 7ı cts., Dänemark 2 Kronen 69 Oere, Holland ı fl. 95 ct, Italien 
3 Fres. 88 cts., Oesterreich-Ungarn ı fl. 90 kr., Rumänien 4 Fres. 20 cts., Schwe- 
den und Norwegen 2 Kronen 71 Oere, Schweiz 3 Fries. 65 cts., der einzelnen 
Nummer ;0 Pf. 


as G. HIRTH’s HUDMYEEHE in — und Lepag: % LY 


HIRTH'S FORMENSCHATZ. 


Eine Quelle der Belehrung und Anregung für Künstler und Gewerbetreibend 


LTE 





und Familienbuch, beide aber 
alten Kunst zu verstehen und 




























Jährlich 12 Hefte à 16 Tafeln hoch 4°, — Preis per Heft Mk. 1.25 


ahrg. 1877 1895 mit ca. 3388 Blättern in Cartonmappe M. 27; 
ahrg. 1877 u. 1878 (Formenschatz der Renaissance) in Carton 
mappe je M. 10.—, geb. je M. 13.50. 

Jahrg. 1879— 1895 in Cartonmappe | jeM. 15, geb. jeM. 18.50 

$ede Serie selbständig mit erläuterndem Text. 


Das Werk wird fortgesetzt; auch das bisher Erschienene kan 
nach und nach bezogen werden. 
(Einzeine Tafeln werden nicht apart abgegeben ) 


".... Er ist in Wirklichkeit ein Schatz für jeden Besitzer des Werkes. 
ganze Werk bietet etwa 3388 Blätter. Sie reichen geschichtlich von der alten Welr 
bis zum Beginn des gegenwärtigen Jahrhunderts. Bestimmt, eine Quelle der 
lehrung und Anresung für Künstler und Gewerbetreibende zu sein, erfüllt da 
Werk seine Aufgabe in einer Weise, dass cs sozusagen auf keine 
Frage die Autwort schuldig bleibt. Die Benutzung des Werkes wır 
durch sorgfültige rl erleichtert. Das Werk ist international. Was der Heraus- 
re bei irgend eiver der Kultumationen Werhvolles finder, wird benutz Dem 

Verke kan eine grössere Empfehlung auf seinem Weg nicht mitgegeben werden 
als der Hinweis auf seinen riesigen Umtang und seine ertrenliche Verhreitun, 
(Sci, wah, Merkur, Siursz za +.) 


Neu eintretenden Abonnenten steht ein Inhslteverzeichnisa 
dr erashisnenen 19 Jahrgänge gratis zur Verfügung. 


Französische Ausgabe unter dem Titel: LART PRATIQ 
— Zweite Auflage. — 


Kulturgeschichtliches Bilderbuch 


aus drei Jahrhunderten, von Georg Hirth. 
Be Französische Ausgabe: 

„Les grands Illustrateurs du 16. 17. et 18. siecles.“ 
Folio. Preis ä Lieferung M. 2.40, à Bd. complet brosch. M. 30.— 
geb. M. 35.—. (Liebhaber-Ausgabe [einseitig bedruckt, in 

losen Blättern] ä Lieferung M. 5.—.) 
—» Monatlich erscheint eine Lieferung. ait-— 





Hirth’s Kulturgeschichtliches Bilderbuch umfasst im Ganzen 
sechs Bände (72 Lieferungen), es siml darin gegen 360 darstellende 
Künstler vertreten und haben iiber 3500 interessante Blätter eme 
technisch vollendete Wiedergabe gefunden, die Publikation bilder eine in ihrer Arr 
einzige Kunstsammlung — ein Kupferstichkabinet für den Hausgebrauch 


Um deu Besitzern der ersıeren Bände der früheren Auflage dieses 
Werkes das Abonnement auf die Fortsetzung zu ermöglichen, wird die Drucklegus 
der zweiten Auflage in derselben Weise und Ausstattung erfolgen, wie bei der 
ersten Auflage. 


"=> Jeder Band iat einzeln käuflich. 4- 


7 der Gothik und Renais- 

Das Deutsche zimmer — 

coco- und Zopfstils. Anregungen zu häuslicher Kunstpflege 

von Georg Hirth. Dritte stark vermehrte Auflage. 

464 Seiten hoch 4° mit 370 Illustrationen. Eleg. brosch.M. 10.— 
eleg. gebunden M. 15.—, in Lederband M 20.—., 


»... Das Buch ist ‚ie Frucht einer reichen Erfahrung und eines umfang 
reichen Studiums Har doch der Autor die hier vorgetragenen Anschauungen und 
Grundsätze alle selbst probirt. Man braucht bloss die Abbildung der Saalpartie in 
seinem Hanse zu München anzuschauen, um sich darüber klar zu werden, dass wir 
es hier mit einem Fachmann ersten Ranges zu thın haben, der seine Lehren im 
Grundsätze zuerst bei sıch erprobt und richtig befunden har. 

Wie der Formenschatz zur Kunstpflege im ganzen deutsches 
Volke, so fordert das Deutsche Zimmer zur Kunstpflege im eig- 
enen Hause auf, ersteres ist ein Volksbuch, letzteres ein Haus- 
verfolgen das BamAlnaEne Ziel, die Pracht und Herrlichkeit der 
wiederzugewinnen...e. 

(Prof, Dr. Srockhaner in » Buyer. Gewerbe» — 1890 No. +) 

















Zu beziehen durch alle Buch- und Kunsthandlungen. 


Enoen & HIRTH, MÜNCHEN 





Staatsrechtliches, ve volkswirthſchaftliches und ſtatiſtiſches ⸗Jahrbuch. 





Annalen des Deutſchen Reichs 


für Geſetzgebung, Verwaltung und Statiſtik. 


Staatswiffenfhaftlihe Beitfchrift und Materialienſammlung. 





Unter Alttwickung zahlreicher Fadymänner 


herausgegeben von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar dv. Seydel. 





Verlag von &. Hirth in Münden und Leipzig. 


1896. 





Sährlid 12 Hefte. 


Siantögewolt und Geſetzgebung in Eliah- 
Lothringen. Bon Ernſt Mayer, Ge 
richtsacceſſiſt in Mainz. 

Einleitung. 

Die vollerrechtliche Bereinigung EI- 
ſaß Lothringens mit dem — 
und ihre Konſequenzen 

Eriter Abſchnitt: Die Stantögewalt 
in Elſaß⸗ Cothringen 

Zweiter Abichnitt: Die Gefebgebung 
im Kliaß-Lothringen . . 


das Recht der Rüdforderung im Gebiete 
= | öffentlichen Rechtes. Non 
W. Gläffing zu Darmitadt. 
= — —— Bor 
fegung und Schluß) . . 
Schlußwort . ; 


Meunundzwaryzigfter Bahrgang. 
Abonnementspreis: vierteljährlid 4 Mark. 
Ei Hefte bilden ı einen ı Band. 





Juhalt: 


ſchaften für 1894. 


Vorbemerkungen 


Seite Rechnungsergebniſſe der Berufsgenoſſen— 


Auszugsweiſe Zuſammenſtellung der 


wichtigſten Zahlen aus den Tabellen 
249 | 
| Tabellen: 
250 | 
I. Allgemeine Weberficht . 
264 II. Ausgaben und Einnahmen. 
III. Unfälle . 
Miszellen: 
279 | Nerfiherung gegen Hagel und Regelung 
300 des Danelichadens in Preußen 1894 


Ar. 


Seite 


307 


311 


314 


328 





G. HIRTH’s Kunstverlag in München und Leipzig. 
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“ ii zum Gebetbuche des Kaisers Maxi- 
| Albrecht Dürer’s Randzeichnungen Aus. 52 Bläuer gr. Folio. Zweite 
—J Auflage. Preis broschirt M. 15.—. (Liebhaber-Ausgabe 
N M.20.—.) Auch als »HAUS-CHRONIK« erschienen. 
— broschirt M. 16.—, in Schweinsleder gebunden 

. 30.—. 

‚Es ist dies die erste anf photographischem Wege hergestellte |: 
Facsimile-Ausgabe der berühmten Dürer’schen rege am Ange- 

e 


fügt sind derselben jene acht Randzeichnungen, welche in der Regel Lucar | 
Crauach zugeschrieben werden. 


Neue Briefe mit alten Bildern. 


Sechs Serien. Jede Serie 24 Briefbogen und Couverts |; 

mit altdeutschen Vignetten von Dürer, Burgkmair, 

Amman, Cranach, Beham, Aldegrever, Frangois Boucher etc. 
Preis der Serie in Carton M. 3.—. 


Neue Briefe mit religiösen Bildern. 





ZweiSerien à 24 Brief bogen (ohne Couverts) ä Serie M. 2.—. 


| »Dem Bedürfniss nach apart eleganten und —— Ausschmäckungen von Briefen und Briel- 
IS converts entgegenzukommen, hat der Herausgeber des »Formenschatzes« eine Reihe von Serien Briefbogen mit alten 
a1] Bildern nach Originalien von Dürer, Burgkmair u. 5. w, publizirt. Der allerliebste Gedanke, der einer guten Aufnahme 
(Eh sicher ist, wurde sehr praktisch durchgefuhrt, indem auf dem besten Hanıpapier sowohl die Bogen wie die Enveloppen 
| mit den verschiedenartigsten Darstellungen der genannten Meister geschmückt sind.« (Dresdener Fear 


SINı 1 Facsimile-Reproduction der 25 Holzschnitte 
| Die Wunder von Mar 1a Ze eines Ebene deutschen Meisters um 1520. 
| Kl. Folio, Preis in Mappe M. 16.—. 


N Dieses merkwürdige weder von Bartsch noch von Passavanı erwähnte Werk eines hervorragenden Meisters und 

Zeitgenossen der Burgkmair, Schäufelein und Springinklee umfasst 25 Blätter von je 19 cm Höhe umd 14 cm Breite 
Bildgrösse, mit drei- bis vierzeiligen, auf die verschiedenen Wunder bezüglichen Unterschriften. Unsere Reproduktion 
. ‚ist, ın nur 100 nummerirten Exemplaren, auf ächtes Büttenpapier mit breitem Rand gedruckt, 


||_ Jost Amman’s Ehebrecherbrücke des Königs Artvs. 


‘| Facsimile-Reproduktionen des aus acht Blättern bestehenden Original-Holzschnittes. Preis: M. 15. 


| n Historisch-kritisch dargestellt von 
| Bücher-Ornamentik der Renaissance Kran iisenelt von 
| renaissance. 80 Seiten Text und ı08 Tafeln. Klein Folio. Preis M. 40.—. Ist momentan 
I vergriffen.) I. Theil: Hoch- und Spät-Renaissance. 64 Seiten Text und 118 Tafeln. 
%] Klein-Folio. Preis M. 28.—. 

8 Die zwei Bände enthalten im Ganzen 226 Tafeln, welche uns die lebendigste Anschauung geben von der gautız 
I Eutwickelung der tvpopraphbischen Orwamentik der Renaissance, von ihren Anfängen in Italien bis zu ihrem Verfall, als 


der Kupferstich die Oberhand über den Holzschnitt gewann. Die reiche Fülle des dargebotenen Materials, die geschickte 
Auswahl daraus, sowie der das Ganze begleitende Text geben einerseits Zeugniss von dem grossen Reichthum der 


8 Sammlung, andererseits von der ausserot dentlichen Sachkenntniss des Verfassers. (W. Lübke.) 
NE 

J Die Mono rammisten von Dr. G.K. Nagler, fortgesetzt von Dr. A. Andresen 
a 9 u. C. Claus. 9 Lfgn. aM. 13.35, 0d. 5 Bde. compl. M. 120.— 
* Nagler's »NMonogrammisten« stehen einzig da als unentbehrliches Lexicon tür Sammler, Kenner und Freunde 
N von Kupferstichen und Holzschnitten, Oelgemälden, Porzellan-, Majolica- Metallarbeiten u. s. w. Die bisher erschienenen 
Bi fünf starken Bände enthalten auf ca. <000 Seiten Nachrichten uber eiwa 15,000 Monogrammisten vom Mittelalter bis auf 


die neuesten Zeiten. (Der frühere Preis M. 90,— ist erloschen.) 

>x . 1$ enthaltend klassische Motive für Weissstickerei, Bunt- 
I Album für Frauenarbeit, —, Applicationsstickerei, Spitzen-, Verschnür- 
’s| , ungs- und Knüpfarbeit, sowie Weberei, Passementrie und Stoflbemalung. Herausgegeben von 
i Georg Hirth. Serie IM. 2.—. 


! — ı$ Eine Sammlung von Portraits etc. aus der Zeit der Re- 
® Bilder aus der Lutherzeit. formation in Facsimile-Reproduktionen nach Holz- 

| schnitten und Kupferstichen von Dürer, Cranach, Holbein u. a, Mit einem Vorwort von Georg 
J Hirth. 1883. XI. und 40 SS. in Folio, in Umschlag mit Cranach'scher Bordüre. Preis M. 2.—. 


|| Peter Flötner nach seinen Handzeichnungen u. Holzschnitten 


5] von Dr. phil. J. Reimers, z. Z, Direktor des Provinzialmuseums in Hannover. 16 Bogen 


@| hoch 4° mit 93 Illustrationen. — Ladenpreis broschiert 6 Mark. 
Die vorliegende Arbeit führt uns einen Nürnberger Künstler der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts vor, von dem 
pi] bis dahin sehr wenig bekannt geworden war. Die eingehende Besprechung der Werke Flötner’s, die zahlreichen Illustrationen, 
+} sowie die ausführliche Beschreibung der einzelnen Werke des Meisters, dürften diese Schrift zu einer willkommenen Gabe 
“| machen für jeden, welcher sich mıt der dekorativen Kunst des 16. Jahrhunderts beschäftigen will. 
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Stantsgemalt und Geſehgebung in Elſaß— 
Lothringen.“ 
Von 
Ernſt Mayer, Gerichtsacceſſiſt in Mainz. 
Einleitung. 
Die völferredhtlihe Bereinigung Elfaß-Fothringens mit dem Reich 
und ihre Konfequenzen. 

„La France renonce en faveur de l’Empire allemand à tous ses droits 
„et titres sur les territoires, situes à l’est de la frontiere ci-apres de- 
EEE cu u a She a. ae Dune en ne dab Ks se A na 

„L’Empire allemand possedera ces territoires à perpetuite en toute 
„souverainete et propriete.“ 

Dieſe Sätze des Artikels 1 der Verſailler Friedenspräliminarien vom 
26. Februar 18571?) bezeichnen den völferrechtlichen Akt, durch welchen Frank— 
reich die im Vertrag näher bezeichneten Gebiete — kurzweg Elſaß-Lothringen 
genannt — an das Deutjche Reich unter Uebertragung jämmtlicher Eigenthums— 
und Hoheitärechte abtrat. Rechtlich vollwirkſam wurde dieje Gebictsibertragung 


mit dem 2. März 1871, an welchem Tage die Ratififationsurfunden zwiſchen 


den vertragjchließenden Theilen ausgetaufcht wurden. Der völferrechtliche 
Vorgang iſt klar: eine bisher zum Staate Frankreich gehörige Ländermafje 
iheidet aus diefem Staatsverband völlig aus und fällt dem „Deutjchen Reich“, 
einem neugejchaffenen Bundesftaate, zu. Verbunden mit diejer konkreten Ge— 
bietsübertragung ift der vertragsmäßige Uebergang der vollen Souveränetät 
und Gebietähoheit („propriete*) über dieſe Lande. Als Nechtönachfolger 
Frankreichs befaß jomit das Deutsche Reich die unumfchränfte Staatsgewalt 
über Eljaß-Lothringen. Eljaß-Lothringen wurde völferrechtlich deutſches Staats- 
gebiet, die Einwohner des Landes völferrechtlich Deutiche. 

Da nun, im Gegenjag zu diefer unbejchränkten Staat3gewalt des Reiches 
über Elfaß-Lothringen, die Neichsgewalt den Bundesjtaaten gegenüber eine be- 
Ihränfte ift, fommt Zeoni’) zu dem Schluß, in der Rechtsperſönlichkeit des 
Reiches ſeien zwei Staatögewalten vereinigt, die beſchränkte Reichsgewalt über 
die Bundesstaaten, die unumſchränkte Landesſtaatsgewalt über Elſaß-Lothringen; 
er folgert hieraus, daß eine Fdentität der elſaß-lothringiſchen Staatsgewalt 
mit derjenigen des Reiches nicht beitehe. 

L2aband‘) hält diefe Folgerung für unrichtig; „ihr Ausgangspunkt” — 
die Annahme einer bejchränften Reichsgewalt — „mwiderjpreche dem Begriffe 
des Bundesftaates und der Souveränetät der Neichsgewalt, deren Weſen in der 
Unbefchränftheit, in der fogen. Kompetenz-Kompetenz bejtehe.“ 


N) Die Anregung zu diefer Arbeit verdanfe ich meinem verehrten Lehrer, Deren Ge— 
Oberregierungsrath Profefior Dr. Bernhard Hübler. 
) Abgedrudt „Annalen“ 1871, ©. 509 f. Der definitive Friedensvertrag vom 
10. Mai 1871 und fein Zuſatzartikel hat diefe Beitimmungen im mejentlichen beftätigt. 
Das öffentliche Recht des Reichslands ng es I. Theil Verfaſſungsrecht ©. 3 
*, Das Staatsrecht des Deutichen Reiches, TIL. Auflage, I. Band, S. 682, Anm. 1, 
Unnalen des Deutſchen Reihe. 1R96, 18 
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Allerdings hat Leoni recht, wenn er dem gegenüber behauptet, es 
fomme nicht darauf an, daß dieſe beichränfte Reichsgewalt, „Eraft eignen Rechtes 
ihre Machtiphäre erweitern könne.“ Denn die Staatögewalt des Reiches ift 
danach zu beurtheilen, in welcher Ausdehnung fie im Momente des Friedens: 
vertrages thatlächlich beitanden hat, folglich muß fie troß des Art. 78 R.V. 
als eine den Bundesſtaaten gegenüber bejchränfte angejehen werden. Dennoch 
irrt Yeoni, wenn er auf Grund dieler ihrer verjchiedenen Ausdehnung mın 
der Staatsgewalt des Weiches über die Bundesſtaaten und derjenigen über 
Elſaß-Lothringen die Fdentität abipricht. Denn es iſt thatjächlich ein und die— 
jelbe Staatsgewalt, welche in beiden Fällen wirkfjam vorhanden ift, nämlich 
die Reichsgewalt. Diejenige Staatsgewalt, welche infolge des Friedens 
vertrages in Elſaß-Lothringen konſtituirt ift, ift ebenfogut Reichsgewalt — denn 
das Neich iſt ja Subjekt der Souveränetät in Elfaß-Lothringen gemäß Art. 1 
— wie die vom Reich über die Bındesjtaaten ausgeübte Staatsgewalt, welche 
ihre Bafis in der Reichsverfaſſung bat. Daß diejelbe fih in Eljaß-Lothringen 
in Wirklichkeit weiter erjtredt, als in den Bundesjtaaten, widerjpricht nicht dem 
PBrinzipe, Daß es nur eine und Diefelbe Staatsgewalt iſt. Denn die dem Neiche 
innewohnende Staatsgewalt iſt keineswegs zerlegbar in zwei Gewalten, jie 
wirft nur nach verschiedenen Seiten hin verichieden: nach 25 Richtungen hin 
iſt ihr Bereich ein begrenztes, nach einer Richtung Hin ein unbegrenztes. Aber 
im Prinzip iſt jede Wirkung nur ein Ausfluß einer und derjelben Reichsgewalt. 
Die durch den Friedensvertrag dem Neich zugefallene Staatsgewalt über Elſaß— 
Lothringen ijt daher in der Reichsgewalt aufgegangen. 


Erjter Abſchnitt: Die Staatsgewalt in Elſaß-Lothringen. 
47, 


Bas Geſetz vom 9. Zuni 1571 als ſtaatsrechtlicher Bereinigungsakt 
und feine Behandlung in der Literatur. 


Neben dem Mfte, welcher nad) außen Hin im internationalen Staaten: 
verkehr den Anfchluß der neu erworbenen Gebiete an das Deutiche Reich 
dofumentirte, bedurfte e8 noch eines für den inneren Staat wirkenden, alfo 
ftaatsrechtlichen Ausdrudes der Einverleibung Elfaß-Lothringens. Gin folcher 
mußte gemäß Art. 78 der Reichsverfafjung in Form eines die Verfaſſung ab: 
ändernden Reichsgeſetzes erfolgen, da eine Erweiterung des Reichsgebietes 
zweifellos eine Menderung des Inhaltes von Art. 1 der NReichöverfaflung dar: 
ſtellt.) Dies war vornehmlich die Bedeutung des Neichsgefeges, betreffend 
die Bereinigung von Elſaß-Lothringen mit dem deutſchen 
Reih vom 9. Juni 1871.) Da man es für unzweckmäßig hielt, die 
Reichsverfaſſung jelbit jofort in Elfaß-Lothringen einzuführen und das feiner 
Einzelitaatsgewalt, jondern der Reichsgewalt unmittelbar unterjtehende Gebiet 
nicht gut von dem jchwerfälligen und räumlich entfernten Organismus des 
Reiches geleitet werden fonnte, erließ man in dem Einverleibungsgeicg gleiche 
zeitig Beitimmungen über die Staatsgewalt, die Gefeggebung umd den Zeit- 
punkt der Einführung der Neichsverfajjung.*) 


A. a. O., S 3 Anm. 7. 

2, Sendel, Kommentar zur Verfaſſungs-Urkunde für das Deutſche Reich, S. 31. 
’, Neichsgeiebblatt 1871, S. 212, Geſeßblatt für Elſaß-Lothringen 1871, ©. 1. 

9 Siehe darüber auch unten Abichnitt 11. 
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Dieſes wichtige Geſetz, hauptſächlich der 8 3 desſelben, hat in der ſtaatsrecht— 
lichen Literatur eine manigfache und ſehr verſchiedenartige Auslegung gefunden. 

Die Mehrzahl der Schriftſteller behauptet, durch den Paſſus 1 des 83 
„Die Staatsgewalt in Elſaß-Lothringen übt der Kaiſer aus” ſei die Staats— 
gewalt dem Weiche verblieben, der Kaiſer übe nur als Organ des Reiches 
kraft Delegation die Staatsgewalt des Reiches aus; jo Yaband!), Georg 
Meyer’, Roeune?’), Stengel‘), Joel’), Kayjer®), welche einfach von 
„der Staatsgewalt“ jprechen, die der Kaijer im Reichsland ansübe, ohne deren 
Umfang näher zu beitimmen. Am weitejten bezüglich der Ausdehnung der 
kaiſerlichen Staatögewalt gehen Haenel'), Fiber‘) und Hübler?), 
welche eine Delegation „aller landesherrlichen Nechte“ annehmen, und Zorn !®), 
welcher den Kaiſer „den Ddelegirten Träger der gejammten Staatsgewalt“ 
nennt. Ihnen jchließt ſich Schulze‘) an, welcher nicht nur behauptet, daß 
der Kaiſer „die gefammte Staatsgewalt im Namen des Reiches“ ausübe, ſon— 
dern im Dinblid auf die Kontroverje noch binzufügt „auch die gejeggebende 
Bewalt“. Dem gegenüber wird die Anſicht vertreten, daß der Kaiſer nicht 
die geſammte Staatsgewalt ausübe. Seydel'*) behauptet, daß e3 nur einzelne 
Rechte der Staatsgewalt jeien, welche dem Kaiſer delegirt find. Stoeber') 
fommt im Gegenfag zu Schulze zu dem Reſultat, daß der Kaiſer die Staats: 
gewalt mit Ausnahme des Gejengebungsrechtes ausübe. Einen eigenartigen 
Standpunft vertritt Yoening''. Er jcheint zunächſt dem Kaiſer eine mur 
beihränfte Staatsgewalt zuzuerfennen, wenn er ausführt, daß derjelbe „im 
Namen des Neiches die Staatsgewalt ausübe, ſoweit nach der Reichsverfaſſung 
dieielbe nicht Durch andere Organe des Neiches ausgeübt wird” ; merfwürdiger: 
weile folgert er aber dann weiter, daß dem Kaifer danach in Elſaß-Lothringen 
diejenigen Befugniſſe zukommen, „welche in den Bundesſtaaten dem Monarchen 
zuſtehen.“ Im Gegenſatz nun zu allen dieſen Autoren, welche wenigſtens 
darin einig find, daß Die Staatsgewalt des Reiches an den Kaiſer nur delegirt 
jei, legt Xeoni'’) dem Vereinigungsgeſetz eine viel größere Bedeutung bei. 
Nach jeiner Anficht iſt Durch dieſes Gejeg die Staatögewalt vom Reich auf 
den Kaiſer übergegangen. Er präcifirt die Nechte desjelben dahin, daß derſelbe 
„Zräger und Inhaber“ der geſammten Staatsgewalt, einjchließlich der gejeß: 
gebenden Gewalt und „durch dieſes Reichsgeſetz zum Herricher über das Land ein- 


l, ©. 688. 
Lehrbuch des dentichen Staatärechts, 5. 393. 
Das Staatsrecht des Deutichen Reiches I, 5. 76. 
* Das öffentliche Recht und die Bermaltungsgerichtsbarteit in Elſaß-Lothringen in 
„Annalen“ 1876, ©. 815. 
” Tas Geieh, betreffend die Stellvertretung des Reichslanzlers vom 17. März 1878, 
in „Annalen“ 1878, ©. 772. 
—J Holkendorif' 5) — Band III, ©. 402. 
Deutſches Staatsrecht J, 831. 
2) Tas Recht des deutichen Nailers, Berlin 1895, ©. 179. 
e „die Organiiation der Nerwaltung in Rreußen und im Deutichen Reich, Berlin 
64, 


“ws. 


1894, 
u N Das Staatsrecht des Deutichen Reiches. ru Das Verfaflungsrecht, ©. 524. 
Lehrbuch des deutichen Staatsrechtes 11, S. 361. 

Kommentar, S. 93 f. 
Die parlamentariſche — des Landesausſchuſſes für Elſaß-Lothringen im 

Archiv für öffentliches Recht Av. I, ©. 649. 

Lehrbuch des Deutichen NVerwaltungsrechtes, S. 78. 
in) A. a. O. S 5 und 6. 
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gejeßt jei.“ Ihm Hat fih nur Rehm!) angeichlojien. Zur Löſung diejer 
für das ganze Verfaſſungsrecht Elfaß-Lothringens ausichlaggebenden Streitfrage 
iſt es erforderlidh, neben einer interpretation des Gejekestertes auf die Ent: 
ftehungsgejchichte‘) des Geſetzes zurüdzugehen und den Willen des Gejeßgebers, 
fowie den wahren Sinn feines Werkes zu erforjchen. 


82. 
Entfiehungsgefhichte des Gefekes. 
a) Motive. 


Am 23. April 1871 wurde dem Reichstag der Gejegentwurf mit Motiven 
vorgelegt. Derfelbe enthält im 8 1 die nothwendige ftaatsrechtliche Vereinigung 
Eljaß-Lothringens mit dem Reich, im 8 2 die Terminsbeftimmung über das 
Inkrafttreten der Reichsverfaſſung und ein dem Kaifer verliehenes Verordnungs: 
recht bezüglich früherer Einführung einzelner Verfafjungstheile. Am wichtigjten 
für unjere Frage ift 8 3. Derjelbe bejtimmt zunächjt proviſoriſch, daß bis 
zur Wirffamfeit der Reichsverfaſſung der Kaifer unter lien. des Bundes: 
rathes das vollitändige Gejeggebungsreht in allen Angelegenheiten ausübe; 
ferner proponirt er, daß nad Einführung der Reichsverfaſſung das Gejeg- 
gebungsrecht für alle Materien „dem Weiche“ zuftehe, „bis zur anderweitigen 
Negelung durch Reichsgeſetz“. Als legten Paſſus enthält der $ 3 des Regierung: 
enttwurfes den Satz: „Alle anderen Rechte der Staatsgewalt übt der Kaiſer aus.“ 

Die diefem Gefegentwurf beigegebenen Motive’) find eine kurze und über: 
fichtliche Darftellung der Abfichten der Regierung. Sie beginnen damit, Die 
im Entwurf enthaltenen NRechtsfäge unter 6 Ziffern zu gruppiren und im An— 
Schluß daran den ganzen Stoff zu behandeln. Es wird zunächit darauf hin— 
gewiefen, daß die Gejtaltung, die Eljaß-Lothringen erhalten joll, die eines 
„unmittelbaren NReichslandes“ ift und daß „die Yandeshoheit über dasjelbe im 
Neiche ruhe.“ *) Es wird jodann erläutert, daß zum Zwecke einer ununter: 
brochenen Gejetgebungsthätigfeit im Abjab 1 des $ 3 dem Kaifer jene außer: 
gewöhnliche Befugniß delegirt worden iſt.) Auch wird jchon die Möglichkeit 
in's Auge gefaßt, daß eine Qandesvertretung einmal zum Antheil an der Geſetz— 

ebung herangezogen werden könne. Die Thatjache, daß eine derartige In— 
—* — wie ſie ja heute in Wirklichkeit im Landesausſchuß beſteht — that: 
ſächlich einen Verzicht des Reiches auf die ihm ausſchließlich zuſtehende Geſetz— 
gebungsgewalt bedeute, führt den Verfaſſer der Motive zu folgender richtiger 
und treffender Präziſirung:?) 
„Daraus, daß das Reich als Träger der Staatshoheit über das 
Reichsland erſcheint, folgt ſtrenggenommen, daß das ganze Recht der 
Geſetzgebung dem Reiche zuſteht, im Reiche ruht.“ 


— — rechtliche Stellung des Staatsdienſtes nach deutſchem Staatsrecht in „Annalen“ 
. JO, 

2, Die Entitehungsgeichichte des Geſetzes iſt in der Literatur bei Auslegung desielben 
bis jegt meiit überfehen worden. Nur Stoeber a. a. O. ©. 649—652 berührt dieielbe 
in zwar kurzer, aber präcifer Weife; ſiehe auh Stengela. a. ©. ©. 816 f.; Sendel 
Kommentar, S. 93 ff. 

) Motive und Geſetzentwurf find abgedrudt „Annalen“ 1871 ©. 846, 847 ft. 

*% Annalen“ ©. 848 unter I. 

9) „Annalen“ S. 849 unter III und IV. 

6) „Annalen“ S. 850 unter V. 


NG 
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In Eonjequenter Durchführung diefer Theorie fagen die Motive unter VI:') 
„Sämmtliche übrigen Hoheitsrechte außer der Gejeßgebung werden vom Kaifer 
ausgeübt." Als jelbitverjtändlich betrachten die Motive e8 zum Schluß, daß 
die Gegenzeihnungen der faiferlichen Anordnungen und Verfügungen durch 
einen Minijter und zwar den Neichsfanzler erfolgen,?) da „für das Neich ver- 
waltet wird umd dem Weich Verantwortung zu legen jei.“') 

Aus diefer Darftellung der Motive läßt fich ar erkennen, was die Re— 
gierung mit dieſem Entwurfe beabjichtigte, ſoweit e3 für unfere Frage in Be— 
trabt kommt: 

1. Bis zum Eintritt der Neichsverfaflung: Delegation der Geſetzgebung 
an Kailer und Bundesrat. Abi. 1 $ 3 des Entwurfes. 

2. Nah Eintritt der Neichsverfajjung: Zuſtändigkeit des Reiches für die 
gejammte Gejeggebung. Abſ. 2 8 3 des Entmwurfes. 

3. Daher insbejondere Zuftändigfeit des Reiches für jede weitere Negelung 
der Gejeggebungsfompetenz. Abi. 2 S 3 des Entwurfes verbis „bis zu ander— 
mweitiger Regelung durch Reichsgeſetz.“ 

4. Ausübung aller anderen, nicht genannten Rechte der Staatsgewalt 
dur den Kaiſer. Abi. 3 S 3 des Entwurfes. 

E3 geht jomit aus den Motiven hervor, daß der an den Reichstag 
gebrachte Entwurf nicht bezwedte, dem Kaiſer die gefammte Staatsgewalt zu 
übertragen, jondern nur die Staatsgewalt mit Ausnahme der definitiven Geſetz— 
gebungsbefugnig. Einmal wird dies deutlich ipsissimis verbis in den Motiven 
unter VI (jiehe oben) ausgejprochen, andererjeit8 ergibt es fich logiſch aus der 
ganzen Konjtruftion des $ 3. Derjelbe beläßt dem Reich die Gejeggebung 
nah Einführung der Reichsverfaſſung und überhaupt die weitere Regelung der 
Geſetzgebungskompetenz; folglich ift die delegirte Staatsgewalt des Kaiſers, 
negativ dargejtellt, eine volle Staatsgewalt, vermindert um Die beiden dem 
Reich belafienen Rechte. °) 

Wäre der Entwurf in diefer Faſſung Geſetz geworden, dann wäre eine 
Meinungsverfchiedenheit über feinen Inhalt ausgefchloffen gewejen. Denn an 


„Annalen“ ©. 850. 

RLeoniſa. a. O. S. 7 behauptet, „der Reichskanzler ſei nur Minifter für Elſaß— 
Lothringen, wie er daneben auch preußiſcher Miniſter it“ und beruft ſich dabei auf eine Aeußerung 
des Fürſten von Bismard, „Se. Majeität der Kaiſer kann ja einen verantwortlichen Miniſter 
für Elſaß Lothringen ernennen, ich habe dazu feinen notbwendigen Beruf.“ Im Zuſammen— 
bang der parlamentariichen Verhandlungen ſiehe darüber Annalen 1871 5. 934) hat Diele 
Bemerkung einen ganz anderen Sinn. Fürſt von Bismard erblidte den Widerftand der 
Voltsvertretung gegen die im $ 3 dem Kaiſer proviforifch zugedadhte Geſetzgebungsbefugniß 
theild auch darin, daß man in derielben eine Erweiterung feiner, Bismard's, Machtbefugniſſe 
als des gegenzeichnenden, alio leitenden Minifters für derartige Angelegenheiten finde. lm 
auch dieſe Gegner der Vorlage für diefelbe zu gewinnen, wollte er durch diefe Bemerkung 
ſeine Perſon ganz aus dem Spiel ziehen. So politiich und diplomatiich charakteriitiich dieſe 
Aeußerung auch it, jo gänzlich entbehrt fie doch einer juriftiichen Bedeutung. Wenn Leoni 
2.0.0. als Konſequenz diefer Bismard’schen Worte die im ‚Jahre 1879 erfolgte Ernennung 
eines Statthalters als verantwortlichen Miniiters anführt, jo Ipricht auch dies nicht fiir die 
Richtigkeit feiner Argumentation; denn der Statthalter it als Minifter fiir Elſaß Lothringen, 
abgeiehen von den ihm übertragenen anderen Befugniſſen, ebenfalls Reihsminilter; durch 
me Ernennung find die Befugniſſe des Reichstanzlers ſtatt wie bisher einer, nunmehr 
zwei Berionen übertragen worden. —- Juriſtiſch korrekt it die Frage allein durch obige 
Stelle der Motive behandelt. ‚ 

*, Wenn bier und im Frolgenden von „Rechten des Kaiſers“ im Gegenſatz zu „Nechten 
des Reiches“ geiprochen wird, jo foll damit in feiner MWeife in Abrede geitellt werden, daß 
alle die Rechte des Kaiſers demielben nur vom Reich delegirt find, welchem fie nach wie 
vor zu eigenem Rechte zuitehen; fiehe die Ausführungen unten im 5 8. 
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Deutlichkeit und Klarheit darüber, daß dem Kaifer nicht die volle Staats» 
gemalt delegirt werden folle, laſſen ſowohl der Entwurf als auch die bei- 
gegebenen Motive nichts zum wünfchen übrig. Leider jollte der Entwurf nicht 
in dieſer — Geſetz werden. 


b) Parlamentariſche Verhandlungen. 


Mit einer — intereſſanten Rede leitete Fürſt Bismarck die Berathung 
des Entwurfes am 2. Mai 1871 ein. Die juriſtiſche Seite der Frage wurde 
dabei nicht berührt, es wurde nur ausgeſprochen, daß die Regierung mit der 
Vorlage lediglich einen Verſuch mache, um auf empiriſchem Wege zu einer 
definitiven Regelung der elſaß-lothringiſchen Verhältniſſe zu gelangen.) Die 
Vorlage wurde zur Berathung an eine Kommiſſion verwieſen und dieſe Kom— 
miſſion hat die Vorlage nach allen Richtungen be- und verarbeitet. Die Mehr— 
zahl der Mitglieder hatte Feine klare Anſchauung von dem, was geichaffen 
werden follte. Mean deutete meilt nur an, was man wirklich rügen oder her- 
vorheben wollte, man vermied ängjtlich jede juriftiiche Begriffsbeitimmung, weil 
man fürchtete, Vollmachten zu ertheilen, deren Tragweite man nicht über: 
ichauen konnte. Daß aus einer derartigen Berathung auch eine jo klar gefaßte 
Vorlage, wie die vorliegende, nicht verbejjert hervorgegangen iſt, kann micht 
verwundern.“) In diefem Sinne wirkte von allen im Kommiffionaberichte vom 
16. Mai 1871 angeführten Anträgen bauptjächlic der Antrag Nr. 8, welcher 
jpäter in das Gejeß aufgenommen wurde. Er lautete ®\: 

„Unter Bezugnahme auf Abjag 3 t) des Entwurfes wurde vor: 
geichlagen, dafiir an die Spige des Baragraphen zu jtellen: ‚Die 
Staatögewalt in Elfaß nnd Lothringen übt der Kaijer aus.‘ * 

Bezüglicy ihres Zweckes laſſen fi) nun Anträge gliedern in 1) folche, 
welche einen Entwurf materiell abändern, d. h. an Stelle der Entwurfs— 
bejtimmung eine andere jegen, welche einen anderen Inhalt hat, und 2) folche, 
welche einen Entwurf nur formell abändern, d. b. welche materiell dem Ent: 
wurf zuftimmen und nur zur Herbeiführung größerer Klarbeit und Deutlich: 
feit, zur prägnanteren Fixirung des Gejekestertes rein äußerliche Veränderungen 
vornehmen. So einfach vorjtehende Eintheilung auch ift, jo ſchwer wird es 
doch fein, den Antrag 8 vollftändig unter diefelbe zu bringen. 

I. Eine materielle Aenderung fünnen wir in demſelben nicht erbliden. 
Zunächſt ift durch die bloße Boranjtellung der Worte an erjte, ftatt dritter 
Stelle gewiß materiell nichts geändert. Denn die Thatfache allein, daß ein 
Rechtsſatz an erjter Stelle im Sabgefüge aufgeführt wird, kann auf feinen 
Inhalt feinen Bezug haben. Wohl aber jcheint es, daß durch die neue Faſſung 
„Die Staatögewalt” jtatt „alle anderen Rechte der Staatögewalt“ der $ 3 
einen ganz anderen Sinn erhalten hätte und der Kaiſer nunmehr „die* d. h. 
die volle Staat3gewalt ausübe. Aber auch dies trifft nicht zu. Gewiß, wären 
an Stelle des ganzen $ 3 des Entwurfes nur die neuen Worte „die Staats 
gewalt übt der Kaijer aus“ gekommen, dann wäre Dies eine Abänderung von 
einschneidender Bedeutung: Unumſchränkte Staatsgewalt ftünde dem Kaijer zu. 
So aber, wo die nenen Worte nur an Stelle des früheren Abſatzes 3 getreten 


1,5. „Annalen“ a. a. D. =. 857 
—) Siehe darüber aud) Seudel a. a. O. S. 93 f 
Siehe , „Annalen“ a. a. 8 S. 866; auch Sten. or. des deutichen Reichstags I. Leg.- 
Periode, J Sell. 1871 Bd. III S. 357. 
* Nämlich des S 3. 
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find, der übrige Theil des $ 3 alfo beitehen bleibt, bejagt der fpäter zum Ge: 
jeg gewordene Antrag 8 nur Folgendes: 

1. Im Allgemeinen übt die Staatsgewalt der Kaifer aus. 

2. Dagegen bleibt die ausschließliche Zuftändigfeit des Neiches') für Die 
im Abſatz 2 ff. des 8 3 bezeichneten Nechte begründet. 

3. Folglich ift die Staatsgewalt des Kaiſers eine um die im Abſatz 2 ff. 
genannten Rechte zu Gunsten des Neiches verminderte. Es it dies derjelbe In— 
balt, welchen — wie wir oben gejehen haben — der Negierungsentiwurf und Die 
Motive haben. Eine materielle Aenderung enthält demnach der Antrag 8 nicht. 

Il. Eine formelle Aenderung ift in dem genannten Antrage wohl zu er— 
bliden. Denn es werden zunächit die dem Kaifer delegirten Rechte aufgeführt 
und erjt im zweiter Linie diejenigen des Neiches Da aber in der auch vom 
Antrag 8 beibehaltenen Faſſung des Gejegentwurfes die Nechte des Kaijers, 
fonfret geiprochen jeine Staatögewalt, nur negativ als alle ſolche bezeichnet 
werden, welche nicht mehr dem Reiche ausschließlich zuftehen, jo war es 
jedenfalls glüdlicher, wenn der Entwurf zumächit alle dem Reiche zuftehenden, 
nicht delegirten Rechte aufzäblte und zum Schluß jagte: alle anderen, d. h. 
die im Vorſtehenden nicht genannten Nechte der Staatägewalt übt der Kaiſer 
aus. Die Faſſung des Antrages 8 dagegen eriwedt durch VBoranjtellung des 
Sapes „Der Kaiſer übt die Staatsgewalt . . . . .. aus“ zunächſt den An— 
ſchein, als ob dem Kaiſer die volle Staatsgewalt zuſtände, während die 
weitere Lektüre des Textes zeigt, daß ihm thatſächlich gewiſſe Rechte der Staats— 
gewalt ausdrücklich nicht übertragen, ſondern dem Reich belaſſen find Es iſt 
der Antrag 3 alſo zwar eine formelle Abänderung, aber keineswegs eine jolche, 
welche eine Verbeſſerung des Gejegestertes erzielt, wie fie unfere Klaſſe 2 der 
Eintheilung der Anträge vorfiebt, jondern vielmehr eine folche, welche zur Un- 
Harbeit und Ungenanigfeit des Gefepestertes geführt hat. Diefe unferes Er: 
achtens Schlechte Redaktion des S 3, welche von der Kommiſſion mit 19 gegen 
3 Stimmen bejchlojjen worden iſt“), war die Urjache und Veranlafjung der 
unſerer Anficht nach irrigen Interpretation, welche der S 3 und das ganze 
Bereinigungsgefeg in der jtaatsrechtlichen Yıteratur gefunden haben. 

Ob in der Kommilfion jelbjt durch diefe unglüdliche Faſſung ſchon Miß— 
veritändnijje entitanden find, wiljen wir nicht. Der Bericht jchweigt darüber. 
Er erwähnt nur noch die forrefte Anficht des Staatsminifters Delbrüd?) über 
dieſen Antrag: 

„Der Präfident des Bundeskanzleramts erflärt ſich dahin, daß er 
in der beantragten Umitellung feine fachliche Aenderung erblicke.“ — 

Am 20. Mai begannen die Berathungen der Vorlage im Plenum in 
zweiter Leſung. Nach Erledigung des Kommiſſionsreferats ergriff zunächit der 
Abgeordnete von Treitjchke das Wort. Aug feiner Rede heben wir folgenden 
Paſſus hervor‘ ): 

„Die Monarchie aber, die Failerliche Gewalt, die der Reichstag 
dort im Elſaß jchaffen joll, fie joll auch alle die unveräußerlichen 
Rechte der Monarchie bejigen, und zu Diejen rechne ich zum Mindeſten 
das Eine, daß in dem monarchiichen Staate nichts geicheben darf 
gegen den ausgejprochenen Willen des Monarchen.“ 
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Wir glauben nicht, dab der Hiftorifer von Treitſchke, deſſen ganze 
Ausführungen Lediglich hiſtoriſcher und politischer Natur waren, mit diejem 
Satze jtaatsrechtliche Grundjäge entwideln wollte. Auch Leoni jcheint dies 
nicht darin gefunden zu haben, jonjt hätte er gewiß dieſe Redewendung zu 
Gunſten feiner Theorie verwerthet. Aber auch, wenn wirklich Treitichfe dies 
beabfichtigt hätte, jo wäre dennoch damit gar nichts bemwiejen. Denn jene 
Worte enthalten nur einen energisch ausgejprochenen Wunjch ohne jegliche Be: 
gründung in Hinblid auf den vorliegenden Entwurf. Daß zu den Nechten 
eines Monarchen in erjter Linie ein Veto in dev Gejeßgebung gehört, wird 
Niemand bejtreiten. Daß aber der Kaijer in Elſaß-Lothringen ein jolcher 
Monarch ijt, dafür iſt uns von Treitichfe den Beweis jcyuldig geblieben 

Im Berlauf der Debatte find die präzijen Aeußerungen des Abgeordneten 
Wagener intereflant und erwähnenswerth.) Derjelbe bezeichnet die Durch den 
Antrag 8 geichaffene Menderung ganz richtig als eine „VBerdunfelung“ des 
ganzen Verhältniijes; dennoch verjagt er dem Amendement feine Zuftimmung 
nicht, da eben eine materielle Menderung darin nicht enthalten jei. Wie in 
der Kommilfion, jo präzifirte auch im Reichstag der Präfident des Reichs— 
fanzleramt3 den Standpunkt der Negierung dahin,“) daß er in der Umijtellung 
„der Alineas im $ 3 auch heute noch und, nachdem er Zeit gehabt, ſich die 
Umftellungen mit ihren SKonjequenzen näher zu überlegen, feine fachlichen 
Henderungen enthalten finde." Die dem Kaifer auch nach der Berathung der 
Kommiljion zuftehenden Nechte der Staatsgewalt werden von Delbrüd 
folgendermaßen formulirt: 

„Die Stellung des Kaiſers endlich ift dahin — und zwar ſowohl 
in der Borlage der Negierungen, wie, ich wiederhole e3, in der Bor: 
lage der Kommiſſion — präzifirt, daß der Kaiſer die nicht zur 
Gejeggebung gehörigen Rechte, als Kaifer, in Elſaß-Loth— 
ringen ausübt.” 

Diejen Ausführungen des Negierungsvertreters ſchloß ſich im Wefentlichen 
in unjerer Frage der Abgeordnete Lasker au, nur findet fich in feiner Rede 
ein jehr merfwiürdiger Balius.’) Gr jagt nämlich: 

„Was die faiferliche Diktatur anbelangt, jo iſt es gleichgültig, 
wie der Kaiſer dieſe innerlich auffaſſe, ob er ſich jage, Ich übe dieje 
Gewalt im Namen oder in Vollmacht des Bundesrathes aus‘ oder 
ob er jich jage Ich übe fie im eigenen Namen aus‘. 

Es iſt ganz unverjtändlich, wie diefer hervorragende Parlamentarier den 
zwar praftiich wenig in's Auge jpringenden, in der Theorie des Staatsrechtes 
aber wichtigen Unterjchied zwijchen einer übertragenen Gewalt und einer Gewalt 
fraft eigenen Nechtes für jo unbedeutend halten Eonnte. 

Bon den folgenden Nednern hat nur noch der Abgeordnete Roemer‘) die 
Frage der Staatögewalt behandelt. Er hat korrekt unterjchieden, daß „Recht 
der Staatögewalt“ und „Ausübung der Staatsgewalt” zwei verjchiedene 
Dinge feien. Dagegen beftreitet er die aanz einfache Folgerung diejes Unter: 
Ichiedes, daß dem Kaijer die Ausübung der Staatsgewalt wieder werde entzogen 
werden fünnen. Diejen logischen Fehler in den Ausführungen des Abgeordneten 
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Römer hat Seydel!) treffend widerlegt durch die Anführung des Kardinal: 
jages des Staatärechtes, daß ein durch Geſetz geichaftenes Necht auch durch 
Geſetz wieder bejeitigt werden könne. 

Die zweite Berathung des Entwurfes wurde geichlojien, ohne daß über 
die Staatsgewalt noch weiter disfutirt wurde. In der dritten Leſung wurde 
der Enttvurf wiederum in die Kommiſſion geſchickt und Schließlich im Plenum 
am 3. Juni erledigt, das Geſetz jelbit umter dem Datum des 9 Juni am 
14. Juni im „Reichsgeſetzblatt“ veröffentlicht. — Bezüglich der Staatägewalt 
und der Gejeggebung wurde der Entwurf in der Form Gejeß, wie ihn die 
erite Kommiſſion feſtgeſtellt oder, richtiger gejagt, verichlechtert hatte. 

Aus der Entitehungsgeichichte des Gejeges geht jomit hervor, daß der 
Ville des Geſetzgebers, wie er fich im Negierungsentwurf, in dem materiell 
im Wejentlichen übereinjtimmenden Kommiljionsentwurf, in den Erklärungen 
der Regierungs- und Volksvertreter fundgibt, entiprechend dem logiſchen Sinn 
des Geſetzes jelbit, ſich zuſammenfaſſen läßt in dem Rechtsjag: 

Der Kaiſer übt mit Einführung der Reichsverfaſſung 
die ihm delegirte Staatsgewalt in Elſaß-Lothringen 
aus mit Ausnahme der Rechte der Gejeggebung und 
Berfajiungsftompetenz,?) weldhe dem Reich verblieben 
jind. 

$ 3. 


Interpretation des Gefebestertes. 


Eine Beitimmung des Gefeßestertes des S3 a. a.D. haben wir, Hand 
in Hand mit der Beiprechung der Entjtehung des Entwurfes, jchon einer Inter— 
pretation unterivorfen, indem wir fejtgeitellt haben, welchen Sinn die Worte 
„die Staatägewalt des Kaiſers“ im Zuſammenhang des S 3 des Gejeges haben. 
Es erübrigt noch an diejer Stelle zu unterfuchen, welche Bedeutung dem Worte 
„ausüben“ im Gejege beizulegen ift, was vielleicht zur Beleuchtung der Lehre 
von der Staatögewalt?) in Eljaß-Lothringen beiträgt. 

Im gewöhnlichen Sprachgebraudy bedeutet das Wort „ausüben“ joviel 
wie bethätigen, eine Thätigkeit vollziehen, eine Handlung begehen. In der 
Jurisprudenz ift das Objekt jolcher Bethätigung nicht jedes Thun, jondern 
gewöhnlich ein Recht, eine Befugniß. Diejes Necht, welches man bethätigt, 
indem man die in demjelben abjtraft enthaltene Befugniß durch konkrete Hand» 
lungen vermwirflicht, kann nun von verjchiedener Herkunft fein: 1. einmal fann 
der Bethätigende infolge jeiner ihm jubjektiv zufommenden Stellung im Rechts: 
verkehr Eraft feiner Perſönlichkeit ein für allemal berechtigt fein, dieſe Befugniß 
zu bethätigen, oder 2. es ijt aber auch möglich, daß dem einen im Rechts— 
verkehr diefe Befugniß zukömmt, daß aber diefer die Bethätigung der Befugniß 
aus einem oder dem anderen Grunde auf einen Dritten überträgt. 

Beidemal ift es diefelbe Perſon, welche die Befugniß bethätigt, „ste aus: 
übt“, nur mit dem Unterjchiede, daß im einen Falle der Bethätigende auch das 
Recht der immerwährenden Bethätigung befigt, während im anderen Falle 


a. a. O. S. 95. 


»Mit dieſem Ausdruck wollen wir die Zuſtändigkeit zur Regelung und Aenderung 
der Veriaſſung von Elſaß-Lothringen bezeichnen. 

’ Die einzelnen Beſtimmungen des Vereinigungsgeſeßes im S 3 über die Art der 
Ausübung der Geſetzgebung vor und nach Einführung der Reichsverfaſſung werden im 
2. Abichnitt interpretirt. 


” 


258 E. Mayer: Staatsgewalt und Gefeggebung in Eliah-Lothringen. 


ihm nur die Bethätigung durch einen anderen, den Inhaber des Rechtes, vor: 
übergebend gejtattet iſt. Wie fomit klar iſt, bezeichnet das Wort „bethätigen“ 
(alſo auch „ausüben“) nur, daß Jemand eine abjtrafte Befugniß praftiich ver: 
wirflicht, dagegen gibt diefes Wort gar feinen Auffchluß darüber, ob der 
die Thätigkeit Ansübende auch das immerwährende Necht der Ausübung befigt, 
oder ob ihm die Ausübung dieſes Rechtes nur vorübergehend von einem 
anderen übertragen ijt. 

Auch die deutichen Staatsgrundgefeße liefern einen Beweis dafür, daß das 
Wort „ausüben“ im ftaatsrechtlichen Spracdhgebrauh in jenem Sinne ver: 
wandt wird. 

Die Verfafjung des Deutjchen Neiches vom 28. März 1849 jagt im 
Artikel 73°): 

„Der Kaifer übt die ihm übertragene Gewalt durch verantiwort: 
lihe Miniſter aus.“ 

Die Verfaſſungen von Württemberg ?), Sachen’) und Heflen*) definiren 
die Rechtsitellung des Monarchen folgendermaßen: 

„Der König (Großherzog) iſt das Haupt (Fonveräne Oberhaupt) 
des Staates, vereinigt in jich alle Nechte der Staatsgewalt und übt 
fie umter den durch die Berfallung Heſſen: von ihm gegebenen, in 
diejer Berfaflungsurfunde) feitgejegten Bejtimmungen aus.” 

Dieje Berfafjungsartifel ’) beweiſen durch ihre Faſſung deutlich, Daß das 
„Ausüben“ eines Nechtes und die „Innehabung“ eines Nechtes verichiedene 
Dinge find, jonit wäre der in den Verfaſſungen gewählte Zuſatz „und übt 
ME. aus“ ohne jeden Zwed und ohne Bedeutung. Andererfeits it 
nicht anzunehmen, daß in jo wichtigen, grundlegenden Urkunden Worte gebrauct 
werden, welche nicht unbedingt zur Bräzifirung und Abgrenzung der gegebenen 
Begriffe nöthig find. 

Am beiten aber wird der Gegenſatz zwiichen „Ausüben“ und „Innehaben“ 
durch die Beitimmungen der einzelnen Berfaflungen über die „Negentichaft“ 
beleuchtet. So jagt die Preußische Verfaſſungsurkunde "): 

„Der Negent übt die dem Könige zuftehende Gewalt in dejien 
Namen aus." 

Noch charakteriftiicher ift der Wortlaut der Württembergiichen ') und 
Sächſiſchen“) Berfafjung: 

„Der Reichs- Regierungs-) verwejer übt die Staatögewalt in dem 
Umfange, wie fie dem Könige zufteht, im Namen des Königs (Sacien: 
unter deſſen Namen) verfafiungsmäßig aus.“ 

Während alfo im Normalfalle der Monarch die Staatsgewalt nicht nur 
zu eigenem echte — gemäß der Verfafjung — inne bat, jondern fie auch 
thatfächlich ausübt, theilt jich dies für den Fall der Negentichaft: Hier ift der 

’) Abgedrudt bei Binding, Deutiche Staatsgrundgeiege, Heft II S. 15. 

) B.ll. vom 25. September 1819, 5 4. 

) 9-1. vom 4. September 1831, 8 4. 

B.U. vom 17. Dezember 1820, A. 4 

°) Fine ähnliche Bedeutung bat das Wort „ausüben“ auch in den Art. 62, 36 der 
Preuß. V-1l. und in den Art. 2, 35 und 52 der Neichsverfaiiung. 

°%, 9-1. vom 31. Januar 1850, Art. 58. 
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Monarch nur Inhaber der Staatsgewalt, während der Regent diejelbe that— 
ſächlich ausübt.') 

Wendet man die jo gewonnenen Regeln auf das Gejeg vom 9. Juni 
1871 an, jo gelangt man zu folgender Ueberlegung: Aus dem Wortlaute des 
$3 „die Staatsgewalt übt der Kaifer aus“ kann man nur fchließen, daß der 
Kaiſer die (mäher bezeichneten) Rechte der Staatsgewalt wirklich bethätigen 
jell: daß ihm dieſe Rechte als eigene zuftehen follen, läßt fich daraus nicht 
entnehmen amd iſt auch aus feiner ſonſtigen Beitimmung des Geſetzes zu 
folgern. Ueber die „Innehabung” der Staatsgewalt in Elfaß-Lothringen ift 
in diefem Gejege überhaupt nichts gejagt, jomit auch feine Veränderung in 
diefer Beziehung herbeigeführt. Folglich müſſen wir annehmen, daß die 
Staatsgewalt als ſubjektives Recht troß dieſes Gejeges unverändert weiter 
Demjenigen zu eigenem Rechte zufteht, dem fie auch vor dem Geſetze zuftand, 
alſo dem Reiche. 

Durch das Bereinigungsgeieg iſt alfo für Elaß-Lothringen ein theilweiſe 
analoger Zuftand geichaffen worden, wie für eine Monarchie in dem oben 
geichilderten Falle der Negentichaft: Recht und Ausübung der Staatögewalt 
ind nicht, wie im Normalfalle, in einer Hand vereinigt, jondern vertheilt auf 
zwei Rechtsſubjekte Wie bei der Negentichaft der Inhaber der Staatägewalt 
regierungsunfähig ift und deßhalb die Ausübung derjelben kraft der Verfaſſung 
einem Anderen zufällt, jo ift bier der Inhaber der Staatsgewalt — das Reich 
— nicht gewillt, in der gewöhnlichen Weije ſelbſt die Regierung auszuüben, 
und bat die Ausübung derjelben, wie wir gejeben haben, zum Theil einem 
anderen, dem Kaiſer, mittel® Gejeges verliehen. Wie für den Regenten die 
Verfafjung die Grundlage feiner Befugniß bildet, fo ift für den Kaiſer der im 
Reichsgeſetz ausgejprochene Wille des Neiches dic Duelle feines Rechtes. Die 
Ausübung der Staatögewalt des Negenten ift ſomit abhängig von den Be: 
ftimmungen der Berfaitung, ihre Dauer durch fie firirt. Die Ausübung der 
Staatägewalt des Kaifers in Eljaß-Lothringen ift abhängig von dem Willen 
des Neiches, ihre Dauer allein durch den Willen des Reiches beftimmt. 

Dur alle Regierungshandlungen des Kaiſers in Eljaß-Lothringen wird 
daher nur der Wille des Neiches kundgegeben. Diejer Gedanke kann nicht 
bejier ausgedrüdt werden, als durch die dem Art. 17 der Neichsverfaflung 
entiprechende Formel: 

Der Kaifer übt die Staatsgewalt in Elſaß-Loth— 
ringen, jomweit jie ihm delegirt ijt, aus 
„ım Namen des Neiches."?). 
84. 
Kritik der Leoni'ſchen Anſicht. 

Das Reſultat unſerer Unterſuchung weicht zunächſt von allen den Schrift: 
ftellern ab, welche annehmen, daß der Kaiſer die volle Staatögewalt in 
Eljaß-Lothringen ausübe; fie find zumeift durch die aus dem Kommiſſions— 


'; Der Gegeniab zwiichen Ausübung und Innehabung findet im Privatrechte eine 
gewiſſe Analogie. Der Innehabung eines öffentlichen Nechts entipricht das Eigenthumsrecht 
an einer Sache, der Ausübung entipricht der Beſiß. Aus dem bloßen Beſitze, wie aus der 
Ausübung allein ift nicht erfichtlich, wer Eigenthümer der Sache, beziehungsmweiie Inhaber 
des Rechtes iſt 

” Leider hat die Kommiſſion dieſe prägnanten Worte „im Namen des Neiches“ aus 
dem Entwurf geftrichen ; fiehe darüber auch Seydel, itaatsrechtliche und politiiche Abhand— 
lungen S. 71: „Der Zuſaß hätte die Wahrheit ausgedrüdt!” — 
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antrag 8 entſtandene Faſſung des Geſetzes zu ihrer irrigen Anſicht gelangt. 
Einer beſonderen Widerlegung derſelben bedarf es nicht. 

Prinzipiell ſind wir aber zu einer Verwerfung der Leoni'ſchen Anſicht 
veranlaßt. Leoni!) ſucht ſeine oben?) geſchilderte Anſicht durch folgenden 
Gedankengang zu beweiſen. Er ſagt: 

1. Die Staatsgewalt über Elſaß-Lothringen iſt virtuell von der Reichs— 

gewalt unterjchieden. 

2. Dem Kaiſer iſt mit der Staatsgewalt auch die gejeggebende Gewalt 
übertragen, jo daß alle in der Landesſtaatsgewalt begründeten Hoheits— 
rechte in jeiner Hand vereinigt find. 

3. Folglich iſt Eljaß-Lothringen ein Staatswejen und der Kaijer reiche: 
gejeglich zum Herrſcher über das Land eingefegt. 

Gegen die Schlußfolgerung wäre nichts einzuwenden, wenn die Boraus- 

fegungen richtig wären. 

Die Unrichtigfeit der erften Vorausjegung (1) haben wir jchon oben ?, 
nachzuweiſen verjucht, indem wir zu dem Schluß gelangten, daß die Reiche: 
gewalt und die Staatsgewalt in Eljaß:Lothringen identiich find und von einer 
Trennung derjelben nicht geiprochen werden fan. An diefem jchon jeit dem 
Friedensvertrag beftehenden Nechtszuftande bat auch das Vereinigungsgefeg 
durch Feine einzige Bejtimmung eine Veränderung hervorgerufen. — Auch die 
weitere VBorausjegung Leoni's (2) ftimmt nicht überein mit dem Nefultate, 
welches uns die Entwiclungsgeichichte des Geſetzes geliejert hat, daß nämlich 
die dem Kaifer delegirte Staatögewalt nicht eine volle ift, jondern daß ihm 
Gejepgebung und Verfaſſungskompetenz vom Neich ausdrüdlich nicht über: 
tragen find. Auch die Argumentation Leoni's vermag ung nicht zu überzeugen. 
Auf die Entjtehungsgeichichte des Gejeges eingehend, betont er,‘) der $ 3 des 
Negierungsentwurfes hätte die faljche Vermuthung auffommen laſſen fünnen, 
als jei „der Kaijer nur als höchites Organ der Landesverwaltung eingejegt 
worden, und als feien ihm nur vorübergehend bis zur Einführung der Reichs— 
verfaflung auch gefeßgeberiiche — übertragen worden“. Dann beſpricht 
er die Aenderung, welche die Kommiſſion an dem Entwurf vorgenommen hat. 
Er jagt, es ſei zwar von mehreren Rednern betont worden, „daß Durch die 
Umjtellung nichts geändert werde“, aber es jei doch wiederholt hervorgehoben 
worden, „daß die Umjtellung zu dem Zwecke gejchehen jei, um deutlich und 
bejtimmt hervortreten zu lajjen, dal dem Kaifer die Gejammtheit der Staats- 
gewalt zujtehe*. 

Demgegenüber ift mit Nücjicht auf unfere früheren Ausführungen Folgendes 
klarzuſtellen: 

Der Regierungsentwurf war in ſeiner Faſſung ganz und gar nicht zwei— 
deutig und es konnte und kann demſelben nichts anderes entnommen werden, 
als daß die Gejeßgebungsgewalt nicht dem Kaiſer übertragen worden ijt. 
Was die unzwecdmäßige Aenderung der Kommilfion an dem $ 3 des Entwurfes 
anbetrifft, jo haben nicht nur „mehrere Redner” betont, daß die Umitellung 
feine materielle Menderung enthalte, jondern es haben fich jämmtliche Reduer, 
allen voran der Regierungsvertreter, dahin geäußert, daß fie in dem Amendement 
feine Aenderung erblicten und nur mit diefer Begründung überhaupt dem An— 
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trage 8 zugeftimmt. Auch konnte der Abänderungsvorichlag nicht, wie Yeoni 
meint, bezweden, die Thatjache zu präzifiren, daß dem Kaiſer die Gejammtheit 
der Staatsgewalt zuftehe. Denn es iſt unmöglich, daß eine Wortfompojition 
eine Thatjache hervorzuheben im Stande ift, welche dem Sinne und der Be: 
deutung der Worte, wie wir nachzuweiſen verjuchten, direft widerjpricht. 
Leoni gebt dann auf die Berathungen des Gejeges vom 2. Mai 1877 
über und glaubt, die „richtige“ Auffaſſung gelange dafelbjt zum Ausdrud. Er 
beihränft fich in jeiner Beweisführung darauf, mitteljt zweier Zitate die 
Richtigkeit jeiner Argumentation nachzumweifen '), Er berichtet, daß gegenüber 
einer irrigen Auffaflung des Abgeordneten von Schorlemer der Abgeordnete 
Haenel und mit diefem materiell übereinjtimmend der Regierungskommiſſar 
fonftatirt hätten, daß „an dem VBetorechte des Kaiſers in der Yandesgejeggebung 
Eliaß-Lothringens nicht das Mindeſte geändert werde“. Mit diefem einen 
Zitate in Verbindung mit feinen obigen Ausführungen will Leoni bemeifen, 
der Kaiſer befige die Staatsgewalt, einfchließlich des Gejeßgebungsrechtes. 
Diefe ganzen Berathungen hat Yeoni mißverftanden. Obwohl wir im 
jpäteren Zujammenhang das Gejeg von 1877 noch erörtern werden ?), muß in 
Viderlegung der Keoni’schen Anficht hier kurz auf dasjelbe eingegangen werden. 
Bekanntlich beitimmte das Gejeg von 1877 im $ 1, daß „Landesgejeße 
für Elfaß-Lothringen vom Kaiſer erlajjen werden, wenn der... . .. Landes: 
ausihuß Ddenjelben zugejtimmt hat“, während es im $ 2 den Weg der Reichs: 
geieggebung vorbehält. Der Abgeordnete von Schorlemer-Alft") hatte nun 
allerdings fälſchlich aus dem Wortlaut „erlajlen werden“ gejchlojien, der 
Kaifer müſſe, wenn Bundesrath und Landesausichuß zugejtimmt hätten, ein 
Geſetz erlaſſen, er hätte aljo für den Fall des $ 1 des Gejeges fein Veto, wie er 
es proviforiich für den Fall des $ 3, Abjah- 2 des Geſetzes von 1871 gehabt 
batte. Demgegenüber fonftatirte nım der Abgeordnete Haenel *) mit Recht, daß 
dies nicht der Fall jei, jondern daß Zwed und Sinn des neuen Geſetzes ſei, 
dem Kaiſer für dieſen jpeziellen Fall das Sanctionsrecht zu gewähren. Das 
Beto, von welchem in diefem Zufammenhang die Rede ijt, it lediglich ein 
Veto, welches der $ 3, Abſ. 1 des Gejeges von 1871 dem Kaijer proviſoriſch 
jugebilligt bat, ein Veto, wie es weiter nur für den Fall des $ 1 des Gejehes 
von 1877 exiſtirt, ohme jegliche generelle Ausdehnung, alſo feineswegs ein 
abjolutes, uneingejchränftes Veto, welches ein definitives ———— in 
ſich birgt. Mit anderen Worten: Es handelte ſich bei dieſer Debatte um 
einen ganz beſtimmten Punkt, um ein jus singulare, das bei der prinzipiellen 
Zujtändigfeitsfrage nicht ausschlaggebend ijt. Es hat dem Abgeordneten Haenel 
aber nichts ferner gelegen, als mit diefen Worten zu jagen, daß dem Kaijer 
— von diefem Sonderfall abgefehen — ein Vetorecht in Elſaß-Lothringen 
zuſtände. Die Unrichtigkeit der Schlüſſe, welche Leoni aus diefen Worten 
zieht, zeigt aber Far und deutlich die von ihm felbjt angezogene Erklärung 
des Regierungskommiſſars, des Unterftaatsjefretärs im Reichskanzleramt für 
Eljaß-Lothringen Herzog, welcher ausführte: °) 
„sch Halte es indejjen für geboten, ..... zunächſt zu Eonftatiren, 
daß auch die Regierung eine Veränderung in den Rechten des Kaiſers, als 
Na. a. O. S. 5 a. E. u. ©. 
2) Siehe unten ©. 271. 
’) Stenogr. Bericht 1877, 3. Leg.-Periode, 1. Seſſion, Bd. 1, S. 258. 
* Stenogr. Bericht, a. a. D. ©. 261. 
’) Stenogr. Bericht, a. a. O. S. 270. 


* 
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Trägers der Staatögewalt in Elſaß-Lothringen, wie fie durch das Geſetz 
von 9. Juni 1871 fejtgejtellt worden find, durch dieje Vorlage nicht erfeunt“. 
Auch durch das Geſetz vom 2. Mai 1877 it alſo an den bisherigen 
Beitimmungen über die Staatsgewalt in Elſaß-Lothriugen nichts geändert 
worden und es ijt in den Verbandlungen des Gejeges nichts zu Tage getreten, 
was für die Leoni'ſche Anficht Ipricht. 

Leoni behauptet weiter unter der Nubrif „die rechtliche Stellung des 
Kaijers“ '), die Thatjache, daß das Necht des Kaijers ein abgeleitetes jei, daß 
jeine Staatögewalt nicht in feiner Berjon, fondern im Reich wurzele, jchließe 
nicht aus, daß der Kaijer ald Landesherr zu betrachten jei. Auch die Monarchen 
der einzelmen deutſchen Bundesjtaaten ſeien dem eich dadurch untergeordnet, 
daß die Neichsgewalt jelbitändig ihre Zuftändigfeit erweitern könne. Trotz der 
Unterwerfung unter eine andere Gewalt jei eine Yandeshoheit denkbar, „jo lange 
dur die Unterwerfung die Entfaltung eines bejonderen jtaatlichen Willens 
nicht verhindert wird.“ 

Soweit diefe Ausführungen Leoni's allgemein ftaatsrechtlicher Natur 
find, fünnen wir fie nur vollfommen billigen. Ganz gewiß muß man vom 
Standpunkte der Bundesjtaatstheorie aus jagen, daß die Unabhängigkeit (Sou- 
veränetät) fein unbedingtes Erforderniß eines jelbjtändigen Staatsweſens iſt. 


Aber Leoni unterichäßt den Gegenſatz zwiichen eigenem und abgeleitetem 
Recht. Wäre der Kaifer zum Landesherrn von Eljaß-Lothringen wirklich 
bejtellt — wie er es thatjächlidy nicht ift — jo würde ihn feine Abhängigkeit 
vom Neiche und der Neihsgewalt gar nicht hindern, Landesherr m Eljaß: 
Lothringen zu jein. Trotz der über ihm jtehenden Neichsgewalt übt der König 
von Sachſen in jeinem Lande als Landesherr königlich ſächſiſche Rechte, nicht 
aber Neichsrechte aus, und ebenjo die übrigen Monarchen. Was aber der 
Kaiſer in Elfaß-Lothringen ausübt, das it die Staatögewalt des Reiches, 
nicht eine eljaßslothringiiche;*) denn eine jolche, getrennt von derjenigen des 
Reiches, iſt nicht Eonftitwirt. Umd eben dadurch, daß dem Kaiſer die Aus: 
übung der Staatsgewalt vom Neid übertragen wurde, dadurch, daß dieſe 
Staatsgewalt nur eine vom Reich abgeleitete iſt, iſt der Kaiſer nicht zum 
Subjekt, ſondern nur zum „Träger“ gemacht worden, er iſt ebenſowenig Landes— 
berr, wie ein Negent „Yandesherr” ift. Der Grund alſo, weshalb der Kaiſer 
nicht die Yandeshoheit in Eljaß-Lothringen befigt, iſt nicht in feiner Abhängig: 
feit von der Reichsgewalt allein zu juchen, wie Yeoni meint, fondern in Dem 
Mangel eines beſonders fonftituirten ftaatlihen Willens in Eljaß- 
Lothringen. Daß ein jolcher im Reichsland erijtirt, hat Leoni nicht nach 
gewieſen; auch durch das Vereinigungsgejeg ift, wie wir gezeigt haben, ein 
derartiger Wille nicht geichaffen worden °) 





Na. a. O. S 48 

Bezeichnend dafür iſt der Wortlaut des Vereinigungsgeſetzes „Die Staatsgewalt in 
Elſaß und Lothringen.,“ Es beißt nicht die ellah-lothringiiche Staatsgewalt, auch nicht die 
Staatsgewalt von Elſaß und Lothringen; die beiden letzten Ausdrüde hätten auf eine 
felbitändige „eljaß=lotbringiiche Staatsgewalt” ſchließen laſſen. 

In dieſem Zuſammenhang bemerkt Yeoni 5. 48 auch, irreführend jei die Be 
bauptung einer Reichsgerichtsenticheidung, daß dem Nailer die Staatsgemwalt „als Organ 
des Reiches“ zuitebe. Denn die Cigenichaft des Kaiſers als Organ Des Reiches ſei nur 
beitimmend geweien, ihm die Staatsgemwalt zu übertragen; eine Berechtigung da;ıı könne er 
aus jener Figenichaft nicht ableiten; das Reich hätte gerade jo qut jedem anderen Bundes— 
fürften dieſelbe übertragen tönnen. Damit jcheint uns Yeoni den Wortlaut der Ent- 
ſcheidung mihveritanden zu haben. Es beißt nämlich Enticheidungen des Keichsgerichts in 
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Die ganze Beweisführung Leoni's zu Gunjten feiner Theorie von der 
Staatögemwalt leidet jomit, wie uns jcheint, vornehmlich an dem Fehler, daß 
er auf Grund einzelner, aug dem Zuſammenhang geriljener Zitate jein Urtheil 
gefällt hat; eine gründliche Erforichung des Berathungsmateriald hätte ihn 
zweifellos zu anderen Nejultaten geführt. Zudem hat er vielfach fich verleiten 
latjen, jenen Aeußerungen einzelner Abgeordneten zu viel Gewicht beizulegen. 
Gewiß jind Die Beratbungen eines Gejeges werthvolles Material für die Er: 
terihung des Willens des Gejeggebers und infofern haben auch wir fie zu 
benugen verfucht. Aber — fie find es nicht ausfchließlid und unbedingt. ') 
In eriter Linie gilt es, zu erforjchen, nicht, was ein einzelner Abgeordneter 
ım Auge bat und herauslieft, jondern vielmehr was in Wahrheit nach ſtaats— 
rechtlicher und logischer Interpretation Sinn der Geſetzesſtelle ijt. Allerdings 
bedarf es ja bei dem, wie wir zu zeigen glaubten, nicht ſehr glüdlich redigirten 
Terte des Bereinigungsgejeges einiger Vorficht, um zu erkennen, was das 
Geſetz in Wirklichkeit bezwedt, und die Reichstagskommiſſion ift Schuld daran, 
wenn Yeoni S. 47 argumentirt: „Der Kaiſer übt, wie e8 im 8 3 des 
Geieges vom 9. Juni 1871 gejagt ift, die Staatsgewalt, aljo die 
ganze Staatsgewalt aus.” Folglich ſei er en Monarch! 

Wir fommen jomit zum Reſultate, daß die Leoni'ſche Anficht weder 
durh Motive und Parlamentsverhandlungen bejtätigt wird, noch dem nad) 
den Grundjägen der Logik aus dem Wortlaut abjtrahirten Sinne des Gejeges 
entipriht. Leoni's Theie, dem Kaiſer jei durch das Vereinigungsgejeg die 
ganze Staatögewalt in Elſaß-Lothringen als Herrjcher übertragen worden, ijt 
hienach unrichtig aus folgenden Gründen: 

1. Der Kaifer bejigt nicht die gefammte Staatögewalt, fondern nur einen 
Theil derfelben, nämlich die Staatsgewalt außer der Gefepgebung. Ein Träger 
mr einzelner Rechte der Staatögewalt ijt aber niemals Monarch. 

2. Der Kaijer befigt die Staatögewalt, auch wenn fie eine volle wäre, 
nicht zu eigenem Recht, Sondern es ift ihm nur die Ausübung derjelben über: 
tragen worden. Monarch ift aber nicht derjenige, welcher nur eine delegirte, 
fremde Staatsgewalt auzübt.?) 


85. 
Üefultat. 


Unfere Unterfuchung bat als Reſultat ergeben, daß durch das Gejeg vom 
9. Jum 1871 in Elfaß-Lothringen folgender Rechtszuſtand geichaffen iſt: 

l. Das Recht der Staatsgewalt als ſolches, als „eigenes Recht“, ſteht 
nah wie vor dem Weiche zu. 


Strafiaben Band X S. 313 f.: „Diele ihm vom Meiche übertragene Gewalt iteht dem 
Kaiier nicht in feiner Eigenſchaft als Bundesfürit, fondern als Organ” des Reiches zu.“ 
Dies bedeutet aber nicht, wie Leoni meint, der Kaiſer hat als Organ des Reiches, d- h. 
meil er Kaiſer ift, diele Gewalt erhalten, fondern das Neichsgericht will damit nur fons 
fatiren, daß die dem Kaiſer verliehene Befugnik eine von feinen bisherigen Nechten unab- 
hangige und neue iſt ımd dab er durch diefe Delegation wiederum zum Organe des 
Reihes gemacht it, d. h. Rechte des Reiches für dasjelbe ausübt. 

. 5 Siebe auch Sendel Komm. ©. 95: „Die Neichstagsverhandlungen find fein 
Geiegbuc ” 

*, Mit diefer Ablehnung der Leo ni'ſchen Lehre von einer in Elſaß-Lothringen für 
den Kaiſer fonitruirten jelbitändigen Staatsgewalt fällt auch im weientlichen deſſen Theſe 
von einem beionderen Staate, oder, wie er es nennt, von einem Staatsweien Elſaß-Loth— 
ringen; denn ohne Staatsgewalt iſt fein Staat denkbar. 
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11. Diefe Staatsgewalt des Reiches wird ausgeübt: 
1. theil8 unmittelbar von dem Neich jelbit, joweit es fih um Ver— 
fafjung, Gejeggebung und Gejeßgebungsfompetenz handelt; 
2. theil® mittelbar durch den Kaifer, welchem die übrigen Rechte der 
Staatgewalt zur Ausübung im Namen des Reiches delegirt find. 
In welcher Weife nun das Weich die Gejegebung in Elſaß-Lothringen 
ausübt, joll im nächjten Abjchnitte ausgeführt werden. 


Zweiter Abſchnitt: Die Geſetzgebung in Elſaß-Lothringen. 
S 6. 
Erfie Periode: Giltigkeitsdauer des Abfabes 2, 8 3 des Gefehes von 1871. 

So widtig, wie die jtaatsrechtliche Vereinigung von Elſaß-Lothringen 
mit dem Neid, war auch die Ermöglichung einer fojortigen Wirfjamfeit der 
Staatzfunftionen in dem neu erworbenen Neichsland. Es galt, den Rechts— 
zuftand, welchen die völferrechtliche Okkupation gejchaffen, möglichjt abzufürzen 
und an Stelle der diktaturartigen Normen des Völkerrechts die dem täglichen 
Berfehrsleben mehr angepaßten Beitimmungen des Staatsrechtes treten zu laſſen. 
Diejenige Funktion des Staates, welche die wichtigjte ift, — die Gejeggebung 
— mußte ind Leben gerufen, für fie mußte die Form gejchaffen werden. 

Der Gejeggebungsweg wie er in der Neichöverfajjung vorgezeichnet it, 
fonnte nicht ohne weiteres in Eljaß-Lothringen maßgebend fein, denn die Reichs— 
verfafjung war ja noch nicht ſofort in Elſaß-Lothringen eingeführt worden. 
So war es denn eine zweite Aufgabe des Nereinigungsgejeßes, feitzuftellen, 
wie das Weich jeine Gejeggebungsgewalt im NReichsland ausüben wolle. Es 
lag auf der Hand, daß das Reich feine eigenen, jchon vorhandenen Organe 
zur Handhabung der Gejeßgebung berufen würde, und daß es in einem 
Momente, wo e3 galt, möglichit raſch eine Beitimmung zu treffen, keine neuen 
Drgane freiren würde; dies wurde der fpäteren Entwidlung überlajjen. 

Andererjeit3 wäre es das natürlichſte gemwejen, diefe Organe des Reiches 
bei der Gefeßgebung in Eljaß-Lothringen in Dderjelben Weile in Funktion 
treten zu lajjen, wie fie im eich an der Gejeßgebung betheiligt ſind. Mit 
anderen Worten: die Gejeggebungsform der Reichsverfaſſung durch das Ver— 
einigungsgejeg im Reichsland einzuführen. Dies ijt nicht gejchehen, vermuthlich, 
weil man dieje * für eine Zeit, wo die Geſetzgebungsmaſchine ſtark be— 
jchäftigt werden jollte, für zu umftändlich hielt. Die Gefeßgebung war für 
diefe Epoche vielmehr nach Abjag 2 (aud) 3) des 8 3 folgendermaßen geregelt: 

Der Kaifer ijt bei Ausübung der Gejeßgebung 1) im allgemeinen nur 
an die Zujtimmung des Bundesrathes; 2) bei Aufnahme von Anleihen oder 
fonftigen, die Reichskaſſe belaftenden Garantien für Elfaß-Lothringen auch noch 
an die —— des Reichsſstags gebunden. Auch dieſe Faſſung des Geſetzes 
iſt redaktionell verunglückt. Das wichtigſte Moment iſt möglichſt unſcheinbar 
berührt, wenn das Geſetz ſagt: „Der Kaiſer iſt bei Ausübung der Geſetzgebung 
an die Zuſtimmung . . . . .. gebunden.” Biel deutlicher u. E. hatte der 
erſte Negierungsentwurf den Zuſtand definirt mit den Worten: 

„Bis zum Eintritt der Wirkſamkeit der Reichsverfafjung wird für 
Eljaß und Lothringen das Recht der Gejeßgebung in feinem ganzen 
Umfange vom Kaiſer ausgeübt.“') 


©. „Annalen“ a. a. O. ©. 847. 
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Denn das Charafterijtiiche der für dieſe Epoche geltenden Gefeggebungs- 
form iſt nicht die Bindung des Kaiſers an Bundesrath und eventuell Reichs— 
tag, Jondern der Umjtand, daß der Kaiſer es ift, welcher in diefer Zeit die 
Gejetgebung in EljaßsLothringen für das Weich ausübt, welcher aljo vom 
Keich für diefe Zeit zu dem wichtigen Berufe des Geſetzgebers beftellt iſt. 
Formell ftaatsrechtlih hat alio das Neich die Ausübung des Gejeggebungs- 
rechtes für dieſe Epoche dem Kaifer delegirt. Der Kaifer war für dieje Zeit 
jomit mit einem Negierungsrechte ausgeftattet, wie es fonft nur einem Landes— 
berrn in feinem Staate zuftand: er war — im Gegenjaß zu feiner Stellung 
im Reiche — ein gejeggebender Faktor im Neichsland und noch dazu, wie der 
Wortlaut des Gejeges klar ergibt, der fanktionirende. Xaband!) leitet dieje 
Delegation vom Reich an den Kaifer auch noch aus Abſatz 1 des S 3 ab. 
Er jagt nämlich, da der Kaiſer die Staatsgewalt ausübe und die Gejeggebung 
nicht3 anderes als Bethätigung der Staatsgewalt jei, jo ftehe dem Kaijer die 
Ausübung der Gejeßgebung zu. Wir halten dieſe Deduftion, bejonders bei 
dem verfänglichen Wortlaut des Gejeges, für nicht ganz forreft. Bei näherer 
Unterfuchung ergibt fich nämlich, daß der Kaifer auch nicht in diefem Zeitraum 
die volle Staatögewalt in Eljaß:Lothringen ausübt. Zwar übt er in Ddiejer 
Epoche neben den anderen Rechten der Staatsgewalt auch das der Gejeggebung 
aus, und es iſt flar, dab dieſe Gejeßgebung die Gebiete der Reiche: und 
Zandesgejeggebung umfaßt, wie dies auch die Motive unter IV?) richtig hervor: 
beben. Was ihm aber auch in diefer Periode fehlt, das iſt die Ausübung 
der Berfafjungs-Kompetenz. Dieje wird nach wie vor auch vom Reiche 
ausgeübt. Denn es ijt mit feinem Worte im Gejeß von 1871 gejagt, daß 
der Kaijer darüber zu bejtimmen habe; folglich hat ſich das Reich diejelbe 
vorbehalten. Es kann fomit jederzeit das Weich, und nicht der Kaiſer, ver: 
tafjungsrechtliche Bejtimmungen über Elfaß-Lothringen erlaſſen und jolche, die 
Ihon erlajjen find, abändern. Diejer Grundfag hat feine praftiiche Verwirk— 
lichung gefunden im Reichsgeſetz vom 20. Juni 1872.) Mit diefem ift der 
im Bereinigungsgejeg feitgejegte Termin für die Wirkſamkeit der Reichsverfaſſung 
in Eljaß-Lothringen abgeändert worden und damit die dem Kaiſer delegirte 
Gejeggebungsbefugniß um 1 Jahr, bis zum 1. Januar 1874, vom Reich ver: 
längert worden.) Ebenjogut wäre e8 möglich gewejen, die dem Kaiſer über: 
tragene Gejeßgebungsbefugniß zu verkürzen und durch Reichsgeſetz auch wieder 
zurüdzuziehen. Nicht minder hätte das Weich in diefem Zeitraum bejtimmen 
fönnen, daß fortan bis zur Einführung der Neichsverfafjung nicht mehr der 
Kaifer, Sondern z. B. der Bundesrath die Geſetzgebung ausübe Wäre Die 
Laband'ſche Anficht richtig, dann hätte der Kaifer mit Zuftimmung des 
Bundesrathes das Gejet vom 20. Juni 1872 erlajjen müfjen, er wäre alfo 
imftande gemwejen, feine Gejeggebungsbefugniß beliebig lange auszudehnen. 

Wer alſo wie der Kaijer zwar verjchiedene Rechte der Staatsgewalt — 
darınter das wichtige der Gejeggebung —, diefe aber nur für eine vom Reich 
feitgefegte, von demjelben jederzeit abänderbare Reihe von Jahren auszuüben 
berechtigt ift, jomit alfo durch die Gejeßgebungsfompetenz eines anderen be— 
Ihränft iſt, von dem fann man nicht kurzweg jagen, daß er die volle Staats: 


N I, ©. 721. 
2 Annalen“ a. a. O. ©. 847. 
2) Es braucht faum erwähnt zu werden, daß dieſes Geſetz gemäß Art. 5 der R.-B. 
zuftande fam. 
*, Siebe Laband, 1, S. 728. 
Annalen tes Deutihen Reicht. 1896. 19 
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gewalt ausübe. Es laſſen fich jomit nicht jchon aus Abjag 1 — wie Laband 
meint —, jondern erjt aus den Worten des Abi. 2 „bei Ausiibung der Gejeg- 
gebung“ die dem Kaiſer delegirten Nechte ableiten. 
Für den Zeitraum bis zur Einführung der Neichsverfaljung galt daher 
bezüglich der Gejeggebung im Neichsland Folgendes: 
I. Die Gejeggebung als Recht gehört dem Reiche. 
II, Dieje Gejeßgebung wird ausgeübt: 
1) theils vom Reich ſelbſt, joweit es ſich um Berfajjungsfompetenz 
andelt; 
2) En via delegationis vom Kaiſer, welcher als fanktionirender 
Faktor im allgemeinen nur der Zuſtimmung des Bundesrathes zur 
Giltigfeit eines Geſetzes bedarf. 


87 
Bweite Periode: Bon dem Inkrafttreten der Keichsverſaſſung bis zur 
Einführung des Reichsgeſetzes von 1877. 
a) Interpretation des Geſetzestertes. 


Mit dem 1. Januar 1874 lief die dem Kaifer übertragene Geſetzgebungs— 
befugniß ab. Der Kaiſer hatte daher mit diefem Tage aufgehört, Gejetgeber 
für Eljaß-Lothringen zu fein, die Ausübung diejes Rechtes fiel am 1. Januar 
1874 an den Deleganten und Inhaber des Rechtes, das Reich, zurüd. Cs 
bleibt nunmehr zu unterfuchen, in welcher Weile das Reich die Geſetzgebung 
in dieſem Zeitraum ausübt. Die einzigen geſetzlichen Beſtimmungen für dieſe 
Epoche find im Abſatz 4 des 8 3 des Vereinigungsgeſetzes enthalten. Dieſer 
Paſſus war, wie feine einleitenden Worte „nady Einführung der Weiche: 
verfafjung“ zeigen, gerade für den Moment, der uns jegt bejchäftigt, zu— 
— und ſeine Wirkſamkeit durch den Eintritt dieſes Ereigniſſes bedingt 

ezw. befriſtet Er bejagt: 

1. Das Recht der Geſetzgebung auch in den der Reichsgeſetzgebung in 
den Bundesſtaaten nicht unterliegenden Angelegenheiten ſteht „dem Reiche“ zu. 

Mit diefen Worten ift fein uns neuer Gedanke ausgeſprochen. Es wird 
nur auch für diejen Zeitraum die allerdings wichtige Thatſache konſtatirt, daß 
dem Reiche in Elſaß-Lothringen die Geſetzgebung quoad ius zuſtehe. Dies iſt 
eine einfache logiſche Konſequenz daraus, daß das Reid, in Elſaß-Lothringen, 
wie wir nachgewiejen haben, Inhaber der Staatögewalt it. Aus diefem Ge: 
fihtspunfte erklärt e3 fich auch, daß das Neich „auch in den der Reichsgeſetz— 
gebung in den Bundesjtaaten nicht unterliegenden Angelegenheiten“ zujtändig it. 
Denn die Gejeßgebung in diefen Materien gehört nach Analogie der Bundes: 
jtaaten zur Zuftändigfeit der in Eljaß:Lothringen herrichenden Staatsgewalt; 
diefe jteht aber wiederum dem Reiche zu, folglich iſt die Gejeggebungsbefugnik 
de3 Reiches in Eljaß:Lothringen eine unbejchränfte, jich auf alle Angelegenheiten 
erjtredende. Der Abſatz 4 hebt ſomit etwas hervor, was nicht nur für dieſen 
Zeitraum und, wie wir ſehen werden, alle nachfolgenden gilt, ſondern was 
auch ſchon in dem Zeitraum vor Einführung der Reichsverfaſſung galt. Denn 
in dieſem übte zwar der Kaiſer die Geſetzgebung aus, als Recht ſtand ſie aber 
ebenfalls dem Reiche zu. 

2. Die Worte im Abſatz 4 „bis zu anderweitiger Regelung durch Reichs— 
geſetz“ bejagen die ebenfalls jchon für den vorigen Zeitraum fonjtatirte That: 
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jache, daß die Regelung diejer verfaljungsrechtlichen Fragen durch ein Reichs» 
geieg zu geichehen habe, mithin ebenfalls Reichsſache ijt 

3. Doch wie ſteht e8 mit der Ausübung der Gejeggebung in dem neuen 
BZeitraume? Welche Faktoren hat das Reich nunmehr damit betraut? 

Wenn wir näher zuſehen, ift eine direfte Beantwortung diejer Fragen in 
feinem Worte des Geſetzes enthalten. Dennoch läßt fich leicht erkennen, unter 
welchen Formen die Geſetzgebung in Elfaß-Lothringen ſich nunmehr vollzieht: 
nämlich in der im Art. 5 der Reichsverfaſſung bezeichneten 
Form des Reichsgeſetzes. 

Dieſer Rechtsſatz ergibt ſich theils unmittelbar, theils mittelbar aus der 
Thatſache der Einführung der Reichsverfaſſung in Elſaß-Lothringen. 

Daß nach dieſem Ereigniſſe nunmehr bezüglich der im Art. 4 der Reichs— 
verfaſſung genannten Angelegenheiten die Geſetzgebungsform für Elſaß-Lothringen 
die des Reichsgeſetzes ſein werde, iſt eine direkte Folge der Einführung der 
Reichsverfaſſung. Denn die Reichsverfaſſung in Elſaß-Lothringen einführen, 
heißt eben nichts anderes als die Beſtimmungen in der Reichsverfaſſung mit 
Rechtswirkſamkeit auch auf Elſaß-Lothringen übertragen, für unſeren ſpeziellen 
Fall mithin den für ganz Deutſchland gemäß Art. 5 der Reichsverfaſſung er: 
laſſenen Reichsgeſetzen auch Giltigfeit in Eljaß-Lothringen verleihen. Wird 
aljo gemäß Art. 4 in der Folge ein Reichsgejeg erlaljen, jo gilt es kraft Ein- 
führung der Reichsverfaſſung auch in Eljaß-Xothringen. 

Es bleibt nunmehr noch zu beitimmen, in welcher Form Gejege für die 
übrigen, ſonſt nicht zur Zujtändigkeit des Neiches gehörigen Materien in Eljaß: 
Lothringen zujtande fommen, oder jagen wir nad) Analogie der Bundesjtaaten, 
in welcher Weije die Yandesgejeggebung im Neichsland bethätigt wird. 

Für diefe Materien iſt aus der Einführung der Reichsverfaſſung direkt 
nicht3 zu folgern. Denn das Neich hatte fich bisher mit diefen Materien nicht 
befaßt. Da aber die frühere Gejeßgebungsform (Delegation an den Kaiſer) 
bejeitigt ijt, von einer neuen in dem VBereinizungsgejeg feine Rede iſt, jo muß 
nunmehr nach Einführung der Reichsverfaliung mangels einer darüber bejtehen- 
den Beitimmung das Reich die „Landesgejeggebung“ im Reuhsland unbedingt 
in der einzig im Neich möglichen und giltigen Gejeßgebungsform ausüben und 
das iſt eben auch die in der Reichsverfaſſung firirte Form des Reichs— 
gejeges. Dieſer Schluß ijt zwar ein negativer, aber dennoch ein jo zwingen= 
der, daß man ihn volljtändig nach den Grundjägen der Logik aus zwei Prämijjen 
als „eonclusio* ableiten kann: 

1. Dem Reich jteht das Necht der Geſetzgebung auch in Meaterien der 
Landesgejeggebung im Reichsland zu, ohne daß es eine Form der Ausübung 
beionders beſtimmt bat. 

2 Die einzige Gejehgebungsform, welche im Reich bejteht, it das 
Reichsgeſetz. 

3. Folglich iſt die Form der ſogenannten Landesgeſetzgebung auch das 
Reichsgeſetz. 

Es war ſomit für dieſe Periode an die Stelle des Kaiſers ala Geſetz— 
geber das Reich getreten. Hätte das Vereinigungsgejeh diejen allerdings Leicht 
aus ihm zu interpretirenden NRechtsjag expressis verbis hervorheben wollen, 
darım hätte der Abi. 4 des 8 3 folgende Faſſung erhalten müjjen: 

Nah Einführung der Neichsverfajlung jteht bis zu andermweitiger 
Regelung durch Neihsgeieg nicht nur das Recht. Sondern auch die 
Ausübung der Bejepgebung in allen Materien dem 
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Neiche zu. Die Ausübung erfolgt nah den Grundjägen 
der Reichsverfaſſung durch ein Reichsgeſetz. 


b) Parlamentariſche Verhandlungen. 

Es iſt ebenſo intereſſant wie lehrreich für die Beurtheilung der rechtlichen 
Lage dieſes Zeitraumes, die Aeußerungen bei den parlamentariſchen Verhand— 
lungen des Vereinigungsgeſetzes bezüglich unſeres Abſ. 4 zu verfolgen. 

In den Programmreden der erſten Leſung war für dieſe, in der Zukunft 
erſt praktiſch werdende Frage kein Platz. Erſt in der Kommiſſion fand der 
Abſ. 4 des Regierungsentwurfes die nöthige Beachtung. Es zeigt ſich dies 
am beſten daraus, daß zu dieſem Paſſus fünf Anträge (Nr. 15—19 des Be— 
richtes) eingebracht wurden, welche theils redaktionelle, theils materielle Aender: 
ungen bezwedten. Am meiften charakteriftiich in leßterer Hinficht ift unbedingt 
der Antrag 19"), welcher bejagt: 

„Rah Eintritt der Wirkfamfeit der Verfaſſung übt bis zu ander: 
weitiger Regelung durch Reichsgejet der Kaiſer das Necht der Gejeß- 
gebung in den der Reichsgeſetzgebung in den Bundesjtaaten nicht 
unterliegenden Angelegenheiten mit Bundesrath und Reichstag aus.“ 

Diefer Antrag enthielt alſo eine direkte Vorſchrift, nicht über das Recht 
der Gejeßgebung, fondern vielmehr über die Ausübung, indem legtere in der: 
jelben Form erfolgen jollte, wie vor Einführung der Reichsverfaſſung bei 
Aufnahme von Anleihen. Zu gefeßgebenden Faktoren waren alfo Kaifer, 
YBundesrath und Reichstag beitellt. Die Pointe diejes Antrages gegenüber dem 
Regierungsentwurf, die Hinzufügung des Kaijers als gefeßgebender Falter, 
war es aber gerade, welche dieſes Amendement ſchon in der Kommiſſion zu 
Tall brachte. Sp wurde zunächſt, wie wir aus dem Kommijlionsberichte ?) 
erfahren, dagegen eingewendet, die Yandesgejeggebung in Elſaß Lothringen folle 
doc Neichsangelegenheit bleiben; „das Gejeggebungsrecht in Reichsangelegen- 
heiten jtehe aber nach der Neicheverfajjung dem Bundesrath und Reichstag 
zu; eine Aenderung jet zu treffen, wie dies die Anträge beziweden, dürfte 
nicht angemeſſen fein.“ 

Speziell der Zuftizminifter von Mittnacht”) war es, welcher den ge: 
fährlichen Keim diejes Antrages entdedte, wonach der Antrag 19 eine weitere 
Konfegnenz der unrichtigen Interpretation des Antrages 8 bedeuten ſolle. Sehr 
forreft fährt er dann fort: 

„Der Entwurf wolle die Theilung zwiichen den Faktoren, wie 
fie die Reichsverfaſſung normire, während die Vertheidiger des An— 
trage& neues Staatsrecht machen wollen. Als Landesherr folle der 
Kaijer etwas Anderes fein, als im Reiche, two er fein jelbjtändiger 
Faktor der Geſetzgebung, ſondern nur das einflußreichite Mitglied der 
Gejammtheit fei. In Folge defjen werde der Bundesrath eine erite, 
der Reichstag eine zweite Kammer. Dieje Anficht entfpreche nicht dem 
Sinne des Gejegentwurfes.“ 

Wie wir aus der Gegenüberftellung des Antrages 19 und des Regierungs- 
entwurfes erjehen, hat von Mittnacht den Sinn des legteren, beziehungs— 
weije des jpäteren Gejeges richtig erkannt: Die Ausübung der Gefeggebung 
ohne den Kaifer und zwar gemäß der Reichsverfafiung. Auch die Kommiffion 
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it diesmal der gefährlichen Klippe entgangen und hat mit 15 gegen 13 Stimmen 
den Antrag 19 befeitigt. 

Bei der zweiten Leſung des Entwurfes® im Plenum wurde neben den 
Fragen der Staatsgewalt aud) die Stellung der gejeßgebenden Faktoren „nach 
Einführung der Neichsverfafjung“ lebhaft behandelt. So führte der Präfident 
des Reichöfanzleramtes, Staatsminister Delbrüd,') in feiner ebenjo präzijen, 
wie fnappen Rede aus, daß durch die neue Vorlage — und hierbei zielt er 
offenbar auf Abi. 4 — die Beitimmungen der Neichsverfafjung in feiner Weile 
beeinträchtigt würden, 

„wenn die Organe des Reiches für Elfaß-Lothringen ein Necht der 
Gejeßgebung ausüben, wie jie es den Bundesitaaten gegenüber nicht 
haben. Der Reichstag, jo wenig wie der Bundesrath, ift ja eine 
Fachverſammlung, lediglich zujammengefegt aus Stapazitäten in Be— 
ziehung auf die einzelnen, im Art. 4 der R.:B. bezeichneten Objekte. 
Der Reichstag ijt eine Vertretung ganz Deutjchlands und befähigt, 
auch über andere Gegenjtände ihr (!) entjcheidendes Wort zu jprechen, 
als über diejenigen, die der Art. 4 aufzählt. Die Stellung des 
Bundesrathes fodann, die ja in vielfacher Beziehung ohnehin jchon 
eine adminiftrative iſt, wird durch die Einfügung Elſaß-Lothringens 
in den Organismus in der Art, wie dies die Vorlage in Ausjicht 
hat, in feiner Weile alterirt.“ 

In diefen Worten ift in deutlicher Weile vom Regierungstiſch anerkannt, 
daß die Gejeggebungsform der Reichsverfaſſung auch in den Materien der 
„Landesgejeggebung“ mit der Vorlage eingeführt werden jolle, und es ijt 
yeicgeitig auc die politische Befähigung der dabei beteiligten Organe des 

Reiches, nämlich des Bundesrathes und Neichstages, zu Ddiejer Erweiterung 
ihrer Befugniſſe nachgewiejen. Unftreitig am klarſten interpretirt ift aber der 
Abſ. 4 vom Abgeordneten Zasfer.’) Er erblidt in demjelben den direkten 
Grundſatz, 

„Daß die Geſetze für Eljaß-Lothringen in derjelben Weile zu Stande 
fommen follen, wie die Neichsgejege zu Stande fommen.“ 

Die Beitimmungen dieſes Abjages find für ihn „ein Nothbehelf, den wir 
in der Reichsverfaſſung angedeutet finden“, für den ja thatjächlich eingetretenen 
Fall, daß bis zur Einführung der Reichsverfaſſung das Reichsland keine 
Landesverfaſſung erhalten ſollte. Und wenn wir es kurz zuſammenfaſſen 
wollen, was Regierung und Parlament mit dem Abſ. 4 des 83 beabjichtigt 
baben, wir fünnen e& nicht deutlicher al3 mit den Schlußworten Yasfer's: 

„Bis das endgültige Definitivum durch Reichsgeſetz geregelt wird, 
joll der Neichstag, mit Einjchluß der Vertreter von Elſaß-Lothringen, 
mit dem Bundesrath einjtweilen die Gejeßgebung wahrnehmen.“ 


ec) Kritif der Zorn’schen Anſicht und NRejultat. 


Steht einmal feit, daß das Neich die Yandesgejeggebung in Form eines 
Reichsgefeges ausübt, jo läßt ſich auch einfach daraus ableiten, wie die Organe 
des Neiches bei der Gefepgebung in Eljaß-Lothringen thätig werden: eben in 
der Weife, wie fie überhaupt bei dem Zuitandefommen eines Reichsgeſetzes 
betheiligt find. Dies ift aljo: 
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1. Vorausfegung: UWebereinjtimmung zwijchen Reichstag und Bundesrath 
gemäß Art. 5 der Neicheverfaflung. 

2. Sanktion diefes Beichlufjes durch dasjenige Organ, welches die Staats- 
gewalt im Reich repräjentirt: durch den Bundesrath. 

3. Dem Kaijer liegt nad Art. 17 der Neichsverfaflung lediglich Die 
Pflicht ob, das zujtandegefommene Gejeg auszufertigen und zu verfündigen. 

Daraus, daß dem Bundesrath in diejer Periode die Sanftion des Geſetz— 
entwurfes obliegt, mithin er darüber zu entſcheiden hat, ob ein Entwurf Geſetz 
wird oder nicht, Folgt, daß er in dieſem Beitraume, allerdings durch den 
Reichstag beichränft, der Geſetzgeber in Elſaß-Lothringen ift. 

Zorn") fommt dem gegemüber zu einem ganz anderen, man möchte jagen 
entgegengefegten Reſultat. Er bezeichnet zunächſt ganz forreft „Neicheregierung 
und Reichsparlament” als „Die Träger der partifularen Rechtsbildung“, womit 
die Landesgeſetzgebung gemeint ift, fügt aber dann hinzu: 

„jedoch mit der Modifikation, daß die Sanftion des Landesrechtes 
nicht, wie dies jonft für das Weich prinzipiell angenommen werden 
muß, durch den Bundesrath als den Wepräjentanten der Reichs— 
jouveränetät erfolgt, jondern durch den Sailer als den delegirten 
Bertreter des Souveräus in Ausübung der elfaßslotbhringiichen Landes— 
jtaatägewalt. Der Bundesrath trat fomit für diefe Periode für das 
elſaß-lothringiſche Yandesrecht ganz in die Stellung eines Oberhaufes, 
einer Pairsfammer und hatte mur die nämlichen Nechte, wie der 
Reichstag.“ 

Zur weiteren Begründung diefer Anficht und zur Widerlegung der anderen 
Autoren fährt Zorn?) fort: 

„Sanftion der Geſetze ift der hücdjite Akt der Staatsgewalt. Die 
Staatägewalt aber übt in Elfaß-Lothringen der Kaifer ımd daran 
wurde auc durch die Einführung der Neichsverfaflung nichts geändert. 
Demgemäß jtand auch in dieſer Periode das Sanftionsrecht dem 
Kaifer zu.“ 

Diefe Ausführungen find von verschiedenen Gefichtspunften aus zu bes 
anjtanden, und Eontraftiren, wie uns fcheint, ſtark mit dem Sinne des Geſetzes 
und a" Willen des Geſetzgebers. Es läßt fich dagegen Folgendes geltend machen: 

Il. Zunächſt rührt die Zorn’sche Anficht nicht nur von einer faljchen 
Beurtheilung der für dieſen Zeitraum maßgebenden Beſtimmungen ber, jondern 
fie wurzelt viel tiefer, fie ijt die Folge einer mißverftändlichen Deutung des 
Vereinigungsgeſetzes bezüglich der Staatsgewalt. Zorn geht zwar nicht ſoweit, 
wie Leoni, von dem wir oben geſehen haben, daß er dieſelbe als ein vom 
Reich auf den Kaiſer übertragenes Recht anſieht, aber er betrachtet den Kaiſer 
als den „delegirten Vertreter der Souveränetät in Ausübung der elſaß-loth— 
ringischen Staatsgewalt.“ Wir beziehen uns zur Widerlegung diefes Sates 
auf die ganzen Ausführungen in unferem Abjchnitt I, wo wir nachzuweilen 
verfucht haben, daß dem Kaifer auch nicht die Ausübung der ganzen 
Staatsgewalt delegirt ilt, wen auch der Wortlaut des Gefeges von 1871 
im erſten Augenblick dafür zu jprechen jcheint. Die Folgerung Zorn’s, daß 
dem Sailer die Sanftion zuftehe, weil er die Staatögewalt ausübe, ift daher 
nichts anderes als ein Trugichluß und widerjpricht dem Abſ. 4 des $S3a.a.d. 
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a. a. O. J S. 5330 f. Ihm bat ſich im Endreſultat bei Beurtheilung der nämlichen 
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2. Born jelbit folgert aus jeiner Theje, daß dadurch der Bundesrath die 
Stellung eines Oberhaufes und die gleichen Nechte, wie der Reichstag erhalte. 
Diefes Rejultat ſteht in grellem Widerfpruch mit dem Willen des Gejeggebers, 
den wir im vorigen bei Beiprechung der Barlamentsverhandlungen fennen 
gelernt haben. Vor allem der Juſtizminiſte Mittnacht hat bei Prüfung 
des Antrages 19 zu erkennen gegeben, daß die Einführung des Zweifammer: 
ſyſtems mit den Prinzipien der NReichöverfajlung im Wideripruche jtehe und 
es ilt von allen Seiten anerfannt worden, daß durch das Vereinigungsgeſetz 
an den Beitimmungen der Reichsverfaſſung bezüglich der gejeggebenden Faktoren 
fein Wort geändert werden joll. 

3. Abgejeben von jeiner irrigen Ableitung aus der „Staatsgewalt“ bat 
Zorn jeine „Modifikation“ bezüglich der Sanftion mit feinem Worte motivirt. 
Gr würde auch jchwerlich eine Belegitelle für diefelbe finden; denn wie wir 
ihen geſehen haben, enthält ja gerade das Vereinigungsgeſetz feine direkten 
Beitimmungen. welde die Ausübung der Gejeßgebung regeln jollen, Es hat 
aber eben dadurch, daß es fich bezüglich der Geſetzgebungsform, in Schweigen 
hüllte, die Anwendung der jonit allein bezüglich dieſes Gegenſtandes geltenden 
geieslihen Beltimmungen, derjenigen der Reichsverfaſſung, ermöglicht. Die 
stage, welches die Gejepgebungsfaktoren in diefer Periode jeien, it alſo auf 
diefe Weife durch dieſes Schweigen aus einer jpeziell reihsländiichen zu einer 
jelben des allgemeinen Neichsjtaatsrechtes geworden. Folglich it auch für 
die Srtheilung der Sanftion allein in der Reichsverfaſſung die Antwort zu 
ſuchen; denn da jie allein darüber bejtimmt, wie das Reich feine Geſetzgebung 
jegt auch in Elſaß-Lothringen auzübe, jo kann aud) fie allein darauf Antwort 
geben, wem die Sanftion in Elſaß-Lothringen zufteht: einzig und allein dem 
Bundesrath. 

Diefes Reſultat ijt aber auch im Gegenjag zu dem Zorn’fchen das einzig 
befriedigende. Denn da, wie Zorn, ©. 531, Anm. 26 richtig ausführt, die 
Sanftion der Gejege der höchſte Akt der Staatögewalt ijt, und das Neid) 
das Necht der Staatsgewalt bezüglich der Gejetsgebung in Elſaß-Lothringen 
ausübt, Die Staatsgewalt des Neiches aber auch im Bundesrath verkörpert tit, 
jo iit es volljtändig folgerichtig, daß der Bundesratb janftionirt. 

Wir kommen jomit nad Ablehnung der Zoru'ſchen Theſe zur Aufftellung 
folgender Grundjäge für diefen Zeitraum: 

l. Das Recht der Gejeggebung jteht dem Weiche zu. 

IL. Dieſe Gejeggebung wird ausgeübt für ſämmtliche Materien vom Reich 
ſelbſt nach den Grundjägen der Reichsverfaſſung 

IH. Demgemäß it der Bundesrath der ſanktionirende Faktor der Geſetz— 
gebung.') 


Dritte Periode: Die Ueuzeit. 
88. 
Ueberſchrift und $ 1 des Geſetzes von 1877 


Daß der dur die Einführung der Neichsverfaflung in Elſaß— Lothringen 
geihaffene Zuftand, Speziell was die Gejepgebung anbetrifit, Fein definitiver 


s Der Vollitändigfeit halber jei erwähnt, dab dem Kaiſer gemäß SS des Neichs- 
geſetzes vom 25. uni 1873 gewiſſermaßen als Ueberbleibſel der Geſeßzgebungsform der 
eriten Teriode ein Nothverordnungsrecht unter Zuſtimmung des Wundesrathes) bei gewiſſen 
Vorausichungen N nad Einführung der Reichsverfanug” gewährt iſt. Tas mähere 
hehe bei Yaband ], S. 735 ft., Yeoni, S 163 fi. 
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war und fein jollte, war jchon zur Zeit der Berathung des Vereinigungs— 
gejeges flar. Im Barlament wurde diefe Unficht zu wiederholten Malen aus— 
gejprochen, wir erinnern 3. B. an die Worte de3 Abgeordneten Lasker in 
der Reichstagsfigung vom 20. Mai 1871: „Wir find uns wohl bewußt, da 
mit der Herrichaft der Reichsverfaſſung ein neues Proviſorium anfängt.“') Auch 
Ihon in den Motiven des Neichögejeges von 1871 unter V?) iſt angedeutet, 
daß mit dem 8 3, Abjag 2 des citirten Geſetzes feineswegs eine dauernde, 
„unmittelbare“ Ausübung der Gejeggebung durch das Weich beabjichtigt fei. 
So wurde denn auch ſchon drei Jahre nach Einführung der Reichsverfaſſung 
im Neichsland ein „NReichsgejeg für Elſaß-Lothringen“ erlaljen, das zum erjten 
Male eine gründlichere Regelung der Gejeggebungsfrage bieten jollte, und das 
jih im Vergleich zu feinen Vorgängern ausſchließlich mit der Gejeggebung 
beſchäftigt. Dies zeigt ſchon die Ueberjchrift: 

„Reichsgeſetz, betreffend die Landesgeſetzgebung von Eljaß-Lothringen, 
vom 2, Mai 1877." 

Obgleich dieſes Gejeß ſich nun ex professo mit der Materie der Geſetz— 
gebung beichäftigt, ergibt fich doch aus feinem Inhalt, daß es nicht nur neues 
Necht ſchafft, jondern vielfach, theils expressis verbis. theils jtillichrweigend 
früher getroffene Bejtimmungen aufrecht erhält. 

Zunächſt it feitzuitellen, daß es nur von der „Yandesgejeggebung“ in 
Eljaß:Lothringen handelt, alſo nur von der Gejeßgebung in demjenigen Ans 
gelegenheiten, welche jonft nicht zur Zuſtändigkeit des Neiches gehören. Daraus 
geht hervor, daß die Beitimmungen der Neichsverfaljung bezüglich diefer Materien 
aud für Elſaß-Lothringen nach wie vor maßgebend bleiben und durch dieſes 
Geſetz feine Beeinträchtigungen erlitten haben. Bon den nunmehr giltigen 
Gejepgebungsformen handeln jpeziell die SS 1 und 2 des Gejeges, der erjtere 
ein bisher neues Verfahren erläuternd, der legtere auf frühere Beltimmungen 
zuridgreifend. 

Der S 1 beitimmt: 

„Landesgeſetze für Elſaß-Lothringen, einschließlich des jährlichen 
Landeshaushalts:Etat3, werden mit Zuftimmung des Bundesraths 
vom Kaiſer erlajjen, wenn der . . . . Landesausſchuß zugeftimmt hat“ 

Damit iſt folgender Nechtszuftand bezeichnet: 

1. Die erſte Vorausſetzung für das AZuftandefommen eines Gejeges iſt 
die Uebereinjtimmung des WBundesrathes und des Landesausichujjes. Ueber 
das erjtere Neichsorgan, das jchon früher auch an der Sejeßgebung in Elſaß— 
Lothringen betheiligt war. bedarf es feines Wortes. Dagegen ijt durch Ddiejes 
Geſetz ein neuer gejeggebender Faktor geichaffen worden: der Landesausſchuß. 
Zwar war derjelbe jchon durch die failerlichen Erlajje vom 29. Oftober 1874 
und 13, Februar 1877 ins Leben getreten, um, gewählt im Neichsland, „zur 
gutachtlichen Berathung“ von Gejegentwürfen herangezogen zu werden, aber 
erjt durch dieſes Geſetz iſt dieſes nen gejchaffene Neichsorgan direft durch Be— 
Ihlußfafjung an der Gejeggebung betbeiligt.”) 

2. Die Uebereinitimmung dieſer Faktoren reicht aber nicht Hin zum Zus 
ſtandekommen eines Gejeges Es tritt noch hinzu als dritter gejeßgebender 
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’ Die Urganifation des Landesausſchuſſes, welche nicht in den Rahmen dieler Arbeit 
gehört, ift durch SS 12—21 des Meichsgeieges vom 4. juli 1879 verändert worden; ſiehe 
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Faktor des Reiches: der Kaifer. Dies ift der Sinn der Worte „werden vom 
Kaijer erlajjen.*“ Es bedarf hier feiner Zitirung von Parlamentsänßerungen 
zur Befräftigung diejer Anjicht, denn die Worte jprechen deutlich und find auch 
zum Glück von feinem Schriftiteller mißverjtanden worden. Es iſt Har, daß 
Derjenige, welcher Gejege erläßt, und fie nicht nur ausfertigt umd verkündet, 
mit diefer Befugniß nicht nur die Pflicht verbindet, Gejege zu erlaſſen, fondern 
auch aus ihr das Necht ableitet, Geſetze nicht zu erlafjen, mit anderen Worten 
diefen Erlaß von feinem Willen abhängig macht und dadurch gefeßgebender 
Faktor wird. Es folgt aber weiter aus diefer Beitimmung, daß der Kaiſer 
niht nur ein an der Gejeggebung betheiligter Faktor ijt, jondern der 
ausſchlaggebende Gefeggebungsfaktor. Denn ein Gejeg erlaſſen, bedeutet 
nichts Anderes, als den Befehl ertheilen, daß dieſes Gejeg auch als ſolches 
rehtswirffam und beobachtet werde und dieſer Befehl heißt jtaatsrechtlich tech: 
nich die Sanftion des Geſetzes. 

Der $ 1 hat jomit eine gänzlich neue Gejeggebungsform gefchaffen: Er 
bat den Reichstag durch ein neues Neichsorgan, den Landesausichuß erießt; 
er bat ala neuen Gejeggebungsfaktor den Kaiſer Hinzugefügt und außerdem an 
Stelle der Sanktion des Bundesrathes diejenige des Kaiſers treten lafjen. 
Somit verwirklicht alfo der $ 1 die Weisfagung der Motive von 1871, wo: 
nah nunmehr das Reich jeine Gejeßgebungsgewalt nicht mehr nur unmittelbar 
ausübt, ſondern auch mittelbar durch Delegation an den Kaifer, welcher bei 
Ausübung diefer delegirten Gejepgebungsgewalt an die Zuftimmung des Bundes— 
rathes und Landesausſchuſſes gebunden tft. 


89. 
Der 8 2 des Gefeßes von 1877. 
a) Interpretation des Geſetzestertes. 


Der $ 2 des Geſetzes von 1877 jagt in feinem Abjag 1: 

„Die Erlajjung von Landesgejegen (S 1) im Wege der Neichs- 
gejeggebung bleibt vorbehalten.“ 

Mit diefem Satz iſt die zweite Form der Gejeggebung in Elſaß-Lothringen 
bezeichnet. Bei der gerade an diefen Paſſus anschließenden Kontroverje ift um 
jo genauer zu prüfen, was Sinn diefer Gefegesftelle ift; es läßt fich in diejer 
Hinſicht Folgendes feftitellen: 

1. Wie jhon aus dem Wortlaut auf den erjten Blick erfichtlich, enthält 
der $ 2 einen „Vorbehalt“ und zwar einen Vorbehalt gegenüber dem $ 1 des 
Geſetzes. Mit den Worten „die Erlafjung von Landesgeſetzen .. . . .. bleibt 
vorbehalten“ iſt aljo eine Einfchränfung der im $ 1 gegebenen Gejeßgebungs: 
form enthalten. Objekt diejes „Vorbehalts“ ijt die Gefeßgebung. Die Eins 
Ihränfung ift aber nicht für einen engbegrenzten Theil der Gefeggebung erfolgt, 
jondern allgemein für die „Landesgejege”. Die Bedeutung dieſes mehr ab- 
fürzenden wie forreften Ausdrucks „Landesgejege* haben wir fchon wiederholt 
Hargejtellt, es find damit einfach diejenigen Materien bezeichnet, welche in den 
einzelnen Bırndesitaaten zum Bereich der Yandesitaatsgewalt gehören Folglich 
it die Einfchränfung der Gejeggebungsform des $ 1 eine generelle und mangels 
jeglicher feitgejegten Bedingung, unter welcher von diefem Vorbehalt Gebraud) 
gemacht werden kann, iſt anzunehmen, daß ſtets in jämmtlichen Fällen, in 
welchen die Gejeggebungsform des S 1 zuläffig iſt, an ihre Stelle auch die 
im $ 2 vorbehaltene Gejeßgebungsform treten kann. 
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Wer ijt num Subjekt diefes Vorbehalts? Der Wortlaut des $ 2 verbüllt 
dies, denn er jagt lediglich „bleibt vorbehalten”. Aus einer einfachen Gegen— 
überitellung läßt ſich dieſe Yüde aber ausfüllen. Der $ 1 ftellt, wie wir 
nachzuweiſen verjuchten, eine Delegation der Ausübung der Gejeggebung vom 
Neich auf den Kaijer dar, alfo die Llebertragung von Rechten des Neiches an 
ein Neichsorgan zur Ausübung. Dies ift das Gegentbeil eines Vorbehalts. 
Spridt nun der $ 2 aus, daß hier eine Geſetzgebungsform geichaften wird, 
welche nicht einem Dritten Rechte verleiht, fondern von der es heißt, daß fie 
„vorbehalten bleibt“, jo kann das Subjekt dieſes Vorbehalts nur der Inhaber 
des Gejeggebungsrechtes, mithin nur „das Neich“ fein. 

2. Das Reich hat daher in dieſem Zeitraum zwar das Geſetzgebungs— 
recht dem Staifer delegirt, fich aber jelbit vorbehalten, jederzeit und unein— 
geichränft dasselbe jelbit auszuüben. Wie das Reich nun jeine Geſetzgebung 
ausübt, ift im Gegenſatz zu den Beſtimmungen früherer Gelege hier angegeben 
verbis: „im Wege der Neihsgeiehgebung.“ Mit anderen Worten: 
Will das Neich fein Gefeggebungsreht in Elſaß-Lothringen ſelbſt ausüben, fo 
wählt es dafür den Weg der Neichsgeieggebung, d. h. es verläßt ein Gele für 
Elſaß-Lothringen „auf demjelben Wege“, vermittelit desſelben Aftes, welchen 
es auch jonit zur Bethätigung feines Geſetzgebungsrechtes wählt. 

Der Weg iſt die Neihsgeieggebunga, der Akt das im Art. 5 
der Neichsverfallung präzifirte „Keichsgeſetz“. Es ergibt jich ſomit, daß 
die im $ 2 vorbehaltene Gejeggebungsform feine andere ilt, ale die für Die 
Beit vom 1. Jannar 1874 bis zur Einführung Diejes Geſetzes allein gültige, 
wie wir fie ans $ 3, Abf. 4 des Gejeges von 1871 und der Reichsverfaſſung 
abgeleitet haben. Die Darftellung diefer Gejeggebungstorm im Einzelnen it 
Daber wiederum der Reichsverfaſſung zu entnehmen, und wird vollitändig mit 
dem übereinjtimmen, was wir für dem zweiten Zeitraum firirt haben:“) um 
es furz zu wiederholen: 

1. Uebereinſtimmung zwichen Bundesrathb und Reichstag; 

2. Sanftion durch den Bundesrath; 

3. Ausfertigung und Verkündigung durch den Kater. 

Als Beleg für diefe Interpretation des S 2 wollen wir aus den in dieſer 
Frage jehr wenig ergiebigen VBerbandlungen des Neichstages nur eine Meußerung 
des Abgeordneten Haenel?) zitiren: „Die MNeichsgeieggebung bat gegemüber 
Elſaß-Lothringen feinerlei verfaflungsmäßige Schranke, Während jedem anderen 
Bundesitaat gegenüber eine bejtimmte Scranfe nach Mlaterien beiteht, wie 
weit die Reichsgeſetzgebung eingreifen Darf in die inneren Angelegenheiten des 
Landes, beitebt eine ſolche Schranke gegenüber Elſaß-Lothringen nit ...... 
Die NReichsgejeßgebung iſt unter allen Umständen vorgebend, fie kann jeden 
Augenblid eingreifen in Die Landesgejeggebung von Elſaß-Lothringen, obne 
damit eine verfallungsmäßige Schranke zu überjpringen.“ 


b) Die Literatur, Speziell Kritik der Leoni'ſchen Anjicht. 


Der durh den $ 2 eit. gejchaffene Rechtszuſtand gipfelt nach der im 
vorigen gegebenen interpretation darin, daß die Gejeggebung in Eljaß-Loth: 
ringen heute — abgejeben von der Delegation an den Kailer — ſtets noch 
von dem Neiche unmittelbar ausgeübt werden fann. Diejer Gedanfe erhält 

', Siehe oben ©. 270 ff. 

” Siebe Sten. Ber. 1877, 3. Leg.-Per. 1 Seſſ., Bd. I S. 261. 
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jeinen prägnanten Ausdruck dadurch, daß der Bundesrath ala Träger der 
Reichsgewalt dem jeweiligen Gejegentwurf die Sanftion ertheilt. 

Zu diefem Reſultat iſt die Mehrzahl der jtaatsrechtlichen Schriftiteller 
gelangt. Wir erwähnen: Laband,) Gg. Meyer,’) Haenel,’) Schulze,‘) 
Roenne,’) Stengel,’ Wejterfamp,‘) Rehm,') Stoeber,’) Hübler,'’) 
Fiſcher,“) Kayſer.“ Nur Zorn und Leoni fommen zu abweichenden 
Nefultaten. Beide ſprechen dem Bundesrath das Sanftionsrecht ab und ver: 
leihen es dem Kaijer. 

Die Zorn'iche'?) Argumentation baben wir ſchon in dem zweiten Zeit— 
raum fennen gelernt. Er begründet fie für diefen Zeitraum nicht von Neuem, 
fondern verweiſt mur auf jeine früheren Daritellungen. Er bedarf daher an 
diefer Stelle feiner befonderen Widerlegung mehr. 

Leoni's't Argumentation läßt ſich ungefähr folgendermaßen zujammen: 
jaſſen. Bei der Beſprechung des $ 2 jagt er: 

1. Die Worte „im Weg der Neichsgefeggebung“ verleiteten zwar zu der 
Anjicht, Daß die ganzen, für den Erlaß von Reichsgeſetzen maßgebenden Grund: 
ſähe anzumenden jeien. Aber „die Abjicht des Paragraphen ginge lediglich 
dabin, die durch $ 3 Abi. 4 des Geſetzes vom 9. Juni 1871 begründete, bis 
dabin ausschließlich maßgebende Geſetzgebungsform!“ in Geltung zu erhalten,“ 
wonah vom Zeitpunfte der Einführung der Reichsverfaſſung an das Recht 
der Gejeggebung dem Reiche zuitand. 

2. Wie aber oben ($ 3) von ihm gezeigt fei, war von Anfang an nicht 
das Neich, ſondern der Kaiſer der Gejeggeber in Elſaß-Lothringen und iſt es 
auch nach Einführung der Reichsverfallung geblieben. 

3. Der Hinweis auf das Neich bringe nur die erforderliche Zuftimmung 
des NReichstages zum Ausdruck, die Mitwirkung des Neichstages au Stelle 
des Landesausſchuſſes mache aber das Geſetz nicht zum Reichsgeſetz, vielmehr 
bleibe dasjelbe „ein der kaiſerlichen Sanktion unterliegendes Landesgeſetz.“ 

Was zunächſt die Leoni'ſche Auffafiung von dem Zwecke des $ 2 und 
der Worte „im Wege der Neichsgejeßgebung“ anbetrifft, jo iſt ibm insofern 
zuzuſtimmen, als thatſächlich damit die früheren, nach Wirkſamkeit der Reichs— 
verfaflung gültigen Beitimmungen wieder aufgegriffen werden. Allein Ddieje 


y aa.c{c.1 2, 729 Ann. 3, 

*a. a. O. S 394 

NRa. a. O. S. 827 

Ya. a. O. II. S. 363. 

a. a. O. L. S. 77. 

*a. a. O. S. 816. 

’, Staatenbund und Bundesſtaat S. 212 
a. a. O. S. 7. 

NRa. a. O. S. 663 u Anm. 68. 
.a.0a.0.6©. 64. 

ua. a. O. S. 181. 

"00.0.2, 404. 

Nnaa O. L 588, 

070.12, 162/3. 

tg band it in feiner III, Aufl. 730 der irrigen Anticht, Yeoni meine mit 


der durch $ 3 Abi. 4 des Geſetzes von 1871 begründeten Gelebgebungstorm Die durch 
dieles Geieh eingeführte proviloriiche Geſetzgebungsbefugniß für den erſten Zeitrgum und 
ſucht Leoni dadurd) zu widerlegen, dab er behauptet, dieſe ſei jchon mit dem 1. ‚jan. 1874 
abgeihafft worden. — Tiefe unangebrachte Aiderlegung berubt Dar nur auf einem Wer: 
jeben Paband's und einer momentanen Verwechslung des Abi. 1 mit dem Abi. 4 des 
betr. Geſetzes. 
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Worte enthalten, wie wir jchon ausführten, noch viel mehr. Sie dofumentiren 
nicht nur von neuem das Gejeßgebungsrecht des Reiches, jondern fie jagen 
ganz direft das, was Leoni ganz überjieht, wie dieſes Recht vom Weich 
ausgeübt wird, nämlich im Wege der Neihsgejepgebung. Das kann 
doh gar nichts anderes heißen, als daß die Neichsgefeßgebung, wie jie im 
Art. 5 beichrieben it, zur Ausübung des Gejeggebungsrechtes in Aktion tritt. 

Wenn aber Leoni vielleicht meinen jollte, die Worte „im Weg u. ſ. w.“ 
bedeuteten nur, daß die Organe der Reichsgeſetzgebung zwar thätig werden, 
nicht aber in derjelben Weije, wie im eich, jo iſt auch Dies unrichtig. Eine 
allem Anjcheine nach offizielle, franzöſiſche Ueberjegung') des $ 2 a.a. O. 
zeigt Dies ganz deutlich. Hier heit es: 

„L'etahlissement de lois pour l’Alsace-Lorraine ($ 1) par la legis- 
lation de l’Empire est röbervé.“ 

„Par la lögislation‘* fann doch nur bedeuten durch, vermittelft eines Aktes 
der Neichögejeggebung. Aber aud angenommen, der 8 2 wäre nicht in jo 
deutlicher Weile abgefaßt, jondern er würde nur lauten, „der Erlaß von 
Landesgejegen bleibt dem Reiche vorbehalten“, jo würde daraus ebenfalls zu 
folgern fein, daß das Reichsgeſetz eben als Gefeßgebungsform des Reiches Plag 
zu greifen habe. 

Der zweiten Leoni'ſchen Theſe, daß nicht das Neich, fondern der Kaiſer 
Geſetzgeber von Eljaß:Lothringen fei, find wir ſchon oben bei der Lehre von 
der Staatögewalt begegnet. Sie ist die hauptjächliche Urfache, daß, wie Zorn, 
fo audy Yeoni, zu der Annahme einer Sanktion des Kaifers gelangt find. 
Wir wollen nicht mehr an diefer Stelle das in unſerem erjten Abjchnitt aus— 
führlich Dargelegte wiederholen, jondern lediglich darauf verweilen. Es iſt ja 
auch ganz fonfequent von feinem Standpunkte aus, daß Leoni im Berfolg 
feiner von uns Ekritifirten Anficht argumentirt: ift der Kaiſer Gejeßgeber, dann 
janftionirt er auch. Wir möchten nur hier darauf hindeuten, in wie grellem 
Lichte die Leoni'ſche Lehre von dem Kaifer als Landesherrn, Inhaber der 
Staatsgewalt und Gefeßgeber gerade in diefem Zuſammenhang erjcheint. Nach» 
dem er eben (5. 163) fejtgeftellt hatte, daß durch den Wortlaut des Gejeges 
vom 9. Juni 1871 das Recht der Gejeßgebung dem Weich zugewiejen ei, 
fährt er fort: „Von Anfang an war aber nicht das Weich, jondern der 
Kaiſer Gejeggeber in Elſaß-Lothringen 20.” 

Einen jtärferen Widerjpruch, als ihn Leoni hier fonjtatirt hat, Fanı man 
ſich ſchwerlich vorftellen, und wenn er oben bei feiner Lehre von der Staats— 
gewalt es überjehen hatte, jo hätte ihn doch dieſe Gegemüberftellung von der 
Unrichtigkeit feiner Thefe überzeugen müſſen — Wenn Leoni fchließlich Die 
Sanftion des Bundesrathes deshalb ausschließen will, weil überhaupt fein 
Neihsgejeg im vorliegenden Falle zu Stande käme, fo irrt er wiederum. 
Allerdings würde das bloße Mitwirken des Neichstages bei einem Gejege in 
feiner Weile die Eigenschaft desjelben als eines Neichsgeleges bedingen. Aber 
woraus entnimmt demm Leoni feine Behauptung, daß der $ 2 von 1877 Lediglich 
an Stelle des Landesausjchuffes den Reichstag jegt? Es iſt mit feinem Worte 
im $ 2 fpezieli gefagt, Daß bei der zweiten Gejeggebungsform als alleiniger 
Unterjchied zur erjten der Neichstag mitwirfe. Es heißt mur, daß die Neichs- 
gejeggebung Plaß greife und erjt daraus kann man indirekt fchließen, wer die 


Sie befindet ſich in einem „Urganilation und Geſchäftsordnung des Landesauss 
ſchuſſes von Elſaß-Lothringen“ ‚Straßburg 1878, 6. Fiſchbach betitelten Hefte, welches einen 
Abdrud der wichtigften Beſtimmungen für Yandesausichußmitglieder enthält, 
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gejeggebenden Faktoren find. Weußerlich allerdings ergibt ſich, daß bei der 
Gegenüberjtellung aller bei den zwei Gejeggebungsformen irgendwie thätigen 
Faktoren auf der einen Seite!) Kaifer, Bundesrath und Landesausichuß, auf 
der anderen Kaiſer (als Ausfertiger und Verfünder), Yundesrath und Neichstag 
ftehen, daß mithin bei der zweiten Form, rein äußerlich betrachtet, der Landes— 
ausihuß fehlt und der Reichstag hinzufommt. Dies kann aber doch feines: 
wegs einen Schluß darauf zulalien, daß der Neichstag deshalb bei der zweiten 
—* auch materiell an die Stelle des Landesausſchuſſes tritt, daß jeder 
altor bei der einen Form, wie bei der anderen thätig wird. Denn Die 
Thätigfeit der Gejeggebungsfaftoren im erjten Falle ift geregelt durch das Geſetz 
von 1877, diejenige der Faktoren im zweiten Falle ergibt fich aber, ebenjo 
wie die Faktoren jelbit, aus den Beitimmungen der Neichsverfafjung. Und 
eben daraus, daß der Vorbehalt im $ 2 zu Gunften des Neiches gemacht ift, 
und daß die Beitimmungen der Reichsberfaſſung über die Gejeßgebung anzu— 
wenden jind, iſt zu folgern, daß auch in Wirklichkeit ein „Reichsgeſetz“ zu 
Stande kommt. 

Leoni behauptet nun weiter (S. 163, Anm. 1): 

„Dafür, daß durch das Gejeg eine Veränderung in der Stellung 
des Kaiſers bewirkt, daß dieſem ein ihm bis dahin nicht zuftehendes 
Recht verliehen werde, findet fich in der Begründung feine Andeutung- 
Das wäre aber, wenn man die Auffafjung getheilt hätte, jicher hervor: 
gehoben worden.“ 

Dem gegenüber möchten wir fejtitellen, daß thatjächlich in den Rechten 
des Kaiſers durch $ 2 feine Veränderung eingetreten it. Bon Anfang an 
mar das Reich Gefeßgeber in Eljah-Lothringen, es hat die Ausübung diejer 
Gewalt vielfady delegirt und im folchen Fällen ſtets die fpeziell dem Kaiſer 
fingulär zuitehenden Rechte bejonders marfirt. So hat es im Falle des S 1 
des Gejeges von 1877 ausdrüdlich darauf hingewieſen, daß Landesgefege im 
Fall des S 1 vom Kaijer erlajien werden. Hätte diefe Singularität auch 
auf den Fall des $ 2 ausgedehnt werden jollen, jo hätte dies befonders im 
S 2 feſtgeſetzt werden müffen. So aber, wo der $ 2 lediglich jagt, daß 
Landesgejege auch im Weg der Reichsgejeggebung erlaſſen werden fünnen, ohne 
Dinzuzufügen, daß der Erlaß dieſer Gejege anders zu erfolgen habe, wie jonft 
bei der Reichsgeſetzgebung, ijt fein Grund vorhanden, von den Grundjägen der 
Reichsverfaſſung in dieſer Hinjicht abzumweichen. 

E3 märe vielmehr Leoni's Sache gewejen, zu beweijlen, daß im vor: 
liegenden Falle die Thätigfeit des Kaijers eine von jeiner jonftigen Thätig— 
feit bei der Reichsgeſetzgebung verjchiedene jei. 

Wir wollen zum Schluß noch auf eine in den Ausführungen Leoni's 
veritect enthaltene Unrichtigkeit hinweifen. Nachdem er dargethan, daß durd) 
den $ 2 nicht ein „Reichsgeſetz“ als zweite Gejeßgebungsform eingeführt jei, 
fommt er zu dem Sclufje, daß aljo ein von dem Katjer zu janktionirendes 
„Landesgejeg” vorliege. Er fonftatiert alfo dem „Reichsgejege“ gegenüber ein 
elfaß-lothringifches „Landesgeſetz“. Allerdings verführt der Wortlaut des Ge— 
jeßes von 1877 zu diefer Annahme, denn es wird nicht nur im $ 1 von 
„Landesgejegen“ geiprochen, fondern auch der $ 2 beginnt „die Erlajjung von 
Landesgejegen ꝛc.“ Leoni will daraus nun jchließen, daß die im $ 2 be- 


" Streng genommen gehört jeit dem Geſetz vom 4. Juli 1879, $ 9 ff. noch der 
Staat&äratb, aber nur als rein begutachtender Faktor, hinzu. 
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zeichnete Gejeßgebung in das Bereich der „Landesitaatsgewalt“ von Elſaß— 
Lothringen gehöre, als deren Träger und Inhaber er den Kaiſer anfieht, daß 
aljo von einem „Reichsgeſetze“ feine Nede fein könne. 

Auch dieje Folgerungen, wie fie Leoni mit der Hervorhebung des Wortes 
„Landesgejeg" amdeutet, find unrichtig. Denn einmal bedeutet der Ausdrud 
„Landesgeſetz“, wie wir jchon wiederholt hervorgehoben haben und wie aud 
aus allen Belegjtellen hervorgeht, nicht? anderes als eine abgefürzte Ausdruds 
weile für Diejenigen Gejeggebungshandlungen, welche der Staatsgewalt im den 
Einzelitaaten zuftehen, und andererjeits ift auch eine bejondere „Landesſtaats— 
gewalt” in Elſaß-Lothringen niemals vorhanden gewejen und niemals Eonftruirt 
worden. Wie wir oben jchon im Gegenfag zu Leoni feitgeitellt baben, be 
ſteht im Reichsland nur eine Staatsgewalt, die Reichsgewalt, deren Kompetenz 
bezüglich der Gejeßgebung eine unumfchränfte ift. 


$ 10. 
Refultat, 


Stellen wir nun auch für die neuefte Periode im Reichsland die mah- 
gebenden Grundjäge zujammen, jo ergibt fich folgendes Reſultat: 

1. Das Recht der Gejeßgebung bezüglich aller Materien jteht dem Reiche 
zu, gemäß 8 3, Abſatz 4 des Geſetzes von 1871 

Il. Diejes Gefeßgebungsreht wird vom Weich ausgeübt: 

1) bezüglich der allgemein für ganz Deutichland zur Zuftändigfeit des 
Reiches gehörigen Materien, wie auch den Bundesjtaaten gegenüber, vom Reich 
jelbit durch Reichsgeſetz. 

2) bezüglich der übrigen Materien entweder 

a) unmittelbar vom Reich ſelbſt mittel eines Reichsgeſetzes 
unter Sanftion des Bundesrathes ($ 2, Geſetz von 1877) 
oder wahlweiſe 
b) mittelbar von dem Kaiſer kraft gemereller Delegation des 
Reiches mit Zuftimmung des Bundesrathes und Landesausſchuſſes 
($ 1, Geſetz von 1877.) 


Das Vet der Rückforderung 
im Gebiete des deutichen öffentlichen Rechtes. 


Non 
Dr. W. Gläffing zu Darmitadt. 
Schluß.) 


5 9. Londiktionsfälle aus dem Gebiete des öffentlichen Abgaben- 
insbefondere Steuer- und Bollrechtes. 


Unter Hervorhebung allgemeiner Gefichtspunfte joll an diejer Stelle die 
gejeggeberische Behandlung beitimmter Rückforderungsanſprüche aus dem öffents 
lichen Abgabenrecht Plag finden. Zunächſt enge Worte über die rechtliche 
Natur der Abgaben jelbit. 

In der Litteratur berricht Uebereinſtimmung darüber, day der Unterjchied 
zwischen den auf der Finanzhoheit beruhenden öffentlichen Abgaben 
und den auf der Grundherrlichkeit jowie dem Lehnsverband erwachienen 
privatrechtlichen Abgaben nach dem gegenwärtigen Stande der Geſetz— 
gebung, insbejondere nach der Aufhebung bezw. Umgejtaltung des Lehnrechtes 
und der Grundgefälle, Bedeutung nicht mehr beanipruchen fann. 

Unter „Abgaben“ verjteht man heute nur noch die „öffentlichen Ab: 
gaben.) Es ijt jedoch micht zu verfennen, dab Abgaben zu Gunften des 
Staates auch aus jolchen Einnahmen erwachjen, die privatwirtbichaftlicher 
Natur jind, d. bh. jolche, „welche die Finanzwirtbichaft als Einzelwirtbichaft 
durh Antheilnahme an dem allgemeinen volfswirtbichaftlichen Erwerbe ſich 
verichafft, jei es im freiem, ſei es in bejchränftem Wettbewerb." ?) (Poſt, 
Telegraphie, Eijenbahn, Bergwerk, Da dieje Nechtsbeziehungen zu übers 
wiegendem Theile dem Privatrechte angehören, wollen wir diejelben aus 
unjerer Betrachtung ausjcheiden und lediglich die öffentlich-wirthſchaft— 
lichen Einnahmen, ſomit die Rechtsbeziehungen ins Auge faſſen, welche 
auf ſtaatsrechtlichem Fundamente in vermögensrechtlicher Hinſicht den Staat 
und ſeine Glieder verbinden. Mittelbar wird dieſe Verbindung durch die 
Stellung und Thätigkeit des den Staatswillen ausübenden Organs begründet 
ſein. Die Beziehungen dieſer Bindung gehören ohne Frage dem öffentlichen 
Recht an, da die gliedliche Stellung des Individuums im Gemein— 
weſen, der Staatszweck, inſonderheit die Beſtreitung des öffentlichen 
Aufwandes und die Macht der Finanzhoheit das Verhältniß beherrſchen. 


1 


Siebe von Mapr, Abgaben in Stengels Wörterbuch des deutichen Ver— 
waltungsrechtes I S. 1. — Eine generelle Definition der Abgaben ericheint bei der Verichieden: 
artigteit derjelben faft unmöglih. ine möglichit vollitändige Aufzählung der öffentlich- recht: 
lichen, in das Gebiet der Abgaben fallenden Ansprüche des Staates und der Gemeinde, jo- 
wohl der reichs- wie landesrechtlichen, enthält der Entwurf eines Großh. Heſſ. Ge- 
jeßes, das Verfahren der Zmwangsvollitredung im Vermwaltungsmwege betr. 
Art. 1 in der Zeitichrift für Staats: und Gemeindeverwaltung im Großh. Heilen Nr. 19, 
17. Jahrgang 1898); we die Motive I. Nr. 20 dieſes Jahrganges 

Val. Mapr ib, 
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Als Unterarten der öffentlichen Abgaben hat man in der Finanzwiſſen— 
ichaft vorzugsweie die Steuer und Gebühr gegemübergeitellt. Die beſon— 
deren Abgaben oder Gebühren find diejenigen, „welche aus Anlaß jpe= 
zieller Jnanſpruchnahme Öffentlicher Organe oder Anftalten zu zahlen 
find“, während den Steuern oder allgemeinen Abgaben dies Moment der 
Entgeltlichfeit fehlt.) Es hat nicht am Verjuchen gefehlt, die unter bejonderer 
Betonung des ſynallagmatiſchen Elementes in dem Begriffe der Gebühr diejer 
einen privatrechtlichen Charakter zujprechen wollen, doc) bat mit Necht die 
herrjchende Lehre eine andere Anficht?), Der Charakter der Steuerpflicht 
Dagegen ijt für die heutige Zeit ftets ein ausschließlich öffentlich-recht- 
licher gewejen.*) 

Dieje Qualität muß hiernach auch dem Fundamente der diejen Rechten 
entnommenen condictio beiwohnen. Letztere jelbjt iſt, wie ein Weberbli auf 
dem Gebiete des Gebührenrechtes?) zeigt, keineswegs in materieller Hin— 
jicht durch bejondere Beitimmungen geregelt. Findet der Rückforderungs— 
anfpruch überhaupt eine Erwähnung im Gejege, jo lieft man bie und da 
Worte wie „Nückvergütung“ oder „Nüderftattung“. Dieje allgemeinen Aus— 
drücke entbehren der zur Beitimmung der Nechtsqualität des genannten An— 


) von Mayr ibid. ©. 3 ferner: Das öffentliche Intereife mit Bezug auf das Ge 
bübhren- und Steuerweien, die Erpropriation und die Scheidung von Privat: und öffent- 
lihem Redht Fr. 3. Neumann in „Annalen“ 1886 ©. 361: „Steuern: zur Ges 
winnung von Staats: oder Gemeindeeinnahme, i. e. S. angeordnete Zahlungen oder 
Lieferungen, ſoweit diefelben weder Entgelte für ſpezielle Gegenleiftungen des 
Staates reip. der Gemeinde noch von den den leßteren über- oder untergeordneten öffent- 
Jihen Behörden als folchen zu leilten find. . . .“ „Gebühren: zur Gewinnung von 
Staats- oder Gemeindeeinahmen i. e. S. nad Dabgabe von Vorgängen angeordnete 
Zahlungen oder Lieferungen, ſoweit diefelben Entgelte für ſpezielle Gegen— 
leiftungen des Staates reip. der Gemeinde von öffentlichem Intereſſe find.“ — Bgl. 
ferner Grgänzungsband zum Archiv für Verwaltungsreht (Parey) 18% ©. 10. 

) Zweifel können nur da entitehben, wo im öffentlihen Intereſſe nicht die 
Thätigfeit des Staates, jondern eines Einzelnen das Entgelt für die zu 
entrihtende Gebühr bildet So bei der Kehrgebühr der Schornfteinfeger vgl. 
Arhiv für Verwaltungsredht von Stolp Bd. 16 ©. 151: „Leiltung und Gegen- 
leiftung verlieren bier ihren privatrechtlichen Charakter nicht dadurd, daß den Bezirkseinge- 
fefienen im öffentlihen Intereſſe auferlegt ift, die zu leiftende Handlung einem be= 
ftimmten Gemwerbetreibenden zu übertragen, und dieſer verpflichtet ift, den Auftrag 
zur Leiftung der Handlung gegen eine beitimmte Vergütung zu übernehmen und ebenjo 
wenig durch den ganz nebenfächlichen Umftand, daß die adminiftrative Zwangseinziehung 
* es zugelaiien iſt.“ €. des R⸗G. vom 24. Ottober 1889 im „Juriſtiſchen Wochen- 
latt“ 9. 

) von Mayr ibid. ©. 3: „Entgegen der mittelalterlichen vertrags— 
mäßigen Regelung der Beiteuerung zwifhen Fürſten und Volt iſt vorbe- 
reitet durch die Entwidelung des Steuerweiens in den neueren abioluten Monarchieen mit 
der Erkenntniß der Gleichartigkeit der Staats: und Volksintereſſen und mit der ftetigen 
Steigerung der Gejammtaufgaben des Staates der Gedanke der öffentlih-rehtlihen 
Steuerpfliht zum Durchbruch getommen.“ Pgl. ferner die dort angeführten 
Nachweiſe aus den deutjchen Verfaſſungsurkunden. — Es hat nicht an Verſuchen gefehlt, 
jelbit die ftaatsrechtlihe Grundlage der Steuer privatrechtlich anfzufajlen. So 
wurde in einer Konkursſache eine Steuerforderung zurüdgewiejen, nachdem fich berausgeitellt 
hatte, daß der Gemeinichuldner feine ungünstige Gefchäftslage durch unmwahre Angaben vor 
der Steuerbehörde verichleiert hatte Man behauptete, hier läge eine „Freigebigkeit“ des 
Gemeinfchuldners in der Abgabe der unmahren Deklaration. Mit Recht hat das Reichs- 
gericht (1. Civilfenat vom 5. Juli 1884) bemerkt, daß Forderungen aus Freigebigkeit nur 
aus Rehtsgeihäften entitehen können, daß jedoch die Steuerforderung des Staates 
nie einem Rehtsgeichäfte, jondern einem ftaatsrehtlihen Rechtsſatze 
entfpränge. Neger, Bd. 5, S. 472, Nr. 360. (Rechtlicher Charakter der Steuerdellaration.) 
Val. von Mayr ibid. ©. 466 ff. 
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ſpruchs unbedingt erforderlichen Präziſion. Auch in formeller Dinficht, in 
der Frage des Rechtsjchuges der Rückvergütung, erjcheinen die geieglichen 
Veitimmungen nicht zureichend. Nach dem überwiegenden Theile der deutjchen 
Geſetzgebung ijt für das Gebührenrecht ein Beſchwerde- oder Reklamationsweg 
geichaffen. Die Frage, ob nach Erſchöpfung dieſes Inftanzenzuges 
ein flagbarer Anſpruch auf Rückerſtattung der zu Unrecht gezahlten 
Gebühr vorhanden it oder nicht, bat die Geſetzgebung zu einem großen Theile 
nicht durch ausdrückliche Beſtimmung, ſondern durch Schweigen 
verneint und dadurch auf dieſem Gebiete nicht unerhebliche Zweifel geichaffen.') 
Eine Ausnahme von dieſer wenig erfreulichen Art geſetzgeberiſchen Regelung 
bildet die Reichsſtempelgeſetzgebung. Die Stempelabgaben haben, wenn 
man ſie auch in der Regel unter die Klaſſe der Gebühren rechnet, doch 
eine von denſelben verſchiedene Natur. Sie haben offenbar injoweit einen 
jteuerartigen Charafter, als von einem Entgelt für eine bejondere Staats: 
leiftung feine Nede tit; die Pflicht zur Zahlung gründet jich vielmehr auf be= 
itimmte Vorgänge des Verfehrslebeng, jie it daher injoweit eine Ver: 
fchrsjteuer.?) Das unjere Börjenjteuer enthaltende Neichsitempelgejeg bat 
zwar auch im der früheren Faſſung eine ausdrüdliche Bejtimmung über die 
Art und Weiſe der Geltendmachung von Kondiktionsanjprüchen nicht enthalten, 


N So bat in Heilen noch bis vor furzem Zweifel über die Frage beitanden, ob eine 
von den heſſ. Gerichten der nicht ftreitigen Gerichtsbarkeit auf Grund des heſſiſchen 
Stempeltarifs gemachte Auflage klagend vor dem ordentlichen Gerichte angefochten bezw. 
tondizirt werden kann insbejondere mit der Behauptung, der angewandte Tarif jtehe mit 
dem Meichsrecht im Widerſpruch. Dem charakteriftiichen Falle lag folgender Thatbeitand 
zu Grunde. Die Bank für Handel und Induſtrie hatte in einer außerordentlichen General: 
verlammlung vom 12. Mär; 1889 die Grhöbung ihres Aktienkapitals um 12 Millionen 
Mart nominal beſchloſſen. Zur gerichtlihen Beurkundung dieſes Beichluffes war nad) 
Art. 238a des 9-G-P. ein "Amtsrichter zugezogen worden. Demnächſt wurden für diele 
Beurfundung nad der heil. Verordnung vom 18. Januar 1882 bezw. Stempeltarif Ziffer 4 
und 29 im Ganzen 60000 Mark Stempelgebübren erhoben. Wergeblich hatte die Hanf 
gegen Die reg proteitirt, weil die million ihrer Aktien nad dem Reichsgeſetze 
vom 29. Mai 1885 $ 1 einer Stempelabgabe unterliege, und eine wiederholte Beſteuerung 

en 8 5 eit. leg. veritoße. Die Bejchwerden bei dem Amis⸗ und Landgericht blieben ohne 
rolg. Die Beiteuerung der Aktien jchließe die Prlicht zur Zahlung der Gerichtskoiten 
nicht aus, außerdem liege ein gebührenpflichtiger Akt der freiwilligen Gerichtsbarteit vor. 
Der Klage auf Rüderjtattung wurde der all des Kompetenzkonfliktes jeitens der 
beif. Regierung gegenüber geitellt, worauf die Angelegenheit zur Enticheidung des Ver— 
waltungsgerichtshofes fam. Das vorher mit der Sache befaßte Landgericht äußerte jich ge- 
jeglicher Borichrift gemäß über die Zuläſſigkeit des Nechtsmeges und bat diele Frage in 
feinem Berichte vom 10. Aprit 1890 dabin entichieden: 
„daß im vorliegenden Fall weder durch Reichs- noch Landesgeſetz der 
Rechtsweg verſchloſſen ſein dürfte.“ 
— wird unter Sezugnahme auf die Entſcheidungen des RG. in Strafſachen, 
B. V, S. 34, VIII 255, XI, ©. 65 ff. und ©. 96, BD. XV, ©. 323 ff., jowie 
Seufferts Archiv g 21 Nr. 279, Bo. 24, Nr. 38, Bo. 27, S. 174 dem Grundiag von 
der allgemein anerkannten Zulä jfigteit des Rechtsweges beigepflichtet, derjelbe auch näher 
begründet. Sodann wird die Konformität der heil. Gejeggebung nachgewieſen und ferner 
tonitatirt, daß eine gegentbeilige, den Rechtsweg ausichließende Beſtimmung nicht vorhanden 
it. Trogdem wurde jeitens des Verwaltungs erichtshofes die Unzuläffigfeit des Nechtsmeges 
angenommen: es ſei unzweifelhaft, daß der Faftangenzug die betreffende Stempelangelegen- 
beit völlig erledige. Dal. das Nähere Heinzerling im Archiv für prakt. Rechtswiſſen— 
ichaft 16. Band 2. Heft, S. 160—180. 

?, Dieje Unterfheidung ift feineswegs leicht durchzuführen. Insbeſondere nicht für 
Hefien, da bier die Stempelabgabe nur zur Erhebung fonımt, wenn ein Beamter 
oder eine öffentlidhe Bebörde eine Thäti a ——— bat. Vol. auch 
Jalob, Stempeliteuer in Stengels Wörterbuch, Bd. 2, ©. 543. 
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es iſt jedoch von der Nechtiprechung!) jtetS dahin ausgelegt worden, daß 
dem Rücdforderungsanjpruch der Nechtsweg nicht verjagt jei. Seitdem 
das Geſetz in der Faſſung der Abänderungsnovelle vom 29. Mai 1885 
ein ausdrüdliches Klagerecht jtatuirt hat, dürfte jeder Zweifel bejeitigt jein.”) 
Es wäre jedoch unrichtig, wenn man leßtere Beſtimmung als allgemeines 
Prinzip für alle Neichsjtempelabgaben binjtellen wollte. Es gibt reichs— 
gejeglich geregelte Stempelabgaben, deren Necht zum Theil in Folge partifu- 
laver, ergänzender Beltimmungen einen flagbaren Anjpruch nicht fennt; wir 
nennen die Wechjelftempeljteuer und den Spielfartenftempel. Fehlen hier flag- 
bare Rechte, jo dürften jolche fubjeftive Anjprüche auch nicht zu finden 
jein in den Vorschriften unjerer Steuerrechte, die ein Eingriffsrecht der 
Oberaufſichtsbehörde in die Thätigfeit der ihr untergeordneten Organe ftatuiren, 
wenn es ſich um die Aufrechterhaltung fteuerrechtlicher Grundjäge handelt. 
Die amtliche Pflicht der Beauffichtigung jtellt feine Thätigkeit dar, auf deren 
Ausübung und Durchführung der Einzelne ein Recht hätte. Die Weigerung 
der Aufjichtsbehörde, auf diefem Wege Nechtsnormen im Interefje des Petenten 
in Bewegung zu jegen, läßt ſich nicht mittel richterlicher Klage be: 
jeitigen. Leider ermangelt es in dieſer jehr wichtigen Frage unjeren Gejep- 
gebungen — auch die reichsrechtliche ift nicht ausgejchloffen — nicht jelten an der 
nöthigen Beitimmtheit der Faſſung. So iſt 3. B. das Eingriffsrecht und Die 
Surisdiftionsbefugnig des Reiches in Finanzſachen überhaupt nicht durch bejondere 
Beitimmungen des Gejeges geregelt.) Erjt die Litteratur und Praris haben die 
Anſchauung gefeftigt, daß in dem Oberaufjichtsrechte des Reiches auch eine 
Surisdiftion liege, „indem der Beſchluß des Bundesrathes im Wejentlichen ein 
Urtheil darüber enthalten fann, ob die Beitimmung eines Neichsgejeges oder einer 
Bundesrathsverordnung richtig oder faljch ausgelegt reip. angewendet worden iſt.) 
Dieje durch die veichsrechtliche Exekution vollziebbare Thätigfeit des Bundes- 
rathe3 als DOberaufjichtsbehörde in Neichsfinanzjachen iſt ohne Frage geeignet, 
das Vertrauen auf die Pflege des Nechtsgedanfens auch auf dem Gebiete 
zu feitigen, in welchem heute noch, wie die Vorwürfe der Gegenwart betonen, 


Mol. R-G. (Civilfachen), Bd. 11, S. 64—100. In klarer und überfichtlicher Weiſe 
bat Dr. ‚selir Hecht in feiner Abhandlung in Schanzs Finanzardiv, 1. Jahrgang, 
2. Heft: „Der Rechtsweg in Stemvelfahen“, die Säße der früheren Nedtipred- 
ung zufanmengeitellt. — Diejer Hinweis muB bier wegen Raummangels genügen. In der 
— Abhandlung befindet ſich auch eine Zuſammenſtellung des geſammten in 
Deutihland früber geltenden Rechtes. Bezüglich der Praris im Neichsrecht vgl. 
noch R.=:6. XVI, S. 63; XVIU, ©, 6, 25, 54, 51; XX, 8, 5, 25; für das preuß. Land— 
recht: XI, 255; XII, 256, 265; XII, 265: XIV, 256, 258: XVI 210; XV, 230; XVII, 
206; XVII, 209 (Vertrag über eine eleftriiche Leitung „Sache“ im Sinne des Stempel- 
geießes?), XVII, 427; XIX, 318; XXV, 222, 247, 252, 258, 323. 

”, $ 32: „In Beziehung auf die Verpflichtung zur ntrichtung der in dieſem Geſetze 
„teitgeitellten Abgaben it der Rechtsweg zuläſſig. Die Klage ift bei Verluſt des Klagerechtes 
„binnen jechs Monaten nah erfolgter Beitreibung oder mit Worbebalt geleiiteter 
„Zahlung zu erheben... .“ 

*) Dies gilt auch zum Theil von der Art des NRechtsichuges. Es müßten denn gerade 
ausdrüdliche Vorfchriften vorliegen. ©. die bei Yaband, das Finanzrecht deutſchen 
Reiches in „Annalen“ 1873, ©. 483 angeführten Geſetze. 

NRLaband a. a. O. S. 484 Matürlich bat, wie Laband auch hervorbebt und be 
ründet, diejer Beichluß nicht den Charakter einer Fnticheidung quae jus facit inter partes, 

er Einzelne hat nur ein „Recht“ zur „Anzeige“ der Geiegesverlegungen. Der Beſchluß 
ift aber maßgebend für die Regierungen, leßtere find verpflichtet, dafür zu jorgen, dab die 
vom Bundesratbe für richtig erkannte Ansicht durchgeführt werde. „Die Wirtiamteit der 
vom Bundesrathe gefällten Urtheile erftredt ſich daher auf alle zutünftigen und alle noch 
nicht definitiv entichiedenen, fchmebenden Fälle, und auch für bereits erledigte Angelegen— 
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mittelalterliche Anjchauungen herrichen jollen.‘) Auh im Preußen 
it man menerdings zu der Ueberzeugung gelangt, daß im Gebiete des Ge— 
meimdejteuerrechtes eine Staatsfontrole für die Aufrechterhaltung fteuer: 
rechtlicher Grundjäge wünjchenswerth ift. Nach dem neuen preußiichen Ges 
meindeabgabenentwurf,?) der auch in jozialpofitiicher Hinficht von Interejje jein 
dürfte, tt Der Staatsgewalt ein Necht des Eingrifjs gegeben, im alle 
die Beichlüffe einer Gemeinde gegen Beiteuerungsgrundjäge verftoßen jollten. 
Gewiß fönnen auch auf dem Wege der Anrufung der die Aufjicht führenden 
ftaatlichen Behörde rechtlich begründete Kondiktionsaniprüche des Einzelnen ver— 
wirflicht werden. Aber ebenjo klar iſt es, daß jene objektiv:rechtlichen, die Kom— 
petenzen der Behörden umter ſich abgrenzenden Beltimmungen keineswegs jub- 
jeftive, rechtlich erziwingbare Anjprüche des Individuums begründen. Die Prüfung 
der ‚srage, im wieweit jolche Anſprüche im Steuerrechte anerkannt find, muß der 
beionderen Unterjuchung des einzelnen in Betracht fommenden Nechtes über: 
lajjen bleiben. Es wäre faljch, jene Frage im Allgemeinen mit der Begründ- 
ung zu verneinen, daß es den Beſtimmungen eines Steuergejeges überhaupt an 
gegenjeitigen Nechtsbeziehungen ermangele. Much die Steuergejeßgebung 
ihafft Rechts beziehungen. Hat das verfaflungsmähig zu Stande gefommene 
Steuergefeß das Steuerobjeft, die Steuereinheit und den Steuerfuß feitgeitellt, 
jo iſt mit der Thatjache der Heranziehung eine inhaltlich beitimmte und ihrem 
Umfange nach umgrenzte obligatio ex lege entjtanden. Die Schuldner der Obli- 
gatton find als die rechtlichen Inhaber der Steuerobjefte ohne weiteres gegeben. 
Wird das Vorliegen der für die Steuerpflicht maßgebenden Uualififation der 
fonfreten Einzelperjon bejtritten, jo tritt auch die Gegenjeitigfeit der durch 
den jtaatlichen Eingriff gejchaffenen Rechtsbeziehungen hervor. Es zeigt ſich 
dies insbejondere bei der Frage der nad) Neichsrecht nicht zuläjfigen Doppel: 
beftenerung. Die einzelnen Landesrechte gehen von den verichiedenjten Geſichts— 
punkten bei Feititellung der Stenergrundlage aus. Bald iſt die Einkommens: 
quelle, bald das Einkommen als jolches, bald der Wohnſitz oder Aufenthalt 
oder die Staatdangehörigfeit zum Ausgangspunfte der Steuer gemacht. Hier: 
nach fonnte es micht ausbleiben, day die Durchführung der Möglichkeit, ein 
Steuerjubjeft hinfichtlich desjelben Steuerobjeftes mehrfach zur Steuer heran 
zuziehen, eine micht jeltene Klage in der Praris bilden würde. Indem mun 
der Geſetzgeber durch das reichsrcchtliche das Landesrecht forrigirende Verbot 
der Doppelbejteuerung eine bejondere Nechtsfontrolle für die Begründung jolcher 
Klagen jchuf, hat er ohne Frage in thesi das Vorhandenjein von Rechts— 
aniprüchen Einzelner anerfannt, die jich unmittelbar auf die teuer: 
rechtliche Thätigkeit des Staates gründen und im Stande jein können, alle 
Wirkungen dieſer jtaatlichen Willensäußerung zu bejeitigen. 

Für unſere bejtinmmte Frage bat leider die Partikulargejeggebung im 
Allgemeinen nicht immer in flarer Form das Vorhandenjein eines jubjektiven 


beiten fann unter Ilmftänden ein Bundesratbsbeihluß Veranlaſſung geben, zu Unrecht 
erhobene Zoll- Steuer, Wechſelſtempel und andere Beträge aus Billigkeit 
oder in Folge eines gegen den Fiskus des betreffenden Staates ange: 
ſtrengten — zu rejtituiren. Sollte eine Yandesregierung, der an fie 
ergangenen Aufforderung ungeaditet, in der Verlegung oder Nichtbefolgung eines Bundes 
gelehes bebarren, jo fann das Reich die Erefution gegen fie vollitreden.” 
„ Bat. auch Felix Hecht, a. a. O. 

I. Blätter für joziale Praris von Dr. N. Brüdner, 1. ‚Jahrgang, 1893, 
3. Mai: Pie Staatskontrolle im preußifhen Gemeindeabgabenentwurf in 
Het Nr. 18 und 19. 
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Nechtsanipruchs anerkannt. Wohl aber gilt dies von den unziweideutigen Be— 
ſtimmungen der Preußiſchen Geſetzgebung, joweit jie in formeller Hinficht 
ausdrücliche, wenn auch nicht immer conjequente Vorjchriften enthält. Sie 
mag daher an eriter Stelle hier Erwähnung finden. 

Bunächit dürfte das Gejeg vom 24. Mai 1861, betreffend die Er: 
weiterung des Rechtsweges, von Bedeutung jein. Art. 9 dieſes Gejeges 
regelt die öffentlich-rechtliche Erjtattungsflage.') Zur Zeit diejes 
Erlaſſes war der Rechtszuſtand in Preußen folgender: 

1) Ob eine Forderung einer Steuer, eine „allgemeine Anlage* im Sinne 
des Geſetzes jei, hat lediglich die Verwaltungsbehörde zu bejtimmen. 

2) Weber die Verbindlichkeit zur Entrichtung allgemeiner Anlagen findet fein 
Prozeß ftatt, aus welchem Grunde auch immer, der ungejeglichen Erhebung, der 
Prägravation oder jonit, ein Anjpruch gegen den Berechtigten auf Befreiung 
geltend gemacht werden könnte, mit alleiniger Ausnahme der folgenden Nummer. 

3) Behaupter Jemand aus den drei beionderen Gründen: Vertrag, Privi— 
legium oder erjigender Verjährung, die Befreiung von einer Abgabe, jo ſoll 
er darüber vechtlicd gehört werden. 

4) Behauptet Jemand in der Beitimmung jeines Antheils über die Ge— 
bühr belajtet zu jein, jo ift hierüber ein Prozeß unter den SKontribuenten — 
jedod) nur unter diejen — zuläjjig. °) 

Das Gejeg hat Fall 3 und 4 unberührt gelafjen, dieſen aber zivei neue 
hinzugefügt, in denen die Rückforderungsklage zuläſſig ift: 

1) Wenn der Steuerpflichtige behauptet, daß die einzelne Forderung 
bereit3 früher getilgt oder bereits verjährt jet, in welchem Falle die Klage 
auf Erjtattung des Gezahlten binnen ſechs Monaten jtattfinden joll; 

2) wenn er behauptet, daß die geforderte Abgabe feine öffentliche Abgabe 
jei, jondern auf einem aufgehobenen, privatrechtlichen Fundamente, insbejondere 
einem früheren gut3berrlichen, jchugherrlichen oder grundherrlichen beruhe. °) 

Unter legterer Modifikation hat man den wohl für das geſammte Steuer— 
recht giltigen Grundjag anerkennen wollen, wonach die einjeitige Beſtimmung 
der Natur der Abgabe als Steuer zu den Hoheitsrechten des Staates gehört, 
und hiernach ein Nechtsjtreit über die Natur der Abgabe ausgejchlojien jein 
ſoll.) Hervorzuheben ift, daß der Negierungsentiwurf bei vorbehaltlojer Zahl: 
ung ein Rüdjorderungsrecht nicht amerfennen wollte. Die Stelle des Kom— 
miſſionsberichts jagt: 

„Ein lebhafter und längerer Streit erhob jich jedoch über die Beſtim— 
mung des $ 9, nach welcher die Rüdforderungsftlage binnen jechs Monaten 
nach der unter Vorbehalt geleifteten Zahlung ftattfinden joll*. Die Kom— 
mifjarien motivirten diejen Vorbehalt durch das fisfalische Interefje und durch 


8% Wegen allgemeiner Anlagen und Abgaben ($ 36, 41 der Verordnung vom 
26. Dezember 1808, Gefehiammlung 1817, &. 283; 8 78, 79, TI. II, Titel 14, Allgemeinen 
Landrechtes) fann auf Grund der Behauptung, daß die einzelne Forderung bereits früber 
geiulgt oder verjährt jei, die Klage auf Erftattung angeitellt werden, — jedoch bei 
erluit des Klagerechtes — nur binnen jehs Monaten nach erfolgter Beitreibung 
oder geleifteter Zahlung. — Die landesrehtlihe Stempelktlage regeln Art. 
11 und 12 eit. leg. Grit mit der Einführung des Gefetes vom 24. Mai 1861 war dem 
Stempelrüdforberungsanipruc die Klagbarkeit gegeben. Dal. E. des R. G. Bd. 17, 206. 
2), Worte der Motive zu diefem Gelege, 2. Abichn. abgedrudt in 2. Hartmann, Ober: 
Staatsanwalt beim Ober-Tribunal, das Verfahren bei Kompetenztonfliften, Berlin 1861, ©. 11. 
2) Pol. Rommilfionsbericht des Abgeordnetenbauies, abgedrudt ibid. S. 15 und 16, 
* Vgl. hierüber die in Primker, die Kompetenzlonflitte in Preußen, Berlin 1861, 

S 43 44 und 45 angeführten Nachmeife für Preußen. Hartmann, a. a. D. ©. 17. 
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analoge Grundjäße der condietio indebiti. Andererſeits wurde ein- 
gewandt, dab ein jolches unbedingtes Erfordernig mit den Grundfäßen der 
Küdforderung einer Nichtſchuld (Allg. L. R. I, 16, $ 160 ff.) nicht überein- 
ftimme; daß eine praftiiche Härte darin liege, von dem Zahlenden einen jchrift- 
Iihen Vorbehalt zu fordern, da man den Naffenbeamten doch nicht zwingen 
fonne, den Vorbehalt in die Quittung aufzunehmen, und daß der Bahlende 
überhaupt oft in entjchulobarem Irrthum an einen jolchen Vorbehalt nicht 
denken werde. Es wurde Dagegen zwar repliziert, daß die Anwendung der 
Srundfäge (Allg. & R. I, 16 8 160 ff.) Sich nicht von jelbit veritehe, 
weil es ſich um fein privatrechtliches Verhältniß Handle, daß deshalb 
der Vorbehalt auch nicht jchriftlich zu jein brauche. Indeſſen wurde jchlieh- 
ich die Streihung der Worte: „unter Vorbehalt“ mit 6 gegen 5 Stimmen 
beichloffen, womit fich ein weiteres Amendement, diefe Worte durch den Aus— 
drud: „unter Widerjpruch“ zu erjegen, erledigte. ‘) 

Daß die Beſtimmungen des preußiichen Mechtes nicht konſequent Find, iſt 
hen gelagt. Es tft ein Irrthum, behaupten zu wollen, die anerkannten Titel 
der Nückforderung jeien Brivatrechtstitel‘), daher jet auch der Rechts: 
weg vor dem ordentlichen Gerichte zuläſſig. Schon Brater (a. a. D. ©. 34) 
bemerkt: „Die genannten Nechtstitel haben dann die Eigenjchaft von Staats- 
rechts, nicht Privatrechtstiteln”. „Individuelle Befreiungen von öffentlich: 
tehtlichen Berpflichtungen”, jagt Hämel?), „Eraft eines jpeziellen Rechtstitels 
„B. nach preußiichem Nechte Stenerbefreiungen oder Freiheit von polizei: 
lien Verfügungen mit vermögensrechtficher Wirkung kraft Privileg, Vertrag 
oder Verjährung begründen jowenig ein privatrechtliches Verhältniß, als die 
Befreiungen ganzer Berjonenflaffen kraft jus singulare. Denn der Nechts: 
titel enticheidet tchlechtbin nicht über die private oder öffentliche Natur eines 
Rechtsverhältniffes. Das durch jene Nechtstitel begründete Rechtsverhältniß 
ft aber eine Beichränfung der Steuer: oder Polizeihoheit des Staates und 
jede Begrenzung der Staatsgewalt auch gegenüber dem Privat— 
tete iſt Juhalt des Öffentlichen Rechtes. Daher denn auch die be- 
zeichneten Nechtsitreitigfeiten nach neuem preußiichem Nechte (Yandesverwalt- 
ingegeieh vom 30. Juli 1883, 8 127 und Zuftändigkeitsgejeg vom 1. Auguſt 
1883, 8 160) vom Rechtsweg auf den Weg der VBerwaltungsgerichtsbarfeit 
berwiejen find.“ 

Dieje Auffaffung von der öffentlich:rechtlichen Natur des Verhältniſſes 
findet heute in den Motiven der neueren preußijchen Gejeggebung und im der 
Thatjache der Kompetenzabgrenzung ihre Beltätigung. Die ältere Anjchauung 
von dem auf Brivatrechtstitel begründeten zivilen Nechtsftreite fehrt jedoch 
in der früheren und zum Theil heute noch gültigen Gejeggebung mancher Bundes: 
jtaaten wieder. So bejtimmt 3. B. 8 11 des ſächſiſchen Gejekes betr. die Kom— 
petenzverhältniffe für Juſtiz- und Verwaltungsbehörden vom 28. Januar 1835: 

In den Fällen des 8 8 und 5 (Bürgerrecht, öffentliche Abgaben und 
Leiſtungen, ſchul- und firchenrechtliche Leiftungen und Anſprüche) tritt aber die 
Kompetenz der Juftizbehörden, mithin der Rechtsweg ein, wenn Jemand jich 
dabei nicht bloß auf Gejege, Provinzialortsitatuten oder allgemeine Grundfäge, 
iondern auf bejondere Nechtstitel (Privilegien, vechtsträftige Enticheid- 





') Bgl. Hartmann, a. a. O. 5. 17. 
So ber Kommiſſionsbericht und die ihm folgende Literatur. 
’, Deutiches Staatsrecht, I, 5. 159, Arm. 7. 
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ungen, Privatwillenserflärungen, Verträge, legten Willen, Stiftungen, Aner- 
fenntnifje, Verjährung, Herkommen) beruft, und zwar jowohl rüdjichtlich der 
Zuläſſigkeit, als des Beweiſes und der Wirfung der gedachten Titel. — Ab: 
gejehen von der inneren Berjchiedenheit der mit Zwang unter ein äuberes 
Moment gebrachten Verhältnifje bat fich, wie dies auch die Praris beitätigt, 
die prinzipielle Einhaltung der Grenze nicht durchführen lafjen. Speziell für 
unjere Frage ijt für das jächjtiche öffentliche Abgabenrecht trog des bejonderen 
Nechtstitel3 der Rückforderung einer sine causa bezahlten Schuld die öffent- 
ficherechtliche Qualität der condictio indebiti oder sine causa anerfannt und 
demgemäß der Unjpruch dem Verwaltungsgerichte zugetheilt. ') 

Aus dem neueren Steuerrechte von Sachſen und Preußen fönnen wir 
an diejer Stelle nur das jächjiiche Einfommenjteuergeieg vom 2. Juli 1878 
und das preußiiche vom 24. Juni 1891 hervorheben. Beide — innerlich nahe 
verwandt, Walfer ?)nennt legteres eine „verbejjerte Nachahmung“ des eriteren — 
ftatuiren einen Reklamationsweg und haben eine bejondere legte Inſtanz zur 
Entjcheidung von Rechtsfragen. Im Sachien entjcheidet legtere der Finanz: 
minifter, in Preußen das Oberverwaltungsgericht. 

Die für unjere Frage bemerfenswerthe NRechtiprechung der bayerijchen 
Verwaltungsgerichte it bereits oben ®) bejprochen worden. Der jubjeftive Rück— 
forderungsanjprud; wird nach Anficht des Plenums des bayerischen Verwaltungs: 
gerichtshofes nach den Theorien des Privatrechtes beurtheilt. Hinſichtlich der 
für die Geltendmachung individualrechtlicher Aniprüche des öffentlichen Rechtes 
bejtehenden formalen Beitimmungen verweiien wir, joweit verwaltungsgerichtz 
liches Verfahren | in Betracht fommt, auf die Abhandlung Seydels in den 
Annalen 1885 ©. 214-277. Was ipeziell die Staatsjteuern in Bayern 
anlangt, jo fünnen Anjprüche auf Nüderjag bezablter Steuern überhaupt nicht 
mehr geltend gemacht werden, wenn einmal in vechtsfräftiger Weije die Steuer- 
ſchuld feſtgeſtellt iſt.) Die Trage der Verjährung hat man ausdrüdlich ge- 


) Ext. des ſächſ. Competenzgerichtshofes vom 28. September 1886 in Neger. B. — 

Nr. us. Tas Urtheil adoptirt volllommen die Anihauungen Sarweys a. a. O. 
334, 562 Nr. 7. gl. ferner Urtbeil des Oberlandesgerichts Dresden vom 13. Mär; 1854 
in Reger, B. 6 Nr. 369, das richtig die Gebührenforderung des Staates als Ausfluß der 
SFistalgemwalt bezeichnet und die Annahme eines privatrechtlichen Vertrages oder Geichäfts- 
führung zurüdweiit. Im legteren Falle wurde in Gemäßheit des den S 49 der ſächſ. Ver— 
faflungsurfunde modifizirenden Geſehes vom 28. Januar 1835 (bier $ 7 Ziffer 3) die Zus 
läljigeit des Rechtsweges für die condietio angenommen, weil die bloße Behauptung ge— 
wahrt war, es läge ein Mihbrauch der Amtsgemwalt vor. Ueber die Nudicatur im Armen- 
recht vgl. Reger! B. 3, ©. 344. — Für den öffentlichrechtlichen Rchisſchuß in Sachſen 
find beſondere Verwaltungsgerichte nicht eingeführt. Gewiſſe Garantien find nur inſoferne 
gegeben, al$ das enticheidende Forum ein aus drei gleichberechtigten Mitgliedern beitebendes 
Kollegium daritellt und für das Verfahren im Adminiftrativftreit die Grundſätze des älteren 
Zivilprozeſſes gelten. Bol. Leutbold Staatsreht des Königreichs Sachſen in Marguardiens 
Handbuch 5.204. „Ein Schuß des Einzelnen durch Richteripruch in den ‚Fällen, in welchen derfelbe 
nur der öffentlichen Gewalt gegenüberitebt und behauptet, durch eine Verfügung derielben in 
einem ihm juftehenden Rechte verlebt zu jein ‚Mechtsbeichwerde), kennt das ſächſiſche Recht 
nicht.“ Pal. von Sarweh, öffentliches Recht und Verwaltungsrechtspflege 1880 S. 252, 

Ma Ifer, der Rectsihuß gegen zu hohe Steuern und Stenereinfchägungen, 
Berlin 1893. ©. 8. 

S. 76 und 88. — Eine kurzgefaßte überſichtliche Darſtellung des bayeriſchen Rechtes 

in unſerer Frage enthält Sarmwen, ——— Recht, S. 566 ff. 

Seydel bayer. Staatsreht, . Aufl, IV, S. 7, 202, 2. Aufl., II, S. 378, 485. 
Es entipricht dieje Vorichrift dem ee im Zivilrecht allgemein anerfannten Grund— 
j wonach die exceptio rei judicatae ſtets der Durchführung einer condietio entgegenftebt. 

Vol. Puchta, Vorlefungen $ 309. 
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regelt. Mit Ausnahme der Geſetze über die Grubenfeldabgabe und über die 
Beiteuerung des Gewerbebetriebs im Umberziehen ift in den a die 
Vorihrift aufgenommen worden, wonach die Beitimmungen im $ 32 des 
Jinanzgejeges vom 28. Dezember 1831 im ganzen Königreiche anwendbar find. 
diernach iſt eine dreijährige Verjährungsfriſt für das Kondiktionsrecht ſtatuirt. 
Die Rückerſatzanſprüche müſſen bei der Behörde geltend gemacht werden, an 
welche die Zahlung geleiſtet worden iſt. Eine restitutio in integrum gegen 
die Erlöſchung der Anſprüche kennt nur die Erbſchaftsſteuer und zwar nur zu 
Gunſten minderjähriger phyſiſcher Perjonen.') Die Entſcheidung über Rück— 
erſatzanſprüche erfolgt mangels beſonderer geſetzlicher Beſtimmungen im Finanz— 
verwaltungswege. Wird bei der Haus- und Grundſteuer die condictio auf 
den Grund der Steuerbefreiung geitügt, jo tit der Verwaltungsgerichtshof in 
legter Injtanz fompetent. Nüderjaganjprüche im Gebiete der Erbichaftsiteuer find’ 
innerhalb 14 Tagen bei dem Nentamte geltend zu machen. In erjter Inſtanz 
enticheidet die Regierungsfinanzfammer, in zweiter der Verwaltungsgerichtshof.?) 

Das badijche Necht fennt für jämmtliche vorkommende Arten öffent: 
licher Abgaben ein durch Rückforderungsklage vor den Verwaltungsgerichten 
geltend zu machendes ſubjektives Recht. Die Reklamation, beziehungsweiſe 
Beſchwerde an die vorgeſetzte Verwaltungsbehörde beſteht daneben; durch Er— 
greifen der Beſchwerde wird die Klage nicht ausgeſchloſſen, und umgefehrt. °) 
Ver eine öffentliche Abgabe an den Staat oder an die Gemeinde bezahlt, hat, 
wenn die Zahlung „ungebührlich“, zu „Ungebühr" gejchah, ein Rüdforderungs: 
recht. Dieſes Recht jet nicht, wie die civilrechtliche condietio indebiti 
der Landrechtsſätze 1235 und 1376 ff., den Nachweis eines Irrthums voraus, 
e3 genügt vielmehr die Thatjache, day eine Nichtjchuld gezahlt wurde. Das Rück— 
torderungsrecht verjährt in 5 Jahren.*) Für den Anjpruch auf Nüderjtattung zu 
Ungebühr bezahlter Staatsabgaben ijt der Verwaltungsgericht3hof in eriter und 
legter Inſtanz zuftändig, joweit nicht etwa durch R eichsgeſetze der Rechtsweg 
vor den Verwaltungsgerichten ausgeſchloſſen iſt.) Für die Rückforderung von 
Gemeindeabgaben iſt zuſtändig in erſter Inſtanz der Bezirksrath, in zweiter In— 
ſtanz der Verwaltungshof.“) Diejelbe Zuſtändigkeit gilt für die Kondiktionen 
von Abgaben an Kreis- und Bezirfsverbände, ſowie Armenunterjtügungen. ') 


” Rgl. die bei Seydel a. a. ©. 1. Aufl. IV ©. 202 Anm. 4, 2. Aufl. II S. 486 
Am. 32 angegebenen Nachweiie. 

*Val. Seydela. a. ©. 1. Aufl. IV ©, 184 und 185, 2. Aufl. II S. 475. 

In beitimmten Fällen des preuß. Eteuerrechted bildet die Reklamation die Voraus 
ſeßzung des Kondiktionsanſpruchs vgl Parey, Entiheidungen — deutſcher Gerichts⸗ 
böte im Streitſachen des öffentlichen Rechtes und der Verwaltung VI, 29. 

*) Val. gr. bad. Geſetz vom 21. Juli 1839 über die Reriährung t der öffentlichen Ab⸗ 
gaben Reg: Blatt 1839, Nr. XXI, ©. 175) ferner die oben S. 61 citirte Rechtſprechung 
des badiichen Verwaltungsgerichtshofes. 

?) Dal. $ 3 Ziffer 1 des Geſetzes v. 14. Juni 1884, betr. die Werwaltungsrechtspflege. 

% Der Rüdforderungsanipruch it in dem Geſetze gar nicht erwähnt, leßteres fennt 
nur eine condictio von ee ben, die man analoger Anwendung früber nicht 
für fähig hielt. Vgl. Reger B. 3, 343 

MWielandt, a. a O., ©. 45—46, 48, 59—54, 418. Die Beantwortung der Frage, 
gegen welche Behörde bei Staatsabgaben die condictio zu richten ift, bat man in Baden 
m guter Abſicht einer bejonderen Vorſchrift überlafien und bier von dem ‘ Beſchluſſe be= 
ftimmter Behörden abhängig gemacht. gl. Verordnung vom 5. August 1884 Geſetz- und 
Verordnungsblatt, ©. 369 Wr. 32.) Zur beachten it, dab in der Regel die Entſcheidung der 
unteren Steuerbebör de Steueramt, Obereinnehmerei) nicht ſofort durch Klage ans 
getochten werden kann, jondern der Verlegte zuerit die Entſcheidung der Mittelbebörde 
ju ertrahiren und gegen dieje feine Klage zu richten hat. 
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Baden hatte befanntlich als eriter unter den deutichen Staaten eine Ver- 
waltungsgerichtsbarfeit gejchaffen, wir meinen das alte Geſetz vom 5. Dftober 1863, 
betr. die Vrganifation der inneren Verwaltung, ein Werk des nationalliberalen 
Parteiführers Lamey. Das Geſetz gewährte (in $ 5, 15—18) die condictio 
indebiti in demjelbem Umfange, wie fie heute bejteht, nur daß die Klage ſtets 
vor dem DVerwaltungsgerichtshof zu erheben war. Als im Jahre 1884 Die 
badiſche Verwaltungsgerichtsbarkeit unter dem maßgebendem Einfluſſe von Pro— 
feſſor Schulze-Heidelberg bedeutend erweitert wurde, wurden die genannten 
85 des 1863er Geſetzes aufgehoben, jedoch in ihrem materiellen Inhalte gleich: 
bleibend in das Gejeg vom 14. Juni 1884 hinübergenommen. Bis 1863 
gab es feine Klage, jondern nur die Bejchperde. 

Nach dem in Württemberg geltenden Rechte dürfte in Steuerjachen nur 
der Weg der Neflamation und der jogenannten Nechtsbeichwerde") ge- 
geben jein, Die Nechtsbejchwerde hat zur Vorausſetzung: ; 

a) daß eine auf Gründe des öffentlichen Wohls gejtügte Entjcheidung 
oder Verfügung rechtlich nicht begründet, und dab der Betrefjende 
hierdurch in einem ihm zuftehenden Nechte verlegt oder mit ciner 
ihm nicht obliegenden Berbimdlichfeit belajtet it, und 

b) daß Die Augelegenheiten innerhalb des Inſtanzenzuges der Verwalt— 
ungsbehörden — im vorliegenden Fall Ortsſteuerkommiſſion (nur bei 
Einfommenftener) — Hauptjteueramt — Steuerfollegium — Finanz— 

—miniſterium zum Austrag gebracht it. 

Ein Recht in Form einer Klage vor Gericht iſt nicht gegeben. ?) 

) Württ. Archiv 9.14 5. ER, 284, 286, 288, 292, 296, 298, B. 15, ©. 334, 337, 
340, 343, 9. 18, 44, 3. 20, A: 

Sarwey, öffentliches Recht, © S. 563, charakterifirt die Beichwerde als „adminiftrative 
Klage“ binfichtlich der Staatsiteuern, jeine Anficht vertritt die berrichende Iluffaifung. — 
Eine eingeheude und die neueſte Daritellung des zur Zeit in Württemberg über die Frage 
des Rechtsweges geltenden Mechtes enthält Gaupp, die auf den Civilprozeß begüglichen 
Normen des württembergiichen Yandrechtes, Freiburg bei Mobr 1893, S. 3—16. Auch 
die neuere ‚Verwaltungsgeießgebung G. vom 16. XII. 1876) hat es nicht beabfichtigt, „das 
Problem einer prinziviellen Grenzſcheidung zwiichen den Gegenitänden der bürgerlichen und 
der Verwaltungsgerichtsbarteit zur geſetzlichen Löſung zu bringen“, es bat vielmehr wie 
Gaupp betont, „Die Feſtſtellung des Begriffes der bürgerlichen Nechtsitreitigfeit, jomweit nicht 
für einzelne Fälle durch Spezialgelege die Zuftändigkeit geregelt worden, auch fernerbin der 
Wiſſenſchaft umd Rechtiprechung überlaiien und sich darauf beichräntt, einzelne auf der 
Grenze liegende Fälle, in welchen entweder die Kompetenzfrage bisber beitritten war oder 
in welcher Die Kompetenz der Verwaltungsbehörden war feſtſiand, aber Gründe der Zweck— 
mäßigteit für die Zulaſſung des Nechtsweges i. e. S. vorliegen, in Art. 2 den Gerichten 
zuzuweiſen.“ Soweit in Art. 10 eit log. verwaltungsgerichtliche Zuſtändigkeit beitimmt 
ist, ericheint die Zuftändigfeit der Yivilgerichte ausgeichlofien. Rück forderungsaniprüde 
bezablter Gemeinde: und anderer Korporationsabgaben find nad Art. 10 ver: 
waltungsgerichtliche Streitiachen. ‚im Gebiete der direkten und indirekten Staats 
teuer galt nad) Icon früber feititebender württembergiicher Praxis nur der Adminiitrativ- 
weg als zuläſſig. (Bal. _Motive des Gejeges vom 16. Tezember 1876). Ueber Rüd: 
forderungsanfpricche yon Staatsſteuern entſcheidet zunächſt die Verwaltungsbehörde; gegen 
die Entſcheidung der hochſten Verwaltungsbehörde it die im Terte genannte Rechtsbeſchwerde 
an den Verwaltungsgerichtsbof früher an den geheimen Rath) zuläifig. Nach den neueren 
Stenergefegen verjährt das Rückforderungsrecht in der Negel nad drei Jahren. In Er— 
mangelung öffentlich-vechtlicher Beſtimmungen wurden in dev Berwaltungspraris die Sätze über 
die condietio indebiti analog angewandt. Auch für die neueite Zeit — Ver: 
Öffentlichungen über die Praris der Nerwaltungsbebörden find hierüber nicht vorhanden — 
it legtere Thatiache dem Verfaſſer von Tr. Gaupp als richtig beſtätigt worden. 

Art. 10 des Geſetzes vom 16. XII. 1876, Neg.-Blatt S. 485 gibt einen Natalog 
von 26 Arten von Rechten, in welchen auf erhobene „Klage“ entichieden wird. Dieſe ‚Fälle 
dürften nicht bierber gebören. 
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Hehnlich liegt der Rechtszuſtand in Heſſen. Hier iſt in Staatsſteuer⸗ 
jachen lediglich ein Reflamationsmweg gegeben, nicht aber ein Klagerecht auf 
Küderftattung. Auch im Gemeindejtenerrecht it zwar ein verwaltungsgericht- 
liches Verfahren, nicht aber ein jürmliches Klagerecht gejchaffen. ') 

Inter eontrahentes bejtehende Anjprüche für vorgelegte Steuern, wie 
jolche namentlich bei Liegenjchaftsverfäufen vorkommen, haben die heifiichen 
Gerichte m der Regel zugelafjen. Es ift dagegen nichts einzumenden, jo weit 
in der Kaufnotul der Uebergang der Steuerlajt gewahrt it und auf Grund 
des Vertrages geflagt wird. Liegt dies nicht vor, jo it m. E. eine condietio 
nach heſſiſchem Rechte ausgeſchloſſen. Man denfe an folgenden gerichtlich jetzt 
entichtedenen Fall. A. it Eigenthümer eines Theiles eines größeren Gutes 
gewejen. Er hat '/, diejes Theiles an den Beklagten B. und °/, an Kläger E. 
veräußert. Letzterem wurden längere Zeit hindurch feitens der Steuerbehörde 
die Steuern auf den ganzen früher dem U. gehörigen Theil des Gutes ans 
gejordert, C. hat diejelben auch jtets, ohne zu reflamiren, gezahlt. Nun klagt 
C umd behauptet, joweit nach dem Vorgetragenen nicht er, ſondern B. 
Schuldner der Abgaben jei, jei letzterer ungerechtfertigt bereichert, auch habe 
ihm Kläger durch Zahlung der Steuer jeine, des Beklagten Gejchäfte geführt. 
Mit diefer Begründung wurde die Erjtattung eines Drittel der verausgabten 
Summe verlangt.) Mit Recht wurde eingewandt: 





At. 48, II, pos. 5 der heil. Kreis: u. Provinzialordnung vom 12, juni 1874 
fpribt nur von „Beichwerden“ gegen Zuziehung zu den Umlagen oder Beiträgen jeder Art 
der politiichen Gemeinden. Nur in Il pos. 1 wird über beitrittene „Aniprüche” der 
Irtöbürger an dem Genuſſe des Gemeindevermögens entichieden. Die Art. 56 ff. der Kreis. 
und Provinzialordnung, die von einer einzureichenden „Nlageichrift Beichwerdeantrag)” 
ivrechen, find abgeſehen von ihrer allgemeinen, unbeſtimmten Faſſung Beitinimungen ledig: 
ih rormeller Natur, die weder geeignet find, noch auch beabſichtigen, die Eigenſchaft 
des Anſpruchs zu regeln. Speziell für unfere Frage dürfte noch Art. 60 des Erb— 
ſchaftsſteuergeſezes vom 30. Auguſt 1884 in Betracht fommen. Cr läßt Anfprücde auf Rüd- 
erſaß bezablter Erbſchafts- oder Schenkungsitener in fünf Jahren verjähren. Ber einer 
urigen faltiſchen Unterſtellung iſt nach Krug, Nommentar zu dem G. nach den Grundlägen 
ber condietio indebiti ein Rückforderungsrecht erwachſen. Zur Geltendmachung des— 
telben it bei Zahlungsweigerung der Abtheilung für Steuerweien der Rekurs an den Ver: 
waltungsgerichtsbof gegeben. — Bei der bevoritehenden Reforn des heſſ. Steuerrechtes iſt 
allgemein eine beſondere Inſtanz zur Entſcheidung von Rechtsfragen im Form eines un— 
abhängigen Gerichtshofes vorgeſehen. Die 2. Kammer hat im Jahre 1895 einen diesbezüg— 
lichen Antrag angenommen. 

” In der mündlichen Verhandlung wurde der Anspruch in vehtlicher Hinficht als 
actio negotierum contraria, eventuell ala condictio indebiti charafterifirt. Das Gericht 
bat diefen Ausführungen beigeitimmt. U. &. find beide Begründungen unbaltbar. Bon 
der eondietio indebiti dürften nach der Klagebebauptung vielleicht folgende Erforderniſſe 
gegeben fein: 

1. Zablung zum Zwede der Erfüllung einer Berbindlichkeit. Der 
Zahler G. hat eine dritte fremde Schuld nicht als fremde, jondern als eigene Schuld ge— 
sablt, weil er eine eigene Verbindlichkeit für gegeben bielt. 

2. Nichtihuld. Was die Steuerbehörde von B. zu_fordern bat, it eine andere 
Schuld, als diejenige, welche fie von E. fordern darf. Die Steuerbehörde bat nicht sum, 
iondern aliud erhalten, der wahre Schuldner iſt nicht befreit, die wahre Forderung beiteht 
noch fort. Vgl. Art. 180 Teil 17. 16 des W.L.R) Wer ferner nicht einen anderen von 
deſſen Schuld, ſondern fich ſelbſt von feiner eigenen Schuld, die nicht beitebt, befreien will, 
muß ein Kondiktionsrecht haben. Hiernach liegt jowohl vom Standpunft Des Zablenden, 
2 Kondizenten, al? auch von dem der die Zahlung empfangenden Behörde eine Nicht 
ſchuld vor. 

3. Irrthum. Kläger bat ſich jelbit für den sahlungspflichtigen Schuldner gebalten. 

4. Ungerecdtfertignte Bereicherung. Tem Beklagten B. ift eine Ausgabe er- 
irart geblieben, die er nach Ansicht des Klägers hätte machen müſſſen, wenn das Ver— 
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1. Es gibt fein derartiges allgemeines Necht, die Gejchäfte eined Anderen 

u führen. 
: 2. Es geht nicht an, durch Zahlung einer angeblichen Nichtichuld der 
Gegenpartei ihr Neklamationsrecht zu nehmen.') Hätte Kläger reflamirt, jo 
wäre es vielleicht möglich gewejen, daß Bellagter einen Steuerzettel befam, 
gegen den er hätte reflamiren fünnen. Die Neflamation des Beklagten war 
nach jeiner Anficht deshalb von Erfolg, weil die Auflage einer Steuer über- 
haupt nicht zuläſſig war, da cin beträchtliche8 Gemarfungsvermögen der betr. 
Gemeinde zur Entrichtung ihrer Ausgaben zur Verfügung jtand. 

3. Eine eondietio vor 55 Steuer ſetzt voraus, daß der Steuer— 
ausſchlag zu Laſten des Be lagten“ oder der von ihm bejejlenen 
Dbjefte ftattfindet, wie dies namentlich in dem Falle vorfommt, wo nad) 
Verkauf von Liegenjchaften die Wahrung in dem Steuerfatajter noch nicht 
erfolgt it. Hier liegt die Sache jo, daß die Steuerbehörde bei dem Aus- 
ichlage die Immobilien des B. überhaupt micht berüdjichtigt, jondern die 
Steuer nur unter den Kläger und die anderen Bejiger des früheren Gutes 
ansjchlägt. Kläger meint, wern auch das Eigenthum des Beklagten beran- 
gezogen würde, würde es ihm weniger Steuer ertragen. Es ijt dies ein ähn— 
iher Gedanfengang, als wenn ein reicher Mann bei der Einfommenfteuer 
vergejien it, umd die übrigen Dorfbewohner ihn num mit einer Zivilklage 
belangen wollten, weil ihr Ausichlag um jo größer geworden jei. — 

Nachdem das mit der Sache bejchäftigte Gericht über die in Betracht 
fonımenden Steuerprinzipien mehrmals Beweisaufnahme angeordnet und in 
der That den Verjuch gemacht hatte, auf dem Wege des Zivilprozejjes nach: 
träglich eine Steuerlifte zu conjtruiren, machte es von der Befugniß des $ 139 
E. P. O. Gebrauch und ſetzte das Verfahren aus. Die zweite Instanz hob 
diefen Beichluß auf und wies die Sache an das Untergericht zurüd, es müſſe 
noch Aufklärung geichafft werden. Bis zu diefem Berchlufje hatte der Pro- 
zeß beinahe 2 Jahre gedauert. Er wurde 1891/92 anhängig und im Dftober 
1895 erging Urtheil auf Klageabweijung. ®) 


fahren der Steuerbehörde geleglich geweien wäre, — Abgeſehen davon, daß es an ſich frag- 
lich ift, ob auch die Eriparung einer Ausgabe zur „Bereicherung“ binreicht, fo tritt doc 
erade in diefem Punkte das Unbaltbare der Hägeriichen Deduktionen bervor. Iſt Be 
lagter B. etwa als Zahlungsempfänger der condietio anzujeben? Zunächſt ift an 
B. eine Zahlung nicht erfolgt. Gewiß gilt nicht nur der thatfächlihe Empfänger, jondern 
auch derjenige als Empfänger, „für den rechtlich empfangen ift, d. b. fiir den rechtlich der 
Empfang die Wirkung der Befriedigung gehabt hätte, wenn er der Kläger geweien wäre.“ 
(Vgl. Nebbein, GEnticheidungen des vormal. Obertribunals B. ILL, & 86). Das trifft 
aber nicht zu. Hiernach fann nur die Steuerbehörde der richtige Beklagte jein, da diefe nad) 
2 die „Nichtichuld“ erhalten bat. 

Ta der Reflamationsweg nicht mehr betreten werden konnte, ein Rechtsweg nad beii. 
Rechte negen die Steuerbehörde ausgeichloiien ift, hatte Kläger den B. gerichtlich belangt. — 

Gegen den Gefichtspuntt der Geſchäftsführung fprechen die von dem Anmalte des 
Beklagten im Texte wieder gegebenen Ausführungen. 

') Mo bleibt bier die Rühlichkeit oder garNotbwendigkeit der Geihäftsführung ? 

2) Die heil. Verordnung der Fortführung der Grunditeuerfatafter betr. (Neg.-Bl. von 
1851 S 590) madıt die Zahlung der Steuerpfliht von dem Eintrag im Grundbuch ab- 
bängig. Iſt Jemand in Folge diejes Fintrages zur Steuer herangezogen worden, jo fann 
er nur feine eigene, nicht aber fremde Geichäfte führen. Liegt nicht eine be 
fondere Nerabredung vor, jo mangelt dem Anſpruch in der That jede Grundlage. 

’) Gediglich der Einfachheit halber haben wir bier einen PBellagten angenommen, im 
Fragefall waren es drei Beklagte, die zuiammen etwa "s des Gutstheils gelauft hatten. 
Tiefe Sachlage ift für Kläger noch infofern ungünftiger, als die angebliche Steuerihuld nicht 
einfach in drei Theile getbeilt werden kann, fondern bei jedem der Beklagten beionders der 
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In Eljaß-Lotbringen enticheiden heute noch die ordentlichen Gerichte 
über die auf den indirekten Steuern beruhenden Kondiktionsaniprüche nach den 
Grundjägen des franzdjiichen VBerwaltungsrechtes.') Das Berwaltungsredht 
von Elſaß-Lothringen Keoni ımd Mandel, Mohr, Freiburg 1895) unter: 
iheidet: 1) Antrag auf Freiſtellung oder Minderung mit der Begründung 
einer unrichtigen Anwendung des Gejekes 2) Gejuch um Ent: 
bürdung oder Herabjegung, wenn die Gejegmäßigfeit der Veranlagung 
nicht beitritten, jondern nur aus Gründen der Billigfeit ein Steuernach: 
(aß verlangt wird. Für den Anjpruch zu 1) it im Gebiete der direkten 
Steuern ein Verwaltungsrechtsiveg gegeben, das Geſuch zu 2) entjcheidet 
der Bezirkspräfident und eme weitere Negierungsinitanz. Im Gebiete der in- 
direften Steuern entjcheiden die ordentlichen Gerichte über die Frage der 
Geiegmäßigfeit der Forderung, Dufour IV ©. 111, Bornbaf in Stengels 
Börterbuch, Rechtsweg II S. 336; nur in zwei hier nicht näher interejlirenden 
‚süllen ift die Zuftändigfeit der VBerwaltungsgerichte begründet. . Bal. a. o. D. ©. 
24 und 33. — Für Staatsfteuern iſt das Prinzip der Zuläſſigkeit des Rechts— 
weges in Streitiachen über indirefte Abgaben in der bayeriihen Pfalz 
beieitigt, während noch jest nach Art. 32 der pfälz. ©. O. vom 29. April 1869 
Streitigfeiten über die Verbindlichfeiten zur Entrichtung und die Rüdvergütung 
von fommunalen Berbrauchsiteuern und jonitigen örtlichen Gefällen zu dem 
ordentlichen Gerichte fompetiren. °) 

Sp weit die hier bervorgehobenen Fälle des Stenerrechtes den ordent— 
Ishen Rechtsweg fennen, jind jie nur als Ausnahmen von der tm Ddeutichen 
öffentlichen Rechte geltenden Regel zu betrachten, wonach der Rechtsweg in 
Steueriachen grumdjäglich verichlojlen it.) Auf die Geltung einer all: 
gemeinen Wegel dürfte auch der Sat von dem Charakter des Steuer: 
rechtes als eines jus cogens ') Anjpruc haben. Es fünnen daher vertrags: 
mäßige Vereinbarungen, die zu Laften der Allgemeinheit die Eremtion eines 
Einzelnen von der Steuerpflicht bedingen, nicht als giltige Fundamente °) einer 
condietio von Steuern anerfannt iverden, die gegen jene Vereinbarung an— 
ah und unter Protejt beigetrieben wurden.) — 


Flachengehalt, der Werth des Geländes und der Steuerfuß in Betracht zu kommen bat. — 
Nicht nur im öffentlicdyrechtlichen, ſondern in rein zivilrechtlichen ragen hat fich die Praris 
über das Erfordernin des JZablungsempfängers bei der condietio indebiti hinweg— 
gelegt und die Sätze der condictio indebiti da angewandt, wo vielleicht eine condietio sine 
eausa oder noch nicht einmal diele gegeben war. Bergl. darüber Rebbein, Enticheidungen 
des vormaligen Preuß. Übertribunals, III. Band, S. 79. Hier iſt ein Fall erwähnt, wo 
nicht einmal eine Zahlung oder Leitung des Hondizenten vorlag, umd der trogdem 
ala eondietio indebiti behandelt wurde. 

Dies gilt jedoch nicht für dem Fall der Berufung auf ſpezielle Rectstitel. 
In dieiem Falle ift für Baden und Elſaß— Lothringen der Rechtsweg nicht zuläſſig. 
Bel. Bornbal, Rechtsweg in _Stengels Wörterbuch, 11 &. 337. 

*) Bornbat, a. a. O. 5. 336, 

A a. Lü 

*: Vgl. auch Faband im Archiv für öffentliches Recht, B. VII, S. 189. ; 

Sarwey, öffentliches Recht zählt S. 561 und 562 im pos. 1 bis 8 Thatjachen 
auf, Die als allgemeine Geftchtspunfte bei Begründung der condietio in Betracht 
Iommen. Die LET, aller jonitigen Nüdforderungsgründe bat an dieler 
Stelle feinen milienichaftlichen Werth. 

% Jus publicum privatorım pactis mutari non potest. Wal. ferner Archiv für 
Berwaltungsrecht Sarwey jet Stolp' ®. 5, 5. 159. Tie Frage nad der Modifikation 
des Weitragsverbältniftes zwiichen Gemeinde und eines Eigenthümers von Grundſtücken 
gelegentlich der „Intommunalifirung der letteren liegt anders, namentlich wenn die Modt- 


292 W. Gläſſing: Das Recht der Nüdforderung 


Am Schluffe diejer Ausführungen mögen noch wenige Worte über die 
Erjtattungsaniprüche der gebühren- und jtenerähnlichen Verpflichtungen 
der Abgaben der Schul und Wegbaulajt gejtattet jein. Wir fafjen nur 
das Preuß. Necht ala das größte Gebiet ins Auge. Das Schulwejen an fich 

ehört ohne Frage in den Bereich der öffentlichen Aufgaben des Staates. ') 
Beöterem fann auch kraft pofitiver Sagung einer Beitragspflicht zu den Kojten, 
welche die Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht und ihre Durchführung er- 
fordert, obliegen. Vorausſetzungen und Umfang dieſer Pflicht find genau 
geregelt. Kommt nun der Staat einer nicht bejtehenden, jondern nur ver- 
meintlichen Verpflichtung durch Zahlung nach, jo ift ein Kondiktionsanſpruch 
gegeben, dejjen Begründung von den Normen der dem öffentlichen Rechte an- 
ehörenden Schulbaulajt abhängt. ?) Auch die gebührenartige Verpflichtung des 
ndividuums auf Zahlung des Schulgeldes als Entgelt für die Benugung der 
ftaatlichen Schulanitalt darf als dem öffentlichen Nechte angehörend betrachtet 
werden. Insbejondere weijt hierauf die Befugniß der Gemeinde zur jofortigen 
Pfändung, als landesrechtliche Begleitericheinung des öffentlichen Nechtes, hin. ®) 
Entbehrt die zwangsweiſe durchgeführte oder freiwillig geleiftete Zahlung ihres 
Nechtsgrundes, jo beiteht ein Rückerſtattungsanſpruch, der dadurd nicht „Das 
publiziitiiche Gepräge“*) verliert, daß er auf eine Zahlung aus Irrthum zurück 
geführt wird. Entſteht unter den Kontribuenten für ihre im öffentlichen Rechte 
begründete Verpflichtung zur Unterhaltung einer der allgemeinen Schulpflicht 
dienenden Schule Streit über das Maß der Lajten, jo iſt die öffentlich-recht- 
liche Natur der fich hieraus ergebenden Nüderitattungsanjprüche ebenfalls an— 
erkannt. Nach $ 9 Tit. 14 Th. II A. L. R. hält man die Grundjäße der 
„ohne ausdrüclichen Vertrag entftandenen Gemeinjchaft“ für ausreichend. Die 
Thatjache der Heranziehung begründe die zufällige Gejellichaft. Die Klage 
aus diejem Verhältniſſe geht u. a. auch auf Eritattung des für die Ange— 
hörigen einer jolchen Gemeinjchaft Geleifteten. (Dernburg, Preuß. Privat- 
recht 4. Auflage Th. IS 223 Anm. 23, Windicheid, Band. 6. Auflage Th. IL 
©. 728). Wenn der innere Grund der Klage auch die grundloje Bereicherung 


fitation von der zuitändigen Auffichtsbehörde bejtätigt worden ift. Die Gemeinde ift jedoch 
befugt, dies an fich rechtswirtiame Abkommen durch einen vom Kreisausichuß beitätigten 
Beſchluß wieder außer Kraft zu een. Vgl. Ergänzungsband zu den Nechtsgrundjägen 
des Preuß. Oberverwaltungsgerichts von Barey, 1837, S. 70, Nr. 27 (Entih. B. XIV, 
©. 186) ferner Archiv für Verwaltungsrecht (Stolp) B. XII, S. 171 Nr. 256, Enticheidung des 
Oberverwaltungsaerichts vom 28. Mai 1885 in den Enticheidungen des O. B. G. Bd. XL, 
&, 120, Preuß. Obertribunal B. 81, &. 267 und die Erkenntniſſe des Reichsgerichts vom 
14. Oltober 1884, mitgetbeilt im Preuß. Verwaltungsblatt Jahrgang VI, S. 64 und 80. 

) Die Normen des Preuß. Schulweiens bilden „einen bejonders geitalteten, für fich 
beitebenden Theil des öffentlichen Rechts." Parey, Ergänzungsband 1892, ©. 6, Nr. 136. 

?; Desbalb iſt nad) der reichsgerichtlichen Braris nach S 47 des Geſetzes vom 1. Auguſt 
1883 über die Auftändigkeit der Verwaltungs: und Verwaltungsgerichtsbebörden Geſetzes— 
fammlung S. 237) und 5 160 eit. leg. nunmehr die Zuſtändigkeit der VBerwaltungsgerichte 
infoweit begründet, als bis dabin durch die beitehenden Vorichriften der Rechtsweg für zu— 
lälfig erflärt worden war G. vom 24: Mai 1861). Die fragliche Zuſtändigkeit it nach $ 18 
des G. V. G. eine die Juitändigkeit der ordentlichen Gerichte ausſchließende. Dal. 
Urtbeil des R. &. 4. Civilſ. v. 28. Yan. 1890 in Reger B. XL, ©. 101. 

Für das Schulrecht in Schleftien vgl. Grgänzungsband der Nechtsgrundfäße des 
Preuß. Oberverwaltungsgerihts Parey 1887, 5.74, Nr. 58. Die im Gejege vom 24. Mai 
1861 erfolgte Zulaſſung des Rechtsweges kann nachträglich an dem Charakter des Anipruchs 
nichts ändern. 

Ausdruck von Wach a. a. ©. ©. 108, vgl. weiter die ſchon erwähnte Enticheidung 
des R. G. in Neger, B. XI, 5. 105. 
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jein möge, jo schließe doch die gegebene Klage die eigentliche Verſionsklage 
wegen deren jubfidiären Natur aus. So pr. O. V. ©. Bd. 27 ©. 138 ff., 
S. 147, vgl. ferner Bd. 20 © 128, Bd. 18 ©. 169. Kommen als Faktoren 
der Schulbaus und Unterhaltungslajt Gemeinden in Betracht, die als erſtattungs— 
pflihtig in Anjpruch genommen werden, jo werden Klagen zugelajjen ohne 
Rückſicht darauf, ob die Mitglieder der Gemeinde zur Zeit der Klageerhebung 
identiich jind mit denjenigen aus der Zeit, für welche der fondizirt verlangte 
Schulbeitrag gezahlt wurde. Anders jteht es z. B. mit der Gejammtheit der 
Anwohner eines Gutes, welche in dieſer Eigenichaft zwar, jedoch als Ein- 
zelne nach ihrer individuellen Leiſtungsfähigkeit abgabepflichtig waren. Die 
zeitlihen Anwohner find hier nicht schlechthin zur Aufbringung dejien ver: 
prlichtet, was in den Vorjahren von den Damals im Gute vorhandenen Ans 
wohnern hätte gefordert werden dürfen, wenn die Beranlagung eine ordnungs— 
mäßige geweſen wäre. Daher kann die Gruppe eines Jolchen lojeren Ber: 
bandes als jolche nicht für Nücderjtattungsanjprüche aus der Vergangenheit 
für haftbar erklärt werden. Bd. 18, ©. 169. 

Die Wegbanlaft it ebenfalls eine öffentlich vechtliche Verpflichtung in 
Preußen. Klar hat dies Art. 56 des Zujtändigfeitsgejeges vom 1. Auguſt 1883 
ausgeiprochen. Iſt der angeblich Pflichtige nach Art. 55 eit. leg. durch die Weg- 
polizeibehörde ziwangsweije zur Erfüllung einer Leitung angehalten worden, und 
entbehrt dieſer behördliche Akt jeines Rechtsgrundes, jo iſt ein Nüderjagklagerecht 
gegen die Behörde gegeben. Die Klage ift, „joweit der in Anſpruch Genommene 
zu der ihm angejonnenen Yeiftung aus Gründen des öffentlichen Nechtes jtatt 
jeiner einen anderen für verpflichtet erachtet, zugleich gegen diejen richten.“ ') 
st die Abwälzung der öffentlicherechtlichen Bauverpflichtung auf den Be: 
fagten gelungen, jo ijt die Pflicht zur Rückerſtattung der bereits gemachten 
Leitungen bezw. ihres VBermögenswerthes ohne Weiteres gegeben.*) -Wohl 
nad) denjelben Grundſätzen jind bejtrittene Beitragsverpflichtungen der An— 
lieger zu den Trottoirfojten einer Straße zu beurtheilen. °) 


Bas Räckerſtattungsrecht im Gebiete des Bollrechtes. 


S 12 des Bereinszollgejeges vom 1. Juli 1869 B.-G.Bl. ©. 217) ent: 
hält folgende Beitimmung: 

„Zur richtigen Anwendung des Vereinszolltarifes dient das amtliche Waaren- 
verzeichniß, welches die einzelnen Waarenartifel nach ihrem im Handel und 
jonft üblichen Benennungen in alphabetijcher Ordnung aufzählt und die auf 
jeden derjelben anzumendende Tarifnummer bezeichnet. Bejchwerden über Die 
Anwendung des Tarifs im einzelnen Falle werden im Verwaltungswege ent- 
ſchieden.“ 

Außer dem 89 des angef. Geſetzes, welcher den Erhebungsmaßſtab des Zolles 
feitjegt, fommt nur noch $ 15 in Betracht, der eine Verjährungsfriſt für „alle 
Forderungen und Nachforderungen von Zollgefällen, desgleichen die Anſprüche 
auj Erjaß wegen zuviel oder zu Ungebühr entrichteter Gefälle“ 
tatuirt hat. 


" pos. 4, Art. 56 cit. leg. 

” Wal. hierzu R. G. 5. Civilf. v. 8. November 1890 in Neger, B. XU, ©. 106. 

” in vielen Landesrechten jtellt man diefe Beitragspflicht der Grund teuer gleich. 
Das Reichsgericht bat wiederholt die Auffafiung einer Gemeindeiteuer vertreten |. die Er- 
fenntnifie in Reger B. 19, ©. 108. 
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Vorſtehende Beſtimmungen ſind Die einzigen Normen des Reiche 
rechts, welche für die Frage des Rechtsſchutzes in dem weiten Gebiete des Reichs 
johrenitee in Betracht gezogen werden fünnen. Hiernach aber ijt es ohne 
Beiteres einleuchtend, daß cine beſondere generelle Vorjchrift über die 
Frage des Austrages von Rüderjtattungsanfprüchen nicht vorhanden tft. Da 
Die einzige Bejtimmung, welche den Anipruch auf Rückerſtattung erwähnt, die 
Art jeiner Geltendmachung nicht normirt hat, jo kaun es nur auf die Inter: 
pretation ankommen, durch welche Die Bedeutung des $ 12 eit. leg. flarzuitellen 
it. Und im dieſer Frage it grundlegend die Entſcheidung des R.-Ö. in Bd. 5 
©. 34—48. Die Hauptſätze des eingehend begründeten Erfenntnifjes ſind 
folgende : 

s 1) Der Vorwurf der unrichtigen Aınvendung des Tarifes enthält ledig: 
lich die Behauptung der umrichtigen Zubjumtion einer zu verzollenden Waare 
unter eine beftimmte Maarenbezeichnung in dem amtlichen Waarenverzeichnifie. 
Die Beitimmung der Uualität einer Waare und die interpretation einer 
Rubrik des Waarenverzeichnifjes it aber eine Frage der Zolltehnif. Die 
Beurtheilung dieſer Frage jteht in rationeler Weile der VBerwaltungsbehörde 
zu. Würde der Rechtsweg zugelafjen, jo wäre eine geordnete Zollerhebung 
überhaupt unmöglich. Dagegen iſt der Nechtsweg nicht ausgejchlojien, wem 
8 jich um die Frage handelt: Waren zur Bollerhebung die rechtlichen 
VBorausjegungen gegeben vder nicht?!) Hätte es in der Abjicht des Geſetz 
gebers gelegen, allgemein den Nechtsweg auszujchliegen, jo wäre die Faſſung 
des 8 12 nicht denkbar. Der Rechtsweg iſt daher nad Reichsrecht nicht 
verichlofjen. 

2) Bei dem Mangel bejonderer veichsrechtlicher Normirung fanıı jedod) 
nicht ohne Weiteres für Die Statthaftigfeit des Nechtöweges das Yandes- 
recht. des Staates maßgebend jein, dejjen Gerichte vom Kläger zur Entſcheid— 
ung jeines Anjpruch® angerufen find. Die Frage, welches Necht maßgebend 
üt, hängt mit derjenigen über die Pajjivlegitimation zujammen. Und die 
Frage: Sit das Neid) oder der Bundesjtaat der Behörde, deren Verfügung an 
gegriffen iſt, der richtige Beklagte? hängt von der Beantwortung der weiteren 
ab: Liegt in der durch den Erjaganfpruch angegriffenen Verfügung der Boll 
behörde eine Ausübung des Hoheitsrechtes des Neiches oder des Bundesſtaates? 

3) Nach Art. 33, 35, 36, 70 R.V. ift die Erhebung und Verwaltung 
der Zölle ein verfaijungsmähßiges Recht der Bundesstaaten. Ein Auf: 
tragsverhältnig zwiichen dem Weiche und dem einzelnen Bundesitaate liegt 
nicht vor. Die Organe der Bundesjtaaten find Yandesbeante Im Namen 
des Bundesjtaates werden die Neichsabgaben erhoben.) Das Reid 
hat zunächit nur eine beaufichtigende Gewalt und ſteht in feinem unmittel— 
baren — zu den einzelnen Reichsabgabepflichtigen. Ein ſolches waltet 


) Als „Rechtsfragen“ wurden behandelt in der reichsgerichtlichen Judikatur: 

1) Berreiungsgründe von Entrichtung des Yolles auf Grund Vertrages, Tilg ung durd 
Sahlung, Ungiltigfeit des angewandten Zollgeießes 3. 3. der Einführung der Waaren in 
das Yol [gebiet ; 

2) ‚ragen der Auslegung nicht des Tarifs, ſondern des Tarifgefekes ſeine 
Redaktion it im RG-Bl. von 1885 5. 111 enthalten und vom 25. Mai 1885 datirt) 
vol. R.G. Bd. 5 S. 35, Bd. 16 5. 37. 

2; Wal. insbeiondere nah R-G Bd. 118.76 ff und Laband, Staatsrecht 3. Aufl. 
Bd. 2 ©. 804: Der Zoll- und Steuerfistus tt unbeitritten Landesfiskus und zwar im 
ganzen Neichsgebiete, alſo auch jomweit die Yandesbehörden Zölle, Verbrauchs: und Stempel: 
abgaben für die Reichskaſſe erheben. 
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vielmehr ob in der Stellung des Neiches zu den einzelnen Bundesſtaaten. 
Dem Reiche gegenüber it der Bundesſtaat Schuldner bezüglich der von ihm 
erhobenen beziehungsweiſe noch zu erbebenden Zölle. Handeln biernad) die 
Zollbebörden als Organe ihrer Bımdesjtaaten, jo ind Anjprüche aus ungeich- 
lichen Verfügungen dieſer Behörden nicht gegen den Reichsfiskus, ſondern 
gegen den Fiskus des Staates zu richten, in deſſen Kaſſe die 
angeblich zu Unrecht erhobenen Beträge geflojjen find. 

4) Die Berfügungen diejer Behörden ftehen aber mangels reichsrechtlicher 
Normirung unter den ftaatsrcchtlichen Regeln, melde in dem Bundesjtaate 
gelten, von deſſen Behörden jie ergangen find, insbejondere auch bin: 
jichtlich Der gegen jolche Berfügungen zuläjjigen Beihwerden 
und Rechtsbehelfe. 

5) Das Weich ift pajfiv legitimirt, wenn ein eigenes Reichsorgan im 
Zollfachen gehandelt hat. Dann jind lediglich die veichsrechtlichen Grundjäge 
maßgebend. Dieje aber jchließen auf dem Gebiete des Zollrechtes den Rechts: 
weg feineswegs allgemeim aus. — Vgl. 1. — 

Für Jeden, welcher die Begründungen des augef. Erfenntnijjfes und der 
ipäteren Urtheile des Neichsgerichts in umferer Frage prüft, it es unverkenn— 
bar, dab der günzliche Mangel einer bejonderen reichsrechtlichen Normung 
von bober Bedeutung für die Enticheidung war. Enthielte das Neichsrecht 
auch nur eine Andentung über die Art des Austrages der in $ 15 cit. leg. 
genannten Unjprüche, jo wäre für die Beurtheilung der Frage cin Anhalt vor: 
handen. Und es wäre nicht möglich, daß man noch heute fait in jeder In— 
ftanz eine verſchiedenartige Beurtheilung ftreitiger Zollfragen im Bezug auf 
die Art Der Geltendmachung und die Zuläfligfeit des Rechtsweges erbielte. 
Die Auffafjung unjeres oberjten Gerichtshofes wird ohne Frage von Jedem 
mit Freuden begrüßt werden, welcher prinzipiell ohne Rückſicht auf den 
KRehtscharafter des Gebietes einer jtreitigen Frage die Nachprüfung 
der legteren einem richterlichen Forum zutheilt, weil es jich um die Entjcheid- 
ungen von Rechts verhältniſſen handele. Nun wird man nicht bejtreiten fünnen, 
dar das Zollrecht ein Beltandtheil des öffentlichen Nechtes bildet. Es fann 
ih daher auch nur um eine öffentlichsrechtliche Frage handeln, wenn 
man die gejeglichen Vorausſetzungen für die Verpflichtung des nach Zollrecht 
m Anſpruch Genommenen nachzuprüjfen bat. Als rechtlich begründet 
fann die Auffaffung nicht bezeichnet werden, welche die Slompetenz des Ge- 
rihtes mut der Behauptung halten will, es läge an und für jich eine 
bürgerliche Nechtsftreitigfeit vor, da es jich um die Nüdforderung 
einer angeblich mit Unrecht gezahlten Geldjumme handele’) Jede 
auf dem Wege des Zwanges durchgeführte Anwendung des Tarifes hat in 
ihrer vermögensrechtlichen Wirkung die Zahlung einer Geldjumme zum Effekt. 
Dat auch ein Privater ohne voransgegangene Enticheidung oder behördliche 
Ermächtigung eine jolche „Zwangszahlung“ realifiren fünnte, kann nicht be- 
hauptet werden. Es fann fich daher nur um die Zuläſſigkeit des jtaat- 
liden Eingriffs in das Vermögensrecht derer handeln, die jubjektiv oder 
objeftiv dem Zollzwange unterworfen ſein jollen. Die Beantwortung diejer 
ftreitigen Nechtsfrage kann auch jegt im einzelnen Falle trog den ausführlichen 


', Tiefer Behauptung, welche von dem Gelichtspuntte eines zivilen Nondiltions- 
verhältnifies ausgeht, ift in dem Bollfalle in Bd. 16 S. 37 jeitens des R.G. nicht wider: 
Iprodhen worden. 
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Erörterungen des Reichsgerichts noch nicht als über jedem Zweifel erhaben 
bezeichnet werden. Die Entfcheidung darüber, ob die Vorausjegungen der An: 
wendbarfeit des Zolltarifes vorliegen, ob im verneinenden Falle ein Zoll „zu 
Ungebühr“ erhoben it, hängt nur zu oft von der Art und Weiſe ab, in 
welcher man die Beitimmungen des DVereinszolltarifes und die Pofitionen des 
zu jeiner Anwendung dienenden Waarenverzeichnifjes interpretirt hat. Nach 
Auffaffung des Neichsgerichts iſt ein richterliches Prüfungsredht für die Voraus— 
jegungen der Anwendung des Tarifes zuläffig, während das Gegentheil von 
der zuleßt angeführten Borfrage gilt. Auch werden die Stimmen derer laut, 
welche jich fragen: Was hat es für einen Sinn gehabt, einen bis zum Bundes- 
rath führenden Injtanzenzug von Berwaltungsbehörden zu jchaffen, wenn 
lediglich Fragen der Zolltechnif Gegenftand der von jenen Behörden zu 
treffenden Entjcheidungen jein jollten? Nur Techniker bejiten die zur Ent— 
icheidung von technijchen Fragen erforderliche Fachfenntni. Der Raum des 
jtreitigen Gebietes, auf welchem die Verwaltung das Amt des Nichters aus 
üben joll, erjcheint in feinem Berhältnig zu dem behördlichen Apparat. 

Auch über die Frage der Pailivlegitimation, die in engem Zujammenbange 
mit derjenigen über die Zuläfjligfeit des Rechtsweges jteht, fünnen nach Lage 
des Falles Bedenken obwalten. Es ijt der Fall nicht ausgeſchloſſen, daß das 
Reich vermöge der ihm zuftehenden Befugniß der Oberaufficht, welche ein Recht 
zur Jurisdiftion und zum Eingrijfe enthält,') die Realifirung von Zoll 
verpflichtungen bejchließt, deren Erijtenz in Folge des Einipruchs der Rekla— 
manten jeitens des zur Erhebung berechtigten Bundesjtaates verneint wird. 
Würde der Bundesjtaat fich weigern, der Aufforderung des Bundesrathes nad): 
zufommen, jo fünnte der Bundesrat) auf Grund der Thatjache, daß das 
Bundesglied über den Sinn des Geſetzes nach Auffafjung der NReichsgewalt 
unterrichtet ift und fich weigert, die Auslegung des Gejeges durchzuführen, die 
Erhebung der Zölle auf dem Wege der reichsgejeglichen Erecution anordnen. 
Die Betretung diejes nicht gewöhnlichen Weges wäre zuläßig unabhängig von 
der Befugniß der Neichsgewalt, den Landesfisfus einfach für haftbar zu er: 
klären, wenn die rechtmäßige Erhebung von Zöllen unterblieb oder rechtmäßig 
erhobene NReichsabgaben zu Unrecht ar Ba Rechtsirrthums des Bundesftaates 
vejtituirt worden wären. Würden nun die Landesbehörden gegenüber der 
drohenden Erefution des Reiches die Nacherhebung des Zolles vollziehen, jo 
ift es Far, daß die Erhebung „im Namen des YBundesjtaates" im Fragefalle 
eine leere Formalität bedeutet, die nad) Außen den wahren Urheber der 
Nacherhebung verdedt. In Wahrheit liegt eine Ausübung des Hoheits— 
rechtes des Neiches vor, welche über den Willen des Bundesgliedes hin⸗ 
aus und gegen denſelben in unmittelbare Beziehung zu denen tritt, die 
nach Auffaſſung der Reichsgewalt dem Geſetze unterworfen ſind. Das bundes— 
ſtaatliche Organ, welches in gewöhnlichen Fllen allein die behördlihe Be— 
ziehung zu den in Anſpruch Genommenen darjtellt, tritt im Fragefalle gegen 
jeine eigne Weberzeugung lediglich fraft höheren mit rechtlicher Gewalt 
ausgeftatteten Willens in Funktion. Natürlich) hat eine erfolgreiche Durch: 
führung des Neichswillens zur Worausjegung, daß ſeitens des dijjentirenden 
Bundesitaates nicht rechtsfräftige Entjcheidung in der fraglichen bejtrittenen 
Bollpflicht ergangen it. Nechtskräftige Urtheile fünnen niemals durch die Ober: 
aufjichtsbehörde einer betheiligten Partei bejeitigt werden. Die Nechtsfraft 


Vgl. Laband, Finanzrecht des deutichen Reiches in „Annalen“ Jahrg. 1873 ©. 483 ff. 
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wirft auch gegen Dritte, wenn man unter letere überhaupt die Oberaufſichts— 
behörde der an dem Verfahren betheiligten unteren Behörde bringen und nicht 
vielmehr jie als Partei anjehen will. Muß man nun nach der Lage des 
alles die Erhebung des Zolles als einen Ausfluß der Neichsgewalt anſehen, 
muß man ferner die Frage bejahen, dag im Wahrheit eine Ausübung des 
Hoheitsrechtes des Neiches vorliegt, dann iſt das Bindeglied des nach jeiner 
Auffaſſung zur Zollerhebung nicht berechtigten Bundesjtaates nicht zu berüd- 
fihtigen, e8 fann lediglich das Reich in Konſequenz der Auffaſſung des 
Neichsgerichts als paſſiv legitimirt ericheinen. Die Frage, wem die Kajie 
gehört, in die zumächit der Zoll floß, kann nicht ausjchlaggebend jein an- 
gejichts des Umjtandes, dat der Zoll für Nechnung des Reiches erhoben wird 
und endgiltig doch in die Kaſſe des legteren fommt. Nur derjenige, der end— 
giltig den Zoll behält, iſt in Wahrheit ſtets bereichert. Eine Bereicherung 
liegt auf Seiten des Bundesitaates umjoweniger vor, als er nur vorübergehend 
die Zollgelder bejigt und ein Grund zur Herausgabe der Bereicherung zweifel— 
los dann nicht gegeben ift, wenn die Bereiherung nicht auf einen 
Rillensakt desjenigen zurückzuführen ift, der von Seiten eines Dritten 
gezwungen wird, von jeinem formellen Erhebungsrechte Gebrauch zu machen. 

Schon erwähnt wurde, daß abgejehen von dem joeben genannten Falle 
der Reichsfisfus dann als paſſiv legitimirt erjcheint, wenn ein Neichsorgan 
den jtreitigen Zollbetrag erhoben hat.') Nun enticheidet allein das „Reichs— 
recht“ d. h. die Art der Interpretation des $ 12 3.36. In allen an: 
deren Fällen iſt nach Auffafjung des R.-G. das Landesrecht maßgebend. 
Die Normen über die Abgrenzung der Gebiete der Juftiz und der Verwaltung 
ſind in den einzelnen deutichen Staaten durchaus verjchieden. Es handelt ſich 
um eine Frage des inneren Staatsrechtes, die auch mit dem innern Staats- 
organismus zujammenhängt. 

Für Breußen?) fommt in unjerer Frage zunächft $ 36 der Verordnung 
vom 26. Dezember 1808 wegen verbefjerter Einrichtung der Provinzial und 
Finanzbehörden in Betracht. Hiernach findet der Nechtäweg „über die Ver- 
bimdlichfeit zur Entrichtung allgemeiner Anlagen und Abgaben, denen jämmt- 
Ihe Einwohner des Staated oder alle Mitglieder einer gewifjen Klaſſe des- 
jelben nach, der beitehenden Landesverfaffung unterworfen jind, A-L.:R. Theil II 
Titel 14 8 78, nicht jtatt*, jedoch „unter den im Allg. Landrechte Theil II 
Titel 14 8 79 fejtgejegten Modifikationen, indem im den dahin gehörigen 
Fällen der Rechtsweg Niemandem verjagt jein joll.“ Die genannten Be: 
ftimmungen in Verbindung mit $ 9 und 10 des Gejeges vom 24. Mai 1861, 
die Erweiterung des Rechtsweges betreffend, ergeben, daß der Rechtsweg 
der Regel nah ausgejhlojjen it. Nur dann iſt er zufällig, wenn 
die Befreiung von der geforderten Abgabe auf die Behauptung gejtügt wird, 
die einzelne Forderung jei bereits getilgt oder verjährt, oder die geforderte 
Abgabe jei feine öffentliche, jondern beruhe auf einem früheren gutsherrlichen, 


) Norübergebende Reichs zollämter wurde auf Grund befonderer Verabredungen z. ®. 
in den Hanfeftädten errichtet; vgl. Laband a. a. ©. ©. 198. 

) Bezüglich der Rechtsmittel anderer Landesrechte im Gebiete indirefter Ab- 
gaben verweifen wir, um | —— zu vermeiden, auf die Kondiktionsfälle des Abgaben— 
und Steuerrechtes. Das preußiſche Recht umfaßt das größte Gebiet und kann daher bier 
eingehend behandelt werden. Durch die Judikatur des RG. iſt anerkannt, dab der Redhts- 
weg in Zöllen und anderen indirekten Steuern zuläffig it nach dem Landesrechte in Elſaß— 
Lothringen, und nad dem Abgabenrecht der freien Hanieftadt Bremen R-®. Bd. 16 
©. 37 und Bo. 11 ©. 67. 
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Ihugherrlichen oder grundherrlichen Verhältniſſe. Auch die Behauptung eines 
perjönlichen Privilegs findet rechtliches Gehör. Dasjelbe gilt von dem Be 
freiungsgrunde des Vertrags. Privileguum, Vertrag, Verjährung find die „be— 
jonderen Gründe“ der Befreiung im Sinne des 5 79. Unter den Begriff 
„Abgaben“ i. ©. des 8 79 fallen Staatsabgaben aller Art, direfte wie in: 
direfte. Das Geſetz muß daher auf das Zollgebiet Anwendung finden. Bet 
der auf Ausjchluß des Nechtöwegs zunächit gerichteten Tendenz der preußijchen 
Geſetzgebung erſcheint eine extenſive Interpretation des Geſetzes nicht zuläſſig. 
So muß beſonders hervorgehoben werden, daß ein Rechtsſtreit über die Haupt— 
frage, ob ein Steuerpflichtiger den ſpeziell geforderten Abgabenbetrag jchuldet, 
ob die VBorausjegungen der Steuerpflicht überhaupt vorliegen, ausgeſchloſſen 
iſt.) Der Befreiungsgrund des „Privilegs“ dürfte in Preußen für Zollſachen 
nicht auf gerichtlichem Wege erſtritten werden können, weil ein Privileg, wie 
es nach preußiſchem Rechte für die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
verlangt wird, in den Normen des Zollrechts nicht exiſtirt. Als Privileg iſt 
nur ein individuell beſtimmten Perſonen oder Sachen gewährtes Recht anzu— 
ſehen, nicht „eine Ausnahmebeſtimmung oder Exemtion, welche in einem Ge— 
ſetze einer gewiſſen Klaſſe von Perſonen oder Sachen nicht um dieſer ſelbſt 
oder ihrer Bevorzugung willen, ſondern aus innerlichen, zu einer Beſchränkung 
der gejeglichen Negel führenden Gründen beigelegt ift.“*) Die Beitimmungen 
des Zollrechtes, joweit jie Zollerleichterungen oder Zollbefreiungen normiren 
(vgl. S 111— 118 3.V-G.) ſind mach berrichender Auffaſſung nicht ausdrüd: 
liche perjönliche Privilegien, deren Qualität die Beichreitung des Nechtsweges 
geitattete, jondern nur Ausnahmen oder Modififationen von allgemein giltigen 
Sejegen.?) 

_ Streitig wird die Frage heute mit Necht wohl dann, wenn die den fremden 
Gejandten und ihren Legationsjefretären zugebilligte Sonderjtellung in Frage 
kommt. Hier dürfte eine nur einer gewiljen Perjonenflafje zufommende Be: 
fugnib eingeräumt jein und zwar lediglich) mit Rücjicht auf ihre bevorzugte, 
erzeptionelle Stellung °) Für dieje Auffaſſung jpricht der Umftand, daß das 
zu Gunsten fremder Gejandte erlajjene Negulativ vom 15. Februar 1319 die 
Worte „Necht“ und „Befugniß“ gebraucht und genau den Umfang der Zoll: 
freiheit jtatuirt. Was den Liberirungsgrund der Verjährung anlangt, jo 
war vor Erlaß des Gejeges, die Erweiterung des Nechtsweges betreffend, nur 
die Behauptung, daß die Abgabenfreiheit durch erjigende Verjährung ent— 

’ Mal. R.G. Bd. 5 5. 46, 8.8.9. v. 14. Oktober 1882, M.-Bl. f. d. 1. V. ©. 268. 
Auch gegen die im Verwaltungszwangsverfabren bewirkte Zwangsvollitredung iſt feine Klage 
egeben ; vgl. .:9. vom 9. Uftober 1880 M.Bl. f. d. i. V. S. 303. Tarüber, ob das 
Berwaltungszwangsverfahren zuläſſig it, it weder der Rechtsweg noch das Verwaltungs: 
ftreitverfabren eröffnet... OV. (G. 1. vom 8. Januar 1879, M-Bl. f. d. i. ®. 1881 5. 131. 

2) R.G. Bd. 4 vom 21, Februar 1881 Entſch. 4 S. 218, O.-8.-G. 1 vom 2. Juni 
1884, Bd. 6 ©. 119, vgl. ferner Grucot, 29 5. 109 Entid. d. R.-G. vom 2. Oktober 
1884. Objervanz begründet fein Privileg C.-Tr. II vom 27. September 1870, 79 ©. 205. 
Berufung auf Dandelsverträge mit fremden Staaten erzeugt feinen individuellen Berreiungs- 
grund K.G.H. vom 14. Mai 1870, X. MB 5. 286. 

°) Preuß. Gentr.:Bl. 1886 5. 208. j 

*) Val. die Vorſchriften in Preußen bei Davenitein, Die Zollgeießgebung des Reichs S. 12. 

®) Für Fürſtlichkeiten iſt das königliche Reitript vom 14. Oltober 1820 durch das 
Reitript vom 23. Februar 1821 ausdrüdlich dabin interpretirt worden, daß man eine 
Steuerfreibeit nicht habe ichaften wollen. Nur eine Befreiung von der Nahfrage 
feitens_der Behörden habe man in der Annahme ftatuirt, daß fie auf Reilen feine jteuerbaren 
Gegenstände bei lich führen. 
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itanden jei, maßgebend für die Frage der Zuläfligfeit des Nechtsiveges. Seit 
Erlaß des Geſetzes ift auch der weitere Fall, dab die einzelne Forderung 
zu jpät eingefordert und deßhalb durch Verjährung erlofchen it, Gegenjtand 
tihterlicher Kognition. 

Daß die Zahlung, deren Bermögenswerth zurüdverlangt wird, mit Bor: 
behalt erfolgt jein mühe, wird man im Gebiete des Zollrechtes nicht verlangen 
fönnen. In diejer Frage erjcheint nicht das Landesrecht, jondern das Neichs- 
recht maßgebend. Und zwar deßhalb, weil jeder Anhalt, den das Neichsrecht 
im Gebiete des Neichsabgabenrechtes bietet, in erjter Linie maßgebend jein 
muß. Letzteres aber hat mit Abjicht eine Klaſſifikation der möglichen Erjap- 
anprüche nicht getroffen‘) Die allgemeine Faſſung des $ 15 8.3.6. um: 
takt — Fall, in dem zu Unrecht eine angebliche Zollverpflichtung erfüllt 
wurde. Der Vorbehalt iſt nach der reichsrechtlichen Faſſung keineswegs Vor— 
ausſetzung für die Reſervirung oder Exiſtenz des Rechtes auf Rückerſtattung. 
Desgleichen kann es nach dem Reichsrecht auf die Art des Irrthums, der den 
angeblichen Zollpflichtigen zur Zahlung veranlaßte, nicht ankommen. Jeder 
Irrthum wird zu dem Anſpruche auf Rückerſtattung genügen. Erörterungen 
in diejer Frage jind schon deshalb vollſtändig überflüjjig, weil der Bundes- 
teil ü in jeinem Bejchluffe vom 11. März 1890 (Protokolle $ 148 Br. Centr.- 
%. S. 60) ausdrüdlih anerfannt hat, daß zuviel erhobene Beiträge von 
drei Mart an und darüber von Amtswegen zurückvergütet werden.?) Ueber 
die Art der Legitimation desjenigen, welcher den Anjpruch auf Empfangnahme 
der zurückzudergütenden Summe erhebt, jehlt es ebenfalls an einer reichsrecht- 
lichen Normirung. Die Frage bedarf insbejondere in dem Falle einer Negelung, 
wenn die amtliche Ausfertigung, welche die geleiitete Zahlung beweiſt, nicht bei— 
gebracht werden kann. Abgejchen von der Frage der Amortifirung der in Verluſt 
gerathenen Urkunde kann wohl auch mit Recht jeitens der Behörde der Nachweis 
der Identität der Perſon, welche den Anjpruch auf Nückvergütung erhebt, mit der: 
jenigen, welche die Zahlung geleijtet hat, verlangt werden.”; Doch wird wohl 
auh eine bejondere Legitimation, welche das Nechtsverhältnig zwiſchen dem, 
der den Anjpruch erhebt, nnd dem, der die Zahlung geleiftet hat, Klar jtellt, 
dann genügend erjcheinen, wenn jede Möglichkeit einer Doppelzahlung, eines 
Regteſſes Jeitens des gezahlt habenden Gläubigers gegen die zur Nüczahlung 
verpflichteten Behörde ausgeſchloſſen iſt. 

Es bedarf zum Schlufje noch der Erwähnung, daß jtreitige Zolltarif- 
fragen im dem Falle zur richterlichen ——— gebracht werden 
lönnen, wenn der Strafrichter nach $ 459 St. P.O. über die Auslegung des 


Die Direttivbehörden baben ausdrüdlich die Berugniß, die Rüdzablung des Bolles 
für * Waaren in allen Fällen anzuordnen, die irrt hümlich zur Verzollung, angemeldet 
ind; das Nähere in Br. FM. Reſkript vom 9. Dezember 1879 (Gentralblatt 5. 370) und 
vom 25. Mai 1880 (Gentralblatt S. 392). Sie können den Zoll auch in allen Fällen reſti— 
tuiren, in denen fie ihn erlafien fönnen. Pr. F-M.-R. vom 23. Dezember 1869, III. 25102. 

?) Beträge von nicht mehr als zehn Pfennig werden zwar notirt, aber nicht zurüds 
vergütet; Beträge über zehn Pfennig, aber unter drei Mark werden nur auf Antrag 
binnen Nabresfriit vom Tage der Erhebung an zurücdvergütet. 

Dieje Grundfäge finden auch auf die Behandlung der Vergütungen, welche fich bei 
den gemeinschaftlichen Werbrauchsitenern, der ſtatiſtiſchen Gebühr, dem Spielfartenitempel 
ſowie den Reichsitempelabgaben ergeben, entiprechende Anwendung. Ral. Beſchluß des 
Bundesrathes vom 11. März 1890. 

*Beſondere Inſtruktionen enthält in dieſer Hinficht Zollner, die Zollgejeße von 
Deſterreich Ungarn ©. 219, 3.0. Wien 1871 ©. 156 ff. 
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Tarife als Vorausjegung des ftaatlichen Anjpruches auf Beitrafung wegen 
Vergehen gegen das Zollitrafrecht zu erkennen hat. Im Rahmen des Straf- 
prozejjes it die Auslegung des Tarifes jeitens der VBerwaltungsbehörde für 
den Nichter nicht bindend. Gemäß dem Grundjage des 8 266 St. P.O. 
haben die Gerichte die Frage, ob die betreffende Waare überhaupt zollprlichtig 
ist, als ftrafrechtliche Vorfrage zu enticheiden.') 


Schlußwort. 


Die Ausführungen im Haupttheile ergaben das Reſultat, daß die Rechts— 
forın der condietio indebiti nicht als privatrechtlicher Beſtandtheil des Klage: 
grumdes angejehen werden darf. Dasjelbe gilt von dem Rechtsinſtitute der 
condictio sine causa, weil die einzelnen Arten des privatrechtlicyen Kon— 
diftionenrechtes das Prinzip und die Sätze der Bereicherung gemeinjam haben. *) 
Mit der Entfernung der privatrechtlichen Beitandtbheile ergibt ſich die Noth— 
wendigfeit der Bejchränfung auf den materiell:vechtlichen Inhalt des in jener An— 
wendung jtreitigen Gejeges. Mit legterem muß jedoch, um den Anjpruc) des Ein- 
zelnen nach jeiner formellen Seite beurtheilen zu können, die einem jedem Rechts— 
ſtaate obliegende Aufgabe erfüllt jein, die Beziehungen jeiner Glieder zu jeiner 
eigenen Perſon nicht nur zu regeln, jondern auch zu jchügen. Der durch und 
durch publizijtiiche Anjpruch des einzelnen Gliedes auf Nechtsichug jeiner Be- 
ziehungen, insbejondere derjenigen zum Gemeinweſen, muß von leterem res 
alijirt jein. Aber es iſt klar, daß die Verwirklichung einer derartigen Forde— 
rung auf Nechtsichug zur unbedingten Vorausjegung hat eine klare Erfaſſung 
des zu jchügenden Nechtsgutes, eine genaue Umgrenzung der unter jtaatlichen 
Schuß zu jtellenden Staatöglieder. Nur aus dem Umjtande, daß es hieran 
bei unjerer Frage fehlt, erklären sich die Prozeſſe und widerjprechenden 
Entjcheidungen, die Lediglich über die Art der prozefiualen Geltendmachung 
des Anjpruchs ergehen. Das Rechtsbewußtſein wird bei richtiger Erfaſſung 
des zu jchügenden Rechtsgutes und Betrachtung des jeßigen Standes Der 
Gejeggebung zu folgenden Ergebnijjen gelangen müjjen. 

Wenn die Gejeggebung unziweideutig von der VBorausjegung ausging, daB 
bei bejtimmten Verhältnifjen Jich das Vorhandenjein eines Haren Rechtes über- 
haupt nicht nachweifen lafje, hat jie die Ordnung diefer Verhältniffe unter Ver: 
jagung eines Nechtsanjpruch® in das Ermejjen der Verwaltung gejtellt. Dann 
fann der Ausipruch diejes Ermejjens in der Form der Rechtspflege die fehlende 
Rechtsqualität des erhobenen Verlangens nicht erjegen. Liegt jedoch die Erijtenz 
der oben erwähnten VBorausjegung nicht Far zu Tage, ift vielmehr die Mög- 
lichkeit einer rechtlichen Begründung des Anſpruchs gegeben, dann müſſen 
wir in dem ums interejjirenden Gebiete der durch das Öffentliche Abgabenrecht 
geichaffenen Beziehungen eine Grenzlinie anerfennen, welche nicht blos das 
Nechtögebiet des Staates, jondern auch dasjenige des Einzelnen far 

) R.G. XII S. 1, VI ©. 57. Dagegen haben ſich die Gerichte in ihren Straf= 
urtheilen jedes Ausipruchs über die nachzuzahlenden Sollgefälle und deren Höhe zu 
enthalten; vgl. Br. MR. vom 4. uni 1868 J.M.Bl. 5. 233. Die Höhe der Ab- 
gaben ift natürlich zur Berechnung der Defraudationsitrafe jelbitändig zu prüfen. 

*) Der Umfang des Anfpruchs bei der condictio sine causa richtet fi in der Regel 
nad) den Grundiägen der condietio indebiti. Vgl. Dernburg, Bandelten B. I, S.365 und 
Entwurf e. b. ©. f. d. R. $ 748, 3. 
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erfennen läßt. Wor uns liegt ein das Individuum feit umſchließender Nechts- 
freis, deſſen Peripherie in den Vordergrund tritt, wen man das weite Feld 
rechtlich nicht relevanter Handlungen im den Hintergrumd des der Beobachtung 
unterliegenden Bildes zurücdtreten läßt. Der Inhalt diejes Kreiſes wird aus— 
gerüllt Durch das rechtliche Vermögen der Einzelperjon, d. h. die Geſammt— 
heit der geldwerthen Güter des Einzelnen, ſoweit jie diejem rechtlich zuaehören.') 
Die Peripherie des Kreiſes iſt erfichtlich, Jobald zwijchen dem Einzelnen und dem 
den Willen des Gemeinmejens ausführenden Organe darüber fein Zweifel herricht, 
dah ein im Namen des Staates verwirflichter Eingriff in das rechtliche Vermögen 
der betheiligten, dem Gejege unterworfenen Einzelperfon vorliegt. Iſt der Effekt 
einer Zahlung bewirkt, jo liegt nicht nur in dem Falle, daß der Wille des jtaatlichen 
Organs gegen Proteſt auf dem Wege der Vollſtreckung realifirt wurde, ſon— 
dern auch dann, wenn der Einzelne der Anforderung der Behörde durch Zahl 
ung nachfam, ein Eingriff in das Vermögen des Einzelnen vor: Es handelt 
ich um einen einjeitigen Willensaft, da auch in legterem Falle nur die 
hinter der Anforderung jtehende Möglichkeit der Zwangsvollftrefung die Zahl- 
ung bewirkt und jo der legteren den Charakter einer auf den Willensaft der 
Behörde zurüdzuführenden „Zwangszahlung” verleiht. Nun hat das Rechts: 
gut des Einzelnen, jein Vermögen, in jeiner äußeren Begrenzung gegenüber 
der jtaatlichen Machtitellung eine feite Bofition erhalten durch die Beitinnmungen 
der Grundrechte und der Abgabenverfaffung. Erſtere haben die Unverleglichkeit 
und Heiligkeit?) des Privatvermögens zu einem für den Staat und jeine Glieder 
verbindlichen Nechtsjage erflärt. Da man jich jedoch der Erfenntniß nicht vers 
ihließen fonnte, daß gerade im öffentlichen Nechte das Gemeinwejen jelbjt diejen 
Zag in jeiner theoretiichen Reinheit nicht immer durchführen kann, jo mußte in der 
Abgabenverfaſſung, der objektiven Norm, eine Negelung derjenigen Vorausſetzungen 
eintreten, bei denen die Geltung des Sabes außer Kraft tritt. Durch die Une 
zuläjjigfeit einer extenſiven Interpretation der legteren Vorausjegungen aus: 
nahmsweiſer Bedeutung und der durch die für die Beamten vorgeichriebene 
Einhaltung gewiſſer Kautelen erzielten Garantie iſt aber ein Verhältniß ges 


Natürliches oder thbatjähliches Vermögen enthält thatiächliche Beziehungen zu— 
nädhit obne 53 Gewandung ſo z. B. Beſitz, Kundſchaft eines Geſchäftes Dernburg, 
bandetten B l, S. 48. 

?, Bayer. Verfaſſung Titel IV S 8. Natürlich erlangt der allgemeine Ausipruch des 
Grundrechtes erſt da konkreten Inhalt und praktiſche Bedeutung, wo ein Spezialgeſet, in 
unierer Frage die Abgabenverfafiung, die Grenzen ftaatliher Gewalt genau firirt bat. Iſt 
nun die vorbandene natürlihe Da ndlung sfähigfeit der Finzelnen derart, neiteigert, 
dab fie kraft pofitiver Rechtsordnung eine unmittelbare Einwirkung auf den itaat- 
ihen Willen, die Funktion feines Organs ausüben und die Wiederheritellung des 
durch den itaatlichen Eingriff verlegten Gebietes verlangen kann, dann befiken mir in der 
Iaatlichen Anerkennung diejer ‚Fähigkeit ein rehtlihesKönnen. Bal. Jellinela. a. O. 

45. Tiefe rechtlich anerfannte und damit relevante Fähigkeit zeigt die Grenzlinie des 
Ncchtäfreifes des Individuums. Letzterer und der Kreis rechtlicher Machtbefugnifie des Staates 
—— zwei erhöbten, befeitigten Wuntten in dem Bilde einer Yandichaft; die zwiichen den 

unften liegende weite Ebene itellt das große Feld rechtlich nicht relevanter Handlungen dar. 
Jeder, der nur dieles Feld betritt, dagegen die Peripherien der Rechtskreiſe nicht überichreitet, 
begeht nur rechtlich indirferente Handlungen. Auch das Individuum bat eine eigene ſtaats— 
ireie Sphäre. Wird dieſelbe gegen den Willen des Geſetzes durch das ſtaatliche Organ 
durchbrochen, To iſt der Anspruch auf Wiederheritellung der Yinie, auf Rückgabe des offupirten 
Nechtägebietes nur die Konſequenz des Rechtsitaates. Neuerdings bat Mansteld mit dem 
neuen Ausdrud: Der publiziitiihe Reaktionsanjpruc operirt, j. Werwaltungs 
archiv B. 4, Heft 15.56. Es handelt fich bier nicht um einen neuen Geſichtspunkt, 
iondern nur ein neues Wort. 
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Ichaffen, dejien rechtlicher Iuhalt feineswegs nur durch einjeitige Ber- 
pflichtungen des Gemeinwejens ausgefüllt wäre. Allerdings hat es auf 
den eriten Augenblic den Anjchein, als ob vbjeftivrechtliche, die Abgaben: 
pflichten normirende Gejege nur eimjeitige Pflichten auf Seiten der Behörde 
und des Einzelnen hevorriefen. Aber der unvollkommene Ausdruck des ge 
jeglichen Willens und die Form, in welche er gekleidet iſt, darf uns nicht 
über jeinen wahren Inhalt himvegtäujchen. Es jchaffen vielmehr, wie das 
Reichsgericht mit Necht bemerkt, die Normen der gegebenen Abgabengejete 
„Necht gegen nnd für den Abgabenpflidtigen“.) Indem bei einer unvoll- 
fommenen Negelung der Nechtsichugfrage die materiellen Grundlagen 
des Abgabengejeges zugleich die Baſis für den Schuß der Rechte 
der dem Geſetze Unterworfenen enthalten, ft Schon durch den Aus: 
jpruch des gejeglichen Willens allein das „Vermögen“ der dem Ger 
ſetze Unterworfenen d. bh. nach Savigny?) die durch das Dajein der Ber: 
mögensrechte „uns zumwachiende Macht, das, was wir durch) ſie auszurichten 
im Stande find oder vermögen” gejeßlich fixirt umd für den Fall eines 
materiell rechtäwidrigen jtaatlichen Eingriffs inhaltlid erweitert worden.“) 

In dem Augenblide, in welchem der Staat als Finanzmacht in dem Nechts- 
freis des Einzelnen eingreift, it für den proteftirenden Angehörigen des Staates 
ein [ormelles Necht entitanden, die Hülfe desjelben Staates in jeiner 
Eigenjchaft als Wächter der Rechtsordnung über die Gejeglichkeit des Aftes ans 
zurufen. Wie ijt nun dieſes Recht jeiner materiellen Seite nad) zu charafteri- 
firen? Welches Berlangen hat es zum Gegenſtande? 

Der Entjtehungsgrund des Nechtes liegt, wie aus dem VBorausgegangenen 
erfichtlich, in einer auf Staatlichen Willensaft zurüdzuführenden Vermögens: 
minderung des Betheiligten. Es handelt fich um ein bewußtes Uebergreifen in 
ein fremdes Nechtsgebiet (fremde Vermögensrechte). Aber dieje Thatiache allein 
fann im öffentlichen Nechte nicht die Pflicht auf Wiederberftellung des fremden 
Gebietes begründen. Denn der Staat ift kraft pofitiver Satzung jeinen Gliedern 
— berechtigt und verpflichtet, dem Proteſte vorerſt kein rechtliches 

ehör zu ſchenken und die Zahlung durch Vollſtreckung zu realiſiren. Dieſe 
Handlung allein iſt noch nicht einmal objektiv rechtswidrig; ſie kann 
daher nicht zun Ausgangspunkt eines Individualrechtes dienen. Sonach kann es 
ſich nur darum handeln: Iſt die Vermögensminderung materiell gerecht— 
fertigt, wird der Effekt der Zahlung gedeckt durch den Inhalt der Norm, 
liegen die Vorausſetzungen der kraft ſpezieller Beſtimmung für ſteuerpflichtig 
erachteten Beziehungen des Einzelnen zum Gemeinweſen vor? Iſt mit der 
Verneinung dieſer Frage der Mangel eines für die Abgabenerhebung erforder— 
— materiellen Rechtsgrundes außer Zweifel geſtellt, ſo würde dieſe That— 


RG. 3.11 S. 70. 

Syſtem des römischen Rechtes. B. 1 5. 340 

Es läge nahe den Nechtsaniprud) — des Eingriffs in das Vermögen nach der 
Art des Eigenthumsanſpruchs wegen des Eingriffs zu behandeln. Der Gedanke 
einer actio negatoria ilt in der That von einem Erkenntniſſe vertreten worden. Doc 
it dies nicht zu billigen, wenn man bedenkt, dab im Öffentlichen Recht der Satz, Das Eigen: 
thumsrecht als ſolches trage Schon die Befugniß in ſich, einen jeden fremden Millen aus: 
zuichließen in Betreff der Zache, nicht gilt. Abgeſehen davon können weder die Sätze der 
Beweislaſt noch der Umfang des Anipruchs 3. B. auf Erzwingung von Sicherheitsmaßregeln 
genen Beumrubigung des Eigenthümers auf dem Prozeßwege Anmendung erleiden. Hier 
baben wir Aniprüche nur auf Beleitigung ftörender Zuftände, nicht auf Vorbeugung von 
folchen, die fommen follten. 
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jahe allein als die Feſtſtellung einer objektiven Rechtswidrigfeit, im Zivil— 
recht nicht hinreichen zur Begründung eines Anjpruchs des Einzelnen; mag 
diefer num auf Die Rechtsform der eondietio indebiti oder auf die Grund: 
jäge des Schadenserjages im Obligativnenrecht geftügt jein. Erjt der Nachweis 
einer vorjäglichen oder fahrläſſigen Verſchuldung des Schädigers würde hierzu 
erforderlich jem.') Da nun ficher von unjeren Behörden erwartet werden 
darf, daB vor der bewirften Heranziehung die Frage der Abgabenpflicht einer 
genauen Prüfung unterzogen wurde, und biernach bei wirklich erfolgter Feſt— 
jtellung der objektiven NRechtswidrigfeit nur die Annahme eines jede Ver: 
ſchuldungsart bejeitigenden entſchuldbaren Irrthums?) möglich iſt, jo 
würde die Anwendung Diejer Grundſätze im öffentlichen Rechte der Beſeitigung 
von Folgen eines klar erwieſenen Unrechtes entgegenſtehen. Deshalb iſt der 
Schluß gerechtfertigt: Im öffentlichen Abgabenrechte bildet ledig: 
lich der Mangel eines verpflichtenden Rechtsgrundes die ma— 
terielle Grundlage des Nehtsmittels.’) Iſt ein ſolches in Folge des 
Mangels oder doch der Unvollkommenheit der öffentlich-rechtlichen Rechtſchutz— 
beſtimmungen überhaupt nicht erwähnt, ſo muß trotzdem ſeine Exiſtenz als die 
Conſequenz des aus dem Inhalte des Geſetzes geſchöpften argumentum e con- 
trario anerfan ut werden.*) Der Charakter, die rechtliche Natur und Form des 
Individualrechtes it nach dem heutigen Stande unſerer Geſetzgebung als eine 
öffentliche rechtliche restitutio in integrum zu fennzeichnen. Die heutige 
Lage der Geſetzgebung unjerer Frage gleicht derjenigen der legten Jahrhunderte 
der römischen NRepublif, in der man die Neftitution begünitigte. Auch damals 
machte jich das Bedürfniß mit gebteterischer Nothwendigfeit geltend, Härten 
der politiven Geſetzgebung da auszugleichen, wo vermöge der eigenartigen Lage 
des bejonderen Falles die gegebenen Mechtsbehelfe nicht als ausreichend ans 
erlaunt werden fonnten. Dieſer Grundgedanfe eines außerordentlichen und ſub— 
jidiären Behelfes dürfte im den Erjcheinungen der Judifatur zu erfaſſen jein, 
die bei Dem Mangel von genügenden Rechtichugbeitimmungen gerade für unjeren 
Anſpruch ein richterliches Klagerecht geſchaffen haben. Bier wurde in der 


) M.-@. Bo. 26 S. 204. 

Bal. RG. a. a. O. S. 209. 

’ Mrinzipiell anders die Enticheidvung in Neger Bd. 9 &. 146: „Nah dem allen 
wird es fih ... . - . nurmehr darıım handeln können, ob dem durch die Geſetzwidrigkeit der 
Umlagenerbebung Beichädigten aus irgend welchem jonitigen, im öffentlichen Rechte anerfann- 
ten Rechtstitel als dem bloßen Mangel eines verpflichtenden Rechtsgrundes ein Anspruch 
auf Ruückerſatz desjenigen zuiteht, was er ohne Hechtsgrund gezablt bat. Vom Berwaltungs- 
gerichtshof find als Derartige Rechtstitel die Bereicherung der Gemeindekaſſe oder eine ab— 
ſichtliche Rechtswidrigleit anerkannt.“ 

Der badiſche Verwaltungsgerichtshof bat Rückforderungsanſprüche aus Gemeinde: 
abgaben, die in dem Kompetenzgeſetze gar nicht erwähnt ſind, auch eine materielle Regelung 
nicht erfahren haben, zugelafien. Vol. Wielandt a. a. ©. &. 45; ferner ©. 46, 48, 49, 
49—53, 66, 112, 113, 122, 185, 407, 408, 418, 685 hinsichtlich der übrigen Rechtiprechung. 
Pr. 10 der Zeitichrift für baditche Nerwaltungsrechtspflege 1878 Sagt: „Im öffentlichen 
Recht aber genügt es für den Rückforderungsanſpruch an der Thatlache, daß Jemand ohne 
rehtlihen Verpflichtungsgrund Zahlung geleiſtet bat, weil dort der Entſtehungsgrund und 
der Beitand eimer öffentlich-rechtlihen Verbindlichkeit lediglich dDurdy den Willen des Geſetzes 
regiert wird. Auf iubjettive Beweggründe fann es hier überall nidht an— 
tommen, alfo aud darauf nicht, ob der Zahlende aus Itxthum gehandelt oder nicht. 
welcher Art dieſer Irrthum war, ob entſchuldbar oder nicht." Letztere Worte dürften wohl 
mit der Einſchränkung anzuerkennen Sein, daß ein Beweggrund, forern er zum Ausdrucke kam, 
doch relevirt. Was fteht entgegen, einer befonders ausgeiprochenen Abficht der Schenkung im 
öffentlichen Rechte die Giltigkeit und Rechtswirkung zu verlagen? 
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Ihat neues Recht geichaffen, nicht etwa beftehendes anerfannt. Denn es 
iſt m einer großen Anzahl von Fällen der Praris nicht zu verfennen, daß im 
Gegeniage zum Wortlaute der beitehenden Rechtsordnung die Inanſpruchnahme 
des Richters erfolgte und legterer durch die Geitattung des Nechtsweges cine bes 
jondererichterliche Hilfe zu Theil werden ließ. Und wenn man num bei Bes 
trachtung der materiellen Seite des Anjpruchs in ‚Folge des Mangels einer 
öffentlichsrechtlichen Regelung die „analoge“ Rechtsform der privatrechtlichen 
condietio indebiti oder sine causa heranziebt und nach eingehender Prüfung 
zu dem Nejultate gelangen muß: Die Feinheiten des römischen Privatrechtes 
können nicht zur Fundamentirung des Öffentlichevechtlichen Verhältniſſes dienen, 
die befondere Lage des Falles jchließt die Möglichkeit der Anpaſſung diejer 
Nechtsfiguren aus, dann jtehen wir einfach vor der Alternative: Abweijung 
des Anſpruchs oder Schaffung eines eigenen Rechtes im öffent— 
lichen Rechte. Kann die Antwort wirklich zweifelhaft ſein? Müſſen wir uns 
nicht auch hier in das Gebiet der Reſtitution begeben, indem die Nothwendig— 
keit vorliegt, für die Frage unſeres Anſpruchs ein beſonder es materielles 
Recht zu ſchaffen?) Wir müſſen, dünkt ums, die Frage bejahend beant- 
worten. Ein Anſpruch, der nur bei dem Nachweiſe jubtiler Vorausſetzungen ge— 
geben ſein ſoll, iſt doch nur eine Scheinexiſtenz, in Wahrheit gar nicht vor— 
handen, wenn von vornherein ſicher iſt, daß der Nachweis jeiner Voraus: 
jegungen gar nicht glücen faun. Der Theil unjerer Judikatur, welcher jich 
nach höchſt eingehenden wijjenjchaftlichen Erörterungen für die erjte Alternative 
entjchteden bat, jegt jich mit dem Zweckgedanken unſeres modernen Rechts— 
bewußtjeins im öffentlichen Nechte in Wideripruch. Denn bier gilt e8 vor 
allem die wirtbichaftliche Eriftenz des Einzelnen, die im Privatrechte an dem 
Yuchjtaben des Geſetzes jcheitern kann, aufrecht zu erhalten. Dieſe Aufrecht- 
erhaltung kann jich nur nach der Richtſchnur der Leiftungspilicht, nach 
der Leiſtungsfähigkeit bemeijen. Liegen aber die feitgeftellten Voraus— 
jegungen der leßteren nicht vor, jo zwingt uns im öffentlichen Nechte die be= 
jondere Lage cin Nechtsmittel anzuerkennen, das im Gegenjage zum 
BZivilrechte zu jeiner Begründung lediglich des Nachweijes von dem Mangel 





Die in alleveriter Linie in Betracht kommende Rechtsfigur des Zivilvechtes ift natür— 
lich die Windilation, die Nlage des nicht befigenden Figentbümers gegen den befigenden 
Nichteigentbhümer. Allein weil diefer Geſichtspunkt ſchon in den Nechtsverbältnilien des 
Privatrehtes ſehr oft nicht ausreicht zur Begründung eines Anspruchs, deshalb iſt 
ichon im Zivihrechte die condietio indebitials jubfidiäre Rechtsfigur gegenüber 
der Vindikation anerfannt 

Archiv für civilit. Braris B. 78, 2.434; Bruns in Dolgendorffs Eneyklopädie: 

„So lange PBindifation, feine Gondiftiom 

Die weitgehende Anerkennung der eondietio engt natürlich das Rechtsgebiet der ju b- 
fidiärjten Rechtsfigur: der restitutio in integrum ungemein im Jivilrechte ein. Für 
einen großen Theil unserer Judikatur im Zivilrechte iſt das Vorhandenſein des beſonderen 
Rechtes der Kondiktionen als der in erſter Linie gegebenen md anzınvendenden Rechts⸗ 
figur der Grund, die Sätze der restitutio in integrum für nicht anwendbar zu erflären 
bei einer ‚frage, die ja ſchon ihre beiondere Regelung habe. Ta nun das ötfentlide 
Recht die condietio indebiti nicht zur ausdrücklichen Satzung erhoben hat, auch die Lage 
des Falles ſelbſt nicht die Anwendung einer mehr oder weniger verſchwommenen „Analogie“ 
dieſer Rechtsform zuläßt, fo gelangen wir ſofort zur restitutio in integrum. Iſt 
doch die Vindikation ſchon von vornherein dadurch ausgeſchloſſen, daß der Zahlende ſein 
Eigentbum verliert und der Empfänger es erwirbt, troß Yeiltung sine causa. Diele 
erflärungsbedürftige Ericheinung von dem Erwerbsafte, dem Eigentbumsübergang obne 
geieglichen Grund fann uns bis heute das Givilrecht noch nicht begreiflich machen. 

Sal. Bolze a. a. ©. &. 45. 
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eines im Fragefalle verpflichtenden Rechtsgrundes bedarf. Nur dieſer Geſichts— 
punkt kaun den Staat in ſeiner Eigenſchaft als Hüter der Rechtsordnung be 
berricht haben, als er im Gemeininterefje') die Thätigfeit der Organe jeiner 
Finanzmacht unter eine Rechtsfontrolle ftellte. Sollten wirklich bei der Funktion 
der legteren noch andere Grundjäge in Betracht fommen, ſollte man, was bis 
jetzt zu erweiſen noch nicht einmal verſucht wurde, bei unſerer Frage an privat— 
rechtliche Feinheiten gedacht haben, daun iſt es jedenfalls Thatſache, daß 
die Anwendung derſelben nicht mit dem Rechtsſinne der dem Geſetze Unter— 
worfenen übereinſtimmt. Der unwiſſende Laie wird nie verſtehen, warum er 
allein unentſchuldbar geirrt haben ſoll, wenn er ſich auf die Autorität der 
Behörde verließ, er wird auch nicht begreifen, daß man nach der Bereicherung 
beſonders ſucht und ſchließlich doch den Ort nicht zu finden weiß, an dem ſie 
ſich verſteckt hat. 

Iſt hiernach der Beweis der Nothwendigkeit der Schaffung eines eigenen, 
der bejonderen Lage des Falles angepahten Rechtes geliefert, jo tft unjere An— 
nahme, welche den Anſpruch nach der Nechtslage eine Neftitution nennt, be 
gründet. Wer uns jagt, wir machten ja jelbjt für ein öffentlich-rechtliches Ver— 
hältniß mit der restitutio in integrum eine A nleihe beim Privatrecht, 
überieht, da wir feineswegs behaupten, die Bora usjegungen jenes privat: 
rechtlichen, zum Theil antiquirten und von der modernen Gejeßgebung nicht 
angenommenen?) Inſtitutes jeien für unjeren Anjpruch anwendbar. Wir wollen 
nicht in den ‚Fehler gerathen, den wir Anderen vorhalten und der jich ledig- 
lich als eine Folge der vorberrichend pandektiſtiſchen Ausbildung auf der Hoch- 
ihule daritellt. Zwar läge die Berfuchung nahe, unjere Auffaſſung, wonach 
die Rechtslage von dem Örundgedanfen der restitutio in integrum be: 
berricht ift, auch dadurd) zu jtügen, daß man einen Theil der VBorausjegungen 
jenes Nechtsinjtitutes auch zu demjenigen unſeres Anſpruchs jelbjt machte. 
Waren doch unter den anerkannten Nejtitutionsgründen auch die bei unjerem 
Anſpruche relevirenden Momente des Zwanges und des Irrthums ante 
halten. Da ferner der Zwang das öffentlich-rechtliche Subjektions— 
verhältniß fennzeichnet, und der Irrthum als jolcher feineswegs einen 
Begriff darftellt, der nur im Privatrecht vorkommt, Sondern vielmehr in 
beiden Nechtögebieten als allgemeiner Begriff des Vermögensrechts, jo: 
mit als Bejtandtheil desöffentlicherechtlichen Bermögensredts 
anerfannt ift,’) jo jchtene auch die Prüfung binfichtlich der Vorausſetzungen 
jenes Anſpruchs begründet. Allein es ijt gar nicht zu bezweifeln, dab anderer: 
jeits eine große Anzahl von zum Theil völlig veralteten Beitimmungen jenes 
Rechtsinſtitutes bejteht, deren analoge Ausdehnung vollkommen ausgeichloffen 


', Jellinela. a. ©. 5.59 jagt: „Ansprüche des Individuums an den Staat von 
vermögensrechtlichem Charakter find öftentlich-rechtliche dann, wenn fie einerjeits einem öffent: 
lich rechtlichen Verhältniß — der gliedlichen Stellung des Individuums im Staate — ent— 
Ipringen, andererſeits an ihrer Gewährung das _Gemeinintereile überwiegend betheiligt it. 
Rüdtorderung irrtbümlich gezahlter Steuern bat zwar in öffentlich- rechtlichen 
Verhältnifie ihren Grund, it aber, als nicht überwiegend im Gemeinintereiie gewährt, eine 
einfache condietio indebiti.' 

Tap die Kechtätontrollen im öffentlichen Jutereſſe geſchaffen Find und die Behauptung 
einer rechtswidrigen Grundlage des Finanzweſens die Le berührt, glaube ıch in 
meiner Abhandlung „Die condietio indehiti des d. 6. R.“ 2. 65 und 66 nachgewieſen 
zu babe. 

”, Val. namentlich die Bun in Bd. 1 der Motive zum Ene. b. G. B. 5.392 — 95. 

” Rat. Jellineta.a.©.5.62, Yaband, Ztaatsrecht, Vorwort zur 1. Auflage 5 5.7. 
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iſt. Daher möchten wir hier die Thatjache wiederholen, daß wir lediglich zur 
Kennzeichnung der heute im öffentlichen Rechte vorherrichenden Rechtslage aus 
dem Privatrechte nur das Wort jener Rechtsform entnommen haben. Da 
der Grad der Ausbildung eines Nechtes emtjcheidend ift für das Maß der 
Neititution, jo ift der Begriff der legteren überhaupt nicht anwendbar für eine 
Geſetzgebung, welche die formelle und materielle Seite des Anſpruchs in aus 
reichendem Maße geregelt hat. Ob letzteres aber unjerer deutichen Geſetz— 
gebung zum Lobe nachzujagen it, das Dürfen wir wohl dem Urtheile unſerer 
. m der Praxis ftehenden Xejer überlaſſen. Nur da, wo der Gejeßgeber ſich 
nicht die Mühe genommen hat, jeinen Willen in flarer und einwandsfreier 
Weiſe zum Ausdrud zu bringen, ift die Entitehung von erheblichen Zweifeln 
möglich. 

Möchte dereinit eime Zeit fommen, in der e8 zur Orientirung über die 
Rechtslage nicht mehr erforderlich ift, eine Reife in das Labyrinth von wider: 
fprechenden Entjcheidungen zu unternehmen! Möchte die Mahnung „Klarheit 
in der Faſſung des Ausdrucks“ nicht ungehört verklingen in einer Zeit, in 
der man nachgerade allgemein Slage führt über die Sprache unjeres zu 
künftigen bürgerlichen Reichsrechtes! 


Rechnungsergebniſſe der Berufsgenolen- 
ſchaften für 1894.) 


Borbemerfungen. 


Zu Tabelle 1 (Organtjation). 

I. Die Zahl der Berufsgenoffenichaften, auf welche die Rechnungsergebnijje 
ih beziehen, blieb unverändert (112). 

Bei den landwirtbichaftlichen Berufsgenoſſenſchaften find auch in diefem Jahre 
neh — wie in den Nechnungsergebnijien der drei Borjahre — in Spalte 14 
der Tabelle 1 (und beziehungsweife Spalte 2 der Tabelle 3) für die durchſchnittlich 
vericherten Perjonen diejenigen Zahlen eingejegt worden, welcde zwar nach wie 
vor der Berufszählung vom 5. Juni 1882 entnommen, jedoch im Jahre 1892 auf 
Grund des durch die Volkszählung vom 1. Dezember 1890 gebotenen Materials 
jowie durch bejondere Ermittelungen einer ergänzenden Reviſion unterzogen, 
übrigend auch der Bearbeitung der landwirthichaftlichen Unfallitatiftif für das 
Jahr 1891 zu Grunde gelegt worden jind. 

II. Die Zahl der jtaatlihen Ausführungsbehörden beträgt 133 gegen 132 
im Rorjahre, die der Provinzial und Nommunal-Ausführungsbehörden — auf 
Grund der Ziffer 3 des 84 des Bauunfallverficherungsgejeßes als leiſtungsfähig 
erflärte Verbände — 252 gegen 240, jo daß die Nechnungsergebniffe ich zus 
ſammen auf 385 Ausjührungsbehörden, gegen 372 im Vorjahre, beziehen. 

Der größeren Ueberfichtlichfeit wegen jind die Provinziale und Kommunale 
Ausführungsbehörden, — wie feit dem Nahre 1891 — nicht einzeln aufgeführt, 
\ondern für Preußen nach Provinzen, im UWebrigen nach Reichs-Gebietstheilen 
zuſammengefaßt. Ein Verzeichniß der für das Nechnungsjahr 1894 in Frage 
fommenden einzelnen Provinzial: und Kommunal-Ausführungsbehörden iſt den be- 
treffenden Tabellen am Schluß beigegeben. 


III. Bei den Verficherungsanitalten der Baugewerf3-Berufsgenofjenichaften 
it eine Menderung in der Urganijation nicht eingetreten. 


Zu Tabelle 1 Spalte 15 (Lohnbeträge). Zur Vermeidung von unzutreffenden 
Schlüffen wird hervorgehoben, daß die für die gewerblichen Berufsgenofjenjchaften 
eingeitellten Lohnbeträge ſich mit den wirklich gezahlten Löhnen micht durchaus 
defen. Der Vordruck der Spalte läßt erfennen, daß es ſich Hier nicht um die 
Aufitellung einer Lohnitatiitif, jondern um die Gewährung eines Einblicks in den 
für die Berechnung der Beiträge wichtigen, lediglich vechnerischen Faktor der „ans 
rechnungsfähigen“ Löhne :c. handelt. 

Bgl. „Annalen“ 1895 S. 785 ff. bezüglich der Finzelbeiten ſiehe Reichstags: Drudiache 
Ihe : 2eg.Ber., VI. Seſſion 1895/96. Bier find mur die Schluß: und Gefanmtiunmen 
ahgedrudt. 
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Bei den Berufsgenofienjchaften 1 bis 62 wird nad den geſetzlichen Bes 
jtimmungen als „anvechnungsfähiger* Lohn 2. der 4 Ae Für dem Wrbeitätag 
überiteigende Lohnbetrag nur mit einem Drittel herangezogen, während anderer 
jeits für jugendliche und nicht ausgebildete Arbeiter der ortsübliche Tagelohn 
Erwachjener anzujeßen it ($ 10 Abſatz 1 und 2 des Unfallverjicherungsgejeges). 
Bei der TiefbausBerufsgenofienichaft (64) findet zwar eine Neduftion der 4 
für den Arbeitstag überjteigenden Yöhne bei der Beitragsberechnung nicht jtatt 
($ 10 Abſatz 1 des Bauunfallverficherungsgejeges), jedoh kommt auch bier für 
jugendliche und nicht ausgebildete Arbeiter der ortsübliche Tagelohn Erwacjener 
zum Anjate. Bei der See-Berufsgenoſſenſchaft (63) iſt der in Spalte 15 der 
Tabelle 1 eingeftellte Betrag unter Zugrundelegung der Zeitdauer der Beſchäftigung 
der Verficherten nah Maßgabe des gemäß $ 6 bezw. 7 des Seeunfallveriicherungds 
geſetzes feltgejegten Jahresarbeitsverdienites berechnet worden. 


Vorftehendes iſt bei der Anjtellung von Vergleichen über die Lohnhöhe in 
den einzelnen Berufsgenojjenichaften zu berüctichtiaen; Berechnungen der Yöhne 
auf den Kopf der verlicherten Perjonen gewähren für die verjchiedenen Berufs: 
genofjenjchaften ein zutreffendes Bild um deswillen nicht, weil die dDurchichnittliche 
Arbeitszeit in den einzelnen Gewerben feineswegs gleich ft. 


Für die landwirthichaftlichen Berufsgenofjenichaften, für welche hinſichtlich 
der Beitragsberechnung wetentlich abweichende gejegliche Beltimmungen (Arbeit: 
bedarjsnachweilung, Grumditenerfuß :c.) gelten, ijt die Aufnahme von Lohnabgaben 
in Spalte 15 der Tabelle 1 unterblieben. Das Gleiche gilt für die Verficherungss 
anftalten der Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaften. 

Zu Tabelle 2 „Ausgaben und Einnahmen“ (und bezw. Tabelle 1 Spalten 18 
und 19). Kür die Aufnahme von Beträgen it bier wie in den Vorjahren als 
leßter Termin der Rückbuchung von Einnahmen der 15. Auguſt des auf das 
Nechnungsjahr folgenden Jahres im Allgemeinen maßgebend gewejen. 


Bei den VBerficherungsanitalten der Baugewerfs:Berufsgenofjenjchaften find 
Nüdbuchungen der für das abgelaufene Rechnungsjahr zu verredinenden Eins 
nahmen und Ausgaben nur bis zum 1. April 1895 zugelaffen worden, damit 
die vorliegenden Nedinungsergebnifje mit den nach 8 18 Abjag 1 Ziffer 5 des 
Bauumnfallverjicherungsgejeßes vom 11. Juli 1887 veröffentlichten Rechnungs— 
abſchlüſſen der einzelnen WVerficherungsanitalten, für welche Rückbuchungen gleich— 
falls nur bis zu dieſem Termin zuläſſig waren, übdereinjtimmen. 

Zu Tabelle 2 Spalte 31. Die zujammen mit den Prämien jür Nettung 
Berunglüdter und für Abwendung von Unglücdsfällen nachgewiejenen Koſten der 
Fürſorge für Verletzte innerhalb der erjten dreizehn Wochen nad dem Unfall, 
welche von einzelnen Beruisgenojlenjchaften und Austührungsbehörden über das 
Maß der gejeplichen Verpflichtungen hinaus aufgewendet wurden, um die Folgen 
der Verletzungen für die Genoſſenſchaft ꝛe möglichſt zu erleichtern (vergleiche jest 
S 76e der Krankenkaſſennovelle), haben im Nechnungsjahr, wie nebenher ermittelt 
wurde, 219 633,4, Ab betragen. 


Zu Tabelle 2 Spalten 36 bis 47. In den fir die Baugewerf3-Berufs: 
genofjenichaften (Berufsgenoflenichaften Nr. 45 bis 54 und 64) nachgewielenen Ber: 
waltungskoſten find die nicht ausjcheidbaren Antheilfoften für die Verſicherungs— 
anftalten, welche von den legteren nach $ 17 Abſatz 6 des Bauunfallverficherungs: 
gejeßes als Paujchbetrag erhoben und der Genofienjchaft erituttet werden, mit 
enthalten. Die beziüglichen Pauſchbeträge betrugen: 
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1. bei der Hamburgifchen Baugewerfs-Berufsgenofjfenichaft . . 9,090, M., 
2. „m Nordöitlihen Baugewerk3:Berufsgenofienihaft . . 20,000, 
3.» Schleſiſch-Poſenſchen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft 1,893, . 
4. „ Hannoverſchen Bangewerks-Berufsgenoſſenſchaft . 13,868, u 
5. nm Magdeburgifchen Baugewerf3-Berufögenofienihaft . 3,5644 „ 
6. 4 Sächſiſchen Baugewerks:Berufsgenojienishaft . . . 8613 „ 
I Thüringiihen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . . 5 
8. 


Heflen:Naffauischen VBaugemwerfs-Berufsgenofjenihait . 2,659, 


® E ® E 2 


8: Rheiniſch-Weſtfäliſchen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft 3,549, . 
10 Württembergiſchen Baugewerfs-Berufsgenojienichaft . 1,282, „ 
11. „ „ Bayerischen Baugewerk3:-Berufsgenofienihaft . . 5,444,4 
12. „ „ Siüdmeitlichen Baugewerfs: — .. 1384 u 
13. „ „Tiefbau-Berufsgenoſſenſchaft . . + 87.656,05 - 

Aufomınen 10909,007.20 Me. 


or 
=. 
rn 


und jind die betreffenden Cinzelbeträge unter Spalte 46 der Angaben für 
betreffende Berjiherungsanjtalt in Ausgabe und unter Spalte 56 der Angaben 
für die betreffende Genojjenjchaft in Einnahme gejtellt worden. 

Die Thüringijche Baugewerfd-Berufsgenofjenichaft hat von der Berechnung 
eines Pauſchbetrages nnd Einverleibung der Selbjtverjiherer in die Berufs: 
genofienichaft und der hiermit im Zuſammenhange jtehenden Verringerung des 
Umfanges des Gejchäftsbetriebes der Berficherungsanitalt Abitand genommen. 


Zu Tabelle 2 Spalte 51 und bezw. 5la. Die am 15. Nugujt 1895 
rüdjtändigen Umlagebeiträge für das Jahr 1894, welche nad) den Angaben der 
Berufsgenoſſenſchaften zuſammen 4,636,624,,, A. betragen, werden exit in der 
nähitmaligen Nachweiſung der Rechnungsergebniſſe zur Verrechnung gelangen, 
ebenjo die rüdjtändigen Prämien der PVerficherungsanjtalten der Baugewerks— 
Berufsgenofjenschaften mit 313,242,,, Ah 


Zu Tabelle 2 Spalten 51 und 58. Der von den Berufögenofjenjcaften 
mit umgelegte Betriebsfonds zum Gejammtbetrage von 7,866,446,,, M it in 
Spalte 51, joweit derfelbe bi3 zum 15. August 1895 vereinnahmt worden var, 
mit in Rechnung gejtellt und erjcheint im Beitande der Spalte 58. 


Die Kapitalwerthe für die von der TiefbausBerufsgenofjenihaft und den 
Beriiherungsanitalten der Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaften bis zum 31. Dezember 
1894 jejtgejeßten, an diefem Tage noch laufenden Renten betragen für die erjtere 
6,510,373,;5 M, für die Verficherungsanitalten — einjchlieglicd derjenigen der 
Tiefban-Berufsgenofjenihaft — zufammen 3,883,701,,; M. Das vorhandene 
Dedungsfapital erjcheint ebenfalls — mie die Betriebsfonds in Spalte 58 als 
Beitand. (Im den Rechnungsergebniſſen für 1888 bis einjchließlid 1892 wurden 
an diejer Stelle nur die Kapitalmwerthe für die im Laufe der betreffenden Rechnungs: 
jahre jejtgefeßten Renten angegeben. Für das feit 1893 geltende Deckungsver— 
jahren, nach welchem am Schluſſe eines jeden Nechnungsjahres die Kapitalwerthe 
für jämmtliche noch laufenden Renten neu ermittelt werden, kommen die Deckungs— 
werthe der im Laufe eined Jahres feitgeitellten Renten abgefondert nicht mehr in 
Vetradtt.) 

Zu Tabelle 2 Spalte 59 (und bezw. 48). Der in Spalte 59 nach— 
gewieſene Betrag des Reſervefonds feßt ſich bei den Berufsgenofjenichaften zu— 
ſammen: aus dem Bejtande am Schluſſe des Vorjahres, aus den rüchtändigen 
Einlagen des Vorjahres, aus den Zinfen und aus der laufenden Einlage. 
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Die Fehlbeträge bei den Einlagen in den Nejervefonds (Spalte 48) bei den- 
jenigen Berufsgenofjenfchaften, welche zur Zeit des Abſchluſſes der Rechnungs: 
ergebniffe mit der Umlage zum Theil noch im Rückſtande waren, betragen zus 
fanımen 2,274,949,,, M. 

Bei den Berjicherungsanitalten iſt der in den Nejervefonds nach näherer 
ftatutarifcher Beitimmung eingelegte Betrag don dem Nenten=Kapitalwerth (ver: 
gleiche Vorbemerkungen Ziffer 8 Abjag 2) berechnet und von den eingegangenen 
Prämien abgezweigt worden. 

Zu Tabelle 3 „Unfälle“. Die Mittheilung aller Unfälle — für welde die 
Vetriebsunternehmer der Drtöpolizeibehörde Anzeige zu erjtatten haben — au 
die Berufsgenofjenichaften (Spalte 31 a. a. DO.) beruht auf jtatutariichen Be: 
ftimmungen der Berufsgenofjenichaften. Dieſe Mittheilungen ſind daher hinſichtlich 
der gemeldeten, nicht entichädigungspflichtigen Unfälle — da eine unter jtatutariiche 
Strafe geitellte Verpflichtung zur Anmeldung der betreffenden Unfälle nicht durch— 
weg bejteht — nur als annähernd zutreffend zu erachten, und it anzunehmen, 
daß die in Spalte 31 angegebenen Gejammtzahlen der Unfälle im Allgemeinen 
hinter der Wirklichkeit zurücbleiben. 

Die auf das Taujend ausgeführten Berechnungen in den Spalten 8 und 32 
a. a. D. follen nur erfennen lafjen, wie viele von den in jeder Berufsgenofjen: 
Schaft durchſchnittlich beſchäftigten verficherten Perſonen alljährlidy die Aussicht 
haben, einen Unfall zu erleiden. Zu Bergleichen über die Gefährlichkeit der 
Betriebe der Berufsgenofjenschaften unter einander bieten die angegebenen Zahlen 
nur einen ungefähren Anhalt, da die durchſchnittliche jährliche Arbeitszeit, während 
der die verficherten Perjonen einer Gefährdung ausgejegt find, im den einzelnen 
Berufsgenoffenfchaften nicht gleih it. Ein Verſuch, die in den einzelnen Berufs: 
genojjenichaften bejchäftigten Berjonen nach Maßgabe der geleiiteten Arbeit (Arbeits: 
dauer) auf Bollarbeiter zurüdzuführen, it gegenüber der von den Borjtänden 
geltend gemachten Schwierigkeit der Durchführung unterblieben. 
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Auszugsweiſe Zuſammenſtellung der wichtigſten Zahlen aus den Tabellen. 


(Die entiprechenden Zahlen aus dem voraufgegangenen Nechnungsjahr 1894 find im edigen 
Klammern beigeiegt.) 


Wie die Nachweifung erkennen läßt, find im Jahre 1894 


l. für 
112') 112) Berufsgenofjenidhaften mit: 
914 (914) Seftionen, 
1,095 [1,092] Mitgliedern der Genofjenjchaftsporjtände, 
5,253 [5,255] Mitgliedern der Sektionsvorjtände, 
23,459 [23,338] Bertrauendmännern, 
209 [170] angeitellten bejoldeten Beauftragten Revi— 
ionsingenieuren 2c.), 
1,002 [1,002] Schiedsgerichten, 
3,915 [3,970] Arbeitervertretern bei 
5,219,591 [5,190,117] Betrieben und 
17,533,380 ?) [17,458,388] verjicherten Perſonen 
on Entjhädigungsbeträgen . . 39,718,296,5,, Me. [34,173,471,,: Me] 


und anlaufenden VBerwaltungsfojten 6,344,856,,. Ma’) [5,768,408,,: Ab] 
gezahlt worden. 

Die weiteren Ausgaben an Koſten der 
Unfallunterfuchungen und der Feititellung 
der Entichädigungen, an Schiedsgerichts— 
und Unfallverhütungsfoiten betragen. . 2,661,617,,, Me.  [2,318,488,,, Ab] 

Die auf Grund übernommener Unfall- 
verficherungsverträge ($ 100 des Unfall: 
berfiherungsgejeges) erwachſenen Aus— 
gaben belaufen ſich auf — ie 

In den Reſervefonds ſind für das 
Jahr 1894 bis zum 15. Auguft 1895 . 10,323,184,,, M. [12,285,879,,, M] 
eingelegt worden, jo daß im Ganzen . 59,048,305,:; 46’) [54,548,615,5, AM] 
on effeftiven Ausgaben (Tabelle 2, 

Spalte 49) für 112 Berufsgenojien= 
haften nachgewiefen find, denen . . 71,422,740,1 AM&°) [65,974,560,,, Me] 

an eijfeftiven Einnahmen (Tabelle 2, Spalte 57) — die legteren umfajjen 
die von den meilten Berufsgenojjenichaften mitumgelegten Betriebsmittel für das 
Jahr 1895 — gegenüber jtehen. 

Die am Schluffe des Rechnungsjahres verbliebenen Beitände belaufen ſich 
für ſammtliche Berufsgenofjenjchaften auf 13,186,983,,, M. [12,356,971,:5 Me] 
der Gejammtbetrag des Nejervefonds auf 113,643,514,,, Ma. [100,469,282,55 M] 


1) 64 gewerbliche und 48 landwirtbichaftliche Berufsgenofienjchaften. 

?) Vergleiche hierzu Vorbemerkungen Ziffer 2 I Abiah 2. — in obigen 17,533,380 
dürften eine bis andertbalb Millionen Perjonen, die gleichzeitig in_ gewerblichen und land- 
wirthichaftlichen Betrieben befchäftigt und verfichert find, doppelt ericheinen. Außerdem find 
darin enthalten alle verficherten landwirtbichaftlichen Unternehmer, welche bei ibrer ums 
fafienden landesgeſetzlichen und jtatutariihen Verficherung nicht weit hinter der Zahl der in 
Epalte 10 Tabelle 1 Seite 314 aufgeführten Zahl der landmwirthichaftlihen Betriebe von 
4,793,256 zurüdbleiben werden. 

) Nach Abzug der Pauſchbeträge für die Berfiherungsanftalten im Betrage von 
109,007,20 M (jiehe Vorbemerkungen Ziffer 6). 


350,45 M. [2,368,03 M.] 
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Sodann find für den gleihen Zeitraum 


II. bei 
385 [372] Ausführungsbehörden der Reichs- Staatd:, Provinzial: und 
KRommunalbetriebe mit: 
368 [358] Schiedsgerichten und 


1,698 [1,643] Arbeitervertretern bei 
658,367 [660,462] verſicherten Berfonen 
an Entfhädigungsbeträgen . . 3,923,290,5 M.  [3,444,101,,, Me) 
an Berwaltungdfoften . . . . 8,059,,, Ab [6,491,0s Me] 
an Kojten der Unfallunterfuchungen und 

an FFeititellung der Entſchädigungen, ſo— 

wie an Schiedsgerichts- und Unfall: 

verhütungsfoiten . > > 2 202. 81,667, 55 M (70,304 ,;. M 


im Ganzen 2 2 2202020202 401301020 4  13,520,897,0: Mb) 


berausgabt worden. 


Ill. on den 13 BVerfiherungsanftalten der Baugewerfs-Berufsgenojjen: 
ihaften wurden verausgabt: 

an Entjhädigungsbeträgen . V 640,148,,, «HM [546,197 ,2, Me) 
an Verwaltungskoſten (einjchließlich des Pauſch⸗ 
betrages nach 3 17 Abſatz 6 des Baus 

Unfallverficherungsgejeßed) . . .» . . 319,685,,0 M. [280,690,5. Mb] 
an Koſten der Unfallunterfuhungen und der 
Feſtſtellung der Entichädigungen, jowie an 

Schiedsgericht3- und Unfallverhütungstoiten 23,983,,, M.  [19,940,;. M] 
an Kojten auf Grund übernommener Unfall 
verjicherungsverträge ($ 100 des Unfall— 


verſicherungsgeſebes) — 6,04 Me J — #4] 
In den ne find für das Zabr 

1894 . . 37,822,95 Mb. [28,737,,, Mb] 

eingelegt a jo dak im — -...1,021,647,2: M. [875,566,30 Me 


an effeftiven Ausgaben (Tabelle 2 

Spalte 49) für die 13 Berficherungsanitalten 

nacdhgewiejen find, denen . . 3846. 443.3 de. [3,224,426,56 Me] 
an effeftiven Einnahmen (Tabelle 2 

Spalte 57) gegemüberjtehen. 

Der am Schluſſe des NRechnungsjahres 
nachgewiejene Beitand beläuft fih auf . . 2,824,796,,5 M. [2,348,860,06 Ab] 
der Betrag des Nejervefonds uf . . . 474,373,50 Mb. [422,443,,, Me] 

Die Zahl der Verlegten und deren Hinterbliebenen und Angehörigen, welche die 
Wohlthaten der Unfallverjicherung im Jahre 1894 genoſſen haben, ergiebt ji) aus 
den jpeziellen Angaben der Tabelle 2 Spalten 2—26. Dieje Zahlen umfaſſen aud 
diejenigen Perfonen, deren Rentenbezüge ꝛc. aus den Jahren 1885 bis 1893 
ſtammen und im Jahre 1894 weiter gelaufen jind. 

Die Gefammtjumme der gezahlten Entihädigungsbeträge 
(Renten :c.) beläuft fich auf 44,281,735,,, Ab. gegen 38,163,770,3, M im Jahre 
1893, 32,340,177,95 «AM im Jahre 1892, 26,426,377,90 M im Jahre 1891, 
20,315,319,;, M.im Jahre 1890, 14,464,303,,, Ab. im Kahre 1889, 9,681,44 7,095 Me 
im Jahre 1888, 5,932,930,,, Mr im Jahre 1887 und 1,915,366,,, M. im Jahre 1886. 
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Die Anzahl der neuen Unfälle, für welche im Jahre 1894 Entſchädigungen 
jeitgeitellt wurden, beläuft jich: 

I. für den Bereich der Berufsgenofjenfchaften auf. 65,288 [58,724] 

II. für den Bereich der NAusführungsbehörden auf . 3,389 [3,150] 


III. für den Bereich der Verficherungsanftalten auf . 942 [855] 
mamma een nee. 69619 [62,729] 
Darunter: 
Unfälle mit tödtlichem Ausgange — . 6,361 16,336) 
Unfälle mit der Folge einer dauernden völligen Erwerbs- 
unfähiglet . . . . 1,784 [2,507] 
Die Zahl der von den getödteten Perſonen hinterlaſſenen 
entſchädigungsberechtigten Perſonen beträgt . . . 12,296 [12,763] 


darunter: 4124 14125] Wittwen, 7930 [8400] Rinder und 242 [238] Aſzendenten. 


Die Anzahl ſämmtlicher im Jahre 1894 überhaupt zur Anmeldung ge— 
langten Unfälle beträgt 


I. bei den Berufögenojjenihaften . . » . . 259,495 [241,126] 

II. bei den Ausführungsbehörden . ». » . . 21,347 [21,213] 

III. bei den Berficherungsanitalten . . .» . . 2,140 [1,791] 
maommen nenn. 282,982 [264,130] 


Ienılen des Deutichen Reit. 1896. 22 
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Tabelle 1. 
Drgani: 
Babl der 
Mitglieder | * 
le⸗ 
Sen, des 5. — Ver—⸗ ange⸗ errich⸗ Ars Unter⸗ 
Ge lichen | Ge⸗ | trau litellten | teten |beiter:! Bes neh 
tio- noſſen⸗ noſſen⸗ 
nen chafts⸗ . ſchafts. end Beauf⸗ ER ber- | triebe | mer 
en ⸗ 
Dot | vor⸗ verſamm⸗ männertragten | gerichte |treter 
ftandes ftände fung | 
u ı DENE [ ZBZESEBEKEZAFTIEME 
l. ßerufs- 
A. Gewerblihe Berufs⸗ | | ! | | | 
genojienfhaften . .|358| 741 | 1,987) 2,568 | 7,720° 205 | 409 2,729, 426,335159,464 
B. Landwirthſchaftliche | | 
Berufsgenoſſenſchaften 556 | 354 3,2667 1,631 115,789| 4 | 598 , 1,186 .4,798,256 _ 
Gefammtfumme . .[914 1,095 5,258 | 4,194 23,459 | 209 | 1,002 | 3,915 5,219,591]59,464 
| I | 
II. Ausführung 
A. GStaatlihe Ausführ⸗ k | | 
ungsbebörden. | | | | 
a) Marineverwaltung — — _ _ — — 3 161 — — 
b) Heeresverwaltung — — — — — — 20 154 — — 
c) Poſt· u. Telegraphen⸗ 
verwaltung — — — — — — | 8 58 | — _ 
d) Eifenbapnverwaltung — — — — — — 20 277 — — 
e) Baggerei⸗, Binnen- | | 
ichifttahrte, Flößerei⸗ 
Brahm-n. Fährbetriebel — | — | — — — — 4 24 — — 
f) Land» und forjtwirth- | | | ) 
ichaftliche Berwaltung | — = — — — — 50 100 — — 
8) Bauverwaltung — — — — — PR 82 | 280 — — 
h) — — x. — | | 
triebe . u ne - — |1|—- — 5 10 — — 
B. Provinzial: und Kom- | | | | 
munal-Ausführungs- | 
behörden — | _ _ _ — — 231 784 | - — 
Geſammtſumme —— | - el) u —— _ 
| | 
IIl. Ber fiderung» 


Berfiherungsanftalten 
zuſammen 
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Allgemeine Ueberſicht. 





fatiom 
_— — — — Lohnbeträge. 






Unfälle. 
(Zahl der Verletzten, 



















































Beriiherte Berjonen: ür die Beitrags: für weldye Enticyädig: A ’ 
| | und in An] ungen feitgeftellt se min 
durch rechnung zu brin⸗ worden find.) gaben. | nahmen. 
Khnittlich n lgende Beträge d Im Laufe d. 
beichäftigte Zuſanme Löhne und Ge— F Rechnungs⸗ (Vgl. Tab. 2 | (Vgl. Tab. 2 
Betriebs Andere | (Spalten | hälter der ver. | Peitand | jahres hin⸗ Spalte 49) | Spalte 57) 
beamte fiherten Berionen] aus den | zugelom- 
und | 11-13) | — Spalte 14.) Vorjahren | ru en 
Arbeiter ı (8 Tab. 3 
se \ Sale N) Me 














12 17 













senoffenfhaftenm. 






5.178.786 | 5,715 | 5,243,965 | 3,431,714,380,s8 | 120,911 | 32,797  147,276,500,21]58,283,595,12 





-— tb 12,289,415 61,931 | 32,491 |11,880,812,20|13,298,152,54 






5,178,786 | 5,715 | 17,533,380 | 3,431,714,380,:s 71,531,747, 6 





182,842 | 65,288 


behäörden. 


[1 
































_ = 12,013 209 61 71,956,:4 = 
_ 20 38,311 u 860 210 | 251,127, — 
— Bu 17,164 2 155 38 50.747,.8 = 
= le, 264,820 = 8,476 1,858  |2,972,404,.. u 
— — 3,549 — 144 42 51, 71860 — 
* 219,665 — 1,908 | 858 | 376,366, Zi 
u = 66,543 = 8 207 161,690, == 
} 
* — 551 — 15 2 6,669,24 — 
| 658,867 12,606 4,013,017,% = 








anſtalten. 





2,666 | 942 Thomann — 


22° 
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@abelle II. 








A. Gewerblidie — 
ſchaften 


B. — Bee 
genofienidaften . 


Gefammtjumme . 


A. Stantlihe Ausführung: 
bebörden. 

a) Marineverwaltung . 

b) Heereöverwaltung 

©) Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 

d) Eijenbahnverwaltung 

e) Baggerei-, Binnenichifffahrts-, 
Flößerei⸗, Prahm⸗ u. Fährbetriebe 

f) Land u. — Ber 
waltung —— 

g) Bauverwaltung . 

h) Seeſchifffahrts⸗ xc. Betriebe 


B. Provinzial: uud Kommmmal- 
Ausführungdbehörden 


Gejammtiumme . 


Berfiherungdanftalten zufammen . 


Ausgaben. 





a Entihädigungs: 





Erwerbsunfägigteit- 


Koſten des 
Heil: 


verfahrend 


sh 


25,466! 872,372," 130,496 


10,295, 314,701, 


36,761'1,187,074,15| 215,730 


11. 





12 | 1,0550 
83 2,971,s8 
28 | 683,52 
1,395 | 85,114, 
23 | 558,35 || 
569 16,118,0s 
91 4,825 50 
1 35,45 
44 1,397 ‚as 


2,246 | 112,786,» 


1,310 | 
| 


| 


h 





| 





u 








| 
III. Berfiderungs- 


Henten 
an 
Berletzte 


A 


Perſ 
4 


8 


' 
| 
| 5 


Todesfälle 





Beerdigungs: 
foiten 


Beri. 


J. ßBernfe- 


20,854,244 21 


85,234 6,647,878,04 


27,502,123,25 








224 56.334,54 
1,012 211,531,»7 
1421 84,459, 
7,639 | 2,085,366 ss 
157! 34,710, 
2362| 248,958, 
600 | 108,271, 
6 2,443 ss 
| 
3871| 53,417, 


12,518 | 2,780,487,. 


33,868, | 3,087 | 440,128, 0: 





| 
3,569 |201,655.» 


2,397 | 75,556 


5,966 :277,212.15 


Ausführung s- 


| 
| 





14 | 1,080, 
13 768 2 
11 654,» 
369 | 19,700. 
118 3,734, 
27 1,402, 
11 488,5 


563 | 27,808 15 


119 | 5.172 
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beiträge. 


Nuö gabe m 











Renten 
an 
Wittwen 
Getödteter 


| 





genoffe 
| 
15.645 2499, 024 10 





6787 506,515, 
2,432 3.005, 340 
behörde 
4 
| ' 
7 5,208, | 
4 | 7722,15! 
4 | 5,493,07 
2.084 | 308,170, 
25 5, 174 | 
338 | 25,082 
197 , 12,984, 
g 1,544. | 
| | 
34 4,388, 54 
370,719,o: | 
autlalte 
50,00! 


Todesfälle. 





10 u 2 | 


unſchaft 








eu. 


575 | 312,982,» 32,830 3,802,325,2 


173 











Renten 


Abfindungen 
an Wittwen | = 
im Falle der | : | 
Rieder: Kinder 
verbeiratung Setödteter | 

| Beri. M Perſ. N 


13 ß 


' 
| 








748 | 352,425, 48,928. 4,356,246,16| 
| | | 

u. 
I | | 
1 4590 | 47 5,986,78 | 
1! Te | 80| 11,683, 
— — 1 78 7618 
69 | 29,955,0 | 3,749 | 387,085, 
— — | 40 | 5,506. \ 
| l | ! 
10 | 2,0240 | 568 | 28,112, | 
4 | 1,6880 | 164 | 14,780, | 
— — | 18 | 2,317, 17 | 
RER, "GER: | . | 
1 | 52,0 ı 85 2,596,57 ı 
86 | 85,41208 54,779 | 466,438, 
| | | 

u. 
12 4,601. 730 62,976, | 





1 





1,373 199,085. 


39,492 ‚20 11,093 559,920,» : 173  13,835,0s 





Unterbringung 
tm Srantenhauß 


Renten Renten an die 
an — 
in Krankenhäuſern 
—— untergebrachter 
esöbteter Verletzter 
Perſ. Me Perſ. —0 
14 15 16 













6,477 205,386 


1,310 ! 18,590, 












‚46 212,420, | 7,787 223,927,08 
— — 2 | 40,04 
8 | 417,55 25 | 818,02 
1 | 92,00 2 38,00 
166 | 21,627,07 | 2836 | 6,8612 
3 480,00 11 | 697 ,ıa 
22 1,498, 4 80 854,15 
14 | 1,474, 30 1,001,» 
1 194,40 — — 
— — 15 164,1 
210 | 25,785,18 | 401 | 10,477,10 
| 
11 2,958,00 


| 1.470,13 
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(No Tabelle U. 








Ausgaben 
a Entfhädigungs- 


Unterbringung i im Krankenhaus. 

























Renten an die | Renten an 
Kinder ‚ Alzendenten Kur: und Ber- 
in Kranken» | in Kranfen- | pfleguugsloſten 
häuſern häuſern an Krankeu⸗ 
untergebrachter untergebrachter häuſer gezahlt 
Verleger Verletzter 
| | 
Perſ. 4 BPerſ. | Sb Perſ. AM 





18 u 20 at 









Il. SßSermfs- 
A. Gewerbliche Bernfögenofienfdaften . 10,97311,714,176;, 


B. Landwirthſchaftliche NER 
fdaften . 





. [14,056 1805,655,10 | 174 | 7,084, | 
| 


Io | 


2,661, 23,544,08 ı 14 | 215,25 8,676) 407,372,» 





188 | 7,249,4 14.649 2,121,548 


Gefammtfumme . . [16,717 329,199, | 





Il. Ausfühbrungs- 


A. Staatliche Ansführungsbebörden. | | 














a) Marineverwaltung . » » 2... 2 28,05 | — — 11 47,0 
b) Heereßverwaltung. . . » » — 54 | 2,0220 | — | — | 42 4,582, 
e) Poſt⸗ und ——— ar 6 Beh 7 1,372, 
d) Eifenbahnverwaltung . . . - 445 | 8,258, | 12 | 659 | 868 | 47,171m 
e) Baggerei-, Binnenihifffahrts-, Slößerei, | 
Prahm; und Fährbetriebe . . . j 19 854 — — 115 2,118.» 
f) Land · u. forftwirthichaftliche —— 158 | 1,00520. 6864125 | 19,26 
g) Bauverwaltung » 2 = 2 020.] 66 | 104 | 1 6,0 47 588 
h) Seeichifffahrtös ꝛc. Betriebe. . . . .| — - — — Il 90m 
I 
B. Provinzial: nnd Kommunal Ans: | 
führumgsbebörben. . . » . —F 25 137,14 | — — | 21 2,237,n 











Gefammtfumme . .| 775 113,596 | 19 | TOle | — 76,160; 


III. Ber fiderungs- 


Verfiherungsanftalten zufammen. . | 244 | 32770 | 1 | 5m. 20 | 29,559,m 
| \ 
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Ausgaben und Einnahmen.) 





d. Unfalverhütungstoften. 
- 
Koften | „geheim für 
bei Erlai —— 
Ueber- von wenbung von 
5 gerichts | wachung | Unfal. | ‚Anstüssritn, Zuſammen 
* verhüt⸗ (Spalten 29 
(Spalten 3, 8, der = 2 mie ka | 80 30) 








18,17,.18, 24, | u a — 
‚ 21. ichriften Unjall 
MM. A A Sk 
81 












459,732,5:| 428,461,05| 6,187,10: 184,721. 619,370, 


— | 56,0) 19,220,» 19,276,10 




















215 142,329 «4 428,461,05 6,243, 203,941, | 638,647, 
| | | 

behärden. 

— 70 50 1 To 150 — — 90,05 90,05 

— | — 243,182,s1 8,493, | 3,682,» — — 18,5. 13.33 

— — 50,469,» 114,» 143,00 — — 20,0 , 20,»0 

1 6,588,07 | 14,161,5ı — 20,52 3,797 ,s3 8,818,s5 



















50,100,r3 1,052,70 365,7 


— — — men 






— | — 339,812,201 10,333,2: | 7,799,.4 — — 13,855,800 13,855, 20 

2 985,56 | 149,331, 3.784,51 | 7,060,36 — — 195,0 | 1910 

— — 6,626,10 20 ul — er Im | Im 
| 

— — 65,354 as 1,869,.7 | 2,211,0s — 89,0 106,26 | 195,56 





3, 2,985,» | 3,923,290, 18,080,54 Bao 
anfaltenm. 


5 3,9102.⸗ 3,981⸗ 


1 





— 15936 | 3,379, 








= | 685 4,667, 
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(Noch Tabelle IL 
















Ans 9a ben. 








e. Allgemeine Verwaltungstoften. 


1. Koiten 2 Raufende 
der erjten Einrihtung Verwaltungsfoften 


Neifekoiten uud 

















einſchtießlich etwaiger in feine der 
Ausgaben aufzunchmenden 
Perfönliche auf Grund a. b. 
und übernommener Zufammen Mitglieder | 
> ’ . ru . ) ; 
jachliche Unfall- er ag * 1.0 der Ver⸗ 
— alte | Seftionde 
Koften verſicherungs— vorftände und ver Ausicäfie| trauens⸗ 
träde Kommißionen x. , 
ber väge und für den Bereich der männer 
Wenejlenibaft Seltion 
se. A. Al M M Me 
83 34 36 sa | 88 










Il. SßSerufs- 
| 
— 350,00 | 350,» | 207, 892,4 138,015,120 70,797, 



















A. Gewerbliche Berufs: 
nenofienichaften . 
B. Yandwirtbichaftlidhe Be: 


rufsgenofſeuſchaften, — | — 38,737, 8,792,12: 26.187, 








Seiammtiumme . — 350,0 350, | 241,029, 141,807 4 96,985,10 

I. Ausfühbrungs- 

A, Staatliche Ansführungs: | 

behörden. 

a) Marineverwaltung 

b) Heeresverwaltung 

©) Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
berivaltung —VF 

d) Eiſenbahnverwaltung 

©; Baggerei, Binnenſchiff⸗ 
tahrt&s, Flößerei-, Prahm ˖ 
und Führbetriebe. 

f) Land» und forſtwirth—⸗ 
ichattliche Verwaltung 

8) Baupveriwaltung 2 

h) Seeichififahrts«2c. Betriebe 

B. Provinzial und Kom- 
mmal = Ausführungs: 
bebörden 





we 





Selammtinmme . 40, | 636,0 | 97,0 | = | = 
II Berfidhderung s- 
Berfiherungsanftalten zu: 


| 
fommen . — 6,04 6,04 | 30,0 | 2,188, 2,730 .5 
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Ausgaben und Einnahmen.) 








Und gaben 
e. Allgemeine Verwaltungstoiten 





2. Laufende Verwaltungskoſten. 








Tagegelder | 
kgenken Spal ih- — 
ee | Gehälter Lotal⸗ BA | gm , Binfen z 
. d I der | miethen, | Drud- | en Per - Zuſammen 
oſten, onſtiger 
ber Dele | Beamten | Peisung, —— * * — : | = (Spalten 36 
ten ZUR der | Ber Imulare ꝛc., oten⸗ ublte | erwa 3 
* und eug Juſtand | föhne ac. | fationg. | tungeauf- 
ihaftsner- Beamten Ip opieniteten, rung Haltung des Ba an 1 
ns * I, | Fnventare | * 
l j 5 I 
4 a || A) M MM 
39 2 ı 93 1 44 45. 46 47 











SER 


95 804 4 a ‚822,00 9, 693,913,42 282,473,43° 436,546,47 440, 721,00 'o, 478,00! 406,115,7s 4,871,582,54 


| 4 
12,725: 5,092,75 713,808,77 40,604,» 112,100,07|) 127,381,1s| 3,927,01! 497,977 0: 1,582,281,.2 






































108,530.28 46,915,14 3,407, 717,10 323,077,73 548,647, 568,053 12. 66,406,s0 904,093, 6,458,863;10 
behärden. 
| | | 
— 272,78 — — 173,40 — — 2m | 448,05 
— — | — — 801,» | 4,05 — 0,35 | 805,80 
— — | — — 9,00 — — 5,xo | 14,50 
— 51,35 — | — 42,10 ; 106, — — 200,10 
— 11000 | 2880 | — | 7) U | 316 | 4,195, 
— | — 700,00 — 58 86,55 oo — | 1,319,40 
=, U 26: = = = ar Be u 
—— — 20,00 — 181,:3 | 84,70 ei 54,0 | 437,82 
= 424,1 | 3,607, — | 25160 | 386 | — | 378 | 7,422, 
t | 





auftalten. 


— 211,» | 123,324, | 3,0508. 19,571, | 21,801,36 705,20 1143,434,56 319,685,00 





= 
— 
19 
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(Noch Tabelle U. 














Ausgaben. Einnahmen. 








Summe Beſtand ———— Bei— 


f träge. 
r der zu Anfang 
Einlagen | Ausgaben des | 
unter a—f. 
. in den E Rechnungs | Umlagen Prämien 





Spalten 26, 27, i 
Nejervefonds Nr Wer 48) jahres 


sb, fe se 


ET 49 5 















Il. Bernfs- 
A. Gewerblide Berufs: 
































genofjenichaften . - 9,378,703,s | 47,276,500,5ı |10,568,029,50] 46,388,016, 1: | — 

B. Landwirthſchaftliche Be— | 
rufögenojienichaften . 944,480,:5 | 11,880,812,26 | 1,757,159,s0| 11,470,907 74 | — 
Gefammtiumme . . |10,328,184,. | 59,157,312,: —D— 57,858,986 | — 





Il. Ausführung» 
A. Staatliche Ausführ- 
ungsbehörden. 

a) Marineverwaltung . 

b) Heereöverwaltung 

c) Boft: und Telegraphen- 
verwaltung . 

d) Eifenbafnverwaltung t 

e) Baggerei-, Binnenjciff- 
fahrt3:, Flöherei-, Prahm— 
und Fzührbetriebe . 

fl} Land» und forjtwirth- 
ichaftliche Verwaltung . 

g) Bauverwaltung . 

h) Seeidhifffahrts- ꝛc. Ber 
triebe ı 


71,956,74 
251,127,43 


50,747 ,.s 
2,972,404,94 
51,718,r0 


51,718,r0 
376,366, 73 





161,690,8s 


B. Provinzial: nnd Kom: 
munal » Ausführungs- 
behörden . j 






70,334,30 






Gejammtjumme . — | 4,013,017,20 | — 





III. Berfigerungs- 


1,021,647,.7 | 2,348,860,08 | 94,444: 


DIN it 


fammen . 37,822,08 1,296 2284 
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Ausgaben und Einnahmen.) 





Einnahmen. 





Betrag 
Ein Bi Beitand des 
Eur nahmen Summe am Schluß |Hefervefonde 
og | Star * Ainfe Sonftige FE * * — 
Be gelder Polizen Hinlen Einnahmen — Requunge- des 
Ze (vergl. his 56) jahres Redinungs: 
fonds Sp. 34) | m jahres 
* it Me sb | de A se. Me 
4 | 58 54 55 | 6 7 58 9 


genoſſenſqhaften. 






319,242, 54 163,175,10. 580,3  395,055,0:) 381,496,15 | 58,233,595,1: | 11,194,653,5:|109,587,520,22 


_ 9,273.0 — 29,365,07 31,446,15 | 13,298,152,54 | 1,992,330,.:| 4,055,994,.2 


319,242,4 172,449.10 580,05 | 424,420,08 412,942,26 | 71,581,747,s6 | 13,186,983,76|113,643,514,74 


behbördenm. 











anunftaltenm. 


2,824,796,26 | 474,373, 











— 10,166, — 94,859,4. 1,884,15 Ben 
| | 
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Zabelle III. 





Verlegte Berfonen, für welde im 


a. Zahl, Witer und Geſchlecht 
der Verlepten. 






























Durchſchnitt⸗ — 
liche Zahl At 

Auf 1000 

der Jugendliche verjicherte 
verficherten | Erwachiene (unter Perjonen 
Perſonen 16 Jahren) Infammen] | — 
* ommen 
(Tabelle I Berlepte 
Spalte 14) (Spalte 7) 





A. Gewerbliche — 


ihaiten. . . .» 5,243,965 130,555 1,157 969 | 116 32,797 6,15 
B. Landwirthſchaftliche Berufß- 
genoſſenſchaften ae dr 12,289,415 123,752 7,589 | 868 228 32,491 2,4 


Gefammtjumme . 17,533,380 154,307 8,746 1,837 398 65,288 3,12 


Il. Ausführung s- 











A. Staatlihe Ansführungs- 
bebörden. | 
a) Marineverwaltung .» - . 12,013 60 — lı — 61 5,08 
b) Heereöverwaltung . - » 33,311 177 32 1 — 210 6,0 
ec) Boft: und Telegraphen- | 
verwaltung . 2 2... 17,164 6 2 — — 38 2,3 
d) Eifenbahnverwaltung . . 264,820 | 1,8501 7 1‘ 1 1,858 7,02 
e) Baggerei⸗, Binnenſchiff⸗ 
fahrts⸗, Flößerei-, Prahm— 
und Fährbetriebe . . 3,549 42 — — — 42 11.s 
f) Land» und foritwirthichaite | 
lie Berwaltung. » . . 219,665 834 18 —1 — 853 3,03 
g) Bauverwaltung . . 66,543 2038 4 — — 207 3,n 
bh) Seeſchifffahrts- zc. Betriche . 551 ii — — — 2 3.42 
B. Provinzial⸗ und Kommunal⸗ 
Ansführungäbehbörden . . 40,751 116 2 -- — 118 2,» 
Gefammtiumme . 658,367 | 3,320 65 | 4 — 3,389 | 515 





Ill. Berfihderung s- 
— zu⸗ 
late = 


iammen . . -» .» . — 920 14 
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Unfälle. 








_ Banfe des MReginuugejadrts Tanchaiguuger feſtgeſtellt worden find, 


b. ‚Wenenhände und oorgänge, | bei welchen ſich die Unfälle ereigneten. 


























Dampitejjel, Feuer Zuſammen— Fall . 
— Fahrſtühle, | Dampf N gefährliche, | bruch, [von eitern,| “MT Und 
aiffionen Aufzüne leitungen ſtoffe. heiſe und | Einiturz, [Treppen ꝛeu] Abladen 
—— zuge, | und Dampf:] (Erplofion ügende JHerab ˖ und aus von Dand, 
Arbeits Krahne, tohapparate.ipon Pulver, Stoffe ze. | Umfallen JLuken ꝛc, Heben, 
maihinen?c.]| Prbsseuge | (Erplofion Dynamit xc.) — von Gegen: | in Vertief— Tragen x. 





und jonjtige) pte x. |] jtänden 


9 





ungen ꝛc. 






16 









14,511 





behbördben. 


8 — 9 — 1 7 5 7 
59 6 7 2 6 15 31 43 
— — — — — 8 16 5 
55 18 7 2 12 111 256 266 

1 6 — = — 8 8 12 

1 1 1 8 — 385 62 100 

6 5 1 1 2 25 22 29 
— — m — — — — 1 
— — — — 1 13 17 16 

130 36 25 8 22 572 417 479 


aufhalten. 


8 | 11 | — | 13 | 20 | 246 | 304 | 101 


326 Rechnungsergebniſſe der Berufsgenoijenjchaften für 1894. 


(Noch Tabelle III. 


Verletzte Perfonen, für welde im 





b. Gegenftände und Vorgänge, bei welden ſich 
die Unfälle ereigneten. 





























































5 ak an 
Fuhrwer it Stoß, lwerkszeug 
Schifffahrt | 

WUeber⸗ Eiſenbahn⸗ nen a. ‚and 
—— betrieb | Berfehr ne Sue Sonftige 
und Karren (Meber- —55 — ſchließlich Hämmer, 
aller Art | fahren ze.) Bord * aller Um | Merte, 

x.) fälle beim | Spaten, 

Reiten | Haden zc.) 











19 20 21 


Il. Serufs- 

A. Gewerblide ne 
ſchaften 

E. Landwirthſchaftliche veruſs 
genoſſenſchaften. 






















Gefanmtiunme . 4,282 4,819 5,357 
Ausfühbrungs- 
A. Staatlihe Ausführungs: 
behörden. 
a) Marineverwaltung . 6 
b) Heeresverwaltung ; 14 
c) Poſt⸗ und N 
verwaltung = 
d) Eiienbahnverwaltuug . 197 
e) Baggerei-, Binnenjcifffahrts-, 
Flößerei-⸗, Prahm- und Fähr— 
betriebe . 3 
f) Land» und ernitafi 
Berwaltung . 139 
g) Bauverwaltung - 30 


h) Seeidhiiffahrts» ꝛc. Betriebe 2 


B. Provinzial: und Kommunal: 
Ansführungsbehörden 


Gefammtiumme . 


Berfiherungsanftalten zuſammen 37. | 15 | 1 | 4 
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Lauft des Rechnnugsjahres Entſchädigungen feſtgeſtellt worden find. 


e. Folge der Verletzungen. 














Zahl 
Zahl der 


















aller Berlepten, für 


Auf 1000 ver- 


F “ 9 * 
Dauerndegorüber⸗ ſentſchädigungsberechtigten —— ſicherte Perſonen 
Erwerbs⸗ Ye: IE . Spalte 2) 
Id unfäbigfeit gehende ri der Be Rechnungsjahres — 
ee. bs⸗ Y : I 
—— - a Unfallanzeigen Ko * 
















unfähigkeit 







| Alten: 
benten 


29 


Witt | 
wen | 


Zu⸗ 


kammer 


30 


völlige lheilweiſe gintec 











31 
























8,479 12,174 4488| 


2) 


178 6,850 


12,485 11,424 — 34 | 3,930 














eritattet wurden 


190,744 


68,751 





(Spalte 31) 














20,964 |3,598 |6,970 212 10,780 259,495 14,» 
| | 

behbärden. 
13 431 35,38 
9 1,009 30,» 
10 134 8,53 
373 14,888 56,00 
- 356 100,51 
105 3,070 18,06 
hy) 954 14,4 
_ 9 16, 
9 429 12,07 

337 |1,742 | 








anſtalten. 


11] 32 335 264 9 2,140 

















Miszellen. 


Verſicherung gegen Hagel und Regelung des Hagelſchadens in Preußen 1894. 
Nachrichten darüber, in welchem Umfange uniere Yandwirthe dem alle bedrohenden, ' 
im einzelnen Jahre aber verhältnigmäßig nur wenige treffenden Hagelichaden ent: 
gegen zu treten Juchen, liegen zur Zeit leider nicht vor. Aus dem vorhandenen 
Erhebunasmateriale läßt fich nur feititellen, in wie weit die in den einzelnen 
Jahren durch Hagel beihädigten Flächen verfichert waren. Hiernach wurde 1894 
der Schug, der der Landwirthichaft durch die Verfiherung gegen Hagelihäden ge 
boten wird, im weiterem Umfange in Anipruch genommen; denn von der 1894 
durch Hagel beihädigten Fläche von 395 837 ha waren 234 941 ha oder 59 v0. 9. 
gegen Hagel verfichert, d. bh. 8 v. 9. mehr als im Vorjahre. 

Diefe Zunahme der Verficherung iſt indeß nur jcheinbar und zurüdzurführen 
auf eine nachträgliche Bervollitändigung der Mittheilungen über Hagelichäden, 
welde ausnahmsweiſe das ftatiftiiche Bureau durch umfangreiche Nachforſchungen 
bewirfen fonnte. Da als Anhalt für diefe Unterfuhungen nur die befannt ge 
wordenen, ſeitens der VBerficherungsgeiellichaften gezahlten Entihädigungen dienten, 
io, betrafen die nachträglichen Ergänzungen naturgemäß faſt ausſchließlich durd 
Verſicherung gededte Schäden. 

Wie in den Vorjahren, jo wurde auch 1894 insbelondere in den weftlichen 
Provinzen Weftfalen, Heſſen-Naſſau, Rheinland und Hohenzollern der Schuß, der 
der Landwirthichaft durch die Verficherung gegen Hagelichaden geboten wird, nur 
in verhältnißmäßig geringem Umfange in Anfpruch genommen, Die Urjache dieſes 
Gegenſatzes zum Dften dürfte weientlich die Vertheilung des Grundbefiges bilden. 
Bon den öftlihen Provinzen mit überwiegendem Großgrundbelige treten inöbejondere 
Pommern und Poien, ferner Schleöwig-Holftein und Schleſien mit einer ftarten 
Verſicherung der durch Hagel beichädigten Fläche hervor (71 bezw. 70, 67 und 64 
v. 9. gegen 35 bezw. 29 und 22 v. 9. in Weitfalen, Heſſen-Naſſau und Hohenzollern). 

Vergleihen wir ferner noch die für Hagelichaden gezahlten Entihädigungs:- 
jummen mit dem durch Hagel bewirften Verlufte, ſowie mit der Verficherungsjunme 
der beihädigten Fläche, jo eriehen wir, daß die für erlittene Einbußen gezahlte 
Berfiherungsentichädigung betrug: 

vom Dundert 





des Hagelichadens der Verficherungsiumme 

in 1890 1891 1892 1893 1894 1890 1891 1892 1893 189 
Oſtpreußen ..... 358 312 374 33: 14: | 9ı 106 174 104 8,; 
Weitpreußen .... 383: 465 55 4 Be | Ba 9 61 de 
Brandenburg . . . . 422 Ms 502 542 461 | 178 152 105 11: 1% 
Pommern...» .. 40» 485 665 69,7 53,5 10,» 10, 96 138 11, 
Poſen ........ 533 472 5Sla 544 5lo 11,6 9 12% 13.1 7, 
Schlefien ...... 35. 4. 485 314 640 86 17% 12ı 11» 12, 
Sadien ....... 35, 420 6lı 508 5dı 125 123 29, 8: 11» 
Schleswig-bolltein . 36, 27» 535 5ls 66,8 15,5 10, 95 11» 12, 
Hannover - ..... Sl» 328 36: 424 43 l4e 344 11, 91 Ta 
Meitfalen .. .... 17, 197 16» 29: 31, 85 33. 6,8 6, 9,1 
Helen MNaflau ... Te 207 150 200 21, 154 17a 108 126 Ta 
Rbeinland ..... 193 101 20. 240 32,4 10s 203 17: 114 9% 
Hohenzollern -... 4 13% 1%: 8355 11, | 18. 84 170 5,5 14. 
im Staate .... Bu 32: Bı 895 4: | 112 1706 154 11ı 105 


(Stat. Eorr.) 


al 





1% 


Liebhaber-Bibliothek alter Illustratoren ! :Ios Ammar's Frauen- 


trachtenbuch«, M. 4.—, geb. 

simile-Reproduktion: M. 6.40. II. »Jost Amman's 
Kartenspielbuch«, M. 4.—, 

geb. M. 6.40. III. »Jost Amman's wappen- und Stammbuch« M. 7.50, 
eb. M. 10.—. IV. »Tobias Stimmer's Bibel vom Jahre 1576«, 

M. 7.50, geb. M. 10.—. V. »Virgil Solis Wappenbüchlein vom Jahre 
1555€, M. 5.—, geb. M. 7.50. VI. »Lucas Cranach’s Wittemberger 
Heiligthumsbuch vom Jahre 1509«, M. 10.—, geb. M. 13.—. VII. »Jost 
Amman’s Stände und Handwerker mit Versen von Hans Sachs vom 
Jahre 1568«, M. 7.50, geb. M. 10.—. VIII. »Albrecht Dürer's Kleine 
Passion«e, M. 3.—, geb. M. 6.—. IX. »Hans Holbein's Altes Testa- 
mente, M. 4.—, geb. M. 7.—. X. »Hans Holbein’s Todtentanz«, 
M. 5.—, geb. M. 5.—. XI. »Hans Burgkmair's Leben und Leiden 
Christie, M. 3.—, geb. M. 6.—. XI. » Albrecht Altdorfer, Der Sünden- 
fall und die Erlösung des Menschengeschlechtes«, M. 3.—, geb. M. 6.—, 
XII. »Hallisches Heiligthumsbuch v. Jahre 1520«, M. 6.—, geb. M.9.—. 


»Die treffliche photographische Reproduktion, sowie die sorgfältige 
stilgetreue Ausstattung der Bücher setzt das Publikum in den Stand, sich 
diese Kostbarkeiten der alten Nylographie, deren Originalansgaben bekanntlich Tausende 
werth sind, um den Preisvon wenigen Mark anzuschallen, obne sich sagen zu müssen, 
dass darin doch nur ein ungenügender Ersatz geboten sei. Solche Nachbildungen, wie diese, können wirklich für den 
Mangel der Originale entschädigen und selbst dem strengen Sinn Freude machen.» (Zeitschrift f. bildende Kunst.) 


’ 1 Aigentliche abbildun 

Jost Amman 8 Allegorie auf den Handel. — —— 

Kauſmannschaſt sambt etslicher der Namhafts und fürnembsten Handelstert signatur und 

Wappen.) Nach den in der Fürstlich. Wallerstein’schen Bibliothek in Maihingen aufbewahhrten 

Original-Holzstöcken; Text nach dem Originalabdruck im k. bayer. Nationalmuseum. Aus- 

en von 1622. Grosses Tableau in zweilarbigem Kunstdruck, 120 cm h., 85 cm br. In 
fartonmappe M. 4.50, auf ganz Leinwand gezogen M. 6.—. 
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’ 1 3 Eine Sammlung von 12 Bild- 

P. P. Rubens Antike Charakterköpfe. nissen nach antiken Büsten ge- |, 
zeichnet von Rubens, in Kupfer gestochen von L. Vorstermann, P. Pontius, H. Withous und * 
B. d Bolswert. In Facsimile-Reproduktion. Folio. Preis M. 2.50. | 


Inhalt: Demokritor, Demostkenes, Hippokrases, Prato, Sotrates, Sophokdes, M. Bratus, C. Julius Casar, P. Cornelius 
Supiv Africanus, M. Iullius Cierro, Nero, L. Aunarus Seneca. ® 


Fu er-Inventarium Darinnen begriffen, was in dess Wohlgebornen herrn herrn | 
gg 3 MarxFuggers Freyherrns vonKirchberg vnd Weissen- $ 
horn Röm. Kay. Mätt. Rath. vnd Fürst Dht. llerzog Maximiliani in Bayrn Rats 
vnd Kammerers Meines gnedigen herrn Rüst: vnd Sattel Cammer an Harnischen, Büchsen, | 
Wehrn, Spiessen, Sättlen, Zeugen, Schlitten, fampt Irer Zugehörung vnd andrn Vorhanden. 
Inmassen solches alles im Monat Julio Anno 1599 Beschriben worden. Nach dem Original- 
manuskript herausgegeben von F. A. Butsch. 36 Seiten, hoch 4°; elegant brosch. Mk. 3.—. 


Die Publikation ist von grossem Interresse für Kulturhistoriker, Bibliotheken, Antiquitätenhändler. 
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des Bildhauers 
Catalog der nachgelassenen Kunst-Sammlungen arcnsciccn I 
Lorenz Gedon in München. 16 Bogen 4° mit 1257 Nummern und zahlreichenTextillustrationen. |’ 
Ausgabe A mit Illustrationen von l.ossow, R. Seitz u. a.: Preis Mk. 2.—; Ausgabe B (Lichb- \ 
haber-Ausgabe) mit ı8 Tafeln in Lichtdruck, sowie Porträt Gedon’s von F. A. Kaulbach; 8 


Preis Mk. 10,—. 


a — — 
— 


Alhrecht Dürer’s Aufenthalt in Basel 1492 _ 1494 } 2; Daniet 


Conservator der öffentlichen Kunstsammlung in Basel. 7 Bogen hoch 4°, mit ı5 Text- 
Illustrationen und 50 Lichtdrucktafeln. Ladenpreis elegant broch. Mk. 20.—. 
| 


Auf Grund noch völlig unbekannter künstlerischer Akten, die hier zum ersten Male publizirt sind, wird der Nach- 

weis geleister, dass der grosse Nürnberger Meister Dürer vam Spuitiahr 1492 bis Frühling 494 in Basel weilte, dass somit 

7) die sc seit langem zur kunstgeschichtlichen Thatsiche erhobene Hypothese von einer ersten Reise Dürers nach Venedig 
2 unbaltbar geworden ist. Die Publikation bringt ausserdem noch ein eigenhändiges Schriftstück des jungen Durer zum Abdruck, 
aus welchem die Anwesenheit des Künstlers in Basel während der genannten Jahre zur Evidenz hervorgeht, so dass die Murh- 
massung von Rumohr, dass Albrecht Dürer als Zeichner für Baslerısche Onrinen thätig gewesen sei, sich bewahrheiter 


ic, 
N 


Die köstlichen Federzeichnungen (sämmtlich in Originalgrösse reproducirt), welche in der Schrift zur Publikation gelangen 
„# werden, von ibrem hohen kunstwissenschaftlichen Werth abgeschen, stets als kulturgeschichtliches Denkmal zu betrachten sein 
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Rs 6. HIRTH’s 


\ unstverlag in München und Leipzig. 


JUGEND. 


Münchner illustrierte Wochenschrift 
für Kunst und Leben 





Herausgeber: Georg Hirth, Redakteur: F. Frhr. v. Ostini. 


Oh, — Jugend! 
Jede Nummer der „Jugend“ wird mit einem neuen Titelblatt geschmückt. 





UGEND — unter diesem Titel erscheint seit Neujahr 1896 in München eine 
illustrierte Wochenschrift, die in erster Linie der Kunst und dem Humor gewidmet ist, aber 
durch diese beiden Medien in Bild und Wort alle Gebiete zeitgenössischen Lebens, Theater, 
Literatur, Kunstgewerbe, Mode, Sport, Politik etc. in origineller Weise, sei es realistisch 

oder durch poätisch-stilistische Verklärung, oder satirisch und karikaturistisch, beleuchten will. 

Dem Unternehmen ist bereits eine stattliche Reihe von Mitarbeitern für alle Gebiete 
gewonnen. Nahezu hundert erste Künstler haben uns Beiträge zugesandt bezw. zugesichert. 
München ist so überreich an frischen, künstlerischen Kräften, dass es uns wohl gelingen muss 
in unserem Blatte künstlerische Erscheinungen der mannigfaltigsten Art festzuhalten, den Jungen 
einen Tummelplatz für fröhliche Thatkraft zu bieten; den Reifen, den Fertigen ein Mittel an die 
Hand zu geben, dass sie auf weite Kreise anregend und befruchtend wirken können. Auch aus 
anderen deutschen Kunststätten und vom Auslande kommt uns reiches Material; so haben wir 
von Seiten der interessantesten Pariser Künstlergruppe bereits zahlreiche Originalbeiträge erhalten, 

Von Zeit zu Zeit bringt die „Jugend“ neue Original-Compositionen moderner Componisten. 

Ebenso sind uns für den Texttheil schon viele Mitarbeiter ersten Ranges zugesichert. 

Alles, was frisch, künstlerisch und originell ist, soll Raum in der „Jugend“ finden, die nie 
einseitig einer literarischen oder malerischen Mode huldigen wird. 

Für keinen Theil unseres Unternehmens stellen wir ein starres Progranım auf, Die Begriffe 
„Jugend“ und „Schablone“ schliessen sich aus. Selbstverständlich wenden wir uns mit der „Jugend“ 
nicht an die Jahrgänge, sondern an das Herz, auch der in der Herbstsonne alter Jahrgänge Ge- 
reiften, die so glücklich sind, von sich zu sagen: „Altes Herz, was glühest du so!“ Unsere 
„Jugend“ soll ein Jungbrunnen werden für uns und unsere Nachkommen. 

Die „Jugend“ ist keine Zeitschrift für Kinder, sondern sie wendet sich an die Alten, 
welche jung bleiben wollen. 

Die Erwartungen auf den Erfolg unseres neuen Unternehmens sind schon jetzt glänzend 
bestätigt. Nach Verlauf von kaum 3 Monaten zählt die „Jugend“ bereits 


10,000 regelmässige Käufer 


ohne die zahlreichen einzeln abgesetzten Nummern. Davon entfällt allerdings reichlich 
der dritte Theil auf München, die eigentliche künstlerische Heimat und Pflanzstätte unseres 
Unternehmens. Aber auch auswärts, namentlich in Berlin, Wien und in vielen anderen Gross- 
städten des In- und Auslandes, bürgert sich die „Jugend‘ von Tag zu Tag mehr eio, und zahl- 
lose Zuschriften und Einsendungen aus weiter Ferne beweisen uns, dass Sympathien für unser 
Werk lebendig sind, soweit die deutsche Zunge klingt. 


Bestellungen werden von allen Buch- und Kunsthandlungen, sowie von allen Postämterr 
und Zeitungs-Expeditionen entgegengenomnien, Preis des Quartals (13 Nummern) in Deutscl 
land M. 3.—, Belgien 3 Fres. 71 cts., Dänemark 2 Kronen 69 Oere, Holland ı fl. 95 et., Ital 
3 Fres. 88 cts., Oesterreich-Ungarn ı fl. go kr., Rumänien 4 Fres. 20 cts., Schweden und Norweg 

2 Kronen 5ı Oere, Schweiz 3 Fres. 65 cts., der einzelnen Nummer 30 pr 
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Das frauzöſiſche Fremdenrecht 
unter beſonderer Berückſichtigung der Rechtsſtellung der Deutſchen. 


Von 
Dr. Olto Mayr, f. Amtsrichter in Roſenheim. 


$1. Einleitung. 


In der Zeit der eriten franzöfiichen Könige waren die Fremden in Frank: 
reich vollfommen von der Ausübung ivgend welcher Rechte ausgeſchloſſen. Es 
galt damals noch der Grundjag der germanischen Stammesherrichaft: wer 
micht Stammesangeböriger var, war rechtlos. 

In der folgenden Zeit der FFeudalberrichaft wird jeder ala Fremder be: 
trahtet, der nicht auf dem Gebiete des Lehensherrn geboren iſt. Die Fremden 
anbains) werden in zwei Klaſſen eingetheilt, die Espaves, die außerhalb Des 
Königreich® geboren, und die Forains, die in Frankreich geboren find. Wer 
nicht in den Lehensverband eines Lehensheren aufgenommen worden war, 
wurde als Höriger desjenigen Lehensherrn betrachtet, auf deſſen Gebiet er 
angetroffen wurde. Wer nicht Höriger eines Lehensberrn war, wurde Höriger 
des Königs. Die Hörigen, gleichgültig, ob eines Lehensherrn oder des Königs, 
waren vollfommen vechtlos; fie fonnten weder erwerben noch veräußern; all’ 
iht Hab und Gut gehörte dem Lehensheren und fiel ibm nach ihrem Tode 
von Rechtswegen zu.') 

Mit der Eritarfung des Königthums gejtaltete ich die rechtliche Stellung 
der Fremden günjtiger, da Die gyremden nun unter dem füniglichen Schuge 
tanden. Nachdem durch die Ordonnanz Yudwig des Zänkers von 1315 die 
Yeibeigenichaft als dem Naturrechte zuwider abgeichafft worden war, wurde 
auch dem Fremden eine bejchränfte Nechtsfäbigfeit zugeitanden. Der Fremde 
fantı nunmehr erwerben und unter Lebenden veräußern, weil dies ala ein Akt 
des matürlichen Nechts angenommen wird; dagegen kann er nicht auf dem 
Erbwege oder durch Schenkung von Todesiwegen erwerben. Der Nachlaß der 
m Yande gejtorbenen Fremden fällt dem Könige zu (droit d’aubaine — Heim 
tallärecht). 

Das droit d’aubaine wurde jedoch nicht mit voller Strenge durchgerührt. 
& wurden zahlreiche Privilegien zu Gunſten einer großen Habt von ‚Fremden 
geihaften, jo zu Gunſten fremder Studenten, zu Gunsten Fremder, die in der 
franzöſiſchen Armee dienten, au Gunſten fremder Staufleute, zu Gunſten Fremder, 
die bei Trodenlegung von Sümpfen oder in Minen arbeiteten. 


Ziehe Louis Dnrand, Essai de droit international privé précédé d’une étude 
historiggue sur la condition des etranzers en France, Paris 1284, der eine ſehr aus- 
fübrlihe Darftellung der Entwicklung des franzöftichen Fremdenrechtes gibt; ferner Andre 
Weiss, Trait$ elömentaire du droit international prive, Paris 18%. 


Annalen tet Deutſchen Reiche 1896 25 


330 Otto Mayr: Das franzöfiiche Fremdenrecht. 


Die Privilegien liefen bauptjächlih darauf hinaus, daß die genannten 
Fremden ihre Mobilien auf ihre Verwandten vererben fonnten. Diele Be: 
jtimmung, daß die Fremden ihre beweglichen Güter vererben dirfen, wobei 
jedoch der Landesherr bei den in's Ausland gehenden Gütern ein Abzugsrecht 
(5—10°/,) hat, findet jich auch in zahlreichen Friedens: oder Freundichafts: 
und Handelsverträgen, jo im }Friedensvertrage von Amiens mit Holland und 
Sardinien 1760, im Friedensvertrage von Utrecht 1768, in den Verträgen 
mit Preußen, Bayern und den übrigen deutfchen Staaten in den Jahren 1750 
bis 1788, in dem Bertrage von 1766 mit Defterreich, 1772 mit Dänemark 
und Schweden, 1762 mit Spanien und den beiden Sizilien, 1778 mit den 
Vereinigten Staaten, 1773 mit den Niederlanden, 1777 mit Polen, 1778 mit 
Portugal und 1787 mit Rußland. 


Im Jahre 1789 begann in Folge der franzöfifchen Nevolution auch für 
die Fremden in Frankreich eine neue Aera. Beeinflußt durch die philofophiichen 
Ideen des 18. Jahrhunderts jtellten die Mitglieder der gejeßgebenden Ber: 
fammlungen den Grundſatz der „fraternite universelle“ auf und jegten zivil- 
rehtlihe Gleichheit der In- und Ausländer feit (Defret vom 
6./18. Auguſt 1790, Abichaffung des droit d’aubaine betr.'), Defret vom 
8./15. Mpril 1791 Art. 3, Berechtigung des Fremden zur Inteſtaterbfolge 
enthaltend,”) Titel VI der Stonftitution vom 3./l4. September 1791). Die 
Stonjtitution des Jahres III ſprach jodann in Art. 355°) Folgendes aus: 
„Die Ausländer, gleichgültig, ob fie jich in Frankreich niedergelafien haben 
oder nicht, beerben ihre Verwandten, ſowohl Ausländer als Franzoſen; fie 
fünnen Berträge ſchließen fäuflich oder auf andere Weije in Frankreich gelegene 
Immobilien erwerben und darüber ebenjo wie franzöfiiche Bürger verfügen, 
mit allen gejeglich gejtatteten Mitteln.“ 


Doc diejes Syſtem der völligen Gleichheit war nicht von langer Dauer, 
und jchon die Nedaktoren des Code eivil kehrten zum Syſtem der Beichränfung 
der bürgerlichen Nechte der Fremden zurück. 


Zur Milderung diefes Syſtems führte man nun durch den Art. 11 des 
Code eivil das Syſtem der NReciprocität ein. Nach Art 11*) jteht der 
Fremde dem Franzofen in privatrechtlicher Beziehung nicht mehr gleich, ſondern 
jeine Stellung im franzöfiichen Rechte wird von der Stellung abhängig gemadt, 
die der Franzoſe feinerjeitS in dem Nechte des betreffenden fremden Staates 
eingeräumt erhält. Dieje allgemeine Beitimmung fand ihre Ergänzung durd 
Art. 726 cod. eiv., welcher die Erbfolge eines Fremden in jolche Güter, 
die der Erblajjer in Frankreich befaß und durch Art. 912 cod. eiv., welcher 
die Gültigkeit aller Verfügungen eines Franzoſen zu Gunjten eines ‘Fremden 
von der Neciprocität abhängig machte. Hiedurch wurde das Gejeg vom 
8./15. April 1791, welches die zivilrechtliche Gleichjtellung der In- und Aus- 
länder in Hinficht auf das Erbrecht feſtgeſetzt hatte, abgeichafft, und nunmehr 
fonnte der Fremde im Wege der Erbjchaft oder Schenfung nur mehr erwerben, 
wenn durch irgend welche gejegliche oder Vertragsbeitimmung im Heimatlande 


ı, Duvergier J. B., Collection complete des lois, d«crets, ordonnances, regle- 
mens et avis du conseil d'éêtat Bd. I ©. 318. 

?, Duvergier ®b. II 5. 348, 

>», Duvergier ®b. VIII ©. 297. 

+, Beziiglih des MWortlautes des Art. 11 fiebe unten S. 331, wo des Näberen von 
demielben die Nede fein wird. 
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des Fremden zu Gunſten des Franzoſen die Fähigkeit, zu erben und durch 
Verfügungen bedacht zu werden, ſtatuirt, jomit die Neciprocität gegeben war. 


Die Art. 726 und 912 des cod. eiv. wurden zwar jchon durch “. 
vom 14 Juli 1519) wieder abgeſchafft. Das Gejeg vom 14. Juli 181 
macht den Fremden erbfähig, jo gut wie den Franzojen; auch find Verfügungen 
zu Gunſten eines Fremden nun wieder vollftommen gültig Jedoch das Prinzip 
der Neciprocität bleibt beiteben. 


Diejes ijt der Stand des Fremdenrechts in Frankreich, wie es bis auf 
den heutigen Tag geltend geblieben ift, und wenn auch 3. B. durch das Geſetz 
vom 26. Juni 1889 in einzelnen Punkten Abänderungen getroffen worden 
iind, jo ift das Prinzip doch nicht berührt worden. 


$2. Tie Onellen für die geltenden rechtlichen Beitimmungen über die 
Stellung der Fremden in Frankreich. 


Die Beitimmungen über die Ausübung des Privatrechts finden jich im 
Code eivil?), insbefondere Tit. 1 Kap. I „De la jouissance des droits civils“, 
und die allgemeine Richtſchnur für die rechtliche Stellung des Fremden gibt 
Art. 11:°) „Der Fremde genießt in Frankreich diefelben bürgerlichen Rechte, 
welche den Franzoſen durch die Verträge mit dem Staat, welchem der Fremde 
angebört, bewilligt jind, oder bewilligt fein werden.“ 


Ueber die Auslegung des Art. 11 beitehen drei verjchiedene Anfichten. 
Nah der einen können die Fremden nur diejenigen bürgerlichen Nechte aus: 
üben, die ihnen ausdrüdlich Durch das Gejeg (irgend welche gefegliche Be— 
timmung) gewährt find. Nach der anderen Anficht fünnen die Fremden im 
Öegentbeil alle bürgerlichen Nechte ausüben, die ihnen nicht ausdrücklich durch 
das Geſetz verweigert worden find. Nach einer dritten Anficht endlich ſtehen 
dem Fremden mur die natürlichen Nechte zu, d. b. ſolche Rechte, welche allen 
Menichen gemeinjam find und ihre Grundlage in der Natur des Menfchen 
baben, und wird biemit der Unterjchied des römischen Nechts zwiſchen ius eivile 
und jus gentium auf die Fremden angewandt. 


Will man nun feititellen, welche dieſer drei Auslegungen die beſte Be— 
gründung für fich bat, jo mus man vor Allem die allgemeine Tendenz der 
Geſetzgebung zur Zeit der Schaffung des Art. 11 Code eivil in Betracht 
zieben. Die durch die Nevolution nen gewonnenen freibeitlichen Ideen bes 
berrichten noch alle Geiſter. Die Idee der fraternite universelle war noch 
nicht vergefien und die Gleichitellung der In- und Ausländer in privatrecht: 
licher Beziehung war eine nothwendige Folgerung, die auch in der Gejeß- 
gebung Ausdrud finden mußte. Dies zeigt jehr deutlich die Faſſung des Art. 11 
im erjten Entwurf des Code eivil vom Jahre 1801, die folgendermaßen lautete: 


! Nonveau Code general des lois frangaises par M. Em. Durand, Paris 1884, 
&. 198. 

® Code eivil annote des arröts de la cour de cassation et «es circulaires 
ministerielles avec une conference des articles basée principlement sur la jurisprudence 
precede des lois constitutionelles et suivi des textes de l’ancien droit mis en rapport 
avec les articles de ce code par H. F. Riviere, docteur en droit, conseiller à la 
cour de cassation. Paris 1893. 

’ Franzöfiicher Wortlaut: „L'etranger jouira en France des m&mes droits eivils 
que ceux qui sont au seront accordés aux Francais par les traites de la nation & 
Jaquelle cet &tranger appartiendra.“ 


23” 
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„Les etrangers jouissent en France de tous les avantages du droit naturel, 
du droit des gens, du droit civil proprement dit, sauf les modifientions etablies 
par les lois politiques qui les concernent.* 

Des Weitern muß der durch Art. I1 verfolgte beiondere Zwed in's Auge 
gefaßt werden. Der einige Zeit gebandhabte Grundſatz der fraternite univer- 
selle und Die durch die franzöſiſche Geſetzgebung beabfichtigte zivilrechtliche 
Sleichitellung der Anz und Ausländer veruriachte bei der praftiichen Durd- 
führung inſoferne Schwierigfeit, als die Gejegebungen dev übrigen Staaten 
damals Feineswegs einen jo liberalen Standpunft enmahmen, jondern im 
Gegentheil die Fremden jtärferen Beichränfungen unterwarfen. Durch den 
Urt. Il des Code civil jollte daher die Möglichkeit und die Handhabe geichaftt 
werden, denjenigen Fremden gegenüber, deren Heimatsltaaten die Franzoſen 
Beichränfungen unterwarfen, auch Beichränfungen eintreten zu laſſen. Diele 
durch Art. 11 allgemein gewährte Befugniß wurde durch die oben erwähnten 
jpäter wieder aufgehobenen Art 726 und 912 cod. eiv.!; in Wirklichkeit um: 
geſetzt. 

Um alſo die heutige Bedentung des Art. II und die ihm gebührende 
Auslegung in Kürze zuſammenzufaſſen, jo kann man jagen, im Großen und 
Ganzen it der Fremde in Frankreich dem Franzoſen privatrechtlich gleid- 
geitellt; wo und wann dies wicht der Fall it, it es ausdrücklich im Code eivil 
oder in dem betreffenden Gefege ansgeiprochen. Im Art. I1 ijt aber vor: 
gejeben, daß auch un einem ſolchen Falle, wo der Fremde nach der Geſetz— 
gebung Beichränfungen unterworfen tt, durch Verträge den Fremden die ihnen 
entzogenen Rechte im Neciprocitätsivege gewährt werden fünnen. 

Dies iſt die Bedeutung des Art. 11, der maßgebend ift für die Auf 
faſſung des Code eivil, ſoweit er die Fremden in Frankreich betrifft, und ſomit 
für die ganze privatrechtliche Stellung des ‚Fremden 

Die Beltimmmmgen über das en e Recht Frankreichs finden ſich in 
den verjchiedeniten Geſetzen zeritreut. Die Grundlagen find durch Die Ber: 
faljungen der franzöfiichen Revolution, vor Allem derjenigen vom Sabre II, 
gegeben. In Folge des häufigen Negierungsivftennvechjels in Frankreich ſeit 
der Revolution wurden jedoch die Beſtimmungen über die Organiſation der 
öffentlichen Gewalt vielfach geändert, und eine einheitliche Nedaktion der jo 
vielfach zerjtreuten Beſtimmungen des öffentlichen Rechts in Frankreich iſt bis 
bente nicht erfolgt. Für Die bier aufgeworfene Frage kommen fie allerdings 
nur in geringem Umfange in Betracht, da Die dem Fremden in Fraukreich 
zuitebenden öffentlichen Nechte der Natur der Sadıe gemäß nur fehr bejchränft 
jein fönnen. 

Abändernd beeinflußt wird das eben dargelegte geltende Hecht durch die 
beitehenden Berträge. Wie zwilchen anderen Staaten, jind auch zwiſchen 
Dentichland und Frankreich mebrfache Verträge in der Abſicht abgeichlofien 
worden, zu Gunſten der eigenen Angebörigen den Kreis der den Fremden zus 
gänglichen Nechte auf ihren beiderjeitigen Gebieten zu erweitern. In diefen 
Verträgen werden zu Gunſten der Fremden Vereinbarungen getroffen, laut 
welcher au Stelle des in den einzelnen Staaten geltenden gemeinen Rechts 
mildere Beitimmungen treten. Dieje ſind gewöhnlich einzeln aufgezählt; ſehr 
oft findet ich aber die Klaufel, daß die Nechte der meiltbegünstigten Nation 
zugeſichert werden. Was will dieſe Klauſel beſagen? Ihr Zweck iſt nicht 


Siehe oben S. 330. 
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jowobl, dem Angehörigen eines Staates unmittelbar Vortheile, welche den 
Angebörigen eines anderen Staates früher bereits zugejtanden find, zukommen 
zu laſſen, al3 vielmehr, ihnen im Voraus alle diejenigen Vortbeile zuzugeltehen, 
die möglicher Weiſe in der Folge Angehörigen anderer Staaten bewilligt 
werden würden. Die Meiitbegünitigungsklaufel iſt vor Allem in den Handels— 
und Niederlafjungsverträgen beliebt, denn für einen fremden Kaufmann ijt es 
von Intereſſe, weniger daß die Zolltarifjäge mäßig find, als vielmehr daß er 
auch die niedrigiten, d. h. die gleichen Sätze genieße, welche die meiltbegünjtigte 
Nation genießt, mit andern Worten, daß die Konkurrenz einer andern Nation 
keinen Vorſprung vor ihm habe. 

Für den Fall, daß weder die franzöfiiche Gejeßgebung noch die vor— 
bandenen Verträge über einen in Frage gefommenen Punkt Auskunft geben, 
müſſen die allgemein anerkannten Sätze des internationalen Nechts zur Aus: 
füllung diefer Lücken herangezogen werden. 


$3. Die Stellung des Fremden im öflentlihen Rechte Frankreichs. 


Wenn unterfucht werden joll, welche Nechte dem Fremden im öffentlichen 
Rechte Frankreichs gewährt werden, jo iſt Folgendes zu berücjichtigen. Frank: 
reich iſt Republikt. Die Urquelle für das öffentliche Necht der franzöjiichen 
Republif findet jich in den Ideen der franzöfiichen Nevolution; fie iſt enthalten 
in den beiden Grundjägen der „liberte*, d. h. der dem einzelnen Menjchen 
gewährleifteten Möglichkeit, fich nach jeder Richtung Hin frei zu entwickeln, 
und der „egalite*, d. h. der Anerkennung, daß „Alle“ gleiche Nechte haben. 

Diefe Grundſätze find in erjter Linie für das Öffentliche Necht in Frank: 
ib mahgebend, und daraus folgt, daß an und für fich Jeder das gleiche 
Recht hat, dab aljo dem Fremden in Frankreich jedes Necht zuiteht, das ihm 
mot ausdrücdlich verweigert oder den Franzoſen vorbehalten worden ilt. 

Hiebei ift zu berücjichtigen, daß das franzöfiiche Necht zwei Arten von 
Fremden umterjcheidet, denjenigen Fremden, der gemäß Art. 13') des code civil 
durch obrigfeitliches Defret ermächtigt worden iſt, feinen Wohnfig in Frank: 
rich aufzuschlagen, und denjenigen Fremden, der diefe Ermächtigung nicht be- 
ſißgt. Die Folge der Ermächtigung gemäß Artikel 13 e. c. ift, daß der jo 
ermäcdtigte Fremde rechtlich günjtiger geitellt ift, ala der gewöhnliche ‘Fremde. 
Jedoch hat Art. 13 c. e. heutzutage nicht mehr die Wichtigkeit, die er früher 
beſaß“) umd bildet gegenwärtig eigentlih nur mehr ein Vorſtadium der 
Raturalifation. Im Nachitehenden wird daher das Fremdenrecht ohne diefe 
Untericheidung behandelt werden; Art. 13 ec. ce. wird nur in foweit in Betracht 
gezogen werden, al3 er eine Aenderung der regelmäßigen Verhältniſſe ver: 
anlaßt. 


— 





"Art. 13 in der Faſſung vom 26. Juni 1889 lautet: »L’ötranger qui aura été 
autorise par deeret a fixer son domicile en France, y jouira de tous les droits ceivils. 

L’effet de l’autorisation cessera a l’expiration de cinq anndes, si l’etranger ne 
demande pas la naturalisation ou si la demande est rejetee. 

En cas de deces avant la naturalisation l’autorisation et le temps de stage qui 
a sıivi profiteront à la femme et aux enfants qui etaient mineurs au moment du 
deeret d’autorisation. 

—Die durch Art. 13 dem Fremden gewährte Bergünitigung, dab er alle bürgerlichen 
Rechte genießen dürfe, machte ſich beionders merklich, als durch Art 726 und 912 cold. eiv. 
die Erbrähigkeit Des Fremden noch beichräntt war. Zeit aber Art. 726 und 912 c. c. durch 
durch das Geſeß vom 14. juli 1889 abgeichafft find, bildet Art. 13 nur mehr das Vor: 
Nadium der Naturalilation. 


334 Otto Mayr: Das franzöftiche Fremdenrecht. 


I. Oeffentliche Rechte, weldye dem Fremden in Frankreich nicht zuftehen. 


In jedem Staate gibt es öffentliche Nechte, deren Ausübung die Staats: 
angehörigfeit vorausjegt, ſogenannte politische Nechte, mit denen eine Direkte 
oder indirekte TIheilnahme an der Negierung des Staates verbunden it. 


Demgemäß hat der ‚sremde in zsranfreich weder das Wahlrecht noch die 
MWählbarkeit für irgend eine öffentlich rechtliche Körperſchaft. 

Ausdrüdlich ift dies Necht nur den Franzoſen zugeiprochen, und zwar für 
den Senat durch die loi organique sur les elestions des Senateurs vom 2. April 
1875") und loi portant modification aux lois organiques sur l’organisation du 
Senat et l’election des Senateurs vom 9. Dezember 1884, Art. 2?) für die 
Deputirtenfammer durch die loi organique sur l'élection des Deputes vom 
30. November 1875, Art. 6°) und das deeret organique vom 2. Februar 
1852 über die Wahl der Deputirten, Art. 12, aufrecht erhalten durch das 
Geſetz vom 30. November 1575 °); ebenjo für die Departementswabhlen zum 
Generalratd durch das Geſetz vom 10. August 1871, für die Wahlen zum 
Arrondiiiementzrath durch Die Gelege vom 22. Juni 1833, 10. Mai 1838 nnd 
30. Juli 1874 und für die Mumizipalmablen durch die loi sur l’organisation 
municipale vom 5. April 1884, Art. 14 und 31°) und die Joi vom 7. Juli 1574, 
Art. 7, relative à l’eleetion municipale ®) aufrecht erhalten durch Art. 163 des 
Geſetzes vom 5. April 1854, 

Weiter iſt der Fremde von jedem öffentlichen Amte in Frankreich aus: 
geichloiien, da jedes öffentliche Amt eine theilweife Uebertragung der öffent— 
lihen Gewalt in fich ſchließt, uud wird nach Nechtsiprechung des Staatsraths 
für alle „‚(onetionaires“ die franzöfiiche Staatsangehörigfeit gefordert. 

Der Fremde kann aljo weder Nichter noch Gejchworener werden ), fein 
firchliches oder Lehramt inne haben‘), nicht in der Armee dienen’), weder 
Notar, noch Wechjelagent, noch Kapitän eines Handelsichiffes jein. ”) 

Der Fremde kann nicht Geſchworener fein gemäß der loi du 21 novembre 
1872 sur le jury, art 1.°) 

Der Fremde kann nach art 3 loi du 15 juillet 1889 sur le reerutement 
de l'armée“) nicht in der franzöſiſchen Armee dienen; diefer Grundjag ift jedoch 
nicht ſtreng eingehalten worden, denn Durch Die neue Staatsangehörigkeits 
gefeßgebung, wovon unten noch die Nede fein wird'"), werden gewiſſe Kate: 
gorien von Fremden als Franzoſen erflärt und dann gemäß Art. 11 citirten 
Geſetzes als Soldaten in die franzöfiiche Armee eingereibt. '') 


! Code civil, edition Riviere 5.5, 
”. Lois administratives Francaises. Becueil methodique vontenant 
1) les lois, deerets et r&glements, 
2) les dispositions qui ont précédé la législation en vigueur par M, Vuatrin 
et A. Batbie. Tome 1I1 5, VII Paris 1884. 
) Nouveau Code 5, 6. 
; Nouveau Code ©. 6 und 14. 
°, Lois aulministratives T, 1I 5. 28. 
# Nouveau Code ©. 658 e. 
Siehe unten ©. 335 
ı Nouveau Code 5. 774. 
‚ Annuaire de la legislation francaise, neuvieme annde, Paris 1888, S. 170. 
’, Siehe S. 348 | 
4 Nach franzöſiſcher Auffaſſung iſt dann allerdings der Betreffende nicht mebr z. B. 
Deutſcher, ſondern Franzoſe und ſomit der Grundſaß gewahrt. 
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Eine eigenthümliche Beitimmung findet jich bezüglich der garde nationale, 
indem Das Dekret vom 11. Januar 1852 in Art. 8 verfügt '): „La garde 
nationale se compose de tous les Frangais et les etrangers jouissant des droits 
eisils (art 13 cod. eiv.)*. jonach können auch Fremde, die gemäß Art. 13 
cod. eiv. autorifirt ſind, fich in Frankreich nieder zu laſſen, in die garde 
nationale eintreten. 

Der Fremde kann ferner weder Direftor noch überhaupt Lehrer an einer 
öffentlichen WBolksfchule jein gemäß Art. 4 der loi du 30 octobre 1886 sur 
Vorganisation de l'enseignement primaire. 9 

An Privatvolksſchulen können Fremde als Lehrer verwendet werden, weun 
fie gemäß Art. 13 c. e. zur Niederlaſſung autoriſirt find, den durch das Geſetz 
vom 16. Juni 1881, loi relative aux titres de capacité de l’enseignement 
primaire”) verlangten Befähigungsnachweis erbringen und das vorgejchriebene 
Alter haben; vgl. Art. 4 Abſ. 2 des angeführten Gejeges vom 30. Oktober 1886. 

Ausländische Berähigungsnachweiie können den franzöfiichen als gleich 
werthig erklärt werden gemäß Art. 4 Abſ. 3 des genannten Gejeges und 
Dekret vom 18. yannar 1857 ayant pour objet l’exeeution de la loi organique 
de Tinstruction primaire. *) 

Für PBrivatvolfsichulen, die lediglich Für fremde in Frankreich wohnende 
Kinder beitimmt find, können Fremde als Direktoren und Lehrer zugelaſſen 
werden, wenn fie gemäß Art. 13 ce. e. zur Niederlaffung auterifirt find; im 
einem ſolchen Falle fanıı auch von der Erbringung eines Befähigungsnachweiſes 
Umgang genommen werden gemäß Art: 4 Abj 5 des Gejeges. 

Die Yehrer ımd Profeſſoren an den öffentlichen Mittel- und Hochichulen 
werden vom Staate ernannt, ſind jomit Beamte md müſſen als folche Franz 
zolen fein. 

Es ſind durch Das Geſetz zwar auch private Anftalten für den Mittels 
amd Dochichulunterricht geitattet, jedoch wird außer bejonderen Befähigungs— 
nachweiſen für Die Direktoren und Profeſſoren an ſolchen Anftalten immer Die 
franzöfiiche Nationalität verlangt. 

Ebenſo fann der Fremde nicht öffentliche Urfundsperion fein, weder in 
einem Notariatsafte nach Art. 9 der loi du 25 ventöse an VL, contenant 
organisation du notariat®), noch in einen ZTejtamentsaft nach Art. 950 
ende eivil. 

Arch kaun der Fremde nicht Advofat werden, demm der Advokat kann in 
Frankreich unter Umftänden dazu berufen werden, an der Juſtizverwaltung 
theilzunebhmen und jo Beamtenthätigfeit enttwideln zu müſſen, cf. loi du 22 
ventöse au VII Art. 24, 29, 30 17.9) 

Endlih kann der Fremde nicht Wechjelagent jein, denn das Defret vom 
7. Tftober 1890, portant reglement d’adıninistration publique pour Vexeention 
de Varticle 90 du code de commerce et de la loi du 28 mai 1585 sur les 
marches à terme lautet in Art. 1 beitimmt: „Nul ne pent tre agent de 
chaugee......... 8'il n'est biuncais a 


Duvergier, | DD. 52, S. 6. 
Annuaire 1886, S. 89 
Duvergier, Bd. 81, 5. 195. 
Annuaire 1886 ©. 116. 

Nouveau Code 5. 782. 

Nouveau Code 5. 1367 u. 1368. 
Annuaire 1890, 3. 138. 
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II. Oeffentliche Rechte, weldhe dem Fremden in Frankreich zuftchen. 
Aus den bereits erwähnten Grundſätzen der liberte und egalite er: 


gibt ſich: 
1. Das Recht der Freiheit der Perfon. 

Das Recht der freien Perfönlichkeit, auch dem Staate und der Staats: 
gewalt gegenüber, it in Frankreich zuerſt durch die franzöfiiche Revolution 
proflamirt worden, und jeitdem als eines der Grundrechte des Merichen in 
Geltung. Die Freiheit der Perfon ift auch für den Ausländer in Frankreich 
anerfannt, wenn auch unter gewiſſen Einfchränfungen Der Ausländer kann 
alfo z. B. nicht verfolgt, bejtraft werden 2c., außer in den gejeglich vor: 
gejebenen Fällen, 

Die nothiwendige Ergänzung der perfönlichen Freiheit it die Freiheit des 
Eigenthbums. Sie wird für den Ausländer jo lange anerfannt, wie jeine 
Rechtsfähigkeit überhaupt. 

Aus der perjönlichen Freiheit ergibt jich weiter die Freiheit der Arbeit, 
welche ebenfalls durch die franzöfiiche Nevolution proflamirt wurde, und 
heutigen Tags Inländern wie Ausländern zugeitanden wird. Jedoch wird 
gerade im neueſter Zeit vielfach von einer Beichränfung der ausländiichen 
Arbeiter zu Gunſten der Franzoſen, 3. B. durch Muferlegung einer Taxe 
geiprochen.") 


a) Aufenthalt und Niederlajjung in Frankreich. 


Der Fremde kann am fich die franzöfiiche Grenze überjchreiten und nad 
Frankreich reifen, ohne befonderen Beichränfungen zu unterliegen. Jedoch kann 
er nach den beſtehenden Gejegen ?) zum Nachweije jeiner Identität Dutch Bei: 
bringung eines von der zujtändigen Verwaltungsbehörde jeines Heimatitaates 
ausgeitellten Paſſes angehalten werden. \ 

Die gejeglichen Bejtimmungen über den Anfentbalt und die Niederlaflung 
der Ausländer in Frankreich haben verjchiedene Wandlungen erfahren. ’)) 

Nenerdings it der Aufenthalt und die Niederlafiung der Ausländer in 
Frankreich wieder erichwerenden Bedingungen unterworfen worden. 

Die für den Aufenthalt und die Niederlaflung von Ausländern gegen 
wärtig maßgebenden gejeglichen Bejtimmungen finden jich in dem Defret vom 
2. Oftober 1838, astreignant les etrangers residant en France et non admis 
à domieile’) und in dem Geſetze vom 8. Auguſt 1893, loi relative au 
sejour des etrangers en France et ä la protection du travail 
national.*)‘) 

N Siebe unten S. 339. = 

2 (Hejeh vom 28. März 1792, vom 10. vendemiaire des jahres IV und Tetret vom 
29. Oktober 1820. 

*Geſetz vom 19/22. Juli 1791, avis du conseil d’Etat du 20 prairial XI, art. 13 
des Code eivil in feinen verichiedenen Abänderungen, Tefret vom 2. Tftober 1888 und 
Geieh vom 8. Auguit 1893. en 

* Neber das eich vom 8. Auguit 1893 fiche des Näberen meine Abhandlung in 
Böhm's Zeitichrift für internationales Privat: und Strafrecht, „Jahrgang 1894 S. 433 fr. 

°, Duvergier, Bd. 88 S. 279, Annuaire 1888, 5. 53 u. 54. 

°. Journal oftieiel de la Republique Francaise vom 9. Auquft 1893 Nr. 214. 
Siebe auch Nundichreiben des Miniiters des Iunern vom 24. Oftober 1893, welches Aus- 
führungsbeitimmung zu dieſem Gelege enthält, Glunet 1894 ©. 616. i 

’; Das Tefret vom 2. Oktober 1888 iſt durch das Gejeh vom 8. Augujt 1893 nicht 
aufgehoben worden; jedoch findet letzteres ausichließlih Anwendung, ſoweit es ſich um 
Aufenthalt oder Niederlafiung mit Berufsausübung handelt. 
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Faßt man die durch dieſe beiden Geſetze gefchaffene Lage kurz zuſammen, 
io ergibt fich Folgendes: 

1. Binnen 8 Tagen müſſen fich bei der Ortsbehörde anmelden: alle 
Ausländer, die in einer franzöfifchen Gemeinde Aufenthalt nehmen, um dort 
irgend einen Beruf') auszuüben. Gleichgültig ift es, ob fie fich längere oder 
fürzere Zeit aufhalten, gleichgültig, ob fie wie 3. B. Gefchäftgreifende oder 
zewiſſe Arbeiter periodiich wiederfehren. Der franzöſiſche Ausdrud iſt: „arri- 
vant dans une commune“, vergl. Art. 1 des Geſetzes vom 8. August 1893.*) 

Jeder Fremde hat einen Anmeldeichein zu löſen. Der Schein wird bei 
Anmeldung ausgeitellt und dient als Ausweis für die erfüllte Anmeldepflicht. 
Als Gebühr für denjelben werden 2 Fres. 10 Ets. bis 2 res. 55 Ets. erhoben. ‘) 

AS gültige Legitimationspapiere werden anerfannt: Notariatsurkunden 
. B. Ehbeverträge), jtandesamtliche Negifterauszüge, Militärpapiere, Päſſe 
und Bejtätigungen der Gefandtichaften und Konſulate. 

2. Binnen 14 Tagen müſſen ſich bei der DOrtsbehörde anmelden: 
alle Ausländer, die aus anderen, nicht beruflichen Gründen, für längere Zeit 
d. h. z. B. ein Jahr oder mehr) in Frankreich Aufenthalt nehmen, gemäß 
Art 1 des Defrets vom 2. Oftober 1888), für deſſen Auslegung der das 
Tefret begleitende „Rapport au president de Ja Republique Frangaise* °) maß: 
gebend iſt. Diejer Bericht enthält folgende Erklärung: „ . . . la nouvelle 
rerlementation ne s’applique qu'aux etrangers qui se sont definitivement fixes 
en France ou qui s’y etablissent avec la pensee d’y faire un sejour prolonge. 
(es dispositions ne concernent pas les etrangers qui sont momentanement de 
pasage sur notre territoire pour leurs affaires ou leur plaisirs.“ 


’ Der franzöfiiche Ausdrud it profession, was ganz allgemein Beruf, Stand, aber 


auch Handwerk, Gewerbe heißen kann. 

* Art. 1 lautet: „Tout etranger non admis a «lomicile, arrivant «dans une com- 
mune ponr y exercer une profession, un commerce ou une industrie, devra faire & 
la mairie une deelaration «le residence en justifiant de son identite dans les huit 
jours de son arrivce. 11 sera tenu, & cet effet, un registre d’immatrieulation «les 
trangers, suivant la forme «(eterminee par un arröte ministeriel. 

Un extrait de ce registre sera delivre au declarant dans la forme des actes 
de letat eivil, movennant les m&ömes droits. 

En cas de changement de commune l’etranger fera viser son certificat d’imma- 
trienlation, dans les deux jours de son arrivde A la mairie «le sa nouvelle residence.* 

Die verichiedene Höhe der Gebühr entitebt alfo: un droit fixe de ] fr. 80 pour 
le timbre, un droit dexpedition pour la caisse munieipale, feitgelegt auf 0,30 Fres. 
"ir die Gemeinden unter 50,000 Ginmohner, auf 0,50 ‚res. für die Gemeinden über 
000 Finwohner und auf 0,75 Fres für Paris. Siehe ddeeret du 12 juillet 1807. 

* Art. 1 des Tefretes vom 2. Oktober 1888 lautet: Art. 1er: Tout dtranger non 
admis a domicile, qui se proposera d’etablir sa residence en France devra, dans le 
delai de quinze jours A partir de son arrivee, faire à la mairie de la commune ol 
il vondra fixer sa residence une «declaration enoneant: 

1: ses nom et prenoms, ceux de ses pere et mere, 
sa nationalite, 
le lieu et la date de sa naissance, 
le lieu de son dernier domicile, 
sa profession ou ses moyens Jdexistence, 
6, le nom, läge et la nationalite de sa femme et de ses enfants mineurs 
lorsqu'il sera accompagne par eux. 

Ii devra protluire toutes pieces justifieatives a lappui de sa declaration. Sil 
Nest pas porteur de ces pieces, le maire ponrra avec lapprobation du prefet du 
departernent, lni accorder un delai pour se les procurer, Un récépissé de sa deela- 
ration sera delivre gratuitement à linteressk, 

‘ Annuaire 1888 5. 53. 


a 
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3. Keiner Anmeldung unterliegen: 

a) Die Ausländer, die von der franzöfiichen Negierung ermächtigt find, 
in Frankreich ihren Wohnfig zu nehmen, gemäß Art. 13 des cod. civ.‘) 

b) Ausländer, die als diplomatische Vertreter oder als Konfuln jich in 
Frankreich befinden. 

c) Ausländer, die aus nicht beruflichen Gründen nur einen furzen, nad 
Tagen, Wochen oder Monaten zu berechnenden Aufenthalt in Frankreich nehmen. 

Der Ausländer alfo, der als Vergnügungsreijender jich in Frankreich auf: 
hält, unterliegt feinen Kontrollmaßregeln oder Aufenthaltsbejchränfungen. Da: 
gegen jind natürlich die Hoteliers, Penfionsinhaber und jonjtigen Wohnungs: 
vermietber ſtrengſtens verpflichtet, der Polizei über die Perlönlichfeit jedes 
Fremden, den jie beherbergen, genauen Bericht zu eritatten, und iſt jo jeder 
Ausländer allerdings indirekt veranlaßt, genane Auskunft über feine Perjön: 
lichkeit den Gaſthausbeſitzern 2c. gegenüber zu geben. ?) 

Falls die Anmeldung nicht in der vorgejchriebenen Weiſe betbätigt wird, 
verhängt das Dekret einfache Polizeiftrafen; das Gejeg vom 8. Auguſt 189 
zeigt jedoch eine bedeutende Steigerung in den Strafbeitimmungen. Wer fi 
mit der Anmeldung nach Art. 1 des Gejeßes vom 8. Auguſt 1393 verjpätet 
(und die Friſt ijt bei einem Ortswechjel 3. B. nur zwei Tage) oder wer Diele 
Anmeldung gar nicht erjtattet, verfällt in eine Gelditrafe von 50 bis 200 Fr., 
wer bei der Anmeldung falſche oder auch nur ungenaue Angaben macht, ver: 
fällt in eine Gelditrafe von 100 bis 300 Frs. und kann außerdem noch aus: 
gewiejen werden. Selbjt der Franzoſe, bei dem ein nicht angemeldeter Fremder 
beichäftigt ijt oder war, wird mit Polizeiftrafen geahndet. Eine Beſtimmung, 
die jehr leicht eine chicanöje Handhabung des Geſetzes veranlaſſen fann, it 
diejenige des Art. 4 des Geſetzes vom 8. Auguft 1893, durch welche Das 
fisfalifche Sntereile der Gemeinden, in denen Ausländer fich aufhalten, mit 
ins Spiel gezogen wird. Der Strafenerlös fällt nämlich in die Kaſſe der: 
jenigen Gemeinde, in der der jtraffällige Ausländer ich aufhält. 

Dabei läßt fich nicht läugnen, daß die Beitrebungen in Frankreich ſich 
dahin neigen, den Mufenthalt der Ausländer noch weiteren Kontrollmaßregeln 
und jogar direften Beichränfungen zu unterwerfen. Nicht nur in der Literatur 
wird hiefür lebhaft Propaganda gemacht °), es Fam diefe Stimmung insbejondere 
auch in der franzöſiſchen Deputirtenkammer, in der Sitzung vom 6. Mai 1893, 
zum Ausdrud, in der eine Reihe von Vorfchlägen zur weiteren Beſchränknug 


!), Eiche oben S. 333. 
*, Gemäß Art. 5 des Gejehes vom 19/22. Juli 1791, relative a lorganisation d'une 
police munieipale, das noch heute geltendes Necht it. Du vergier. Rp. u S. 132. 
Dieſelbe, Beſtimmung findet ich wieder und iſt aufrecht erhalten in Art. 475 3 2 Des code 
penal ‚Edition Tripier). Gine Miniiterialverfügung vom 9. Februar 1887 beitimmt nun— 
mehr, daß die Herbergs-, Gaſthofbeſitzer ıc. von jedem Neifenden, der ſich in ihrem Gaſt⸗ 
bofe ꝛc. einfindet, einen Rapportzettel, der Angabe des Namens, Standes ıc. verlangt, aus: 
füllen und unterichreiben laſſen müſſen. Den jo ausgefüllten Rapportzettel muß der Gaſt 
hofbeſitzer x. in die Yilte übertragen, die er nad) angeführten Art. 5 des Geſetzes vom 
19,22. Juli 1791 führen muß, und jeden Morgen find die ausgefüllten Napportzettel auf 
denn Rolizeitommitlariate abzuliefern. 

= Vgl. 3. B. Berard Alexandre, linvasion des etrangers et la taxe de sejour, 
wo wir Seite 33 über die Ausländer folgende bezeichnende Stelle finden: »Ils ne doivent 
pas @tre laisses formant de generation en generation une classe à part dans la 
nation, ne partieipant pas a notre vie publique, mais parvenant a se soustraire aux 
obligations du service militaire et jouissant «de notre securite nationale sans parti- 
eiper ä la «lefense de nos frontieres.« 
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der Ausländer gemacht wurden. Lediglich dem mäßigenden Einfluß der fran- 
zöſiſchen Regierung iſt es zu danfen, daß das Geſetz vom 8. Auguſt 1893 
nicht noch ichärfere Beltimmungen entbält. 

Die Norichläge, wie man den Aufenthalt der Ausländer weiter bejchränfen 
fünne, geben, um einige der marfantejten herauszugreifen, dahin, allen aus: 
(ändiichen Arbeitern, die um einen niedrigeren Lohn arbeiten als die franzöfiichen 
Arbeiter, gejeglich eine Tare aufzuerlegen, oder von allen Arbeitgebern, die 
Ausländer beichäftigen, eine Abgabe von 5 Prozent des Tagelohnes, den dieſe 
erhalten, oder von den in Frankreich arbeitenden Ausländern die Militärtare 
zu erheben, welche den des Meititärdienites entbobenen Franzoſen auferlegt it. 
Den Brennpunkt aber bildet die Aufenthaltstare, die überhaupt von jedem 
Ausländer, der ſich in Frankreich aufhält, erhoben werden joll. Weber die Art 
und Weile der Erhebung dieſer Aufentbaltstage gibt es wiederum Die ver: 
ſchiedenſten Vorſchläge. Es wird 3. B. folgendes Geſetz vorgejchlagen '): 
Art. 1: „Seder Ausländer bezahlt eine jährliche Anfenthaltstare von 18 Frs., 
Arbeiter 6 Fr., Frauen und Kinder nichts.“ Art. 2: „Der Ausländer, der 
in Frankreich geboren it und nicht für die franzöfiiche Staatsangehörigkeit 
optirt hat, zahlt eine jährliche Aufenthaltstare von 54 Frs.“ Art 3: „Die 
Tore fällt zu einem Drittel der Gemeinde, in der der Fremde ſich aufhält, zu 
zwei Drittel dem Staate zu.“ 

Mit der Einführung einer derartigen Aufenthaltstare in Frankreich dürfte 
es jedoch noch gute Weile haben, da nad) Ausführungen des Miniſters Des 
Auswärtigen, Develle, in der Sitzung der franzöftichen Deputirtenfanmer vom 
6. Mai 1893 Frankreich gegenwärtig durch feine internationalen Verträge vers 
hindert iſt, im dieſer Hinficht geieggeberisch thätig zu werden. Wie Diefer 
Miniſter ausführte, fan nach dem Handelsvertrage Frankreichs mit der ſüd— 
atrifaniichen NRepublif, der am 10. Juli 1885 abgeichloffen wurde und bis 
1897 in Kraft ift, nämlidy Frankreich den Angehörigen der jüdarrifanijchen 
Republik Feine anderen oder höheren Taxen anferlegen, als die Franzofen ſelbſt 
treffen. Kraft der Meiftbegünftigungsklaufel it nun diefe Beſtimmung auch 
amvendbar auf England, Belgien und das Deutiche Neich, auf leßteres gemäß 
Art. IL des SFriedensvertrages vom 10. Mai 1871.) Bis zum Jahre 1897 
it es Somit für Frankreich unmöglich, dem Ausländer, der ſich in Frankreich 
anhält, irgend eine Tare aufzuerlegen, die nicht auch den Franzoſen träfe. 
Daß die jo geplanten Beichränfungen mit dem Geiſte des franzöfiichen öffent: 
lihen Nechts und den Urgrundfägen der franzöfiichen Republik, der liberte 
md egalite, ganz und gar nicht im Einflange ſtehen, jei nur nebenbei bemerkt. 
6 fam dies übrigens auch in der franzöfiichen Kammer in der ſchon mehr: 
tab erwähnten Sitzung vom 6. Mai zum Ausdruck, indem der befannte Ab— 
geordnete und frühere Minister Nouvier ausrief: „Nous nous r&eelamons tous iel 
des principes de 1789. Eh bien! si nos ancêtres de la grande epoque assistaient 
a la discussion d’une pareille loi, ils en seraient stupefaits et humilies." 


b. Ausweiſung.“ 


Die auf die Ausweiſung aus ‚Frankreich bezüglichen Beſtimmungen finden 
fih im Sejeg vom 3. Dezember 1849 Art. 7.) Diefer Art. 7 lautet wörtlich: 
„Le ministre de l’Interieur pourra, par ınesure de police, enjoindre à tout 





', Ziehe Berard S. 36. 
”, Reichögeiegblatt 1871, 5. 230. 
”" Duvergier, Bd. 49, &, 415. 
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etranger voyageant ou residant en France de sortir immediatement du 
territoire francais et le faire conduire à la frontiere. Il aura le möme droit 
a legard de l'etranger qui aura obtenu l'autorisation d’etablir son domicile 
en France; mais apres un delai de deux mois, cette mesure cessera d’avoir 
effet si l’autorisation n'a pas été revoquee suivant la forme indiquee dans 
Vartiele 3. — Dans les departements frontieres le prefet aura le mäme droit 
a legard de l’etranger non residant à la charge d’en referer immediatement 
au ministre de l’Interieur.‘ 

Die Ausweilung iſt eines der Nechtsinjtitute, das manche Ueberreſte aus 
der früheren Zeit der reinen Willfür enthält und noch ſehr der Regelung 
bedarf. Auf den Seflionen des Institut de droit international von 1891 und 
1392!) wurde die Frage der Ausweilung gründlich erörtert, jedoh mag es 
noch lange dauern, big die Dort feitgelegten Grundſätze in die Praris über: 
führt werden.*) 

Ju dem eben zitirten franzöfiichen Gejege iſt lediglich ein Unterfchied 
zwiichen der Behandlung der gemäß Art. 13 des cod. eiv. autorifirten Aus- 
länder und der gewöhnlichen Ausländer feſtgeſetzt. Der zur Niederlaflung 
antoriirte Ausländer fann nur nach Ablauf einer beſtimmten Friit und nach: 
dem die Mutorifation zurückgezogen worden, ausgewiejen werden. Weiter ijt 
nichts geregelt worden; weder iſt beitimmt, aus welchen Gründen und unter 
welchen Boranusfegungen die Ausweilung zu erfolgen, noch daß der Ausweisung 
eine richterliche Entjcheidung voranzugehen habe, noch dal überhaupt der Aus- 
zuweiſende zu hören, noch daß ein Rekurs gegen die Ausweilungsverfügung 
möglich jet. Die Handhabung der Ausweiſung it jomit vollfommen in das 
Belieben des Miniſters des Innern und feiner Polizeiorgane geſetzt.“ 

Eine bejondere Beitimmung, die übrigens mit der Geleggebung anderer 
Länder übereinftimmt, findet fich in Art. 272 des code penal *) über die Aus: 
weiſung der Yandjtreicher, wonad jedes Individuum, das wegen Zanditreicherei 
verurtbeilt it, über die Grenze geichafft werden fan, wenn es Ausländer iſt. 

Dieje Beſtimmung iſt verallgemeinert worden durch ein Rundſchreiben 
des REN des Innern an die Präfeften vom 20. Juli 1893, welche ver— 
fügt: „J'ai devide, en consequence, que tont etranger eondamne correctionelle- 
ment devra faire l’objet «d'une instruction & fin d’expulsion.“ Die Aus: 
weiſung joll danach zwar nicht obligatorisch fein, aber doch ſoll in jedem 
einzelnen Falle unterfucht werden, ob jte ſich nicht empfehle. 

Einige nähere Negelungen über die Ausweifung von bayeriichen Staats: 
angehörigen enthält endlich noch die Konvention vom 30, Mai 1868 zwiſchen 
Bayern und Frankreich,’ die Ausweiſung bayerischer Staatsangeböriger aus 
Frankreich und franzöfiicher Staatsangehöriger aus Bayern betr. Nach diefem 
Bertrage muß vor der Ausweiſung die Staatsangehörigkeit des auszumeienden 
Individuums feſtgeſtellt werden. Dieſe Feſtſtellung ſowie die Papiere des 
Auszuweiſenden müſſen der betreffenden Geſandtſchaft oder dem zuſtändigen 
Heros de droit international Bd. XXIII 5. 408 ff. u. Bob. XXIV 5, 529 ff. 
Rev. d, dr. int. Bd. XXIV 5 529. 

Der Miniſier des Innern bat z. B. durch Verfügung vom August 1. J. (1885 den 
Präfekten ſtrenge Vorſchriften ertheilt wegen ſofortiger Ausweiſung von Ausländern, welche 
an antipatriotiichen Nundgebungen theilnehmen. 

Art. 272 lautet: „Les individus deelardes vagabonds par jugement pourront, 
s'ils sont etrangers, ©tre conduits, par les ordres du gouvernement, hors «u territoire 
du rovaume,* Code penal, edition Louis Tripier. Paris 1893. 

>) Bayer. Regierungsblatt 1868 S. 1178, Weber Geſ.V.O.Samml. Bd. 7 ©. 307. 
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Koninlate mitgetbeilt werden. Dem Auszuweiſenden wird eine Reiſeroute vor: 
geichrieben mit Angabe des Punktes der Grenze, wo er diejelbe’zu überjchreiten 
hat. Dieje Neiferontefarte muß von der betreffenden Geſandtſchaft vilirt, und 
zugleich die Erklärung abgegeben werden, daß der Aufnahme des Ausgewiejenen 
in feinem Heimatſtaate fein Hinderniß entgegenjtebt. 

Auch exiſtiren bejondere Vorſchriften, die bei der Ausweiſung deutſcher 
Seeleute zu beobachten find. Gemäß einer diplomatischen Uebereinfunft zwiichen 
sronfreich und Dentjchland werden die deutschen Seeleute, die in Folge einer 
Gefängnißſtrafe, zu der fie verurtbeilt worden find, ausgewiefen werden, wie 
Schiffsdeſerteure nach Art. 13 des Schifffahrtsvertrages vom 2. Auguſt 1862') 
zwiichen den Staaten des deutjchen Zollvereins und Frankreich behandelt. Sie 
jollen nämlich nad Abbüßung ihrer Strafe den betreffenden Konſuln über: 
wiejen werden. 

Es dürfte vielleicht am Platze jein, bier auch noch des Spivnagegejeßes 
„oi du 12 avril 1886. tendant a etahlir des penalites contre l’espionage,‘) 
Erwähnung zu thun, da die meilten Ausweiſungen aus Frankreich wegen Ber: 
dachts der Spionage erfolgen. Anwendung Joll das zitirte Gejeg finden auf 
alle Ausländer, welche ihren Namen, Stand, Beruf und ihre Nationalität 
verbeimlichen, Frankreich dDurchreiien, Pläne aufnehmen, Zeichnungen machen, 
die Einheimischen befragen, und Belebrungen über Punkte jammeln, die Die 
Yandesvertbeidigung betreffen, fiche Art. 5 Abſ. 1 und 2 des angeführten 
Gefetzes. Je nachdem nun die Beltimmungen dieſes Geſetzes gehandhabt 
werden, kann jeder in Frankreich reifende Ausländer wegen der geringfügigjten 
Urfachen in den Verdacht der Spionage geratben. 

Nach dem nenejten von der frauzöſiſchen Deputirtenfammer in der Sitzung 
vom 6. Juli 1895 angenommenen Gejeßentwurfe, betreffend die ſtrengere Be: 
itrafung der Spionage (lex Dreyius) wird zum erſten Male ein jcharfer Unter: 
ſchied zwiſchen den Deliften „trahison* und „espionage* fejtgeftellt und werden 
unter legterer mur die von Ausländern zum Schaden der äußeren Sicherheit 
des Staates begangenen Handlungen gezählt: Zugleich it die Zuftändigfeit 
der ordentlichen Gerichte zu Gunsten der Militärgerichte wejentlich eingejchränft 
worden. 

2, Das Recht der Gewiſſens- und Kultusfreiheit. 

Tiejes iſt in Frankreich für Jedermann, alfo auch für den Fremden 
gegeben. 

Art. 10 der Erklärung der Nechte (1789) jagt: „Niemand darf wegen 
jeiner Meinungen, auch der religiöjen, beunruhigt werden, vorausgejeßt, daß 
ihre Nundgebung nicht die gejeglich begründete Staatsordnung jtört,“ womit 
die Gewiſſensfreiheit verfündet it. 

Die Kultusfreiheit ift ausdrücklich zugeitanden durch die Verfaſſung vom 
5. Fruktidor des Jahres III. Art. 354°): „Niemand kann daran gehindert 
werden . . .. den Kultus auszuüben, den er gewählt hat“, und dieſe Be— 
ſtimmung tt aufrecht erhalten und ausdrücklich betont worden durch das Defret 
vom 7. Vendemiaire des Jahres IV.‘) Dem Einzelnen ſteht hienach die 

" Ziehe unten ©. 347. 

* Duvergier, Bd. 86 S. 161. Bezüglich der äußerſt harten Strafen fiehe Art. 75 
und 82 Code penal. 

) Duvergier Bd. 8 ©. 297. 
‘; Duvergier Bd. 8 ©. 360. 
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Ausübung jeines Kultus volllommen frei. Was die gemeinjame Ausübung 
des Kultus antangt, jo find biefür die VBeltimmungen des Vereins- und Ber: 
janmmlungsvechtes maßgebend. Die Ausübung ijt für regelmäßige Vereine von 
vorgängiger Ermächtigung der Regierung abhängig. ') Jedoch find die vom 
Staate anerfannten Kulte (katholischer, proteftantifcher und iſraelitiſcher Kult) 
durch Die Gejeggebung begünftigt; namentlich genießen 3. B. die öffentlichen 
Kultusverfammlungen unbejchränfte Freiheit, wenn fie innerbalb der biezu 
beitimmten Gebäude jtattrinden. 

Eine weitere Frage it, ob Fremde im SKirchendienft in Frankreich ver: 
wendet werden können. 

Was den fatholiichen Kult anlangt, jo fann nach der loi relative à l’or- 
ganisation des cultes du 18 germinal an X) art. 2 et 32, ein Ausländer 
mit Erlaubniß der Regierung zu allen firchlichen Metern verwendet werden, 
jedoch kann nach Art. 16 des gen. Gel. Biſchof nur ein Franzoſe werden, 
(und zwar geborener, nicht maturalifirter Franzofe). Ein Rundſchreiben des 
stultusminiiters vom 30. Juli 1887 verfügte, daß der Art. 32 des Gef. vom 
Sabre X nur mehr auf ſolche ausländische Geiftlihe Anwendung finden ol, 
welche zuvor ermächtigt worden find, ihren Wohnfig in Frankreich zu nehmen, 
in der Abjicht einer ſpäteren Naturalilation (ef. art. 9 cod. eiv.); die Aemter 
de cure, chanoine und vieaire-general fünnen fie nur nach erfolgter Naturali- 
jation verjeben. Im proteftantiichen Kult muß nach dem genannten Geieh 
vom 18. Germinal an X, articles organiques des eultes protestants, art. 1°) 
und nach Sejeg vom 1. Auguſt 1879, Art 3*) der Geistliche Franzoſe fein. 

Im ijraelitiichen Kult muß nach der ordonnance du roi portant reglement 
pour Forganisation du eulte israelite vom 25. Mai 1844 Art. 28°) wohl 
das Latenmitglied der Eonfiltorien, nach Art. 33 ff. nicht aber der Rabbiner 
Franzoſe jein. (Vgl. auch Dekret vom 29. Auguft 1862) °). 

An den übrigen Kulten werden mit Genehmigung der Negierung Aus: 
länder als Geiltliche geduldet cf. loi du 19. mars 1859), 


3. Verſammlungs und Bercinsfreiheit. 

Die Berfammlungsfreiheit ift durch das Gejeh vom 30. Juni 1881, loi 
sur la liberte de r&union *) geregelt. Danach iſt auch für Ausländer die Ver: 
Jammlungsfreiheit gewäbrleijtet worden, natürlich unter Einhaltung der geieh: 
lichen Erfordernijie, d. b. unter der Auflage für den Beranftalter, 24 Stunden 
vorher die zujtändige VBerwaltungsbehörde davon zu benachrichtigen und ıbr 
den Zweck der Verſammlung mitzutbeilen. 

Die Vereinsfreiheit, d. h. die ganze Geſetzgebung über das Vereinsweſen 
it noch ſehr lüdenhaft. Das gegenwärtig geltende Gejeg vom 10. April 1834, 
sur les associations”:, das gleichzeitig mit Art. 291—294 des Code penal 
Anwendung findet, enthält jehr rigorofe Beſtimmungen und iſt mangelbaft. 
Irgend welche Beſtimmung bezüglich der Ausländer findet ſich darin nicht. 


’"), Wal. Code penal art. 291. 


?, Nouveau (ode ©. 685. 
) Nouveau Code ©. 688, 
+ Nouveau Code 5, 702. 


®, Duvergier Bd. 44 S. 621. 


®) Duvergier Bd. 62 ©. 447. 
”; Nouveau Code 2. 701. 
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Tagegen verfügt der Entwurf des neuen Gejeges, sur les associations, wie er 
im der Kommiſſion im April 1893 fejtgefeßt wurde, in Art. 13: „LW'association, 
eumposee exclusivement on en majorite d’etrangers, celle qui compterait des 
etrangers parıni ses administrateurs ou direeteurs, velle qui serait affiliee 
a des assoelations etrangeres ou qui aurait elle-meme des sucenrsales à 
letranger, pourra être dissoute par deeret du President de la Republique 
rendu en eonseil des ministres. 

L’association qui comptera des etrangers parmi ses membres, sans qu'ils 
\ serient en majorite, pourra etre mise en demeure de les exclure; et, faute 
d’obtemperer à cette injonetion, elle pourra &tre dissoute dans la forme edie- 
tee au paragraphe precedent.“* 

Eine ähnliche Beltimmung findet jich übrigens ſchon in dem Geſetze vom 
21. März 1834 iiber die Gewerbeiyndicate (syndieats professionels), indem es 
vorschreibt, da& nur Franzoſen VBoritandsmitglieder fein können. 


4. Preßfreibeit. 


Dieje ijt für den Fremden in Frankreich, wenn auch mit einigen Ein: 
ihränfungen, gegeben. Der Artikel 11 der Erflärung der Rechte von 1789 
beitimmt, Daß „Jedermann“ das Recht bat, frei zu ſprechen, frei zu fchreiben 
und zu drucken, vorbebaltlih der in den einichlägigen Gejegen gegebenen 
näberen Bejtimmungen. Das Geſetz vom 29. Juli 1881, sur la liberte de la 
presse'', hat die Freiheit der Preſſe nun definitiv durchgeführt. 

Das Drudereigewerbe ımd der Buchhandel it für Jedermann frei, nur 
liegt den Drudern (Verlegern) ob, die aus ihren Drucdereien bervorgegangenen 
Verfe in doppelten Exemplar zu hinterlegen. Die die Ausländer treffenden 
Einihränfungen find: Bei pertodifchen Zeitichriften, vor Allem Zeitungen, wird 
verlangt (Art. 6 des gen. Geſ.), daß der Redakteur ein Franzöſe iſt. 
Bezüglich der ausländischen Zeitungen fann eine vom Minifterrath be: 
Ihlojiene bejondere Entjcheidung deren Verbreitung in Frankreich verbieten. 
Handelt e3 ſich nur um die Verbreitung einer einzelnen Nummer, jo genügt 
eine Entſcheidung des Miniſters des Innern. 


>. Gejundbeitd- und Unterſtützungsweſen. 


Ausländische Aerzte fünnen zur Ausübung der Praxis in Frankreich zu: 
gelaffen werden. Jedoch find die Bedingungen gegen früher?) im neueſter Zeit 
bedeutend erjchwert worden. Die loi sur l’exercice de la medecine vom 
H. November 1892 °) beftimmt nämlich in Art. 5: „Les mödeeins . . . . .. 
diplomes à l’etranger, quelle que soit leur nationalit@, ne pourront exercer 
leur profession en France qu’ & la condition d’y avoir obtenu le diplome de 
docteur en medeeine...... .. ‚et en se conformant aux dispositions prevues 
par les articles precedents. (Die allgemeinen VBorbedingungen enthaltend.) 
Des dispenses de scolarit& et d’examens pourront ötre accordees par le ministre, 
eonformement à un reglement delibere en eonseil superieur de l’instruction 
pablique. En aueun cas, les dispenses accorddes pour l’obtention du doctorat 
ne pourront sur plus de trois epreuves.‘ 





" Nouveau Code ©. 707. 
*Bgl. loi du 19 ventöse an Xl art 4 Duvergier ®b. 14 S. 132). 
‘) Journal offieiel vom 1. Dezember 1893. 
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Die näheren Beltimmungen enthält das deeret du 25 juillet 1893 relatif 
aux dispenses à accorder aux medecins pourvus d’un diplome éêtranger) und 
das deeret du 21 novembre 1893 & la loi sur l’exereice de la imedecine. ?) 

Diefelben Beſtimmungen wie für die Aerzte gelten für die Zahnärzte und 
Hebammen (vgl. Art. 2, 3, 5 des Geſetzes vom 30. November 1892)°). 

Als Sacwerjtändige vor Gericht Fünnen nur franzöfiiche Aerzte fungiren 
(vgl. Art. 14 des angeführten Gefeges). Ein ausländischer Arzt, der Praris 
ausübt, ohne die obigen Borjchriften zu beobachten, wird mit Gelditrafe von 
100 bis 200 Fr. belegt (vgl. Art. 20 des angeführten Gejeges). Rückwirkende 
Kraft hat dieſes Gejeg, das jeit I. Dezember 1893 in Wirkjamkeit it, jedoch 
nicht (vgl. Art. 285 und 34). 

Geiſteskranke und verlafjene Kinder werden von Frankreich und Deutjch- 
land gegenfeitig übernommen. Cine Gejeßgebung hierüber exiſtirt nicht, nur 
diplomatische Abmachungen und Gebräuche. 

Bremen hat unterm 20. Oftober 1866 über Uebernabme von Geiſtes— 
franfen und Schwerkranken einen Vertrag mit Frankreich abgeichlofjen, der 
durch Art. 18 der Zufagfonvention vom 11. Dezember 1871 aufrecht erbalten 
worden iſt.) Ferner hat das Deutjche Neich mit Frankreich über das Ber: 
fahren bei Uebernabme bilflofer Berfonen, verlafjener Kinder und Geijtesfranfer 
gewilie Vereinbarungen getroffen,, die namentlich den Webernabme:Ort und die 
Uebernahmezeit betreffen. °) Beſondere Beitimmungen find für bilfsbedürftige 
Seeleute gegeben durch die Konvention zwiichen Frankreich und Deutichland 
vom 16. Mai 1880. 

Das Gejeg vom 20. Juli 1886, relative à la caisse nationale des 
retraites pour Ja vieillesse bejtimmt in Art. 14°), daß die Fremden, welche 
in Frankreich ihren Wohnſitz haben, ermächtigt find, Einzablungen in die Alters: 
penſionskaſſe unter denjelben Bedingungen wie die Einheimischen zu machen. 
Einige Borbehalte beitehen jedoch zu Gunſten der Franzoſen, jo 3. B., daß 
Penfionen, die in Folge von Invalidität vor Erreichung des 50. Jahres aus 
einem bejonderen Funds des Miniſters des Innern ausbezahlt werden, nur 
von Franzojen erlangt werden fünnen. Vgl. Art. 11 Abi. 2 des genannten 
Geſetzes) 

8. Seetrausport und Küſtenfiſcherei. 


Die Induſtrie des Seetransportes l'industrie du transport maritime) iſt 
den Fremden gejtattet, jedoch nicht zwijchen franzöfiichen Häfen und nur für 
längere Streden (voyages de long cours). Solche find gegeben, wenn in der 
Nichtung nach Süden der 30. Grad nördlicher Breite, in der Richtung nach 
Norden der 72. Grad nördlicher Breite, im der Nichtung nach Weiten der 
15. Grad weitlicher Länge von Paris und in der Nichtung nach Oſten der 
44. Grad öjtlicher Yänge von Paris überjchritten wird. Bol. art 377 Code 
de commerce, ?) 


'‘ Journal offieiel vom 26 juillet 1893. 

Journal officiel vom 23 novembre 1898. 

Siehe auch die Dekrete vom 25. Juli 1893 im Journal officiel vom 26 juillet 1893. 
Keichsgelegblatt 1872 S. 7 ft. 
' Gahn, Gomm. 3. Neichsgel. vom 1. uni 1870 2. Aufl. S. 265 f. 
' Annuaire 1886 5. 74. 
Edition Riviere 3. 69. Paris 1893, 
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Als Matrofen werden Ausländer im Dienfte der franzöfiichen Handels: 
Hotte zugelafjen, jedoch nicht als Kapitäne und jelbitändige Schiffsführer, aus— 
genommen auf den algerifchen Linien. 

Die Küftenfifcherei fteht nur den Franzofen zu. Das Gefe vom 1. März 
1858), ayant pour objet d’interdire Ja p&che aux etrangers dans les eaux 
territoriales de France et d’Algerie, bejtimmt in Art. 1, daß der Fiſchfang 
für fremde Fiſcher in den Küftengewäflern von Frankreich und Algier verboten 
it und zwar innerhalb einer Zone von drei Seemeilen vom Ufer ab, nad) 
dem Stand der Ebbe berechnet. Diejer Artikel beftätigt die durch das Völker: 
rebt und die Konvention vom Haag vom 6. Mai 1882?) fejtgejegten Grund: 
füge. Die Konvention vom Haag hatte im Art. 2 feitgejegt, daß die Küſten— 
niherei den Nationalen vorbehalten jein joll und zwar inmerhalb von drei 
Seemeilen, vom Ufer aus (Stand der Ebbe) berechnet. 


III. Beffentliche Pflichten, welche den Fremden in Frankreich obliegen. 
1. Die Stellung des Fremden nadı dem franzöfiihen Strafredte. 


Die Stellung des Fremden vor den franzöfiichen Strafgerichten hat nichts 
Bejonderes an fich. Verfahren, Unterfuchung und Urtheil unterfcheiden fich in 
feiner Weile, ob es ſich um einen Musländer oder einen Staatsangehörigen 
bandelt. Der jchuldige Ausländer wird verhaftet, verurtheilt, bejtraft unter 
den nämlichen Bedingungen wie ein Staatsangehöriger. 

Im Ganzen it im franzöfiichen Strafrechte la loi territoriale maßgebend; 
doch gibt e3 Ausnahmen, in denen la loi nationale in Betracht fommen kann 
'sgl. Art. 5 u. 7 Code d’instruction eriminelle. °®) 

Mit einem Worte, der Fremde verfällt in Frankreich der Strafgerichts: 
barkeit jedesmal, wenn er die Öffentliche Ordnung verlegt, ſei es durch eine 
itrafbare Handlung, die er innerhalb des franzöfiichen Staatsgebietes (Art. 3 
s I Code eivil), ſei es durch eine folche, die er außerhalb des franzöfiichen 
Staatägebietes, im Auslande, nad) Art. 7 Code d’instruction eriminelle be: 
gangen hat. 

Für die Auslieferung Fremder aus und beziehungsweile durch Frank: 
reich Sind die Auslieferungsverträge maßgebend. 

Der in den Auslieferungsverträgen gegebene, jehr umfangreiche Stoff joll 
bier nur infoweit einer Erörterung unterzogen werden, als es ji) um die Aus— 
leferung Deutſcher aus oder deren Durchlieferung durch Frankreich handelt. 

Es jind zwei Fälle möglich, einmal der Fall, daß die Auslieferung eines 
Deutſchen aus Frankreich von der deutschen Regierung und dann der, daß die 
Auslieferung von einem dritten Staate verlangt wird. 

Der erite Fall it gegeben, wenn ein Deutjcher, der in Frankreich delin- 
zuitt hatte, ſich nad) Frankreich geflüchtet Hat und nun von der deutjchen 
Regierung feine Auslieferung begehrt wird. Ein einheitlicher Vertrag über die 
Auslieferung von Verbrechern befteht bis jet zwiichen dem Deutjchen Reiche 
md Frankreich nicht, dagegen gibt es zahlreiche Verträge zwilchen einzelnen 
deutihen Bundesjtaaten und Frankreich *), jo mit Preußen vom 21. Juni 1845, 
Bayern vom 29. November 1869, Sacjen vom 28. April 1850, Württem- 





‘ Annnaire 1888 ©, 23 ff. 

R.GBl. 1884 ©. 25 u. 1890 ©. 5, 
Edition Tripier ©. 2. 

Deutihe Auslieferungsverträge, Bufammenftellung von ®. Hetzer, Berlin 1883, 
Knnolen des Deutiben Reichs 1806. 24 
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berg vom 25. Januar 1853, Baden vom 27. Juni 1844 nebjt Ermeiterung 
durch Erklärungen d. d. Karlsruhe 16. November 1854 und 22. März 1868, 
Heſſen vom 26. Januar 1853 nebjt Uebereinkunft über die Ausführung des 
Bertrages vom 10. April 1869, Medlenburg- Schwerin vom 26. Januar 1847, 
Sadjen-Weimar vom 7. Auguſt 1858, Medlenburg-Strelig vom 10. Februar 
1847, Dldenburg vom 6. März 1847 nebit Zujag-Deflaration vom 5. Mai 
1868, Walded vom 10. Juli 1854, Lübeck vom 31. Auguft 1847, Bremen vom 
10. Zuli 1847, Hamburg vom 5. Februar 1848. Für Eljaß-Lothringen gilt nad 
Art. 18 der Zujagfonvention (zum FFriedensvertrage) vom 11. Dezember 1871), 
der preußijch-franzöfiiche Vertrag vom 21. Juni 1845. Durch den genannten 
Art. 18 find die verjchiedenen Verträge und Konventionen, welche vor dem 
Kriege beitanden hatten, mit Ausnahme der Handeläverträge, wieder in Kraft 
gejegt worden. 


Die hauptjächlichiten in diejen Verträgen niedergelegten Beſtimmungen find 
folgende: 


Es wird im Allgemeinen nur wegen der in den Verträgen aufgeführten 
Verbrechen und Bergehen ausgeliefert. Dieje Verbrechen find: Meuchelmort, 
Giftmischerei, Batermord, Todtichlag, Nothzucht, vollendete oder verjuchte gewalt- 
jame Berlegung der Schambhaftigfeit, Branditiftung, Verfälichung von authen— 
tiichen Schriften oder Handelspapieren und von Privatjchriften, mit Inbegriff der 
Nahahmung von Bankbillets und öffentlichen Papieren, wenn die angejchuldigte 
That von Umijtänden begleitet ilt, Die, wenn Diefelbe in Frankreich begangen 
wäre, die Anwendung einer peinlichen oder entehrenden Strafe zur Folge haben 
würde; Nachmachung oder Ausgebung faljcher Münzen mit Inbegriff der Nach— 
machung, Ausgebung oder VBerfälichung von Papiergeld; faljches Zeugniß, Ver: 
leitung von Zeugen zu einer falfchen Ausſage; Diebitahl, wenn derjelbe von 
Umſtänden begleitet iſt, die ihm nach der Gejeßgebung beider Staaten den 
Charakter eines Verbrechens geben; Unterfchlagungen jeitens öffentlicher Kaſſen— 
beamten für den Fall, daß dieſelben nach den franzöfiichen Gejegen mit einer 
peinlichen und entehrenden Strafe bejtraft werden; endlich betrügeriicher Banterutt. 
Der Vertrag Bayern’3 mit Franfreih vom 29. November 1869 läßt die Aus 
lieferung noch für eine Reihe weiterer Verbrechen zu und führt 26 verjchiedene 
Arten von Vergeben und Verbrechen an, wegen deren ausgeliefert werden muß.‘ 
Außer auf Grund diejer Verträge finden aber auch Auslieferungen auf Grund 
der Gegenjeitigfeit ftatt. Bevor die franzöſiſche Regierung in ſolchem Falle 
dem Antrage ſtattgibt, verſichert ſie ſich zugleich einer Gegenſeitigkeitserklärung 
der Reichsregierung oder des betreffenden Bundesſtaates. Wegen politiſchet 
Verbrechen und Vergehen und wegen einer Handlung, die mit einem ſolchen 
in Zuſammenhang ſteht, findet eine Auslieferung nicht ſtatt. 

Die Auslieferung wird zugeſtanden, ſobald die Gerichte des erſuchenden 
Staates den Auszuliefernden in Unterſuchung gezogen oder verurtheilt haben, 
ausgenommen nach dem Vertrage zwiſchen Frankreich und Weimar, nach welchem 
nur wegen der im Gebiete des erſuchenden Staates begangenen Strafthaten 
———— wird. 

Die Auslieferung findet nicht ſtatt, wenn ſeit der begangenen ſtrafbaren 
Handlung oder der legten Handlung des Strafrichter8 oder der erfolgten Ver: 
urtheilung nach den Geſetzen des Staates, in welchem der Verfolgte zur Zeit 

® Reichsgefehblatt 1872 ©. 19 ff. 
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des Auslieferungsbegehrens fich befindet, Verjährung der jtrafgerichtlichen 
Verfolgung oder der erfannten Strafe eingetreten ift. 

Die Auslieferung wird, wenn fich der Auszuliefernde in dem requirirten 
Staate wegen einer anderen jtrafbaren Handlung in Unterjuchung befindet, 
Dis zur Beendigung dieſer Unterfuchung und bis zur vollendeten Volljtredung 
der etwa gegen ihn erfannten Strafe aufgejchoben. 


Ausgeliefert wird troß der Verbindlichkeiten des Auszuliefernden gegen 
Privatperfonen; es wird dem beeinträchtigten Theile überlafien, feine Rechte 
vor der zuftändigen Behörde geltend zu machen. Der badische und waldeck'ſche 
Vertrag enthalten dieje Beitimmung nicht. 

Eigene Unterthanen werden nicht ausgeliefert. 


Die Auslieferung muß auf diplomatischem Wege beantragt werden. Dem 
Auslieferungsantrage muß entweder das verurtheilende Erfenntniß oder der 
Beihluß, durch welchen der Auszuliefernde, jei es in Anklageitand verjegt oder 
vor den erfennenden Nichter verwiefen wird, oder ein Haftbefehl, jei e8 im 
Originale oder in gehörig beglaubigter Abjchrift beigefügt werden. Da die 
erjorderlichen Urkunden nicht immer jofort vorgelegt werden fünnen, kann auf 
Antrag eine einjtweilige Feſtnahme erfolgen; jedoch wird der TFeitgenommene 
wieder auf freien Fuß gejegt, wenn die Urkunden nicht binnen bejtimmter Friſt 
(bis zu drei Monaten) beigebracht werden. Die bei dem Auszuliefernden be— 
ihlagnahmten entfremdeten Sachen oder Gelder jowie die zum Beweiſe des 
Verbrechens dienlichen Gegenjtände werden mit auögeliefert. Der erjuchte 
Staat ift auch verpflichtet, zur Beilchaffung von Beweismitteln (3. B. Zeugen) 
behülflih zu fein. Die Koften werden nicht erjtattet. Der erjuchende Staat 
trägt auch jtets die Koften des Durchgangstransportes. 


Der zweite Fall iſt der, daß ein Deutjcher, der in einem dritten Staate 
3. B. Spanien delinquirt hatte, ſich nach Frankreich geflüchtet hat und nun 
von Seiten des dritten Staates die Auslieferung dieſes Deutichen verlangt 
wird. Hier finden wir in den franzöfiichen Auslieferungsverträgen zivei Möglich: 
keiten vorgejehen. Theils liefert Frankreich an den dritten Staat nur aus, 
wenn der Heimatitaat nicht widerjpricht, theils entjcheidet Sranfreich, wenn 
der Heimatjtaat den Verbrecher reflamirt oder ſich der Auslieferung desjelben 
an den erjuchenden dritten Staat wiederjegt, darüber, an welchen von den 
beiden Staaten die Auslieferung zu bethätigen ift. Gegenüber Deutjchland 
hat Frankreich neuerdings den Grundjag der Priorität des Wuslieferungs- 
antrages zur Geltung gebracht; es würde aljo einen Deutichen, der von an 
Deutihland und Belgien reflamirt wird, nach Belgien ausliefern, wenn diejes 
zuerjt die Auslieferung beantragt. 


Ueber die Auslieferung von deutichen Seeleuten, welche in einem franzö— 
fühen Hafen von ihrem Schiffe entlaufen find, finden jich bejondere Be— 
itimmungen im Sciffahrtvertrage zwiſchen den Staaten des deutjchen Zoll: 
vereind und FFranfreih vom 2. Auguſt 1862, Art. 13, wonach insbejondere 
die franzöfischen Lokalbehörden verpflichtet find, den deutjchen Konfularbehörden 
zur Feſtnehmung der entlaufenen Seeleute behilflich zu jein.') Wehnliche Be— 
ftimmungen, wie fie in den Muslieferungsverträgen zwiſchen Frankreich und 
den deutjchen Staaten enthalten jind, finden ſich auch in den Auslieferungs: 
verträgen Frankreichs mit den übrigen Kulturitaaten. 





!, Martens, Nouveau Recueil général de traites etc. Tome XIX, p. 292. 
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2) Militärpflict und Stellung des Fremden nad dem franzöfiihen Militärgejebe. 


Der franzöfiichen Militärpflicht Fann naturgemäß der Fremde nicht unter: 
worfen werden. Sämmtliche franzöfische Refrutirungsgejege enthalten deshalb 
den jtriften Grundjag, daß nur Franzoſen in der franzöfiichen Armee zu: 
gelajien jind, jo Heißt e8 noch im Wefrutirungsgejeg vom 27. Juli 1872 
„Nul n'est admis dans les tronpes frangaises, s’il n’est Frangais.“ Bei der 
von Jahr zu Fahr fich Iteigernden Anſpannung der militärischen Kräfte und 
der motorischen Abnahme der franzöfiichen Bevölferung war der franzöfiiche 
Staat jedoch allmählig mit feinem Menjchenmaterial am Ende angelangt, und 
jo wurde mit dem obigen Grundjage gebrochen und wurden auch Fremde zum 
militäriichen Dienjte herangezogen. Art 3 des neueſten franzöfischen Rekru— 
tirungsgejeßes vom 15. Juli 1889 lautet nämlich alfo: „Nul n'est admis 
dans les troupes francaises s'il n'est Frangais ou naturalise Francais sauf 
les exceptions determines par la presente loi.“') Dieje Aus: 
nahmen finden ſich in Art. 11, der bei der Wichtigfeit dieſer Beſtimmung 
wörtlich angeführt zu werden verdient: „Les individus declares Frangais en 
vertu de l’article I®® de la loi du 16 decembre 1874°) sont portes. dans 
les communes oü ils sont domicilies, sur les tableaux de recensement de la 
classe dont la formation suit l’epoque de leur majorite.”) Ils sont soumis 
au service militaire s’ils n’etablissent pas leur qualite d’etranger. 

Les individus nes en France d’etrangers et residants en France sont 
egalement portes, dans les communes oü ils sont domicilies, sur les tableaux 
de recensement de la classe dont la formation suit l’epoque de leur majorite 
telle quelle est fixee par la loi francaise. Ils peuvent réclamer contre leur 
inseription lors de l’examen du tableau de recensement et lors de leur con- 
vocation au conseil de revision conformement à article 16. (Der den näheren 
Modus der Prüfung der Stammrollen bejtimmt.) S’ils ne reelament pas. le 
tirage an sort “quivaudra pour eux à la declaration par l’art. 9 du Code 
eivil. S’ils se font rayer, ils seront immediatement declues du benefice 
du dit article. 

Les m&mes dispositions sont applicables aux individus residant en France 
et nes en pays etranger soit d’un etranger, qui depuis lors a été naturalise 
Francais, soit d’un Frangais ayant perdu la qualite de Frangais, mais qui 
a recouvree ulterieurement, si ces individus étaient mineurs lorsque leurs 
parents opt acquis ou recouvre la nationalite frangaise.* 

Unter Berücdjichtigung der in obigem Art. 11 citirten Artikel des Code 
eivil*) können Ausländer alſo in folgenden Fällen in Frankreich zur Rekru— 
tirung fommen: 


1) Jeder in Frankreich geborene Sohn eines Ausländers, wenn eines der 
——— auch in Frankreich geboren iſt. Iſt die Mutter in Frankreich 


'!, Annuaire 1889 S. 167. 

*Redaktionsfehler, da diejes Gejeh bereits durch Art. I des Geſetzes vom 26. Juni 1889 
(loi sur la nationalite) abgeihafft worden war. Nunmehr maßgebend Art. 8, 9 und 10 
code eivil in der durch das Geier vom 26. „Juni 1889 gegebenen Faſſung. Edition 
Riviere 1898. 

Neueite Faſſung des Art. 8 ec. c.: Loi du 22 juillet 1893, journal officiel vom 
23. Juli 1893; ſiehe das nähere unten unter Perjonenredht. 

*) Jedes „Jahr stellen die Maire® vor dem 15. Januar die Stammrolle derjenigen 
jungen Leute auf, welche im Laufe des vorhergehenden Jahres das 20. Yebensjahr erreicht baben. 

dition Riviere Paris 1893 und loi du 22 juillet 1893, 
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geboren, jo hat er das Recht, die franzöjiiche Staatsangehörigfeit gemäß der 
Beitimmungen des Urt 8, 4° cod. civ. (fiehe folgende Ziffer) abzulehnen. 
Val. Art. 8, 3° modifie Cod. eiv.) 

2) Ieder in Frankreich geborene und zur Zeit feiner Großjährigfeit dort 
wohnhafte Ausländer, wenn er nicht in dem auf feine Großjährigfeit (nach 
franzöfischem Rechte) folgenden Jahre, die franzöfiiche Staatsangehörigfeit ab- 
gelebnt und durch eine amtliche Bejtätigung der ausländischen Regierung nach: 
gewiejen hat, daß er noch Ausländer it, und außerdem durch ein Zeugniß 
den Nachweis erbracht hat, daß er feiner Militärpflicht im Heimatjtaate ge— 
nügt bat, abgejehen von den durch Verträge herbeigeführten Ausnahmen; 
vgl. Art. 8, 4° code eiv. 

3) Jeder in Frankreich naturalifirte Fremde und die in Frankreich 
geborenen Söhne desjelben, was hier deshalb anzuführen ift, weil 3. B. ein 
Deuticher gemäß des deutichen Staatsangehörigfeitsgejeßes troß dieſer Natura= 
Itation bis zum Ablauf von 10 Jahren Deutjcher bleibt. 

4) Die Söhne von in Frankreich naturalifirten Fremden, die im Aus— 
lande alſo nicht in Frankreich) geboren und zur Zeit der Naturalifation des 
Vaters noch minderjährig waren. 

5) Die in Frankreich geborenen Söhne von Fremden, die die Erklärung 
nad Art. 9 code civ. abgegeben haben d. h. erflärt haben, daß fie, die zwar 
in Frankreich geboren, aber im Auslande wohnhaft find, in Frankreich ihren 
Wohnſitz nehmen und die franzöfiiche Staatsangehörigfeit erwerben wollen.?) 


3) Stenerpflidt der Fremden in Frankreich. 
a) Direfte Steuern. 


Im Prinzipe tft der ‘Fremde, wie der Franzoſe den Steuern unterworfen, 
weil er, wie der Einheimische, die Vortheile des Staatslebens genießt. 
Der Fremde unterliegt: 


a) Der Grundſtener (impöt foncier, contribution fonciere), welche nach 
den Gejegen vom 23. November/1. Dezember 1790 und 3. Frimaire VII auf 
dem reinen jteuerbaren Ertrag des nicht überbauten und dem Miethiverth des 
überbauten Grundeigenthums liegt. 

d Der Thür: und Fenſterſteuer (contribution des portes et 
fenötres — nne charge de l’immeuble), welche nach den Gejegen vom 
4. Frimaire XII, 13 Floréal X und 21. April 1832 von allen auf die 
Straßen, PBromenaden und Gärten gehenden Deffnungen der Häufer erhoben 
werden. 

y) Der Berfonen und Mobiliarjteuer (contribution personelle et 
mobiliere). welche gemäß den Gejegen 13. Januar /18. Februar 1791 und 
21. April 1832 von jedem nicht als bedürftig geltenden Landeseinwohner zu 
bezahlen ift. Die Steuer bejteht aus zwei Theilen, aus der drei Taglöhnen 
entiprechenden Berjonenfteuer und aus der auf dem Miethwerth der perjünlichen 
Wohnungen ruhenden Mobiliaritener. In Art. 12 des Gefeges vom 21. April 


' Loi du 22 juillet 1893 Art. 1 und Art 2, welcher leterer die Mebergangsbeitimmung 
enthält, daß die zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes großjährig Werdenden ein weiteres 
Jahr Beventzeit haben jollen. Diele Lebergangsbeitimmung it jedoch im Cireulaire du 
Ministre de la guerre relative à l’application de la loi du 22 juillet 1893 vom 12. Auguit 
1893 nicht berüdiichtigt. 

* Vgl. loi du 22 juillet 1893 art. 3. 
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1832 iſt ausdrüdlich die Steuerpflicht des Ausländer betont; es heißt dort: 
„La contribution personelle est due par ..... chaque etranger de tout 
sexe, jouissant de ses droits et non repute indigent.*") Beſteuert wird der 
Fremde, der am 1. Januar eine eingerichtete Wohnung beſaß, und dort während 
eines Jahres gewohnt hat.?) 

5) Der Patentiteuer, impöt des pateutes\, welche nach dem Geſetze 
vom 17. März 1791, 25. April 1844 und 15. Juli 1880 von Federmann 
zu bezahlen ift, welcher in Frankreich einen Handel, ein Gewerbe zc. betreibt, 
und zwar wird die Steuer nad) der Art und Wichtigkeit des Handels, der 
Induſtrie u. ſ. w. erhoben. 

Die Handlungsreifenden find beiteuerbar nach dem Grundjage der Gegen: 
jeitigfeit, d. 5. wenn fie Angehörige eines Landes find, das die franzöjtichen 
Handlungsreifenden bejtenert. Die deutichen Handlungsreifenden find nach dem 
Frankfurter FFriedensvertrage wegen ihre Handelsgeichäfte in Frankreich nicht 
beiteuerbar. 


b) Indirekte Steuern. 


a) Gebühren. Der Fremde unterliegt dem impöt d’enregistrement. 

E3 gibt Gebühren beim Uebergang von Sachen unter Lebenden, Ueber: 
gang von Grundeigenthum jowohl, wenn dasjelbe in Frankreich belegen tit 
als Uebergang von beweglichen franzöfiichen und ausländischen Werthen. 

Ebenſo gibt es Gebühren beim Uebergang auf Todesfall. Dieje fallen 
natürlich nur an, wenn die Succeſſion fih nach franzöſiſchem Nechte richtet, 
d. 5. wenn der Erblaſſer gemäß Art 13 cod. eiv. in Frankreich domicilirt 
war. Und zwar find bewegliche Sadıen in allen Fällen dieſen Uebergangs— 
gebühren (droits de mutation) unterworfen, unbewegliche Sachen nur, wenn 
jie in Frankreich belegen jind. 

Die fremden, die in Frankreich Verträge ſchließen, haben die Formalität 
der „enregistrement“ nöthig, um dem Akt, welcher die gegenfeitigen Nerein- 
barungen feititellt, einen bejtimmten Datum zu verleihen und um dieſen ft 
vor Gericht geltend machen zu können. 

Die Ermächtigung zur Wohnfignahme und die Naturalijation unterliegen 
gleichfalls einer Gebühr. 

8) Die eigentlichen indireften Steuern, oder Conſumſteuern, 
wie Getränk, Altohol-, Salz, Zuder, Del, Stearin-, Eſſig-⸗, Dynamıtz, 
Schnellzugs:, Poſtzugs-, Wagenſteuern zc. treffen den Ausländer ſogut tie 
den Franzoſen. 

y) Die Zollgebühren, welche beim Ein- und Ausgang der Waaren 
über die Grenze fällig werden. Was diefe betrifft, jo bat die franzöſiſche 
Bollverwaitung vor Kurzem (Ende 1393) eine in mehreren Sprachen, darunter 
auch in deutſcher Sprache verfaßte Bekanntmachung veröffentlicht, welche die 
Meifenden über die ihnen bei ihrem Eintritt in Frankreich obliegenden Zoll 
formalitäten belehren fol. Der deutjche Text Ddiefer Bekanntmachung it 
folgender: „Reiſende find bei ihrem Eintritt in Frankreich bei Gefahr der 
Beſchlagnahme, Geld- und unter Umständen Freiheitsſtrafe geſetzlich verpflichtet: 
Gold: und Silberwaaren, Kolonialwaaren, Zeugwaaren, nene Kleidungsſtücke 
und neue Wäſche, Spirituofen, jowie überhaupt alle nicht gebrauchten Gegen: 

!, Duvergier ®. 32 5, 233. 

»Neueſtens wird ein Geſetz über Beſteuerung der Cinfünfte aus ausländiichen Wertb- 
papieren geplant; ck. Bericht der Budgetkommiſſion der franzöfiichen Kammer vom 10. Mai 189. 
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ſtände, welche ſie aus dem Auslande hereinbringen — ganz gleich, ob ſie die— 
ſelben bei ſich oder in ihrem Gepäck führen — den Zollbeamten anzugeben 
und vorzuzeigen. Zündhölzer, Pulver und Schießvorräthe, Spielkarten, Nach— 
drucke, fremde Scheidemünzen, im Zolltarif nicht aufgeführte Arzneimittel, von 
der Regierung verbotene Schriften, Stiche, Bilder u. ſ. w. dürfen überhaupt 
nicht eingeführt werden und müſſen daher, ſelbſt wenn man ſie vor der Unter— 
ſuchung angemeldet hätte, wieder ausgeführt oder dem Zollamt überlaſſen 
werden. Das Einfuhrverbot, welches auch Tabak, Cigarren und Cigaretten 
trifft, erſtreckt ſich nicht auf Reiſevorräthe, ſofern dieſelben regelmäßig deklarirt 
wurden. Ausnahmsweiſe können dieſe Vorräthe den nachitehenden geſetzlichen 
Zollſätzen unterworfen werden: Cigarren und Cigaretten 36 Fr. pro Kilo, 
Rauchtabak (aus dem Orient) 25 Fr. pro Kilo, Rauchtabak (anderen Ur: 
iprungs) 15 Fr. pro Kilo, Schnupf: und Kautabaf 15 Fr. pro Kilo. Das 
Hinein: und Hinausſchaffen, Oeffnen und Verſchließen der zur Zollbefichtigung 
gelangenden Gepädjtücde it nicht Sache der Zollbeamten. Alle daraus er: 
wachienden Unkoſten berühren fie nicht; fie haben lediglich die jtaatlichen Zoll: 
gebübren zu erheben und darüber mit befonderem Stempel verjehene Uuittung 
zu ertheilen.“ 

Man Hat in Frankreich fait nur Einfuhrzölle, und zwar ijt hiebei zu 
untericheiden zwiſchen fiskaliſchen Zöllen für Produfte, welche in Frankreich 
nicht erzeugt werden und Schugzöllen, die auf ſolche Erzeugnifje, welche den 
franzöfiichen Konkurrenz machen, gelegt werden. Außer dem Generalzolltarif 
beitebt jedoch noch ein minder hoher Komventionaltarif für Diejenigen Länder, 
weiche mit ‚Frankreich Handelsverträge gejchlojien haben, zu welch’ letzteren 
Dentihland gemäß des zFriedensvertrages vom 10. Mai 1871 auch gehört. 


$ 4. Die Stellung des Fremden im franzöliihen Privatredte. 
I. Allgemeines. 


De privatrechtliche Stellung des Fremden in Frankreich it durch Art. 11 
eod. eiv. vorgezeichnet. Gemäß Art. 11 it, wie oben bereits ausgeführt, ') 
der Ausländer dem Franzoſen zivilrechtlich gleichgeftellt, joweit im Code eivil 
ich nicht ausdrüdlich eine gegentheilige Beitimmung findet. Im Code civil 
it denn auch de facto des ‚sremden nur Erwähnung gethan, wenn ihm be 
itimmte Nechte verweigert werden, woraus mit Grund geichlofjen werden kann, 
daß ihm die übrigen Zivilrechte zuſtehen. 

Der Code eivil unterjcheidet zwei Stlafjen von Fremden, nämlich a) jolche, 
denen die Privilegien des Art. 13 cod. eiv. nicht zujtchen, gewöhnliche ‚Fremde, 
die jih nur thatjächlich in Frankreich aufhalten, und b) jolche, die gemäß 
At. 13 ec. e. privilegirt jind. 

Art. 13 lautet wörtlich: „L’etranger, qui aura ete autorise par deeret 
a firer son domieil® en France y jouira de tous les droits cirils“ d. h. bat 
alle Zivilrechte, auch diejenigen, die jonjt nur der Franzoſe hat. Jedoch hat, 
wie oben jchon erwähnt, Art. 13 jeine Bedeutung ziemlich verloren, jeit Art. 
726 und 912 cod. eiv., durch welche die Erbfähigfeit des Fremden bejchränft 
worden war, aufgehoben worden find, da auch der gewöhnliche Fremde eigentlich 
alle Zivilrechte hat. 


" Siehe oben ©. 331. 
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Die zitirte Beitimmung des Art. 13 Hat heutzutage nur mehr den Zweck, 
die Naturalifation des Ausländers zu erleichtern, wie aus Abjat 2 und 3 
des Art. 13 deutlich hervorgeht.') 

Im Nachitehenden wird zuerit und hauptiächlich von den Fremden als 
gewöhnlichen Fremden, die nicht im Sinne des Art. 13 c. c. privilegirt jind, 
die Rede ſein und jodann die rechtliche Stellung derjenigen, die nach Art. 13 c. e. 
zur Domizilirung autorifirt find, beiprochen werden, joweit fie eine Abweichung 
bildet. 

Bei Beiprechung der einzelnen PBrivatrechte (droits eivils) wird der Ueber: 
jichtlichfeit halber die übliche Eintheilung in Berjonen:, Sachen:, Obligationen; 
Familien- und Erbrechte benüßt, jedoch werden nur diejenigen Nechtsinftitute 
einer Erörterung unterzogen, bei denen ſich Bejonderheiten ergeben. 


II. Bie privatredtliche Stellung der Ausländer, welche nicht gemäß Art. 13 
cod. eiv. privilegirt find und fid nur thatfädhlid in Frankreich aufhalten. 


A. Materielles PBrivatredt. 
1. Perfonenredt. 


Für den Perjonenitand und die Handlungsfähigfeit der Ausländer in 
‚sranfreich ind die ausländischen Gejege auch in Frankreich maßgebend Es 
ergibt ich Dies aus der für die Ausländer geltenden Gegenfeitigfeit bei An 
wendung des Art. 3 des Cod. eiv. 

Art. 3 Abi. 3 cod. eiv. beitimmt nämlich: „Les lois concernant l'etat 
et la capacite des personnes regissent les Frangais, même residant en pays 
etranger.* Aus demjelben Grund fünnen die Ausländer in Frankreich ıbr 
ausländiſches Statusrecht für ſich beanipruchen, zumalen ihnen ja das frans 
zöſiſche Statusrecht nach dem eben angeführten Art. 3 Abi. 3 cod. eiv. nicht 
zuſteht. 

Bei allen privatrechtlichen Fragen iſt aber der perſönliche Status von 
entichetdender Bedeutung. Daher it in erjter Linie die Nationalität einer 
Perſon zu bejtimmen. 

Ber der Feſtſtellung, ob ein in Frankreich lebendes Individuum Deuticher 
oder Franzoſe it, können ſich große Schwierigfeiten ergeben, da die Ungleich— 
heit der Ddeutichen amd franzöſiſchen Gejeggebung über Erwerb und Berlutt 
der Staatsangehörigfeit eine tiefgehende it. 

Gemäß der deutjchen Gejeggebung bleibt der im Nuslande lebende Deutſche 
jo lange Deutjcher, bis er aus einem der im Gejege vom 1. Juni 1870 
8 13 fi. angeführten Gründe die deutiche Staatsangebörigfeit verloren hat. 

Dieſe Gründe Jind:”) 

1. Familienrechtliche Gründe: a) Legitimation bei unehelichen Kindern, 
falls der Bater Ausländer ift, b) Verheiratung einer Deutjchen mit einem 
Ausländer. 

2. Entlaſſung. 

') Art. 13 cod. eiv. Abi. 2 lautet: L’effet de l'autorisation cessera à l’expiration 
de eing annees si l'etranger ne demande pas la naturalisation ou si la «lemande est 
rejetce. Abi. 3 lautet: En cas de deees avant la naturalisation, Tautorisation et le 
tenps de stage qui a suivi profiteront a la femme et aux enfants, qui etaient mi— 
neurs an moment du deeret d’autorisation. 

® Yaband, Staatsrecht des Deutichen Neiches Bd. I, S. 163 ff. Freiburg 1888. 
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3. Nihtgebrauc während 10 Jahren, wenn jich der Deutiche ununter- 
brochen 10 Jahre im Auslande aufhält, ohne mit einem Heimatjchein oder 
Keijepapier verjehen oder in eine Konjulatsmatrifel eingetragen zu jein. 

4. Durch eimjeitigen Nechtsaft der Staatsregierung fann die Ddeutjche 
Staatsangehörigfeit entzogen werden. 

Der Deutſche wird aljo nach deutjcher Auffafjung erjt dann als Franzoje 
angejehen, wenn er gemäß der deutichen Gejeggebung aus den angegebenen 
Gründen die deutjche Staatsangehörigfeit verloren und hierauf gemäß der 
franzöjiichen Gejeggebung die franzöfiiche Staatsangehörigfeit erworben hat. 

Dagegen iſt nach franzöfiichem Staatsangehörigkeitsgeſetze') Franzoſe, 
ohne Rückſicht auf die Geſetzgebung des Heimatlandes des betreffenden In— 
dividuums, hier alſo des Deutſchen: 

1. Jedes in Frankreich geborene Kind fremder Eltern, wenn ein Eltern— 
theil in Frankreich geboren ift, gemäß Art. 8 Abſ. 2 Ziff. 3 cod. eiv. in der 
Faſſung vom 22. Juli 1893. 

Iſt die Mutter in Frankreich geboren, jo hat das fragliche Kind das 
Recht, in dem auf jeine Großjährigfeit folgenden Jahre die franzöſiſche 
Nationalität gemäß den Beitimmungen des Art. 8 Abj. 2 Ziff. 4 end. civ. 
abzulehnen. 

Nach dem deutichen Geſetze iſt ein jolches Kind deuticher Staatsangehöriger, 
denn der Vater war zur Zeit der Geburt Deutjcher. 

Bemerfenswertb it, daß in ‚Folge diejer Beſtimmung des franzöjifchen 
Geſetzes die zweite Generation der in ‚sranfreich lebenden Deutjchen und zum 
Theil ſchon die erjte für Deutjchland in der Regel auf immer verloren tft, 
und die Zahl iſt jedenfalls feine geringe, wern man bedenft, daß im Jahre 
1893 über 100,000 Deutiche in ‚Frankreich lebten. 

2. Ferner ift Franzoſe nach Art. 8 Abſ. 2 Ziff. 4 cod. eiv.:?) 

Jeder in Frankreich geborene Fremde, der zur Zeit jeiner Großjährigkeit 
in Frankreich jeinen Wohnfig hat, außer wenn er in dem auf jeine Groß— 
jährigfeit, jo wie fie durch das franzöjiiche Geſetz geregelt ift, folgenden Jahre 
ausdrücklich die franzöſiſche Staatsangehörigfeit abgelehnt und nachgewielen 
bat, daß er die Staatsangehörigfeit jeiner Eltern bewahrt hat. Als Nachweis 
wird eine amtliche Beitätigung der Negierung jeines Heimatitaates verlangt, 
dee der Ablehnungserflärung angefügt bleibt. Außerdem muß er geeigneten 
Falls ein Zeugniß beibringen, durch welches betätigt wird, dal er der Wehr: 
vrlicht jeines Heimatlandes gemäß den dort geltenden Bejtimmungen Genüge 
geleitet hat, es ſei denn, daß durch Verträge bejondere Ausnahmen vor- 
geiehen wären. 

Dieje theoretisch jcheinbar ganz harmloje Beitimmung bat in der Praxis 
eine nicht unbedeutende Wirkung. Sie rechnet mit der angeborenen Bequemlich- 
feit des Menichen überhaupt und der häufig anzutreffenden Gleichgiltigfeit des 
Veutjchen insbefondere, wo es jich um „Nationales" handelt. Denn wie 
Viele werden nicht zur Zeit ihrer Volljährigkeit dieſe Beſtimmung vergefien 
oder zu gleichgiltig jein, die verlangte Erflärung der Ablehnung der Frans 
zöſiſchen Staatsangehörigfeit abzugeben? Wie Viele werden nicht die Mühe 
Ibeuen, die durch die Beiſchaffung der amtlichen Beltätigung des Heimat: 
ſtaates über ihre Staatsangehörigfeit entiteht? Und geradezu unmöglich wird 


— 





Code eivil Art. 8 ff. in der Faſſung vom 26. Juni 1889 mit 22. Juli 1893. 
Franʒzöſiſcher Tert. 
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es für den größten Theil jein, ein Zeugniß über erfüllte Wehrpflicht beizu- 
bringen, da ja erfahrungsgemäß ein nicht unbeträchtlicher Theil der im Aus: 
lande lebenden Deutjchen die Wehrpflicht eben nicht erfüllt. 

Weiter iſt zu bedenken, daß ein großer Theil der im Auslande lebenden 
Deutſchen in Folge der in vielen Fällen unpraktiſchen Beſtimmung des deutſchen 
Staatsangehörigfeitsgejeges über den zehnjährigen Nichtgebrauch Die deutiche 
Staatsangehörigfeit verloren haben, obwohl fie feine andere Staatsangehörigkeit 
nicht erworben haben, noch auch je erwerben wollen, jondern den Gedanfen 
hegen, jpäter wieder ins Mutterland zurüdzufehren. Ein großer Theil der im 
Auslande lebenden Deutjchen hat jomit formell überhaupt feine Staat 
angehörigkeit, deshalb wird es ihren Kindern oft unmöglich jein, einen Staats: 
angehörigfeitsnachweis zu liefern und z. B. die Bedingungen des erwähnten 
Art. 8 Abi. 2 Ziff. 4 zu erfüllen. 

Wer dieſe Bedingungen aber nicht erfüllen fann, wird von der franzöſiſchen 
Geſetzgebung als Franzoje angejehen und behandelt. Die nächjte Folge üt, 
daß er unter das franzöfiiche Nefrutirungsgejeg fällt und im die franzöftiche 
Armee geitect wird. 

3. Endlich wird man Franzoſe durch die Naturalijatton. 

Wenn der Deutjche jich in Frankreich naturalifiren läßt, jo verliert er 
damit nach unjerem deutichen Staatsangehörigfeitsgeiege die deutiche Staats: 
angebörigfeit nicht, wenn micht zugleich eine der oben angeführten Boraus- 
jegungen, der Verluſt der Staatsangehörigfeit nach dem deutjchen Geſetze, alio 
z. B. durch Entlafjung, zehnjährigen Nichtgebrauch ꝛc. vorliegt. 

Die franzöſiſchen geſetzlichen Beſtimmungen über die Naturaliſation ſind 
beſonders intereſſant wegen der ihnen innewohnenden Tendenz, denn die 
Naturaliſation wird dem Ausländer nicht nur ſehr erleichtert. jondern die Aus 
länder werden geradezu angelodt und geangelt. Man bemüht jich in Frank— 
reich durch Begünftigung der Naturalijation fremder Staatsangehöriger der in 
Folge des jteten Nücganges der Geburten drohenden Abnahme der Be 
völferungsziffer vorzubeugen. Im Jahre 1892 3. B. wurden 4537 Berjonen 
(3671 Männer und 866 Frauen), darunter 2309 Deutjche naturalifirt. Diese 
Berjonen hatten 5895 Kinder, und zwar 618 großjährige und 5277 Minder: 
jährige. Die Ziffern jprechen für jich jelbit. 

Nach dem franzöfiichen Gejege fünnen naturalifirt werden: Siche Art. 3 
cod eiv. Abſ. 3 Ziff. 1-—4. 

1. Die Fremden, welche fich zehn Jahre ununterbrochen in Frankreich 
aufgehalten haben. Dem Aufenthalt in Frankreich wird es gleich geachtet, 
wenn man jich im Dienjte oder Auftrage der franzöfiichen Negierung tm Aus 
lande aufgehalten hat. 

2. Die Fremden, die gemäß Art. 13 cod. civ. Die Ermächtigung erhalten 
haben, ihren Wohnfig in Frankreich aufzujchlagen, nach einem Aufenthalte von 
drei Jahren in Frankreich, vom Tage der Einreichung ihres Gejuches im 
Juſtizminiſterium an gerechnet. 

3. Fremde, die ermächtigt ſind, ihren Wohnſitz in Frankreich aufzuſchlagen. 
nach Ablauf eines Jahres, wenn ſie dem franzöſiſchen Staate bedeutende D ienſte 
geleiſtet, oder wenn fie bedeutende Talente mitgebracht, oder ſei es eine In— 
duſtrie oder mügliche Erfindungen eingeführt, oder industrielle Etablifjements 
oder andere, oder landwirtbichaftliche Unternehmungen geichaffen haben, oder 
wenn ſie jich unter irgend einem Titel in den franzöfiichen Kolonien und 
Schugländern den Militärdienjte unterzogen hatten. 


Otto Mayr: Das franzöfiiche Fremdenrecht. 355 


4. Der Fremde, der eine Franzdjin geheiratet hat, auch nach einem Jahre 
ermädhtigten Wohnjiges, wodurch nicht nur verhindert werden joll, dab im 
‚alle von gemijchten Heiraten, d. h. bei Verheiratung einer Franzöfin mit 
einem Fremden jorwohl die Betreffende als die Kinder der franzöſiſchen Staats- 
angehörigfeit verloren gehen, jondern auch bewirkt werden joll, dab der Mann 
für die franzöftiche Staatsangehörigkeit gewonnen wird, obwohl ja gewöhnlich 
und dem anerfannten Rechte gemäß Frau und Kinder der Staatsangehörigfeit 
des Mannes folgen. 


Ueber das Naturalijationsbegehren wird durch Dekret entjchieden, nachdem 
zuvor über das unbejcholtene Borleben des Gejuchttellers Erhebungen gepflogen 
worden jind. 

Ganz eigenthümliche Bejtimmungen enthalten Art. 9 u. 10 cod. eiv. in 
der Zaljung vom 26. Juni 1889. Diejelben lauten wörtlich: 

art 9. Tout individu ne en France d’un etranger et qui n'y est pas 
domieilie à l’epoque de sa majorite pourra, jusqu’ à l’age de vingt-deux 
ans accomplis, faire sa soumission de fixer en France son domicile, et s’il l'x 
etablit dans l’annee à compter de l’acte de soumission, réclamer la qualite 
de Francais par une declaration qui sera à peine de nullit& enregistree au 
ministere de la justice. — Abſ. 2—9 enthalten die näberen Beltimmungen 
über das Enregiſtrement. 


Abi. 10 enthält die Bejtimmung, daß die Erklärung, wenn der betreffende 
Fremde weniger als 21 Jahre alt it, vom Vater, ſonſt von der Mutter oder 
vom Vormund abgegeben werden fann, 

Wbj. 11: Il devient egalement Frangais si, ayant été porte sur le tableau 
de recensement il prend part aux op6rations de recrutement sans opposer son 
extraneite.“ 

art. 10: „Tout individu ne en France ou à l’etranger de parents dont 
[un a perdu la qualit& de Francais ') pourra reelamer cette qualite à tout 
äge, aux conditions fixees par l’article 9. a moins que domicilie en France 
et appele sous les drapeaux, lors de sa majorite, il n’ait revendique la qua- 
lite d’etranger.“ 

Gemäß Art. 9 u. 10 e. ce. kann aljo z. B. jeder Deutjche, der zufälliger 
Weiſe im Frankreich geboren wurde, gleichgültig ob er jpäter je wieder in 
Ftankreich war oder nicht, und jeder Deutjche, dejjen Vater oder Mutter je 
einmal Die franzöſiſche Staatsangehörigfeit bejejjen haben, zur Zeit jener 
Volljährigkeit die franzöjiiche Staatsangehdrigfeit erlangen, durch die einfache 
Etlärung, daß er jenen Wohnjig in franfreic nehmen wolle, wenn er ſich 
dann auch wirklich in Frankreich niederläßt. 

Aber auch, wenn ein Fremder, der in Frankreich geboren war, 3. B. aus 
Verjehen auf die franzöfiiche Stammrolle fommt, an der Aushebung theil- 
nimmt und nicht zur rechten Zeit jeine Fremdeneigenſchaft geltend macht, io 
wird er Franzoſe. 

In all den eben angeführten Fällen it aljo nach der franzöfiichen Geſetz— 
gebung das betreffende Individuum Franzoſe, nach der deutjchen Gejeggebung 
Deutjcher, die Nationalität jomit bejtritten oder Doppelt vorhanden. Ta nun 
die ganze perjonenrechtliche Stellung eines Individuums von jeiner Nationalität 
athangig iſt, ſo können ſich hier in der Praxis viele Schwierigkeiten ergeben. 


Besieht fidy namentlich auf Elfaß-Lothringen. 
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Was die Handlungsfähigfeit des Ausländers betrifft, jo läht ſich im 
Ganzen behaupten, dal fie in Frankreich feinen Beichränfungen unterworfen 
it. Der Fremde fann z. B. in Frankreich jchenfen und Gejchenfe annehmen. 

Eine Streitfrage iſt, ob eim nicht nad Art. 13 cod. eiv. privilegirter 
Fremder ein Domizil im Nechtsjinne in Franfreich haben fann. 

Unter Domizil im Nechtsjinne veriteht man den Mittelpunkt der wirth: 
Ichaftlichen Thätigkeit einer Perjönlichkett. Ein Deutjcher kann den Mittel— 
punft jeiner wirthichaftlichen TIhätigfeit de facto eben jo gut in Frankreich als 
in Deutichland haben. 

Da nun für die perjönlichen Verhältniſſe eines Deutjchen in Frankreich 
nach dem oben Ausgeführten defjen nationales Recht, d. h. das deutjche Recht, 
maßgebend ijt, jo entjteht die weitere Frage, ob nach dem für die perjönlichen 
Verhältniſſe des Deutſchen maßgebenden deutſchen Rechte dieſer faktiſche Wohm 
ſitz auch als der rechtliche anerkannt wird. Es muß dies bejaht werden. Für 
das deutſche Recht ſind die römiſch— rechtlichen Grundſätze über das Domizil 
entſcheidend, nämlich, daß das Domizil einer Perſon überall da iſt, wo die— 
ſelbe hauptſächlich ihre wirthſchaftliche Thätigkeit ausübt. 

Bon einer Reihe franzöſiſcher Juriſten wird nun behauptet, daß mit Rück— 
ſicht auf Art. 13 cod. eiy. der (gewöhnliche) Fremde ein wirkliches Domizil, 
Domizil im Nechtsfinme (un veritable domieile) in Frankreich nicht erwerben 
fünne. Aber abgejehen davon, daß für dieſe Frage die statuta personalia, 
aljo das deutſche Recht maßgebend iſt, dürfte auch der Inhalt des Art. 13 e. c. 
nicht entgegenjtehen. Diejer Artikel hat zum Zwecke, den Umfang der Rechte 
zu regeln, die demjenigen ‚jremden gewährt werden, welche die Ermächtigung 
der Regierung erhalten, in Frankreich ihren Wohnfik zu nehmen und beitimmt 
demgemäß, dab jolche Fremde alle franzöfiichen Privatrechte, wie der Franzoie 
genichen ; keineswegs aber beitimmt er, daß ein Fremder, der dieje Ermächtig— 
ung nicht hat, gar fein Domizil im Nechtsfinne haben kann. Ueber Diele 
Ihatfrage dürfte die franzöfiiche Geſetzgebung kaum haben entjcheiden wollen. 


2. Sadenredt. 


Der Fremde fann in Franfreih Eigenthum erwerben ſowohl an beweg— 
lichen | als an unbeweglichen Sachen. 

Die beweglichen Sachen folgen den Geſetzen der Perſon des Eigenthümers, 
d. h. den Geſetzen ſeiner Nation oder jenes Wohnſitzes. 

Die unbeweglichen Sachen unterliegen dagegen wie in den meiſten anderen 
Ländern der lex rei sitae, dem franzöſiſchen Rechte. Denn Art. 3 Ab} 2 cod. 
eiv. verfügt: „Les immeubles, meme ceux possedes par des &trangers sont 
regis — la loi frangaise.‘ 

Das literarijche und fünftleriiche Eigenthum der Deutjchen in 
——— war rechtlich anerkannt und geſchützt durch die Uebereinkunft zwoijchen 
Deutjchland und Frankreich vom 19. Aprit 1883. Inzwiſchen iſt die inter: 
nationale Uebereinfunft vom 2. September 1886 °) nebit Zufagartifel, Schluß— 
und Bollziehungsprotofoll, betreffend die Bildung eines internationalen Ver: 
bandes zum Schuge von Werfen der Literatur und Kunſt geichloffen worden, 
eine Webereinkunft, bei welcher außer Deutichland und Frankreich auch Belgıen, 
Spanien, England, Italien, die Schweiz, Daiti, Liberia und Tunis betheiligt jind. 


ı 


' Siehe oben ©. 333. u 
?, Siehe Reichsgeſetzblatt 1887 S. 493 ff. 
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Hienach genieken die einem der Verbandsländer angehörigen Urheber von 
Bühern, Brojchüren und allen anderen Schriftwerfen, dramatijchen und 
dramatischemusifalischen Werfen, mufifaliichen Kompofitionen mit oder ohne 
Tert, Werfen der zeichnenden Kunft, der Malerei, der Bildhauerei, Stichen, 
Lithographien, Illujtrationen und geographiichen Starten, geographijchen, topo: 
graphiichen, architektonischen oder jonitigen wifjenjchaftlichen Plänen, Skizzen 
und Darſtellungen plaſtiſcher Art, überhaupt jedes Erzeugniſſes aus dem Be— 
reiche der Literatur, Wiſſenſchaft oder Kunſt, welches im Wege des Druckes 
oder ſonſtiger Vervielfältigung veröffentlicht werden kann, in den übrigen Ver: 
bandsländern für ihre Werfe (umd zwar ſowohl für die in einem der Verbands: 
länder veröffentlichten, als für die überhaupt nicht veröffentlichten) diejenigen 
Rechte, welche die betreffenden Gejege den inländischen Urhebern gegenwärtig 
einräumen oder in Zukunft einräumen werden. (S. Art. 1—4.) Die Einzel 
beitimmungen find aus der Webereinfunft jelbft zu erjehen. Die deutjchen Ur— 
beber haben alſo nach dieſer Uebereinkunft in Frankreich diejelben Nechte zu 
beanipruchen wie die franzöſiſchen Urheber. Die hier einjchlägigen franzöjiichen 
Sejege Tind die vom 14. Augujt 1852, 8. April 1854 und 14. Juli 1866, 
die allerdings theilweiſe durch angeführte internationale Uebereinfünfte eine Ab— 
änderung erfahren haben. 


3. Obligationenredt. 


Im Vorhergehenden wurde dargelegt, daß den Ausländer in Frankreich 
die volle zivilrechtliche Handlungsfähigfert zugebilligt wird und daß er dem— 
gemäß im Frankreich Eigenthümer jein kann. Hieraus ergibt fich aber weiter, 
dag dem Ausländer dann auch alle Möglichkeiten, Eigenthum zu erwerben und 
ju veräußern, zujtehen miüfjen ımd daß jomit das ganze Livre III Cod. eiv. 
„Differentes manieres dont on acquiert la propiete* auf ihn Anwendung findet. 
. Ter Ausländer fann aljo auch Schuldner und Gläubiger in Frankreich jein, 
was überdies ausdrücklich in Art. 14 und 15 cod. civ.') ausgejprochen iſt, 
nad) denen jowohl die im Frankreich als auch die im Auslande zwiſchen 
stanzojen und Ausländern abgejchlofjenen Verträge von den franzöfijchen 
rn verfolgbar jind. Hievon wird jedod) jpäter noch des Näheren die 
jede jein. 

Fremde fünnen aljo in Frankreich rechtsgültig Schuldverhältnijje eingeben, 
Släubiger wie Schuldner jein, und ebenjo haben im Auslande von Fremden 
— mit Franzoſen) abgeſchloſſene Schuldverhältniſſe in Frankreich 
heltung. 

Für die Giltigkeit einer zwiſchen einem Franzoſen und einem Ausländer 
eingegangenen Obligation kommen außer den allgemeinen Erforderniſſen, daß 
Uebereinſtimmung der Kontrahenten, beſtimmter Gegenſtand und erlaubte 
causa vorhanden ſein muß, insbeſondere die Handlungsfähigkeit der Kontra— 
henten und die Form, im welcher kontrahirt wurde oder werden mußte, in 
Verrat. Hier fann als allgemein geltender Satz (jedoch bei großer Ber 
ihiedenheit in den Einzelbejtimmungen) aufgeitellt werden, daß die Handlungs: 





ı, Art. 14: „L'etranger möme non residant en France, pourra &tre eité devant 
les tribunaux francais, pour l’execution des obligations par lui contractees en France 
avec un Francais; il pourra ötre traduit devant les tribunaux de France, pour les 
obligations par lui contractees en pays ötranger envers des Frangais.“ 

Art. 15: „Un Frangais pourra &tre traduit devant un tribunal de France, pour 
des obligations par lui contractees en pays ötranger, m&me avec un &tranger,“ 
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fähigkeit jich nach dem perjönlichen, dem nationalen Gejege richtet, während 
für die Form die lex loci contractus maßgebend ift. 

Sit die Mitwirkung der öffentlichen Gewalt nothwendig, um einem im 
Auslande gejchlofjenen Vertrage in Frankreich Giltigfeit zu verichaffen, jo muß 
die Anrufung der betreffenden Behörde natürlich gemäß den franzöfiichen Ge— 
jegen erfolgen; gewöhnlich it ein Notariatsaft genügend. Soll jedoch ;. B. 
ein im Auslande abgejchloffener Vertrag in Frankreich die Vollſtreckarkeit 
erhalten, jo fann dies nur burd) Anrufung der Iuftizbehörde erwirkt werden. 

Wir werden auf einige Säge des Obligationenrechts näher eingehen. Eine 
interefjante Frage entjteht bezüglich der Zinjen. 

Das franzöjtiche Geſetz vom 3. September 1807, die Geldzinſen betreffend '), 
bejtimmt in Art. 1, daß die Zinjen (l’interöt conventionnel) 5°/, in bürger: 
lichen, d. h. gewöhnlichen Nechtsgejchäften (en matiere civile) und 6°/, in 
Handelsgeichäften (en matiere commerciale) nicht überjteigen dürfen. Das 
Geſetz vom 19. Dezember 1850 ?) bejtimmt weiter, daß der Gläubiger für die 
Zinjen, die er zu viel genommen bat, Erſatz leiten muß und bejtimmt die 
Höhen des Erſatzes. 

Das Geſetz vom 12. Januar 1886), die Geldzinſen betreffend (sur le 
taux de l’interet l’argent), verfügt jodann in jeinem einzigen Artifel, daß die 
Geſetze vom 3. September 1807 und 19. Dezember 1850 abgejchafft jeien, 
joweit jie Handelsgejchäfte betreffen, daß ſie jedoch für die übrigen Rechts 
geichäfte aufrecht erhalten bleiben. 

Damit ift für die Handelsgejchäfte die Zinsfreiheit proflamirt, für die 
übrigen RechtSgejchäfte die Zinsbejchränfung aufrecht erhalten worden. 

Eine weitere Frage des Obligationenrechts, die Erwähnung verdient, it 
Die der cessio bonorum. 

Nach Art. 1268 des cod. eiv. jteht dem Schuldner die cessio bonorum 
zu. Nach Art. 905 des code de procedure civile*) it jedody dem Ausländer 
dieje Vergünftigung ausdrüdlich abgeiprochen. Es heißt nämlich in cit. art. WÖ: 
„Ne pourront etre admis au benefice de cession les etrangers . . . .“* 

Eine Streitfrage ijt ferner, ob der Fremde die Verjährung im Franb— 
reich in Anjpruch nehmen kann. Ein großer Theil der franzöſiſchen juridiſchen 
Schriftjteller Iprechen das Anrufen der Verjährung dem Ausländer ab, indem 
jie jagen, daß die Verjährung feinesiwegs aus dem natürlichen Rechte liebe, 
jondern ausdrüdlich durch das Zivilrecht feſtgeſtellt jet. 

Mit Nücjicht auf das bisher Ausgeführte muß jedoch angenommen werden, 
daß der Ausländer die Verjährung anrufen fann, jo gut wie jedes andere 
Mittel des Erwerbs und Verluftes Des Eigentums oder der Befreiung von 
Schuldverhältniijen. Es iſt dem Ausländer geftattet, Eigenthümer, Gläubiger 
und Schuldner zu jein. Dieje Haupteigenfchaften gewähren auch alle Mittel, 
die zugejtandenen Nechte zu erwerben, zu erhalten oder zu verlieren. Da nun 
Forderungen durch Verjährung erlöjchen und Eigenthum durch Verjährung ev 
worben wird (jiehe Art. 2219 ff. cod. eiv.), jo geichieht dies jo gut zu Gunjten 
des Ausländers als des Franzojen. 

Was die Sicherung von Forderungen anlangt, jo fann diejelbe 
durch Hppothefbejtellung erfolgen. Eine jolche Sicherjtellung iſt auf Grund 


', Duvergier Bd. 16 ©. 176. 
2) Duvergier Bd. 50 . 492, 
) Annuaire 1886 ©. 37 ff. ’ 
*, Code de procedure eivile. Edition Riviere. Paris 1893. 
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des oben Geſagten auch für den Fremden in Frankreich möglich. Der Code 
eivil unterjcheidet die hypothöque judiciaire (Art. 2123) und hypotheque con- 
ventionelle (Art. 2124— 2133). Eine hypotheque judiciaire fann auf Grund 
eines ausländischen gerichtlichen Urtheils nicht erlangt werden, außer wenn es 
durch die franzöſiſchen Gerichte für vollitredbar erflärt worden iſt (ſiehe 
Art. 2123 Abſ. 4 cod. eiv. und Art. 546 cod. de proc. eiv.). 

Was die hypotheque conventionnelle anlangt, jo fünnen im Ausland ab- 
geſchloſſene Verträge feine für Frankreich giltige Hypotbekbeitellung zu Stande 
bringen (fiehe Art. 2128 cod. civ.). Eine Hypotbefbeitellung auf einem in 
‚sranfreich belegenen Grundſtück kann gemäß Art. 2127 des cod. eiv. nur Durch 
einen Aft vor zwei franzöfiichen Notaren oder einem franzöfischen Notar und 
zwei Zeugen erfolgen. Will aljo ein Ausländer auf Grund eines mit einem 
Franzoſen eingegangenen Bertragsverhältniifes eine Hypothefbeitellung eriwirfen, 
jo muß er noch einen bejonderen Hypothefvertrag abichliegen. Man untere 
scheidet dann zwei Verträge, den uriprünglichen Vertrag, der jich nach lo— 
personelle und den HYypothefvertrag, der fich nach der loi territoriale richtete. 


4. Familienrecht. 

Was das ‚zamilienrecht anlangt, jo verdienen nachjtchende Punkte eine 
Erörterung. 

Bei der Eheſchließung von Ausländern in Frankreich ift das per- 
jönliche, nationale Gejeg für jeden der fontrabirenden Theile maßgebend, 
wenigjtens was die perjönliche Fähigkeit und die Verbindlichkeiten eines Jeden 
betrifft. 

Die Form der Ehejchliegung richtet jich nach dem Geſetze des Ortes, wo 
jie jtatt hat. 

Der Code civil jpricht nur von Ehejchliegungen der Franzojen im Aus: 
lande (Art. 3 und 170), nicht aber von Chejchliegungen der Ausländer in 
‚ranfreich. 

Die Ausländer fünnen nun jedenfall3 für jich im Frankreich das gleiche 
Recht in Anſpruch nehmen, das der Code eivil in Art. 170 für die Franzojen 
im Auslande in Anipruch nimmt, nämlich daß fie lediglich ihrem perjönlichen 
und nationalen Gejege unterworfen jeien. Dieje Anſicht iſt beftätigt durch 
en Rundjchreiben des Siegelbewahrers vom 4. Mär; 1831, welches vor: 
Ihreibt, daß jeder Ausländer, der ich in Frankreich verheiraten will, mit 
einem Zeugniß der zujtändigen Behörde feines Heimatlandes verjehen jein 
muß, welches bejtätigt, daß er nach den Geſetzen jeines Heimatlandes jich ver- 
heiraten fann. Ein minijterielleg Rundjchreiben vom 29. April 1832 verlangt 
von einem Ausländer, der jich gemäß den Gejegen jeines Heimatlandes vor 
dem 15. beziehungsweiſe 18. Lebensjahre nicht verbeiraten darf, für Diejen 
Fall die Beibringung eines Altersdijpenjes. 

Die Eheſcheidung richtet jich mach denjelben Bejtimmungen wie die 
Ehefchließung, und das Verlöbniß ebenfalls nach dem perjönlichen natio— 
nalen Gejete. 

Für das ehelihe Güterreht von ausländischen Ehegatten ijt in erfter 
inte deren Ehevertrag maßgebend. Iſt ein jolcher nicht vorhanden, jo wird 
angenommen, daß, wenn von zwei Ausländern in Frankreich eine Ehe ge 
ihlofjen wurde, diejelben das Güterrecht der gejeglichen Gütergemeinjchaft für 
ihte Ehe feftgeiegt haben, wenn fie im Zeitpunft ihrer Verehelichung fich in 
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‚sranfreich niedergelaffen und dort ihren Wohnfig genommen haben, und wenn 
aus den Umständen jic ergibt, dat jie beabfichtigt haben, in Frankreich ihren 
ehelichen Wohnfig zu nehmen.*) 

Eine Streittrage bejteht darüber, ob ein Ausländer einen Frauzoſen 
adoptiren fann. 

Eine große Zahl franzöfiicher Juriſten verneimt dies, und zwar aus 
folgenden Gründen. 

Während der Code civil ſich ausdrüdlich darüber ausipreche, daß Heiraten 
zwiichen Ausländern und franzöfiichen Staatsangehörigen jtatthaft jeien, ent: 
halte er über die Adoption ziwiichen Ausländern und Franzoſen feine Silbe. 
Und da alles, was nicht ausdrücklich im Code civil ausgejprochen jet, nicht 
zuläjlig jet, jo jei eine Adoption eines Franzoſen durch einen Ausländer nicht 
erlaubt. Es jei Dies übrigens auch einleuchtend, wenn man die Folgen Diejer 
beiden Akte, der Heirat und der Adoption, betrachte, die ganz weſentlich ver: 
jchiedener Natur jeien. Die rau folge im Moment der Heirat dem Stande, 
der rechtlichen Lage ihres Gatten und es jtelle jich für die Staatsangehörig— 
feit eine Art Einheit zwijchen den verjchiedenen Sliedern derjelben Familie dar. 
Ganz anders jei dies bei der Adoption, Die keineswegs die Eigenjchaft des 
Ausländers auf Seite des Adoptirenden noch die des ‚sranzojen auf Seite des 
Adoptirten verſchwinden lajie. 

Uebrigens dürfe auch nach Anficht derjenigen, die den Ausländern m 
Frankreich alle bürgerlichen Rechte zugeftehen, die ihnen nicht ausdrücklich 
verweigert jind, dem Ausländer das Necht der Adoption nicht zuerkannt werden; 
denn die Adoption zu üben ſei eine Art öffentliches Necht, und öffentliche 
Nechte jtehen nur den Franzoſen zu. 

Wie oben‘), eingangs der Abhandlung bereits dargelegt, kann der Aus 
länder nach der Intention des Code eivil jedes bürgerliche Necht in Frank— 
reich ausüben, das ihm nicht ausdrüdlich verweigert wırd. Ueber die Adoption 
durch einen Ausländer ift im Code civil (ef. Art. 343 ff.) nichts enthalten, 
aljo ftcht nichts entgegen, daß ein Ausländer in Frankreich die Adoption übe. 
Daß die Adoption eine Art öffentliches Necht jet, kann nicht anerfannt werden; 
dieje Auffaſſung fteht auch mit der von den Juriſten aller Zeiten und Länder 
angenommenen Eintheilung in Widerjpruch. Die Adoption umd die Heirat 
haben eine gewilje Achnlichkeit in ihren ‚Folgen. Die Adoption bildet einen 
Erjag der natürlichen Waterichaft, inden fie eine rechtliche, künſtliche Vater— 
ihaft jchafft. Eine Heirat zwiſchen Ausländern und Franzoſen tft nun möglich; 
die rechtlichen Beſtimmungen über Baterichaft und Stindichaft gelten auch für 
dieje Ehen. Warum joll aljo zwiichen Ausländern und Franzoſen nicht aud), 
jo gut wie eine natürliche Vaterjchaft, eine künſtliche bejtehen fünnen? Die 
Adoption eines Franzoſen durch einen Ausländer muß als zuläjfig erachtet werden. 

Aus denjelben Gründen, wie die Adoption, it auch eine tutelle 
off icieuse‘), eine Art freiwillige Vormundſchaft, eines Wusländers über 





) Vergl Böhm, Zeitſchr. f. int. Privat: und Strafrecht, Bd V, ©. 66. 

N Siehe oben ©. 332. 

* Art. 361 c. e., der fie im Code eivil einführte, lautet: „Tout individu Age de 
plus de einquante ans, et sans enfants ni descendants legitimes, qui voudra, durant 
la minorite d'un individu se l’attacher par un titre legal, pourra devenir son tuteur 
officieux en obtenant le consentement des pere et mere de l’enfant, ou du sur- 
vivant d’entre eux, ou, à leur defaut, d'un conseil de famille, ou enfin si l'enfant 
n'a point de parents connus, en obtenant le consentement des administrateurs de 
l’hospice oü il aura été recueilli, ou de la municipalit& du lieu de sa residence.“ 
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einen Franzoſen möglih. Es it dies allerdings ein franzöfiich rechtliches 
Inftitut, aber im Code eivil ift nicht gejagt, daß dasſelbe den Franzoſen aus 
ichlieglich vorbehalten iit, alfo kann auch ein Ausländer „tuteur officieuse* 
eines Franzoſen jein. Aus rem natürlichen Gründen ergibt fich übrigens das- 
ielbe. Die tntelle officieuse iſt eine Urt Borftufe der Mdoption, jomit, wenn 
die Adoption zuläſſig ift, muß vernünftiger Weile auch ihre Vorſtufe zu— 
läſſig jein. 

Eine weitere Streitfrage it, ob die Bormundichaft eines Ausländers 
über einen Franzoſen nach franzöjiichem Nechte erlaubt ift. 

Die franzöfiichen Juriften erklären fait durchweg, dat die Vormundjchaft 
eines Ausländers über einen Franzoſen nach franzöſiſchem Rechte ungiltig jet. 

Auf die auch bier aufgeftellte Behauptung eines Theils der franzöfifchen 
Juriſten, da dem Ausländer nur diejenigen bürgerlichen Nechte zuftchen, die 
ihm ausdrücklich durch den Code eivil zugeiprochen jeien, braucht nicht mehr 
eingegangen zu werden, da ſie oben jchon zurückgewieſen worden it. 

Es wird aber weiter behauptet, die Vormundjchart jei ein öffentliches 
Amt (munus publicum). Mit Unrecht. Die Bormundichaft wird in allen 
Gejegbüchern, jo auch im Code eivil, Art. 389 ff., nicht als eine dem öffent: 
lichen Rechte, jondern als eine dem bürgerlichen Nechte angchörige Materie 
behandelt. Die Thätigfeit des Vormunds erſtreckt ſich auch nicht auf öffentlich: 
rechtliche Verhältniſſe, ſondern nur auf privatrechtliche; ſomit famı die Vor: 
mundichaft als öffentliches Amt nicht bezeichnet werden. Es iſt nach Auf: 
taffung aller Gejeggebungen wohl eine Staatsbürgerpflicht, eine Bormundichaft 
zu übernehmen, aber damit it der Fremde nicht ausgeichloffen; er ericheint 
nur nicht verpflichtet dazu. Es wäre übrigens dem Zwecke der Bormundichaft 
ganz zuwider, wollte man den Fremden prinzipiell von der Bormundjchafts: 
führung ausichliegen. Die Bormundichaft hat, kann man jagen, ihren Ur— 
iprumg im natürlichen Ntechte. Als Vormund wird bejtellt oder ſoll bejtellt 
werden, wer der Natur der Dinge nach am beften geeignet it, für die zu be 
vormundende Perſon, das Mündel, zu jorgen. Gewöhnlich werden dies Die 
Verwandten jein, weil jie die Berhältniffe des Mündels am beiten kennen; 
deshalb werden nach den Geſetzgebungen aller Yänder die Verwandten in eriter 
Linie zur Vormundſchaft berufen. 

Betrachten wir nun folgenden Fall. Es ſtirbt ein Franzoſe in Frank: 
reich mit Dinterlaflung von minderjährigen Kindern. Es muß alfo ein Bor: 
mund für fie beftellt werden. Der Berjtorbene batte Jich exit furz vor jeinem 
Tode in Frankreich naturalifiren laffen und die jänmtlichen vorhandenen Ver— 
wandten, die auch größtentheils in ‚Frankreich leben, find Ausländer. Nach 
der obenangeführten franzöjiichen Auffaſſung dürften aljo die Verwandten, da 
jte micht Franzoſen Find, nicht als Vormünder aufgeitellt werden, Tondern 
würde die Vormundſchaft einem vielleicht mit den Berbhältnifien der Mündel 
ganz umbefannten Franzoſen übertragen werden, was doch gewiß dem ganzen 
Weſen der Bormundichaft widerjpricht. 

Nach dem Dargelegten dürfte alſo kein Hinderniß bejtehen, daß ein 
Fremder in Frankreich Vormund jein fan, ſowohl über Franzoſen als über 
Fremde. 

Aus denſelben Gründen kann er natürlich auch Mitglied eines Familien— 
rathes jeim. 

Annalen bes Deutichen Reichs. 1896. 9 
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5. Erbredt. 


Wie eingangs!) bereit3 dargelegt worden ift, ftcht dem Ausländer in 
Frankreich heutzutage das Necht zu, ab intestato zu erben und beerbt zu 
werden. *) 

Ebenjo hat der Ausländer die Fähigkeit, ein Teitament in Frankreich zu 
erreichten und durch Teſtament im Frankreich bedacht zu werden. Was Die 
Form des Teftaments anlangt, jo gilt der Grundjaß locus regit actum. 

Als Gerichtsitand der Erbjchaft gilt der Ort, wo Die Erbichaft eröffnet 
ift. (Art. 59 cod. de proc.) Der Ort aber, wo die Erbichaft eröffnet wird, 
bejtimmt ſich nach dem legten Wohnjig des Erblafjers Art. 110 cod. eiv. 

Bezüglich der Erbfolge in das bewegliche Bermögen eines Ausländers ift 
bejtritten, ob die lex originis beziehungsweile Staatsangehörigfeit oder die 
lex domieilii maßgebend jein joll. Der franzöfiiche Gerichtsbrauch huldigt 
jedoch mehr der legteren Ansicht. 

Wenn aber der Ausländer gemäß Art. 13 cod. eiv. zur Domizilirung in 
Frankreich ermächtigt war, vererben jich die beweglichen Güter nach franzöſiſchem 
Nechte, nach dem Geſetze des Wohnfites. 

Die Erbfolge in die unbeweglichen Güter richtet jich dagegen mit Rück 
ficht auf Art. 3 cod. eiv. immer nach dem Geſetze der belegenen Sache. 


6. Privatrechtliche Beitimmungen des Handelsrechts. 


Eine handelsrechtliche Frage von großer praftijcher Bedeutung ijt folgende: 
Hat der fremde Kaufmann ein Recht auf Schuß feiner Fabrikmarke und 
jeiner Firma in Frankreich? 

Das franzöfiiche Geſetz vom 23. Juni 1857 sur les marques de fabrique 
et de commerce®) erflärt in Tit. II („Dispositions relatives aux etrangers“) 
Art. 5, dat die Ausländer, welche in Frankreich Induſtrie- oder Handels- 
etabliffements haben, für die Produktion diejer Etablijjements das Recht ge 
nießen, das ausschließliche Eigentgum ihrer Marken in Anſpruch zu nehmen 
(revendiquer la propriete exclusive de leurs marques), vorausgejegt, daß jie 
die für die Inländer vorgejchriebenen Formalitäten erfüllen. Ausländer, die 
ihre Etabliffements im Auslande haben, fünnen gemäß Art. 6 des zitirten Ge 
jeges vom 23. Juni 1857 das ausichliegliche Eigenthum ihrer Marken nur 
dann beanfpruchen, wenn in dem Lande, wo ihre Etabliffements gelegen find, 
durch diplomatische Verträge im Neziprozitätswege den Franzoſen gleichfalls 
der Schuß ihrer Fabrifmarfen zugeitanden it. 

Dies iſt im Deutichland der Fall, nachdem durch die Deklaration des 
Art. 11 der zufäßlichen Uebereinfunft vom 12. Oftober 1871 zu dem Friedens: 
vertrag vom 10. Mai 1871 zwiichen Deutjchland und sFranfreich, vom 
vom 8. Dftober 1873 *) ausgefprochen worden it: „Man iſt darüber ein: 
verjtanden, daß alle Bejtimmungen, welche in den vor dem Kriege zwiſchen 
einem oder mehreren deutjchen Staaten einerjeits und Frankreich andererjeits 
abgejchloffenen Verträgen über den Schug der Fabrik— und Handelözeichen 
(3. B. mit Baden vom 2. Juli 1857, mit dem Zollverein vom 9. Mai 1865. 


N) ) Siehe oben S. 331. 

2) Nel. loi du 14 juillet 1819, relative à labolition du droit d’aubaine et de 
dien, das übrigens einige noch geltende Beitimmungen zu Gunften franzöfiicher Mit- 
erben enthält, deren luslegung nicht unbeſtritten iſt. 

) Nouveau Code ©, 981. 

9 R.G.⸗Bl. 1873 5. 865. 
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getroffen jind, durch Art. 11 der genannten lebereinfunft wieder in Kraft 
gejet find.“ Andererjeit3 iſt durch das deutjche Neichsgejeß vom 30, November 
1874 über den Marfenihug den Ausländern, jomit auch den Franzojen der 
Schug ihrer Fabrikmarken ausdrüdlich zugeitanden worden. 

Der deutjche Kaufmann bat aljo jedenfalls das Necht, den Schuß jeiner 
Fabrikmarke in Frankreich zu beanipruchen. 

Auch das Patentrecht jteht dem Ausländer in Frankreich zu gemäß 
Geſetz vom 5. Juli 1844 sur les brevets d’invention Titr. III (Des droits 
des etrangers) Art. 27, 28, 29') und deeret sur la contrefacon d’ouvrages 
etrangers vom 28. März 1852.) An der Konvention der Union inter- 
nationale pour la protection de la propriete industrielle vom 20. März 1883, 
die den Schuß der Patentrechte, Fabrikmarken, Firma ꝛc. zum Ziele hat, hat 
jich wohl Frankreich, aber nicht das Deutſche Neich betheiligt. 

Was die Stellung der ausländischen Handelsgejellichaften in Frank: 
reich anlangt, jo läßt jich Folgendes bemerfen. Grundſatz des internationalen 
Privatrehts it, day die Frage, ob und unter welchen Vorausjegungen eine 
juriſtiſche Perſon rechtliche Exiſtenz hat, ſich nach der Gejeggebuug ihres ur: 
iprünglichen Hauptfiges richtet und zwar in der Weile, daß dieje Nechtsfähig- 
feit im Auslande angenommen wird, jobald fie nach den Gejegen des Heimat: 
landes bejteht. Dies gilt insbejondere von Aftiengejellichaften und iſt 3. B. in 
Deutichland durch Geſetz und Nechtsiprechung (Val. E. d. R.-G. vom 28. April 
1377 Bd. XXI ©. 147) anerkannt. Auch in Frankreich hat diejer Grund» 
ja gemäß den Bejtimmungen des Code eivil und Code de commerce bis zur 
Schaffung des Gejeges vom 30. Mai 1857 umnbejtrittene Geltung gehabt. 
Durch dieſes Gejeg vom 30. Mat 1857?) wurde nämlich verfügt, dab alle 
von der belgischen Regierung autorifirten Gejellichaften in Franfreich ihre 
Rechte ausüben und vor Gericht ftehen fünnen und daß die gleiche Beitimmung 
durh Staatsrathsbeichluß und Ertheilung eines Dekrets auf andere Staaten 
ausgedehnt werden fünne. 


Viele Staaten haben ſich in der Folge auch jolche Defrete verjchafft, in 
Teutichland Preußen und Königreich Sachjen. *) Durch das franzöfiiche Geſetz 
vom 24. Juli 1867 sur les societes iſt jodann in Titr. II (Des societes 
anonymes) durch Art. 21 die Nothiwendigfeit einer Negierungsgenehmigung für 
Atiengejellichaften aufgehoben worden, mit Ausnahme der Lebensverficherungs: 
gejellichaften und Tontinen (Art. 66 cit. Gel.) Diefer Art 21°) lautet: „A 
lavenir les societes anonymes pourront se former sans l’autorisation du 
Gouvernement. — Elles pourront quelque soit le nombre des associes, etre 
formees par un acte sous seing prive fait en double original. — Elles seront 
soumises aux dispositions des articles 29, 30, 32, 33, 34 et 36 du Code de 
commerce et aux dispositions ceontenus dans le present titre.“ Daß das 
Geſetz vom 30. Mai 1857 aufgehoben werde, ift im Geje vom 27. Juli 
1867 jedoc) nirgends ausgefprochen. Es ijt nun die Frage aufgeworfen 


", Nouveau Code S. 968. 

7, Nouveau Code 5, 969. 

”», Duvergier ®b. 57 ©. 152. 

+ Die Hanfaftädte hatten fich das ester en justice ihrer Handelsgeiellihaften durch 
den Handels- und Schifffahrtsvertrag mit ‚Frankreich vom 4. März 1865 gefichert. Nach 
richtiger Meinung. ift jedoch der darin enthaltene Art. 18 nicht mehr in Kraft, da nur die 
„clauses maritimes* aufrecht erhalten worden find. 

9 Code de commerce, Edition Rivier. Paris 1893. Appendice 5. 13. 
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worden, ob durch das Geje vom 27. Juli 1867 jenes vom 30. Mai 1857 
ganz oder theilweije aufgehoben jet, und ob und in wie weit die ausländtichen 
GSejellichaften num noch eines Zulaſſungsdekretes bedürften. 

Der zitirte Art. 21 jpricht jedenfalls lediglich von den Aftiengejellichaiten; 
e3 jcheint auch mehr oder weniger gejucht, zwijchen diejem Artikel und dem 
Geſetz vom 30. Mai 1857 einen Zuſammenhang berzuftellen. Augenjcheinlich 
ift bejagter Art. 21 lediglich auf den früher geltenden Art. 37 des Code de 
commerce zu beziehen, der bejtimmte: „La societe anonyme ne peut exister 
qu’ avec l’autorısation du Roi ..... “ umd durch Art. 21 des angeführten 
Geſetzes aufgehoben wurde. Ob dieje ganze Ztreitfrage für Die rechtliche 
Stellung der deutjchen Handelsgejellichaft in Frankreich noch Bedeutung bat, 
fommt darauf an, ob man den in Art. 11 des Frankfurter FFriedensvertrages 
vom 10. Mat 1871 für die deutjche und die franzöfiiche Negierung und ihre 
Handelsbeziehungen feitgeitellten Grundjag der Meiftbegünftigung auch für 
juristische Perſonen gelten lafjen will. Nach Abi. 3 des Art. 11°) iſt die 
Meiitbegünitigung auch für die Zulaſſung und Behandlung der Angebörigen 
(sujets) beider Nationen gegeben. Dafür, dab unter den „sujets“ Lediglich 
phyſiſche Perſonen zu verftehen jeien, jind feine bindenden Erklärungen abgegeben 
worden; Die überwiegende Meinung geht aber dabin, dab Ddeutiche Handels: 
gejellichaften in Frankreich und umgekehrt franzöfiiche in Dentichland nicht 
ohne bejondere Genehmigung als rechtlich exiftent und rechtsfähig angejeben 
werden. Im Intereſſe beider Nationen läge es daber, wenn die Zulaflung 
durch eine Deklaration, äbnlich der vom 8. Oftober 1873 bezüglich der Fabrik— 
und Handelszeichen, ausdrüdlich ausgejprochen würde. 

Eine konjequente Rechtsiprechung der franzöſiſchen Gerichte über die Ausleg- 
ung des Art. 11 des Frankfurter Friedensvertrages hat ſich bisher nicht gebildet. 

Neuerdings hat Jich ein Urtheil des Tribunals der Seine vom 18. Februar 
1893 ?) dahin ausgefprochen, daß der Art. 11 des ‚Frankfurter Friedensvertrages 
zwiichen juriftischen und phyſiſchen Perſonen feinen Unterjchied mache und da 
demnach auf Grund des angeführten Art. IL die deutichen Aetiengejellichaften, 
auch wenn fie nicht durch eim Dekret der franzöjtichen Staatsregierung er 
mächtigt jind, ihr Necht in Franfreih ausüben können. 

Die Prozeßfähigkeit deutſcher Handelsgejellichaften in Frankreich iſt nun— 
mehr ausdrüdlich anerfannt durch Urtheil des Kaſſationshofes vom 14. Maı 
1895. >) 

B. Berwirflihung diejer Necdte. 
1. Nichtſtreitige Rechtspflege. ‘ 
a) Berlajienichaftsabbandlung.’) 


Bezüglich der Verlaffenichaftsabbandlung über den Nachlaß eines Aus: 
länders in Frankreich beitcht die Uebung, dal die Geſetze des Auslandes von 
den franzöfiichen Gerichten injfoweit in Amvendung gebracht werden, als dies 


 M:G.-9. 1871 ©. 230. 

? Siehe Böhm, Zeitichrift für int. Priv.» u. Strafrecht Bd. IV ©. 492, 

” Siebe Böhm Bd. V >. 401 

* Die nichtitreitige —— iſt in Frankreich hauptſächlich den Notaren, zum Theil 
auch den Friedensrichtern (wie das Vormundſchaftsweſen) übertragen. 

°) Die Verlaſſenſchaften werden meiſt von den Notaren erledigt. Wenn jedod Minder- 
jährige oder Ausländer betheiligt, und ſoweit Sicherbeitsverfügungen nothwendig find, it 
der ‚yriedensrichter zuſtändig. 
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durch einen zwiſchen Frankreich) und dem betreffenden ausländijchen Staate 
beitehenden völferrechtlichen Vertrage vorgejehen ilt. 


Zwiſchen Frankreich und dem Deutjchen Reiche oder den deutjchen Einzel 
jtaaten ijt jedoch ein jolcher Vertrag über die Behandlung des Nachlafjes der 
gegenfeitigen Staatsangehörigen nicht abgejchlofjen werden. Somit it im 
einzelnen Falle die Art und Weiſe der Berlafjenichaftsabhandlung in das 
Belieben des einzelnen Richters geſtellt. 


b) Wirfungen der von Öffentlichen deutjchen Nemtern in der 
nichtjtreitigen Necdhtspflege aufgenommenen Akte. 


Die einzige gejegliche Beitimmung hierüber it Art. 2128 cod. civ, welcher 
lautet: „Les contrats passes en pays etranger ne peuvent donner d’hypotheque 
sur les biens de France, s’il n’y a des dispositions contraires ä ce principe 
dans les lois politiques ou dans les traites.* Diejer Artikel fteht in dem 
jenigen Theile des Code civil, der von den Hypotheken handelt und zwar 
unter der Ueberſchrift: „Section Ill“ (Des hypotheques conventionelles). 
Art. 2123 handelt aljo lediglich von den vertragsmäßigen Hypotheken, und 
beitimmt, dab eine vor einer ausländischen Behörde, 3. B. einem deutjchen 
Notar, aufgenommene Hypothekbeſtellung für in Frankreich belegene Immobilien 
wirkungslos it, daß vielmehr eine jolche Hypothefbeitellung vor dem zuftändigen 
franzötiichen Notar erfolgen muB, wenn nicht in Verträgen oder Gejeten ich 
anderweitige Beitimmungen befinden, und das ift bezüglich Deutichlands nicht 
der Fall. 

Eine Berallgemeinerung diejes Artifels auf alle ausländiichen Urkunden in 
dem Sinne, dab dieſe in Frankreich wirkungslos wären, tt unbegründet und 
unrihtig. Vielmehr kann behauptet werden, daß jede von einer ausländiichen 
Behörde in vorichriftsmäßiger yorm aufgenommene Urkunde gemäß dem Saße 
loeus regit actum in Frankreich die gleichen Wirkungen haben wird, wie man 
jie vor einem öffentlichen franzöfiichen Beamten abgejchloifen wäre. Aljo wird 
>. B. ein von einem deutichen Notar in Deutjchlaud aufgenommenes Tejtament 
m Frankreich zweifellos Gültigkeit haben gemäß der allgemeinen Veſtimmung 
des Art. 1134 Code civil: „Les conventions l&galement formees tiennent lieu 
de loi a ceux qui les ont faites.“ 


Eine andere Frage iſt es, ob Die Unterjchrift des ausländijchen Beamten 
beglaubigt jein muß, wenn die Urkunde in Frankreich anerfannt werden joll. 
Tie Antwort fann in den verjchtedenen Fällen verjchieden lauten. 


2. Streitige Rechtspflege. 


Wie oben dargelegt, ift es dem Ausländer nach frangöfiichemn Rechte 
geitattet, in Frankreich zu erwerben und rechtlich gültige VBerbindlichfeiten ein— 
zugehen. Wenn aber den Ausländern dies zugeftanden ijt, dann muß ihnen 
auch das Hecht gegeben werden, die errvorbenen Nechte geltend zu machen und 
zur Geltendmachung derjelben geeigneten Falls die Hilfe der Gerichte anzu— 
rufen. Mit andern Worten, der Ausländer muß in Frankreich auch prozejliren 
dürfen, was ihm denn nach Art. 14, 15 und 16 des Code civil auch gewährt 
iſt. Im Allgemeinen herricht in Frankreich allerdings die Ansicht, daß Die 
itaatlichen Behörden, und jo auch die Juftizbehörden, in erjter Linie und aus— 
Ihlieglich im Interejje der Staatsangehörigen vorhanden jeien. 
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Die Frage der Prozeßfähigkeit des Ausländers in Frankreich iſt in 
der Theorie jehr vielfach und eingehend erörtert worden") und fann im Nach: 
jtehenden natürlich nur in groben Umriffen behandelt werden. 

Der Fremde fann in Frankreich Prozeſſe führen. Es find Drei Fälle 
näher zu erörtern: 

a) Kann der Fremde eimen Franzoſen vor den franzöfiichen Gerichten 

verklagen ? 

b) Kann der Fremde von einem Franzoſen dor einem franzöfiichen Ge: 

richte verklagt werden? 
c) Kann der Ausländer einen anderen Ausländer vor einem franzöfiichen 
Gerichte verklagen oder von einem jolchen verklagt werden ? 


Handelt es jich um einen Streit über in Franfreich gelegene Immobilien, 
jo ift nach Art. 3 Abi. 2 des cod. eiv. das franzöfiiche Gericht ausichlichlid) 
und immer zuftändig. Ber Erörterung der cben aufgejtellten drei Fälle werden 
deshalb Klagen, die ſich um Immobilien drehen, nicht weiter in Betracht 
gezogen werden.) 


a) Kann der Fremde einen Franzoſen vor den franzöſiſchen 
Gerichten verklagen? 


Hierüber gibt Aufichluß der Art. 15 des cod. civ., welcher lautet: „Un 
Frangais pourra &tre traduit devant un tribunal de France, pour des obli- 
gations par lui contractees en pays etranger, même avec un etranger.* Dieſe 
Beitimmung ift vollfommen den allgemeinen Rechtsgrundjägen entiprechend. 
Sei die Verbindlichkeit num im Aland oder Ausland mit emem Snländer 
oder Ausländer eingegangen, es muß jedem der Kontrahenten jederzeit das 
Necht zuerfannt werden, den andern auf Erfüllung jeiner Verbindlichkeiten 
belangen zu können, es muß aljo auch dem Ausländer gejtattet jein, einen 
Franzoſen vor einem franzöfiichen Gerichte zu verklagen. 

Jedoch iſt es nothwendig, daß der Inländer vor den ‚Folgen der Gefahr 
eines allenfallfigen Berjchwindens des Ausländers gejchügt wird, es iſt noth— 
wendig, daß der Ausländer genügende Garantien für die Vollitredung des 
Urtheils bietet für den Fall, daß er unterliegt. Die Garantie, die vom Aus: 
länder verlangt wird, ift die cautio iudieatum salvi. Dies it im franzöfiichen 
Nechte feitgefegt durch Art. 16 cod. civ.,°) ergänzt durch Art. 166 und 167 
cod. de proc_ eiv. 

Urt. 16 cod. eiv.?) lautet nun folgendermaßen: „En toutes matieres 
l’etranger qui sera demandeur principal ou intervenant sera tenu de donner 
eaution pour le paiement des frais et dommages-interets resultant du proces, 
à moins qu'il ne possede en France des immeubles d’une valeur suffisante 
pour assurer ce paiement.“ 


3.9. De la competence des tribunaux Francais à l’egard des etrangers en 
matiere civile et commerciale par Marie Auguste Gerbaut, avocat, Nancy 1882, eine 
fehr ausführliche Arbeit, ferner De la competence des tribunaux Francais A l’egard des 
etrangers en matiere civile par Etienne Crestovitsch. Paris 1885, De la competence 
des tribunaux eivils francais a l’&gard des etrangers par Romnlus Lanata. Paris 1882 
und viele andere. 

?; Der Entwurf zur Abänderung der franzöftichen Zivilprozeßordnung enthält bezüglich 
der Zuſtändigkeit der franzöfiichen Gerichte in Anſehung von Ausländern mehrfache Ab— 
weichungen vom gegenwärtig geltenden Kechte, worüber das Nähere unten. 

In der —2 — des Geſetzes vom 5. März 1895. 
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Die Kaution befteht in der Stellung einer dritten zahlungsfähigen Perjon, 
welche jich für den Ausländer verpflichtet und die etwa nöthig werdende Er: 
ftattung des Betrages übernimmt, zu dem der Ausländer verurtheilt werden 
fann. Siche Art. 2011 ff. cod. civ. 

Seleiftet werden muß die Kaution von dem Ausländer, der Stläger it, 
zu Gunjten des beflagten Franzoſen. 

Die Haution hat zum Gegenjtand die durd) den Prozeß erwachjenden 
Kosten und Schäden und Intereſſen (jiche Art. 166 cod. de proc. eiv.), was 
folglich die Honorare der Advofaten ausjchließt. 

Streitfrage ift, im welchem Zeitpunft die Kaution verlangt werden muß- 
Der Code de procedure eivile jpricht jich darüber nicht deutlich aus. Nachdem 
jedoch für den ausländischen Kläger die Stellung einer Kaution vbligatoriich, 
nicht fakultativ, oder mit auderen Worten Vorausſetzung der Möglichkeit zu 
prozejliren iſt, kann der Beklagte wohl die Kaution verlangen, wenn es ihm 
beliebt, fall3 der Kläger nicht, was das Gewöhnliche jein wird, jie aus freien 
Stüden bei Beginn des Prozeſſes leistete. 

Tie Kaution braucht vom ausländiichen Kläger nicht geleistet zu werden 
in den nachfolgenden Fällen: 

1. Wenn der Ausländer durch einen Vertrag zwiichen der Regierung 
ſeines Staates und der franzöftichen Regierung davon befreit ift, gemäß Art. 11 
des cod. eiv. Zwiſchen Deutjchland und Frankreich exiſtirt fein derartiger Vertrag. 

2. Wenn der Ausländer in Frankreich Immobilien bejigt, die einen ges 
nügenden Werth haben, um die Erjtattung der Kojten und Schäden und 
Intereffen (dommages — interöts) des Prozeſſes zu fichern, gemäß eit. Art. 16 
eod. eiv. und 167 cod. de proc. eiv. Es genügt, daß der Ausländer jein 
Eigentbum nachweift, und ijt dies eine hinreichende Sicherheit, denn der Fran— 
joje hat auf Grund eines rechtsfräftigen Urtheils jeder Zeit die Möglicheit, 
die Immobilien 3. B. durch Eintragung einer Hypothek in Anſpruch zu nehmen. 

3. Wenn der Fremde gemäß Art. 167 des cod. civ. eine gemügende 
Summe deponirt, um die Dedung der Prozeßkoſten zu jichern. Urt. 167 
lautet nämlich: „Le jugement qui ordonnera la caution fixera la somme 
jusqu’a coneurrence de laquelle elle sera fournie: le demandeur qui con- 
signera cette somme ou qui justifiera que ses immenbles situ6s en 
France sont suffisants pour en repondre sera dispense de fournir caution.* 
Es ift dies der Weg, den die Ausländer gewöhnlich einichlagen; denn es tft 
ein viel einfacherer Modus, als eine Kaution im oben angegebenen Sinne zu 
jtellen, welche der ‚sremde nicht immer leicht finden dürfte. 

4. Wenn er in Frankreich zum Armenrecht zugelajjen ift, wie der Deutjche 
gemäß Art. 3 der Uebereinkunft zwiſchen Deutichland und Frankreich wegen 
Bewilligung des Armenrechts vom 20. Februar 1880,') welcher lautet: „Art. 3. 
Sind Deutjche in ‚Frankreich oder Franzoſen in Deutjichland zum Armenrecht 
veritattet, To Find fie biemit von Nechtswegen auch von jeder Sicherheits: 
leijtung oder Dinterlegung befreit, welche unter irgend einer Benennung von 
Ausländern wegen ihrer Eigenichaft als jolche bei Prozeſſen gegen Inländer 
nach der Geſetzgebung des Landes, im welchen der Prozeß gerührt wird, ges 
tordert werden könnte.“ 





j N) Meichägejegbl. 1881 5. 81. Art. 1 diefer Uebereinkunft lautet: „Deutiche werden 
in Frankreich und Franzoſen werden in Deutichland unter denielben Bedingungen und 

eslihen Borausjegungen zum Armenrechte zugelafien, wie die Angehörigen des betreffenden 
andes, in welchem die Bewilligung des Armenrechts nachgelucht wird.” 
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Bisher war gemäß Art. 16 cod. eiv. und Art. 423 cod. de proc. der 
ausländische Kläger auch von der Kaution befreit, wenn es jich um Handels- 
jachen handelte. Die franzöftiche Kammer hat jedoch in der Sikung vom 
10. März 1893 einen Gejekentivurf angenommen, wonach die cautio iudicatum 
salvi auch für Dandelsjachen gelten joll. Der Gejegentwurf modifizirt Art. 
16 e. c. und hebt Art. 423 c. de fr. auf. Der Entwurf ift zum Geſetz er- 
hoben worden durch Gejeh vom 5. März 18%. 


b) Kann der sremdevon einem Franzoſen vor einem franzöſiſchen 
Gerichte verflagt werden? 


Art. 14 cod. eiv. antwortet auf dieſe Frage folgendermaßen: „L'etranger, 
meme non residant en France pourra etre cite devant les tribunaux francais, 
pour l’exeeution des obligations par lui contractdes en France avec un 
Frangais, il pourra &@tre traduit devant les tribunaux de France, pour les 
obligations par lui contractees en pays etranger envers des Frangais.“ 

Art. 14 untericheidet zwei Fälle: 

1. Daß der Ausländer mit einem Franzoſen in Frankreich Eontrahirt, 

2. daß er mit einem Franzoſen im Auslande fontrabirt. 

Aus Art. 14 ergibt ſich ferner, jpeziell aus dem Worte „envers“, daß 
der ‚sranzoje, jedesmal, wenner Gläubiger tit, gleichgiltig ob das Schuld: 
verhältnig in Fraukreich oder im Ausland eingegangen worden ift, den Aus: 
länder vor den franzöſiſchen Gerichten verfolgen kann. 

Dieſe Beitimmung fteht der durch das internationale Necht anerfannten 
Regel: „Actor sequitur forum rei“ Diametral entgegen. 

Zu ihrer Begründung führen die franzdfiichen Suriften Folgendes an: 

Es müſſe dies aus nationalem Intereſſe geichehen, denn es fünnte für 
den ‚sranzojen manchmal ehr ſchwer ſein, Recht zu erhalten. Sodann habe 
man dem Franzoſen die Koſten einer Reiſe in's Ausland erſparen wollen, die 
durch einen ſolchen Proz eß oft wegen geringfügiger Angelegenheit veranfaht 
würden. Ferner jeien die ausländiſchen Urtheile in Frankreich nicht ohne 
weiteres vollitredbar und würde der Franzoſe jo zu einem jehr Eojtipieligen 
Ummege genöthigt, wenn er Güter eines Ausländers, die in ‚Frankreich be= 
legen find, im Anſpruch nehmen wollte. Und endlich) werde durch rt. 14 
cod. eiv. nur eine gerechte Neziprozität bergeltellt, da ja der Ausländer auch 
jeinerjeitS den Franzoſen vor den franzöfijchen Gerichten verflagen fünne. 

Gründe, wenigitens jurijtiiche Gründe, find dies num nicht, und umjere 
deutiche Meichszivilprozekordnung steht auf einem viel fortgeichritteneren, 
gerechteren Standpunkt, indem jte, ohne ſich durch einjeitige Nationalitäts— 
rücjichten leiten zu laſſen, feſtſetzt, daß der allgemeine Gerichtsſtand einer Perſon 
durch den Wohnſitz beſtimmt wird, ſofern nicht für eine Klage ein ausſchließ⸗ 
licher Gerichtsſtand begründet iſt, und daß für diejenigen Perſonen, welche 
keinen Wohnſitz haben, der Gerichtsſtand durch den Aufenthaltsort im Deutſchen 
Reich beſtimmt wird, wenn aber ein ſolcher nicht bekannt iſt, durch den letzten 
Wohnſitz, — Beſtimmungen, die eben ſowohl auf den Ausländer als auf den 
Inländer Anwendung finden. 

Außer der eben erörterten Hauptfrage ergeben ſich noch einige Neben— 
fragen, die eine Beſprechung verdienen. 

Daß Art. 14 cod. eiv. auf die juriſtiſchen Perſonen eben ſo gut 
Anwendung findet, als auf die phyſiſchen folgt aus den allgemeinen Grund— 
ſätzen des Rechts. 
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Eine andere Frage ift, ob Art. 14 auch auf fremde Regierungen 
Anwendung findet, jo daß aljo ein Franzoſe, der mit einer fremden Regierung 
irgendwie Verträge abjchließt, vor den franzöfiichen Gerichten gegen die fremde 
Regierung klagbar werden fünnte. 

Dies wird jelbit von der franzöfiichen Doktrin verneint, und der oberite 
franzöſiſche Gerichtshof hat dieſe Anficht beftätigt. 

Dan jagt, der Franzoſe, der mit einer fremden Regierung Eontrahire, 
unterwerfe ſich den Gejegen und der Jurisdiftion diefer Negierung. Auch vegle 
Art. 14 lediglich die Beziehungen der Privaten zu einander. Doc) der eigent- 
lihe Grund, den die franzöfiiche Jurisprudenz veranlaßt, bier eine Ausnahme 
von ihrer ſonſt engherzig nationalen Auffaſſung zu machen, liegt wohl in 
praftiihen Erwägungen; denn es dürfte faum eine Negierung gewillt jein, jich 
der Jurisdiftion eines fremden Staates zu unterwerfen; es wäre dies anderer: 
jeits auch die Quelle beitändiger Neibereien. 


Eine weitere Schwierigfeit ergibt fi) aus dem Wortlaute des Art. 14. 
Es heißt dort: der Ausländer fann vor die franzöliichen Gerichte zitirt werden 
aus Verträgen „par lui contractes avec un Francais“. 

Was joll hiemit gejagt jein? 

Kommt Art. 14 c. e. nur zur Anwendung, wenn der Ausländer Schuldner 
geworden ijt aus Schuldverhältniffen, die von ihm perjönlich eingegangen worden 
iind, jo dab der Ausdrud par lui contractés avec un Frangais eine ganz enge 
wörtliche Auslegung erhielt, oder fann der Ausländer vor den franzöfiichen 
Gerichten verklagt werden, wenn er aus irgend einem Grunde, aus dem ein 
obligatoriiches Verhältnig entjtehen kann, der Schuldner eines Franzoſen ge 
worden ift, ſei es nun durch Kontrakt oder Quafifontraft, durch Delift oder 
Luafidelitt? Im Anbetracht defien, daß der Zwed des Art. 14 ijt, den fran- 
zöltichen Gläubiger möglichjt zu jchügen, muß wohl die weitere Auslegung als 
die richtigere erflärt worden. 

Schwieriger gejtaltet fich die Frage, wenn fein direftes obligatorisches 
Verhältniß zwiſchen dem ausländischen Schuldner und dem franzöfiichen Gläubiger 
vorhanden tit, wenn der Ausländer 3. B. in Folge eines Indoſſaments aus 
einer mit einem Ausländer eingegangenen Wechjelverbindlichkeitt Echuldner eines 
Franzoſen geworden tft. 

Sind auch in diefem Falle gemäß Art. 14 die franzöftichen Gerichte zu: 
jtändig ? 

Unter den franzöftiichen Juriften find hierüber zweierlei verjchiedene Ans 
jichten vorhanden. Die engherzig franzöftichen Juriſten jagen, Art. 14 it 
immer amvendbar, wenn es jich handelt, die Nechte eines franzöſiſchen Gläubigers 
zu jchügen, denn es ift das umnveräußerliche Necht des Franzoſen, daß das 
franzöfiiche Geſetz und die franzöfiichen Gerichte ihm vollen Schuß feiner Rechte 
gewähren. Ueberdies jei dies nur eine gerechte Neciprocität, denn nachdem der 
Ausländer vor den franzöftichen Gerichten gegen den Franzojen auftreten könne, 
müſſe dasjelbe Necht auch dem Franzofen zuſtehen. Ein anderer Theil der 
fanzöjiichen Juriften jagt, daß im dieſem Falle der Art. 14 nicht amwendbar 
jet. Einmal bejtimme der Wortlaut ausdrüdlich: „pour l’execution des obli- 
gations par lui contractes avec... .* und dann jei der Fall des Indofjaments 
nach den Grundjägen der Ceſſion zu behandeln. Nun jei es aber eine alte 
Kegel, daß der Ceſſionar nicht mehr Rechte haben könne als der Cedent. 
Demgemäß könne auch ein ausländiicher Indofjator, der 3. B. einen Wechjel 
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weiter begebe, nicht mehr Nechte übertragen als er jelbjt habe, daher fünne 
aus einem jolchen Schuldverhältnig der Schuldner nicht vor ein franzöſiſches 
Gericht gezogen werden. 

Welche von beiden Anjichten die herrjchende iſt, läßt jich nicht bejtimmen ; 
da ein jtehender Gerichtsgebrauch nicht vorhanden.‘) Es fommt wohl auf die 
Lage des einzelnen Falles an und wird dann meiſtens die weitejte, d. h. dem 
Franzoſen günjtigite Auffaſſung des Art. 14 Platz greifen. 

Welches ijt num aber nach Art. 14 c. c. das zuftändige franzöjiiche Gericht ? 

Der Wortlaut des Art. 14 bejagt nichts hierüber. Handelt es jich um 
dingliche Klagen, jo ijt zweifellos der Gerichtsjtand der belegenen Sache maß⸗ 
gebend, vorausgeſetzt, daß die Sache in Frankreich belegen iſt. 

Handelt e3 fich dagegen um perjönliche Klagen, jo fommt es darauf an, 
ob der Deflagte Ausländer in Frankreich iſt oder nit. Hat der Nusländer 
in Frankreich Wohnfig oder Aufenthalt, jo ift gemäß Art. 59 cod. de proc. 
eiv. das Gericht des Wohnſitzes oder Aufenthaltsortes zuftändig. Dat der, 
Ausländer weder Wohnſitz noch Aufenthaltsort in Frankreich, jo kann, wenn 
der Vertrag in Frankreich abgejchlofjen wurde, das forum contractus gemäß 
Art. 420 des cod. de proc. eiv. gegeben jein. Iſt aber das Schuldverhältniß 
im Ausland eingegangen und der ausländijche Schuldner hat weder Aufen— 
thaltsort noch Wohnſitz in Frankreich, ſo iſt mangels einer diesbezüglichen 
geſetzlichen Beſtimmung nach franzöſiſcher Anſicht jedes franzöſiſche Gericht für 
die Klage des franzöſiſchen Gläubigers zuſtändig, wobei lediglich aus Billigkeits— 
rückſichten den an der Grenze des Heimatsſtaates des ausländiſchen Schuldners 
gelegenen franzöſiſchen Gerichten der Vorzug zu geben ſei. 

Eine Streitfrage iſt endlich noch, ob der beklagte Ausländer die Einrede 
der Rechtshängigkeit bezw. die exceptio rei iudieatae mit Erfolg geltend machen 
könne, wenn der franzöfiiche Gläubiger, nachdem er vor einem ausländiichen 
Gericht die Sache gegen den Ausländer anhängig gemacht hatte, nun während 
des Verfahrens oder nach erfolgten Urtheil diejelbe Sache auch noch vor den 
franzöſiſchen Gerichten verfolgt. 

Unter den franzöſiſchen Juriſten gibt es hierüber zweierlei Meinungen. 
Die einen behaupten, der Franzoſe könne bei jeder Sachlage und unter allen 
Umptänden den ausländischen Beklagten vor den franzöfiichen Gerichten ver: 
lagen. Denn die ausländiichen Urtheile jeien in Frankreich nicht volljtredbar, 
darum jei hauptjächlich der Art. 14 gejchaffen worden, und liege es deshalb 
im Intereſſe der öffentlichen Ordnung, daß der Franzoſe auf dieſes Recht nicht 
verzichte. Die Anderen vertreten die Anſicht, daß der Frauzoſe, der eine Sache 
einmal vor einem ausländiſchen Gerichte anhängig gemacht hat, dieſelbe nicht 
auch noch vor die franzöſiſchen Gerichte bringen könne, außer zum Schutz 
ſeiner Rechte in dringenden Fällen, wenn es ſich darum handelt, ſeine Intereſſen 
beſſer zu wahren. Denn es ſei ungerecht und allen Rechtsgrundſätzen entgegen, 
wenn der Franzoſe ſo gleichſam von einem Gerichte zum anderen herumziehen 
könnte, und für den Fall, daß er im Auslande kein ihm paſſendes Urtheil er— 
hielt, die Möglichkeit hätte, es noch vor den franzöſiſchen Gerichten zu ver— 
juchen, die ihm als Landsmann vielleicht günftiger gejinnt wären. Es babe 
vielmehr der Franzoje durch Anhängigmachung des Prozeſſes im Ausland das 
ihm nach Art. 14 zufjtchende Necht verloren. Eine Ausnahme jei jedoch in 


", Siehe Dalloz, Jurisprudence generale ou Repertoire m&thodique et alphabe- 
tique de legislation, de doctrine et de jurisprudence, 
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Nothfällen zu machen, wenn der Franzoſe feine andere Möglichkeit habe, jeine 
—— zu ſchützen, als ſich auch noch an die Franzöfiichen Gerichte zu 
wenden. 

Ein fejtjtehender Gerichtsbrauch ijt auch hier nicht vorhanden, es fommen 
vielmehr in den Urtheilen der oberſten jranzöjiichen Gerichte beide Anfichten 
zum Ausdrud.') 


ec) Kann der Ausländer einen anderen Ausländer vor einem 
franzöſiſchen Gerichte verflagen und von einem jolchen ver: 
flagt werden? 


Die franzöfiichen Gejege jchweigen hierüber. An fich beiteht feine geſetz— 
liche Beitimmung, welche den franzöfiichen Gerichten verbietet, über Nechts- 
ſtreitigleiten zwiſchen Ausländern zu erfennen. Die jranzöfiichen Gerichte halten 
ich aber nur dann zur Entjcheidung von Nechtsitreitigfeiten zuftändig, wenn 
wenigſtens eine Partei die franzöfiiche Staatsangehörigfeit befigt, und erflären 
bei Rechtsjtreitigfeiten zwijchen Ausländern die Unzuftändigfet, jobald dieje 
Eimrede geltend gemacht wird. Jedoch wird in folgenden drei Fällen dem 
Auslünder dies Recht unbeftritten zugeitanden. Die franzöfiichen Gerichte 
nehmen ihre Zuftändigfeit an: 

1) Bet Klagen, die ſich auf in Frankreich belegene Immobilien beziehen, 
gemäß dem bereits mehrfach angeführten Art. 3 Abi. 2 cod. civ. und Art. 59 
eod. de proc. eiv. „.... en matiere reelle, devant le tribunal de la situa- 
tion de l’objet litigieux . . . .* 

2) Bei Civilflagen, welche aus in Frankreich begangenen Delikten hervor: 
gehen. ES iſt dies eine nothwendige Folge des Art. 3 Abj. 1 cod eiv., nad 
welchem „les lois de police et de sürete obligent tous ceux qui habitent le 
territoire.** 

3) Bei allen Klagen, die dem Handelsrechte angehören. Dies bejtimmt 
ihon die ordonnance de commerce, mars 1673, tit. 12, art. 17: „Dans les 
matieres attribudes aux juges et consuls, le creancier pourra faire donner 
lassignation à son choix, ou au lieu du domieile du debiteur, ou au lieu 
auquel Ja promesse a été faite, et Ja marchandise fournie, ou au lieu auquel 
le paiement doit être fait*?) und Ordonnance de la Marine, aoüt 1681 tit. 2 
art. 1.) Dieje Beftimmungen finden jich wieder in Art. 420 cod. de proc. 
iv. Die franzöfiichen Gerichte betrachten jich auf Grund davon nach feit- 
itehendem Gerichtsgebraucd als zuftändig für alle Handelsrechtsjachen. 

Dagegen iſt jehr beftritten, ob und inwieweit die franzöfiichen Gerichte 
zuitändig find bei rein civilrechtlichen Klagen zwijchen Ausländern. 

Gewöhnlich erklären jich die franzöftichen Gerichte für unzujtändig. 

Auch Hier ſtehen ſich verjchiedene Anfichten gegenüber Nach einer Ansicht 
md die franzöfiichen Gerichte nicht zuftändig, denn es gibt, jo jagt man, feine 
Sejegesftelle, nach welcher man ihre Zuftändigfeit annehmen könnte, und dann 
jeien die franzöfischen Gerichte dazu da, um über Franzoſen zu richten, micht 
über Fremde. Nach) einer anderen Anficht ijt die Zuftändigfeit der franzö- 
ſiſchen Gerichte fafultativ. Die franzöfiichen Gerichte fönnen je mach der 


VBgl. Dalloz, Repertoire. 

) Recueil general des anciennes lois francgaises par Isambert, avocat au conseil 
du roi et à la cour de cassation. Tome 19 p. 9. 

”, Isambert, T. 19 p. 282, 





372 Otto Mayr: Das franzöftiche Fremdenrecht. 


Lagerung des einzelnen Falles, aljo mehr oder weniger nach Belieben ihre Zu— 
jtändigfeit annehmen vder nicht. Nechtsgrund läßt fich für diefe Annahme 
jedenfalls feiner anführen; höchitens fann man von Nützlichfeitsgründen jprechen. 
Eine dritte Anficht endlich lautet: „Die franzöfiichen Gerichte ſind zujtändig 
und müſſen zuftändig ſein.“ Denn nachdem die Ausländer gemäß den 
Beitimmungen des Code eivil in Frankreich Eigenthümer, Gläubiger und 
Schuldner 2c. jein könnten, müfje ihnen die Möglichkeit zugeftanden werden, 
dem Rechte, welches das Geſetz ihmen verleihe, auch Anerkennung verichaffen 
zu können. Auch jei cs billig und vernünftig, dat, wenn Musländer ein fran- 
zöſiſches Gericht angingen, Diejes Gericht fie nicht abweije, jondern ihre Anz 
gelegenheit entjcheide, wobei jedoch zwei Ausnahmen gemacht werden müßten, 
einmal wenn es ſich um im Ausland eingegangenen Schuldverhältnifje und 
dann wenn es jich um Statusfragen handle. 

Die legte Anficht it jedenfall® die allein den Grundſätzen des inter- 
nationalen Nechts entiprechende. Ihre Begründung ließe fich jedoch vielleicht 
bejier in Folgenden finden. Nach den Grundjägen des internationalen Rechts, 
umd auch im Ganzen nach den Grundjägen des franzöfiichen Nechts joll | der 
Ausländer dem Inländer in privatrechtlicher Beziehung gleich geitellt jein. Dar: 
aus folgte aber naturgemäß, dal der Ausländer auch in civilprozefjualer Hin: 
jicht dem Inländer gleichgeſtellt werden muß, d. h. daß er die Möglichkeit 
haben muß, zum Schutze der ihm sugeltanbenen PBrivatrechte eventuell die 
(französischen) Gerichte anrufen zu können. Der Umfang der Möglichkeit richtet 
jich nach dem Eivilprozeigejege des betreffenden Landes, im vorliegenden Falle 
aljo nach dem Code de procedure civile art. 59 ff., d. h. der Ausländer fann 
in Frankreich nur dann gegen einen Ausländer vor einem franzöfiichen Gerichte 
flagen, wenn und injoweit einer der durch das franzöfiiche Prozeßgeſetz be- 
ſtimmten Gerichtsitände 3. B. des Wohnfiges, Aufenthalts:, Erfüllungsortes ꝛc. 
gegeben ift. 

Der der franzöfiichen Deputirtenfammer unterm 6. Mai 1890 vorgelegte 
Entwurf einer Abänderung des Code de procedure civile ergibt wejentliche 
Abweichungen von dem bisherigen, unter a, b und c dargelegten Standpunft 
der franzöſiſchen Zivilprozekordnung.') 

Im neuen Entwurf finden jich unter dem Slapitel „Des ajoarnements“ 
die Art. 9 und 10, welche lauten: 

Art. 9: „Les dispositions qui precedent (Art. 1—8, allgemeine Be: 
ſtimmungen über den Gerichtsitand enthaltend), sont applicahles aux actions 
a intenter contre un etranger. 

L’etranger qui n’a en France ni domieile ni residence peut être assigne 
par un Frangais devant Je tribunal du domicile du demandeur, même à 
raison d’obligations qui n’ont pas pris naissance et ne sont pas exe&cutoires 
en France, lorsque, d’apres la legislation du pays auquel ressortit l’&tranger 
ou Jorsqu’ un Francais pourrait, dans les memes conditions, être cite devant 
les tribunaux.“ 

Art. 10: „L’etranger peut, dans les memes conditions que les Francais, 
sauf l’application de l’article 16 du code civil, assigner devant les tribunaux 
francais un Frangais ou un etranger.“ 

Abjag 1 des Art. 9 gibt die Steichftellung des Franzoſen und Ausländers 
bezüglich der Bajjivlegitimation d. h. der Franzoſe kann gegen den Ausländer 


!, Siehe Clunet, Journal du Droit international 1893, pag. 331—348. 
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unter den gleichen VBorausjegungen wie gegen den Franzoſen Elagen, nämlic) 
wenn der Ausländer irgend einen in dem cod. de proc. eiv. bejtimmten Gerichts: 
itand in Frankreich hat. 

Abjag 2 des Art. 9 enthält jedoch zwei Ausnahmen zu Gunften des 
franzöſiſchen Klägers im Sinne des bisherigen Art. 14 cod. eiv. Der franzöfiiche 
Kläger kann den ausländijchen Beklagten vor den franzöſiſchen Gerichten bes 
langen, einmal wenn der beflagtijche Ausländer „non residant en France“ iſt 
und dejjen nationale Gerichte Jich für unzuftändig erklären, über eine Stlage 
zu erfennen, die von einem Franzoſen gegen ihn angejtrengt iſt, und dann, 
wenn es jich um einen Ausländer handelt, deſſen nationales Geſetz zulajien 
würde, einen Franzoſen jeinem natürlichen Nichter zu entziehen und ihn vor 
ein ausländiſches Gericht zu zitiren. 

Die erjte Ausnahme will dem Franzoſen die Möglichkeit geben, jein Necht 
geltend zu machen, auch wenn die ausländijchen Gerichte unzuſtändig jind, 
während die zweite Ausnahme die Möglichkeit ſchaffen joll, Repreſſalien üben 
zu können, fall die Gejeggebung eines ausländischen Staates eine ähnliche 
Beſtimmung enthalten jollte, als der jegige Art. 14 cod. civ. 

Art. 10 des Entwurfs Stellt die Franzoſen und Ausländer (entgegen dem 
bisherigen Art. 15 cod. eiv.) bezüglich der Aftivlegitimation gleich, mit der 
Ausnahme, dat der Ausländer den Beitimmungen des Art. 16 cod. eiv., der 
Terpflichtung der cautio indieatum salvi, unterliegt. 

Der Art. 10 des Entwurfs gibt den franzöfiichen Gerichten des weitern 
auch für Zivilprozeſſe unter Ausländern die Zuftändigfeit. 


d) Sind die im Ausland gefällten Zivilurtheile in Frankreich 
vollitredbar? 
Gemäß Art. 546') cod. de proc. eiv. und Art. 2123?) cod. eiv. haben 
die ansländtjchen, d. h. die von den Gerichten ausländiicher Staaten erlajjenen 
Urtheife in Frankreich nicht die gleiche Kraft wie die inländiichen, ſie find nicht 
vollitredbar. Die ausländiichen Urtheile müſſen vielmehr, um in Frankreich 
tehtlihe Wirkung zu erhalten, durch ein franzöfiiches Gericht vollitredtbar 
erflärt werden, es jet denn, daß zwijchen dem ausländischen Staate und Frank— 
reich durch Verträge oder jonjt wie die Gegenjeitigfeit verbürgt ift. 
. Das Deutiche Reich hat zur Zeit noch feine Verträge gejchloffen, wodurch 
die Gegenjeitigfeit ziwiichen dem Weiche und einem ausländijchen Staate ver- 
bürgt iſt. Auch eriftiren, ausgenommen zwiſchen Baden und Franfreich vom 
16. April 1846, feine Verträge der einzelnen Bundesstaaten mit Franfreich,*) 
ſo dab aljo die Gegenjeitigfeit gegenüber Frankreich nicht verbürgt iſt. 
Art. 546 cod. de proc. eiv. lautet: „Les jugements rendus par les tribunaux 
etrangers (et les actes recus par les officiers etrangers), ne seront susceptibles 
dexeention en France que de la maniere et dans les cas par les articles 2123 
‚et 2128) du Code civil.* 

*, Art. 2123 cod. eiv. lautet: „L'hypotheque judiciaire resulte des jugements 
“..0. 0. en faveur de celui qui les a obtenus, „. . . . „ L’hypotheque ne 
peut resulter des jugements rendus en pays eötranger, qu’'autant quils ont été 
declares ex&cutoires par un tribunal frangais; sans prejudice des dispositions con- 
traires qui peuvent @tre dans les lois politiques ou dans les traitds,“ . 

., Seuffert, Kommentar zur Neichszivilprozehordnung $ 661 Anm. 70 und badiiches 
Regierungsblatt 1846 S. 133 „Staatsvertrag zwilchen Baden und Frankreich über die 
wechſelſeitige Bollitredung der Urtheile in bürgerlichen Rechtsſachen ıc. Ueber die Aus: 
dehnung diejer Beitimmungen auf Elſaß-Lothringen fiehe Art. 18 Abſ. 4 der Zuſatz-Con— 
vention vom 11. Dezember 1871, R.-G.-Bl. 1872 S. 7 ft. 
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Worin befteht num die Mitwirkung der franzöfiichen Gerichte und tır 
welcher Weije erfolgt die Vollſtreckbarkeitserklärung der ausländijchen Urtheile ? 

Ausdrüdliche, klare gejegliche Beitimmungen hierüber jind nicht vorhanden, 
und bat ſich jo eine Reihe von Anjichten gebildet. 

Nach einer Doftrin bejteht die Aufgabe des franzöſiſchen Gerichts darin, 
dem ausländiichen Urtheil lediglich jein Viſum zu verleihen, indem cs ıhm Die 
formelle Nechtsfraft durch Ertheilung der Volljtredungstlaujel gebe; um den 
Inhalt des Urtheil3 habe es ſich gar nicht zu fümmern. Dies ergebe ſich aus 
dem Wortlaute der Art. 2123 cod. eiv. und 546 cod. de proc. civ., die nur 
verlangten, dal; die ausländischen Urtheile formell vollitredbar erklärt würden. 
Auch aus Gründen des internationalen Nechts müſſe man dies folgern. Das 
ausländische Urtheil jeı an fich rechtskräftig, res iudicata. Das franzöſiſche 
Gericht könne deshalb das Urtheil in materieller Hinſicht nicht prüfen und 
feine Entſcheidung über den Inhalt treffen, denn dann würde nicht das aus 
ländijche Urtheil volljtredungsfähig gemacht, jondern ein neues Urtheil geichaffen. 

Die Gegner diefer Anficht jtellen dem entgegen, daß, wenn es jich lediglich 
um eine Form, um die Beifügung der Vollſtreckungsklauſel handele, dann die 
Mitwirkung des Gerichts, d. h. einer ganzen Kammer, überhaupt überflüßig 
jei, und daß es andererjeit3 zwecklos jei, die Intervention des Gerichts zu 
verlangen, wenn man demjelben nicht auch die Möglichkeit gebe, das aus 
ländijche Urtheil einer Prüfung zu unterziehen. 

Nach diefer Doktrin ift eine Nachprüfung des ausländischen Urtheils nad) 
jeder Hinficht nothwendig. Nach ihr verlangt rt. 2123 cod. civ., indem er 
die Vollſtreckbarkeitserllärung des ausländijchen Urtheils durch das franzöftiche 
Gericht feſtſetzt, eine wirkliche Entſcheidung des Gerichts. Und eine ſolche 
Entſcheidung ſei nur möglich, wenn man das ausländiſche Urtheil einer Prüfung 
unterziehe, es gleichſam revidire. Auch ſei es aus nationalen Gründen ge— 
boten, daß man die ausländiſchen Urtheile, in denen Franzoſen als Parteien 
betheiligt j jeien, genau prüfe; denn es jet Aufgabe der franzöfiichen Justiz, die Fran— 
zojen vor einem allenfalljigen Uebelwollen der ausländischen Gerichte zu jchügen. 

Dieje Anficht iſt in Theorie und Praris am verbreitetiten, und iſt es jedenfalls 
mit ziemlichen Schwierigfeiten verbunden, eimen von einem deutichen Gerichte ge- 
fällten Zivilurtheile ohne Weiteres die Vollſtreckbarkeit in Frankreich zu verjchaffen. 

Das Nichtige wäre wohl, einen Mittelweg zwiichen dieſen beiden An— 
jichten einzuichlagen, ähnlich wie dies in $ 661 der Neichszivilprozehordnung 
geichieht. Die Vollſtreckbarkeitserklärung jollte ohne Prüfung des materiellen 
Inhalts des ausländischen Urtheils erfolgen, jedoch verweigert werden, wenn 
das ausländische Gericht nicht zuftändig war, wenn durch das ausländiiche 
Urtheil eine Handlung erzwungen wurde, die dem Nechte des Inlandes wider: 
jpricht, und in ähnlichen Fällen. 

Die Wirkungen der VBolljtreebarkeitserflärung beftehen darin, dab das 
ausländische Urtheil nun dem inländischen gleichſteht und diejelbe Kraft hat, 
jomit die Art. 2123 (hypothöque judiciaire) und Art. 1351 (l’autorit6 de la 
chose jugee) des Code eivil in vollem Umfange auf jie Amvendung finden. 


e) Kann der Fremde in Frankreich in Konkurs erflärt werden? 


Art. 437 code de commerce bejtimmt: „Tout commergant qui cesse ses 
paiements est en etat de faillite“ . . . . umd gibt ein Urtheil des Kaſſations— 
bofes von 24. November 1857 folgende Erläuterung zu Art. 437: „L’etranger 
faisant le commerce en France peut, quoique non autorise A y resider, efre 
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declare en faillite, et cela möme malgre la resistance de ses erdaneiers [ran- 
eais“'). Die franzöfiichen Gerichte find jomit zuftändig, einen in Frankreich 
wohnenden und dort Handel treibenden Ausländer im Konkurs zu erklären, 
und it der Konkurs da zu eröffnen, wo der Gemeinjchuldner jeinen Wohnfik 
hat und zwar genügt der rein faktiſche Wohnjig und ift nicht nothwendig, 
daß der Ausländer zur Wohnjignahme autorijirt ift. 


III. Die privatrechtliche Stellung der Fremden, die gemäß Art. 13 cod. civ. 
privilegirt find. 


Der Wortlaut des Art. 13 wurde bereit3 oben?) angegeben und Dort 
auch die heutige Bedeutung näher erörtert. Mit furzen Worten läßt fich der 
Inhalt des Art. 13 dahin fallen: Der nach Art. 13 privilegirte Fremde it 
beinahe Franzoſe, jedoch ijt er von gewijjen öffentlichen Nechten noch aus— 
geichloffen, und fein Status, jeine perjünlichen Fähigkeiten, richtet jich noch 
nach jeinem heimatlichen Rechte. 

Was die Privatrechte anlangt, jo jteht er in deren Ausübung den Frans 
zojen vollfommen gleich, „il jouit de tous les droits eivils.“ Dem nac Art. 
13 e. ec privilegirten Ausländer jtehen aljo nicht nur die oben sub I, 1—6 
dem gewöhnlichen Ausländer zugeiprochenen Nechte zu, jondern auch die dort 
dem Ausländer abgejprochenen oder beitrittenen. 

Was das Perjonenrecht anlangt, jo richtet fich der perjönliche Stand und 
die perjünliche Fähigkeit, wie bereit$ erwähnt, nach dem jog. nationalen Geſetz. 
Der privilegirte Fremde erwirbt aber auch nach Anficht der meijten fran= 
zöſiſchen Jurijten einen Wohnfig im Rechtsſinn, was ziemlich klar aus dem 
Wortlaute des Art. 13 ich ergibt, indem es dort heißt: ... autorise .... 
a firer son domicile . .. Die franzöſiſche Gejegesiprache unterſcheidet jehr 
wohl zwijchen domicile und r&sidence ; das erjte bezeichnet den rechtlichen, das 
legte den faktiſchen Wohnſitz. 

Im Sachenrecht läßt ſich feine Bejonderheit anführen, dagegen genießt 
der autorifirte Ausländer die oben im Obligationenrecht berührte cessio bonorum, 
welche nach Art. 905 cod. proc. eiv. dem gewöhnlichen Ausländer verjagt iſt. 

Im Familienrecht wird dem autorifirten Fremden das Necht der Adoption 
auch von den franzöfilchen Juriſten unbeftritten zugeitanden, während deren 
Mehrzahl ihm die Fähigkeit, Vormund eines Franzoſen zu jein, mit der Bes 
gründung abjpricht, dal die Bormundjchaft ein munus publieum jei, und öffent- 
liche Rechte auch dem nach Art. 13 privilegirten Fremden nicht zuftehen können. 

Im Erbrechte und Handelsrechte ergibt fich zwijchen der Stellung des 
privilegirten und nicht privilegirten Fremden feine Nerjchiedenheit. Dagegen 
hat der privilegirte Fremde im Bivilprozchrechte eine günftigere Stellung als 
der gewöhnliche Fremde. Einmal jtehen ihm die Vortheile des Art. 14 cod. 
eiv. zu. Er fann als Gläubiger eines anderen Ausländers, mit dem er im 
Auslande fontrahirt hat, diefen Ausländer vor die franzöfiichen Gerichte zitiren. 
Dann aber braucht er die nach Art. 16 cod. eiv. dem Fremden vorgejchriebene 
eautio iudicatum salvi nicht zu leijten, jondern fann im Gegentheil von einem 
anderen Ausländer, mit dem er im Prozeſſe ift, dieſe Sicherheitsleiftung verlangen. 





) H. F. Riviere, Code de Commerce, Paris 1898. S. 80, Gemäß Art. 1 des 
Gel. vom 4. März 1889 fteht dem Deutſchen in Frankreich auch „le benefice de la Hiqui- 
dation judieciaire“ zu; cf. Riviere Anhang S. 36. 

2) Siehe oben ©. 333. 
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Was die Wirkungen der nach Art. 13 cod. eiv. erfolgenden Autorijation 
betrifft, jo ijt fie eine perjönliche und erſtreckt ſich nicht von jelbjt auf Frau 
und Kinder des betreffenden Fremden. Wenn auch im Allgemeinen der Satz 

ilt, daß Frau und Kinder dem Wohnſitze ihres Mannes oder Vaters folgen, 

ſo handelt es ſich doch hier um eine Wohnſitzverleihung, die beſtimmte Rechte 
nach ſich zieht, und nur demjenigen verliehen wird, der ſie ausdrücklich wünſcht. 
Soll die Antoriſation daher auch für Frau und Kinder Platz greifen, jo muß 
fie ausdrüdlich für dieje verlangt werden. 

Dieje Autorijation wird nur unter der Bedingung bewilligt, dab man 
ſich wirklich und dauernd in Frankreich niederläßt; eine fingirte vder vorüber- 
gehende Niederlafjung genügt nicht. 


$5. Schlußbemerkungen. 


Wenn man, wie in vorjtehender Skizze, das geltende franzöfiiche Necht flüchtig 
durchmujftert, jo fann man jich des Eindrudes nicht erwehren, dab ein gewiſſer 
nationaler Zug die ganze franzöfijche Gejeßgebung bejeelt, der dem Deutjchen um 
jo mehr auffällt, al3 gerade auf dem Hauptrechtögebiet, Dem Gebiete des Privat- 
rechts, eine einheitliche deutſche Gejepgebung noch mangelt, und in dem parti- 
kulariſtiſch zeritücdelten, mit römischen Formeln überwucherten deutjchen (Privat-) 
Nechte der nationale Gedanke faum jchüchtern zum Durchbruche fommt. 

Der franzöſiſche Gejeggeber hat jtrenge das eine Ziel im Auge: Welche 
rechtliche Negelung iſt für den Franzoſen, für Frankreich insgejammt am nütz— 
lichſten? Und auch der praftiiche franzöjiiche Juriſt it jtetS von dem einen 
Gedanten bejeelt: Welche Auslegung des Rechtes iſt dem Franzoſen am 
günftigjten? — Diejer Gedanke führt, wie wir gejchen haben, mitunter zu 
einer einjeitigen und engberzigen Auffaſſung des Rechts überhaupt. 

Gerade bei der Frage, welche Rechte jtehen dem Nichtfranzojen, dem Aus— 
länder in frankreich zu, macht jich die engherzige Auffaſſung des franzöjiichen 
Juriſten fühlbar. 

Das geltende franzöfiiche Necht, das in der Hauptjache noch heute durch 
den Monumentalbau des Code Napoleon repräjentirt wird, iſt zwar auf den 
Grundjägen der franzöfiichen Revolution aufgebaut und huldigt jomit auch 
dem Grundſatz der „egalite* dem Bngeftänbui, dab „Alle” (In und Aus: 
länder) gleiche Rechte haben jollen, d. h., wenigjtens was die Ausübung nicht: 
politiicher Mechte anlangt. Doc iſt diejer Srundjag der Gleichheit im Laufe 
eines Jahrhunderts merklich verblaßt und hat heute einer vielfach recht engherzigen 
und —— Hervorkehrung des Nationalitäts Standpunktes Platz gemacht. 

Die Beſtimmungen des franzöſiſchen Rechts, die von der rechtlichen 
Stellung der Ausländer handeln, find, wie oben gezeigt, jehr wenige, und jind 
im Gegenjag zur jonjtigen Klarheit des Code Napoleon oft unklar. Die Folge 
it, daß die VBermuthung, die Analogie und die Auslegung eine große Rolle 
ipielen, daß die Auslegungen jelbjt wieder vielfach beftritten find, mit einem 
Worte, daß der durch die Gejeggebung dem Ausländer gewährte rechtliche 
Boden jehr ſchwankend und umficher it. Auch hat ſich bisher feine bejtändige 
Gerichtspraris berausgebildet und es fommt nicht jelten vor, daß in Frank 
reich nationale Leidenſchaften, ſobald es ji um Beurtbeilung von Ausländern 
handelt, auf die Uebung des Rechts und der Gerechtigfeit einen heinmenden und 
zeritörenden Einfluß üben — man denfe nur 3. B. an den Prozei von Angouleme. 


Die Branntweinftener-Beform. 


I. Reichögejeg vom 16. Juni 1895, 
betreffend die Abändernng des Branntweinjtenergefeges vom 24. Juni 1887. 
R.G.«Bl. S. 265.) 
Artikel J. 
An die Stelle des $ 1 Abſatz 3 und 4, 8 2 Abſatz 3 bis 6, $ 12, 8 13, 
$ 40 letzter Sat, $ 41 und $ 42 des durch das Geſetz vom 8. Juni 1891 
ReichsGeſetzbl. S 338) abgeänderten Geſetzes vom 24. Juni 1887 (Reichs— 
Geſetzbl. S. 253) treten folgende Beitimmungen: 


1. 81Abſatz 3 und 4. 

Die Gefammtjahresmenge, von welcher der niedrigere Abgabeſatz zu entrichten 
it (das Gefammtlontingent), ſowie der Betrag des niedrigeren Abgabeſatzes jollen 
ale fünf Jahre einer Reviſion unterliegen. 

on der Verbrauchsabgabe befreit und bei yeititellung der nach dem Vor: 
ttehenden maßgebenden Jahresmenge außer Anſatz bleibt: 

1. Branntiwein, welcher ausgeführt wird, 

2. Branntwein, welcher zu gewerblichen Zweden, zur Gijigbereitung oder 
zu Putz-, Heizungs-, Koch- oder Beleuchtungszweden verwendet wird, 
nah näherer Beltimmung des Bundesrathd. Die!) Brennereibeſitzer 
ind gegen Uebernahme der Stoften berechtigt, die amtliche Denaturirung 
ihres Branntweins in ihren Brennereien zu verlangen. 

Der Bundesrath iſt ermädtigt, auch jolden Branıtwein von der Verbrauchs— 

abgabe frei zu laſſen, der zu wiffenschaftlichen oder Heilzweden verwendet wird. 


2. 5 2 Abſas 3 bis 5 

Ton fünf zu fünf Jahren wird für die einzefmen bisher betheiligten Bren— 
nereien umd für die inzwiſchen nen entitandenen landwirthichaftlichen ($ 41 I) 
oder Materialbreunereien ($ 41 IID die Jahresmenge Branntwein, welche fie zu 
Km niedrigeren Abgabeſatze heritellen dürfen (das Kontingent), neu bemeilen. Die 
Neufontingentirung erfolgt im Laufe des letzten Jahres der jeweiligen fünfe 
jährigen Beriode für die folgenden fünf Vetriebsjahre nach folgenden Grundiägen: 

a) Regelmäßiges Berfahren. 
Die bisher betheiligten Brenmereien werden nach Maßgabe der in den vor: 
bergehenden fünf Betriebsjahren durchichnittlih zum niedrigeren Abgabeſatze 
beigeftellten Alktoholmengen weiter betheiligt.) Bei Brennereien, die in einem 


) Der folgende Sap fehlt im Entwurf. 

® Non bier ab lautet der Abiag im Entwurf: Wenn Brennereien wegen Mißernte, 
Seuerihaden oder ähnlicher Ereigniife in einem oder mehreren der fünf Jahre das Kontin— 
gent überhaupt nicht oder nicht vollitändig heritellen können, jo wird für Diele Jahre gleich. 
mohl die volle SKontingentsmenge als bergeitellt angenommen. In gleicher Weile fann 
aach näherer Beſtimmung des Bundesrath3 verfahren werden, wenn in einzelnen Jahren 
ein wirthichaftliches Bedürfniß vorliegt, den Brennereibetrieb möglichit einzuichränfen. 
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oder mehreren der fünf Jahre das Kontingent überhaupt nicht, oder nicht voll 
ftändig heritellen, wird für diefe Jahre gleichwohl die volle Kontingentsmenge 
als hergeitellt angenommen, wenn wenigitens in dreien der fünf Jahre das 
Kontingent vollitändig hergeitellt worden ift. Nacd näherer Beſtimmung des 
Bundesrath3 können in Abfindungsbrennereien die Kontingente auch dann als 
bergeftellt angeiehen werden, wen diejelben in mehr als zwei Jahren überhaupt 
nicht oder nicht vollftändig hergeftellt find. 
b) Sontingentsminderung bein Betriebswechiel. 


Die für die einzelne Brennerei bei der Neufontingentirung in Rechnung zu 
jtellende Alkoholmenge wird 
1. wenn eine dickmaiſchende Getreidebrennerei während der letzten fünf Be 
triebsjahre zur Hefenerzengung übergegangen ift, um drei Siebentel, 
2. wenn eine Brennerei, die zuvor andere Stoffe ala Getreide verarbeitet 
hat, in dieler Zeit zur Hefenerzeugung übergegangen tft, um die Hälite 
und wenn fie zur Getreideverarbeitung ohne Hefenerzeugung übergegangen 
ist, um ein Achtel 
gekürzt. Iſt der Uebergang nur ein theilweiler geweien, jo erfolgt Kürzung 
zu einem entiprechenden Theile. Bei Wiederholung eines Betriebswechiels ber: 
jelben Art findet eine erneute Kürzung nur inſoweit ftatt, als die Aenderung 
der Betriebsart bei der früheren Kürzung noch nicht berüdiichtigt iſt.) 
ce) Neuveranlagung zum Kontingent. 


Die Neuveranlagung zum Kontingent findet Ttatt: 

1. für die bis zum Beginn des legten Jahres der jeweiligen Kontingents— 
periode neu entitandenen und betriebsfähig hergerichteten landwirthicaft- 
lihen und Materialbrennereien, 

3. für diejenigen bisher betheiligten landwirthichaftlichen Brennereien, deren 
wirthichaftliche Lage durch Verringerung oder Bergrößeruug der regel 
mäßig beaderten oder jonit landwirthichaftlich genusten Fläche während 
der legten fünf Betriebsjahre eine wejentliche Veränderung erfahren bat, 

3. für diejenigen landwirthichaftlichen Brennereien, welche als dickmaiſchende 
Getreide: oder als Hefebrennercien am Kontingent betheiligt waren und 
im Laufe der vorhergehenden fünf Jahre dauernd entweder zur Ver: 
arbeitung von Startoffeln übergegangen find oder die Hefenerzeugung 
aufgegeben haben, 

4. für diejenigen landwirthichaftlichen Brennereien, bei deren früherer Neu— 
fontingentirung wejentlie Veränderungen des Areals unberüdiichtigt 
geblieben find. 

Für die bezeichneten Brennereien ift nad dem Umfange ihrer Betriebs 
einrichtungen unter Berüdfichtigung des beaderten oder jonft landwirthichaftlich 
genugten Areals und der geſammten wirthichaftlichen WVerhältniffe ſowie des 
Betriebsumfanges anderer am Kontingent betheiligter Brennereien nach Anhörung 
zweier Sadveritändigen der BrennereisBerufsgenoflenichaft diejenige Alkohol» 
menge zu ermitteln, deren jährliche Heritellung als angemeflen zu erachten iſt. 
Der Bemeffung des künftigen Kontingents ift von dieſer Menge derjenige Theil 
zu Grunde zu legen, welcer dem Verhältniß entipricht, das in den ohne Neu— 
NE am Kontingent zu betheiligenden Brennereien derjelben Art zwiſchen 


1) 9) Solge Igender Sag des Entwurfes ift bier geftrichen: Der Bundesratb ift ermächtigt, 
andermweite - weni zuzulaſſen. 
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ihrer Gelfammterzeugung und der von ihnen zum niedrigeren Abgabelage her: 
geitellten Altoholmenge während der vorhergehenden fünf Jahre durhichnittlich ') 
beitanden hat. 

d) Falls die auf Grund der Vorfchriften unter a, b und e in Rechnung 
zu ftellenden Alfoholmengen 150000 Xiter überfteigen, werben fie um ein 
Zwanzigitel*), jedoch nicht unter den Betrag von 150000 Liter herabgeiegt. 

Die auf Grund der Borichriften unter e in Nechnung zu ftellenden Alkohol: 
mengen dürfen im Falle einer Neubetheiligung am Kontingent oder einer Kon— 
tingent3erhöhung für landwirtbichaftliche Brennereien 80000 Liter, für Material» 
brennereien 8000 Liter nicht überichreiten. 

e) Die auf Grund der Vorſchriften unter b, e und d neu zugetheilten 
Kontingentämengen find bei der nächiten Neubemeſſung auch für das legte Jahr 
der vorangegangenen Vertheilungsperiode in Rechnung zu ftellen. 


Die nah Abfag 1 unter b für den Fall der Neufontingentirung vorgeſehenen 
Kontingentsminderungen find unbefchadet der endgiltigen Feitiegung des Stontingents 
am Schluffe jeder Periode nach den dort bezeichneten Grundiägen Schon am Schluſſe 
jedes Betriebsjahres vorzunehmen ”). 

Kandwirthichaftliche und Mlaterialbrennereien, die zum gewerblichen Betriebe 
($ 42 I) übergehen, dürfen Branntwein au dem niedrigeren Abgabejage nicht 
beritellen. 

Kandwirthichaftlihen und Materialbrennereien, welche in einem Betriebsjahre 
niht mehr als 10 Heftoliter reinen Altoholö heritellen, fann nad näherer Be: 
ſtimmung des Bundesraths geitattet werden, ihr gelammtes Erzeugniß zu dem 
niedrigeren Abgabeſatze herzuitellen. 


8 812. 


Bei der Ausfuhr von Trinkbranntweinen aus dem freien Berfehr, ſowie von 
Fabrifaten, zu deren Heritellung Branntwein aus den freien Verkehr verwendet 
worden it, fann nach näherer Beitimmung des Bundesrathd eine Vergütung der 
Berbrauchsabgabe Für die Trinkbranntweine und den zu den Fabrifaten verwendeten 
Branntwein gewährt werden. 

4. 8 13. 

Für diejenigen Brennereien, welche in einem DBetriebsjahre nicht mehr als 
1500 Heftoliter Bottichraum bemaiichen, ſowie für die Abfälle der Biererzeugung 
verarbeitenden Brennereien diefer Größe*) und die Materialbrennereien kann von 
der Landesregierung angeordnet werden, daß die Vorichriften des $ 3 Abjag 1 
und 2 und der SS 5 bis 11 und 42 V feine Anwendung finden. Die Ber: 
brauhsabgabe ift in diefem Falle von derjenigen Altoholmenge, welde aus dem 
angelagten Maiichbottichraume oder der zur Verarbeitung auf Branntwein ange: 
meldeten Stoffmenge hergeftellt, oder welche während der erflärten Betriebözeit 
mit der zum Gebrauche beſtimmten Brennvorrihtung nach ihrer Leiſtungsfähigkeit 
gevonnen werden kann, im Boraus durch die Steuerbehörde nah Anhörung des 
Brennereibefigers bindend feftzuiegen und, foweit nicht Stundung eintritt, drei 
Monate nad) Herftellung des Branntweins vom Brennereibefiger zu entrichten. Ihre 
jofortige Ginziehung ift zuläffig, wenn der Schuldner in Vermögensverfall geräth. 





') Diefes Wort fehlt im Entwurf. 

” Der Entwurf bat Fünfundzwanzigitel. 

) Tiefer Abſatz fehlt im Entwurfe. : 
Die Worte: „dieſer Größe” fehlen im Entwurf. 


26° 
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Die Landesregierung fann geftatten, daß der in einer abgefundenen Brennerei 
erzeugte Branntiwein unter Abſtandnahme von der Erhebung der Verbrauhsabgabe 
unter Steuerfontrole geitellt wird, 

In bejonderen Fällen ift Abfindung mit ber Maßgabe zuläflig, dab die 
Mindeitmenge des zu ziehenden reinen Altohols feſtgeſetzt wird 


3. 8 40 legter Sat. 

Die in einzelnen Bundesftaaten vor dem 1. Oftober 1887 zugeitandenen 
Betriebserleichterungen dürfen von der Landesregierung auch ferner in Geltung 
belaifen werden; der Bundesrath ift ermächtigt, dieſe Erleichterungen allgemein 
einzuführen und weitere Abweichungen von den in den 88 6 bis 12, 14 und 
16 bi3 42 des Gefeges von 8. Juli 1868 vorgeiehenen Beſtimmungen anzuordnen. 


6. 8 41. 

I. Die Erhebung der Maifchbottichiteuer erfolgt nur noch in den land: 
wirthichaftlichen Brennereien. 

Als landwirthſchaftliche Brennereien gelten diejenigen während des ganzen 
Betriebsjahres ausichließlich Getreide oder Kartoffeln verarbeitenden Brennereien, 
bei deren Betrieb die ſämmtlichen Nüdjtände in einer oder mehreren den Eigen— 
thümern oder Beligern der Brennerei gehörenden oder von denielben betriebenen 
Wirthichaften verfüttert werden und der erzeugte Dünger vollitändig auf dem 
den Gigenthümern oder Beligern der Brennerei gehörigen oder von denielben 
bewirthichafteten Grund und Boden verwendet wird. Nach näherer Beltimmung 
des Bundesraths kann der Brennereibetrieb als landwirthichaftlicher aud dann 
behandelt werden, wenn eine vorübergehende Veräußerung von Schlempe oder 
Dünger erfolgt oder wenn neben Kartoffeln und Getreide im Zwiſchenbetriebe 
nichtmehlige Stoffe allein verwendet werden. 

II. Die Maifchbottichitener beträgt 1, Mark für jedes SHeftoliter des 
Nauminhalt3 der Maiichbottihe und für jede Ginmailhung. Bei der Steuer: 
berechnung bleibt der überichießende Rauminhalt, welcher 25 Liter nicht erreicht, 
außer Betracht. 

In Brennereien, welche mur während der Zeit vom 16. September bis 
15. Juni nicht länger als 8'/, Monate betrieben werden, wird die Maifchbottichiteuer 

a) wenn an einem Tage durhichnittlich nicht über 1050 Liter Bottichraum 

bemailcht werben, nur zu ſechs Sehnteln, 

b) wenn an einem Tage durchſchnittlich mehr als 1050, jedoch nicht über 

1500 Liter Bottichraum bemaiicht werden, nur zu acht SZehnteln, 
e) wenn an einem Tage durchichnittlicd mehr als 1500, jedoch nicht über 
3000 Liter Bottichraum bemaiſcht werden, nur zu neun Zehnteln, 
des im Abſatz 1 feitgelegten Stenerbetrages erhoben. Gelangen während eine? 
Stalendermonats in einer der bezeichneten Brennereien mehr ald 1050, 1500 
oder 3000 Liter Bottichraum durcichnittlih täglich zur Bemaiſchung, To wird 
für den Monat der entiprechend höhere Steuerjag erhoben. Wird die Betriebs: 
frift von 8'/, Monaten überschritten, jo iſt der volle Maiichbottichiteuerfag für 
die ganze Betriebszeit zu entrichten '). 





') Folgende Beitimmung des Entwurfs iſt bier geitrihen: Die oberiten Yandesfinan; 
behörden find jedoch nach näherer Beſtimmung des Bundesraths ermächtigt, ſoweit ein 
wirtbichaftliches Bedürfniß für die Ausdehnung des Betriebes vorliegt, von einer Nach— 
erbebung der Steuer für die in die achteinhalbmonatliche Brennfriſt fallenden Bemaiſchungen 
Abitand zu nehmen. 
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UI. Als Materialbrennereien gelten diejenigen Brennereien, welche während 
de3 ganzen Betriebsjahres Tediglih nichtmehlige Stoffe, mit Ausnahme von 
Melaſſe, Rüben und Nübenfaft, verarbeiten. 

Die Branmtweinmaterialftener beträgt vom Heftoliter: 


a) Treber von Kernobſt und le Weinttber . . OO, Mark, 
b) Hembt . .. i ...: 05 m 
€) Beerenfrücte aller Art — le ie eh A 
4) Branereiabfälle, BURN, geprehte Weinhefe und Wur— 

zeln aller Art . . Oue 5 


e) Trauben= oder Obitwein, flüſſige Weinhefe und Steinobft On 

Die Materialfteuer wird 

a) von denjenigen Brennern, welche in einem Jahre nicht mehr als 50 Liter 
reinen Alkohols erzeugen, nur zu vier Zehnteln, 

b) von denjenigen Brennern, welche in einem Jahre mehr als 50 Liter, 
jedod nicht über 1 Heftoliter reinen Alkohols erzeugen, nur zu acht 
Zehnteln 

der vollen Steuerjäße erhoben. 


IV. Für diejenigen Brennereien, welche in einem Betriebsjahre nicht mehr 
els 1500 Heftoliter Bottichraum bemaiichen, Towie für die Abfälle der Bier— 
erzengung verarbeitenden Brennereien und die Materialbrennereien kann von der 
Sandedregierung angeordnet werden, daß die nach ber beftehenden Gefeggebung an: 
geordneten Betriebseinrichtungen und Sontrolen in Wegfall kommen. Die Steuer 
ft in dieſem Falle von dem angefagten Maiichbottichraume oder der zur Ber: 
arbeitung auf Branntwein angemeldeten Stoffmenge oder derjenigen Materials 
oder Maiichmenge, welche während der erflärten Betriebszeit mit der zum Gebraud) 
beitimmten Breunvorrihtung nadı ihrer Leiſtungsfähigkeit abgetrieben werden kann, 
im Voraus durch die Steuerbehörde bindend feſtzuſetzen. 

V. Eine Rückvergütung der Maifchbottich- oder Branntweinmaterialiteuer 
fun nach näherer Beitimmung des Bundesraths außer für gewerbliche Zwecke 
auch für Branntwein bewilligt werden, welcher zu Heil», zu willenjchaftlichen oder 
zu Putz-, Heizungs-, Koch- oder Beleuchtungszweden Verwendung findet,') oder 
weiher, jo lange er unter Steuerfontrole ſteht, durch Verdunſtung oder jonftige 
natürliche Einflüffe verloren geht. 


4. 8 42. 
l. In den gewerblichen Brennereien findet die Erhebung der Maiſchbottich— 
teter und der Branntweinmaterialftener nicht mehr ftatt. 
Als gewerbliche Breumereien gelten alle Brennereien, welche weder zu den 
landwirthichaftlihen noc) zu den Materialbrennereien gehören. 


N. Ron dem im gewerblichen Brennereien hbergeltellten Branntwein wird, jo: 
weit er der Verbrauchsabgabe unterliegt, ein Zuſchlag zu dieſer erhoben, welcher 
On Mark für das Liter reinen Alkohols beträgt. 

Bei jolhen gewerblichen Brennereien, welche vor dem 1. April 1887 bereits 
beitanden haben und nicht mehr al$ 10000 Liter Vottichraum an einen Tage 
bemaiichen, tritt für den Umfang des vor dem 1. Oftober 1887 geübten Bes 
ttiebes, nad näherer Beitimmung des Bundesraths, eine Ermäßigung des Zu: 
ihlages um O,., Mark für das Liter reinen Alkohols ein. Bemaiſchen Brennereien 
dieier Art mehr ald 10000 Liter, jedoh nicht über 20000 Liter Bottihraum, 


') Die folgenden Worte fehlen im Entwurf. 


382 Die Branntweinſteuer-Reform. 


jo beträgt diefe Ermäßigung des Auichlages O,, Mark. Diele Beltimmung 
findet feine Anwendung während derjenigen Monate, in denen Hefe erzeugt, oder 
Melaſſe, Rüben oder Rübenſaft verarbeitet wird. 
II. Auf Antrag find auch Tandwirthichaftlihe und Materialbrennereien von 
der Erhebung der Maiichbottich- oder Brauntweinmaterialitener frei zu lafleı. 
Sofern hiervon Gebrauch gemacht wird, werden von dem hergeitellten Brannt— 
wein folgende Zuichläge zur Verbrauchsabgabe für das Liter reinen Altohols er: 
hoben: 
a) an Stelle der Maiichbottichiteuer: 
1. in Brennereien, die in einem Jahre nicht mehr als 100 Hektoliter reinen 
Altohols erzeugen, 
während derjenigen Monate, in denen fie ohne Hefenerzeugung ber 
trieben werden O,, Mar, 
während derjenigen Monate, in denen ſie mit Hefenerzeugung be 
trieben werden O, Mark; 
2, in Brennereien, die in einem Jahre mehr als 100, jedody nicht über 
150 Hektoliter reinen Alkohols erzeugen, 
während derjenigen Monate, in denen fie ohne Hefenerzeugung be 
trieben werden O,, Mark, 
während derjenigen Monate, in denen fie mit Hefenerzengung be 
trieben werden O,,, Marf; 
3. in Brennereien, die in einem Jahre mehr als 150 Heftoliter reinen 
Alkohol erzeugen. O,s, O,ıs, Oder O,, Mart nah Maßgabe der Nor: 
ichriften unter Ziffer II; 
b) an Stelle der Branntweinmaterialiteuer: 
. joweit bon einem Brenner in einem Jahre nicht mehr ge 50 Liter 


reinen Alkohols erzeugt werden RR .. Dos Mark, 
2. ſoweit von einem Brenner in einem Jahre mehr als 50 Liter jedoch, 
nicht über 1 Hektoliter reinen Alkohols erzeugt werden . O,s Mark, 
3. foweit von einem Brenner in einem Jahre mehr als — reinen 
Alkohols erzeugt wid . . . — .... OD Mark. 


Die Steuerbehörde kann — — —— aa ohne deren Antrag dem 
Zuſchlag zur Verbrauchdabgabe ftatt der Materialiteuer unterstellen. 

IV. Die in den 88 11 bis 39 des gegenwärtigen Geſetzes Hinfichtlich der 
Verbraucsabgabe gegebenen Beltimmungen finden auf den Zuſchlag zu berjelben 
entiprechende Anwendung. 

V. Für Brennereien, in welden nah Ziffer II und III der Zuichlag zur 
Berbrauchsabgabe erhoben wird, gelten die Tonitigen Beitimmungen des Geſetzes 
von 8. Juli 1868 mit folgenden Aenderungen: 

a) die Größe und Zahl der Nebengefähe, als; Hefengefäße, Matichbebälter 
u. ſ. w. bedürfen einer Genehmigung nicht; 
* die Abweichung vorher im Vetrieboplan bemerkt und ——— 24 Stunden 
der Stenerbehörde angezeigt werden muß; 

ce) die Brennfriſt kann von der Steuerbehörde dem wirklichen Bedürfniß 
entiprechend eingeichränft werden ; 

d) die unbefugte Benutzung von Maiichgefäßen, welche feitens der Steuer: 
behörde außer Gebrauch geſetzt worden find, zum Einmaiſchen, ſowie 
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die Einmaiſchung oder Zubereitung von Maifche, die dem Stenerbeamten 
gar nicht angejagt, oder die an anderen Tagen, in anderen Räumen 
oder in anderen Gefäßen als den in dem amtlich bejtätigten Vetriebs— 
plan dazu angemeldeten vorgenommen wird, unterliegt einer Gelbitrafe 
von einer bis zu breihundert Marf. 


Artikel II. 

8 1. Neben den beitehbenden Branntweinfteuern wird in denjenigen Brennereien, 
welde in einem Jahre mehr ala 300 Hektolitor reinen Alkohols erzeugen, von 
der mehr erzeugten Alkoholmenge ein beionderer Zuſchlag zur Berbrauchsabgabe 
(Brenniteuer) erhoben, und zwar: 

a) in landwirthichaftlichen und gewerblichen Brennereien, die während des 
ganzen Betriebsjahres tveder Hefe erzeugen, noch Melafle, Rüben oder 
Rübenfaft verarbeiten '): 

für die Erzeugung über 300 bis zu 600 Heftoliter je O, Mar, 


" m " " 600 ” " 900 " " 1 " 
” " " " 900 " „ 1200 " " l,; " 
a u au) ALSO * a 2 
" " " " 15 00 " ” 1 8 00 " " 2 rs " 
" * " ” 1800 " " 2000 °) [73 # 3 ” 
“ 7 " " 2 000 „HH 22 00 ” " 3 »b [73 
m n [N " 2200 nn 2400 " " 4 " 
” " " ” 2400 " 2 2600 " " 4, " 
4 Pr „2600 „ „ 2800 > „5 
" [3 73 ” 2 800 " " 3 Of 0 " " 5 [29 m 
” 3000 = " " 6 " 


7 B " "on 
vom Seftoliter reinen Altohols;?) 
b) in fämmtlichen Brennereien, die im Kaufe des Betriebsjahres Hefe er: 
zeugen, im denjenigen gewerblichen Brennereien, welche im Laufe bes 
Betriebsjahres Melaſſe, Rüben oder Nübenfaft verarbeiten, und in den 
Materialbrennereien: 


Im Entwurf beißt es: a) in landwirthichaftlichen Brennereien, die während des 
ganzen Betriebsjahres ohne Hefenerzeugung arbeiten. 

Non bier ab find die Sähe gegen den Entwurf verändert. Sie lauten im Entmurf: 
1800-2000, 2000— 2100, 2100— 2400, 2400— 2700, 2700— 3000, 3000— 3300, 3300— 3600, 
über 3600, 

5 Der Entwurf enthielt zwilchen der jehigen lit. a und b (dort ©) folgende lit, b: 
in gewerblichen Brennereien, die während des nanzen Betriebsjahres weder Hefe erzeugen, 
noch Melaſſe, Rüben oder Rübenfaft verarbeiten: 

für die Erzeugung über 300 bis 400 Heftoliter je 0, Marf, 

“ ” v " 4 ” 600 " [7 1 ” 
600 „ 800 P in —.5 
800 „ 10 23 
1000,» 200m 
1200 „ 1400 — ee 
1400 „ 1600 & BE +, 
1600 „ 1800 2 „4 
1800 „ 2000 0 5 de, 
2000 2200 u ER * 
2200 2400 R „Id y 
2400 „ — mt Ze: 


[23 ” ” " 
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für die Erzeugung über 300 bis 500 Hektoliter) je O, Mar 


" " " ." 500 " 700 " " 1 " 
" " n " 700 n 900 " " 1 ‚5 2 
" " n " 900 " 1000 " n 2 " 
" n " u —1 000 ” 1 100 " " 2 eb " 
” ” " 2 1100 ” 1200 " " " 
” ” n " 1 200 " 1300 " " 3,5 " 
" " " " 1300 " 1400 n " 4 " 
" " " " 1400 " 1500 " " 4, " 
„m „ „ 1500 „ 1600 n "dm 
" " " " 1 600 " 17 00 " 1 5,5 


” 
nn " " 1700 „ — " „ 6 " 
vom SHeftoliter reinen Alkohols. 
In landwirthichaftlichen Genofjenichaftsbrennereien, die als folche am 1. April 
1895 beitanden haben, wird für den Umfang des bisherigen Betriebes die Brenn— 
ftener nur mit drei Viertel der vorbezeichneten Süße erhoben. ?) 
In allen landwirthichaftlichen Brennereien, die im Laufe des Betriebsjahres 
Maiichbottichiteuer entrichtet haben, wird außerdem für jedes in der Zeit vom 
16. Juni?) bis 15. September hergeitellte Seftoliter reinen Alkohols folgende 
Brenniteuer erhoben: 
a) jofern während diejer Zeit an einen Tage durchſchnittlich mehr als 1050, 
aber nicht über 1500 Liter Bottichraum bemaifcht werden . 1 Marf. 

b) jofern während diefer Zeit an einem Tage durchichnittlich mehr als 1500, 
aber nicht über 3000 Liter Bottichraum bemaiicht werden . 2 Mar, 

ce) jofern während dieſer Zeit an einem Tage durchichnittlih mehr als 
3000 Xiter Bottichraum bemaischt werden . » 2 .2.2...3 Mar. 
Diejelbe Abgabe ift zu erheben, ſoweit der Betrieb einer derartigen 
Brennerei in die Zeit vom 16. September bis 15. Juni 8’, Monate 
überichreitet. *) 

In denjenigen am Kontingente betheiligten?) Brennereien, die 
Melaſſe, Rüben und Rübenſaft verarbeiten, wird, jofern fie in einem Betriebs: 
jahre eine Alkoholmenge heritellen, die das Kontingent um mehr als ein Fünftel 
überjteigt, die Brennftener um 15 Mark?) für jedes weitere Hektoliter reinen 
Alkohols erhöht.”) In denjenigen Brennereien der bezeichneten Art, welche nicht 
fontingentirt find, tritt die gleiche Erhöhung imjoweit ein, als ihre Geſammt— 
erzeugung 20 000 Heftoliter reinen Alkohols überfteigt; dieſe 20 000 Hektoliter 
werden auf die innerhalb der legten drei Jahre im Betriebe geweſenen Brennereien 
der bezeichneten Art nach dem Umfange ihrer Betriebsanlagen vertheilt; geben 
dieje Brennereien zur Erzeugung von Hefe über, jo wird von dem betreffenden 
Betriebsjahre an die Altoholmenge, die der um 15 Mark erhöhten Brennjteuer 


') Sämmtliche Sähe find gegenüber dem Entmwurfe geändert, indem der Entwurf Ab- 
ftufungen zu 100 Hektoliter von 300—1400 hatte; der letzte Sab iſt über 1400. 

Dieſer Abſatz fehlt im Entwurf. 

) Entwurf 1. Juni. 
% Diefer Saß fehlt im Entwurf. 

°, Die geiperrt gedrudten Worte fehlen im Entwurf. 

9% Entwurf 5 Marf. 

) Der Reit des 8 1 fehlt im Entwurf, der ftatt deſſen Folgendes enthält: In den: 
jenigen Vrennereien der bezeichneten Art, welchen ein Hontingent nicht zugetbeilt ift, unter- 
liegt die geſammte Erzeugung der erhöhten Brenniteuer mit der Maßgabe, dab auch für 
die Erzeugung bis zu 300 Heftoliter je 5 Mark vom Heftoliter reinen Alkohols erhoben werden. 
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nicht unterliegt, um die Hälfte gekürzt. Neu entitehende Brennereien, die Melaſſe, 
Rüben oder Rübenfaft verarbeiten, unterliegen für ihre geſammte Erzeugung der 
erhöhten Brenniteuer mit der Maßgabe, daß auch für die Erzeugung bis zu 
300 Heftoliter je 15 Mark vom Heftoliter reinen Alkohols erhoben werden. 

$ 2. Die Brennfteuer ift zu entrichten, ſobald bie erzeugte Altoholmenge in 
der Brennerei amtlich feitgeitellt ift oder die Berechnung der fteuerpflichtigen Alkohol— 
menge im Wege der Abfindung ftattgefunden hat. Zur Entridtung ift ber 
Brennereibefiger verpflichtet. Eine Stundung findet nicht ftatt. 

$ 3.') In denjenigen Fällen, int welchen bei der Ausfuhr von Branntwein 
jowie von Fabrikaten, zu deren Herſtellung Branntivein verwendet worden ilt, 
nah dem Auslande ein Erlaß oder eine Vergütung der Branntwein-Verbrauchs— 
abgabe eintritt, ift der Betrag von 6 Mark für jedes Heftoliter reinen Alkohols 
zu eritatten. Bis zu dem gleichen Betrage kann für den zur Efligbereitung ver: 
wendeten Branntwein eine Vergütung der Brennjteuer gewährt werden. 

Die Vergütungsiäge unterliegen nad näherer Beltimmung des Bundesraths 
alljährlich einer Revilton und find von Bundesrathe für das folgende Jahr ent: 
iprechend herabzuiegen, wenn die Geſammtſumme der gezahlten Vergütungen oder 
im Falle einer vorherigen Kürzung der Ausfuhrvergütung diejenige Geſammtſumme 
an Vergütungen, welde bei Gewährung der vollen Ausfuhrvergütung gezahlt 
fein würde, für das abgelaufene Jahr einen Betrag ergiebt, der größer iſt als 
die gleichzeitige Einnahme an Breunitener. 

Soweit in einem Jahre die gezahlten Bergütungen binter dem Aufkommen 
an Brenniteuer zurüdgeblieben find, fünnen aus dem Ueberſchuß auch für Brannt— 
mein, der zu anderen Itenerfreien Zwecken als zur Eſſigbereitung verwendet wird, 
Lergütungen bis zu 6 Mark gewährt werden. 

Die während ded Jahres von 1. Oktober 1900 bis 30. September 1901 
auffommende Brennſteuer darf, injoweit als die Geſammtſumme der jeit dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes gezahlten Brennftenervergütungen die Geſammtſumme 
der während dieſes Zeitraums aufgekommenen Brennſteuer überſtiegen haben ſollte, 
zut Vergütung nicht verwendet werden. 

Ss 4. Die in den 88 16, 17, 18 Ziffer 1 bis 3, 19 bis 24, 26, 27 und 
30 bi8 38 des Branntweiniteuergejeges vom 24. Juni 1887 binlichtlich der 
dranntwein-Verbrauhsabgabe gegebenen Beitimmungen finden auf die Breunſteuer 
entiprechende Anwendung. 


Artifel III?) 
Der Bundesrath wird ermächtigt: 


a, den Sleinhandel mit denaturirtem Spiritus abweichend von den Bor: 
ichriften des $ 33 der Gewerbeordnung zu regeln. 

b) dahin Beſtimmung zu treffen, daß beim Stleinhandel mit bematurirtem 
oder undenaturirtem Spiritus die Altoholitärfe des abzugebenden Spiritus 
durh Aushang an der Berfaufsftelle dem Publikum erſichtlich zu machen iſt. 


"Ss 3 lautet im Entwurf: In denjenigen ‚Fällen, in melden bei der Ausfuhr von 


Branntwein nach dem Auslande ein Erlah oder eine Nergütung der Branntwein-Verbrauchs— 
abgabe eintritt, iit der Betrag von 6 Mark für jedes Hektoliter reinen Altobols zu eritatten. 
zer Vergütungsiag von 6 Mark unterliegt nad näherer Beitimmung des Bundesrathes 
alle drei fahre einer Revifion und ift vom Bundesrath für die folgenden drei Jahre ent- 
'prechend herabjufegen, wenn im Zeitraum der drei vorausgegangenen ‚jahre die Durch— 
\imittsiumme der gezahlten Vergütungen höher geweſen ift als die durchichnittliche Jahres- 
einnabme an Brenniteuer. 
* Fehlt im Entmurfe. 
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Zumwiderhandlungen gegen die vom Bundesrath erlaflenen Beltimmungen 
werden mit einer Gelditrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft beitraft. 


Artitel IV.') 


I. Diejes Gejeß tritt am 1. Juli 1895 mit der Maßgabe in Kraft, daß 
e3 bis zum 30. September 1898 bei den für die Periode 1893/96 zugewiejenen 
Kontingentsmengen verbleibt, und daß die Revifion des Gelammtfontingents, ſowie 
die Neubemeſſung der Kontingente im Betriebsjahre 1897/98 unter Zugrundelegung 
der Ergebniffe der vier Betriebsjahre 1893/94 bis 1896/97 vorgenommen wird. 

Die Vorichriften des Artikel II treten am 30. September 1901 außer Kraft. 

Diejenigen Brennereien, welche vor dem 22. März 1895 die zum Abbrennen 
beitimmten NRohmaterialien angefauft und den hieraus herzuitellenden Branutwein 
durd; einen vor dem 22. März 1895 abgeichlofienen Vertrag zur Lieferung bis 
zum 30. September 1895 veräußert haben, find berechtigt, joweit Die in der Zeit 
vom 22. März bis zum 1. Juli 1895 erzeugte Branntweinmenge binter ben 
verkauften Mengen zurücdgeblieben iit, den an den verfauften Mengen fehlenden 
Vranntwein zu den bisherigen Steuerbedingungen abzubrennen. 

Denjenigen landwirthihaftlihen und Materialbrennereien, welche vor dem 
1. Oktober 1895 neu entitanden und betriebsfähig hergerichtet find, kann bereits 
für die VBetriebdjahre 1896/97 und 1897/98, vorbehaltlih der demmächitigen 
Neuveranlagung, ein angemeſſenes Kontingent zugewielen werben. 


Artikel V.®) 
Der Reichskanzler wird ermächtigt, den Tert des Geſetzes, betreffend Beſteuerung 
des Branntweins, vom 24. Juni 1887, wie er fich in Folge der hierzu ergangenen 
abändernden Beitimmungen ergibt, durch das Neich3-Gefegblatt bekannt zu machen. 


I. Begründung des Geſetzentwurfs. 


Der dem Reichstage während der Sellion 1892/93 unter Nr. 51 der Drud: 
ſachen vorgelegte, nicht zur Verabſchiedung gelangte Entwurf einer Novelle zum 
Branntiweinfteuergeieg vom 24. Juni 1887 bezwedte neben der Gewinnung einer 
Mehreinnahme eine Anzahl von Nenderungen, für welche ein praftiiches Bedürfniß 
hervorgetreten war, Bon der Verfolgung des finanziellen Zieles der damaligen 
Borlage ift inzwiichen Abftand genommen. Dagegen haben die jeither gemachten 
Erfahrungen ergeben, dab e3 einer Ausgeitaltung des Gejeges in wejentlich wei— 
tevem Umfange bedarf, als vordem erkennbar geworden war. 


Abſ. I und II lauten im Entwurf: 

[ In denjenigen Melafie verarbeitenden Brennereien, welche im Betriebsjahr 1894/95 
eine Altoholmenge berftellen, die das Kontingent um mehr als fünfzig Prozent überiteigt, 
werden für jedes weitere nah dem 31. März 1895 bergeitellte Heftoliter reinen Altobols 

5 Mark Brennfteuer gemäß Artifel II erhoben. In nichtlontingentirten Brennereien der 
te Art unterliegt jedes in der Yeit vom 1. April bis 30. September 1895 erzeugte 
Hektoliter reinen Alkohol diefer Abgabe. 

II. Artikel I u. II diefes Gefekes treten am 1. Oftober 1895 mit der Maßgabe in Kraft, daß 

a) die im Artifel IT $ 3 vorgelebene Vergütung der Brenniteuer auch binfichtlich 
desjenigen Branntweins gewährt wird, der vor dem 1. Oftober 1895 erzeugt ift, 

b) es bis zum 30. September 1898 bei den für die Weriode 1893/96 zugemwielenen 
Kontingentsmengen_ verbleibt und daB die Nevifion des Gelammtlontingents 
fowie die Neubemeſſung der Kontingente im WBetriebsjahre 1897/98 unter Zur 
grundelegung der Ergebnifle der vier Betriebsjahre 1893/94 bis 1896/97 vor 
genommen wird. 

) Fehlt im Entwurfe. 
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Zwei Punkte find es hauptſächlich, au denen ein Eingreifen geboten ericheint. 

Obwohl die Branntweinerzeugung ſeit 1887 um etwa 25 Prozent zurüd: 
gegangen iſt, überiteigt die Produktion der Brennereien den inländiichen Bedarf 
jährlih immer noch um einige bunderttauiend Hektoliter reinen Alkohols. Diele 
Ueberſchüſſe vollitändig aus dem Lande herauszujchaffen und dem Weltmarkt zu: 
zuführen, iſt gegenüber der durd hohe Erportprämien unteritügten ruffischen und 
ölterreihiichsungariichen Konkurrenz bisher nicht möglich gemweien; fie üben im 
Folge deilen einen derartigen Drud auf die Inlandspreiſe, dab zahlreiche land» 
wirthihartliche Brennereien ihren Betrieb in dem durch das Wirthſchaftsbedürfniß 
bedingten Umfange nur noch mit Verluften aufrecht zu erhalten vermögen. Soll 
das Gleihgewicht zwijhen den Spirituspreiien und den Pro: 
duftionsfoften wieder hergeitellt werden, Jo muß der dauernden 
Auſammlung von größeren Branntweinbeitänden, für welde es 
an einer Abiasmöglihfeit im Anlande fehlt, vorgebeugt werden. 
Zur Grreihung dieſes Zweckes wird in dem vorliegenden Geſetzentwurf vorge: 
ihlagen, einerieit& die über eine gewiffe Grenze hinausgehende Branıtiveinerzeugung 
der einzelnen Brennereien dur einen progreiliven, vom Brennereibeliger zu ent: 
rihtenden Zuſchlag zur VBerbrauchsabgabe (Brennfteuer) zu erichweren, anderer— 
jerts die Ausfuhr durch eine Erportprämie zu erleichtern. Die hierzu erforder: 
lichen Beträge jollen in Form der neuen Abgabe von den Brennern jelbit auf: 
gebradht werben. 

Mit den Mapregeln zur Hebung des Spirituspreijes muß 
ferner eine Neuordnung des Berhältnifies der verjchiedenen 
Brennereigattungen zu einander Hand in Hand gehen. Aus ber 
beiliegenden ſtatiſtiſchen Ueberſicht wird erfichtlih, im welchen Grade die Hefe: 
brennerei gegenüber der Kartoffel- und dickmaiſchenden Getreidebrennerei durch das 
Beleg vom 24. Juni 1887 begünftigt ift und welche außerordentliche Entwidelungs- 
tühigfeit die großfapitaliftiic betriebene Melaſſebrennerei, insbefondere in Folge 
des Sinkens der Melaflepreiie, gewonnen hat. Im Vergleiche mit den landwirth— 
ſchaftlichen Startoffelbrennereten befinden ſich auch die großen gewerblichen Did: 
matihhrennereien und Materialbrennereien inſofern in günitigerer Lage, als ſie 
durh keine Beſchränkungen bezüglich der Betriebsfriit und der Berugniß zum 
Schlempe- und Dungverfauf behindert find. Die Erhaltung der landwirthichaft- 
lichen Brennereien erfordert es, daß der Weberlegenheit der Großbetriebe innerhalb 
der bezeichneten Brennereigattungen, insbelondere der großen Hefe- und Melaſſe— 
drennereien wirfiamere Schranfen gezogen werden als bisher. Dieler Zweck würde, 
joweit die kleineren landwirthichaftlihen Brennereien in Betracht kommen, schon 
durh eine eimheitlihe nah dem Betriebsunfang abgeitufte Beſteuerung des 
Örennereibetriebes erreicht werden können. Für die mittleren und größeren lands 
wirthichaftlichen Betriebe würde jedoch eine derartige Maßnahme ihre Wirkung 
veriogen. Um dieſe Brennereien nicht der doppelten Stonfurrenz ſowohl jeitens 
der durd die progreilive Beitenerung bevorzugten Stleinbeiriebe als auch feitens 
der großgemwerblichen Brennereien auszujeßen, iſt es erforderlich, eine differenzielle 
Behandlung der Brennereien nicht nur nach dem Umfange der Branntweinerzeugung, 
ſondern auch nad der Breunereigattung eintreten zu laſſen. Im Geſetzentwurf 
wird demgemäß für die dickmaiſchenden landwirthſchaftlichen Brennereien, für die 
didmaiſchenden gewerblichen Brennereien, für die Hefe und Materialbrennereien 
und für die Melaſſe- (Rüben: und Nübenfaft:) VBrennereien je eine bejondere 
Staffelung der Brennftener in Ausficht genommen. Hierdurch werden die Groß: 
betriebe der zulett bezeichneten drei Brennereifategorien in dem Verhältniß belaitet, 
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daß eine Zurüddrängung der didmaiichenden landwirthichaftlichen Brennereien durd 
einen geiteigerten Wettbewerb jener Großbetriebe faum zu befürdten fein wird. 

Mehreinnahmen zu erzielen Liegt nicht in der Ablicht des Gelegentwurfs. 
Der Ertrag der Brennfteuer läßt ſich auf Grund der amtlichen Statiftif über die 
Produktion der einzelnen Brennereien während der früheren Betriebsjahre auf 
2 bis 2"), Millionen Markt veranfchlagen. Derjelbe geitattet, die Ausfuhr: 
bergütung für einen Erport von etwa 300000 Hektolitern reinen Alkohols auf 
6 ME. für das Heftoliter zu bemeifen, und gewährt außerdem die Mittel, um 
den Einnahmeausfall anszugleihen, welder zufolge der im Mrtifel I unter 
Biffer 7 III vorgeſehenen Zufchlagsermäßigungen in Höhe von etwa 150000 
bis 200000 ME. zu erwarten tit. 

Zur Grläuterung der einzelnen Beſtimmungen des Gefegentwurfs ift Folgen: 
des zu bemerfen: 

Artikel I. 
Ziffer 1. 

Die Nevilion des Geſammtkontingents und die Neuvertheilung besielben 
ftehen mit einander im Zuſammenhange, fo daß es fich empfiehlt, die im $ 1 
Abſatz 3 des Gejetes vom 24. Juni 1887 vorgeſehene Friftbeitimmung mit der 
in Ziffer 2 des Entwurf3 von drei auf fünf Jahre verlängerten Frift für die 
Neubemeilung der Kontingente in Webereinitimmung zu jegen. 

In 8 1 Abſatz 4 des bezeichneten Geſetzes ift vorgeichrieben, daß nad 
näherer Beitimmung de3 Bundesraths unter anderem auch der zu willenichaft« 
lichen und Heilzweden verwendete Branntwein von der Verbraudysabgabe befreit 
bleibt. Dabei handelt es jich vorwiegend um die Gewährung der Steuerfreiheit 
für undenaturirten, daher zu Genußzweden geeigneten Branntwein. Die 
Ausführung der Vorichrift bereitet erheblihe Schwierigkeiten. Einerſeits kann 
von den ntereflenten beaniprucht werden, daß ihnen die Steuerfreiheit für alle 
irgendwie zu einem Seilzwede beſtimmten Fabrikate, gleichviel ob dieſelben auch 
zu Genußziveden dienen oder dienen können, zugeltanden werde, andererjeitö be— 
jteht die Gefahr, dal das Steuerauffommen dur Mißbrauch des ftenerfrei bes 
laffenen Branntweins fir nicht fteuerfreie Verwendungszwecke in erheblichem 
Umfange geihädigt wird. Der Entwurf will das fisfaliiche Interefle gegen zu 
weitgehende Anforderungen Ihügen und die Gleihmäßigfeit des Verfahrens ficherer 
jtellen als bisher, 

Schon vor Jahren hat ſich der Bundesrath genöthigt geſehen, für eine 
Neihe von Mitteln und Zwecken, bei denen die Gefahr der mißbräuchlichen Ber: 
wendung des undenaturirt ftenerfrei abgelaflienen Branntweins beſteht oder die 
Möglichkeit genügender Kontrole mangelt, namentlich für alle Geheimmittel, die 
Steuerfreiheit auszuschließen. Die Maßregel bietet indeh, wie die Erfahrung ge— 
zeigt hat, feine Gewähr dafür, dat wicht für ähnliche, aber unter anderer Be: 
zeihnung auftretende Fabrifate oder für ſolche Mittel, aus denen die von der 
Stenerfreiheit ausgeichloflenen Präparate hergeftellt werden fünnen, die Steuer: 
freiheit von einzelnen Steuerbehörden gewährt wird. Auch kann ein Berzeihnik 
der von der Steuerfreiheit auszuichliegenden Mittel bei der außerordentlichen 
Zahl der mit Branntwein zubereiteten, zudem fich beitändig vermehrenden Prä— 
parate niemals erſchöpfend fein. Vollends auf dem Gebiete der Geheimmittel 
mangelt ed an genügend zuverläſſigen Striterien. Hiernach ift es erflärlih, daß 
die Entſcheidungen der Steuerbehörden in den einzelnen Amtsbezirken und noch 
mehr in den verichiedenen Bundesgebieten überaus ſchwanken und von einander 
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abweichen. In dieiem auf die Dauer unhaltbaren Zuitande wird nad) den ges 
madten Erfahrungen nur Bellerung geichaften werden fünnen, wenn ber Bundes— 
rath von der Befugniß zur Verſagung der Steuerfreiheit infoweit Gebrauch macht, 
daß er, den jeweiligen Umjtänden und Bedürfniſſen entiprechend, fünftig diejenigen 
Mittel und Zwecke, für welche die Gewährung der Steuerfreiheit eintreten darf, 
einzeln nambaft macht. Nur hierdurch wird die für die betheiligten Gewerb— 
treibenden vor allem Anderen wichtige Gleihmäßigfeit der Behandlung inner: 
bald de3 ganzen Reichsgebiets ermöglicht werden. Dabei bleibt die Möglichkeit 
beiteben, öffentlichen Krankenhäuſern, wiſſenſchaftlichen Initituten und ähnlichen 
Anstalten, an deren Zuverläffigfeit nad ihrer Einrichtung und Verwaltung nicht 
zu zweifeln it, die Steuerfreiheit ebenio wie gegenwärtig auch fernerhin in ums 
faſſender Weile zu gewähren. 

Die Gejammtmenge des im Brennereibetriebsjahre 1892/93 für Heil: und 
wiitenichaftliche Zwecke fteuerfrei abgelaflenen Branntweins beträgt 15926 Hekto— 
liter reinen Alkohols. Daß dielelbe durch die in Aussicht genommene Neuregelung 
eine nennenswerthe Verringerung erfahren wird, ilt nicht anzunehmen. 

Die Vorjchrift des geltenden Geieges, wonach die Brennereibeſitzer berechtigt 
jein sollen, gegen Uebernahme der often die amtliche Denaturirung ihres Brannt— 
weins in ihren Brennereien zu verlangen, it in den Entwurf nicht übernonmten. 
Dieſelbe gebört, da fie lediglih das Denaturirungsverfahren betrifft, nicht 
unter die materiellen Beitimmungen über die Steuerfreihbeit. Es iſt indeh nicht 
beabfichtigt, durd ihre Beleitigung an der beitehenden Hebung der Steuerbehörden 
etwas zu ändern. 

Ziffer 2. 

Rei den Umſtändlichkeiten des Worverfahrens, mit demen die jededmalige 
Neupertheilung der Gelanımttjahresmenge Branntwein, welche zum niedrigeren Sage 
der Verbrauhsabgabe hergeitellt werden darf, verknüpft ift, wirft die alle drei 
Jahre eintretende Wiederholung für die Steuerverwaltungen der Bundesregierungen 
im bobem Grade belältigend. Cine Verlängerung der Periode ericheint deshalb 
erwünſcht. Auch für das Brennereigewerbe iſt die Erlangung größerer Stabilität 
des Kontingents Bedürfniß. Es wird um fo ziwedmäßiger fein, die Periode 
auf fünf Jahre auszudehnen, als aucd die Volkszählung im Reiche, nach deren 
Eigebniſſen die Höhe des Kontingents jeweilig fFeitzuiegen it, in Fünfjährigen 
Zeiträumen ſich wiederholt. 

Es hat ſich ferner das dringende Bedürfniß ergeben, die Neukontingentirung 
nicht erſt im Laufe der neuen Vertheilungsperiode, ſondern bereits vor Beginn 
der letzteren vorzunehmen und auf dieſe Weiſe die Zutheilung proviſoriſcher, der 
ipäteren Berichtigung unterliegender Kontingentsmeugen zu vermeiden. Erfahrungs— 
mähig ift die nachträgliche Ausgleihung des Unterichiedes zwiichen der vorläufigen 
und der endgültigen Stontingentirung ſowohl für die Brennereien als für bie 
Steuerbehörden mit erheblichen Schwierigkeiten, für die Reichskaſſe mit einer uns 
erwünihten, die Aufftellung des Etats erichwerenden Verichiebung der Einnahmen 
verfnüpft. Es ſoll daher fünftig die Neubemeflung bereits im legten Jahre der 
ablaufenden Bertheilungsperiode erfolgen. 

a) Aus der Vorfchrift des Geſetzes, daß nad Ablauf einer Kontingents- 
veriode neben den inzwiichen men entitandenen landwirthichaftlichen und Materials 
brennereien auch diejenigen, die während der legten Periode einen regelmäßigen 
bettieb nicht gehabt haben, nah dem Umfange ihrer Betriebsanlagen und unter 
Beridfihtigung der Iandwirthichaftlichen Verhältniffe nen zu veranlagen find, ent 
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ipringt die Möglichkeit einer mißbräuchlichen Ausnusung. Da die Brennereen 
e3 in der Hand haben, ihre Brennerei unregelmäßig zu betreiben, jo fann von 
ihnen durch willfürlichen unregelmäßigen Betrieb die Neuveranlagung zu dem Be— 
hufe erzwungen werden, um ohne Rückſicht auf den Umfang ihrer bisherigen 
Brodnftion zu einem höheren Nahresfontingent zu gelangen. Aus den Erfaähr— 
ungen bat ſich das Bedürfniß ergeben, die vorliegende Beitimmung im Sinne 
einer Einſchränkung abzuändern. 

Für ſolche Brennereien, die durch Mißernte, Feuerſchaden oder „ähnliche 
Ereigniſſe“ in der Wirthſchaft an dem vollſtändigen Abbrennen ihres Kontingents 
verhindert worden ſind, iſt die Neueinſchätzung überhaupt entbehrlich, da an— 
genommen werden kann, daß ſie die ihnen zugetheilte Kontingentsmenge hergeſtellt 
haben würden, wenn das hindernde Ereigniß nicht eingetreten wäre. Als ein 
„ähnliches Ereigniß“ im Sinne des Geſetzentwurfs iſt es auch anzuſehen, wenn 
Abfindungsbrennereien durch die Ernteergebniſſe oder andere beſondere Umſtände 
veranlaßt ſind, zeitweiſe ganz oder zum Theil von der Verarbeitung mehliger zu 
derjenigen nichtmehliger Stoffe überzugehen oder den Betrieb ganz einzuſtellen 
und hierdurch verhindert werden, ihr Nontingent auszunutzen. 

So wenig ed in der PBilligfeit läge, den Brennereibeſitzern aus wirthicaft: 
lihen Störungen einen Schaden bei der Neuvertheilung des Stontingents er— 
wachſen zu laſſen, dürfte es auf der andern Seite gerechtfertigt fein, aus Der: 
artigen Umständen Veranlaſſung einer künftigen höheren Bemeflung des Kontin— 
gents zu nehmen. Wollends aber jollte eine lediglich willfürliche Inregelmäßigfeit 
des Betriebes nicht dazu führen, daß bei der Neuvertheilung das Kontingent Für 
die betreffende Brennerei nad einen vortheilhafteren als dem allgemein gültigen 
Maßſtabe bemeſſen wird. Die Neuveranlagung bisher betheiligter Brennereien 
erſcheint hiernach in der Regel nur infoweit begründet, als die wirthichaftliche 
Lage der Betriebsanftalten durch Verringerung oder Vergrößerung der regelmäßig 
beaderten oder ſonſt landwirthſchaftlich genutzten Fläche (Miefen und Weiden) 
oder durch Uebergang zu einer anderen Vetriebsart während der abgelaufenen 
Periode eine wejentliche Veränderung erfahren hat. (Val. liter. c. 2 und 3 bes 
Entwurfs.) 

Für Jahre mit beionders ungünstigen Ernten kann e3 für die allgemeine 
Rolksernährung von hoher Bedeutung fein, daß die im Inlande zur Verfügung 
ftehende Menge von Nartoffeln und Brotfrücdten nicht durch ausgedehnte Ber: 
wendung zu Brenmzweden verringert, fondern in möglichit umfaſſendem Maße 
für den menichlichen Stonflun erhalten wird. Dem wirde jedoch gegebenen Falls 
das geltende Branntweinſteuergeſetz entgegen ſtehen, da nach demfelben die Brennerei 
beiiger gezwungen find, zum Zwecke der Grhaltung ihres Kontingents, bis zur 
vollen Höhe desielben Branntwein herzuitellen. Hierzu fommt, daß die Nöthigung 
zum Abbrennen des Stontingents unter Umftänden auch zur Vergrößerung der 
leberproduftion an Branntwein beiträgt und infofern für das Brennereigemwerbe 
geradezu Ichädlih wirft. Zur Beleitiaung dieſer Unzuträglichfeiten wird es ge 
nügen, wenn dem Bundesrath die Ermächtigung ertheilt wird, für einzelne Jahre, 
in welchen eine Cinichränfung des Brennereibetriebes angezeigt ericheint, dahin 
Beitimmung zu treffen, daß aus der Nichterledigung der Kontingente ein Nach— 
theil für die künftige Neufontingentirung nicht erwacien joll. 

b) Laut $ 2 Abſatz 1 des Geſetzes find bei der eriten Bemeſſung der bem 
niedrigeren Abgabelage unterliegenden Branntiweinmenge Hefebrennereien und ſonſtige 
Getreidebrennereien wicht nadı dem galeihen Maßſtabe wie die übrigen, ſondern 
mit im Verhältniß ihrer geringeren Maiichraumansbente gefürzten Beträgen, die 
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Hefebrennereien mit vier Achteln, die fonftigen Getreidebrennereien mit fieben 
Achteln betbeiligt worden. An dem Abiag 5 daſelbſt ift vorgeichrieben, daß für 
diejenigen Getreidebrennereien, welde nad Inkrafttreten des Geſetzes zur Hefen— 
erzeugung übergehen, die Neubemeſſung des Stontingents nad den für die Hefe 
brenmereien geltenden Grundſätzen zu erfolgen habe. Das Geſetz hat aber nicht 
ausdrüdlich den Fall vorgeſehen, daß Brennereien, welche andere Stoffe alö Ges 
treide verwendet haben, zur dickmaiſchenden Getreidebrennerei oder zur Hefenerzeugung 
übergehen. Um Zweifeln zu begegnen und im Intereffe der Gleichmäßigfeit er: 
Iheint eine Ergänzung dahin geboten, dab auch in dem legteren Falle nah dem 
Frinzip des Abſatz 1 verfahren werde. Jedoch muß bierpon eine Ausnahme ges 
macht werben für folche Brennereien, welche je nach dem Ausfall der Ernte und 
den Marftpreiien bald als Startoffels, bald ala dickmaiſchende Getreidebrennereien, 
bald als Hefebrennereien betrieben werden, damit fie nicht in die Gefahr geratben, 
wegen einer Abänderung der Betriebsart, die bereits bei einer früheren Kontin— 
gentirung Anlaß zu einer Sontingentsminderung gegeben hat, im Falle ihrer 
Wiederholung mehrmals an ihrem Kontingent gekürzt zu werden. Außerdem 
empfiehlt e3 fich, eine Ermächtigung des Bundesraths zur Zulaflung anderiweiter 
Ausnahmen vorzuiehen, namentlih um die Möglichkeit offen zu halten, daß in 
Jahren einer Mißernte landwirthichaftliche VBrennereien in den Stand geſetzt 
werden können, ausuahmsweile Getreide ftatt Kartoffeln zu verarbeiten, ohne Ges 
fahr zu laufen, dieierhalb bei der nächiten Neuvertheilung des Stontingents als 
Getreidebrennereien behandelt zu werben. 

e) Die Zuläffigfeit der Nenveranlagung der Brennereien auf Grund eine 
unregelmäßigen Betriebes in der voranfgegangenen Stontingentsperiode ermöglichte 
es biöher, etwaige Irrthümer, die bei der früheren Ktontingentirung untergelaufen 
waren, bei der nächlten Neufontingentirung auszugleichen. Diele Möglichkeit fällt 
jedoeh weg, wenn künftig die Neuveranlagung der bereits beftehenden Brennereien 
nah Maßgabe der Ziffer 2 und 3 beichränft werben- follte. Cs würde dann ber 
Fal eintreten können, daß in Folge von Irrthümern weientliche Arealveränderungen 
landwirthichaftlicher Brennereien, welche eine Bermehrung oder Verminderung 
ihres Kontingents bedingen, dauernd unberüdfichtigt bleiben Hiergegen joll durch 
die Ziffer 4 Borjorge getroffen werben, indem beftimmt wird, dab in ſolchem 
Falle der unterbliebene Ausgleich zwiichen der Höhe des Kontingents und dem 
landwirthichaftlichen Bedürfniß jpäter nachzuholen ift. 

Die geltenden Beltimmungen über das Verfahren bei der Neuveranlagung 
iind, wie die bisherigen Neukontingentirungen ergeben haben, nicht erichöpfend 
und entiprechen nicht den durch das Geſetz geichaffenen Verhältniſſen. Abzuändern 
it insbefondere die Vorichrift, dak für die Bemeſſung der Nontingente der neu 
veranlagten Brennereien dasjenige Verhältniß zu Grunde zu legen iſt, mach welchem 
die biöher beitandenen Brennereien an der zum niedrigeren Abgabejag beritellbaren 
Jahresmenge im Berhältnig zur Maiichbottichiteuer betheiligt werben. Dieſelbe 
war bei Erlaß des geltenden Geſetzes geboten, infofern damals für die Schägung 
der Produktion einer Brennerei fein anderer Maßſtab als der der gezahlten Steuer: 
beträge gegeben war. Jet ift fie ſchon um deswillen unzureichend, weil nad) 
Einführung des Zufchlages zur VBerbrauchsabgabe die Maiichbottichiteuer in zahl: 
reihen Brennereien nicht mehr erhoben wird. Da gegenwärtig die von den 
Örennereien erzeugten Branntweinmengen unmittelbar zur amtlichen Feititellung 
arlangen, und da ferner dad Verhältniß zwiichen Produktion und Kontingent 
bei den einzelnen Brennereigattungen ein durdaus verichiebenes iit, jo wird es 
fih empfehlen, die Abmeffung nad demjenigen Verhältniß vorzunehmen, weldes 
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zwiſchen der Geſammterzeugung der zu derſelben wirthichaftlichen Stategorie ge: 
hörigen Brennereien und der von ihnen zum niedrigeren Abgabeſatze hergeitellten 
Altoholmenge während der vorhergegangenen fünf Jahre beitanden hat. 


d) In Folge der Beitimmung des 8 2 Abſatz 1 des Gelege, wonach die 
erite Kontingentirung auf Grund ded Betriebsumfanges der einzelnen Brennereien 
in den Jahren 1879/80 bis 1885/86 zu erfolgen hatte, find eine Anzahl 
Brennereien in den Beſitz ſehr hoher Sontingente gelangt. Diele hohen Kon— 
tingente bilden den Gegenstand Iebhafter Beichwerden der niedrig fontingentirten 
Brennereien, die hierin eine dauernde Verſtärkung der lleberlegenheit der Groß— 
betriebe erbliden. Mau wird zugeben müſſen, daß durch die Gewährung derartiger 
großer Kontingente eine auffteigende Entwidelumg des Slleinbetriebes erſchwert iſt. 
Der auf eine Förderung des legteren gerichteten Tendenz des Gefegentwurfs wird 
eö daher entiprechen, wenn die hohen Stontingente zu Gunsten der minder vor: 
theilhaft fontingentirten Brennereien herabgejegt werden. Um hierbei nicht über 
dad durch Rückſichten der Billigfeit aebotene Maß hinauszugehen, wird vor: 
geichlagen, die Kürzung auf Diejenigen Kontingente zu beichränfen, welche mehr 
als 150 000 Liter betragen, und mit derielben nur allmälig vorzugehen. Die 
Mabregel würde, wenn man die ontingentirung der Periode 1890/93 zu Grunde 
legt, 54 landwirthichaftliche, 27 gemwerblihe und 21 Melaffebrennereien treffen. 
Sie wird ſich insbejondere auch bezüglich der landwirthſchaftlichen Brennereien 
rechtfertigen laflen, da die in Betracht kommenden Betriebe der überwiegenden 
Mehrzahl nach im Berhältuig zu ihrem Kontingent erheblich weniger Braunt— 
wein zum höheren Verbrauchsabgabejag heritellen, als die anderen landwirthſchaft— 
lichen Brennereien. Es läßt lich hiernach annehmen, daß dieſelben auch bei der 
in Ausfiht genommenen Herabſetzung ihrer Kontingente im Allgemeinen in der 
Lage fein werden, ihren Betrieb in dem durch das landwirtbichaftlihe Bedürfniß 
bedingten Umfang fortzuführen. Bei einer weitergehenden Kürzung auch ber 
minder hohen Kontingente würde dies nicht mehr der Fall fein, da alsdann zahl: 
reiche Kartoffelbrennereien mit getroffen würden, die behufs Erhaltung des Kultur— 
zuftandes der dazu gehörigen Ländereien jchon jest gezwungen find, die verluſt— 
bringende Produktion von jogenanntem 7Oer Branntwein über das Durchſchnitts- 
mas hinaus auszudehnen. 

Wo es fih um neu entitehende oder ſolche Brennereien handelt, für die 
eine Kontingentserhböhung beaufprucht wird, jcheint behufs Verhinderung des 
Entitehens neuer Großbetriebe ein jchärferes Vorgehen gegen die hohen Kontin: 
gente geboten und auch zulälfig, da hierbei ein Eingriff in beitehende Verhälmiſſe 
nicht ftattfindet. Als Höchitbetrag des Stontingents iſt demgemäß für folche land: 
wirthſchaftlichen Brennereien eine Menge von SO000 und für Materialbrennereien 
eine Menge von 8000 Litern reinen Alkohols in Ausficht genommen, Ein 
Kontingent von 80000 Litern gejtattet es, bei einer Tagesbemaiihung von 
6000 Litern etwa 5 Monate lang zum niedrigeren Abgabejage zu bremmen. 
In der abgelaufenen Stontingentsperiode hatten nur 424 landwirthſchaftliche 
Brennereien ein höheres Kontingent. Gin Bedürfniß, die obere Grenze höher zu 
bemeſſen, wird hiernach nicht anzuerkennen fein. 


Die größeren Materialbrennereien stehen nicht im unmittelbarer Verbindung 
mit der Landwirthichaft und nur zum Iheil dienen fie derielben mittelbar, indem 
fie die Erzeugnile des Wein und Objtbaues aufnehmen. Der Betrieb hat mehr 
den Charakter der gewerblichen Brennereien. Die Grenze von 8000 Litern dürfte 
für dieſe Betriebe angemeflen zu erachten fein, wenn man berüdfichtigt, dab 3. 2. 
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im Betriebsjahre 1892/93 von 47385 Materialbrennereien nur 14 mehr als 
10000 Xiter und nur 16 zwiidhen 5000 und 10000 Xiter reinen Altohols 
erzeugten. 

e) Die Kontingentsminderungen und «Erhöhungen auf Grund der Ziffern 
b, e und d würden bei einer fpäteren Neufontingentirung zum Theil wieder weg— 
fallen, wenn ber Grundiag unter a, wonach für die Theilnahme am Kontingent 
die im dem vorhergehenden fünf Betriebsjahren durchſchnittlich zum niedrigeren 
Abgabeiag bergeitellte Altobolmenge maßgebend ift, uneingeichränft zur Anwendung 
tüme. Beiſpielsweiſe würde, wenn das Kontingent einer Brennerei bei der vorher— 
gehenden Neuvertheilung von 100 auf 200 Hektoliter reinen Alkohols erhöht 
wäre, nadı jenem Grundlage für das erite Jahr des fünfjährigen Zeitraums, 
welches noch in die alte Klontingentsperiode Fällt, nicht 200, Tondern höchſtens 
100 Hektoliter Kontingentöproduftion anzufegen fein und der für die Brennerei 
in Rechnung zu stellende Durchſchnitt der Kontingentsproduftion demgemäß 180 
Hektoliter nicht überiteigen können. Für eine derartige Nenderung des durch die 
vorangegangene Umkontingentirung als angemeſſen anerfannten VBerbältnifies der 
Berheiligung am Kontingent iſt ein innerer Grund nicht vorhanden. Es empfiehlt 
ih deshalb, derielben dadurd vorzubeugen, dab in den hierher gehörigen Fällen 
tur das legte Jahr der früheren Vertheilungsperiode ſtets das neu zugetheilte 
Kontingent in Anjag gebracht wird. 

Nah Ziffer TI des Entwurfs würden zu den gewerblichen Brennereien 
fünftig auch die Melafjebrennereien zu rechnen fein. Demgemäß joll der im $ 2 
Abtag 4 des Gefeges vorgeiehene Verluſt des SKontingents auch dann eintreten, 
wenn landwirthichaftlihe Betriebe in Melailebrennereien umgewandelt werben. 
Die Erwägungen, welde dazı geführt haben, die Melaffebrennereien als gewerbs 
lihe zu behandeln, find unter Ziffer 7 näher angegeben und haben bezüglich der 
Kontingentirung im geltenden Geſetz bereits inſofern Berückſichtigung gefunden, 
als neu entitehende Melaflebrennereien ebenio wie die gewerblichen Brennereien 
von der Erlangung eined Kontingents ausgeichloflen find. 

Für die Materialbrennereien, die zum gewerblichen Betriebe übergehen, iſt 
jeiner Zeit eine gleiche Beitimmung wie für die landwirthichaftlichen Brennereien 
nicht getroffen worden, anicheinend, weil das VBorhandenjein eines Bedürfuiſſes 
bierzu nicht angenommen wurde, Cs hat fich indeß eine entiprechende Ergänzung 
der Borichrift als nothwendig erwielen, da ſonſt die Möglichkeit beitände, daß 
neue gewerbliche Vetriebe im Wege der Umwandlung aus Materialbreunereien in 
den Beitg von Kontingenten gelangen. 

Der Abſatz 3 entipricht den vom Bundesrath zum 8 1 Abſatz 6 des Geſetzes 
beſchloſſenen Ausführungsbeitimmungen infofern, als nad lesteren diejenigen 
Materialbrennereien, welche mehr als zehn Hektoliter reinen Alkohols erzeugen, 
von der Begünftigung, ihr gelammtes Produft zum niedrigeren Abgabelage zu 
verftenern, ausgeichloflen werden und der Stontingentirung unterliegen. Der 
Bundesrath hatte feiner Zeit von der Ermächtigung, alle Materialbrennereien 
an diefer Begünftigung theilnehmen zu fallen, Gebrauch gemadt. Er hat ſich 
indeß ſpäter veranlaßt geiehen, die obige Beſchränkung eintreten zu laflen, weil 
die Annahme, unter welcher der Abſatz 6 in das Geſetz aufgenommen war, daß 
nämlich als Materialbrennereien ausichließlich fleine, zu einer beträchtlichen Aus— 
dehnung der Branntweinerzeugung nicht befähigte Betriebe in Betracht fommen 
würden, jih zum Theil als unzutreffend erwies. Dies gilt beifpielsweile bezüg— 
lid) einer Anzahl von Brennereien, die im erheblicherem Umfange nichtmehlige 
Brauereiabfälle, Hefenbrühe, Wein und Nofinen verarbeiten. 
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Auf der anderen Seite ericheint es angezeigt, die auf die Kontingentirung 
der Materialbrennereien bezüglichen Grundfäge auch auf die ganz kleinen land- 
wirthichaftlichen Brennereien auszudehnen. Beide Arten der Brennereien ſtehen 
fth jehr nahe, jowohl in Bezug auf die wirthichaftliche Bedentung, wie hinfict- 
li) der Art des Betriebes. Ihre gleihmähige Behandlung empfiehlt ſich außer: 
den von dem Gelichtöpunft, daß dadurd die Kontingentirungsarbeiten weſentlich 
vereinfacht und zahlreiche fleinere Befiger der damit verknüpften Weiterungen ent: 
hoben werden. Die Zahl der landwirthichaftlichen Betriebe, welche hiernach fort: 
an der Kontingentirung nicht mehr unterliegen würden, beträgt wenigiten® 6000, 
wovon annähernd die Hälfte auf das Königreich Württemberg und annähernd je 
ein Viertel auf das Königreich Bayern und das Großherzogthun Baden entfallen. 
Eine Benadhtheiligung der übrigen Brennereien iſt dabei nicht zu befürchten, da 
die in Betracht kommenden Brennereien auch bisher fait ausnahmslos derartige 
Stontingente zugetheilt erhalten haben, dat fie ihr geſammtes Grzeugniß zum 
niedrigeren Saß der Verbrauchsabgabe verftenern konnten. 


Ziffer 3. 

Die Beltimmung des 8 12 des Geſetzes, daß bei der Ausfuhr von Fabritaten, 
zu deren Heritellung im freien Verkehr befindlicher Branntwein verwendet ift, nad 
näherer Beitimmung des Bundesraths für jedes in den Fabrikaten enthaltene Liter 
reinen Alkohols eine Vergütung der Berbrauchsabgabe von O,, ME. gewährt 
werden kann, bat ſich in mehrfacher Hinſicht als zu enge erwieien. 

Es beiteht das Bedürfniß, die Gewährung der Ausfuhrvergütung über den 
Kreis der Fabrikate, zu deren Herftellung Branntwein verwendet iſt, hinaus auch 
auf diejenigen im freien Werfehr erzeugten Irinfbranntweine auszudehnen, welce 
in diefer Geitalt Schon von der Brennerei hervorgebradht und deshalb unter den 
Begriff der Fabrikate aus Branntwein nicht zu ziehen find. Als jolche kommen 
namentlich die Branntweine aus nichtmehligen Stoffen in Betracht, infoweit die 
jelben in gemäß 8 13 Abſatz 1 des Geſetzes abgefundenen Brennereien erzeugt 
werden und deöhalb ſchon mit ihrer Deritellung in den freien Verkehr gelangen. 
Die Beitimmung im Abjag 2 dajelbit, wonad) die Landesregierungen die abgabe: 
freie Lagerung des in ſolchen Brennereien bergeftellten Branntweins behufs jpäterer 
Ausfuhr geitatten Dürfen, hat für den Zwed der Erleichterung der Ausfuhr um 
deswillen nicht genügt, weil die Mehrzahl dieier Betriebe zu Elein ift, um von 
der Borichrift Gebrauh zu machen. 

Die inländiihe chemilche Induftrie, welche große Mengen von Branntwein 
verbraucht, und inſoweit, als es ſich um nicht jteuerfreie Verwendung handelt, 
gezwungen it, denſelben aus dem freien Verfehre zu entnehmen, ftellt neben folchen 
Erzeugniſſen, in welchen der als Löfungsmittel dienende Branntwein verbleibt und 
ſteueramtlich ermittelt werben fan, auch ſolche Präparate her, bei welchen der 
Alkohol eine gänzliche Umwandlung erfahren hat oder vollitändig wieder vertrieben 
worden it, jo daß fich feine Spur desjelben mehr nachweiſen läht. In Folge 
davon, daß bei der Ausfuhr ſolcher Fabritate die Berbrauchdabgabe für den ver: 
wendeten Branntwein nicht vergütet worden ift, hat der Erport eine jehr empfind— 
liche Beeinträchtigung erlitten. Bei der hohen Bedeutung, welche die chemiſche 
Induſtrie bei uns befist, it ihre Forderung, daß in diefer Beziehung durch Er— 
weiterung der geleglihen Borichrift Abhilfe gejchaffen werbe, alö wohl begründer 
anzuerfennen. 

Da der Preis des verfteuerten Branntweins — gleichviel, ob berjelbe an ſich 
mit 50 „4 oder TO „A Berbrauhsabgabe für das Liter belaftet ift — ſich immer 
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auf der Grundlage einer Abgabe in Höhe von 70 regelt, erfcheint es ferner 
billig, die Beihränfung der Vergütung auf den Sag von 50 9 für das Liter 
reinen Altohols in zFortfall zu bringen. Sache des Bundesraths wird es fein, 
die ihm vorbehaltenen Beitimmungen dergeitalt zu treffen, daß dabei die Möglich. 
feit einer Schädigung des fiskaliſchen Intereſſes ausgeichloffen bleibt. 
Ziffer 4. 
Der $ 13 des Geſetzes hat eine Abfindung der Kleinen Matichbrennereien, 
rt fleinen jogenannten Brauereibrennereien, d. h. Brauereiabfälle verwendenden 
Breunereien, ſowie aller Materialbrennereien in der Art vorgeiehen, dab ermittelt 
wird, welche Altoholmenge mit der zum Gebrauch beitimmten Brennvorrichtung 
nah ihrer Leiſtungsfähigkeit während der erflärten Betriebszeit gewonnen werden 
kann. ach den inzwiichen gemachten Erfahrungen bietet für Diejenigen Vrennereien, 
welhe mehlige Stoffe verarbeiten, der deflarirte Maifchbottichraum in der Negel 
eine zuperläffigere Grundlage für die Berechnung der Abgabe, während für Die 
zablreichen Betriebe der allerfleiniten Art eine erleichterte Abfindung auf Grund 
der zur Verarbeitung angemeldeten Stoffmengen im Bedürfniß Liegt. Um die 
Benußung diefer Wege zu ermöglichen, ſoll die Beſtimmung entiprechend ergänzt 
werden, 

Bei der im legten Abſatz vorgelehenen Abfindung auf die Mindeitmenge des 
zu ziehenden reinen Alkohol iſt der geſammte in der Brennerei erzeugte 
Branntwein zur ftenerlichen Abfertigung vorzuführen mit der Maßgabe, daß der 
Brenner, welcher weniger als die im Wege der Abfindung feitgeitellte Alkohol: 
menge zur Abfertigung stellt, die Fehlmenge veritenern muß. Die Zulaffung 
diefer Maßregel Liegt überwiegend im Interefle derjenigen größeren Brennereien, 
in denen den Anforderungen der Berwaltung bezüglich der ftewerficheren Eine 
rihtung mit Sammelgefäßen u. j. w. (55 5 ff. des Geſetzes) nicht entiprochen 
wird, ſei es, daß die Einrichtungen überhaupt fehlen, oder daß fie im Laufe des 
Betriebes fich als unzureichend erweilen (Verlegungen an den Sammelgefäßen oder 
Robrleitungen, Störungen der Mehapparate u. ſ. w.). In ſolchen Fällen würden 
die Stenerbehörden wegen ber Höhe der auf dem Spiele ſtehenden Steuerbeträge 
häufiger von dem Recht der Unterfagung des Betriebes (SS 8 und 10 des Ge: 
jepes) Gebrauch machen müffen, wenn ihnen nicht die Möglichkeit gegeben wird, 
eine Abfindung eintreten zu laſſen, welde das Steuerauffommen in erhöhten 
Maße ficher Stellt. Die Abfindung auf die Mindeitmenge entjpricht diefem Gr: 
jorderniß. 

Ziffer 5. 

Durch die im Branntweinſteuergeſetz vom 8. Juli 1868 (Bundes-Geſetz-Bl. 
©. 384) vorgeſehenen detaillirten Kontrolbeſtimmungen wird die Steuerverwaltung 
häufig behindert, den Wünſchen der Brennereibeſitzer auf Zulaſſung von Betriebs— 
etleichterungen zu entſprechen, die im Bedürfniß der Brennereileitung liegen und 
vom Gefichtspunft der Wahrung des Steuerinterefles nicht zu beanftanden fein 
würden. Es ericheint deshalb zwedmäßig, die Beitimmung des $ 40 des Geſetzes 
dom 24. Juni 1887, wonad die in einzelnen Bundesitaaten vor dem Oftober 1887 
jugeitandenen Erleichterungen beibehalten und auf das ganze Branntweiniteuergebiet 
ausgedehnt werden fünnen, dahin zu erweitern, daß behufs Vereinfachung der Kon— 
frolen und Ausnugung der neueren Erfahrungen auf dem Gebiete der Brennerei: 
tehnif auch andere Abweihungen von den bezeichneten Kontrolvorichriften jeitens 
des Bundesraths zugelaſſen werden bürfen. 
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Biffer 6. 


Der dur das Geſetz vom 8. Juni 1891 bereits weientlich modifizirte $ 41 
iſt — ebenfo wie der $ 42 — behufs Erleichterung der Ueberſicht vollftändig in 
den Gejegentwurf aufgenommen. Gr enthält alfo zum Theil unverändert die 
geltenden Beitimmungen. 

I. Hinfihtlib der Bedingungen, unter denen eine Brennerei an den Be 
günftigungen des landwirthichaftlichen Betriebes Theil nehmen darf, ift eine Er: 
leihterung in Ausficht genommen, indem dem Bundesrath die Ermächtigung ertheilt 
wird, das Verbot des Schlempeverfaufs zu mildern. Gin Bedürfniß bierzu beiteht 
infofern, als nadı dem Wortlaut des geltenden Geſetzes jede einzelne durch be 
fondere Berhältnifje vielleicht gerechtfertigte Abgabe von Schlempe für die abgebende 
Brennerei den Verlust des landwirthichaftlichen Charakter und damit zugleich des 
Kontingents herbeiführen müßte Much empfiehlt es fih, die Möglichkeit zu er 
öffnen, daß landwirthichaftliche Brennereien bei allgemeiner Futternoth Schlempe 
an ummohnende Zandwirthe abgeben dürfen. Etwas weitergehende Erleichterungen 
werden außerdem den Eleineren landwirthichaftlichen Hefebrennern zuzugeitehen fein. 
Für diejelben befteht unter Umftänden ein gewiſſer Zwang, Schlempe über das 
Bedürfniß ihrer eigenen Wirthichaft zu produziren, da fie zu Zeiten großer Hefen— 
nachfrage, namentlih vor den großen Feſten, den BBrennereibetrieb verftärfen 
müſſen, um ihre Lokalkundſchaft zu befriedigen. Das Verbot der Schlempeabgabe 
wird von ihnen in ſolchen Fällen um jo härter empfunden, als ihnen anderer: 
ſeits das Mequivalent der Steuerermäßigung, welches die übrigen landwirthichaft: 
lihen Brennereien genießen, bisher vorenthalten geblieben it, indem fie nach $ 42 
Abſatz 2 und 3 des Geſetzes ebenſo wie die gewerblichen Öefebrennereien ftets den 
vollen Zuſchlag zur Werbrauchsabgabe entrichten müflen. In beionderen Aus: 
nahmefällen liegt auch ein Bedürfuiß vor, landwirthichaftlihen Brennereien die 
Veräußerung von Dünger zu geftatten. 

Die Beitimmung, daß dad Verarbeiten nichtimehliger Stoffe im Zwiichenbetriebe, 
d. h. innerhalb derjenigen Zeitabjchnitte, Für welche die Brennerei zum Betriebe 
mit mehligen Stoffen nicht angemeldet ift, bei Eleineren Brennereien den land» 
wirthichaftlichen Charakter nicht aufheben joll, entipricht dem 841 II Abjat 4 des 
Geſetzes; in der veränderten Stellung und Faſſung läßt die Vorichrift feinen Zweifel 
darüber, dat die zu einer derartigen Mitverwendung nichtmehliger Stoffe übergehen: 
den Brennereien nicht nur bezüglich der Erhebung der Maiichbottichiteuer, fondern 
auch bei der Klontingentirung als landwirthichaftliche Betriebe zu behandeln find. 

Der Vorbehalt bezüglich der Zulaſſung des Zwiſchenbetriebes ift erforderlich 
im Intereffe zahlreicher Eleiner Brennereien, namentlih im Süden und Weiten 
des Reichs, bei denen in Folge des Ernteausfalls3 häufiger das Bedürfniß entiteht, 
in demfelben Betriebsjahre ſowohl miehlige, wie auch jelbitgewonnene nicht: 
mehlige Stoffe zu verarbeiten. Dieſelben ſollen, ſofern fie den geieglichen Anz 
forderungen bezüglidy der Verwendung der Schlempe und des Düngers genügen, 
gleicyviel, wie das Verhältniß der verarbeiteten mehligen und nichtmehligen Stoffe 
fih geitaltet, als landwirthichaftliche Betriebe behandelt werden können. Bei 
Berarbeitung fremder nichtmehliger Stoffe wird ein im gleicher Weife zu 
berücfichtigender Ziviichenbetrieb etwa in den Fällen anzunehmen fein, wo er im 
Verhältnig zu dem Imfange des Betriebes mit Kartoffeln oder Getreide eine 
untergeordniete Bedeutung beſitzt. Gin landwirthichaftlicer Zwiſchenbetrieb mit 
Melaſſe, Rüben oder Rübenfaft dürfte überhaupt nicht zu geitatten fein. Lands 
wirthihaftliche Brennereien, die in einzelnen Jahren zur ausſchließlichen 
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Verarbeitung von der Materialiteuer unterliegenden nichtmehligen Stoffen über: 
gehen, find für Diele Jahre ald Materialbrennereien zu behandeln und erleiden 
durch diefen Uebergang feine Einbuße am Kontingent. 

ll. Durch Artikel II Ziffer 3 des Gelege! vom 8. Juni 1891 wurde Die 
uriprünglih vom 1. Oftober bis 15. Juni laufende Betriebsfriſt für die zu den 
ermäßigten Maiichbottichjteuerlägen zugelaflenen landwirthichaftlihen Brennereien 
infofern erweitert, als ihnen geftattet wurde, bei Innehaltung eines achteinhalb— 
monatlihen Gelanmmtbetriebe® mit den Ginmaifchungen bereit® am 1. September 
zu beginnen. Hierdurch und durch entiprechende Grleichterung des September: 
betriebes der größeren Brennereien (Ziffer 6 a. a. DO.) jollte dem Umſtande Rechnung 
getragen werden, daß die Brennereibeliger, namentlich in den öftlihen Gebieten 
des Reichs, oft durh Witterungs: und Futterverhältniffe in die Nothwendigfeit 
veriegt werden, den Betrieb ichon vor dem Dftober zu eröffnen. Die getroffenen 
Magregeln haben zu einer erheblichen Steigerung der Septemberproduftion beis 
getragen, welcher eine entiprechende Betriebseinſchränkung in den folgenden Monaten 
nicht gefolgt ift. Die Branntweinerzeugung im Monat September betrug 1890 
zur 31279 Hektoliter reinen Alkohols, erhöhte fich aber in den folgenden Jahren 
auf 78536, 91616, 68428 Heftoliter und betrug im abgelaufenen Jahre trog 
einer lebhaften Agitation für eine Betriebdeinichränfung immer noch 53465 Hekto— 
liter. Im Interefle der Broduftionsminderung haben Sachverltändige, insbeſondere 
auch ſolche aus den öſtlichen preußiichen Provinzen, befürwortet, den Anfangs: 
termin der Betriebsfrift vom 1. auf den 16. September zu verlegen. 

Andererſeits dürfte in einer Dinficht eine jtenerliche Erleichterung de3 Sommer: 
brandes angezeigt fein. Nach der jeßigen Lage der Beitimmungen find, wenn die 
an den Maiichbottichitenerermäßigungen betheiligten Brennereien zum Sommer: 
betrieb übergehen, die für die achteinhalbmonatliche Betriebsfriit gegenüber dem 
Normalſatze nachgelaſſenen Maifchbottichitenerbeträge nachträglich einzuziehen. Hiermit 
wird den Fleineren landmwirtbichaftlichen Brennereien, die nicht mehr ald 3000 Liter 
Bottihraum täglich bemaiichen, der Sontmerbetrieb geradezu zur Unmöglichkeit 
gemacht. Dieſer Zuftand entipricht nicht dem landwirthſchaftlichen Bedürfniß, 
weihes unter Umftänden, 3. B. bei einen ausgedehnten Mißwachs an Futter, 
anch den jommerlichen Brennereibetrieb bedingt. Die Ablicht des Branntwein— 
fenergeieges war, wie fih aus $ 42 II Abſatz 1 des Geſetzes ergiebt, nicht auf 
eine Verhinderung, ſondern nur auf eine Grichwerung des Sommerbetriebes 
gerichtet. Um ihr zu entiprechen, empfiehlt es fich, die fleineren landwirthichaft: 
Iihen Betriebe ebenio wie die größeren in den Stand zu ſetzen, gegen Entrichtung 
einer höheren Abgabe — volle Maiihbottichiteuer bezw. Breunſteuer nad) Maßgabe 
des Artikel II S 1 Abſatz 2 des Entwurf? — auch im Sommer zu brennen. 
Zu den Zwecke wird vorgeichlagen, den oberiten Landesfinanzbehörden die Er: 
mähtigung zu ertheilen, von der Nacerhebung der Maiſchbottichſteuer abzufehen. 

III. Die Feltitellung des Beariff3 der Materialbrennerei ift nad) verjchiedenen 
Richtungen, 3. B. für die Feltiegung der Höchſtmenge des Kontingents, die Zu: 
läſſigkeit der Abfindung, von Bedentung, läßt aber die Frage, in welchen Fällen 
die Branntwein-Materialfteuer zu erheben ift, unberührt. Hierfür bleibt vielmehr, 
abgejehen von der in Ziffer 7 I Ablag 1 des Entwurfs für Die gewerblichen 
Örennereien vorgeichlagenen Aenderung, der $ 2 b des Geſetzes vom 8. Juli 1868 
mahgebend, wonach jede Vereitung des Branntweins aus nichtmehligen Stoffen 
der Materialitener unterliegt. Die Branntwein-Materialitener iſt daher auch in 
landwirthihaftlihden Brennereien zu erheben, ſoweit in denielben ein 
Zwiihenbetrieb mit nichtmehligen Stoffen itattfindet. 


398 Die Branntweinftener-Reform. 


Durch die Beſtimmungen im Artikel II unter Ziffer 4 und 5 der Novelle 
vom 8. Juni 1891 jollte den fleineren Landwirthen, welche darauf angeiwieien 
find, die von ihnen geernteten Obitmengen, MWeintrefter 2c. auf Branntiwein zu 
verarbeiten, eine Ermäßigung der Materialitener gewährt werden. Diele Abſicht 
ift, wie ſich inzwiſchen herausgeitellt hat, durch die Faſſung des Gejeges nur in 
unvolltommenem Maße erreicht. In der Mehrzahl befigen die Betheiligten, wenigitens 
in Baden und Elſaß-Lothringen, feine eigenen Brennfeilel, jo dab fie genöthigt 
find, ihre Materialien in Genteindebrennereien 2c. oder auf fremden Geräthen 
abzubrennen. Inſofern bei Zuſammenrechnung der erzeugten Mengen in den 
betreffenden Brennereien eine lWeberichreitung der zuläffigen Höchltmenge von 50 
bezw. 100 Litern reinen Alkohols eintritt, füllt die Steuervergünitigung fort. 
Unter diejen Verhältniflen find gerade die Eleiniten Leute von der Erleichterung, 
mweldye von der Novelle erwartet wurde, ausgeichloffen geblieben. Es erjcheint 
erforderlich, in dieſer Hinficht Mbhilfe zu Schaffen und zu dem Zweck den Be 
ihränfungen, an die das Gejeg die Gewährung der Steuerermäßigung geknüpft 
hat, nicht mehr die Brennereten, ſondern die Brenner perſönlich zu unterwerfen. 


Ziffer 7. 

I. Als gewerbliche Brennereien würden nach dem Entwurf zu behandeln fein: 

a) diejenigen Brennereien, welche ausſchließlich mehlige Stoffe verarbeiten, 
aber die jonftigen Bedingungen der Ziffer 6 I Abſatz 2 des Entwurfs 
nicht erfüllen, 

b) diejenigen Brennereien, welche zeitweile mehlige, zeitweile nichtmeblige 
Stoffe verarbeiten, ſoweit es fich hierbei nicht um einen landwirthſchaft⸗ 
lichen Zwiichenbetrieb (Ziffer 6 I Abjag 2) handelt, 

e) diejenigen Brennereien, melde Miſchungen aus mehligen und nicht 
mehligen Stoffen oder beide Stoffarten mebeneinander verarbeiten, 

d) die Melafler, Rüben: und Nübeniaftbrennereien. 


Die zulegt bezeichneten Brennereien find, obwohl fie ihrer Betriebsweiſe nad 
rein gewerblichen Charakter find, durch das Geleß vom 24. Juni 1887 don der 
Entrichtung des Zuichlages zur Verbrauchsabgabe, den die übrigen gewerblichen 
Brennereien unterworfen wurden, ausgeichloflen und gleich den landwirthicaft: 
lihen Brennereien der Maiichbottichiteuer unteritellt worden. Es war damit be 
zwedt, den Melafiebrennereien den Wettbewerb gegenüber den landwirthſchaftlichen 
Brennereien zu erichiweren, indem man von der Annahme ausging, daß die Aus: 
beute aus dem zu verftenernden Bottichraum bei der Melaffebrennerei eine weient- 
lich geringere jet alö bei den Startoffel- und Getreidebrennereien. Die inzwiichen 
geſammelten Erfahrungen haben jedoch dieſe Vorausſetzung nur in beichränftem 
Umfange beftätigt, da die inländiichen Melafjebrennereien jeit 1887 bei unerheb— 
lihen Schwanfungen im Durchſchnitt mehr als 8, Prozent Alkohol aus dent 
Liter Bottichraum gezogen und im Einzelnen Ausbenten von 9, Prozent und 
mehr erzielt haben. Hiermit dürfte aber, namentlich wenn etwa fünftig in Folge 
mangelnder Nachfrage des Auslandes und der Entzuderungsanitalten zuderreichere 
Melaſſen den Brennereien zugeführt werden jollten, das höchſte Maß der Leiſtungs— 
fähigfeit noch nicht erreicht fein; beiipieldweile werden in Belgien, wo eine ſehr 
hohe Maiichbottichiteuer beiteht, ſchon jest Ausbeuten bis 12 Prozent aus ber 
Melafie erzielt. Es Liegt Tomit die Gefahr nahe, daß die heimiichen Startoffel- 
und Getreidebrennereien, in welchen eine Ausbeute von 10 Prozent zumeilt nicht 
erreiht und nur ausnahmsweiſe überichritten wird, von den Melaflebrennereien 
überflügelt werden, Dieſer Entwidelung fol! dadurd vorgebeugt werden, daB Die 
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Melaflebrennereien in die Kategorie der gewerblicdyen Brennereien eingereiht und 
jtatt der Maiichbottichitener dem Zuichlage zur WVerbrauchsabgabe nad) dem Sage 
von O,, Mark für das Liter reinen Alkohols unterworfen werden. 

Die durchſchnittliche Belaſtung des Melaflebranntweins durch die Maiſch— 
bortichitener beträgt zur Zeit auf das Heftoliter reinen Alkohols faum mehr als 
15 Mark, wogegen im Falle der ftenerfreien Verwendung 16, Mark vergütet 
werden. In der Folge würde beim steuerpflichtigen Werbraud eine etwa um 
5 Mark höhere Beiteuerung Blag greifen, während bei der Verwendung zu ſteuer— 
ireien Zweden der Zuichlag unerhoben bliebe. 

II. Die Beitimmung im 8 42 I Abjag 2, legter Sat, des Geſetzes, daß 
die für die gewerblichen Brennereien vorgeiehenen Zuichlagsermäßigungen auf 
Hefebrennereien feine Anwendung finden, tft bisher dahin ausgelegt worden, daß 
den Hefebrennereien die Ermäßigungen nur für Diejenigen Monate zu ver: 
jagen ſeien, in welchen eine Hefenerzeugung ftattfindet. Es empfichlt fich, dieſer 
richt ganz zweifelsfreien, ſachlich jedenfalls begründeten Anwendung des Geſetzes 
duch eine anderweite Faſſung eine ficherere Grundlage zu geben. 

Ill. Die landwirtbichaftlichen Hefebreunereien find bei ihrer geringen Alkohol» 
ausbeute nicht mehr in der Lage, unter der Maifchbottichitener zu arbeiten, da fie 
dabei erheblich schlechter stehen würden als die gleichartigen, dem Zuichlag zur 
Berbrauchsabgabe nuterworfenen gewerblichen Betriebe. Sie find in Folge deilen 
gezwungen, auf Grund des S 42 I Abſatz 3 des Geſetzes den Antrag auf Zu— 
loflung zur Entrichtung des Zuichlages zur Berbrauchsabgabe zu ftellen. Hierbei 
bleibt ihnen, da der Zuichlag für die Hefebrennereien einheitlih auf O,, Mark 
für das Liter reinen Alkohols bemeilen ift, eine ähnliche Steuerermäßigung, wie 
ie die übrigen landwirthichaftlichen Brenner auf Grund des $ 41 II bezw. des 
s 42 I Abjag 3 des Geſebes genießen, veriagt. Diele Ungleihmäßigfett wird 
um ſo drüdender empfunden, als gerade innerhalb der Hefebrennerei der Gegen: 
lag zwiichen Groß: und Stleinbetrieb beionders jchroff zu Tage tritt. Das Geile 
hat hier, wohl ohne Abiicht, eine Lücke gelaflen, die auszufüllen im Intereile des 
landwirthichattlichen Stleinbetriebes geboten iſt. Zu dem Zweck wird vorgeichlagen, 
den Eleineren landwirthichaftlihen SHefebrennereien ermäßigte Zuſchlagſätze von 
O4, bezw. O,,, Mark für das Liter reinen Alkohols zuzugefteben. Hierbei würde 
einerjeits ein angemeflenes Belaltungsverhältniß gegenüber den Kleinen Did 
maiſchenden landwirthichaftlichen Brennereien gewahrt, andererjeits in Verbindung 
mit der ftärferen Staffelung der Brenufteuer für die großen Hefebrennereien (Ar: 
nel II S 1 Ablag 1 unter c) den berechtigten Aniprücen der landwirtbichaft: 
Iihen Stleinbetriebe auf eine ausgleichende Abitufung der Steuerbelaitung ent: 
iprohen werden. Von insgefammt etwa 630 landwirthichaftlichen Defebrennereien 
würden über 500 an der Steuerermäßigung Theil nehmen; der daraus erivadhiende 
Steuer: Ausfall iſt auf Grund der amtlichen Statiftit über den Brennereibetrieb 
auf nicht höher ala 150,000 bis 200,000 Mark zu veranichlagen. 

Aehnlich wie bei den Hefebrennereien liegen die Verhältniſſe bei zahlreichen 
Heinen Startoffelbrennereien im Meften und Süden des Neichs. Much Diele er: 
jielen bei ihren unvolllommenen Betriebseinrichtungen häufig jo geringe Alkohol: 
ausbeuten aus dem Bottihraum, daß behufs Vermeidung einer unverhältniß— 
mäßigen Maifchbottichiteuer-Belaftung ihre Zulafiung zu einem ermäßigten Zu: 
ihlage dringend erwünjcht ift. Zur Zeit müßten fie nah $ 42 I Abiag 2 und 
3 des Gejeges einen Zuihlag von mindeltens O,. Mark für das Yiter reinen 
Alkohols entrichten, während für die kleinen landwirthichaftlichen dickmaiſchenden 
Getreidebrennereien im Abſatz 3 Zuichläge von O,, und O,, Mark vorgeiehen 
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find. Es dürfte zwedmäßig und unbebentlih fein, hieran auch die Kleinen 
Kartoffelbrennereien Theil nehmen zu laffen. Die Zahl der Betriebe, die von 
diefer Erleichterung Gebrauh machen würden, läßt ſich nicht ſchätzen, wäre aber 
entiprechend der großen Zahl der hierher gehörigen Kartoffelbrennereien ficher fehr 
beträchtlich. Der finanzielle Ausfall ift ebenfalls nicht zu veranichlagen, dürfte 
jih indeß innerhalb jehr enger Grenzen halten, da nur diejenigen Betriebe mit 
Bortheil zur Entrihtung des Zuſchlags übergehen könnten, die weniger als 
6,5 Prozent Alfohol aus dem Liter Bottihraun gewinnen, Es würden jomit, 
da die durchſchnittliche Ausbeute aller für die Ermäßigung in Betradht kommenden 
Brennereien auf etwa 7,, Prozent anzunehmen ift, in der Regel nur die kleinſten 
Betriebe dein ermäßigten Zuichlage unterliegen. Die jährlihe Gejammtproduftion 
der Startoffelbrennereien mit einer Jahreserzeugung von nicht mehr als 150 Hefto- 
liter Branntwein beträgt etwa 90,000 Hektoliter reinen Altohols. 

Zu Abſatz 2 unter b des Entwurfs wird auf das zu Ziffer 6 IIT Abſatz? 
Geſagte Bezug genommıen. 

Bei größeren DMaterialbrennereien hat es fich gezeigt, daß fie eine Alkohol— 
ausbeute erzielen, welche über die den Materialitenerfägen zu Grunde liegende 
Annahme hinausgeht. Um die hieraus fich ergebende Begünftigung der Groß: 
betriebe zu verhüten, empfiehlt es fich, die Anwendung der Zuſchläge an Stelle 
der Materialitener aud ohne Antrag der Brennereibefiger zuzulafien. 

V. Die Herabjegung des Mindeitbetrages der Strafe auf 1 ME. entiprict 
dem Artikel II Ziffer 2 des Geſetzes vom 8. Juni 1891, wodurd der $ 26 bei 
Geſetzes vom 24. Inni 1887 im derſelben Weiſe abgeändert worden ift. 


Artikel II. 

$ 1. Die vorgeichlagene auf Verhinderung der Ueberproduktion abzielende, 
vom Brennereibefiger zu entrichtende Brenniteuer fol bei den mittleren Brennerei— 
betrieben mit dem Sate von 0,50 ME. für das Heftoliter reinen Alkohols be 
ginnen und nach Maßgabe der Höhe der in den einzelnen Brennereien ftattfinden- 
den Branmntweinerzengung allmälig bis zu einem Sate von 6 ME. für das Hefto- 
liter fteigen. Die Berichiedenheit der Nentabilität der einzelnen Brennereien, 
welcher die Staffelung der Abgabe Rechnung tragen will, beruht vorwiegend in 
der Höhe der auf dem Betriebe ruhenden generellen Unkoſten Gyabrikationstoften 
ohne Berüciichtigung des Werthed der Nohmaterialien und der Steuer). Nach 
vorliegenden Ermittelungen betragen diejelben in Sartoffelbrennereien, die mehr 
als 1500 Liter Bottichraum täglich bemaischen, je nach dem Umfange des Be 
triebes, zwiichen 6 und 14 ME. für jedes erzeugte Heftoliter reinen Altobols; 
in den zahlreichen Brennereien mit weniger als 1500 Liter Tagesbemaiſchung 
dürften fie häufig über den Betrag don 14 ME. hinausgehen. Die großen 
Brennereien find ſomit in der Lage, das Hektoliter Alkohol um einen Betrag bis 
zu 8 ME und mehr billiger berzuftellen als die Fleineren Betriebe, Für bie 
Getreidebrennereien Tiegen die Werhältniffe ähnlich, und infofern der Unterſchied 
zwijchen Groß- und $tleinbetrieb hier noch ſchärfer hervortritt, wohl noch ungünftiger. 
Dem gegenüber dürfte die in Ausficht genommene Progrefiion der Brennſteuer 
nicht zu weit gehen. Der RBortheil aus derſelben füme ſämmtlichen kleineren 
Brennereien einschließlich der gewerblichen zu gute. 

Diejenigen Brennereien, deren SJahresproduftion nicht mehr als 300 Hekto— 
liter reinen Alkohols beträgt, follen von der Abgabe befreit bleiben. Bei Zus 
grundelegung der legten Jahresitatiftif (1892/93) würden von 60025 Betrieben 
wenigitend 57000 Betriebe hierunter fallen. 
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In Anfehung der einzelnen Brennereigattungen fol eine Verſchiedenheit 
der PBelaftung erit eintreten bei einer Produktion von mehr ald 400 Hektolitern; 
es würde in Folge deſſen eine verhältnigmäßig nur geringe Zahl von Brennerereien 
von einer höheren Belaftung als die landwirthichaftliche Brennerei der Klaſſe a ges 
troffen werben, nämlih 10 bis 20 Brennereien der Klaſſe b und etwa 180 
Brennereien der Klaſſe ec. Wie das Belaſtungsverhältniß im Einzelnen fich Itellen 
würde, ergibt die Anlage 2. Die Mehrbelaftung gegenüber den dickmaiſchenden 
landwirtbihaftlihen Brennereien beträgt hiernach bei gleichen Umfang der Pro— 
duftion in der Klaſſe b höchſtens 1,13 ME. für jedes erzeugte Heftoliter, in der 
Klaſſe c höchitens 2,12 ME. 

Die im Abſatz 2 vorgejehene Erihwerung des Sommerbetriebes durch eine 
beiondere Abgabe entipriht im Prinzip dem $ 42 II Abſatz 1 des geltenden 
Geſetzes. Die Stenerfäge find abweichend hiervon unter Berüdfihtigung des Weg: 
falls der Maiichbottichiteunerermäßigungen jo bemeſſen, daß jedes im Sommerbetrieb 
bergeitellte Heftoliter Alkohol neben der Verbrauchdabgabe annähernd gleihmäßig 
mit etwa 16 ME. belaftet jein würde. Die allgemeine Brennſteuer nach den im 
Abfag 1 unter a feitgeitellten Sägen würde zutreffenden Falls neben der Abgabe 
für den Sommerbetrieb zu erheben jein. 

Für die Melajjebrennerei foll die Brenniteuer um 5 ME. erhöht werden, ſo— 
bald ihre Produktion das ihnen zugetheilte Kontingent um mehr als 20 Prozent 
überfteigt. Nichtlontingentirte Brennereien diefer Art jollen den Brennfteuerzufchlag 
für ihr geſammtes Erzeugniß entrichten. 

Die Erzeugung von Melafleipiritus hat fih im Laufe des legten Jahres 
derart verbilligt, daß die Produktion ſchon bei einem Preiſe von wenig über 
30 Mt. für das Heftoliter lohnend iſt. Trog des Tieitandes der Spirituspreiie 
baben in Folge deifen in neuerer Zeit mehrfach früher ruhende nicht fontingentirte 
Dielaffebrennereien den Betrieb wieder aufgenommen. Angeſichts dieſer Entwides 
lung, die bei vorwärtsichreitender Technit und etwaiger Verarbeitung zuderreicherer 
Melaſſen, ſowie bei der Möglichkeit eines weiteren Sinkens der Melaſſepreiſe noch 
nicht al3 abgeſchloſſen anzuſehen fein dürfte, bietet die im Abjag 1 unter c vor— 
geiehene Brennfteuer feinen ausreichenden Schug gegen eine weitere unerwünſchte 
Bergrößerung der Branntweinproduftion. Um biergegen eine feitere Schranfe zu 
errichten, ift die erwähnte Erhöhung der Brennfteuer in Ausſicht genommen. 
Diefelbe wird die kontingentirten Melaffebrennereien, jo lange ihr Betrieb die bis: 
ber in der Negel inmegehaltenen Grenzen nicht überfchreitet, überhaupt nicht treffen, 
Dagegen wird fie verhindern, daß dieſe Brennereien jchon bei einer eintretenden 
geringen Steigerung der Spirituspreife ihre Produktion verdoppeln oder verdrei— 
iahen. Eine Unbilligkeit dürfte in einer derartig geitalteten Maßregel um fo 
weniger zu erbliden jein, al3 die erhöhte Brenniteuer kaum denjenigen Vorſprung 
ausgleihen würde, den die Melaffebrennerei feit 1887 in Folge des Sinfens der 
Melajievreiie vor den Kartoffel: und Getreidebrennereien gewonnen hat. 

Die wenigen nichtfontingentirten Melaflebrennereien find bisher überhaupt 
uhr regelmäßig in Thätigkeit geweſen. Aus Anlaß des Hinaufgebend der 
Spirituspreile in den Jahren 1890 bis 1892 als Spefulationsunternehmungen 
errichtet und vorübergehend mit großem Nuten betrieben, bezweden fie lediglich, 
günstige Konjunkturen des Spiritusmarkftes für fich vortheilhaft auszunutzen. 
Die vorgeihlagene Anwendung der Brennftener auf ihre geſammte Produftion 
eriheint deshalb ebenio unbedenklich wie nothiwendig. Derjelben Behandlung 
würden auch die etwa neu entitehenden Melafies, Rüben: und Rübenfaftbrennereien 
zu unterwerfen fein. 


402 Die Branntweiniteuer-Refornt. 


$ 2. Der Ausihluß der Stundung der Breunſteuer fol! dazu beitragen, 
ihre produftionseinichränfende Wirkung zu erhöhen. Bedenken hiergegen dürften 
um deswillen nicht beitehen, weil von der Abgabe mit erheblicheren Beträgen nur 
die größeren Brenner betroffen werden würden. 

$ 3. Das finanzielle Intereſſe erheiiht es, daß die Reichskaſſe vor der 
Eventualität einer Belaftung durch die Erportvergütung ficher geitellt werde. In 
diejer Hinficht wird bier durch eine Beitimmung VBorlorge getroffen, wonach für 
den Fall, das die Anſprüche des Exports wider Erwarten den Ertrag der Brenn: 
jtener überiteigen joliten, eine zeitweilige Serabminderung des Vergiitungsiages 
einzutreten hat, der bei der nächſten NRevifion wiederum eine Erhöhung bis auf 
den Betrag von 6 ME. für das Heftoliter folgen kann. 

Ss 4 ilt dem $ 42 III des geltenden Gejeges nachgebildet. 


Artifel IH. 


I und II. Die Grmittelungen der Stenerbehörden haben ergeben, daß jo: 
wohl fontingentirte als auch nichtkontingentirte große Melaflebrennereien jeit dem 
Belanntiwerden der Grundzüge des Entwurfs ihren Betrieb ſehr erheblich veritärft 
haben. Es unterliegt feinem Zweifel, daß diejelben, wenn nicht a18bald geſetz— 
liche Borfehrung getroffen wird, bis zum Anfrafttreten des Geſetzes den inländ: 
iſchen Markt mit ihrem Branntwein überfüllen, für längere Zeit die Spiritus 
preije herabdrüden und außerdem auf Grund der Ziffer Ila dieſes Artifels die 
Grjtattung der Brennjtener für große Bramıtweinmengen in Anſpruch nehmen 
werden, für welche die Brennſteuer nicht entrichtet worden ift. Hiergegen Toll 
Durch die Beſtimmungen unter Ziffer I Vorſorge getroffen werden. Im Uebrigen 
joll die Brennſteuer mit den übrigen Beltimmungen des Entwurfs erit am 
1. Oftober 1895 in Kraft treten. 

Il. Unter der VBorausiegung, dab die Sontingentirungsvorichriften des 
Entwurfs mit den fünfjährigen Stontingentsperioden Geltung erhalten, empfiehlt 
es ſich, ſchon die jegige, vom 1. Oftober 1893 bis 30. September 1896 laufende 
Kuntingentsperiode auf fünf Jahre zu verlängern. Hierbei wird indeß auf die 
jenigen neuen Brennereien eine billige Rückſicht zu nehmen fein, die inzwiichen in 
der Ausficht auf eine jchon zum 1. Oftober 1896 eintretende Neufontingentirung 
errichtet worden find. Es ericheint unbedenklich, denjelben für die Zeit vom 
1. Oftober 1896 bis 30. September 1898 provijoriich ein Kontingent zuzu— 
weiſen, für deifen Bemeſſung, namentlich in Anichung des Höchitbetrages, ſelbſt— 
verftändlich die im Artikel I Ziffer 2 des Entwurfs feitgeitellten Grundiäge maß: 
gebend jein würden. 
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Anlage 1. 


5tatiſtiſche Meberfict. 


1. Produftion, Berbrand und Ausfuhr von Branntwein. 
An Branntwein wurden bergeitellt: 


a) im Gebiete der früheren Brannt= b) in Bayern, Württemberg 


weinjteuergemeinichaft: 


und Baden: 





Heftoliter Hektoliter 
reinen Alkohols. reinen Alkohols. 
im Etatsjahre 1880/81 3504558) ZEE3553E8 200 000) 4338355 
1881/82 3913 176] 2222 200000] FE 28% 
1882/83 3597 361| ZERE2922 2000 38°" 2% 
1883/84 3733063, “5 FE37$= 200000 E„.F8%$ 
1884/85 3815497] #25 ”£28 200 000] 7 38 258 
1885/86 4013 977] Yz ix 2.5: 200 000| 2-22, 
1886,87 3492023) 2238822: 200000) ZEFSER 
im Turchichn. 1880/81—1886/87 3 724 236 200 000, zul. 3 924 236 hl 
Heftoliter Heftoliter 
reinen Altohols. reinen Alkobols. 
im Betriebsjahre 1887/88 2882 936) 2255, 175 089 
1888/89 2529 | 228 197 631 
1889/90 2942 596] E32 3 202 205 
1890/91 2740 350. 23425 228 799 
1891/92 2 696 954] „= =3& 8 251 290 
1892/93 2766: En Ei2es 262 674 
1893/94 2 946 324) 23* 8” 275 400 


im Turchſchn 1887/88— 1893/94 


2 786 405 


227 584, zul. 3013 989 hl 


Ter Verbraud von Branntwein (inländischen wie ausländischen) zu Trinkzwecken 


betrug: ') 1880/81 2745154 hl 1884,85 .. 2936 209 hl 
1881/82 . 2811205 „ 188/86 . 2871942 „ 
1882/83 2675 0 „ 1886,87 . 2559101 „ 
1883/84 2797398 „ 


im I Durchſchnitt 


02 IV: 
SEE 


1694 700 hl 
2200 100 „ 


2.296 500 . 
2.203 300 ” 


1891/92 


1862/93 
1893/94 


im Durchſchniit ausſchl. des ‚jahres 188 


Tie Verwendung von Branntwein zu Itenerfreien 


mithin Rüdgang des Trintverbrauchs gegemüber der is 1880/57 535340 hl= 


2 770 957 hl 
. 2192 500 hl 
. 2254 900 „ 
. 2263400 „ 


2235 117 hl 
19 »Proz. 


Zwecken belief ſich: 


im Gebiet der früheren Branntweinſteuergemeinſchaft 


1880/81 93 242 hl 1884.85 144 078 hl 
1881/82 109 110 1885/86 163 224 „ 
1882,83 129982 „ 1886,87 183 105 „ 
1883/84 158 249 „ 
innerhalb des jetigen Branntweiniteuergebiets 

1887/88 387 568 hl 1890/91 519 104 hl 
1888,89 431 294 „ 1891/92 551300 „ 
1839,90 531 375 „ 1892/93 606 670 „ 





') Vergleiche die Ertragsberechnung zum Monopol:-Gelegentwurf (Seite 839 und 840). 
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Aus dem Zollgebiet ausgeführt wurden an Branntwein aller Art (Spiritus, 
verfeßter Branntwein u. ſ. w.): 


1880... . 0... 915718 hl 188 . . 2... ...816709 hl 


18 . . 2...» 797208. 1888.239679, 
1882383.. ... 866 020, 1880.... 309320, 
183 . . 2... 613237, 1891 . . 2... .... 17654 „ 
1884.. 708896, 1892 ..... 0.110927, 
185 . 2:2... Sl, 1888. . & 2 ».:. 16238, 
1888... 7713 723, 18344.. 105 168, 
1887 . 517883 „ 


Preiſe und Brobnftionsfoften für Rartoffelbrauntwein. 
a) * Berliner Jahresdurchſchnittspreiſe für Kartoffelfpiritus (10 000 Liter: 
Be loco ohne Faß, jeit 1888 mit 70 AM. Verbrauchsabgabe) betrugen: 


1880 . 60,7 6 1888 . . 32,5 M 
1881 . . . 550 „ 1889 ... 34,5 “ 
18832... 48, . 1890 . . . 37% „ 
18838. . . 58. „ 1891 . .» . Sie, 
1884 .. . 47e„ 1892 . . . 380 „ 
1885... . 4Le „ 1893 . . . Sr „ 
1886 De 1894 Bl 


ducchfchnittlich . IM durchichnitilich . 37,3 7 ausſchließlich 1891. . 35 M 
Frei Brennerei ſtellen fich die Preiſe etwa 1 bis 3M niedriger als in Berlin. 


Die Berliner Monatspreife feit dem 1. Janıar 1888 ergibt die nachitehende 











Ueberſicht: 
Monat 1888 | 1889 | 1890 | 1891 | 1892 | 1898 | 15% 
Mi M —* „ie. fu; 4 
Januar a 3l,s 35,8 32,8 48% 48,5 | 325 32: 
Fe bruar . F F : F 30,7 3,8 33,8 504 | 458 33,8 32. 
März ea 29,1 33,5 34,5 50,8 48,3 39,3 30.+ 
April. . ass : 3l,r 34,0 344 Sl, ; Al. | 36, 30,4 
Ma. 2 202. en , 544 30,4 34. >1,s 40,5 | 37.3 204 
suni. . . A ——— Bu) 355 | 505 87.. 88 | Bl 
tuli . 55,5 | 86,0 37.8 48,4 365 |! 365 | 81a 
Augnit ; a 330 | 37, 4,» 53,1 36,» 844 ; Bla 
September . . >: 2. ee 34a | 830,0 42,1 554 36,0 35.0 32,4 
Oftober . 332 | 340 | Ad | 5le | 84: | 88: | 8: 
Novenber ee 340 320 407 534 52» 32. | 318 
Desember . . ag 34,0 Sl, 455 51. Sls ! 81 32 
Für die Monate Oktober bis Dezember 1887 wurde nur nachverfteuerte Mate 


notirt (mit 96,» bis 97,» Me). 


Im Vergleich zu den jeweiligen Jahresdurchſchnittspreiſen für Brennkartoffeln 
— ſich —— Bild: 








— 1881 1882 1883 1884 1885 1886 1887 1888 1889 1890 1891 11892 180371 
— — — — 
IM | KAMM AM MM | MM MA. 4 


Brennfartoffeln ü I | | 
(100 k&) 1880/81 Ca DE WE | 
Stettiner, 1882/94 | | | 


Berliner Preife . . | 3,01) 3,18 2,10 Bas 2,51 2,0] 205! 2,40 Di 2,0 2asj Lır) Bm 2 2 


Spiritus | | | 
(10 000 Literprogent) | 
Berliner loco-Rreife; | | | | | | 

| 





feit 1887 mit 70 | | 
Merbrauchsabgabe . |60,7 155,0 48,5 | 1534 47, 








Alı 370 | ? 132, 184, 137,» [51,4 198, |34, 
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b) Zur SHerftellung eines Heftoliterd reinen Alkohols aus Kartoffeln find 
erforderlich: 
18 Zentner Kartoffeln (bei mittlerem Stärkegehalt von is/) 
à LA. (Durchſchnittspreis der Jahre ee u == 26, 4 


50 bi8 72 Pfund Gerfte etwa . . . ; _ GER 
Hierzu treten: 
an Maifchbottichiteuer —— 13 _ 


an generellen Unkoſten (Heizung, Löhne, Inſtandhaliung 
der Brennerei, Verzinſung, ge u. ſ. w.) 


durhichnittih -. ». .» » . a ——— 9 
er 52,0 

Nad Abzug des Futterwerths der Schlempe mit O,,. Me. 
für den Zentner verarbeitete Kartoffeln = . . . Su » 


verbleiben rund 47,00 4 

Die generellen Kojten finfen in großen Brennereien bis 6 M., jteigen da— 

gegen für Fleinere Brennereien bi8 auf 14 M und darüber. Die Produftions- 

foften für ein Hektoliter reinen Alkohols haben jomit jeit 1887 in den einzelnen 

Kartoffelbrennereien etwa 44 bis 52 M. und in den zahlreichen Betrieben der 
Heinften Art noch mehr betragen. 


3. Rartofielanbau, Kartoffelernten und —— der Kartoffeln in den Brennereien. 








Bemerkung. 
Getreide und fo 


Bu Branntwein — 



















Ernteflähe | Erntemengen in der in der mehlige Stoffe 
Jahr im im früheren jehigen wurden verarbeitet 
Deutihen | Deutihen | Branntwein- | Branntwein- | im Gebiet der . 
Reiche Reiche jteuer- ſteuer⸗ früheren Branntwein · 

gemeinfchaft | gemeinſchaft ſteuergemeinſchaft 
Heltar 1000 kg 1000 kg 1 000 kg 1000 kg 
1881, 2 767 5838 25 491 022 2 894 333 2 962 333 406 465 
1882, 2 765 547 18 069 332 2 391 940 2 459 940 354 666 
1883, 2 906 263 24 906 431 2 502 996 2 570 996 402 647 
18834. 2 907 630 24 019 601 2 649 707 2 717 707 362 968 
1885 . 2 916 333 27 953 643 3087 345 3 155 345 387 814 
1886 . 2 915 747 25 143 020 2 719 348 2 787 348 344 408 
1881/8 durchichnittlich] 24 263 843 2775 611 376 495 

= 11,% 

1887. 2918 147 25 272 998 1 939 067 2009 410 267 997 
1888 , 2 920 330 21 910 996 1 639 701 1 698 951 272 465 
1889 , 2 917 720 26 603 965 2 005 808 2 088 515 280 616 
18%, 2 905 870 23 320 983 1 614 697 1685 867 287 706 
1891. 2 992 766 18 558 379 1 272 905 1 334 602 421 550 
1892. 2 929 808 27 988 557 2.008 443 2 105 890 286 709 
1887/92 . 23 942 646 — 1819 706 302 840 














durchichnittlich 

















































= 7,6% 
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4. Der Rückgang der kleineren Brennereien 
in der ehemaligen Steuergemeinichaft erhellt aus nachitehender Ueberſicht: 

















Jabresproduftion Zahl der 
Betriebsjahr an ’ = Zufammen 
reinem Alkohol Kartoffel- Getreide 
brennereien | brennereien 















Bis 500 Liter | ( 

über 500 bis 10000 3 23 

„10000 „ 20000 | 8 
1887/88 . . . | ” 20000 ” 50000 . - 111% 
„50000 „ 100000 „ 8 8 

über 100 000 en &03 









zuſammen 


Bis 500 Liter 
über 500 bis 10000 , 
„ 10000 „ 20000 „ 
| „20000 „ 50000 






1888/89 


„ 0000 „ 100 000 
iiber 100 000 





zuſammen 


Bis 500 Liter 
iiber 500 bis 10000 „ 2 | 608 | 
„ 10000 „ 20000 „ - 

‚ 20000 „ 50000 „ m | 925 | 212 









2081 
— — 





1889/90 . . | 






" 50.000 „ 100 000 
über 100 000 


zuſammen 


8* 
be 
330 














Bis 500 Liter 

über 500 bis 10.000 

„10000 „ 20000 

„ 20000 „ 50 000 | 988 1 198 

„50000 „ 100.000 alu 2] 66 
über 100 000 a * 


1890/91 .. | 





3041 3181 





zuſammen 



















Bis 500 Liter EN 273 

über 500 bis 10000 = 21'965 

f „ 10000 „ 20000 „ a 695 
1891/92... .1| " 20000 - 50.000 = (1268 
„ 50000 „ 100 000 8 1232 

über 100 000 | 563 


” 






aufanımen 














Bis 500 Liter 39 al 35 

| über 500 bis 10000 „ 2 | 436 & jun 

„10000 „ 20000 „ | 486 a| 734 

1892/98. . 1] ” 20000. 5000 . | 1 98 . 11200 
„50000 „ 100000 a hm z ha 

über 100 000 * 669 m 123 

zuſammen . . 3852 | 6173 
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5. Betheiligung der einzelnen Brenncreigattungen an der inländifhen Brannt- 
weinproduftion. 
Es wurden bergeitellt: 


1887/88 | 1888/89 | 1889,90 ' 1890/91 ' 1891/92 | 1892/93 
Hektoliter | Seltoliter | Deftoliter | Heltoliter | Heftoliter | Heftoliter 




















3.0. Kartoffelbrennereien | 2 534 708 | 2 080 977 | 2531 710 | 2233 136 |2 124 923 | 2 376 468 
b v. Betreidebrennereien | 
obne Hefenerzeugung . 
e von Defebrennereien . 
do, Melaitebrennereien 
eo Matertalbrennereien 
nichtmehlige Stoffe 
verarbeitende Bren—⸗ 
nereien ausschließlich 
der Melaſſebrennereien 


Zufammen ... 


99782) 121199) 99928| 106615) 156115 | 120853 
327605 | 411122| 409692 | 404612| 379279| 398004 
75 002 77010) 84155| 201235) 260248) 105955 














20928| 36753| 19316| 235511 27679| 27645 
3058 025 |2 727 061 | 3 144 801 |2 969 149 | 2 948 244 | 3.028 920 





b. Tie Belaftung des Heftoliters reinen Alfohols durd die Maifhbottichitener 
und die an ihre Stelle, beziehungsweife daneben tretenden Zuſchläge zur Ber: 
braudsabgabe, 


tellte fih während der beiden Brennereibetriebgjahre 1891/92 und 1892/93 
jolgendermaßen:: 
4. Nah regelmäßigen Steuerjägen: 
l. in landwirthſchaftlichen Brennereien ($ 41 la und II Abjaß 1 
und 2, $ 42 II Abſatz des Gejeßes vom 24. Juni 1887): 
a) täglihe Bemaiſchung bis 1050 Liter Bottichraum, Maifchbottich- 
jteuerjaß %/,, — 78, Pfennig für 100 Liter Bottichraum: 
&) Kartoffelbrennereien (Ausbeute 7,45 bezw. 7, Prozent) 
10,25 bezw. Ya, « 
B) GSetreidebrennereien (Ausbeute 6, bezw. 6,, Prozent) 
11,5, bezw. 12,28 
b) täglihe Bemaiſchung bis 1500 Liter Bottichraum, Maifchbottid 
jtenerfag °/,; — 104, Pfennig für 100 Liter Bottihraum: 
&) Kartoffelbrennereien (Ausbeute 8,,, bezw. 9, Prozent) 
11,,, bezw. 11,;, 
B) Getreidebrennereien (Ausbeute 8,,, bezw. 7,, Prozent) 
12,5, bezw. 13,54 
e) täglihe Bemaiſchung bis 3000 Liter Bottichraum, Maifchbottich- 
jteuerfag °/,, — 117,, Piennig für 100 Liter Bottichraum: 
&) Kartoffelbrennereien (Ausbeute 9,,, bezw. 9,, Prozent) 
12,,; bezw. 12,08 
B) Getreidebrennereien (Ausbeute 8,,, bezw. 8,, Prozent) 
13,;, bezw. 13, # 
d) tägliche Bemaiſchung bis 10 000 Liter Bottichraum, voller Maiſch— 
bottichjteuerjaß von 131 Pfennig für 100 Liter Bottichraum: 
&) KRartoffelbrennereien (Ausbeute 9,,, bezw. 10,, Prozent) = 
13,55 bezw. 12,07 MM. 
B) Getreidebrennereien (Ausbeute 9,,, bezw. 10 Prozent) = 
13,93 bezw. 13,40 M. 


a || 
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e) tägliche Bemaiſchung von 10000 bis 20000 Liter Bottichraum, 
voller Maijchbottichjteuerfat von 131 Pfennig für 100 Liter Bottich— 
raum und Zuſchlag von 2 Pfennig für das Liter reinen Alkobols: 

x) Kartoffelbrennereien (Ausbeute 9,,, bezw. 10,, Prozent) = 
15,3: bezw. 14,5; M 
B) Getreidebrennereien (Ausbeute 9,,, bezw. 11,, Prozent = 
15,40 bezw. 13,45 Me 

f) tägliche Bemaiſchung über 20000 Liter Bottihraum, voller Maiſch— 
bottichiteuerfab von 131 Pfennig für 100 Liter Bottichraun und 
Zuſchlag von 4 Piennig für das Liter reinen Alkohole: 

&) Kartoffelbrennereien (Seine). 
B) Getreidebrennereien (Musbeute 11,;, bezw. 11,,; Prozent) = 
15,3; bezw. 15, «A 
I. in gewerbliden Brennereien ($ 42 I Abſ. 1 und 2 a. a. O: 

a) Brennereien ohne Hefebereitung: 

&) für den Umfang des bisherigen Betriebes bei einer täglichen 


Bemaiſchung 
bis 10 000 Liter Bottihraum . . on 16 A 
über 10 000 bis 20 000 Liter Bottihaum re 
Pi Ton: 4.2: = 3% ER SE: 5 
b) Hefebrennereien durchweg . . . - —20 


MI. in Melaſſe, Rüben oder Rübenſaft — Ben 
($ 41 Ib a. a. O.), Maijchbottichiteuerjag von 131 Pfennig für 100 Liter 
Bottichraum en 8,46 bezw. 8,; Prozent) = 15,,; bezw. 15,4, M 
B. Nach den auf Antrag an Stelle der Maiichbottichjteuer zu entrichtenden 
Zufchlagsiägen ($ 42 I Abi. 3 a. a. D.): 

a) in landwirthichaftlichen Brennereien, welche Getreide verarbeiten, jofern fie 
1. ineinem Jahre nicht mehr als 100 Heftol. reinen Alkohols erzeugen 12 I 
2. in einem Jahre mehr als 100 Heftoliter, aber * über 150 Sefto: 
liter reinen Alfohols erzeugen . . a 14 44 

b) in den übrigen landwirthſchaftlichen Brennereien wie zu AH. 


C. Nach den für den Sommerbrand in den landwirtbichaftlichen Brennereien 
vorgejehenen Steuerjäßen (58 41 II Abſ. 1 und 42 II Abi. 1 a. a. D.: 
a) tägliche Bemaiſchung bis 1500 Liter Bottihraum, Maifchbottichiteueriag 

131 Pfennig für 100 Liter Bottichraum (Ausbeute ungefähr 8—9 Prozent) 
etwa . . . . 14, bi 16,, Mk 
b) tägliche Bemaiſchung über 1 500 Liter Bottichraum .. 204 


7. Hefebrennereien. 


Der in Hefebrennereien erzeugte Branntwein war vor dem Inkrafttreten des 
Geſetzes vom 24. Juni 1887 (bei einer Alkoholausbeute von —4'/, Prozent aus dem 
bemaijchten Bottichraum) mit einem Maischbottichiteuerbetrage von etwa 29-—34 M. 
für das Heftoliter reinen Alkohols belajtet. Demgegenüber betrug die Belaftung: 


a) des Kartoffelbranntweins (bei 8 '/, bis 9 Prozent Ausbeute) etwa 14, 
bis 15, Ab, aljo weniger etwa . . . 16. 
b) * im Dickmaiſchbetriebe hergeſtellten Getreidebranntweins (bei 6'/, bis 


8 Prozent Ausbeute) 16,, bi 20 M, alfo weniger etwa. . 13 4 
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Dieje Belaftungsdifferenzen blieben auch im Falle der fteuerfreien Verwendung 
oder der Ausfuhr des Branntweins beftehen, da die Maifchbottichiteuervergütung 
in jedem Falle nur 16,., Se für das Hektoliter Alkohol beträgt. 

Seit 1887 unterliegt das Erzeugniß der en ei der Maiſch— 
bettichiteuer dem Zuſchlag zur Verbraudsabgabe mit . . .. 20 4 

Tie Maifchbottichitenerbelaftung beträgt: 

a) für Kartoffelbranntwein durchichnittlich etwa 13 „4, aljo weniger etwa 7 HM 

b) für im Dickmaiſchbetriebe hergeſtellten Getreidebranntwein durchſchnittlich 
etwa 13 bis 14 M, alſo weniger etwa : 6 Ab. 

Die früher beitandene Belaftungsdifferenz zu Sunften der Kartoffelbrennereien 
und der dickmaiſchenden Getreidebrennereien iſt hierdurch im Falle der Erhebung 
des Aujchlages um etwa 9 beziehungsweiſe 7 M für das Heftoliter vermindert, 
für die Fälle der fteuerfreien Berwendung oder der Ausfuhr 
desHejebranntweind, wobei der Zuichlag zur Verbrauchsabgabe unerhoben 
bletbt, aber gänzlich befeitigt worden. 


8. Melnflebrennereien. 













Produltion Bur 
diefer Brennereien | Branntweinbereitung 
an reinem Alkohol | verarbeitete Melafie 


Hektoliter 100 kg 


Zahl 
der Prennereien, 
die — 


Melaſſe verarbeiten 





Betriebsjahr 



















188788.. =>... 19 75 002 276 496 
18889... 2. 18 77010 253 000 
188990 . . . 2... 18 84 155 279 812 
W001 . . . 2... 26 201 235 734 644 
18,2... ... 39 260 248 949 236 
1828... - 2... 27 105 955 374 526 
1893/94 i . 27 97 331 334 625 
Der Melaſſeberbrauch zu Brennzwecken belief ſich in der ehemaligen Steuer— 
gemeinſchaft: 
1880/81 auf.. 880 882 Doppelzentner, 
188182 222222. 684605 b 
188288 2 22 nn. 425 061 ei 
18834 5» 2 = 220.» 575912 . 
1884188.731267 
18858 5% een 289915 ö 
1886/87 „ . 247992 5 
Die Zehresburhjänitveie für — haben betragen für 100 kg: 
1880 ee a 2 A al BOB: 2.0 che 4 Mi 
22 1 9, N 2, BE GER er 
1888 ; a we 18990. 9 5 ; 
1888.... 8,8 18989. 421, 
1888. 60, 18808400, 
IB ar. 18BB: u: 00 0 er 46474 
1 1894 mt 
1887 510 „ Januar 1895... l,.s „ 


Bur Sen 4 eines Hettoliters Branntwein werden gebraucht 7 Zentner 
Melaſſe. Dieſelben Eofteten: 


im Jahre 188.. 1806 A 

„ 189% . . . 1I8, 
in den letzten Monaten des Jahres 189 etwa . . 73 bis 8,50 Mr 
und zur Yet etwa - . 20. tee an te 
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Die durchichnittliche Altoholausbeute der Melafjebrennereien aus dem be 


mailchten Bottichraum 


1887/88 auf 
1888/89 
1889/90 „ 
1890/91 „ 
1891/92 
1892/93 „ 


jtellte ji) im Betriebsjahre 


8,5 Prozent 


84 — 
80 
8,0 n 
8,5 = 
8, 


” 


9. Ueberſicht über die innerhalb des Branutweinitenergebiet?s während des Betriebe 
jahres 1892/93 im Betriebe gewejenen Brennereien nad der Produftionsmenge mm 


Kabresprodultion 


an 


reinem Alfobol 


— hl 
Bis 05, 


Ueber 0,5 bis — 


4.000 
5. 000 
6 000 
7.000 
8 000 
9.000 

11 000 

12 000 

42 000 


Gejammtzahl 
teien - 


22 2 3 3 23 


u ls. 


8 


oO 
" 10 ” 
" 20 " 
50 " 
„100, 
" 200 ” 
* 500 [0 
„ 1000 „ 
„ 200 „ 
„ 3000 „ 
„ 4000 „ 
„ 5000 „ 
„ 6000 „ 
„ 7000 „ 
„ 8000 „ 
„ 9000 „ 
„10000 „ 
„1200 „ 
„13000 „ 
„43000 „ 


der Brenne 


Gelammtproduftion _ der 
Prennereien an reinem 


Altohol . 











land» 
wirth 


53-112 I 


— 





ee 0 


IE FI CE 


BIZEuE 


je] 
150) 
wo 
= 








2382 
853 





266 
132 
292 
147 
215 
422 
358 
204. 
119 


5 450 


hl | 
176 8711341 986 105 95 


4], 
13; 


3 
1 
1] 
1 





Getreide 
* uw Pr 
elS,.!188|15, 
= |8Eı1385|% 
Sl|82i1535| 85, 
g|8 ı:2|® | 


10) 
4 

6 

4 
34 
61 
109 


216: 
140! 


108) 
101) 
39. 
26 
9 
7 


[3] 





da fd Dad hd NT) N De 


| 
893 


hl | 


den Brennereigattungen. 


Zahl der Brennereien, 
weldhe hauptſächlich verarbeite 


Melafle 


1 


hl 


ten: 


1 
hi 
& 
ıl 
.l 

| 

} 


v 
— 
= 
= 
— 
er 
— 
P=) 
— 
— 
ı@& 








— 
Ta nn 


a ne [> 





27 
! 





= 
— 
—“ 
=. 
se, 
=} 
> 
ES 
=) 


| 


WIRSESZES 


47 385 





60 025 


hl hi 
‚27 64513 028 920] 85 90731208 





Davon wırkı 
in Verbinduns 
mit Heferaher 
fation betrieben 


gemerb» 
tichhe 


landwirth 
Ichaftliche 





2 

1 1 

2 l 

u || 

17 ? 

30 15 

18 7% 

19 © 

14 3 

si » 

19 9» 

gg 2 

1 6 

1 5 

= t 

— 

— 3 

u." 2 

pe I 

= l 

— l 

— l 

634 40 
bl hl 
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Anlage 2. 
Belafung 


des 


in dem einzelnen Brennereien erzeugten Branntweins mit der Brennfleuer 
(Artikel II 8 1 des Entwurfs). 





Stalab | Stala ce 


Stalaa 


Nad | Nach | Nad 





bis 300 hl Produftion . - . frei | frei frei 

bi 600 „ * “2 .f 025 46 pro hl | O0, Aa pro hl | 0,00 M pro hl 
⸗ 900 ” “ . . e 0,50 ” ” ” | 0,85 " ” " 1 ou " ” 
* 1 200 ” ” * a ® 0,15 ” ” ” 1,21 " ” ” | 1,ss ” " ” 
. 1 00 " ” = ig 5 1,00 02 ” — 1,60 " "” „ 2,00 ” ” " 
„180 „ z ir hr B > a 2 a ie 5 ET a Yen 
-„ 2100 „ 5 ea A en Bee 
„2400 „ R LE 24 - Se 5 5 EEE 
„2700 „ — 200 7 3 Er 
„3000 „ a .. Re ee a N 40 „u 
„3300 „ H ee EEE a a 4 5 um 
„3600 „ 4 — — Bien: RE 
. 3900 „ J . Beo | u... 5A 
. 420 „ = Eee 40 5. u 
„4500 „ = En 5 7 28 a tt 
un 4 800 " " ⸗ ⸗ 3,56 ” ” " | 4,56 ” " | 4,04 " " * 
u > 100 ” ” a ° . 3,10 ” ” 27 | 4,10 ” " ” | 5,09 1 " tr 
” 5 400 [3 73 . r 3,83 ” ” r | 4, 55 " ” " | D,06 " ” " 
” 5) 700 " [3 a ® . 3,08 " ” " | 4,03 ” 2 nr i 9,1 " * " 
„ 6000”) 4 — — 7 7 5iß 


) im jahre 1892/93 produzierten zwei landiwirtbichaftliche Brennereien zwiichen 5 000 
und 6000 hl reinen Alkohols. Größere Brennereien dieſer Kategorie waren nicht vorhanden. 
Ion Brennereien der Klaſſe b wurde eine Rroduktionsmenge von 3000 hl reinen Altohols 
nicht überichritten. 
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Zur Statiftif des öfterreihiihen Tabadamonopols. Das Heft 1 des Jahrg. II 
der Mittheilungen de3 K. K. Finanz Minifteriums enthält u. a. eine Abhandlung: 
„Statiftiihe Mitiheilungen über das öfterreihiiche Tabacksmonopol für das Jahr 
18394“, in welcher namentlich die über die Entwidelung des Tabacksmonopols ſeit 
1870 und über die Arbeiterverhältniffe in den Monopolfabrifen beigebradhten Daten 
ein allgemeinere Intereſſe in Anſpruch zu nehmen geeignet ericheinen. 

In eriter Linie fteht in diefer Beziehung der in den Verſchleißergebniſſen 
zum Ausdrud gelangende Umfang des Tabackkonſums. Die verichiedenen 
Tabackfabrikate — Zigarren, Zigaretten, Tabad, in Rollen und geihnitten, und 
Schnupftabad — haben feit 1870 bezüglich des Konſums eine jehr verjchiedene 
Entwidelung genommen. Während der Verſchleiß in Zigarren von 1870 bis 
1894 von 783653000 Stüd auf 1188197000 Stüd gewachſen ift, weiſt der 
Verſchleiß von Zigaretten jogar eine Steigerung von 17621000 auf 1705485 000 
auf. Der Verſchleiß in Tabad, geichnitten und in Rollen, ift nur von 217838 
Doppel-Ztr. auf 226821 geitiegen, und der Schnupftabadverichleii ſogar von 
18729 Doppel:Ztr. auf 15581 gefallen. Der Gelderlös ftieg in der gleichen 
Periode bei den Zigarren von 21666170 Fl. auf 42429220, bei den Zigaretten 
von 277938 Fl. auf 13917429, bein Tabad, geichnitten und in Nollen, von 
20319657 Fl. auf 28425171; cr fank dagegen beim Scnupftabad von 
3821373 Fl. auf 2656575. Im Ganzen ftieg der Gelderlös des Tabad- 
verichleißes von 46085138 Fl. auf 87428395. Der Ueberſchuß der Einnahme 
über die Ansgabe de Tabadmonopol3 betrug im Jahr 1870 31481999 Fl. 
und im Jahr 1894 59815621 Fl. 

Auf den Kopf der Bevölkerung berechnet, wurden 1894 abgelegt 
48,43 Stüd in ganz Deiterreih, davon 48,25 Stück Zigarren eigener Erzeugung 
und 0,18 Stüd (im Ganzen 4291696) importirte Zigarren. Nach Geldwerth 
berechnet, betrug der Konfum für den Kopf 1,73 FI. bei einem durchſchnittlichen 
Konfumtionsprei® von 3,57 FL. für 100 Stüd An Zigaretten eigener Er: 
zeugung wurden auf den Kopf 69,47 Stüd im Geldwerth von 0,56 FL, an 
importirten 0,04 Stüd abgejegt. Im Zigarrenverbrauch ftanden obenan Oeſter— 
reich unter der Enns mit 119,66 Stüd auf den Kopf und Schlefien mit 82,93 
Stüd; den geringften Verbrauch hatten Bukowina mit 2,54 und Galizien mit 
8,60. Im Zigarettenverbrauch ftand obenan das Küſtenland mit 221,55 Stüd 
und Deiterreih unter der Enns mit 172,92; den geringiten Verbrauch hatten 
die Bufowina mit 18,16 Stüd und Tirol und Vorarlberg mit 24,69. Der 
Verbrauch von Tabad, geichnitten und in Rollen, war am höchſten in Salzburg, 
1,82 kg pro Stopf, am geringiten in Galizien 0,50 kg. Im Schnupftabad: 
verbrauch ftanden die Küftenlande mit 0,30 obenan, Dalmatien, Schleiien, Mähren 
und Kärnten mit 0,02 an letter Stelle. Bon allen Tabadfabritaten zuſammen 
wurden dem Geldwerth nach verbraucht in Defterreihh unter der Enns 8,48 Fl. 
pro Kopf, in Salzburg 5,14 Fl., dagegen in Dalmatien 1,05 und in Galizien 1,67. 

Die Monopolverwaltung beichäftigte 1894 an „Beamten“ 412 Perionen 
mit einer Gehaltjumme von 494540 Fl., an „Dienern“ 233 Perjonen mit 
einer Gehaltiumme von 133 825 Fl. und endlih 33219 „Arbeiter“ mit einer 
SJahreslohniumme von 6374946 Fl. Unter den Arbeitern waren 29734 
weiblihen Geſchlechts und nur 3485 männlihen Geſchlechts. Be 
einer Zahl der Arbeitstage im Jahre von 295 pro Arbeiter und einer durchſchnitt— 
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lihen täglichen Arbeitsdauer von 10 Stunden ftellte jich für alle Fabriken und 
Nenter der durchſchnittliche Wochenverdienſt im Zeitlohn für dem männ— 
lichen Arbeiter auf 5,01 Fl., für den weiblichen auf 3,68 Fl., im Gebingelohn 
auf 5,40 bezw. 3,92 Fl. Der höchſte durchichnittliche Zeitlohn betrug in den 
32 Monopolfabriten und Aemtern für den männlichen Arbeiter wöchentlich 7,75 FL., 
für den weiblichen 5,14, der höchite Gedingelohn 7,80 bezw. 5,82 Fl. Die niebrigften 
Zeitlöhne waren 2,38 bezw. 2,27, die niebrigiten Gedingelöhne 2,86 und 2,11 FL. 

Die Arbeiterverfiherung, fowohl die Kranken- und Unfallverficherung 
wie die Invalidenverforgung, war ſchon vor Durdhführung der neuen Arbeiters 
verjiherungsgelege als Aufgabe der Monopolverwaltung anerfannt. Im Jahre 
1888 wurden bie bei allen Tabackfabriken beitehenden Sranfenvereine in ſolche 
Kranfeninftitute umgewandelt, welche auf Grund des Berficherungsgeieges 
vom 30. März 1888 organifirt find. Dabei haben die Stranfeninftitute den 
Doppelbaratter der alten Krankenvereine bewahrt, indem fie einen Krankenfonds 
und einen Unteritügnugsfonds bdaritellen. Der Krankenfonds gewährt die vom 
Kranfenverficherungsgeieß beitimmten Leiftungen, während ber Unterftügungsfonds 
neben der eigentlichen Stranfenunteritügung noch andere Aushilfen, Invaliden- 
zulagen u. j. w. gewährt. Der Krankenfonds dedt feine Ausgaben vornehmlich 
durch die geieglichen Beiträge der Mitglieder und des Merard, der Unterftügungs- 
fonds wird durch Ueberſchüſſe des Krankenfonds und durch freiwillige Wochen: 
beiträge der Mitglieder dotirt. Manche Krankeninſtitute haben bereitö größere 
Vermögen angelammelt, welche den ftatutenmäßigen Nefervefonds nanıhaft über: 
ihreiten. 1894 beliefen fih die Einnahmen des Krankenfonds auf 247 378,32 FI, 
die Ausgaben auf 215574,69. Beim Unterftüsungsfonds jtellten fich dieſe beiden 
Voſten auf 35269,77, der Antheil am Inftitntsvermögen betrug beim Stranfen- 
tonds 397 509,90 Fl., beim Unterſtützungsfonds 249477,60 Fl. — Als jehr 
nüslib bat fich bei den Srankeninftituten die Einführung von fogenannten 
„Kranfenpätern* erwiefen, von deinen jede Fabrik einen oder mehrere hat. 
Diele beſuchen die Kranken, überbringen deren Wüniche den Fabritvorftänden und 
Fabrifärzten und haben auf Simulationen zu achten. 

Bezüglih der Unfallverjiherung ſei erwähnt, dab die feitgeitellte 
geringe Unfalldgefahr neuerdings eine erheblich niedrigere Einichägung der Tabad: 
fabrifen in die Gefahrenklaflen der Unfallverficherungsanitalten veranlaht hat. 
Bemerkenswerth ift auch die Einrichtung, daß die Generaldireftion den verunglüdten 
Arbeitern, foweit fie fih durch Erfenntniffe einer Unfallverficherungsanitalt bes 
nahtheiligt glauben, Rechtshilfe gewährt. Die Invalidenveriorgung be 
ſteht ſchon feit 1784, ift dann 1835 reformirt und endlich durch Allerhöchſte 
Entihließung vom 25. DOftober 1891 auf neuer Baſis geordnet worden. Unter 
Fortiafl der bis dahin gültigen Vorausfegung der Mittellofigfeit erhält jegt jeder 
Tabadtabrifarbeiter, welcher nach einer mindeitens 15jährigen anrechenbaren Dienit- 
zeit erwerbsunfähig wird, eine ärariiche Invalidenpenfion, und zwar die Auffeher, 
Arbeiter und Arbeiterinnen, je nachdem fie 15—20, 20-30, 30—40 oder über 
40 Dienitjahre haben, täglih 18, 21, 25 oder 30 Streuzer, bezw. 16, 18, 21 
oder 24 Streuzer, bezw. 12, 14, 17 oder 20 Sireuzer. Ende 1894 war ber 
Stand der Invalidenbezüge 47410 Fl., im Laufe des Jahres 1894 hatte der: 
jelbe eine Zunahme von 18112 FI. erfahren, während nur 3171 FI. in Abgang 
famen. Neben dieien Invalidenbezügen Teifteten die Ilnterftügungsfonds der 
Kranteninftitute 1894 Zuſchüſſe in Höhe von 54922 Fl. Von den 818 In— 
validen waren 728 Wrbeiterinnen, 85 Arbeiter und 5 Aufſeher. NR. Anz. 
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Die Eifenbahnen Deutſchlands, Englands und Franfreihs in den Jahren 
1891 bis 1893. Im „Archiv für Eiſenbahnweſen“ (1895, Heft 6) wird eine 
überfichtlihe Zujammenftellung der Hauptbetriebsergebnifje der deutjchen, eng— 
lijchen und franzöfifchen Eifenbahnen für 1891/93 nad amtlichen Quellen ver: 
öffentlicht, au der ſich Folgendes über Zunahme an Bahnlänge, Anlagefapital, 
Betriebsmitteln und Verkehr ergibt. (Die Angaben für die deutſchen Eiien- 
bahnen beziehen ji auf die vollfpurigen Bahnen für öffentlichen Verkehr [ohne 
Schmaljpurbahnen), während bei den franzöſiſchen Angaben die ſchmalſpurigen 
Eifenbahnen mit inbegriffen find Tjedoh ohne Induſtriebahnen). In der eng: 
lichen Statijtif fehlen diefe Angaben.) 

Das Eijenbahnnep Deutjchlands übertraf am Ende des Jahres 1893 mit 
43557 km Bahnlänge dasjenige Englands um 10338 km und dasjenige Frank— 
reich um 4200 km. 

Die Zunahme der Bahnlänge in den drei Jahren 1891 bis 1893 betrug: 
für Deutjchland 1232 km oder 2,9°/,, für England 732 km oder 2,3°/,, für 
Frankreich 1634 km oder 4,2°/,. 

Der Umfang des Staatsbahnneges!) jtellte fih Ende 1893 für Deutichland 
auf 39 737 km = 91,2°],, für Frankreich auf 2590 km = 6,6”/, der Bahnlänge. 

Die Zunahme betrug in 1893 (gegen 1891) bei den Staatsbahnen fir Deutſch— 
land 1376 km oder 3,6°/,, für Franfreih 56 km oder 2,2°/,. 

Bei den doppel- und mehrgleiligen Streden ergab ſich in 1893 (gegenüber 
1891) eine Zunahme”) in Deutjchland von 1397 km oder 10,4°/,, in England 
von 333 km oder 1,9°/,. 

Die Zunahme beim Anlagefapital?) beträgt für 1891/93 bei dem deuticen 
Eijenbahnen 3,4°/,, bei den englischen Eifenbahnen 5,6°/,, bei den franzöftichen 
Eijenbahnen 3,5°/,- 

Für die Betriebsmittel jtellt jich die Zunahme in 1893 (gegen 1891) wie folgt: 

a. bei den Lokomotiven für Deutichland auf 6,3°%/, (927 Stück), für England 

auf 7,0°/, (1172 Stüd), für Sranfreid auf 2,3%, (225 Stüd). 

b. bei den Rerfonenwagen für Deutjchland auf 7,8°/, (2163 Stüd), für Eng— 

land auf 4,9°/, (1936 Stüd), fir Frankreich auf 9,4°/, (2228 Stüd). 

e, bei den Gepäd- und Güterwagen für Deutichland auf 5,0°/, (15126 Std), 

für England auf5,5°/, (32233 Stüd), für Frankreich auf 2,5°/, (6516 Stüd). 

Die Gefammteinnahmen haben für 1891/93 bei den deutjchen Bahnen um 
rund 63,5 Millionen Marf oder 4,7%/, und bei den franzöfischen Bahnen um 
rund 16,7 Millionen Mark oder 1,7°/, zugenommen, dagegen bei den engliichen 
Bahnen um rund 24,6 Millionen Marf oder 1,5°/, abgenonmen. 

Sceidet man die jonjtigen Einnahmen aus, unter denen vielfache, mit dem 
eigentlichen Werfehrsdienjt nicht unmittelbar zuſammenhängende Einnahmebeträge 
ſich befinden und die deshalb auch in der englischen Statijtit bei der Berechnung 
der Einnahmen auf das Zugfilometer außer Betracht bleiben, jo ergibt ſich für 
die VBerfehrdeinnahmen in 1893 gegen 1891: bei den deutſchen Bohnen 
eine Zunahme um rund 63,7 Millionen Mark oder um 5,0°%/,, und bei den 
franzöfifchen Bahnen um rund 18,0 Millionen Mark oder um 1,9”/,, dagegen bei 
den englischen Bahnen eine Abnahme um rund 30,3 Millionen Mark oder um 1,9°),- 





') Die engliichen Eiſenbahnen find ſämmtlich Privatbahnen. 

?) Für Frankreich liegen ftatiftiiche Zahlen über die Länge der zwei und mehrgleiligen 
Streden für 1893 noch nicht vor. 

) Das kilometriſche Anlagelapital hat fich bei den deutichen und engliichen Bahnen 
um 0,3 bezw. 3,3°/o vermehrt, bei den franzöftichen Bahnen um 0,8°%o vermindert. 


r 
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Tie filometriihe Einnahme aus dem Perfonen= und Güterverfehr iſt bei den 
deutichen Einnahmen um 2,2°/, geitiegen, dagegen bei den englischen Einnahmen 
um 4,1°,, und bei den franzöfifchen Einnahmen um 2,6°/, gefallen. 

Im Perjonenverfehr hat eine weitere Zunahme jtattgefunden, und zwar it 
die Einnahme daraus bei den deutichen Bahnen um 4,6°/,, bei den englifchen 
Vahnen um 2,0°,, bei den franzöfiichen Bahnen um 8,2°%/, geitiegen. 

Die Einnahmen in Perjonenverfehr find bei den deutichen Bahnen: 


für die J. Rlalie. -. . . um 6,9°/, gefallen, 
dagegen ,, II. 0,6, 

ei ee ee 

—— ——— > 2 9,9 „ geſtiegen. 


Die Steigerung der Einnahmen im Perſonenverkehr der englischen Sun 
bahnen betrug für III. laffe und Parlamentszüge 3,7°/,, für Beitfarten 6,2°/,, 
während für I. und II. Klaſſe fich eine Abnahme um 3,5 und 18,4°/, ergibt. 

Bei den franzöſiſchen Bahnen, bei denen die Einnahmen für 1893 nad) den 
einzelnen Klaſſen nicht getrennt find, beträgt die Steigerung der Einnahmen (gegen 
1861) für I. bis III. Kaffe zufammen 7,6°/, 

Zur Steigerung der Einnahmen aus dem Perjonenverfehr haben, abgejehen 
von den Nebeneinnahmen, bei den deutichen Bahnen vorwiegend die III. und 
IV. Klaſſe, bei den englifchen Bahnen ausſchließlich die III. Klaſſe und die billigeren 
Parlamentszüge beigetragen. 

Die Zahl der beförderten Perſonen ijt in 1891/92 geitiegen bei den deutjchen 
Eiienbahnen um 12,4°/,, bei den englischen Eifenbahnen um 3,3°/,, bei den fran= 
zößſchen Eiſenbahnen um 25,8°/,. 

Die Zahl der geleiteten Perſonenkilometer) hat bei den deutſchen Bahnen 
um 1,590. bei den franzöfiichen Bahnen um 20,7%/, zugenommen. 

Im Giterverfehr find ſowohl die Einnahmen ald auch die beförderten Güter: 
mengen bei den deutſchen Eijenbahnen geitiegen, dagegen bei den englifchen umd 
franzöſiſchen Bahnen zurücdgegangen. 

E3 hat in 1891—93 die Gefammteinnahme aus dem Güterverkehr: 

bei den deutihen Bahnen um 5,1°/, zugenommen, 
dagegen „ ,„ engliichen 7 = 
und „ „ franzöliihen „ „ 2,1, abgenommen, 
während die filometrifche Einnahme im Güterverfehr: 
bei den deutichen Bahnen um 2,3°/, geitiegen, 
dagegen „ „ engliichen p 7.2, 
und „„franzöſiſchen „ „ 6,4 „ gefallen iſt. 
Die beförderten Gütertonnen und gefahrenen Gütertonnenflilometer') find 


geitiegen (in Prozenten): Hütertonnen Giütertonnenskm 
bei den deutihen Bahnen . » » 2.4 5,9% —— De 
„  „  englijchen r ce en hd; 
„»  n franzöfiichen „ F .. +07, — 02” 


Die Zahl der beförderten — und —— betrug 1893: 


bei den deutichen Bahnen rund 242 Millionen t (24485 Millionen tkm) 
»  „ englifchen 5 „ 298 = ".—) ’ " 


»  . fFranzöfiihen „ =. 107 Pr „(12 344 B RR: 


— ——— 


') Für die engliichen Bahnen fehlen in den Quellen Angaben bierüber. 





” 


Die nachſtehende Zufammenjtellung gibt einen vergleichenden Ueberblick über 
die prozentuelle Zunahme der Einnahmen, Musgaben und des Ueberſchuſſes für 
den Gejammtverfehr in 1891 bis 1893. 

E3 betrug die progentuele Zunahme für Einnahme Ausgabe Ueberſchuß 


416 Miszellen. 


bei den deutjhen Bahnen . . . 2... +47h — a + 16,3°/, 
„  englifchen > et er 15 + 1,2 — 48, 
„»  » Jranzöftihen „ ; 2... +17, +7 6, „52, 


Für das Betriebsjahr 1893 bezifferten fid; Einnahme, Ausgabe und Ueberſchuß 


(in abgerundeten Zahlen), wie folgt: 
Einnahme Ausgabe Ueberſchuß 


1 
ee Bee Millionen Mart 
bei den deutjchen Bahnen . . 1407 (1339) 859 (841) 548 (498) 
„ „ engliihden „ . „1613 (1537) 914 (877) 699 (660) 
„»  - frangöftichen „ —F 977 (963) 562 (550) 415 (413) 


Der kilometriſche Ueberſchuß hat fi in 1891—93 
bei den deutjcen Bahnen um 12,8°/, vermehrt, 
dagegen „ „ engliichen r „ 69, 
und „ „ franzöfiihen „ „ 94, vermindert. 

Die durchſchnittliche Verzinſung des Anlagefapital3 ift in der Zeit von 1891 

bis 1893 bei den deutſchen Bahnen um 12,0°/, geſtiegen, 
dagegen „  „ engliichen a ; 10,0, 
und „ „ franzöfiichen „ „ 71, gefallen. 

Die deutichen Staat3bahnen ergaben in 1893/94 durchichnittlich 5,07°/, auf 
daS verwendete Anlagelapital, während die deutjchen Privatbahnen durchſchnittlich 
4,53°/, erzielten, 

Von den deutjchen PBrivatbahnen gaben in 1893/94 die höchſte Dividende 
für die Stammalftien: 

die 7 km lange Ludwigseifenbahn (Nürnberg— Fürth) — 21°/,, die 
Altenburg-Zeitzer Eiſenbahn = 9,97°/,, die Stendal-Tangermünder 
Eiſenbahn = 7,5°/, und die Pfälziſchen Eiſenbahnen — 6,99°/,. 

Bei den engliſchen Eifenbahnen stellte jich die Durchjchnittsdividende in 1893: 


für Stammaltien . . . + auf 3,51”), 

„ garantiertes Kapital (4, 35%/,) und Obligationen & 82 1) .. 3,98, 

„Anleihen (4,20°/,) und u (3, 7200) .. ie ee De 
das Sejammtlapital . . . nn 374. 


Da für die franzöfiigen Eifenbaßnen die genauen , ftatiftifihen Zahlen 
für 1893 noch nicht vorliegen, jo läßt fih aus den Quellen über die durchſchnitt— 
lihe Verzinfung des in den franzöjischen Bahnen angelegten Kapitals nur be— 
merfen, daß für 1893 das franzöfiiche Staatsbahnneg das Anlagefapital dur 
den Ueberſchuß nur mit rund 1'/,°/, verzinfte, während das Gejammtneg der 
großen Privateifenbahngejellichaften im Durchſchnitt in 1893 rund 3°/, Verzinjung 
erzielte. Der vom Staat, infolge übernommener Zinsbürgjchaft, an die großen 
Gejellichaften zu zahlende Zinszufhuß hat jih in 1893 gegenüber 1891 um 
36,3 Mill. Mark — 82,9°/, erhöht, wovon auf die Paris-Lyon-Mittelmeerbahn 
rund 22 Mill. Mark Mehrzuihuß entfallen. 


) Die Klammerzahlen beziehen fih auf Verkehrseinnahmen, Betriebstoiten und Be 
triebsüberichüfie. 











Staatsrechtliches, ie und ſtatiſtiſches Jahrbuch. 


Annalen des Deutſchen Reichs 


für Geſetzgebung, Verwaltung und Statiſtik. 
Stantswiffenfhaftlihe Zeitfchrifft und Materialienfammlung. 


Unter Mitwirkung zahlreicher Jachmänner 
herausgegeben von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar v. Seydel. 


Zührlich 12 ae Ne ee —— Mark 4.—. 








dreis Ermã ahigung — — ——— 


Bei nenen Abonuements wird oft mit Bedanern bemerkt, daß 
die Erwerbung der früheren Zahrgänge der „Annalen“ mit fo 
großen Koſten (AUk. 384.—) verknüpft fei, nnd der Wunſch aus- 
geſprochen, bei Bezug der vollftändinen Serie eine Preisermäßigung 
eintreten zu laſſen. Um nun derartigen Wünſchen entgegenzukommen, 
haben wir uns entſchloſſen, nen eintretenden Abonnenten die 
Jahrgänge 1870-1879. 1881—1893 anftatt zu Mk. 368.— u 


nur Mark 160.— 


za liefern, ſoweit der dazu beftimmte Borrath reicht. 

Der Preis der einzelnen Bande reſp. Iahrgange bleibt wie 
mouor Ak. 16.-— Die — 1868, 1869 und 1880 find ganz 
rergriffen. 

Die „Annalen des Deutſchen Reiches“, ſeit 1868 erſcheinend, find als 
praktifch - wiſſenſchaftliches Quellenwerk wichtig für Miniſterien, 
LezirksKRegierungen, Magiſtrate, Landräthe, Couſuln, für Gerichte 
aller ZBnſtanzen, Reichs- und Landtagsabgeordnete, Advokaten, 
Botare, Zollämter, Handelskammern, Redactionen und größere 
Bibliotheken. 

BE nterejjenten jteht ein nlphabetifryes Gefammt-Benifter über Die 
Jahrgänge 1868 bis 1894 der „Annalen aratis zur Nerfügung. 


- 


K MITTE 


Verfü 


5 6. Hirth's Derlag in Münden & Teipzig. «ge 











Adler, Dr. Georg, Profeſſor der Nationalökonomie in Bajel, Die Sozialreform und der Kauf— 
mannsjtand (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutſchen Reichs 1891.) 4 Bogen 
ar, 8%. Preis broſch. ME. 1.50. 

Auffeh, O. Frhr. v., kgl. bayer Oberreg-Rath und failerl. Reichsbevollmächtigter für Zölle und 
Steuern, Die Zölle und Steuern, jomwie die vertragsmäßigen auswärtigen 
Haudelsbeitimmungen des Peutihen Reiches. Vierte, volljtändig umgearbeitete 
Anflage. 1893. 19’/s Bogen gr. 8°, Preis broſch. Mi. 2.50, geb. Mt. 3,25. 

Bornpat, Conrad, Das deutſche Arbeiterrecht. 12 Bogen qr. 8%. Broſchirt Mt. 3.—. 
(Separat:Abdruf aus den Annalen des Deutſchen Reichs, 1892.) . 

Dehn, Paul, Zur Einführung der Reich3pojt-Sparkajjen. 1884. 54 Seiten, gr. 8°. Dit. 1.20. 

Der Berjajjer hat in jeiner neuen Schrift ein umfajiendes Material zur Charakteriſtik und 
Beurtheilung der Poftiparkafien vom vollswirthichaftlichen Standpunkt aus zujammengetragen. 

Dyrofi, Dr. Anton, Rehtsjapung und Gejep, zu nächſt nach bayeriſchem Staateredt. 
74. Bogen gr. 8°, ME. 1.50. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs 1889.) 

Eger, Dr. Georg, Negierungsrath, Die gefhicdhtlihe Entwidlung des Eifenbahn=Trand- 
portredts in Preußen mit bejonderer Berüdfichtigung des Eiſenbahn-Tarifrechts. Eine 
vom Berein für Eiienbahntunde in Berlin preiögefrönte Abhandlung. (Separat-Abdrud aus 
den Annalen des Deutſchen Reich 1895.) 4'fe Bogen gr. 8°. Breis broſch. Mi. 1.75. 

Teller, 5, tal. bayer. Oberzollvath, Das Tabaksmonopol und die amerilanıjde Tabal- 
Steuer. Eine jtaatswirthichaftliche Unterfuhung der Tabakbeſteuerungsſyſteme, zugleich eine 
Entgegnung auf den G. M.:Artitel der Allgemeinen Zeitung: „Borbereitende Studien zur 
Einführung des Tabatmonopols in Deutichland“. 1878. dh. 1—. i 

Selfer, 5, kgl. bayer. Oberrechnungsrath, Zur Tabatftenerfrage. Abwehr gegen die kritiſchen 
Nachtrüge zu den Dr, Mayr'ſchen Studien über dad Tabatmonopol. 1878. 50 Pf. 

Franfenftein, Dr. SKımo, Die deutihe Fabrikinſpektion, ihre Thätigfeit im Jahre 1890 
und ihre Reform: 4° Bogen, ar. 8%. Brojdirt Mt. 1.50. (Separatabdrud aus ben 
Annalen des Deutſchen Reichs 1892.) 

Göring, Philipp, Die Veterinär-Polizeiverwaltung nad) den reichsgeſetzlichen Beſtimmungen 
1882 11'Js Bogen, ar. 8°. Broſchirt ME. 3.—. 

Heiß, Dr. Clemens, Die großen Einfommen in Deutihland und ihre Zunahme in den 
legten Jahrzehnten. Von der hohen jtaatswijlenichaftlichen ‚Fakultät der Univerfität Tübingen 
mit dem akademiſchen Preiſe gefrönte Arbeit. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutſchen 
Neid 1893.) 7 Bogen gr. 8°, brojchirt Mi. 1.75. 

Heufel, Ur. Paul, Die Stellung des Reichskanzlers nad) dem Staatsrechte det Deutſchen Reichs. 
1882. 4 Bogen, ar. 8. M. 2.—. 

Hirth, Dr. Georg, Freiſinnige Anſichten der Bolfswirthichaft und des Staats. 1876. 27 Bogen 
fi. 8°. Broſchirt ME. 4.—. 

Yoöl, Mar, Rechtsanwalt und Notar in Berlin, Das Geſetz betreffend die Erwerb3- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889. Nebſt einem Anhange: Belannt 
machung betr. die Führung des Genofjenjchaftsregifters und die Anmeldungen zu deinfelben, 
von 11. Juli 1889. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs 1890.) 17’/s Bogen 
gr. 89, broich. Mi. 5—. 

Prengel, Theodor, Beiträge zur Wahlprüfungsftatiftil des deutſchen Reidhstages 
1871—90. 5'/s Bogen gr. 8°. Broſchirt ME. 1.50. (Separat:Abdrud aus den Annalen des 
Deutichen Reichs 1892). ä 

Rehm, Brof. Dr. Hermanı, Der Erwerb von Staatd: und Gemeindeangehbörigteit in 
geidyichtlicher Entwidelung nach römiſchem und deutichem Staatsrecht. 9’ Bogen ar. 8°, 
broſchirt Mk. 2.50. (Scparatabdrud ans den Annalen des Deutichen Reichs 1892.) 

Nofin, Proi. Dr. 9, Souveränetät, Staat, Gemeinde, Selbftverwaltung. Kritiſche 
Begrifisitudien. 4 Bogen, gr. 8°. Mi. 1.75. 

Der Aufjag enthält durd) jeine Erörterungen über den Begriff des fubjeltiiven Rechts, den 
Unterjchied zwiichen obligatorischen Nechten und Herridaftsrechten u. a. m, auch Bedeutung 
für die Theorie des Privatredits. 

Echanze, Dr., Regierungsrath, Die patentrehtlihen Beitimmungen des deutich-öjters 
reihifhen Lebereinfommens über den gegenjeitigen Batents, Muijter- und 
Martenihug vom 6. Dezember 1891. 3 Bogen gr. 8°, broſch. Mt. —.75, (Separat- 
Abdrud aus den Annalen des Deutſchen Meiches 1894.) 

Seydel, Dr. Mar, Das Gewerbe-Polizeirecht mad) der Reichs-Wewerbeordnung. Mit einem 
Anhang: Tert der Gewerbeordnung. 1881. 13 Bogen, gr. 8. M. 8—. 

Stengel, Carl von, Brofejjor der Nedyte in München, Diedeutihen Shuggebiete, ihre redt- 
liche Stellung, Berjaijung und Berwaltung. Dritte vermehrte Auflage. 18*/, Bogen 
gr. 8° brod. ME 3.—. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutichen Reiches *°*" 

Thudichum, Dr. Fr., ord. Profeſſor an der Univerjität Tübingen, Das Reichs-Beamt« 

1876. 8'/s Bogen, gr. 8%. DE 4.—. 

Bölderndorff, Dr. Dtto Freiherr von, f. bayer. Miniſterialrath, Deutſche VBerfaff- 

Verfafjungsentwürfe. 11 Bogen gr. 8°. Broihirt ME. 3.—., (Se 
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Neunundzwangigſter dahrgang. | 
1896. Sährlih 12 Hefte. Abonnementspreis: vierteljährlid 4 Mark. I In.6. 6. 
. 12 Hefte bilden einen Band. 








Inhalt: 

Lie deutiche Handelsftatiftit. Von K. Wie- &eite Auszug aus den Protofollen der Sach- Seite 
'inger, 8. bayer. Oberzollrath, vormals veritändigen: Sitzungen über die Werth⸗ 
Mitglied des Kaiſ. Statift. Amtes . 417 feitjegung für den deutichen Außen— 

Regeln für die Werthihägung der Ein« handel in den „jahren 1892—1894 446 
und Ausfuhr des deutichen Zollgebiets 438 Durchſchnittswerthe für die Ein- und 
Ausfuhr von — und DARIN im 
Verzeichniß der Mitglieder der Sachver- jahre 1894 . 449 
tändigen-ftommiilion für Die Schäß- x 
ung der Gin und Ausfuhrmerthe des Einheitswertbe, — für das — 
Jahres 1894 441 1894 gelondert nach den einzelnen 
" j Ländern der Herkunft oder Beſtimm— 
Verzeichniß der den einzelnen Gruppen ung von der Gruppe II der Sach 
der Sachveritändigen-Hommilfion zur verſtändigen-Kommiſſion ‚feitgeiest 
Schägung der Ein- und Ausfuhrmwerthe worden find . . 0. 468 


für 1894 zugetbeilten Waarenartitel 443 Schluß folgt 





ts G. HIRTH’s Kunstverlag in München und Leipzig. ⁊ 














HIRTH’S FORMENSCHATZ. 


Eine Quelle der Belehrun 





und Famslienbuch, beide aber 


g und Anregung für Künstler und Gewerbetreibende. 


Jährlich 12 Hefte à 16 Tafeln hoch 4°. — Preis per Heft Mk. 1.25. 


Jahrg. 1877—1895 mit ca. 3388 Blättern in Cartonmappe M. 27;. 
Jahrg. 1877 u. 1878 (Formenschatz der Renaissance) in Carton- 
mappe je M. ı0.—, geb. je M. 13.50. 

Jahrg. 1879— 1895 in Cartonmappe je M. 15, geb. je M. 18.50. 
$ede Serie selbständig mit erläuterndem Text. 


Das Werk wird fortgesetzt; auch das bisher Erschienene kann 
nach und nach bezogen werden. 
(Einzelne Tafeln werden nicht apart abgegeben.) 


».... Er ist in Wirklichkeit ein Schatz für jeden Besitzer des Werkes. Das 
ganze Werk bietet etwa 3388 Blätter. Sie reichen geschichtlich von der alten Welt 
bis zum Beginn des gegenwärtigen Jahrhunderts, Bestimmt, eine Quelle der Be. 
lehrung und Anregung für Künstler und Gewerbetreibende zu sein, erfüllt das 
Werk seine Aufgabe in einer Weise, dass es sozusagen auf keine 
Frage die Antwort schuldig bleibt. Die Benützung des Werkes wird 
durch sorgfiltige Register erleichtert, Das Werk ist international. Was der Heraus- 

eber bei irgend einer der Kultumationen Werhvolles findet, wird benützt. Den 

Verke kann eine grössere Empfehlung auf seinem Weg nicht mitgegeben werden 

als der Hinweis auf seinen riesigen Umfang und seine erfreuliche Verbreitung. 
(Schwab. Merkur, Siutigart.) 


‚Neu eintrstenden Abonnenten steht ein Inhaltsverzeichniaa 


der eraechienenen 19 Jahrgänge gratis zur Verfügung. 
Französische Ausgabe unter dem Titel: LART PRATIQUE. 


= Zweite Auflage. — 


Kulturgeschichtliches Bilderbuch 


aus drei Jahrhunderten, von Georg Hirth. 
Französische Ausgabe: 

„Les grands Illustrateurs du ı16,, 17. et ı8. siecles.“ 
Folio. Preis 4 Lieferung M. 2.40, à Bd. complet brosch. M. 30.—, 
geb. M. 35.—. (Liebhaber- Ausgabe [einseitig bedruckt, in 

losen Blättern] à Lieferung M. 5.—.) 
— * Monatlich erscheint eine Lieferung. A— 





Hirth’s Kulturgeschichtliches Bilderhuch umfasst im Ganzen 
sechs Bände (72 Lieferungen), es sind darin gegen 360 darstellende 
Künstler vertreten und haben über 3500 interessante Blätter eıne 
technisch vollendete Wiedergabe gefunden, die Publikation bilder eine in ihrer Art 
einzige Kunstsammlung — ein Kupferstichkabinet für den Hausgebrauch. 


Um den Besitzern der ersteren Bände der früheren Auflage dieses 
Werkes das Abonnement auf die Fortsetzung zu ermöglichen, wird die Drucklegung 
der zweiten Auflage in derselben Weise und Ausstattung erfolgen, wie bei der 
ersten Auflige, 


—$- Jzder Band ist einzeln käuflich. J— 


\ der Gothik und Renais’ 

Das Deutsche Zimmer sance, des Barock-, Ro: 

coco- und Zopfstils. Anregungen zu häuslicher Kunstpflege 

von Georg Hirth. Dritte stark vermehrte Auflage. 

464 Seiten hoch 4° mit 370 Illustrationen. Eleg. brosch. M.10.—, 
eleg. gebunden M. 15.—, in Lederband M. 20.—. 


».... Das Buch ist die Frucht einer reichen Erfahrung und eines umfang- 
reichen Studiums Hart doch der Autor die hier vorgetragenen Anschauungen und 
Grundsätze alle selbst probirt. Man braucht bloss die Abbildung der Saalpartie ın 
seinem Hause zu München anzuschauen, um sich darüber klar zu werden, dass wir 
es hier mit einem Fachmann ersten Ranges zu thun haben, der seine Lehren und 
Grundsätze zuerst bei sich erprobt und richtig befunden hat. 

Wie der Formenschatz zur Kunstpflege im ganzen deutschen 
Volke, so fordert das Deutsche Zimmer zur Kunstpflege im eig- 
enen Hause auf, ersteres ist ein Volksbuch, letzteres ein Hans- 
verfolgen das gemeinsame Ziel, die Pracht und Herrlichkeit der 





alten Kunst zu verstehen und wiederzugewinnen.....“ 


a - — 
L 


(Prof. Dr. Stockbaner in »Buyer. Gewerbe-Zeitunge 1890 No. 4.) 





Die den de Handelsfatifik. 


Bon R. Wieſinger 
K. bayer. Oberzollrath, vormals Mitglied des Kaiſ. Statiſt. Amtes. 


Herr Profeilor M. Diezmann in Chemnig hat in einem Aufſatz über 
den deutſchen Außenhandel (Eonrad’3 Jahrbücher für National:Dekfonomie, 
IH. Folge, 7, 1894 I. Sem. ©. 260 ff.) hinjichtlicy der Aufjtellung der 
deutihen Handelsbilanz bemerkt: „Außerhalb der Fachkreije iſt es nur wenig 
befannt, auf wie zweifelhafter Grumdlage die den auswärtigen Handel betreffen« 
den Werthangaben wie faſt in allen Yändern, jo auch bei ung beruhen. Die 
„amtlihen“ Zahlen der Handelsitatijtif werden von den Gebildeten unjeres 
Volkes in der Negel mit demjelben abjoluten Vertrauen aufgenommen, tie 
eine amtliche Abrechnung über eine Kajjenverwaltung!* — Nachdem im weiteren 
Verlaufe dieſes Artikels über gewilje, der deutjchen Neichsjtatijtif Durch Die 
‚reibafenstellung von Hamburg und Bremerhaven-Geeſtemünde ſowie die Frei— 
bezirfe Bremen und Brake anhaftenden Eigenthümlichkeiten ſich ausgelafjen 
wird, kommt der Herr Verfaſſer auf die durch den Anjchluß von Hamburg 
und Bremen als Zollſtädte an das Bollgebiet bedingte Umänderung unferer 
Handelsitatiftif und unjerer Handelsbilanz. Wenn mun biebei auch anerkannt 
wird, daß dieſer Anjchluß der früheren Zollausſchlüſſe in bedeutendem Maße 
zu dem ſeit 1889 eingetretenen Umſchwung unjerer Handelsbilanz beigetragen 
bat, da früheres Zollausland zum Bollinland wurde und jich die Bevolferung 
des Zollgebiets im Jahre 1883/89 von 47,7 auf 48,9 Millionen Seelen, alſo 
um 1,2 Millionen Köpfe vermehrte, jo meint Herr Diezmann dennoch, daß 
außer dem Zollanjchluß auch noch andere Urjachen zu der Umgeftaltung unferer 
Handelsbilanz, deren Einfuhr-Ueberſchuß fi) von 1888 auf 1889 von 
67 Millionen Mark auf 825 Millionen Mark erhöhte, beigetragen haben 
müſſen, — „da nichts darauf hindeutet, daß unfere internationale Zahlungs: 
und Wirthſchaftsbilanz jeit 1883 (abgejehen von dem Zollanſchluß der 
Hanjejtädte) fich wejentlicdy verändert hätte." 

„Biel wahrjcheinlicher — jo caleulirt Herr Diezmann — iſt die Er: 
Härung zum Theil wenigjtens darin zu juchen, daß die Mängel unjerer 
Handelsſtatiſtik fich neuerdings in anderer Weife geltend machen als früher.“ 
Und weiter wird vorgebradtt: 

„Es iſt nicht zu erwarten, daß in der Ermittelung der in den Verkehr 
getretenen Mengen wejentliche Aenderungen außer den durch die Einverleibung 
der früheren Zollausſchlüſſe veranlaßten eingetreten find. 

„Es iſt daher wohl als jicher anzımehmen, daß die von der Reichs— 
ſtatiſtik fonjtatirte ſtarke, meiſt anhaltende Zunahme der Mengeneinfuhr ges 
wiſſer Waaren und andererſeits die anhaltende Abnahme der Mengenausfuhr (?) 
gewilier anderer den Thatjachen jo genau entipricht als die Ermittelungsorgane, 
deren Gemwifienhaftigkeit außer allem Zweifel jteht, überhaupt nachzuweiſen 
vermögen.“ 


Annalen da Deutſchen Reit. 1896, 29 


418 K. Wiefinger: Die deutiche Hanbelsitatiitif, 


„Der Verdacht richtet fich vielmehr gegen die Schätzung der Wertbe, 
deren Zuverläſſigkeit notorijch eine jehr beichränfte it. Beruhen doch die 
berechneten Verkehrs: Werthe zu einem großen Theil auf der Annahme von 
Durhjchnitts:Breifen der Einheits:Mengen, welche faum etwas anderes als 
„Bermuthungen“ find.” — Dann heißt es ferner: 


„Oft genug ift der Widerfinn eines Schägungsiyitens hervorgehoben 
worden, welches den Werth einer gewiljen unter einem Namen zuſammen⸗ 
gefaßten Waarenmenge, die aus Artikeln der verſchiedenſten Art in unbe: 
fannten (?) Verhältnijjen zujammengejegt ift, nach einem gemeinjchaftlichen 
auf Bermuthung beruhenden Durchjchnittspreis berechnet. Der Grundmangel 
des Syſtems läßt fich auch durch Befragung noch jo zahlreicher und noch jo 
tüchtiger Fachmänner feitens des Statijtiichen Amtes nicht bejeitigen. Das 
Statijtiiche Amt frägt eben mehr, als der weiſeſte Mann beantworten kann; 
ſcheut es doch jelbit nicht davon zurüd, den Werth von Delgemälden nad 
deren Gewicht zu jchägen! Es ijt daher nicht zu verwundern, daß die be- 
fragten Sadjverjtändigen die gewünschte Auskunft häufig nur fehr ungerne 
geben, nicht jelten Ddiejelbe aucd) verweigern (?) und daß die Reichs-Statiſtik 
troß ihrer anerfennenswerthen Bemühungen zu Reſultaten gefommen iſt, die 
mit der Wahrjcheinlichkeit in entjchiedenem Widerjprude jtehen.“ — 
„Die deutſche Statiſtik mit ihrem Werthſchätzungsſyſtem ver— 
mag nur eine rohe Annäherung über die deutſche Handels» 
bilanz zu geben!“ — 


In einer im Fahre 1888 bei Leonhard Simion herausgegegenen Brojchüre 
über „Deutſchlands Waarenhandel mit dem Auslande von 1872—1887* kommt 
derjelbe Herr Berfafjer zu dem Schluß, daß die große Verfjchiedenheit der 
deutjchen Handelzbilanz vor und nach 1880 hauptſächlich veranlaßt worden 
ift „Durch die Ungleihmäßigfeit der Werthichägung.“ Er bemerkt biebei 
Folgendes: „Das Kaiſerl. Statiftifche Amt ift anjcheinend der Anficht, daß es 
jeinen fortgejegten Bemühungen gelingen werde, allmählich zu immer richtigeren 
Durchſchnittsſätzen für die Werthbejtimmungen zu gelangen. Die bisherigen 
Erfolge (bis 1888) jprechen nicht gerade für die Nichtigkeit dieſer Anficht. 
Eine wejentliche Verbejjerung iſt aller Wahrjcheinlichkeit nach nur zu erwarten 
von der Einführung der obligatorischen Werthdeflaration, welche mande 
Bertreter des deutſchen Handelsjtandes jo oft verlangt haben. Allerdings 
wird dabei ein umfangreiches Kontrolſyſtem nicht entbehrt werden fünnen und 
abjolut richtige Nejultate werden auch im beiten Falle nicht erreicht werden. 
Es muß dahingejtellt bleiben, ob der zu erwartende Vortheil den mancherlei 
Beläftigungen und dem Aufwand an Arbeitskraft entjprechen würde, melde 
mit einer derartigen Reform unferer Handelsjtatijtif verbunden find. Es würde 
aber wohl ſchon ein anjehnlicher Vortheil fein, wenn die jegt nur in wenigen 
Ausnahmefällen eintretende Pflicht der Werthdeflaration auf einzelne Waaren- 
Arten ausgedehnt würde, deren Werthichägung ganz befonderen Schwierigkeiten 
begegnet und deren Verkehr bedeutende Werthbeträge umfaßt.” 

„Unter den jegigen Verhältniſſen ijt die Handelsbilanz, die auf mehr oder 
weniger willkürlichen Borausjegungen beruht, ein Wahngebilde, deſſen 
ernſthafte Behandlung nur geeignet iſt, den Spott zu erwecken.“ — 

Daß Herr Diezmann von der auf Werthdeklaration aufgebauten 
engliſchen Handelsſtatiſtik eine beſſere Meinung hat, als von der nicht „ernſt“ 
zu behandelnden und Spott erweckenden Deutſchen Statiſtik, läßt der Hert 
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Berfafjer in dem gleichfall® in Conrads Jahrbuch I 1894 ©. 294 über Eng- 
lands Außenhandel im Fahre 1892 veröffentlichten Artikel genugfam erjehen. 

Hier nimmt Herr Diezmann Kenntniß von den amtlichen Ausweifen der 
enzliichen Statiftif wie von abjolut ficheren Ziffern, ohne nur ein einziges Mal 
oder mit einem einzigen Worte auf die mangelhafte Grundlage der englifchen 
Zahlen Hinzumeifen oder eine folche vorauszufegen. — 

Um nun über den Werth oder Unmerth der Ermittelung der deutjchen 
Handelsjtatijtit beziw. der für Diefelbe die Grundlage bildenden Waarenwerthe 
ein Urtheil fällen zu fünnen, ift e8 von Intereſſe und auch erforderlich, die 
Methoden der verfchiedenen Verwerthungen des Urmateriald und der Werth: 
Ermittelungen in den einzelnen Staaten der Kulturwelt zu beiprechen und ſo— 
dann auf das in Deutjchland bejtehende Berfahren zu fommen und dasjelbe 
ipegiell und eingehend zu erläutern. 

Der Außenhandel eines gemeinfamen Zoll- und Handelsgebiets ſetzt ſich 
zufammen aus der Waaren:Einfuhr, Waaren- Ausfuhr und Durd> 
fuhr. Die Gefammtmwaarenbewegung in diefer dreifachen, fich über die Zoll: 
grenze bewegenden Richtung wird unter dem Ausdrud: Generalhandel 
wiammengefaßt, welcher aljo die gefammte Einfuhr über die Zollgrenze zum 
freien Verkehr nebjt der Einfuhr auf Niederlagen und zur VBeredlung ſammt 
der direften Durchfuhr begreift; in der Ausfuhr umfaßt der Generalhandel die 
Sefammtausfuhr aus dem freien Verkehr, von Niederlagen und im Veredlungs— 
verkehr ebenjo einschließlich der Durchfuhr. Der Spezialhandel dagegen 
erfaßt nur die Einfuhr zum freien Verkehr d. h. zum Conſum (Verbrauch) und 
de Ausfuhr heimischer und nationalifirter Waaren aus dem freien Verkehr. 
In der deutſchen Statiftif wird noch der Gejammteigenhandel (früher 
Jahresaufenbandel genannt) unterjchieden, d. h. die Gefammtwaarenbewegung 
mit dem Ausland ohne die direkte Durchfuhr jedoch mit Einfchluß des Nieder: 
lage und des Veredlungsverfehrs. Die erjten Anfchreibungen, die Heritellung des 
Urmaterials, liefern in der Negel die Zollbehörden, denen bei der Einfuhr die 
Voarenabfertigung zum Eingang obliegt, weshalb die Zollpapiere gewöhnlich 
die Grundlage für die ftatijtische Anfchreibung der Eingangswaaren bilden, ſo— 
ern nicht auch hiefür befondere ftatiftische Anmeldungen gefordert werden; fir die 
Boaren: Aus: und Durchfuhr find bejondere ftatijtifche Anmeldungen erforderlich. 
Hienach ift es erflärlich, daß fich die Statiftif über den Waarenverfehr mit dem 
Auslande zumeift jtreng an den Zolltarif und die Zollgeſetzgebung anſchließen muß. 

Die franzöfiiche Handelsitatiitif unterscheidet Commerce general 
Eine und Ausfuhr mit Einſchluß der Durchyfuhr) und Commerce special, 
Einfuhr zum Verbrauch und zum freien Verkehr und Ausfuhr aus dem freien 
Verkehr Außerdem bejtehen bejondere Nachweije über die Waarendurhfuhr.') 


"; Le commerce general comprend A limportation, la totalit& des marchandises 
etrangeres arrivdes de l’ötranger, des colonies et de la grande p£che, par terre ou 
par mer et declardes tant pour la consommation que pour le transit, l’entrepöt, le 
transbordement, la r&exportation ou l’admission temporaire; & l’exportation la tota- 
lit# des marchandises qui sortent effeetivement «de France sans distinetion de leur 
origine nationale ou ötrangere, c'est A dire les marchandises reprises au commerce 
special, plus les marchandises etrangeres, qui ne font que transiter sur le territoire 

ncais, ou qui sont transbordees dans nos ports à destination de l’etranger, celles 
qui ont été extraites des entrepöts pour la reexportation et celles qui, après avoir 
et admises temporairement en franchise, sont reexportees apr&s main d’oeuyre pour 
lapprement de commissions. 

Le commerce special comprend A l’importation toutes les marchandises mises 
en consommation, c'est à dire la totalite des marchandises importecs en exemption 
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Ebenio unterscheidet die italienische Handelsitatiftif den General- und den 
Spezialhandel mit beionderer Darjtellung der Waarendurcdfuhr.') 

Die ſchweizer Handelsitatiftit hat eine der deutichen Anfchreibung ziem: 
lich conforme Einrichtung und in der Deiterreihtich-Ungarifchen Handels: 
Itatiftit werden die Hauptergebniſſe des Handels im freien Verkehr nach Einfuhr, 
Ausfuhr und Durchfuhr bejonders nachgewielen, auch die Hauptergebniſſe über 
den Generalhandel einschließlich des VBormerkverkehrs und der Durchfubr in 
drei Jahresbänden veröffentlicht. In England wird zwiichen Generalimport 
d. h. Einfuhr aller Waaren über engliihe und irische Häfen, fofern fie nicht 
jofort zum Weiterverjandt beftimmt find (transshipment) und Generalerport 
unterschieden. Bei den im Generalimport begriffenen zollpflidtigen 
Waaren wird diejenige Menge, welche nach Berzollung in den Verbrauch über: 
gegangen it, beſonders nachgewieſen, bei den zollfreien Waaren iſt dies nicht 
der Fall. Der Generalerport zerfällt in Ausfuhr von Produkten und Fabrikaten 
des vereinigten Königreichs und Ausfuhr von fremden und Kolonial:Waaren, 
welche in den Handel Englands übergegangen find. Der Generaltraniit it 
mit transshipment identisch. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika veröffentlichen nach Fisfaljahren 
„Ihe foreign commerce and Navigation of the United States and Im- 
port and Export of Gold and Silver and Marchandise by countries and 
custom distriets, Export of domestie Marchandises, Export of foreign 
marchanılises, Transit and Transshipment trade, Import of marchandise 
Warehoused, Import of marchandise transported Pride to appraise- 
ment, Import of marchandises entered for consumption, Tonnage Move- 
met. Treasury Department, Washington, Government printing Office, 
Großbritannien publizirt: Annual Statement of the Trade of the Uni— 
ted Kingdom with foreign countries and British Possessions for the 
year, nach General-Import, General-Export of British Produce, Transit, 
Bonded Warehouse accounts, Reexport foreign and Colonial March, 
Parcel Post. Compiled in the custom-house from documents colleeted 
by that Department, printed for Her Majesty's Stationery office, London.“ 


Wichtig bei der Anichreibung der Waaren und Heritellung der Handels: 
ausweile it auch der Verkehr des Landes mit den einzelnen fremden Yändern 
d. h. mit den Herkunfts- und Beltimmungsländern. Bier beftehen befanntlich die 
zwei Hauptunterscheidungsarten, indem einerſeits bei der Herkunft der Waaren das 
Urſprungsland d. b. das Erzeugungsland und bei der Ausfuhr das Verbrauchs: 
land notirt werden kann, in welchem Fall der Handel eines Yandes nach Ur: 
Iprung und Verbrauch der ein- und ausgeführten Waaren dargeitellt wird; 
oder andererjeits foll der wirkliche Handel eines Yandes mit den Handels: 
verfehr anderer Länder den Gegenſtand des Nachweifes bilden. In legterem 
Fall wird ala Herkunftsland einer eingeführten Waare dasjenige Land notirt, 
aus dejjen Eigenhandel die Waare ſtammt und als Beitimmungsland das: 


definitive des droits, et s'il s’agit de marchandises taxdes, les quantites qui ont été 
soumises A laequitteinent des droits, soit a larrivee, soit apres avoir été declarees 
pour le transit, l’entrepöt ou l'admission temporaire; A l'exportation la totalite des 
marchandises nationales exportces et les marchandises d’origine &etrangere qui 
ayant été admises en franchise ou nationalisces par le payement des droits et se 
trouvent, par suite, sur Je marche libre de l'interieur, sont renvoydes à l’etranger. 

N) Italien veröffentlicht: Movimento commerziale del Regno d'Italia, Ministero 
delle finanze, Direzione delle gabelle, Roma Tipogratia Nazionale. 
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jenige Land angegeben, in deſſen Eigenhandel die ausgeführte Waare fommt. 
So gilt für die englifche Handelsitatiftif dasjenige Land als Herkunftsland 
bezw. als Beftimmungsland, in deſſen Hafen die Waare geladen oder gelöfcht 
wird, weshalb die Schweiz, weil ohne Seegrenze, aus dem englifchen Handel 
ganz verichtwindet. Nach den für die französische Statiftik beftehenden Vor— 
Ihriften dagegen foll das Land, aus welchem die Waare urfprünglich her— 
ftammt bezw. nach welchem diefelbe endgiltig beftimmt ift, angegeben werden 
(„le pays de provenance effective actuelle et de la destination effective 
actnelle“),. Im Zweifelsfalle wird beim Landverkehr das Nachbarland, über 
defien Grenze die Waare ein oder ansgeht, beim Seeverkehr das Land, in 
welchem der Hafen der Herkunft bezw. Beſtimmung des Schiffes liegt, als 
das Land der Herkunft bezw. der Beitimmung der Waaren angenommen. 
Rußland weift den Ein und Ausgang feiner Waaren über die europäische 
Grenze, über die finländiiche Grenze umd über die afiatiiche Grenze mit An- 
gabe der Herfunft3 und Beftimmungsländer nach. Die Deutſche Handelsitatiftif 
beitimmt Hinfichtlich der Herkunft und Beltimmung der Waaren Folgendes: 


„Bei der Einfuhr ift das Land der Herkunft, bei der Ausfuhr das Land 
der Beitimmung und bei der Durchfuhr das Land der Herkunft und Beſtimmung 
anzugeben. Als Land der Herkunft ift dasjenige Land, aus deſſen Gebiet 
die Verſendung der Waare erfolgt ift und als Land der Beitimmung das: 
jenige Yand, wohin die Verſendung der Waare gerichtet ift, anzufehen; 
dabei bleiben die Länder, durch welche die Waaren auf dem Transport, fe 
es auch mit Umladung oder Umspedition, durchgeführt werden, außer Betracht.“ 

In der Einfuhr find demgemäß die Waaren dem Eigenhandel desjenigen 
Landes, in welchem fie von dem inländischen Empfänger gekauft, in der 
Ausfuhr dem Eigenhandel desjenigen Landes, nach welchem fie vom inländijchen 
Verjender verfauft worden find, zuzurechnen. Werden Waaren eingeführt, 
die von einem ausländischen Kommiſſionär gekauft worden find, fo iſt als 
Herkunftsland dasjenige Land anzugeben, in welchem der eigentliche Verkäufer 
der Waare feinen Wohnſitz hat. So iſt 3. B. für Wolle, die von einem 
Kommifjtionär in Antwerpen für Nechnung eines Auftraliers nach dem deutjchen 
Zollgebiet verkauft worden ift, Auftralien als Herkunftsland anzugeben. Hit 
bei einem derartigen Waarenbezug das eigentliche Herkunftsland nicht zu er: 
mitteln, jo iſt ftatt deiien das Uriprungsland anzugeben.“ 

Die deutſche Handelsstatiftif will daher bei der Provenienz der eingeführten 
Waaren und bei der Beltimmung der ausgeführten Waaren den Nachweis 
liefern, mit welchen Ländern wir in Handelsbeziehungen ftehen, nicht 
blos welche Waaren wir beziehen umd aus welchem Urjprungslande 
wir fie einführen. 

Was noch Speziell die ſeit einigen Jahren durchgreifend ausgebildete 
öfterreihifch-ungarische Handelsjtatiftit betrifft, jo wird feit 1891 diefelbe 
ans dem jog. Urmaterial der bei dem ſtatiſtiſchen Departement des f. f. Handels: 
Ministeriums errichteten handelsjtatiitiichen Abtheilung beforgt. Als Herkunfts- 
und Bejtimmungsländer unterscheidet die öſterreichiſch-ungariſche Handelsftatiftif 
52 Yändergebiete (die deutjche Handelsitatijtif 66) und Dr. Victor Mataja?), 
der Vorſtand des handelsitatiitiichen Dienftes im f. £. öfterreichiichen Handels— 
Minifterium, läßt fich über die Nachweiſe der Herkunfts: und Beſtimmungs— 
länder folgendermaßen aus: 


) Die Handelsitatiftil des öfterr.sung. Zollgebiets. Vortrag von Dr. Mataja, Wien 1894. 
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„Neben Art und Menge der Waaren wollen wir aber auch die Länder 
twiljen, mit denen wir Verkehr treiben. Eine offenbare Unvollkommenheit 3. 8. 
der englischen Handelsitatiftif ijt es, die Erhebung der PBrovenienz und Deitination 
der Waaren vornehmlich an den Verſchiffungs-, bezw. Beitimmungshafen zu 
fnüpfen, weshalb nad einem oft beregten Mangel die Schweiz in den 
engliichen Ausweiſen regelmäßig gänzlich verfchwindet, andere Länder, wie 
Oeſterreich-Ungarn unverhältnigmäßig gering vertreten find (da 3. B. Waaren, 
die per Elbe nah Hamburg gehen, als von Hamburg heritammend in den 
englijchen Handelsausweijen fiquriren). 

„Wir haben rationeller Weife nur die Wahl: 1. entweder die Länder zu 
ermitteln, aus deren Eigenhandel die Waaren jtammen, oder in deren Eigen: 
handel fie übertreten, oder 2. jene Yänder, wo die Waaren thatjächlich erzeugt 
oder verbraucht werden. Bei dem eriteren Syſtem beruft man fich darauf, 
daß es dem Charakter der Handelsjtatijtif angemejjener fei, eben die 
Länder zu erheben, mit denen man Handel treibt, daß wir ferner Schuld 
und Forderung nicht gegenüber jenem Lande erwerben, das eine Waare erzeugt 
oder confjumirt, jondern von dem oder an das wir Waaren beziehen oder 
jenden (faufen oder verkaufen) '). 

„Das zweite Syſtem ftüßt fich darauf, daß unfer Handels-Verkehr in letzter 
Linie nicht von den Ländern abhängt, welche die Rolle von Zwiſchenhändlern (?) 
jpielen, jondern von jenen, welche unjere Erzeugnilje auch wirklich verzehren 
oder unjern Bedarf wirklich erzeugen, daß e3 für ums von größerem Werthe 
jei, zu bejtimmen, wohin unjere Produkte endgiltig gelangen, als in was für 
eine Zwiſchenhand fie übertreten, daß der Umweg, den etwa Waaren ein: 
Ichlagen, etwas ziemlich Zufälliges und Wechjelndes ſei im Vergleich mit den 
realen Momenten der Erzeugung und Confumtion, daß endlich die Erhebung des 
wirklichen Conſumtions- und Produftionslandes die Werthbejtimmung erleichtert. 

„Delterreich-Ungarn hat das zweite Syitem gewählt. Dasjelbe bat 
überdies den Vortheil, daß es der Gefahr befier entgegenwirft, der alle Land: 
angaben ausgejett jind; dieſe ijt nämlich micht die, Daß das Herkunfts- und 
Beltimmungsland zu weit, jondern, daß es zu nahe gejucht und angegeben 
wird. Wie belangreich die richtige Beitimmung des Herkunfts- und Beftimmungs: 
landes ijt, beweiſt die Handelsitatijtif der Schweiz, welche feit 1892 jtatt des 
legten Umfaglandes das endgiltige Verbrauchs- und urjprüngliche Erzeugungs: 
land ermittelt, wodurch die Einfuhr aus den Schweizer Grenzländern, ſowie 
aus Belgien, Holland, England um 130 Millionen Franc niedriger, die 
Einfuhr aus entfernteren Yändern um dies höher erjcheint “ 

Soweit Herr Dr. Mataja. Da wir mit diefen Zeilen nur die Dar: 
jtellungsweife der verichiedenen Handelsitatijtifen reproduziren wollen, jo ver: 
zichten wir auf eine Kritik Darüber, welche Anfchreibung bezüglich des Herkunfts— 
und Beitimmungslandes handelsjtatiftiich die richtigere it und wollen wir nur 
noch einen kurzen Blid auf die allgemeine Einrichtung hinſichtlich der Art der 
Anſchreibung der Waaren in den einzelnen Ländern werfen. In Deutjchland 
dient befanntlich das dem Holltarif angepaßte ftatiftiiche Waarenverzeichniß 


1) Nach diefem Syſtem ift die deutiche Hanbdelsitatiftif eingerichtet, da nur im dem 
alle, wenn Kaufs- und Berfaufsländer einander gegenüber geftellt werden, hinſichtlich der 
Schuld und Forderung eine Handelsbilanz hinſichtlich der einzelnen Provenienz: und 
Teltinationsländer von Werth iſt und ein Intereſſe hat. In Frankreich wird, wie bereits 
erwähnt, dans la pratique le pays de la provenance effective actuelle à l’entree et le 
pays de la destination effective actuelle A la sortie angegeben. 
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mit 925 Nummern!) als Grundlage der Anfchreibung, während das Waaren: 
verzeihniß in Defterreih- Ungarn für die Einfuhr 1309 und 1134 für Die 
Ausfuhr, in Frankreich 1200, in Großbritannien an Ein: und Ausfuhr 
wiammen 1043 und in Italien 1732 (für Ein: und Ausfuhr) Pofitionen 
zahlt. Das franzöfiiche Waarenverzeichniß it gleichzeitig ſyſtematiſch geordnet, 
je daß die Ein: und Ausfuhr-Waaren nach Matieres animales, vegetales, 
minerales et fabrications; auch nach Objets alimentaires, necessaires 
pour l’industrie, fabriques und Poſtcolli geordnet find. In Rußland 
werden die zollpflichtigen Waaren nach Berzehrungsgegenftänden mit 75 Waaren: 
benennungen, Rohſtoffen und Halbfabrifaten mit 122 Wortbenennungen und 
yabrifaten mit 217 Waarenbenennungen, auch nach Thieren nachgewiejen. 
Der Verkehr in Edelmetallen und Gold wird in den meilten Staaten bejonders 
dargeitellt, nur in der deutichen Handelsitatiftif iſt dieſer Verkehr in der all 
gemeinen Daritellung mit inbegriffen, da es jchwer zu untericheiden ift, warın 
Edelmetalle ald Geld (Contanten) oder als Waare eins, bezw. ausgehen. 

Schon aus diefer furzen Skizze der verfchiedenartigen Behandlung der 
ſtatiſtiſchen Anjchreibung der Ein: und Ausfuhr in den einzelnen Ländern ift 
zu erfehen, wie wenig das Verlangen gerechtfertigt ericheint, daß die Statiftifen 
der einzelnen Länder je nach der befonderen Anfchreibung in dem einen oder 
anderen Lande unter fich übereinjtimmen müßten, um Vertrauen zu verdienen. 
Nach der verichiedenartigen Behandlung der Herfunfts: und Beitimmungsländer, 
der Berichiedenheit in der grüßeren oder geringeren Spezialifirung der für die 
ttatiftiiche Erfaflung des Urmaterials dienenden Waarenverzeichniffe und Nomen 
Haturen, ja auch nach der zeitlichen Verſchiedenheit der Anichreibung ift es 
ganz undenkbar, dat die ſtatiſtiſchen Nachweife der verfchiedenen Länder für 
beitimmte Zeitabjchnitte vollftändig unter fich übereinjtimmen. 

Kir fommen nun zu dem bier zu befprechenden Hauptpunft des ftatiftifchen 
Ermittelungswejens, der Feititellung der Handelsmwerthe! 

Hier kann man 2 Syſteme unterjcheiden: 

a) die Werthdeklaration für jede einzelne Sendung jeitens der Parteien, 
jo daß der Geſammt-Ein- und Ausfuhrwerth lediglich durch Addition 
der deflarirten Einzelwerthe ermittelt wird und 

b’ die Durchichnitts- Bewerthbung auf Grund gewiſſer Wertheinheiten, 
wonach ſich durch Multiplikation der Waarenmengen mit diefen Einheits- 
preifen die Geſammtwerthe ergeben. 

Welches Syſtem verdient num von dieſen zweien den Vorzug? 

Herr Dr. Mataja bemerkt hierüber in der oben allegirten Broſchüre: 
„An ſich ericheint das erjtere Syſtem einfacher und natürlicher und doch jtellen 
jich jeiner Verbreitung weſentliche Hindernifie entgegen. Den Parteien, namentlich 
den Frachtführern, fehlt es häufig an der Kenntniß des Werthes, zumal dann, 
wenn, wie die deutiche Waarenverfehrsitatiitif anjtrebt, der ganze Waaren 
verkehr mit dem Auslande, gleichviel ob derjelbe mit gewerbsmäßig betriebenen 
Trausportanſtalten oder durch Privatfuhren bewerfitelligt wird, mit andern 
Vorten, gleichviel ob eine jog Handelswaare oder eine Privatiendung vorliegt, — 
den Zollorganen wiederum regelmäßig an Mitteln einer ausreichenden Stontrole 
und mo eine genauere Weberprüfung ausnahmsweiſe jtattfindet, wie dort, wo 
eine Werthverzollung üblich ift, beirrt diefer Umftand eben jo gut die Richtigkeit 
der Deklarationen, wie er ſie fördern kann. Die engliſche Handelsſtatiſtik 


[27 Mirklichfeit jind es etwas mehr, da mehrfach einzelne Nummern Unterabtbeil- 
ungen mit a, b, c u. |. m. haben. 
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beruht allerdings auf Werthdeflaration und funktionirt, wie „Einzelne 
meinen“, fogar jehr gut; hier liegen aber auch exceptionelle Berhältnifje vor. 
Der engliiche Außenhandel jpielt fich eben als Seeverfehr ab und die Verjonen, 
die hierbei auftreten, insbefondere auch die Zwijchenperjonen beim Frachtgeſchäft, 
jind vermöge der Verbreitung der Seeafjefuranz 2c. anders zu Ausfünften über 
den Werth der Sendungen befähigt, als e3 häufig beim Landverfehr der Fall 
it. Die Schweiz hat demnach auch die Wertherhebung beim Jmport im Wege 
der Schäßung eingeführt und die Deflarationen nur bei der Ausfuhr beibehalten. 

„But wäre wohl vielfach eine Kombination beider Syjteme, wobei eben 
das eine zur Unterjtügung des anderen herangezogen würde, wie 3. B. zum 
Theil in der Schweiz geſchieht. Aber auch hier macht ſich die Nothmwendigfeit 
einer Defonomie der Kräfte geltend und man behilft ſich daher mit einem der 
beiden und zwar regelmäßig jegt mit der fachmänniſchen Abſchätzung 
des Werthes der Mengeneinheit, wobei fich der Werth der Gejammtheit 
dann aus der Multiplikation der Mengen mit den Einheitswerthen ergibt. 
Die Entwidelung diefer Einheitswerthe ſelbſt gejchieht dann am beiten 
periodijch durch eine ftändige fachmännijche Commiffion — bei ung (in Dejterreich: 
Ungarn) befanntlic in allgemein gewürdigter Weije durch die Permanenz- 
Commiſſion für den Handelöverfehr u. ſ. w. 

Die Tendenz der Schönfärberei liegt der Handelsſtatiſtik ferne. 

Die Genauigkeit diefer Schäßungen kann auch deshalb nicht bezweifelt 
werden, weil jich etwa Abweichungen in unjeren Werthfeititellungen von denen 
in ausländischen Statiftifen nachweiſen laſſen. Ein aufmerfjames handels- 
Statistisches Büreau wird allerdings an derartigen Verjchiedenheiten nicht achtlos 
vorübergehen, ein Zujammenfallen der Bewerthungen ijt aber aus verjchiedenen 
Gründen von vornherein ausgejchlofjen, vor Allem durch die Verjchiedenheiten 
in der Nomenklatur und durch den Umjtand, daß felbjt unter der gleichen 
Benennung 3. B. Kurzwaaren, Eifenwaaren, Kleider 2c. nicht in allen Ländern 
die nämlichen Waaren verjtanden werden.“ 

Abgeſehen von diefen völlig zutreffenden Bemerkungen gibt auch, wie jchon 
bemerkt, die Verſchiedenheit der zeitlichen Anjchreibung Hinfichtlic) der Aus: 
und Einfuhr einer und derjelben Waare bei den verfchiedenen Ländern und die 
Abſchlußgrenze des VBerichtsjahres — ob 3.3. der 31. Dezember oder 30. Juni, 
wie in der Amerikanischen Union üblich ift, zu Differenzen in den Handels: 
Statiftifen der einzelnen Staaten Veranlafjung. 

Um auf die verichiedenen Arten der Feitiegung der Handelswerthe nach 
den in den einzelnen Staaten bejtehenden Methoden zurücdzufehren, jo ilt für 
unjer Nachbarland Defterreih-Ungarn hiefür eine kak. Permanenz-Kom— 
miſſion eingejegt, wofür gemäß Allerhöchiter Entſchließung vom 9. Juni 1877 
ein bejonderes Statut ausgearbeitet ift. Hienach hat dieſe Permanenz-Kommiſſion 
die Aufgabe, für die amtliche Handelsjtatiftif die Preife der Verkehrsgegenjtände 
jährlich zu erheben und feitzuftellen. Die Permanenz:Commijjion, welche dem 
Handelsminifter unmittelbar untergeordnet ift, zerfällt in eine allgemeine Wer: 
waltungs-Abtheilung und nad der Gejchäftsordnung vom 4. April 1880 
bezw. 7. Juni 1885 in 16 Fachabtheilungen, nämlich je eine Gruppe für 

I. Kolonial- und Eßwaaren, Wein und Tabaf, 

II Feld: und Gartenfrüchte, Bier und Spirituojen, 

III. Thiere und thieriiche Produkte, 
IV. Fette und Chemikalien, Erden, 
V. Baumwolle (Rohjtoffe, Halbjabrifate und Fabrikate), 
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VI Leinen (Robjtoffe, Halb» und Ganzfabrifate), 
VI. Schafwolle (Robjitoffe, Halb» und Ganzfabrifate), 
VII. Seide (Rohitoffe, Halb: und Ganzfabrifate), 

IX. Kleider und Strohmwaaren, 

X. Bapier, Literatur» und Kumftgegenftände, 

XI. Leder, Lederwaaren, Kautſchuk und Kürfchnerwaaren, 

XII. Glas, Steine, Thonwaaren, 

XIII. Holz und Kohlen, 

XIV. Edle Metalle, Kurzwaaren und Inſtrumente, 

XV. Eifen, Eifenwaaren, Majchinen und Fahrzeuge (Transportmittel), 

XVI. Unedle Metalle (ohne Eifen), alfo Kupfer, Blei, Zink, Zinn, Alumi— 
nium u. |. w. 

Die Allgemeine Abtheilung (Berwaltungs-Abtheilung) hat die der 
Bermanenz » Commiffion gemeinjamen Angelegenheiten wahrzunehmen, die er: 
bobenen Werthe der Nevifion zu unterziehen und zuſammenzuſtellen. 

Die Bermanenz: Kommission bejteht aus dem Präfidenten, aus je zwei 
Vertretern der Minifterien der Finanzen, des Handels, des Aderbaues und 
der jtatiftifchen Central-Commiſſion 8), ans je einem Vertreter der nieder: 
Öfterreichifchen Handels» und Gemwerbefammer und des Wiener Hauptzollamtes, 
jowie aus einer Anzahl von vom Handelsminifter aus den fachmännifchen 
Kreifen der Land» und Forjtwirtbichaft, der Induſtrie, des Handels, namentlich 
der Handels- und Gewerbefammern auf 6 Jahre ernannten Mitgliedern. Die 
Stelle eines Mitgliedes der Permanenz-Commiſſion ift ein Ehrenamt und wird 
unentgeltlich verjehen. Ein wichtiges Glied in der ganzen Organifation find 
die Obmänner, die aus der Mitte der Fachabtheilungen gewählt werden. Dieſe 
Obmänner, meistens langjährige Commiffions:Mitglieder, berufen die Fach: 
abtheilungen zur Sitzung ein, leiten diejelbe, vernehmen Experten u. ſ. w., 
Ihlagen neue Mitglieder vor. Die Mitglieder der Permanenz-Commiſſion 
führen nach Allerhöchiter Entichliegung vom 18. Dezember 1883 den Titel: 
f. f. Gommerzialrath für die Dauer ihrer Funktion; der Titel fann auch auf 
Lebensdauer verliehen twerden. 

Wir lafien hier aus dem erwähnten Statut und der Gefchäftsordnung 
für die f. £. Permanenz-Kommiſſion noch folgende Beitimmungen hervortreten: 

Die Fachabtheilungen arbeiten Elaborate über die Preisbildung und Preis: 
teftfegung des lebten VBerichtsjahres aus, worüber ein vom Präfidenten er- 
nannter Generalreferent in der Allgemeinen Abtheilung Bericht zu erjtatten hat, 
worauf die von den Fachabtheilungen erhobenen Handeläwerthe repidirt und 
zufammengeftellt werden. Außerdem hat die Allgemeine Abtheilung die Vor: 
lagen für die Plenarverfammlung vorzubereiten, welch’ lettere aus ſämmtlichen 
Mitgliedern der Permanenz-Kommiſſion befteht und aus welcher die Fach: 
abtheilungen mit ihren Obmännern gebildet werden. Auch die Vertheilung 
der Schägungsobjefte unter den Fachabtheilungen hat die Plenarverfammlung 
vorzumehmen. Jede Fachabtheilung befteht aus mindejtens drei Mitgliedern 
und aus den von ihr beitimmten Experten. Sie wählt aus ihrer Mitte den 
Obmann und dejjen Stellvertreter. Der Obmann leitet die Feititellung der 
Handelswerthe in der bezüglichen Fachabtheilung, bildet nöthigen Falls Unter: 
abtheifungen, jegt fich mit Sachverjtändigen und auswärtigen Mitgliedern in 
Ichriftlichen Verkehr und legt die Elaborate feiner Abtheilung dem Präfidenten vor.) 


N Bergl. oben 37 ff. 
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In Frankreich, das jchon feit 100 Jahren an möglichiter Vervoll: 
fommnung feiner Handelsitatiftif arbeitet, hat man ſchon am Ende des vorigen 
Jahrhunderts durch die „Offiziellen Werthtafeln des Außenhandels der Jahre 
1787 —1792* die Approrimativ-Werthe der Schiffs-Eingangs- und Ausgangs 
Ladungen zu ermitteln gefucht und veröffentlicht. Hierauf follte auf jpezielle 
Beranlajjung des feinerzeitigen Minifters des Innern, M. Roland, von 1792 
an jährlih eine Schäßungstabelle der Ein: und Ausfuhr unter Zugrunde 
legung der Mittel: oder Gemein:Werthe veröffentlicht werden, was jedoch durd 
die Ereignilje der Jahre 1793 u. ſ. f. unterblieb. Erſt im Jahre 1818 mwurde 
aufs Neue die Nothwendigkeit erfannt, außer der Nachweiſung der Mengen 
der ein» und ausgeführten Waaren auch die Werthe des Ein: und Ausfuhr: 
handels zu ermitteln. Im Jahre 1820 wurden demgemäß die Handelsausweiſe 
auch mit Wertbziffern verjehen, welche jpäter Seiten? der Handelskammern 
ranfreich einer Prüfung unterzogen wurden. Im Jahre 1826 wollte man 
eine noch größere Genauigkeit in Bezug auf diefe Werthermittelung erreichen 
und unter dem Vorſitz des Präfidenten des Handelsbureaus wurde eine Kom: 
million von 39 Mitgliedern eingejeßt, welche die jogenannten „Valeurs officielles 
de 1827“, die offiziellen, ein für allemal feftgefegten Werthe ermittelten. In— 
dem feine Aenderung diefer Werthe vorgejehen war, diente das Tableau von 
1827 definitiv zur Werthermittelung der ein- und ausgeführten Waaren bis 
zum Jahre 1847. In diefem Jahre verlangte Leon Faucher mit vielen 
anderen Neflamanten, daß die deflarirten Werthe jtatt der offiziellen 
Werthe der Berechnung der Handelsbilanz zu Grunde gelegt werden jollen 
und es fam endlich nach dem Vorſchlag des Generalzolldireftors folgendes 
Uebereinfommen zu Stande: 1. Die bisherigen offiziellen Werthe follten in den 
jährlichen Weröffentlichungen ſchon wegen der Vergleichbarkeit beibehalten 
werden, daneben aber jollten 2. bei einer gewiſſen Anzahl von Artifeln die 
jogenannten aftuellen Werthe beigefügt werden und 3. die Handelsfammern 
und eine bejondere aus Sachveritändigen und Fachleuten zuſammengeſetzte 
Kommiffion follten die Ermittelung der aktuellen Werthe bejorgen. 

Diefe Vorfchläge fanden am 11. Dezember 1847 bei der franzöfiichen 
Negierung Annahme und die fogenannte Werthe-Kommiſſion, zufammengejegt 
anfangs aus 29, dann aus 24 Mitgliedern, wurde am 25. März 1848 er: 
nannt. Diefe Kommiſſion erijtirt heute noch unter dem Namen: „Commission 
permanente des Valeurs de Douane* und theilt jich in eine Verwaltungs: 
Abtheilung und vier Fudujtries bezw. Handels-Abtheilungen. Die Verwaltungs: 
Abtheilung beiteht aus einem Präfidenten und dem Direktor des auswärtigen 
Handels im Handeldminifterium, dem Generalzolldireftor und Generaljoll: 
vertvalter, dem Direktor des Statiftiichen Bureaus und Statiftiichen Ardivs 
und dem Direktor der Handels- und Konfulats:-Angelegenheiten im Meinifterium 
des Auswärtigen. Die vier anderen Abtheilungen haben fich mit den Preiſen 
der Nahrungsmittel, der Erze und der Nobhitoffe, der Tertilbrande und 
der jonjtigen Fabrifation zu beichäftigen. Die erjte Abtheilung bejteht aus 
dem PBräfidenten und den 6 obenerwähnten Beamten, die zweite Abtheilung 
hat 14 Mitglieder, die dritte Abtheilung 13 Mitglieder, die vierte Abtheilung 
hat 49 Mitglieder umd die fünfte Abtheilung 23 Mitglieder, zujammen 
105 Mitglieder. 

Zuerſt werden von diefer Kommiſſion für die mehr gewöhnlichen Waaren= 
Gattungen und Waaren:Dralitäten beim Eingang und Ausgang für das be— 
treffende Jahr die gewöhnlichen Durchichnittspreije ermittelt, dann werden in 
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gewiſſen Fällen durch Ausscheidung von Spezial-Qualitäten und Einzelgattungen, 
auch durch Berücdfichtigung des Herkunfts- und Beitimmungslandes fpezielle 
Preiie und Werthe feitgeftellt und bienach wird der Gejammtiwerth der Ein- 
fuhr und Ausfuhr berechnet. Die hienach aufgejtellte Tabelle wird in den 
Annalen des Auswärtigen Handels publizirt, ebenfo der Bericht des Prä- 
fidenten und der Abtheilungsjefretäre. Diejer Generalbericht ift die Zujammen- 
ſtellung aller Spezialberichte jeder Fachabtheilung. 

Der pro 1894 erftattete Bericht der „Commission permanente des 
valeurs de Douane“ mit den pro 1893 geichägten Werthen ift die Arbeit 
des M. Grandgeorge, Sekretär der 4. Abtheilung (Tertil-Gruppe). 

Die erite Sektion beſteht aus dem Generaldirektor der Zölle, Staatsrath 
Mr. Pallain, dem Direktor der Konfulate und Handelsjachen im Auswärtigen 
Minifterium, Mr. Bompard, dem Direktor des Auswärtigen Handel3 am 
Handeldminifterium, Der. Chandeze, dem Adminiſtrator der Zölle, Mer. Leroy, 
dem ftellvertretenden Vorſtand des Statiftiichen Bureaus bei der Generalzoll- 
direftion, Mr. Moucheront und dem Vorſtand des Zolltarifamts und der Zoll- 
geiepgebung, Mr. Eoufin als Sekretär. Das Nähere hierüber iſt enthalten in: 

nstruction eoncernant l’ex&cution du Service de la Statistique Com- 
merciale, Paris 1894, Circulaire vom 2. Juni 1894, wo e8 heißt: Depuis 1847 
cette determination est confiee A une commission speciale et permanente 
instituee auprös du Departement du commerce et * l'industrie. Com- 
posee d’une section administrative et de quatre sections industrielles 
et commercielles, cette commission arröte chaque année, dans le courant 
du mois de Mars les taux moyens d’&valuation qui peuvent &tre de- 
finitivement appliques aux marchandises importees et exportees pendant 
lannee anterieure, de plus elle fixe les taxes appliecables aux — 
Fi releves au brut dans les documents statistiques des douanes, 
oivent, en outre, figurer au net dans les &tats de developpement du 
Tableau general du commerce general et special de la France. Les 
taux d’&valuation arrötes par la commission permanente des valeurs 
servent de base provisoire pour la valuation des marchandises im- 
portees et exportees pendant l’annee en cours ete. 

In England iſt jeit 6. Dftober 1854 unter dem Minifterium Wilfon 
die feitdem etwas modifizirte Handels-Statiftif des Außenhandel Groß— 
britanniens eingeführt worden. Die Werth-Ermittelung bezieht ich auf die 
Agrikultur-Produfte und auf die Induſtrie und gründet fich auf die De- 
flaration der Intereflenten im Ins und Auslande. Die von dieſen feit an- 
gegebenen Werthe werden in einem Bureau von fünf Beamten unter Beauf- 
fihtigung des General:Infpekturd der Ein» und Ausfuhr zufammengeftellt. 
Der Breis der Einfuhr-Güter ift derjenige der Waaren im Hafen inclufive 
Schiftefraht und Mebenktoften bis zur Entlöfhung; bei den Ausgangs— 
Gütern hat man den Werth der Waaren im Berfchiffungshafen angenommen. 
„Bei der Einfuhr gibt die Kontrole der Zollverwaltung einiger: 
maßen eine Garantie für die Nichtigfeit der deflarirten Werthe, 
joweit wenigſtens zollpflihtige Waaren in Betradht fommen, 
deren e3 nur wenige find. Bei der Ausfuhr dagegen bejteht 
gar feine Kontrole hinsichtlich der Nichtigfeit der abgegebenen 
Dellarationen, da die Erporteure nur gehalten find, ihre An— 
meldungen innerhalb einer Friſt von jehs Tagen nah Abgang 
des Schiffes abzugeben und die einzige Prüfung derjelben be» 
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fteht in der Vorlage und Durchſicht der Konnoffemente Die 
Kontrole der Werthe wird durch ein Gentral-Statiltiiches Bureau, der General: 
Bollverwaltung unterjtellt, wahrgenommen. Die englische Statiftif nimmt, wie 
Ichon früher bemerkt wurde, zu wenig Rückſicht auf das eigentliche Herkunfts— 
und Beltimmungsland der ein- oder ausgeführten Waare. Vgl. Gg. Michel, 
Economiste frangais Wr. 1, 1894): „ Bei der Einfuhr nimmt man den 
Werth der Waaren im Einfuhrhafen, einfchließlich aller Kojten bis zur Aus— 
ladung, bei den Ausgangsgütern nimmt man den Werth am Ort der Ber 
ladung bezw. des Verjendungsortes." 

In Belgien werden die Handelawertbe jeit 1833 erhoben und find mit: 
getheilt in dem „Tableau du commerce de la Belgique de 1831--1834*. 
Als Grundlage hiefür dienten die laufenden Preiſe und die Meittheilungen 
einer großen Anzahl von Gefchäftsleuten und Induſtriellen. Im Jahre 1834 
beitimmte die Regierung die Fortdauer dieſer jo fejtgeitellten Einheitswerthe. 
Erjt im Fahre 1843 ging man daran, diejes Syſtem zu modifiziren, aber es 
dauerte bis zum Fahre 1847, daß eine Reviſions-Kommiſſion zur Ermittelung 
der Durchjchnittswerthe eingefeßt wurde. Diefe aus fünf Mitgliedern be- 
ftehende Kommiſſion follte fich mit der Börfe in Antwerpen wegen der laufenden 
Preife und mit dem Aderbau:Miniiterium in Verbindung jegen, um auf Grund 
der offiziellen Mearktzettel die Schägungen der Werthe zu bethätigen. Gleich— 
zeitig wurden biezu die Mittheilungen der Hütten:, Berg: und Steuerverwaltung, 
die Berichte der Handelsfammern und die Angaben hervorragender Kaufleute 
und Amduftrieller verwendet. Es werden jedoch nur die Ausfubrwerthe im 
Wege der Schäßung ermittelt und die Werthe der zollfreien Waaren; als die 
Werthe der zollpflichtigen Waaren werden Diejenigen angenommen, welche bei 
der BZollberehnung als Grumdlage dienten. 

Auch in Spanien bejteht eine Werthſchätzungs-Kommiſſion umter Leitung 
des Finanzminiſteriums, welche aus fünf Mitgliedern der Zollverwaltung und 
36 Mitgliedern aus dem Kaufmannsjtande, Senatoren und Deputirten beitebt. 
Beim Eingang der Waaren gilt der Werth, den die Waare beim lWebertritt 
über die Grenze ohne Zoll und jonftige Speſen bat. Beim Ausgang gilt 
gleichfalld der Werth, den die Waare beim Austritt über die Grenze bat, ohne 
Zurechnung eines etwaigen Musgangszolles. Die Kommiſſion unterrichtet ſich 
durch die Marktberichte, die Konfulatsberichte und die Unterfuchungen der Zoll: 
Verwaltung, welche die Driginalfafturen einfordert. Die Schägungen finden 
jedes Jahr jtatt. 

In Italien it eine Zentral-Kommiſſion für Ermittelung der Handels: 
und Zollwerthe durch Defret vom 2. Dftober 1879 eingelegt worden. Die- 
jelbe unterjteht den Minijterien für Ackerbau, Industrie und Handel und beiteht 
aus dem General:Steuerdireftor, dem Direktor der Induſtrie, den Vertretern 
der verjchiedenen Handelsfammern, aus hervorragenden Handels- und Geſchäjts— 
leuten. Auf Grumd der Mitteilungen der Handelsfammern und der General: 
zolldireftion werden von der Zentral-Werthſchätzungs-Kommiſſion die Einheits— 
und Durchſchnittswerthe feitgefeßt, indem Urjprung und Beitimmung der 
MWaaren in einer fir die erforderliche Genauigkeit der Werthermittelung aus: 
reichenden Weiſe berücjichtigt werden. Die Werthe find diejenigen, welche die 
Waare an der Grenze bat, ohne Eingangs: oder Ansgangszoll und Speſen. 

Die italienische Waaren-Schägungstommiffion (Commissione Centrale del 
Valori per le Dogane) hat nach dem 3. Zt. geltenden Dekret vom 23 Nov. 1894 
unter Zeitung des Minijters für Handel, Aderbau und Gewerbe die Waaren— 
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wertbe jährlich feitzujegen. Sie iſt zufammengejegt aus den Direktoren der 

oberjten Steuerbehörden und einem Abtheilungs-Chef des Finanzminifteriums, 

mehreren Delegirten des Aderbaus und yorjtdepartements und der Zollämter 

und beiteht 

aus dem Generaldirektor der Steuern Busca, 

„ dem Generaldirektor des Aderbaues Miraglia, Deputirter, 

„ dem Generaldirektor der Statijtik | Bodio, Profeſſor, 
dem Generalinipeftor der Steuern Direktions- Pizzo, 


= 
- 


dem Präfidenten des Agrar-Comitiums zu Niet Potenziani (Senator), 
dem Präſidenten des Agrar-Comitiums zu Ravenna Conti, 

„ dem Ober-Forſtinſpektor Siemoni 

und zwei Sefretären. 

Die Kommiſſion wird alljährlih am 25. Januar zufammenberufen und 
bat bis 10. Februar die Tabelle der neuen Werthe dem Aderbau-Minijter zu 
übergeben, wo fie geprüft und approbirt wird. Der gefammte Außenhandel 
wird in 16 Abtheilungen eingetheilt und für ein oder zwei Abtheilungen ein 
Referent aufgeftellt, jo 3. B. für Spiritus, Getränke und Dele und Colonial- 
artikel, Droguen und Tabake Kommiljionsmitglied Miraglia, für Farben und 
Chemikalien, Harze und Barfumerien Kommiljtonsmitglied Candiani, für Textil- 
ftoffe von Lein und Hanf Franzeschi, für Baummolle Stringher, für Wolle und 
Haare Pizzo, für Seide Callegari, für Holz und Stroh Siemoni, für Bücher 
und Karten Bodio, für Felle und Leder Lattes, für Metalle und Erze Belotti, 
für Steine, Erden, Glas ꝛc. Solari, für Gerealien und Mehl Siemoni, für 
diverſe Gegenftände Demarchi. 

Die Kommiſſion Hat einen Bericht zu erſtatten an den Aderbaus und 
Handelsminiſter. 

In Holland (dem Niederlanden) werden die wirklichen und offiziellen 
Werthe der Waaren feitgejtellt; für eingangszollpflichtige Waaren gilt der 
deflarirte Zollwerth, für zollfreie Waaren hat der Importeur den reellen Werth 
nah dem QTagespreis zu deflariren, für andere, alfo namentlich die Ausfuhr: 
Waaren, gelten die offiziellen Werthe, welche jeit 1862 unverändert geblieben 
find. Hinfichtlich der Feititellung der Einfuhr-Werthe, nach welchen der Werth: 
zoll erhoben wird, gilt das Geſetz vom 20. April 1895. (Handels:-Archiv 1895 I 
S. 551, wonach eine Schäßungstommilfion und ein Berufungsrath eingefegt ift.) 

In der Schweiz wird der Werth der meijten Einfuhrgüter durch eine 
Kommiſſion von 30 Mitgliedern geichägt; diefe Mitglieder find Sachverftändige, 
die von der Bollverwaltung aufgeitellt werden, für die Ausfuhrgüter und für 
eine bejtimmte Anzahl von Eingangswaaren begnügt ſich die Verwaltung mit den 
Deklarationen der Intereſſenten, jedoch unter der Kontrole der Sachverſtändigen. 

In Rußland jegen die Zollbeamten die Aus- und Einfuhrwerthe fejt 
und zwar zum Theil auf Grund der Deklarationen der Jmporteure und Ex— 


„ dem Direktor der Zoll:Abtheilung Mitglieder Be 
„ dem Ober-Bergwerks-Inſpektor | ellati, 

„ dem Induſtrie-Inſpektor Lattes, 
„dem Präſidenten der Handelskammer zu Genua Solari, 
„dem Bize-Präfidenten der Handelskammer zu Neapel Giampietro, 
„ dem Senator Boccardo, 
„ dem Induſtriellen aus Mailand Candiani, 
„ dem Schasdirektor Stringber, 
„ dem Ober-Bergwerks-Ingenieur Demarchi, 
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porteure, zum Theil mitiels Bejichtigung der Waaren und Einholens von 
Gutachten jeitens der Sachverjtändigen, wenn die Deflarationen fehlen oder 
falſch find. 

In den Vereinigten Staaten von Amerika endlidy befteht gleich: 
fall3 eine Werthermittelungsfommijjion, welche nach den Deflarationen der 
Einbringer oder nach den Sciffspapieren, die von Importeuren oder Er: 
porteuren vorgezeigt werden müſſen, die Werthe feſtſetzt. 

Die Handelsftatiftit Griehenlands unterjcheidet Spezial: und General: 
handel. Der Spezialhandel umfaßt alle Waaren, welche in den Konfum über: 
gegangen find, in der Einfuhr und bei der Ausfuhr alle Waaren, die aus 
dem freien Verkehr ausgeführt werden, auch fremdländiiche Waaren, wenn jie 
naturalifirt find. Hinſichtlich der Werthberechnung waren von 1886— 1883 
die Werthe firirt durch die Zollverwaltung, von 1889 fand die Werthebejtimm- 
ung durch eine vom Finanzminijter eingejegte Kommiſſion jtatt. Dieſe Wertbe- 
tabellen enthalten die Mittelwertbe für jede Waarenklaſſe. Diefe Werthe find 
vom Finanzwminiſter revidirt und gebilligt durch f. Dekret vom 29. April 1894 
unter der Bezeichnung: Fire Werthe. 

Die Waareı find nad) dem Zolltarif in 20 Gategorien eingetheilt, welche 
wieder in 364 Abtheilungen bei der Einfuhr und 130 Abtheilungen bei der 
Ausfuhr zerfallen. 

Auh China und Japan umnterjcheiden im ihren ſtatiſtiſchen Veröffentlich: 
ungen (Report of foreign trade of China und Resume Statistique de 
l’Empire du Japon) zwifchen Import, Export and Reexport of ar 
Goods, Reexportation des produits Etrangers). Die Werthe find auf 
Grund der abgegebenen Deflarationen unter Zuhilfenahme einer Abſchätzung 
fejtgejtellt. „The total value ot merchandise imported aggregates 10700 00U 
H. Tael over the estimate of the previous year. (China.) La valeur 
des chiffres indiques, est representee en argent. Les importations de- 
celar&es en or sont converties en argent. (Japan.)“ 

„Man fieht, jo Schließt Gg. Michel feine im ‚Economiste Frangais' 
Nr. 1 1894, über die Handelswertbfejtjegung der verjchiedenen Staaten ver: 
Öffentlichte Studie, welcher wir zum Theil vorjtehende Darjtellung entnommen 
haben, welch’ tiefe Abweichungen in dem Vorgehen der verjchiedenen Staaten 
bei Schägung der Handelswerthe eriitiren. Hiedurch allein iſt es jchon un: 
thunlich, die verjchiedenen Handelsitatijtifen der einzelnen Länder als unter ſich 
vergleichbar zu betrachten, ganz abgejehen davon, daß (wie Mataja ebenfalls 
Ihon bemerkte) auch bei den Mengen:Einheiten, 3. B. ob Brutto: oder Netto: 
gewicht, bei Waarengattungen (binfichtlich des Inhalts einer Nomenklatur) tief: 
gehende Berjchiedenheiten obwalten. Zu dieſen allgemeinen Urjachen der Irr— 
thümer und Mißverſtändniſſe fommen noch andere Gründe, welche die Richtig: 
feit der jtatijtischen Nachweile beeinträchtigen.“ „Warum, jo fragen wir — 
meint Gg. Michel — iſt die von den Erportgejchäften angegebene Werthziffer 
immer niedriger als der reelle Preis? Weil die Ausfuhrdeflarationen abgegeben 
werden angejichts des Einfuhrlandes und der Käufer in dieſem Lande immer 
die Preije jeiner Einfuhrwaaren niedriger fakturirt haben will, in der Abficht, 
einen geringeren Eingangszoll bezahlen zu können! Ohne Zweifel ift Diele 
Preisherabfegung für den Einzelfall von geringer Bedeutung, aber bei der 
Bielheit der Fälle geeignet, das Totalergebniß des internationalen Waaren- 
austaufches empfindlich zu alteriren. Hiedurch kommt es, daß die auf Grund 
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von Ausgangs:Werthdeflarationen gemachte Statiftif Hinter der Wirklichkeit ſtets 
erheblich zurücdbleibt.') 

Wie aus Vorjtehendem erhellt, haben die meilten Staaten das Werth: 
ſchätungs-Syſtem adoptirt und mur in England, den Niederlanden und 
Belgien iſt das Werthdeklarations-Syſtem eingeführt. Auch die deutſche Statijtif 
bat das erjtere Verfahren angenommen, wie des Weiteren ausführlich gezeigt 
werden wird. Im Uebrigen wurde bei Einführung des Gejeges über die 
Baarenjtatijtif reiflich erwogen, ob nicht die Verpflichtung zur Werthdeflaration 
acceptirt werden joll. Die Motive zu dem erwähnten Geſetz (Bundesraths— 
Druckſache 1879 Wr. 83) enthalten darüber folgendes: 

„Mängel beim Nachweis der Werthe der ein: und ausgeführten Waaren.“ 

„Um den Werth der im auswärtigen Handel des deutjchen Bollgebiets 
umgejegten Waaren zu ermitteln, war das Statijt. Ant bisher (d. h. bis 
1379/80) darauf angewiefen, die einzelnen Handel: und Gewerbefammern 
alljährlich um Meittheilung von Durchjchnittspreifen über die in ihrem Bezirk 
gehandelten Waaren zu erjuchen. Daneben fonnten als werthvolles Hilfsmittel 
die in der Bremer und Hamburger Handelsjtatijtit enthaltenen, auf Grund 
von Werthspellarationen der Kaufleute ermittelten Werthe benußt werden, 
lestere wenigjtens injoweit, ald die Waarenbenennungen und Maßjtäbe der 
offiziellen deutſchen Handelsjtatijtif mit denjenigen der erwähnten Bartifular: 
tatijtifen übereinjtimmten. Hieraus läßt fih nun zwar ein recht jchägbares 
Material zur Entwidelung der im auswärtigen Waarenverfehr des deutjchen 
Zollgebiets umgejegten Werthe gewinnen, indeſſen genügt dasjelbe feineswegs, 
um für jede einzelne, im Statijt. Waarenverzeichniſſe befonders (in 933 Nummern) 
nambaft gemachte Waarengattung einen zutreffenden Durchichnittsiwerth zu 
ermitteln, vielmehr iſt man erfahrungsgemäß alljährlich bei Feititellung des: 
jelben binfichtlich eines beträchtlichen Theils des Waarenverfehrs auf mehr 
oder minder gewagte Schägungen angewiejen. Daß bei diefem Mangel an 
zurcihenden Hilfsmitteln Mißgriffe unvermeidlich find, verjteht jid) wohl von 
ſelbſt; nur treten diejelben in den meijten Fällen nicht in einer Weiſe hervor, 
daß das Vorhandenjein von Fehlern und das Maß der Fehlerhaftigkeit im 
Einzelnen genau nachgetwiefen werden kann. Bei jeder noch jo genau bezeich- 
neten Gattung von Waaren gibt es eine große Mannichtaltigfeit von Werth: 
abitufungen und dieſe Meannichfaltigkeit ift um jo größer, je mehr ver: 
Ihiedenartige Waarengattungen unter einer Waarenbenennung zuſammenge— 
faßt werden.” 

Wie aus vorjtehenden Anführungen zu entnehmen ift, war man fich bei 
dem Entwurf des Gejees über die Waarenverfehrsftatijtif und der Preis: 
ermittelung jehr wohl klar über die Unficherheit der auf Grund von Schätz— 
ungen ermittelten Werthe. 


Es murde daher in der aus Beamten der Zollverwaltung, ftatijtischen 
Jahmännern, Vertretern der Poſt und Eijenbahn zujammengejegten, vom 
Bundesratb im Jahre 1877 einberufenen Kommiſſion mit Nüdjicht auf die 
Wichtigkeit, welche einer zuverläßigen Statijtif des auswärtigen Waarenver: 
kehts in handelgpolitiicher, kommerzieller und wirthichaftlicher Beziehung bei- 





» „Es iſt befannt — fo heißt es in der Dentichrift des Tabal-Vereins Mannheim 
gegen das projektirte Tabakrabritatiteuer-Geieg — dab beim rport nach Staaten mit 
Verthjöllen zwei Fakturen ausgejtellt werden, eine für den Empfänger, eine für den ver: 
jollenden Staat!! 
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gemejjen werden muß, eingehend erwogen, ob die jtatijtiiche Anmeldung der 
Waaren nicht auch auf die Werthe derjelben zu erjtreden jein möchte. In 
ihrer Korrejpondenz mit dem Sail. Stat. Amte haben verjchiedene Handels: 
fammern jich für die Werthdeflaration ausgeiprochen, wenn nur gemügende 
Garantien gegen ihre mißbräuchliche Verwendung gegeben jeien. Gleichwohl 
fam die Kommiljion und der Gejegentwurf nicht dazu, die Verpflichtung zur 
Werthdeflaration vorzujchlagen. 


„Es iſt zwar anzuerkennen, heißt e8 in der Begründung zum Statiftik: 
Geſetz, daß die Werthdeflarationen in Hamburg und Bremen ſehr gute Reſultate 
lieferten, die jeither den Werthichägungen für die Zollgebietsjtatiftif zu Grunde 
gelegt jind. Die Verhältniſſe liegen jedoch in Bremen und Hamburg für eine 
jolhe Werthdeflaration ausnehmend günjtig und das dort erzielte Ergebnif 
darf nicht von entiprechenden Maßnahmen im ganzen Zollgebiet ermartet 
werden. In dieſem würde eg — wenigjtens zur Zeit — nicht möglich 
jein, alle Deflarationen unmittelbar zu einer Zentraljtelle zufammenfließen 
zu lafjen') und fie in ſolcher Weiſe gegen jede mißbräuchliche Benugung zu 
ſichern. Ferner liegt wenigſtens bei der Ausfuhr wegen der in verjchiedenen 
Staaten bejtehenden Werthzölle ein Intereſſe vor, die Werthe möglichjt niedrig 
zu Ddeflariren. Das Nefultat der Deflarationen müßte daher von um jo 
zweifelhafterer Nichtigkeit jein, al8 eine Kontrole nur in ganz ungenügender 
Weiſe ausgeübt werden fünnte. Außerdem fommt in Betracht, daß der deutiche 
Bolltarif mit einer Ausnahme bei Waggons 2c. Werthzölle nicht kennt und 
daher auch bei der Einfuhr eine richtige Werthdeflaration ſchwer zu erlangen 
jein möchte. 


Endlich fällt gegen die Einführung einer Werthdeklaration in’3 Gewicht, 
daß mit dem Nachweis der Werthe die Arbeit, welche die Zoll: und Stenerämter 
auf Herjtellung der Statiftif zu verwenden hätten, ganz erheblich vermehrt 
werden würde. 


Wenn aus diefen Gründen die Einführung einer Werthdeflaration nicht 
empfohlen wird, jo wird doc) feineswegs verfannt, daß eine Werechnung der 
Werthe der Einfuhren und Ausfuhren ohne eine wejentliche Schädigung der 
Statijtif de3 auswärtigen Handels nicht aufgegeben werden darf. Es bleibt 
daher für eine foldhe Berechnung nur die Schägung der Werthe übrig. Diejer 
Wertheihägung kaun aber aud) ohne Beläjtigung des Publitums durch Map: 
regeln der Verwaltung eine erheblich bejjere Grundlage, als fie jeither batte, 
gegeben werden und zwar durch entjprechende Erweiterung des Statijtiichen 
Waarenverzeichnijjes, Aufführung der Werthe in den von Bremen und Ham— 
burg für die Waarenverfehrsitatit des Neiches zu liefernden Nachweilungen 
und Ermächtigung des Statijt. Amtes, behufs Vorbereitung 
der alljährlih von demjelben vorzunehmenden Preis-Er— 
mittelungen geeignete Sadhverjtändige zu vernehmen.“ — 


') Dies wäre heutzutage auch noch nicht wohl angängig, da die Reviſion der ſtatiſtiſchen 
Anmeldedeklarationen in Bezug auf ihre Gebührenbewertbung bei den Landesdireftivbehörden 
jtattzufinden hat. Dagegen wäre die Einſendung aller ſtatiſtiſchen Anmeldungen, insbejondere 
der Aushubr: -Anmeldelcheine, in Urichrift an das Nail. Statift. Amt, wie dies im $ 21 der 
ölterr. V. O. v. 18. Dez. 1893 den öiterr.sungar. Zollitellen vorgeichrieben ift, zur "richtigen 
und genauen Daritellung bezw. ſtatiſtiſchen Erfaſſung von hervorragendem Werthe, da ins 
bejondere aus der handelsüblichen Bezeichnung der Ausfuhrwaaren der richtige Werth leichter 
und ficherer entnommen werden fünnte, als aus einer leeren Nummer. 
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Bevor wir num auf die nach vorjtehenden Gejichtspunften erlaljene Be— 
ftimmung des 8 70 der Dienftvorschriften zum Statiftif:Geje eingehen, wollen 
wir noch aus dem Aufſatze über die deutiche Handelsitatijtit des Herrn 
Dr. v. Scheel (Schmoller’3 Jahrbuch für Gejepgebung, Verwaltung und 
Volkswirthſchaft im Deutihen Neih N. %. VI. Jahrg. 1. Heft) Folgendes 
anführen: Nachdem der Herr Verfafjer die vom Statiltif-Gejeg und den hiezu 
erlafjenen Ausführungsbejtimmungen und Dienftvorichriften vorgejehenen Be: 
itimmungen zur Erlangung richtiger Aufzeichnungen über die Waaren- 
mengen bejprochen hat, fommt er auf die Mittel zur Gewinnung richtiger 
Baarenwerthe zu jprechen, — „denn erjt hiedurch gewinnt die Handels— 
ftatiftif ihren eigentlichen Abjchluß, erit als Werthjummen werden die ver— 
Ihiedenen Waarengattungen additionsfähige und vergleichbare Größen. Werth: 
deflarationen durch den Verjender bezw. Empfänger der Waaren zu erlangen, 
wie es in England, in Hamburg und Bremen gejchieht, hat man für Die 
Reichsſtatiſtik nicht zwedmäßig gefunden, fowohl weil man fürchtete, dem 
Handelsjtande hHiedurch eine zu große Laſt aufzulegen, als auch, weil man 
diefen Weg zur Erlangung richtiger Werthe nicht für den geeignetjten 
bielt. Die Werthe find alfo erit nachträglich, bei der Verarbeitung des 
Materials zu beichaffen und diefe Aufgabe fiel dem Statiftiischen Amte zu. 

Wenn die Werthe durch Deklarationen der Verjender') und Empfänger 
bezw. der Wnarenführer ermittelt werden, ſo ergeben fich die Gefammtwerthe 
für jede Waarengattung unmittelbar durch Addition der Einzelwerthe der 
Waarenpoſten. Um gleihmäßige und brauchbare Angaben zu erhalten, wird 
man aber Grundjäge aufitellen müſſen, nach denen die Preisangaben zu machen 
find, da jonjt der Eine den Einfaufspreis, der Zweite dieſen ſelbſt nebt irgend 
einer Summe von Transportkojten, der Dritte den Berfaufspreis als Werth 
angeben fünnte. Das Richtige wird fein, daß man die Angabe desjenigen 
Preiſes vorschreibt, den die Waarenjendung an der Grenze hat, d. i. den 
Fakturapreis nebjt Transportkoften bi8 dahin. Immerhin ift es denkbar, daß 
aus mancherlei Gründen und Rückſichten willfürliche Angaben gemacht werden 
und es it feineswegs ohne Weiteres zu behanpten, daß Werth: 
deflarationen zu richtigeren Ergebnijjen führen als die nad: 
trägliden Ermittelungen von Einheit3preijen. Wo mum Diele 
angewendet werden, Handelt es fich natürlich darum, den Durchſchnittspreis 
der Waarengattung für denjenigen Zeitraum fejtzuftellen, für welchen die Nach— 
—— erfolgt, bei den Jahres- Nachweiſungen alſo für den Durchſchnitt eines 
Jahres. 

Diefer Durchichnittspreis ift aber natürlich wiederum jehr verjchieden, je 
nad dem Ort, an welchem, und je nady der Hand, in welcher fich die Waare 
befindet, ob am Produktions: oder Abjagort, ob im Groß: oder Kleinhandel. 
Für die Waarenverkehrsitatiftit handelt es ſich nun überhaupt darum, feſt— 
zuitellen: welche Werthbjummen für eingeführte Waaren an das 
Ausland und weldhe Werthſummen jür ausgeführte Waaren 
vom Auslande gezahlt worden find Diefe Wertbjummen beitehen 
mht nur in den eigentlichen Waarenpreifen, jondern auch in den daran 


'; Die Ausführungsbeitimmungen zu dem Statiſtik-Geſetz und diefes felbit bezeichnet 
als den zur Abgabe des Anmeldeſcheines Verpflichteten den Abiender der Waare. Hienach 
gilt als Abjender, wer die Waare mittels Abſchluſſes eines Frachtvertrags nach dem Aus: 
land verichikt, der Verſender ift derjenige, welcher die Waare z. B. einem Spediteur zur 
Reiterverjendung nach dem Ausland übermittelt. Val. Madower Handelsrecht. 
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hängenden Transportpreifen und Spejen, die an das Ausland (bei Import: 
twaaren) bezw. an das Inland (bei GErportwaaren) zu zahlen waren. Als 
leitende Grundſätze für die Schätzung der Einheitspreife werden 
ji) daher folgende aufitellen laſſen: 

1. Bei der Einfuhr iit auf die Qualitäten der betreffenden Waaren 
Nücdficht zu nehmen, welche vom Ausland bezogen werden; für dieje find die 
Großhandelspreife an den Hauptbezugsorten fejtzuftellen und diefen die Trans: 
portfoften bis dahin zuzujchlagen, wo fie auf inländijche Transportmittel über: 
gehen. ar wird in der Negel an der Zollgrenze bezw. Neichsgrenze der 
Tall fein; für den Seeverfehr ift jedoch zu berüdjichtigen, dal die Waaren 
zum Theil auch durch inländische Schiffer vom Auslande geholt werden, jo 
daß Inländer die Transportfojten verdienen; dieſes mag man für etwa die 
Hälfte der Transporte annehmen. 

2. Für die Ausfuhr iſt der Großhandelspreis der hauptſächlichſten in- 
ländiſchen Erzeugungsorte der Waare zu Grunde zu legen und der Transport 
bis zur Grenze als von inländischen Eifenbahnen u. j. w. bejorgt in Anſchlag 
zu bringen, binfichtlih der Waaren-Qualität und des Seeverfehrs find ent: 
jprechende Nüdfichten zu nehmen wie bei der Einfuhr. Eigentlich follten für 
die einzelnen Herkunfts: und Beitimmungsländer bejondere Preis:Ermittelungen 
angeitellt werden, indeſſen würde das bei vielen Waaren, deren Provenien; 
und Ausfuhr jich nicht auf wenige Yänder bejchränft, doch zu weit führen 
und man muß jich mit weniger eingehenden Echäßungen begnügen, die indelien, 
von Sadjverftändigen forgjam ausgeführt, durchaus befriedigend ausfallen 
werden; und wenn auch für manche fomplizirte Waarengattungen 3. B. feidene 
Zeugwaaren, Stidereien u. ſ. w. die Ermittelung von Einheitspreifen mit 
bejonderen Schwierigkeiten und Unficherheiten verknüpft ift, jo iſt es doch 
gerade für die bei den WBerthberechnungen den Ausschlag gebenden Maſſen— 
güter nicht allzufchtver, genügend sichere Werthſchätzungen zu bewerfjtelligen 
bezw. Zahres:Durchjchnittspreije fejtzuftellen. 

Die Gefichtspunfte, von denen das Kaiſ. Stat. Amt bei der Ermittelung 
der Einheitspreife ausgegangen it, find von der im Jahre 1880 erjtmals 
zuſammenberufenen Waarenſchätzungs Kommiſſion in folgenden Sag zufammen: 
gefaßt: „Im Allgemeinen wird man bei der Waaren:Einfuhr und Ausfuhr 
zu Lande zu ziemlich richtigen Nejultaten gelangen, wenn man den Werth der 
Waaren ermittelt, welchen fie auf dem Transport nach dem Beitimmungsort 
bei Ueberjchreitung der Zollgebiets-Grenze erlangt haben, alſo den Verkaufs— 
preis am Herkunftsort anfegt und demjelben die bis zur Zollgebiets-Grenze 
aufgelaufenen Transportkoſten, Gebühren und Spejen binzurechnet. Beim 
MWaarenverfehr zur See muß aber, weil für den Transport außerhalb der 
HBollgebiets: Grenze auch an inländische Schiffer Frachtfoften zu zahlen jind, 
bei der Einfuhr von den bis zur Grenze erwachjenen Transportfojten ein ent: 
Iprechender Abzug, bei der Ausfuhr zu den bis zur Grenze ertwachjenden 
Transportfojten u. j. tw. ein entiprechender Zujchlag gemacht werden.“ 

Diefe Anschauungen hat jich die Schätzungs-Kommiſſion für die 1880er 
Werthe zu eigen gemacht und bienach wurde jeitdem verfahren, unbejchadet 
dejien, daß im Laufe der Zeit noch mannichfache Verbeſſerungen vorgefehrt 
wurden. 

Wie befannt, jtügt fich das im Deutjchen Reich gehandhabte Verfahren 
der Ermittelung der Waaren-Werthe durch Sachverftändige und Kommiſſionen 
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auf den $ 70 der Dienitvorfchriften zum Geſetz betr. die Waarenverkehrs— 
ftatijtif vom 20. Juli 1879. 

Diejer S$ 70 lautet: „Die Jahresnachweilungen über die gefammte Ein: 
und Ausfuhr des Zollgebiets (mit Ausjchluß der unmittelbaren Durchtuhr) 
find jowohl bezüglich der einzelnen Waarengattungen, als auc) bezüglich des 
Verkehrs mit den einzelnen Herkunfts- und Bejtimmmumgsländern (diejen Verkehr 
für jedes Land nicht nur im Ganzen, jondern auch in feiner Zergliederung 
nach den verjchiedenen Waarengattungen genommen), auf die Werthe der Waaren 
zu eritreden. 


Zu dem Ende hat das Kaiſ. Statijt. Amt die Einheitspreife der einzelnen 
Baarengattungen alljährlich ſchätzungsweiſe zu ermitteln. Zum BZwed der 
PBreisermittelung iſt dasjelbe befugt: 


1) geeignete Sachverſtändige zu vernehmen, welchen, joweit fie von aus— 
wärts berufen werden, Tagegelder und Reiſekoſten zu gewähren find; 

2) die Hauptzoll- und Hauptitener-Aemter betreffs jolcher Waarennummern, 
welche verjchiedene Waarengattungen ohne Unterjcheidung zuſammen— 
fajjen, um die namentliche Bezeichnung der Gattung der Waaren in 
den Nachweijungen über die Einfuhr in den freien Verkehr und die 
Ausfuhr aus demjelben, jowie für einzelne Waarennummern, deren 
Preisermittelung ohne Kenntniß der Verjendungsorte oder der bejon: 
deren Art der Waare zu große Schwierigkeiten bietet, um Einjendung 
der von den Waarenführern eingelieferten Anmeldejcheine der Waaren— 
abfender zu erjuchen.” — 


Nach diejen Beitimmungen iſt das Werthermittelungsgefhäft und die Ein: 
richtung der deutſchen Neichsitatiftit bisher ausgeführt worden, indem nach den 
gejeglihen Grundlagen der Statijtif über den deutschen Außenhandel (Gejeß 
vom 20. Juli 1879, Ausführungsbeitimmungen und Dienftvorjchriften nach der 
Redaktion vom 9. Dezember 1838 und 3. März 1892) die Sammlung und 
erſte Anjchreibung der ftatift. Angaben den dazu bejonders bejtimmten Anz 
meldeitellen (Zoll- und Steuer-Aemter, Anmelvdepoften) übertragen iſt. 


Das Kaiſerliche Statift. Amt bearbeitet aus dem ihm in halbmonatlichen 
NRachweiſen zugehenden ftatijtiichen Material zunächft die „Monatlichen Nach: 
weile über den Auswärtigen Handel des deutichen Zollgebiets“. In diejen 
wird unter Angabe der hauptjächlichjten Herfunfts: und Bejtimmungsländer 
die Ein- und Ausfuhr im Spezialhandel eines jeden Monats für fich und in 
Zujammenfafjung mit den vorhergehenden Monaten des Kalenderjahres nad 
den Mengen behandelt. Bierteljährlich wird eine auf Grund der Einheits— 
preije des Vorjahres hergejtellte proviſoriſche Werthberehnung veröffentlicht, 
jo daß im Dezemberheft, welches am 25. Januar des darauffolgenden Jahres 
eriheint, Schon der ganze Jahres:Spezialhandel nad) Menge und proviſori— 
hen Werthziffern erjcheint: Im Monat Mai wird jodanı im II. Biertel: 
Jahräheft der Reich3:Statiftif der deutsche Spezial-Außenhandel nach den im 
jebruar und März von den Sachverſtändigen fejtgejtellten Definitiv-Werth: 
jiffern herausgegeben. 

Die den Zeitraum eines ganzen Jahres umfaljenden Nachweiſe über den 
auswärtigen Handel des deutſchen Zollgebiets kommen in dem alljährlich er— 
iheinenden Hauptwerk „Statijtit des deutjchen Reiches“ in zwei Bänden zur 
Veröffentlichung. Hiervon erjcheint der 1. Band im Juli, der 2. Baud im 
September. 
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Diefe Statiftif des Deutſchen Neiches enthält folgende Tabellen: 

a) der Generalhandel nah Mengen ohne Werthberehnung, weil bier 
die direfte Durchfuhr inbegriffen ift und die Durchfuhr, die weniger 
für die Handelsftatiftif ald nur für die Transportftatijtif ein Interefie 
hat, nicht nach Werthen berechnet wird; 

b) der Gejammteigenhandel nah Menge und Werth. Der Gejammt: 
eigenhandel gibt ein völlig entiprechendes Bild über die gefammte 
Waarenbewegung mit dem Ausland; 

ce) der Spezialhandel nach Menge und Werth; 

d) die Durchfuhr nad) Mengen; 

e) der Gejammteigenhandel und Spezialhandel mit der Durchfuhr unter: 
ichieden nad) den 66 Ländergebieten der Herkunft und Beitimmung ; 

f) Die einzelnen Waarengattungen nah Mengen und Herkunft: wie 
Beitimmungsländern mit Angabe der Wertheinheit; 

g) der Niederlage-Berfehr; 

h) der Veredlungsverkehr; 

i) eine Berechnung der Zollbeträge nach Kalender: und Etatsjahr und 

k) Gejammteigenhandel, Spezialhandel und Durchfuhr in ſyſtematiſcher 
Gruppirung der Waaren, auf Grund des international vereinbarten, 
igitematischen Waarenverzeichnifjes; Einfuhr und Ausfuhr wieder nad 
Mengen und Werth berechnet. 

Der Werthermittelung, welche alljährlich bei dem Kaiſerl. Statift. Amte 
durch eine in fieben Gruppen zerlegte Kommiljion von Sachverſtändigen vor: 
genommen wird, dienen als Grundlage 

a) die von verjchiedenen deutjchen Handelskorporationen, Handelsfammern 
und einzelnen Induſtriellen mitgetheilten Jahresdurchjchnittspreife ein- 
zelner Waurengattungen ; 

b) die für eine Reihe von Waaren und hervorragenden Handelsartifeln 
regelmäßig gelieferten monatlichen Preisnotizen von mehreren Handels: 
fammern, 3. B. derjenigen von Hamburg über Kolonial-Waaren, Betro- 
leum, Metalle, Tabak, Tertil-Robftoffe, Häute, Spiritus ꝛc. zc.; 

c) eine Zufammenftellung der vom Hamburger Handelsitatiftiichen Bureau’) 
für die Hamburger Handels: und Schiiffahrtsitatiftif berechneten Durch: 
Ichnittspreife, das Jahrbuch für bremifche Statiſtik, bejondere Er: 
hebungen des Kaiſerl. Statift. Amtes über einzelne Waaren-Artifel 
und deren Großhandelspreije. 





) Die VBeltimmungen der Hamburger und Bremer Vorſchriften über Erhebung der 
Statiftit find folgende: 

Die Bremiiche Statiſtik des MWaarenvertehrs ſtützt fich auf das Geſeß über die Güter— 
deflaration für die bremifche Dandelsitatiitift von 10. November 1862 mit Menderung vom 
14. Oftober 1888 in Folge des Zollanſchluſſes von Bremen an das deutiche Zollgebiet. 

Alle in das bremijche Staatsgebiet ein-, aus und durchzuführenden Güter, jeewärts oder 
landiwärts, jeien es Speditions- oder Figengütter, ſind anzumelden. Für die in den Bremer 
Freibezirk ein- oder aus demſelben ausgehenden Güter ſind ſtatt der für die bremiſche Statiſtik 
vorgeſchriebenen Deklarationen die reichsgeſetzlich ‚angeordneten, für die Zwede der bremiichen 
MWaarenitatiiti erweiterten Anmeldeicheine und Deflarationen abzugeben. _ In den bienad 
verlangten Deflarationen it Herkunft: und Beltinnmungsland der Waaren, Anzahl der Kolli, 
Benennung der Waare nad) den Bezeichnungen des ftatijtiichen ale der 
Reichsitatiitik unter Hinzufügung des Urſprungslandes, ſowie bei Kaffee, Tabak, Zucker auch 
der Sorte; das Gewicht in Kilogramm, in der Regel das Nettogewicht und der Werth 
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für jeden Maarenpoiten in Mark nad dem Fakturenbetrag unter Zufchlag der Fracht, Aſſe— 
furanz und Speien bezw. wenn dies nicht möglich iſt nach gewiſſenhafter Schägung ; ferner 
ift anzugeben, ob die Waaren Eigen- oder Speditionsgüter find. Die Werthermittelung 
derjenigen Speditionsgüter, bei welden die Deklarirung ohne gleichzeitige Werthsangabe 
ertolgte, geihiebt bei Waaren, die im Cigenhandel häufig und in großen Bolten vor— 
tommen, nad dem Durchichnittswerth der betreffenden Woche, bei anderen Waaren wird 
der Jabresdurchichnittspreis der Berechnung zu Grunde gelegt. Ein- und Ausfuhr von 
edlen Metallen werden unter der Waarenitatiftit nicht angeichrieben, jondern im Abichnitt: 
Geld- und Kreditweſen mitgetheilt. 

Für die Hamburger Statiftit des Waarenverfehrs bildet das Gele vom 12. Dftober 
1888, betreffend die Deklaration für die Handels- und Schifffahrtsitatiftit, die Grundlage. 
Nah den PVorjchriften dieſes Geſehes find alle Waaren, welche iiber die Grenze des Ham- 
burgiichen Freihafengebietes von See eingehen oder nad) See ausgehen, innerhalb 8 Tagen 
nach der Ankunft derielben in dem Freihafen bezw. nach der NWerladung derielben zur Aus- 
fuhr nach See, fchriftlich anzumelden. Die Anmeldung der Waaren it von dem hieſigen 
Empfänger bezw. Verſender zu beichaffen. Iſt der Empfänger oder Verſender kein Hiefiger 
und auch ein Vertreter desielben bier nicht vorhanden, fo fällt die Verpflichtung zur Dekla— 
rierung dem betreffenden Schiffserpedienten zu. Die Dellarationen müſſen enthalten: Die 
Benennung der Waare, die Anzahl und genaue Bezeichnung der Rolli, das Gewicht in 
Kilogramm unter Angabe ob Brutto- oder Nettogewicht, den Werth der Waare und die 
Herkunft bezw. Beitimmung derielben. Es iſt ferner anzugeben das Transportmittel, mit 
welhem die Waare eingeführt bezw. ausgeführt wurde, und der Tag, an welchem die An— 
hunft bezw. Werjendung erfolgte. Für die Werthdellaration ift der Börlenpreis am Tage 
der Einfubr, bei auszuführenden Gütern am Tage der Verladung der Waare maßgebend. 
Bei Waaren, welche keinen Börfenpreis haben, iſt der fakturierte Werth und zwar bei der 
Finfuhr unter Zufchlag von Fracht, Aſſekuranz und Speien bis hier anzugeben. Bei zur 
Turhfubr beftimmten Speditionsgütern kann der Werth der MWaare nah gemilienhafter 
Schägung, eventuell unter Zugrundelegung des Aileturanzwerthes, angegeben werden. 
bei der — der Deklaration die Menge, das Gewicht oder der Werth der Waaren 
noch nicht genau bekannt, ſo kann die Vervollſtändigung und Berichtigung der betreffenden 
Angaben auf vier Wochen vorbehalten bleiben. 


Für jedes in das Freihafengebiet von See beladen ankommende Schiff iſt ferner 
von dem Schiffsführer bezw. von dem betreffenden Schiffsexpedienten innerhalb vierzehn 
Tagen nach der Ankunft ein Ladungsverzeichniß einzuliefern, in welchem alle verladenen 
Güter aufzuführen find und welches mit den Konnoſſementen und fonitigen Ladungs— 
pavieren übereinitimmen muß. Gbenio iſt für jedes aus dem Freihafengebiete, ſowie für 
jedes aus dem HBollhafen nach See beladen abgehende Schiff innerhalb acht Tagen nad 
dem Abgange von bier ein vollitändiges Ladungsverzeichniß einzureichen. Für den Vers 
fehr von und nad der Oberelbe beiteben ähnliche Vorjchriften wie für den Seevertehr. 
Tie Schiftsführer bezw. deren Vertreter haben für jedes beladene Fahrzeug, gleichviel ob 
dasielbe im Freihafen oder im Zollbafen angelommen oder von dort nad) der Ober: 
elbe abgegangen iſt, ein Yadungsverzeichniß aufzuitellen. Die Eingangsmanifefte, für deren 
Vollitändigkett und Richtigkeit der Schiffstührer haftet, ind innerhalb 14 Tagen nach der 
Ankunft, jedenfalls aber vor dem Wiederabgange (die Ausgangsmanifefte jofort beim Ab- 
gange) einzuliefern. Ueber die hier antommenden oder abgehenden Cilenbabntransporte 
geben die Yadungsverzeichniffe der in Hamburg einmündenden Eifenbahnen Auskunft, welche 
von den Verwaltungen der betreffenden Bahnen aufzuftellen und binnen drei Tagen vor- 
zulegen find. 

Für die von See in das Freihafengebiet eingeführten Waaren ift von dem Dellaranten 
eine Abgabe von Fin vom Taufend, für die aus dem Freibafengebiet nach See ausgeführten 
Roaren eine Abgabe von Ein Zehntel vom Tauſend von dem_dellarirten Werthe zu ent 
tihten. Die auf Einfuhren erhobene Abgabe von Ein vom Taufend wird zurüderitattet, 
wenn die Güter wieder ausgeführt werden und die Rückgabe mit der an Cidesitatt ab- 
gegebenen fchriftlichen Erklärung beantragt wird, daß die Waaren während ihres Aufent- 
baltes weder hier am Plate uoch von bier nad) auswärts verfauft find. Bon der De— 
Horationsabgabe befreit bleiben die lediglich dur) das Freihafengebiet durchgeführten 
Voaaren, ferner Kontanten und Münzen, ſowie Sendungen, deren Werth 100 ME. nicht 
überfteigt. Als Turchfuhrgüter find diejenigen Waaren anzufehen, welde in das Frei— 
bafengebiet mit der Beitimmung der Weiterverjendung nad der Yollitadt Hamburg oder 
nah einem beitimmten anderen Orte des In- oder Auslandes eingehen und im Frei— 
haſengebiete feinen anderen als den durch die Weiterbeförderung bedingten Aufenthalt er- 
fahten. Solche Waaren gelten auch dann als Durchfuhrgüter, wenn jie vorübergehend 
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Die Regeln, welche bei der Werthichägung der Waaren:Ein- und Aus— 
fuhr des deutjchen Zullgebiets in Betracht kommen, find folgende: 


Regeln für die Werthfhäbung der Ein- und Ausfuhr des deutfchen Bollgebiets. 


Nah $ 70 der vom Bundesrath in feiner Sigung vom 6. Dezember 1888 
und 3. März 1892 bejchlojjenen „Dienjtvorichriften zum Geſetz, betreffend die 
Statijtit des Waarenverfehrs des deutjchen Zollgebiets mit dem Auslande, 
vom 20. Juli 1879" hat das Kaijerliche Statijtijche Amt die Aufgabe, alljäbr: 
lich die Werthe der ein= und ausgeführten Waaren feitzuftellen und zu dieſem 
Zwecke die Einheitspreije der einzelnen Waarengattungen ſchätzungsweiſe zu er: 
mitteln Zur Erlangung richtiger Schägungen fann die genannte Behörde der 
Mitwirkung des Ddeutjchen Gewerbe: und Handelsjtandes nicht entbehren, und 
fie wendet fich daher jedes Jahr an verjchiedene deutiche Handelzkorporationen 
mit dem Erjuchen um Mittheilung von Durchichnittspreifen für das betreffende 
Jahr. Die hierauf eingehenden Angaben werden bei dem Amte überfichtlich 
geordnet umd dienen als wejentliche Grundlagen für die Arbeit einer Kommiljion 
von Sacverjtändigen, welche in miündlicher Berathung die Einheitäwerthe feit- 
jegt, die das Statiftiiche Amt für feine Berechnungen benußt. 

Die einzelnen Waarengattungen, welche bei der Statiftif des Auswärtigen 
Handels auseinander zu halten, uud für welche die EinheitSwerthe zu ermitteln 
find, zählt das jtatiftiiche Waarenverzeihniß auf, das ſich, ſowohl wegen der 
zoll und bandelspolitiichen Zwecke der Handel3-Statiftif, als auch wegen der 
Art und Weife ihrer Erhebung, dem Bolltarif anjchließen muß. Bei der Auf: 
jtellung dieſes Verzeichniſſes werden für die wichtigeren oder werthvolleren 
Artikel des auswärtigen Waarenverfehr3 bejondere Pofitionen gebildet und zu 
dem Zwecke diejenigen jogenannten Sammelpofitionen des Zolltarifs zerlegt, 
welche jich aus Artikeln verjchiedener Art oder erheblich verjchiedenen Werths 
zufammenjegen. Indeß war es unmöglich, diefe Zerlegung vollftändig durd) 
zuführen, oder gar die im Werthe von einander abweichenden Qualitäten umd 
Sorten derjelben Waarengattung einzelm zu verzeichnen; es mußten vielmehr 
auch im ftatiftiichen Waarenverzeichniß fiir verfchiedene minder wichtige Waaren: 
artifel Sammelpofitionen beibehalten werden. Welche Waaren darin im ein 
bis zur demnächitigen Weiterbeförderung auf ein Lager des Freihafengebietes gebradt 
und dalelbit umgepadt werden. u 

Nach den in Folge diejes Geſetzes eingehenden Deklarationen und Ladungsverzeichnitien 
werden vom Handelsitatiftiichen Bureau tabellarifche Ueberſichten zufammengeitellt. Diejelben 
eritreden fi, joweit der Waarenverfehr in Frage kommt, auf die Nachweiſung der Waaren- 
Einfuhr und Ausfuhr zur See und Waaren-Cinfuhr und Ausfuhr mitteljt der Berlin: 
Hamburger Eifenbahn, Lübeck-Hamburger Eifenbahn, Venlo-Damburger Eifenbahn und auf 
der Oberelbe Ein Bild über die Geſammt-Einfuhr und «Ausfuhr Hamburgs liefern 
diefe Ueberſichten aljo nicht; vollitändig it nur der Seeverlehr Hamburgs dargeftellt, 
derfelbe enthält ſowohl den Verfehr des Freihafens von und nad See als auch denjenigen, 
welcher über den Zollhafen ſich bewegt bat. Tiefer Verkehr wird ermittelt aus den von 
den Hollftellen gemachten yeititellungen. Den vorerwähnten Veröffentlichungen, welche ſeit 
dem Jahre 1846 unter dem Titel „ITabellariiche Ueberjichten des Hamburgiſchen Handels“ 
im Drud ericheinen, find die nachitehenden Mittheilungen entnommen: 

Im Jahr 1894 famen 94 830 000 Doppelzentner Waaren im Werth von 2680 Millionen 
Mark zur Einfuhr über See, auf den Bahnen und Elbeaufwärts und 59 220 000 Doppel: 
zentner Waaren im Werth von 2350 Millionen Mark zur Ausfuhr feewärts, per Bahn und 
Flbeaufwärts. Die Einfuhr an Kontanten betrug 173 Millionen Markt und die Austubr 
7 Millionen Mark: Auf das Ausland trafen bei der Einfuhr 2250 Millionen Mark und 
bei der Ausfuhr 1950 Millionen Marf. 
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zelnen zufammengefaßt find und welche Mengen von der Gefammteinfuhr auf 
die einzelnen Artifel entfallen, wird das Kaijerliche Statiftifche Amt von Zeit 
zu Zeit ermitteln. 


Die Sachverſtändigenkommiſſion beobachtet bei den Werthſchätzungen die 


folgenden Regeln: 


1; 


Für jede Nummer des ſtatiſtiſchen Waarenverzeichnifjes wird der Durch» 
Ichnittswerth des betreffenden Yahres nad) Maßgabe der Preisichwanf: 
ungen der einzelnen Monate ermittelt, und iſt es daher erforderlich, 
jih über die im Laufe des Jahres vorgefommene Preisbewegung 
der einzelnen zu jchägenden Waarenartifel Kenntniß zu verschaffen, 
wie auch die Geſammthandels-Verhältniſſe des deutſchen Zollgebiets 
mit dem Auslande in Bezug auf diefelben gebührend in Betracht zu 
ziehen find. 

Der Zeitraum, auf welchen die Wertbichäßungen fich beziehen, umfaßt 
das verflofiene Kalenderjahr. Der Durchfuhr-Verkehr, Niederlage: und 
Veredlungsverfehr bleibt bei der Werthermittelung ohne Berüdjichtigung ; 
es fommt nur der Spezialhandel des deutichen Zollgebietes, d. h. Ein: 
fuhr in — und Ausfuhr aus dem freien Verkehr in Betracht. 


Die Mengeneinheit, für welche die Werthe, foweit nicht Ausnahmen 
Plag greifen, zu ermitteln find, bildet das Nettogewicht von 100 kg. 
3 iſt daher bei Waaren, die nicht nach Gewicht, jondern nah) Map 
ud Zahl gehandelt werden, der handel&übliche Preis auf den Werth 
der Gewichtseinheit von 100 kg umzurechnen, 3. B. bei Stleiderftoffen. 
Bei Flüffigfeiten, mit Ausnahme von Syrup und Melafie, 
bei denen eine Faßtara in Abzug fommt, wird die unmittelbare Um: 
ſchließung bei den ſtatiſtiſchen Anfchreibungen im Einflang mit den be: 
jtehenden Zollabfertigungs-Vorſchriften zum Nettogewicht gerechnet, jo 
daß alſo bei Bier, Wein, Delen u. ſ. w. der Werth der Waare nad) 
dem Gewicht der Flüffigkeit einschließlich der fie umgebenden Um: 
ſchließung wie Fäſſer, Flaſchen, Krufen anzujegen iſt. Bei der Werth: 
ermittelung ift daher das Verhältniß des Gewichtes der Flüſſigkeit zur 
Faſtage entiprechend zu ermitteln. So ijt alfo 3. B. bei Wein und 
Bier, Spiritus, Del u. ſ. w. zu berechnen, wieviel kg ſich von dem 
zu Schägenden Gejammtgewicht zu 100 kg 1. auf die Flüſſigkeit, alfo 
den Inhalt ſelbſt und 2. auf die Faſtage 2c. vertheilen und hiernach 
it der Werth dieſer Artikel wie oben angegeben zu bejtimmen. 

Bei den übrigen Waarenartifeln dagegen iſt lediglich das Netto- 
gewicht nach Maßgabe der hierfür bejtehenden Zollabfertigungs-Vor— 
Schriften über die Tara der Wertbfejtitellung zu Grunde zu legen. 
Hiernach aber werden auch die fleinen, zur unmittelbaren Sicherung 
der Waaren während ihrer Aufbewahrung nöthigen Umſchließungen 
und Aufmachungen, wie Bapier, Brettchen und Garnrollen zum Netto= 
gewicht gerechnet. 

Bei Waaren, die nicht nad) dem Gewichte geſchätzt werden, ift der 
Maßſtab, wonach die Schäßung jtattfinden joll, jtets nach Maßgabe 
des Zolltarifs befonders angegeben. 


Die Werthe find für Einfuhr in den freien Verkehr und Ausfuhr aus 
dem freien Verkehr gejondert zu ermitteln, wobei dag Augenmerk dar: 
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auf zu richten ift, welche Qualitäten, Sorten und Gattungen, ob billigere 
oder feinere Arten, vom Auslande bezogen oder dorthin abgejegt werden. 


Als Einheitswerth gilt grundjäglich der Preis, den das Ausland 
für eine vom Inland bezogene Waare an dieſes entrichtet und den das 
Inland für eine aus dem Auslande eingeführte Waare an diejes be 
zahlt. Es wird behufs Durchführung dieſes Grundſatzes derjenige 
Merth zu ermitteln fein, welchen die Waare beim Uebertritt über die 
Landesgrenze hat. Die bei der Waaren-Einfuhr zu entrichtenden 
Zollgefälle und Abfertigungsjpejen werden daher dem Werthe der Aus: 
landswaare nicht zugerechnet, ebenſowenig die Frachtfoften und jonitige 
Auslagen vom Orenzübertritte bis zum Bejtimmungsorte oder der 
Handelsgewinn des Importeur. Man kann aljo den Werth der aus 
ländifchen Importwaaren auch derart ermitteln, daß man von den Ge 
jtehungsfoften am inländifchen Verfaufsplage die von der Bollgrenze 
bis dahin erwachienen Transportfoften, Gebühren und Spejen, Zölle 
und Auflagen abzieht und auch den eventuellen Handelsgewinn außer 
Anſatz läßt. 

Bei der Ausfuhr der Waaren ijt derjenige Preis zu ermitteln, 
den das Ausland für den Artifel an das Inland bezahlt. Hiernach 
ift dem Preiſe der Erportwaaren am Verjandtorte noch der Betrag der 
Trangportkoften, Gebühren und Spejen bis zur Landesgrenze hinzu: 
zurechnen, etwaige Zoll- und Steuer-Vergütungen find jedoch davon 
abzuziehen. 

Bei der Ausfuhr von, nach Berzollung im freien Berfehr befind- 
lihen Waaren, 3. B. Kolonialwaaren, Saffran 2c. fann jedoch der be 
zahlte Zoll nicht in Abrechnung gebracht werden, da derjelbe der Regel 
nach nicht rücvergütet wird. Nur bei den gegen — 
ausgeführten Taback- und Kakaofabrikaten kommt der Betrag der Rück— 
vergütung in Abrechnung. 


- Die Herkunft der Waaren, ebenſo die Beſtimmung derſelben kommt bei 


der Werthermittelung wefentlich in Betracht. E3 ift beifpieläweije der 
Werth der Weinbeeren bei der Einfuhr aus Italien, Oeſterreich-Ungarn 
oder Portugal, der Bettfedern aus Rußland oder aus Dänemarf, der 
Pferde aus Rußland oder aus England, von wo beiſpielsweiſe jehr 
werthvolle Nennpferde kommen, jehr verfchieden. Ebenſo ift bei der 
Ausfuhr von Pferden der Werth der im Grenzverfehr nach Defterreich 
Ungarn und nach Belgien verfauften Pferde und der nach England 
und Rußland exportirten Lurus:Pferde um mehr als 1000 ME. pro 
Stüd differirend. Bei der Ausfuhr z. B. der Bettfedern differiren die 
Werthe der nach Deiterreich-Ungarn erportirten und der nach Rußland 
verſchickten Bettfedern (Eiderdaunen) ganz mefentlich. 

Es iſt daher von größter Wichtigkeit, ſachkundige Notizen über den 
Werth gewiſſer Waaren einer bejtimmten Provenienz oder eines wid: 
tigeren Erportartifel3 nach einem bejtimmten Lande zu erhalten, da die 
Ermittelung, ausgejchieden nach den Herkunftsländern bezw. den Be 
ftimmungsländern, die jicherfte Methode zur Erlangung richtiger all 
gemeiner Durchichnittspreife ift und man davon nur dann abgehen kann, 
wenn es fih um Artikel handelt, die ihrer Natur nach von gleicher 
Dualität jind. 
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Auch laſſen fich in vielen Fällen nur die mit Berüdfichtigung des 
Produftionslandes oder des Beitimmungslandes durch Schäßung er: 
mittelten Werthe verwenden. Der länderweiſen Werthermittelung ift 
daher die größtmögliche Ausdehnung zu geben. 


6. Beitehen die einzelnen Nummern des ftatiftiichen Waarenverzeichnifies 
aus Sammelpofitionen mit verjchiedenen Waaren, jo wird man jich 
über die Mengenverhältnifje der zu diefer Bofition gehörenden Waaren 
in Einfuhr und Ausfuhr zu informiren haben, und ift hiernach aus 
den jpeziell für die einzelnen Artikel vorher ermittelten Preifen nad) 
Maßgabe der angenommenen Mengenverhältnijje der zu der Sammel: 
pofition gehörenden Waaren der Einheitwerth für die ganze Bofition 
proportionell zu berechnen. 

Iſt fodann unter Beachtung der vorjtehenden, auf die Preisbildung eines 
Handelsartifels Einfluß ausübenden Umftände für das Kalenderjahr der mittlere 
Durhichnittspreis für die in Betracht kommende Mengeneinheit ala Einheits— 
werth jeitens der Sachverſtändigen-Kommiſſion fejtgeitellt, jo wird das Kaiſer— 
liche Statiftiiche Amt auf Grund der ftatiftifch nachgewiefenen Einfuhr: und 
Ausfuhrmengen die Werthe des Auswärtigen Handels berechnen. 

Für die Arbeiten der Sachverſtändigen-Kommiſſion ift es daher von be- 
jonderem Werthe, wenn die Preisangaben, welche die Handels-Korporationen 
mittheilen, nach den oben befannt gegebenen Grundjägen erfolgen. 

Jedenfalls aber ift es erwünfcht, wenn (in der hierfür eröffneten Rubrik 
der mitgegebenen Preisliften) bei einer von obigen Regeln abweihenden 
Methode der Werth-Ermittelungen erſchöpfend angegeben und erläutert wird, 
auf welche Weife die Preisfeftiegung zu Stande fam oder ob beijpielsweife 
die Preismittheilungen nur für gewiſſe Artikel, für beftimmte Dualitäten oder 
einzelne Bezugsländer Geltung haben follen.“ — 


Nachſtehend laſſen wir noch das Verzeichniß der im Jahr 1895 zur 
Vertbihäßung in der Zeit vom 14. Februar 1895 bis 7. März 1895 in 
fieben Sigungen von je 2—3 Tagen Dauer zufammengelommenen Herren Sach— 
verftändigen folgen. (Val. Statiftit d. D. Ads. N. F. Bd. 80 ©. 54 ff.). 


derzeichniß der Mitglieder der Sachverfländigen-Kommiffion für die Schäbung 
der Ein- und Ausfuhrwerthe des Jahres 1894. 
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| 
Rr.| Name | Stand und Wohnort 
Gruppe I. 
1] ®. Gerbel Tireftor des Vereins deuticher Oelfabrifen in Mannheim. 
2 Louis Hirih (in Firma Jacob Hirſch & Söhne) in Mannheim. 
3) Hugo Lehnert ' Gutsbefiger in Miersvorf, Kreis Teltom. 
4 Dslar Map Obſthändler in Berlin. 
5 | Emil Meyer vereideter Waaren= und Produften-Makler in Berlin. 
6) Dtto Meyer (in Firma Ernſt Caſtell, Mitglied des Porfteher-Amts 
der Haufmannichaft, in Königsberg i. Pr. 
7) Dtto von Pfiſter ' (in Firma Ed. & Friede. v. Pfiſter, nunmehr Pfiſter, 
Mayr & Eo.) in München. 
87 Wilhelm Pielit Kommiſſionshandlung in Berlin. 
9 | Albert Weit landmwirtbichaftliches Bankinftitut in Berlin. 
| 
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Nr. Name | Stand und Wohnort 
— 11. 
1) »Felir Ballermann (in Firma Ballermann & Herrichel) in Mannbeim. 
2 | Hrriedr. A. Döhner in Damburg. 
3 W. A. Fritze Rhederei 4 U. Fritze & Co.) in Bremen. 
4, W. Gerbel Direftor des Vereins deutſcher Delfabriten in Mannheim. 
5 | %. Heinrich Nommerzienrath vn ‚Firma Joſeph Falck Weingroß— 
händler in Mainz. 
6 | Mar Hantoromwicz Mitinhaber der Firma Hartwig Kantorowicz in Boien. 
7 Emil Meyer vereideter Waaren- und Produften-Mafler in Berlin. 
8 | Emil Wilhelm Kommerzienrath (in Firma Franz Nathreiner's Nach— 
folgen, Wilhelm & Brougier) in München. 
9 | Heinrich Zelter | Kaufmann in Berlin. 
Gruppe III. 
1 | mil Berenz J Witglied des Vorfteheramts der Naufmannichaft in Danzig. 
2; Emit Fey Firma Gehe & Co.) in Dresden. 
3 | Dr. 2, Hurgig — in Firma Wilhelm Sattler) in Schwein— 
furt a. ! 
4) Karl Steferitein in Berlin W. 
' Dr. R. Münch (in Firma Dr. Münch & Röhrs) in Berlin NW. 
6 Fritz Riedel in Firma J. D. Riedel) in Berlin N. 
$ruppe IV. 
1 Gottfried Hagen Fabrilant in Halt b. Köln a. Rb. 
2, Benjamin Hirſch in Firma Aron Hirſch & Sohn) in Halberſtadt. 
3, Marl Schemmann iin Firma Schulte & Schemmann) in Hamburg. 
4 Arthur Stentel in Firma Arthur Otto Stenbel) in Preslau. 
5! Tbielen Direktor der Aktiengejellichaft „Phönix“ in Paar beiRubrort. 
6 Auguft Baupel Proturift des Bochumer Vereins für Bergban und Guß— 
J ſtahlfabrikation in Bochum. 
7 dr Wolff in Firma Gustav Kerdhoff) in Hagen i. Weitf. 
Gruppe V. 
1 | Adolph Pieling Mitglied der Handelstammer in Hamburg. 
2\ —— Boeßneck in Firma Erxnſt Boeßneck in Glaucan. 
3 | Julius Gunſt in Firma Gunſt & Go.) in Bielefeld. 
4 | Öhr. Heinſon in Hamburg. 
5° Paul Juſt ‚ in Firma Prinfe, Juſt & Co.) in Zittau, Sachen. 
6. 6. Königs Zeidenwaarenfabrifant in Krefeld. 
7 Mobert Yehmann (in Firma F. 6. Lehmann) in VBöhrigen in Sadien. 
8 Joſeph Lewinſohn in Firma &. Pewinfohn) in Berlin SO. 
9 55. Louis | Hoflieferant in Berlin W. 
10 | L. P. Mitterdorfer ae mechanischer Stidereien in Friedenau, „Pille 
y Terka“. 
11 Alexander Riedig Mitglied der Handelskammer in Gera. 
12 | Alfred Schön | in Firma Ed. Baucher & Co.) in Mülhauſen i- El. 
$ruppe VI. 
17 9. Gefell in Firma Geſell & ie, Edeliteinhandlung), Abgeord- 
| ‚ , heter in Pforzbeim. 
2 | Robert Haenſchke Kommerzienrath in Waldenburg i. Sch. 
3 | Dr. von Safe Breitlovf & Härtel) in Yeipzi 
4 Wilhelm Kleemann | in Firma Grh. Adernann) in Meihenftadt bei Wunsiedel 
5 | Emil Micheljohn r (in Firma Paul Hinze) in Berlin. 
6 | Adolf Birepichner in Firma G. A. Pfrehſchner) in Markneukirchen i. Sachſen. 
7! € €. Th. Reinhardt | früher Der Firma E. Küchenmeiſter — in Dresden. 
8° Baul Sauerwald in Firma Conrad Sanerwald) in Berlin 
9 Vrofeſſor Aler Schmidt | in Coburg 
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Rr. | Name | Stand und Wohnort 
Gruppe vi. 
11 Otto Eſenwein (im Firma Editein & Ejenwein) in Badnang i. Württemberg. 
2! 6. Goßmann (in Firma Goßmann & Jürgens), Mitglied der Handels: 
| ‚ . fammer in Lübed 
3; Robert lgen-Lindner | in ‚Firma Joh. Chriftoph Lindner), Vorſitzender der 
| | Dandelstammer in Sonneberg bei Coburg. 
4 Emil Lange | tin Firma A. Lange & Söhne) in Glashütte bei Tresden. 
5 Heinrich Lerch | cin Firma Krauth& Go.) in Höfen a.d. Enz. Württemberg.) 
6 | Rudolf Maaß in Hamburg. 
7 Arthur Roicher Fabrilbeſitzer in Regensburg. 
8 m. €. Weintraud (Heheimer Kommerzienratb in Offenbah am Main. 
9 Friztz Lüdede Fritz Lüdecke, Kommerzienrath, Berlin. 


Auch das Verzeichniß über die den einzelnen Gruppen zugewieſenen 
Waarenartikel möge hier der Vollſtändigkeit wegen und da wir öfters darauf 
zu verweilen haben, Platz finden. 


derzeichniß der den einzelnen Gruppen der Sacverltändigen-Kommilfion zur 





Shäbung der Ein- und Ausfuhrwerthe für 1894 — Waaren-Artikel. 


Nummer des ftatiftiichen 
Waarenverzeichniſſes 








Berimung der — Artikel 





7. 185, 202, 210, 315—338. 


340, 341. 
343, 345—352. 


354— 356, 


378, 380, 387, 456. 
617, 618, 625, 626, 627, 628. 


666, 680682, 


729, 821, 839. 


841, 846, 864— 877. 


142. 

342, 344, 353. 

R-616, 619-624, 629646, 
648-665, 667 — 679, 683—693, 
695704, 706708, 710--714. 


115—728, 


840, 842— 844, 848 


730, 765, 767, 769. 


3—6, 8—10. 


56. 
68-141, 143, 144, 147—184, 
186-201, 203-209, 211— 223. 


— 1. — o. v. Bfifen) 

Kleie, Malzkeime ıc.; Balm und Kokosnüſſe; Seegras ıc.; 
Meberkarden; Getreide ; Hüljenfrüchte; Oelfrüchte; 
Mais; Mal;. 

Meinbeeren 

Blumen, Blüthen; Futtergewächle; Grasiamen; Hanf- 
faat; Kartoffeln; Kleeſaat; tüchengewächte ıc.; Obit. 

Strob; Sämereien und fonftige (andwirthichaftliche Er⸗ 
zeugniſſe. 

Bettfedern; Pferdehaare; Hopfen. 

Fleiſch; nicht lebendes Federvieb; erlegtes Wild; Süd— 


früchte. 
Mühlenfabrifate : Oelrückſtände; Torfitreu; 


Nüſſe; 
vienentdãe mit lebenden Bienen. 

Lebendes Federvieh ꝛc.; anderweit nicht genannte lebende 

Thiere und Vieh. 


* Gruppe II. (Obmann: F. Balfermann.) 


Gichorien ; Eicheln; Runkelrüben. 

Material- und Spezerei-, auch Konditorwaaren und 
andere Konſumtibilien (z3. B. Bier, Spiritus, Wein, 
Autter, Fiſche, Gewürze, Kaffee, Käſe, Kaviar, 
Gigarren, Badıert, Zuder), 

Speiſe- und andere fette Oele, Schmalz; Petroleum. 

Blaien und Därme; Flußkrebſe; Milch; Seemuſcheln; 
Gier von Geflügel. 


RER III. 


Abfälle; ‘ 
Bleiglätte. 


Troguerie-, Apotheker- und Farbewaaren. 


(Obmann: Dr. Hurßig.) 
Dinger; Thierknochen; künſtl. Düngungsmittel. 
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Nummer des ftatiftiichen : ER E — 
—————— Bezeichnung der Waaren-Artikel 





266, 268, 272, 273, 275. 
279-281, 283, 284. 


285. 
339, 597, 647, 705. 
731—737. 


764. 766, 768, 


791— 797. 
831— 838. 


845, 847. 


1. 

55, 57—61. 

224—257, 259, 261—264. 
286 — 304. 

462—471. 


500 —502. 
503—517, 520, 521. 


817— 820, 822. 
924— 927. 
929— 932. 


14— 54. 
310— 314. 
381—383. 


386, 388. 
488 — 499. 

534. 
550 — 596. 
770— 790. 
STS— 880. 
881— 923. 


63—67, 145, 146, 
267, 269—271, 274, 276-278, 


282. 

305-309. 

379, 385. 

403—405, 410, 411, 413, 414, 
430, 439, 446, 452, 458. 


457, 459, 461. 


Abraumfalze; Bimſtein; Farbenerden; Flußſpath; 


HGraphit. 

Kreide; Kryolith und Bauxit; Magneſia; Schwerſpath; 
Strontian. 

Anderweit nicht genannte Erden. 

Anis, Koriander, Fenchel; Lichte; Gewürze zur Dar— 
itellung ätherifcher Tele; Thee zur Theinfabrifation. 

Schmalzartige Fette zur Seifen und Lichtefabrifation; 
Stearin= und Palmitinfäure; Fiſch- und Robben: 
ſpech; Talg; andere Thierfette, Bienenwachs; ge 
reinigter Ozolerit; Gerefin. _ 

Braunfoblentheeröl ꝛc.; mineraliihe Schmieröle ; ichwere 
Steintoblentbeer-Vele. 

Seife und Parfümerien. 

Asphalt; natürliche Balfame ; Gummilack; rober Ozoterit; 
Reh; Theer; Darze. 

Waſchſchwämme; ander. nicht gen. thieriſche Produkte. 


Gruppe IV. (Obmann: A. Tbielen.) 
Abfälle von der Eiſenfabrikation. 
Blei und Waaren daraus. 
Eiſen und Gijenwaaren. 
Erze; edle Metalle. 
Lokomotiven und Lokomobilen; Maichinen; Dampf: 
keſſel; rer 
Antimon; Arſenik; Kobalt: und Nidelmetall. 
Kupfer, Meſſing und Tombad; Quediilber; Wismutb; 
andere unedle Metalle; Kupfer: ıc. Waaren. 
Brauntoblen; Koks; Steinfohlen; Torf; Preßkohlen. 
Zink und MWaaren daraus. 
Zinn und Waaren daraus. 


Gruppe V. (Obmann: A. Bieling.) 

Baumwolle und Baummwollenwaaren. 
Flachs; Hanf; Heede; Jute; anderweit nicht genammte 

vegetabiliiche Spinnitofte. 
Haare von Pferden und Menschen und MWaaren daran. 
Schmudiedern. 
Kleider, Leibwäſche, Putzwaaren. 
Waaren aus Geſpinnſten in VBerbindg. m. and. Material. 
Yeinengarn; Yeinwand und andere Leinenwaaren. 
Zeide und Seidenwaaren. 
Wachsſstuch; Wachsmuſſelin; Wachstafft. 
Wolle und Wollenwaaren. 


Gruppe VI. (Obmann: 9. Geiell) 

Bürſtenbinder- und Siebmacherwaaren; Baſt, Binien; 
Eſpartogras. 

Asbeſt; Cement; Erde; Gips; Kalk; Porzellanerde; 
Meerſchaum. 

Asbeitwaaren. 

Boriten, Federſpulen. j 

Bernitein; Elfenbein; Thierhörner, Knochen; Berl: 
mufchelichalen; Steinnüſſe; Walfiichbarten; andere 
Schnitzſtoffe; Hornplatten zc.; Füchbein- und Horn— 
Stäbe; gepreßte Hornfnöpfe. 

Muſikaliſche Inſtrumente; aftronomifche, chirurgiice, 
optiiche ꝛc. Inſtrumente. 
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Nummer des ſtatiſtiſchen 
Waarenverzeichnitles 





Bezeihnung der Waaren-Artifel 
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476. | Kalender. 
77—482, 484—487, | Kautſchuck und Guttaperha und MWaaren daraus. 
22—526, 529—531. | Kurze Waaren, Galanterie und Uuincailleriewaaren; 
Elfenbein- und Perimutterplatten; Fächer; Blatt— 
gold u. Blattſilber; Brillen u. Opernguder ; Schirme. 
598— 601. | Literarische und Kunſtgegenſtände. 
754. | Teden aus Kamptulikon, Horticium, Linoleum. 
798. | Spielkarten. 
799—816. | Steine und Steinwaaren. 
823—825, 827—830. | Stroh: und Baitwaaren. 
849— 862. | Thonwaaren, Porzellan. 


Gruppe VII. (Obmann: DO. Gjenwein.) 


2, 11, 12, 13. | Abfälle von Glashütten zc.; Qumpen; alte Nebe ıc.; 
Bapteripäne, Makulatur. 
62, 258, 260, 265. | Spielzeug aus Blei; desgleichen aus Eiſen; Uhrwerke. 
357—377. | Glas und Glaswaaren. 
384, 389-400. | Friſirte Puppenköpfe; Häute und Felle. 
401, 402,406— 409, 412,415-429, | Holz- und andere vegetabilifche Schnitzſtoffe und Waaren 
431-437, 440—445, 47—45l, daraus; Waaren aus animaliihen Schnigitoffen, 
454, 455, andermweit nicht genannt; gevoliterte Möbel. 
458, 460, 475. | Mufitinftrumente, als Kinderſpielzeug dienend; ge 
ichliffenes optiiches Glas; gepoliterte Wagen. _ 
483, 518, 519. | Epielzeug aus Nautichud; desgleihen aus Kupfer, 
Meſſing ꝛc. 
527, 528, 532, 533, 535-539. | Wand⸗ ıc. Uhren; Wachswaaren; Wachsperlen; Puppen; 
Taſchenuhren. 
540—549. | Leder und Lederwaaren. 
738— 753, 755— 761. | Papier und Bappwaaren. 
762, 763. J Belzwert. 
826, 863, 928, 933. | Buppenhüte; Spielzeug aus Porzellan; desgleichen aus 
Zink und aus Zinn. 








4 
5 


Der franzöſiſche Statiſtiker und National-Oekonom Gg. Michel bemerkt 
in ſeinem ſchon oben angeführtem Artikel über: L'évaluation des valeurs 
en douane en France et à l’Etranger, Economiste francais No. 1 1894, 
binfichtlich der deutfchen Methode: En Allemagne d’abord les statistiques 
parraissent avoir les bases les plus serieuses(!. Pour chaque 
artiele de la nomenclature douaniere, ainsi que nous l’apprend le dernier 
tapport du president de la commission des donanes en France la valeur 
moyenne est fixee annuellement sous la Direction de l’Office imperial 
de statistique par une commission d’experts, qui se renseigne aupres 
des Chambres de commerce, des autres corporations commereiales, des 
plus notables negociants ete. Les &valuations sont distinetes A l’entree 
*tä la sortie. Il est de regle que le prix soit celui des marchandises 
au moment oüı ils passent la frontiere. A l’importation, on n'y comprend 
ni les droits de douane, ni les frais de transport, d’assurance, d’entre- 
pötete,, qui sont pay6s aux intermediaires allemandes depuis la frontiere 
juqu’au lieu de destination. A l’exportation, on tient compte de 
toutes les charges interieures au territoire, mais non exclu les droits 
de sortie ainsi que les remboursements de Droits de douane ou d’impöts 
*t les primes de sortie. Les quantites sont relevees d’apres les deola- 
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rations obligatoires aux termies de la loi de Empire du 20 Juillet 
1879 et d’apres les pesees effectives, que le fise opere a l’importation. 
Pour les marchandises avec emballage les poids net est etabli par 
deduetion des taxes officielles. Une garantie tres efficace de la 
sinc&rite& des declarations consiste dans l’obligation pour les trans- 
porteurs de produire eux-memes ces declarations et de verifier qu'elles 
sont conformes aux lettres d’expedition. 

On s’attache, autant que possible, a r&chercher le veritable pays 
d’origine (?) ou de destination. 

L’Allemagne saisit etisole le transiten libre circulation, 
qui en France, rentre dans le commerce special: de ce chef seul les 
statistiques de deux nations peuvent presenter de grandes divergences. 

Alſo in Frankreich wird die Durchfuhr im freien Verkehr d. b. die 
zollfreie Einfuhr mit der Beitimmung der Durchfuhr nicht jofort zum Tranjit 
erfaßt, wie in Deutjchland. Es gelingt bier ja audy nicht volllommen, die un: 
mittelbare Durchfuhr, auch der zullfreien Güter, jofort von der Einfuhr zum 
Verbrauch und von der Ausfuhr inländiicher Gitter aus dem freien Verkehr zu 
trennen, aber dennoch wird bei uns wegen der Gebührenfreibeit der Durchfuhr: 
Waaren der Tranjit am jchärfjten erfaßt. Vgl. auch $ 35 des Entwurfs zu den 
neuen Ausführungsbeitimmungen zum Statiftif-Gejeg und die Begründung biezu: 

„sn der Einfuhr fommen vielfah Waaren vor, die zwar von vornherein 
zur Durchfuhr bejtimmt find, die aber nur, weil fie zollfrei find, zur Einfuhr 
deflarirt werden, demnächſt aber von einem inländiichen Speditionsplag mit 
neuem Frachtbrief nad) dem Ausland wieder gehen und dann als Ausfuhr 
aus dem freien Verkehr angemeldet und angejchrieben werden. Um jolde 
Waaren ſtatiſtiſch als Durchfuhrgüter genaner zu erfajlen, it in $ 35 der Aus- 
führungsbeftimmungen nach 8 12 Ziff. 2 des Geſetzes vom 20. Juli 1879 die 
Beitimmung aufgenommen worden, nach welcher für derartige Güter die Rück— 
erjtattung der ftatijtiichen Gebühr zuläflig it, wenn durch Vorlage von Fracht— 
briefen oder Korrefpondenzen dargethan wird, daß diejelben zur unmittelbaren 
Durchfuhr bejtimmt waren.“ 

Anschließend an vorstehende Ausführungen lafjen wir mit Erlaubnif des 
Kaiferl. Statift. Amts einige Auszüge aus den Brotofollen der 7 Gruppen der 
Sachverſtändigen Kommiſſare für die Handelswerthfeftiegung der Jahre 1892, 
1893 und 1894 folgen. 





Auszug aus den Protokollen der Sachverſtändigen-Sithzungen über die Werth- 
feftfeßung für den deutfchen Außenhandel in den Jahren 13892— 1894 
Gruppe I. 

In Gruppe I findet, wie aus den obenftehenden Notizen erfichtlich ift, die 
Fejtitellung der Werthe für eine Reihe von Nahrungsmitteln und Erzeuguifien 
des Landbaues und der Biehzucht jtatt. 

Bei der Feitiegung der Getreidepreife für das Jahr 1892 wurde im 
Allgemeinen zur Nichtichnur genommen, daß die niedrige Preislage des 
MWeizend nicht allein in dem allgemeinen Preisrüdgang, ſondern namentlid 
darin zu fuchen jei, daß die Einfuhr zu einem fehr erheblichen Theil, auch 
noch nach der guten 1892er Ernte erfolgte. Bei der Weizen-Einfuhr aus 
Rußland wurde angenommen, daß */, über die weitliche und */, über die öſt— 
liche Grenze Deutſchlands eingingen. Der öftliche Preis wurde zu 14,60 ME. 
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per 100 kg, der weltliche zu 15,30 ME. angenommen. Die übrige Weizen: 
Einfuhr wurde nach den einzelnen Uriprungsländern geichäßt, wobei auch die 
Fracht- und Zufuhr-:Modalitäten Berüciichtigung fanden. So wurde beijpiels- 
weile angenommen, daß der bulgarische Weizen zur Hälfte jeewärts, zur anderen 
Hälfte Donanaufwärts nach Deutichland gelange. Aus dieſen verjchiedenen 
Geſichtspunkten gelangte man zu einem Durchichnittspreis für ruſſiſchen Weizen 
zu 15,30 ME. umd für anderen Weizen zu 15,39 ME. rund 15,40 Mf. per 
100 kg netto. Die Ausfuhr wurde zu 18 Mk. angenommen. 

Bei der Wertbichägung pro 15953 wurde im Allgemeinen binfichtlich der 
Setreidepreije konſtatirt, daß diejelben — Hafer und Buchweizen ausgenommen — 
zurüdgegangen jeien. Vom Juli 1893 ab!) machte fich der Einfluß der neuen 
Ernte geltend, weshalb bei der Bewerthung die Einfuhren im I. und II. Se: 
mefter auseinandergehalten wurden. Bei dem Eingang von Getreide aus den 
Donauländern ift auf die Einfuhr ſeewärts mit billigen Frachten und auf der 
Einfubr landwärts — donauaufwärts —; bei der Einfuhr rujfischen Getreides 
auf den Eingang über die weitliche Grenze, welcher fich etwas theuer jtellt und 
über die Öjtliche Grenze Nücdficht genommen worden. 

In Befolgung dieſer Grundjäge wurde fejtgeitellt, daß ruſſiſcher Weizen 
im Jahre 1893 zu */, im eriten umd zu "/, im zweiten Semejter eingeführt 
wurde, die Einfuhr über die Djtgrenze (50°/,) wurde zu 11,20 ME. und die 
Einfuhr über die Wejtgrenze zu 13 ME. bewerthet, als Durchichnittspreis 
ergab jich demmach ein jolcher von 12 Mk. und für den nicht ruffischen Weizen 
von 12,66 ME. rund 12,70 Dit. Für die Ausfuhr wurden 16,00 ME. feſt— 
gelegt, da nur guter Weizen zum vollen Inlandspreis damals ausgeführt werden 
konnte und der Zollvoriprung mit in Berechnung zu ziehen war. Für das 
Jahr 1894 wurde der Preis für ruffischen Weizen auf nur 9,70 Me. feſtgeſetzt, 
indem die Einfuhr aus Rußland zum größten Theil nach der Ernte erfolgte 
und 14 Theile über Emmerich, 10 Theile über Hamburg und nur 4 Theile 
über Ojtpreußen eingingen. Hiernach ergab fich aus 10,30 Mk., 9,40 Me. 
und 8,10 ME. ein Durchjchnittspreis von 9,70 ME. 

Für Weizen nicht ruffiichen Urſprungs ergab fich unter Berücjichtigung 
der einzelnen Herfunftsländer ein Preis von 10,39 ME, rund 10,40 Mk. 

Als Austuhrwertb wurde nur mehr ein jolcher von 10,52 ME ange 
nommen, da nunmehr jeit Mai 1894 die Einfuhrfcheine eingeführt worden find 
und als NAusfuhrpreis der Inlandspreis einschließlich Frachtfoften bis zur 
Grenze, jedoch abzüglich des Werthes der Einfuhrjcheine feitgejegt wurde. Die 
Haupt: Ausfuhr an Weizen hat nach der Ernte jtattgefunden. Nah Hamburg, 
Dänemark, England, Holland, Belgien, Schweden und Norwegen ijt die Haupt: 
ſache nach ojtpreußiicher, nach Frankreich elfaßslothringifcher, nach der Schweiz 
baveriicher und badiſcher Weizen gegangen. Die Ausfuhr nach Dejterreich- 
Ungarn betrifft hauptfächlich Grenzverfehr, hierbei, ſowie bei den Fleineren Aus— 
tuhren nach anderen Ländern, die aus Saatweizen beſtanden haben mögen, ift 
angenommen worden, daß Einfuhrjcheine nicht ertheilt worden find. 


"Die deutiche Weizen-Ernte pro 1891 betrua 2,3, pro 1892: 3,1, pro 1893: 3,0 
Millionen Tonnen, die Roggen-Ernte 4,8, 6,8 und 7,5 Mill. Tonnen. Die Roggen:Ernte 
des Jahres 1893 war die beite jeit 10 Jahren in Teutichland. Im Jahr 1894 betrug die 
Weizenernte 3 Mill. Tonnen und die Noggenernte 7 Mill. Tonnen. Die Einfuhrwerthe 
"ur Weizen und Roggen wurden ermittelt in frankreich zu 22 Fr. pro 1892 und 16'/e Fr. 
pro 1893 Weizen‘, ſodann 15,75 Fr. pro 1892 und 16 Fr. pro 1893 Roggen). Die Ausfuhr: 
wertbe waren 18'/s Fr. für Roggen und 26 bezw. 21": Fr. fir Weizen. 
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Für Roggen geitaltete ſich die Preisfeitfegung wie folgt: 

Für das Jahr 1892 wurden für Ruffiichen Weizen 15,20 ME. feitgefegt. 
Im Ullgemeinen it Hinfichtlih der Noggenpreisbewerthung bemerkt worden, 
daß die Roggenpreije deshalb verhältnigmäßig hoch waren, weil die Gefammt: 
Roggen:Einfuhr zu °/, während des I. Halbjahres, aljo vor der Ernte ftatt: 
fand. Aus diefem Grunde und weil die Einfuhr bei Weizen der Zeit nad 
weniger differirte, berechneten jich die Roggenpreife pro 1892 bezw. höher als 
die Weizenpreife. Ruſſiſcher Roggen wurde zu 45°/, über die Weſtgrenze, 
a 16 ME. pro 100 kg und zu 55°, über die Djtgrenze & 14'/, ME. ein: 
geführt. Zu den höheren Preifen vor der Ernte wurden '"/,,, zu den niedrigeren 
nach der Ernte '/,, der Gejammtmenge eingeführt. Won Roggen anderer 
Provenienz wurden aus Britiich-Nordamerifa */; vor der Ernte zu 17 ME. 
und '/, nach der Ernte zu 12 ME. importirt, hienach bildete ſich ein Preis 
von 16'/, Mk. Die Ausfuhr an Roggen bejtand in 1892 zum großen Theil 
aus gutem Saatroggen, fand aber erjt im II. Halbjahr jtatt, daher wurde 
als Ausfuhrpreis 18 ME. angeſetzt. 

Im Jahr 1893 erfolgte die Einfuhr ruſſ. Roggens zu '/, im erſten und 
zu °/, im zweiten Semejter und zu 60°/, über die Oftgrenze und 40°, über 
die Wejtgrenze, hienady wurde ein Durchſchnittspreis zwiichen 10,00 ME. und 
11 Dit. mit 10,26 ME. berechnet. 

Die Einfuhr von Roggen nicht ruffiischer Provenienz erfolgte zu */, im 
im I. und zu °/, im II. Semefter. Es wurde angenommen, daß die Einfuhr 
aus Frankreich und auch zum Theil aus Belgien und namentlich aus England 
aus guter Dualität (Saatroggen) betehe, daß ferner die Einfuhr aus Rumänien 
zum größten Theil jeewärts (8.80 ME. pro 100 kg im Durchſchnitt) erfolgte, 
jo daß ein Durchfchnittspreis von 10,75 ME. fich herausrechnete. Die Aus: 
fuhr wurde mit 15 ME. angenommen, indem der Zollbetrag zum Grenzeingangs: 
preis zugejchlagen wurde. 

Im Jahre 1894 erfolgte die Einfuhr von Ruſſ. Roggen hauptſächlich 
nad der Ernte und zwar über Hamburg und rheinaufwärts zu 82°%/, (mit 
8"/, ME.) und nad Dftpreußen (18°/,) zu 7,30 ME. pro 100 kg. Als Durch— 
jchnittspreis ergab ſich 8,30 Mf. Die Haupteinfuhr nicht ruffiischen Roggens 
erfolgte vor der Ernte (wegen des Zollfrieges mit Rußland), zum Preis von 
8,55 Me. Als Ausfuhrwerth wurden nunmehr wegen der Einfuhrjcheine und 
da die Hauptausfuhr nach der Ernte erfolgte, nur 8,05 ME. angejegt. Neben: 
ſtehend laſſen wir die länderweiſe Schägungstabelle für Weizen und Roggen folgen. 

Für Hafer wurden folgende Durchichnittspreife ermittelt (pro 100 kg): 
Ruſſiſcher Hafer | Nicht Ruſſiſchet Hafer 
Einfuhr | Ausfuhr | Einfuhr | Ausfuhr 











— — — —  TTTT — 








18392 | 10M. | — 11,5 Mt. 15,50 Mt. 
1893 10,20 _ 12,4 „ 16,50 „ 
14 1 8005 = | 1130 Fr 





Ruſſiſcher Hafer wurde unter den Kampfzöllen bis zur Schlichtung des 
BZollkrieges im Jahre 1894 wenig aus Rußland eingeführt. Im Jahre 189 
wurden über Emmerich und Hamburg ?/; und über die Oſtſeehäfen '/, importirt. 
Die Haupteinfuhr an nicht ruffiischem Hafer erfolgte im Jahre 1894 vor ber 
Ernte, als Rußland noch nicht confurrenzfähig war und die Preife noch nicht 
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—— en die Ein- u. Ausfuhr von Weizen u. Roggen im Zahre 1894. 





Einfuhr von — 
Ausfuhr nach: 





Belgien 

Dãnemart 
Niederlande . 
Deſterreich Ungarn 
Rubland . 


Freihafen Hamburg 
Zollausſchluß Helgoland . 
Badiſche ee, 
Belgien 

Bulgarien 

Dänemart - 
Frankreich 
Großbritannien . 

Italien 

Miederlande . 

Norwegen 

Deiterreich- Ungarn 
Rumänien 

Rufland . 

Schweden 

Schweiz 

Serbien 

Türkei 

Kapland . 

Transvaal i 
Oftafrila ehne deuiſche — 
Britiſch Oſtindien ꝛc 


(Eimjahe zur Siartefadriation 
Ebina 
Japan 
Argentinien . 
Brafilien . . 
Britiſch te r 
Ebhile . 
Uruguay . ; - 
Vereinigte Staaten von Amerite 
Britih Auftralien 
Seewärts x. (Davarie) 


Annalen des Deutichen Reiche. 










8 
© 
— 
r- 
2 
* 
= 
Ss 


für 100 kg in M 








Ginfubr 


Menge 
in 100 kg 
netto 


‚ Einheits- 
preis 
für 100 k 
| in M 


Ausfuhr 


Menge 
in 100 kg 
netto 





| Einfuhrwerth 


12,00 


13,80 
15,00 
13,00 
11,60 
12,80 
16,00 
17,00 


12,90 
14,40 
11,80 
12,80 
14,00 
11,60 
12,00 


1806. 











Weisen, ruſſiſcher 





1393 
11 

2 

2 780 
230 447 
1009 
112 149 
1 

>4 662 
1 996 
1925 

3 

209 
372 391 
12 882 


— 


—— 


nm 


2 | 10,30 

101 10,00 

2 767 10,30 

1 062 11,50 

2805 943 9,70 
Weisen, nicht ruffifcer 

12 12,00 

2340 13,00 

133 453 10,50 

42 778 10,00 

2176 11,00 

841 13,60 

960 15,00 

79 314 10,50 

20 11,00 

193 032 12,50 

1429 526 10,50 

200 11,00 

1168 13,00 

6 714 10,50 

998 10,10 

94 699 10,70 

1 11,00 

1 11,00 

8 462 445 10,00 

4 278 10,00 

2977 10,60 

12 178 10,50 

3880 | 10,40 

3234975 | 10,60 

19 532 11,40 

1 3,00 


Einheits- 
preis 


für 100 kg 


in M 


— —— 
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Einfubrvon — 
Ausfuhr nach: 


Durdfchnittswerthe für die Ein- und Ausfuhr im Jahre 1894. 


K. Wiefinger: Die deutiche Handelsitatiftik. 














Dänemarf 
Niederlande . 
Deiterreih. Ungarn 
Rupland . 


Freihafen Hamburg 
Badiſche Zollausichlüfle . 


(Brenavertehr) 
Belgien 
Bulgarien 
Dänemarf 
Frankreich 
Griechenland 
Großbritannien 
Italien 
Niederlande . 
Norwegen 
Deiterreidh- ne 
Portugal . . 
Rumänien 
Rußland (auch Finland) 
Schweden 
Schweiz 
Serbien 
Türkei 
Transvaal z 
Britiich Dftindien ıc. 
Argentinien 
Britiſch Nordamerile 
Chile EIER 
Vereinigte Staaten von Amerika 
Britiſch Auftralien 
Seewärts (Havarie) 


« (Saatgut) 


1 




















„a* | __ Einfuhr Ausfuhr 
555 
EEE; ‚ Menge | rg ‚ Menge dir 
SE in 100 kg für 100 k in 100 kg für 100 ke 
5 5% netto | in «A netto mi 
Roggen, ruffifcder 
— 424 8,80 — _ 
11,00 19 664 8,80 — — 
— 1110 8,00 — — 
10,25 5 334 491 8,30 — — 
Roggen, nicht ruſſiſcher 
12,00 — — 7 — 
13,00 209 10,50 — — 
12,20 33 484 8,50 991 8,00 
11,00 107 767 8,30 = — 
12,00 1562 9,00 200 779 8.00 
12,60 3839 11,20 4 11,00 
= 1 9,00 — = 
13,00 2 003 10,50 25 473 8.00 
_ — — —1 11,00 
12,20 20 477 9,00 8108 80 
12,20 — — 33 360 8,00 
11,70 8151 10,40 700 | 11,00 
12,20 en = = — 
9,80 884 417 8,50 2 | 11,0 
— — — 23 954 8% 
12,20 499 9. 172778 DAL 
13,00 3 10,00 30 915 8,50 
11,00 3 393 825 — = 
11,20 44 054 8,50 — _ 
— — — —1 11,00 
E 300 8,00 = _ 
11,20 16 227 9,00 1 11,00 
11,50 2227 9,00 — _ 
11,20 — — — — 
11,40 55 709 9,00 37 11,00 
12,00 632 9,50 — — 
12,00 2 2,00 _ = 
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jo tief ftanden, wie gegen Ende des Jahres 1894. Die Ausfuhr entfällt 1894 
auf die Zeit nach der Ernte, weshalb der Ausfuhrpreis niedriger angeſetzt 
wurde als der Einfuhrpreis. 

Für Gerfte wurden nach der länderweilen Schätung, wie in Gruppe I 
durhgehends, die Preije wie folgt berechnet: 













Ruſſiſche Gerſte J 7— Nicht ruſſiſche Gerſte 
Einfuhr | Ausfuhr IR Einfuhr | Ausfuhr 
2 | 13,68 Mt. 19,00 Mt. 
1893 Ä ı 1248 „ 1942 
1894 7120 „ I 11,70 13,30 „ 
1892 1898 1894 


Tie Einfuhr ruſſ. Gerfte er- Bei ruſſ. Gerite entfallen | Gerſte ift billiger geworden, 
folgte zu */s nach der Ernte, im | "/s auf's erite und » auf's ſonſt wurden die gleichen 
Preis zu 9,50 Me. Bei der Ein= | II. Semeiter. 30% kamen | Norausfegungen wie im Vor— 
ſuhr aus d. Donauländern und über die Oftgrenze zu 8,1OM., | jahre geltend gemacht. Bei 
Rußland kommt viel Futter: ı 70°Jo über die Weitgrenze zu | der Ausfuhr wird angenom- 
gerite in Betracht, bei Deiterreich- ; 8,70 M. Aus Deiterreich wird | men, daß nur beilere Gerite 
Ungarn */ıo Futtergerſte, u0 die Finfuhr überwiegend als | genen Einfuhrſchein ausge 
Braugerite zu 11 bezw. 15,20M. | Braugerfte, aus den Tonau- führt wird, es wurde der 
Rumänien liefert Futter-⸗ Chile | ländern und der Türkei als | Durchichnitt zwiſchen öftlichem 
Braugerfte. Die Ausfuhr beſteht | Futtergerſte angenommen. jmd weſtlichem Preis ermittelt. 
aus guter Gerſte. 


Für Malz ergaben ſich folgende Preiſe: 


1892 1893 
Einfuhr 23,65 Mt., Ausfuhr 29,21 Mt. Einfuhr 23,69 Mt., Ausfuhr 29,40 Mi. 





894 
Einfuhr 21,49 gut, Ausfuhr 24 ME. 
Gerjte ift im Jahre 1894 billiger geworden, daher wurden auch die 
Malzpreife herabgejeßt. 
Für Mais und Dari ruffischen Uriprungs wurde die Einfuhr zu 9,80 ME. 
(1892), 8,10 Me. (1893) und 7,70 Me. (1894) fejtgejegt. 
Für Mais und Dari anderen Urjprungs: 


1892 1893 
Einfuhr 10,48 Mt, Ausfuhr 15,50 Mi. Einfuhr 9,07 Mt, Ausfuhr 16 Mt. 
Tie Einfuhr umfaßt viel Futtermais ın Tie Einfuhr beitebt zum großen Theil aus 
fih, die Ausfuhr badische Saatwaare. Futterwaare, die Ausfuhr aus gut. Saatmais. 


1894 
Einfuhr 9,07 ME, Ausfuhr 12,26 ME. 
Die Einfuhr umfaßt aus Italien Gin» 
auantion Mais, aus Rumänien Futtermais, 
in der Ausfuhr badiich. u. elſäß. Saatgut. 
Der franzöſiſche Preis für Mais und Dari ift 15 Fres. in der Einfuhr 
und 18 Fres. in der Ausfuhr pro 1892 und 1893. 


Für Buhmweizen find folgende Preije berechnet worden: 


1892 | 1893 
Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr 
ruſſ. Buchweizen . . 12,80 ME., - ruſſ. Buchweizen . . 10,90 ME., _ 
anderer „  - .1805 „  1T00ME | anderer „ . .1897 „  17,50Mt. 
1894 


Einfuhr Ausfuhr 
ruff. Buchweizen . . 10,80 ME., — 
anderer, . .12,110 1700 Mt. 
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Die Großhandelspreije für die ebengenannten Getreidearten wurden nach den 
BVeröffentlihungen des Kaiſ. Statift. Amtes im Durchſchnitt wie folgt angegeben: 

Für Weizen im Jahre 1892 abzüglich des Zolles: 15 ME., 1893: 12 ME, 
1894: 10 ME. und als Inlands-Preis 18'/, ME, 16 ME. und 13',, Mt. 
Der von der Sacverftändigen-Konmiffion feftgejegte Ausfuhrwerth für Weizen 
betrug 1892: 18 ME, 1893: 16 ME. und 1894: 10'/, Mk, in diefem Jahre 
ohne Einfuhrjchein im Werthe zu 3'/; ME. für 100 kg ausgeführten Weizen. 
Die Roggen-Großhandelspreiſe beziffern fich auf 17 ME, 14 Mk. und 11°/, ME. 
im Durchichnitt für die legten 3 Jahre; die Ausfuhrmwerthe der Sachverſtändigen— 
Kommillion werden auf 18 Mk., 15 ME. und 8,05 ME. (für 1894 ohne 
Einfuhrfchein) angefegt, alfo durchgehends etwas höher, da für die Ausfuhr 
beijere Waare angenommen wurde. Die Großhandels:Haferpreife waren: 
14 Mt., 15 Mk. und 12'/, ME. Die Werthe der Sachverſtäudigen-Kommiſſion 
erjtellten fi) auf 15'/, Mk., 16'/, Def. und 8,68 Mk. 1894, ausschließlich 
des Einfuhrjcheines. Die Gerften-Großhandelspreife waren je nach Qualität 
verschieden nnd fchwanften zwiſchen 13,70 ME und 19,40 ME. im Jahre 1892, 
von 11,50 ME. bis 18,20 ME. im Jahre 1893 und 10,80 Me. bis 17,10 Mt. 
im Jahre 1894, während die Ausfuhrpreife der Sachverſtändigen-Kommiſſion 
von 13,30 ME. (ohne Einfuhrfchein im Jahre 1894) bis 19,42 ME. varürten. 

Wenn man erwägt, daß die in der Sadjverjtändigen-Kommiffion ermittelten 
Getreidepreife erft durch Berechnung der einzelnen Einfuhr: und Ausfuhr: 
Mengen mit den für die einzelnen Herkunfts- und Beitimmungsländer feſt— 
gejegten Einheitspreifen gefunden werden mußten, fo erfcheint, namentlich mit 
Berücfichtigung der oben angeführten Gründe und thatjächlichen Feititellungen 
bezüglich der Zeit der Einfuhr und der Qualität die Uebereinftimmung mit 
den nad Monatspreijen fejtgejtellten Jahres-Durchſchnitts-Großhandelspreiſen 
um fo erfreulicher, als dadurch die nahezu abjolute Sicherheit für Genauigkeit 
der von der Sachverſtändigen-Kommiſſion ermittelten Preife garantirt tft. 

Die Einfuhr und Ausfuhr von Getreide geftaltete jich in den 3 Jahren 
1892— 1894 tabellarisch wie folgt: 


A. Einfuhr 
(in Tonnen zu 1000 kg und Millionen Mark Werth) 










































































TE; S | 8 15 7 
Jahr Weizen E * Roggen E = Hafer 5 * Gerſte BE E 
(Tonnen) | E& | (Tomen)| ER | (Tommen) ER | (Tommen) | ER 
= |_ Bl u S_ 
— —— — — — — 
1892 | 1 296 213 199,2 | 548599 | 88,9 87837 | 99 | 583 297 12,9 
1893 703 450 88,9 | 224 262 23,6 242 946 | 830,0 | 851 740 96,3 
1894 || 1153 887 117,9 | 653625 54,5 | 402550 | 38,5 1 097 497 104,4 
(in Tonnen zu 1000 kg und Millionen Mart Merth) 
— a = I. 5 ee: 
Jahr Mais und Dari E FE Buchweizen 5* Malz 8 * 
Tonnen) ER (Tonnen) =5 (Tonnen) ER 
a a ——— 3. BER ERREGER I RE 
1892 717 310 75,0 27 963 3,7 72 661 17,2 
1893 761 079 68,9 21 630 2,7 77 602 18,4 
1894 583 177 51,4 21410 2,4 75 066 16,1 
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B. Ausfuhr 
in Tonnen zu 1000 kg und Millionen Mark Werth) 
Jahe Weizen * E Roggen |= * Gafer SE Gerite = * 
(Tonnen) 5 a Tomen) IRRE. (Tom) 58 Tonnen) a5 
92) 244 | 00 1 | 02 2 | 01 9567 | 18 
1898 298 0,0 271 0,0 276 0.0 8235 1,6 
1894 | 79191 83) 49712 40 | 22759 | 20 | 19405 2,6 
Jahr | Mais und D Tari | = $ Buchweizen = $ Malz =% 
(Tonnen) 55 (Tonnen) = (Tonnen) Ss 
1892 | 83 0,0 12 0,0 993 0,3 
1593 71 0,0 64 0,0 1139 0,3 
1594 116 0,0 86 0,0 2 926 0,7 











Die Einfuhr an Getreide u. Malz hat demnach in den legten 3 Jahren betragen: 
im Sabre — = Millionen Mark bei 3,3 Millionen Tonnen 


” ” ” " a 4‘ "” 


4,0 


” 


„m... 1894: 384 a $ 
Die Ausfuhr ergab in den Jahren: 


” ” ” 


1892: 2,5 Millionen Mark bei 12,000 Tonnen 
1893 n 1,9 " [17 n ‚200 ” 
1894; 17,3 ” ” 2; 172,000 " 


jo daß eine Netto-Einfuhr verbleibt: 


im Jahre er er Millionen Mark bei 3,3 Millionen Tonnen 
"189: 3667. ua. 
Der Verbrauch an Brod-Getreide und anderen Getreidearten zu thieriſcher 
und menſchlicher Nahrung und für techniſche Zwecke abzüglich der Ausfuhr 
zeigt folgende Tabelle (Stat. Jahrbuch f. d. D. R. 1895 ©. 136). 


* ” 


Zeitraum Roggen Meizen Gerſte Hafer 
1889/94 5,6 Mill t 32 Mill. t 28 Mill. t 40 Mill. t 
ver Kopf 112! kg 63'/s kg 55\V: kg 80'/s kg 
vro 1895 5,9 Mill. t 3,3 Mill.t 29 Mi.t 42 Mill. t 


bei rund 50 resp. 52 Millionen Konſumenten.) 
Die Ernte beträgt im Durchichnitt nach Abzug des Ausfaatsquantums: 


Roggen 5,7 Millionen Tonnen. Einfuhrbedarf 200,000 Tonnen 
Weizen 5 .“ 2,8 ” ” " ’ " 
Gerite . 2,3 ” r ® 600,00 „ 
Hafer 4. 2 a “ 200,000 R 





zufammen 15,0 Millionen T onnen. zufanmen 1500 000 Tonnen. 


Eingeführt wurden nach Abzug der Ausfuhr: 


an Roggen an Weizen an Gerſte an Hafer an Mais an Malz 

1889 10 Mil.t 05 Ml.t 07Mi.t 02 Mil. t| 0,3 Mill. t 0,1 
1890 0 Ri) ” 0,7 [73 0,7 ” 0,1 173 0,6 ” 0,1 
189] 0, ‚8 ” 0,9 E73 0,7 " 0,1 " 0,4 " 0,1 
192 0,5 ” IB: 5 0,6 " 0,1 n ' ge 0,1 
3 02 , 0,7 — 0,8 z 02 „ 08 5 0,1 
1894 06 11 1,0 _ 04 e 0,6 0,1 

Sa 40 o Mill. t 52 Mill. t 45 Dill. t 11 miul.t| 34 Miil. t 0,6Mill. t 
pro Jaht 660 000 t 870 000 t 770 000 t 180 000 t 600 000 t 100 000 t 


zufammen 2480 000 Tonnen. 
\ Nach dem Statiſt. Jahrbuch pro 1896 hat ſich der Getreideverbrauch erheblich vermehrt. 





zufammen 700 000 Tonnen. 
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E3 werden alſo durchichnittlih pro Jahr an Brot» und fonftigem Ge: 
treide d.h. an Weizen, Roggen, Hafer und Gerjte etwa 15 Millionen Tonnen 
geerntet, während der Berbrauch etwa 16", Millionen Tonnen ausmacht, So 
daß der Bedarf an ausländischem Getreide etwa pro Jahr 1500000 Tonnen 
beträgt. Eingeführt wurden durchichnittlih 2,5 Millionen Tonnen, wovon 
jedoch die in Form von Mehl und Mühlenfabritaten ausgeführte Quantität 
abzuziehen ift. 

Die Mehl: und Mühlenfabrifate-Ausfuhr erfolgt bekanntlich zumeijt im 
Mühlenlager:Berkehr') d h. das rohe Getreide wird auf Zollfonto genommen, 
zu Mehl und Grüße 2c. verarbeitet und zum Theil im Inland abgefegt, zum 
Theil ins Ausland ausgeführt. Sämmtlihe Veühlenfabrifate werden nad 
bejtimmten Süßen auf das Roh-Getreide umgerechnet und hienach der Ein 
gangszoll für das im Zollinland abgejegte Mehl ꝛc. erhoben oder für das 
Erport:Meht freigejchrieben. 

Mehl wurde früher in Gruppe II geichäßt. Die Preife pro 1894 find 
auf 18,13 M. in der Einfuhr und 10,80 Mark in der Ausfuhr angenommen 
worden. Für gejichrotenes Getreide wurden die Preife mit 17,07 ME. in der 
Einfuhr und 14,35 ME. in der Ausfuhr ermittelt. Aus Frankreich kommt 
Weizengries, aus Italien Maisgries, aus Defterreich- Ungarn kommt beite 
Waare an Mehl. Die Ausfuhr bejtand aus geringwerthigem Weizenmehl 
und Noggenmehl, die Preife find wegen des Preisfalles für Getreide herab: 
gejegt worden. 

Im Fahre 1894 find 3,1 Millionen Doppelzentner Weizen, 2,7 Millionen 
Doppelzentner Roggen, 2283 Doppelzentner Hafer, 43113 Doppelzentner 
Buchweizen, 378593 Doppelzentner Gerjte auf Mühlenlager gefommen und 
davon 725173 Doppelzentner Weizenmehl, 889666 Doppelzentner Roggen: 
mebl, 166671 Doppelzentner Roggenfchrot, 1083 Doppelzentner Hafergrüge, 
14136 Doppelzentner Buchweizengrüge, 20072 Doppelzentner Gerjtenmehl, 
71000 Doppelzentner Gerjtengraupen und -Grütze ausgeführt worden, alfo 
mit noch 4172 Doppelzentner Weizengries, ca 8000 Doppelzentner Miſch— 
mehl und 135 000 Doppelzentner jonjtiger Mühlenfabrifate, zufammen 2 154500 
Doppelzentner Mühlenfabrifate im Werth von à 11 ME = 24 Millionen ME. 
Ausfuhr Werth’). ingeführt wurden ca. 341300 Doppelzentner Mehl und 
Mühlenfabrifate — darunter 914809 Doppelzentner für Grenzbewohner — 
zollfrei — im Gejammtwert von 6 Millionen Mark, jo daß eine Netto-Ein: 
fuhr von etwa 1,8 Millionen Doppelzentner im Werth von 18 Millionen 
Mark vorhanden iſt. Die erportirte Mebl:Quantität entipricht einer Getreide: 
Menge von etwa 2,3 Millionen Doppelzentner oder 280000 Tonnen. Nach 
Abzug diefer Getreide Menge verbleibt eine NettosEinfuhr von rund 2'/, Mill. 
Tonnen Roggen, Weizen, Gerjte und Hafer. 


Bei Nr. 7 des ftatiftischen Waarenverzeichnifies (Kleie, Malzkeime 2c.) wurde 
angenommen, daß aus Britiich-Oftindien, Portugal, Griechenland, Hamburg, 
Chile vorwiegend Reis-Abfälle, aus Belgien und Großbritannien Reisabfälle 
und Weizen: und WRoggenfleie, aus Dänemark NRoggenkleie, aus Frankreich 


') Die Ausfuhr von Mehl und Mühlenfabrikaten betrug im Jahre 1894 2 154 500 Doppel: 
zentner, davon im Mühlenlagerverkehr 1908430 Doppelzentner und gegen Einfuhricein 
239 030 Tooppelzentner. 

Die franzöfifchen Preiſe für Mehl find auf 25—833 Free. fiir Weizenmehl, 22—25 Fre. 
für Roggenmehl, 28-30 Fres. für Gerjtenmehl, 27—28 Fres. für Hafermehl feitgeiekt. 
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Malzkeime, aus Argentinien Weizenfleie, aus den Vereinigten Staaten über: 
wiegend getrodnete Biertrebern eingeführt worden. Die italienischen Reis— 
abjälle find mit Marmorſtaub vermengt, daher minderwerthig. 

Wir gehen nun zu den Viehpreiſen über. Hiebei wurde für das 
Jahr 1892 im Allgemeinen feitgejtellt, daß wegen Futtermangels und weil 
das Angebot größer war als die Nachfrage, Vieh im Preife nachgelajien hatte. 
Auch der Preis der Pferde war gejunfen Für die Einfuhr von Pferden aus 
Belgien wurde angenommen, daß *;, zu SOO ME. und "/; zu 1200— 1500 MiE., 
alfe im Durchichnitt zu 1000 Def. pro Stüd eingeführt werden. Die franzöfijche 
Einfubr wurde zu "/, als Grenzverfehr zu 450 ME. pro Stück und '!, ala 
gute Brerde zu 1300 ME. pro Stüd angenommen und hienach als Mittel 
00 DE. feitgelegt. Die Einfuhr von Defterreih:Ungarn und Rußland joll 
viel geringes Material enthalten, jchon wegen des Grenzverfehrs. Der Werth 
inländiicher Pferde ijt geitiegen und die Ausfuhr umfaßt überhaupt nur gute 
Pierde, daher wurde ald Durchichnittspreis ermittelt für die Einfuhr 765 ME, 
und für die Ausfuhr 1061 Mk. 

Im Fahre 1393 find die Preife für ausländische Pferde noch weiter 
gelunfen, bei Großbritannien wurde angenommen, daß die Einfuhr von dort 
nur gute, theure Pferde umfajje, während bei der Ausfuhr dorthin es ich 
mebr um kleine Arbeitspferde handelt; nach Rußland gingen Zuchtpferde, 
ebenjo nach überjeeifchen Yändern, auch nach Italien gingen werthvolle Kutjch- 
pferde. Die Preife wurden auf 756 ME. in der Einfuhr und 962 ME. in 
der Ausfuhr feſtgeſetzt. 

Im Fahre 1894 wurden die Preiſe für 1893 fo ziemlich belafjen. Herab: 
aejeßt wurde der Einfuhrwerth bei England, da außer den edlen Nennpferden 
auch Fohlen eingeführt wurden, auch bei Oeſterreich-Ungarn und Rußland 
wurde der Einfuhrwerth herabgejegt, weil die ruffiichen Pferde billiger geworden 
Ind und aus Dejterreich viel ausrangirte Pferde famen. Nach Dänemark find 
mehr Zuchtpferde gegangen als früher und in der Ausfuhr nach der Schweiz 
it ein großer Theil für Italien bejtimmter Aemontepferde enthalten. Die 
Breife wurden fejtgefegt auf 722 ME. in der Einfuhr und 994 ME. in der 
Ausfuhr per Stüd. 

Die Preije für Maulefel und Eſel wollen wir hier ala unwichtig übergehen. 

Die Preije für Rindvieh waren wie folgt feitgejegt worden, für: 








— ne Kühe | Stiere Ochſen Zugochſen Jungoieh | Kälber 

















N. Ar A| 4 A I se. 
1899 Einfuhr | 332 340 360 375 243 59,20 
J Ausfuhr 400 509 479 — 292 42,70 
1898 Einfuhr 343 | 329 339 350 236 49,50 
Ausfuhr | 377 482 458 — 278 45,87 
ıgg infuhr | 852 363 379 370 246 48,27 
Ausfuhr , 430 568 |) 500 — 322 51,00 





Bei der Einfuhr von Kühen wurde pro 1892 angenommen, daß aus 
—— Zucht- und Schlachtvieh, aus der Schweiz *”/s Schlachtvieh 
und ' I, Auchtoieh eingeführt werde. Der Preis für Schlachtvieh wurde zu 
30 ME bis 450 ME. und der Preis für Zuchtvieh zu 700 bis 800 ME. 
angenommen, jo daß fich ein Durchichnittspreis von 332 ME. ergab. 
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Bei der Ausfuhr wurde zum Theil der Grenzverfehr, zum Theil aber 
auch, wie bei der Ausfuhr nach Dänemark, der Export von Raſſekühen berüd- 
fichtigt. Bei der Einfuhr von Ochſen, Stieren und Jungvieh wurde die 
Dualität der Einfuhr aus den einzelnen Ländern gewürdigt, jo daß z. B. aus 
Großbritannien nur Zuchtvieh, aus Italien Schladytvieh und aus der Schweiz 
zum Theil Zucht, zum Theil Schlachtvieh eingeführt werde. 

Sm Jahre 1893 waren die Preiſe für Vieh im Allgemeinen gefunfen 
wegen der Futternoth und des dadurch erfolgten größeren Angebote. 

Im Jahre 1894 war der Preis für Nindvieh im Allgemeinen der Breis- 
jteigerung entiprechend um 5—10 °,, höher anzufegen. Was die Kühe anbelangt, 
jo hat fich die Einfuhr von Zuchtmaterial aus der Schweiz gejteigert; aus 
Dänemark kommt fait nur Schladhtvieh, deſſen Preife durch den Schlachtzwang 
in Hamburg gedrüdt wurden; Stalien liefert nur geringes Schlachtvieh; die 
Einfuhr aus Holland erfolgte der Seuchenverhältniſſe halber nur in dem erjten 
Drittel des Jahres 1894. Die Ausfuhr nach Defterreich-Ungarn jegt fich aus 
Zuchtvieh von Baden und Oldenburg und aus Schlachtvieh zuſammen, jo da 
jih ein Einfuhr-Durchichnittspreis pro 1894 für Kühe zu 352 ME. umd ein 
Ausfuhr-Durhichnittäpreis zu 430 Mk. per Stüd ergab. 

Für die übrigen Nindviehforten wurden im Jahre 1894 folgende Preife 
feitgejegt : 

für Stiere. . . . in der Einfuhr 368 Marl, in der Ausfuhr 568 Marf 

für Odin . . 2: un — 7 n 500 

fir Bugohien . » u * — — 
für —— (bis2—3.), MB... ..-- £ 322 
für Kälber (unter 6 W.) „ — 48,27 „ > in B- 

In der italienischen Statiftif werden die vorftehend genannten Thiere wie 

folgt geſchätzt: 
Pferde in der Einfuhr 900 Lire, in der Ausfuhr 600 Lire 
Ochſen „ „ „ SO, ou „ 480, 
Stiere u m u BA. 2. „480 
Kübe u „ 0 „un „ 270 
Jungvieh „ „ = 2753 33 „ 275 
Kälber „ „ ” IB u: 2 22 J 120 

Die Permanenz-Kommiſſion der Franzöſiſchen Statiſtik hatte folgende 

Werthe feſtgeſetzt für: 
Pferde in der Einfuhr (1892): 450—1400 und (1898): 450 1300 Fres. 
„ in der Ausfuhr (1892) 850 - 2500 und (1898): 350-2500 Fres. 
Ochſen 430-450 res. in der Ein- und Ausfuhr der Jahre 1892/93 
übe 300—825 Fres., Stiere 325—350 Fres., Kälber und Färſen 103 — 110 Fres. 

Die franzöſiſche Statiſtik unterſcheidet für dieſe 6 Viehgattungen nach 
11 Unterſcheidungsarten, z. B. ſchon bei den Pferden nach Hengſten (entiers), 
Wallachen (hongres), Stuten (juments) und Füllen (poulains,. 

Bei den Ochſen werden diejenigen algierifcher Provenienz nicht fehr hoch 
bewertbet, mit 220-240 Fres. per Stüd. 

Für die Schweine waren die Preife in Deutfchland, Jtalien und Frankreich 
wie folgt feſtgeſetzt worden: 


” ” 4 ” 


[2 


" 


a2 2 3 


1892 1893 1894 
Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr 
Deutfhland 114 Mi. 109 ME. 119 Mt. 109 ME. 114 Mi. 102 Mt. 
alien 115 Lire 115 Lire 115 Lire 115 Lire 115 Lire 115 2ire 
Frankreich 110 Fred. 115 Fres. 110 Fres. 115 Ares. 110 res. 115 Fres. 


K. Wiefinger: Die deutfche Handelsftatiftif. 457 


Hinfihtlih der Schafe wurde bemerkt, daß die Ausfuhr deutichen Schaf: 
viehes nach Frankreich, England, Belgien der Menge und dem Werthe nad 
und in den Preifen bedeutend nachgelajien hat. Bon Frankreich beziehen wir 
Zuchtſchafe. Die Preiſe geftalteten jich im Jahre 1892 auf 45,57 ME. in 
der Einfuhr und 25,17 ME. in der Ausfuhr, 1893: 89,30 ME. in der Einfuhr 
und 21,83 ME. in der Ausfuhr, 1894: 111 ME. in der Einfuhr und 24,76 Me. 
in der Ausfuhr. In der Einfuhr kommt theures Zuchtmaterial (Wollichafe) 
in Betracht. 

Die Preiſe der franzöfiichen Statiftif find für beliers (Widder) und Schaf: 
vieh (brebis) nicht algeriicher Provenienz 39 und 40 TFres., in Stalien wird 
das Schafvieh nur auf 15 Lire per Stüd geichäßt. 

Die Preife für Lämmer und Biegen wollen wir bier übergehen. 

Für Federvieh und Federwild wurden Preife von 75 Mf. bis 188 Mt 
per 100 kg angenommen, während in Frankreich für Volailles 160—170 Fres. 
und Volailles morte 240 res. pro 100 kg als Einfuhr: und Ausfuhrpreis 
ermittelt wurden. Die deutichen Einfuhrpreife mußten wegen der Einfuhr von 
Gänſen niedriger gehalten werden, insbejondere aus Rußland und Dejterreic) 
fommt billige Waare. 

Wir laſſen nun die Preife für ausgejchlachtetes Fleiſch folgen, wobei wir 
nur ſummariſch, ebenjo wie für die übrigen Artikel diefer Gruppe, die haupt- 
ſächlichſten Gründe angeben werden, da wir uns jonft zu viel in das Detail 
verlieren würden. 

Bei Fleisch unterfcheidet die deutiche Statiftif z. Zt. nur zwifchen Fleisch, 
mich ausgefchlachtet, geſalzen, geräuchert, gekocht, Sped, Würſte, Schinken zc. 
und Fleiſch — zollfrei — für Grenzbewohner bis zu 2 kg auf einmal eingehend.') 

Die Fleiſchpreiſe wurden wie folgt angefegt: 

Fleiſch von Vieh ausgefchlachtet, geräuchert zc. ıc. 
1892 1893 1894 


Einfuhr: 84.40 Mt. 88.40 ME. 89.90 ME. 
Ausfuhr: 117.00 Mt. 121.00 Me. 135.00 ME. 

Hiezu gehört alfo, wie ſchon bemerkt, nicht blos das friſch ausgejchlachtete, 
fondern auch das geräucherte, gepödelte Fleisch, Wurftwaaren zc., jo daß die 
Preife je nach der Provenienz ganz verjchieden find. Aus Stalien kommen 
bekanntlich feine SFleifchwaaren, Salami 2c., daher ift bier ein Preis von 
23) ME., aus Großbritannien dagegen fommt das billige Büchienfleiih, aus 
den Vereinigten Staaten kommt gefrorenes Fleiſch, daher ijt für diefe Pro— 
venienzen ein Werth von 8O—100 ME. angenommen worden. Aus Dejterreic)- 
Ungarn fommt Sped, aus Schweden Nennthierfleifch, aus der Schweiz Würſte 
und Delifategwaaren. 

Die deutiche Ausfuhr beiteht in Hammelsvierteln nach Frankreich und 
Belgien (in Frankreich pro kg zu 1,70 Fres. geichägt), aus Delikateßſachen und 
Räucherwaaren nach anderen Ländern. 

Die italienische Statiftif unterjcheidet zwifchen Carne fresca, salata, 
eotta und jegt 125—230 Fres pro 100 kg als Werth feft, die franzöfiiche 
Statiſtik trennt ſogar Hammel-, Schweine-, Rindfleiich, Pöckelfleiſch, Charcuterie— 
waaren, Wild u. ſ. w. und ſetzt die Preiſe von 120—250 Fres. feſt. 
Die Einheitspreiſe für Südfrüchte, friſche Feigen und Nüſſe wurden wie 
folgt ermittelt. 


Vom 1. Januar 1897 ab ſoll für Fleiſch in der deutſchen Statiſtil nach 12 Arten 
unterihieden werden, wie in Frankreich. 
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Bei der Einfuhr von Südfrüchten 2c. aus Italien wurde angenommen, 
daß (1894) 6°, der betr. Einfuhr in Salzwaller eingelegte Südfrüchte zu 
30 ME, 64°/, Drangen zu 24 ME., 30’/, Eitronen und Limonen zu 22,40 ME,, 
alfo im Durchichnitt zu 23,90 Mk. vumd 24 ME. beitanden haben. 

Der Wert) der araneı e limoni wird in der italienischen Statiſtik pro 
1594 zu 15 Lire, und für andere frische Früchte, nicht namentlich genannt zu 
20 Lire, in Frankreich zu 30 Fred. angegeben. 

Die deutiche Einfuhr an friichen Südfrüchten aus Dejterreih:Ungarn wird 
mit 6°/, ala in Salzwajjer eingelegte Südfrüchte und zu 94°, als Orangen 
und Limonen angenommen mit einem Durchichnittspreis zu 22,60 Mk. Für 
Feigen wurde der Preis zu 60 ME und für Nüſſe und Kaftanien zu 37,69 ME 
in der Einfuhr und 60 ME. in der Ausfuhr angejegt. Die Einfuhr aus Jtalien 
beitand zu 30°, in Hafelmüfien zu 37 ME. und zu 70°, in Kaftanien zu 
25 Mt. Für Kaftanien ift in der italienischen Statijtif der Preis mit 15 Yire 
angejegt, in Frankreich zu 25— 27 Free. 

Die Preife für Weintrauben und Weinbeeren haben fich in den 3 Jahren 
1892 — 1894 wie folgt gejtaltet: 











B. Andere Weinbeeren 
(zur VWeinberettung) 











A, Meinbeeren zum Tafelgenuß Jahr 








Einfuhr 43,61 Mt, Ausfuhr 44,33 ME. 1892 Einfuhr 16,44 Mt, Ausfuhr 21,61 M. 
i 45,04 „ j 43.75 „ 1893 . 1381 „ = 21.95 „ 
60,00 , 1894 u 17,9 „ J 25,00 „ 


Die Weintrauben:PBreife im Jahre 1894 find gegen 1893 umd 1892 
wegen der fchlechten Ernte in Deutichland erheblich höbere, nur bei der Ein: 
fuhr von Tafeltrauben trat wegen der PBreisherabjegung derjelben aus Spanien 
eine Heine Ermäßigung ein. Im Jahre 1892 und 1893 waren nämlich die 
ipanifchen Tafeltrauben auf 100 ME. pro 100 kg, alfe pro kg 1 ME ge 
ihäßt worden, was etwas zu hoch war, im Jahre 1894 wurde der Preis 
hiefüir auf 70 ME. feftgefegt. Für die italienischen Weintrauben zum Tafelgenup 
wurden die Preife auf 32—34 ME, und auf die Weinbereitingstrauben zu 
12—16 Mi. ermittelt. Nach der italienischen Statiftif wurde der Werth für 
100 kg uva fresca mit 16 Lire, alfo 12 Big. pro kg normirt, ein Preis, 
der mit dem von der deutſchen Sachveritändigen-Commifjion ermittelten Preis 
zu 12—16 Big. pro kg — denn es handelt fich bier hauptjächlich nur um 
MWeinbereitungstranben — faft genau übereinftimmt Frankreich unterjcheidet 
auch hier wieder fehr genau zwiichen raisins forcés, raisins de vendange, 
raisins de buble und mare de raisins mit 10-30 ME. pro 100 kg. 

Es erübrigt nur noch der Vollſtändigkeit halber, aud) der Behandlung von 
jog. Sammelpoften zu erwähnen, 3. B. Sämereien nicht namentlich genannt, 
Küchengewächfe, Futtergewächſe, nicht namentlich genannt, Thiere, nicht beſonders 
genannt ze. Bei den Sämereien wurde auf Grund der vom Kaiſ. Statilt. 
Amt angejtellten Ermittelungen feitgeitellt, daß aus Belgien hauptſächlich Ge 
müfefamen (Preis 190-200 Me.), aus Dünemart Waldholzjamen (Preis 
90-100 ME), aus Franfreich Gemüfefamen und Kanarieniaat (Preis 140 
bis 150 Mei, aus Rußland Nübenfamen (30 -90 Me.), aus Oeſterreich— 
Ungarn Kobhlfamen (Preis 27 ME), aus der Türkei und Spanien Kanarien— 
ſamen (Preis 35 ME.) importirt werden. Die deutiche Ausfuhr beiteht vorzugs— 
weife aus Gehölz: und Gemüfefamen. Im Jahre 1893,94 wurde für Dejterreid: 





„42,27 „” 
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Ungarn der Einfuhr:Werth auf 7O ME. heraufgefegt, da auch Rübenfamen ein- 
geführt wird. Aus diefen länderweijen Ermittelungen und Berechnungen ergab 
ſich ſodann ein Durchjchnittspreis für Nr. 355 des Statift. Waarenverzeichnifjes 
(pro 100 KB) von: 


1892 | 1808 | 1894 











Ginfubhr . » » 84,40 Mt. Einfuhr . 


I 
Einfubr - . » 59,70 ME. | 9 
Austuhtbr . . 101,00 „ Ausfuhr . . 10 


Ausfuhr . . -» 7760 „ 





Ber den friihen Küchengewächſen wurde angenommen 

im Jahre 1892 als Einfuhr aus SFtalien: 
ha Blumenlohl - . » 2 2 0 2 2... 320 Mi. 
, Zwiebeln Bee a er 15 ME. 

Einfuhr aus en 

'; Blumenfohl . . . 2... a 5 
Ro... Me 
Die Einfuhr aus Turkei * Cahpien beſteht aus Zwiebeln. 


In den Jahren 1893 und 1894 wurden die Preiſe etwas billiger 
angenommen: 


nämlich in der Einfuhr aus Belgien... 20 ME. 
aus Frankreich (feiner Salt) . . » 2 22.2... 80 „ 
aus Italien (billige Zwiebeln . » 2 2 220... 12 „ 
aus Portugal (feines ia Pe EEE : | 158 
aus Spanien J de ae A 
aus Türkei und Egypten (Biviebeln) De ——— 12 „ 


Bei der Einfuhr der Futtergewächje, welche BEN im Jahre 1894 
teht bedeutend war, wurde die Zeit der Einfuhr, ob vor oder nach der Ernte, 
genau berücjichtigt und find hienach die Preiſe feſtgeſetzt worden. So lieferte bei« 
ipielsweife Oeſterreich Ungarn '/, vor und ?/, nach der Ernte, weshalb der Preis 
zu 7,50 Mk. feitgefegt wurde, die Schweiz aber °,, vor und '/,; nach der Ernte, 
weshalb hier 9,50 ME. normirt wurde. Die Preife waren für Nr. 345 (Futter: 
gewächſe) im Jahre 1892 5,22 ME. in der Einfuhr und 4,59 ME. in der Aus» 
rubr, 1893 9,10 Mk. und 9,73 ME. und 1394 7,63 ME. und 6,16 Me. 

Die Preife für Kartoffeln wurden wie folgt feitgefegt: 

1892: Einfuhr 5,87 Mk., Ausfuhr 7,15 Mk. Die Kartoffeln waren ziemlich 
theuer vor der Ernte, die Ausfuhr erfolgte größtentheil® vor der Ernte 
und die Einfuhr von geringwerthigen Brennkartoffeln aus Rußland aud) 
nach der Ernte. 

1893, Einfuhr 3,32 Mt, Ausfuhr 4,73 Mf. Die Kartoffeln waren weſentlich 
billiger geworden. Die Ausfuhr erfolgte zu */, vor der Ernte. 

189; Einfuhr 3,09 Mk., Ausfuhr 4,43 Mi. Die Frühkartoffeln waren 
etwas theurer twegen der Mißernte auf Malta, jedoch die eigene große 
Ernte brachte Ermäßigung der Preife bei Ein: und Ausfuhr. 

Der Kartoffelverbrauch stellt fich in Deutjchland auf 400 kg pro Kopf 
md im Durchichnitt auf 20 Millionen Tonnen. 
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Für Hopfen geitaltete fih die PBreis-Ermittelung wie folgt: 

1892: Einfuhr 375 Mk., Ausfuhr 330 ME. Im Jahre 1892 war an Hopfen 
große Ernte, daher Preis-Rückgang, namentlich der belgischen Dopfen. 

1893: Einfuhr 454 Mk., Ausfuhr 599 ME. Große Preis-Steigerung! Aus— 
geführt wurden gute Dualitäten, mit Ausnahme nach Rußland und 
Stalien. 

1894: Einfuhr 282 Mk., Ausfuhr 197 ME. Wegen großer Hopfenernte Rück— 
gang der Preiſe. Die Sroßhandels Preiſe notirten für Yandhopfen 1892 
260 Mk, 1893 330 ME., 1894 270 Me. 

Die Preiſe für friſches Obſt waren folgende: 

1892: Einfuhr 18,01 ME,, Ausfuhr 38,03 ME Im Jahre 1892 war eine 
ſchlechte Kernobit: Ernte in Defterreich: Ungarn, aber eine gute Steincbit: 
Ernte, weshalb letztere Obitforte mehr eingeführt wurde und die Breite 
für Dejterreich höher anzufegen waren. 

1893: Einfuhr 13,72 Me, Ausfuhr 28,98 ME. Die Preife find wegen der 
guten Obſternte erheblich gefunfen. Die Einfuhr aus Frankreich enthält 
auch Ananas, daher höhere Preife für diefe Provenienz. 

1594: Einfuhr 19,11 ME, Ausfuhr 33,24 Mk. Obſt ijt wieder theurer 
geworden, die Einfuhr aus Amerika wird mit feineren Aepfeln ange: 
nommen und darnad) die Preiſe fejtgeiegt mit 40 ME. pro 100 ke. 
Aus Portugal und Chile fommen mur feine Sachen, daher 100 Me. 
pro 100 kg. 

Sm Tafelobſt jeßt die franzöſiſche Statiſtik 25—30 Gentimes pro kg an. 
Die Preije für Palm- und Kofosnüjje waren in den Jahren 1892 

10 und 12 Mk. und im Jahre 1893/94 gleichfalls 10 Mk. in der Einfuhr 

und 12 Dt in u ber Ausfuhr. 




















we 1892 1893 ı 1894 
Preiſe —— | - 
sb Ks | Me J 

Für Erdnüſſe und Erdmandeln: 

aus Weſtafrika kommen Erdnüſſe 

mit der Schale, aus Oſtafrika 22,50 21,78 19,95 in der Einfuhr 

fommen ſie enthülſt zur Ginfubr. 26,50 25,00 2200 „ „ Ausfnuhr 
Für Raps und Niübfaat: 

die Einfuhr beitebt in oftindiicher 

und ruſſiſcher Saat, aus Oeſter— 

reich, Frankreich u. dolland fommıt 

Raps, Die Ausfuhr gebt nach Täne- . 

mark f. Kopenhagener Teltabriten 20,30 20,06 17,92 „ „ Einfuhr 

und beiteht aus Holiteiner Raps. 25,00 24,03 2221 „ „ Ausfuhr 
Für Mohn: 

es wird Speile- und Schlagmohn 

eingeführt, die Ausfuhr beiteht in 23,00 24,92 2362 „ „ Einfuhr 

guten Qualitäten. 55,00 50,00 386,00 „ „ Aushibr 
Für Senf, roh: 

aus der Türkei kommen die beiten 31,00 29,96 24,31 „ „ Einfuht 

Sorten. 86,00 38,00 33,00 „ „ Nusnubr 


Für Sejam: 
Seſam kommt aus Djtindien, ü 
Afrika und der aftatiichen Türkei, 25,20 26,04 25,78 „ „ infubr 
legterer ift der werthvollſte. 28,00 _ | 27,00 „ „ Ausfuhr 
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1892 1892 | 1898 | 189% 1893 1894 
Preiſe —F — 

— —— ———————— 
Für Leinſaat: 

es wird indiſche, La Plata-Saat 20,40 20,08 | 19,08 „ „ Einfuhr 

und ruſſiſche Leinſaat eingeführt. 19,60 19,52 118, 13 „ „ Musthuhr 
Für Ricinusiamen : 

oftind. KRicinusjamen 17,50 .M 19,15 17,73 | ı6 25 „ „ &infubr 

italienischer Ricinus 18, ‚00 „ 20.00 18,00 18,00 „ » Ausfuhr 
ir Baumwolliamen : 12,90 12,50 12,00 „ „ Einfubr 

Heine Einfuhr zu Berfuchszweden). 15,00 15,00 13,00 „ „ Ausfuhr 
Für Hanfſaat: 19,00 17,16 16,70 „ „ Einfuhr 

(die Preiſe gingen v. 1892/94 zurück 20,00 20,03 19, 05 „ „ Ausfuhr 
Für Kleeſaat, Eſparſette: 

man unterſcheidet Rothklee 130.4M), 104 110 112,00 „ „ Einfuhr 

Gelbflee Luzerner, Eſparſette 364 117 129 126,00 „ „ Musfuhr 


Für Grasiamen, Timothee: 

im Jahre 1893 wurde Grasiamen 

theurer, Timotbee dagegen billiger, 

aus Großbritannien und Italien 52,00 48, 85 444 „ „ Einfuhr 

fommt Raygras. 65,00 55,80 58,50 „ „ Ausfuhr 
xür Deltuchen: 

aus Belgien, Oeſterreich, Rußland 

und Kumänien kommt gering- 

wertbige Waare Hanfkuchen), aus 

England dagegen fommen die Yein- 

huchen, aus Frankreich der Seſam— 

huchen, aus Indien Kokosnuß— 


kuchen, a. den Vereinigten Staaten 12,75 12,22 8,76 „ „ Einfuhr 

von Amerika Gottonfuchen. 11,81 12,00 10,17 „ „ Ausfuhr 
mir Ralmterne, Koprah: 

die Haupteinfubr beiteht aus Ralm- (Die IM umfafte viel Leintucben, Palmkuchen 

fernen zu 22 4, die aus Weſtafrika und Mandeltleie. 

lommen; aus Ofiaftila, Indien u. 21,75 22,30 2252 „ „ Einfuhr 

Auitralien fommt Koprah zu 30 Mk. 25,00 | 26,00 27,355 „ „ Ausfuhr 


Bei der Einfubr- und Ausfuhrbewerthung von Blumen, frifch und getrodnet, 
batte im Jahre 1394 der Verein zur Beförderung des Sartenbaues in den 
preußiichen Staaten auf Anfrage des Kaiſ. Statijt. Amtes Preiſe mitgetheilt, 
die jedoch von der Annahme der Sachverjtändigen Commilfion zum Theil er- 
beblich abwichen. Die Angaben des gedachten Vereines bezogen ſich haupt— 
achlich nur auf morddeutiche Verhältnijfe und laſſen die jüddentjche Einfuhr 
und Ausfuhr unberüdjichtigt. Bei der Einfuhr wurde demnach eine Durch 
ſchnittszahl gefunden zwijchen den Angaben de3 Vereins und den Anfägen der 
Commiſſion mit 190 ME. in der Einfuhr und 274 ME. in der Ausfuhr. Im 
Jahre 1893 war die Einfuhr (etwas zu hoch) mit 253 ME. und die Ausfuhr 
mit 326 Me angegeben, und war angenommen worden, daß 

aus Belgien werthvolle Treibhausblumen . . . zu 500 ME. 

aus Frankreich theuere Roſen, VBaricte-Rofen, lieder „ 600 „ 

aus Großbritannien Orchideen und Chrifanthemum „ 600 „ 


aus Ftalien zum großen Theil Bindegrün . . . „ 250 „ 
aus Dejterreich-Ungarn vorwiegend Lorbeerblätter . „ 100 „ 
aus der Schweiz vorwiegend Epheublätter . . -» „ 200 „ 


aus Kapland getrodnete Kranzblumen und Gräfer. „ 300 „ 
aus den Vereinigten Staaten Gräfer und PBalmblätter „ 200 
eingeführt werden. 
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Was die Einfuhr und Ausfuhr von Bohnen, Linfen, Erbjen anbelangt, 


jo geftaltete fich die Preislage wie folgt: 




















5 1892 1893 1894 
Artikel 
Me Me 

Bohnen { Einfuhr 13,53 Einfuhr 11,61 Einfuhr 14,20 
{ j Ausfuhr 19,22 Ausfuhr 16,00 Ausfuhr 17,74 
Erben x | Einfuhr 14,82 Ginfuhr 13,93 Einfuhr 12,53 
: i Ausfuhr 20,00 Ausfuhr 21,00 Ausfuhr 19,43 
Linſen Einfuhr 36,79 Einfuhr 31,60 Einfuhr 24,19 
Ausfuhr 44,65 Ausfuhr 36,36 Ausfuhr 33,25 
Ginfubr 8,50 Einfubr 9,03 Einfuhr 7,32 

2 D ’ D 
Lujzernen Ausfuhr 10,00 Ausfuhr 12,00 Ausfuhr 10,90 





Bei Stroh, Dach: und Weberrohr gingen die Preife von 4 Mk. (1892) 
auf 5,50— 6,30 ME. (1893) in die Höhe infolge der Trodenheit des Jahres 1892. 
Für das Jahr 1894 wurden die Einjuhr-Preife mit 6,03 ME. feſtgeſetzt, da die 
Stroheinfuhr zu °/, vor der deutjchen Ernte erfolgte, die Ausfuhr wurde mit 
3,90 ME. ermittelt, da diefelbe zu */, nach der deutjchen Ernte eintrat. 


Die Preiſe für Bettfedern und Pferdehaare variirten wie folgt: 








18927 | 1808 | 1894 
M | M | Me 





Artikel | 






















Ginfuhr 207,00 
Ausfuhr 311,00 
Einfuhr 339,00 
Ausfubr 394,00 
Einfuhr 169,00 
Ausfuhr 230,00 


Einfuhr 187,00 
Ausfuhr 303,00 
Einfuhr 325,00 
Ausfuhr 373,00 
Einfuhr 215,00 
Ausfuhr 236,00 


Einfuhr 189,00 
Ausfuhr 243,00 
Einfuhr 325,00 
Ausfuhr 367,00 
Ginfubr 157,00 
Ausfuhr 179,00 


Rohe Bettfedern . 
Gereinigte Bettfedern 


Pferdehaare. . . . | 


— — — — 





Bei den Bettfedern wurde, wie bei ſämmtlichen Nummern dieſer Gruppe, 
genaueſtens nach der Provenienz unterſchieden, ſo daß z. B. Bettfedern aus 
Norwegen mit 3000 Mk. pro 100 kg, dagegen aus Frankreich und Italien 
mit 105 bzw. 180 Mk. angeſetzt wurden. 


Bei der Ausfuhr wurde Rußland mit 1000 ME. pro 100 kg an erite 
Stelle gejegt, da dorthin nur feine Daunen gehen, ja jogar fiir gereinigte 
Bettfedern wurde 3600 Def. für Rußland bewilligt, für Frankreich 1200 Me, 
für Rumänien 600 ME. 


Indem wir hiemit die Befprehung der Gruppe I abjchließen, wollen wir 
nur bemerken, daß es mit Darjtellung der vorftehenden Protofoll-Auszüge 
nicht möglich war, alle die bei den einzelnen Positionen zu Tage geförderten 
Anſchauungen und Mittheilungen der Herren Sachverſtändigen wiederzugeben, 
wie fie in der Sigung auf Grund von äußerjt gewiljenhaften, das ganze Jahr 
hindurch bethätigten Necherchen, Umfragen und Gorrejpondenzen zur Preis 
feitjtellung gegenjeitig ausgetaufcht wurden. 

Wir gelangen nun zur Gruppe II, welche hauptjächlich die Preiſe für 
Material: und Spezereiwaaren, Käſe, Butter, Dele und Fette, Getränfe und 
Betroleum feitzufegen hat. 
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Gruppe II. 


Il. Getränke. 

a) Bier. Bei Bier, wie bei allen Flüffigfeiten, iſt vorweg zu be: 
merken, daß Ddiejelben nach den Beitimmungen der deutichen Zollgeſetzgebung 
und den Borichriften für die Waarenverfehrs:Statiftif einschließlich der un: 
mittelbaren Umjchliegung nach dem Gewicht angejchrieben werden. Es ijt da— 
ber zu berüdjichtigen, daß 100 kg Bier immer inclufive Faß, oder daß 3. B. 
100 kg Flaichen Wein inclujive Glas ich veritehen, jo daß beifpielsweile 
100 kg Bier im Faß aus etwa 84 kg oder 82 Liter Bier und 16 kg Holz 
beitehen, daß ferner 100 kg Wein in Flaſchen etwa 80 kg Wein und 20 kg 
Glas voritellen. 

Bier in Fäſſern. Die Schägungs-Kommiljion der Gruppe II nahm 
an, daß (1892): 

1 hl Bilfener Bier inclufive Faß 145 kg'), 1 Barrel Pale Ale 210 kg 
oder per hl 145 kg, 1 hl deutiches Bier 150 kg, 1 Oxhoft Pale Ale und 
Porter 311 kg haben. Bei der Ausfuhr ift der Werth ohne Faß zu rechnen, 
da die Fäſſer zum Füllen eingehen; bei der Einfuhr ift der Werth a priori 
mit Faß berechnet. Bei der Ein: und Ausfuhr ift daher nur ?/,; des Ges 
wihts als Bier zu berechnen; da die Anfchreibungen, wie jchon bemerkt, 
brutto erfolgen, jo wurde angenommen, daß der Werth des deutjchen Bieres 
bei der Ausfuhr im Mittel 19 ME. pro hl beträgt, alfo auf 100 kg ums 
gerechnet (ohne Faß) 13—14 Mi. 

In der Einfuhr wird der Werth inclufive Faß zu 25—26 ME. pro 
100 kg angenommen, davon ab für Faltage 13 ME., jo daß 13 Me. für das 
Bier verbleiben, auf 15 ME. erhöht, da ein Theil der Faſtage im Inland ver: 
bleibt. Ein Faß Pilſener Bier berechnet ſich auf 12 Gulden per hl + Faß— 
werth zu 8 Gulden = 20 Gulden (34,60 ME.) + 2 ME. Fracht = 36,60 ME. 
für 145 kg, jo dab 25,25 ME. pro 100 kg verbleiben. Ein Oxhoft Porter 
oder Ale berechnet fich zu -92,60 ME. für 311 kg, aljo für 100 kg zu 
29,78 Dit. + 2 ME. Fracht = 31,78 Me. 

Aus den beiden PBreifen berechnet jich unter Berüdjichtigung der Einfuhr: 
Mengen ein Durchichnitt von 25,37, rund 26 Mk. jo dal; nach Abzug der 
Faſtage, wie oben bemerkt, ein Durchichnittspreis von 15 ME. fejtzuftellen 
war; die Ausfuhr wurde mit 13 ME. per 100 kg angeießt. 

Bier in Flaſchen. '/, Flafche Bier wiegt brutto 1,34 kg bis 1,36 kg 
und enthält 60—70 cl; !/, Flaſche Bier wiegt brutto 0,78 bis 0,80 kg und 
enthält 44—47 cl. Der Preis wurde mit 33 Mark in der Einfuhr und 
29 Mark in der Ausfuhr angejeßt für 100 kg Bier incl. Flafchen. 

.. 3m Jahr 1895 wurde die Preisberehnung für Bier in folgender Weife 
teitgeitellt: 

Es fommt nur die Bier-Einfuhr aus Dejterreich und England in Betracht. 

Bier im Faß. Ein hl Bier aus Pilſen wird zu 150 kg brutto ans 
genommen. 1 Barrel Bale Ale zu 210 kg, 1 hl deutiches Bier zu 150 kg, 
1 Orhoft Pale Ale und Borter zu 311 kg. Da jomwohl die inländischen 
als die ausländischen Fäſſer zurücgefendet werden, ift der Werth des Bieres 
allgemein ohne Faß berechnet worden. 





Nach der bayeriichen Statiftit (vergl. 3. B. Bayer. Amtsblatt 1890, ©. 59) wird 
Ihl Bier in einfachen Gebinden zu 122,7 kg brutto angenommen, fo daß 3. B. 6054 kg 
= 49 hl Bier darftellen. 
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Das engliiche Bier wird angenommen zu 30 Mi. per hl oder 20 Me. 
per 100 kg, das Bilfener Bier zu 16'/, ME. per hi + 2 Mk. Fracht bis 
zur deutihen Grenze = 18'/, ME. oder per 100 kg 12'/, ME. Hieraus 
wurde (engl. und öfterr. Bier) ein Durchſchnittspreis für die Einfuhr zu 13'/, ME. 
berechnet und in Berücfichtigung anderer Speſen allgemein auf 13'/, ME. erhöht. 

Fir die Ausfuhr wurden gleichfalls 13'/, ME. angenommen, da die 
Fracht bis zur Grenze jicher etwas zu gering angejchlagen wurde. 1 hi 
Münchener Bier — 150 kg brutto‘) joll 18 ME. koſten. Hiezu Fracht und 
Spejen bis zur Grenze im Durchſchnitt 3 ME. per hl, ergibt ſich ein Preis 
von 21 Me. oder von 14 ME. per 100 kg. Mit Rückſicht auf die billigeren 
Hamburger und Straßburger Erport-Biere, die bis zur Grenze geringe Fracht— 
koſten haben, wird der Preis auf 13'/, ME. in der Ausfuhr feitgejegt- 

Bei Bier in Flaſchen kommen beim Erport nach überſeeiſchen Ländern 
auch die Paſteuriſirungskoſten in Betracht. 

Eine Kite mit 48 '/, Flaſchen (Erport nach Amerika) wiegt brutto 90 kg 
und koſtet 21 Mk.; eine Kijte mit 96 halben Flaſchen wiegt brutto 106 kg 
und fojtet 3O ME Angenommen wurde, daß */, der Ausfuhr in ganzen und 
1/, in halben Flaſchen beſtehe Hieraus ergibt fich (60 kg zu 14 ME. und 
35 kg zu 10 ME.) für 95 kg ein Durchichnittspreis von 24 ME. oder für 
100 kg zu 25'/, ME. Hiezu die Fradıt im Durchichnitt zu 2'/, ME., fo daß 
fi ein Ausfuhrpreis von 27,50 ME. per 100 kg Bier incl. Flafchen ergäbe. 
Bei der Berechnung des Verhältnifies des Bieres zur Flaſche ift auch das 
Verpadungsmaterial zu berüdjichtigen, jo daß 60 ganze Flaſchen Bier inclufive 
Strohverpadung 100 kg zu 24 ME. und 104 halbe Flaſchen = 100 kg 
zu 28 ME. wiegen, woraus ſich ein Durchichnittspreis von 26 ME. per 
100 kg ergibt. Mean einigte fich auf 27 ME. Ausfuhrwerth per 100 kg. 

Tür das Jahr 1894 wurden auf Grund länderweifer Schäßung umd 
unter dan der vorjtebenden Grundjäge die Einfuhr: und Ausfuhr: PBreife auf 

12,69 ME. in der Einfuhr für Bier in Fäſſern, 

13,630 „Ausfuhr 

30,40 5 u u Einfuhr „m m Flafchen, 

27,0 „ n » Ausfuh », un J 
feſtgeſetzt. 

b) Spiritus. Bei Spiritus in Fäſſern werden 100 kg — 1hl 
Spiritus angenommen?) und (1892) die Einfuhr per 100 kg zu 90 ME. und 
die Ausfuhr zu 27 ME. angejegt. Für Arraf, Cognak, Rum in Fäſſern 
wurde pro 1892 angenommen: 54°/, Cognak aus Frankreich zu 232 ME.; 
27°/, Rum aus England zu 110 ME, 18%, Arrak aus den Niederlanden zu 
65 ME. md 1°, Diverfe zu 100 Mk., woraus fich ein Durchfchnitt von 
167,63 Mk. ergibt (rund 169 ME.). Bei der Ausfuhr kommen nur ordinäre 
Sachen in Betracht, daher 40 Mk. 

Für Branntwein in Flaſchen wurde (1892) die Einfuhr zu 195 ME, 
die Ausfuhr zu 26 ME. angenommen, für Liköre Einfuhr 163, Ausfuhr 67 Mt. 
Bei der Einfuhr find die theueren Chartreufe, Benediktiner und andere Schnäpfe 
in Berüdfihtigung zu ziehen. 


) Für 1 hi Münchener Bier incl. Faß felbit mit Stroh-Verpadung oder Eis dürften 
150 kg etwas zu body fein. 

) Der Literinhalt eines Falles mit Brammtwein it verichieden nad dem Stärfegrad 
bes Spiritus, 
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Für das Jahr 1893 wurden folgende Preife acceptirt: 

Für Spiritus in Fäſſern: Einfuhr 86 ME. per 100 kg, Ausfuhr 
25,14 Mi. Bei der Einfuhr überwiegt der franzöfiihe Weinfprit, wovon 
91°/, der Gejammt-Einfuhr eingeführt worden find, während aus den übrigen 
Ländern nur 9°, kamen. 

Die franzöfiiche Waare ift Langnedoc-Weinfprit zu 90 ME. per hl. 
Da 100 kg = 9 Liter a 86°/, find, ſo iſt der Preis für 100 kg = 83 Mt. 
Hiezu Fracht und Spejen zu 3 Me. 36 ME. 

Die Ausfuhr betrug (1893) 96, 600 (100) kg, wovon 82,997 (100) kg in 
Fäſſern und 13,603 (100) kg in Baifin-Wägen exportirt wurden. Die Haupt: 
Abjagitellen für unferen Erport:Spiritus ſind Freihafen Hamburg mit 31°/, und 
die Schweiz mit 31°/, der Geſammtausfuhr Der Reit von 33°/, gebt nad) 
verichiedenen Ländern; die nach dem Freihafen Hamburg bejtimmte Waare 
beiteht aus 80°, Robipiritus und 20°, rektifizirtem Sprit. Nach der Schweiz 
geht nur reftifizirter Spiritus bejjerer Dualität für die dortige Monopol: 
verwaltung, deſſen Preis noch durch theuere Landfracht erhöht wird. Die 
oben erwähnten 13,603 (100) kg Spiritus in Ballin-Wagen waren fajt aus: 
ihließlich für die Schweiz bejtimmt und vepräfentiren die Hälfte des geſammten 
Erports dorthin. (169 kg Spiritus in Balfin-Wagen = 100 kg in Gebinden 
[reinen Alkohols.)) Die Spirituswerthe wurden nad dem Jahresmittel der 
Berliner und Hamburger Börjenpreije berechnet. Hiebei ift von dem Hamburger 
Preis der Werth des Falles mit 4 ME. abgerechnet, für die reftifizirte Waare 
dagegen find zugerechnet: 1,30 DE. Nektifitarionskojten und 2,40 ME. für das 
Faß. Bei den Berliner Breifen ijt abgerechnet: die Nüdvergütung der Maiich- 
Raumſteuer zu 15,70 ME.; dagegen iſt hinzugerechnet: die Durchjchnittsfracht 
zu 1 MEf., für das Faß 4 Me. und Rettififationstoften 3 Me. 

E83 ergaben jich alfo folgende Werthe: 

Für Freihafen Hamburg (31”/,) zu 20,48 ME. ; für die Schweiz (31°/,) zu 
28,64 ME., für dieübrigen Läuder (38°/,) zu 26,03 ME. Kinn Durchichnitt 25,14 Mk.). 

Branntwein nicht bejonders genannt, im Fäſſern, alfo Rum, 
Arrak ꝛc. Für 1893 wurde angenommen, daß 95 1 Rum, 89", 1 Arraf, 
92'/, 1 Cognak je 100 kg wiegen. 

E3 wurde angenommen, daß 43° , Cognak aus Frankreich zu 220 Mk., 
30°), Rum aus England und Weftindien zu 110 Met., 17°/, Arrak aus den 
Niederlanden und Djtindien zu 63 Mk., 3”/, Galifornischer Cognak aus den 
Vereinigten Staaten von Amerika zu 110 Mk., 1°, Weinfprit und Cognak 
aus Spanien und 1°/, aus den übrigen Ländern eingeführt werden, woraus 
ih ein Durchichnitt von 155 ME. berechnet. 

Bei der Ausfuhr werden die alfoholhaltigen Fruchtſäfte befonders ge: 
Ihägt, während für die übrigen Branntiweine der VBorjahrs: Werth zu 40 Mt. 
belafjen wurde. In der Gejammtausfuhr:Menge zu 21,185 (10V) kg jind 
nah amtlichen Ermittelungen enthalten 

1279 (100) kg Sirichen mit Sprit:Wajjer übergofien, 
3801 (100) kg Fruchtfäfte, Alkohol enthaltend, 
16,105 (100) kg übrige Branntweine. 

Die beiden eritgenannten Arten find infolge der M’Kinley:Bill erheblich 
im Erport und im Preis zurückgegangen, fo daß 16,105 (10V) kg Branntwein 
zu 4 Mi., 1279 (100) kg Kirſchwaſſer, altoholhattig, zu 29 Me. und 
3801 (100) ke Fruchtſäfte zu 19 DME., zujammen 21,185 (100) kg zum Werthe 
von 753,510 ME. oder 100 kg zu 35,5 55 ME. rund 36 Mi. zu berechnen find. 


Unnalen des Deurichen Reiche. 1396, 32 
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Branntwein in Flaſchen, Krügen zc. (1893) 

Diefe Einfuhr bejteht zu 71 Theilen aus Franfreih (feine Cognaks 
a 7 Fres. per Flafche, eine Ktifte von 12 Flaſchen = 8,61 zu 20", kg 
fojtet 84 Frcs.), mithin 100 kg — 420 Fred. oder 340 Mk.; zu 6 Theilen 
aus Englaud (feiner Rum und Whisky zum halben Preis des Cognaf), alſo 
170 ME. per 100 kg; zu 4 Theilen aus Holland (Gin und Arraf) zum 
Durdichnittswertd von 60 ME, zu 3 Theilen aus Rußland mit 80 Me. 
Durchfchnittswerth; zu 3 Theilen aus der Schweiz Kirſchwaſſer a 3, Mt. 
per I], 44 1 = 100 kg, aljo 154 ME., zu 1 Theil aus Britifch-Weltindien 
via England zu 170 ME; zu 1 Theil aus Amerika (feiner Wisfy) zu 170 Mt. 
Hieraus berechnet fih ein Durcdhichnitt von 297 ME. für 100 kg Einfuhr: 
Waare. Bei der Ausfuhr wurde ein Durchjchnittspreis von 28 ME. ftatt 
25,14 Mit. des Vorjahrs angenommen, da angenommen wurde, daß megen 
der allerwärts bejtehenden hohen Spirituoſen-Zölle bejjere Sachen, z. B. Kirch: 
waſſer, exportirt wurden. 

Im Fahr 1894 wurde aud) die Schäßung der Spiritus-Ausfuhr länder: 
weile vorgenommen. Fir die Einfuhr (aus franzöfiichem Weinfprit beitebend) 
find 75 ME. für 100 kg Spiritus in Fäſſern feitgefegt worden, dagegen ijt als 
Ausfuhrwertd der Betrag von 22,658 ME. per 100 kg feitgeitellt worden. 
Die Spirituspreife find im Jahr 1894 gewichen. Die Ausfuhr bejteht 1. in 
der Ausfuhr nah Hamburg; diefelbe umfaßt 80%, Rohwaare zum Berliner 
Jahres = Durchichnittspreis für 10,000 1 Brozent minus 15,70 ME. Nüd: 
vergütung der Mailch-Naumjtener + 1 ME. Fracht für 100 kg bis zur 
Grenze nad) Hamburg Freihafen + 3,75 ME. auf 100 I für das Gebinde 
(die Ausfuhr nach dem Hamburger Freihafen beträgt 38%, der Gefammt: 
Ausfuhr) und 20°, Nektififationswaare zum Berlin-Hamburger Durchſchnitte— 
preis — 3 ME. für Wektififation, 1 Mk. Fracht, 4 ME. für Gebinde und 
minus 15,70 Mk. Steuer Ridvergütung, ſoweit der Berliner Preis in Betracht 
fommt. Der Durchichnittspreis ftellt fi) demnach auf 19,07 ME. 2. In der 
Ausfuhr nad England; 13°, der Gejammt:-Ausfuhr mit 21,40 Mk Durch— 
ſchnittspreis. 3. In der Ausfuhr mac der Schweiz; 19°/, der Gefamnt: 
Ausfuhr. Diefer Export umfaßt feine Rektififationswaare mit 5,50 Me. 
Rektifikationskoſten. 26°, find in Balfin-Wagen und 74°, in Fäſſern aus 
aeführt worden. Für den eriteren Theil ift der Berliner Preis minus Steuer 
Nüdvergütung — Fracht, fiir den legteren gleichfalls der Berliner Preis minus 
Steuer Nüdvergütung + Fracht + Gebinde in Anfag zu bringen. 

Hieraus ergibt fich ein Durchichnitt von 27,62 Mt. 4 Die Ausfuhr 
nad) den übrigen Ländern (30°;/,) wird zu 24,66 ME. angenommen. 
Den auf Grund der Thatfachen genau ermittelten Berechnungen Find die 
jeweiligen Monatspreife nach Verhältniß der in den einzelnen Monaten aus: 
geführten Mengen zu Grunde gelegt. 


Underer Branntwein in Fäſſern (1894). 

Die Einfuhr wird länderweife ermittelt und geſchätzt, aus Frankreich 
kommt Cognak (210 ME.), aus England, Britifch-Weitindien, Portoriko, Cuba: 
Rum (110 ME), aus den Niederlanden und Niederländifch-Weftindien: Arral 
(71 ME.) und den Bereinigten Staaten: Californifcher Coguak (95 ME), 
jo daß ein Einfuhrpreis zu 156 ME. ermittelt wird. Die Ausfuhr beiteht 
aus Fruchtiäften, mit Alkohol verſetzt — 2614 (100) kg und Kirfchen, mit 
Sprit übergofjen — 2231 (100) kg — aus Kirjchwaijer (600 (100) kg); 
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Zwetichgenwafier, Kümmel und 18,609 (100) kg geringwerthige Waare, fo 
daß ſich ein Durchſchnittspreis von 22 ME. ergibt, wie nachitehende Berech— 
nung zeigt: 
2614 (100) kg Fruchtſäfte a 17 Mt. — 44438 Mt. 
2231 (100) kg Kirſchen mit Altohol a 30 Mt. = 66 930 Me. 
19209 (100) kg andere Waare zu 21,75 ME. — 417795 Me. 
zuf. 37054 (100) kg — 22 Mt. 529 164 Mt. 


Im Borjahr waren 36 Mf. ermittelt worden, der Abſchlag ergibt fich 
aus dem Preis-Rückgang und der genaueren Ermittelung der Ausfuhr:Qualitäten. 
Teitgefegt wurde ein Ausfuhr-Preis von 21,75 Mk. 

Branntwein in Flaichen (1394). Einfuhr 310 ME, Ausfuhr 33 Me. 
(außer Likör), Die Schägung erfolgt länderweiſe: 

71°/, aus Frankreich, feiniter Cognak zu 390 ME, da die billigen Sorten 
in Fäſſern bezogen und in Dentichland auf Flaſchen abgefüllt werden. 

9°%,, aus England, feiner Rum zu 200 ME., Whisky ꝛc. 

3°/, aus den Niederlanden zu 60 ME, (Senever). 

6°;, aus Dejterreih-Ungarn zu SO ME. (Stivovig, Maraschino ıc.). 

11°/, Reſt zu SO ME, mit Ausnahme von Dänemark, den Vereinigten 
Staaten u. A 

Die Haupt-Ausfuhr geht nach Weitafrifa und beſteht aus geringfter 
Waare zu 30 Mk., nad den übrigen Beltimmungsländern gebt tbeurere 
Waare umd zwar im größeren Verhältniß als früher, daher ſich der Ausfuhr: 
werth etwas erhöht. 

Die Liköre feinerer Qualität fommen zumeift aus Franfreih und Holland 
und es wurde pro 1893 angenommen und ermittelt wie folgt: 

Die Einfuhr beiteht aus 64°, Benediftiner und Chartreufe aus Frank: 
reich zu 155 ME, 16°/, aus den Niederlanden zu 103 ME, 5";, Maraschino 
aus Dejterreih zu 145 ME, 3%, Alaih aus Rußland zu 160 Mk. umd 
12°/, aus anderen Ländern zu 127 ME Hieraus berechnet jich ein Durch: 
ichnittöwertb von 143 ME. Hiezu Flaſchentara mit 24°, = 34 Vik., in 
Summa alfo 177 Mt. Einfuhrwerth. 

Die Einfuhr aus Franfreich hat jich mehr der Chartreuſe zugewendet und 
beſteht nun aus 70/, Benediktiner zu 190 Fres,, 15”,, Chartreuſe zu 240 Fres. 
und 15°/, diverſe zu 144 Fres., alfo im Durchſchnitt 191 Fres. = 155 Mk., 
wie oben. 

An der Ausfuhr jind (1893) nachjtehende Länder betheiligt: 


9°,, nad Freihafen Hamburg zu 68 Mk. 


I 


9%, „ Belgien 0, 
8), „ Dänemark „80 „ (von Dften-Bitter) 
3’ „ Frankreich N 
11%), „ den Niederlanden „ 80 „ 
25%, „ Brafilien Ma, De 
15%, „ Umerifa 0; 


Hieraus ergibt fich für 80°, der Ausfuhr ein Durchichwitt zu 72 ME. 
2'/,°/, Liköre in Fäßchen zu 36 ME, 
1°;, Kiefover Lebensejlenz zu 100 ME, 
16'/,°;, jonftige Liköre nach verjchiedenen Ländern zu 71 ME, 
alſo ein Gefammt-Durcdjichnittzpreis zu 71 ME. 


32° 
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Im Jahr 1894 wurde ermittelt, daß die Einfuhr aus Holland etwas 
höher zu bewerthen ijt als im Borjahr, die Einfuhr aus Dejterreich-Ungarn 
beiteht nicht aus lauter Maraschino, jondern auch aus Vanille-Likör, aus 
Britijch: Weitindien kommt auch Angoftura-Bitter; die Ausfuhr erfolgt zumeijt 
in Kiften und Flaſchen. Der Einfuhrwerth wird auf 201 Mt., aljo etwas 
höher wie im Vorjahr, wo der Einfuhrwerth zu 177 ME. berechnet wurde, 
ala Ausfuhrwertd wurde pro 1894 ein jolcher von 99,40 ME. ermittelt, alio 
auf etwas höher, da die Ausfuhr an Likör in Fäßchen ganz aufgehört hat 
und bejjere Qualitäten erportirt werden. 


Anbei folgt die Tabelle über die Preis-Ermittelung für Bier, Brannt- 
wein und Wein. 


Ginheitswerthe, 
welche für dad Jahr 1894 gejondert nah den einzelnen Ländern der 


Herkunft oder Beſtimmung von der Gruppe II der Sadyveritändigens 
Kommiſſion feitgejegt worden find, 











— Einheits — Einheits⸗ 
werthe werthe 

"für 100 kgil| 2 für 100 kg 

Länder | in Mart || Länder in Mark 






































602u. Bier aller Art, in gäffern. | | ze ae te | 
| Schweden . an a 
Einfuhr. | Schweiz | 
Freihafen ——— er 20 | Spanien 
Belgien . . - — 9— Japan | 
Dänemark. RE | 15 Stiederländiich- Otindien De DR | 97 
Srantreih. - » 2 2.2. N | Argentinien . ER | 
Großbritannien - . 2 2 19 | Brafilien . 
ı (7 Pre En Be | Chile 
iederlande... | 15 ' Kolumbien 
Deiterreich- — .... 123246 Venezuela . ! 
Rußland i EN | Vereinigte Staaten von Amerita)) 
Schweden r J Seewärts . - a" 1 15 
Schweiz 15 Durchſchnitts⸗ Preis ee 30,40 
—— — — | j I 
ereinigte Staaten von Amerita j , | 
Britiich Auftralien er 603. Lilöre, in Umſchließnugen 
Durhichnitts- Preis . . . . | 12,0 aller Art. 
| Cinfubr. 
602b. Bier aller Art, in Flaſchen. Belgien er 158 
ng änemar Be a VE Sen fg mu 132 
Einfuhr. Frankreich.. 2904 
Freihafen — Großbritannien Eee 
Helgoland . ur | Stalin. - . 2 20.2 ..H 158 
BELGIEN 2 u ae, SR | Niederlande . » . 2 2 2. 195 
Dänemarf . u | | Norwegen - -. » > 2 2.2.1182 
Frankreich.. 4 Oeſterreich-Ungarn... 211 
Großbritannien » » » 2. = 38 ' Rubland . . © 2 02.2.1 21 
Niederlande . . -» » 2. 4 Schweden. . «2... 0.f 182 
Norwegen. . f : | 27 Schweiz td. Le 132 
Deiterreich- Ungarn f s — Weſtindien — 4 263 
| i 
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Waarengattung | Einbeits- | Waarengattung \ Einheits- 
und wert he werthe 

für 100 kg : für 100 kg 
Länder Länder in Mart 


in Mark 























Niederländiich- Weitindien 132 || Vereinigte Staaten von Amerika 
Portorito, Cuba 132 | ee Amerikaniſche ee 105 
Vereinigte Staaten von Omen 158 | ritisch-Auitralien . —V 
Seewärts —F 132 Deutich-Neuguinen . .1, 108 
Durciehnitts- Preis 201 Seewärts . J 
| Durchichnitts-Breis : 99,0 
Ausfuhr. | i m f 
Freihafen — 89 6048. Spiritus, in Fäflern.‘) 
Selgoland land . ee: Ausfuhr. 
Belgien - - 20.0. 108 Freihafen Hamburg : 19,07 
Tänemart. — —88 holauisſchune 
Frankreich .. 99 Belgien | 
Griechenland . 108 | Dänemart . 24,08 
Großbritannien R N | 89 Frankreich oa | 
Gibraltar ꝛc. . 108 Griechenland . NE 
IAnllenn 108 Großbritannien —— — 21, 
Niederlande -» » » 22.2 | 105 allen. =... 0.0: {0 Ancona 
Norwegen. . a a 105 Niederlande . > 222. 
— Ungam. 2... > Norwegen - Er See 
ortugal » » . 200. 1 Deiterreich-Ungaun . gi 
Rumänien 22292020. 108 —— Kae — 
Rußland Er da eh ae a 105 Rumänien 
Schweden I ar a 105 | Nubland 
Schweiz Schweden . 
Spanien Schweiz 27,02 
Türtei . Türfei - 
Egypten - . 2 Eayptn . N i 
Deutich Weftafrifa . | Deutic- Weitafrita : . 
Deutih-Dftafrita - . .. | Weitafrifa obne drutihe Sad: 
Baba gebiete_ . . 
Marollo . 2 2 2 00. Britiſch⸗ Offindien 
Transvaal . China i 
a ohne deutfche Schutze 108 apan . 
Irgentinien . 
Oftafrifa ohne deutiche Schuß Yrofilien ur — 
gebiete . . — Britiſch— Weſtindien. 
eh Ofindien ae e Däniſch-Weſtindien . . . 
China . » . — — 
rugua 
— Offinbien i | — 
Siam . . el) Vereinigte Staaten von Amerils 
Ürgentinin - > 2 2 20. Britiich-Auftralien . 
m . B, . ii. Tre ee | Seewärts . .- 
rafilien . . 2.092 | Durdichnitts-Preis 22,08 
Britiich-Nordamerita — 4 chieh p 
———— Eee 6045. Anderweitig nicht ge: 
Chile . - - FRE nannter Branutwein, in Fäſſern. 
Emador . .». 2 222. el 
DSH: - Ko N 5 Cinfubr. 
Kolumbien . > 2 2 46169608 Freihafen demburs 
Mexilo. — Belgien - j 150 
WiebeländüchWeftinbien Birk Dänemarf . 


: 1, Der Preis für Alcohol pure nad 
Wortorite, Cuba der ftanzeſiſchen Statiftit iſt 45—55 com 
Denezuda. . » + 2... N pro Xiter, 








Maarengattung 
und 
Länder 





ame: 
riechenland . 
Großbritannien ; 

Ntalien . 
Stiederlande ; 
Norwegen . — 
Deiterreich"Iingarn . 

ortugal . . .» 
Rumänien 
Rubland . 
Schweden . 

Schweiz 

Serbien 
Spanien 

Türfei . — 
Kapland . 

Oftafrifa ohne deutiche Scubgeb 
Britiich-Oftindin . . . . 
Niederländiich-Dftindien . 
Braiilien . . Fr 
Britiſch⸗ Weſtindien. 
Däniſch-Weſtindien . 
qproſiſch — 

Haiti 
Kolumbien 
Merito . . 
Niederländifch- Wetindien 
Portoriko, Cuba . . 
Denezuela . i 
Vereinigte Staaten von Amerifa 
Bentral = Aueritaniidie —— 
Seewärts . . 
Durchichnitts-Preis 


605. Branntwein, außer Liför. 
Einfuhr. 

Freihafen — 

Belgien 

Dänemark. 

Frankreich. 

Großbritannien. 

Italien. 

Niederlande . 

Norwegen . i 

Deiterreich- Ungarn . 

Rumänien ; 

Rußland . 

Schweden . 

Schweiz 

Spanien 

Türkei . 

Argentinien A 

— — 


Chile 
Dani Weſtindien 


.. Er TER ER VER | 
— — —ñ — 


| Ginheits= |] 

















IR oe VoıT ver Ze TERr Tan TAT Er ee \ . + . 8 82 2 0. 0. 
— — — — — — — 





werthe 
für 100 kg 
in Mark 


150 


71 
150 
116 


150 


116 
150 


150 
150 
156 


80 


200 
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Waarengattung 
und 
Yänder 








BEN. 4 un De 
Venezuela. . 

Vereinigte Staaten von Amer 
Hawai-Anfeln . A 
Durchſchnitts⸗ Preis 


Ausfuhr. 


Freihafen — 
Helgoland 
Belgien 
Bulgarien . 
Dänemart . 
—— 
riechenland . 
Großbritannien . 
Gibraltar x. . 
talien . 
tiederlande . 
Norwegen. . j 
Deiterreich- Ungarn : 
Portugal - . : 
Rumänien 





Rußland 

Schweden . 

Schweiz 

Serbien 

Spanien 

Türtei . 

Eaypten . ... 
Deutih-Weitafrifa . 
DeutſchOſtafrika 

Kapland 

Marokko 

Transvaal . 

Meitafrifa ohne deutiche Schußgeb. 
Oſtafrika ohne deutiche ——— 
Britiſch⸗ ——— 
Se j . ß 


— ‚Oftindien . 
Siam . . . 
Philippinen . 


Uebriges Niien . — A| 


Argentinien 





Polivien 

Braſilien . . : 
Britiich-Nordamerifa i 
— Meitindien . 


hi 

—— Weſtindien. 
Eeuad 

Sram Wehinbien 
aiti - 

Kolumbien . 
Merito . 





45 
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Waarengattung Einbeits-  Woarengattung | Einheits- 
nk wertbe ah werthe 
* für 100 ke ‚für 100 kg 
Länder _— [in Mart | > änder ‚in Mart 
| r 
— N. — | Ausfuhr. | 
Bortorito, Cuba . oo. | Autom re 
Umguap . . 2.202. |) Badiſche 3ollausichlüfie ee 40 
Senezuela _ - . Belgien | 80 
Vereinigte Staaten von Amerifa 45 Bulı —— m 110 
Zentral⸗ Amerikaniſche — aa art a 98 
Sririch-Auftralien . . - — ei: ee 40 
Teutich- Neuguinea . Großbritannien - -» » 110 
Samvasinien - . 2 2... Gibraltar s 190 
— itts-Bre ee . | 99 Italien. . * : j j j 100 
. m ” A Ze | ang Fe Be ——— 2 
6lla. Wein und äſſern. Norwegen. 0 0 ne 
— en, in Sähern Defterreich-Angarn . . . 120 
Einfuhr.  BortugaAl : > 2 2 20. 110 
Badiſche — — —V—— 22 Rumänien. ne 110 
Belgien Er er 49 Rußland. 160 
Tänmart. ». . 2 2020. 60 Schweden - . 2: 2 2 2 0. 100 
Rankreich. 49 Schweizßzz.4 40 
Griechenland..33 Serbien 4 
Großbritannien . . » . . - 83 Spanien 
Gibraltar, Malta ꝛc.. » . . 83 Türfei . 
Jtalien. 26 Egypten 
Niederlande » 2 2220 | 67 Deutich- Weitafrifa . 
Norwegen . . a 104 Deutich-Ditafrita 
Teiterreich: Ungarn ae 700 Kapland. 4 
Portugal . . » 2.2...) 10  Marofto . N 
Rumänien. 35 Weſtafrika ohne deutſche Schuß. 
Kubland > 2 2 2 2 a 35 gebiete . . 
Shweden . » 2 220. | 5 || Oftafrita ohne deutfch Saun 
Schweiz — | 26 gebiete . ; 
Serbien ME I 35 Britiich- Oftinbien 
BER 2 ae Bl | —— 
21 1: 35 | . oh 
[111177 | 5 | Stiederländiich- Oftinbien RR 110 
Roland 80 5 Argentinien . . » 4 
Marotto . - Brafilien . . . — — 
Seiefrita ohne datiche Schudöeb. Bruiſch Nordamerila - » > | 
Britiſch⸗ — Britiſch-Weſtindien. . . 4 
China. . . ve ale | Chile . - a ee 
Japan , TER | Däniſch— Weſtindien | 
Nievderländiich- Oftindien ge Ecuador ER 
Üebriges Alien . 2 22. . Haiti ran ee a 
Argentinien. 1 60 Kolumbien > 2 2 2 200. 
Braſilien . EEE Mexiko . . | 
Brittih-Nordamerifa RR Niederländiich. Weitindien 
Ba ehinbien . ' Baraguay . — 
Chile . . | I Beu . . 
Merito . — — | | Bortorito, Cuba” 
Peru — 4 Venezuela . 
Vortorito, Cuba Nie | Vereinigte Staaten von Amerila 
Vereinigte Staaten von Amerika 55 Yentral= Amerifaniiche sein 56 
Kritiſch⸗ Australien» » 2... | 60 | Britifch Auftralin . . | 
Serwärts a 60 ||| Seewärts . . er | 
duchſchnitts⸗ Preis —— 53,0 | Durchſchnitts⸗ Preis ae | 69,10 
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inheits⸗ Einheits⸗ 

Waarengattung Einheits⸗ Waarengattung — 
und und für 100 kg 
Länder Länder in Mart 








POT 
614. Wein, mit Ausnahme von Portuga 2. 172 
Echaumwein uud Cider, in —— ae 2 
fleineren lachen. & erh 160 
Ginfuhr. Schweiz 118 
apa Damen ee Ay = — 
een. j / . 174 Türkei . 
freich a Aa ie 230 Gaypten . 
ren — Be are 120 Deutich Weitafrita . 
Großbritannien . . » 2... a De DR 
—— a ec RE Marotto 140 
eſt i “Ungarn a ER 170 Transva 
an ne en ie a 136 — ohne deutſche Schup- 
Rumänien . 2 2 2 202. 174 nebiete . 
Rubland - . 2 2 2 2 en 230 Oftafrita obne deutſche — 
Schweden.. .- 230 gebiete . ed 
Schweiz re Senat 120 | Bratilh Oftindien P . 156 
Serbien EI AREE TO EEE 174 Ghina . . A | 
Spanien ©. 222.22. 00186 | — 
Türtei * en sie Oftinbien — 140 
et en Siam . ä j : 
nn Re erg Rhilippinen 5 | 
Britisch Oftinden Fe SEE Uebriges Alien . * 
ee een Bolivien ; ie 
Nie Oftinbien ie 174 Eu ae j m 
tinin . . .» ———* 
Brafilien — —— — MWeitindien . 160 
For a se Däniſch Weltindien 
Vereinigte Staaten von Amerila 120 Ecuador 
a Auftralien . .».. Ip Haiti 
Seewärts . : a — an — 
— Bes — Niederlänbifch Weftindien : 
Ausfuhr. | Paraguay. . 
| 
—— — ne 10 | ER Cuba 
en En F Er 120 Uruguay . 
2 A : 140 | Venezuela . 
—— En EN 133 Nereinigte Staaten von Amerifa 130 
—— JJ — 175 | Bentral= Amerikaniſche N 140 
ge and nz 140 | Britiich Auftralien. .. 160 
Griechenlan —V ——— = Deutie Neuguinea. - - > - 
Großbritannien nee 2 —— — nn 
— Re .| 148 Samoa Inſeln —An 
— | 140 | Uebrige auftraliiche dujſeln er 
—— ‚| 18  Seewärts . . ; — * 
orwegen . . | I 2 B 
Deiterreich- Ungarn x } 200 | Durchſchnitts⸗ Preis 
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Die Preiſe für Wein find folgendermaßen feſtgeſetzt worden: 
1892 1893 1894 
Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Ginfuhr Ausfuhr 
ME. ME. ME. ME. Mt. ME. 


Wein in Fällen . . . 56 68 52,20 68,70 53,60 69,10 
Rother Werichnittwein . . 21,20 — 21,80 — 320,30 — 
Wein zur Gognatbereitung . 12 — 17,50 — 2,20 — 
Schaumwein in Flaſchen . 225 123 225 123 225 123 
Mein in Flaihen . » » . 207 157 204 158 201 156 
Eider in Flaihen -. -» » . 85 34 35 34 35 34 


Die Weinpreife wurden länderweife ermittelt; die Einfuhr der Waare zur 
Gognafbereitung befteht jegt in bejjeren Sorten, infolge der jchlechten Erfahr- 
ungen, die früher mit den geringen Qualitäten gemacht wurde. Die Einfuhr 
der BVerjchnittweine jegte fi) im Jahre 1894 zujammen aus: 


5° aus Ranlreich zu 32 ME,, 
52% „ „jtalien 18: ; 
5% „ Oeiterreich- Ungarn „BB nr 
23° „ Zpanien >50: >. 


15° „ übrigen Yänden „ 20 

Der Wein zur Cognafbereitung jtammt zu 31°/, aus Frankreich zu 24 ME. 
Die Wein-Einfuhr (in Fäſſern) wurde 1890 mit 49 ME. aus Frankreich, 
26 ME. aus Ftalien, 61 ME. aus Spanien, 70 Mk. aus Dejterreich-Ungarn, 
26 ME. aus der Schweiz, 83 ME. aus Großbritannien angejegt; die Flaſchen— 
weine (echter Schaumwein) aus Oeſterreich-Ungarn) wurden zu 170 Mk., aus 
Frankreich zu 230 Mk., aus Ftalien zu 100 Mk., aus Spanien zu 136 ME., 
aus Griechenland zu 120 ME. angenommen. — 

Die Preiſe für Tabad und Tabadfabrifate ergaben fich wie folgt: 

(nad) den — des Syndikats in Mannheim) 


892 189: 1894 
Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr 
Mt. Mt. Mt. Mt. Mt. 
Rohtabakblättr. . -» . . "bs 53,30 166 50 172 73']e 
Tabatitengel-. . » .» - 16 — 15! _ 17 - 
Gigarren re 23800 738 2 300 781 1977 624 
Gigaretien - . » 2 .....1250 900 1250 900 2079 1 284 
Raudtabat . » » ... 150 150 100 150 100 150 
Schnupftabat . gr 300 250 300 250 300 290 
Entrippte Tabatblätter — 161 161,30 169 169 164 164 


Bei der Einfuhr der Rohtabakblätter wurden pro Jahr 1893 folgende 
Preife angenommen : 


33% = 31141 (100) kg zu 170 Mt. = 5293 970 Mt 
Niederlande... - { To, 75 
—— ante BEE 4 ei HU, 
Wh 2a 32, 3 403 — 33280 
Türtei ne. 3819 5 500, = 783800 , 
Dftindien Sumatra) are rat BER 0 ei: 
Brafilien - . . “ea 1 „ „ „006 „ = RBB , 
MU. ee en ae BER 5, DR, eu, 
Kolumbien = 2222222020228 204 „on „310 „ = 282040 „ 
Merito . . . N 236606 73503 — 89150 „ 
o Habana = 6603 „ u un 400 „ = 2641200 „ 
Portorifo und Guba (Bu Ivan = 20 . m . = 400 . 
Venezuela . - ir — 1078 80 „n = 85 je a 
‚oHabana = 8707 „ u „350 „ = 304740 „ 

Ver-Stooten Aneit { 90% Kentuty = 7832 ° .» . WM. = 5485540 
447 199 (100) kg 77 107 490 Mt. 


demnad 100 kg 173,90 Dt. = 174 Mt. 
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Nah nochmaliger Schäßung für die einzelnen Länder wurde der Preis 
für die Niederländische Einfuhr auf 325 ME, für Tabak aus Brafilien auf 
100 ME., aus var auf 60 Mk, aus Kolumbien auf SO ME., aus Bortorifo 
und Cuba auf 350 ME, aus den Vereinigten Staaten Amerifa auf 98 und 
aus den übrigen Staaten auf 40 Mk. feſtgeſetzt, jo daß fich ein Durchichnitts- 
preis von 166 ME. ergab, der auch acceptirt wurde. Die Ausfuhr gebt zu 
16°/, nach der Schweiz zum Werth von 6O ME. und zu 84°/, nah Frank: 
reich und Stalien zu 48 Mk., woraus ſich ein Durchichnitt von 49,92 Mi. = 
50 ME. berechnet. 


Die Ausfuhr von Cigarren geht nach Franfreih, Großbritannien, Nor: 
wegen, Schweden, der Schweiz, Oeſterreich-Ungarn, Britiich-Auftralien; für 
1000 Stück Cigarren werden 6 kg Rohtabak angenommen. Die Ausfuhr 
wurde bemwertbet nad): 


1893: 1894; 
Sreibafen Sambug - -» . . . 383 ME. 583 ME, 
ran > ee 500, 500 
Srobbritannien. «© » -» 2.2.97 „ 917 „ 
Norweden . 2 2 2 222. 330, 750 „ 
Shweden . > 2 2 22, 750 . 
der Schwel . . 2 2 2 2. DU „ 830 „ 
Defterreichllngam. . » 2. 2350 „ 430 „ 
Britiich-Auftralien . . . 500 „ 500 „ 


Die Ausfuhr nad) Deiterreich-Ungarn wurde 1894 höher angenommen ala 
1893, weil der inländische Tabak theurer geworden ift und bejiere Qualitäten 
dorthin (außer den Grenzverkehr, der aber jtatijtifch nicht erfaßt wird), geben, 
Ihon wegen der Yizenzgebühr. 


Die Ausfuhr von Cigaretten wird im Jahr 1893 auf 900 Mk. und die 
Einfuhr zu 1250 ME. bewertbet. Im Jahr 1894 wurde auf Grund der Ans 
gaben von La ferme in Dresden die Ausfuhr bewerthet nach Belgien 1000 Me., 
Stalien 2000 ME, Großbritannien und Frankreich 1500 ME, Defterreich- 
Ungarn 2000 ME, Schweiz 500 ME, Schweden 1000 ME. ſomit ein Durch: 
jchnittspreis von 1254 ME. ermittelt. Bei der Einfuhr find die Cigaretten 
aus Rußland und der Türkei mit 3000 ME, font mit 2000 Mk., 1500 Mt. 
und 1000 ME. bewertbet, jo daß Tich entgegen dem Durchichnitt von 1593 zu 
1250 ME., ein jolcher von 2079 ME. herausrechnet. 


Bei der Nummer 703 (Tabaffabrifate, andere) find nicht blos der Rauch— 
tabaf, jondern auch die jogenannten Garotten, ein Halbfabrifat aus Brafilien, 
für die Schmälzlerfabrifation in Altbayern mit inbegriffen, weshalb die Ein: 
fuhr niedriger als die Ausfuhr bewerthet wurde. Der Schnupftabalspreis 
wurde im Sabre 1894 auch etwas erhöht, auf Grund von Mittbeilung zweier 
jehr bedeutender Schnupftabaffabrifanten. — 


Butter und Käfe. 


1892 1893 1894 
Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr 
Butter . 140 Mk. 200 Mt. 160 Mt. 200 ME 139 ME. 184 ME. 
Käſe.. 139 „ 100 , 144 110 135 „ 105 


Die Butter: und Käfepreife find zurüdgegangen, die Einfuhr von Marz 
garine iſt unbedeutend. 
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Gewürze. 
Pfeifer (1892). Die Einfuhr wird zu 67°/, ſchwarzen und 33°, 
weißen Pfeffer angenommen. Der jchwarze Pfeffer zerlegt jich in 
40°/o Singapore A 60 Mt. = 2400 Mt. 
18°’ Penang „52 „= 6 „ 
9/0 Lampomy „a „= 486 „ 
Der weiße Pfeffer in 
9% Singapore „2 „= 738 „ 
24° Benang „TO „ =1680 „ 
100°/o 6 240 ME. rund 62'/: ME. pro 100 kg. 
Im Jahr 1893 betrug der Einfuhrpreis 60 Mk., im Jahr 1894 49,50 Mk., 
die Viefferpreife find billiger geworden. Der Ausfuhrwerth wird um 55 ME. 
höher angenommen, da nur verzollter Pfeffer ausgeführt werden Fann. 


Banille und Banillin. 
1892: Einfuhr 2400 Mt. Ausfuhr 2600 ME., 
1898: „ 270 „ „ 540 „ 

Die Ausfuhr war im Jahr 1892 zu niedrig geichäßt, weil Banillin mit 
7°, der Gefammtausfuhr zum Preis von 400 Mt. pro kg in Betradht zu 
ziehen iſt. Hiernach berechnet fi) der Durchſchnittswerth: 

7’ à 40000 Mt. = 280 000 Mt. (Banillin) 
936 A 2900 „ == 269700 „ (Banille), 
100°/o 549 700 Mt. rund 5490 Mi. 

Pro Jahr 1894 wurde ermittelt, daß in den ausgeführten 33 Doppel-Ztr. 
der Nummer 643 rund 5 Doppel:Ztr. Vanillin enthalten ſeien, alfo nicht 
7°/,, jondern 14%. Es vertheilt fich die Ausfuhr wie folgt: 


nah Belgien -. -. . » . 8 Theile Vanille zu 3500 ME. (Danille ift theurer geworden.) 
7 Nanillin zu 40 000 Mt. Turchichnitt 29 050 ME, 

„ Dänemart . ». .».. 9 „  Wanille und 1 Theil Banillin. Durchſchnitt 7 150 ME., 
„ Ssanfreeih . - . . mur Ranille, Durchichnitt 3 500 ME., : 
. land - . » . 9 Theile Vanille und 1 Theil Banillin. Durchichnitt 7 150 ME, 
Solland.. 738 Fr —— 14450 „ 
„ Norwegen - . » .49 „ Ri u a 4230 „ 
„ Oefterreih-Ungarn . 39 „ 3 „1 a 4413 „ 
„ Rubland » » 2.9, RE M . 7150 „ 
- Schweden . 


.  ebenio, 
den Ver. Staaten von Amerita nur Panillin. 


Hieraus berechnet fich der Durchichnitts:Ausfuhrwerth zu 8997 ME. 


Gemwürznelfen. Der Preis fir diefe wurde auf 56,80 Mk. in der 
Einfuhr (1894) und 112 ME. in der Ausfuhr auf Grund länderweier Schägung 
feſtgeſetzt; für Zanzibar-Nelten wurden 52 MeE., für Amboina-Nelten 106 ME. 
ermittelt. Aus England und Afrika kommen Zanzibar:Nelken, aus Niederl. 
Ditindien Amboina-Nelken, aus Holland gelangen 3 Theile Amboina umd 
7 Theile Zanzibar-Nelken zur Einfuhr. Der Ausfuhr-Werth ſetzt fich zufammen 
aus dem Durchſchnitts-Werth + Zoll + 5 Mi. Geichäftsgewinn. 


Die Kaffeepreife wurden wie folgt ermittelt: 


1892 1893 1894 
Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr 
Roblafte. - . 161 ME 211 Mt. 175 Mt 225 ME 166 Mt. 218 ME. 
Aus Großbritannien kommen feine Kaffees, aus den Niederlanden Java 
(50°;,) und Santos (50”/,) Java koſtet 184, Santos 150 ME., aus Griechen: 
land und Türkei (220 Def.) Mokka, aus Britiſch Oſtindien Ceylonkaffee (LIU ME). 
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Kakao in Bohnen Eoftete 1893 bei der Einfuhr 155 Mk., nämlich Guya— 
quil-Amba 160 ME., St. Thoma 140 ME., Babia 140 Mk., Marakaibo 250 ME., 
Para 152 ME., Trinidad 150 Mk., Surinam 144 Mk. Ceylon 216 Me. 
Sm Jahr 1894 wurde Die Einfuhr von Kakao in Bohnen [äuderwveife geichäßt; 
die Preiſe find billiger geworden, fo fojtet Geylon nur mehr 148 Mk., Euracan 
145 Mk., Marakaibo 180 ME. Der Durchichnittspreis ergab 112 ME. 


Ein wichtiges Nahrungsmittel find auch die Filche friſch, gejalgen, ge= 
trodnet und die Häringe. 


Bei der Einfuhr friicher Fiſche wurde angenommen, daß aus Belgien 
4 Theile Steinbutt und Seezungen zu 180 ME, aus Dänemark Schellfiiche 
zu 25 ME, aus Frankreich Lachs zu 250 Mk., aus England Steinbutt, aus 
den Niederlanden bejjere Schellfiiche zu 3O Mk., aus Norwegen frische Häringe, 
aus Dejterreich Karpfen, Waller zu 120 ME, aus Rußland Zander zu 50 ME. 
fommen. Die Ausfuhr beſteht aus Weißfiſchen (20°) zu 40 ME, Karpfen 
und Hechten (50°%,,) zu 130 ME, Aalen (20",,) zu 200 ME., Salm (3%,) zu 
400 Mk., Forellen (29},) zu 700 ME, und Flußzander (5°/,) zu 150 Me. 
Die Breife wurden feitgefegt in der Einfuhr zu 27 ME. bezw. 25 ME. und 
in der Ausfuhr zu 145 ME. 


Die Einfuhr der gefalzenen und geräucherten Fische befteht aus 27 Theilen 
Sardellen & 58 ME. und 3 Theilen Büdlingen a 31 ME, daher im Durch: 
ichnitt 55 ME. Der Durchichnittswertb der Sardellen berechnet jich aus den 
Preifen zwiichen 26 und 38 Mk. per Anker zu 50 kg. 


Im Jahre 1894 wurde die Einfuhr diefer Position wie folgt ermittelt: 


16”!o geräucherte Fiſche .. zu 30 Mk. 2 
120 geſalzene Fiſche... 40, 838 
23” geräucherte Ne RE STE 
33"/o Zardellen . . ae een 
8”/o gelalgener Las. . .» . „ 300 „ 333 
3”/o geräucherter Yadhs . » : „ 600 „ „28 
1°/ Yaberdan . . ee A 557 
1°/o geräucherte Mafrelen . . 30 en 
1° Klippfiſche. .- - „50 BEE 


Der Ausfuhrwertd wurde von 70 Me. auf 60 ME. herabgefegt. 


Die Einfuhr der aejalzenen Häringe wurde im Jahr 1893 erjtmals 
länderweife geichäßt, wobei der Werth der jchottiichen Häringe auf 23 ME., 
der holländischen Häringe zu 18 Mk, der norwegischen zu 17 Mf., der 
Ichwediichen zu 16 ME. angenommen wurde, daher Geſammt Durchichnittäpreis 
19.54 ME. Im Jahr 1894 trat eine fleine Preisfteigerung ein, weshalb fich 
der Einfuhr: Breis auf 21.83 ME. erhöhte. 

Es jollen nod die Preiſe für Zucker, Honig, ger. Objt, Salz und 
Betroleum hier angeführt werden. 

Bei Zuder iſt die Ausfuhr aus Deutschland maßgebend. Im Jahr 
1892 wurden die Ausfuhrpreife für Rohzucker auf 27'/, ME, 1893 auf 23°/, ME. 
und 1894 auf 22.40 ME. ermittelt. 

Die Gefammt:Austuhr an Nobzuder der Nummer 710 bat im Jahr 1893 
42833 000 (100) kg betragen, wovon über Stettin 1171000 (100) kg, über 
Danzig 838000 (100) kg und über Hamburg 2274000 (100) kg aus: 
getreten find. Die Preiſe waren folgende: 
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1893 f. a. B. Hamburg f.a. B. Stettin Ausgang nach Mengen-Verhältniß 
Januar . . 28.— ME. 27,62 Mt. — zu 27, ey Mt = = 167 ME. 
rebruar © . . 27,45 „ 27.44 r 1% 27,4. = 271 
Mär: u... 270, 28,32 „ 10% „ 28,12 = 280 „ 
Mol. 22. „ 31,82 _ 7° „ 31,62 = 20 „ 
Mi... 3588, 34,098, 75 BB, = M „ 
juni. 2 20. 3688 „ 36,48, Tl RB „ = IM . 
Mi... 3452 5 3412 , 3% „32 „ = , 
Muguft . . . 80,18 „. 29,78 „ EU a) 9:7 — 88 
September . . 29,06 „ 28,76 8 28,566 — 85 „ 
Oftober . . .» 26.80 26.40 16% , 26,60, =4% , 
November . . 25,20 „ 2480 „ 225 „ 25,— — 550 
Tezember . . 2438 „ 24 — 15° „ 24, 10 „ = 360 
Alſo im Turchfchnitt 28 mr. 28,00 Dr 


Die Ausfuhr nah Schweden 142 000 (100) kg oder 3"/,°/, des Ganzen 
ijt um 100 Bag böber pro Doppel:Ztr., diejenige nach Holland (387 000 
[100] kg) vder 9"/, des Ganzen um 40 Pig. höher zu bewertbhen, daher 3'/,°/, 
a 29 Mi. = 97 ME; 9%, a 28,40 Di. = 256 Mk., 87°/,°, a 28 Mt. 
— 24650 Mt. zuf. 28,13 aljo pro 100 kg, die Commiſſion jegte den Ausfuhr: 
Preis auf 28,75 Mi. feit. 

Im Jahr 1894 trat ein erheblicher Preis-Rückgang für Rohzucker ein, 
es wurde gleichfalls wieder in Berüclichtigung gezogen, daß 43°/, der Ausfuhr 
über Stettin und 57°/, über Hamburg gingen, die Stettiner Preife find um 
20°;, niedriger als die Preije frei an Bord Hamburg. Die Preiſe wurden nad) 
den Monatspreifen und nach den ausgeführten Mengen-Berbältniiien pro Monat 
iwie in 1893 berechnet und gelangte die Commiſſion zu folgenden Durch: 
IchnittSpreijen: 

Nr. 710 Rohzuder 22,40 ME. Nr. 711 Kandis- und Brodzuder 30 ME. 
(Borjahr 35'/, Mt.). Nr. 712 anderer harter Zuder 29 ME. (Vorjahr 34'/, Di). 
Nr. 713 Zuder ohne Zuſchuß 53 ME. (Vorjahr 58 ME). 

Die Preiſe für Honig jchwanften von 54 Mf. (Einfuhr) und 84 ME. 
(Ausfuhr) in 1892 und 45 bezw. 75 ME. (1893), 46'/, bezw. 100 Mk. (18594). 

Bei der Einfuhr wurden angenommen: 

3°/, Tafelhonig a 78— 75 Mf., 7°/, californifcher Honig a 75--70 ME. 
und 90°/, Honig aus der Havannah, Cuba, Chile, Defterreich zc. zu 52— 50 ME. 

Das getrodnete Obſt ſpielt hauptſächlich in der Einfuhr aus Amerika 
(Ealifornien) eine bedeutende Nolle. Es wurde angenommen, daß 

aus Deiterreich und Serbien getr. Pflaumen a 34 ME, 

aus Amerifa Dampfäpfel A 75 ME, und Uuarters (Schnigäpfel), a 50 ME, 

aus Frankreich Pflaumen à 80 ME, 

aus Stalten Birmen und Kirſchen A 30 ME., 

aus der Schweiz Aepfel a 55 ME. eingehen. 

Durchichnittspreiie ind die Einfuhr (1892) 38,32 Mi., 1893 36,23 ME., 
1894 23 ME. Die amerifaniichen Dampfäpfel und Schnigäpfel jtiegen im 
Preis, aber der Werth der eingeführten getrodneten Pflaumen it im Jahr 
1894 jehr gefunfen, daher ergab fich eine Ermäßigung des Einfuhrpreijes. 

Koch- und Siedejalz. Die Einfuhr befteht nur aus Seefalz zu 4 ME. 
pro 100 kg. Bei der Ausfuhr wird angenommen: 4 Theile Steinjalz & 1,22 ME. 
und einen Theil Siedeſalz & 2,70 ME. 

Im Jahr 1893 wurde der Einfuhrwerth auf 1,57 ME. herabgefegt, da 
ſich ermitteln ließ, das das eingeführte Salz feinen höheren Werth hat, als 
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das inländische; es beiteht die Einfuhr aus 90°/, in ordinärem englichem 
Kochſalz zu 15 Sh. pro Ton oder 1,53 Mf. pro 100 kg und aus 10”, por: 
tugieſiſchem Seeſalz zu 1,90 ME. pro 100 kg, alſo im Durchichnitt 1,57 Me. 

Der Ausfuhrwerth wird auf 1,68 DEE. feſtgeſetzt. 

Für das Jahr 1894 wurden die Ermittelungen über die Salzpreife aufs 
eingehendjte gepflogen. 

Die Einfuhr wird auf 1,64 ME. berechnet, die Ausfuhr auf 1,11 ME. 
ermittelt, da auf Grund der erhobenen Salzjtatijtit feftgeftellt wurde, daß fein 
höherer Preis erzielt werden konnte. Die Haupt:Ans Tube an Siedejalz 
erfolgt nacdı Dänemark zu 2,64 Mk, nad Schweden zu 2,65 ME, nach Afrika 
zu 2,15 Mk., nad; Großbritannien zu 2,20 Mk. nach Norwegen zu 2,30 Mk., 
der Yusfuhrwerth von Steinfalz ift nur 92 Pig. bis 100 Pfg., jo daß ſich ein 
Durchſchnittspreis von 1,11 ME. ergibt. 


Die Breisfeftitellung für Betroleum erfolgte unter Berückſichtigung 
folgender Gejichtspunfte: 
Die Einfuhr vollzieht ſich in Taukſchiffen und in in: und ausländischen Fäſſern. 
a) Petroleum in Tankichiffen. 

Nachdem bei der Einfuhr das eingeführte Nettogewicht zuzüglich 25°/, 
Faßzuſchlag zur ftatijtischen Anfchreibung kommt, fo find bei der Beh 
bemeijung von dem ermittelten thatjächlichen Preife 20°/, in Abzug zu bringen, 
weil um 20°/, weniger Betroleum eingeführt wird, als die Statiftif hinfichtlich 
der age Prag (wegen der Verzollung) anfchreibt. Der Boll beträgt 
alfo 6 + 25°, = 7'I, Mt. pro 100 kg Del Nettogewidht. 


b) Betroleum in Fäſſern ausländischer Provenienz. 


Für 100 kg Nettogewicht ift der Zoll mit 7, ME. + 3,30 ME. für 

den Werth des Falles zu 100 kg hinzuzuichlagen. 
c); Für Petroleum in inländischen Fäſſern. 

Für 100 kg Nettogewicht + 7'/, ME. Zollzuichlag- 

Es ergeben ſich demnach folgende Preiſe für a) 6,50 ME., für b) 9,90 Me. 
und für ce) 6,60 Me 

Im Jahr 1893 betrug die Geſammteinfuhr an Petroleum: 

2342 600 100) kg in Tanlſchiffen und Baſſinwagen zu 5,— ME = 11,7 Mill. Mt. 


2890200 „ u. ausländiichen Fällen . x. 8/05 : = 33 „ e 
2418200 5 un mländiichen Fällen . . u 5.10 „Bi, = 


Summa: 47,3 Mill. DIE. 


Der Durhichnitt für die Gefammteinfuhr erjtellt jich daher auf 6,18 Mk. 
pro 100 kg Del. 

Nemerft wird, daß die Einfuhr aus Rußlaud (4°/, der Gefammt:Einfuhr) 
zum größten Theil in Baſſinwagen fommt, diejenige aus den Bereinigten 
Staaten von Amerifa war zu ", in Tantichiffen. 

Der Gelammtdurchichnittswerth zu 6,13 ME gegen 8,17 Mi. des Vor: 
jahres ergab ji daraus, daß die Berroleumpreife gelunfen find und die Eins 
fuhr in Baſſinwagen bezw. Tankſchiffen ftatt in ausländischen Fäſſern ge: 
jtiegen iſt. 

Für das Jahr 1894 wurde der Durchichnittswertb des Petroleums aus 
5,08 ME. für Tankſchiffe und Baſſinwagen, 5,18 in inländischen Fällern und 
8,12 ME. an ausländischen Fäſſern = 5,80 ME. feſtgeſtellt. 
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Es find nämlich eingeführt 


(a 5,08 ME.) 2 756 635 (100) kg in Tankichiffen und Balfinwagen. . . 14,0 Mill. ME. 

iR .; ‚1719 Sl 5, u ausländiichen Fäſſern ER | U 

518, ) 83351666 5 0m Anländiichen Fällen . . ri 3 " 
228% „ ,„ „ Vlechlannen, Glas— Bottons 

Summa: 7851016 Summa: 45,3 Mill. ME. 


Hiermit berechnet ſich ein Durchſchnitts-Einfuhr-Preis zu 5,80 Me. 

Der Einfuhrpreis des Mineralöls wurde zu 9,52 ME. durch länderweiſe 
Schätzung ermittelt. 

Bei der Einfuhr an Därmen ſind zu unterſcheiden: Ochſendärme und 
Schweins-, bezw. Schafdärme. Im Jahr 1893 betrug der Einfuhrwerth 
123", Mf., der Ausfuhrwerth 224 ME, da die Einfuhr in Ochjendärmen, 
die Ausfuhr zumeift in Schafdärmen beiteht. 

Es wurde folgende Tabelle aufgejtellt: 

Ochfendärme Schweinsdärnme Schafdärme 


Einfuhr aus 50 Me. A230 M. a 250 ME 
Belgien - . = 2 4695 (100) kg 70” 15° 0 15"Jo 
Tänemat . ....134M „ „ 70° 15°jo 15°Jo 
Sstanfreih . > 2»... 5308 um 700 10°/o 20°/o 
Großbritannien . . . 386 „ „ 70°%/o 20° /o 10"/o 
Holland . . . . - 1608 „ „ 80” /o 10” /o 10°/o 
Oeſterreich⸗ Ungarn — TE 75°/o 10°/o 15°Jo 
KRubland. . . 1884 = 50” /o 10°/o 40° /o 
Ver. Staaten v. Amerita 34 756 EN 5 70"/o 30°/o — 

Ausfuhr nach 
Tänemart . . . . . 37 0 u _ — 100°/o 
Frankreich » 2»... ML. +; 40°Jo 40°o 20°)o 
Sroßbritannien . . .». 1224 „ „ — — 100°Jo 
Holland . . 416 — — — 100°/o 
Teiterreid)- Ungarn — BR 5 30”/o 20°/o 50°/o 
Schweiz — ee 3 7 — 60” lo 25”lo 15°/o 
Spanien. . 933 „ „ 60°/o 20°/o 20°], 
Ver. Staaten v. Amerika 2 103 n _ — 100° /o 


Für das Jahr 1894 — die Einfuhr an Ochſendärmen zu 55”/,, an 
Schweinsdärmen zu 25°, und an Schafdärnen zu 20°, angenommen. Der 
Werth der Schafdärme stieg auf 500 ME. Die Ausfuhr beſteht aus 35°, 
Schafdärmen zu 600 WE, 33°/, Schweinsdärmen zu 220 Mk., 32°), Ochſen⸗ 
därmen zu 55 ME, woraus ſich ein Durchſchnittspreis von 298 ME. in der 
Ausfuhr und von 195 ME. in der Einfuhr berechnet. 

Zum Schluß wollen wir noch Eier und Schmalz erwähnen. 

Eier. 
Die Einfuhr wird wie folgt berechnet (1892): 
aus Defterreich 1000 Stüd = 50 kg = 56 Mt, 


„ Rubland „ „= ,=4%M _ 
„Italien == 58: 2. ei 


Hiernach koſten 100 kg Eier aus Defterreich:Ungarn 112 ME., aus Ruß: 
land 113 Mk., aus Italien 118 Mi. Da aus Deiterreich: Ungarn 32 Theile 
der Einfuhr ftammen, jo ergibt dies einen Betrag von 3584 Mk., aus Rußland 
ſtammen 25 Theile = 2825 ME., aus Ftalien 3 Theile = 354 ME. zufammen 
60 Theile zu 6763 ME. oder pro 100 kg rund 113 ME. 

Für das Jahr 1893/94 wurden die Preiſe etwas herabgejegt, da 1000 Stüd 
öfterreichijche Eier nur 47, italienische 53, ruſſiſche 40 und bayerifche 44 DEE. koſteten. 
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Eine Kiſte enthält in der Regel 1440 Gier und wiegt durchichnittlich 
brutto: mit öfterreichiichen Eiern 90 kg, mit italieniichen 106 kg, mit ruſſiſchen 
86 kg, mit bayeriichen 86 kg, mithin wiegen 1000 Stüd Eier brutto: 

öfterreichiiher Provenienz er ke zu 75 Mi. pro 100 kg, 


italienischer a SR er. Dr ar ee 
ruffticher u. bayer. „ 6 Er ur sat a 


Die Einfuhr zerfällt in 


38 Theile aus Oeſterreich⸗Ungarn — 28590 Mt, 

4 „ Italien — 818 

20 — RMußland, Rumänien ıc. =: 1742 . 

68 Theile. Summa: 4908 DE. == 72 Mt. pro 100 kg brutto 


oder mit 18”/o Zufchlag für Netto-Gewiht = 85 Mt. 

Da die Einfuhr auch einen Theil Eigelb enthält, wurde der Durchichnitts- 
werth auf 86 ME. feitgelegt und für die Ausfuhr 96 Mk. 

Eingeführt wurden an Geflügel-Eiern in Jahr 1894 796091 (100) kg und 
1893 663 143 (100) kg; da 100 Stüd Eier netto durchichnittlich 55 kg wiegen, 
fo betrug die Einfuhr ca 15 Millionen Stüd Eier und die Ausfuhr 140,000 Stüd. 

Herrn Diezmann iſt der voraufgeführte Eierpreis pro 1892 zu body. Wenn 
in England 120 Stüd Eier (1892) 6,13 ME. koften, jo koften 1000 Eier 51 ME. 
Taufend Eier aber wiegen brutto rund 66 — 68 kg und netto 55 kg, aljo fojten 
100 kg 92 Mk. jo daß der Preis mit 113 ME. pro 1892 allerdings etwas 
body erſcheint. Deßhalb erfolgte auch pro 1893,94 eine Preisherabjegung. 

Oeſterreich— Ungarn führte im Jahre 1891 
359,147 qu.') Eier im Werthe zu 10,2 Mitt. fl. und im Jahr 1892 
432, ya „ 15.2 „ „mnach Deutichland aus, aljo 
792,090 qu. Gier im Werthe zu RX 4 Millionen Gulden oder per quintal zu 
100 kg = 32,1 fl. oder 54,5 ME. und pro 1892 35 fl. = 65'/, ME., nicht 
47 und 48'/, Het, wie ꝛtc. Diezma nn angibt (Conrads Jahrbücher 1894, ©. 282). 

Wir kommen übrigens auf einige derartige Bemängelungen des Herrn 
Diezmann noch eingehender zurüd. 

Schmalz kojtete im Jahre 1892 78 ME. in der Einfuhr und 218 Me. 
in der Ausfuhr. Die Ausfuhr beiteht zur Hälfte aus Lanolin. Im Jahr 
1893 wurden die Preife auf 95 bezw. 186 ME. feitgefegt, da die Einfuhr 
befjere Qualitäten aufweilt. Die Einfuhr zerfällt nämlich in 

13°/o gemiſchtes Schmeinefett zu 2. ME, 


52°/o gereinigtes F — | Turin 95 Mt. 
35’ o Oleomargarin Be 109% — 


Die Ausfuhr zerfällt in 
er —— zu ne ME, ) 
5° Dleomargarin A ’ 
22’) Schweineihmalz „ 100 j e | Durchſchnitt 186 MI. 
10% Bäniefett 40 
Im Jahr 1893 wurden die Einfuhr: und Ausfuhr-Mengen-Berhältnifje 
noch eingehender ermittelt. Hiernach bejteht die Einfuhr aus: 


56°/o reinem Schweinefett a 79 ME, 
15° Fairbank “0; Durchſchnitt 80 ME. 
290) Sleomargarin FR DR 
Die Ausfuhr bejteht aus: 
56”/o Yanolin zu 450 ME., | 


19°/o Dleomargarin „ 105 „ . 
17°/o Schweineichmal; „ 90 „ | Durchſchnitt 295 ME. 
8°) Fettgemenge „10 „ 


') qu die quintal = 100 kg. 
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Von der „Liebhaber-Bibliothek alter Illustratoren in Facsimile- 
Reproduktion“ sind bisher erschienen: 


I. „Jost Amman’s Frauentrachtenbuch‘“, M. 4.—, geb. M. 6.40. 
II. „Jost Amman’s Kartenspielbuch“, M. 4.—, geb. M. 6.40. 


I. „Jost Amman’s Wappen- und Stammbuch‘“, 2. Auflage, 
M. 7.50, gebunden M. 10.—. 


Iv. „Tobias Stimmer’s Bibel vom Jahre 1576“, M. 7.50, ge- 
bunden M. 10.—. 


V. „Virgil Solis’ Wappenbüchlein vom Jahre 1555“, 2. Auf- 
lage. M. 5.—, gebunden M. 7.50. 


VI. „Lucas Cranach’s Wittenberger Heiligthumsbuch vom 
Jahre 1509“, M. 10.—, gebunden M. 13.—. 


VII. „Jost Amman’s Stände und Handwerker“, mit Versen von 
Hans Sachs, vom Jahre 1568, M. 7.50, gebunden M. 10.—., 


VIII. „Albrecht Dürer’s Kleine Passion“, M. 3.—, geb. M. 6.—. 
IX. „Hans Holbein’s Altes Testament“, M. 4.—, geb. M. 7.—. 
x. „Hans Holbein’s Todtentanz“, M. 5.—, geb. 8.—. 


xI. „Hans Burgkmair’s Leben und Leiden Christi“, M. 3.—, 
gebunden M. 6.—. 


Xi, „Albrecht Altdorfer, Der Sündenfall und die Erlösung 
des Menschengeschlechtes“, M. 3.—, gebunden M. 6.—. 


xıı. Hallisches Heiligthumsbuch vom Jahre 1520, M. 6.—, 
gebunden M. 9.—. 


nn en ——— — — 


»Die treffliche phototypische Reproduktion, sowie die sorgfältige stil- 
gerechte Ausstattung der Bücher setzt das Publikum in den Stand, sich diese Kostbar- 
seiten der alten Xylographie, deren Originalausgaben bekanntlich Tausende werth sind, um den 
Preis von wenigen Mark anzuschaffen, ohne sich sagen zu müssen, dass darin doch nur 
ein ungenügender Ersatz geboten sei. Solche Nachbildungen, wie diese, können wirklich 
für dn Mangel der Originale entschädigen und selbst dem strengen Sinn Freude 
machen. « (Zeitschrift f. bild. Kunst.) 


»Der um die künstlerische Bildung des deutschen Volkes wohlverdiente Schriftsteller, 
Buchdrucker und Verlagsbuchhändler Dr. Georg Hirth in München, in den weitesten Kreisen 
bekannt als Herausgeber des »Formenschatzes«, hat sich die Aufgabe gestellt, in seiner „Lieb- 
haber-Bibliothek alter Illustratoren“, die beliebtesten und kunst- und kulturgeschichtlich 
werthvollsten illustrirten Werke des 16. Jahrhunderts, deren Öriginaldrucke jetzt selten, aber 
sehr gesucht, deshalb theuer sind, in getreuen Facsimile-Reproduktionen (hergestellt auf der 
Buchdruckerpresse mittelst zinkotypirter Platten) in Druck, Papier und Ausstattung den alten 
Ausgaben getreu nachgebilder, den Kunstfreunden um billigen Preis zugänglich zu machen.« 

(Prof. R. “Bergan.) 
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— Zweite Auflage. — 


Kulturgeschichtliches Bilderbuch 


aus drei Jahrhunderten. 


Herausgegeben von Geor 8 Hirth. 


Folio, Preis A Lieferung Mk. 2.40, A Band compl. broch. Mk. 30.-, geb. Mk. 35.—. 
(Liebhaber-Ausgabe [einseitig bedruckt, in losen Blättern] a Lieferung Mk. 5.—.) 





—— Monatlich erscheint eine Lieferung. — 








Französische Ausgabe unter dem Titel: 
»Les grands Illustrateurs du 16., 17. & 18. siecles«. 





Hirth’s Kulturgeschichtliches Bilderbuch umfasst im Ganzen sechs Bände (72 Lieferungen), 
es sind darin gegen 360 darstellende Künstler vertreten und haben über 3500 interes- 
sante Blätter eine technisch vollendete Wiedergabe gefunden, die Publikation bilder eine 
in ihrer Art einzige Kunstsammlung — ein Kupferstichkabinet für den Hausgebrauch. 


Hervorragende Meister dreier Jahrhunderte und verschiedener Nationen: Dürer, Cranach, 
Burgkmair, Hopfer, Schäufelein, Holbein, Beham, Aldegrever, Virgil Solis, Hogenberg, Amman, Stimmer, 
Bol, van Dyck, Goltzius, Kilian, Chr. de Passe, Rubens, Abr. de Bosse, Callot, Wenzel Hollar, Merian, 
Rembrandt, G. Terburch, Berghem, Bega, Dow, Dusart, Ewerdingen, de Hooghe, Claude Lorrain, 
Mignard, Adr. van Ostade, Rigaud, Ruysdael, Teniers, Wouverman, Boucher, Schmidt, Graf, Greuze, 
Hogarth, Lancret, Moreau, Nilson, Vanloo, Watteau, Chodowiecki, Mettenleiter etc. etc. — liefern in 
überreicher Fülle den Stofl zu diesem Werk. Porträts berühmter und interessanter Persönlich- 
keiten, Kostüm- und Genrebilder, Darstellungen von Jagden-, Kriegs- und Gerichtsscenen, — 
Tänzen und Bädern, Festzügen, Schilderungen des höfischen und bürgerlichen Lebens, Städte- 
ansichten und Marktbilder, endlich moralische und politische Allegorien, Mysterien, Curiosa u. 5. w. 
wechseln in der mannigfaltigsten Weise in der Publikation ab, welche an Originalität, sowie 
an kunsthistorischem Werth von keiner Ahnlichen übertroffen wird. 


BEE Um den Besitzern der ersteren Bände der früheren Auflage dieses Werkes das 
Abonnement auf die Fortsetzung zu ermöglichen, wird die Drucklegung der zweiten Auflage 
in derselben Weise und Ausstattung erfolgen, wie bei der ersten Auflage. 


: Jeder Band ist einzeln käuflich. — 








Das deutsche Zimmer 
der Gothik und Renaissance, des Barock-, Rococo- und Zopfstils. 


Anregungen zu häuslicher Kunstpflege von 


Georg Hirth. 


Dritte stark vermehrte Auflage. 
464 Seiten hoch 4° mit 370 Illustrationen, Eleg. brosch. M. 10.—, eleg. geb. M. 15.—. 











».... Das Buch ist die Frucht einer reichen Erfahrung und eines umfangreichen Studiums, Hat doch der Autor die 
hier vorgetragenen Anschauungen und Grundsätze alle selbst probirt. Man braucht bloss die Abbildung der Saalpartie in 
seinen Hause zu München anzuschauen, um sich darüber klar zu werden, dass wir es hier mit einem Fachmann ersten Ranger 
zu thun haben, der seine Lehren und Grundsätze zuerst bei sich erprobt und richtig befunden hat. 

Wie der Formenschatz zur Kunstpflege im ganzen deutschen Volke, so fordert das Deutsche 
Zimmer zur Kunstpflege im eigenen Hause auf, ersteres fat ein Volksbuch, letzteres ein Haus- und 
Familienbuch, beide aber verlolgen des gemeinsame Ziel, die Pracht und Herrlichkein Tale 
Kunst t verstehen und wiederzugewinnen , (Prof Dr. Stockbauer in » Bayer. Ges. Zräg.r ı5y0 No.4) 


Das Buch elgnet sich ganz besonders als Fest- und Qoiegenheitsgeschenk für Verlobte, Neuvermählte,zu Weihnachten etc. 


"vraB & Urarı,. Mina 
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Die dentſche Handelsftatiftit. Bon K. Wie- 
finger, 8. baver. Oberzollrath, vormals 
Mitglied des Kaiſ. Stat. N Sort: 
ſehung und Schluß) 2 2 


GEinheitswertbe, welche für das Jahr 
1894 gefondert nach den einzelnen 
Ländern der Herkunft oder Beitimm- 
ung von der Gruppe V der Sadı 
veritändigen — feſtgeſeht 
worden ſind 


Durchſchnittswerthe für die Gin- und 
Ausfuhr von Pferden im Jahre 1894 
Durchichnittswertbe für die Ein- umd 
Ausfuhr von Mehl ıc. im ‚jahre 1894 


Durchſchnittswerthe für die Ein- und 
Ausfuhr von ERROR im Jahre 
1894 . 


urchichnittswerthe für die Ein⸗ En 
Ausfuhr von Gummi im Jahre 1394 


| Reununsgmwarnzigfter Sabrgang. 
Bährlih 12 Hefte. Abonnementspreis: vierteljährlid 4 Mark. 
12 Hefte bilden einen Band, 


Inhalt: 


Seite I Entwnrf eines Geſetzes, betr. die Errichtung 
von Handwerläfammern. (Desemb. 1895). 


Begründung - 


Die Mrbeitseinftellungen im Gewerbe: 
betriebe in SICHERTE, AN. des 
Jahres 18094 . . 


Miszellen: 

Die Unterſuchung der wirthſchaftlichen 
Verhältniſſe in 24 Gemeinden des 
Königreichs Bayern 
Ergebniſſe der Erhebungen über ber 
Stand der Landwirtbichaft in Dir- 
| temberg 
Die Verichuldung der ländlichen Bevölt- 

erung des Großherzogthums Baden . 
Zur frage der Reinerträge in der Land» 

wirthichaft ; i 
rrleiichlonfum und Heifchpreiie 
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Das Honorar für Originalbeiträge der 


„Annalen des Deutschen Reiches‘ 


beläuft fich wie bisher auf Mk. 64 für jeden erften, auf Mk. 48 
für jeden folgenden Druckbogen einer Abhandlung (platzraubende 
Abdrücke von Materialien werden abgerechnet). 

Abhandlungen volks- und finanzwirthfchaftlichen Inhalte 
wollen an Herrn Dr. Georg Hirth, München, Abhandlungen ftaats- 
und verwaltungsrechtlichen Inhaltes entweder an den Genannten 
oder an Herrn Prof. Dr. Max v. Scydel, München, Leopoldflrafse 37 
eingefandt werden. 

Die Beantwortung der an die Herausgeber gerichteten Zu- 
fchriften wird mit thunlicher Befchleunigung erfolgen. 

Im Intereffe der von der Redaktion zu treffenden Dispo- 
fitionen erfuchen wir, gröfsere Beiträge wenn möglich einige Zeit 
vor der Einfendung anmelden zu wollen. 


MÜNCHEN, August 1896. 


Die Verlagshandlung von G. Hirth 
in München & Leipzig. 
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Gruppe III. 


Hinfichtlich der Preisbewerthung für die Gruppe II (Chemikalien, Farben 
und Droguen) ift die Schlußbemerkung, die Here_Diezmann in Chemnig 
in jeiner Bearbeitung des deutschen Chemifalienbandels ſeit 1835 (Nr. 15 und 
16 der Beitjchrift: Chem. Induſtrie 1394) macht, hier vorauszujchiden. Herr 
Diezmann jagt: 

„Sm Ganzen gibt die vorliegende Skizze (über den deutſchen Chemikalien: 
handel) ein jehr günjtiges Zeugniß von der Entwidelung der deutſchen chemi— 
jchen Induſtrie. Die Ausfuhr zahlreicher wichtiger Fabrifate läßt geradezu 
großartige Fortichritte erfennen und vielfach wird die ausländiiche Waare vom 
inländiichen Markt Eräftig zurücdgedrängt. Aber vielfach zeigen auch die 
Schwankungen der Zahlen, daß es ſich um feinen leichten Siegeszug handelt; 
in einzelnen, wenn auch nicht gerade zahlreichen Fällen, erringt das Ausland 
jogar auf dem deutſchen Markte neue Erfolge.“ 

„Allerdings Liegt die Frage nahe, ob die Ausweiſe, auf welche fich diefes 
Urtheil gründet, genügende Zuverläffigkeit zu beanfpruchen haben. Zur Be: 
antwortung diejer ragen kann jowohl die innere Glaubwürdigkeit diejer Aus: 
weife, ihr Gehalt an Widerjprüchen mit fich jelbit und an groben Unwahr: 
icheinlichfeiten, wie der Vergleich mit den Statiftifen anderer Länder heran 
gezogen werden. Beide Wege führen zu dem Nejultate, daß eine gute Dofis 
Skepſis bei Benügung der „deutſchen“ Handelsſtatiſtik ganz gut anaebradht ift, 
wie dies bei den außerordentlichen Schwierigkeiten, welche die zahlenmäßige 
Feſtlegung unſeres Handelsverfehrs bietet, leicht erflärlich ift, daß aber gerade 
die die chemische Induſtrie betreffenden Ausweije zu den beten unjerer Statijtif 
gehören und mindejtens die gleihe Glaubwürdigkeit zu beanjpruchen haben, 
wie die irgend eines anderen Landes.“ 

Herr Diezmann läßt aljo der Gruppe III und den von den Sad): 
verjtändigen dieſer Gruppe feitgejegten Werthen einige nn widerfahren 
und wollen wir nun an der Hand der Protofolle der legten 3 Jahre erjehen, 
auf welche Weife die Werthe diefer hier in Frage fommenden Waaren feſt— 
gejegt wurden. 

Die Rohſtoffe und Fabrikate der chemischen Induſtrie und Pharmazie 


ergaben IE TER 
in der Einfuhr (im Spezialhandel) 


Rohſtoffe im Werth von Fabrikate im Werth von 
1885 .. 622664 tt... 123: Mill. Mt. | 192067 t . .. . 2.97 Mil. Mt. 
1890 .. 1016254 „... 149 „ a MODE: 5 ; 5 5 a His 'z w 
1894 .. 12243835 „... 1646 „ =, BLEI: oe CO — 

in der Ausfuhr 

1885 ... 285 335 t. . . . 25. Mill Mk. 341162 tt . 5 . 1984, Mil. Mt. 
1800 . 25746 „ ... .! 325 „ 22T 52. M2ı . n 
1894 . . . 382484 „ 33 5» 1 524298 „ 5 





Es ergab fi atfo, im Jahr 1894 eine Netto: Einfuhr an Rohſtoffen zu 
128,3 Mill. ME. und eine Netto-Ausfuhr an Fabrifaten zu 161,9 Mill. ME, 
demnach ein Ausfuhr-Ueberichuß von 33 Mill. ME. Die hauptfächlichiten Roh: 
ftoffe der chemischen Induſtrie find: 

Ehilefalpeter. Preis 1892/93: 17 und 18 ME, 1894: 17 und 
20 Mt. Der Ausfuhr-Wertb wurde in 1894 etwas erhöht, da die Ausfuhr 
meist in raffin. Chilejalpeter beitebt. 
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Guano, thieriicher. Peruguano wurde für 1892 zu 16', ME, 
Fiſchguand dagegen zu 12 ME. geichägt, legterer fommt aus Skandinavien, 
Defterreich 2c.; aus Uruguay kommt Fleiſchmehl zu 16 Mk. jo daß für Die 
Einfuhr ein Durchſchnitts-Werth zu 15',—16 ME. und für die Ausfuhr ein 
jolcher zu 17 ME. auf Grund länderweiler Schägung und ebenfolcher Berech— 
mung angenommen tvurde. 

Bleiglätte. Bei Bleiglätte wird unterjchieden zwilchen deuticher Glätte 
zu 26 Mk. und englijcher Stätte zu 28 Mk., jranzöfiicher Glätte zu 27 ME, 
öfterreichifcher Glätte zu 26 ME. Unter Annahme, da die Einfuhr von Hamburg, 
Schweden, Belgien, den Niederlanden aus englischer Glätte bejteht, wurden 
die Einfuhr-Werthe länderweife nach obigen Sätzen fejtgeftellt und als Durch— 
ichnitt pro 1892: 26,38 Mt. für 100 kg berechnet. Im Jahr 1893/94 
wurden die Einfuhrwerthe wegen billiger Breite für Bleiglätte um 1—2 ME. 
berabgejegt; die Ausfuhr wurde um 1-2 ME. theurer als der Durchſchnitts— 
Einfuhrmwerth angenommen (wegen der Spejen bid zur Grenze und des Handels- 
gemwinng). 

Sumad. Für ficilianiihen Sumady) wurden 1892 nod 20 Mk, für 
öfterreihiichen Sumach 14 ME. bezahlt, im Jahr 1893 ſanken die Preiſe auf 
12 ME. für öfterreichiichen Sumach und auf 8,80 ME. für Tiroler Sumach, 
der italienische Sumadı wurde mit 22 ME. angenommen. Im Jahr 1894 
ftiegen die Durchfchnittspreije wieder auf 20,12 ME. in der Einfuhr und 22 ME. 
in der Ausfuhr, Da der Bezug aus Stalien überwiegend it. 

Die Preije für MWeinftein janfen von 100 ME. in der Einfuhr und 
160 ME. in der Ausfuhr (1892) auf 90 und 145 ME. (1893). Die Ein 
und Ausfuhr wurde gleihmäßig um 10°/, berabgelegt, da die etwaige Durch: 
fuhr von ausländiishem Weinjtein feinesfalld unmittelbare Durchfuhr jein wird, 
ſondern durch VBermittelung des deutjchen Eigenhandels erfolgt und demnach auch 
ein Handelsgewinn verbleibt. Die Staßfurter Abraumfalze (Boracit, 
Garnallit zc.) wurden auf 2'/,;, ME. pro 100 kg (1892/93) geichägt, während 
im Jahr 1894 auf Antrag eines die Verhältmifje ganz genau kennenden Sad 
verjtändigen die Einfuhr mit 22 Mk. normirt wurde, da bier nur türkischer 
Boracit vorliegen könne. Für die Ausfuhr zu 21, ME. find die Preije der 
zu Düngerzweden dienenden Kalijalze, namentlid von Kainit, wovon 184 000 
Doppel: Ztr. ausgeführt wurden, maßgebend. Für die Bezeichnung: Abraum— 
falze it das Amtl. W. 3. zum BZolltarif maßgebend. 

Chinarinde erjchent in 1892/93 mit 70 und 200 Me., 1894 mit 
60 und 200 ME. Der Preisiturz der Chinarinde iſt befannt. 

Kampher ift in 1892 mit 290 Me. bezw. 350 ME. angeführt, 1593 
mit 300 und 3850 ME., 1894 aber wieder mit 220 und 300 Mk. Die Ein: 
fuhr erfolgt in rober, die Ausfuhr in gereinigter Waare und für legtere ſind 
10°/, Gemwichtö-Berluft in Anja zu bringen. Nach der franzöfiichen Statiftif 
wird roher Kampber zu 4 uud raff. Kampher zu 4°/, Fr. geichäßt. Gebe 
und Cie. notiren in ihrem Preisverzeichniß den Kampher iraffinirt) in Broden 
ab Hamburg zu 3,20 ME. pro kg, bei camphora pulverata zu 3 Me. 

Kryolith und Baurit wurde 1892 in der Weiſe geichäßt, daß bei der 
Einfuhr 2 Theile Kryolith zu 7O ME. und 15 Theile Bauxit zu 5—6 ME, 
alfo im Durchjchnitt zu 13 ME. angenommen wurden. Die Ausfuhr bejtebt 
nur aus Kryolith, weshalb der Ausfuhrwertb mit 70 ME. angejegt wurde. 
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Im Jahr 1893 und 1894 wurden jodann diefe Werthe belafjen, da Baurit aus 
sranfreih und Kryolith aus Dänemark eingeführt wird und die Verhältnif- 
zahlen richtig find. 

Graphit. Für Graphit wurde 1892 bei der Einfuhr aus Deiterreich 
ein Preis von 8", MEf., aus Frankreich, England ein jolcher zu 13 ME. und 
ein Durchichnittspreis zu 14,17 ME. in der Einfuhr und zu 12 ME. in der 
Ausfuhr angenommen. Hierüber wurden pro 1893 noch eingehende Recherchen 
gepflogen und die Einfuhr jodann länderweiſe gejchäßt, fo daß fich ein Einfuhr: 
Preis von 14,93 Mk. und ein Ausfuhrpreis von 12 ME. herausitellte, da die 
Ausfuhr uur aus bayer. und öjterr. Graphit beftehe. Für das Jahr 1894 
wurden namentlich binfichtlich der Ausfuhr noch weiter gehende Ermittelungen 
gepflogen und hiebei feitgeitellt, daß der Ceylon-Graphit aus Britisch Indien, 
England, Belgien und Holland eingeht und der geringwerthigere Graphit aus 
Defterreich und Italien jtammt. Bei der Ausfuhr wurde nun angenommen, 
daß nicht blos deuticher und öjterreichiicher Graphit, jondern auch Geylongraphit 
als Tranfitgut ausgehe, jo daß nad England und Belgien billiger öfterreichifcher 
Graphit erportirt werde, daß aber nach Italien, Dejterreich-Ungarn und Ruf: 
land guter Geylon-Graphit ald Durchgangsgut von England über Hamburg ze. 
gehe. In Folge diefer legteren Rückſichtnahme wurde der Einfuhrpreis auf 
14,94 ME. belafjen; der Ausgangswerthb aber auf 18,92 Mk. erhöht, und 
biemit einer begründeten Erinnerung Diezmann's Rechnung getragen. 

Alfaloide und deren Salze Die Schäßung diefer Pofition iſt 
etwas jchiwierig, da Kokain, Santonin, Antipyrin, Strychnin, Morphin ꝛc. ꝛc. 
unter diefe Nummern fallen und die Werthe der einzelnen Alkaloide jehr ver- 
Ihieden find. Nach den Angaben eines der Herren Sachverſtändigen fonnte 
jdoh Einfuhr und Ausfuhr ziemlich genau nach den einzelnen Altaloiden er: 
mittelt werden umd ift der Preis auf 11219 bezw. 2219 Mit. feitgefegt worden, 
da die Ausfuhr mehr billige Artikel umfaßt, nämlich Santonin, Antipyrin umd 
Cinhonin. Die Einfuhr aber betrifft Santonin (33”/,), Morphin (22°/,) und 
35°/, Kokain, Akonitin u. ſ. w. Morphin koſtet 16000 Me., Kokain 50000 Me. 
pro 100 kg, Santonin 1200 Me. 

Si Ehlorfalium war der Preis in 1392/93 14,25 Mi. und 1894 

; k 
Für Chlorkalzium und Chlorſaures Kali und Natron waren 
die Preiſe in den letzten drei Jahren ſo ziemlich die gleichen geblieben, nur 
für chlorſaures Kali und Natron jind die Preiſe im Jahr 1893 etwas höher 
gewejen, wurden aber im Jahr 1894 namentlih von Großbritannien aus 
wieder gedrüdt. 

Hinfichtlih der Preisberehnung der Kohlenſäure fanden eingehende 
Erhebungen jtatt. Die Ausfuhr flüffiger Kohlenfäure findet in Stahleylindern 
jtatt, mit einem Inhalt von 10 kg & 45 Pig. Der Cylinder wiegt 25 kg 
und fojtet 40 Mk. Der Cylinder fommt vom Ausland zum Füllen wieder 
zurück. Die erjtmalige Anschaffung des Cylinders geichieht auf Koften des 
Auslandes. Diefe Hin: und Herjendung kommt wohl gegen 100 mal vor. 
Um dem Werth des Eylinders Nechnung zu tragen, werden 40 Pig. für Ab- 
nügung bei jedesmaliger Sendung hinzu gerechnet, jo daß 35 kg (Eplinder + 
Säure) = 4,50 Mt. (10 kg) + 40 Pig. = 4,90 Dit. koſten; 350 kg often alfo 
49 Mt. und 100 kg Kohlenjäure (mit Verpadung) koften 14 Mk. Es wurden 
ei 20 ME. für Ein: und Ausfuhr feitgefegt und auch pro 1893 und 1894 
to belaſſen. 
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Hinfichtlih der Karbolfäure wurden die Preife im Jahr 1892 als Aus: 
nahms-Preiſe angenommen (wegen der Cholera) zu 130 und 100 ME. Im Jahr 
1893 aber wurden die Preije wejentlich herabgejegt auf 75 und 55 ME., denn ab» 
gejehen von den Eholerapreijen joll die Einfuhr zu "/, in kriftallifirter Karbol- 
Jäure zum Preife von 105 Me. und zu °/, in rober, 100°, iger Karbolfäure 
zu 45 ME. bejteben, was einen Durchichnitt von 65 Mk. ergäbe. In der Aus: 
fuhr jollen drei Theile rohe SO’/,ige zum Preis von 17 ME. und ein Theil 
frijtallifirte reine Karbolfäure zum Preiſe von 120 Mk. enthalten jein, was 
einem Durchichnittswerth von 43 ME. für die Ausfuhr gleichfäme. Es wurden 
jedody über Ein» und Ausfuhr der Karbolſäure noch weitere Ermittelungen 
angejtellt und nach eingeholtem Urtbeil von Fachmännern und Großhändlern 
wurde angegeben, 

I. daß die Einfuhr zu einem Theil aus frijtall. Karbolfäure beitehe 
a 105 ME. per 100 kg und zwei Theile roher Karboljäure zu 45 ME, 
Durchichnittspreis 65 Mk., 

II. daß die Einfuhr zu fünf Theilen aus friitallifirter Karbolſäure & 
115 Mf. und zu drei Theilen roher Karbolfäure zu 45 ME. beftebe, 
Durchichnittspreis 88 ME, 

IIl. daß die Einfuhr zu einem Theil aus kriſtalliſirter Karbolſäure zu 
115 Mk. und einem Theil roher zu 35 Mk. beitehe, Durchichnitts- 
preis 75 ME., daß 

1) die Ausfuhr aus einem Theil Eriftallifirter à 120 Me. und drei 
Theilen roher SKtarbolfäure zu 17 ME, Durchichnittspreis 43 ME, 

2) aus drei Theilen friltallifirter a 140 ME. und fünf Theilen roher 
Karboljäure à 17 ME, Durchichnittspreis 63 ME. und 

3) aus einem Theil Eriftallijirter und einem Theil roher Karbolfäure im 
Durchſchnitt zu 75 ME. beitehe. 

Es wurden demnadh 75 ME. für die Einfuhr und 55 Me. für die Aus- 
fuhr angenommen. 

Im Jahr 1894 wurden die Preife nad) Maßgabe der vom Kaiferlichen 
Statiftiichen Amt eingeleiteten Recherchen über die Einfuhr und Ausfuhr an 
roher und friftallifirter Karbolfäure zu 56 ME. in der Einfuhr und 52'/, Dit. 
in der Ausfuhr angenommen. 

Nach zellamtlichen Angaben zerfällt nämlich die Einfuhr in 75°/, rohe und 
25°/, friitall. Karbolfäure, die Ausfuhr in 70°/, rohe und 30°/, Eriftallifirte. 
Hienach berechnet jich der Einfuhrwerth nad 75°/, zu 40 ME. und 25°, zu 
105 Mk., Durchſchnitt 56 Mk., und der Ausfuhrwerth nach 70°/, zu 15 ME. 
und 30°/, zu 140 Mk., Durchſchnitt 52'/, ME. 

Schwefjeljaures Kali. Bei der Feititellung des Prozentverhältniijes 
von Kali zu Kali:Magnejia wurde angenommen (auf Grund jorgfältiger Er: 
mittelungen), daß Kali und Kali:Magnefia zu gleichem Theile erportirt werden, 
der Preis für Kali-Magneſia iſt 17,35 ME. und für Kali 8,75 ME., fo daß 
fich ein Durchichnittswerth für die Ausfuhr zu 13,25 ME. und für die Ein- 
fuhr zu 11 ME. ergab. Die Einfuhr erfolgt hauptſächlich aus Dejterreich 
und bejteht in Zuderfabrifationg-Nüdjtänden. Die Ausfuhr wurde auf 15 Mk. 
herabgeſetzt, da ein kleiner Preisabichlag jtattgefunden bat. Im Jahr 1894 
jind 136 918 Doppel:Ztr. jchwefelfaures Kali à 18,25 Mf. und 124 383 
Doppel:Ztr. Kalimagnejfia a 3,25 Mf ausgeführt worden, Durchſchnittspreis 
11 und 13'/, ME. 
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Strontian, die Einfuhr umfaßt nur Göleftin, die Ausfuhr nur Strontianit 
zur Zuderfabrifation, die Werthe wurden in 1893 und 1894 etiwas billiger 
angejegt, zu 3"/, in der Einfuhr und 18 Mk. in der Ausfuhr. Strontian= 
präparate. Die Ausfuhr bejteht aus jalpeterfauren Strontianpräparaten, 
wofür die Preife billiger geworden find. 


Kalijalpeter. Der Preis des rohen Kalilalpeters ift zu 35 ME. und 
der des gereinigten zu 40 ME. ermittelt. Da es fich bei der Ein- und Aus: 
fuhr faſt nur um gereinigten Saltialpeter handelt, jo wurden 40 Mf. (1894) 
feſtgeſetzt. 

Schwerſpath und Witherit. Die Einfuhr beſteht nur aus Witherit, 
die Ausfuhr beſteht aus Schwerſpath. Witherit iſt von 8 auf 11 ME. im 
Preis geitiegen. 


Die Breife für Gummi arabicum wurden wie folgt angejegt: 1892 Ein- 
fuhr 300 ME., Ausfuhr 380 Mk. Im Jahre 1893 wurde bemerkt, daß Gummi 
arabicum, Gummi Senegal, Gummi Tragant ganz verschiedene Preife haben, 
mweshalb die Einfuhr länderweiſe gejchägt wurde. Aus England fommen billige 
oftindische Gummi, aus Franfreich bejjere Sorten; Gummi arabicum wird von 
Egypten geliefert zu 7O ME. per 100 Kilogramm. Da Gummt arabicum und 
Gummi Senegal in der Einfuhr vorherrichend iſt, jo mußte die Einfuhr auf 
230 ME. herabgejegt werden, auch der Ausfuhrwerth war zu hoch, obwohl 
die Ausfuhr beijere Sorten begreift. der Durchichnittswert) war auf 275 ME. 
fejtzujegen. Im Jahre 1894 wurde die Einfuhr noch weiter herabgejegt, auf 
134 Mk., da nicht Alles, was als Gummi arabicum angemeldet wird, wirf: 
liches Gummi arabicum it; Einfuhrwerth 134 Mk., Ausfuhrwertb 250 Mi. 
Die Bemerkungen Dietzmanns über die Höhe der Gummimerthe der deutſchen 
Reichsſtatiſtik zu 3UO— 400 ME. fanden alſo durch die Kommiſſions-Verhand— 
lungen ihre Erledigung. 


Knoppern und Ederdoppern. Aus Defterreich gehen hauptſächlich 
Ederdoppern und Knoppern, aus der Türfei Valonca ein. Es wurde pro 1893 
angenommen, daß annähernd 25%, in Ederdoppern und Knoppern zum Preiſe 
von 18 ME. und 75°, in VBalonea zum Preis von 21 Mk. bejtehen. Durch: 
jchnittspreis 20,50 ME. Die Ausfuhr wurde zu 22'/, ME. feitgejtellt. Für 
das Jahr 1894 wurden die Durchichnittswerthe zu 23’, Mk. und 26 ME. 
ermittelt, da der Valonea-Preis geitiegen ift. 


Die Vreiſe für Blaubolz, Gelbholz, Rothholz wurden in den Jahren 
1893 und 1394 etwas erhöht, da Farbhölzer theurer geworden find; Gelbholz 
ift im Jahre 1894 wieder billiger geweſen. 


Die Einfuhr von irländiichem und isländischem Moos wurde länderweiſe 
geichäßt und biebei angenommen, daß aus Frankreich, Belgien, Großbritannien 
irländiiches Moos zu 35 Dek., ſonſt isländisches Moos zu 24 Me. eingebe. 
Die Ausfuhr bejteht in isländiichem Moos. 


Inſektenwachs und Pflanzenwachs. Die Einfuhr beitehbt aus 
27 Theilen Theilen Japanwachs à 80 Mk., 16 Theilen gelbes Bienenwachs 
a 250 ME. und 6 Theilen Carnaubawachs à 100 Mk, alfo 140 Mk. in der 
Einfuhr. Die Ausfuhr beiteht aus Bienenwache. 


Hinfichtlich der im diefe Gruppe fallenden Fabrikate famen folgende 
Werthe zu Stande: 
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Aether und Netherpräparate. 1892: Einfuhr 100 ME., Ausfuhr 
90 Mt. Die Ausfuhr enthält Schwefeläther zu 60 ME. und Eſſigäther zur 
Bulverfabrifation mit 100 ME. 1893: 100 Mk. und SO Mk. Die Einfuhr 
bejteht aus Fruchtäther, der Ausfuhrwertb wurde mit Rüdficht auf die ge- 
junfenen Spirituspreife berabgeiegt. Kollodium, das neben Schwefeläther 
(43 ME.) und Eifigäther (120 ME.) ausgeführt wird, koſtet LIO ME. und 1894: 
100 ME. und 70 Mt. Der Ausfuhrwertb wurde wegen Preis:Rüdganges 
des Schwefeläthers, der in der Ausfuhr vorherrſcht, herabgeiegt. 


Aetheriſche Dele. 1892. Die Einfuhr wird länderweile geichäßt. 
Aus Bulgarien und Rumänien kommt Roſenöl zu 70—80000 ME., aus 
Italien BZitronenöf zu 1800 ME, Bergamotöl zu 2200 ME, Pomeranzenöl 
zu 1600 Mk., im Durchichnittspreis 1800 ME.; aus Defterreih-Ungarn kommt 
Fenchel- und Korianderöl zu 8300 Mk., aus Rußland Anisöl zu 1600 — 1800 ME, 
aus den Niederlanden Gajeputöl, aus China Caſſia- und Sternanisöl, aus 
Frankreich Lavendel- und Thymiandl, Eufalyptusöl, aus Großbritannien 
Pfeffermünzöl, aus den Vereinigten Staaten von Amerifa Saſſefrasöl. 


Die Ausfuhr wurde angenommen zu 


7 Theilen Anisösl - - 2 2.2. . A 1600 Mt. = 11200 ME. 
10 „  Kümmeöl . . : 2 »..5380 „= 8W00 „ 
15 „ MNltenöll -»- . 22. 50 „ — 7500 „ 
5 „ sende . . 2... 700 „= 350 „ 
3 „  MWieffermünzöl - . » ». . 22500 „ == 7500 „ 
2 „  Sandelboljöl . -. -» » » 2300 „ = 6000 „ 
2 „  MWeftindiihes Oel . -: . 21300 „ — 2600 „ 
2 — -" | EEE er . 8360 „ = 720 „ 
1 Macisöl . . » . .» = 81000: — 100 


47 Theile 54 500 Dit. 


— 1159,60 Mt. im Durchſchnitt. 

Die Durcichnittmerthe wurden demnach auf 2057 Mk. in der Einfuhr 
und 1150 ME. in der Ausfuhr feitgeiegt. 

Im Jahre 1893 wurde die Einfuhr wieder länderweife geichäßt und 
hiebei auch auf die unmittelbaren Umſchließwagen, in welchen die Dele ein- 
gehen umd mit zum Netto-Gewicht gerechnet werden, Nüdficht genommen. Die 
Einfuhr aus Japan wird ala Menthol: und Pfeffermünzöl angeiprochen, der 
Werth von Pfeffermünzöl ift geitiegen, aus den Philippinen fommt Ylang- 
Mang zu 30000 Mk., aus Merifo Linaloöl, aus Brafilien und Uruguay 
das Wetitgrainöl zu 1500 ME. Der Durchichnitts » Einfuhrprei® war auf 
1645 ME. und der Ausfuhrpreis auf 1200 ME. fejtgefegt, da Anisöl theurer 
geworden iſt. 

Für das Jahr 1894 wurden die Einfuhrpreiie zu 1515 Mf. und die 
Ausfuhrpreife zu 1200 ME. im Durchjchnitt ermittelt. 

Bitronenöl ift im Preiſe gefunfen, aus der Türfei fommt auch billigeres 
Geraniumdl, Antsöl it theurer geworden, desgleichen Eaffia-, Sternanis- und 
Mentholöl; Linaloöl aus Mexiko ift in Folge der Silberentwerthung billiger 
geworden, der Durchichnittspreis berechnet fich daher etwas niedriger als im 
Borjahre. 

Wacholder: und Rosmarinöl. Die Einfuhr wurde länderweiſe 
gefhägt. ES wird angenommen, daß aus Frankreich Rosmarinöl, aus Jtalien 
geringe Nosmarinöl, aus Oeſterreich-Ungarn Wachholderholzöl eingeht, die 
Ausfuhr bejteht nur in Wachholderbeeröl. 
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Die Preife betrugen 1892: Einfuhr 274 Mk., Ausfuhr 400 Mt.; 1893: 
Einfuhr 295 ME, Ausfuhr 400 ME. (Rosmarinöl war theurer geworden); 
1894: Einfuhr 303 ME., Ausfuhr 400 ME. (Rosmarinöl wurde wiederholt 
theurer). 

Berliner Blau. Die gegen früher vermehrte Einfuhr bejteht aus einem 
gewöhnlichen Gasblau, welches zur Herftellung von gelbem, blaufaurem 
Kali verwendet wird. Der Durchichnittspreis für Dasjelbe beträgt 30 Mk. per 
100 Kilogramm. Es ijt daher die Geſammt-Einfuhr anzunehmen zu: 


3 Theilen a 30 ME = 90 ME. 


1 Theil A155 „ =1l85 „ 
4 Theile 275 Mt = 70 Mt. im Turdichnitt. 


Die Ausfuhr beitebt faſt nur in gereinigtem Berlinerblau. Es wurden alfo 
die Durchichnittspreife feitgejeßt zu: (1892): Einfuhr 70 ME, Ausfuhr 200 ME; 
(1893): Einfuhr SO Mk., Ausfuhr 220 ME. (Preisjteigerung); (1894): Einfuhr 
SO ME., Ausfuhr 200 Mit. Die Ausfuhr ift billiger geworden, da eine Fabrik 
in Holland (Roermond) Concurrenz madıt. 

Ultramarin. Einfuhr 69 ME., Ausfuhr 58 Me. (1892/93). Im Jahre 
1894 jtiegen die Preije auf 70 ME. in der Einfuhr und fielen auf 56 Mi. in 
der Ausfuhr. 

Blei: und Farbenitifte: Einfuhr 160 ME., Ausfuhr 300 Mk. (1892/93 
und 1894). 

Maler: und Waſchfarben: Einfuhr 105 ME, Ausfuhr 120 ME. 
(1832/93 und 1894). 

Brom. Zwiſchen den Bereinigten Staaten von Amerifa und Deutich- 
land beiteht eine tonvention, wonach nach Deutichland aus Amerika fein Brom 
ein: und aus Deutichland nach Amerika fein Brom ausgeführt werden follte, 
daher die geringe Einfuhr. Im Jahre 1893 iſt Brom theurer geworden, daher 
325 ME. Ausfuhrwerth. Die Ausfuhr von Brom betrug 82439 Kilogramm. 
Im Jahre 1894 iſt Brom auf 375 ME. gejtiegen, Einfuhr war gar feine 
vorhanden. 

Terpentinöl, Harzöl, Kampheröl. Die Einfuhr wurde länder: 
weile geſchätzt. Die amerikanische und franzöfiiche Waare wird auf 49,50 ME 
geihägt; aus Japan und China kommt robes Kampheröl; ausgeführt wird 
jogenannte polnische Waare und gereinigtes Stampheröl. Im Jahre 1893 find 
die Werthe gejunfen, daher jtatt 47,23 ME. mur mehr 43,17 Mi. Die Aus: 
fuhr dagegen umfaßt feinere reftifizirte Waare, daher von 40 ME. auf 45 ME. 
erhöht, bei der Ausfuhr kommt auch beſſeres Terpentindl in Betracht. Für 
1894 wurden die Preife auf 41,54 Mt. und 45 ME. fetgefegt. 

Anis, Koriander und Kümmel. Die Preiie wurden feitgeießt auf 
(1892) 35,08 ME. in der Einfuhr und 48 ME. in der Ausfuhr; (1893) 45,07 Me. 
in der Einfuhr und 55 ME. in der Ausfuhr und (1894) 49,66 ME. in der 
Einfuhr und 58 ME in der Ausfuhr. 

Die Einfuhr beftceht aus Belgien, Maroffo und den übrigen überfeeifchen 
Ländern in Koriander, aus den Niederlanden, Norwegen, Schweden, Dänemarf, 
Stalien und Hamburg in Kümmel, aus DejterreihUngarn, Rußland und 
Spanien in Anis, aus Großbritannien, Gibraltar, Malta in Cumin und aus 
Ssranfreih in Anis und Cumin. Die Ausfuhr befteht aus 2 Theilen Koriander 
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a 30 ME. und 6 Theilen Fenchel à 55 ME, alfo im Durchichnitt 48 ME, 
die SFenchelpreife erhöhten fich im Jahre 1893 bis auf 70 ME. umd jtiegen 
1894 noch mehr. 

Bitronenjäure und Zitronenſaft. Die Zitronenfäure fojtet 320 ME. 
und der Saft fojtet 100 Mk. Es ift daher vor Allem feitzuftellen, in welchem 
Verhältniß dieje beiden unter Nr. 139 des Statijtiihen Waaren-Verzeichniſſes 
vereinigten Artikel ein- und ausgeben. 

Bei der Einfuhr find °/, Säure und '/, Saft, die Ausfuhr beitebt nur 
aus Säure. Für 1893 und 1894 erfolgte länderweife Schägung, indem an: 
genommen wurde, daß aus Frankreich, Großbritannien, Niederlanden, er: 
einigten Staaten von Amerika Zitronenfäure, aus Stalien, Dejterreih-Ungarn, 
der Schweiz und Britiich Wejtindien Saft eingebe. 

Der Einfuhrwerth betrug 1893 223 ME. und der Ausfuhrwerth 320 ME., 
im Jahre 1894 214 und 272 Mf. Der Ausfuhriwerth wurde wegen Preis: 
minderung der Säure herabgejeßt. 

Der Verbrauch von Safflor iſt nur noch gering und wird bald ganz 
aufhören, da er durch die Anilinfarben verdrängt wird. Die Anilinfarben und 
andere Theerfarbitoffe foiten 450 ME. in der Einfuhr und Ausfuhr, während 
fie früher noch 500 ME. koſteten. 

Harze nicht befonders benannt. °%/, der Einfuhr beſteht in Kopal, deſſen 
Preis zwiichen 280 und 360 ME. ſchwankt; das legte Viertel bejteht in Drachen 
blut u. ſ.w. Die Preife wurden mit 200 und 240 ME. feitgelegt. 

Terpentinharze, Terpentinballam. Aus Italien fommt der venetianiiche 
Terpentinbalfam, aus der Türkei fommt Chivsterpentin, die tropijchen Länder 
liefern die theuren Balſame, aus Frankreich und Nordamerika kommt Solo: 
phonium. 

Die Preiſe ergaben ſich auf 10-11 ME. im Durchſchnitt, für Balſam 
480 und 530 Mk. Bol. folgende Preisermittelung: 

Terpentinbarze; Terpentine. Einfuhr: Belgien 7,5, Franfreich 12, 
Großbritannien 7,5, Stalien 90, Niederlande 7,5, Norwegen 7,5, Deiterreich- 
Ungarn 90, Rußland 7,5, Schweden 7,5, Schweiz 12, Türke, Maroffo, 
Uebriges Aſien, Peru und Venezuela 90, Bereinigte Staaten von Amerifa und 
Seewärts 7,5 ME. 

Für die Hanjenblaje wurden die Preife auf Grund Länderweiler Schäß: 
ung pro 1894 zu 1505 Mk. in der Einfuhr und 1800 WE. in der Aus— 
fuhr angejegt. 

Aus England kommt die beite, aus Rußland und den Vereinigten Staaten 
geringwerthige Sorte. 

Rei Ruß und Rußbutten iſt zwiſchen öfterreichiichem Ruß zu 70 ME,, 
franzöſiſchem Ruß zu 120 ME und Schwedischem Ruß zu 25 ME zu unter: 
icheiden, die Ausfuhr bejteht aus kalzinirtem Ruß. 

Hinfichtlich der Parfüms-Extrakte und Eſſenzen wurden eingehende Er: 
mittelungen gepflogen. 

Aus England fommen an alfoholartigen Eſſenzen jog. Kopfwaſſer, aus 
‚sranfreih Eau de Quinine, Kölniſch Waller iſt ein Ausfuhr-Artikel, Amykos 
fonımt aus Schweden, Anatherin-Mundwaſſer aus Deiterreich. 

Die Preiſe ſchwanken für Ertrafte zwijchen 1300-700 ME. und für 
Eſſenzen zwifchen 400 und 200 Me. 
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Bezüglich der Pomaden und wohlriechenden fetten Dele it zu bemerfen, 
daß bievon auch ziemlich viel ausgerührt wird, namentlich Bajelin-Präparate, 
auch Salben, Buder und Schminken jind Ausfuhr-Artikel. Die Preife wurden 
in der Einfuhr anf 950 und 500 ME, in der Ausfuhr auf 500 und 400 ME, 
feitgeiegt, da die Einfuhr theuerere Artikel enthält. 

Wir laſſen bier den Bericht eines Sacverjtändigen folgen: 

Esprits. Nr. 796. Einfuhr 950 ME. — Ausfuhr 500 ME. 

„Zur Einfuhr kommen, hauptiächlich aus Frankreich und England, Ertrafte 
Parfüms für Tafchentücher zc.), wohlriechende Kopfwaſſer (3.9 Eau de Quinine) 
und alkoholartige Toilette-Waſſer; Diejelben Artikel find auch die hauptſächlich 
für die Ausfuhr in Betracht kommenden. 

Kölniſch Waller wird verfchwindend wenig aus Frankreich und England 
eingeführt; ift Dagegen aber ein bedeutender Ausfuhr-Artifel. 

Amykos, aus Schweden, und Anatherin-Mundwaſſer ans Dejterreich find 
Nebenartifel und werden nur in fleineren Poſten eingeführt. 


Preiſe für Ertrafte . Einfuhr 1500 ME, Ausfuhr 700 Wie. 
„ „ Kopfwalier . — 300 200, 
„Toilette-Waſſer 400, 2008, 
„nr Kölniih Waſſer r 400 „ 200, 


Parfümerien. Nr. 797. Einfuhr 500 Me. — Ausfuhr 400 ME. 

PBomaden und wohlriechende fette Oele werden in größeren Quantitäten 
jowohl eingeführt wie ausgeführt, ebenjo Brillantine. Preiſe E. 600, U. 300. 

Seifenipiritus und Glycerin-Ereme kommen hauptlächlich aus Oeſterreich. 
Preiſe E. 350. 

Haarfärbemittel kommen bei der Einfuhr wenig in Betracht, da die meilten 
ausländiichen Fabrikate dDiefer Art wegen ihrer Zuſammenſetzung in Deutichland 
verboten find. 

Wohlviechende Baftillen kommen hauptjächlih aus England; Preiſe E. 600. 

Näucherband, NHäucherblätter, Näucherferzen, Näucherpapier, Räucherpulver, 
Rauchpillen find Nebenartifel von jo geringer Bedeutung, daß deren nament- 
liche Aufführung faum gerechtfertigt ericheint; an Stelle derjelben werden neuer: 
dings alfoholhaltige Zimmerparfüms ſowohl importirt als erportirt. reife 
E. 300, U. 200. 

Riechpulver, ziemlich wichtiger Artikel für Import wie auch Erport; nament= 
ih Polvere d’Ireos in kleinen Umjchliegungen wird viel von Italien einge: 
führt. Preiſe E. 50V, A. 500. 

Riechkiſſen in Seide werden wohl meiltens als Seidenwaaren behandelt. 

Salben (Cremes), Puder und Schminken find wichtige Ausfuhr:Artikel, 
ebenfo wird viel hiervon importirt, namentlich aus ‚Frankreich. reife E. 500, 
%. 500. 

Barfümirtes Bajeline fommt aus New:Norf, doch werden Vaſeline-Fabri— 
fate auch bedeutend erportirt. Preiſe E. 35V, AU. 200. 

Bahnpaiten und Zahntinkturen find wichtig für Export wie auch für Import 
(aus England, Frankreich und Defterreich) (Stalodont). Preife E. 600, AU. 400. 

Die für beide Pofitionen in den legten Jahren angenommenen Durch— 
fchnittspreife dürften wohl auf richtiger Schägung beruhen und auch für 
das legte Jahr maßgebend jein können.“ 
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Wegen der Breisfejtiegung für Karbolſäure möge nachſtehend die Mits 
theilung eines Sadperitändigen hier veröffentlicht werden, um daraus zu er- 
jehen, mit welch peinlicher Genauigfeit bei der Ermittelung der Waarenpreije 
vorgegangen wird. 

„Nach jchriftlich eingeholtem Sachverſtändigen-Urtheil zweier Yabrifanten 
und eines Großhändlers in diefen Präparaten werden von diejen drei Quellen 
die Ein- und Ausfuhrpreife folgendermaßen geichäßt: 


Einfuhr: 
A. 1 Theil kryſt. a ME. 105.— * 
u a 1 *8 Mi. 65— 
B. 5 Theile kryſt. a Me. 115.— 
3 > roh A a 45. =} ze ME. 88.80 
C. 1 Theil kryſt. a Mi. 115.— ne _ 
1. oh aA, B3— = Mt. 75. 
ME 228.80:3 
Durchſchnitt Mt. 76.— 
Ausfuhr: 
A. 1 Theil kryſt. a Mt. 120.— syn 
3 — roh A — 17.— = ME. 43.— 
B. 3 Theile init. a ME 140. _ 3— 
5: OB > m; = M. 63. 
C. wie bei der Enfutr ... — Mt. 75.— 


. Mt. 181.—:3 
Turhichnitt ME 60.— 


Ber der Ausfuhr ift die von C gewählte Ziffer (ME. 75) ohne nähere 
Begründung mur in Analogie der gleich hohen Ziffer der Einfuhr gemuthmaßt 
worden, weshalb ich auf diejelbe feinen zu großen Werth lege. Auf Grund 
meiner eigenen Berechnungen und den mündlichen Verhandlungen möchte ic) 
vorschlagen, die Preije für die Einfuhr auf Mi. 75.— 

Ausfuhr „ „ 55.— 
zu jegen, wobei die Differenz von ME. 20.— zwischen Ein- und Ausfuhr als von 
zwei maßgebenden Seiten fommend, wohl als annähernd richtig bezeichnet 
werden dürfte. 

Die billigeren Preiſe an jich gegen das Vorjahr find dadurch zu motiviren, daß 
im Jahre 1892 die bedeutend höhere Ausfuhrziffer durch die Cholera allein ver: 
urjacht worden ijt. Es wurden Damals die ältejten Lager gänzlich geräumt und die 
Karbolfäure aller Reinheitsgrade zu immer fteigenden Preifen verfauft, während 
im Jahre 1893 große Pojten der Einfuhr vielfach zu lang dauerndem Lagern 
verurtheilt wurden und bei umgekehrter Tendenz der Preife unverkäuflich blieben. 


Aus der Einfuhr:Notiz B interefjirt die aus ſehr gut unterrichteter Quelle 
geichöpfte große Ziffer für Friftallifirte Waare. Die betreffende Quelle ift einer 
der bedeutendjten Händler in dem Ürtifel, der einerjeits zwiichen den Farben: 
jabrifen und den englischen Importeuren und andererjeitö zwiſchen den Salizyl: 
jäure und Pikrinſäure-Fabriken jtebt. Derjelbe hält die in der Kommiſſion aus: 
geiprochene Annahme bezüglich Eriitallifirter Waare in der Einfuhr, nämlich 
1 Theil des Importes, 857 000 Kilo und hierzu die ungefähre Fabrikation 
der deutfchen Fabrifanten, ca. 300000 Kilo Summa 1157000 Kilo kriſtalli— 
jirter Karboljäure, für zu gering.“ 
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Gruppe IV. 
Die Preisbewegung der Rohmetalle in den legten Drei Jahren war folgende 
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Ausfuhr 
1892 1893 1894 1892 | 1898 | 
| Dart | Mart | Mart | Wart | Mart 

1. Blei, rohes | 21.50 20.— 19.79 21.25) 19.50 

2. Roheifen, 4.81 4.54 464 550 5.44 

3. Brucheiſen 5.— 4.50! 4.54) 5.50, 5. ⸗ 

4. Rohkupfer 98.⸗ 92.—| 85.05 101.—ı 95. ⸗ 

5. Rohzink 43 — 36.— 30.74 41.50) 34. — 

6. Rohjinn | 190.— 170.— 139. — 192, — 72.— 

7. Robgold 1278 200.— 278 200.— 278 200. 

8.Rohfilber | 11670.—! 10425.— 8555. | 11730.—, 10475.— 

9. Cuedüilber " 400.) 385.— 860.0 420.-| 395.— 

10. Wismutb | 1620.— 1575.— 1350.—| 1650.— 1600.— 
11. Kobalt und ! | 
Nidelmetall 

vb. . . | 5.— 35— 335— 55— 485— 





Nach der franz. 


1894 Statiftif 
Mart |  öres. 
19 20526— 28 für pro 
e 100 kg 
sl 5% 
7.03 120— 140 
29.30 46—54 


141.— 225 —235 


278 200.— 278 200. — 1278 200.—| 3 pro Gramm 


8 600.—]13-—14 cs. pro 


Gramm 
370.— 4—5 
1375.— 21 
375.— 5 


Die Preiſe für Blei, Eifen, Stupfer, Nidel, Silber, Duedfilber, Wismuth, 
Zink und Zinn find in den Jahren 1893 umd 1894 erheblich zurücdgegangen. 


Die Preije für Halbfabrifate geitalteten fich wie folgt: 


21'/, und 21 Mt. 


2. Stab: und Winfeleiien, 


Die Preife für Winfeleifen waren in 1892 10—11',, 
Stabeijen ergab nach länderweifer Schäßung in der Einfuhr 1892 


9—10 ME. 


1. Walzblei und Bleiröhren. 
1892: 24 und 23 ME. bezw 24'/, ME., 1893: 22 und 23 ME, 1894: 


Eiſenbahnſchienen. 


Mt, 1893/94: 


15,75 ME. und in der Ausfuhr 10,70 ME., 1893: 14',—10'/, Mf., 1894: 


14'1/,— 9,80 Me. 


in der Einfuhr und 18 ME. 
Eifenplatten 1892 11'/, und 17',, ME., 
10,80 un 12,20 Dt. 
1894: 27,50 und 31,50 Mit. 


33 ME., 


‚in der Ausfuhr 12, 


1893: 130 und 125 Wik., 


Eiſenbahnſchienen O—8 ME, 


Radkranzeiſen 1892 19 Mi. 


in der Ausfuhr, 1893 und 1894 herabgeſetzt. 


Weißblech 1892 33 und 35’, Mt., 
Eifendraht in der Einfuhr 33 und 
Mk., 1893: 33 und 12'/, Me., 1894: 33 und 11,20 Me. 


3. Kupferhalbfabrifate. 
Kupferdraht 1892 147 Mk. in der Einfuhr und 150 ME. in der Ausfuhr, 


1894: 


125 und 


123 ME. 


1893: 10'/, und 14'/, 


Mk., 1894: 
1893: 32 und 


Schmiedefupier 1392 


130 Die. in der Einfuhr und 120 Mk. in der Ausfuhr, 1893: 120 und 


110 Mt., 1894: 


110 und 103 Mt. 


4. Wa 


[zzint. 


1892: 47'/), Mt. in der Einfuhr und 46 Mk. in der Ausfuhr, 1893: 


39,75 ME. und 38, 


25 Mk., 


1894: 34'/, und 33°/, 


Mk. 
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5. Walzzinn. 
1892: 215 Mk. in der Einfuhr und 225 ME. in der Ausfuhr, 1893: 
200 und 210 Mk., 1894: 170 und 180 Mt. 
Für die hauptfächlichiten Metallfabrifate wurden die Preife wie folgt er: 
mittelt. 


1892 1893 1894 

Grobe Eifenwaaren . . . 60 u. TOME. 60 u. 68Mt. Tu SM 
Näabnadeln . : . . . 2100 „ 00 „ 2050 „ Ss00 „ 2050 „ 800 „ 
Schreibievden . - 950, 700 „ 950 „ 700 „ 900 „ 650 „ 
Ntriegsaewehre . . ». . » 1300 „1250 „ 1290 „ 1400 „ 1250 „1250 „ 
Grobe Kupferichmiedwaaren 200 „ 210 „ 190 „ 200 „ 184 „ 194 „ 
Grobe Zinfwaaren . . . 3, 183, 78 118 18... :118- ; 
Grobe Zinnwaaren VER Gen; || SEE, x || ol 250. 2350 „ 220 „ 220 „ 
Yolomotiven ee reg 100 „ 114 „ 100 „ 110 95, 105, 

Holz — * 70, 73 „ ou 13. 67 „ 20. 
Maihinen aus) Gußeiſen . 38,60. 56, 5 _ 54 56. 

| Schmiedeifen 8 „ 2, 66, 70 ,„ 4,68 „ 
Nähmaichinen . — 92 1 „ 80 „ 9 , 90 90, 

Erze. 


Eifenerze, länderweile geichägt. Die Ausfuhr nach Belgien und Frank— 
reich beiteht in der Hauptjache in Minettes von Lothringen und Yuremburg, 
weiche von 1892 auf 1893 billiger wurden. Die Einfuhr aus Spanien bejtebt 
in hochwertbigen Erzen, in der Einfuhr aus Frankreich find hochwerthige 
algieriiche Minettes enthalten, aus Griechenland kommen gute Seriphos:Erze, 
aus Italien Elbaerze, Norwegen liefert qute Lofotenerze. Die portugieftiiche 
Einfuhr beiteht aus Huelvaerzen, aus Oeſterreich-Ungarn geht Spatheifenjtein 
ein Der Werth der Eijenerze fiel von 1,34 in der Einfuhr auf 1,31 ME. 
Der Ausfuhrwerth von 30 Pig. ijt geblieben. 

Blei: und Kupfererze Die Zufammenjtellung der Blei: und Kupfer: 
erze unter eine jtatijtiiche Nummer erichwert die Schäßung, weshalb fünftig 
diefe beiden Arten von Erzen getrennt nachgewiejen werden. Als Einfuhrmwerth 
für Supfererze gelten 1892 40 Mk., für Bleierze 20 ME. Die Einfuhr be- 
jteht zu einem Theil aus Kupfererzen umd zu vier Theilen aus Bleierzen, ſohin 
mit einem Durchichnittswerth von 24 ME. Unter Berüdfichtigung, daß auch 
noch jehr hochwertbige Erze eingeführt werden, wurde pro 1892 ein Durch— 
Schnittspreis von 3O ME. in der Einfuhr angenommen. Die Ausfuhr bejteht 
überwiegend aus Bleierzen, daher 20 ME. Pro 1893: 27 und 15 Mf. wegen 
Breisrüdganges. Im Jahr 1894 find aus Belgien 2000 Tonnen Kupfererze 
im Breife von 50 ME. und 8700 Tonnen Bleierze im Preije zu 5 ME. pro 
100 kg eingegangen, (Durcdhichnittspreis 13 ME), aus Frankreich hoch— 
werthige Kupfererze 100 Tonnen, aus Griechenland filberhaltige Bleierze, aus 
England Nupfererze, aus Oeſterreich-Ungarn bochbaltige Bleierze, aus Portugal 
Kupfererze, aus Rußland, Schweden und Spanien zum Theil Kupfererze, aus 
Transvaal, Argentinien, Bolivien, Brafilien und Britiih:Nordamerifa filber: 
haltige Bleierze, aus Chile Kupfererze, desgl. aus den Vereinigten Staaten von 
Amerika, aus Aujtralien Bleierze mit ſtarkem Silbergehalt. Die Ausfuhr nad) 
Deiterreih hat in Kupferzement, nach der Schweiz und Djtindien in Glajur: 
erzen, nach den übrigen Yändern in Bleierzen beitanden Auf Grund diejer 
Annahmen wurde unter Berücdjichtigung der länderweifen Einfuhr: und Ausfuhr: 
lg der Preis in der Einfuhr auf 16,59 ME. und in der Ausfuhr auf 
17,60 ME. feitgeitellt. 
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Gold:, Silber: und Platina-Erze. 

1892: ©. und A. 115 ME. Bon der Gejammteinfuhr zu 19,300 Tonnen 
entfielen auf: 

Silbererze 18270 Tonnen à 100 ME, 
Solderze 1027 ae „on 
Platinaerze 8, R „20000 „ 

1893: 100 Dit. 1894: ©. 865 Mt, U. 50 ME. Nach Tänderweiler 
Schätzung wird die Einfuhr wegen Nüdgang des Silberpreifes erheblich er— 
mäßigt, dgl. die Ausfuhr Aus Rußland kommen Platinaerze (14 Doppel-Ztr.) 
im Werthe zu 15 000 ME., daher der hohe Durchichnittsiwerth für Rußland 
zu 11 800 Me. 

Kobalt: und Nidelerze. 

1892: €. 140, A. 90 Wit. 1893: E. 120, U. 75 Mi. 1894: E. 94 
und U. 60 Mk. Die Einfuhr aus Frankreich und England bejteht der Haupt- 
jahe nad) aus Nidelipeife, ſonſt aus Nidelfchladen. Die außereuropäiſchen 
Provenienzen bejtehen aus Nidelerzen. 

Die Preife haben fich fortgeiegt verbilligt. 


Manganerze. 
1892: €. 8 und 4. 15. 1893: 8 und 15 Me. 1884: 6 und 12 ME, 
Die Ausfuhr beiteht zum Theil in Braunjteinpräparaten. 


Binferze. 
1892: 8'/, Mt. 1893: 7 Mk. 1894: 4°/, ME. (Preisrüdgang.) 


Untimonerze und Arjen. 
1892: 60 und 32 Mf. 1893: 50 und 35 ME. 1894: 27 und 21 Mi. 
(Preisrüdgang.) Die Einfuhr aus Japan befteht in Antimonium eradum, aus 
Bolivien in geringem Antimon. Die Ausfuhr umfaßt geringere und Arjenerze. 


Chromerze. 
1892: 9 Mt. 1893: 10 Me. 1894: S'/, Mt. 


Schladen von Erzen. 
1892: 1u.1,25 Mt. 1893: 1,10u.1,40 Mt. 1894: 1,38 u. 1,47 ME. 


Thomasihladen. 
1892: €. 3u.3'/, Mt. 1893: 5,40 Mt. 1894: 2,50 u.4 ME. (Preis: 
Rüdgang.) 
Schwefelkies, Alaunerz. 
1892: 1,80 u. 1,30 Mt. 1893: 1,90 u.1,30 Mt. 18394: 1,98 u. 2,28 Mt. 


Braunfohlen und Steintohlen, Koaks. 

Brauntohlen. 1892: 38 u.40 Pf. 1893: 38 u.40 Pf. 1894: 36 u. 38 Pf. 

Steinkohlen. 1892: 1,11 u.1,34 Mt. 1893: 1,08u.1,28 Mk. 1894: 
1,04 u. 1,25 Me. 

Koaks. 1892:1,70u.1,80Mf. 1893:1,54u.1,57Mf. 1894: 1,40u.1,57 ME. 

Aus dem vorftehenden, zu den Gruppen I—IV im Auszug gegebenen 
Inhalt der Sigungsprotofolle der Sacverftändigen: Kommifjionen für bie 
Schätzung der Handelöwerthe dürfte mit Sicherheit zu entnehmen fein, daß die 
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für die einzelnen Waarenartifel ermittelten Werthe bei der Ausdehnung, 
welche die länderweiſe Schägung in der deutichen Handelsftatiftif angenommen 
bat, nahezu als abjolut richtig erachtet werden fünnen. Aber auch die für 
Sammelvofitionen rechnerisch ermittelten Durchichnittswerthe können Angefichts 
der Sachkenntniß und der eingehenden Berathung jeitens der Sachveritändigen, 
wovon hier jelbjtveritändlich nur jEizzenbaft die Quinteſſenz der vorgebrachten 
Gründe und Gegengründe, des Meinungsaustaufches und der Vortragseritattung 
fowie der Verhandlungen mitgetheilt werden kann, Anſpruch auf thunlichite 
Genauigkeit erheben. Es ift dies bei den voritehenden Gruppen um jo feichter 
möglich gewejen, als die dorthin gehörigen Waaren zumeilt jchon im Handel 
nah Gewicht einen beitimmten Preis haben. Aber auch für die Waaren der 
folgenden 3 Gruppen, in welchen Bücher, Handichube, ja ſogar „Oelgemälde“ 
nach Doppelzentnern in ihrem Werthe abgeichäßt werden, joll gezeigt werden, 
daß auch dieſe Preisermittelungen eine ſehr jolide Grundlage haben. 

Im Uebrigen repräjentiren die vier behandelten Gruppen folgende Ge: 
jammtwertbe: 


Einfuhr. Ausfuhr | Einfuhr. Ausfuhr 
a) Nahrungsmittel, Genußmittel. Abfälle, Düngungsmittel und verſchiedene 
1892 .. 1243 Mil. Mt. 344 Mill. Mt. thieriſche Produlte. 
1893. 1095 , — 400 „ „ 1892... 120 Mill. Me 25 Mill. Mt. 
1894 .. 1156 „ r 391 „ . 1898 ...137 „ * BU u r 


18941 .. 124 „ = 2: „ " 


b) Induſtrie der Fette, Oele, Mineralöle. & 
g) Brennſtoffe. 


1892... 221 Mill. Mt. 26 Mill. ME. 





1893 ...25 _ K 32 „ J 7— — = Mill. ME. n Mill. Mt. 
eo. 247 7 " 32 * a EZ Be | ” ” ” ” 
me ET Tee "un 7° TORE: 
e) Chemiſche Jnduitrie und Pharmazie. | . h) m — 

) Metall⸗Induſtrie. 
DREIER EDEL 
Li „ "31898...109 „ 1 

1594 ..s 272 * 304 ” " | 1894 . 102 2 397 

di - und andere lebende Thiere. | i) Erze. 

1892... . 261 Mil. ME. 25 Mill. ME. | 1892... 70 Miu. Mt 10 Mill. Mt. 
1893... 222 „ 6 „m 183... 64 „ „ 05: > 
1894 . 281 > = 233 „ „1894.. 60 —53 104 
e) Sämereien und Futtergewächſe ‚ kı Maichinen, Inſtrumente und Apparate. 
1892... 49 Mill. ME 30 Mi. ME | 1892... 58 Mill. ME. 150 Mill. Di. 
1898... 60 u = bi De Er 1533 24 Een | 
OL > ee © 3% 5 Mi ne Me 


Bon der Gefammteinfuhr in den Jahren 1832 —1894 zu 12646 Mill. Mk. 
entfallen auf die vier erſten Gruppen ſchon 7 310 Mill. MiE., alfo 57°'/,"/, und von 
der Geſammt-Ausfuhr in den legten drei Jahren zu 9446 Mill. Mk. entfallen 
auf diefe vier Gruppen 4233 Dill. ME. oder 40'/,"/, und vom Sefammtbandel 


zu 22 092 Mill. Mk. 11543 Mill. ME. oder etwas mehr wie die Hälfte. 


Gruppe V. 
In der Gruppe V famen die Preiſe für die Tertilrobftoffe zu ſchätzen: 
1. Baumwolle, robe, hatte einen Werth von 
77,80 ME. in der Einfuhr 1392; 79 ME. in der Ausfuhr 1892, 
85, 00 * — 1893; 87 — 1893, 


" 


60900 3; 1894: a a Ss „1894. 
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Die Preife wurden länderweife ermittelt und nach den Ein: und Ausfuhr: 
Mengen der Durchichnittspreis berechnet, Soweit nicht nach den Angaben der 
Sadverftändigen ohnehin Schon die Baumwolle in Ein: und Ausfuhr nad) 
Dunalitäten ermittelt worden war. Die egyptiiche Baumwolle wurde (1893 
zu 96 Mk., die jüdamerikanische zu 92 ME., die mittelamerifanische zu 89 ME. 
und die oftindiiche zu 73 ME. berechnet. 

Für das Jahr 1894 wurde die Einfuhr aus Egypten und Deiterreich: 
Ungarn (Triejt) auf 88 ME, aus Britifch-Indien auf 56 ME., aus China auf 
60 ME, aus Großbritannien auf 64 Mf., aus Belgien und den Vereinigten 
Staaten auf 72'/,;, ME angenommen. 

2. Flachs, außer neufeeländijcher. 

Die Preife_ wurden auf Grund von genauen Informationen, die von der 
Ravensburger Spinnerei eingeholt worden waren, ländermweije geichäßt. 

Die Durdjchnittswerthe wurden 1892 auf 54 ‚30 ME. und 55 ME. feſtgeſetzt. 

3. Hanf, außer Aloe: und Manillahanf. 

Die Schätzung erfolgte Länderweife und wurden die Preife (1892) auf 
50 Mi. in der Einfuhr und 48 Me. in der Ausfuhr fejtgejett. 

4. Heede und Werg, 32 Mt. 

5. Jute. Für Jute wird pro 1892 eine Preisſteigerung konſtatirt und 
die Einfuhr auf 32 und die Ausfuhr auf 34 ME. angenommen. 

In den Jahren 1893 und 1894 wurden die Preife für Hanf, Flachs und 
Heede hinaufgelegt auf 66'/, Mt. (1893) bei Flache, auf 57,20 ME. bezw. 
60 ME. bei Hanf umd 34 bis 36 ME. bei Heede. Jute wurde zu 31 und 
33 ME. angenommen. 

Für das Jahr 1894 wurde folgendes bemerft: 

Die Einfuhr von Flachs aus Rußland macht 93°/, der Gejammteinfuhr 
aus und erfolgte zu */, im erjten Semejter des Jahres 1894, wo die Waare 
hoch im Preiſe jtand. Aus Belgien kam bejte Qualität, aus Frankreich 
fommt ruſſiſcher gebechelter Flach. Bei der Ausfuhr wird angenommen, daß 
die nah Belgien, Frankreich und Deiterreich-Ungarn ausgegangenen Mengen 
aus ruſſiſchem Flachs bejtanden haben, die wohl großentheil gewiß in den 
Eigenhandel Deutjchlands übergegangen waren, aber auch unmittelbare Tranfit- 
waare daritellen. 

Durchichnittspreis-Einfuhr 71,50 ME. Ausfuhr 71,70 ME. 

Die Einfuhr von Hanf aus Großbritannien ift minderwerthig z. B. Sijal. 
Dftindische Hänfe find im Preife zurücdgegangen. Auch die ruffiiche Waare ift 
etwas billiger wie in 1893. Für die Ausfuhr werden 5°/, zum Durchichnitts- 
prei3 der Einfuhr binzugejchlagen. 

Durchichnittspreife: Einfuhr 57,90 ME. Ausfuhr 61,00 Met. 

Die Heede iſt 1894 im Werth geitiegen, dagegen find Spinnerei-Abfälle 
geringwerthiger geworden. Durcdjichnittspreis: E. 35,89 ME, U. 38 DIE 

Die Fute-Preife waren in 1894: 29 und 31 ME 

6. Scide. 

sloretjeide, ungefärbt, Einfuhrpreis 1892: 1350 ME. A. 2000 Mk., 
1893: 1850 und 2000 WiE., 1894: 1583 ME. und 1450 Mt. 

Dir Einfuhr enthält geiponnene und blos gefänmte SFloretieide, die Aus: 
fuhr beiteht aus geſponnener Floretjeide. 

Rohſeide, ungefärbt, E. 1892: 3800 und A. 4000 Mt. 1893: 4456 
und 4700 Mt. 1894: 3150 und 3243 Mi. 
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Die Preiſe wurden Länderweife feitgejegt und hieraus der Durchichnitt berechnet. 
Bis zum 15. Mai 1893 ftiegen die Seidenpreife, um von da an wieder zu fallen. 

Seidenabfälle, Zupfjeide: E 500, A. 400 ME. (1892); 500 und 450 ME. 
(1893) und 834 für Einfuhr und Ausfuhr (1894). 

Nah Anjchauung eines des Herrn Sachverſtändigen joll unter diejer 
Nummer auch gefämmte Floretſeide nachgemwiejen werden, worüber noch Er: 
mittelungen ftattfinden jollen. (Siehe den am Schluß folgenden Bericht eines 
Sacdverjtändigen der Gruppe V). 

Zwirn aus Rohfeide: 3850 Mk., 4300 Mf und 4000 Mt 

Gefärbte Floretjeide: E. 2000 Mk., U. 2250 ME. (1892 u. 1893), 1800 und 
1900 Mk. (1894). Bei der Einfuhr findet ſich bier die Miſoie, eine start bejchwerte 
ſchwarze Franzenſeide, welche billig ift, aber bei der Ausfuhr nicht vorkommt. 

Gerärbte Rohſeide: 4500 Mk., 5000 und 4380 Mt. 

Bei der Preisfeitiegung der gefärbten Rohſeide wurde der Preis der un— 
gefärbten Rohſeide unter Berüdjichtigung von 20—25°/, Gewichtsverluſt und 
400 Mk. Färberlohn, für Lacets aus Nobjeide, die in diefe Bofition als Halb: 
fabrifate 2c. nicht gehören, werden 2500 Mf. angenommen. Nach amtlichen 
Ermittelungen zerfällt die Einfuhr in 99°/, Rohſeide und 1°/, Lacets. Die 
Ausfuhr befteht nur aus gefärbter Rohfeide, daher 4400 Mi. 

7. Schafwolle und Kunjtwolle. 

Rohe Schafwolle wurde im Jahre 1892 zu 158 ME. in der Einfuhr und 
250 Mk. in der Ausfuhr bewerthet (auf Grund länderweiler Schäßung). 

Für das Jahr 1893 betrugen hienach die Durchjchnittswerthe 154 Mk. 
und 240 ME. umd für das Jahr 1894: 138 und 220 ME. 

Die Wolle aus Frankreich wurde zu 300 ME, aus Argentinien zu 73 ME., 
aus Gapland zu 148 Mk., aus Br.:Aujtralien zu 165 Mk., aus Rußland zu 
1283 Mk., aus Oeſterreich— Ungarn zu 150 Me. angenommen, 

Die "Kunftwolle anf im Preis von 60 auf 57 Me. 

Die Ein- und Ausfuhr der Tertil-Robitoffe zeigt fich aus folgenden Tabellen: 


a) Einfuhr. 


1892 1893 1894 
— ig * 
Robe Baumwolle und Baum: Miu. ME. Mill. ME Mill. ME. Summa 
woll-Abtälle - . . 195 221 200 Mill. Mt. 616 
Flach 31 39 39 109 
— ——— 25 23 26 ae 74 
Heede Mer). . 2. 7 6 7 © 20 
ute. 18 28 23 n — 69 
Floretſeide, gefärbt u. ungefärbt 27 29 21 R pr 77 
Rohſeide, 100 105 82 287 
Seidenabfälle, Zupiſeide — 5 6 8 2 . 19 
Mollabfälle, — Rob- 
Schafwoll 258 236 230 Pr 5 724 
Getämmte Wollen. Stämmlinge 30 30 28 & 88 


. Zuſammen STE Mt. 2083 

b) Ausfuhr. 

Die Ausfuhr von zober Baumwolle ift nur unbedeutend und betrug in 

den legten drei Jahren 52 Mill. Mk., ſodaß die Netto-Einfuhr an roher 

Baumwolle betrug 564 Mill. ME. oder 188 Mil. ME. pro Jahr. Der Ber: 

brauch an roher Baumwolle betrug in den legten Jahren 4'/,—d kg pro Kopf, 

a 250 000 Tonnen pro Jahr auf die Ad Die Tonne zu 
800 ME. berechnet, ergibt fi eine Ausgabe von 200 Mill. Mt. 
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Die Ausfuhr von Flachs, Hanf, Heede und Jute beitrug in den legten 
drei Fahren: 
an Flachs 43 Mill. ME, an Hanf 36 Mill. ME, an Heede I Mill. ME. und 
an Jute 5 Mill. ME, zufammen 93 Mill. ME, ſodaß die Netto-Einfuhr an 
Diefen Spinnftoften 179 Dill. DIE. ausmacht oder pro Jahr rımd 60 Mil. DIE. 
Der Verbrauch an Jute beträgt 3. Zt. 1’; kg pro Kopf oder: fajt 30000 Tonnen. 

Die Ausfuhr an Rob:, Floret- und Zupffeide betrug in 1892 35 Mill. ME,, 
1893: 34 Mill. Mf., 1894: 33 Mill. DE, zufammen 102 Mill. Mk. jo daß 
die Netto-Einfuhr an jeidenen Spinnftoften in den lebten drei Jahren 281 
Mill. ME. betrug oder pro Jahr 94 Mill. ME. 

Die Ausfuhr an Wolle und Kunſtwolle, Kämmlingen ꝛc. belief fich in 1892 
auf 46 Mill. ME, in 1893 auf 56 Mill. ME, in 1594 auf 53 Dill. ME, 
zuſammen auf 155 Dill. ME., jo daß die Netto-Einfuhr in Wolle, Wollabfällen 
und Nämmlingen betrug 1892/94 rund 657 Mil. ME. oder pro Jahr 219 Mill. DIE. 

Die Preisbewerthung der Halb- und Ganzfabrifate in der Tertil-Waaren- 
Industrie macht einige Schwierigkeiten, doch gelang e& auch bier auf Grund der 
großen Sachkenntniß und der eingehenden Ermittelungen und Brobeverwiegungen 
jeitens der Sachverſtändigen die Preiſe auf 100 kg netto richtig abzufchägen. 

Die Baummollengarne wurden auf Grund der Baummollpreife ermittelt, 
bei der Ausfuhr wurde in Betracht gezogen, daß auch das Vicogue-Garn hier: 
unter enthalten ift, welches als ſolches nicht ansdrücdlich angemeldet wird, da 
es ſonſt unter Nummer 39 gehörte. Die Preife für baummwollene Gewebe find 
auf Grund eingehender PBrobeermittelungen jeitens einiger der Herren Sachver— 
jtändigen feitgelegt worden. 

Bei den Leinen: und Wollgarnen wurden gleichfalls die Preissflonjefturen 
aufs genaueſte berüdjichtigt und biernach die Preiſe feitgefegt, das gleiche Ver: 
fahren wurde bei den Wollgarnen vorgenommen. 

Ebento wurden die Preiſe für die Gewebe aus den einzelnen Spinnftoffen, für 
die Strumpfiwaaren nnd die fonfektionirten Waaren, für Spigen und Stidereien 
ermittelt und laſſen wir nachitehend die fchriftlichen Erläuterungen eines der Herren 
Sadverjtändigen zu Nr. 48 und 49 des Statift. W.-B. Gardinenſtoffe) folgen. 


Erläuterungen 
zu Nr. 48 und 49 des Statiftiihen Waarenverzeichniſſes. 
GHardinenitorte). 

Um die mir vorgelegten Fragen beantworten zu können, babe ich eine 
Neibe von ung gemachter Sendungen nach dem Auslande von 1892 und 1891 
geprüft, auch eine Anzahl der in den legten Jahren von uns aus England 
bezogenen Sendungen rober Gardinen auf Ihre Fragen hin revidirt und komme 
zu dem folgenden Ergebnih. 

Wir, wie die meilten Firmen des Vogtlandes erportiren Gardinen haupt: 
jählih in den Preislagen von 25 Bf. bis 1.50 ME. pro Wieter (gewebte 
Gardinen) nur in fertig ansgerüiteter Waare, alſo appretirt und gebogt und 
da ermittele ich einen Durchichuittswerth unferer Ausfuhr in Gardinen 

für 100 kg 1892 1591 
mit rund ca. 500 Mit 550 ME. 
und babe bei dieſen Summen eher zu hoch, als zu niedrig gegriffen. 

Nun werden ja von einigen anderen Firmen ausschließlich nur feinere, 

geitite und tambonrirte Gardinenfabrifate exportirt, wofür der Durchjchnitts: 


Annalen tes Teutisen Rei.ht, 1806 34 
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werth ein bedeutend höherer ift, aber immerhin halte ich den in Ihrer Tabelle 
angenommenen Sat von 750 ME. als Durchichnittswerth für 100 kg aller 
im Jahre 1891 in Deutichland ausgeführten Gardinen, für viel zu hoc, 
denn unsere gewebten Qualitäten bilden ja den weitaus überwiegenden Theil 
aller ausgeführten Gardinenfabrifate. 

Eine Ausfuhr von Rohmwaare haben wir nicht, ich glaube auch nicht, daß 
fie irgend nennenswerth in Deutjchland geichieht, aber die Zahlen, die in Ihrer 
Tabelle für Ausfuhr von Rohwaare gegenüber denen von appretirter Waare 
angegeben find, kann ich mir nicht erflären. Wenn ich annehme, daß im 
Durchſchnitt diefelben Qualitäten auch roh ausgeführt wurden, wie jie in 
appretirter Waare erportirt werden, dann fommt man doch zu folgendem Exempel: 


100 kg appretirte Gardinen ERROR ca. 500 m — 
a ca. 80 Pfg. = 400ME. aaa 
100 kg rohe Gardinen enthalten ca. 900. m ä ca. 65 Pig. —= 585 Mk. J 


Ich nehme dabei gleiche Durchfchnittsqualitäten an; die Rohwaare wiegt viel 
leichter, halb jo viel als appretirte, bei gleichem Gewicht erhalte ich daher 
mehr Meterzahl und mehr Werth, wenn auch der Werth eines Meter roh 
weniger ilt, al& der eines Meter appretirt. 

Ich finde daher für die in Ihrer Tabelle angeführten Zahlen des Ausfuhr: 
werthes appretirter Waare pro 100 kg mit 750 ME. gegenüber rober Waare 
pro 100 kg mit 520 ME. feine Erklärung. 

Was in den Tegten Jahren in Deutichland in Gardinen eingeführt worden, 
it fehr wenig, in Folge der Ausdehnung und Vervollkommnung unferer in: 
ländiſchen Produktion; was eingeführt worden, ift fait ausschließlich rohe Waare 
und nur in feinften Qualitäten, worin unfere eigene Produktion noch ungenügend 
oder nicht ausreichend ift. Nach unferen legtjährigen Bezügen von Rohwaare 
aus England ergibt fih ein Durchichnittswertb für 100 kg rohe Gardinen 
ca. 750 ME. Einen Unterſchied zwischen 1892 und 1891 faum ich nicht er: 
mitteln, er ift auch deswegen nicht vorhanden, weil bei diefen bezogenen, aus: 
schliehlich feinften Sorten, eine Preisveränderung jelbjt bei erheblichen Preis: 
fonjunfturen nicht Stattfindet, die Mufterleiftung und Qualität wie Ausführung 
lediglich ift für den Preis maßgebend. Die Einfuhr appretirter Waare in 
Gardinen aus dem Ausland iſt fo umbedeutend, dat fie kanm in Betracht 
fommt, der billigere Zoll für Rohwaare und die verbeijerte Appretur in Deutich: 
land haben den Bezug von appretirter Waare fat unmöglich gemacht, nur 
weniger ausgefallene Sachen, farbige, applicirte Gardinen in feinjten Genres 
mögen noch appretirt in Deutjchland eingehen, aber für die Geſammteinfuhr 
jpricht dies nicht mit und würde auch nichts an der angegebenen Durchjchnitts- 
Ziffer ändern oder nur wenig. 

Die Frage nun, wieviel Prozent durchjchnittlich die Preiſe ſich 1892 gegen 
1891 verändert haben, beantworte ich dahin, daß unſer deutiches Fabrikat, 
alivo die Waare, die wir ausführen, durchichnittlich im Jahre 1892 rumd ca. 
10°/, billiger gewefen üt, als im Jahre 1891. 

Wenn ich Ihnen ſonſt noch mit einer Auskunft dienen kann, Bitte um 
Mittheilungen, ich jtelle meine Dienfte jederzeit gern zu Ihrer Verfügung. 





Ferner lajjen wir anbei die Tabelle über die länderweiſe Schägung der 
in dieje Gruppe fallenden Rohſtoffe und Fabrikate folgen, wobei wir hauptſäch— 
ih auch auf die Ausfuhrwerthe für Damajte hinweiſen. 
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Ginheitswerthe, 


welche für das Jahr 1894 gejfondert nach den einzelnen Ländern der 
Herkunft oder Bejtimmung von der Gruppe V der Sachverſtändigen— 
Kommiffion fejtgefegt worden find. 





‘ Gimbentes I Einheitt: 
* werth u werth 
Waarengattung und Länder |für 100 ka Waarengattung und Länder für 100 kg 
| in ‚in MWarı Be in Mart 


Oeſterreich⸗ aa ne 80 





14. Baumwolle, robe.') 











Rußland Be a 
Einfuhr. ar | Seen Be a | 70 
ibafen Hambur F Schweiz. Ba Mae ve 
rung n Ä — EEE: ir ei Sritifch Oftindien ar ae 80 
Dänemark . | 
Syrantreich . j 8 Ausfuhr. 
Großbritannien , 64 | BEER: te ae 72 
Gibraltar ıc. . 83 | Dänemall - . 2 2 2 22. 120 
—— ns 72,00 Frankreichh. nn 72 
iederlande . . . 56 | Großbritannien - . 2 2 22. 67 
Deiterreich- — 88 | Niederlande . > 2 2 2 202. 110 
Rubland . ar, | 72,5 Norwegen . . ee ra el > 
Shweu . . . ‘8 | Deiterreich Ungarn a 71 
— — 84 Portuga 2 130 
Gay — 88 Rußland. en 70 
onafrita .| 1 Schweden . . » 2.2... 0.L 18 
Meitafrita ohne deutiche Suppe | 70 | Schweiz . a ee er 9% 
Oſtafrila RK Spanien Er a ER a de 130 
—— Ditindien ” TR ———— — Britiſch Auftralien 2 22» 80 
Niederländiich-Oftindien . . - 56 
Wieden fin — 4 311. Hanf, mit Ausnahme von Aloe⸗ 
Brafilien . } 78 \ und Manillahanf. 
Britiſch Weſtindien 56 (75—80 Fr. 84 Lire.) 
Chile . 78 | Rap 
Haiti re 0. Einfuhr. 
Kolumbien. =: 2 22. za VBelgien. 05% 65 
Peru iu in al go | Dänemat. . 2.2.2... 53 
Denezuela — JFrankreich.. — 65 
Vereinigte Staaten von imerita 72,5 Großbritannien A a 30 
Britiih Auftralien . . 60 J a a we 75 
Uebrige auftralifche Infeln Niederlande.... 2. 65 
Zeſterreich Uugarn... 60 
310. Flachs, mit Ausnahme von er Es a 
neufeeläudifchem. N — 
Italieniſcher rg de lino greggio — ..1* 
Lire. 
Weſtafrika o ne vente e Schu ebiete 
a | | Oftafrifa 5 Ge » } 8 
en Me BE .| 152 | Britiich Oftindien | ei ns 
Dänemat . . > 2 222.0. \ 100 Lhina ak ar | 30 
ER = 0 et ' Philippinen . rl 
Broßbritannien ee. 1R I Meil. . .| 28 
Niederlande . . » 2» 2.2. | 120 | Vereinigte Staaten von Amerifa .| 40 





') Nach der franzöftichen Statiftif wurde der Werth der Rohbaummolle auf 77 bezw. 
95 cs, bis 1,00 Fr. reip. 1,10 Fr. geichätt. 
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| Endene | Eindeitse 
Waarengattung und Länder io ng Waarengattung und Länder 100 48 
— J I inMat | . in Mart 
| | —— ne 
312. Heede; aud Abfälle von ans | Rußland.. 1550 
deren vegetabiliſchen Spinnſtoffen. Schweden — a ern 
SOWAS 6-3. 54 mar an BO 
. Cinfubr. "Spanien . = = 2 2 2. . .] 1000 
———— Samburd. . 2 2... 40 r Er —— an 
VBelgien. 12 Egypten. re ee 
EN ı EEE BE EEE \ 39 Oſtafrika ohne deutſche Schußgebiete 600 
Fraukreich Ks et a FAN Britiſch Oſtindien — 
Großbritannien . or... 43 | Argentinien 2 20 2. 
Male. a 0 ana eo 50 Brailien ER ....| 800 
— a re a 43 rl Nordamerika —— 
VNoxwegen. a 39 hii ren 
—— BRETT 33,5 ec Meitindien . — 700 
RHARB 4 Wan 4 ‚ Merito . EA eh 
Schweden BERNIE h 3 INN: > 2 a 800 
Siels.  . 39°, Venesula . 2 2 2. 700 
Brittih Oftindien 222000. ‚ Vereinigte Staaten von Amerifa .| 600 
Niederländisch Titindien ; ' Yentralamerifaniihe NRepublit . . \ 200 
Philippinen... 30 Britiſch Auſtralien. ee 
obile EIER | 
Y i i = I j — — * 
Vereinigte Staaten von Amerila | 770. Floretfeide. 
BERGE — Fini ’ 
563. Leinengarn, eindrähtiges, roh, — Einfuhr 
über Nr. 35 engliſch. ih De 1400 
. - u | . D . . . . . . . | 
Einfuhr. ‚ Großbritannien . 22202020. 1600 
Bdlen:- 2. 5 ans incl 250  talien . 1 700 
Fraukreich > 2 2 222) 280 , Niederlande re ' 1600 
Großbritannien . 2 2 2202. N 664 Cefterreih-Ungarn . . . » . „| 1700 
Niederlande Ma a ee — Rubland . » 2 2 41800 
Tefterreih-Ungarn . 2... 205 Schweiz. . . —41 
China . PS GE FEN De 3 i.; 
591. Damaſt, leinener, aller Art zc.') 771. Robfeide ic 
5 . . 
Ausfuhr. us 
KEN rad (34"e Fr. pro kg. 4 100—5 200 Lire 
sreihafen Damburg. » . + \ 700 pro 100 kg | 
"elgoland . 4 — 
Belgien RES 640 — Einfuhr. MR 
Tänemart . . » 2.» — 2 ee es 
— er —— nn Be ee ek par 
Sriechenland . . > 2 2 200. 080 Frankreich.. 
Großbritannien » » + 2. +) 540 Großbritannienn..1200 
RRMONE = no ee ea 700 Italien.. 4123400 
Niederlandee... 6800 Niederlandee2200 
VRorwegen. 770 Telterreich-lingam . . » 3600 
Oeſterreich Ungarn. . .[ 1200  Rubland . 2. 2 2 2202020.) 3000 
Bortuml - » : 2 2 2 2 0. 440 Schwei. 2 2 2 2 22 22.1.2800 


Humänien - 2 2 2 2 nn 530 Chnma . 2. 2 2 2 2 2 2 212050 


" Bei der Einfuhr von Yeinendamait wird angenonmen, dab aus Frankreich Amiens 
und Oelterreich-Ingarn nur kunſtvolle Sachen eingeben, daber 1100 Dit. pro 1894. Bei 
der Ausfuhr wurde länderweile Schägung vorgenommen, auf Grund der Angaben einer 
der _bedentenditen Erportfirmen. Nach den Vereinigten Staaten von Amerika find in 1894 
in Folge der ungünftigen wirtbichaftlichen Verhältniſſe viel geringwertbigere Fabrikate aus: 

eführt worden, weshalb nur 600 ME. angenommen werden. Auch ſonſt haben die großen 
Rorräthe in den Lagern die Preiſe jehr gedrüdt 
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| Endens bbmnhens 
Waarengattung und Länder r hih. Waarengattung und Länder ach 
I in Mart BEER z — I in Mart 
Ausfuhr. | 886. Schafwolfe, rob, gefrempelt, | 
Belgien | 3.500 —5 oder in Lockenform gelegt. 

| 2 500 ‚160 Lire. 150—190— 200 75r.) 

roßbritannien — 

EN ce 13500 J Cinfubr. | 
Niederlande . . . : l Freihafen — 168 
TehereiäyrUingern j .I 2500 | — a | 265 

ußland Daänemar a a a a 128 
Schweden . i a | Frankreich.... . . . 300 
CEhwei. -. . 2. 2: 2 2... | 3 500 Großbritannien — ——— 160 
Argentinien i | ER Bo re 90 
Vereinigte Staaten von Amerifa j ıMiederlande . > 2: 222... 80 

 Deiterreichslingarn . - . .. - 150 
\Rortugal - - © > 2 2 20. N 80 
J ga 
772. Seidenabfälle. —— ie | a 
(1100 Lire.) — — ll 160 
Einfuhr. | Spanien — 75 
Türkei.. .. 65 
it a 1 a Navland . . . 148 
Großbritannien . 2...) 700 Marotlo . * 
Italien en 1.00 2 802 "714.000 Weſtafrika ohne deutſche — 
Niederlande700 a Titindien .— 80 
—ã— Ungarn TEEN TEEN 600 | ilebriges Alien . ! 

Schwei ar ee RR; 800 ı Argentinien . .. 73 

reed —— 400 N Brain - -. . 2 2 202% 148 
EZ en ESBRIE: > Seen 158 

DE 3 an ne 169 

Uruguay . . ; 713 

‚ Vereinigte Staaten von !tmerite 178 

Britiſch Auſtralien . 165 

Hawaii-Inſeln .. — — 170 


‚ Vebrige auitraliiche Inſeln wir | 
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Gruppe VI und VII. 


Die Sadverjtändigen-Öruppe VI und VII hat vorzugsmweije die Preiſe für 
fertige Fabrikate zu ſchätzen. An Robitoffen fommen biebei nur in Betracht: 
Asbeit, Erden, Zement, Gips, Kalk, Alabafter, Marmor, Edelſteine, Steine 
und Sciefer, Elfenbeine, Berkmutterfchafen, Borjten, Kautjchuf, Hörner und 
Knochen, Häute und Felle, Holz und Rohr, Kork, Rinden :c. 

Für Asbeſt wurden die Preiſe in 1892 auf 55 ımd 60 ME., in 1893 
anf 45 und 50 ME. in 1894 feſtgeſetzt. 

Bement koſtete 3,50 ME. und verbilligte ſich auf 3,25 ME., in der Aus: 
fuhr auf 2,75 ME. 

Erden, Mergel, Sand u. j. w. wurden mit 35—40 Pfg. pro 100 kg 
bewerthet, Gips mit 2 ME. in der Einfuhr und 3 ME. in der Ausfuhr. Kalt 
foitet 5 und 7 Mk., Kaolin, Feldjpath 3'/; ME. Die Breije für Meerjchaum 
find 550 Me. und für Bernjtein, rohen: 1000 Me. Für das Jahr 1893 
wurde der Preis für Bernftein (Schnigbernftein) zu 715 Mk. ermittelt; allein 
nah den Angaben der Firma Stantien und Beder in Königsberg i. Br. 
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wurde für 1894 der Preis mit 1000 ME. angenommen. Elfenbein koftete 
früher (1892) 2000 und 1800 ME., ift aber jeit 1894 billiger geworden und 
fojtet nur mehr 1650 Mf. in der Einfuhr. Die Perlmutterfchalen wertben 
240 ME. und die Thierhörner und Hufe 35 ME. in der Einfuhr und 23 ME. in 
der Ausfuhr; Steinnüfje koſten nach zc. Kugelmann in Hamburg 19 und 20 Mt. 
Der Hauptimport bejteht aus Guayaquil-Nüffen, deren Preis 16'/, Mk. beträgt. 

Die Walfiichbarten wurden auf Grund länderweiler Schäßung mit 1529. ME. 
in der Einfuhr angenommen. Die Breije für Walfiichbarten find jehr zurüd- 
gegangen, fie fofteten 1892 noch 4 sh. per englisches Pfund und 1894 3 sh. 
per englisches Pfund. Hiewegen wird auf folgendes Schreiben eines Sad: 
verftändigen verwieſen: 


„Auf das geehrte Schreiben vom 26. vor. Mts. habe ich ganz ergebenit 
zu erwidern, daß der Durchſchnittswerth von Arctif- und Davisjtraits:Walfiih: 
Barten im Jahre 1893 ungefähr 3250 Marf per 100 kg anzunehmen ilt. 

Der Preis von Arctik-Barten in Nord-Amerifa jchwanfte erheblich und 
war im Januar dv. %. 4 Dollar, Februar 3',, März 3'/,, April/Auguft 3, 
berührte im Dftober 2 und jtieg wieder bis Dezember auf 3 Dollar per 
Pfund amerifanijch (engliih). Bei mittlerem Wechjelfurje stellt ſich 
jeder Dollar, der für ein Pfund amerif. gezahlt wird, auf 10 Mark 
per kg bier, d. h. 1000 Marf per 100 kg incl. Seefracht und Ailekuranz. 

Bon den eingeführten 66 300 kg dürften die 

4000 aus Großbritannien, 

4300 ,„ Niederland (v. New-Norf-Rotterdam), 

3200 „ Britiſch Nordamerifa, 

47000 „ Bereinigten Staaten 

58500 Arctif- reſp. Davisſtraits-Barten gewejen fein, die den 
oben genannten Werth (durchichn. 3250) haben. (Die 4000 von Großbritannien 
fünnten aber auch Finn:Barten gewejen fein). 

Die 300 aus Dänemark und 7400 aus Norwegen find jedenfalls Finn 
barten, deren Werth zwiſchen 200—700 Mark per 100 kg jchwanft, alio 
durchichnittlich 450 Mark anzunehmen ift. 

Was nun die 2600 kg Ausfuhr betrifft, jo bemerfe ich, daß ein requlärer 
Ausfuhr-Handel in Walfiihbarten in Deutjchland nicht mehr beiteht. 

Daher dürfte es fich bei dem Erport nach Belgien, Rußland, Schweden, 
Schweiz um irrthümliche Deklaration, nah Frankreich, Großbritannien um 
Tranfito, allenfall3 aucd um Theile (geringerer Qualität) von Walfijchbarten 
handeln. Die 1000 kg nad) Dejterreich könnten eher noch Original-Walfiſchbarten 
(Werth 3250) fein, wahrjcheinlih aber auch nur Theile von Barten, oder 
Untermaaß-Barten (Ausſchuß von Standard), die ungefähr ’/;—'/, Werth haben. 

Sollte ich hiermit die gewünfchte Auskunft nicht erichöpft haben, jo bin 
ich jederzeit bereit, eventuell ferner gewünschte Mittheilungen zu machen. Wit 
Hochachtung ergebenjt: Unterjchrift.“ 


Zelluloid (Zellhorn) in Platten, Stäben und Röhren wird mit 550 MI. 
angenommen, wovon unter Nummer 430 des ftatijt. W.-B. (Hornplatten) etwa 
60°/, fallen. 40°/, find mit 200 ME. zu bewerthen, daher 400 Mk. im Durd- 
ichnitt, gegen 1893 auf Grumd zuverläffigerer Cchäßung etwas erhöht. Rober 
Kautſchuk war früher theuerer, daher pro 1894 mit 400 ME. bewertbet, 
Mabajter und Marmor ift mit 12 und 18 ME. feſtgeſetzt. 
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Bau: und Nutzholz koſtete 1894 in der Einfuhr 3'/, ME. und in 
der Ausfuhr 4 ME, da die Preife billiger geworden jind; Holzborke und 
Gerberlohe wurde in der Ein: und Ausfuhr länderweiſe geſchätzt und hiebei 
angenommen, daß zur Einfuhr gelangt: 


aus dem Freihafen —— . Gemahlenes Quebrachoholz J Bar 
" elgien ch „#87 gr DO 
»„ Großbritannien - . . . Mimoſarinde 2 B 
„ Leiterreihellngarn . . . » . .  Schlechteite Qualität Borle 8 
„ Rußland . . , Meidenrinde IB. 
‚ den Per. Staaten von Amerifa . Nanaigralobe 13 „ 
„ Britiich Australien. . . Mimolarinde 24 


ee ann: bejtand zum großen Theil aus gemahlenem Quebrachoholz 
zu 

Quebrachoholz wird nämlich im deutſchen Zolltarif, wie folgt, behandelt: 

Quebrachoholz, roh, Nr. 5m. (Nr. 188 des ſtatiſt. W. V.) zollfrei. 

Quebrachoholz, zerkleinertes, (gemahlen, geraſpelt ꝛc. ꝛc. nicht aus— 
gelaugt Nr. 13b, (415 *) br. Zoll 0,50 Mk. per 100 kg; ver: 
tragsmähig zollfrei. 

Das nicht zerfleinerte Quebrachoholz wurde in Gruppe III zu 5 md 
6 ME. bewertbet. 

Hinsichtlich der Glasmanufaftur und Glasfabrikfate ift folgendes 
noch zu bemerfen: 

Bei gegofjenem Spiegelglas erichien die Ausfuhr von 14 134 Doppel-Ztr. 
des Jahres 1894 gegen 1483 Doppel:Ztr. des Jahres 1893 den Sad: 
verjtändigen zu hoch, insbefondere wurde die Ausfuhr nach Italien angezweifelt; 
es jtellte jich jedoch auf Grund näherer Recherchen heraus, daß eine deutſche 
Glasfirma zur Ausjtattung ihres nenerrichteten Filiallagers in Florenz that 
Jächlich die angejchriebene Menge zum Preis von 24 ME. per 100 kg aus: 
geführt hatte. 

Die Preije für Tafel- und Spiegelglas find in den legten drei Fahren 
jehr zurüdgegangen, und mußten von 150 auf 110 in der Einfuhr und von 
240 auf 150 ME. in der Ausfuhr berabgeiegt worden (von 1890— 1894). 
Auch grünes und naturfarbiges Hohlglas it im Werth gelunfen, jo daß bei- 
ſpielsweiſe heutzutage eine gewöhnliche Weinflajche nur mehr 5 Pig., Ttatt 
jrüher 10 Pig. koſtet. 

Die Hänte umd Felle find bereits in den legten Jahren im Preije ge- 
Itiegen, nur grüne Kalbfelle jind etwas billiger geworden. 

Rindehäute, grüne und gejalzene, koſteten 1890: 75 ME., dann 65 ME, 
jet it der Preis (1594) wieder 70 ME. Gekalkte und trodene Rindshäute 
Dagegen find von 120 auf 85 Mk. im Preis gejunfen, ebenſo Schaf: und 
Ziegenfelle. 

Noßhäute, deren Einfuhr länderweife geihägt wurde, find gleichfalls 
im Jahre 1894 im Preis gejunfen. Aus Frankreich und Großbritannien 
fommen jchwere Häute, aus Rußland gelangen trodene Häute zur Einfuhr; 
die argentinische Waare ijt jehr viel billiger geworden. Nach Großbritannien 
gehen nur Roßichilder, nah Numänien nur trodene Häute. Die Einfuhr wurde 
pro 1394 auf 64,30 ME. und die Ausfuhr auf 70,40 ME. ermittelt. 

Sphlleder. Die Haupteinfuhr fommt von Chile. Chile-Sohlleder 
wird aber nicht als Sohlleder, jondern als Coupon eingeführt, die minder: 
werthigen Theile werden im Freihafengebiet Hamburg abgeichnitten, nach England 
wieder ausgeführt, daher wurde der Einfuhrwerth von 235 auf 250 Mk. erhöht. 
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Handſchuhe. Hinfichtlih der Handichuhe wurden in Bezug auf das 
Berhältuig der Paarzahl zum Gewicht genaue Ermittelungen angejtellt, der 
Ausfuhrpreis war früher 8500 ME, wurde aber auf 6500 Mk. herabgeiett, 
da auch Handichuhe von jchwerem Leder ausgeführt werden. Ein Paar Hand: 
ſchuhe wiegt durchichnittli 30 Gramm, alfo gehen 33 Paare auf 1 kg; dus 
Paar zu 2 ME. angenommen, ergibt ſich ein Betrag von 66 Mf. pro kg oder 
6600 ME. pro 100 kg. 

Bei den feinen Lederwaaren wurde pro 1894 der Erportwerth dem Ein: 
fuhrwerth gleichgeftellt, da das inländische Fabrifat dem eingeführten an Güte 
nicht mehr nachſteht. 

Bei den Uhren (Tafchenubren) wurden im legten Jahre die Preiſe herab: 
geſetzt, insbejondere enthält die Ausfuhr viel billige Nickeluhren (Rublaerubren) 

Die Ein: und Ausfuhr der mufikalischen Inftrumente wurden länderweiſe 
gefchäßt und pro 1894: 575 bezw. 483 Mf. ermittelt. 

Die Werthe für Bücher, Karten, Muſikalien, Deldrudbilder, 
Gemälde wurden nach den genauen prozentualen Ermittelungen des Sach— 
verjtändigen aus Leipzig feitgelebt. 

Schließlich wollen wir noch der Werthermittelung für Spielzeug ge 
denken. Der Artikel Spielzeug ift bekanntlich in unſerem Zolltarif und ſtatiſt. 
W.⸗V. nicht bejonders als folches aufgeführt, jondern wird bei der Einfuhr 
nah Maßgabe des Materials behandelt und bei der Ausfuhr wurde bisher 
nur eine Erleichterung in der Deklarationsangabe dahin gewährt, daß z. B. 
bei Spielzeug aus Eijenguß, Eijenbleh und Schmiedeijen (Nr. 258 und 26U 
des jtatiftiichen Waarenverzeichnifies die Deklaration „Spielzeug aus Eijen* 
genügte. Ebenjo wurde Spielzeug aus Kupfer u. j. w. behandelt. 

Bon Seite der Spielwaaren:Fabrifanten Deutjchlands in Thüringen und 
Nürnberg wurde jchon jeit längerer Zeit darnach getrachtet, für Spielzeug aller 
Art eine jeparate, jelbjtändige Nummer im jtatift. W.-B. und womöglich aud 
im Bolltarif zu erhalten; es wurde jedoch diefem Anfinnen gegenüber bisher 
jtets auf die Begünftigung des $ 2 Abſ. 3 des ftatiftiichen Geſetzes verwieſen, 
wonach bei Zufammenpadung verjchiedenartiger Waaren die Zolldirektivbehörde 
ausnahmsmweile eine allgemeine Bezeichnung des Gefammtinhaltes des Kollo und 
die Angabe des Geſammt-Bruttogewichts nebſt Verpadungsart zulaſſen könne. 

Mit Einführung des neuen ftatiftischen Waarenverzeichnijieg hat mum für 
die Ausfuhr Spielzeug aller Art eine gemeinfame Nummer erhalten, der Art, 
daß die Erporteure das Nettogewicht eines jeden zur Ausfuhr angemeldeten 
Kollos und den Werth des Inhaltes anzugeben haben. Hiedurch wird für die 
Folge die Ausfuhr von Spielzeug ſtatiſtiſch bejier erfaßt. 

Spielzeug umfaßte bisher folgende Nummern des ftatift. W.-B.: Nr. 62, 
Spielzeug aus Blei, aus Eifenguß (258), aus Eifen (260), aus gewöhnlichem 
und jarbigem Glas (361, 376), grobes und feines Spielzeug aus Hol; (445, 
450), aus Hartgummi und Kautſchuk (481 und 483), aus Kupfer und Meſſing 
(518, 519), aus Leder und Fellen (547), aus Papier (756 und 760), aus 
Porzellan (863), Spielzeug aus Zinf und Zinn (928, 933), frifirte Puppen 
föpfe (384), Puppen und Puppenbälge angefleidet (533), Puppenhüte aus 
Stroh (826), Kindertrompeten und mufifalische Injtrumente, ala Kinderjpielzeug 
dienend (458), Schufjer (Knider, Klier, Marmeln) aus Marmor, Stein und 
Thon u. | w. Nr. 815 und 811), Farben: und Tufchkaften (75), Kinder: 
jpielfarten, Die Ausfuhr an Spielzeug belief fich nach den ſtatiſtiſchen Angaben 
bisher jährlich auf rund 30 Millionen Marf, 


- 
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Wir verjuchen nun zum Schluß, einige fritifirende Bemerkungen des Herrn 
Diezmann in feinen Aufſätzen und Abhandlungen zu entkräften: 

I. Artikel betreffend den deutichen Außenhandel feit 1885, Conrad's Jahr: 
bücher für Nationalöfonomie 2. zc. 1894, 3. Folge 7. Band, S. 260 u. F.). 

Daß nunmehr, ſchon jeit mehreren Jahren, bei der Ausfuhr von Nieder: 
lagen und überhaupt im Gelammteigenhandel, der Einfuhrwerth bei Tabaf, 
Reis und Heringen u. |. w., auch für die Wiederansfuhr in Berechnung ge: 
zogen wurde, hätte der Herr Verfaſſer des Artifels im Jahr 1894 aus Band 66 
der Reichsitatiitif (pro 1892) ©. I. 35 entnehmen fünnen. 
Im Uebrigen ift gerade bei Tabak der Ausfuhrwerth beim Abgang aus 
der Niederlage nicht immer derjelbe wie bei der Aufnahme zur Niederlage, in: 
dem beijpielsweije auch inländiſcher Tabak in die wur aufgenommen 
werden kann, der einen höheren oder geringeren Werth rvepräfentirt, als der 
wirflih ausländische Tabaf. 

Damit erledigt jich auch die weitere Bemerkung des Herrn Diezmann Hin: 
fichtlich der Werthberehnung jür Petroleum, Hefe und Branntwein in Fäſſern. 

Die bemängelten 65 kg gemünztes Gold find im Jahr 1893 von der Nieder: 
lage abgemeldet worden (D.R.-St. Bd. 74, ©. 147); die fragliche Sendung ge— 
langte nad) einem SFreibezirfe und war daher mit Nachweilung II wie zur Auf: 
nabme in eine Niederlage zu behandeln. Die Bemerkung hinfichtlich der Werthberech— 
nung der Durchfuhr hat injofern bezüglich der Vergleichbarkeit mit den Statiſtiken 
anderer Yänder feine rechte Bedeutung, als die Durchfuhr überall anders behandelt 
wird; vgl. beifpielweile die Juftruftion für die Nachweifung des franzöfiichen 
Generalhandels.') Hiernach gibt es (Ziff. 19 und 21) nur Commerce general 
d’importation und d’exportation. Bei der Einfuhr im General-Handel werden 
ale Waaren, die zum Konfum, zu Niederlagen, zum Tranfit und zur Reex— 
portation oder zur admission temporaire deklarirt werden, angejchrieben, bei 
der Ausfuhr ebenfo Der Tranfit im freien Verfehr, alfo von zollireien, nicht 
unter Zollfontrole tranfitirenden Waaren wird demnach in Frankreich nicht feſt— 
gehalten. Was die Verjendung von Kaffee im Gefammteigenhandel Deutich- 
lands nach Rußland anbelangt, jo find im Jahr 1893 2253 Tonnen Rob: 
faffee nach Rußland verfendet worden. Da Kaffee einem hohen Zoll ſowohl in 
Deutichland als in Rußland unterliegt, jo kann eine Ausfuhr von diefem Waaren: 
artifel nur im Niederlageverfehr, alſo aus einer Zollniederlage ftattfinden. Die 
Anichreibungen hierüber find aber abjolut ficher und wenn im Lübecker Handel mehr 
Kaffee nach Rußland verfendet wird, fo beweiit dies eben blos, daß der Lübecker 
Handel an ſich mehr Waaren umfaßt als zollamtlich zur Anmeldung gelangen, 
3. B. wenn ein Lübecker Kaufmann auf eigene Rechnung eine Ladung Nohfaffee 
diret von Brafilien nach Petersburg geben läßt, jo wird diejes Geſchäft vielleicht 
im Lübeder Handel ericheinen, aber in feinem deutichen Zollausweis fich vorfinden. *, 

, Direction generale des Douanes: Statistique Commereiale Instruction concer- 
nant lexdcution de ce service, Paris 1894, Circulaire Nr. 2418. Wergl. die hierwegen 
früber dargelegten Bemerkungen, wonach beiipielsweile in Frankreich die Einfuhr zollfreier 
Güter und deren Wiederausfuhr ſtatiſtiſch nicht iſolirt wird und Nr. 34 der alleg. Inſtruktion: 

Les expelditions de transit direct sans passage prealable par l’entrepöt d'une 
frontiere de terre ou de mer sur une autre frontiere ... .. . sont comprises dans les 
ecritures du bureau de Destination. Celui-i ainsi & les inscrire soit simultanement 
au commerce général d’entree et de sorti si le transit a et consomme soit au com- 
imerce general d’entree. 

?, Auch wenn 3. B. Rohlaffee von Brafilien auf Rechnung eines Lübeder Kaufmanns 
ver Schiff nad Hamburg kommt, von dort im ‚yreihafengebiet per Bahn mit Ladungs— 
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Als Edelmetalle werden in der deutschen Neichsitatijtif die unter Nr. 298 
bis 304 aufgeführten Mengen berechnet, da eine Ausicheidung, twelche Edel: 
metalle als Kontanten und welche als Waaren zu betrachten find, nicht möglich 
ericheint. Der Ausdrud „Pagament“!) jteht im zollamtlichen Waarenverzeihniß 
und muß daher auch in das jtatijtiiche Waarenverzeichniß übernommen werden. 
Was den Anſchluß der Hanfaftädte Bremen und Hamburg anbelangt und die 
dadurch herbeigeführte Umgeftaltung unferer Handelsbilanz, jo ift doch richtig, 
daß die in den Lagern der ehemaligen zollausgefchloffenen Stadt Hamburg 
befindlichen Gegenftände — joweit zollpflichtig, durch Nachverjtenerung und jo= 
weit zollfrei — ohne Weiteres — als Einfuhr in den freien Verfehr auf: 
getreten find und it die Anmerkung auf Zeite 265 1, ce. ganz unverſtändlich. 
a Ah fi) auch der Zweifel über die 212,44 Tonnen Baumwolle auf 

283 1. da in dem Mehr die Hamburger Cagerbeftände enthalten find. 
Unfere Ausjuhr- Nachweiſung über Hamburg hat in Folge der früheren Boll: 
ausichluß:Dualität diefer Stadt und auch jeßt noch wegen der Freihafenſtellung 
noch nicht die erforderliche Durchfichtigfeit, weshalb in der Begründung zu der 
nenen Redaktion der Ausführungstejtimmungen zum ftatiftiichen Geſetz gejagt wird: 

„Durd die vom Bundesrath im Jahr 1892 bejchlojjenen Aenderungen 
der Ansjührungsbeftimmungen und Dienftvorichrijten der deutſchen Waaren— 
verfehrsjtatijtif ift dem im Laufe der Beit hervorgetretenen dringendſten 
Abänderungsbedürfniß, welches hauptſächlich im Verkehr mit dem Freihafen— 
gebiet Hamburg ſich gezeigt hatte, Nechuung getragen worden .. . . . 
Bei Aufſtellung der Ueberſichten des deutſchen Außenhandels für die Jahre 
1892,93 haben die abgeänderten Beſtimmungen im Allgemeinen eine Erleichterung 
in der technifchen Bearbeitung der von den Anmeldeftellen dem ftatijtiichen 
Amte eingejendeten Nachweilungen herbeigeführt und in&befondere bei der Aus: 
fuhr eine genauere Erraffung der Beſtimmungsländer beim Verkehr über das 
‚sreihafengebiet Hamburg ermöglicht. Während nämlich der Antheil des reis 
hafengebiet8 Hamburg an der Geſammtausfuhr im Spezialhandel des deutſchen 
Zollgebiets dem Werthe mach für 1891 noch zu 1,696 dargeſtellt wurde, war 
er im Jahre 1892 mit 1,2°, und im Jahre 1893, in welchem die volle 
Wirfung der abgeänderten Rorichriiten eintrat, mit O0,9”/, zu verzeichnen, Die 
Einfuhr aus dem FFreihafengebiet Hamburg in das Zollgebiet für 1891 bis 
1893 betrug im Spezialhandel gleihmäßig 0,4%), vom Wertbe und darf als 
der Wirklichkeit entiprechend angejehen werden, da diefer Brozentjag den Werths— 
Antheil derjenigen Waaren darſtellt, welche durch die im Freihafengebiet er: 
haltene Bearbeitung als Erzeugnifje des Freihafengebiets anzufehen find. Die 
Ausjuhr nad) dem Freihafengebiet erjcheint dagegen etwas zu hoch, weil in 
den für fie ermittelten Zahlen Werthe für Mengen enthalten find, die nicht 
für den Verbrauch im Freihafengebiet beftimmt, fondern nur vorläufig dabin 
verbracht worden jind, um demnächſt in den Handel anderer Länder übergejührt 
zu werden. Das Bekanntwerden diefer Thatjache durch Mittheilung des handels— 
ſtatiſtiſchen Bureaus in Hamburg an das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt) verzögert 
ſich aber in vielen Fällen über den Zeitpunkt hinaus, zu welchem der Abſchluß 





Verzeichniß und Begleitzettel nach Lübeck verſendet und dort ſofort in ein Schiff zur Aus— 
fuhr nad) Rußland eingeladen wird, jo ericheint, dieſe Yadung Kaffee in den ſtatiſtiſchen 
Nachweiſen Hamburgs als Einfuhr bezw. Ausfubr, in der deutichen Reichsſtatiſtik als Durch⸗ 
fuhr und in der Lübecker Statiſtik als Ausfuhr, weshalb derartige Vergleiche immer 
hinten werden. 

" Ragament (aus PBruchgold und Bruchſilber zufammengeichmolzene Barren) 7a frei. 
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der ftatiftiichen Tabellen zu erfolgen bat. Die betreffenden Mengen können 
daher den letzteren nicht zugejchrieben werden.“ 

Es find jedoch im der Neuredaftion der Ausführungsbejtimmmungen und 
Dienftvorichriften in Bezug auf die Anmeldung von Waaren zur Ausfuhr 
über das TFreibafengebiet Hamburg und Bremerhaven-Geejtemünde und darüber 
hinaus nad fremden Ländern behufs forrefterer Erfaſſung der eigentlichen Be: 
jtimmungsländer die entjprechenden Vorſchläge gemadyt worden, damit fich die 
Ausfuhr namentlich in das Freihafengebiet Hamburg thnulichſt genau erfafjen 
läßt. Am bejten wäre es, wenn das Freihafengebiet Hamburg binfichtlich der 
Waarenverkehrsſtatiſtik gleich den Freibezirken Bremen und Brafe behandelt würde. 

Wie die Waarenpreife in der deutjchen Neichsitatiftif für den Handelsverfehr 
ermittelt werden, darüber verweilen wir auf die in diefer Abhandlung mit ab: 
gedrudten Werthichägungs:Regeln und ift die von Herrn Diezmanı auf 
©. 267 1. e. hiewegen gemachte Darjtellung nicht ganz der Nichtigkeit entiprechend, 
insbefondere it die an den Zollanfchluß von Hamburg und Bremen gefnüpfte 
Folgerung, daß die über die Nordieefüfte eingegangenen Waaren nach 1888 
billiger und die ausgegangene Waare theurer geworden jein müßten, mit den 
Thatjachen nicht übereinjtimmend, da Schon immer Hamburger und Bremer Preife 
benügt worden find. Much das Beilpiel vom Kaffee, der in einem Hamburger 
Schiff nad) Brafilien aus- umd eingeführt wird, iſt unrichtig, da nicht der 
Brafilianische Preis, jondern der Preis an der deutſchen gorgrenge maßgebend iſt. 

Wie in die Ausweiſe iiber den freien Verkehr die Kolonialwaaren fommen 
jollen (S. 258), die Hamburg und Bremen zur Verforgung Skandinaviens 
herbeiholt, ift unverjtändlich ; dafür find ja die Freihafengebiete Hamburg und 
Bremerhaven:Geejtemünde geichaffen, daß Ddiefer Handel ohne deutiche Zoll: 
Kontrolle und ohne Anmeldung für die deutsche Statiftif vor fich gehen Fann. 
Zu diefem Zwed find die Spezialhandels-Ausweile für Bremen und Hamburg 
und auch noch von Lübeck vorhanden, weshalb auch die Anmerkung auf ©. 273 
nicht zutreffend ift, da Bremens Handel und der Handel des deutichen Zoll: 
gebiet3 doch nicht gleich find. 

Selbitverftändlicdh muß der Anschluß der Hanfeftädte auf Verminderung 
unferer Ausfuhr-Nachweiſe und Vermehrung unferer Einfuhr-Mengen hinwirken, 
wie auf Seite 418 jchon bemerkt wurde 

Was nun nod einzelne Preisbemängelungen anbelangt, jo muß binficht: 
(ich der Pierde auf die genane Darlegung der Preisbeitimmungen in Gruppe I 
verwiejen werden, wonad der Preisanjag für die Durdhruhr — ruſſiſcher 
Pferde — viel zu hoch iſt, der Einfuhrwerth für ruffische Prerde iſt für das 
Jahr 1394 nur noch mit 480 ME. feitgefegt, der Hamburger Werth ift aller: 
dings nur auf 290 ME. gejtellt. 

Wir laſſen umſtehend die Lijte über die Preisjeititellung für Pferde pro 
1894 folgen 

Die dänischen Schweine wurden pro 1894 nur mit 90 ME. pro Stüd 
bewerthet, wonach für ca. 280,000 Stüd nicht 31,8 Mill. ME., fondern nur 
25,2 Mill. ME. zu berechnen wären. 

Die Anjchreibung des aus dem Auslande nad) Deutichland eingeführten 
Getreides zum Konſum und zum Mühlenlager:Berfehr als Einfuhr in den freien 
Verkehr ijt in den ſtatiſtiſchen Nachweilungen des Kaijerl. Statijt. Amtes überall 
vermerkt (vgl. die Vorbemerkungen zu den Monatsheiten des Ausw.-Handels, 
Abi. 4). Die auf Mühlenlager-Konto verbrachten Getreidemengen, Körner und Del: 
früchte bleiben zollfrei, foweit hiefür Fabrikate nad einem bejtimmten Ausbeute: 
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Berhfäuittenerthe für die Ein- und Ausfuhr von Pferden im Iahre 154. 

















oo» b 1 
—— Einfuhr «48 Ausfuhr 
peu Zw" 23.” 
Einfuhr von — Er Einheits⸗ Einheits⸗ 
Ausfuhr nach: —51 Menge | preis |SE5 | Menge | preis. 
SE- | in Stüd für 1 Stüd| 3 3 | in Stüc |für 1 Stüd 
>» nA Is in A 
m Z 
Sreibafen Hamburg . = 
adiiche SOSE Nie. 850 
Belgien . . 1000 
Tänemart 1000 
Frankreich . 1.000 
Großbritannien 1500 
Italien 2000 
iederlande . 900 
Norwegen - — 
Oeſterreich⸗ Ungarn 900 
Rumänien — 
Rubland . 1800 
Schweden 1500 
Schwei; . 900 
Spanien . 1000 
Türfei _ 
Egypten _ 
Seutich Wenaftita 1500 
Saplawd . 1500 
Argentinien . 2 000 
Brafilien . = 
Ghile . _ 
Venezuela _ _ _ 
Vereinigte Staaten von Amerita 46 | 2000 — 
Zujammen . . >56] 85312 | 122 | 962 | 94 





Verhältni wieder ausgeführt werden, wobei ein Identitäts-Nachweis nicht Statt: 
findet. Der nicht ausgeführte Neft muß verzollt werden. Demnach ift bei Feſt— 
jtellung des Getreide-Verbrauchs in Deutſchland, wie im IV. Vierteljahrsbeit der 
Deutjchen NReichsitatiftif pro 1894 und pro 1895') (Miühlenlagerverfehr) und in 
den Vorbemerkungen zu den Monatlichen Nachweifen des deutichen Außenbandels 
Abi. 4 angegeben ijt, anzunehmen: 
a) die Einfuhr des Getreides in den freien Verkehr nach Abzug der auf 
Mühlenkonto gebrachten Mengen; 
b) der Ernteertrag nach Abzug des Ausſaat-Quantums; 
c) die vom Mühlenkonto durch Abſatz in's Inland in Form von Miüblenfabri- 
faten verzollten Mengen, umgerechnet auf Körner, und die Einfuhr von Mebl 
und Miühlenfabrifaten aus dem Auslande im deutfchen Spezialbandel. 








) Von Weizen und Roggen wurden zum freien Verkehr alſo infl. Mühlenlager— 


Getreide eingeführt: Mei zen. Ro agen. 
1882/84 .... 2083663 Tonnen 2 396 886 Tonnen 
188589... . 2249 612 z 3 686 052 5 
1890/94 .... 4731422 = 3 149 043 

Hiervon gelangten auf Mühlenlager-Konto: 
1882/84 .... 388760 Tonnen 225 858 Tonnen 
1885/89 .... 614536 n 955 338 
1890/94 .... 1247 679 A 1 031 008 
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Die Einfuhr in den freien Verkehr der deutjchen Neichsitatiftit und die 
Berzollungserträgnijfe können mit Rücficht auf die Beitimmungen des Mühlen: 
lager-Kontoregulativg niemals übereinjtimmen. 


Hinfichtlih der Preife für Getreide und Mehl und in wieweit hier ein 
Mißverhältniß obwaltet, wird auf die Darjtellung der Preisermittelung diefer 
Waaren in Gruppe I verwiejen und nochmals bemerkt, wie die Zeit der Einfuhr, 
das Herkunftsland u. ſ. w. auf die Preisermittelung von erheblicher Rückwirkung 
it und daß die Mehlausfuhr jelbjtveritändlich zu 99°/, nur aus zollireiem 
Mühlenkontogetreide erfolgen kann. Wir laſſen umſtehend die Tabelle über 
Mehlpreis-Ermittelung pro 1894 folgen. 

Die Bemängelung der Eier-Preife wurde jchon früher beiprochen. 

Wenn 1818 Stüd Eier auf 100 kg gehen und das Stücd zu 5 Pig. 
gerechnet wird, jo trifft auf 100 kg ein Preis von IO ME. und der engliiche 
Preis zu 6,13 ME. pro 120 Stück ergibt gleichjalls 92 Mt. pro 100 kg. 
Da in der deutjchen Einfuhr auch Eigelb und italienische Eier enthalten find, 
jo — der deutſcherſeits pro 1894 zu 86 ME. ermittelte Preis keinesfalls 
zu hoch. 

Die Preisermittelung für Wolle, welche von Herrn Diezmann ange: 
zweifelt wird, lajjen wir umjtehend folgen. 

Die Bemerkung auf Seite 285, wonach der Werth der ausgeführten Del: 
fabrifate dem Werth der eingeführten Delfrüchte nicht gleichfommt, läßt erjehen, 
daß der Herr Verfaſſer von der zolltechnischen Behandlung des Mühlenlager: 
Berfehrs und von der Art desjelben nicht die richtige Kenntniß hat. 


An Oelfrüchten wurden eingeführt: 


1890/94 ...... 850510 Tonnen; Hiervon kommen auf Mühlenkonto: 
1890/94... . 365487 „  ; Ausgefübrt wurden als Oelfabritate: 
1890/94 .. .. 133716 „  ; (umgerechnet auf Oelfrüchte). Verzollt wurden 
1890/94 . .. . 231771 3 umgerechnet auf Delfrüchte.) 


Im Jahre 1894 wurden an Mohn, Erdnüſſen, Raps und Rübſaat, 
Saatkörnern, Seſam und jonjtigen Delfrüchten über 90000 Tonnen auf 
Mühlenkonto verbracht und an Deljabrifaten ausgeführt 10000 Tonnen. Die 
Preiſe fir Raps zu 17 ME und für Napsöl zu 45 ME. angenommen, er: 
gibt fich ein Einfuhrwertb von 15 Mill. ME und ein Ausruhrwerth von 
4'/, Mill. Mk. (Vgl. das Geſetz vom 14. April 1894, Ziff 3 und das 
Negulativ betreffend die Gewährung einer Zollerleichterung bei der Ausfuhr 
von Mühlen: oder Mälzereiszabrifaten vom 27. April 1894 $ 8, ferner das 
Regulativ betreffend die Gewährung einer Zollerleichterung bei der Ausfuhr 
von Delfabrifaten $ 8.) 


Don Mühlenlagern wurden in Form von Müblenfabrifaten ausgeführt: 


Weizen. Noggen. 
1882/84... . 312297 Tonnen 148 344 Tonnen . 
1885/89... . . 504 062 # 607 577 5 umgerechnet auf Körner. 
1890/94... . 531517 . 407 408 — 
Von Mühlenlagern wurden verzollt: 
1882,84 .... 76463 Tonnen 77514 Tonnen ö 
188589... . 110474 x 347 761 - | umge auf Körner. 
1890/94 .. . . 716 162 E 623 600 a 
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Burdfchnittswerthe für die Ein- und Ausfuhr von Mehl aus Getreide, Hülfen- 
frühten, Mais und Reis (aud gebrannt oder geröftet) im Jahre 1894. 
Im m nn 
































at Einfuhr * Ausfuhr 
F Be —— 355ü— 
u nu b Et SEr Menge | Einheits- BEr Menge | Einheits- 
usfuhr nad: =.35@ |; .r.. Preis Io preis 
ruh ch 8553 |in 100 kg für 100 ke | 3 5 [in 100 kg für 100 kg 
Dr netto | ind |"® 2] netto in M 
Freihafen Hamburg — 448 14,00 — 37157| 1025 
Zollausſchluß Helgoland -- — — — 1513| 10,25 
Badiiche Zollausihlüfie . = = * = 8| 1250 
Belgien : . 2 2... — 7020 12,20 — 499 8,50 
Tänemarf — 7 14,00 151573] 12,60 
Frankreich — 3 753 12,30 — 606) 12,00 
Griechenland . _ — — — 3| 12,00 
Großbritannien . _ 727 12,00 — 83 7121 14,00 
Italien . . — 26 12,00 — 34| 12,50 
Niederlande . — 1771 11,00 - 8313915! 10,50 
Norwegen PF — — — 465 166 | 11,50 
Oeiterreich-Ingarn . — 219 520 21,00 — 405| 12,00 
Bortugal. - . . — — — — 11 12,50 
Rumänien — 9858 8,00 -- — — 
Rußland . — 4980 7,00 — 365 638 9,50 
Schweden — 3 14.00 _ 404 751| 10,25 
Schweiz — 219 14,00 — 54 444 9,20 
Serbien — 13 726 7,00 — — — 
Spanien . _ _ — — —1 — 
Türkei.. — 8 7,00 - 3 — 
Deutſch Weſtafrika — — — _ 348 — 
Deutſch Oitafrifa . _ _ — — 40 — 
Napland . 5 — — — — 15 — 
Maroflo , — — — — 2 — 
Transvaal — — — — — — 2 — 
Weſtafrika ehne deutſche Schußgeb. — _ — — 421 — 
Oſtafrika ohne deuiſche Shuggebiete — — — — 11 — 
Britiſch Oſtindien ꝛc.. — 73 | 12,00 — 17 12,50 
hina... 2... — — _ — 5 — 
U a — — — — 44 — 
Niederländiſch Oſtindien ꝛc.. _ 2 12,00 — — 
Philippinen . ae — — — — 1 _ 
Argentinien . — 29 12,00 — 12 — 
Bolivien . — _ — — 1 — 
Braiilien . . — 1 — — 65 — 
Britiſch Nordamerifa . _ 1 12,00 — — 
Chile....... — 37 12,00 — 3 — 
Peru — — — — 1 — 
Uruguay . _ _ — — 4 — 
Venezuela — ———— — — — — 8 — 
Vereinigte Staaten von Amerita — 46 305 13,00 — 2 — 
Zentralamerikan. Republiken ) — — _ _ 3 — 
Nritiich Australien . — 5 13,00 u 6 — 
Teutich Neuguinea ıc. _ — — — li — 
Seewärts ıc. an — 16 | 13,00 — 6| _ 
| 
| 


Der 
R=] 
on 
© 


Zufammen . . 23 308 535 | 


) 


15,13 
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Burdfchnittswerthe für die Ein- und Ausfuhr von Schafwolle, roh (au ge- 


waſchen), gekrempelt, gebleicht oder in Locenform gelegt, im Zahre 1894. 





Einfubr von — 
Ausfuhr nad: 





Freihafen Hamburg . 
Zollausichluß Beige 
Belgien 
Bulgarien 
Dänemart 
anfreich 
riechenland 
ie 
Italien 
Montenegro 5 
— 


Nor 

Oefterreid Ungarn 

Portugal . . . 

Rumänien 

Rußland . 

Schweden 

Schweiz 

Spanien . 

Türkei 

Egypten . - 

Teuti Weſtafrita 

Deutſch Oſtafrika 

Kapland . ; 

Marotto . 

Weſtafrika one beutiche Squdaeb 

Britiſch Oſtindien ıc. . 

China .. 

Uebriges Aſien Werſen, "oe 
niſtan, Beludſchiſtan 2c.) 

Argentinien . 

Brafilien . 

Gbile 

Kolumbien 

Paraguay 

Peru . . 

Uruguay . 

Nenezuela 

Nereinigte Staaten von Amerita 

Britiſch Australien i 

Hamati-Inieln . RN 

Uebrige auftralifche ‚nen _. 


Zuſammen 









































— Einfuhr * Ausfuhr 
el a dr 
= Z#| Menge | Einbeits- S32| Menge — 
533 |in look⸗ für" 100 kg 833 in 100 kg für 100 ka 
"5.| netto in . | ® 2] netto | im Me 
176 6| 168 _ | > 
176 — _ * — 
280 1211| 265 — | — 
135 8538| 128 _ | - 
320 41659 | 300 — | — 
173 | 266919 | 160 _ | = 
96 3742) @ _ — 
— = — 220 
88 324 80 _ J — 
150 — = — je 
160 26885| 150 _ | _ 
85 31.80 — = 
85 1408| 80 = _ 
135 9112) 128 _ — 
170 19| 160 _ — 
170 2364| 160 _ _ 
80 212) 5 _ | - 
70 0 65 _ | - 
100 _ _ _ _ 
100 _- — — | — 
155 88 200 148 — | — 
80 53368 75 _ ı 
86 5/80 _ J— 
86 5249| 8 _ — 
— 27 806 _ _ 
86 29 80 _ — — 
88 | 549662) 70 — — ee 
160 47148 _ ı1|l — 
170 61) 158 — 1 = 
— — | — — 4 — 
88 — 4 — ar — 
175 166, 169 = — — 
88 2986| 73 _ — _ 
88 _ | _ — — _ 
185 91 178 _ 2 202 — 
17 532355| 165 _ _ _ 
180 1| 1% _ _ _ 
178 41 _ = _ 
154 11610 — 135 | 240 | 97663 | 220 


Di 
— 
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Ueber die Bewerthung der ſogenannten Halbſeiden-Waaren (S. 287) iſt zu 
bemerfen, daß allerdings die Waaren der Nummer 739 des ftatiftiichen Waaren: 
Berzeichnifies etwas ſchwer dem Preis nach zu ſchätzen find, daß aber gerade 
biefür drei jehr tüchtige Sacverftändige aus Erefeld, Zittau und Berlin: 
‚sriedenan vorhanden find, welche feine Mühe ſcheuen, um die möglichit genauen 
Ziffern für die jog. Halbieiden-Waaren, halbjeidenen Bänder u. ſ. w. zu ermitteln. 

Im Jahre 1893 wurde an jeidenen Garn und Spinnitoffen eingeführt 
(netto nach Abzug der Ausjuhr) 

rund 35 000 Dztr. im Werthe von 100 MI. ME. und ausgeführt an 
jerdenen und balbjeidenen Stoffen, Geweben, Poſamenten 2c.: 
50 000 Ditr. im Werth von 150 Mill. Mk 

Hiebei iſt zu bedenken, wie viel Wolle und Baumwolle bei den halbjeidenen 
Zeugen mitverwendet wurde und daß ja auch jeidene Fabrikate importirt 
wurden, Die in der einen oder andern Form wieder zur Ausfuhr gelangten, 
eventuell auch als Kleider: und Confektionswaaren, Negenichirme 20. Ein 
jicherer Schluß läßt ſich alſo aus folchen Gegenüberftellungen niemals zieben, 
zumal auch nach der Auffaſſung des deutſchen Bolltarifs zu den Halbjeiden: 
Waaren alle Tertilivaaren mit Seidenmifchung gehören. (Vgl. auch die Be: 
merkungen S. 22 —24 der Diezmann’schen Abhandlung: Deutichlands Waaren: 
handel 1872 -- 1887.) Was ferner die als unmöglich bingeftellte Ermittelung 
des Durchichnittspreiies für unbedrudte Wollenwaaren (S. 258) und für dichte 
Baummwollwaaren betrifft, jo baben behufs Feſtſtellung dieſer Durchſchnittswerthe 
die eingehendſten Recherchen, Probe— Verwiegungen Anfragen bei Handelskammern 
ſtattgefunden, ſo daß der einmal ermittelte Durchſchnittspreis als richtig anzu— 


" Hier heißt es: Nach alledem ſcheinen Seidenwaaren Artikel zu fein, für weiche das 
Werthſchätzungsſſtem des Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amtes ſich recht ſchlecht erweiſt! Dieſer 
Schluß wurde daraus gewonnen, daß unſere Ausfuhr Fiffern und Werthe mit den Angaben 
der Engtiichen Statiftil, der Statiftit der Vereinigten Staaten, der Bremer, Hamburger und 
Schweizer Statiittt nicht übereinstimmen. Es gelten bier die bereits oben ermähnten Be- 
trachtungen über die Vergleichbarkeit der einzelnen Statiitilen! 
Nach der „Silk Association of Amierica* find in den legten 2 Fiskaljahren in News 
York zur Einfuhr gelangt: 


1894/95 1893/94 

Zeidene Stückgüter . + 14» Mill. Doll. 11, Mill. Doll. 
Sammt und Plüſch, — A ——— 2 r 
Zeidenbänder . . -» * „us % a la „ " 
Spitzen ee ee ee Mr 2. 26 r 
Strumpfwaaren . . a | FE r 0 . i 
Shawls, ———— x. —— | 7 ap u 15 Du # 
Borten . 2... N He n Or 4 2 
Seidengarn . a te — a Ob u e 
Halbieidenwaaren . 2 2.2. 3a — 3.0 


27, SEITE Doll. 22» Mill. Doll. 

Im Jahr 1894 betrug nach Angaben der Amerikanischen Statiftif die Einfuhr von 
Silk mannfactures aus Germany 535 154 Dollars, Dress and Prices goods aus Ger- 
many 2971633 Dollar, Laces and Eimbroideries für 82628 Dollars, ribbons für 
124 732 Dollars, another für 148 720 Dollars, zul. fir 4: Mill. Tollars = 20 Mill. Mt. 

Nach der deutichen Keichsttariftit ergab die Nusfuhr nach den Vereinigten Staaten 
in Nummer 770-739 allerdings 30 Mill. ME... wober banptiächlich der Artikel Dalbjeiden- 
waaren nicht übereinfſtimmt. ad der Amerilaniichen Statiltif betrug die Einfuhr an 
Halbjeidenwaaren etwa 3 Mill. Tollars = 12 Mill. ME.; nach der deutihen Statiftif 
24 Mill. ME Es wurde ſchon bemertt, daß Halbieidenwaaren nach den Begriffen der 
Teutichen Statittif ein weiteres Gebiet umfaßen als nadı der Amerikaniſchen Statiftit. 
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nehmen war und die Ermäßigung oder Erhöhung nur nach Maßgabe der Schwan: 
ungen der Rohmaterialien eintrat. Wir verweilen auch auf den am Schluß diejer 
Abhandlung abgedrudten Bericht eines Sachverftändigen der Gruppe V. 

Woher Herr Diezmann weiß, daß der Rüdgang unjerer Ausiuhr in 
baummollenen Strumpfiwaaren in den Jahren 1887—1892 „feinesfalld den 
Thatſachen“ entjpricht, ift nicht erfindlich; daß bei der Ausfuhr von baum: 
wollenen Strumpfwaaren in den legten Jahren fortwährend ein Preisdruck 
ftattfand, ift Durch die weitere Herabjegung der Ausfuhrpreife in 1893 und 
1894 gekennzeichnet. Wenn die Statiftif der Vereinigten Staaten von Amerika 
von der Einfuhr von Zwirnſpitzen und Stidereien in der in der deutjchen 
Statiftif angegebenen Ausfuhr-Menge nichts weiß, jo müſſen deswegen unfere 
Ziffern nicht umrichtig fein. Wichtig ift, daß der Werth der baummollenen 
Stidereien und Spigen früher etwas zu hoch geichägt wurde, nachdem ermittelt 
wurde, daß in der Ausfuhr auch ganz billige Sachen enthalten ind. 

Richtig ift ferner, daß nach den Bejtimmungen des deutichen Zolltarifs 
und des Amtlichen Waarenverzeichnifjes Albums mit einem Einband von Leder 
oder Ledertuch als feine Lederwaaren behandelt und angefchrieben werden müſſen. 

Die Ermittelung der Preiſe für Bücher nach Gewicht läßt fid) auf Grund 
von WProbeverwiegungen und Durchichnittsberechnungen wohl ausführen und 
ijt der Umstand, daß der Verein der Berliner Buchhändler fi) außer Stande 
erflärt hat, einen Durchichnittspreis für die aus Deutichland ausgeführten 
Bücher zu geben, noch nicht maßgebend dafür, daß diefer Zweck nicht doch 
noch erreicht werden kann. 

Unter die Nr. 599 des Statift. W.-B. fallen nicht blos Farbendruckbilder, 
jondern auch Kupfer: und Stahlitiche, Photographbien, Lithographien, Holzichnitte 
und hat jich die Ausfuhr der Menge und der Qualität nach entichieden gehoben, 
weshalb die Erhöhung von 1000 ME. auf 1100 Me. wohl gerechtfertigt ift. 

Zum Schluß der betr. Abhandlung fommt Herr Diezmann wiederholt 
auf den Umſchwung unferer Handelsbilanz in Folge des Zollanſchluſſes der 
Hanſeſtädte zurüd, verfällt aber hiebei wieder in den bereits früher Eonitatirten 
Fehler, als ob hiedurch die Einfuhr unferer Waaren billiger und die Ausfuhr 
theuerer geworden wäre. Es wird daher wiederholt auf die zu umjerer Ab— 
handlung abgedrudten Regeln über die Werth:Ermittelung zu verweiſen fein. 

II. Abhandlung über den deutichen Chemifalienhandel jeit 1885 in der 
Zeitichrift „Chemifche Induftrie 1894 Wr. 15 --18. 

Hier werden insbeſondere die Preisfeitiegungen für Gummi bemängelt. 
Wir lajien deshalb die Tabelle über die länderweile Feſtſetzung der Preije für 
Gummi umjtehend folgen. 

Wegen der Werthiejtießung für Graphit wurde bereits oben das Erforder- 
fiche erwähnt. 

Was die Bemerfungen über die Sendungen ımd Bezüge von Ultra— 
marin anbelangt, daß die Verfendungen von deutichem Ultramarin nach Eng: 
(and wahricheinlich außereuropäiiche Yänder angehen und daß die direkten Be: 
züge aus China umd DOftindien auffallend niedere jeien, jo verweilen wir auf 
das über die Aufgabe und Ziele der deutſchen Handelsjtatijtift Gejagte. Die 
deutiche Hamdelsitatiftif will nicht die Urjprungsländer. und Stonfumländer, 
jondern die Yänder, mit denen wir Handelsbeziehungen haben, ermitteln und 
erfajlen; Schuld und Forderung bejteht nicht immer zwiichen den Yändern, wo 
ein Gegenftand erzeugt und wo er fonjumirt wird, fondern zwiſchen jenen 
Ländern, von welchen eine Waare bezogen und wohin ein Artikel verjendet wird. 

Annalen ves Deutſchen Reichs. 1896, 35 


514 K. Wiefinger: Die deutiche Handelsitatiftif. 


Burhfchnittswerthe für die Ein- und Ausfuhr von Gummi (arabicum, Senegal, 
Tragant) im Jahre 1594. 























an Ginfubr =* Ausfuhr 
gc A — 5 —— 
inf 527 ES, BR 
_ nn — Ber Menge | Einheit | SE2 | Menge — 
usfuhr nach: —— pres I SEO prei 
ve nad: | EES [in 100% gun ohhe 535 [in 100 Kerr 100 Kg 
"Do| netto | ink I"#2]| netto in Mk 
E E 
Freihafen — — — — — 94 — 
Belgien — 404 110 — 337 — 
Bulgarien — — — — 5 — 
Dänemark — — — — 120 — 
Frankreich . — 3618 | 75 — 2456 — 
Griechenland — 10 110 — 5 — 
Großbritannien — 8365 120 — 233 — 
Italien — 256 110 — 82 — 
Niederlande . — 295 110 — 37 _ 
Norwenen . . — — — — 37 — 
Defterreidh- Ungarn . 1060 | 250 = 2494 = 
Portugal . u — — = — 6 — 
Rumänien ._ — — — 24 — 
Rupland . — 68 110 — 244 — 
Schweden — — | — — 84 — 
Schweiz — 48 110 — 341 — 
Spanien . — — | — — 47 — 
Türfei . — 1537 350 — 32 — 
ẽonpien J — 1901 200 — 1 — 
Deutſch Weſtafrita — 20 110 — — 
Staplaıd . — 1| 110 — 1 — 
Marotto . — 103 75 — 2 — 
Weſtafrika opne —8* Een. — 524 110 _ — 
Oſtafrika ohne deutſche Schutgebiete — 23 110 — 1 — 
Britiſch dien Hu. — 4237 100 — 7 — 
— — — — — — — 1 — 
— 5 110 — —1 — 
Wiederlänif Orten 1 x. ; — 5 110 — 9 — 
Siam . Ä z -- — — — 1 — 
Philippinen xc. . — — = — 19 — 
Uebriges Aſien (Berfien, Agdar — 
niſtan, Beludſchiſtan ıc.) — 166 350 — — — 
Argentinien . — 15 110 — 17 — 
Brajilien . — — — — 90 — 
Chile un — | — = 17 250 
Ecuador — - | — _ 15 — 
Kolumbien — — — — 4 — 
Mexiko — — — — 95 — 
Peru . . — — — -- 21 — 
Portorico, Cuba — — — — 7 — 
Venezuela — — — — 13 — 
Vereinigte Staaten von Amerite — 46 _ _ 53 
entralamerifan. Republiten | — - | — — 4 — 
Britiſch Auſtralien — 1| 110 — — — 
Zuſammen 230 22708 | 134 275 7057 250 
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Die Preije für Ultramarin wurden pro 1894 nad) den Angaben der 
Vereinigten deutjchen Ultramarin-Fabriken fejtgefegt auf 70 ME. in der Ein: 
fuhr und 56 ME. in der Ausfuhr. Ausgeführt twerden meist geringere Qualitäten. 

Aus vorjtehender, zum Theil nur jkizzenhafter Darjtellung — da der 
Raum mangelt, um ausjührlich jede Nummer des Statijtiichen Waarenver: 
zeichniſſes zu bejprechen, wie dies in den über 3 Wochen lang tagenden Siß- 
ungen der Sadjverjtändigen für die Feſtſtellung der Handeläwerthe geichieht — 
dürfte zu erjeben fein, daß das Kaiſerliche Statiftiiche Amt feine Mühe und 
Anftrengung jcheut, um bei der Wertbfeititellung der Handelsitatijtif la plus 
sörieuse base zu erreichen, die Georges Michel bereits der deutichen Handels» 
ftatiftif zuerfannte. Daß bei dem kurzen Zeitraum, der jeit Einführung der 
ſyſtematiſchen Schägung in Deutjchland erſt verflojjen ift, bisher noch einzelne 
Unrichtigfeiten unterlaufen konnten, iſt nicht in Abrede zu ftellen und auch 
nicht zu verwundern, daß aber die Ziffern der deutjchen Handelsausweife jo 
wenig vertrauenerwedend find, wie Herr Diezmann meint, dürfte aus vor: 
jtehender Abhandlung nicht zu entnehmen fein. Mit der Neuredaktion der Aus: 
führungsbejtimmungen und Dienftvorichriften zum Statiftifchen Geſetze follen die 
Befugnifje des Staiterlichen Statift. Amtes zur Einziehung von Informationen 
von den Anmeldeitellen, Waarenempfängern, Abjendern oder Werjendern von 
Baaren im Intereſſe der Waarenverfehrsftatiftit noch erweitert werden, da 
derartige Informationen häufig zur Erlangung zutreffender Waarenwerthe 
führen. Es foll daher der $ 70 der Dienftworfchriften für die Folge lauten: 

($ 45.) Die Werthe der Waaren des auswärtigen Handels find alljähr- 
ih durch das Kaiſerliche Statiftische Amt feftzuftellen, indem Einheitspreije 
für die einzelnen Waarengattungen ermittelt werden. Zum Zwed diejer Preis- 
Ermittelung 

1) wird das Kaiſerliche Statiftiiche Amt fich mit Handelstammern, kauf: 
männifchen und industriellen Vereinen, hervorragenden Kaufleuten, Induftriellen zc. 
in Verbindung jegen und erhalten, um über die Preisgeftaltung der Waaren 
Nachrichten einzuziehen ; 

2) it das Kaiſerliche Statiftiiche Amt verpflichtet, jährlich Sachverjtändige 
der verichiedenen Zweige des Handels und der Induſtrie einzuberufen, welche 
als Kommiffion in der Ermittelung der Handelswerthe gruppenweife und 
nöthigenfall® auch als Geſammtkommiſſion zufammentreten, um die Schäßung 
und die Ermittelung der Einheitäwerthe vorzunehmen; die Sachverjtändigen 
— Tagegelder und ſoweit ſie von Auswärts berufen werden, auch Reiſe— 
oſten; 

3) iſt das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt befugt, ſich von den Anmelde: 
ämtern (Hauptzoll- und Hauptiteuerämter) für einzelne Waarennummern, deren 
Preisermittelung ohne Kenntniß der Verjendungsorte oder der bejonderen Art 
der Waare zu große Schwierigkeiten bietet, die betr. Anmeldeſcheine einjenden 
zu laſſen, ferner alle für die Bearbeitung der Handelsitatijtif beim Kaijerlichen 
Statiftifchen Amt zweddienlichen Informationen von den Anmeldejtellen, Ab— 
iendern und Empfängern einzuholen.“ 

Werden diefe VBorfchriften genehmigt, jo find die Befugniſſe des Kaiſer— 
lichen Statiftifchen Amtes zur Einziehung von Informationen bei den Anmelde: 
ftellen und Waaren-Berjendern bezw. Gmpfängern erheblich erweitert und 
günftiger als bisher. 

Es wird daher für die Folge auch gelingen, noch eingehender die Schäßung 
und Feititellung der Waareneinheitspreiie vornehmen zu fünnen und dadurd) 


35* 
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an eine beinahe abjolute Sicherheit heranzufommen. Cine Vergleihung mit 
der Statijtif anderer Staaten ift fein Beweis für die Nichtigkeit oder Mangel: 
haftigfeit einer beftimmten Statiftif, wie jchon öfters bemerft wurde. Wir 
erinnern nur 3. B. an den Bunft, daß Defterreih-UIngarn für aus Deutfchland 
fommende Waaren drei Herkunftsländer hat: Deutjches Neich mit Luxemburg, 
reibezirt Bremen und Damburg; daß 3. B. Frankreich die Einfuhr vieler 
Waaren zur admission temporaire fennt, welche aljo nicht im Spezial-, 
fondern im Generalhandel erjcheinen, bei uns aber aus dem freien Verfehr 
ausgeführt werden, aljo im Spezialhandel nachzuweilen find;') daß ferner die 
Preife der Waaren in dem einen Land allgemein, im andern Land nach Her: 
kunfts- und Beltimmungsländern ermittelt worden find. 


Zum Schluß möge nody die von einem Herrn Sachverjtändigen der 
Tertil-Waaren-Öruppe (V) verfaßte Abhandlung über die pro 1894 erfolgte 
Werth:Ermittelung bier Bla finden, woraus zu erjehen ijt, mit welcher Liebe 
zur Sache und mit welch’ hingebendem Eifer dieſe Herren bei der ihnen ges 
jtellten Aufgabe vorgehen Dieſe Abhandlung lautet: 

„Der Wunſch, unfere Abjchägungen und die Prinzipien, auf welchen die— 
jelben beruhen, auf ihre Nichtigkeit zu prüfen, hat mich veranlaßt, Vergleiche 
anzustellen zwilchen den Ziffern, welche wir pro 1894 ermittelt haben, und 
den Abſchätzungen, welche die jtatiftiichen Aemter Defterreichs und der Schweiz 
für dasjelbe Jahr veröffentlicht haben. Ich wählte dieje beiden Länder, weil 
die Tertilinduftrie Defterreihs in fajt allen Zweigen mit annähernd gleichen 
Verhältniſſen zu rechnen hat wie Deutjchland und weil die Schweiz, namentlich 
in der Seidenbranche, für uns als einführender Staat in Betracht kommt, 
deſſen Ausfuhrziffern für ung um jo wichtiger erjcheinen, als in der Schweiz 
die Ausfuhr obligatoriich nach dem Fakturenwerth deflarirt wird und mur die 
Einfuhr einer Taration durch Sachverſtändige unterliegt. Die Ziffern, welche 
die Schweiz für die Ausfuhr angibt, zeigen alſo die Beträge, welche für den 
Erport dieſes Landes wirklich deflarirt worden find. Eine abjolute 
Sicherheit gewähren fie freilich trogdem nicht. 

Zu den einzelnen Artikeln übergehend komme ich zu folgenden Refultaten: 


14. Baumwolle, rohe. 


Deutihland . . . Einfuhr: Me. 69,— Ausfuhr: Mt. 70,— 
Oeſterreich . R „66,81 . „70,24 


Shwi; - . . . 2 „82,40 j I 


In Frankreich können folgende Waaren auf admission temporaire abgefertigt werden: 
Ausländiicher Mais zur Alkohol- und Stärkebereitung; 
Zuder zum Raffiniren und jur Herftellung von Bonbons und Zuderwaaren ; 
Kafao zur Wereitung von Chokolade; 
Nupferne Walzen zum Gravieren; 
Walzeiſen und Bleche zum Galvanifiren ; 
Garn zum Anfertigen von Tauwerk und Bindfaden ; 
Wollgarn zur Anfertinung von Alpattaichnüren ; 
Rohes Pelzwerk zum Zurichten; 
Handſchuhleder zum Färben ; . 
Zitronenfaft zur Gewinnung von Zitronenſäure; 
Dandichube zum Beitiden ; 
Prillengläfer zum Fallen; 
Gewebe aus reiner Seide zum Färben, Bedruden ıc.; (Pongee Gewebe, d. b. chine: 
itiche Seidengewebe, jind überhaupt tarifmähig zollfrei‘. 
Geitelle (cages) zu Tafchenubren f. Gehäus-Monteure u. 3. Nergolden, Graviren u. |. w. 
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Diefe Ziffern beweifen, daß wir uns mit unserer Schäßung möglichjt an: 
nähernd richtig halten, feinesfalla aber zu tier gegriffen haben. Oeſterreich hat 
qualitativ ungefähr gleichen Durchichnitt wie Deutjchland, eher aber noch etwas 
darüber, weil e3 weniger Surat:Baumtmolle verarbeitet, und beziffert doc) die 
Einfuhr niedriger als wir. Die höhere Ziffer bei der Schweiz fommt daher, 
daß diejes Land mur ungefähr 1 Proz. feiner Einfuhr aus Dftindien bezieht, ſonſt 
aber vorwiegend eguptiiche und amerifanische meift beſter Klaſſen verarbeitet. 


15. Baumwollabfäle. 


Deutihland . . . Einfuhr: Mt. 37,— Ausfuhr: ME. 37,— 
Deiterrih . . . u „30,62 3 „24,90 
Shwei3 -: . . . R n 67,33 5 „48,24 


Bu dieſer Bofition ift zu bemerken, daß dieſelbe äußerit ſchwierig zu 
ſchätzen iſt. Jede Baumwollſpinnerei jcheidet die Abfälle, welche fich bei dem 
Spinnen ergeben, in eime große Anzahl Sorten, deren billigfte mit 3-10 Mi. 
per 100 Kilo beginnt, deren theuerjte oft — je nach der Reinheit — jogar 
theurer als rohe ungereinigte Baumwolle iſt. Je nachdem num das betreffende 
Land von feinen Abfällen mehr den geringeren oder den bejjeren Theil ſelbſt 
verarbeitet, wird das in den Handel nad) auswärts übergegangene ausgeführte 
Quantum einen geringeren oder höheren Werth haben. Nun ift im Allge— 
meinen anzunehmen, daß der Frachtkoſten wegen die geringjten Sorten kaum 
einen Dandelsartifel von Land zu Land ausmachen dürften, daß vielmehr der 
Abfall-:Handel über die Landesgrenzen fich auf bejjere und mittele Sorten 
beſchränkt. 

Nach den öſterreichiſchen Ziffern ſcheinen die unſrigen zu hoch, nach den 
ſchweizeriſchen zu niedrig. Bei der bereits erwähnten großen Verſchiedenartigkeit 
der in dieſe Poſition fallenden Waaren kann für beide Länder die Abſchätzung 
richtig ſein, doch glaube ich, werden wir in Zukunft an dem Prinzip feſtzuhalten 
haben, daß die Einfuhr nach Deutſchland, weil beſſere Klaſſen enthaltend, 
3—4 ME. höher zu beziffern iſt als die Ausfuhr. 

Die Schweiz hat mit ihrer Einfuhrziffer ohne Zweifel viel zu hoch ge: 
griffen, während die auf Zwangswerthdeflaration berubende, alfo wahricheinlich 
richtigere Ausfuhrziffer Sich dadurch erflärt, daß die Schweiz jehr viel hoch— 
feine gefämmte Maco:Garne jpinnt und die Abfälle derjelben, Maco-Kämm— 
linge, höher im Werthe ftehen, al& die jonjt im Handel vorfommenden Baum— 
wollabfälle. 


16. Baumwolle, kardätfchte, gefärbte und dgl. 


Deutfhland . . . Einfuhr: Mi. 112, — Ausfuhr: ME. 112,— 
Deſterreich . . s; „ 69,72 r „56,4 


Ih habe zu dieſer Pofition in den Sigungen nachgewiejen, daß hierbei 
faft nur gefärbte Baumwolle zur Bigogne-Spinnerei in Frage fommt und daß 
die auf meinen Vorſchlag angenommenen Ziffern die thatſächlichen Durch— 
jchnittswerthe der die Handelsbewegung in dieſem Artikel leitenden Firmen waren. 

Die Ziffern Dejterreichs find abjolut fal ſch. Es fallen im dieſe Pofition 
nur jolhe Baummollen, welche gereinigt find und jchon deshalb bedeutend 
mehr koſten müſſen, als rohe Baumwolle, auch wenn fie nicht gefärbt find. 
Bei der Ausfuhr aber gar noch niedrigere Säße anzunehmen, als für rohe 
Baumwolle, das ijt ganz widerfinnig. 
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Baummollgarne lafjen fich nicht vergleichen, da Dejterreih und die 
Schweiz andere Unterabtheilungen haben. 

Dasjelbe gilt im Allgemeinen von baumwollenen Webwaaren, worin die 
Schweiz und Defterreich viel mehr Unterabtheilungen haben. 


Vergleichen läßt jich aber: 
41. Baummollener Tüll, roh ungemuftert. 
Diefen Artikel nahmen wir an mit: 


Einfuhr: Me. 1600, — Ausfuhr: ME. 1600,— 
Dagegen: 
Deiterrih . . . . Einfuhr: ME. a Ausfuhr: Me. 805,— 
Schweiz . . . z [= ’ z 751,— 


Gegenüber ber ſchweizeriſchen a, cheinen wir doch etwas zu 
hoch gegriffen zu haben, worüber neuerliche Ermittelungen erwünscht find. 


45. Baummollene Pofamenten und Knopfmacerwaaren. 


Deutihland . . . . Einfuhr: ME. 650,— Ausfuhr: ME. 650,— 
Deftrrid . . . . a 736 ‚30 — 664— 
Schwer . . . R 880, — B „ 115— 


Die Ziffern der Schweiz find —— zu hoch, während ich unſere Ein- 
fuhrziffer, wie in der betreffenden Sigung auch von mir betont, zu niedrig halte. 
Die djterreichifchen Ziffern jcheinen mir in diefem Falle richtiger als die umjrigen. 


46. Baumwollene Strumpfwaaren. 


Deutihland . . . Einfuhr: ME. a _ Ausfuhr: ME. 520,— 
Defterrih . . . ? — 896, _ Br . Abe 
Schweiz . . . = „562,40 . „867,20 


Hierzu iſt folgendes zu bemerfen: 

Deutichlands Einfuhr befchränft fich auf hochfeine und jehr theure Fanch— 
Artikel, zumeift aus England und Frankreich. 

Für Deutichlands Ausfuhr hatte ich Mt. 560 vorgeichlagen, drang aber 
damit nicht durch. Die jchweizerifche Einfuhrziffer — fat nur deutiche Aus: 
fuhr — käme meinem Borfchlage nahe. 

Die öfterreiche Einfuhr ftammt auch faſt nur aus Deutſchland. Nach der 
dort ermittelten Ziffer jchiene unfere Ausfuhr zu niedrig, es ijt aber bei legterer 
in Betracht zu ziehen, daß wir 50 Proz unferer Ausfuhr in Maſſenartikeln 
nach Amerika, aber nur ungefähr 2 Proz. nach Dejterreih in bejonders guten 
Sachen verichiden. Unverjtändlich ift mir die ſchweizeriſche Ausfuhrziffer, bei 
welcher, wie bei ung, Amerifa die Hauptrolle jpielt. Sch glaube aber, aus 
den Biffern Defterreiche und der Schweiz den Schluß ziehen zu müſſen, daß 
unſere Ausfuhr etwas zu tief tarirt ift. 


48 und 49. Gardinenftoffe laſſen fich nicht vergleichen, da anders klaſſirt. 
51. Baumwollene Spiten und Stickereien. 


Deutihland . -» : . —— Mk. 1900, — Ausfuhr Me. 1900,— 
Deitrrib . . . ä 2380, 39 2 58 7,60 
Schweiz (Spigen) . . E „ 1871,20 i „6319,20 

„ Gandſtickereien) = „10 400,— i „ 13344,— 


(PBlattjtichjtidereien) „ „ 2800, — . „ 2810, 
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Die Schweiz theilt alfo in drei Bofitionen, was Deutichland und Deiter: 
reich in eine vereinigen. Nachdem 26 Proz. unjerer Einfuhr aus der Schweiz 
jtammen, von den drei fchmweizeriichen Pofitionen aber jelbit die niedrigite bei 
der Ausfuhr ganz bedeutend über unjerer Ziffer fteht, follte ich meinen, daß 
wir fünftig einen höheren Werth einzujeßen haben werden. 


52, 53, 54 nicht vergleichbar. 


310. Flachs. 
Deutihland . . . Einfuhr: ME. 71,50 
Deiterrih - - = „ 70,55 
Schwei3 - . . . vafat. 


Ausfuhr nicht vergleichbar, da in Sammelpoften. 
Die Heine Differenz gewährt die Beruhigung, daß unjere Ziffer möglichit richtig. 


311. Banf. 

Deutihland . . . Einfuhr: ME 57,90 Ausfuhr: Mi. 61, — 
Deiterrih . . . R „50,70 „ nicht vergleichbar 
Schwez - - R vakat. 


Keine Differenz von Belang. 
312. Heede (Werg). 


Deutihland . . . Einfuhr: Mf. 35,89 Ausfuhr: ME. 38,— 
Dejterreich untericheidet: 
Einfuhr Flahswerg . . . ME. 49,31 
„  Sanfwerg . 2 200m 35,04 


Vielleicht gibt legtere Angabe einen Hinweis zur Unterfuchung, ob mir 
mit unferer Schägung auf dem richtigen Wege jind. 


313. Jute. 
Deutſchland . . . Einfuhr: ME. 29, — Ausfuhr: Me. 31,— 
Defterrih . . a 30 71 


Da Dejterreich den. größten Theil feiner Einfuhr an Jute auf dem Wege 
des Zwiſchenhandels aus Deutſchland bezieht, jo beftätigt die geringe Differenz 
zwiſchen den Schäßungen deren annähernde Richtigkeit. 


314. Begetabilifhe Spinnftoffe, nicht befonders benannt. 
Deutjchland Ein- und Ausfuhr: ME. 42,— 
Oeſterreich Einfuhr: „49,80 
Bei der Schwierigkeit, diefen Sammelpojten verjchiedenmwerthiger Artikel 
zu ſchätzen, fünnen beide Ziffern richtig jein. 
382, Menfdyenhaare. 
Deutihland . . . Einfuhr: Mi. 3000,— Ausfuhr: Mt. 4500, — 
Defterrih . .» : „. 8300,-- 2 si y130.— 
Die fehr bedeutende Differenz hat mich zu genauen Ermittelungen veran- 
laßt, deren Reſultat ift, daß Dejterreichs Ziffern zu body, die unjrigen zu 
niedrig find. Wir müjjen pro 1895 höher ala bisher geben! 
386. Schmucfedern, roh 
Deutihland . . . . Einfuhr: Dit. 2000,— Ausfuhr: Me. 1000,— 
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388. Schmucfedern, zugerichtet. 


Deutihland . . . . Einfuhr: ME. 9000,— Ausfuhr: Mt. 2000, — 
Dagegen 
Defterreih. Einfuhr: 
575. aid sie zugerichtet und Arbeiten 
daraus . . . fl. 25809 ME. 42342,94 ! 
171. Straußfedern, Reiher⸗ Marabut:, — 


federn, nicht zugerichtet „ 53123, — 
Andere Schmudfedern, nicht zugerichtet i A 996, — 
Deiterrih. Ausfuhr: 
141. en nicht zugerichtet . . . . ME 2988,— 
Schweiz: 
Putzmacherwaaren, FUN Blumen und Schmud: 
jeden . . .» ... . Einfuhr: ME 3709,— 


Ausfuhr: „ 951,20 

Die Differenz in den Ziffern zeigt, wie ſchwierig diefe Artikel zu bes 

urtheilen find; unſere Schäßungen dürften aber doch etwas zu tief ge 
griffen fein! 


494. Seidene Herrenhüte. 
Deutihland . . . . Einfuhr: ME. 6500,— Ausfuhr: ME 5500, — 
Deiterrih . . 5707 — 1432, — 


r " u 


Bei der Schweiz fommt der Artikel nicht vor. 
499. Künfllihe Blumen aus Web- oder Wirkmwaaren. 


Deutſchland. . . . Einfuhr: ME. 9000,— Ausfuhr: ME. 1700,— 
Deiterreich unterjcheidet : 
Künstliche Blumen . . Einfuhr: Mt. 19172,— Ausfuhr: ME. 2564, — 
Beitandtheile künstlicher Blumen 
Einfuhr: ME. 4014,— Ausfuhr: ME. 2688, — 


Bei der Schweiz ift der Artikel mit den Schmudfedern verichmolzen. 


Unjer Herr Spezialjachverftändiger für diejen Artikel dürfte wohl um 
Ermittelungen darüber anzugehen fein, ob unſere Ausfuhrziffer nicht Doch etwas 
zu niedrig gehalten ift. 


Jute- und Manillahanfgarne lafjen fich nicht vergleichen, da wir 
andere Abtheilungen haben als unsere Nachbarn. Dasielbe gilt von Geweben 
aus Jute und Leinen. 

991. feinener Damalt. 
Deutichland E.: Mk. 1100,— U: Mt. 624,— 
Defterreih E.: Mk. 1098,70 WU: mit anderen Leinenwaaren verichmolzen. 


971 Seile, Zaur ꝛc. 


Dentihland . . . Einfuhr: WE 74,— Ausfuhr: Mi. — 
Oeſterreich . . * „ 101,— . „104,70 
Schweiz - - 2 „. 120,— 2 „118,40 


Nach diefen Biffern ſcheinen wir doch etwas tief zu jtehen. 
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572. Andere Seilerwaaren. 


Deutihland . . . Einfuhr: ME. 170,— 
Deiterrih . . - . — 130,6 
Schweiz. .. 192— 


594. Leinene Strumpfwaaren. 


Deutſchland . . . Einfuhr: Mk. 800,— Ausfuhr: ME. 700,— 

Deſterreich . .- z „ 1497 — u „ 43L,— 

Schweiz \ vafat. A vafat. 

595. Leinene Stickereien. 
Deutſchland. . . . Einfuhr: ME. 3500,— Ausfuhr: Me. 3500, — 
Deiterreich —F „ s180,— ß „ 2822, — 
Schweil . » -» . . fiehe 596. 

596. Leinene Zwirnſpitzen. 
Deutihland . . . . Einfuhr: ME. 8000,— Ausfuhr: ME. 8000, — 
Defterrih . . e B 4025. — % „ 8403, — 

Die Schweiz faßt 595 und 596 zuſammen mit: 
Einfuhr: Di. 3200,— Ausfuhr: Mi. I051,— 


Ich halte nach diejer legteren Ziffer die deutiche Einfuhr für zu niedrig. 
770. £lorettfeide, ungefärbt. 


Deutihland . . . . Einfuhr: ME. 1583, — Ausfuhr: Mt. 1450, — 

Deiterrih . . n a 1596,— J „.1960,-- 
Die Schweiz theilt den Artikel in: 

ungezwirmt - . . . Einfuhr: ME. 1184, — Ausfuhr: Wit. 1568, - 

gezwimt . . . e 1241,— 1841,— 


Nach dem Wortlaute der beutfchen jtatiftischen Nr. 770 gehört dahin auch die 
nur gefämmte, nicht geiponnene Florettſeide und haben wir bei der Abſchätzung 
angenommen, daß etwa 20 Proz. Peignées in der Einfuhr enthalten fein fünnten. 
Nach den Sigungen habe ich aber Ermittelungen angejtellt, welche ergeben — wie 
ich in einer längeren Eingabe an das Statijtifche Amt nachgewieſen habe — 
daß die deutſchen Zollämter die Peignées überhaupt nicht in 770 anſchreiben, 
ſondern in 772. Danach wäre unſere Einfuhrziffer etwas zu niedrig gegriffen. 


771. Rohſeide, ungefärbt. 


Deutihland . . . . Einfuhr: Mit. 3 150, — Ausfuhr: ME. 3243, — 

Deiterrih . . s „ 3436,20 . „3469,40 
Die Schweiz theilt dieſe Poſition wie folgt: 

Groͤge . . . . Einfuhr: ME. 2514,— Ausfuhr: ME. 2692, — 

Organzin u. Trame n „ 9332, — 3385, — 


Auch hier find wieder die ſchweizeriſchen Auzfuhrziffern für un beſonders 
in Betracht zu ziehen. Ich habe im vorigen Jahre angegeben, daß Deutſch— 
lands Rohjeiden:Import beitehe aus ca.: 

23 Proz. Grege und 
77 Broz. Organzin und Trame. 
Nun ergeben: 23 Proz. Me. 2692, — und 
77 Bro. „ 3385,— 
einen Durchfchnitt von . . . Mi. 3235,61. 
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Wenn ich trogdem auf nur ME. 3150,— gekommen bin, jo erflärt ſich 
daraus, daß unjere Einfuhr aus ;sranfreich einen größeren Brozentiag Tuſſah 
enthält, als die aus der Schweiz, was den Durchſchnitt etwas herabdrüdt. 
Nach meiner Anficht bejtätigt die jchweizeriihe Schägung, daß unſere Biffer 
jo richtig wie nur irgend möglich iit. 


772. Seidenabfälle, Zupffeide. 


Deutihland . . . . Einfuhr: Di. 834,— Ausfuhr: Mk. 834,— 
Deiterreich unterjcheidet: 
Seidenpalleten . . . . Einfuhr: Me. 813,40 
Seidenabfälle, ungefponnen „. 682,20 


In unferer Einfuhr ſteckt der größte Theil Peignees und ein Kleiner Theil 
Abfälle. Die Schweiz unterfcheidet: 
Dehet3 - -» 2» 2... Ausfuhr: ME. 264,— 
Peignees . 85 
Hiernach dürfte unjere vorjährige Schägung für die Einfuhr und Ausfuhr 
doch eine Kleinigkeit zu hoch geweſen jein. 


775. £lorettfeide, gefärbt: 
Deutihland . . . . Einfuhr: Mk. 1800 -- Ausfuhr: Mt. 1900,— 
Oeſterreich . . „ 2282 — 1809, — 
Schweiz nicht vergleichbar, da mit realer Nähjeide vermifcht.. 
778. Seidene Bänder: 


Deutihlad . . . . Einfuhr: ME. 4100, Ausfuhr: Me. 3 600,— 
Schweiz . . „ 3468 -, i „2400, — 
Unſere Einfuhr erfcheint demnach zu boch beziffert. 


786. Halbfeidene Bänder: 


Deutschland . . . . Einfuhr: ME. 2300, — Ausfuhr: ME. 2000,— 

Schweiz ’ k J 7 " 3 280, FE 7} " 2019,— 
772. Seidene Pofamentier- und Finopfmaderwaaren: 

Deutihlad . . . . Einfuhr: ME. 3600, — Ausfuhr: Mi. 3400, — 

Deiterrih . . . . s „ 4980,— 2 ; — 

Schweiz a 


730. Seidene Spiben mit Metallfäden. 


734 dito ohne Metallfäden nicht vergleichbar, da unſere Nachbarn Dieje 
Unterjchiede nicht fernen. 

Ebenſo verhält es fich mit jeidenen und halbfeidenen Strumpfwaaren, 
welche die Schweiz zufammenwirft, Dejterreich einfach zu den „anderen Ganz: 
oder Halbjeidenwaaren“ rechnet. Auch jeidene Gewebe find bei beiden Staaten 
in andere Unterabtheilungen eingetheilt. 


886. Schafwolle, roh und gewaſchen: 

Deutihland . . . . Einfuhr: ME. 138,— Ausfuhr: Mk. 220,— 

Schwei . . - 2 124,8 z „ 171,2 
Deiterreich —— — glücklicher als wir — 


Schafwolle roh oder blos — E.: Mk. 160,80 A.: ME. 230,70 
ditto gewaihen . - - ie ar Me Mk. 298/80 A.: ME. 291 ‚30 
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Deiterreichs Ziffern halte ich für falfch. Die Schweizerischen hingegen. be⸗ 
ſtãtigen die annähernde Richtigkeit der unſerigen. Das verhältnißmäßig geringe 
Quantum der ſchweizeriſchen Wolleinfuhr enthält nur einen kleinen Prozentſatz 
gewaſchener Wollen, die deutſche Einfuhr erheblich mehr, noch mehr bei der 
Ausfuhr, weßhalb unſere Ziffern höher ſein müſſen, als die ſchweizeriſchen. 
Letztere enthalten auch Kämmlinge und Kunſtwolle. 


888. Gekämmte Wolle. 
Deutihland . . . . Einfuhr: ME. 330,— Ausfuhr: ME. 340, — 
Deſterreich — „ 323,— 2 — — 
Schweiz, Sammelpoſten. 
884. Kämmlinge. 
Deutſchland. . . . Einfuhr: Mi. 195,— Ausfuhr: Mk. 220,-— 
Deiterrih . . . R 207,3 r „ 18 17 
Ueber die Hälfte — Ausfuhr geht nach Oeſterreich, mithin iſt ent- 
weder unſere Ausfuhr eine Kleinigkeit zu hoch, oder Oeſterreich's Einfuhr etwas 
zu niedrig angejeßt. 
Wollengarne Lafjen fich wegen anderer Eintheilungen nicht vergleichen. 
904. Fußdecken aus Windviehhaaren. 
Deutihland . . . . Einfuhr: ME. 105,— Ausfuhr: ME. 120,— 
Deiterrih . . 101,— Me „ 425,—! 
Oeſterreich's Ausfuhrziffer "ft poſiliv faiſch. 


909. Wollene Tuch- und En mehr ald 200g per qm 


Deutihlad . . .» . . 0. Einfuhr: ME 630,— 

Deitrrih . : : : br J „1028,— 

910. Desgleichen, weniger als Er per qm. 

Deutihlad . ». . . . . . . Emfuhr: Mt. 860,— 

KICHRERLEIED: 5: 1 a9 ee BE 2 M „ 1613,— 
900/910. Deutfhland . . . . 0.0. Mussuhr: ME. 610,— 


Dejterreih hat die Ausfuhr anbers eingetheilt al3 wir, kommt aber auf 
einen annähernd gleichen Durchſchnitt; um jo räthjelhafter erfcheinen die hohen 
Einfuhrziffern Oeſterreich's. 

Die Schweiz kommt bei Wollenwaaren für den Vergleich nicht in Betracht, 
weil dieje Artikel ganz anders eingetheilt find.“ 


Berichtigungen. 


Zeite 419 Zeile 3 von unten: »'approvement« ſtatt l'apprement. 

420 Abjab 2 Zeile 6: »Price« ftatt Pride. 

420 „ 2 „ 12: »marchandise« ftatt March. 

423 Zeile 5 von unten fehlt der Abichluß des Sabes: — erfaßt wird. 
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Entwurf eines Gefekes, 


betreffend 
die Errirhtung von Wantmerkskammern 


(Dezember 1895). 


81. 

Zur Vertretung der Intereſſen des Handwerks ſind Handwerkskammern zu 
errichten. 

Den Handwerkskammern liegt insbeſondere ob: 

1. bei der Organiſation des Handwerks mitzuwirken, insbeſondere über die 
örtliche Gliederung der Organiſation ſich gutachtlich zu äußern; 

2. Die Staatd- und Gemeindebehörden in der Förderung des Handwerks 
durch thatjächlihe Mittheilungen und Eritattung von Gutachten über 
Fragen, welche die Berhältnifje des Handwerks berühren, zu unterjtügen; 

3. Jahresberichte über ihre Thätigfeit und über ihre die Werhältnifje des 
Handwerks betreffenden Wahrnehmungen zu eritatten; 

4. Wünſche und Anträge, welche die Verhältniſſe des Handwerks berühren, zu 
berathen und den Behörden vorzulegen. 

Die Handwerkskammern jollen in allen wichtigen, die Gejammtinterefjen des 

Handwerfs berübrenden Angelegenheiten gehört werden. 
$ 2. 

Die Bezirke der Handwerfslammern werden von der Landes:Lentralbehörde 
feitgejtellt. Mehrere Bundesitaaten fünnen ſich zur Errichtung gemeinfamer Hand: 
werfslanımern vereinigen; die Vereinigung bat jich auch darauf zu eritreden, von 
welchen Behörden die in dieſem Geſetze den Landes:Gentralbehörden und der 
höheren Berwaltungsbebörde übertragenen Obliegenheiten wahrzunehmen find. 
Für Bezirke, in denen durch andere Einrichtungen (Handels= und Gewerbefammern, 
Sewerbefammern) fir eine ausreichende Vertretung der Intereſſen des Handwerks 
geiorgt it, Fann die Erriditung von Handwerfsfammern unterbleiben. 


S 3. 

Die Errihtung der Handwerfsfammer erfolgt auf Grund eines durd die 
Vandes-Gentralbehörde aufzuitellenden Statuts. 

Bor der Errichtung find Vertreter der in den Bezirk der Handwerkskammer 
hauptjächlich betriebenen Handwerfe unter befonderer Berüciichtigung der Innungen 
und jonjtiger Vereinigungen von Handwerkern, zu hören. 

Das Statut kann don der Landes-Centralbehörde nad Anhörung der Hands 
werkskammer geäudert werden. 

Das Statut jowie Wenderungen defjelben find durch den Reichs-Anzeiger 
jowie durch dasjenige Blatt befannt zu machen, welches für die amtlichen Ber: 
öffentlichungen der höheren Verwaltungsbehörden, über deren Bezirke ſich der 
Bezirk der Handwerkskammer erſtreckt, beitimmt it. 
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S 4. 

Das Statut muß Beitimmungen enthalten über: 

1. Den Sit und den Bezirk der Handwerkskammer; 

2. die Bildung der Wählerichaften für die Wahlen der Mitglieder, die Zahl 
der legteren und ihre Vertheilung auf die Wählerjchaften ; 

3. das Verfahren bei den Wahlen, joweit diefes nicht durch bejondere Wahl» 
ordnungen geregelt wird; 

4. die Ergänzung der Handwerkskammer durch Zuwahl ($ 9); 

5. dad Stimmrecht der Mitglieder und die Art der Beſchlußfaſſung; 

6. die Wahl, die Befugnifje und die Legitimation des Vorjtandes; 

7. die Form und die Vorausjegungen für die Jufammenberufung der Hand: 
werfsfammer und ihrer Ausſchüſſe; 

8. die öffentlichen Blätter, durch welche die Bekanntmachungen der Handwerks— 
fammer zu erfolgen haben; 

9. die Anstellung und Abnahme der Jahresrechnung. 


8 5. 


Wählbar zu Mitgliedern der Handwerfsfammern find nur Berjonen, welche 

1. ein Alter von mindejten® 30 Jahren haben und 

2. im Bezirk der Handwerkskammer ein Handwerk jeit mindeitens drei Jahren 

telbitändig betreiben. 

Perſonen, welche zum Ant eine® Schöffen unfähig find (58 31, 32 des 

Gerichtsverfaſſungsgeſetzes), ſind nicht wählbar. 
S 6. 

Für jedes Mitglied Find ein erjter und ein zweiter Erſatzmann zu wählen, 
welche daſſelbe in Behinderungsfällen zu erjeßen und im Falle des Ausſcheidens 
für den Nejt der Wahlperiode in der Reihenfolge ihrer Wahl einzutreten haben. 


87. 

Die Wahl erfolgt auf fünf Jahre. Die Ausscheidenden fünnen wiedergewählt, 
die Wiederwahl kann abgelehnt werden. 

Im Uebrigen fann die Annahme der Wahl nur aus Gründen verweigert 
werden, welche zur Ablehnung eines unbejoldeten Gemeindeamts berechtigen. Wo 
landesgejebliche Beitimmungen über die zur Ablehnung von Gemeindeämtern bes 
rechtigenden Gründe nicht beitehen, darf die Annahme nur aus denjelben Gründen 
veriveigert werden, aus welchen das Amt eines VBormundes abgelehnt werden fann, 


58. 
In der Perſon eines Mitgliedes der Handwerkskammer eintretende Umjtände, 
welche dajjelbe, wenn jie vor der Wahl vorhanden gewejen wären, von der Wahl 
ausgejchlojien haben würden, haben das Erlöjchen der Mitgliedichaft zur Folge. 


89. 


Die Handwerkskammer kann jich nach näherer Beſtimmung des Statut bis 
zu einem Fünftel ihrer Mitgliederzahl durch Zuwahl von jachverjtändigen Perſonen 
ergänzen. Sie fann zu ihren Verhandlungen Sachverſtändige mit berathender 
Stimme zuziehen. 

$ 10. 

Die Mitglieder der Handwerfstammer verwalten ihr Ant als Ehrenamt und er= 

halten nad) den durc) das Statut zu beſtimmenden Sätzen nur Erjaß für baare Auslagen. 
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gıı. 


Zur Theilnahme an den Wahlen zur Handwerfsfammer jind nur Neichs- 
angehörige berechtigt, welche das fünfundzwanzigite Lebensjahr vollendet haben 
und jeit mindejtens einem Jahre in dem Bezirk der Handwerkskammer ein Hands 
werk jelbitändig betreiben. 

Berjonen, welche ſich nicht im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte befinden 
oder welche durch vichterliche Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen 
beihränft find, find nicht wahlberedhtigt. 

Durch das Statut iſt den Innungen (88 97 ff. der Gewerbeordnung), deren 
Sig ih im Bezirk der Handwerkskammer befindet, die Berechtigung beizulegen, 
einen im Statut näher zu bejtimmenden Theil der Mitglieder der Handwerks— 
fammer zu wählen. Bei der Beltimmung dieſes Antheils ift die Bedeutung der 
Innungen für den Handwerkskammerbezirk in Betracht zu ziehen. 

Eine befondere Wahlberechtigung kann durch das Statut auch jonitigen 
Vereinigungen von Handwerkern beigelegt worden. 


$ 12. 

Die Handwerksfanımer iſt berechtigt, Ausſchüſſe aus ihrer Mitte zu bilden 
und mit bejonderen regelmäßigen oder vorübergehenden Aufgaben zu betvauen. 
Die Ausſchüſſe können zu ihren Verhandlungen Sadyverjtändige mit berathender 
Stimme zuziehen. 

8 13, 


Die Handwerkskammern unterliegen derAufficht der höheren Verwaltungsbehörde. 

Die Aufiihtsbehörde überwacht die Befolgung der gejeglichen und jtatutarijchen 
Borfchriften und kann diefelbe durch Androhung, Feſtſetzung und Vollſtreckung von 
DOrdnnungsitrafen gegen die Mitglieder der Handwerkskammer erjiwingen. 

Sie entjcheidet Streitigfeiten über die Wahlen des Vorſtandes, der Mitglieder 
und der aus ihrer Mitte zu bildenden Ausſchüſſe, ſowie über die Rechte und 
Pflichten der Mitglieder. 

Sie hat Wahlen, welche gegen die gejeplichen oder jtatutarischen Beltinunungen 
verjtoßen, für ungültig zu erklären. 

Gegen die Entjcheidungen und Anordnungen der Aufiichtsbehörde ijt nur 
die Beichwerde an die nächitvorgejeßte Behörde zuläſſig. 

Die Landes-Eentralbehörde kann die Handwerkskammer auflöjen und Neus 
wahlen anordnen. 

Ss 14. 

Für jede Handwerkskammer it von der höheren Berwaltungsbehörde ein 
Kommifjar zu bejtellen. Derjelbe iſt berechtigt, jederzeit von den Schriftſtücken 
der Handwerlsfammer Einjicht zu nehmen, den Berhandlungen beizuwohnen, 
Gegenjtände zur Berathung zu jtellen und die Einberufung der Handwerkskammer 
oder ihrer Ausichüffe zu verlangen. Der Kommiſſar muß auf Verlangen jederzeit 
gehört werden, hat aber fein Stimmrecht. 


8 15. 

Die aus der Einrichtung und Thätigkeit der Handwerkskammern erwachſenden 
Koſten tragen die Gemeinden des Handwerkskammerbezirks nach Verhältniß der 
Zahl der den Gemeindebezirken angehörenden ſelbſtändigen Handwerksbetriebe. 
Die Gemeinden ſind ermächtigt, die Beiträge auf die einzelnen Handwerksbetriebe 
nach einem von der höheren Verwaltungsbehörde zu beſtimmenden Vertheilungs— 
maßſtab umzulegen. 
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Die Landes =» Centralbehörde fann bejtimmen, da die Koſten von weiteren 
Kommunalverbänden jtatt von den Gemeinden aufgebracht werden. 


8 16. 

Die Handwerkskammern haben über den zur Erfüllung ihrer geſetzlichen Auf- 
gaben erforderlichen Koſtenaufwand alljährlich einen Voranſchlag aufzuitellen. Der 
Voranichlag jowie jede Weberjchreitung dejjelben bedarf der Genehmigung der 
höheren Berwaltungsbehörde. 

Im Uebrigen verwalten die Handwerfstammern ihr Kaſſen- und Rechnungs: 
wejen jelbjtändig. 

Ss 17. 

Die Gentralbehörden der Bundesitaaten beitimmen, von welchen Staats- oder 
Gemeindeorganen die in diefem Geſetze den Behörden zugewieſenen Verrichtungen 
wahrzunehmen find. 


Dieſes Gefep tritt am.» 2200000. in Kraft. 


Begründung. 

Dei der Prüfung der Vorſchläge, welche im Laufe der legten Jahre für 
eine ziwangsweile Zujammenfafjung des Handwerks und für die Negelung des 
Lehrlingswejens gemacht worden ſind, iſt ed als ein Mangel empfunden worden, 
daß das Handwerk in weiten Iheilen des Reichs einer geordneten Vertretung 
entbehrt. Wenn man don denjenigen Bundesjtaaten, in welchen Gemwerbefammern 
für fih oder in Nerbindung mit Dandelsfammern errichtet find, ') und von den— 


’, Bayern: Allerhödjite Verordnung vom 25. Oltober 1889, die Handels: und Ge- 
werbefammern und die Bezirksgremien für Handel und Gewerbe betreffend Geſetßz— und 
Veroronungsbl. 5. 559); 

Sachſen: Geiles, die Abänderung mehrerer Beitimmungen des Gemwerbegeieges vom 
15. Oftober 1861 betreffend, vom 23 Juni 1868 (Gejeb: und Verordnungsbl. S. 335) und 
Verordnung, die Handels und Bewerbetanmern betreffend, vom 16. Juli 1868 Geſehz⸗ 
und Verordnungsbl. S. 457), ſowie Geſeß, einige durch die Reform der direkten Steuern 
bedingte Abänderungen geietlicher Vorichriften betreffend, vom 2. August 1878 Geſetz⸗ und 
Berordnnungsbl. S. 211); 

Württemberg: Sieh, betreffend die Errichtung von Handels- und Gewerbekammern, 
vom 4. juli 1874 (Regierungsbl. S. 193); 

Baden: Beieh, die, Gewerbetammern betreffend, vom 22. Juni 1892 (Gejeg- und 
Verorbnun sbl. S. 368) ;* 

achſen- Beimas: Nerordnnung, die Errichtung einer Gewerbefammer betreffend, 
vom 3. Mai 1877, Geichäftsordnung vom 29. April 1878; 

Sad en-Meiningen: Ausichreiben, betreffend die Handels: und Gemwerbefanmer im 
Kreife Meiningen, vom 22. Dezember 1888 Sammlung der Ausjchreiben S. 575) und 
Geſetz, betreffend die Handels- und Gewerbekammern, vom 21. Dezember 1874 (Sammlung 
der landesherrlichen NVerordnungen S. 4); 

Hamburg: Geſetz, betrefrend die Gewerbekammer, vom 18. Dezember 1872 (Gefep: 
Sanıml. 1872 5. 1), Belanntmachung vom 22. Januar 1879 Geſeß-⸗Samml. Nr. 7) und 
Belanntmadhung vom 1. März; 1867 ‚Geleh-Sammt. Wr. 7); 

Lübed: Ordnung für die lübediiche Gewerbefammer vom 21. September 1877 Samm— 
lung Nr. 33) und 

Bremen: Geiek, die Gewerbefammer betreffend, in der Faltung der Bekanntmachung 
vom 1 ‚januar 1894 Geſetzbl. S. 1). 

*, Non der Ausführung dieſes Geſetes ift wegen der in Ausficht ſtehenden reichs— 
geſetzlichen Regelung vorläufig abgejehen worden. 
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jenigen wicht zahlreichen Perſonen abficht, welche ihr Handwerk kaufmänniſch 
betreiben und als Kaufleute einer Handelsfammer oder ähnlichen Korporationen 
angehören, jo kommen gegemvärtig nur die Innungen oder jonjtige freie Ver— 
einigungen in Betracht. 

Die Handwerker, welche diefen Organijationen angehören, bilden indeſſen 
nur einen verhälmigmäßig geringen Theil ihrer Berufsgenofjen. ?) Infolge 
hiervon entbehrt die Negierung bei den im Intereſſe des Handwerks zu treffenden 
Maßnahmen des Beiraths und der gutachtlichen Mitwirkung der weitaus größten 
Theils der Handwerker umd fieht jich in der Hauptjache auf die Anhörung der 
Innungen oder jonjtigen Vereinigungen bejchränft. 

Wenn ſich aud in dieſen Organijationen ohne Zweifel viele tüchtige und 
mit den einjchlägigen Verhältnilfen vertraute Perſonen finden, jo jtellt ſich doch 
das Geſammtbild, welches fic; aus der Anhörung der Innungen und Gewerbe: 
vereine ergibt, immerhin nur als die Auffafjung einer Minderheit dar. Es kann da— 
her jchon aus dieſem Grunde nicht ohne Weiteres angenommen werden, daß deren 
Anfichten über dasjenige, was dem Handwerk noth thut, auf die Zuſtimmung 
eines erheblichen Theiles derjenigen Handwerker rechnen können, welche jich den 
Innungen bisher fern gehalten haben. Je bedeutjamer aber die Fragen find, 
welche bei der modernen Entwidlung der VBerhältniffe im Handwerk an die Geſetz— 
gebung und die Verwaltung bevantreten, umjonchr muß Werth darauf gelegt 
werden, daß dieſe Fragen einer Erörterung möglichit aller Kreiſe der Berheiligten 
unterzogen werden. Dabei ijt jelbitveritändfich Vorſorge zu treffen, daß den 
bejtchenden Organen des Handwerferitandes eine ihrer Bedeutung entiprechende 
Mitwirkung gewahrt wird. 

Dieſe Gefichtspunfte haben dazu geführt, einen Geſetzentwurf über die 
Errichtung obligatorischer Handwerkfsfammern aufzuwitellen, um mit Hülfe diefer 
DOrganifation zunächſt eine umfajlendere Vertretung des Handwerks zu jchaffen 
und auf Ddieje Weile die Mitwirkung des gefammten Handiwerf3 bei den wichtigen 
ragen, welche zu feiner Förderung noch der Löſung harren, zu ſichern. 

Die Rückſicht auf dieſen nächſten Zwed läßt es einitweilen nicht rathſam 
ericheinen, bei der Feitießung der den Handwerkskammern zu übertragenden Ars 
beiten über den Rahmen einer bevathenden und begutachtenden Thätigfeit hinaus: 
zugehen. Insbeſondere muß jchon im Hinblick auf die in den Kreijen Des 
organisierten Handwerks hervorgetretenen Wünjche auf Einführung von korpora— 
tiven Organijationen mit weitgehenden Zwangsbefugniffen und auf die zur Prüfung 
diefer Beitrebungen in Angriff genommenen Vorarbeiten davon Abjtand genommen 
werden, den Handwerkskammern Aufgaben zuzuweiſen, weldhe je nad dem Aus— 
fall der Entſchließung über die Wege, welde demmächit für eine weitergehende 
Organifation des Handwerks etwa einzujchlagen fein werden, der leßteren vor- 
greifen würden. 

Aus den reifen des innungsgemäß organifierten Handwerks iſt gegen Die 
Einführung von Handmwertsfammern der Einwand erhoben worden, dat Ddiejelben 
unter den gegenwärtigen Verhältnifien eines Forporativ gegliederten Unterbaues 
ermangelten. 


Die Zahl der dem Handwerk zuzurechnenden Gewerbetreibenden darf nad dem Er— 
gebnifie der Berufs und Gewerbezählung vom ‚Jahre 1882 auf etwa 3 Millionen veran- 
ichlagt werden. Die am Schluſſe des Jahres 1892 vorbandenen 10866 Nanungen hatten 
insgelammt 327845 Mitglieder. Nach einer für Württemberg aufgeftellten Berechnung 
waren dort nur 1, Prozent der Handwerker den Iunungen beigetreten. Dem Berbande der 
deutichen Gemwerbevereine gehörten im Jahre 1895 466 Vereine mit 53600 Mitgliedern an 
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Diejem Einwande würde einige Berechtigung nicht verfagt werden fünnen, 
wenn Die Aufgaben der Handwerfsfammern über die ihnen nach dem Entwurf 
übertragenen Obliegenheiten hinaus erjtredt würden. Bei der Beichränfung aber, 
die der Entwurf jich auferlegt, werden jie in der Gejammtheit der Handwerker 
ihres Bezirks eine ausreichende Unterlage für eine ihrem Zwecke entiprechende 
eriprießlihe Thätigfeit finden. Allerdings wird Fürſorge zu treffen fein, daß 
die Handwerkstammern in den Stand gejept werden, nicht nur über die all— 
gemeinen Berhältniffe des Handwerferitandes als jolchen, jondern auch iiber 
die bejonderen Verhältniffe innerhalb der einzelnen Gewerbe Auskunft zu 
erhalten und zu geben. Der Entwurf Tieht deshalb neben der Zuziehung von 
Sacdverjtändigen zu den Verhandlungen der Handwertsfammern die Möglichkeit 
vor, innerhalb der Kammern Ausſchüſſe zu bilden und zu den Berathungen derjelben 
auch Perſonen zuzuzichen, welche nicht Mitglieder der Handwerfsfammern find, aber 
bejondere Sachkunde in Bezug auf die in Frage jtehenden Verhältniſſe bejigen 
(SS. 9 und 12). Auf diefem Wege werden die Handwerkskammern befähigt 
jein, auch die aus den einzelnen Gewerben an jie herantretenden bejonderen 
Wünſche einer jachgemäßen Prüfung zu unterziehen und Gutachten über die 
Verhältniſſe der einzelnen Gewerbe mit Sachkunde zu eritatten. 


In den einzelnen Beitimmungen des Entwurfes iſt Folgendes zu bemerken: 


Zu $1. 

Eine allgemeine Vertretung des Handwerks kann nur dadurd) erreicht werden, 
daß die Errichtung der Handwerkskammern obligatorisch gemacht wird. 

Die Beitimmung im Abjab 2 bezeichnet die hauptſächlichſten Aufgaben, welche 
den Handwerkskammern als Urganen für die Vertretung der Intereſſen des 
Handwerferitandes erwachſen. Dabei jteht in eriter Linie die Aufgabe, bei der 
weiteren Organifation des Handwerks mitzuwirken und über den hierbei zu 
ichaffenden Unterbau ſich gutachtlich zn äußern. Im Uebrigen liegen gleiche 
Aufgaben einigen der im Neich bereits beitehenden ähnlichen Einrichtungen ob, 
3. B. den bayerijchen Handeld- und Gewerbefammern gemäß $ 2 der Verord- 
nung vom 25. Dftober 1889, den ſächſiſchen Handels- und Gewerbefammern 
gemäß $ 17 Ziffer 12 des Geſetzes vom 23. Juni 1868, den württembergijchen 
Handel3- und Gewerbefammern gemäß Artifel 1 des Gejepes vom 4. Juli 1874. 
In dem badifchen Gejehe ſowie in dem neuen württembergiichen Entwurf eines 
Geſetzes, betreffend die Handels- und Gewerbefammern, it die Umgrenzung der 
DObliegenheiten ebenfalls in ähnlicher Weile erfolgt. 

In einzelnen Landesgejegen it für die Gemwerbefammern außerdem eine 
Mitwirkung bei der Leitung und Beaufſichtigung von öffentlichen Anjtalten und 
Einrichtungen vorgejehen, welche der Förderung des Gewerbes dienen, 3 B. im 
8 2 Ziffer 3 der bayeriichen Verordnung vom 25. Oftober 1889, im $ 2 Abſ. 3 
des badijchen Gejekes, die ÖGewerbefammern betreffend, vom 22, Juni 1892 
(Gejeg: und Verordnungsbl. S. 368), im $ 12 Abi. 4 der ſachſen-meiningenſchen 
Verordnung dom 22. Dezember 1868. An Hamburg bat die Gewerbefanmer 
zwei ihrer Mitglieder in die Verwaltung der allgemeinen Gewerbeſchule zu Delegiren 
und nach Bedürfnig aus den verichiedenen Gewerbszweigen Sachverſtändige zu 
ernennen, welche auf Erjuchen der Gerichte oder auf Antrag von Privatperjonen 
über Güte und Preis der in ihr Fach einjchlagenden Arbeiten Gutachten abzu— 
geben haben; fie hat außerdem Lehrbriefe, welche von den gewerblichen Norporationen 
ausgeitellt find, zu beitätigen und dieſe Urkunden, joweit folhe Korporationen 
fehlen, jelbjt auszuitellen (Geſetz betreffend die Geiverbefammern, vom 18. Des 
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zember 1872, $ 11 Abi. 2 und 3; Belanntmachung vom 22. Jannar 1879, 
betreffend Ausführung des Neichdgejeges über Abänderung der Gewerbeordnung, 
Ziffer 2). Auch der Gewerbefammer in Lübeck jtcht die Ernennung von Sad: 
verjtändigen zu den bezeichneten Zwecken zu. Noch ausgedehnter jind die Ob— 
liegenheiten der Gewerbefammer in Brenn, welche mit bejonderen öffentlich- 
rechtlichen Aufgaben in das Staatswejen eingegliedert üt. 

Zu folchen weitergehenden Obliegenheiten und Befugnifien lag für die Hand: 
werkskammern dieje® Entwurfs fein ausreichendes Bebürfniß vor. Der Entwurf 
beichränft daher deren Aufgaben auf diejenigen, welche jich aus dem begutachten 
den und berathenden Charakter der Handwerkskammer nothiwendig ergeben. Die 
Frage nach einer Erweiterung ihrer Zuftändigfeit wird bis zu dem Zeitpunfte 
vorzubehalten fein, wo auf Grund der Erhebungen über die Verhältniffe im 
Handwerk eine größere Klarheit über die für Die Gejeggebung auf diefem Ge— 
biete einzujchlagenden Wege gewonnen jein wird. 

Durch die Vorſchrift im Abſatz 3 Soll den betreffenden Behörden zur 
Pflicht gemacht werden, die Handiwerfsfammern in allen wichtigeren die Interejjen 
des Handwerks berührenden Fragen zu hören. Auf Ddiefem Wege wird den 
Kanımern der ihnen gebührende Einfluß geſichert. Aehnliche Beitimmungen bes 
itehen bereit3 in Bayern und Sadjen. 


3u 8 2. 

Die Erfahrungen auf dem Gebiete des Handelskammerweſens lajlen die Er— 
richtung Heiner Handwerkskammern nicht rathſam erjcheinen. Es wird jich viels 
mehr empfehlen, zur Erhöhung des Werthes der von ihnen zu erjtattenden Gut— 
achten dafür Sorge zu tragen, daß jede Handwerkskammer eine der Wichtigkeit 
ihres Zwedes entiprechende Zahl von Handwerkern und möglichjt viele Gewerbe 
vertritt. Dies läßt ſich mit einiger Sicherheit nur dann erreichen, wenn die Be: 
zirfe einen nicht unerheblichen räumlichen Umfang erhalten und deshalb z. B. in 
Preußen in der Regel über eine Provinz, mindejtens aber iiber einen Regierungs— 
bezirk fich eritreden. Im Einzelnen wird die Feſtſetzung der Bezirke zur Sicherung 
einer angemefjenen Abgrenzung den Landes:Gentralbehörden zu überlajjen jein. 
Dabei bedarf ed aber noch einer Beltimmung, wonach jich mehrere Bundesitaaten 
zur Errichtung gemeinjamer Handwerkskammern vereinigen fünnen. Eine ſolche 
Bereinigung muß fich dann auch darauf eritreden, von welchen Behörden die in 
dem Gejepe der LandessGentralbehörde und der höheren Berwaltungsbehörde 
übertragenen Obliegenheiten wahrzunehmen jind, 

Die obligatorifche Errichtung von Handwerfsfanmern aud für ſolche Bezirke, 
in denen durch andere Einrichtungen (Handels: und Gewerbefammern, Gewerbe: 
fammern) für eine ausreichende Vertretung der Intereſſen des Handwerks gejorgt 
ift, würde über das Bedürfni hinausgehen und ſich um jo weniger rechtfertigen 
laffen, als dieſe Einrichtungen jih im Allgemeinen des Vertrauens auch des or— 
ganifirten Handwerks erfreuen. 

3u 8 3. 

Nach dein Vorgange landesgejeglicher Beitiinmungen über die Handelsfammern, 
Gewerbefammern und ähnliche Inſtitutionen joll die Errichtung der Handwerks— 
fammer durch ein von der Landes-Centralbehörde zu erlaſſendes Statut erfolgen. 
Den im Bezirk hauptjächlich vertretenen Zweigen des Handwerks, den Innungen 
und ſonſtigen WVereinigungen von Handwerfern wird hierbei eine Mitwirkung 
dadurch gefichert, daß ihnen Gelegenheit geboten werden joll, ſich über die nähere 
Regelung der Berfafinug und Verwaltung diejer zur Bertretung ihrer Intereſſen 
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beitimmten Organijation zu äußern. Die Auswahl der zu hörenden Perjonen, 
Innungen und jonitigen Vereinigungen wird, ebenjo wie die Form der Anhörung, 
dem pflidtgemäßen Ermejjen der zuitändigen Behörden zu überlajien fein. 


Zu $ 4. 

Die Verſchiedenheit der gewerblichen Verhältniſſe in den einzelnen Gebieten 
des Reichs läßt es nicht ausjührbar erjcheinen, alle Grundlagen der neuen Gin« 
rihtung durch das Gejep von vornherein jejtzulegen. Der Entwuri bejchränft 
ſich daher im Allgemeinen darauf, nur den für alle Verhältniffe nothwendigen 
Inhalt des für die Verfajjung der Kammern zu erlafienden Statutö zu bejtimmen. 
Geſetzliche Vorichriften hierüber find zur Wahrung des öffentlichen Intereſſes an 
einer zivertentjprechenden Urganijation und Verwaltung der Handwerkskammern 
unentbehrlih. Die dieſem Bedürfnig Rechnung tragenden Beſtimmungen des 
Entwurfs find in der Hauptjache ähnlichen Vorjchriften beitehender Gejege, nament— 
lid auch denjenigen des preußischen Geſetzes über die Landwirthſchaftskammern 
vom 30. Juni 1894 (Geſetz-Samml. 5. 126), nachgebifdet. 


Bu $ 5. 


Während zur Theilnahme an den Wahlen die Vollendung des 25. Lebens: 
jahres genügen joll ($ 11), läht es die Bedeutung der Aufgaben, welche den 
Handwerkskammern zufallen werden, gerechtfertigt ericheinen, für die Erlangung 
des pajliven Wahlrechts eine höhere, und zwar dieſelbe Alterögrenze feitzujegen, 
welde im $ 10 des Geſetzes über die Gewerbegerihte vom 29. Juli 1890 
(Reichs-Geſetzbl. S. 141) für die Wählbarfeit zum Beifiger eines Gewerbegerichts 
bejtimmt it. Es entjpricht dies den nad) dem Gerichtöverfaijungsgejebe ($$ 33, 
85, 113) bezüglich der Schöffen, Geſchworenen und Handelsrichter geltenden Bes 
ftimmungen, jowie dem Vorgang im $ 4 Ziffer 2 der bayerischen Verordnung 
über die Handels- und Gewerbefammern vom 25. Oktober 1889 (Gejeß- und 
Verordnungsbl. S. 559). In Preußen beginnt die Wählbarfeit zum Mitgliede 
einer Landwirthſchaftskammer gleichfall& erjt mit dem 30. Jahre ($ 5 Abi. 1 des 
Geſetzes über die Landwirthichaftsfammern vom 30. Juni 1894, Geſetz-Samml. 
©. 126). 

Außerdem joll nach dem Vorgange der Gefepgebung auf ähnlichen Gebieten 
im Intereſſe einer auf möglichit reife und vieljeitige Erfahrung geitügten Wirk— 
famfeit der Handwerkskammer jowie zur Stärkung ihrer Autorität die Erlangung 
des pafjiven Wahlrecht davon abhängig gemacht werden, daß der zu Wählende 
ſeit mindeitens drei Jahren in Bezirk der Kammer ein Handwerk jelbitändig be— 
treibt, während für die Gewährung des aktiven Wahlrechtd ein einjähriger Betrieb 
genügend erjcheint. 

Zu 88 6 und 7. 


Um zu häufige Wiederholungen von Wahlen zu vermeiden, jchlägt der Ent- 
wurf vor, von der für die Handels- oder Gewerbelammern in der Regel vorgejehenen 
Beitimmung, daß nach Ablauf eines Theiles der Wahlperiode ein entiprechender 
Theil der Gewählten auszuſcheiden hat, Abitand zu nehmen und die Wahlperiode 
auf fünf Jahre feitzujegen. Für den Fall des Ausicheidens oder der Behinderung 
bon Mitgliedern jind Erjapmänner zu wählen. Die gleichen Bejtimmungen finden 
fih im $ 49 des Anvalidätd- und Altersverlicherungsgefeges. 

Bei den Handels- und Gewerbekammern beitehbt in der Regel feine Ber- 
pflichtung, Die Wahl zum Mitgliede anzunehmen. Cine Ausnahme madht u. U. 
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die bayerijche Verordnung ') ſowie das bremiiche Geſetz, welches eine Bejtimmung 
enthält, wonach niemand die Wahl in die Gewerbefanmer ohne Genchmigung 
des Gewerbefonvent3 ablehnen kann, es jei denn, daß er das fünfundfechzigite 
Lebensjahr vollendet hat oder zum zweiten Male gewählt worden it.) Auch 
das hamburgiiche Geſetz jieht eine Verpflichtung für die Wahl in die Gewerbefanmer 
vor. ?) In Anlehnung an den Ddiefen Geſetzen zu Grunde liegenden Gedanken 
ichlägt der Entwurf vor, die Annahme der Wahl zum Mitgliede der Handwerks— 
fammer in demijelben Umfange zur Pflicht zu machen, wie dies im $ 18 des 
Geſetzes, betreffenb die Gewerbegerichte, vom 29. Juli 1890 (Neich3:Gejepblatt 
S. 141) bezüglich der Annahme der Wahl zum Beiſitzer eines Gewerbegericht3 


geichehen üt. 
Zu 88. 


Durch die in dieſem Paragraphen vorgeſehene Beſtimmung ſoll verhütet werden, 
daß der Handwerkskammer Perſonen angehören, welche nach den geſetzlichen oder 
ſtatutariſchen Vorſchriften die Wählbarkeit verloren haben. Aehnliche Vorſchriften 
enthalten die landesgeſetzlichen Beſtimmungen auf den Gebiete des Handels und 
Gewerbekammerweſens — z. B. $ 17 des preußiſchen Geſetzes über die Hans 
delsfammern vom 24. Februar 1870, Geſetz-Samml. S. 134 — ſowie auch 8 12 
Abjap 1 des preußiichen Geſetzes über die Landwirtbichaftsfammern vom 30. Juni 
1894 (Geſetz-Samml. ©. 126). Bei Streitigfeiten über das Erlöfchen der Mit: 
gliedichaft würde gemäß $ 13 Abjap 3 und 5 der AuflichtSbehörde, in zweiter 
Inſtanz die dieſer zunächſt vorgeſetzte Behörde zu entjcheiden haben. Haben 
Umſtände der im $ 8 bezeichneten Art jchon zur Zeit der Wahl vorgelegen, jo 
iſt leßtere durch die höhere Verwaltungsbehörde von Amtswegen für ungültig zu 
erklären ($ 13 Abj. 4). 

Zu $ 9. 

Es wird sich nicht immer verhüten laffen, daß unter den gewählten Mit- 
gliedern der Handwerkskammer Vertreter ſolcher Handiwerfe fehlen, deren Vertretung 
durch ein oder mehrere Mitglieder wegen ihrer Bedeutung innerhalb des gejammten 
Handwerks des Bezirks dringend erwünjcht it, Ebenſo iſt es nicht ausgejchlojien, 
daß Hin und wieder gewilfe Orte und Bezirke, obgleich fie für die Verhältnifje 
des Handwerks von bejonderer Wichtigkeit find, bei den Wahlen zur Handwerks— 
kammer ohne Vertreter bleiben. Im beiden Fällen würde in der Beſetzung der 
Kammer eine fühlbare Lüde entitehen. Der Entwurf jchlägt daher vor, die 
Handwerlsfammern in den Stand zu ſetzen, diefe Lüde durch die Zuwahl jach- 
veritändiger Perjonen auszufüllen. Das hiernach den Kammern beizulegende 
Kooptationsredht läßt Fih dann zweckmäßig noch durd) die Möglichkeit erweitern, 
auch jolche Perfonen als Mitglieder aufzunehmen, welche zwar dem Handwerker— 
ſtande nicht oder nicht mehr angehören, ſich aber durch bejondere Sachkunde in 
Bezug auf die für die Intereſſen des Handwerks in Betracht fommenden Fragen 
auszeichnen. Durch die im $ 13 Abjag 2 vorgeiehene Beſtimmung und Die nach 
dem Vorichlage des Entwurfs dem behördlichen Kommiſſar beizulegenden Befug— 
niffe ($ 14) wird eine Gewähr gegen eine mißbräuchliche Ausnüßung des Rechts 








"87 der Verordnung vom 25. Oktober 1889, die Handels und Gemwerbelammer 
u. ſ. mw. betreffend (Geleß- und Verordnungsbl. S. 559). 

8 18 des Geſehes, die Gewerbekammer betreffend, in der Faltung der Bekanntmachung 
vom 1. Jannar 1894 MeichsGeſehbl. S- 1). 

>89 des Geſetzes, betreffend die Gewerbelammer, vom 18. Tezember 1872 Geſetz⸗ 
Samml. Wr. 55). 
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der Zuwahl geboten. Die Beſchränkung des Kooptationsrechtes auf höchſtens ein 
Fünftel der Mitgliederzahl entipridht dem VBorjchlage des im Jahre 1894 der 
württembergiichen Kammer der Abgeordneten vorgelegten Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Handel: und Gewerbekammern (Drudjahen der Kammer der 
Abgeordneten, Beilage 88). 

Aber auch mittels des in jolcher Weiſe beichränften Kooptationsrechts wird 
es jich nicht immer ermöglichen lajjen, daß jeder einzelne in dem Bezirk betriebene 
Gewerbszweig in der Handwerfsfammer durch ein Mitglied oder gar durd) mehrere 
Mitglieder vertreten wird. Die Handwerkskammern würden daher nicht wohl in 
der Lage jein, ſich über die Verhältniffe jedes einzelnen Handwerks gutachtlic) 
zu äußern und dejjen bejondere Interefjen wahrzunehmen. Der Entwurf jchlägt 
deshalb vor, die Handwerfsfammern zu berechtigen, zu ihren Berhandlungen 
Sadjverjtändige mit berathender Stimme zuzuziehen. Auf diejfem Wege wird die 
Kammer in den Stand gejebt, ſich mit den Verhältnifjen jänmtlicher in ihrem 
Dezirk betriebenen Handwerfe vertraut zu machen und jede einen einzelnen Ge— 
werbszweig betreffende Frage mit Vertretern der zunächſt betheiligten Fachgenoſſen 
zu berathen. Hierdurch wird zugleich dem Einwande begegnet, daß die von dem 
Entwurf in Ausjicht genommenen Organijationen zwar über die gemeinjamen In— 
terejjen des Handwerkerjtandes, nicht aber auch über die befonderen Intereſſen des 
einzelnen Handwerks jich zu äußern befähigt fein würden. Für Fragen, welche 
die Berhältnifje der Gejellen oder der Lehrlinge berühren, läßt fich hierbei auch 
die Heranziehung von Gejellenvertretern ohne Schwierigkeit bewirken, Einer 
ftändigen Vertretung der Gejellenjchaft wird e3 dagegen bei der vorgejchlagenen 
Begrenzung der den Handwerksfammern zu ftellenden Aufgaben nicht bedürfen, 

Die ehrenamtliche Stellung hat zur Folge, daß eine Bejoldung der Mitglieder 
ausgejchloffen ilt. Dagegen wird ihnen ein Erjag für baare Auslagen nad den 
durch das Statut zu bejtimmenden Sägen billigerweiſe nicht verfagt werden können 


Zu $ 11. 

Wo im Neid zur Zeit Gewerbefammern — allein oder in Verbindung mit 
Handelsfammern — beitehen, iſt die Berechtigung zur Theilnahme an den Wahlen 
mehrfach) von der Entrihtung eines bejtimmten Steuerbetrages abhängig gemadt. 
Co find in Vayern nur Diejenigen Gewerbetreibenden wahlberecdjtigt, welche in 
Orten von mehr als 20000 Einwohnern mindejtens 5 M, in Orten von mehr 
als 4000 Einwohnern mindeitens 4 M. und in Orten von 4000 und weniger 
Einwohnern mindejtens 3 AM. Gemerbejteuer entrichten.) In Württemberg bes 
jteht die Wahlberehtigung — abgejehen von anderen Erfordernifjen — nur für 
jolhe Gewerbetreibenden, welche zur Sewerbejteuer veranlagt find.?) In Sach— 
jen-Meiningen wird die Zahlung einer Klafjenjtener von mindejtens 3 A. verlangt.?) 
Das ſächſiſche Geſetz macht die Berechtigung zur Theilnahme an den Wahlen der 
Gewerbefammer von einem abgejchägten Einfommen von über 600 .# abhängig *) 
und begrenzt die Wahlberehtigung der mitwirfenden Händler und Fabrikanten 


') $ 4 Ziffer 2 der Verordnung vom 25. Oftober 1889, die Handels und Gewerbe: 
fammern betreffend Geſeh-⸗ und Verordnungsbl. S. 559). 

?, Artilel 4 des Gejees, eg die Errichtung von Handels: und Gemwerbefammern, 
vom 4. Juli 1874 (Regierungsbl. S. 193). 

», $ 3 des Ausichreibens vom 22, Dezember 1888, betreffend die Handels- und Gewerbe- 
kammer im Boele Meiningen (Samml. ©. 575). 

* Nr. III Nbjag lit. a des Gefehes, einige durch die Neiorm der direften Steuern ber 
dingte — —— geſetzlicher Vorſchriften betreffend, vom 2. Auguſt 1878 Geſeß—⸗ und 
Verordnungsbl. S. 211). 
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nah oben auf den Gewerbseinfonmensjat von 1900 MA, während in Lübed, 
Bremen und Hamburg die Wahlberechtigung auf ſolche Gewerbetreibenbe beichränft 
ift, welche das Necht zur Theilnahme an den Wahlen zur Bürgerichaft beziehungs— 
weile (Bremen) zur Wahl in die Bürgerſchaft befigen. ') 

Das badijche Gejeg verwertbet die Gewerbeiteuer nur zur Abgrenzung nad 
oben, inden es die Wahlberechtigung zur Gewerbefammer für diejenigen aus— 
ichließt, welche mit 10000 .# und mehr zur Gewerbefteuer veranlagt find, die— 
jelbe aber im Uebrigen auch ſolchen jelbitändigen Handwerkern zuſpricht, welche 
zur Gewerbeſteuer überhaupt nicht herangezogen werden.?) 

Der Entwurf folgt feinem der vorjtehenden Geſetze. Einer Begrenzung der 
Wahlberechtigung nad) der Höhe des Einfommens oder des Betrages einer zu 
entrichtenden Steuer würden in der Verjchiedenheit der Steuergefepgebungen im 
Reich erheblihe Schwierigkeiten entitehen. 

Die Abſicht des Entwurfs, eine Vertretung des gelammten Handwerks zu 
ichaffen, nöthigt dazu, auf ſolche mechanische Begrenzung des Wahlrechts zu ver— 
zihten und die Wahlberehtigung allen Gewerbetreibenden beizulegen, welche im 
Bezirk der Handwerköfammer ein Handwerk jelbitändig betreiben, wobei nur Die 
Schranfe gezogen iſt, daß ſie dieje Selbitändigfeit feit mindeitend einem Jahre 
befigen. Ueber das Verfahren bei Streitigkeiten bezüglich des Wahlrechts würde 
nah 8 4 Ziffer 3 dur das Statut oder die Wahlordnung das Grforderlide 
feſtzuſetzen fein. 

Die jonftigen für die Theilnahme an den Wahlen in Abja 1 und 2 vorgejehenen 
Beitimmungen entjprechen dem Vorgange der Gejeggebung auf ähnlichen Gebieten. 

Die Bedeutung der Innungen ald der gejeplichen Vertretung des organifirten 
Handwerks läßt es gerechtfertigt erfcheinen, denjelben einen entiprechenden Einfluß 
auf die Zufammenjeßung der Handwerfsfanmer dadurd zu fichern, daß ihmen 
die Berechtigung beigelegt wird, einen im Statut näher zu beitinmenden Theil 
der Mitglieder zu wählen, und zwar werden die Innungen für diejenige Hands 
werfsfammer zu wählen haben, in deren Bezirk jich ihr Sig befindet. Cine 
bejondere Vorſchrift dahin, daß hierbei ſolche Innungen nicht in Frage fommen, 
in welden, wie 3. B. in den Droguiſten-Innungen und in den Junungen der 
gewerbsmäßigen Bejorger fremder Nechtäangelegenheiten, feine Handwerfer ver: 
treten find, erübrigt ſich ſchon angeſichts der Vorſchrift im $5 Abjap 1 Ziffer 2 
des Entwurfs, wonad) zu Mitgliedern der Handwerfsfammern nur ſolche Berjonen 
wählbar jind, welche ein Handwerk betreiben. 

DD auch jonitigen Vereinigungen von Handwerkern, 3. B. den Gewerbe— 
und Handwerfervereinen, eine befondere Wahlberechtigung beigelegt werden kann, 
bedarf der Prüfung des einzelnen Falles. Manche diejer Vereine umfaſſen in jo 
erheblihenm Umfange auch Perjonen, die dem Handiverferitande nicht angehören, 
daß ſie kaum als PVertretungen von Handwerkern angejehen werden dürfen. 
Soweit jie indefjen al3 joldhe gelten künnen, werden jie in gleicher Weife zu be— 
handeln jein wie die Innungen. 


) Vergl. für Lübeck: Artikel 6 ei Ordnung für die lübeckiſche Gewerbekammer vom 
17. September 1877 (Sammlung Nr.3 

für Bremen: 8 3 Abfap 2 Hit, 4 bes Gefehes, die Gewerbefammer betreffend, im der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 1. Januar 1894 Geſetzbl. S. 51) (die Gewerbekammer 
wird von den Mitgliedern des Gemwerbefonvents aus ihrer Mitte gewählt a. a. DO. $ 16); 

für Samburg: $ 4 Abſatz 1 des Geiebes, betreffend die Gewerbefammer, vom 18. 
Tezember 1872 : Geieh- Samml. Nr 55). 

?\ 8 4 des Geſetzes, die Gewerbekammern betreffend, vom 22. Juni 1892 Geſet⸗ und 
Verordnungsbl. S. 368). Vergl. Anmerkung * zu Seite 5. 
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Zu 8 12. 

Die den Handwerfsfammern zugedachte Befugniß, aus ihrer Mitte Ausſchüſſe 
zu bilden, ſoll insbefondere dazu dienen, wichtigere Angelegenheiten, namentlich 
auch jolche, welche die Verhältnifie einzelner Gewerbe betreffen, für die Berathung 
des Plenums im engeren reife vorzubereiten oder auch jelbitändig zu erledigen. 
Hierbei kann ſich aus den zu $ 9 erörterten Gründen auch für die Ausschüjfe 
die Nothwendigkeit ergeben, zu ihren Verhandlungen Sadveritändige zuzuziehen. 


Zu $ 13. 

Schon die Rückſicht auf die für die Bezirke der Handwerfsfammern in Aus— 
jicht genommene räumliche Ausdehnung ($ 2) macht ed nothwendig, die jtaatliche 
Aufſicht über die Befolgung der gejeplichen und Itatutariichen Bejtimmungen der 
höheren Verwaltungsbehörde zu übertragen. Bei der näheren Negelung Ddiefes 
Aufſichtsrechts lehnt jich der Entwurf den für die Aufficht über die Innungen und 
die mit Korporationsrechten ausgeitatteten Innungsverbände geltenden Vorjchriften 
der SS 104 und 104 | der Gewerbeordnung an. 

Das öffentliche Intereſſe jpricht dafür, daß die Aufjichtöbehörde Wahlen, 
welche gegen die gejeglichen oder jtatutarifchen Beſtimmungen veritoßen, auch 
dann für ungültig zu erklären hat, wenn Bejchwerden gegen die Wahl nicht er- 
hoben worden ſind. 

Nach der Beſtimmung im Abjap 6 joll der Landes-Gentralbehörde die Be- 
fugniß eingeräumt werden, die Handwerfefammer aufzulöjen und Neuwahlen ans 
zuordnen. Die gleiche Beſtimmung findet jih im $ 15 der mehrerwähnten 
bayeriichen Werordnung vom 25. Oktober 1889 und war jchon in der früheren 
Verordnung vom 20. Dezeniber 1868, die Handeld: und Gewerbefammern, dann 
die Handels-, Fabrik: und Gewerberäthe betreffend (Megierungsbl. S 2553), 
enthalten. Eine ſolche Borjchrift kann jchon um deswillen nicht entbehrt werden, 
weil anderenfalls organijatorifche Veränderungen in dem Bezirk und in der Zu- 
janımenjegung der Kammer im Laufe der finfjährigen Wahlperiode nicht würden 
vorgenommen werden fünnen. Auch jonitige Verhältnifie fünnen eine Auflöſung 
der Handwerkskammer im öffentlichen Intereſſe geboten erjcheinen laſſen. 


Su $ 14. 

Wohl in feinem anderen Theile des Erwerbslebens find die Verhältniffe jo 
vielgejtaltig wie im Handwerk. Schon die große Zahl der einzelnen Handwerke 
und ihrer Spezialitäten erichivert es häufig den Behörden, ſich durch unmittelbare 
Berührung mit den zumächit Betheiligten über die aus den reifen des Hand— 
werks geäußerten Wünſche und Bertrebungen in dem wünfchenswerthen Maße zu 
unterrichten und die einschlägigen Fragen genügend zu überjehen. Dieſer Uebel- 
Itand, der insbeſondere auc bei der Prüfung der für die Organijation des Hand— 
werf3 und eine anderweite Regelung des Lehrlingsweiens gemachten Vorſchläge 
hervorgetreten ift, weilt darauf hin, eine Einrichtung zu treffen, welche geeignet 
ist, die Staatsorgane in eine engere und ftändige Fühlung mit der Vertretung 
des Handwerk zu bringen. Hierfür jpricht auch der Unistand, daß die Hand— 
werfer mit der geichäftlichen Behandlung öffentlicher Angelegenheiten und den 
diejelben betreffenden Fragen der Gejepgebung und Verwaltung im Allgemeinen 
weniger vertraut find als die Angehörigen der Großinduſtrie und des Handels. 
Es beiteht in Folge deilen für den Handwerker in höherem Maße als für jene 
das Bedürfnis eines in jolhen Beziehungen jachverftändigen Berathers. 
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Aus diefen Erwägungen jchlägt der Entwurf vor, für jede Handiverfäfammer 
einen von der höheren Berwaltungsbehörde zu ernennenden Kommifjar zu beitellen 
und dieſem die Berechtigung beizulegen, an den Verbandlungen mit beratbender 
Stimme theilzunehmen, ſich über die Geſchäftsführnug fortlaufend zu unterrichten, 
Gegenjtände zur Berathung zu ftellen und die Einberufung der Handwerfsfammer 
oder ihrer Ausjchüife zu verlangen. Es wird ſich in der Negel empfehlen, einen 
höheren Beamten der Aufichtsbehörde ($ 13) zum Kommiſſar zu ernennen. Eine 
ähnliche Einrichtung bejteht übrigens bereit3 gegemwärtig in einzelnen Landes— 
theilen. So ijt gemäß $ 14 der bayerijchen Verordnung vom 25. Oftober 1889 
(Gejeß: und VBerordnungsbl. S. 559), die Handeld- und Gewerbefammer be: 
treffend, Für jede Kammer ein „Königlicher Kommiſſär“ zu ernennen. Derjelbe 
hat im der Regel den Sitzungen beizuwohnen, kann jederzeit das Wort verlangen, 
bat jedoch gleichfalls fein Stimmredt. 


3u $ 15. 


Die im $ 1 des Entwurfs vorgeſehene Begrenzung der Aufgaben der Hand: 
werfsfammer läßt mit Sicherheit erwarten, daß die aus ihrer Thätigkeit erwachſen— 
den Koſien jelbit für größere Bezirfe nicht hoc fein werden. Es würde jich 
daher bei ihrer Vertheilung auf ſämmtliche Wahlberechtigte des Bezirks in der 
Regel um jo geringe Summen handeln, daß die Einziehung der Beiträge wegen 
der großen Zahl der Beitragspflichtigen unverhältnigmäßige Kojten verurjachen 
würde. Andererjeit3 wird von einer reichsgeſetzlichen Begrenzung der Beitrags: 
pfliht nad) der Höhe einer von den Wahlberechtigten zu entrichtenden Gewerbe:, 
Erwerbs oder ſonſtigen Steuer jhon in Rückſicht auf die große Verſchiedenheit 
der Stenergejeßgebung in den einzelnen Gebietstheilen des Reiches abgejehen 
werden müſſen. Immerhin mag eine ſolche Negelung, wenngleich ſie zu der 
Schwierigkeit führen kann, zum Zwed der Feſtſetzung der Beitragspflidt darüber 
zu enticheiden, ob es jich im einzelnen Falle um einen fabrifmäßigen oder um 
einen bandiwerfsmäßigen Betrieb handelt, nad) den bejonderen Verhältniſſen 
einzelner Bezirke zweckmäßig erjcheinen. 

Unter dieſen Umftänden jchlägt der $ 15 als Regel vor, daß die aus der 
Einrihtung und Thätigfeit der Handwerfsfammer entitehenden Koſten von den 
Gemeiden des Handwerfsfammerbezirts nad) Verhältnig der Zahl der den Ge: 
meinden angehöreuden jelbjtändigen Handwerfsbetriebe getragen werden. In der 
neueren Geſetzgebung findet ſich ein Vorgang für eine folhe Regelung in den 
Beſtimmungen 88 30 ff. des BawUnfallverficherungsgejepes vom 11. Juli 1887, 
wonach die ebenfalld unerheblichen Koſten eer Umfallverjiherung aus Heinen Regie— 
bauten auf die Gemeinden oder andere Kommunalverbände vertheilt werden. 

Der Entwurf läßt aber zugleich die Möglichkeit offen, daß die Beiträge von 
den Gemeinden auf die einzelnen in der betreffenden Gemeinde vorhandenen 
Handwerker umgelegt werden. Die Beitimmung des Vertheilungsmaßitabes, welcher 
ich etwa an eine von den Betheiligten zu entrichtende Staats: oder Gemeinder 
iteuer anfchligen kann, wird der höheren Berwaltungsbehörde vorbehalten. 

Außerdem foll die Landes = Centralbehörde befugt jein, zu beftimmen, daß 
die Koſten jtatt von dem Gemeinden von weiteren Rommunalverbänden über: 
nommen werden, Daß die Koſten auch aus Staatd- oder anderen öffentliden 
Kaſſen bejtritten werden fönnen, bedarf als felbitveritändlich im Geſetze feiner 
bejonderen Erwähnung. 
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Zu 8 16. 

In Uebereinſtimmung mit der Geſetzgebung auf ähnlichen Gebieten wird 
Fürſorge zu treffen ſein, daß die Ausgaben der Handwerkskammern nicht für 
fremdartige Zwecke gemacht werden und daß ſie ſich innerhalb angemeſſener Grenzen 
halten. Nach dem Vorbilde einzelner Landesgeſetze) ſollen die Kammern daher 
gehalten ſein, alljährlich über den zur Erfüllung ihrer geſetzlichen Aufgaben er— 
forderlichen Koſtenaufwand einen Voranſchlag anfzuitellen, welcher, ebenſo wie 
jede Ueberſchreitung des genehmigten Voranſchlags, der Genehmigung der höheren 
Verwaltungsbehörde bedarf, 


Bu 8 17. 
Der $ 17 überläßt nach dem Vorbilde anderer reichSgjeeglicher Beſtim— 


mungen?) den Centralbehörden der Bundesitaaten die zur Bezeichnung der zu— 
ftändigen Organe erforderlichen näheren Beſtimmungen. 








3.8. im $ 12 Ablab 4 der mehrerwähnten bayeriichen Verordnung vom 28. Oftober 
1889, die Handels und Gewerbekammern betreffend. 

"3.9. 8 155 der Gewerbeordnung. S 109 des eg tee Wear S 133 Des 
Gehe betreffend die Invaliditäts- und Altersverficherung, 5 83 des Geſetzes, betreffend 


die Gewerbegerichte. 


Die Arbeitseinftellungen 
im Gewerbebetriebe in Orfterreid; 
während des Jahres 1894. 


Das jtatijtiiche Departement des f. f. Handelsminiſteriums hat unter vor- 
jtehendem Titel eine interefjante Darjtellung veröffentlicht (Wien, Hölder, 1896). 
Die Arbeiteinjtellungen bilden in Oeſterreich jeit 1891 einen Gegenſtand 
ſtatiſtiſcher Nachweiſungen. Dieje Statijtif hat jeit 1894 eine wejentliche Er: 
weiterung erfahren. Die vorliegende Schrift ijt die erite, welche die Ergebnifje 
diejer erweiterten Erhebungen vorführt. Wir entnehmen derjelben Folgendes: 

In den im Neichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern fanden im 
Sahre 1894 im Ganzen 159 Arbeitseinjtellungen!) jtatt gegen 172 im Jahre 
1893, 101 im Sahre 1892 und 104 im Jahre 1891; hiebei wird jedoch be 
merkt, daß je nad) der angewendeten Zählmethode jich dieje Zahlen einiger: 
maßen modifiziven könnten. Der Eindrud, der ſich aus diejen Ziffern ergibt, 
nämlich, als ob 1894 gegen 1893 ein Nüdgang in der Ausjtandsbewegung 
zu verzeichnen wäre, wird jofort verwijcht, wenn neben der Anzahl auch der 
Umfang der Arbeitseinftellungen in Betracht gezogen wird. ES ergibt jich 
da nämlid): 
















| TB. 4. Perzeute der | 


|: 4 | in ten betbeiligten 
| Strifende | Unternehmungen | Verſãumte 


Arbeiter überbaupt | Arbeitstage 
Beſcha ſtigten 


Anzahl der von 
Strites betroffenen 
Unternehmungen 


Jahrgang 





| 





| 


1 UF a u Er Er 2468 | 44,075 72,58 566,463 
12 Be 1,207 28,120 61,75 518,511 
IUBE: urn nat 1,519 14,123 57,36 150,992 


BOBE Ana ee 1,917 | 14,025 34,64 247,086 


Hiebei ift freilich zu berüdjichtigen, daß die Vollftändigfeit bei Erfaffung 
der Etrifes gewiß zugenommen bat, andererjeitS aber auch, daß erſt 1894 
bei Berechnung der verjäumten Arbeitstage die Sonn: und Feiertage fon: 
jequent ausgejchieden wurden. 


') Hierunter ericheinen 2 Arbeitseinjtellungen mitgezäbhlt, die bereits 1893 begannen, 
von denen aber die eine Poſt-Nr. 91 der Tabelle I) dem weſentlichen Theile ihres Verlaufes 
nad dem Januar des jahres 1894 angehört und die andere Poſt-Nr 132), obzwar bereits 
in der Strikeſtatiſtik für 1893 enthalten, im Januar 1894 eine bedeutende Ausdehnung 
gewann. Nicht mitgerechnet ift hingegen eine Lohnbewegung unter den Bauarbeitern in 
einem böhmischen Fabrikdiſtrikte mit kurzen Arbeitsunterbrechungen, weil darüber feine 
näheren Taten zu bejchaffen waren. 
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Prüft man den Antheil der einzelnen Vermwaltungsgebiete, 
jo ergibt fich folgende Zuſammeuſtelluug: 








= — 
















Strifes | Unternebmu 
Rermwaltungsgebiet - — — —— = 
1894 1893 1892 1891 1894 | 1893 1892 1891 














| 
| 
Nieder Oefterreich 72 | 92 | 28 3521| 419 1,3368 22 
Ober⸗Oeſterreich 5 -— |! 1 8 | 51 — 1 3 
Salzburg . 1 ii 11 — I 1 18 4 — 
Steiermarf 7 5 8 24 7 45 3 2 
Kärnten 1 — — | 2 1! — _ 2 
Kran . I 2 2 11 — 2 2 
Küitenland 1! — | 3° 14 1 — 5 1 
Tirol und Vorattherg 2 6| 1, 4) 16 62 168 
BRohmen 40 35 | 35 27 - 142 255 127 599 
Mähren 23 26 4: 24 26| 283 24 26 
Schlefien . 3 4 _ | 1! — 
Galizien 3 8 | 3 11 90 
Bulowina — | | 1 | 1 
Talmatien i * _ | — * 
Zuſammen 159 | 172 | 101 104 | 2468 1,207 | 1,519 | 1,917 
f | i 










































— — — — 
———— Beſchaftigte Arbeiter | ‚Stritende Arbeiter 
1894 | 1893 | 1892 . 1891 | 1894 1893 | 1892 | 1891 
| j 

Rieder-Deiterreich 42,253) 15,008| 7,285! 17,111 33,402 8,530 
Ober Oeſterreich 182 — 4 60 5 | 
Salzburg . 166 19 — | 55 38 
Steiermarf 986 2.10 18| 4761 187) 218 16 474 
ärnten 20 | = eo Bi — | — 36 
rain . 40 — 410: 64l! 20 — 260 124 
Küftenland . 26) — | 1,270, 800) 9 — 1,20 30 
Tirol und Vorarlberg 58 873 46; 440) 3 238 44 275 
Böhmen 10,559 11,916| 10,740| 16,852) 8.800 6,323 8,004, 5,023 
Mähren 4,593| 8,786| 4,645) 4,737] 2,0521 4,532 1,855) 1.892 
Schleiien . 5 308 6 — ! a 2 m — 
Galizien 1,257, 6,976 118| 255) 956; 6,112, 109, 227 
Butowina | — 34 — — | — lo 
Talmatien —— | — — | = — — 





| 


Hienach bat, was das Jahr 1804 anbelangt, nur in Dalmatien und in 
der Bukowina feine Arbeitseinjtellung jtattgefunden und ftellt fich der Antheil 
der übrigen Länder an der Anzahl der Ausjtände bei 


Zufammen . [6 718: 45, 539) 24,621 |40,486|44,07: 5 28,120) 14,123. 14,025 


BEE ARERN: een. auf 45,28 Perzent 
Böhmen. . . Rn en ee BB = 
SHENDER a ee ee ee — 
Steiermartttt 443400 a 
OberOeſterreich.. 8714 = 
TIER > 5 48 e 
Galzien . - Me ee en SR . 
Tirol und Vorarlberg i „. 1,26 J 
Salzburg, Kärnten, Krain, Küftenland . .. . auf je 0,63 j 


zujammen . . . 100,00. 
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Aus den oben mitgetheilten Zahlen ergibt ſich ferner, dab im Jahre 1894 
in Nieder-Dejterreich eine ausnehmend jtarfe Ausitandsbewegung jtattgefunden 
hat, während in den übrigen Ländern, was die Zahl der Strifenden betrifft, 
theils nur geringe Ziffern zu verzeichnen find, theils dort, wo die Zahl eine 
größere zu jein pflegt, das Jahr 1894 Hinter dem Vorjahre zurüdbleibt oder 
dasjelbe nur unbedeutend übertrifft. In Nieder-Dejterreih war der Autheil 
Wiens ein belangreicher, indem vou den 72 Ausjtänden diejes Kronlandes mit 
33,462 jtrifenden Arbeitern 59 Ausftände mit 30,649 Strifenden auf Wien 
entfallen; bei den übrigen Ländern, deren Hauptitadt jeparat ausgewieſen er 
jcheint, tritt der Antheil derſelben wejentlich an Bedeutung zurüd. 

Durchſchnittlich betraf 1894 eine Arbeitseinstellung 277 ftrifende Arbeiter. 
16,98 Berzente aller Strifes waren Gruppenftrifes, 83,02 Perzente Einzelitrifes; 
auf die erjteren entfallen 67,27 Berzente aller ftrifenden Arbeiter, auf die legteren 
32,73 Berzente. Details über die an den Strifes betheiligten Arbeiter (35,616 männl. 
u. 8459 weibl.) jind aus den Tabellen I u. IV A des angef. Werfes zu entnehmen. 

Ihrem Beginne nad fielen 1894 in 


das Frühjahr März bis Mai) . . 71 Arbeitseinitellungen mit 35,057 ftritenden Arbeitern 
den Zommer Juni bis Nuguit) . . 24 ’ „ 26 „ a 
den Herbit September bis November) 21 A „ 2340 „ 

den Winter (Januar, ‚Februar, Dezember) 43 ’ „4,082 


Die mahgebende Rolle fommt aljo dem Frübjahre zu. Die Zahl der 
im Jänner und Februar 1894 zum Ausbruch gelangten Strifes war freilich 
auch feine geringe, doch iit die Anzahl der daran betheiligten Arbeiter feine jo 
große, dab die hervorragende Stelle des Frühjahres für die Strifesbewegung 
durch den Winter auch nur annähernd erreicht würde Im Frühjahre jelbit 
war der Monat April mit 28 zum Ausbruch gelangten Ausftänden, 1983 
daran betheiligten Unternehmungen und 29,613 jtrifenden Arbeitern ausjchlag- 
gebend; dieje Unternehmungen machen SO Perzente, Die Arbeiter 67 Perzente 
der überhaupt für 1894 in Betracht fommenden aus. Blidt man wieder auf 
die einzelnen Länder, jo fällt der Hauptantheil an den Frühjahrsausftänden 
auf Nieder-Deiterreich, bezw. Wien, indem nicht weniger als °/, der ftrifenden 
Arbeiter auf diejes Land fommen. In den anderen Uuartalen ſteht, mas dieſe 
Zahl anbelangt, Böhmen an der Spite. Eine Reihe von Ländern ift übrigens 
zu verzeichnen, die nur im Frühjahre an den Arbeitseintellungen überhaupt 
betheiligt waren. Der große Antheil des Frübjahres an der Strifesbewegung 
wird namentlich durch die Arbeitseinjtellungen der Bauarbeiter und in den 
Biegelwerfen, ſowie den großen Tijchlerftrife in, bezw. um Wien bewirkt. 

Betrachtet man die Arbeitseinjtellungen ihrer Dauer nach, jo ergibt fich 
die folgende Zujammenftellung: es dauerten 


unter 1 bis 5 Tage. .» . . . 50,31%, aller Arbeitseinftellungen 
OR |  ) \: Eee H 
4 m "5,8 41096 : 
N 0 et SDR " 
DI. 1 ern BB . 
BB ee SEE n 
BE. 2.80 u 68 ; 
BB u cn N, 5 = 
über 40 6,29, 


Der längſte Strife Poſi Nr. 60) währte 136 Tage; Die durchichnittliche 
Dauer war 11,68 Tage. 
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Im Ganzen waren 1894 durch Arbeitseinftellungen 2468 Unter: 
nehmungen betroffen (darunter 204 jabritsmäßige), hievon entfallen auf die 
Induſtrie in Holz-, Schuigwaaren und Kautſchuk allein 1593 Betriebe. Welche 
Induftriegruppen am jtärfften durch Ausſtände berührt wurden, zeigt nach— 
jtehende Zujammenjtellung. Es famen auf die 











Perzente aller Perzente aller 1894 
firitenven verfäumten 
Arbeiter Arbeitstage 


Induſtrie in Steinen, Erden, Thon und Glas . 

Detallverarbeitung ; : 
duftrie in Holz, Schnipmanren und Kautſchut 
Zertilinduitrie . . . z 

Baugewerbe 

alle übrigen 





100,00 


Dieje Zufammenftellung — und noch detaillirter die Tabellen III B und 
E — gewährt gleichzeitig einen Einblick in die durchichnittliche Dauer der 
Arbeitseinftellungen bei den einzelnen Induftriegruppen, indem das Zurüd- 
bleiben des Antheils an den verjäumten Arbeitstagen hinter dem an den 
itrifenden Arbeitern auf der durchichnittlich kürzeren Dauer der Strifes beruht. 


Ueber die Beranlaijungen zum Wusbruche von Strifes geben die 
Tabellen IIC und III C Aufſchluß. Aus ihnen erhellt, welche bedeutende 
Rolle hiebei die Unzufriedenheit mit den Löhnen und die Entlaſſung von 
Arbeitern ſpielten, indem erſteres Motiv bei 48, letzteres bei 34 Fällen in 
Wirkſamkeit fam. Einen Ueberblid über das Zufammenwirfen der verjchiedenen 
Motive in den einzelnen Fällen gibt nachjtehende DaB ee BERN, 














Anzahl f v. i. Berzente 
der aller Arbeits 
Fälle : einitellungen 







Veranlafjjungen 








Herabfegung der Löhne allein . 
in Verbindung mit anderen Berniafungen 


Unzufriedenheit mit den Löhnen allein . 40 25,16 


= W „und der Aibeitzein Br 1,26 
.. fowie Entlaffung 

von Arbeitern j 1 0,63 

Unzufriedenheit mit den Löhnen und Entlaſſung von Arbeitern 8 1,89 
„ der Arbeitszeit in Verbindung 

mit anderen Veranlaffungen 1 0,63 


Unzufriedenheit mit den Löhnen in Verbindung mit anderen 1 Ver 
anlaflungen . . ‚ 
Unpünftlihe Lohnauszahlung allein . 
ufriedenheit mit der Arbeitsdauer allein . 
Mißliebigkeit von Vorgefehten allein . 
. " P und Entlaffung von Arbeitern . 
in Verbindung mit and. Veranlafiungen 
Unzufriedenbeit" mit der, Behandlung allein 
und Gntlaffung von Arbeitern 


fer 







to 


Entlaffung von Arbeitern allein . 
Nichtfreigabe des 1. Mai allein 
dere Beranlaiiungen - 


DI MODD SD ww ⸗ 


0 


Zufammen 
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In ähnlicher Weije iſt auch eine doppelte Betrachtung der Forder— 
ungen der Strifenden möglich, indem man entweder darnach frägt, wie oft: 
mal eine bejtimmte ‚Sorderung überhaupt gejtellt wurde (worüber die Tabellen 
IID, IIID und E, jowie IV C Aufihluß gewähren), oder indem man die 
Unterfuchung auf das fombinirte Auftreten der Forderungen in den Eonfreten 
Fällen richtet; in der fegteren Hinficht wird das Bild noch vielgeftaltiger als 
bei Betrachtung der Veranlafjungen, weil die Geltendmachung verjchiedener 
‚Forderungen, die oft in feinem wahrnehmbaren Zujammenhang mit den Ur— 
jachen der Strifes ſtehen, Negel üt. Lohnerhöhung wurde nun in 88 Fällen 
von 23,411, Verkürzung der Arbeitszeit in 43 Fällen von 28,929 Arbeitern 
acfordert. Die in den Tabellen nicht weiter unterjchiedene Rubrit Andere 
Forderungen“ betrifft namentlich Abſchaffung der Ueberſtunden, der Accord- 
oder Stüdarbeit und der Arbeit an Sonntagen, jowie Behebung von Uebel— 
jtänden in den Werfitätten betreffs Reinigung, Ventilation ꝛc. Wie man iteht, 
find auch hierunter Forderungen enthalten, deren Erfüllung wenigitens indirekt 
von Einfluß wäre auf die Verdienjtyöhe des Arbeiters. 


Die folgende Zujammenftellung veranjchaulicht wiederum die Verbindung 
der einzelnen Forderungen: 
Anzahl | d. i. Perzente 
Forderungen der aller Arbeits 
Trälle | einitellungen 











ee der beitehenden Löhne allein . . 11 6,92 
„ Mm Verbindung "mit ver: 
ſchiedenen anderen Forderungen > J 440 
Lohnerhöhung allein . ö 21 13.21 
5 und Verkürzung der Arbeitszeit ‚ ER 9 5,66 
“ in Verbindung mit 
weiteren Forderungen 2 15,09 
P in Verbindung mit anderen Forderungen“ als der 
kürzung der Arbeitszeit 34 21,38 
Pünktliche ———— allein . 2 1,26 
in Verbindung mit anderen Forderungen 1 0,68 
Verkürzung der Arbeitspei allein 3 1,89 
” in Verbindung mit. anderen order: 
ungen als Lohnerhöhung . s an 7 4,40 
Befeitigung mißliebiger Vorgeſetzter allein } 6 8,77 
in Verbindung mit. anderen 
noch nücht genannien Forderungen 3 1,89 
Miederaufnabme entlaffener Arbeiter allein - 13 8,18 
Pr . in Verbindung mit | anderen 
noch nicht genannten — 5 3,14 
Freigabe des 1. Mai allein ‚ ; 1 0,63 
Sonitige Forderungen 12 7,55 


Zufammen . . 159 100,00 

Was nun den Ausgang der Arbeitseinftellungen anbetrifit, jo 
ift ermwähnenswerth, daß 39 Fälle (das iſt 24,53 Perzente aller Fälle) mit 
vollem Erfolge, 77 (das ft 18,43 Perzente) ohne Erfolg für die Arbeiter 
endeten; bei 43 (das ift 27,04 Perzente) war cin theilwerjer Erfolg zu ver 
zeichnen, welcher jich in 35 Fällen (das iſt 22,01 Perzente aller Strifes) auf 
Lohnhöhe oder Arbeitszeit, rejpeftive Lohnhöhe und Arbeitszeit bezug. Nach 
der Anzahl der ftrifenden Arbeiter ergibt jich für 5167 (das ıjt 11,72 Perzente 
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aller Strifenden) voller Erfolg und für 29,724 (das iſt 67,44 Berzente) voller 
Mißerfolg; 9184 (das ift 20,84 Perzente) trugen einen theilweiſen Erfolg da— 
von, der fich für 7843 (das iſt 17,70 Perzente) auf Lohnhöhe oder Arbeits: 
zeit, vejpeftive beides bezog. 

Aus den meiteren in den nachfolgenden Tabellen enthaltenen Details jeien 
hier namentlich jene hervorgehoben, die jich auf den Zuſammenhang von Er: 
folg mit der Art der Strifes, ihrer Dauer, der Gattung der betreffenden Unter: 
nehmungen und der Beichaffenheit der erhobenen Forderungen beziehen. Dieje 
Hervorhebung will aber angejichtd des geringen Umfanges des Materiales 
nur die Ausjtandsbewegung im Jahre 1894 charakterifiren, nicht aber all: 
gemein giltige Schlußfolgerungen einleiten. 

Wie jhon oben erwähnt wurde, werden als volljtändige jene Arbeits- 
einjtellungen bezeichnet, an denen alle Arbeiter — jei es eines Betriebes (Einzel: 
itrifes), jei es aller Betriebe, ſoferne fich der Ausſtand auf eine Mehrheit von 
Unternehmungen erftredte (Gruppenſtrikes) — theilnahmen. Im diejer Hinficht 
jtellt ji) das Ergebniß wie folgt: 


a) Nach der Auzahl der Fälle. 











Voller Erfolg | — | Ohne Erfolg 


Vollſtändige Gruppenitrifes . 50 Perzente | 50 Perzente 
61,91 Pr 19,04 " 















Einzelſtrikes 19,05 Perzente 
Unvollitändige Gruppenftrites 4,6 „ ‚ 61,91 — 3333 — 
= Ginzelitrites . 19,82 re 20,72 59,46 . 











Alle Strites ' 27,04 Berzente | 48,43 Berzente 


b) Nach der Anzahl der ftrifenden Arbeiter. 
Rollitändige Gruppenitrifes . 78,07 Perzente | 21,93 Perzente 
83,28 ie 3,92 “ 


24,53 Berzente 








Einzelitrites . 14 2.28 Perzente 
Unvollitändige Gruppenftrifes 045 on 1609 „ 8346 „ 
ß Einzelftrites . 12,02 43 .»  |35 . 





Alle Strites 


Scheidet man die umvollitändigen Strifes weiter in jolche, bei denen 
wenigitens eine Arbeiter Kategorie (oder auch im Falle von Gruppenjtrifes, bei 
denen die Arbeiterjchaft in einzelnen Betrieben) vollftändig fteikte, und jolche, 
bet denen Died nicht der Fall war, jo ergeben ſich zunächft folgende abſolute 
Ziffern, die hier Aufnahme finden ſollen, weil ſie in den ſpäteren Tabellen 
nicht enthalten ſind. Es kamen unter den unvollſtändigen Strikes vor: 





11,72 Perzente | 20,84 Perzente | 67,44 Perzente 





Voller re Seioke _[Tbeilweiier Erfolg] Ohne Erfolg _ 
Fälle — 













| mit mit 
ä ftrifenten Fäll ſtritenden 
Arbeitern Fälle | Arbeitern J e Arbeitern 








Gruppenftrifes mit einer vollitändig 
itrifenden Arbeiter-ategorie oder 
nit vollitändigem IR. in 


einzelnen Bezirken . 6 23,204 
Andere Sruppenitrifes . 1 | 262 
Einzelitrifes mit einer vollitändig 

itrifenden Sirbeiter-Rategorie 13 |! 1,718 
Andere Einzelitrites 35 |! 4,457 
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Das ergibt in Perzenten: 
a) Nach der Anzahl der Fälle. 


Voller Erfolg Theile Erfolg, Ohne Sol 












Gruppenitrifes mit einer vollitändig 
itrifenden Arbeiter-Hategorie oder 
mit vollitändigem Ausſtand in 
einzelnen Betrieben . 

Andere Gruppenitrifes  . 

Einzelftrifes mit einer vollitändig 
jtrifenden nn 2456 | 2105 , 5439 „ 

Andere Einzelitrites 1432 „ | 2037 „ 6481 „ 


b) Nach der Anzahl der ftrifenden Arbeiter. 
Voller Erfolg Theilweiſer Erfolg, Obne Erfolg 


53,85 Berzente = Berzente 
00 


9, " Me ” 


I 
or 


12,50 Berzente 














Gruppenitrifes mit einer vollitändig 
ftritenden Arbeiter-flategorie oder 
mit vollftändigem Ausftande in 
einzelnen Betrieben . — 4,69 Perzente 95,31 Perzente 

Andere Gruppenſtriles . 3,37 Perzente 89,68 — 65 „ 

Einzelitrites mit einer vollitändig 
fteifenden Arbeiter- Raiegocie BEE EX | Gun 4750  „ 34,9 „ 

Andere Einzelitrites ‚ 792 35 | 241 „ 6797 , 


Gruppirt man die Arbeitzeinitellungen nach ihrer Dauer, jo ergibt fid 
rückjichtlich des Erfolges das nachjtehende Bild: 


a Rad der Anzahl der Fälle. 


Voller Erfolg Theilweiſer Erfolg Ohne Erfolg 
































1— 5 Tage . 27,50 Berzente | 27,50 Perzente | 45,00 Perzente 
6-10 „ - 28,57 ö 22,86 mi 48,57 r 
1—15 „ 18,75 " 18,75 ö 62,50 ” 
16-20 „ 12,50 — 37,50 ” 50,00 J 
231-235 „ — — 100, w u 
26—30 „ 100,00 — — 
3l—35 „ 50,00 r 50,03 r 
36—40 „ — 66,67 ⸗ 33,83 z 
über 40 i — 40,00 * 60,00 
Alle Strites - 24,53 Berzente | 27,04 Perzente | 48,43 Berzente 


b) Nach ber _Anzabl der ftrifenden Arbeiter. 





— —— — — — — — 


Voller Erfolg Theilweſer Erfolg 





Ohne Erfolg 












1— 5 Tage . 29,64 Perzente | 40,81 Perzente | 29,55 Pergente 
6-10 ,. } ⸗ 33489 51,95 

jl-15 > 273 , 4372 , 43,55 

16-20 , 239 53738, 1668 . 
1. — = 10000  . 
26—30 100,00 — 
91-35 „ 61,48 de 
36-40 , 

über 40 





Alle Strites . . | 11,72 Berzente | 20,84 Perzente | 67,44 Berzente 
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Die Details binfichtlich der einzelnen Imduftriegruppen ſind aus der 
Tabelle III C und E des angef. Werkes zu entnehmen; am ungünftigiten jtellt 
ich, wenn man die Zahlen der betheiligten Arbeiter in Betracht zieht, unter den 
jtärfer durch Ausjtände betroffenen Gewerbszweigen der Erfolg für die Strifenden 
bei der Induftrie in Holz- und Schnigwaaren, jowie bei den Baugewerben. Aus: 
ſchließlich fabriksmäßige Betriebe betrafen 103 Strifes, wovon 19 mit vollem, 
23 mit theilweifem und 56 ohne Erfolg für die Arbeiter endeten. 

Betrachtet man endlich die Art der gejtellten Forderungen, jo ergibt ich 
tolgende —— über den —— —— 











Vollftändig Theilweiſe Nicht 








bewilligt | bewilligt bewilligt 
Feſthalten der beitehenden — - 135,56 Perzente — 44,44 Perzente 
Erhöhte Löhne . ; — I 1:7 —— 35,23 Berzente | 42,05 „ 
Pünktliche Lohnauszahlung ie #5 wi. > — — 
Verkürzung der Arbeitszeit. .. zu88s | 697° „ 5815 , 
Bejeitigung _mißliebiger Vorgeiepterr : - | 12,50 | — 8750  „ 
Schuß der Strifenden vor Entlallung . | 26,09 5 — 73,91 J 
Wiederaufnahme entlaſſener Arbeiter . . | 10,71 — 857 „ 8572 _ 
Aufftellung ER Wabritgorbuung + - + 1100,00 r — — 
Freigabe des 1. Mai . . . .. 125,00 , 417 --; 70,83 
Andere Forderungen ee ir — 1111. 50,00 „ 





Aus diefer Zujammenjtellung jei als bedeutjam hervorgehoben, dab die 
Forderung der Aufrechterhaltung bejtchender Löhne jedenfalls bejjeren Erfolg 
hatte, als die der Lohnerhöhung, und dal; insbejondere jolche Forderungen 
jelten durchgejegt ericheinen, welche — wie Die Beſeitigung von Vorgejegten, 
Wiederaufnahme entlajjener Arbeiter u. dergl. — auf die innere Disziplin in 
den Werfftätten Bezug haben. Diejer Eindruck wird noch verjtärtt, wenn 
man Der Bergleichung nicht die Anzahl der Fälle, jondern die Anzahl der die 
betreffenden ‚Forderungen erhebenden jtrifenden Arbeiter unterzieht. Von den 
wegen der betreffenden Forderung jtrifenden Arbeiter hatten nämlich: 











en 


Vollen Erfolg | | Keinen Erfoig 





Feſthalten der beitehenden — . 75,00 Perzente | 98.00 Perzente 





Erhöhte Löhne . . s in SEE - > 32,08 Derzente 54, 59 , 
Puünktliche Lohnauszahlung ir. SHOW — | u 

Verfürzung der Arbeitszeit - . » -.1 618 5 | 12 Z 9220 „ 
Bejeitigung mißliebiger Vorgeſetzter - . 8.45 a u 015 „ 
Schuß der Strifenden gegen Entlaſſung - | 20,55 — | 79, 45 B 
Wiederaufnahme entlaifener Arbeiter .| 435° „| 1,80 362 „ 
Erlaſſung einer Gabritäorbnung —410000 | — 

Freigabe des J. Mai . - . . 128,69 ; | 31 „16820 „ 
Andere Forderungen > = = 22:12 32466 | 1432 , 

l 


Eine andere jehr wichtige Frage, welche bei Betrachtung der Arbeits- 
einjtellungen auftaucht, bezieht jich auf die Berlufte umd Opfer, welche die 
Ausstände den Unternehmern und Arbeitern verurjacht haben. Die vorliegende 
Statijtif gibt auf dieje ‚srage feine erichöpfende Antwort, jie gewährt jedoch 
hiezu einige Anhaltspunfte. 

Annalen bed Deutichen Reihe. 1806, 37 
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Für die Bemeffung der dem Gewerbebetrieb zugefügten VBeeinträchtigung 
fommt in Betracht die Anzahl der Ausſtände, der jtrifenden Arbeiter, der in 
Folge der Arbeitseinjtellung Anderer gezwungen feiernden Arbeiter in den von 
den Ausitänden betroffenen Betrieben, der verjäumten Arbeitstage. Die Be 
rechnung, jo genau wie möglich durchgeführt, ergibt 44,075 ftrifende und 
4299 gezwungen feiernde Arbeiter, für eritere 566,463, für legtere 81,217 
und jomit insgejammt 647,680 im Jahre 1894 verjäumte Arbeitstage. Nähen 
Angaben über die Rückwirkung der Arbeitsunterbrecdungen auf den Gewerbe: 
betrieb fünnen nicht gemacht werden. 

Ungemein ſchwierig Fällt auch eine, wenngleich nur annähernd befriedigend: 
Veranſchlagung des durch die Strifes verurjachten Lohnausfalles jelbjt, abgeſehen 
von den Mängeln, die dem zur Bearbeitung zugeführten Material hinfichtlich der 
genauen und erjchöpfenden Darstellung der Lohnverhältniſſe anhaften. Rechnungs: 
mäßig laſſen fich nämlich hinfichtlich des durch Strifes verurjachten Sohnansjalles 
— unter geeigneter Bedachtnahme auf die Anzahl der an der Arbeitseinftellung 
betheiligten Arbeiter in den einzelnen Strifephajen — zwei Ziffern ermitteln: 

Die eine, welche lediglich den Verdienſtentgang der jtrifenden und 
jpäter die Arbeit wieder aufnehmenden Arbeiter angibt. Sie dedt fich mit den 
finanziellen Opfern der Strifenden nicht, indem biezu noch die Lohneinbuße 
kömmt, welche die nicht wieder in die Unternehmung zurüdfchrenden Arbeiter 
trifft, Hinfichtlich welcher eben dieſes Sachverhaltes halber nur der Tag der 
Unterbrechung der Arbeit feftiteht, nicht aber der Zeitpunkt, in welchem ſie 
einen neuen Arbeitsplag gefunden baben. 

2. Eine andere Ziffer, welche jich ergibt, wenn der Lohnausfall aller am 
Strife betheiligten Arbeiter ohne Unterjchied, ob jie die Arbeit in dem be 
treffenden Unternehmen wieder aufgenommen haben oder nicht, bis zum Ende 
des Strifes in Rechnung gezogen wird. Dieje Ziffer gibt auch nicht die finan- 
ziellen Opfer der Strifenden, da es willfürlich wäre, als Ende der Verdienit- 
lojigfeit für Jene, die überhaupt nicht mehr au den früheren Arbeitsplag zurüd- 
fehren, den Tag der Wiederaufnahme der Arbeit in dieſem Betriebe anzujeben. 
Dieje Ziffer iſt jomit nur geeignet, ungefähr den Verdienjtentgang zu veran- 
ichaufichen, welcher die arbeitende Klaſſe als Ganzes während der Strifedauer 
durch die Vakanz andernfalls verfügbarer Arbeitspläge trifft, wobei es ſich 
dann gleich bleibt, ob dieje durch den Ausitand vafant gewordenen Arbeits 
pläge in der Folge durch die urjprünglichen Inhaber oder durch andere Per: 
jonen eingenommen tverden. 

Vollſtändig entgehen der Veranjchlagung in beiden Füllen jene Modi: 
fifationen, welche der auf die gedachte Weiſe berechnete Lohnverluſt durch 
gewiſſe andere Momente erfährt, wie z. B. durch die Gelegenheit zu einem 
etwaigen anderwärtigen Berdienft der Strifenden während der Dauer der 
Arbeitseinjtellung, durch erhöhten VBerdienft in Folge intenfiveren Betriebes 
zur Wettmachung des Produftionsausfalles u. dergl. mehr. 

Unter aller jomit gebotener Mejerve ſei daher bemerkt, dal die Berech— 
nung des Lohnverluftes für alle jtrifenden Arbeiter den Betrag von rund 
873,000 Gulden ergibt, wovon 813,000 Gulden auf die die Arbeit in der 
Unternehmung wieder aufnehmenden Arbeiter entfallen. 

Die Anzahl der aus Anlaß der Arbeitseintellungen jeitens der Arbeitgeber enr- 
laſſenen Arbeiter beträgt 2521, die der aus anderen Gründen ausgejchiedenen 987. 

Schliehlich fer noch darauf verwiejen, daß im Laufe des Jahres 1894 6 Unter: 
nehmungen, bez. Betriebsgruppen von einem wiederholten Strike betroffen wurden. 
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Die Unterfuhung der wirtbidaftlihen Verhältnifie in 24 Gemeinden des 
Königreichs Bayern. Am 26. Oktober 1894 beichloß das Königlich bayerifche 
Staat3:Minifterium, in Ergänzung ber im Jahre 1890 veranftalteten Erhebungen 
über die Gejanımtlage der bayerischen Landwirthſchaft noch eine außerordentliche 
Unterfuhung der geſammten landwirthichaftlichen Lage einiger typifchen Land— 
gemeinden durchzuführen. Diefe Unterfuhung erftredte fih nah einem im Ein: 
vernehmen mit dem Generalcomite des landwirthichaftlichen Vereins aufgeftellten 
Programm auf 24 Gemeinden, 3 in jebem Negierungäbezirt. Bei der Auswahl 
der Erhebungsgemeinden kam es hauptſächlich darauf an, ſolche Gemeinden aus: 
zumitteln, welche nad) ihren natürlichen Verhältniffen, nach den Berhältniflen des 
Anbaues und der Grundbefigvertheilung je für eine größere Anzahl anderer Ge: 
meinden der betreffenden Gegend als typiich gelten fonnten. Die Auswahl wurde 
vom Landrath vorgenommen. Die ald Erhebungskommiſſion aufzuftellenden Per: 
ſonen wurden von den Königlichen Regierungen im Einvernehmen mit den Kreis— 
comites des Landwirtichaftlichen Vereins in Vorſchlag gebraht und von dem 
Königlichen Staat3:Minifterium des Innern beitätigt. Sämmtliche von den Kreis— 
fomites in Vorſchlag gebrachten Perjönlichkeiten find ohne Ausnahme von ber 
Königlihen Staatsregierung zu Erhebungstommiffaren ernannt worden. Im 
Ganzen find 22 Erhebungstommiffionen aufgeitellt worben, eine davon hat für 
3 Gemeinden fungiert. Unter ihnen befinden jih 12 Befiger lanbwirthichaftlicher 
Anweſen, 2 Gutspächter, 1 Gutöverwalter, 1 Inſpektor einer landwirthichaftlichen 
Lehranftalt mit Dekonomiebetrieb, 1 landwirthichaftlih gebildeter Güterinſpektor, 
1 Defonomie:Rath, der bisher Landwirhſchaft betrieb, 3 landwirthſchaftlich gebil: 
dete Hreiöjefretäre umd 1 der Landwirthichaft fundiger Kulturingenieur. Mit der 
Vornahme der Erhebungen wurde überall im Laufe des Winterd 1894/95 be- 
gonnen. Die eriten Erhebungäberichte gingen im Mai, die legten im Juli 1895 ein. 

Dei der jest vorliegenden Veröffentlichung hat man von einer Stellungnahme 
zu dem eingegangenen umfangreichen Material und zu den zahlreihen gutachtlichen 
Vorſchlägen Abitand genommen und fi darauf beichränft, die ſämmtlichen von bei 
Erhebungskommiſſaren erftatteten Berichte ihrem vollen Inhalt nach wiederzugeben. 
Nur eine Meberficht des Immobilienſchuldenſtands und feiner Vertheilung auf die 
einzeluen Belisgruppen iſt als Anhang beigefügt worden. 

Der Schag von Belehrung, weldhen die Erhebungsberichte bieten, ift ein 
ungemein reicher, feine Verwerthung aber für einen weiteren Kreis der daran 
Intereffierten, wie died bei der Verdffentlihung ſolcher Erhebungsberihte im 
Driginalwortlaut immer fein wird, jchwierig, und es bleibt zu wünſcheu, daß 
eine für dieſe weitere Kreiſe berechnete, überfichtliche, jahkundige Bearbeitung des 
reihen Belehrungftoffs nicht unterbleiben möge. Der Mangel einer jolchen popu— 
lären Erichließung ftatiftiicher und auderer Erhebungsergebniffe wird je länger je 
mehr empfunden. 

In nachitehendem können die Hauptergebniffe der vorliegenden Unterſuchung 
nur kurz angedeutet werden. 
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Bezüglich des Immobiliarihuldenitandes muß die nacdhitehende Kleine 
Zahlentabelle zu Hilfe genommen werden, da nur in dieier Form in ber gebotenen 
Kürze die nöthige Orientierung möglich ift. Wir beichränfen uns dabei auf die Ans 
gabe des Geſammtreals, welches der Erhebung in den Gemeinden zu Grunde lag — 
fowohl des land» wie des foritwirthichaftlich benugten —, des Geſammtwerths 
dieſes Areals und des Vrozentjaßes der Immobiliarverſchuldung. Als Anhalts— 
punkte für die Ermittelung des Werths haben inſtruktionsgemäß die Kauf- und 
Uebernahmspreiſe gedient, ferner die üblichen Pachtpreiſe und die Grundſtener— 
Im Zweifelsfalle iſt die Gemeindevertretung, welcher überhaupt das 
geſammte Werthergebniß durch die Erhebungskommiſſion bekannt zu geben war, zu 
Rathe gezogen worden. 

Es hat fich dabei Folgendes ergeben: 


verhältnifle. 


Reg.-Bez. Oberbayern 


” 


” 


Reg.-Bez. 
Gemeinde 


” 


” 


Neg.: Bez. 
Gemeinde 


” 


" 


Reg.-Bez. 


burg 


Gemeinde 


" 


Reg.-Bez. 
Gemeinde 


” 


" 


Neg.:Bez. 
Gemeinde 


Neg.:Be;. 
Gemeinde 


" 


NReg.: Bez. 
Gemeinde 


123 


Areal 


ha 
Gemeinde Wollomoos . .. ..... 957,2 
Eberfing. ......... 2131,2 
BORN 2 1031,6 
Niederbayern 
EAIRINNA u 888,4 
Schalldorf. .. 2.22... 1323,8 
1,12 | I REF BERISER RER 1562,8 
Pfalz 
Trahweiler 44:4: 166,4 
Haßloch.......... 904,7 
ENDEN: 222 a 512,9 
Oberpfalz u. Regens— 
Kondrau......... 1435,5 
Paulushofen ....... 777,6 
Sollbach......... 4413 
Oberfranken 
Geſees. EEE GEIGER GEGEN 602,4 
Mönchsambach. . . . ... 1181,0 
Bobengrün . . ...... 548,0 
Mittelfranken 
Hartershofen ....... 452,0 
Petersaurach. . . ... . 838,4 
DIT. See 742,1 
Unterfranfen 
Ohereßleld. -.. . .... 421,2 
Mainbernhbeim. . . . ... 691,4 
Rothenbuch ........ 486,6 
Schwaben und Neuburg 
Naſſenbeuren . 2.2... 831,1 
Senderfingen . . . . ... 1092,8 
Miſſen ...... 41232,7 


Werth 
M 
1169159 
1586 655 
1359 920 


1 627 390 
1453 336 
771390 


328404 
4873470 
700730 


15382 508 
657 917 
212 771 


1053 968 
1484164 
1287290 


573677 
2065814 
439 553 


904 830 
1164715 
1479200 


Immobilien: 


ſchuld 
11,60 °/, 
16,35 9 
29,92 "fo 


39,52 °/, 
23,74 9), 
35,82 ®/, 


12,24 "1 
13,39 9, 
13,10 ei 


20,93 °;, 
39,72%, 
76,04 °/, 


23,64 °/, 
22,52 °/, 
36,73 °/, 


5,21%, 
13,85 °/, 
28,10 9%, 


13,31 °/, 
17,25 °%, 
28,78%), 


37,45 °/, 
34,78 °/, 
28,17 24 


in 24 Gemeinden des Königreichs Bayern. 549 


Eine derartig genane YFeititellung war natürlich nicht möglich bezüglich des Per: 
fonalfredit3, der jogenannten „Nurantihulden“ Das Nefultat der auf die 
Höhe der legteren gerichteten Erhebungen verdient aber eine ganz befondere Beachtung 
wegen der bedeutenden Summen, zu denen die Erhebungskommiſſionen trog der einer 
vollen Erfaſſung dieler Schulden entgegenitehenden Schwierigkeiten gelangt find. 
Den Berichten zufolge weilen die beiden dem Hypothekenſtande nah am günftigiten 
fituierten Gemeinden Hartershofen (Öypothefenitand: 54935 46) und Wollonioos 
(135598 46) KRurantichulden auf im Betrage von 99016 Me. bezw. 167000 M. 
Kondrau hat 146 053 Hypotheken und 212 676 M Kurantichulden, Oberehfeld 
76364 beziehungsiweile 54333 Ab, in 7 Gemeinden betragen die Kurantichulden 
40 bis 50°/, der Hypothekenſchulden, in 4 Gemeinden etwa 30 bi! 40°/,, in 
weiteren 4 Gemeinden etwa 20 bis 30°, und nur in 5 Gemeinden unter 20 °/,, 
wobei da3 hypothefariich am meiſten überlaftete Sollbah den abjolut und relativ 
geringiten Kurantſchuldenſtand aufweiſt. Diele jcheinbar ganz übermäßige Be: 
laftung durh den Perjonalfredit wird am beiten erklärt durch nachitehende 
Bemerkung des Berichteritatters für Schalldorf (Niederbayern): „Die Darlehen 
fommen offenbar zum größten Theil aus Freundeskreiien und wurden aus den 
nämlichen Uriachen aufgenommen, wie die Hypotheken, nämlich: zum Anweſens— 
und Grund:Anfauf, Hausbau, zum Hinausbezahlen von Geſchwiſtern 2c., zum 
andern Theil auch zum Viehankauf oder zur Beihaffung von Geräthen. Die 
Sturantihulden stehen ſomit nicht den Immobiliarſchulden gegenüber, ſondern 
bezeichnen die Schulden, welcde aufgenommen wurden, ohne hypothekariſche Sicher: 
heit bieten zu müflen.“ Much der Berichterftatter für Kondrau (Oberpfalz und 
Negenöburg) betont jchart den Unterſchied zwiſchen den eigentlichen „Kurantichulden“ 
und den „Schulden auf Handſchein“. Die legteren, welche ganz allgemein 
den Hypothekenſchulden gleich gerechnet werden, betragen in Stondran 142 001 Ab, 
während die eigentlichen Kurantichulden nur 4052 M ausmachen. Ein ähnliches 
Verhältniß diefer „Schulden auf Handichein“ zur gefammten VBerichuldung wird 
in der Mehrzahl der übrigen Berichte Feitgeitellt und giebt ein Bild von dem 
Perſonalkredit der bayeriichen Bauern, das man ſich in gewiſſem Sinne gar nicht 
beiler vorzuitellen vermag und welches jedenfall der Bauernihaft zur höchſten 
Ehre gereiht. Nur aus der Balz und Unterfranken wird über diejen, in ber 
Hanptiache von Verwandten, Nachbarn und Freunden gewährten Kredit auf Hand— 
Ichein (ohne Bürgen und für jehr mäßige Zinien) nichts berichtet. 

Die Form von Annuitäten für die Jmmobiliarihulden hat zwar in 17 Ge 
meinden bereit3 Cingang gefunden, aber nur in 1 oder 2 Gemeinden jcheint fie 
die Regel zu bilden, in den übrigen tft fie Ausnahme; in den meilten Gemeinden 
bilden jedoch noch Private, und zwar vorwiegend gute Freunde, Nachbarn und 
Berwandte, jelten geihäftsmäßige Gelddarleiher einen großen Theil der Hypo— 
thefengläubiger und begnügen fich mit einem verhältuigmäßig niedrigen 
Zinsfnß in Vergleich mit Streditanftalten, auch wohl Stiftungen, Sparkaſſen und 
dergleichen, weldye im übrigen jehr zahlreih als Hypothekengläubiger figurieren. 
Nur in einem Bericht wird die Umwandlung der Privathypothefen des niedrigeren 
Zinsfußes wegen gutgeheigen. Der Zinsfup bei Privatgläubigern ift im all 
gemeinen 3 bis 4°/,, bei den Sparkaſſen, Stiftungen und dergleichen 4, bei ben 
Banken 4 bis 5°/,. 

Bezüglich des Perjonalfredits find die Bauern ganz überwiegend auf 
private Gläubiger angewieſen. Oertliche Darlehenskaſſen-Vereine 
ſcheinen nur in acht Gemeinden, und auch dort zum theil erſt ſeit kurzer Zeit, 
vorhanden zu ſein. Ihr Wirken wird nur als ſegensreich geſchildert. Von 
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wucheriſcher Ausbeutung des Perſonalkreditbedürfniſſes iſt erfreulicher Weiſe 
nur in verſchwindendem Maße die Rede. Das Unweſen des Vieheinſtellens 
ſeitens ber Händler iſt in der großen Mehrzahl der Gemeinden ganz unbekannt, 
in einigen Gemeinden hat man fih davon loszumachen veritanden ; nur in etwa 
4 Gemeinden jcheinen noch ähnliche Geichäfte, und zwar zum ausgeiprocenen 
Unfegen der Betroffenen, in Schwunge zu fein. 

Bieten jo die Verſchuldungsverhältniſſe von verichiedenen Geſichts— 
punkten aus ein recht erfreuliches Bild, jo ift doch nicht zu leugnen, daß vielfach 
eine Schuldenlaſt befteht, welche mit den Ertragdverhältnifien fih nidt 
verträgt, zum theil fogar den Charakter eines entichiedenen Nothitands angenommen 
hat und faft durchweg eine Lebenshaltung bedingt, wie fie färglicher kaum 
gedacht werden fann, Ausnahmslos muß den Bauern das Lob größter Sparjanı- 
feit zuerfannt werben, jowohl im Haufe wie außerhalb desſelben. Ebenio ift es 
mit dem Fleiß, bei den Beſitzern jelbit wie bei den Angehörigen. Lob verdient 
ferner faft ausnahmslos dad Verhältniß zwiihen Bauern und Gejinde. 
Tagelöhner werden im allgemeinen wenig verwendet. Auch die Stlagen über 
ichlechted Verhalten des Gefindes oder über Mangel an folchem find jehr jelten. 
Die Löhne freilich find im Vergleich mit der Lebenshaltung des Bauern recht 
hoch. Wir müffen uns verfagen, auf dieje Verhältniffe näher einzugehen. Jeden: 
fall fann man nur die höchſte Achtung vor dem ganzen Menjchenichlag, deſſen 
foziale Beziehungen uns hier entgegentreien, beim Studium der Berichte gewinnen. 

Doppelt drängt ſich deihalb der Wunich, der Noth abzuhelfen, wo fie beiteht, 
und die Frage, wie fie entitand, dem Leſer auf, und hierüber ſei noch einiges aus 
den Berichten furz mitzutheilen geftattet. 

Nicht wird die Schuld an den gebrüdten Verhältniffen dem bäuerlichen 
Erbrecht beigemefien, auch nur in verihwindendem Make einer ungünftigen 
Grundbejigvertheilung. Es find in der Hauptiadhe zwei Momente, die aus 
der Geſammtheit der Berichte beſonders klar hervortreten, denen bie ſchlechte Lage 
entiprungen ift: erſtens die fogenannten „guten Jahre“ im den fiebziger und eriten 
achziger Jahren, und zweitens die jchlechten Jahre 1893 und 1894. Die guten 
Jahre hatten die ungeſunde Höhe der Kauf: und Uebernahmspreiſe des landwirth— 
ihaftlihen Grundbeiiges und damit die Heberichuldung gezeitigt; das Jahr 1893 
hat durch die Futternoth den Viehſtand ruinirt und das Jahr 1894 durch Die 
beifpielloje Gebrüdtheit der Produftenpreiie dem Faß den Boden auögeichlagen, 
nachdem ſchon frühere Jahre, wenn auch in minderem Grade, die Reinertäge ftarf 
reduziert hatten, 

Zu diefen unmittelbar wirkſamen Momenten fommt hinzu die in faſt über- 
raſchendem Grabe in ben Berichten feitgeitellte veraltete Betriebsweiſe. 
Mer die großen Fortfhritte und Leitungen der modernen „lanbwirthichaftlichen 
Kunſt“ — wie fie Antoritäten feit Jahren wiederholt genannt haben — kennen 
und bewundern gelernt hat, der glaubt jich beim Leſen der Berichte in eine andere 
Melt, in ein anderes Zeitalter verjegt. Man vergißt über den Einbrüden, die 
jene großen Fortichritte auf uns machen, eben nur zu leicht, welche Maſſe tüchtiger 
Leute unberührt davon weiter wirthichaften, weiter fi) abmühen. Die Berichte 
der bayerischen Erhebungskommiſſion können hier zu einem unendlich verdienitvollen 
MWedruf werden. 

Daß die in ihnen geichilderten Zuftände jo dringend verbeiferungsbedürftig 
und zugleich jo überaus verbeiferungsfähig find, darin ift die Hoffnung auf bie 
Zukunft vor allem fiher begründet: nicht nur für die Landwirthſchaft der bayeriichen 
Bauerngemeinden überhaupt, jondern auch nocd für die heute im Beſitz befindlichen 
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Bauern jelbft, abgejehen natürlihb von jo manchem hoffnungslos zu Grunde 
gehenden Einzelnen. Und dieje Hoffnung fann auch die leider durch den Verlauf 
der legten Jahrzehnte naturgemäß bedingte Thatiache, daß dein bayerischen Bauern 
nichts weniger zur Verfügung steht, als das zu jeder nennenswerthen Verbeilerung 
unerläßlihe Betriebsfapital, nicht vernichten. Trotz mander Divergenz im 
einzelnen weiſen die Berichte der bayerijchen Erhebungskonmiſſion doc in der 
Hauptſache mit eindrudsvoller Cinmüthigfeit und Deutlichkeit den Weg, auf dem 
Hilfe möglich ift, fodaß nur vager Peſſimismus daran zweifeln kann, dab die 
Hilfe auch gebracht werden wird. Nicht den bayeriihen Bauern allein, Tondern 
dent ganzen bdeutichen Bauernftande wird, fo hoffen wir, das hochverdienftliche 
Werk der Zöniglich bayeriichen Staatsregierung, welches wir hier kurz beiproden 
haben und auf deſſen eingehendes Studium wir nahdrüdlichit hinmeiien, zu gute 
fommen. R.⸗Anz.) 


Die Ergebniſſe der Erhebungen über den Stand der Landwirthſchaft in 
Württemberg. Im Jahre 1884 wurde in Württemberg auf eine Anregung der 
Kammer der Abgeordueten — nad) den Vorgang im Großherzogthum Baden vom 
Jahre 1883 — eine Enguete über die Lage der Landwirthſchaft zunächſt mit 
Beichränfung auf ſechs Gemeinden, jedoch mit der ausgeiprochenen Abſicht 
angeitellt, von deren Ergebniß die Entſcheidung über die Veranftaltung einer all» 
gemeineren Enquete abhängig zu machen. Die Interiuhung eritredte fih auf 
alle die Landwirthſchaft beeinflujjenden Berhältniije in dieſen 
Gemeinden und hatte inöbefondere zum Gegenftand: die allgemeinen Verhältniffe 
(Größe der Markung in Verhältniß zur Größe der landbautreibenden Bevölkerung, 
Bodens und Eimatiihe Verhältniſſe, Verhältniffe der verichiedenen Kulturarten zu 
einander u. ſ. w.), ferner die PVertheilung des Grundbeſitzes, Kaufpreife und 
Liegenihaftsumiag, Pachtverhältnifie, Verſicherungsweſen, Nebenverdienft, Arbeiter: 
verhältniife, Kreditverhältniffe, Nentabilität, Verſchuldung und Beurtheilung der 
wirthichaftlihen Lage der bäuerlichen Bevölferung. Das Ergebniß der ganzen 
Unterfuchting wurde dahin zufammengefaßt: „daß in den Erhebungsgemeinden die 
wirthichaftlihe Lage der bäuerlichen Bevölkerung im Allgemeinen eine nicht 
ınbefriedigende und zur Zeit dafelbit in feiner Beziehung ein Nothitand vor— 
handen ift, dab dagegen in verjchiedenen einzelnen Beziehungen die Aubahnung 
von Verbeſſerungen ſehr mwohlthätig wirken würde.” Zu allgemeinen Maßnahmen 
hat die Enquete jeiner Zeit nicht geführt. 

Die fortwährenden Klagen über die bebrängte Lage der Landwirthſchaft haben 
nun dem Königlichen Minifterium des Innern im Juni 1894 Anlaß gegeben, 
abermalige Erhebungen über die Lage der Landwirthſchaft einzuleiten, um Anhalts— 
punfte dafür zu gewinnen, ob und inwieweit jene lagen berechtigt find, eventuell 
auf welche Urjachen die ungünftige Lage zurüdzuführen, und ob es möglich ift, 
Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung zu treffen. Nacd der Anficht des Königlichen 
Minifteriums ſollte ſich jedoch dieje erneute Unterſuchung weitaus nicht auf den 
Umfang der Enguete von 1884, jondern nur auf einzelne wenige, leicht 
zu ermittelnde Fragen, welde für die Beurtheilung der VBerhältniffe von 
beionderer Erheblichkeit find, eritreden ; andererſeits jollten die Erhebungen ertenfiv 
auf mejentlich breiterer Grundlage ald im Jahre 1884, alſo in einer größeren 
Anzahl von Gemeinden vorgenommen werden. In Verfolgung dieſes Ziels 
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wurde das Programm der Erhebungen vom SHöniglihen Minifterrum im 
Einvernehmen mit der königlichen Zentralitelle für die Landwirthichaft in nad: 
jtehender Weile feitgelest: 


„Die Erhebungen haben ih auf Folgende Fragen zu eritreden: 1. Wie viele 
Pfandſchulden waren in den Pfandbüchern eingetragen am 1. Januar 1874, 
1884 und 1894, und wie vertheilen fih dieſe Schulden nad den Urſachen ihrer 
Entjtehung, ſoweit ſolche aus den Prandeinträgen erlichtlich find? Auer Betracht 
haben zu bleiben die im Unterpfandsbuch vorgemerkten Forderungen zur Sicherung 
des geieglichen Prandrechtstiteld der Ehefrauen und Stinder, ſowie die durch Unter: 
pfandsbeitellung geleiiteten Dienftfantionen. — 2. Aus welchem Gelammtbetrac 
an Sapitalzinjen und Nenten war Sapitaliteıer zu entrichten: am 1. Juh 
1874, 1. Npril 1884 und 1. April 1894? — 3. Wie hoch Itellt fich die durch— 
Ichnittlihe Höhe des Pachtpreiies der Neder und Wieſen pro Hektar, aut: 
geichieden nah den Steuerflaffen, je in den Jahren 1874, 1884 und 1894? 
Zu berüdiichtigen find nur ſolche Pachtobjekte, welche für die Negel und unter 
wejentlich gleichbleibenden Bedingungen verpachtet find, 3. B. Pfarr: und Saul: 
güter. — 4. Wie ftellt fih die Höhe der Verkaufspreiſe der Neder und 
Wieſen pro Hektar, außgeichieden nach den Steuerklaſſen, im Durchichnitt der 
Jahre 1875/79, 1880/84, 1885/89 und 1890/94? — 5. In welcher Zahl um 
welchem Umfang find in den legten zehn Jahren Zwangsverſteigerungen bon 
landwirthichaftlih benusten Liegenichaften vorgefommen? — Die Erhebungen find 
duch die OrtSporiteher vorzumehnten.“ 


Um ein möglihit untfaflendes, die verschiedenen Verhältniſſe dei 
ganzen Landes thunlichſt gleichmäßig berüdiidhtigendes Bild von der 
Lage der Landwirthichaft zu erhalten, wurde auf den Worichlag der Zentralitelle 
für die Yandwirthichaft die Zahl der Erhbebungägemeinden auf 126 fer 
geitellt, und zwar wurde die Auswahl diefer Gemeinden in der Meile getroffen, 
daß auf jeden Oberamtäbezirt des Landes zwei Gemeinden entfallen und im 
Ganzen die bejjeren, mittleren und geringeren Gemeinden je in 
gleiher Anzahl vertreten find. Die Erhebungen jelbit wurden in der Zeit 
vom Dezember 1894 bis Februar 1895 mehr oder weniger vollitändia vor: 
genommen. Neben der Ausfüllung der Fragebogen haben viele Ortsvoriteber 
nicht nur Schägenswerthe Erläuterungen zu den einzelnen Erhebungen 
gegeben, sondern auch einem vom königlichen Miniiterium des Innern aus 
geſprochenen Wunſch gemäß weitere Mittheilungen über Die gegen: 
wärtige landwirtbichaftliche Lage in Vergleich mit den Verhältniſſen 
vor 10 und 20 Jahren beigefügt. — Zur Ergänzung der Unterfuchungen über 
die Höhe der Pachtpreiſe wurde die fönigliche Domänen:Direktion um Mit: 
theilung der Meberfichten über die Ergebnifle der Neuverpadtungen von Staats: 
gütern und Gütern anderer Verwaltungen erfucht, welche jeit dem Jahre 1891 
bearbeitet werden und bis jest für die Jahre 1891, 1892 und 1893 vorliegen 
— Die wichtigiten Ergebniffe der Engquete hat uun die Zentralitelle für die Land— 
wirthichaft an der Hand des Programms in dem dor Kurzem erichienenen zweiten 
Heft ded Jahrgangs 1895 der „MWiirttembergiichen Jahrbücher für Statiſtik und 
Landeskunde” veröffentlicht. 

Don befonderer Wichtigkeit für die Beurtheilung der Lage der Landiwirtb: 
ichaft ift die Ermittelung der bäuerlichen Verſchuldung. Da die Erhebungen 
ichon im Hinblick auf die beträchtliche Zahl der Erhebungsgemeinden ſich mur auf 
wenige Fragen eritreden Sollten, fo ift fein jo großes Gewicht auf die Ermittel— 
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ung der abjoluten Höhe der Biandichulden, als vielmehr auf die Beweg: 
ung des Schuldenitauds während eines beitimmten Zeitraums 
gelegt worden. 

In der überwiegenden Mehrzahl der Gemeinden ift eine ftete Zunahme 
des Schuldenbetrags zu fonitatiren. Nur von 11 Gemeinden konnte ſo— 
wohl von 1874 bi8 1884, ald aud von 1874 Dis 1894 eine Abnahme des 
Schuldenbetrags bis zu 47°/, verzeichnet werden. Ginige andere Gemeinden haben 
von 1874 bis 1884 eine Zunahme, von 1874 bis 1894 eine Abnahme, 
wieder andere von 1874 bis 1884 eine Abnahme, von 1874 bis 1894 eine 
Zunahme — Die Zunahme der eingetragenen Pfandſchulden in den einzelnen 
Gemeinden in der Weriode 1874 bis 1894 it ſehr verichieden und bewegt fic 
zwilchen 1,2°/, und 1306°/,. In 22 Gemeinden beträgt die Zunahme mehr als 
100°/, und in 7 Gemeinden ſogar mehr ald 500°/,. 

Die Summe der eingetragenen Pfandſchulden betrug 


am 1. Januar 
1874 18584 1894 





in den 32 Gemeinden 

des Nedarfreiics . 11,338,767 Mark 14,618,606 Mark 16,350,069 Marf 
in den 34 Gemeinden 

des Schwarzwald: 


freies . 20.20. 6,675,104 „ 8,214,149 „ 9,108,833  „ 
in den 28 Gemeinden 

Des Jagſtkreiſes .5,999,615 6,908.297 * 8,098,180 , 
in den 32 Gemeinden 

des Donaukreiſes . 9,847, 719 „ 12356,3379 „ 13,981,173 „ 


in ſämmtlichen 126 Se: 
meinden zulammen . 33,861,205 Mark 42,097,631 Mark 47,538,255 Marf 
Die Zumahnıe der eingetragenen Brandichulden betrug daher 
in den Perioden 
1874/84 1884/94 1874 94 


im Nedarfreis . . 28,9°/, 11,90, 44,20 
im Schwarzwaldkreis 23,1°, 10,9°/, 36,5°7, 
im Jagſtkreis . . 15,10], 17,2°/, 35,0%, 
im Donaufreis. .  25,5°%, 13,1*], 42,00], 


Hiernah find die Prandichulden in der Periode 1874/84 bedeutend mehr — 
faft doppelt jo Start — angewachſen, als in der Periode 1884/94; nur in den 
Gemeinden des Jagſtkreiſes war die Steigerung in der lebten Periode etwas größer 
al3 in der eriteren. 

Um die Höhe der jeweils wirklih vorhandenen Pfandſchulden zu erhalten, 
wären die bezahlten, aber noch nicht gelöichten Prandichulden von den 
obigen Summen in Abzug zu bringen. Die Höhe der bezahlten, aber noch nicht 
gelöichten Prandichulden ift indeflen mur von wenigen Gemeinden (von 21) Für 
alle drei Erhebungsjahre (1874, 1884, 1894) angegeben worden. Gin Theil 
der Gemeinden hat wenigitens für das Jahr 1894 Mittheilungen gemacht, während 
von 71 Gemeinden Angaben beitinnmter Summen fehlen. Bon dieſen legteren 
Gemeinden ijt vielfach bemerft worden, dab cine diesbezügliche Auskunft zwar 
nicht gegeben werden könne, daß aber ein großer Theil insbeſondere der durch 
Liegenichaftstäufe veruriachten Schulden als bezahlt anzunehmen je, uud daß dies 
für alle drei Erhebungsjahre gleihmähig zutreffe. Soweit die Gemeinden 
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die Beträge der bezahlten, aber noch nicht gelöſchten Pfandſchulden für alle drei 
Erhebungsjahre augegeben haben, gebt daraus hervor, daß die Annahme, es werben 
jene Beträge in den drei Jahren in einem annähernd gleihen Verhältniß zu ben 
Geſammtſummen der eingetragenen Schulden ftehen, wohl im Allgemeinen zutreffend 
ein mag. In den 55 Gemeinden, von welden Angaben über die Höhe der be 
zahlten, aber noch nicht gelöichten Prandichulden pro 1894 vorliegen, bewegt id 
der Betrag jener Schulden zwiſchen 0,6°/, und 27 °/, des Gejanmmtbetrages der 
in Dielen Gemeinden eingetragenen Schulden. Die Geſammtſumme der bezahlten, 
aber nicht gelöſchten Schulden beläuft fich in jenen Gemeinden auf 1,735.000 Mt. 
gegenüber einem Gelanımtbetrag der eingetragenen Schulden von 20,731,936 ME,, 
was 8,4 °/, des Gejammtbetrags ausmacht. Dürfte man annehmen, daß in den 
126 Gemeinden wenigitend 7%, der Gelammtiunme der eingetragenen Schulden 
(im Betrag von 47,538,259 ME) bezahlt, aber noch nicht gelöicht ſei, To käme 
man pro 1. Januar 1894 auf einen wirklihen Hypothekarſchuldenſtand 
in ſämmtlichen Erhebungsgemeinden von 44,210,581 ME. 


Ron der Geſammtſumme der eingetragenen Schulden rühren her: 








in deu Jahren 














1874 1884 1894 
aus — BT: F FE: ; '5€ 
SE& ; 358 FE 
Berg 2.55] Betrag zE5]| Perg 288 
Se as 232 
Ab © 82 = 
| 
Erbtheilung u.f.w.. .| 2,802,000 | 8,3 | 3,149,000 | 7,5 | 3,670,000 , 7,7 
Viegenichaftsfäufen . . | 11,150,000 | 32,9 | 12,967,000 | 30,8 | 13,539,000 | 28,4 
Sonſtigen Urſachen Dar | 
leben u.f.w.). . .] 19,908,000 ı 58,8 25,980,000 | 61,7 30,328,000 | 63,9 


Für die Höhe der aus Erbtheilung beziehungsweiſe aus Liegenſchafts— 
fäufen berrührenden Schuldenbeträge kommen die bäuerlichen Erbrechtsverhältniſſe 
in Betradt. Es entfällt daher in denjenigen Gemeinden, in welchen nach ber 
beitehenden Hebung das Gut meift ungetheilt auf einen Erben übergeht (in Ober 
ihwaben, im Hohenloheichen, auf der Alb und zum Theil im Schwarzwald), ein 
größerer Theil der Schulden auf Erbtheilungen (Gutsübernahmen u. |. w.), während 
da, wo die Güter in der Regel unter die Kinder gleichmäßig vertheilt werden 
(im fogenannten Altwürttemberg: Unterland, Gäu u. j. w.), der Betrag dieſer 
Schulden feiner und dafür derjenige aus Liegenihaftstäufen größer ift. 

Die Zunahnıe der Verfhuldung bei den einzelnen Verſchnldungsarten beträgt 
in Jämmtlichen Erhebungsgemeinden zufammen: 


bei Erbtheilungen . . 12,4°/, 31,0°/, 
bei Liegenichaftsfäufen. 16,3°/, 21,49), 
bei jonftigen Urſachen . 30,5°/, 52,3%, 


Auffallend ift die ſtarke Zunahme der Verihuldung aus Liegenihaftsfänfen im 
Donaufreids. Die Erhebungen über die Bertheilung der Hypothefenichulden auf 
die genannten Verfihuldungsarten geben indeifen jhon aus dem Grunde kein 
genaues Bild von den GEntitehungsuriahen der Schulden, weil bie 
verjchiedenen Verfchuldungsarten in den einzelnen Genteinden nicht in gleicher Weile 
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nach gleichen wirthichaftlichen Vorgängen anögeichieden werden konnten. So wird 
von mehreren Gemeinden erwähnt, daß die Ausicheidung der Schulden aus Erb: 
theilungen (Gutsübernahmen) und aus Darlchen nicht möglic) fei, da die Schulden 
aus Erbtheilungen in der Regel ſofort bezahlt und zu dieſem Zweck meiitens 
Darlehen aufgenommen werben, die Schulden aus Gutsübernahmen aber jo 
fange unverfichert ftehen bleiben, bis die Schuld in Folge Ablebens der Eltern 
zu bezahlen ift, was dann gleichfalls durch Aufnahme von Anlehen geicieht. 
Gibt hiernach die Ausscheidung von Oypothefarichulden nad den Hauptverſchuldungs— 
arten Schon über die äußeren Urſachen der Verſchuldung feinen durchweg 
tihtigen Aufichluß, jo läßt fie noch weniger erkennen, auf welde tiefer 
liegenden Gründe die Verihuldung und die ftarfe Zunahme derjelben zurück— 
zuführen ift. Weber dieje Gründe find in den Bemerkungen, welche von einer 
größeren Anzahl von Gemeinden zu der Beantwortung der Fragebogen gemacht 
worden find, zum Theil beachtenswerthe Angaben enthalten. 

Bei einer Neihe von Gemeinden iſt ald Grund der Schuldenzunahme an— 
geführt, daß in den legten Jahrzehnten größere Gutstomplere durch gewerbs— 
mäßige Güterhändler zertrümmert und die Güter parzellenweife zu unver: 
hältnißmäßig hoben Preijen abgelegt wurden. Auch ſonſt merben bie 
übermäßig hohen Güterpreiie als eine Ursache der Vermehrung der Schulden: 
laſt bezeichnet; die Güter werden vielfach von Fleineren Bauern, Anfängern u. ſ. w. 
angefauft ohne Rüdiiht darauf, ob fie bei dem bezahlten Preid rentieren oder 
nicht. Eine wichtige Rolle unter den Urſachen der Schuldenzunahme ſpielen nad 
den Berichten vieler Gemeinden die gejunfenen Getreidepreiie und ſchlechte 
Ernten, Hagelihlag u. ſ. w. Die Weinorte Strümpfelbah und Ingelfingen 
heben inöbejondere die vielen anfeinanderfolgenden ſchlechten Weinjahre hervor. 
„Die ungenügenden Einnahmen und die geiteigerten Ausgaben mußten durch 
Aufnahme von Schulden ind Gleihgewicht gebracht werden.“ Als ein jchlechtes 
Zeichen der Verhältniſſe ericheint es, dag nah den Berichten in mehreren Ge: 
meinden in den legten Jahren nicht mehr wie früher Gelder gegen einfachen 
Schuldichein, jondern nur auf Pfandſchein ausgeliehen wurden. Zu ber 
Bermehrung der Pfandſchulden hat endlich in einer Reihe von Gemeinden auch 
der Umſtand beigetragen, daß von den Mitgliedern der daselbit beitehenden Dar: 
fehensfajlen Unterpfänder für laufende Kredite in höheren Beträgen ein- 
gelegt worden find. 

Soweit in einzelnen Gemeinden im Laufe der lekten 20 Jahre eine Ab— 
nahme der eingetragenen Pfandſchulden ftattgefunden hat, wird diejelbe mit dent 
Beitehen und der Thätigkeit der Darlehenskaſſen erklärt, inden die Kauf: 
ihillinge entweder mit den bei der Kaſſe angelegten Eriparniffen bezahlt ober aber 
die Schuldpoften, welche in Raten zu zahlen find, bei der Kaſſe gegen einfachen 
Bürgichein aufgenommen worden find. In Wirklichkeit hat daher in ſolchen 
Gemeinden die Geſammtverſchuldung nicht abgenommen. 

Betrahtet man dad Geſammtergebniß der Erhebungen über die Pfand— 
ihuldenbewegung, fo ift dasſelbe allerdings fein ſehr erfreulihese. Wenn auch 
ein Zweifel in die gleichmäßige Zuverläfligfeit der Erhebungen über den Schulden: 
Itand in den früheren Jahrzehnten (1874, 1884) vielleicht nicht ganz un— 
berechtigt ift, To bleibt doch immer die Thatjache einer ftarfen Schulden— 
vermehrung beitehen. Dabei darf freilich nicht überjehen werden, daß Die 
Zinienlaft in Folge des Sinkens des Zinsfußes im ben legten 20 Jahren 
mit der Zunahme der Prandichulden nicht entiprehend angewachſen ift. 
In den legten zehn Jahren (1884/94) ift fogar dieie Zinienlaft, wenn man auch 
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nur einen Rüdgang des Zinsfußes während dieier Periode von ';,°/, annimmt, 
annähernd gleichgeblieben. In Wirklichkeit ift indeflen der Zinsfuß während dieler 
Zeit vielfach um 1°/, niedriger geworden, jo dab ſich die Zinienlait trog der 
Verniehrung der Schulden von 1884 bis 1894 eher vermindert hat. Auf ber 
anderen Seite ift zu beachten, daß auf dem Lande — im Gegenjag zu den 
Städten und Induftriebezirfen — dem Anwachien der PBiandichulen fein ent: 
Iprebendes Steigen des vorhandenen Vermögenswerths gegenüber: 
Iteht, da die Wertherhöhung durch neue Gebäude, durch Meliorationen, vermehrte: 
Berrieb3fapital u. ſ. w. Doc nur eine fleinere Quote des Schuldenzumachies aus: 
maht, mwährend der größere Theil der Mehrbelaitung in den günitigeren Fällen 
durch den bloßen Umſatz des vorhandenen Liegenſchaftsbeſitzes, im den 
ungünftigeren Fällen aber jogar durd die Inanipruchnahme des Konſum— 
tionsfreditö verurſacht wird. 

Leber die Höhe der unveriiherten Schulden im Jahre 1894 Liegen 
von 72 Grhebungsgemeinden Angaben vor, welche freilich nur auf einer mehr 
oder weniger zuverläffigen Schäsung beruhen; auch beziehen ſich mande Angaben 
bloß auf die umnverficherten Schulden der Darlehenskaſſen ohne Berückſichtigung 
der ſonſtigen. Bon den übrigen Gemeinden wird zum Theil bemerkt, daß die 
Höhe der umverlicherten Schulden nicht einmal annähernd angegeben werden fönne, 
daß Dielelben aber jedenfalls im den legten 20 Jahren ähnlich wie die Pfand— 
ichulden zugenommen haben. Nach den Angaben jener 72 Gemeinden bemegt 
fih die Höhe der unveriicherten Schulden zwiichen 2,7°/, und 554°/, des 
Geſammtbetrags der im Jahre 1894 eingetragenen Pfandichulden der betreffenden 
Genteinden. In 26 Gemeinden betragen die umnverjicherten Schulden mehr als 
50°/, und in jehs Gemeinden mehr ald 100°), der Prandichulden. In den 
72 Gemeinden zuſammen belaufen fich die umnverficherten Schulden auf 
10,316,000 Mark oder 37,3°/, der in diefen Gemeinden eingetragenen 
Pfandſchulden. Will man nach diefem Ergebnig annehmen, daß in ſämmt— 
liben 126 Erhebungsgemeinden die unverlicherten Schulden auch mur ca. em 
Drittel der eingetragenen Pfandſchulden ausmachen, ſo ergibt dies einen Betrag 
von rumd 16 Millionen Mark. Die thatjächliche Gejammtverichuldung in den 
126 Gemeinden würde fich hiernad auf rund 6O Millionen Mark berechnen. 

Bon den Gründen, weshalb die unverficherten Schulden eine jolch bedeutende 
Höhe erreiht haben, wird wohl der hauptiäclichite der ſchon oben angegebene 
jein, daß nämlich jeit Einführung der Darlehenskaſſen mehr Anlehen gegen bloße 
Bürgſchaft aufgenommen werden in Fällen, wo früher Hypotheken beftellt wurden. 
An der Höhe der Pfandſchulden ift Freilich dieie Wandlung vielfach nicht zu er: 
feinen. Um den Ginfluß der Darlehensfaflen beurtheilen zu können, sei bier 
erwähnt, daß im 60 von den 126 Erhebungsgemeinden ſolche Kaſſen seit 
längerer oder kürzerer Zeit beitehen. Auch von Gemeinden ohne Darlehenskaſſen 
wird bemerkt, daß viel Geld auf bloße Schuldicheine ausgelichen werde und daher 
die umverficherten Schulden ziemlich hoch ſeien. 

Ein Schluß auf die Lage der Landwirthſchaft läßt fich, wenn auch nur in 
beihränftem Grade, ferner aus der Höhe des in vorwiegend bäuerlichen Gemeinden 
vorhandenen Kapitalvermögens, beziehungsweile aus der Zus oder Abnahme 
des letzteren ziehen, iniofern daraus theilweile hervorgeht, ob die bänerliche 
Bevölkerung Eriparniiie zu machen vermag oder gemachte Erſparniſſe anzugreifen 
genöthigt iſt. Dabei ift jedoch zu beachten, daß Zufälle verihiedener Art 
(Erbichaften, An: und Wegzug von Napitaliften u. 1. w.) eine Zus oder Abnahme 
des Stapitalftandes im einer Gemeinde verurjachen können, welche mit der wirth: 
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ichaftlihen Lage der Gemeinde in feinem Zuſammenhang Steht. Da ferner die 
Stenerpflichtigen im den Ginfonmen:Deklarationen vielfah nur den Betrag des 
fteuerpflichtigen Zinieneinfommens und nicht der Stapitalien angeben, io 
iſt mur eine Erhebung des erfteren, nicht auc des Stapitalitandes möglich. Bei 
der Beurtheilung der Höhe des Zinieneinfommens it daher dad Sinfen des 
Zinsfußes während der fetten 20 Jahre um "/;—1°,,, weldes bei gleich 
bleibendem Stapitalitand einen Nüdgang des verfteuerten Zinſenein— 
kommens bewirkt hat, in Nedirung zu nehmen. Weiterhin hat das Landes— 
geieg vom 31. März 1887, betreffend das steuerfreie Zinſen- und Renten— 
einkommen der Wittwen, geichiedenen und verlaffenen Ehefrauen, vaterloien 
Diinderjährigen, ſowie gebrechlichen Perſonen, durch welches das fteuerfreie Zinſen— 
und Ienteneinfommen von 350 ME. auf 500 ME. erhöht wurde, eine Ver: 
minderung des jteuerpflidhtigen Zinien: und Nenteneinfommeng zur 
Folge gehabt. Die gleiche Wirkung hatte die Ausdehnung der Thätigfeit der 
württembergiihen Sparkaſſe und bie Vermehrung der Oberamts— 
Sparkaſſen während der fetten 20 Jahre, durch deren Benugung ein ziemlich 
hoher Betrag früher fteuerpflichtiger Sapitalzinien der Beſteuerung und ſomit der 
gegenwärtigen Erhebung für die Jahre 1884 und 1894 entzogen worden ift. 
Troß der angeführten Momente, welce an fich geeignet geweſen wären, eine Ab: 
nahme des fteuerpflichtigen Zinſeneinkommens herbeizuführen, ift der Geſammt— 
betrag der fteuerpflichtigen Napitalzinjen und Renten in den 126 Er: 
hebungsgemeinden von 1,822,023 ME. im Jahre 1874 auf 2,294,541 ME. in 
Jahre 1884 und auf 2,365,613 ME. im Jahre 1894 angewadien. 

Die Zunahme beziehungsweiie Abnahme des fteuerpflichtigen Zinſen- und 


Renteneinfommens betrug 
in den Perioden 


1874/84 1884/94 1874/94 

im Nedartris . . + 30°, + 2,6%, + 33°/, 
„ Schwarzwaldfreiis — 34°/, + 4,5°,, + 40°], 
„ Dagitfreiid . — 30°, — 4,0°, + 25°), 
„ Donaufeiö . . + 11°, + 10,0°/, + 22°/, 
im Ganzen . . + 26° + 3,0%, + 30°/, 


Im einzelnen it eine Abnahme des ftenerpflichtigen Zinſeneinkommens 
jowohl von 1874 bis 1884, als auch von 1874 bis 1894 zu verzeichnen bei 
18 Gemeinden, dagegen von 1874 bis 1894 in 35 Gemeinden, von melden 12 
auf den Donaufreis, 9 auf den Nedarkreis, 8 auf den Schwarzmwalbfreis und 6 
auf den Jagftkreis entfallen. Die Abnahme von 1874 bi 1894 beträgt 1°/, 
bis 53°/,. 

Die Zunahme der fstenerpflichtigen SKapitalzinien und Renten in den 
einzelnen Gemeinden während der Periode 1874/94 bewegt ſich zwiſchen 1°/, 
und 200°/,. In 16 Gemeinden beträgt die Zunahme mehr als 100°/,. Als 
Grund der Zunahıne wird von zwei Gemeinden der Anzug von Slapitaliiten, in 
einer Gemeinde der Verkauf von Gütern angegeben. 

Eine Bergleihung der Bewegung des Sapitalbeiiges und der 
Bewegung der Pfandihulden in den einzelnen Gemeinden läßt für 
die Regel feinen Zuſammenhang in der Nichtung erfennen, daß beide Bewegungen 
auf gleiche Urſachen zurüdgeführt werben fönnten. Verſchiedene Gemeinden find 
allerdings vorhanden, welche gleichzeitig eine ftarfe Abnahme des Kapitalbefiges 
und eine ftarfe Zunahme der Verſchuldung aufweiien. Auch haben im Jagitkreis, 
wo in der Periode 1884/94 die ftärkite Zunahme ber Pfandichulden ftattgefunden. 
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hat, in der gleichen Periode die iteuerpflichtigen Stapitalzinien abgenommen. Auf 
der anderen Seite zeigen manche Gemeinden bei jehr ftarfer Schuldenzunahme (um 
665 bis 1306”/,) gleichzeitig eine erhebliche Vermehrung des Kapitalbeſitzes (von 
69 bis 163°/,). Vermögensauhäufung einerſeits und zunehmende Verichuldung 
andererjeitö fönnen alio in einer und berielben Gemeinde leicht neben einander 
hergeben. Daraus folgt, daß der Thatſache der Vermehrung des Stapitalbeiiges 
an fich feine zu große Bedeutung für die Beurtheilung ber wirthichaftlichen Lage 
einer Gemeinde beigemeflen werben kann. 


Ein hohes AIntereife nehmen von den fünf Programmpunften der Enquéte 
über die Lage der Landwirthichaft in Württemberg die Unteriuchungen über die 
Höhe des Pacht- und des Verfaufspreiies der Aeder und Wieſen 
und über die Zahl und den Umfang der in den legten zehn Jahren vorge: 
fommenen Zwangspverfteigerungen von landwirthichaftlid benutzten Liegen: 
ihaften in Aniprud. 


Zu dem Pachtpreiſe eines Grnndſtücks kommt oder jollte wenigitens die 
Grundrente zum Ausdrud fommen. Dur eine Vergleihung der Höhe ber 
Pachtpreiſe, welche während einer beftimmten Zeitperiode für einzelne, jeweils unter 
weientlich gleichbleibenden Bedingungen verpachtete Grundftüde erzielt worden find, 
follte daher feitgeitellt werben können, ob die Grundrente im Sinfen oder 
im Steigen begriffen ift. In der Mehrzahl der Erhebungsgemeinden waren 
es in der Negel nur die Pfarre, Schul- oder Gemeindegüter, welde 
zur Berpadhtung gelangten. Nur im einigen Gemeinden kommen Verpachtungen 
von einzelnen Grunditüden in größerem Umfang vor. 


Das Ergebniß der Erhebungen über die Beweaung der Padtpreiie 
der Neder und Wiejen während der legten 20 Jahre ift bei ben einzelnen 
Gemeinden ein vecht verfchiedenartiges, was zum Theil darin seinen Grund hat, 
daß der Pachtpreis von einzelnen Barzellen vielfady nicht durch deren Ertrags: 
werth, fondern durdh allerlei Zufälligfeiten und Umftände beitimmt 
wird, welche häufig eine unverhältnißkmäßige Höhe des Pachtpreiies herbei: 
führen. In der Zeit von 1874 bis 1894 jind die im Durchichnitt berechneten 
Pachtpreije der Aecker in 41 von 99 Gemeinden (von weldhen Angaben vorliegen) 
geitiegen, in 48 Gemeinden gefallen und im 10 Gemeinden gleichgeblieben, die 
durhichnittlihen Pachtpreile der Wiejen in 46 von 99 Gemeinden (von welchen 
Angaben vorliegen) geitiegen, in 44 gefallen und in 7 gleichgeblieben. Die Zu: 
nahme der Pachtpreiſe von 1874 bis 1894 ilt in einzelnen Gemeinden eine 
erhebliche (bei Hedern 3. B. in Kleebronn 59°/,, in Obertürfheim 62°/,, in Korn— 
weitheim 65°/,, in Siglingen 66°/,, in Hermaringen 100°%,; bei Wieſen 3. 2. 
in Kuppingen 73°/,, in ornweithein 136°/,, in Vogt 157°/,). Die Abnahme 
der Pacdıtpreiie geht bei den Aeckern bis zu 50°, (Öräfenhaufen) und bei 
Wieſen bis zu 53°/, (Haufen a. R.). 


Die Pachtpreiſe für Meder haben in den Gemeinden der vier Kreiſe in der 
Zeit von 


1874— 1884 bezw. von 1874— 1894 
im Nedarfreis um 8,2°/, zugenommen bezw. um 5,2%, zugenommen, 
„Jagſtkreis „5,8%, — O, 30/, 
„Donaukreis 0,997, . — De n 


dagegen im 
Schwarzwaldtreis „ 4,6%, abgenommen , „ 9,1%, abgenommen, 


ot 
or 
eo 
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Die Bachtpreiie für Wieſen haben in der Zeit von 


1874— 1884 bezw. von 1874— 1894 
im Nedarfreis um 8,2°/, zugenommen bezw. um 4,3%, zugenommen, 
„ Donaufreis „ 5,5% A „nn 34% u 
„Jagſtkreis „ 483% ae“ 5,2%) abgenommen, 


Schwarzwaldtreis „ 0,5%, abgenom men „ „38% 
Su Tämmtlihen Gemeinden zuſammen haben bie Pachtpreiſe für 


Meder von 1874— 1884 um 3,33°/, zugenommen, 
bon 1874—1894 um 0,06°/, abgenonmen, 
und die Pachtpreiſe für Wiejen 
von 1874—1884 um 4,53°/, zugenommen, 
von 1874—1894 um 0,02°/, abgenommen. 

Aus diefen Zahlen geht für die Bewegung der Pachtpreiſe in den 
legten 20 Jahren hervor, daß die Pachtpreiſe für Aeder und Wieſen 
in den eriten 10 Sahren (von 1874 bis 1884) vorwiegend in bie 
Höhe gegangen, dagegen in den legten 10 Jahren (von 1884 bi 1894) 
vorwiegend gefallen find, ſodaß fie im Jahre 1894 im Durchſchnitt jogar 
wieder einen etwas niedrigeren Stand als im Jahre 1874 erreicht haben. Im 
Durchſchnitt betrug in den Erhebungdgemeinden der Pachtpreis pro Hektar: 


für Aeder: für Wiejen: 
in den Jahren: 1874 1884 1894 1874 1884 1894 
im Nedarfreiis . . 131 Mt. 141 ME. 137 Mt. 132 Mt. 143 Mt. 138 Mk., 
„ Schwarzwalfreis 87 „ 8 „ 79. .128 „ 127 „ 123 „ 
„ Iagitkreis. . 89 „u Ma „90, 9, 18 „u 93 „ 
„ Donaufrei® . .& „ 85 „ 84 „ %„ 1, 90, 


„ ganzen Land .99 „ 12 „ 9 „ 12 ,„ 17. 12 „ 


Um eine Vergleihung der Pachtpreiſe der einzelnen Erhebungsgemeinden unter 
einander zu ermöglichen, ift für jede Gemeinde das durhichnittlihe Grund: 
fteuerfapital pro Hektar der verpadhteten Neder und Wieſen feitgeitellt, und 
für jede Gemeinde ift ferner der durchichnittliche Pachtpreis in den drei Erhebungs- 
jahren in Brozenten des Steuerfapitals berechnet worden. Dad Grund- 
fteuerfapital beträgt in den Erhebungdgemeinden durchſchnittlich pro Hektar der 


— Aecker: Wieſen: 
im Neckarkreis. . 108 Mt. 105 Mk., 
„ Schwarzwaldfreis . 56 31 „ 
„ Sagittreis. . ». . 68 „ it 5 
„ Donaufrei8 . . . 70 „ 11 - 
„ ganzen Land . . 77 85 


Sowohl bei den Medern al3 bei den Wieen überfteigt der Badtpreis 
das Grundfteuerfapital der verpadteten Grunditüde in den einzelnen Ge— 
meinden faft durchweg, und zwar im Jahre 1894 um mehr als 200°/, bei den 
Aedern in 9 Gemeinden und bei den Wielen in 12 Gemeinden. Nur in wenigen 
Gemeinden bewegt fi der Pachtpreid unter dem Grumbdfteuerfapital. 

Die von der KHöniglihen Domänen-Direftion mitgetheilten Weberfichten über 
die Ergebniffe der Neuverpachtungen des Staats und anderer Verwaltungen be— 
ſchränken fi auf die Jahre 1891, 1892 und 1893. Da indeflen die Heberjichten 
neben dem neuen Pactgeld aud das bisherige Pachtgeld enthalten, jo kann eine 
Zunahme bezw. Abnahme der Pachtpreiie wenigitens für die legten Pachtperioden 
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rejtgeitellt werden, deren durchichnittliche Dauer unter Berückſichtigung etwaiger 
Bacdtauflölungen im Laufe der Periode bei den verpadteten Ginzelgütern 
auf 10 Jahre und bei den verpadteten Meiereien auf 15 Jahre 
veranschlagt werden mag. (Bei Verpahtungen der Staat3-Finanzverwaltung be 
trug die Pachtzeit für Ginzelgüter bis zum Jahre 1894 12 Jahre und beträgt 
für Meiereien 18 Jahre.) Hiernach hat bei den Cinzelgütern der Pachtpreis 
bei Verpachtungen 
der Hofdomänenfammter 

und anderer Verwaltungen 

1881— 1891 um 2,6°/, abgenommen bezw. um 5,1°/, abgenommen, 

1882 —1892 „ 2 ‚2° n n " 2,6°/o ” 

1883— 1893 , 0,2%), : 8,9%, 

Wichtiger als die Ergebniſſe ber Verpachtungen von Einzelgütern ſind die— 
jenigen von größeren Gütern (Meiereien), da bei dieſen der Pachtpreis weniger 
durch Zufälligkeiten als durch ſachliche Rückſichten, durch den Ertrags— 
werth der Güter beſtimmt wird. Nach den Mittheilungen der Königlichen 
Domänen-Direktion hat bei den Meiereien der Pachtpreis bei Verpachtungen: 

der Hofdomänenkammer 
und anderer Verwaltungen 

1876— 1891 um 6,3%), abgenommen bezw. um 9,5%, abgenommen, 

1877 —1892 " —/, " 2 u 4,0 Jo * 

1378—1893 „ 0,5%), x 8A 5 

Dei den Verpachtungen der Gingelgüter iſt bienah vorwiegend, bei 
denjenigen dev Meiereien aber durchweg eine Abnahme des Padtpreiies 
zu fonjtatiren, welche bei den letzteren wohl noch größer fein würde, wenn im deu 
neuen PBachtgeldern nicht zum Theil noh Meliorations: und Bauzinie 
enthalten wären. Bemerkenswerth iſt inöbelondere noch, daß die Pachtpreiie bei 
den Meiereien fich durchweg unter dem Grunditeuerfapital bewegen. 

Soweit in den Erhebungsgemeinden die Pachtpreife geitiegen find, wird als 
Urjache für die unverhältnigmäßige Höhe derielben vor allem die große Nachfrage 
der Stleinbauern, Gewerbetreibenden, Arbeiter u. |. w. nach den in geringer Zahl 
vorhandenen Pachtgütern angeführt. Bei verichiedenen Gemeinden kommt für die 
Höhe der Pachtpreiſe in Betracht, daß die Markung für die landbautreibende 
Bevölkerung zu klein it. Die Pachtpreife der Wiefen haben zum Theil infolge 
der vermehrten Viehzucht zugenommen, Don verjchiedenen Gemeinden, 
welche bis jest hohe Pachtpreiſe haben, wird indeilen bemerkt, daß die Pachtpreiie 
bei einer Neuverpadhtung zurüdgehen werden. Berüdjichtigt man 
die Momente, welche insbefondere bei den Verpachtungen von einzelnen Gütern 
auf eine Steigerung de3 Pachtpreiſes binwirfen, jo kann wohl im Ganzen aus 
dem Grgebniß der Erhebungen über die Pachtpreiſe ein Rüdgang der 
legteren und damit der landjhaftlihen Grumdrente feitgeitellt werben. 

Die Ermittelung der Berkaufspreife der landwirthichaftlic benugten Grund» 
ftüde in den einzelnen Gemeinden behufs eititellung ihrer Bewegung während 
bejtimmter Perioden begegnet ähnlichen Schwierigkeiten wie die Erhebung der Badıt: 
preife folcher Grundftüde. Auch hier fehlt es häufig an den nöthigen Grund» 
lagen, infofern in vielen Gemeinden während der einzelnen Perioden nur wenige 
Verkäufe vorkommen, welche eine Vergleichnng zulaſſen. Ferner jpielen, wie bei 
den Verpadhtungen, auch bei den Verfäufen mande Zufälligkeiten eine Rolle, welche 
die Höhe der Verkaufspreiſe beeinfluffen. Um einigermaffen ein zutreffendes Bild 
von der Bewegung der Berfaufspreife in den einzelnen Gemeinden zu erhalten, 


von ca. des Staat3 bezw. 


von ca. des Staats bezw. 
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nd daher den Erhebungen die Durhichmittspreiie der in je fünf- 
jährigen Berioden vorgefommenen VBerfäufe zu Grunde aelegt worden. 

Eine Bergleibung der Verfaufspreife in den verjchiedenen Perioden erzibt 
tür Meder und Wieſen gemeiniam folgendes Bild: Die 1. Periode (1875 bis 
1879) weiſt in den meiiten Gemeinden ſehr hohe Preiie auf;. in der 2. Periode 
(1880-— 1884) trat in der Meehrzahl der Gemeinden ein zum Theil jegr erheb— 
liher Rückgang der Preiſe ein; in der 3. und 4. Periode (1885 —-1889) 
und 1890 — 1894) erfuhren die Preiſe in einer größeren Zahl von Gemeinden 
eine Steigerung, erreichten aber im Ganzen nicht mehr die Höhe der 1. Periode. 
Im einzelnen fommen nun freilihd die mannigfachſten Abweihungen von 
diefem Gelammtbild vor, und zwar nicht mur im dem verichiedenen Gemeinden, 
jondern auch in ein und derielben Gemeinde Sp iſt vielfach wahrzunehmen, 
daß in einer Gemeinde die Preife der befjeren Güter geitiegen, die der jchlechteren 
dagegen gefallen jind, und umgekehrt. 

Bon der 1. (1875 bis 1879) bis zur 4. (1890 bis 1894) Periode haben 
die Berfaufspreife bei den Medern in 58 von 124 Gemeinden (von welchen 
Angaben vorliegen) zugenommen, in den übrigen mit Ausnahme von einer, 
wo sie gleichblieben, abgenommen, bei den Wieſen in 46 von 116 Ge: 
meinden (von welchen Angaben vorliegen) zugenommen, in den übrigen mit 
Ausnahme von zwei Gemeinden, wo fie gleich blieben, abgenommen. Die 
Zunahme während der genannten Zeit geht bei den Aeckern bis zu 127°/, 
und bei Wielen bis zu 46°, Die Abnahme während der genannten Zeit 
beträgt bei Nederu bis zu 49°/, und bei Wieſen bis zu 55°/,. Cine nähere 
Beziehung ziwiichen der Bewegung der Berfaufspreije und der Pachtpreiſe 
in den einzelnen Gemeinden nad der Richtung, daß in demselben gleichzeitig eine 
itarfe Zunahme bezw. Abnahme ſowohl der PVerfaufspreiie als auch der Pacht— 
preiie während der legten 20 Jahre zu finden wäre, läßt fich nicht als Regel 
feſtſtellen. Es kommt jogar vielfach vor, daß die Bachtpreife während dieſer Zeit 
in einer Gemeinde zugenommen, dagegen die Verfaufspreiie abgenommen haben, 
und untgefehrt. 

In den Erhbebungsgemeinden der vier reije bezw. des ganzen 
Landes geitaltet fih die Bewegung der Verkanfspreiſe von der eriten bis 
zur vierten Periode folgendermaßen: Die Berfaufspreiie haben bei den Nedern 
von 1875/79 bis 

1880/84 1885/89 1890/94 
9 I) . ls "jo 

im Nedarfreis. . . .um 1,9 ab» bezw. um 3,5 zu- bezw. um 8,5 zugenommen, 
„Schwarzwaldfreis „ Ss4ab> „ „ Alab: „ „0,93u 
„Jagſtkreis.... 7,„zabb 0 Ba, 5 Ba 
„Donaufres ... „ 987ab- „ „ 103 ab „ „ 12,3 3u R 

im ganzen Yand um6,2 ab: bezw. um 2,7 ab- bezw. um 0,1 abgenommen, 
bei den Wieſen von 1875/79 bis 


" 


1880/84 1885/89 1890,94 
u o Ör 
lo lo fo 
im Nedarfreis . . . um 3,1 ab= bezw. um 2,7 zu= bezw. um 6,5 zugenommen, 
„ Echwarzwaldfreis „ 86ab: „ „ Alab:e „ „ 48 ab a 
„Jagſtkreis. ... „ 39ab: „ „ 12ab „ „ 32 ab — 
„Donaukreis ... „ 89abe „ 964ab⸗-⸗ „127 ab — 


im ganzen Land um 6,1 ab-bezw. um 2,6 ab= bezw. um 2,5 abgenommen. 
Annalen 63 Deutichen Reis. 1896. 38 
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Eine auffallend ſtarke Zunahme der Verfaufspreiie von 1875/79 bis 1890/94 
hat hiernach der Nedarfreis, und eine auffallend ftarfe Abnahme der Donaufreis 
jowohl bei den Medern als bei den Wieſen aufzuweiſen. Im Durchſchnitt betrug 


in den Erhebungsgemeinden der Berfaufspreis pro Hektar der verfauften 


Meder 1875/79 1880/84 1885,89 1890/94 
im Nedarfreis 3598 ME. 3533 ME 3729 Mi. 3905 ME. 
„ Schwarzwaldfreis 2547 „ 2334 „ 2443 „ 2569 „. 
„ Sagitfreis 2050 „ 1899 „ 1980 „ 1981 „ 
„ Donaufreis . 2437 „2201 2185 „ 2197 „ 
im ganzen Land 2679 ME. 2513 ME. 2607 ME. 2676 ME. 

Wieien 1875/79 1880/84 1385/89 1890/94 
im Nedarfreis 3585 Mi. 3473 Mi. 3683 Mi. 3818 ME. 
„ Scwarzwaldfreis 3350 „ 3062 „ 311 „ 3187 „ 
„Jagſtkreis 2301, 2210, 2273 , 2226, 
„Donaukreis 2445, 32227 „ 2209 „ 2135, 
im ganzen Yand 2960 ME. 2780 Mt. 2885 ME. 2386 Mi. 


In allen 4 Perioden hat daher der Nedarfreis die höchiten, der Jagſtkreis 
die niedrigften Berfaufspreife bei den Medern wie bei den Wieſen. In den Be 
merkungen, welche bei einer Anzahl von Gemeinden den Erhebungen über die 
Berfaufspreile beigefügt find, wird vielfach hervorgehoben, daß die Verkaufs— 
preiie niht im Einklang mit den Ertragsverhältniſſen ber Meder 
und Miejen itehen, injorern fie den Ertragswerth zum Theil bedeutend 
überfteigen. Was die Urſachen betrifft, welche in einer großen Anzahl ein 
Steigen der Berfaufspreije bewirkt oder ein Sinfen derjelben 
verhindert haben, jo wird in den Berichten in eriter Linie erwähnt das Be: 
ftreben der bäuerlihen und jonftigen Bevölkerung, insbejondere aber der Stlein: 
bauern und Anfänger, ihren Belig zu vergrößern und Güter ohne Rückſicht 
auf deren Rentabilität zu erwerben. Die Marfung mander Ge 
meinden iſt im Berhältniß zur Ginwohnerzabl, welche auf den Betrieb der Land- 
wirthichaft angewieſen iſt, zu klein, und cs werden daher bei der ftarfen Nach 
frage und dem beichränften Angebot von Gütern die Preiſe unverhältnigmäßig 
in die Höhe getrieben. In verichiedenen Gemeinden kommt ſodann nocd die Kon: 
furrenz der Fabrifarbeiter, Gewerbetreibenden 2c. in Betracht, welche ſich ſtark an 
den Ankauf von Gütern betheiligen. Als weiterer Grund der hohen Güterpreiie 
wird don mehreren Gemeinden der gewerbsmähige Güterhbandel und bie 
Zerftüdelung größerer Güter angeneben. In einigen Fällen liegt die 
Urjache des Steigens der Güterpreife in der Steigerung ihrer Nentabi: 
lität. So wurden in einer Gemeinde Grumditücde, welche früher faun einen 
Ertrag abgeworfen haben, durch außerordentliche Düngung und Bearbeitung er: 
tragstähiger gemacht, wodurd fih ihr Werth gehoben hat. In einer anderen 
Gemeinde it ſeit 10 Jahren der Tabadbau eingeführt, welcher ſich gut rentirt, 
jodaß die Güterpreife nicht Tinfen. In einer Gemeinde werden die hohen Güter: 
preife auch damit zu erklären geliccht, daß die Schweinehaltung hohe Erträgniſſe 
geliefert habe. — Bei den Wiejen hatte zum Theil die vermehrte Vieb: 
zucht im den legten 10 Jahren die Folge, daß die Preife fortwährend jtiegen 
oder wenigiten® nicht, wie die Breile der Aecker, fielen. . 

Dem Steigen der Güterpreiie fteht nun auf der anderen Seite in vielen 
Gemeinden ein entichiedenes Sinken der Preiſe gegenüber, was bei einer 
Reihe von Gemeinden im den Bemerkungen beionders hervorgehoben wird. Ron 
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einer faſt ausſchließlich Landwirthichaft treibenden Gemeinde wird angegeben, dat 
es an jeder Kaufluſt fehle; der Preisrückgang bedeute für die Gemeinde jegt ſchon 
einen Vermögensverluft von über 300000 Me. Als Haupturiache des Preis: 
rückgangs ift wohl die geſunkene Rentabilität der Güter anzujehen, welche 
in den Preiſen früher oder jpäter zum Ausdrud fommen muß. Won einer Ge: 
meinde wird ald Grund des Preisiturzes angegeben, daß in den legten 15 bis 
20 Jahren viele Güterzerftüdelungen vorgefonmen find, wobei mancher 
Einwohner Güter über jeine Verhältniffe kaufte und ſpäter gezwungen war, Die 
Güter um einen niedrigeren Preis wieder zu verfaufen. In einer anderen Ge: 
meinde find die Wieſen im Preis ziemlich bedeutend gefallen, weil es fih ge 
zeigt habe, daß Futterſaaten auf Aedern mehr abwerfen, als Wiejen, und beileres 
Futter geben. Bon den Gemeinden, im welchen bisher die Güterpreife ihre frühere 
Höhe im weientlichen behauptet haben, wird vielfach berichtet, das infolge der 
niedrigen etreidepreiie eine verminderte Kaufluſt ſich bemerflih made und ein 
bedeutendes Sinfen der Breije in Ausficht ſtehe, wenn die Fruchtpreiie 
ihren niedrigen Stand behalten. — Das Ergebniß der Erhebungen über die Ber: 
faufspreife läßt fich furz in Folgendem zuſammenfaſſen: auf der einen Seite 
übermäßig bobe, in feinen Verhältniß zum Ertragöwerth ſtehende Güterpreiie, 
auf der anderen Seite ein zum Theil bedeutendes Sinfen der Güterpreile und ein 
damit verbundener Bermögensrüdgang. 

Statiltiiche Notizen über Iwangsvolllrekungen in unbewegliches Bermögen 
And in Württemberg erit jeit dem Jahre 1880 gelammelt worden; daher fonuten 
hh die Erhebungen über die Zwangsveriteigerungen von landwirthichaftlich bes 
nugten Liegenschaften nicht, wie die übrigen Erhebungen, auf die legten 20 Jahre 
ausdehnen, jonderu beichränften ſich auf das legte Jahrzehnt. Zu einem ganz 
ſicheren Ergebniß fonnten freilich die Erhebungen, welde in den 126 Gemeinden 
angeitellt worden find, deshalb nicht Führen, weil landwirthichaftlich benutzte Liegen- 
haften vielfah in Berbindung mit Gebäuden, welche nidht land: 
wirthbihaftlihen Zweden dienten und feinen Landwirthen gehörten 
(Birthichaften u. 5. w.), zur Zwangöveriteigerung gefommten find. Bei den Gr: 
bebungen find nur Diejenigen Fälle von Zwangsveriteigerungen berüdiichtigt 
worden, welche wirklih zur Durchführung gelangten, während die große 
Zahl von Fällen, in denen das Verfahren eingeleitet, aber nach Befriedigung des 
Gläubigers wieder eingeltellt wurde, außer Betracht geblieben find. 

Die größte Zahl von Zwangdverfteigerungen während der genannten Periode 
entfällt auf Strümpfelbah (DO :A. Wuiblingen; mit 19 Fällen, hiernach folgen 
Ingſtetten mit 14 Fällen, Derdingen mit 11 Fällen, Untergruppenbah und Sieben 
mit je 10 Füllen. In 31 Gemeinden famen gar feine Zwangdveriteigerungen 
vor. In allen Gemeinden zufammen beträgt die Zahl der Fälle 346, bie 
Geſammtfläche der veriteigerten Liegenichaften 734,10 ha, der Gejammt- 
betrag der Forderungen 1620644 ME, der Gejammtbetrag des 
Erlöſes 1262 187 Mt., der Gejammtausfall der ungededten For: 
derungen 380604 ME. oder 23,48°/, des Gejammtbetrages der Forderungen. 
Von jenen 346 Fällen fommen auf den 


Nedartreis - . 41903 Fälle, 
Schwarzwaldtrei8 . . » . 65 „ 
Saaltted . - 2» 2. 85 „ 
Donaufreis . . . «93 


a — 
Ein Zuſammentreffen von ſtarker Zunahme der Pfandſchulden 
bezw. beſonders hohen Güterpreiſen und zahlreichem Vorkommen von 
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Zwangsverſteigerungen in den einzelnen Gemeinden läßt ſich für die Regel 
nicht feſtſtellen. Immerhin weiſen die Gemeinden mit den meiſten Zwangs— 
veriteigerungen zum Theil eine erheblihe Zunahme der Pfandichulden auf: 
Strümpfelbah (von 1874—1894) 142°/,, Ingftetten 171%/,, Sießen, 526°/,, 
dagegen Derdingen nur 33°/,, Untergruppenbah nur 16°/,. Bemerkenswerth it 
jedenfalls, daß der Nedarfreis mit der ſtärkſten Schuldenzunahme, mit den höchiten 
Pachtpreiſen und Verkaufspreiſen auch die meilten Fälle von Zwangsveriteigerungen 
hat. Die meiiten Zmwangsverfteigerungen kamen vor im Jahre 1891 (52 Fälle), 
die wenigiten in den Jahren 1885 und 1886 (je 27 Fülle), ine beitimmte 
Regelmäpigfeit, insbeiondere etwa ein Auffteigen, läßt ſich aus der Zablenfolge 
der einzelnen Jahre nicht entnehmen. Als Urjachen der Zwangsveriteigerungen 
werden bei einzelnen Gemeinden ichlechte Wirthichaft, ungenügender Fleiß, Trunk— 
jucht u. j. w. angeführt. — Im Ganzen iſt die Zahl der vorgefommenen Zwangs: 
verjteigerungen nicht als eine beionders große zu bezeichnen. — 

Ueber die gegenwärtige Lage der Yandwirtbichaft im allge: 
meinen, insbeſondere im Vergleich zu derjenigen vor 10 und 20 Jahren liegen 
von 48 Gemeinden fürzere oder längere Mittheilungen vor. Nur von wenigen 
Gemeinden wird berichtet, daß der jegine Zuftand der Landwirtbichaft fein 
ſchlechter jei, und dab ſich die Verhältniſſe in den legten Jahrzehnten nicht 
weientlich verändert haben. Im Gegenſatz bierzu wird in den meilten Berichten 
eine Berihlimmerung der Lage während der legten 20 Jahre fonitatirt und 
der heutige Zuſtand vielfach als ein bedenflicher, beſorgnißerregender bezeichnet. 

Al die Haupturjade des Nüdgangs wird überwiegend — in 23 Be 
rihten — das ftarfe Sinfen der Getreidepreiie betradtet. Der Getreide: 
bau rentire ſich nicht mehr, insbeiondere bei den hohen Güterpreiienz die 
Frucht fünne nicht verkaufe werden, ſodaß fie zum Theil dem Wich gefüttert werde. 
Der Ausfall, welcher durd die niedrigen Getreidepreife im Wergleih mit den 
Preiſen in den TOer Jahren erwächit, wird für eine Gemeinde auf ca. 32000 ME. 
im Jahr berechnet. Unter den 231 Daushaltungen, welche dieſe Genteinde zählt, 
find: 17, welche die zum Lebensunterhalt erforderlichen Mehlſtoffe vollitändig 
einfaufen, 22, welde auf gepadteten Grundſtücken wenigitens einen Theil 
des nöthigen Getreides jelbit bauen, 43 mit Eleinem Grundbeiig, welche einen 
Theil ihres Getreidebedarts jelbit decken, 48, welche auf eigenem Boden ihren 
ganzen Bedarf, aber nicht darüber, eınten, und 101, welche Getreide verkaufen 
fönnen. Auf diefe 101 Betriebe bezieht fich der berechnete Ausfall. 

Nur von einigen Gemeinden wird erwähnt, daß die niedrigen Frucht— 
preije weniger empfunden werden, weil in der Hauptſache bloß Hafer ver: 
fauft werden fünne, dagegen andere Frucht bezw. Mehl in beträchtlichem Betrag 
zugefauft werden müſſe. Nach verschiedenen Berichten wurde der Ertrag 
durch rationellere Bewirthichaftung, Verwendung von Kunitdünger u. ſ. w. ge: 
fteigert. m diefer Beziehung wird ferner erwähnt der vermehrte Anbau von 
Handelspflanzen (Zuderrüben, Hopfen u. ſ. w.) und die vermehrte Obit- 
baumzuct Weiterhin wird vielfach berichtet, dal der durch die niedrigen Ge: 
treidepreife entitehende Werluft wenigitens zum Theil ausgeglichen werde durd 
vermehrte Rindvieh- und Shweinezuct, und dab daher der Yandwirth 
mehr und mehr zu dem rentableren Futterbau übergehbe. Die Vermehrung des 
Futterbaues behufs größerer PVichhaltung geht indeſſen nicht überall ſo ſchnell 
voran, und es hat insbelondere das Nothjahr 1893 einen ftarfen Rüds 
ſchlag in diefer Bewegung veruriaht. Vielfach fehlt es an dem erforderlichen 
Betriebsfapital zur Ergänzung des ftarf verminderten Viehitands, ſodaß Darlehen 
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aufgenommen oder das Vieh von Händlern auf Stredit gefauft werden mußte. 
Als beionders ſchlimm wird in einzelnen Berichten die Yage der Hleinbauern 
geichildert, zumal wenn fie noch zum Theil verihulder find. Dazu kommt, 
daß in verichiedenen Gemeinden durh das Aufbören der früher betrie- 
benen Hausinduitrie (Weberei, Storiettnäherei in Leinfelden, Zeugmacen in 
Oberihwandorf u. ſ. w.) für die f£leineren Landwirthe der frühere Neben: 
verdienit in Wegfall gekommen ift. Auch ſonſt wird das Fehlen genügenden 
Nebenverdienites als ein Maugel für die Eleineren Yandiwirthe empfunden. 

Ferner iſt die Yage der Weingärtner nad den Berichten der Weinbau: 
orte infolge der vielen schlechten Herbſte eine ſehr ungünſtige. Bon einer Ge: 
meinde (Strümpfelbad), deren Einwohner auf den Ertrag der Baumwieſen und 
Weinberge angemiejen find, wird berichtet, daß in der Zeit von 1874 bis 1889 
nur ſechs beifere Herbite waren, in den übrigen dagegen faum die Weinbergbau: 
foiten, Steuern u. ſ. w. eingebracht werden fonnten; dazu kommen noch die jchäd: 
lihen Nachwirkungen von Dagelichlag und Rebkrankheiten. 

Bon verjchiedenen Gemeinden wird über den Viehhandel durd ge: 
wiſſenloſe Händler und über deren Treiben überhaupt geklagt; in einem 
Bericht wird daher ein Verbot des Hauſierhandels mit Vieh verlangt, und in 
einem anderen Bericht wird gewünicht, daß den jogenannten Vollmadts: 
füufen (durch welche die Beſtimmungen des Geſeßzes vom 23. Juni 1853, be: 
treffend die Bejeitigung der bei Liegenichaftöveräußerungen und insbejondere bei 
der Zeritüdelung von Bauerngütern vorfommenden Mißbräuche, umgangen werden) 
im Wege der Geießgebung inhalt gethan werde, 

Eine allgemeine Klage herricht über den Mangel an tühtigen Arbeitern 
und über die gelteigerten Yöhne und Aniprücde der Dienitboten und 
Zaglöhner „Da alles in die Fabriken drängt, wo die Leute beſſeren 
Nerdienit haben, bekommen die Landwirthe nur noch den Ausichuß der 
Arbeiter, denen fie unverhältnikmäßig hohe Löhne bezahlen müſſen.“ 

„Nach dem Ergebniß der Erhebungen“, heißt es am Schluß der amtlichen 
Veröffentlihung, „darf wohl als feitgeitellt betrachtet werden, daß die Yage ber 
Landwirthichaft in der überwiegenden Mehrzahl der Grhebungsgemeinden eine 
wenig befriedigende iſt. Aber die Urſachen, welche in ihrer wechjeljeitigen Wirkung 
die heutige ungünftige Yage der Yandwirthichaft herbeigeführt haben, laſſen ſchon 
erfennen, daß es nicht eben leicht fein wird, Mittel ausfindig zu machen, durch 
welche eine Berbeilerung der Lage erzielt werden kann.“ (R.:Anz.) 


Die Verſchuldung der ländlihen Bevölferung des Großherzogthums Baden, 
Auf die in legter Zeit wiederholt aufgeworfene Frage, wie hoc die ländliche 
Bevölkerung thatjächlich verichuldet ſei, ertheilt eine dem badiichen Landtag zu: 
gegangene, auszugsweiſe in der „Starläruher Zeitung” veröffentlichte amtliche 
Denkſchrift für das Gebiet des Großherzogthums Baden eine erichöpfende Aus— 
funft. Wenn auch die Verhältniſſe im Deutichen Neich nicht überall diejelben 
find, jo dürften doch die in jener Denkſchrift niedergelegten Grgebniffe der amt: 
lihen Ermittelungen auch außerhalb Badens von Antereile jein. Das Zahlen: 
material für dieſe ländliche Berfchuldungsitatiitit wurde den Einkommen— 
jteuerfataftern für das Jahr 1893 entnommen; die verhältnigmäßige Ber: 
läßlichkeit dieſes Zahlenmaterials wird nicht in Abrede geitellt werden können; 
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denn fein Cinfonmeniteuerpflichtiger hat ein Intereſſe daran, ſeine Schuldzinien: 
verbindlichfeiten geringer anzugeben, als fie in Wirklichkeit betragen, da er ande: 
fall3 auf eine gejegliche Vergünftigung: die Schuldzinfen von dent ftenerpflichtigen 
Einkommen abziehen zu dürfen, ohme Noth verzichten wide. Für die Zur 
verläffigfeit des benusten Zahlenmaterials ipricht aber auch die auffallende Ueber— 
einftimmung, in der fich im verichiedenen Richtungen dieſe erſtmals auf das ganze 
Land ausgedehnte Verichuldungserbebung mit den Sculdermittelungen befindet, 
die bei den landwirthichaftlichen Erhebungen des Jahres 1883 für 37 Gemeinden 
angeitellt wurden; diejenigen Bezirke, für die fich jest und für die fich mach den 
1883er Erhebungen eine mäßige, eine mittlere und beziehungswetie eine hohe 
Verſchuldung ergeben haben, fallen ziemlich zuſammen; jest wie damals hat ſich 
ergeben, daß die rein landwirthichaftlichen Betriebe dDurchiweg niedriger, zum Theil 
erheblich niedriger verichuldet find als die jogenannten Miſchbetriebe (d. h. die 
jenigen landwirthichaftlichen Betriebe, deren Inhaber zugleich einen Gewerbe: oder 
Handeläbetrieb ausüben oder die als Fabrikarbeiter cder landwirthichaftliche Tag: 
löhner oder auch als ftaatlihe oder Gemeindebeante ein sonstiges Einkommen 
beziehen; jet wie damals hat fich die Gricheinung wiederholt, daß, wenigitens 
in den rein landwirthichaftlichen Betrieben, in den umteriten Beſitz- bezichungs: 
weile Einkommensgruppen die Berihuldung relativ am höchiten ift, dagegen nad 
den oberen Belig: beziehungsweile Einkommensgruppen bin ftetig abnimmt, und 
nur in den allerhöcditen Einfommensgruppen (über 5000 Markt Einkommen) de 
und dort einen abweichenden Verlauf darftellt. Dieje neueſte Verichuldungsitatiktit 
iſt aber befonderd bemerfenswerth auch deshalb, weil fie, im Gegenjag zu allen 
jeitherigen Berjuchsarbeiten auf dieſem Gebiet, nicht blos Die Neal-, jondern auch 
die Perionalkreditverichuldung, alio die gejammte Verihuldung der land: 
wirtbihaftlihen Bevölkerung nadweiit. 

Um aus den von den Einfommenftenerpflichtigen angegebenen Schuldzinien 
das Schuldfapital zu berechnen, wurden erftere mit 22 vervielfältigt; die Denf- 
ihrift hat alſo mit einem durchichnittlichen Zinsfuß von nur 4'/,%, gerechnet; 
in Wirklichkeit wird der Zinsfuß ein höherer fein, der Multiplikator hätte alio 
vielleicht etwas niedriger gegriffen werden jollen, in welchen Falle dan auch die 
berechneten Schuldiummen entiprechend niedriger ausgefallen wären; das ilt aber 
abiichtlich nicht geichehen, um dent Vorbehalt der Schönfärberei von vornberein 
zu begegnen. Ms Aktivpoſten wurden gegenüber den ermittelten Schuld 
fapitalien nicht die Stenerfapitalwerthe der Grunditüde und Gebäude, jondern 
mittlere Immobiliar-Vermögenswerthe eingelegt, die zwiichen jenen Steuerfapital: 
wertben und den für die Zwede der Steuerreformarbeiten neuerdings ermittelten 
Verkehrswerthen der Jahre 1889/93 etwa in der Mitte ftehen; und diejen Im— 
mobiliarwerthen, die ſich wehl als „nachhaltige Ertragswerthe” kennzeichnen 
laſſen, wurde ſchätzungsweiſe ein entiprechender Bolten als Merth des Betrieb! 
fapitalvermögen® in mäßiger Neranjchlagung zugeſchlagen und das darnadı er 
mittelte Gefammt:Aftivvermögen (Immobiliar- und VBetriebsfapitalvermögen) 
mit dem feitgeftellten Schuldbetrag in Vergleich gelegt. Die Denkichrift betont 
dabei, daß dieſe Vermögenswerthſchätzungen durchweg hinter der Wirklichkeit zurüd- 
bleiben dürften, dab alio die berechneten Verſchuldungsprozente durchſchnittlich 
etwas ungünſtiger, als der Wirklichkeit entipricht, ausgefallen find. 

Das Hauptinterefie nehmen von den unterjuchten 194,474 landwirtb- 
Ichaftlichen Betrieben des Landes die 86,489 rein landwirthichaftliden 
Betriebe in Anſpruch, und zwar deshalb, weil nur dieſe die Verhältniſſe 
der landwirthichaftlichen Berufsarbeit rein mwideripiegeln, aber auch deshalb, weil 
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die ſogenannten Miſchbetriebe in ihrer Verichuldungsböhe vielfah und überwiegend 
von dem Hereinſpielen gewerblicher und anderer Verhältniſſe beeinflußt find. Die 
nachfolgenden, der Denkſchrift entnommenen Zahlenangaben beziehen fich alſo ledig: 
lich auf diejenigen landmwirthichaftlichen Betriebe, die ihr Einkommen ausichließ: 
lih aus der landwirthſchaftlichen (bejiehungsweile Foritwirthidaft- 
liben Berufsarbeit bezieben. 

Für dieſe 56,489 rein landiwirtbichaftlichen Betriebe des Yandes iſt ermittelt 
worden: ein Geſammtvermögenswerth von 1,1 Milliarde Mark, ein Ge: 
jammtichuldenitand von 195 Millionen Mark, und es bat fi jonah ein 
mittleres Verihuldungsprozent von 17,7°/, ergeben; dieſes legtere be: 
trägt innerhalb der einzelnen Sinfommensgruppen: 


bis 1000 Mark Ginfommen 21,7%, 
von 1001-— 1500  „ u 18,5 „ 
„ 1501-2000 pr A 15,4 „ 
„ 2001-3000 „ — 14,1 „ 
»„. 3001-5000 , e 13,8 „ 
„ 5001 und mehr „ ’ 11,3 „ 


Im Durchſchnitt der 52 Amtsbezirke des Laudes haben fich 
folgende Berichuldungsprozente ergeben: ein Berichuldungsprozent unter 20°, 
in 34 Amtsbezirfen, ein solches zwiſchen 20 und 30°/, in 10 Amtsbezirfen, 
ein joldies über 30°), in 8 Amrsbezirfen. Das niedrigſte Verſchuldungs— 
prozent weilt der Amtsbezirk Eppingen mit 7,5%, auf, das höchite der Amts: 
bezivt Meßkirch mit 44,7"/,. Die 8 Amtsbezirfe, die höher als mit 30%, des 
Vermögensiverthes verichuldet ind, befinden ſich ſämmtlich im Süden Badens 
und im Schwarzwald; es find die Amtsbezirfe Engen (30,7°/,), St. Blaſien 
(31,8°/,), Schönau i31,9°/,), Bonndorf (34,1%,), Stodad) (38,4°/, Brullendorf 
(40,6°,,) und Meßkirch (44,7°,,). 

Um den Finfluß der geographiicden Vertheilung der Amtöbezirfe, 
der auf dieſe fich gründenden Bodenbewirtbichartung und der durch Bodenbeichaffen: 
beit, Klima und Wirthſchaftsweiſe bedingten ſonſtigen Verhältniſſe (insbelondere auch 
dir Erbrechtsverhältniſſe) auf die Höhe der Real» und Perſonalkreditverſchuld— 
ung Elarzjuftellen, wurden die Amtsbezirke zu acht geograpbiichen Bezirfen 
zujammengefaßt, und es hat fich denmach folgendes BER ergehen : 








1 1AMui 100 , # anats 
Verichuldung in Prozenten des Berg er Fa a 


Zahl aller 








F neihästen Vermögenswerthes. ein 

Geographiſche Bezirke — 3 == EEE 

1) tchartlichen | a) cer rein ), dr ver Im Durch⸗ im Durtiamitt 
Betriebe. rer gentichten | \comitt alter aller Betriche, 

Bevollerung. Betriebe. Betriebe. MM. 

1 | Binz und Kraichgau. . | 25.554 12,0 20.9 | 160 3 

2 | Mittlere Nheinebene .. „1 32,626 12,4 27 | 192 6,7 

3] Baulaıd . . . ns 18,628 13,2 221 | 165 6,4 

4 | lintere Rheinebene - . . | 25,156 45 ı 54 | 198 7,3 

5 | Tbere Rheinebene . . . | 18,013 16,0 272 | 21 9,3 

6 Naiferitublgebiet Dr 3,905 16,3 ! 217 ı 185 8,5 

7 | Tdenwald . 8,507 17,1 30,8 23,7 9,2 

8 | Mittl. u. nördt. Schwarm. | 21,049 95 ! 862 | 266 10,7 

9 | Zidficher Schwarzwald . 15,770 25,8 37,7 32,8 11,2 

10 I Tonaugegnd . -. .» „| 10,692 31,2 32,8 32,1 11,4 

111 Zeegegnd . : . . .J| 14214 329 | 40,8 36,7 13,9 


194,474 | 
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Die Denkſchrift fügt dieler Tabelle folgende Grläuterungen an: 

Die in der voritehenden Tabelle mit den höchſten Verichuldungsziffern auf: 
tretenden vier legten geograpbiichen Bezirke mit 61,725 landwirthichaftlichen 
Betrieben aller Stategorien (unter 194,474 Betrieben überhaupt) fallen mit den 
Gegenden zulammen, im denen an vielen Orten die Erbfolge in der Form der 
lebernahme des landwirthichaftlichen Anweiens durd ein Mind — unter Ab 
findung der Geſchwiſter — erfolgt. Man geht daher wohl nicht fehl im der 
Annahme, daß die vergleichsweile höhere Verichuldung dieſer geographiichen Be: 
zirfe zu einem guten Theil auf die auf den übernommenen landmwirthichaftlichen 
Anweſen laſtenden Gleichitellungsgelder zuriidzuführen it. Beachtet man weiter, 
dag die Yandiwirthichaft des Schwarzwaldes in Folge der Abgelegenheit vieler 
Gemeinden von den Dauptabjagorten Towie wegen des chronischen Mangels an 
guten und zuderläfligen Arbeitskräften, aber auch, wenigſtens was den Tüdlichen 
Schwarzwald anlangt, wegen des WVorhandenieins ungünftiger Bodenverhältniſſe 
mit beionderen Schwierigfeiten zu fämpfen bat, ferner daß die Donau: und See 
gegend als Gegenden vorberrichenden Fruchtbaues jeit Jahren mit dem Druck 
niedriger Getreidepreiie und jchleppenden Abiates der Getreidefrüchte zu rechnen 
haben, endlih das ein Theil der Donau: und Seegegend ein Anzahl aus: 
geiprochener Dagelorte aufweiit, fo muß die augenblikliche Yage eines erheblichen 
Theils der landwirthichafttreibenden Bevölkerung dieſer vier geographiidhen Be 
zirfe, nämlich jenes Theild, der eine über das mittlere nachgewieiene Der: 
Ichuldungsprozent hinausgehende Werichuldung aufweist, als eine ungünstige 
angelehen werben. 

Diefen nah der Höhe der Schuldverpflichtungen theils ungünitig, theils 
minder günstig zu beurtheilenden vier geographischen Bezirken stehen ſieben 
gegenüber mit 132,749 landwirthichaftlichen Betrieben aller Kategorien, deren 
Schuldverpflicditungen fih in mäßigeren, theilweije in auffallend mäßigen 
Grenzen bewegen, indem der Prozentiag der Berichuldung (Neal: und Perſonal— 
freditverjchuldung) der rein landwirthichaftlichen Betriebe nur zwiſchen 12,0°, 
und 17,1°/, des Bermögenswerthes beträgt. Dieies ermittelte günſtige Per: 
ichuldungsergebniß wird man zu einem guten Theil dem Umstand zuichreiben 
dürfen, daß in Dielen Bezirken — das Bauland und der Odenwald ausgenommen 
— eine große PVieljeitigfeit der Anbauweiſe herricht (Dauptgebiete des Handels— 
gewächs:, Gemüſe-, Rebe, Objtbaues neben gegendenweile ſtark vertretener Milch: 
wirthichaft); zu eimem anderen Theil wird das günitige Verichuldungsergebnik 
aber auch auf Nechnung des Vorhandenjeins zahlreiher Jnduftriezentren 
zu ſetzen fein, wodurd zahlreichen Angehörigen ländlicher Familien Gelegenheit 
zu Yohnarbeit und Arbeitsverdienit, d. h. zu einer werthvollen ökonomiſchen Ent: 
laftung des Familienhaushalts, gegeben iſt. Dieſe Betrachtungen treffen in ganz 
bejonderem Maße für das Gebiet der Nheinebene und Die einmündenden 
Seitentbäler zu. — Das in der Tabelle mit einem mittleren Prozentiag der 
Verschuldung der vein landwirthichaftlichen Betriebe von 16,3°%/, des Bermögens: 
werthes an jechiter Stelle ericheinende Kaiſerſtuhlgebiet darf beiondere Auf: 
merkſamkeit deshalb beaniprucen, weil dieies Gebiet in den achtziger Jahren 
allgemein als hochverſchuldet galt und weil jest die ermittelten Schuldziffern 
darzuthun geeignet find, daß eine verhältnißmäßig nicht große Anzahl guter und 
mittlerer MWeinherbite ausreichen, ſelbſt ein hobes Maß von Schuldver: 
pflihtungen abzuitoßen. — Daß ansgeiprocene Getreidebezirfe wie der 
Prinz: und Kraichgau und das Bauland ih eine verhältnigmäßig 
niedrige Durhichnittsverichuldung (12 bis 13°, des Vermögenswerths) bewahrten, 
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darf nicht ohne Grund zu einem Theil auf das hier vorherrichend geltende Syſtem 
der Naturaltheilung und den dadurd bedingten Wegfall läftiger Gleichitellungs: 
verbindlichfeiten — im Gegenjag zu den jüdlichen Yandestheilen (See: und Donau: 
gegend), — zu einem anderen Theil vielleicht aber auch auf die in der Ländlichen 
Bevölkerung jener Landeötheile in hohem Grad entwidelte Borfiht in Bezug auf 
die Uebernahme neuer Streditverpflichtungen zuridgeführt werden, während ber 
mehr ipefulative Geichäftsftun der Bervohner der Sees und Donaugegend, der ſich 
nicht Selten gern auch in Grunditüdsipefulationen äußert, das Eingehen neuer 
Schuldverbindlicdjfeiten offenbar etwas leichter zn nehmen scheint. 

Nicht unerwähnt Toll ſchließlich bleiben, daß die Entzifferung des Ginfommen: 
itenerfatafter® das Borhandenjein einer zahlreihen Kapitaliſtenklaſſe 
gerade in den Reihen der rein landwirthichaftlichen Betriebe nachgewielen hat. 
linter den 86,489 rein landwirtbihaftliden Betrieben find nämlich 
nicht weniger als 38,390, welche Zinſen- und Nentenbezüge in Höhe von 
6,8 Millionen Mark angegeben haben. Sceidet man ſchätzungsweiſe diejenigen 
Rentenbezüge aus, die auf Yeibgedingsaniprüce zurüdzuführen find, jo 
verbleiben noch rund 5 Millionen Mark Zinsforderungen aus Stapitalbeiig, und 
zwar berechnet fich für die Betriebe 

ein durchichnittlicher 


mit einem Einkommen Kapitalbeſitz von 
bis 1000 Marft . » 202. 764 Mart 
von 1001 bis 1500 Mart . . 905 „ 

„ 1501 „ 200 „ . 2,108 
„ 2001 „ 3000 „ . 4,530 „5 


„ 3001 „ 5000 , 17196 

Die Ziffern führen, wie die Deukſchrift meint, in beredter Sprache den Be— 
weis, dab der Sparſinn in weiten Kreiſen der ländlichen Be— 
völkerung Badens in erfreulicher Weiſe entwickelt und daß es 
einem erheblichen Theil der ländlichen Bevölkerung, und gerade auch den unterſten 
Stufen derſelben gelungen iſt, ſich im Beſitz ihres Kapitalvermögens, ungeachtet 
der wenig günſtigen Allgemeinbedingungen, unter denen das landwirthſchaftliche 
Gewerbe zur Zeit arbeitet, zu behaupten. (R.Anz.) 


Zur Frage der Reinerträge in der Landwirthſchaft. In dem neueſten Heft 
der „Landwirthichaftlihen Jahrbücher“ (Band XXV [1896] Heft 1) find drei 
Aufläge veröffentlicht, die ein bejonders intereflantes thatlächlihes Material zur 
Beurtheilung der Frage des Neinertrags in den landwirthichaftlihen Groß, 
Mittel-e und Stleinbetrieben enthalten. Es ift Dies zunächſt eine Arbeit „Weber 
Groß: und Stleinbetrieb in der Landwirthſchaft“ von Hubert Auhagen (Hannover), 
welche zwei bäuerlihe Wirthichaften, eine fleine und eine mittlere, in 
dem Dorfe Clauen, Kreis Peine (Prov. Hannover), behandelt, ſodann ein 
Aufſatz von Stumpfe „Ueber die Konfurrenzfäbigfeit des kleinen und mittleren 
Grundbeſitzes gegenüber dem Großgrundbefige”, in welchem Drei Gropbetriebe, 
drei Mittelbetriebe und drei Kleinbetriebe in Mittel: und Nieder: 
ſchleſien beiproden werden, und endlich eine Arbeit des Amtsraths Hoppenitedt 
(Hannover): „Prüfung des Landwirthichaftöbetriebes in N. durch eine auf Er: 
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mittelung des Neinertrages geitügte Geſammtſchäßzung“. Der bier behandelte Be: 
trieb „N.“ iſt ein ausgeſprochene Großbetrieb, feine geographiicde Lage 
aber nicht näher gekennzeichnet. 

In Nachitehenden ſoll das, was die Verfafler über die Neinerträge feit: 
zuſtellen ſich für beredhtiat gehalten haben, fur; mitgetheilt werden. Gin näheres 
Eingehen auf Die ſtatiſtiſchen und rechneriſchen Ginzelbeiten verbietet sich Dabei 
natürlich Schon im Nüdiiht auf den Raum. Es muß genügen, die in Betracht 
gezogenen Betriebe durch einige kurze Angaben zu fennzeichnen, Zunächit wenden 
wir uns zu dem von Amtsrath Doppenftedt behandelten Großbetrieb „U.“. 

Das Areal umfaßt im Ganzen 594,87 ha, wovon 435,78 ha auf Nder: 
land, 77,55 ha auf Wicjen, 65,29 ha auf Weiden, 4,25 ha auf Gärten und 
12,00 ha auf Teiche entfallen. Bon Aderland find 5,5 ha, von den Wieſen 
5 ha verpachtet, von den Teichen 9,5 ha zu FFiichteichen eingerichtet, 2,5 ha mit 
storbweiden bepflanzt. Angebaut werden ı. a. 105 ha Wintermweizen (berechneter 
Ntörnerertrag pro Hektar 44 Ztr.), 25 ha Zuderrübeniamen (48 Ztr.) und 72,5 ha 
Zuderrüben (620 Ztr. Ertrag), Das Zugvieh beitebt aus 32 Pferden und 
30 Ochſen, das Nukvich aus 3 Bullen, 90 Milchfühen, 7O Rindern bei be 
deutender Schweinezucht. Als technische Nebengewerbe ſind vorhanden: eine ver 
pachtete Waſſermühle und eine Süßbierbrauerei mit gutem Abſatz. Das Gut it 
mit 12'/, ha Aktienrüben betbeiligt, der Neit find Staufrüben. Der Werth des 
lebenden Inventars tit mit 114220 ME, der Werth des todten In— 
ventars mit 43567 ME. angenonmıen, der des umlaufenden Betrieb: 
fapitals mit 78893 ME. 


Bei dieſem Betriebe hat der Verfaſſer nun 


den Rohertrag auf. . 2 2020.. 214474 ME, 
die Wirtbichaftsfofiten uf . . 174403 „ 
und Jona den Neinertrag auf. . 38071 ME. 


berechnet. 

Dazu bemerft er unter anderem Folgendes: Diefe Summe von 38071 ME. 
pilde den „NReinertrag von Grund und Boden einihließlib Ge: 
bäuden“ Bei einer 4°, Berzinfung würde der „Kapitalwerth“ fein 
51775 ME, und dies Sei „der Preis, der für das Gut gezahlt 
werden dürfte” — d. h. ohne lebendes und todtes Inventar. Als „Pacht— 
preis“ habe der Neinertrag von 38071 ME. zu gelten, voransgeiegt, daß der 
Pachtvertrag vom Pächter nicht beiondere Yeiltungen verlange. 

„Der Geſammtwerth des Gutes* — führt Amtsrath Hoppenſtedt fort 
— „ſtellt ſich nun auf 

1) Werth des Grund und Bodens incl. Gebäude . 951775 Mk., 

2) Werth des lebenden Aupentars . 2 2. ....114220 „ 

3) Werth des todten Inventats 2 22 0202002..43567 

aulammen 1109562 ME., 
der durchſchnitthiche jährlihe Ertrag aber auf 


1) Reinertrag . . eh .. 38071 Mt. 
2) Zinſen von ſtehenden Betriebskapital —8 —W 7889 , 
3) Zinſen vom umlaufenden Betriebskapital (70 5 5522 


zulammen 51482 SITZ 


tür dem Schuldfreien Befiger, mithin verzinit ſich das gelanımte Grund: 
und Betriebsfapital mit 4,6°;,.* 
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Dies ſei das Neiultat, welches bei der geichilderten Wirthſchaft und Wirth: 
ihaftsführung erzielt werde. Günſtiger werde fich dasielbe geitalten, wenn höhere 
Preiſe für die geernteten Körner erzielt würden, als die zu Grumde gelegten, und 
wenn eine höhere Verwerthung der Zuderrüben und des Zuderrübeniamens ein: 
träte. Die angenommenen Berkaufspreiie find für den Zentuer folgende: Raps 
10 ME, Weizen 6,50 Mk., Noggen 6 ME., Hafer 6 ME., Zuderrüben 0,90 ME., 
Zucderrübenfamen 20 ME. 

Wir wenden uns nunmehr zu den beiden bäuerlichen Wirthfchaften des 
Kreiſes Peine. 

Es jind dies eine ſog. „Halbkätnerſtelle“ mit 4,625 ha Areal und ein og. 
„Halbbauernhof“ mit 26,50 ha. 

Die Halbfätneritelle bat 4 ha MAderland, 0,5 ha Wieſe und 0,125 ha 
Garten. Der Beliger mit Frau und einer Tochter find beftändig in der Wirth: 
ihaft thätig. Fremde Arbeitsfräfte werden nicht gehalten. Zwei ichulpflichtige 
stinder helfen gelegentlich bei leichten Arbeiten. Angebaut werden: 1 ba Zucker— 
rüben, 1 ha Noggen, Große Startoffeln, NRunfelrüben, 1 hu Bohnen und Klee, 
1 ha Winteriveizen. Zur Spannarbeit dienen die jtändig gehaltenen 3 Milchkühe. 
Von dieſen werden jührlich 3 Kälber gezogen, eins davon mit 14 Tagen verkauft, 
die beiden andern aufgezogen und dafür jührlid eine Kuh und ein Rind verfauft. 
Non einer Zuchtſau werden jährlid 23 Ferkel verfauft und 2 fürs Haus auf: 
gezogen. Bon 17 Hühnern werden jührlib 1310 Gier verkauft, 730 im Haufe 
verbraucht, außerdem 15 Stüd Geflügel fürs Haus geihlahtet. An Milch 
werden 9700 | gewonnen, davon 7650 verfauft. Im Garten werden Nunfel: 
rüben und Gemüſe, diejes nur fir den Hausbedarf, angebaut. 

Bei diefer Wirthichaft hat der Berfafler die Einnahmen, wie folgt, feft: 
geitellt: Gelammt:Baareinnahme 3028,50 ME. und fir den Haushalt verbrauchte 
Wirthichaftserzeugnifle 558,15 ME, im Ganzen alio Einnahme 3586,95 ME. 
As Ausgabe iſt dem aegenübergeitellt: 

zur Fortführung der Wirthichaft . ARE 
für den Haushalt (einschl. der Wirthſchaftserzeugniſſe 
niit 558,15 ME.) 


621,87 ME, 


i Par 112850 „ 
Ausgabe im Ganzen 1750,37 ME, 
jo daß Sich alſo für die Halbfätneritelle ein „baarer Ueberſchuß“ von 
1836,58 ME. ergiebt. 

Um die Frage der Kapitalverzinſung zu beantworten, legt der Ber: 
fafler den, wie er jagt, „heutigen wirflihen Verkaufswerth“ zu Grunde 
mit im Ganzen 33651,60 ME. (Mreal 24500 ME, Gebäude 6300 Mk. todtes 
Inventar 721,20 ME, lebendes Juventar 2130,40 ME.), jo dag ji eine Ver: 
zinſung von 5,45”/, herausitellt. 

Weſentlich anders ift das Ergebniß diefer Berechnung bei dem Halb— 
bauernhofe. 

Das Areal beſteht Hier aus 25,00 ha Acker, 1,25 ha Wieſe, 0,25 la 
Garten. Mann und Frau find beitändig als Leiter, gelegentlich auch als Arbeiter 
in der Wirthichatt thätig, ebenio ein Neffe von 17 Jahren. Gin 14 jähriger 
Sohn beiucht ein Gymmalium. Außerdem iſt eine Tochter von 9 Jahren vor: 
handen. Als Gelinde werden 3 Knechte und 2 Mägde ftändig gehalten. Außer: 
dem arbeiten 6 Frauen vom 1. Mat bis 10. November, 2 Männer und 2 Frauen 
4 bis 5 MWocen in der Ernte, 3 Frauen etwa 4 Wochen im Winter beim 
Treiben. Zur Anipannung dienen 4 ſchwere Oldenburger Pferde und 3 Ochſen. 
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Pferde-, Ninder: und Schweinezucht findet nicht ftatt. Nur 3 Milchkühe werden 
gehalten, die Kälber mit 14 Tagen verfauft. Drei gekaufte Ferkel werden fürs 
Haus gemälte. An Milch werden 9600 | gewonnen, davon 8822 verkauft. 
Gier werden 2700 erzielt, 1400 verkauft. Dreißig Stüd Geflügel werden fürs 
Haus geichlachtet. Angebaut werden: 5,00 ha Bohnen, 1,0 ha Klee, 0,25 ha 
Startoffeln, 2,50 ha Roggen, 3,75 ha Weizen, 6,25 ha Rüben, 5 ha Hafer, 
1,25 ha Gerite. Obſt wird für etwa 90 ME. verkauft, Gemüje nicht. Durd 
Lohnfuhren werden 50 ME., durch Yohnpflügen 150 DIE. verdient. 


Bei dieſer Wirthichaft bat der VBerfaller die Einnahme jeitgeitellt: 


baar durch Berfauf und Sonitiges uf .» : 2 2020. ME. 29452,41, 
für Geſinde u. Arbeiter verbrauchte Wirthichaftserzeugnifie auf „ 762,04, 

für den Haushalt des Beligers De: IRA 
erzeugniſſe m. 1. mw.  . . u 461,50 
Einna — im Bere 0. ME. 30 675,9. 


Demgegenüber Stellt fih die Ausgabe folgendermaßen: 
zur Fortführung der Wirthichaft (einichl. der Verpflegung 


des Geiindes und der Arbeiter) . . ME 25200,91, 

für den Haushalt der Familie (einichl. des ber Wirthicaft 
Entnommenen) . 2... F 200m. 2736,25 
——— —— . . ME. 27 937,16. 


Es ergiebt fich demnad bei dem Halbbauernhofe ein „baarer Ueberſchuß“ 
von ME. 2738,79. 

Den „beutigen wirfliden Berfaufsmwerth“ nimmt der Verfafler an 
mit 149559 ME., d. h. 106 300 ME. für das Areal, 25000 Mi. für die Gebäude, 
4861 ME. für das todte Anventar und 13398 ME, für das lebende Inventar. Es 
würde jich fomit eine Berzinjung des Kapitals von nur 1,83°/, herausitellen. 

Der Berfafler bemerft nun bierzu Folgendes: 

Für den Beliger der Halbfätnerftelle jei es unter dieſen Umſtänden vortheil: 
bhafter, nicht zu verfaufen, denn bei ihm rentire der Yandwirthichaftsbetrieb gut. 
Der Befiger des Halbbauernhofs dagegen hätte beim Verkauf Bortheil. Für ihn 
jei die Wirthichaft ein „Lurus”. „Dan kann“ — jagt der Verfaſſer weiter — 
„bei diefer Berechnung einwenden, daß der Beſitzer des Halbbauernhofs nicht einen 
Sohn auf das Gymnaſium zu schien brauchte, er könnte auch ſparen an Ge 
tränfen, Fleiſch, Tabad, kurz er könnte vielleicht mit der Hälfte der angegebenen 
Haushaltungsausgaben auskommen. Dieſer Einwand ift berechtigt. Die Haus: 
haltungsausgaben verdunfeln derartige Berechnungen ſehr. Man gewinnt viel: 
leicht ein Elareres und zum Vergleich mit der Lage anderer Stände geeigneteres 
Bild, wenn man die Haushaltungsausgaben ganz außer Acht läßt und jo jagt: 
Die Einnahmen abzüglich derjenigen Ausgaben, welche zum Unterhalt und zur 
Fortführung der Wirthichaft erforderlich find, ſtehen dem Befiger für feinen Haushalt, 
jeinen Unterhalt und eventuell auch zu feiner Stapitalvermehrung zur Verfügung, 
wie dem Beamten mit freier Dienitwohnung fein Gehalt. Hiernach beläuft ſich die 
d. h. natürlich ſchwankende Jahreseinnahme des Beſitzers der Halbkätneritelle auf 
2965,08 ME. und die des Beſitzers des Halbbauernhofs anf 5457,04 Mk., das 
find beim eriteren 8,81°/, und beim legteren 3,71”/, des Anlagcfapitals.“ 

Die Bemelfung dieſes Anlagekapitals, d. h. des „heutigen wirklichen 2er: 
kaufswerths“, wie der Verfaſſer jagt, wird einer weiteren Mritif nicht unterzogen, 
jie ericheint hier — im Gegeniag zu Hoppenſtedt — ald eine vom NReinertrage 
durchaus unabhängige Größe. 
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Es erübrigt nun noch, auf die Neinerträge der nem von Stumpfe auf 
Grund des Standes im Wirthichaftsjahre 1892/93 bezw. 1893/94 behandelten 
nieder- und mittelfchlefifchen Wirthfchaften einen Blid zu werfen. 

Die erite Gruppe derjelben: ein Rittergut, ein Bauerngut und 
eine £leinbänuerlidhe Stelle, liegt im Kreiſe Glogau, auf Sandboden mit 
Noggen= und Startoffelbau. Dad Rittergut ift 1033 ha groß; davon find 
420 ha Holzungen, 22", ba Oedland, 2 ha Waſſer, 26 ha Hofraum und 
Gärten, 475”), ha Nder, 84 ha Wielen und 1 ha Weiden. Biehitand: 170 
Stück Rindvieh, davon 40 Milchkühe und 46 Zugochſen, 23 Wirthichaftspferde. 
Starfer Brennereibetrieb. Das Gebäudefapital beträgt 203 448 ME., ausichlieglid 
desjenigen für Schloß (63000 ME.) und Brennerei (40000 ME.). 

Bei dieſem Betriebe berechnet der Verfaſſer — einschließlich eines Poſtens 
„per Schloß-Konto“ von 5500 Mit. — eine Einnahme von 133489 ME 
und eine Ausgabe von 111398 Mk. mithin einen „Gewinn“ von 22489 ME. 
Davon ſei noch abzuziehen der Betrag von 1500 Mk. als Entgelt für die 
„direftoriale* Thätigkeit des Beligers, ſodaß fih auf das Hektar der landwirth— 
ihaftlich benupten Fläche ein Neingewinn von 36,72 ME. ergebe. Der Be 
trieb ift gut geleitet und intenfio bewirthichaftet, während der Betrieb der beiden 
folgenden bäuerlichen Wirthichaften als „altväterlich” und „extenſiv“ bezeichnet wird. 

Bei dem Bauerngut (Mreal: 19 ha Ader, 1°/, ha Wieſe und ha 
Solzungen) find die Gebäude mit 8400 DIE. verfichert, an Vieh werden gehalten: 
9 Stück Nindvieh, 2 Pferde, 6 Schweine. Außer dem — neben den der Wirth: 
ihaft entnommenen NWaturalien — als Baarlohn für die Arbeit der Beliker: 
familie in Abzug gebrachten Betrage von 350 Mt. bleibt bier ein Nein: 
gewinn von 50,12 Mf. pro Hektar der landwirthbidhaftlidh be— 
nusten Fläche. 

Bei der fleinbäuerlihen Stelle (Areal 10 ha Ader, 1'/;, ha Wald) 
it der Werth der Gebäude mit 2700 ME. angenommen. Es werden gehalten 
1 Pferd, 5 Stück Nindvieh, 4 Schweine Der Gewinn durch Lohnfuhren it 
nicht unerheblich. Nach Abzug von 300 ME. als Baarlohn neben den Naturalien 
für die Mrbeitsleiftung der Familie ergiebt fich hier ein Neingewinn pro 
Hektar von 52,20 ME 

Bon der zweiten Gruppe — auf gutem Boden mit jehr hoher Betriebs: 
intenfität und ftärferem Nübenbau — liegt das Nittergut im Kreiſe Breslau. 
Ader 392 ha, Wiejen 37", ha, Hofraum 2c. 17 ha, Wald ca. 25 ha. Eine 
Zuderfabrif gehört zum Gute. Die Einnahme — einſchließlich eines Poſtens 
„Snögemein“ von 4767 ME. — beträgt 172714 ME., die Ausgabe 120350 ME., 
der Gewinn alio 52364 Mi. Nah Abzug von 1500 ME. für die direftoriale 
Thätigfeit des Bejtigers ergeben fih auf das Hektar der landwirthſchaft— 
lih benugten Fläche als Neingewinn 118,40 Mt. 

Die beiden bäuerlichen Wirthbihaften der zweiten Gruppe liegen im 
Streife Neumarkt. Der großbäuerliche Betrieb hat ein Areal von 47'/, ha 
Ader und 4 ha Wieſen. Bon dem Gewinn von 5566 ME. werden, abgeiehen 
von den Naturalien, bier 450 ME. für die eigene Arbeit des Beſitzers abgezogen, 
und e3 ergiebt fich für das Hektar landwirthichaftlich benugte Fläche dann ein 
Reingewinn von 99,32 Me. 

Bei der Fleinbäuerlihen Stelle der zweiten Gruppe (Areal 7°/,;, ha 
Ader und ?/, ha Wieſen) ergiebt fih ohne die Naturalien nad) Abzug von 350 Mt. 
für die Arbeit des Beſitzers und von 100 Me. für die Beihilfe der im Auszuge 
lebenden Schwiegereltern ein Neingewinn pro Hektar von 135,56 Mi. 
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Die Dritte Gruppe endlich liegt im Kreiſe Liegnitz, auf gutem Boden, 
mit etwas geringerer Intenſität und ſchwächerem Hadfructbau. * 

Das Nittergut dieſer Gruppe mit einem Mreal von 375 ha der, 
12'/, ha Wieſe, 45'/, ha Wald und 12 ha Teich, Kiesgruben, Wege, Hofraum, 
Garten und einen Biehitand von 29 Pferden, 173 Stück Nindvieh, 324 Scharen 
und ca. 47 Schweinen — Zuderrüben werden nicht gebaut — ergiebt einen 
Gewinn von 30369 ME, zu welchem bier von Berfaffer noch das Hausfonto 
des Vefigerd mit 1500 ME. zus, der Werth der direftorialen und jonftigen Wer: 
waltungsthätigfeit des Beligers und feiner Familie mit 2400 ME. aber abge 
rechnet wird. Es ergiebt ſich danach pro Hektar der laudwirthichartlich bemusten 
Fläche ein „wirfliher Neingewinn“ von 76,04 ME. 

Das Bauerngut dieier Gruppe bejigt 37'/, ba Ader und 3'/, ha Wicie, 
7 Pierde, wovon 2 Fohlen, 29 Stüf Rindvieh, 19 jährlidy gemäftete Schweine, 
wovon 7 für den Haushalt geichlachtet werden. Zucderrüben werden auf 1°/, ha 
gebaut. Nach Abrechnung eines Baarlohns von 450 Mk. (ohne die Naturalien) 
für den Beliger ergiebt fih bier ein „wirthſchaftlicher Reingewiun“ 
pro Hektar von 84,92 ME. 

Die fleinbäuerlihe Stelle der dritten Gruppe hat 7°/,;, ha Ader und 
4 ha Wiefe Mit Zuderrüben wird , ha bebaut. Der PVichitand ift nicht 
angegeben. Nah Abzug von 350 ME. Baarlohn (ohne die Naturalien) fir den 
Beliger ergiebt ich bier ein „Reingewinn“ von 89,72 ME. pro Hektar. 

Für alle vorſtehend aufgeführten zwölf Betriebe ergeben ſich auf das Hektar 
der Iandwirthichaftlich benugten Fläche berechnete Reingewinne: Halbfätneritelle im 
Kreiſe Beine rund 397 ME, Eleinbänerlihe Stelle im Kreiſe Neumarkt i. Schl. 
136 ME., Rittergut im Kreiſe Breslau 118 ME, Halbbanernhof im Kreiſe Beine 
103 ME, Bauerngut im reife Neumarkt i. Schl. 99 ME, Eleinbänerliche Stelle 
im Kreiſe Liegnig 90 Mk., Bauerngut im Kreiſe Liegnig 85 Mk, Nittergut im 
Kreiſe Liegnig 76 ME, Großbetrieb „N.“ (38071 ME. auf 2318 Morgen zu 
je ?/; ha berechnet) 66 ME., Eleinbäuerlihe Stelle im Kreiſe Glogau 52 Mt., 
Bauerngut im Kreiſe Glogau 50 Mk., Nittergut im Kreiſe Glogau 37 Me. 

So wenig dieſe Zahlen ohne weiteres vergleichbar find, da ſchon die Be 
rehnungsgrundiäge der drei Verfaſſer ſich durchaus nicht deden, fo verdienen ſie 
doch auch jo, wie fie hier vorliegen, in ihrer außerordentlichen Berichiedenheit die 
größte Beachtung. Sie mahnen im dieſer Beziehung zur größten Vorſicht ſowohl 
bei der Bemeſſung des reellen Werthes einzelner Güter, wie bei allgemeineren Be: 
urtheilungen der landwirthichaftlichen Neinerträge. Dedenfalls aber jind fie wohl 
geeignet, peſſimiſtiſchen MWebertreibungen und einer verhängnißvollen Hoffnungs: 
und Muthlojigfeit in landwirthichftlichen Ktreiien etwas zu ſteuern und nament: 
lid) jedem Yandwirth die Mahnung, die Amtsrath Hoppenitedt am Eingang ſeiner 
Abhandlung ausſpricht, ernitli and Herz zu legen, mämlich: „Tich ein flares 
Urtheil über feinen geſammten Wirthichaftöbetrieb zu verichaffen.” (R.Anz.) 


Fleiſchkonſum und Fleiſchpreiſe. In den legten vier Heften der „Zeitſchrift 
des Königlich ſächſiſchen Statiitiihen Bureaus* hat Audolf Martin in Dresden 
den Nachweis geführt, dat der Verbrauh an „zahmem“ Fleiſch (Rinde, Schweinen, 
Kalb-⸗, Hammel: und Piegenfleiih) pro Kopf der Bevölkerung des Königreichs 
Sadien in den 60 Jahren von 1835 bis 1894 allmählich um mehr ald 100°, 
geitiegen ift,. Während der jährliche Verbrauch von dielen fünf Fleiſchſorten zu: 
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ſammen nach der ſächſiſchen Schlachtiteneritatiftif im Jahre 1835 19,6 kr pro 
Kopf der Bevölkerung betrug, iſt er für das Jahr 1894 auf 39,5 kg pro Kopf 
zu veranichlagen. Beſonders fonnte auch feitgeitellt werben, daß der Fleiſch— 
verbrauch pro Kopf der Bevölkerung in den Induſtrieſtädten Saciens ſehr ſtark, 
zum Theil um weit mehr als 100 Prozent geitiegen iſt. Speziell an Rind» und 
Schweinerleiich betrug der jährliche Konſum pro Kopf der Bevölkerung: 


’ — an Rind und 
A —— der an Rindfleiſch an Schweinefleiſch Schweinefleiſch zu: 
ſammen 
kg kg ka 
1835 — 1844 72 8,6 15,8 
1845 — 1854 1.4 94 16,5 
1255 — 1564 3,8 12,1 20,9 
1865— 1874 10,1 14,9 25,0 
1875—1884 11,6 18,2 29,8 
1885-1894 13,5 sl 34,6 
im Jahre 
1835 7,4 8,7 16,1 
1894 13,8 21,6 35,4 


Der relative Verbrauch an Rinde und Schweinefleiih allein iſt alſo in Sadien 
während der vergangenen 60 Jahre von 1835—1894 um 119,8 Prozent des 
Berbrauhs vom Jahre 1835 geitiegen, und von dem Durchſchnitt des Jahrzehnts 
1835—1844 zu dem Durcdichnitt des Jahrzehnts 1885—1894 hat er ſich um 
nicht viel weniger, nämlich um 118,9 Brozent gehoben. Dieje ftarfe Zunahme 
des Rind» und Schweinefleiich- ıwie überhaupt des Fleiichfoniums pro Kopf der 
Bevölkerung ericheint um jo bemerfenöwerther, wenn man bedenft, daß in um: 
gefähr dem gleichen Zeitraum ſich die Bevölkerung Sachſens in mindeftens dem 
gleichen Werhältniffe vermehrte, in welchem der Fleiſchverbrauch zunahm. Won 
der Volkszählung des Jahres 1834 bis zur Volkszählung des Nahres 1890 
vermehrte ſich mämlich die Bevölkerung Sachſens um 1,907,016 Berionen oder 
um 119,5 Prozent des Standes vom Jahre 1834; und wenn man die geichäßte 
mitzlere Bevölferung der Jahre 1835 und 1894 mit einander vergleicht, jo findet 
man, daß in diefen 60 Jahren die Bevölkerung in noch raſcherem Verhältniſſe 
zugenommen hat, als der Fleiſchkonſum pro Kopf der Bevölkerung; denn die Be: 
völferung stieg von 1,606,600 Perſonen im Jahre 1835 auf 3,692,600 im 
Sahre 1894, alſo un 129,8 Prozent des Standes vom Jahre 1835. 

Die Betrachtung des relativen Fleiſchkonſums gewinnt aber ein ganz beionderes 
Intereſſe, wenn man zugleich die Bewegung der Fleiichpreile verfolgt. Eine Leber: 
fiht der legteren für die Stadt Dresden, in welder offizielle Breisnotirungen jeit 
dem Anfang dieies Jahrhunderts vorhanden find, aibt num derielbe Verfaſſer in 
einem trefflicen Aufjag über Fleiſchpreiſe und Fleiſchverbrauch in dem ſoeben er: 
Iichienenen eriten Heft des Jahrgangs 1896 der „Bierteljahrsichrift fir Staats: 
und Volkswirthſchaft“. Da zeigt denn die Entwidelung der Fleiſchpreiſe einmal, 
daß der Malle der Bevölkerung heute ein größerer Fleiſchverbrauch zu einem 
wichtigen Bedürfniß geworden ift, und ſodann, daß das Steigen des Fleiſch— 
tonfums pro Kopf eine Erhöhung der Lebenshaltung, des materiellen Wohl: 
befindens der arbeitenden Klaſſen bedeutet. Die techniihe und wirthichaftliche 
Revolution des 19. Jahrbunderis, die Maſchinen, Fabriken, Gilenbahnen und 
Dampfichiffe haben die Jnduftrieprodufte zum mindeiten relativ, d. h. im Ber: 
hältniß zu den Löhnen und den Preiien der Nahrungsmittel, bedeutend verbilligt. 
Unter den letteren find bejonders Die Fleiichpreiie von dem eriten Jahrzehnten des 
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19. Jahrhunderts an bis im die ſiebziger Nahre in ftarfem Anziehen begriffen 
geweien. Im Königreich Preußen haben ſich die Nindfleiichpreiie vom Durchſchnitt 
der Jahre 1821 bi 1830 bis zum Jahre 1892 um 165 Prozent (d. bh. von 
46 auf 121 Pf. pro kg) geiteigert. Seit dem Jahre 1888 find die Preiſe des 
Rind: und Schweinefleiiches, die von 1873 an gelunfen waren waren, wieder ge 
ftiegen. Auch das Hammel- und das Stalbfleiich haben jeit 1888 im ziemlich be 
trächtlicher Weile im Preife angezogen. In Dresden betrugen die durhichnittlichen 
Stleinhandelöpreife pro Pfund ("/, kg): 


im ‚Jahre Rindfleiſch Schweinerleiih Schöpſenfleiſch Kalbfleiſch 


a A N) a 
1836 28 33 27 17 
1845 30 34 29 17 
1855 97 52 38 22 
1865 42 55 40) 28 
1875 65 70 55 50 
1885 65 70 67 50 
1895 65 13 12 13 


Im Anichluß hieran geben wir noch eine Leberficht des Verbrauchs pro Kopf 
der Dresdener Zivilbevölferung an Rinde, Schweine:, Kalb-, Hammel: und Ziegen: 
fleiich im einzelnen Jahren, für die er nad) Lage des Miaterials feftiteht, und 
jeßen zum Zwed der Vergleihung Die durchſchnittlichen Schweinefleiichpreiie der 
betreffenden Jahre, da das Schweinefleiich den größten Theil der Fleiihnahrung 
ausmacht, daneben. Es betrug ber 


Yahresverbraud) pro Kopf der 

Tresdener Zivil-Bevölferung Schweinefletichpreis 

an Rind», Schweine, Kalb, pro '/a kg 
Hammel: und FJiegenfleiich 


im Jahre 


ke A 
1835 29,5 33 
1840 28,9 34 
1856 50,0 52 
1868 58,4 55 
1873 69,2 70 
1894 71,0 73 


Dieſe ftarfe Steigerung des Fleiſchkonſums in Dresden beruht nicht auf dem 
Fremdenverkehr. In Städten wie Zwickan, Franfenberg, Bauten und vielen 
anderen ift die Steigerung feit dem Jahre 1835 mindeltens die gleiche. Vielleicht 
hat in Dresden der Fremdenverkehr nicht nur abjolut, Sondern auch relativ, d. h. 
im VBerhältniß zur Bevölkerung, zugenommen. Sicher aber ift, daß in Dresden 
während der legten Jahrzehnte gerade die Yyabrifarbeiterbevölferung jehr ſtark an: 
gewachſen ift. „Wenn num der Jahresverbraud pro Kopf”, bemerkt der Verfaſſer 
zu den vorstehenden Zahlen, „trog des jo bedeutenden Steigens der Fleiſchpreiſe 
zugenommen bat, jo ift daraus ein NRüdichluß auf das Steigen des Arbeitslohns 
angebradt. Da die Ausgaben für Kleidung, Wäfche, Hausgeräth, in den jüngſten 
Fahren auch für Brot und Mehl erheblich niedriger getworden find, wird man 
troß des Steigen der Wohnungspreife nicht umhin können, zuzugeben, daß das 
materielle Wohl der arbeitenden Klaſſen fich in den letzten 60 Jahren, bejonders 
aber in den legten 40 Jahren, bedeutend gebejlert hat.” (R.:An3.) 
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Staatsrechtliches, volkswirthſchaftliches und ſtatiſtiſches Jahrbuch. 


Annalen des Deutſchen Reichs 


für Geſetzgebung, Verwaltung und Statiſtik. 
Staatswiffenfhaftliche Seitfhrift und Materialienfammlung. 


Hnter Mitwirkung zahlreicher Fadymänner 


herausgegeben von 
Dr. Georg Hirth und Dr. Mar v. Schdel. 


Jährlich 12 ſtarke Monatöhefte; vierteljähriger Abonnementspreis Mark 4.—. 
Preis-Ermäßiaung der früheren Jahraänae. 
Bei nenen Abonnements wird oft mit Bedauern bemerkt, daß 

die Erwerbung der früheren Jahraänge der „Annalen“ mit fo 
großen Koften (Ik. 384.—) verknüpft fei, und der Wunſch aus- 
gefproden, bei Bezug der volltändigen Serie eine Preisermäßigung 
eintreten zu laſſen. Um nun derartigen Wünfcen entgegenzakommen, 


haben wir uns entſchloſſen, ven eintretenden Abonnenten die 
Jahrgänge 1870-1879. 188S1—1893 anftatt zu Milk. 368. — u 


nur Mark 160.— 


zu liefern, fomeit der dazu beftimmte Borrath reicht. 

Der Preis der einzelnen Bande reſp. Iahrgänge bleibt wie 
zuvor Hk. 16.— Die Iahraänge 1868, 1869 und 1880 find ganz 
vergriffen. 

Die „Annalen des Deutſchen Beides“, jeit 1868 erjcheinend, find als 
praktifch - wilfenfchaftlidyes Quellenwerk widtig für Minifterien, 
BSeirks-Begierungen, Ilagiftrate, Landräthe, Confuln, für Gerichte 
aller Inftangen, Beids- und Landtagsabgeordnete, Advoknten, 
Motare, Zollämter, Handelskammern, Bedartionen nnd größere 
Bibliotheken. 


BE Sinterejjenten jteht ein alphabetifches Gefammt-Begifter über die 
Jahrgänge 1868 bis 1894 der „Annalen‘ gratis zur Verfügung. 
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Adler, Dr. Georg, Profejior der Nationalötonomie in Bajel, Die Sozialreform und der Kauf 
mannsftand. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutjchen Reich 1891.) -4 Bogen 
gr. 8°. Preis broſch. ME, 1.50. 

Auffeh, ©. Fehr. v., fol. bayer Oberreg.-Rath und kaijerl. Reichsbevollmächtigter für Zölle und 
teuern, Die Zölle und Steuern, jomwie die vertragsmäßigen auswärtigen 
andelsbeitimmungen des Deutihen Neihes. Vierte, volljtändig umgearbeitete 

Auflage. 1893. 19'/s Bogen gr. 8°, Preis broſch. Me. 2.50, geb. Mt. 3.25. 
Bornhal, Conrad, Das deutſche Arbeiterreht. 12 Bogen ar. 8°. Brodit Mt. 8.-. 
rat⸗ Abdruck aus den Annalen des Deutihen Reiche, 1892.) 

Dehn, Paul, Zur Einführung der Reihspoft-Sparkajjen. 1884. 54 Seiten, gr. 8°. Pit. 1.90. 

Der Verfaſſer hat in Fine neuen Schrift ein umfaſſendes Material zur Charakteriſtik und 
Beurtheilung der Poſtſparkaſſen vom volkswirthſchaftlichen Standpunkt aus zujammengetragen 

Dyroff, Dr. Anton, Rechtsſatzung und Geſetz, zu nächſt nach bayeriſchem Staatäredt. 
7a Bogen gr. 8°. Mt. 1.50. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutſchen Reichs 1889) 

Eger, Dr. Geora, Regierungsrath, Die geſchichtliche Entwidlung des Eifenbabn-Trand: 
portredhts in Preußen mit bejonderer Berüdfichtigung des Eijenbahn-Tarifrechts. Ein 
vom Berein für Eiſenbahnkunde in Berlin preisgefrönte Abhandlung. (Separat-Abdrud aus 
den Annalen des Deutſchen Reichs 1895.) 4’/a Bogen gr. 8°. Breis broſch. Mt. 1.75. 

Selier, F., kgl. bayer. Oberzullrath, Das Tabaksmonopol und die amerılanijche Tabal- 
Steuer. Eine ftaatswirthihaftlice Unterſuchung der Tabalbeſteuerungsſyſteme, zugleich, eine 
Entgegnung auf den ©. M.-Artitel der Allgemeinen > „Borbereitende Studien zur 
Eintirung des Tabatmonopol3 in Deutichland“. 1878. . 1. 

Felſer, F., fgl. bayer. Oberrechnungsrath, Zur Tabakſteuerfrage. Abwehr gegen die kritiſchen 
Nachträge zu den Dr. Mayr'ſchen Studien über das Tabatmonopol. 1878. 50 Pi. 
Frantenitein, Dr. Kuno, Die deutihe Fabrikinſpektion, ihre Thätigkeit im Jahre 18% 
und ihre Reform. 4° Bogen, gr. 8°. Broſchirt Me. 1.50. (Separatabdrud aus be 

Annalen des Deutihen Reichs 1892.) 

Göring, Philipp, Die Veterinär: Polizeiverwaltung nad) den reichsgeſetzlichen Beſtimmungen 

1882. 11’fa Bogen, gr. 8°. Broidirt Mi. 3.—. 

Heiß, Dr. Clemens, Die großen Einfommen in Deutihland und a Zunahme in den 
legten Jahrzehnten. Bon der hohen ftaatswifjenihaftlichen Fakultät der Univerfität zur 
mit dem atademiichen Preiſe gefrönte Arbeit. (Separatabdrud aus den Annalen des Deu 
Reichs 1893.) 7 Bagen gr. 8°, brofchirt ME. 1.75. 

Henfel, Dr. Paul, Die Stellung des Reichskanzlers nad) dem Staatsrechte de3 Deutjchen Reicht. 
1882. 4 Bogen, gr. 8°. M. 2.—. 

Hirth, Dr. Georg, Freijinnige Anfihten der Bollswirthichaft und des Staatd. 1876. 27 Bogen 
fl. 8°. Broidirt ME. 4.—. .- 

Yoel, Mar, Rechtsanwalt und Notar in Berlin, Das Geſetz betreifend die Erwerb3- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889. Nebit einem Anhange: Belannt 
madung betr. die Führung des Genojjenjchaftsregifterıs und die Anmeldungen zu demielben, 
vom 11. Juli 1889. (Separatabdrud aus den Annalen de3 Deutſchen Reichs 1890.) 17’/a Bogen 

tr. 80, broid. ME. 5—. 

Preugel Theodor, Beiträge zur Wahlprüfungsſtatiſtik des deutſchen Reichstaget 
1871— 90. 5"/s Bogen gr. 8°. Broſchirt ME 1.50. (Separat-Abdrud aus den Annalen dei 
Deutihen Reichs 1892). 

Rehm, Prof. Dr. Hermann, Der Erwerb von Staat3- und Semeindeangehörigkeit in 
geſchichtlicher Entwidelung nach römiſchem und deutſchem Staatsrecht. 9'/s Bogen gr. & 
broihirt ME. 2.50. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutſchen Reichs 1892.) 

Rofin, Prof. Dr. 9, Souveränetät, Staat, Gemeinde, Gelbjtverwaltung. Kritiſche 
Begrifsitudien. 4 Bogen, gr. 8°. DE 1.75. 

Der Aufjag enthält durd feine Erörterungen über den Begriff des ſubjektiven Rechts, den 
Unterihied zwijchen obligatorijchen Rechten und Herrſchaftsrechten u. a. m. auch Bedeutung 
für die Theorie des Privatredhts. 

Schanze, Dr., Regierungsrath, Die patentrehtlihen Bejtimmungen des deutſch öſter— 
reichiſchen Uebereinkommens über den gegenſeitigen Patent-, Muſter— und 
Markenſchutz vom 6. Dezember 1891. 3 Bogen gr. 8°, broſch. Mt. —.75. (Separal- 
Abdrud aus den Annalen des Dentichen Meiches 1894.) , 

Seydel, Dr. Mar, Das Gemwerbe-Polizeireht nad der NeichS-Gewerbeordnung. Mit einem 
Anhang: Tert der Gewerbeordnung. 1881. 13 Bogen, gr. 8. M. 3.—. 

Stengel, Cart von, Profejior der Nechte in Münden, Die deutihen Schutzgebiete, ihre techt 
liche Stellung, VBerfajjung und Verwaltung. Dritte vermehrte Auflage. 18'/, Bogen 
gr. 8° brod. ME 3.—. (Scparat-Abdrud aus den Annalen des Deutihen Reiches 1895. 

Thudihum, Dr. Fr., ord. Profefior an der Univerjität Tübingen, Das Reichs-Beamienrecht 
1876. 8’/s Bogen, gr. 8°. DIE 4.—. 

Volderndorfi, Dr. Otto Freiherr von, f. bayer. Miniiterialratd, Deutſche Verfaſſu 
Verfajjungsentwürfe 11 Bogen gr. 8°. Broſchirt ME. 3.—. (Separat 
den Annalen des Deutſchen Neich3 1890.) 
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Ss 67. 

Betriebsftätten, welche ausichließlih Zuder der im $ 66 Abi. 2 gedachten Art 
verarbeiten, find der Kontingentirung und der Zuichlagsprlicht nicht unterworfen. 
S 68. 

Mehrere in der Hand desielben Beſitzers befindliche, innerhalb einer Ent: 
fernung von 10 km von einander belegene Yyabrifen werden, fofern auch nur eine 
derjelben nach den Inkrafttreten dieſes Geſetzes errichtet ift, im Sinne der obigen 
Beitimmungen als eine Fabrik angejehen. 


2. Bahlungspflidt und Berjährung. 
S$ 69. 

Der Zuihlag zur Zuderiteuer ($$ 65, 66) iſt zu entrichten, ſobald ber 
Zuder die Fabrik verläßt. Zur Entrichtung it der Yabrifinhaber verpflichtet. 

Eine Befreiung von der vorgedadhten Abgabe oder eine Vergütung derjelben 
(88 5, 6) findet nicht ftatt. 

Bezüglid der Stundung und ver Verjährung finden die Borjchriften der 
88 3 und 4 Anwendung. 


3. Berfahren bei der Kontingentirung der Bucerfabriken. 
g 70. 


Die erftmalige Feititellung der Kontingente ($ 65) erfolgt unmittelbar nad 
Verkündigung dieſes Geſetzes für das Betriebsjahr 1896,97 und umfaßt alle 
diejenigen Fabriken, welche bei Verkündigung des Geſetzes bereits im Betriebe 
oder zum Betriebe fertig, oder welche vor dem 1. Dezember 1895 in der Her: 
ftellung begriffen waren. Die jpäteren Stontingentirungen finden bis zum 
1. November eines jeden Betriebsjahres für das darauf folgende Betriebsjahr ftatt. 


871. 

Den nach dem 1. Dezember 1895 errichteten Fabriken werden, ſoweit ſie 
nicht bereits an der erſtmaligen Kontingentirung theilgenommen haben, ein Son: 
tingent für das erſte Jahr ihres Betriebes in der Regel überhaupt nicht und für 
das zweite Jahr nur in Höhe der Hälfte der im ordnungsmäßigen Verfahren 
(8$ 72, 73) zu ermittelnden Jahresmenge zugetheilt. 

Hit eine Fabrik im eriten Jahre ihres Beſtehens weniger als fünfzig Tage 
im Betrieb geweien, jo treten die in dem Gejes für das erite Jahr ihres Betriebes 
vorgeiehenen Folgen auch für das zweite Jahr und die für das zweite Jahr vor: 
geiehenen Folgen für das dritte Jahr ein. 

Solde Fabriken, deren Theilhabern die Verpflichtung obliegt, jelbit ein ihrer 
Betheiligung entiprehendes Quantum Rüben zu bauen und zu liefern, und melde 
andere als ſolche Pflichtrüben im eriten Jahre ihres Beitehens nicht verarbeiten, 
erhalten ſchon in dieſem ein Kontingent in Höhe der Hälfte der im ordnungs— 
mäßigen Verfahren zu ermittelnden Jahresmenge zugetheilt. 

8 72. 

Das Kontingent der einzelnen Fabrik wird nad der Zudermenge ermittelt, 
welche von der Fabrik in den legten drei Betriebsjahren unter Weglaflung der 
niedrigiten Jahreserzeugung durchſchnittlich hergeftellt ift. Das Betriebsjahr, in 
welchem die Hontingentirung vorgenommen wird, wird, abgejehen von der erit: 
maligen Kontingentirung hierbei, nicht berüdjichtigt. 
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Bei denjenigen Fabriken, bei welchen die hiernach Zu berechnende Zudermenge 
weniger ald vier Millionen Kilogramm beträgt, wird die in einem ber legten 
fünf Jahre hbergeftellte höchſte Zuckermenge, jedoch nicht über den Betrag von vier 
Milionen Kilogramm hinaus, der Kontingentirung zu Grunde gelegt. 


8 73. 

Fit eine Fabrit noch micht oder nicht während de ganzen im $ 72 ber 
zeihneten Zeitraums im Betriebe geweien, jo wird unter Anhörung von Sad: 
verftändigen ermittelt, in welchen Verhältniß ihre techniiche Leiltungsfähigfeit zu 
der Leiſtungsfähigkeit einer oder mehrerer anderer, thunlichit nahe gelegener Fabriken 
fteht, welche während der an dem vorbezeichneten Zeitraum fehlenden Jahre in 
ungeftörtem Betriebe geweien find. Nach diefem Verhältniß wird aus der Zuder- 
menge, welche die letzteren Fabriken in den in Rede ftehenden Jahren thatlächlich 
erzeugt haben, für die zu fontingentivende Fabrik die Zucermenge berechnet, welche 
ihr bezüglich jener Fehljahre in Anrechnung zu bringen ift. 

Dies Berfahren findet jinngemäße Anwendung, wenn eine zu fontingentirende 
Fabrik infolge Brandichadens oder anderer nicht vorherzufehender und unabwend: 
barer Ereigniſſe, welche den techniichen Betrieb der Anitalt ftören, während eines 
der in Betracht fommenden Jahre zu einer ungewöhnlichen Ginichränfung der 
Zudererzeugung genöthigt geweien ift. Auch fanı der Bundesrath die Anwendung 
der Borihrift auf ſolche Fabriken zulaffen, welche in den Jahren 1893/94 bis 
1895/96 durch beitimmte, bei der Anlage der Fabrik nicht vorherzujehende unab- 
änderliche VBerhältnifie an der ordnungsmäßigen Ausnusung ihrer Leiſtungsfähigkeit 
verhindert geweien find. Das Gleiche gilt bezüglich derjenigen Fabriken, welche 
in den Jahren 1893/94 bis 1895/96 völlig umgebaut find oder durchweg neue 
maichinelle Einrichtungen erhalten haben. 

Auf Antrag werden, wenn eine Zuderfabrif vertragsmäßig den Betrieb 
dauernd zum Zweck der Vergrößerung anderer Zuderfabrifen im Laufe der lett- 
dorhergegangenen drei Betriebsjahre 1893/94, 1894/95, 1895/96 eingeitellt hat, 
de für die vergrößerten Fabriken zu ermittelnden Zuckermengen um einen Betrag 
erhöht, welcher der Zudererzeugung der eingegangenen Fabrik in den Jahren vor 
isrer Betriebseinftellung entipricht. Dieſe Beitimmung findet jedoh nur An— 
wendung, wenn die Entfernung zwiichen den in Betracht fommenden Fabriken 
nicht mehr ald 30 km beträgt und wenn nach Ermeilen der höheren Verwaltungs: 
behörde des Bezirks vom laudwirthichaftlihen Standpunkte Bedenken nicht entgegen 
ftehen, insbejondere die Verwerthung des Grtrages der bisher an der Verforgung 
der eingegangenen Fabrik betheiligten Niübenländereien durch die vergrößerten 
Fabriken im iweientlichen gefichert ericheint. 


S 74. 

Die Feititellung der Kontingente geichieht in Nobzuderwerth ; fie erfolgt end» 
giltig durch die oberften Landes: Finanzbehörden nad) näherer Beitimmung des 
Bundesrath2. 

8 75. 

Die zuläffige Summe der für die einzelnen Fabriken feſtzuſetzenden Kontingente 
(dad Seiammtlontingent) wird für das Betriebsjahr 1896/97 auf 1700 Millionen 
Kilogramm beftimmt, Nach näherer Beitimmung des Bundesraths fanı das 
Sefammtlontingent zur Erleichterung der Errichtung nener Fabriken, welche aus: 
ſchließlich Melaffe entzudern, bi um 2 Prozent des jeweiligen Geſammtkontingents 
erhöht werben. 
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Soweit eine jolde Erhöhung eintritt, finden die Beltimmungen des 8 71 
auf dieje Art Fabriken feine Anwendung. 

Für jedes fernere Betriebsjahr wird das Gefammtlontingent im vorher: 
gehenden Jahre durch ben Bundesrath feitgeitellt. Hierbei wird das neu feit- 
zujegende Gefammtfontingent gegen das Gejammtfontingent des Jahres, in welchem 
die Feltiegung erfolgt, um das Doppelte desjenigen Betrag vermehrt, um welden 
der inländiiche Verbrauh an Zucker in dem vorhergegangenen Rehnungsjahr 
den Verbrauh in dem nächſt vorhergegangenen Nehnungsjahr übertroffen hat. 
Als verbraudt gilt der im Inlande gegen Stenerentrihtung in den freien Verkehr 
geſetzte Zuder. 

Ueberfteigt das hiernach feitgejegte Gejanmtlontingent die Summe der für 
dasjelbe Jahr für die einzelnen Fabriken ermittelten Kontingente, fo find bie 
legteren verhältnißmäßig zu erhöhen, im entgegengelegten Falle verhältnigmäßig 
herabzuiegen. 


4. Uebertragung des Kontingents auf andere Fabriken. 


8 76. 

Iſt eine Fabrik dur Ereigiiffe der im $ 73 Abſatz 2 gedachten Art außer 
Stand gelegt, Zuder bis zur Höhe ihres Kontingent3 herzuitellen, To fann die 
Direktivbehörde geitatten, daß der nicht erledigte Theil des Kontingents dem 
Kontingent anderer Fabriken, ſoweit dieje die Verarbeitung der der eriteren Fabrik 
noch zur Verfügung ftehenden Rohſtoffe übernehmen, zugeichrieben wird. 

Die Webertragung des Sontingent® oder eines Theil® desſelben auf ein 
ſpäteres Jahr ift unzuläflig. 


Dritter Theil. 
Ausfuhrzuſchüſſe 
1. Höhe der Zuſchüſſe und deren Zahlung. 
8 77. 

Im Fall der Ausfuhr des Zuckers oder der Niederlegung desielben in einer 
Öffentlihen Niederlage oder einer Privatniederlage unter amtlichem Mitverichluß in 
einer Menge von mindelten® 500 km wird ein Ausfuhrzuihuß gewährt, welder 

a. für Rohzucker von mindeſtens 90 Prozent Zudergehalt und raffinirten 

Zuder von unter 98, aber mindeltens 90 Prozent Zudergehalt 2,50 ME, 

b. für Kandis und Buder in weißen vollen harten Broten, 

Blöden, Platten, Stangen oder Würfeln oder in weißen 
harten durchſcheinenden Kryſtallen von mindeitens 99'/, Prozent 
Zudergehalt, alle dieſe Zuder auch nach Zerkleinerung unter 
ſteueramtlicher Aufüht . . » . 2.855 Mi. 

c. für alle übrigen Zuder von mindeſtens 98 Prozent Zucergehalt 3,00 ME. 
für 100 kg beträgt. 

Nah) mäherer Beitimmung des Bundesraths können die Ausfuhrzuſchüſſe 
auch für zuderhaltige Waaren im Falle des $ 6 Ziff. 1 gewährt werden. 


878. 


Die Zahlung der Zuſchüſſe erfolgt nach Ablauf von ſechs Monaten nach 
dent Tage der Ausfuhr oder Niederlegung. 


I. Reichsgeſeß vom 27. Mai 1896. 581 


Wird Zucker aus der Niederlage in den freien Verkehr oder in eine Zucker— 
fabrik entnommen, ſo iſt der darauf gewährte Zuſchuß zurückzuzahlen. Der nieder— 
gelegte Zucker haftet der Steuerbehörde ohne Rückſicht auf die Rechte Dritter für 
den Betrag des gewährten Zuſchuſſes. 


2. Aenderung der JZuſchußſätze. 
879. 

Der Bundesrath iſt ermächtigt, die im $ 77 vorgeſehenen Zuſchußſätze 
vorübergehend oder dauernd zu ermäßigen oder die Beltimmung über die Zahlung 
von Zuſchüſſen vollitändig außer Kraft zu Segen, jobald in anderen Rübenzuder 
erzeugenden Ländern, welche gegenwärtig für die Zudererzeugung oder Zuder: 
auzfuhr eine Prämie gewähren, dieſe Prämie ermäßigt oder bejeitigt wird. Der 
bezüglihe Beihluß des Bundesraths iſt dem Neichötag, ſofern er verſammelt iſt, 
fofort, andernfalls aber bei feinem nächſten Zufammentreten vorzulegen. Derielbe 
ift außer Kraft zu fegen, joweit der Reichstag dies verlangt. 

Für den Fall, daß der Bundesrath von der vorstehenden Ermächtigung Ge: 
brauch macht, iſt gleichzeitig eine der Eriparniß an Ausfuhrzuichüffen entiprechende 
Herabjegung der Zuderjtener anzuordnen. 


Dierter Theil. 
Zoll-⸗, Webergangsd: und Schlußbeſtimmungen. 
S 80. 

Der Eingangszoll für feiten und flüffigen Zucker jeder Art beträgt 40 Mt. 
für 100 kg. Unter Zuder werden auch Rübenſäfte, Füllmaſſen und Zuder: 
abläufe (Syrup, Melafje) veritanden. 

Der Eingangszoll für Honig, auch fünftlihen, wird auf den gleichen Be— 
trag feitgeiegt. Die beftehenden Beitimmungen über die Ermittelung des Netto: 
gewicht von Syrup in Fäſſern finden auf ausgelaffenen Honig, auch künſtlichen, 
jomwie auf flüjjigen Zuder in Fäſſern gleihfall3 Anwendung. 


$ 81. 


Geht ausländiiher Zuder unter Steuerauffiht zur weiteren Bearbeitung in 
eine Zuderfabrit, jo kann die Stenerbehörde geitatten, daß der Eingangszoll zu: 
nächſt nur in dem nah Abzug der Zuderfteuer ($ 2) fich ergebenden Betrage 
erhoben und des weiteren der Zucker wie unverfteuerter inlänbijcher Rübenzucker 
behandelt wird. 


$ 82. 


Wird Zuder, welcher vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in eine Nieder: 
lage aufgenommen ift, nach dem genannten Zeitpunkt in dem freien Verkehr oder 
in eine Zucerfabrit übergeführt, jo ift dafür, unbeichadet der Nüdzahlung des 
etwa darauf gewährten Zuichuffes, der Betrag des Unterichiedes zwiſchen dem 
biöherigen und dem durch diejes Geſetz beitimmten Zuſchußſatz zu entrichten. 

Der gleiche Betrag iſt von demjenigen Zuder zu erheben, welcher ſich beim 
Inkrafttreten des Geſetzes außerhalb einer Niederlage im gebundenen Berfehr oder 
in einer Zuderfabrif befindet, in legterem Falle jedoch nur, ſoweit nicht der Zucker 
beim Ausgang aus der Fabrik auf das Kontingent der legteren in Anrechnung 
fommen würde. 
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Wird Zuder, welcher vor dem Inkrafttreten dieſes Gejeges in eine Nieder: 
lage ohne Zuihußgewährung aufgenommen ift, nah den genannten Yeitpunft 
unter Juanſpruchnahme des Ausfuhrzuichuifes ausgeführt oder niedergelegt, To iſt 
dafür ein Zuihuß nur in der im Gelege vom 31. Mai 1891/9. Juni 1895 
vorgeiehenen Höhe zu gewähren. 

Die vorftehenden Beſtimmungen beziehen ſich nicht auf unverzollten aus: 
ländiihen Zuder. 

Artifel 11. 

Die im $ 2 des Geſetzes vom 31. Mai 1891 auf 18 ME. feitgeiegte Zuder: 

fteuer wird auf 20 ME. für 100 kg Nettogewidt erhöht. 


Artikel II, 


Im $ 16 deö Gelege vom 31. Mai 1891 fommt der Abſatz 2, in den 
88 21 und 22 fommen die Worte: „oder zuerſt nah dem 31. Juli 1892 fort 
gelegt“, im $ 42 die Worte: „bid zum 1. Auguft 1892, jofern aber die Anftalt 
erit ſpäter errichtet wird“ und im $ 43 die Bezugnahme auf $ 67 des Geſetzes 
in Wegfall; ſoweit im $ 43 auf dem biöherigen $ 68 Bezug genommen ift, 
tritt an die Stelle der legteren der $ 77. 


Artikel IV. 

Dieſes Gele tritt bezüglich der WVorichriften über die eritmalige Kontin— 
gentirung der Fabriken ſowie über den Gingangszoll und die Zuderiteuer mit 
dem Tage jeiner Verfündigung, im übrigen mit dem 1. Auguft 1896 in Straft. 

Für Gebietötheile, welde an dem vorgenannten Tage außerbalb der Zoll: 
grenze liegen, tritt, falls dielelben in dieſe Grenze eingejchloflen werden, mit dem 
Tage ber Einichließung das gegemwärtige Gejeg in Straft. 

Der Reichöfanzler wird ermächtigt, den unter Berüdjichtigung der obigen 
Aenderungen fich ergebenden Tert des Geietes vom 31. Mai 1891 ald „BZuder 
jteuergeieg“ mit dem Datum des vorliegenden Gejeges durch das Reichs-Geſetzblatt 
befannt zu machen. 


II. Geſetzentwurf der verbündeten Regierungen 
nebſt Begründung. 
Artikel J. 

Die Beſtimmungen des zweiten und dritten Theils — 88 65 ff. — des 
Geſetzes, die Beſteuerung des Zuckers betreffend, vom 31. Mai 1891 (Reiche 
Geſetzbl. S. 295), ſowie das Geſetz, betreffend Abänderung des Zuckerſteuergeſetzes, 
vom 9. Juni 1895 (Reichs-Geſetzbl. S. 255) werden aufgehoben. An die Stelle 
der aufgehobenen Vorſchriften des Geieges vom 3. Mai 1891 treten folgende 
Beitimmungen : 


Bweiter Eßeil. 
Betriebsftener. 
1. Gegenfand, Erhebungsart und Höhe der Steuer. 
8 65. 
Bon dem in einer Zuderfabrif zur ſteuerlichen Abfertigung (88 36 fi.) 


gelangenden Zuder wird ein Zuſchlag zur Zuderiteuer (Betriebsftener) erhoben, 
welcher für die innerhalb eines Betriebsjahres abgefertigten Mengen 


II. Gejegentwurf der verbündeten Regierungen. 583 


bis zu 500000 kg einihlieglih . - . 0,05 Marf, 

von über 500000 kg bi zu 1000000 ke einſchließlich Oo nr 

von über 1000 000 kg bis zu 1500000 kg einichließlih O,u: u 

von über 1500000 kg bis zu 2000000 kg einichlichlih O,., 

und jo fort, von 500000 zu 500000 kg um O,, Mark fteigend, 
tür je 100 kg Rohzuder Nettogewicht beträgt. 

Für den Theil der Zudererzeugung, welcher die nad SS 74 ff. feitgeießte 
Menge um mehr ald fünf vom Hundert überjchreitet, iſt ein Zuſchlag zur Be: 
trieböftener im Betrage von einer Mark für 100 kg zu entrichten. Für die in 
neu errichteten Fabriken ($ 76 Abſ. 1) im eriten Jahre ihres Betriebes her: 
geitellten Zucdermengen iſt ein Zuichlag im Betrage der im Abiag 1 vorgeiehenen 
Betrieböfteneriäge, jedoch für den Theil der Jahreserzeugung, welcder über eine 
Menge von 10000000 kg hinausgeht, im Betrage von einer Marf für 100 kg 
zu entrichten. 

S 66. 

Die Berriebsiteuer ($ 65 Abi. 1 und 2) wird nad den aus der Fabrik 
abgefertigten Rohzudermengen bemejlen. Verläßt der Zuder die Fabrik nicht in 
Form von Nobzuder, jo iſt das Erzeugniß zum Zwecke der Steuerfeſtſetzung auf 
feinen Rohzuckerwerth umzurechnen. Nach welchen Verhältniß legteres zu geichehen 
hat, beſtimmt der Bundesrath. 

Rübenſäfte und Abläufe der Zuderfabrifation find der Betricbsitener nicht 
unterworfen. 

$ 67 


Zuder, welder im gebundenen Verkehr ($ 39) in die Fabrik eingebracht 
wird, iſt nach jeinem Rohzuckerwerthe ($ 66) von der aus der Fabrik aus: 
gehenden Menge in Abzug zu bringen. 

Fabriken, welche ausicließlih Zuder der im Abſatz 1 gedachten Art ver: 
arbeiten, find der Betriebsſtener nicht unterworfen. 


S 68. 

Mehrere in der Hand desielben Beiigers befindliche, innerhalb einer Ent: 
fernung von 10 Silometer von einander befegene Fabrifen werden, jofern auch 
nur eine derjelben nach dem Inkrafttreten diejes Geſetzes errichter it, im Sinne 
der obigen Beitimmungen als eine Fabrik angejehen. 


2. 3ahlungspflidt und Verjährung. 
8 69. 

Die Betriebsitener ift zu entrichten, jobald der Zuder die Fabrik verläßt. 
Zur Entrichtung it der Fabrikinhaber verpflichtet. 

Fine Befreiung von der Steuer oder eine Vergütung derjelben (S$ 5, 6) 
findet nicht ftatt. 

Bezüglih der Stundung der Betriebsſteuer und der Verjährung derielben 
finden die Vorjchriften der 88 3 und 4 Anwendung. 


Dritter Theil. 
Ausfuhrzuſchüſſe. 
1. Höhe der Zuſchüſſe und deren Zahlung. 
870. 
Im Falle der Ausfuhr des Zuckers oder der Niederlegung desſelben in einer 
öffentlichen Niederlage oder einer Privatniederlage unter amtlichem Mitverſchluß 


* 
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in einer Menge von mindeſtens 500 kg wird ein Ausfuhrzufhuk gemährt, 
welcher 
a) für Nohzuder von mindeitens 90 Prozent Zudergehalt und 
raffinirten Zuder von unter 98, aber mindeſtens 90 Prozent 
Zudergehalt . . . . 4,000 Meart, 
b) für Kandis und Zucker in weißen vollen harten Broten, Böden, 
Platten, Stangen oder Würfeln oder in weißen harten durch— 
icheinenden Kryitallen von mindeſtens 99'/, Prozent Zuder: 
gehalt, alle dieſe Zuder auch nad Zerfleinerung unter teuer: 
amtlicher Auffiht . . In 
ce) für alle übrigen Zuder von mindeftens 98 Prozent Zudergebalt 460 — 
für 100 kg beträgt. 
Nady näherer Beitimmung des Bundesraths können die Ausfuhrzuſchüſſe 
aud für zuderhaltige Waaren im Falle des $ 6 Ziff. 1 gewährt werden. 


6.71, 

Eine Baarzahlung der Zuſchüſſe findet vor Ablauf von ſechs Monaten nad 
dem Tage der Ausfuhr oder Niederlegung nicht ftatt. 

Wird Zuder aus der Niederlage in den freien Verkehr oder in eine Zuder: 
fabrif entnommen, io iſt der darauf gewährte Zuſchuß zurüdzuzahlen. Der nieder: 
gelegte Zucker haftet der Steuerbehörde ohne Rüdficht auf die Nechte Dritter für 
den Betrag des gewährten Zuſchuſſes. 


2. Aenderung der Zuſchußſätze. 
8 72. 

Der Bundesrath ijt ermächtigt, die im $ 7O vorgejehenen Zuihußläge vor: 
übergebend oder dauernd zu ermäßigen, oder die Beitimmung über die Zahlung 
von Zuſchüſſen vollftändig außer Kraft zu fegen, fobald in anderen Rübenzuder 
erzeugenden Ländern, welche gegenwärtig für die Yudererzeugung oder Zuder: 
ausfuhr eine Prämie gewähren, dieje Prämie ermäßigt oder beieitigt wird. Der 
bezügliche Beichluß des Bundesrathes ift dem Reichstag, ſofern er verlammelt ift, 
fofort, andernfalld aber bei feinem nächlten Zufanmentreten vorzulegen. Derjelbe 
it außer Kraft zu ſetzen, ſoweit der NReichdtag dies verlangt. 


3. Döchſtbetrag der jährlichen Zuſchüſſe und Einziehung zuviel gezahlter Beträge. 


8 73. 

Für die Gewährung der Ausfuhrzuichülfe find die Einnahmen aus der 
Betriebsftener (8 65) und 25 Prozent der Cinnahmen aus der Zuderfteuer (8 2), 
abzüglich der Erhebungs- und Berwaltungskoiten, zu verwenden. 

Bleibt die Summe der gewährten Zuſchüſſe in einem Betriebsjahre hinter 
dem dafür ausgeſetzten Betrage zurüd, jo tritt der wicht verwendete Theil des 
legteren, joweit er fünf Millionen Mark nicht überfteigt, dem für das nächte 
Jahr zum Zwede der Zuihußgewährung auszujegenden Betrage hinzu. 

Geht die Summe der gewährten Zuichüfle in einem Betriebsjahre über den 
dafür auögejesten Betrag hinaus, jo ift der überichießende Betrag nach Maßgabe 
der nachfolgenden Beſtimmungen einzuziehen. 


8 74. 


Für die einzelnen betrieböftenerpflichtigen Fabriken wird alljährlich die von 
ihnen herzuftellende Zudermenge (Kontingent) feitgeiegt, bei deren Ueberſchreitung 
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fie nah Verhältniß ihrer Mehrerzeugung zur Dedung des bei Gewährung der 
Ausfuhrzuſchüſſe fich ergebenden Fehlbetrages (5 73, Abi. 3) heranzuziehen find. 
Nah Inkrafttreten diejes Geſetzes errichtete Fabriken find für das erite Jahr ihres 
Betriebes nad Verhältniß ihrer ganzen Jahreserzeugung an Zuder dazu bei: 
zutragen verpflichtet. 

Die Feſtſetzung der Höhe der von den Fabriken zu entrichtenden Beträge, 
fowie ihre Einziehung und die Einziehung zuviel gezahlter Ausfuhrzuſchüſſe 
erfolgt durch die Verwaltungsbehörde unter Ausſchluß des Rechtswegs. Inwieweit 
für dieſe Beträge Sicherheit zu beitellen iſt, beitimmt bie oberſte Landesfinanz— 
behörbe. 


4. Verfahren bei der Kontingentirung der Aucerfabriken. 
8 75. 

Die eritmalige Feititellung der Kontingente ($ 74) erfolgt unmittelbar nadı 
Berfündigung dieſes Geſetzes für das Berriebsjahr 1896/97 und umfaßt alle 
diejenigen Fabriken, welche bei Verkündigung des Geſetzes bereit3 im Betriebe 
oder zum Betriebe fertig oder welche vor dem 1. Dezember 1895 in ber Her— 
ftellung begriffen waren. Die jpäteren Klontingentirungen finden in ber eriten 
Hälfte eines jeden Betriebsjahres für das darauf folgende Betriebsjahr ftatt. 


8 76. 

Den nah dem 1. Dezember 1895 errichteten Fabriken wird, jomweit fie nicht 
bereit3 an der eritmaligen SKontingentirung theilgenommen haben, ein Kontingent 
für das erite Jahr ihres Betriebes überhaupt nicht und für das zweite Jahr 
nur in Höhe der Hälfte der im ordnungsmäßigen Verfahren (88 77, 78) zu 
ermittelnden Jahresmenge zugetbeilt. 

Iſt eine Fabrik im eriten Jahre ihres Beſtehens weniger ald fünfzig Tage 
im Betriebe geweien, jo treten die in dem Gelege für das erſte Jahr ihres Be: 
triebes vorgejehenen Folgen auch für das zweite Jahr und die für das zweite 
vorgejehenen Folgen für das dritte Jahr ein. 

14: 

Das Sontingent der einzelnen Fabrik wird nad der Zudermenge ermittelt, 
welhe von der Fabrik aus inländiichen Rohftoffen in den legten fünf Betriebs: 
jahren unter Weglaflung der höchiten und der niedrigiten Jahreserzeugungsziffer 
durhichnittlich hergeltellt ift. Das Betriebsjahr, in welchen: die Ktontingentirung 
borgenommen wird — bei der erjtmaligen Stontingentirung das Jahr 1895/96 
— wird hierbei nicht berüdjichtigt. 

Die Vorichrift, daß bei der Kontingentirung der Nübenzuderfabrifation nur 
die Jahreserzeugung an Zuder aus inländiſchen Rüben berüdfichtigt werden darf, 
findet bezüglich derjenigen Jahre, welche in die Zeit vor dem Inkrafttreten bes 
Geſetzes fallen, keine Anwendung. Auch iſt der Bundesrath Für eine fernere 
Uebergangszeit von drei Jahren Ausnahmen zuzulaflen ermächtigt. 


8 78. 

Iſt eine Fabrik noch nicht oder nicht während des ganzen im $ 77 Abi. 1 
bezeichneten Zeitraums im Betriebe geweſen, jo wird unter Anhörung von Sach— 
veritändigen ermittelt, in welchen Verhältniß ihre techniiche Leiftungsfähigfeit zu 
der Leiitungsfähigfeit einer oder mehrerer anderer, thunlichit nahe gelegener Fabriken 
fteht, welche während der an dem fünfjährigen Zeitraum fehlenden Jahre in 
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ungeftörtem Betriebe geweien find. Nach dieſem Verhältniß wird aus der Zuder: 
menge, welche die legteren Fabriken in den in Rede itehenden Jahren thatſächlich 
erzeugt haben, Für die zu fontingentirende Fabrik die Yudermenge berechnet, 
welche ihr bezüglich jener Fehljahre in Anrechnung zu bringen iſt. 

Dies Rerfahren findet finngemäße Anwendung, wenn eine fontingentirende 
Fabrik in Folge Brandichadens oder anderer nicht vorherzuichender und unabwend— 
barer Ereigniffe, welche den techniſchen Berrieb der Anitalt jtören, während mehrerer 
der in Betracht kommenden fünf Jahre zu einer ungewöhnlichen Einſchränkung 
ter Zudererzeugung genöthigt geweſen iſt. 


S 79. 

Die FFeitftellung der Kontingente geichieht in Rohzuckerwerth (S 66); Ne 
erfolgt endgiltig durch die oberiten Landesfinanzbehörden nach näherer Beſtimmung 
des Bundesraths. 

S$ 80. 

Die zuläffige Summe der für die einzelnen Fabriken feitzuicgenden Kontingente 
(das Geſammtkontingent) wird Für das Betriebsjahr 1896/97 auf 1400 Millionen 
Kilogramm beſtimmt. 

Für jedes fernere Betriebsjahr wird das Geſammtkoutingent im vorhergehenden 
Jahre durch den Bundesrath feſtgeſtellt. Hierbei darf das neu feſtzuſeßende Ges 
ſammtkontingent gegen das Geſammtkontingent des Jahres, in welchem die Feſt— 
ſetzung erfolgt, höcitens um das Doppelte desjenigen Betrages vermehrt werden, 
um welchen der inländiiche Verbrauh au Zuder in dem nächſtvorhergegangenen 
Jahre den Berbraud; in dem zweitvorhergegangenen Jahre übertroffen bat. Als 
verbraucht gilt der im Inlande gegen Stenerentrihtung im den freien Berfehr 
geſeßte Zuder. 

lleberiteigt das hiernach feitgeleßte Gejammtfontingent die Summe der für 
tasjelbe Jahr Für die einzelnen Yabrifen ermittelten SKontingente, jo ſind bie 
legteren verhältnigmäßig zu erhöhen, im entgegengelegten Falle verhältnismäßig 
herabzuſetzen. 


5. Uebertragung des Kontingents auf andere Fabriken. 
881 

Iſt eine Fabrik durch Ereigniſſe der im $ 78 Abſas 2 gedachten Urt außer 
Stand geſetzt, Zucker bis zur Höhe ihres Kontingents herzuſtellen, jo kaun bie 
Lireftivbehörde geitatten, daß der nicht erledigte Theil des Kontingents dem 
Nontingent anderer Fabriken, ſoweit dieje die Verarbeitung der der eriteren Fabrik 
noch zur Verfügung ftehenden Rohſtoffe übernehmen, zugeichrieben wird. 

Die Uebertragung des Sontingents oder eines Theils desſelben auf ein 
ipäteres Jahr iſt unzulällig. 


Dierter Ebeil. 
30ll:, Uebergangs- und Schlußbeſtimmungen. 
8 82. 
Der Eingangszoll für feiten und flüſſigen Zuder jeder Art beträgt 45 ME. 
tür 100 kg. Unter Zuder werden auch Rübenſäfte, Füllmaſſen und Zuderabläufe 
Eyrup, Melafje) veritanden. 
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Der Eingangszoll für Honig, auch fünftlihen, wird auf den gleichen Betrag 
feitgeiegt. Die beitehenden Beſtimmungen über die Ermittelung des Nettogewichts 
bon Syrup in Fällern finden auf ausgelaffenen Honig, aud künſtlichen, ſowie 
auf flüjfigen Zuder in Fäſſern gleichfall® Anwendung. 

8 83. 

Wird Zuder, welcher vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in eine Nieder: 
lage aufgenommen ift, nad dem genannten Zeitpunft in den freien Verfehr oder 
in eine Zuckerfabrik übergeführt, fo ift dafür, unbeichadet der Rückzahlung des 
etwa darauf gewährten Zuichufles, der Betrag des Interichiedes zwischen beim 
bisherigen und dem durch diejes Geſetz beitimmten Zuſchußſatze zu entrichten. 

Der gleiche Betrag ift von demjenigen Zuder zu erheben, welcher fich beim 
Inkrafttreten des Gejeges außerhalb einer Niederlage in gebundenen Verfehr oder 
in einer Zuderfabrif befindet, in legterem Falle jedoch nur, foweit beim Ausgange 
aus der Fabrik von dem Zuder eine Betriebsfteuener nicht zu entrichten fein würde. 

Wird Zuder, welcher vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in eine Nieder: 
lage ohne Zuihußgewährung aufgenommen it, nah dem genannten Zeitpunft 
unter Inanſpruchnahme des Ausfuhrzuichufles ausgeführt oder niedergelegt, ſo 
ift dafür ein Zuihuß nur im der in Gejek von 31. Mai 1891/9. Juni 1895 
vorgeiehenen Höhe zu gewähren. 

Die vorftehenden Beitimmungen beziehen ſich nicht auf unverzollten aus— 
ländiihen Zuder. Die in Gemäßheit dieſes Paragraphen aufkommenden Beträge 
"ie in gleiher Weile wie die Einnahmen aus der Betrieböftener zu verwenden 
$ 73). 


Artifel II. 


Die im 8 2 des Geſetzes vom 31. Mai 1891 auf 18 ME. feſtgeſetzte 
Zuderjteuer wird auf 24 Mi. für 100 kg Nettogewicht erhöht. 


Artifel IIL 


Im $ 16 de3 Geiekes vom 31. Mai 1891 kommt der Abſatz 2, in den 
s$ 21 und 22 kommen die Worte: „oder zuerit nach dem 31. Juli 1892 fort: 
gelegt“, im $ 42 die Worte: „bis zum 1. Auguſt 1892, ſofern aber die Anftalt 
erit ipäter errichtet wird“ und im $ 43 die Bezugnahme auf $ 67 des Geſetzes 
in Wegfall; joweit im $ 43 auf den biöherigen $ 68 Bezug genonmmen ift, tritt 
an die Stelle des letteren der $ 70. 


Artikel IV. 


Dieſes Geſetz tritt bezüglich der Borjchriften über die eritmalige Kon— 
tingentirung der Fabrifen nit dem Tage feiner Verkündigung, in Uebrigen mit 
dem 1. Auguſt 1896 in Kraft. 

Für Gebietötheile, welche an dem vorgenannten Tage außerhalb der Zoll: 
grenze Liegen, tritt, falls diejelben in dieje Grenze eingejchloffen werden, mit dem 
Tage der Einichliegung das gegenwärtige Geſetz in Kraft. 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, den unter Berüdjichtigung der obigen 
Aenderungen fich ergebenden Tert des Gefeges vom 31. Mai 1891 ald „Zuder: 
fteuergeieg“ mit dem Datum des_ vorliegenden Geſetzes durd) das Reichs-Geſetz— 
blatt befannt zu machen. 

Urkundlich 2c. 

Gegeben zc. 
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Begründung. 
I. Im Allgemeinen. 


Die ungünftige Lage der heimiſchen Zuderinduftrie hat den Neichötag bereits 
in jeiner vorigen Tagung zu wiederholten Malen beſchäftigt. Es wurde hierbei 
ein Nothitand des Gewerbes und der auf legteres angewielenen landwirthichaft: 
lichen Kreiſe von der überwiegenden Mehrheit des Haufes als vorliegend anerkannt, 
und eine Außerfraftiegung derjenigen Beitimmungen des Zuckerſteuergeſetzes vom 
31. Mai 1891 beſchloſſen, nad welchen eine weitere Herabminderung der geieg: 
lichen Ausfuhrzuſchußſätze für die Zeit vom 1. Auguft 1895 bis zum 31. Juli 
1897, dem für den aänzlichen Wegfall derielben vorgejehenen Termin, eintreten jollte. 

Die damald vom Reichdtag angenommene Novelle zum Zuderfteuergeieg, die 
als Geſetz vom 9. Juni 1895 (Reichs-Geſetzbl. S. 255) inzwiſchen in Wirkſamkeit 
getreten it, bezwedte feine abichließende Negelung der Angelegenheit, ſondern 
wollte nur den Eintritt eines der Zuckerinduſtrie nad dem geltenden Gele un: 
mittelbar bevorftehenden und während der augenblidlichen Krifis beſonders bedroh— 
lichen Nachtheils für eine gewiſſe Friit hinausichieben. Den verbüudeten Regierungen 
jollte hierdurch zugleich die Zeit gewährt werden, um der bei Einbringung des 
Geſetzes vom 9. Juni 1895 ausgeiprocenen Abficht gemäß die einichlägigen Ber: 
hältnifie näher zu prüfen und die behufs Bejeitigung bejtehender Mißſtände etwa 
erforderliche Umgeitaltung der Zuderfteuergejeßgebung vorzubereiten. Die Prüfung 
hat inzwiichen ftattgefunden. Ihr Ergebniß ift in den Abänderungsporichlägen 
der Vorlage niedergelegt. 

Wenn in der Begründung zu dem Gelege vom 9. Juni 1895, — deren 
Anlagen A und B, bis auf die Gegenwart veroollitändigt, hier wieder beigerünt 
find, — auf den tiefen Stand der Zuderpreiie hingewielen ift, welche die Aus— 
fiht auf gebeihlihe Entwidelung der betheiligten Induſtrie und Landwirthſchaft 
nicht auffommen ließen, jo trifft da® Gejagte auch gegenwärtig noch zu. 

Die niedrigiten Preife am Zucdermarft betrugen für 100 kg (Rohzucker, 
Nendement 88, frei an Bord Hamburg) im Monat Januar 


ABBT> 25: 2, ir Be 

1892 . . 2: 2 0 0 

1898: 0.02 — 

11:7 7 Se 

IBOB: 2.20 ee 
Der letztere Preis bleibt weit hinter den Heritellungswerth der Waare zurück. 
Die Hoften für die Gewinnung eined Doppelzentner® Rüben — ohne Be: 
rüdjihtigung des Werthed von Grund und Boden — fteigen nad den an— 


geftellten Ermittelungen im Deutichen Reich bis zu 2, ME. und werden durch— 
ſchnittlich, ſoweit man die Rechnung mit Durchichnittsziffern in folchem Falle 
überhaupt für zuläjlig erachten will, auf annähernd 1,5 ME. angenommen werden 
fönnen. Die Berarbeitungsfoften für einen Doppelzentner Rüben, ohne die Ber: 
zinfung des Anlagekapitals der Fabrik und ohne die erforderlichen Abjchreibungen 
u. ſ. w., ſchwanken von O,,, ME. bis 1,,, ME. und belaufen fi auf etwa O,.o ME. 
im Durdichnitt. Es würden alfo, da im Allgemeinen aus acht Doppelzentnern 
Rüben ein Doppelzentner Zuder erzielt wird, die Aufwendungen für die Her: 
ftellung leßterer Zudermenge 19,30 ME. betragen. Hierbei iſt zu berüdfichtigen, 
daß gerade in den fleinen Fabriken, deren fernere Erhaltung die verbündeten 
Regierungen als ihre beiondere Aufgabe anichen, dieſe durchſchnittliche Koſtenſumme 
erheblich überichritten wird. Aber auch für die befler fituirten Fabriken ift, wenn 
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jowohl dem Rübenbauer als auc dem Zuderfabrifanten aus dem Rüben: beziehungs— 
weile Zuderpreife eine angemeflene Verzinfung ihres Anlagefapitald zufliegen joll, 
ein Preisſtand von mindeſtens 23 bis 24 ME. für den Doppelzentner Rohzuder 
unbedingt erforberlid). 

Inzwiihen find die Preiſe zwar annähernd auf dieien Betrag geitiegen. 
Nach Lage der Verhältniffe ift aber nicht anzunehmen, daß dieſer Preisitand von 
Dauer fein werde. Es handelt fich bier vielmehr augenscheinlih nur um eine 
vorübergehende Aufwärtäbewegung auf dem Zudermarfi, wie fie, durch mannig— 
fache Umftände beeinflußt, von Zeit zu Zeit eintreten wird. Dad ungünftige 
Berbältnig, das zwiichen der Gelammtproduftion und Geſammtkonſumtion an 
Zuder ſeit Jahren befteht und deilen Aenderung nicht abzufehen ift, muB auf den 
Preis des Zuckers auf dem Weltmarkte, der auch für den Inlandsmarkt von bes 
timmendem Cinfluß ift, naturgemäß fortgeiegt drüden. 

Die NRübenzudererzeugung ift, zum Theil unter der Einwirfung der all 
gemeinen landwirthſchaftlichen Berhältnifle, in allen Rübenländern Europas in 
gewaltigem Aufſchwunge begriffen. 

Die Produktion betrug (in Rohzucker, 100 kg): 








| 











— ——— Andere | 
Deutſch⸗ Deiterreich: Frank: ; | Nieder: |. 
| land ' Ungarn | reich Rußland | Belgien ‘ lande — Zuſammen 





1890/91 13 400 000: 7 700 00016 800 00015 +00 0002 100 000|800 000° 800 000 37 000 000 
1891/9212 000 000| 7 800 000/6 400 00015 500 0001 800 000,500 000 900 000 34 900 000 
1892/93 12 300 000) 8 000 000)5 800 000 4 600 000|1 800 000/700 000) 900 000 |34 100 000 
1893/94 13 700 000| 8 400 000|5 700 000'6 500 000:2 300 000/800 000 1 100 000 |88 500 000 
1894/95 8 300 000 10 600 0007 800 0006 200 000 2 800 0001900 000 1 500 000 * 100 000 

Es iſt alſo die jährlich gewonnene Menge an Rübenzucker, auch wenn man 
die Erzeugung der nicht europäiſchen Länder außer Betracht läßt, von 37 Mil. 
Doppelzentner im Jahre 1890/91 auf 48 Millionen im Jahre 1894/95 an- 
gewachilen. Unter Hinzurehnung des Rohrzuckers, deſſen Produktion, ſoweit fie 
für den Weltmarkt von Bedeutung ift, für das Jahr 1890/91 auf 26 Millionen 
Toppelzentner, für 1891/92, 1892/93 und 1893/94 auf 29 bezw. 27 und 
33 Millionen und für da3 legtverfloffene Jahr auf ungefähr 30 Millionen 
Doppelzentner angenommen werden kann, ergibt fich ſeit 1890 eine durchichnitt: 
liche jährliche Steigerung der Weltproduftion an Zuder um etiva 4000000 Doppel: 
jentner. Erwägt man, daß die durchichnittliche jährliche Zunahme des dieſer 
Produktion gegenüberftehenden Konſums in dem gleihen Zeitraum fi auf nicht 
über 2'/, bis 3 Millionen Doppelzentner ftellen wird, fo erhält man als natür= 
liche Folge eine ftetige Vermehrung des Angebots auf dem Weltmarkt zu immer 
billigerem Preiſe. 

Die durch den PBreisdrud hervorgerufene allgemeine Nothlage wird von den 
außerdeutihen, den Zudermarft beichidenden Ländern leichter ertragen, weil diefe 
entweder mit niedrigeren Produftionsfoften rechnen können oder in den ihnen 
ftaat3jeitig gewährten lnterftügungen einen Ausgleich finden; die Verhältnifie 
müſſen daher, wenn nicht eine Aenderung eintritt, Ichließlih zur Verdrängung 
Deutichlands vom Markte führen. Die in der Begründung zum Gejeg vom 
9. Juni 1895 erwähnte beiondere Schwierigkeit, welcher der deutiche Zudererport 
bei den Vereinigten Staaten von Amerika begegnet, beiteht ebenfalld unverändert fort. 
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Da eine nennenswerthe Verminderung der gegenwärtigen Produktionsfoiten 
jür die dentiche Jnduftrie nicht im Bereiche der Möglichkeit liegt, ſo kann Die 
Aenderung der Bedingungen ihrer Wertbewerböfähigfeit anders als dur die Ge- 
währung erböbter Ausfuhrzuſchüſſe nicht herbeigeführt werben; das Reich vermag 
lich dem Verſuche, bier im Wege der Geieggebung Abhilfe zu ichaffen, ichon des: 
halb nicht zu entzichen, weil die Erhaltung einer feiner blühenditen Indnſtrien 
in Frage ſteht, welche mittelbar mehr als eine halbe Million von Arbeitern be 
ichäftigt und deren Niedergang auf eine Neihe von anderen Erwerbszweigen, ins: 
beiondere auf die ohnehin umter der Ungunſt der Verhältniſſe ſchwer leidende 
Landwirthichaft, eine äußerſt verderbliche Rückwirkung üben müßte. 

Für das Eingreifen der Reichsgeſetzgebung im vorliegenden Falle ipricht aber 
noch der beiondere Umstand, daß auf die gegenwärtige Lage der Induſtrie Der 
Erlaß des Gelege! vom 31. Mai 1891, die Beiteuerung des Zuders betreffend, 
wenigitens nicht ganz ohne Einfluß geweſen iſt. Allerdings kann nicht zu— 
aeitanden werden, daß die Ausdehnung des Nübenanbaues — zum Theil auf 
Gegenden, die demſelben bisher nicht zugänglich erſchienen —, ſowie die Anlage 
zahlreicher neuer Fabriken und die dadurd herbeigerührte unverhältnißmäßige 
Mehrproduftion an Zuder ausichlieglich oder in der Hauptiache auf dieſes Geier 
zurüdzuführen jei. Es handelt fich hierbei um Griceinuugen, die, wie jchon die 
mitgetheilten Ziffern erkennen laſſen, nicht blos in Deutichland, imd in Deutich- 
land nicht erit jeit 1892 beobacter werden; and würde die angebliche Folge 
des Geſetzes, daß die Zuderinduftrie von dem mohlhabenderen Landestbeilen 
Mitteldeutichlands aus fih auch in dem ärmeren Yandestheilen des Nordens 
und Ditens eingebürgert hat, in jedem Falle als eine erfreuliche Entwickelung 
zu begrüßen fein. 

Es wird ferner auch heute noch anzuerkennen fein, daß es zwingende finanzielle 
und wirtbichaftliche Gründe waren, welche den Geſetzgeber veranlaßten, die Material: 
beitenerung dur eine Steuer vom Fabrikat zu eriegen und demgemäß die in der 
Art der Vergütung der Daterialitener beim Erport enthaltenen, je nach der Aus: 
beute variabelı Ausfuhrprämien in feſte Ausfuhrznichülle umzuwandeln. 

Dagegen hat ſich ſeit Emanation des Geſetzes von Jahr zu Jahr mehr die 
Ueberzeugung aufdrängen müflen, daß die Beitimmungen über die Höhe dieſer 
feiten Zuſchüſſe und die für die Zuſchußgewährung vorgeiehene Mebergangsfriit 
im Intereſſe der Aufrechterhaltung der Konkurrenzfähigkeit der deutſchen Induſtrie 
den anderen Nübenzucerländern gegenüber dringend der Reviſion bedürfen. 

Daß ein ſolcher Fall eintreten könne, iſt übrigens bei den Verhandlungen 
über das geltende Zuderiteuergeieg feitens der verbiindeten Regierungen keineswegs 
verfannt worden, Man war zwar, wie von dem Vertreter derjelben am 29. April 
1891 im Reichstag hervorgehoben worden iit, bei Feitiesung einer Uebergangs— 
frift für die Zuſchußzahlung zunächſt der Meinung, dag der auf Beleitigung der 
Prämien gerichtete, diesieit3 vorgethane Schritt von unieren Konfurrenzitaaten 
nachgethan werden mühe und werde. Schon damals aber wurde die Erklärung 
abgegeben, das, wenn das Ausland auf dem betretenen Wege nicht nachfolge umd 
e3 ſich herausitelle, daß die deutiche Zuderinduftrie weientlih in Folge dieſer 
Berhältniffe zurüdgegangen jei oder zurückgehen müſſe, Regierung und Reichstag 
von Neuen zu prüfen haben würden, ob die llebergangäzeit zu verlängern ober 
höhere Prämien einzuführen jeien. 

Beide Vorausiegungen für die Rückkehr zu angemeflenerer Prämiirung des 
Zuckers treffen in vollem Maße: zu. Seit Beleitigung der deutichen Material: 
beiteuerung haben Frankreich und Defterreich, unſere hauptſächlichen Mitbewerber 
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auf dem Meltmarkte, überhaupt micht, Belgien und Holland, die daneben etwa 
noch im Betracht kommen, nicht in nennenswerthem Umfange ihr Brämienweien 
geändert, und die Lage ſämmtlicher betbeiligten Zucderindustrien ift bei einen 
Rückgange des Preiſes derart, dab ich mur diejenigen, die fich einer ausgiebigen 
jtaatlichen Hilfe erfreuen, auf dem MWeltmarkte weiter behaupten können. Yestere 
Annahme wird durch die Thatſache, daß Deutichland, ungeachtet feiner niedrigen 
Prämienjäge, nodh im Jahre 1894/95 10,, Millionen Doppelzentner — über 
40 Prozent mehr ald im Borjahre — nah dem Auslande abgeltoßen hat, in 
feiner Meije erichüttert. Die Aufrechterhaltung eines der vermehrten Produktion 
entiprechenden Exports ift der deutichen Anduftrie nur mit Opfern und nur 
dadurch möglich gemweien, daß andere Länder ihren Zuder vorläufig zurüdgehalten 
haben, ein Umſtand, der zweifellos dazu beitragen wird, den Kampf um den 
Weltmarkt künftig noch erheblich zu verichärfen. 

Das nächſte Ziel der deutichen Zucderitenergejeßgebung muß hiernach ſein, 
dem deutichen Zucker wieder Zuſchüſſe in einer Höhe zu gewähren, welche dem 
Erport die Möglichkeit fichert, mit unferen Hauptfonfurrenten auf dem Zucker— 
marft gleichen Schritt zu halten. Die grundſätzliche Stellung der verbündeten 
Regierungen zur Frage der Prämiirung des YudererportS wird hierdurch nicht 
geändert; dieſe müſſen ſich vielmehr die Wiederbeieitigung der Zuſchüſſe für den 
Fall vorbehalten, daß es gelingen folle, entiprechende Maßnahmen anderer Staaten 
herbeizuführen, welche derartige Zuſchüſſe entbehrlich ericheinen lafien. 

Hierbei wird die Geſetzgebung jedoch nicht stehen bleiben können. Die unver: 
hältnißmäßig große Ausdehnung der Produktion, zu der fich die inländiſche An: 
duftrie bereits bisher troß niedriger Preiſe und geringer Staatsſubvention gedrängt 
geiehen hat, kann durch eine bloße Erhöhung der Ausfuhrzuſchüſſe nur eine 
weitere Steigerung erfahren. Diele umerwiünichte Folge würde um fo sicherer 
eintreten, als es an den nöthigen Anbauflächen für eine weitere Ausdehnung der 
Rübenkultur nicht Fehlt und die zu der Anlegung oder Vergrößerung von Zuder: 
fabrifen erforderlichen Geldiummen erfahrungsgemäß ohne Schwierigkeit — 3. B. 
von den die Maſchinen liefernden Fabriken — beichafft werden fönnen. Erſcheint 
daher eine Einſchränkung der Rüben, beziehungsweile Zudererzeugung mittels 
geietlihen Zwange® Ihon gegenwärtig eritrebenswerth, jo dürfte bei der 
geplanten Erhöhung der Prämien eine ſolche Maßregel völlig unabweisbar fein. 

Das es ſich zur Erreichung jenes Zwedes nicht um ein geiegliches Verbot 
des Nübenanbaus oder der Zuderfabrifation über ein beitimmtes Mab hinaus 
handeln kann, bedarf feiner mäheren Begründung. Dagegen ericheint die Er- 
ihwerung der Produktion an Zuder über einen angemeilenen Betrag hinaus, 
wie fie der Entwurf beabjichtigt, zuläiftg und nothwendig. Es ſoll zu dieſem 
Zweck alljährlich für jede einzelne Fabrik eine, im Allgemeinen ihren biäherigen, 
thatlächlichen Leiftungen entiprechende — das „Kontingent“ der Fabrik bildende 
— Zuckermenge feitgeiegt werden, bei deren lleberichreitung fie zu gewiſſen 
Zahlungen je nah dem Umfange ihrer Mehr fabrifation herangezogen wird. 
Durch diefe Belaſtung wird der Fabrik für die SKontingentsüberichreitung der 
Vortheil, der ihr aus der Gewährung der Ausfuhrzuſchüſſe erwächit, zum Theil, 
unter Umftänden auc ganz, wieder entzogen ; in gewiljen Fällen kann die Zahlung 
ſogar über den Betrag des Zuichuffes hinausgehen. Die Fabrifen werden daher 
bezüglich der das Kontingent überfteigenden Zuckererzeugung regelmäßig jchlechter 
geitellt jein, als bisher. Gin produftionsbeichräntender Einfluß der Maßnahme 
fteht um fo weniger in Zweifel, als auch ſchon die in Ausficht genommene Be— 
trieböfteuer in gleicher Richtung zu wirken geeignet iſt. 
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Die beiden vorbeiprodenen Maßregeln — Erhöhung der Zuſchüſſe und 
stontingentirung der Produktion — dürften Gewähr dafür bieten, dab die deutiche 
Zuderinduftrie als Ganzes, insbeſondere in ihrem Wettbewerb mit dem Auslande, 
aud ferner eriitenzfähig erhalten bleibt; dagegen laſſen diejelben das Verhältniß 
der einzelnen Theile unferer Zuderinduftrie zu einander völlig unberührt. Aber 
aud in diejer Beziehung hat die Entwidelung der deutjchen Zuderinduftrie eine 
Wendung genommen, welde ein Eingreifen des Gejeggeberö herauszufordern 
iheint. Es ift dies die ſeit Jahren ftetig fortichreitende, durch den Wechſel in 
der Stenergeleßgebung weder aufgehaltene noch beichleunigte Ausbildung des 
Gewerbes zum Großbetriebe. 

In welden Maße fi dieſe Wandlung in neuerer Zeit vollzogen hat, läßt 
die Zufammenftellung in der Anlage C (hier nicht abgedrudt) erfennen, in welcher 
für jedes der letzten 15 Jahre die im Betriebe befindlichen Fabrifen nach dem 
Umfange ihrer Nübenverarbeitung, in Stlaffen von 40000 zu 40000 Doppel: 
zentnern geordnet, aufgeführt find. In der unterſten Klaſſe, mit jährlich weniger 
ald 40000 Doppelzentner Rübenverarbeitung, befanden fich im Jahre 1880/81 
noh 2 (von 333), im Jahre 1881/82 nod 4 (von 343) Fabriken; zur Zeit 
find jolche fleine Betriebe nicht mehr vorhanden. In der zweiten, dritten und 
vierten Stufe (40 bis 80000 beziehungsweife 80 bi8 120000 und 120 bis 
160 000 Doppelzentner Rüben) u fid noch: 


1880/81 . 24, 45 und 64 Fabriken, 
1881/82... — 17, 5,5 u 
1894/95 dagegen nur noch 4, SE 


Die größten vorhandenen Fabriken hatten eine Rübenverarbeitung von: 


1880/81 560000 bis 600000 Doppelzentner, 
1882/83 720000 „ 760000 i 
1884/85 800000 „ 840000 . 
1885/86 920000 „ 960000 . 
1886/87 960000 -„ 1000000 
1887/88 1000000 „ 1040000 : 
1889/90 1120000 „ 1160000 u 
1890/91 1280000 „ 1320000 — 
1894/95 1480 000 1520000 


Ueber eine Materialverwendung von 440 000 Doppelzentner gingen 1880/81 
und 1881/82 nur je 3, 1894/95 nicht weniger als 104 Fabriken hinaus. 

Der Nüdgang der Eleineren und mittleren Fabrifen erklärt ſich aus der mit 
den Großbetriebe verbundenen Eriparnig an Produftionskoften. Dieſe fortgejegte 
Aufſaugung des Kleingewerbes liegt aber weder im Intereffe der Rüben liefernden 
Yandwirthichaft noch der Arbeiterbevölferung. Einmal ift für diefe Berufsklaſſen 
die Konzentration der Nübenverwerthung und der Arbeitögelegenheit auf einzelne 
wenige Plätze an fich nicht erwünscht, jodann aber find die fleinen Fabriken aud) 
genöthigt, eine verhältnigmäßig höhere Zahl von Arbeitern und dieje für längere 
Zeit zu beihäftigen, al3 die großen Unternehmungen. Außerdem liegt bei ben 
eriteren die Gefahr einer Meberproduftion an Zuder weniger nahe, als bei den 
letzteren. 

Gewichtige wirthſchaftliche Erwägungen ſprechen ſomit dafür, für die Er: 
haltung des kleinen und mittleren Gewerbes, ſoweit dies auf dem Boden der 
Steuergeſetzgebung angängig, einzutreten, und dasſelbe in Bezug auf die Abgaben: 
Belaftung im Verhältnig zum Großbetriebe thunlichit günftig zu ftellen, d. b. 
die Steuer derartig zu veranlagen, daß der dem Großbetriebe aus der Verringerung 
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der Produktionskoſten erwachſende Bortheil wenigitens zu einem das Fortbeitehen 
ber fleineren Fabriken ermöglihenden Theile wieder aufgetwogen werden. 

Durd bloße Erhöhung der beitehenden Verbrauchsabgabe (Zuderftener) für 
die größeren Betriebe war dieſes Ziel nicht zu erreichen, da dieſe Steuer unter 
gewiſſen Borausfegungen unerhoben bleibt und ſolchenfalls die Steuererhöhung 
ſich nicht fühlbar macht. Eine Schmälerung der Ausfuhrzuſchüſſe für Zuder aus 
den größeren Fabriken, die an fih wie eine Steuererhöhung wirken fünnte, würbe 
die Feithaltung der Fdentität des Zuckers bezüglich jeiner Grzengungsitätte bis 
zum Seitpunfte der Ausfuhr erfordern und beim etwaigen Ablage der Waare im 
Inlande ebenfalld unwirkſam fein. Beide Bedenken beftehen nicht gegen die Ein- 
führung eines beionderen, in gleichen Berhältnik mit dem lUmfange der Pro— 
duftion der Fabrik fteigenden Zuichlages zur Zuderftener (Betriebsiteuer), welcher 
jogleih beim Ausgange des Zuckers aus der Fabrik erhoben und in feinem Falle 
eritattet wird. Die neue Steuer ift zugleich dazu geeignet, zur Beitreitung ber 
erhöhten Ausfuhrzuſchüſſe wenigitens theilweile die Fabriken jelbft heranzuziehen. 

Wenn gegen jede derartige Begünitigung der Eleineren Fabriken eingewendet 
wird, daß gerade diefe fich in den Händen einzelner fapitalfräftiger Großgrund— 
befiger befünden und ſomit der Unterftüsung nicht bedürfen, jo trifft das in 
dient Maße nicht zu. Denn es entfallen zur Zeit von ben im Privatbefik 
befindlichen Gewerbsanftalten auf die einzelnen Klaſſen nur: 








Klaſſe Doppelzentner Zuckererzeugung | Fabrilen 
2 5000 bis 10 000 4 von 10 
3 10000 „ 15.000 9 „32 
4 15 000 „ 20000 17. % 
5 20000 „ 25000 15 „ 59 
6 25000 - 30000 5 4 
7 30 000 „ 35.000 5.4 
8 35000 , 40.000 6. 86 
9 40000 „ 45 000 4 „ 97 
10 45 000 „ 50 000 5.4 


während fich andererjeit3 auch unter den größeren Fabriken, bis zu solchen mit 
einer Zudererzeugung von 80000 bis 85000 Doppelzentner noch einzelne Privat: 
unternehmungen befinden. 

Dagegen wird von den Gegnern der ftaffelförmig zu erhebenden Betriebs: 
ebgabe mit Recht auf die hohe Bedeutung der großen Fabriken für den techniichen 
Fortichritt der Induftrie und auch darauf hingemwieien, daß in gewiſſen Theilen 
des Reichs nad Yage der Verhältniife das Entitehen von Zuderfabrifen nur auf 
dem Wege des Zuſammenſchluſſes zahlreicher einzelner Intereſſenten, vielfach) 
übrigens gerade auch fleinerer Yandwirthe möglich ſei, woraus fi die Errichtung 
größerer Betriebe mit zwingender Nothwendigfeit ergebe. Wenn man daher den 
keiftungsichwächeren Gewerbsanftalten durh eine mit dem Umfange der Zuder- 
erzengung fich Tteigernde Abgabe den Wettbewerb erleichtern will, jo darf bie 
Abgabe doch niemals fo hoch gegriffen werden, daß die großen Betriebe dadurch 
in ihrem FFortbeitande gefährdet werden fünnten. Der Entwurf verfucht in dieſer 
Beziehung die richtige Mitte einzuhalten, indem er langiam anjteigende und auch 
in den höchſten Staffeln noch erträgliche Betriebsſteuerſätze vorichlägt. 

Eine jolhe mäßige Veranlagung dieler Abgabe Hat allerdings die Folge, 
dak aud der finanzielle Effekt ein geringer ift und der Aufwand für die Prä- 
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miirung des Zudererport3 nur zum Theil hierin Defung findet, jo daß, um die 
Reichskaſſe vor Schädigung zu bewahren, auf eine Erhöhung der Zuderiteuer 
zurüdgegriffen werden muß. 

Mehreinnahmen werden hierdurch nicht zu erzielen geiucht; es ſoll nur, bei 
der Schwierigfeit der Eröffnung neuer Stenerquellen, wenigitens dafür Sorge 
getragen werden, daß das Neich künftig im Genuffe desjenigen Aufkommens aus 
der Zucderiteuer bleibt, welches ihm bei unverändertem Fortbeitande des Geſetzes 
vom 31. Mai 1891 künftig zugefloilen fein würde. 

In der Beihaffung der erforderlinden Mittel aus einer Erhöhung der Ber: 
brauchsabgabe wird eine berüdjichtigenswerthe Benachtheiligung der Konſumenten 
infofern nicht zu finden jein, als es ſich hier für das verbrauchende Publikum 
nicht jowohl um die Steigerung eined altgewohnten Preiſes, als vielmehr um 
die Wiederheritellung eines folchen handelt. Auch unter der Annahme, dak der 
Brei des Zuder® um den vollen Betrag der Steuer: und Zuichußerhöhung 
jteigen werde, dürfte er immerhin noch nicht den Stand der früheren Jahre erreichen. 

Schon aus dieſem Grunde ift es nicht wahricheinlich, daß, wie von manchen 
Seiten befürchtet wird, der inländiſche Verbraubh an Zucker durch die erhöhte 
Stenerbelaftung leiden fünnte. Auch jpricht gegen jolhe Annahme die im Yaufe 
der Jahre erfolgte itetige Steigerung des Inlandskonſums, die fich, ſoweit erfenns 
bar, unabhängig von den vorgefommenen Preisihwanfungen vollzogen hat. 

Die Ziele, welche der vorliegende Gejeg-Entwurf erreihen joll, find hiernach 
folgende: 

1. Erhaltung der Konturrenztähigfeit der fleineren und mittleren Betriebe 

mit den großen Fabriken — 
durh Einführung einer geitaffelten Betriebsiteuer (Artikel IS 65) —; 
2. Erhaltung der Konkurrenzfähigkeit der deutſchen Zucerinduftrie mit der— 
jenigen anderer Länder — 
durch Erhöhung der Ausfuhrzuihülle ($ 70) —; 
3. Verhütung einer übermäßigen und ſprungweiſen Vermehrung der Pro: 
duftion an Zuder — 
durd Einschränkung der Gewährung des vollen Zuſchuſſes auf eine 
beſtimmte im Laufe der Jahre nur allmählich fich fteigernde Zucker- 
menge (88 74 ff.) —; 
4. Sicherftellung der Neichöfafie gegen Mindereinnahmen — 
durh Bildung eines begrenzten Zuichußfonds aus der Betriebsſteuer 
und der Erhöhung der Zuderfteuer (Artikel I SS 73, 8 65 umd 
Artikel II). 


II. Im Bejonderen. 


Zu $ 65. 

Um die Form der Erhebung der hier vorgeichlagenen Betriebsabgabe jo ein: 
fach) wie möglich zu geftalten, ift die Einziehung der Abgabe thunlichſt an das 
bejtehende Steuerſyſtem angeſchloſſen. Die von einer Fabrik zu zahlende Betriebs: 
ſteuer ſoll daher nad denjenigen Zudermengen berechnet werden, welde in der 
Fabrik im Jahreslauf zur fteuerlihen Abfertigung gelangen und jomit ohnehin 
amtlich feitgeitellt werben. 

Um die bei Feſtſtellung verichiedener Steuerſtufen ſonſt leicht entitehenden 
Härten zu vermeiden, foll nicht der für jede Fabrik vorgelehene höchſte Steueriag 
von fünmtlihem darin erzeugten Zuder erhoben werden, jondern es jollen gleich: 
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mäßig alle Fabriken mit dem niedrigften Sage der Beiriebsabgabe beginnen und 
allmählih mit dem zunehmenden Umfange der Produktion aud in Anjehung ber 
Abgabenfäge anfteigen, dergeltalt, daß beiſpielsweiſe eine Fabrik, welche jährlich 
100000 Doppelzentner Zuder heritellt, für die eriten 50000 Doppelzentner 
genau diejelbe Abgabe entrichtet, wie eine Fabrik, welche überhaupt nur die leßt- 
genannte Menge erzeugt. ES wird auf dieſe Weile zugleich erreicht, daß zu 
feiner Zeit Zweifel über die Höhe der zu zahlenden Abgabe beftehen, während, 
wenn die ganze Produktion zu einem nach der Jahrederzeugung bemeilenen Sage 
verftenert werden müßte, die definitive Feſtſtellung der Betriebsabgabe immer erit 
am Schlufle der Kampagne erfolgen könnte, 

Die Steuerfäge beginnen bei einer Produktion bis zu 5000 Doppelzentnern 
mit 5 Pfennig für dem Doppelzentner und fteigen von 5 zu 5000 Doppelzentner 
um je den gleichen Betrag. Da man durhichnittlich einen Doppelzentner Zuder 
aus acht Doppelzentner Rüben gewinnt, entiprechen die Abftufungen im Großen 
und Ganzen der in Anlage C nad der Nübenverarbeitung durchgeführten Klaſſen— 
eintheilung der Fabriken. 

Die Zufammenftellung in der Anlage D (bier nicht abgedrudt) ergibt, daß 
die Betriebsfteuer hiernach jelbit bei einer mittelgroßen Fabrik mit einer Zuder: 
produktion vom 40000 Doppelzentner Zuder oder einer Nübenverarbeitung von 
320000 Doppelzentner (Anlage C Spalte 10) für den Doppelzentner in der 
höchſten Staffel nur 40, durhichnittlich nur 22'/, Pfennig ausmaden, und dab 
ielbit bei einer Jahres-Zuderproduftion von 200000 Doppelzentner die Fabrik 
nur 2 ME. in der höchſten Staffel beziehungsweile nur Los, ME. im Durd)- 
ihnitt Für jeden Doppelzentner zu zahlen haben würde. 

Einerjeit3 wird dieje geringe Mehrbelaftung von den großen Gewerbsanitalten 
unſchwer ertragen werben können, zumal nad den angeitellten Ermittelungen, von 
Ausnahmefällen abgeiehen, angenommen werden darf, da die Koſten der Pro: 
duftion von einer Betriebsitenerklaffe zur andern um ein Vielfaches der Betriebs— 
ftenererhöhung ſich ermäßigen. Andererjeit3 wird jene Steuerftaffel immerhin 
geeignet fein, zu der beabiichtigten Grleichterung des Wettbewerbed der kleineren 
Fabriken beizutragen. Um in der Betrieböbeiteuerung ferner ein Mittel zu gewinnen, 
der beitehenden Neigung zur Vermehrung ber biäherigen Produktion bei ſämmt— 
lihen Fabriten entgegenzutreten, wird vorgeichlagen, von den Fabriken bei einer be— 
trähtlichen Ueberſchreitung des für fie gemäß 88 74 ff. feitgeiegten Kontingents, 
d. i. im Weſentlichen der durchichnittlichen früheren Produktion, noch einen Zus: 
ihlag zur Betriebsſteuer von einer Mark für den Doppelzentner Zuder zu erheben. 

Eine beiondere Beitimmung war in diefer Beziehung für die nah Inkraft— 
treten des Geſetzes entitehenben Fabriken zu treffen; da dieſelben nah $ 76 für 
das erite Jahr ihres Beſtehens ein Kontingent nicht zugewielen erhalten, würden 
fie nach der Vorichrift des $ 65 Abſatz 2 Satz 1 den Zuſchlag von einer Marf 
für die gefammte von ihnen bergeftelfte- Zudermenge zu entrichten haben. Sie 
würden damit bezüglich ihrer Produktion schlechter geitellt fein, als die alten 
Fabriken bezüglih ihrer — bis zur Höhe von 5 Prozent des Kontingents zus 
ihlagsfrei bleibenden — SKontingentsüberichreitung. Auch würde die durchgehende 
Belaftung mit einer Markt für den Doppelzentner Zuder namentlih für die 
fleineren neuen Fabriken eine große Härte enthalten und wirthichaftlih nicht 
gerechtfertigt fein, weil die Errichtung neuer kleiner Fabriken, die überdies in 
uennenöwerther Zahl kaum mehr entjtehen dürften, die Beſorgniß einer ungejunden 
Bermehrung der inländiichen Produktion nicht auffommen läßt und vom land: 
wirthichaftlihen Standpunkte nur erwünscht jein könnte. 
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Der Entwurf will daher von den neu errichteten Fabriken ftatt der Betrieb 
ftener und des Zuſchlags nur den doppelten Betrag der Betriebsſteuer erheben, 
joweit diefer Betrag nicht über die Abgabe, welche die ihr Kontingent überjchreite: 
den alten Betriebe zur zahlen habeu, hinausgeht; einen höheren Betriebäfteuerics, 
al3 die legteren, jollen die meuen Fabriken in feinem Falle entrichten. 

Im zweiten Jahr des Beitehens neuer Fabriken, im weldem ihnen bereits 
ein, wenn auch verhältnigmäßig geringes Kontingent zugetheilt wird, beabſichtigt 
der Entwurf eine Sonderbehandlung derjelben nicht eintreten zu laffen. 


Zu 8 66. 

Da die Betriebsftener nah $ 65 auf dem aus der Fabrik abzufertigenden 
Nohzuder ruht, find beiondere Beitinmungen für den Fall zu treffen, daß ber 
Zuder in anderer Form die Fabrik verläßt. Zur Bereinfahung der Steuer: 
fontrole Ihlägt der Entwurf vor, die Zuderabläufe, auch diejenigen mit einem 
Quotienten über 70, die nah $ 2 des Geſetzes vom 31. Mai 1891 in Ber: 
bindung mit $ 1 der Ausführungsbeitimmmungen ftenerpflichtig find, hierbei gan; 
außer Betracht zu laſſen, auch von der Feititellung eines beſtimmten Zuder: 
gehaltes abzuiehen, auf welchen die höher oder niedriger polarifirenden Zucker 
umzurechnen wären. 

Letzteres würde namentlich die unerwünichte Folge haben, dat bei der Ab 
fertigung von Zuder aus der Fabrik in jedem Falle der Polariſationsgrad 
desjelben amtlich feitgeitellt werden müßte, während nah dem Entwurf der ab 
fertigende Beamte zwecks Erhebung der Betrieböftener nur zu prüfen hat, ob Fül— 
maſſe, Rohzucker oder weiter bearbeiteter — zum Konſum fertiger — Zuder vorliegt. 

Die Umrehnung des letteren Zuders auf Nohzuder wird etwa nach dem 
Berhältniß von 9:10 zu erfolgen haben. Für die Umrechnung der Füllmaffen, 
jofern jolche im Bedürfniß liegen wird, würde beiondere Beſtimmung zu treffen fein. 


3u S 67. 

Der hergeitellte Zuder joll nad) der Ablicht de3 Entwurf nur einmal von 
der Betriebäftener betroffen werden. Wird Zuder aus einer Fabrik in die andere 
übergeführt, jo tritt die Steuerpflicht beim erjtmaligen Verlaſſen der Fabrik ein: 
in Folge deifen mußte beitimmt werden, daß dieſer Zuder beziehungsweiſe eine 
entiprechende Menge bei jedem ferneren Ausgange aus der Fabrik von der Steuer 
befreit bleibt. 

Der Abiag 2 des 8 67 bezieht ſich auf die Naffinerien, welche nur Zuder 
verarbeiten, der der Betriebsitener bereits unterlegen hat. Nach Maßgabe der hier 
getroffenen Beſtimmung bleiben diefe Naffinerien auch von der SKontingentirung 
($ 74 ff.) unberührt. Der wirthichaftliche Grund hierfür liegt in der Erwägung, 
daß zwar die Produktion an Rüben beziehungsweile an Rohzuder behufs Er: 
zielung einer angemeſſenen Preisbildung eingedämmt werden muß, die VBeichränfung 
des Naffineriebetriebes aber wicht gerechtfertigt fein würde, da bderielbe zu einer 
etrvaigen Ueberproduftion nicht beiträgt. 

Aus dem gleichen Grumde find Fabriken, welche jelbft erzeugten und fremden 
Rohzuder zu Konſumzucker verarbeiten, der Betriebsbeftenerung und Kontingentirung 
nur bezüglich) des erfteren unterworfen. 


Zu $ 68. 
Es wird zu verhüten fein, daß nad) Erlaß des Geſetzes zur theilweiſen 
Umgehung der Betrieböftener ftatt cimer neuen Fabrit von demſelben Unternehmer 
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mehrere fleinere Fabriken neben einander errichtet werden; das (Gleiche gilt 
von dem Falle, daß jtatt zur Vergrößerung einer vorhandenen Fabrik zur 
Anlage einer neuen Betriebsanitalt in der Nähe derielben geichritten werben jollte. 

Beitehende Verhältniſſe jollen hiervon nicht berührt werden. Die Beitimmung 
des 8 68 findet daher beiipielöweile auch dann feine Anwendung, wenn zivei 
weniger als zehn Kilometer von einander entfernte, bereit3 vor dem 1. Auguft 1896 
errichtete Fabriken nad dieſem Zeitpunkt in die Hand eines Befigerd übergehen. 


3u $ 69. 

Die Beſtimmungen schließen fih am die für die Zuderiteuer gegebenen Vor— 
ihriften mit der Maßgabe an, dak eine Berreiung von der Steuer in feinem 
Falle ftattfindet. Der Grund für dieſe Abweichung liegt darin, daß die Vetriebs- 
abgabe auf die iteuerpflichtigen Betriebe ohne die beabfichtigte Einwirkung bleiben 
würde, wenn fie etiva beim Erport der Waare erlaflen oder eritattet werden könnte. 


Zu $ 70 

Der Ausfuhrzuihug für Nohzuder wird gegen den biäherigen Zuſchußſatz 
um 2, ME. für den Doppelzentner erhöht. Der Zuihuß wird dadurch auf 
einen Stand gebracht, welcher zwiichen dem Betrage der Prämien in den Haupt: 
fonturrenzitaaten, Frankreich und Oeſterreich-Ungarn, etwa die Mitte hält. 

Die Prämie iſt in Frankreich Produktions-, in Oeſterreich-Ungarn Erport: 
prämie. 

In Frankreich beträgt die Stenerbelaftung 60 Franken für 100 kg raffinirten 
Zuder bis zu einer Ausbeute von 7,,, kg aus 100 kg Nüben. Die Ueberſchüſſe 
über den geielichen Ausbeutebetrag von 7,,, Prozent find bis zu einer Ausbeute 
von 10,5. Prozent mit nur 39 FFranfen, darüber hinaus zur Hälfte mit 30, 
zur Hälfte mit 60 Franken belajtet. Fabriken, welche auf den Steuergewinn aus 
den Ausbeuteüberſchüſſen verzichten, genießen 15 Prozent Stenernahlah von ihrer 
ganzen Erzeugung. Lebtere Beitimmung, die übrigens nur einem unbedentenden 
Theile der franzöſiſchen Fabriken zugute kommt, gewährt denselben einen Bortheil 
von 4, Franken auf 100 kg raffinirten Zuder oder 4,, Franken auf 100 kg 
Rohzuder, während für alle übrigen Betriebe die Prämie in Frankreich jeit 1890/91 
etwa zwiihen 5 und 7 Franken für 100 kg Rohzucker fich bewegt hat.') 

In Oeſterreich-Ungarn wird eine Verbrauchsabgabe von 11 Gulden für 100 kg 
Zuder erhoben. Der ausgeführte Zuder genießt eine Bonififation, welche 

für Zuder von mindeitens 88 aber unter 93 Prozent Polarifation 1,,. Gulden, 
von mindelten® 93 und unter 99,, Prozent Bolarifation . . Leo m 
und von 99,, Prozent und darüber. . + Bi 
für 100 kyr beträgt. Falls die Summe der Ausfuhrbonififationen für den während 
einer Erzeugungdperiode ausgeführten Zucder den Betrag von 5 Millionen über: 
fteigt, ift der überiteigende Betrag von ſämmtlichen Zudererzeugungsftätten zu 
eriegen. Der nominelle Zuihußiag ermäßigt ſich daher jedesmal um den Betrag 
des Rückerſatzes. Die hiernach thatfählih gewährten Prämien beliefen ſich ſelbſt 


) Die Zuderprämie in Frankreich bat betragen für 100 kg 


raffinirten Buder Rohzucker Rohzucker 

in Franken in Mark 
1801 . . : .. 6 2,63 4,5 
1891/92 . . - 2. Tan 6,60 33 
1892/93 . . ». 2. Is 2,34 4,97 
1893/94 . . ... be 3.* 4,0s 


1894/95 . . » . . Tas 6,58 5,08 


598 Die Zuderiteuer. 


für die niedrigite Ausfuhrklaſſe, im welcher fih zum Theil Zuder befinden, die 
in Deutichland überhaupt noch wicht zuichußfähig fein würden, in den Jahren 
1890/91 bis 1893/94 ftet® auf mehr als einen Gulden für 100 kg.) In 
den höheren Klaſſen ftellt fich die Bonifizirung des öſterreichiſch-ungariſchen Zuders 
zu der des deutjchen noch ungünftiger für lesteren. 

Dieien Sägen gegenüber dürfte die Steigerung unjerer Nohzuderpränie auf 
4 Me. nothwendig, aber auch ausreichend fein, um den deutichen Zuder auf dem 
Auslandsmarkte wettbewerbsfähig zu erhalten und den Inlandspreis des Zuckers auf 
ein Niveau zu heben, welches die Heritellung desielben wieder lohnend erjcheinen läßt. 

Bezüglich der Zuderarten, welche den Zuihuß für Nobzuder genießen jollen 
(Ausfuhrzuſchußklaſſe a), iſt gegen das geltende Geieg nichts geändert. 

Die Zuſchußſätze für Raffinaden und Konſumzucker (Stlaffe b und e) entiprechen 
in ihrem Verhältniß zu dem Sage der Klaffe a nicht ganz der biöherigen Bemeſſung. 

Es darf als Durhichnitt angenommen werden, daß zu 100 kg Naffinade 
111,,, kg NRohzuder erforderlich find. Hiernach würden bei dem bisherigen Zu: 
ihußiage don 1,, ME. für een Doppelzeutner Rohzuder auf den Doppel 
zentner Raffinade 1,5, ME. entfallen; gezahlt wurden aber in Klaſſe b 2 Mt. 
für 100 kg, To daß fih eine NRaffinationsprämie von O,, ME. ergab. Diele 
geringe Spannung zwijchen der Bonifizirung des rohen und vaffinirten Zuders 
it von den Naffinadeuren um jo mehr beflagt, als die Raffinationsprämie bis 
zum 1. Auguit 1882 noch 1,,, ME. und vor Einführung der Verbrauchsabgabe 
über 2 ME. betragen hat. 

Im Intereſſe der Förderung der Raffinirung des Zuckers in Inlande erichien es 
angezeigt, die Naffinationsprämie um ein Geringes zu erhöhen. Dieielbe würde 
unter der Annahme, daB 111,,, kg NRohzuder — für welche der Ausfuhrzuſchuß 
jih auf 4,,, ME. belaufen würde — zu 100 kg Buder der Klaſſe b verarbeitet 
und hierfür an Zuihuß 5, ME. gezahlt werden, nunmehr O,, ME. ausmaden. 

Den Zucker der Klaſſe c, der übrigens in den Jahren 1891/92 bis 1894/95 
durhichnittlich mit faum mehr als einem Prozent an der Geſammtausfuhr betheiligt 
war, mehr als geichehen zu berüdjichtigen, lag nach Neugerungen aus Anterejlenten: 
freien ein Bebürfniß nicht vor, 

Die Faſſung der Ziffern b und c ift etwas verändert. 

Zu b wurde es biöher als unbillig empfunden, dag nad dem Wortlaute 
des Gejetes von 1891 nur Kandis und Zuder in weißen vollen harten Broten 
u. 3. w., nicht aber die in der gleichen Klaſſe aufgeführten Kryſtallzucker auch 
nad Zerfleinerung unter amtlicher Aufficht des höheren Zuſchußſatzes theilhaftig 
werden jollten. Dieje Differenzirung, für die ein ausreichender jachlicher Grund 
nicht vorlag, ift im Entwurf bejeitigt. Außerdem ift für die früher unter b auf: 
geführten „Sogenannten Kryſtalls“ und „anderen weißen, harten, durchicheinenden 
Zuder in Kryſtallform“ — unter eriteren jollten Sryitallraffinaden, unter legteren 
die granulirten Zuder veritanden werden, — die gemeinichaftliche und nicht miß— 
zuverjtehende Bezeihnung „Zuder in weißen, harten, durdyicheinenden Kryſtallen“ 
gewählt. Der Sinn der Beitimmung wird hierdurch nicht geändert. 


') Die Zudererportprämie in Teiterreich Ungarn bat betragen für 100 kg Robzuder 
von 88 bis 93 Prozent Polarifation: 


in Gulden in Mark 
1890891 . 2.2... : l; L; 
189192 . . 2» 2 2 20 * pa 
189293 . . 2: 2 2 2. 1,5: 1 
1893/94 . . . 2 2 2. l,os 1,» 


1894,95 . . : 2 2 2. 1,14 1,» 
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Die Klaſſe e hat gegen früher eine Erweiterung inſofern erfahren, als jest 
alle Zuder — außer Rohzuder, der ſtets unter a fällt — ſofern fie einen Zuder: 
gehalt von 98 Prozent und darüber aufmweilen, zum Sage von 4, ME. zuſchuß— 
fähig jein jollen. Die Beichränfungen auf harten, weißen, trodenen (nicht über 
1 Prozent Waſſer enthaltenden) Zuder find weggefallen, 

Zum Theil find diefe Beihränfungen als überflüffig erfannt, — insbeſondere 
find die Unterfuchungen auf den Waflergehalt, die ipeziell wegen des raffinoie: 
baltigen Zuders vorgeieben waren, nicht praktisch geworden, indem durch Die 
erlaifenen Ausführungsbeitimmungen die direfte Prüfung auf Raffinofe eingeführt 
it, — zum Theil joll dur die neue Faſſung der Vorſchrift beitimmmten, in der 
Braris hervorgetreienen Mißſtänden abgeholfen werden. Dahin gehört u. U., 
daß biöher Stryitallzuder von gelber Farbe, wie fie zuweilen zur Grleichterung 
des Imports nah ausländiihen Staaten gewählt wird, obwohl derielbe einen 
Zudergehalt von 98 bis 99,, Prozent hatte, der Ausfuhrklaſſe ce — und bei 
wörtlicher Auslegung des Geſetzes übrigens auch der Klaſſe a — nicht zugewieſen 
werben konnte, während ein innerer Grund für den Ausſchluß derartigen Zuders 
von der Bonifizirung nicht beiteht. 

Durch den Abiag 2 des 8 TO ſoll klar geitellt werden, daß, was nad) der 
Faſſung des Geleges von 1891 zweifelhaft ericheinen mußte, ein Ausfuhrzuſchuß 
auch danı gewährt werden fünne, wenn Fabrifate, zu deren Heritellung inländiicher 
Nübenzucder verwendet ift, in das Musland ausgeführt werden. Grundſätzlich 
dürfte gegen die Zuihußgewährung im ſolchem Falle nichts zu erinnern fein, da 
nicht abzujehen ift, weshalb dem deutschen Fabrifanten für die im Auslande ab- 
zuſetzende Waare ein Steuervortheil veriagt fein Toll, der dem Ausländer, welcher 
die gleiche Waare aus deutſchem Zuder heritellt, ohne weiteres zuflicht. Bedenken 
würden Tich nur aus der Befürchtung herleiten laſſen, daß die Montrofe, ob und 
in welchen Umfange zu den zu erportirenden Fabrikaten Nübenzuder verwendet 
ift, fich unter Umftänden ſchwierig geltalten kann. Hierüber wird fich jedoch bin: 
wegiehen laſſen, da die gleichen Kontrolen bei der ichon jegt zulälligen Vergütung 
der Zuderitener ($ 6 Ziff. 1) Anwendung finden müſſen, und die Zuverläfligfeit 
derielben in dieſen Fällen seitens der Organe der Steuerverwaltung bisher nicht 
bemängelt worden iſt. Nur empfiehlt es ſich aus der gedachten Erwägung, die 
nähere Beltimmung über die Höhe der zu gewährenden Zuichüfle den Ausführungs— 
verordnungen vorzubehalten; dies ericheint auch ſchon deshalb erforderlich, weil 
die Ausfuhrklaffe des zu den Fabrifaten verwendeten Zuders fih mit Beitimmtheit 
regelmäßig nicht feititellen läßt und für die einzelnen Fabrikate nach Umständen 
verſchiedene Zuihußläge in Anwendung zu bringen fein werden. 


sus Tl. 

Die Vorſchrift entipricht dem derzeitigen Verfahren. 

Bezüglich der Zahlbarmahung der Zuſchüſſe beitinmmt insbeiondere der $ 122 
der Ausführungsbeftimmungen zu dem Gele vom 31. Mai 1891, dab Ddiejelben 
vom Augenblid der Aushändigung des Zuichußicheine® ab bei jeder Steueritelle 
im deutichen Zollgebiete auf nicht geftundete Zuderitener itatt baarer Zahlung in 
Anrehnung gebradyt oder vom fünfundzwanzigiten Tage des ſechſsten Monats 
sah dem Monat der Ausfuhr oder Niederlegung des Zuders ab bei der im 
Zuihußiceine genannten Amtsitelle baar erhoben werden fünnen. 

Es befteht nicht die Abficht, hierin eine Aenderung eintreten zu laffen. 
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Zu $ 72. 

Die hier dem Bundesrath beigelegte Befugniß zur Ermäßigung oder gänz— 
lihen Bejeitigung der Zuſchüſſe iſt aus den Geſetz, betreffend Mbänderung des 
Zuderfteuergeießes, vom 9. Juni 1895 (Reichs-Geſetzbl. S. 255) übernommen. 

Zu $ 73. 

Um eine Schädigung der Reichskaſſe durch zu weitgehende Inanſpruchnahme 
der Vergünftigung des $ TO auszuſchließen, joll ein Fonds für die Gewährung 
der Zuſchüſſe gebildet werden, welcher fich aus der von der Induſtrie jelbit aufzu: 
bringenden Betriebsftener und einer Quote der Einnahme ded Reich an YZuder: 
fteuer zuſammenſetzt. Dieje Quote iſt im Entwurf jo bemeilen, daß der an die 
Reichskaſſe abzuführende Ertrag aus der im Artikel II vorgeiehenen Steuer: 
erhöhung voll der Induftrie zufließt. Die Reichskaſſe würde hiernach durch dei 
Entwurf finanziell ebenio geitellt fein, wie e8 vom 1. Auguſt 1897 ab nach dem 
Geſetz vom 31. Mai 1891 der Fall geweien fein würde Die Erzielung einer 
Mehreinnahme ift nicht beabjichtigt. Wird daher der Zuſchußfonds im einem 
Betriebsjahre nicht völlig aufgebraucht, To findet der verbleibende übertragbare 
Neit nach Bedarf in einem der folgenden Jahre zu gleihem Zwede Berwendung. 

Auf der anderen Seite ift, falls der Betrag der gezahlten Ausfuhrzuſchüſſe 
den Fonds überichreitet, dad Mehr von den betheiligten Fabriken aufzubringen. 
Die bezüglihen Zahlungen, welde wie eine Verkürzung der Zuihüfle für deu 
über eine gewiſſe Menge hinaus hergeitellten Zucker wirken, find nicht blos von 
den erportirenden, jondern von ſämmtlichen Fabriken zu leiſten, da Die Wer: 
günftigung des $ 70 auch demjenigen Fabrifanten, der jeinen Zuder im Inlande 
abiegt, in der Preisbildung zu gute fommt. 

Die Beitimmung, daß, falls der verbleibende Reit det Zuſchußfonds in 
einem Jahre mehr als fünf Millionen Mark beträgt, der Ueberſchuß der Reichs— 
kaſſe zufließen Toll, it aus der Erwägung hervorgegangen, daß, wenn ſich wider 
Erwarten außergewöhnlich hehe Summen in den Fonds anſammeln ſollten, dicier 
Umftand wiederum eimen jtarfen Anreiz zur Steigerung der Produktion ausüben 
fönnte. Die Rüdiicht anf eine etwaige Vermehrung der Reihseinnahmen iſt hierbei 
nicht maßgebend geweien. 


Zu 8 74. 

Die 88 74 bis 80 behandeln die Stontingentirung der YZuderfabrifen, d. b. 
die Feſtſetzung derjenigen Jahresmenge an Zuder, welche von den Fabriken nicht 
üiberjchritten werden darf, widrigenfalls dieſelben — neben den Betricbäitener: 
zufchlägen des 8 65 Abi.2 — der Beitragspflict zur Ergänzung des Prämien: 
fonds nah $ 73 nnterliegen. 

Die Vorichriften des 8 74 beziehen fich ihrer Zweckbeſtimmung nad nur 
auf die — Zuder aus Rüben und anderen Nobitoffen gewinnenden — betrieb:: 
fteuerpflichtigen Fabriken (58 65, 67), da mur dieſe an der durch die Kontingen— 
tirung einzuschränfenden Weberproduftion betheiligt find. 

In den Maße, in welchem eine Fabrik über die ihr zugetheilte Jahresmenge 
hinaus Zuder heritellt, wirft fie an ihrem Theile dazu mit, daß der Prämienfonde 
überschritten wird, und fie wird daher mit Necht in gleichen Maße für die erwaigen 
Fehlbeträge baftbar gemaht Bei neuen Fabrifen geht im eriten Betriebsjabre 
die gelanımte Jahreserzeugung über die vom Gejetsgeber für angemeljen eradhtete 
Produftionsmenge hinaus; ihre Beitragspflicht kanu daher auch nur nad ihrer 
vollen ZJahresproduftion bemeilen werden. Am zweiten Jahre ihres Betriebes 
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nehmen dieſe Fabriken in gewiſſem Grade bereits an der Stontingentirung theil 
($ 76), und brauden demgemäß nur noch nad Verhältniß der leberichreitung 
des ihnen zugemwieienen (halben) Kontingents für die in Nede ftehenden Fehlbeträge 
aufzufonmen. 

Da die Berechnung und Einziehung der Beiträge zur Ergänzung des Zuſchuß— 
fonds erft nah Schluß des Berriebsjahres fTtattfinden kann, mußte durch das 
Geſetz die Möglichkeit gewährt werden, für diefe Beträge von den eintretendenfalls 
zahlungspflichtigen Fabriken Sicheritelluug zu fordern. Die Enticheidung darüber, 
ob oder in welcher Art und Höhe hiervon im einzelnen Falle Gebrauch zu machen 
ift, bleibt jahgemäß den Landesbehörden vorbehalten ; die Abftandnahme von einer 
augreihenden Sicherheitsitellung kann nur auf Gefahr und Rechnung des zur 
Stautionsforderung berechtigten Bundesſtaats erfolgen. 

Der Ausſchluß des Rechtsweges über die Höhe der gemäß 8 73 Abi. 3 zu 
leiitenden Zahlungen erichien ihon deshalb geboten, weil andernfall® die regel: 
mäßig ſogleich nah Ablauf eines jeden Betriebsjahres vorzunehmende Feititellung 
der bezüglichen Beträge in unzuläfliger Weile verzögert werden könute. Daß nicht 
nur die Einziehung dieler Beträge, ſondern auch die Einziehung der ſonſt etiva 
irrthümlich zuvielgezahlten Ausfuhrzuſchüſſe im Berwaltungs: Zivangsverfahren 
erfolgen ſoll, wird ebenfalls als zwedentiprechend anerfanıt werden müſſen. 


Zu $ 75. 

Die Kontingentirungen werden regelmäßig in den legten Monaten eines jeden 
Ktalenderjahres für die am 1. August des mächiten Jahres beginnende Betriebs: 
periode zu bewirken jein. Die thunlichſt frühzeitige Feititellung der Kontingente 
kommt einem weientlichen Intereſſe der Induſtrie entgegen. 

Bezüglich der Stontingentirung für das Jahr 1896/97 erübrigt nur, dieielbe 
unmittelbar nach der Werfündigung des Geſetzes eintreten zu laſſen. 

Im Härten zu vermeiden, Vollen bei dieſer eritmaligen Ktontingentirung auc) 
die zur Zeit des Belanntwerdens des Gejegentwurfs bereitö in der Errichtung 
begriffenen Fabriken mitberüdjichtigt werden. Als im der Grrichtung begriffen 
werden nur ſolche Fabriken anzujehen fein, mit deren Anlage thatiächlich bereits 
begonnen worden ilt. 


3u 8 76. 

Durch die Beitimmungen dieſes Paragraphen wird dem Entſtehen neuer 
Fabrifen eine gewiſſe Schranfe gezogen, ohne daß jedoch deren Errichtung gänzlich 
verhindert würde. Die Gewährung des halben Kontingent im zweiten und des 
vollen Kontingent3 im dritten Betriebsjahr dürfte derartigen Unternehmungen da, 
wo Sie einem vorhandenen Bebürfniß entiprechen, die Lebensfähigfeit in aus: 
reihendem Maße ſichern. Die fih aus der Wichtbetheiligung am Kontingent 
ergebenden Folgen find bei den SS 65 und 74 beiprocen. 

Damit die Vorſchrift des Geſetzes nicht in der Weile umgangen werden kann, 
daß eine Fabrik, die mit einem gewiſſen Betriebsjahre in Thätigfeit treten ſoll, 
ſchon im Jahre vorher für furze Zeit und etwa nur zum Schein den Betrich 
eröffnet, ift ein Mindeſtmaß für die Zahl der Arbeitätage im eriten Betriebsjahre 
porgeichrieben. 

3u $ 77. 

Nach der Abjicht des Entwurfs follen thunlichit die beſtehenden Verhältniſſe 
geihont werden. Auch die Veranlagung der Fabriken zum Stontingent Toll daher 
in der Art erfolgen, dat dasſelbe im Allgemeinen der im der einzelnen Fabrik 
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bisher regelmäßig erzeugten Jahresmenge au Zucker gleichkommt. Zu dieſem 
Zweck wird nad dem Entwurf zunächſt ermittelt, welches die thatſächliche Zuder: 
erzeugung der Fabrik in den legten fünf Jahren geweien iſt. Das Betriebsjahr, 
in welchem die Ermittelung ftattfindet, fommt hierbei nicht in Betracht, da deſſen 
Ergebniſſe zur Zeit der Kontingentirung noch nicht feititehen. Won den vorher: 
aebenden fünf Betriebsjahren wird, um die Einwirkung von zufälligen Erweiter— 
ungen oder Einſchränkungen der Fabrikation nah Möglichkeit auszuſchließen, ſo— 
wohl das Jahr, in weldem die Fabrik die höchite, als auch dasjenige, in welchem 
vie die niedrigite Produktion des betreffenden Zeitraums gehabt hat, geitrichen, 
und aus den Produftionsziffern der verbleibenden drei Jahre der Durchſchnitt 
aezogen. Die io gewonnene Menge bildet — vorbehaltlih der Erhöhung oder 
Ermäßigung derielben gemäß $ 80 Abſatz 3 — das Kontingent der Fabrik. 

Die Ermittelung der thatlädhlichen Erzeugung an Zuder in den für die 
Nontingentirung maßgebenden Jahren hat jich nach dem Gejeg fünftig nur auf 
ſelchen Zuder zu eritreden, welcher aus inländiichen Rüben bezw. Melaſſen 
gewonnen iſt. Die Verarbeitung von ausländiichen Rohftoffen durch Prämiirung 
des daraus hergeitellten Zuders zu Fördern, würde der Abjicht deö Entwurfs, der 
der heimiichen Yandwirthichaft dienen will, zuwiderlaufen. 

Dagegen würde es auch unbillig jein, diejenigen Fabriken, welche bisher, 
durch die örtlichen Verhältniſſe genöthigt, ausländiiche Rüben verarbeitet haben, 
deshalb von der Kontingentirung auszuichließen. Auch wird es in einzelnen 
‚Fällen vielleicht geboten ericheinen, Tolchen Fabriken den Uebergang zu der aus: 
ſchließlichen Verwerthung heimijcher Rüben durch theilweile Geftattung des Bezuges 
ausländiichen Materiald in den nächiten Jahren zu erleichtern. 

Diejen Erwägungen verdankt die WVorichrift des $ 77 Abſatz 2 ihren Mr: 
iprung. Mehnlihe Ausnahmen bezüglih der ausländischen Melaſſe zuzulafien, 
liegt nicht im Bedürfniß. 


3u 8 78. 

Die Beitimmumgen des $ 77 können mur in dem Falle Anwendung finden, 
das die zu fontingentirenden Fabriken in den ſämmtlichen fünf Jahren, welche 
dem Jahre der Kontingentsfeititellung vorbergehen, im Betriebe geweien find. 
Es mußte daher noch beiondere Anordnung für die Kontingentirung der bisher 
noch nicht im Betriebe gewejenen ſowie derjenigen Fabriken getroffen werden, 
welche in der in Betracht kommenden fünfjährigen Periode entweder ganz oder 
in einzelnen Jahren gerubt Haben oter zu einer außergewöhnlicden, auf unab: 
wendbaren und nicht vorauszujehenden Ereigniſſen beruhenden Einihränfung des 
Betriebes genöthigt geweſen find. 

Für dieſe — in dem Gejeg als Fehljahre der betreffenden Fabrik bezeichneten 
— Jahre ſoll behufs Ermöglichung der im $ 77 vorgeichriebenen Durchſchnitts— 
berehnung eine Zuckermenge als erzeugt fingirt werden, welche die Fabrik mangels 
der Störung des Betriebes muthmaßlidy in jener Zeit hergeitellt haben würde. 
Zu dieſem Zweck wird die thatjächliche Produktion anderer Fabriken während der 
‚sehljahre ermittelt und nach dem Verhältniffe der technischen Leiftungsfähigfeit 
dieſer Fabriken zu der Leiltungsfähigfeit der zu fontingentirenden Fabriken die 
fingirte Produftion der lesteren berechnet. 

Für die Auswahl der zur Bergleichung hberanzuziehenden Fabriken und Die 
Abſchätzung der techniichen Yeiltungsfähigfeit wird die Zuziehung von Sad: 
verftändigen nicht zu umgehen sein, und es werden hierbei, wie bei derartigen 
Schäsungen überhaupt, gewille Abweichungen in der Behandlung der Fabrifen, 
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je nach ihrer Lage in den verichiedenen Bezirken, faun vermieden werden können. 
Das weitere Verfahren it ein rein vehnungsmäßige® und dürfte zu Bebenfen 
feinen Anlaß bieten. 

Die Beſtimmung des zweiten Abjates des 8 78 greift nur Plaß, wenn es 
ih um eine Störung des tehniichen Betriebes der Fabrik handelt — Mipernte, 
geringer Zudergehalt des Nübenmateriald und dergleichen wiirde beiipielömeije 
hierbei nicht in Betracht kommen — und wenn eine ungewöhnlide Ein: 
ihränfung diefes Betriebes vorliegt. Ferner iſt die Vorichrift auch nur dann 
anzumenden, wenn die Betrieböftörung fih auf mehrere Jahre eritredt. Sollte 
die Fabrik nur in einem Jahre im Betriebe beeinträchtigt geweſen fein, jo würde 
dem Bedürfniſſe derielben ſchon durd die Beitimmung des $ 77 Abſatz 1 Rechnung 
getragen, nach welcher die niedrigste Jahreserzeugunasziffer der dem Kontingentirungs: 
verfahren zu Grunde zu Tegenden fünfjährigen Periode bei der Durchſchnitts— 
berehmung außer Acht gelaffen wird. 


Zu $ 79. 

Die Feititellung des Kontingents kann der Gleihmäßigfeit halber nur in 
Rohzuckerwerth geichehen. Nöthigenfall® wird eine Umrechnung auf Rohzucker 
in derielben Meile zu erfolgen haben, wie jie für die Feitiegung der Betriebs: 
iteuer vorgeſehen ift. 

Zu 8 80. 

Der Entwurf legt ein weſentliches Gewicht darauf, daß ein Zuderfabrifant, 
weicher mit feiner Jahreserzeugung innerhatb des ihm zugemwielenen Kontingents 
bleibt, unter feinen Umftänden zu befürchten braucht, über den feititehenden Betrag 
der Steuern hinaus zu nachträglichen finanziellen Leiftungen herangezogen zu 
werden. Diele Sicherheit der Kalkulation läßt fich aber, da auch die Reichskaſſe 
über die im $ 73 gezogene Grenze nicht in Anspruch genommen werden joll, mur 
gewährleiiten, wenn die Summe der einzelnen Kontingente derartig beichränft wird, 
dab die Geſammtmenge des fontingentirten Zuckers nah Abzug des Inlands— 
verbrauch® aus den Prämienfonds den vollen geſetzlichen Ausfuhrzuſchuß er: 
halten fann. 

Wie die Berechnung in Anlage E {hier nicht abgedrudt) ergibt, wirde fiir 
das Jahr 1896,97 das richtige Verhältnig zwiichen dem Prämientonds und dem 
Gelammtfontingent gewahrt jein, wenn das lewtere auf 14 Millionen Doppel: 
zentner (in Rohzucker) firirt wird, mit welchem Betrage ſich die Summe der nad) 
Vorichrift des Geſetzes zu ermittelnden Cinzelfontingente annähernd deden wird. 

Die in der Anlage berechneten Erträge dürften faum zu hoch gegriffen fein, 
da der Inlandstonfum, während jich derielbe in den Jahren 1889/90 bis 1894/95 
durbichnittli um annähernd 250 000 Doppelzentner jährlih gefteigert hat 
und im Jahre 1894/95 etwa 6,,, Millionen Doppelzentner betrug, in der Be: 
rechnung für das Jahr 1896/97 nur auf rund 6000000 Dopvelzentner aus 
genommen, auch die Betriebgabgabe nur in mäßigem Betrage angelegt iſt. 

Die vorfichtige Veranihlagung des inländiihen Zuderverbrauhs für das 
erite Jahr der Geltung des Geieges war allerdings geboten, weil vorausjichtlich 
ein Theil des Bedarfs dieſes Jahres durch Zuder, ber vor dem 1. Auguit 1896 
in den freien Verfehr tritt, gededt werden wird, und jomit eine mittelbare Ver— 
fürzung des Prämienfonds für 1896/97 durch Zuder der Kampagne 1895/96 
nicht ausgeichloflen iſt. 

Bei ipäterer Feitiegung des Gefammtkontingents ift eine Erhöhung desſelben 
un den doppelten Betrag der Steigerung des Anlandsverbrauds Fir zuläſſig 
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erklärt, weil die Produktion nicht nur um diejenige Menge, welche der Inlands— 
konſum neu aufnimmt, unbedenklich vermehrt werben fann, fondern aus der für 
dieje Menge entrichteten Steuer zugleich auch die Mittel verfügbar werden, um 
für ein gleih große® Quantum zu erportirenden Zuckers die Ausfuhrzuſchüſſe 
zu decken. 

Da der Zuderverbraud in raſchem Anwacien begriffen it und die für eine 
längere Periode zu ermittelnde durchſchnittliche Steigerung desielben der thatſäch— 
lid) zu erwartenden Steigerung nicht gleichfommen würde, joll bei Bemeifung der 
Erhöhung des Gejanımttontingents die Differenz zwiichen dem Konſum der beiden 
legten, zur Zeit der Feititellung des Gejammtfontingents abgeichloffen vorliegen: 
den Betriebsjahre in Betracht gezogen werden. 

Die etwaige vermehrte Aufnahmerähigfeit des ausländiihen Marktes darf 
bei der Abmeſſung des Geſammtkontingents nicht berüdjichtigt werden, weil dem 
Bedarf im Auslande feine entiprechende Ginnahme im Inlande gegenüberfteht. 


Zu 8 81. 

Die vorliegende Beltimmung will einem vorhandenen Bedürfniß im den 
Fällen entgegenfonmen, wo eine Fabrif durch Greigniffe der im 8.78 Abiag 2 
gedachten Art verhindert it, das bereit beichaffte Viaterial aufzuarbeiten. Die 
bisher in ſolchem Falle übliche Abgabe des Materials an andere Fabriken würde 
auf Schwierigfeiten ſtoßen, wenn die legteren nur unter Weberichreitung ihres 
Ktontingent3 die Verarbeitung desielben übernehmen fönnten. Es ſoll daher cın 
für Die in ihrem Betriebe geitörte Fabrik etwa fich ergebender Kontingentsreſt 
übertragen werden können, jedoch nur auf eine Fabrik, welche nachweislich die der 
betroffenen Fabrik verbliebenen Rüben 2c. zur Verarbeitung übernimmt. Lestere 
Einichräufung bezwedt die Verhütung einer mißbräulichen Ausnugung der in 
Nede Itehenden Befugniß. 

Nad) Lage des Gejeges kommt der die Verarbeitung übernehmenden Fabrik 
die Zudererzeugung aus dem übernommenen Material eventuchl bei jpäteren Kon: 
tingentirungen zu gute. Dies ericheint jachlich nicht ungerechtfertigt, auch würde 
die Ausicheidung der bezüglichen Zudermenge aus der gelammten Jahresproduftion 
erhebliche Schwierigkeiten bieten. Für die in ihrem Betriebe geitörte Fabrik kann 
nad Umständen die Anwendung des $ 78 Ablag 2 in Frage kommen. 

Die Zulaffung einer Webertragung der Kontingente auf ein jpäteres Jahr 
ift ausgeichloffen, weil diejelbe die Feitiegung des Geſammtkontingents (8 80) 
wieder bejeitigen würde. 


Zu 8 82. 

Der Eingangszoll für Zuder jeder Art einichließlich der Rübenſäfte, Füll— 
malen und Zuderabläufe, der bisher 36 Me. für 100 kg betrug, war nad 
Maßgabe der in Folge des vorliegenden Gejeges eintretenden Mehrbelaitung des 
im Inlande verbleibenden Zuders zu erhöhen. Dieje Mehrbelaftung fann fi, 
wenn man von einer Steigerung de3 Inlandspreiſes um den vollen Betrag der 
Ausfuhrzuſchüſſe ausgeht, für den zum inländischen Konſum dienenden Zuder auf 
24—18 = 6 ME. Zuderftenererhöhung und 5,.;,—2 = 3, ME. Zuſchußerhöhung 
in der Klaſſe b, zuſammen auf 9,,, ME. oder rund 9 ME. belaufen, jo daß die 
Neubemeiiung des Zolles auf 45 ME. für 100 kg begründet ericheint. 

Daß der Zoll für Honig und Kunfthonig auf denielben Betrag feitgeiest 
ift, rechtfertigt sich aus den Erwägungen, welche für eine gleihmäßige Zoll— 
behandlung des Zuders und Honigs (val. Ziffer II, 4 des Geſetzes, betreffend die 
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Menderung des Zolltarifgeieged und des Zolltarifd, von 18. Mai 1895 — 
Reichs-Geſetzbl. S. 233 —) maßgebend gewejeu find. Nachdem dur das letztere 
Geſetz der Honig mit dem Syrup tarifariich gleichgeitellt worden iſt, ericheint es 
billig und zur Vermeidung von Zollabfertigungsfchwierigfeiten geboten, die ge— 
nannten Waaren auch bezüglich der Feitftellung des Nettogewichts gleihmäßig zu 
behandeln, 

In dem den Gingangszoll betreffenden $ 65 Abſatz 2 des Geſetzes vom 
51. Mai 1891 war nod eine beiondere Beltimmung für Zuder enthalten, welcder 
aus dem Auslande unter Steuerfontrole zur weiteren Bearbeitung in eine Zuder: 
tabrif geht. In ſolchem Falle konnte nachgelaſſen werden, daß der Zoll zunächſt 
nur in Höhe eine um die Anlandöfteuer gefürzten Betrages erhoben und des 
Weiteren der Zuder als unveritenerter inländiicher Nübenzuder behandelt wurde. 
Für die Beibehaltung diefer Beitimmmung liegt nach den gemachten Erfahrungen 
ein praftifches Bedürfniß nicht vor. 


3u $ 83. 

Es war Vorfehrung dahin zu treffen, daß nicht Zuder aus der Kampagne 
1895/96, welcer feine Betrieböftener gezahlt hat, auch nicht auf das Kontingent 
für 1896/97 in Anrechnung fommt und zu den Zuichußlägen des Entwurfs 
nicht berechtigt ift, nach Inkrafttreten des legteren in eine Zuckerfabrik über: 
nommen und demnächſt unter Inanipruchnahme der jest vorgeiehenen höheren 
Ausfuhrzuſchüſſe erportirt wird. 

Der Entwurf jucht diefe Möglichkeit, durch welche die bei Bemeſſung des 
Geſammtkontingents und des Prämienfonds in ihrem Verhältniß zu einander 
vorwaltende Abficht des Entwurfs unter Umſtänden völlig vereitelt werden könnte, 
im Ss 83 Abſatz 1 zunächſt dadurd auszuschließen, daß er vun den bei Inkraft— 
treten des Geſetzes auf einer Niederlage befindlichen Zuder bei deilen ſpäterer 
Entnahme in den freien Verkehr oder in eine Zuderfabrit vorweg einen Betrag 
erhebt, welcher der höheren Erportbonififation gleihfonmt, jo daß alio der Zuder 
in jeden Falle ichlieglih nur die früheren Ausfuhrzufhußiäge gezahlt erhalten 
würde, Handelt es fich 3. B. um Zuder der Klaſſe a, für melden bei der Auf: 
nahme in die Niederlage vor dem 1. Auguft 1896 der Betrag von 1L,,, ME. 
gezahlt ift, jo würden bei der Entnahme des Zuders dieje 1,:,, ME. zu eritatten 
und ferner 4 — 1, = 2, ME zu entrichten fein. Wird dann der Zucker 
ipäter ausgeführt oder wieder zur Niederlage gebracht, fo erhält er einen Zuſchuß 
von 4 ME. oder 1,,, ME. mehr, als darauf vorweg gezahlt ift, alio genau den 
Zuihußiag des Gejeges von 1891. Aehnlich verhält es fi mit den Zudern 
der Klaſſen b und c, welche bei der Entnahme aus der Niederlage zuläglich 3,., 
und 2,., ME. zu entrichten haben würden. Cine geringe Verſchiebung bezüglich 
der Höhe der ichließlich zu gewährenden Zuſchüſſe findet nur — wegen der vor: 
genommenen Aenderung in der Relation zwiichen den Sägen in den verichiedenen 
Ausfuhrklaffen — injoweit ftatt, als Zuder der Stlaffe a nad der Entfernung 
aus der Niederlage zu Zuder der Klaſſe b oder « verarbeitet und nad) der Ber: 
arbeitung erportirt wird, 

Ob der Zuder aus der Niederlage zunächſt im eine Fabrik geht, um ſpäter 
in dad Ausland oder in den freien Verkehr des Inlandes zu gelangen, oder ob 
er unmittelbar in den freien Verkehr übergeführt wird, macht feinen Unterjchied. 
Auch die Belaftung des legteren Zuders mit der Differenz zwifchen dem alten 
und dem neuen Zuſchußſatze entbehrt nicht des inneren Grundes, da auch die im 
Inlande verbleibende Waare an den Vortheilen der Prämiirung des Erports 
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theilnimmt. Auf der anderen Seite ericheint eine ſolche Belaftung unerläßlich, 
weil der nad) dem 1. Auguſt 1896 in den freien Verkehr tretende Zuder der 
Kampagne 1895 96 unbedingt ein entiprehendes Quantum der Produktion von 
1896/97 vom Inlands- nah den Auslandsmarkte verdrängt und jo wenigitens 
mittelbar zu einer erhöhten Inauſpruchnahme des für die Ausfuhrzuſchüſſe aus: 
gelegten Fonds Führt. 

Aus denjelben Gründen war die gedachte Differenz zwiichen dem früheren 
und dem künftigen Zuichußiage ferner von dem Yuder zu fordern, welcher beim 
Inkrafttreten des Gejeges im gebundenen Verkehr (auf dem Transport) oder in 
einer Zucderfabrif fich befindet. Denn auch dieſer Zuder würde, obwohl er aus 
der Stampagne 1895/96 ſtammt, beim liebergange in das Ausland oder im den 
freien Verkehr des Inlands den höheren PBrämienvortheil genießen und den 
Prämienfonds des Berriebsjahres 1896/97 zu Ungunften des im legteren Jahre 
produzirten Zuckers möglicherweiie in einem Grade belaiten, daß der Fonds zur 
Prämiirung auch des fontingentirten Zuders nicht mehr ausreicht. 


Eine Ausnahme von der Ginziehung des Differenzbetrages konnte nur bei 
dem am 1. Auguſt 1896 in ſolchen Fabriken vorhandenen Zuder zuläflig er: 
jcheinen, von denen beim ſpäteren Ausgange des Zuders aus der Fabrik dafür 
die Betriebsſteuer zu entrichten jein würde; da die Fabriken in demielben Make, 
in welchem fie betrieböftenerpflichtig Sind, aud der KHontingentirung unterliegen, 
würde der in Rede ſtehende Zucer bei der jtewerlichen Abfertigung ($ 65 Abiag 1) 
nah dem 1. Auguft 1896 aud auf das Stontingent der Fabrik für das Betriebs: 
jahr 1896/97 in Anrehnung fommen. Es würde alſo eine ſolche Fabrik Zuder 
der Kampagne 1895/96 im Jahre 1896/97 nur auf die Gefahr einer Kontingents— 
überichreitung bin abfertigen laflen fönnen und fich die Folgen ſelbſt zuzuichreiben 
haben. Auch würde dad der Bemeſſung des Gelammttontingent® (8 80) zu 
Grunde liegende Prinzip, wonad für die Dotivung des innerhalb des Kontingents 
bergeitellten und ausgeführten Zuders der Prämientonds volle Defung bieten 
joll, hierdurch nicht berührt werden. 


Nach den gleihen Grundjägen war ferner Anordnung zu treffen, daß der 
ohne Zuihußgewährung vor dem 1. Auguft 1896 eingelagerte Zuder, wenn er 
fpäter gegen Zuihußzahlung ausgeführt oder niedergelegt wird, feinen höheren 
als den biöherigen Zuihuß erhält. Im Falle der Niederlegung ift derartiger 
Zuder, wenn er nochmals in den freien Verkehr oder in eine Zuderfabrif über: 
geführt wird, gemäg Abi. 1 zu behandeln. 

Bon den Beitimmungen des $ 83 wird der Zuder, welcher ichon vor dem 
1. August 1896 über den Bedarf des Jahres 1895/96 hinaus zur VBeritenerung 
gebracht und erit nach Inkrafttreten des Gejeges zur Dedung des Konſums oder 
zur Ausfuhr verwandt wird, nicht betroffen. Cine Belaftung auch dieſes Zuders 
in der im $ 83 gedachten Art erichiene allerdings an ſich nicht unbegründet, fie 
ließe fich aber nur im Wege einer geieglihen Sperre beziehungsweiie der Nadı: 
verfteuerung erreihen, Maßregeln, die durch die Bedeutung des Gegenitandes id 
nicht rechtfertigen lafjen und deren wirkſame Durchführung überdies nah Lage 
der Verhältniſſe jehr ſchwierig fein dürfte. 

Ueber die Behandlung ded in den Niederlagen befindlichen ausländiicen 
Zuderd war feine beiondere Beſtimmung zu treffen, da in dieſer Beziehung die 
allgemeinen zollgeieglihen Grundſätze maßgebend bleiben. 

Daß die gemäß $ 83 auffommenben Beträge dem Prämienfonds zufliehen, 
folgt unmittelbar aus der Natur diefer Beträge, die den nah $ 73 Abſatz 3 zu 
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erhebenden wejentlich gleichitehen, und die im Falle anderweiter Verwendung den 
Zwed, die Zulänglichkeit des Prämienfonds ficherzuftellen, nicht erfüllen würden. 

Zu Artikel I ift noch im Allgemeinen zu bemerfen, daß auf die Betriebs: 
ftener die für die Zuderitener gegebenen Strafbeitimmungen Anwendung finden. 


Zu Artikel I. 


Die Erhöhung der bisherigen Zuderiteuer um 6 Mk., welche den Prämien: 
fonds zufließen ſoll, ift jo bemeifen, daß der Ertrag berjelben zuzüglid) des Gr: 
trages aus der Betrieböfteuer zur Bonifizirung einer Zuckermenge ausreicht, wie 
fie fünftig unter der Annahme einer ftetigen Entwidelung der Zuderindujftrie vor: 
ausfichtlid” ausgeführt werden wird. Die Zugrundelegung eine® Exports von 
8,000,000 Doppelzentnern für das Betriebsjahr 1896/97 (vergl. Anlage E) 
entipricht dev bisherigen regelmäßigen Zunahme der deutihen Zuderausfuhr; die 
ungewöhnlich hohe Erportziffer des Jahres 1894/95 ift hierbei nicht berüdlichtigt. 


3u Artikel III und IV. 


Die im Artitel III vorgeichlagenen Streihungen in dem Tert des Gejetes 
vom 31. Mai 1891 find ohne fachliche Bedeutung. Sie betreffen lediglich Weber: 
gangsbeitimmungen, die jeinerzeit für erforderlicdy erachtet werden mußten, in ben 
gemäß Artikel IV neu zu redigirenden Zuderjteuergeieg aber gegenjtandslos er: 
iheinen würden. Die Nenderung im $ 43 bedarf feiner Begründung. 

Die in Ausficht genommene Neuredaktion des Gejeges und die Lebertragung 
derjelben auf den Reichskanzler entiprechen früheren Vorgängen. 
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Anlage A. 






Buder:Statiftik für 
Produftion, Einfuhr, 
























Z3abl der Zur Ginfubr 
Heritell: 
Daraus ung : 
° eines en 
Der an Doppels Zu- gen 
31. Ber⸗ zucer Zeninere j uſchuß bezw 
Be— = 3 (einicbliehlih | Rob: Syrup a. 3 j betaün 
— FE: ß auder Raffi 
5 E | arbeitete —* * | waren R Raffi Rohe — 
t rie b 8 * 7 = Melaſſe⸗ mithin Roh: — und zucker 
2151515 entzuckerung an nirter (100 Rebs 
= IE Iy| 3 Rüben gewonnenen) [| Nüber | zucker e= 1 zuder 
jabr |2[212[2 im — 
51515315 * Durch⸗ Yuder * ———— 
5131231 Rohzucker | ichmirt laſſe _ 18? zuder 
515151 RE Serup u, 
= I1eIz}j #8 derlich ẽ 
7, = FA Melafie 
— Te fe 6 q 1% 10. 1. 12, 18. 










1871/72 [311 22 509 182] 1 864 419] 12,07 |315 832[127 305|73 2981497 556] 56 665 
1872/73 1324 31 815 508] 2 625 511] 12,12 | 97 562]124 886169 323274 41 81 
1573/74 1337 35 287 639] 2 910 407] 12,12 | 84 148]161 48361 021[297 102] 118 092 


89 133/141 010556 587276 903 


1874/75 


1875/76 ]3: 


27 567 451 
41 612 842 


2 564 124] 10,15 
3580 482] 11,ss 


1876/77 1328 35 500 366] 2 909 227] 12,20 
1877/78 [329 40 909 680] 3 805 091] 10,75 
1878/79 1324 46 287 477] 4 301 551] 10,78 
1879/80 [328 48 052 615] 4 154 152] 11,07 
1880/81 1333 63 222 030] 5 634 151| 11,.s 
1881/82 1343 62 719 479] 6 082 222] 10,51 
1882/83 1358 87 471537] 8 444 953] 10,50 
1883/84 1376 89 181 303] 9 606 093] 9,.s 
1884/85 [408 104 026 833111 467 303] 9,7 
1885/86 [399 70 703 168] 5 381 049] 8,44 
1886/87 1401| 48] 71456] 83 066 712]10 182 816| 8,16 
1887/88 [391] 48] 7446] 69 639 606] 9 588 635] 7,2u 
1888/89 [396] 46] 71449] 78 961 830] 9 908 909] 7,07 
1889/90 [401] 51] 7]459] 98 226 352]12 613 534] 7,7% 
1590/91 |406] 52] 714651106 233 194113 362 214] 7,05 
1891/92 ]403] 51] 7f461] 94 580 022[11 980 257] 7,»s 
1892/93 O1] 58] 7]466| 98 119 397]12 341 2901| 7,» 
1893/94 1405] 57] 6]468[106 443 515[13 683 424] 7,75 
1894/95 [405] 56] 6]467[145 210 29518 304 996] 7,03 








24 526145 


10 172 
11 674 
15 304 
16 764 
12 652 
15 049 
23 705 
18 763 
20 668 
26 203 
15 675 
40 789 
20 164 
21091 
36 940 
42 198 

9370 

5 999 

7330 

























273148 397]212 532 
77 09753 1891125 060 
49 153]41 028] 88 831 
39 012]38 329] 79 T11]1 034 718 
29 831[28 996| 65 842] 951 616 
22 654|33 220] 56 076[2 214 420 
22 016133 139] 57 7132 589 310 


















21 038135 369] 66 515[3 907 
15 577152 216] 53 772 911 761 
12 643133 372] 53 052]5 537 931 T 


12 300[28 942] 55 77214 040 715 
14 618]27 166 
15 799126 842 
19 07821 241 
16 354]25 480 


27 607 + 302 


4 
4482] 2682] 13 784 6.096 626,3 917: 


Digitizeg 
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ieit von 1871/72 ab, 
br und Berbrand. 








Zurup 


men 
und 


idet Melaſſe 


brauch 


ohne 


| 


mit 


Berüdiichtigung der 
Einfuhr 


‚Spalte 12) in Robzuder 


Tnetto 





Annalen des Deutichen Reicht. 


18, 


1 723 814 
2447 021 
2 6% 211 
2457 854 
3 021 448 
2 306 783 


2.838.063 | 
2922893 | 
2812228 | 


2 795 785 
2 938 641 
3 719511 
3 648 015 
4 730 073 
3377 875 
3 571582 
4 441 463 
3 786 410 
5 172.075 
> 859 949 
5051 144 
5 079 710 
6 400 200 
7 844 564 








2 221 370 
2 721 435 
2 993 313 
2 734 757 
3 233 980 
2431 843 
2 926 894 
3 002 604 
2 878.065 
2 851 861 
299% 354 
3 786 026 


' 3701 787 


4 783 125 
3 433 647 
3 618 425 
4 514 554 
3 839 443 
5 225 315 
> 939 267 
5 161 047 
> 102 864 
6411841 
7 858 348 


1596. 


freien Verkehr geſetzt 
worden (in Robzuder) 


gegen Ent: 


richtung 
der Ver⸗ 
brauchs⸗ 
abgabe 





— 


3 428 173 
4931153 
5 160 205 
5213 109 
5551 728 
3 733 423 
6 137 203 








Nach Abzug der Ausfuhr | Zum inländiichen 

‚Spalte 16) von der Brodut-| Verbrauch find in den 
ion (Spalte 7) verbleiben 
für den inländiichen Ber- 


gegen Ent: 


richtung 


der Ber: 


brauchs⸗ 
abgabe 
und des 
Eingangs 
zolls 


EEAEZSEZUIRTERZINE 


3 481 206 
4 984 393 
5 239 523 
5 323 012 
5 574 882 
> 745 064 
6 150 987 


Mittlere 


Bevölterungs:- 


ziffer 


22. 


40 265 000 
41 195 000 
41 605 000 
42 022 000 
42 468 000 
42 945 000 
43 430 000 
43 916 000 
44 396 000 
41 100 000 
45 063 59 
45 358 931 
45 656 276 
46 002 719 
46 392 251 
46 854 000 
47 342 000 
48 419 000 
49 235 000 
49 728 000 
50 292 000 
50 753 000 
51 287 000 
51 817 000 





Auf den Kopf 
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ber 
Bevölterung 
entfallen 
nad | nad) 
Spalte EN, Spalte 21 
für 1871/72 bis 
1887/88 nad) 
Spalte 18|Spalte 19) 
kg | ke 
3 | 9. 
4,» 5,52 
5,94 6,51 
6,48 7,9 
5,85 6,51 
7, 7,02 
5,87 D,06 
6,58 6,74 
6,06 6,54 
6,33 6,48 
6,» 6,94 
6,58 6,05 
8,20 8,35 
7,00 8, 
10,2» | 10, 
Tas 7,40 
Te 7,8 
9,ss 9,54 
Ts 7,10 
10,» | 10,12 
10,5» | 10,54 
10,7 | 10,58 
10,.: | 10,0 
ll,ıs | 11,» 
11,» | 11,» 


An Were 
brauchs⸗ 
abgabe 
ſind 
erhoben 


Mart 
25. 


BRESTESSRISZZUE 


37 024 891 
53 259 000 
55 732 472 
56 303 076 
84 510 695 
92 862 994 
99 385 429 








9 = I. An ir 
‚ — — 


fu" 


les 
. 


Fe; y 
2 —* * 


Nie 





Auguft . 37,10 
September. 36,42 
Oltober 34,18 
Novenber . . . [83,51 
Dezember. . + . 183,8 
Yanıar 34,07 
Februar 36,00 
März 36,07 
April 36,71 
Mai. 35,16 
Juni 35,25 
Juli 35,55 


Jahres⸗ 
durchichnittspreife | 35, 


*) Die Preife find für Rohzucker obne, für Raffınade einfchliehli 7 
1891: 18 ME. für 100 ke. Die Materialfteuer, welche 


1 





Rohzucker 
Magdeburg J. en 


Korn =, Rend. 


36.38 | 35,10 
34,00 | 28,02 | 31,10 


34,34 
36,08 
38,08 
38,58 
38,28 
37,38 
36,40 
35,4 
36,51 
35,11 


36,47 





| 





28,54 
29,:4 
29,18 
29,54 
29,08 
31,50 
34,75 
38,25 


Sl, 





511820791 — 18 
für 100 ke: Mart 
— 124,57 | 21,0 | 58,05 | 57,51 
2%, | — | 57. 
28,05 | 21,4 | 22,00 | 57,50 | 56,25 
27,75 | 20,08 | 22,24 | 56,10 | 56,05 
27,14) 18,00 | 22,34 | 56,04 | 59,25 
26,75) 18, | — [54 | 60 
270!19| — 1561| 59, 
27,5| 1955| — [56,559 
26,0 | 0,25 | — 156, | 58,0 
25,2 | 216. — 156,75 | 56,85 
25,10 | 21,ıa| — 156,25 | 56,2 
24,13 | 2ler | — 156,5 | 56.15 
27a | 20.0 — 156,0 | 57,74 





— ohne Sad, netto Tara, — Siel— 








Preiſe * F u h 








Rach der amtlichen Stetifit \ *} —*— Le 
(Großhandels> (Xofo-) Preiſe nach den Ermittelungen der © nl 


Magdeburg la Brod 
— ale 








IE: 4.4, 


— * 


-— —— 
3. ge 


R alfin Peg 


Monat. Ziel — 


3,0 


56, | 
58,50 
61,0 
61, 


57,54 


für die — ie: 
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— 4. 


Nach J O. Li J 9— 
Preiſe für Rübenzucker am Magdeburger Zuckermarkt bei Poſten aus erſter Hand, 
Robzuder ab nächſten Bahnhof) 


Rohzucker 
Rend. 92 


Rend. 88 
— ohne Sack — 





Magdeburg, Korn =, 


1880,91 189192 
































1892/93 | 1893,94 | 1894/95 1896/96 
für 100 ke: Mart 
von | bis von | bis | von | bis | von bis von bis | von bis 
30 | 860 I 350 | 37 855 °1 86 — — AI Mn ii — — 
—) — 34,40 (35,0) ı 133,50) | 34 0 — —) 22,0) | (23) (20) 21 
Am | 38,0 | 34 420 (Bin) | 27.20 80 | 31 82,0 | 22,0 | 23,00 : 20,0 22,» 
33 ‚36 320 34 25,0‘ : 26,001 | 29,20) ' 30,80) | (21 (24,00) , 19,50) | (21,00) 
330 | 35 34,» | 35,0 | 27,0 | 20,0 28 30 21 21,00 22,20 23,10 
32 33,30) | 32,0) 34.0) ; 26,00), | 28,50) -26,50) 28,80) | 20,10) | (20,20) | (21,50) | (22,00) 
33,0 | 34,0 | 34,00 870 | 28,10 | 80 ' 26,0 | 28,00 18,0 | 21,1» | 21,80 22,10 
31,0‘ | (32,00) | (33,00) (36,10) | 27,00) 29° 1:25° (26,00) | «17,00 | (20,20) | 20, ») . (21,10) 
30, 34 | 37,0 380 | 287 ı 290 | 27,100 | 28 18,0 | 19 | — 
31,01 | 32,00) | (35,170) 87,0 27,400‘ | 28,00) (25,50) ' 26.00) | 17,00) | (18,10) = | (—) 
30 | 34,0 | 38, | 39,0 ! 29 | 29m | 260 27,0 | 18 19,0 | — 
31,0) | 33 36 37,0) I 22T) , 128,70) 24,o0) (26) (17) 18,10) = (-—) 
32,20 i 37 37, 38,0 29,10 30,30 27 28 19,0 20 _ 
330 | 35,10) | .36 36,0‘ | 28,200) , 28,800) | 25,70) ı (27) 18,80‘ | (18,00) — (—) 
HB | 87,0 | 86,0 I 87.- | 80 | BB | 27 | 27,0 | 104 100 ı — | — 
He) | 39,10) | 34,0) ' 36 28,0 | Al,aoı , 25,00) ' (26,00) | ‚18,40) | ‘19 40) —| (—) 
36,0 | 37,10 3,0 ı 37, 33,00 | 360 20 2710 | 20 200 — — 
A,s) | 35,20) | 33,00) 36 32) 35 23,80 25,70) | «18,001 | (19,0) | (—) (—) 
0 | 36,0 | 85 36 370 ' 380 24,0 20 | 20,0 | 22,70 — 
33,0 | 300) | 133,0} | 34 36,00), 36,0) ı (23,40) ı 124,00) | .20 ‘21,00 (—) (—) 
Am | B50 | Bin Bo, — | — ı Hm | 26 | 20,0 | 2le ı — _ 
33,50) | (34,20) | (83,800' , (851 | 86,50) | i37) 23,80) | :25) 19,40) | 21) | (—) (—) 
A» | 36 34, , 35,10 36 36 24 250 | 21 | 22 — — 
33,0) | 34,00) | 32,00) | (34 34,0) | 36,00) | 128,00) (23,00) | ı 22,00) | (22,0) | (—) —) 
— | | | 
i Ni 
35.10 36,00 29 „0 27,» — | _ 
33 ,50' BA, | 238,10) (2,90) (— (—) 





angegeben. Die letztere betrug nach dem Geiek von 1887: 12 ME, 
1892/93 in Betracht kommt, belief fich auf OÖ, ME. für 100 kg. 





nach dem Gele von 
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Monat 


Auguft . 
September 
Oktober 
Novenber - 
Dezember . 
Januar 
Februar 
März 
April 
Mi .... 
Juni 
Juli 


Jahres⸗ 
durchſchnittspreift 





Nach F. F —— 


Wreiſe für Rübenzucker am 


54,0 
4,50 
5660 
56,5 
H6,50 
56,50 
HB ,s0 


6,50 
56,50 
55 
57 
57 
97 
57 
57 


57 


564 








erſter Hand, Rohz 


56,50 ss 
57 158 
56 56,50 
56 57,0 
59,50 | 60 
6060 
59,50 | 50,50 
58,0 | 59,5 
58 |58,% 
56 56,50 
56 1 56,0 
56 | 56,50 
57,80 











Reffinade 


Brodzuder, Magdeburg 
fein 


von | bis 


56 
56 


56 
56 


5,50 | 56, a0 


56 


6,50 


55,50 | 55,00 


55, 
59, 


50 | 59,50 
so | 55,50 


95,30 | 57 


61 
62 


56,10 





1 50, 
59 159 | 50,0 
56.50 | 56,50 | 46,30 
54 | 54 44, 
53,50 | DB, | 43 
52 |52,0 | 42 
52 52 468 
52 52 143 
— — 4 
— — 2444 
50,00 5311 46 
50 50,.0 45 


53,20 


zen 
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Hüben von 1890/91 ab, 








6. 





Nah den wöchentlichen Marktberichten der „Deutſchen Zuderinduftrie” 


























Rohzucker 
Hamburg fob. Rend. 88 
1800791 | 1891.92 1892/93 | 1893/94 189195 | 1895/96 
für 100 kg: Mart 
von | bis von | bis von bis | von | bis | von | bis | von bis 
Ms | Ws | 26,1 | 210 | Be | 28 | 27m 32,0 | 22,0 | as | 18,0 | 20,15 
26,50 | 28,55 | 26,0 | 26,0 | 25,0 | 27,75 | 28,7 | 30,4 | 21, | 240 | 18,0 | 20,0 
ss | 27,00 | 25, | 26,10 | 26,00 | 28,0 25,0 | 28,00 | 19,15 | lu | 200 | 22, 
Mm | 25,20 | 26,14 | 28,0 | 27,0 | 8,0 | 24 | 26,0 | 17,55 | 19,05 | 20,0 | 21, 
240 | 2505 | 0 | 29,0 | 27,05 | 28,0 | 24, | 25,5 | 17,0 | 18 20,0 | 21,» 
24,54 2,0 | 28,0 | 30,0: | 28,5 | 28,0 | 24,15 | 25, | 17,05 | 19 — — 
DB | 27,0 | 2854 | 29,15 | 27,0 29 25,5 | 26,0 | 18 18,» — — 
2640 DB | 0 | 20,0 28, | 30,0 | 25,5 | 26 18,25 | 18, — — 
rs | 27,0 | 2 | 27us | Bl | 84 | Bo | Bw | 180 | 186 | — | — 
m | 27 | 2 | 60 | Bhm | 87 | re | Bw | 19 1s| — | — 
2, | 26,5 | 25,0 | 26,5 | 36,0 | 38 23,0 | 25,0 | 18,75 | 20,15 — — 
26,5 | 27,15 | 25 25,0 | Sl | 37,05 | 22,5 | 8,0 | 19,54 | 20,15 — — 
| 
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Monat 





Tie Zuderiteuer. 





Preife für Zucker und 


Nach den wöchentlichen Marftberichten 


Robzuder 
Yondon Rend. 88 





129001 189192 1592/98 18917 
für Cwt — 30, kin: shı/d 

von bis von bis | von | bis von 
Auguft . [13/6 14/4'/s 13/3 13/6+']a 12/10%2—"/2 14/172 114! 
September 12/9 14/1! 18 —. 134 23 4 1211! 14/0°4 14.4'% 
Oftober . . [2/34 18% 112/718 13°4 13/1" 14/3 13/1’ 
November . [12/2°/4 12/7'% 13/11 — "41 |14/4'/, 13, 7’/e+ fa 14/3 12/4’, 
Dezember 12/3 12/9 14/+!ls '14/10']e 113/10". 14/40 14/6 12/2" 
Januar . 12/8®/ 112/94], 14/24 15/-. 14 14/4. 12 3% 
Tebruar . . 12/94 14/0%/4 14/3 114/7'/ 14/3 14/6—!lr 12/8°4 
März . . 113/77 143% 1a aa 13/11'js 15/8 12 7. 
April . 1816 13/11%/4 112/94"  |13/6° 15/10'%— "1a 17/4 7, 113 
Mai . 12/10!» |18/6 12/9 13/834" 16/7. 18/10%,, 11/64" 
Juni... .f13/— 13/5’ f12/10% {13/4 (18/8 19/% 11/6-+" 
Juli liIs/8⸗, 13/9 —" |12/6 118; 15/6 18/6'% | 




















118—': 
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Il. Gefegentwurk der: verbitndeten Regierungen. 


Rüben von 1890/91 ab. 


—— — —— — — — ——— —— — — — — — 





der „Deutichen Zuckerinduſtrie“ 


Rohzucker 


London Rend 88 


1898,04 Bert 
== 50, ka): 


für Cwt 


bis von 
16 4'% ‘11/3 
152° 10/10'/: 
143 9/10°/, 


23 | 810% 


129-1 816* 
12 7" sb 


Bat | 9:1 


1 We 96 
1? ih—!h 913 
119 gap! | 


bis 
12/7']8 


12/0°4 


1 





sh/d 


von 
9/8 


8. 
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Nach der amtlichen Statiſtil 


Naufrüben 


Nabresdurdichnittspreis 


1845196 1890/91 184179? 1892,9318923794 1894/95,1* 95196 


für 100 ke: 


| bis | 
10/— "4 


96— 4 10/3’ | 


10/1" 724-1/410/6 


j 9 — 4 


9 4" si 
ı 9,34" 
13", 911—. 


96 


J 


ioi . 10/Ii. 


10/8 





—V — — un 
t "Li d 1 
107 * wiſchen zwiſchen 
11l—'} 1,0 , Im | 
und ' und | 

2 2,50 , 2,w | 
| = in der Regel 

1,0—-2,»0 | 2,09 


J 
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III. Bericht der XIV. Kommifjion des Reichstags. 


Da in der Kommiſſion darüber Cinverftändniß herricte, daß der Reichskaſie 
zum Mlindeiten fein Schaden im Vergleich zu den heutigen Einnahmen aus der 
Zuderjteuer erwachſen follte, und dengemäß der Betrag der mit Prämien aus: 
zuführenden Zudermenge beſtimmend jein müßte für die Höhe der zu zahlenden 
Prämie und der zur Dedung des Ausfall nothwendigen Verbrauchsabgabe, io 
wurde vereinbart, die Berathung bei der Stontingentirung ($ 80) zu beginnen und 
erit danach über Betrieböfteuer, Ausfuhrprämie und Höhe der Verbrauchsabgabe 
zu diskutiren. 

Daher war es unvermeidlich, daß die Berathung über die Höhe des Geſammt— 
fontingent® einen allgemeinen Charakter annahm und die arundlegenden Fragen, 
ob überhaupt eine Aenderung des beitehenden Geieges und der jeßigen Ausfuhr: 
zuſchüſſe erforderlich jei, auch hierbei zur Sprade famen. Doch nahmen dieie 
Grörterungen nur einen geringen Naum ein und wiederholten im Wejentlichen, 
was bereits im Plenum des Hauſes gelagt war. 


Bon einzelnen Gegnern des Geſetzes wurde beſonders betont, daß angefichts 
der fteigenden und zur Zeit durchaus gewinnbringenden Preiſe des Zuders auf 
dem MWeltmarkte ein Bebürfniß zur Aenderung des Geſetzes nicht vorliege, am 
MWenigiten aber eine Erhöhung der Ausfuhrprämie nothmwendig ſei. Das Geſes 
iheine nur gemacht, um den Anſprüchen der Agrarier zu genügen; und es zeige 
ih immer mehr, daß dieſe Herren fein Gewicht darauf legten und namentlich im 
Oſten dem Grundgebanfen des Entwurfs, durd eine Kontingentirung einer weiteren 
Ausdehnung der Produktion und des Rübenbaues Einhalt zu thun, lebhaften 
MWideritand entgegen ſetzten. Die Zuderinduftrie habe nur ein einziges fchlechtes 
Jahr durchgemacht und Verluſte und unrentable Preiie in Folge der lleberproduktion 
gehabt. Seitdem habe eine vernünftige Selbitbeihränfung ftattgefunden, und der 
Erfolg Sei in den fteigenden Zuderpreiien klar erfihtlih. Für die Regierung 
hätte alio gar fein Grund vorgelegen, zumal die auswärtigen Staaten ihre 
Prämien jeit 1891 eher ermäßigt als erhöht hätten, grade jegt einen folchen 
Sejegentwurf einzubringen, wo von einem allgemeinen Nothitande nicht mehr die 
Rede jein könne. 

Dem gegenüber wurde von den Vertretern der verbündeten Regierungen mit 
Nachdruck hervorgehoben, daß fie bei der allgemeinen Lage der Landwirthichaft 
verpflichtet geweſen jeien, dieſer wichtigiten lanbwirthichaftlihen und überhaupt 
arößten Erportinduftrie des Lündes zur Hilfe zu fommen und inöbejondere der 
Gefahr einer verhängnigvollen Krifis vorzubeugen. Dabei wären fie auch nur 
einer Anregung des Neichötages jelbit gefolgt, der in der vorigen Seſſion durdı 
einen von 143 Abgeordneten unterzeichneten Antrag ſich für die Prinzipien, dic 
diejenn Gejegentwurf zu Grunde liegen, ausgeſprochen habe, 

Wenn heute die Preife geitiegen jeien, To wiſſe Jedermann, dab das nicht 
nur der vorübergehenden Beſchränkung des deutichen Rübenbaues, jondern in aller: 
echter Linie dem zufälligen und jedenfall3 nur zeitweiien Fernbleiben Cubas 
vom Zudermarkte zu danken jei. Da die verbündeten Regierungen an dem Ziele 
tefthielten, durch internationalen Vertrag die Beſeitigung der Zuderprämien über: 
haupt herbeizuführen, jo hätten fie bis zu dieſem Zeitpunkt die Konkurrenzfähigkeit 
des deutichen Zuderö auf dem Weltmarkte jedenfall® zu fichern. 

Der heimischen Zuderinduftrie drohe aber nicht nur Gefahr aus dem Wett: 
beiwerbe der höher prämiirten Produktion de Auslandes, fondern auch aus der 
Neigung zur Meberproduftion, welche in ihrem Enderfolg die Rentabilität des 
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Rübenbaues überhaupt in Frage ftelle. Auf diefen beiden Geſichtspunkten beruhten 
die enticheidenden Beitimmungen des Gejeges, die Erhöhung der Ausfuhrzuſchüſſe 
und die Kontingentirung der Produftion. 

Bon den verichiedenften Mitgliedern der Kommiſſion wurden dieſe Aus— 
führungen unterftügt und der Nachweis gebracht, daß es dringend wünſchenswerth 
jei, Angefiht3 der Entwidelung der Induftrie im In- und Auslande dafür zu 
jorgen, daß Deutichland nicht vom Weltmarfte verdrängt werde und der Rüben— 
bauer wieder lohnende Preife für feine Produkte erhalten fünne. Das fei aber 
Angeſichts der hohen Prämien, wie fie heute von den fonkurrirenden Ländern ge: 
zahlt würden, ohne eine Steigerung der deutihen Ausfuhrzuſchüſſe nicht möglich. 
Eine KHontingentirung fei aber unvermeidlich, weil es gelte, einer übermäßigen 
und allzuichnellen Ausdehnung der Inbuftrie, Die zu einem verberbliden Kampf 
um die Griitenz für viele Fabriken führen müffe, entgegenzutreten. 


Die Bedenken gegen die Kontingentirung und Einſchränkung der noch ſtark 
ausdehnungsfähigen Fabrifen des Oſtens waren jedoch jo ſtark, daß eines der 
Mitglieder der Kommiſſion bei Beginn der weiten Lejung den Antrag einbrachte, 
die Regierungsvorlage ganz zu verwerfen und dafür folgendem Antrag zuzuſtimmen: 


Die Beitimmungen des Geieges, betreffend Abänderung des Zuderiteuer: 
geiege® vom 9. Juni 1895 (Reichsgeſetzblatt Seite 255), bleiben über den 
31. Juli 1897 hinaus in Sraft. 

Der Antragfteller wies in der Begründung feiner Forderung beſonders darauf 
bin, wie jchwer die öftlihen Provinzen Deutichlands, die zu erweitertem Rüben— 
bau im Stande und bei den niedrigen Kornpreijen gezwungen jeien, die Kon— 
tingentirung Ichädigen werde. Er werde daher den Entwurf mit allen Mitteln 
befämpfen, der nur Unzufriedenheit in weiten Landestheilen jchaffe und nur be: 
ſtimmt fei, veraltete, jchlechte Betriebe in anderen Theilen des Vaterlandes zum 
Nachtheil für die aufftrebeuden, leiltungsfähigen Anduftrien zu jchügen. Bei 
heutigen Preiſen, wo ihm jelbit fir seine Rüben im leßten Jahre noch immer 
1 ME. pro Zentner gezahlt wäre, brauche die Induſtrie und Landwirthichaft feine 
höhere als die heute geltende Prämie, und eine Verlängerung des jest beitehenden 
Zuftandes würde eine für alle Theile befriedigende Löjung der Ichwebenden Frage 
bringen. Die Neichsfafle hätte dann allerdings die Brände weiter zu zahlen, die 
nad dem heute geltenden Gejeg binnen Jahresfrift wegfallen würde, Aber ba 
das Reich jeit 1887 von Jahr zu Jahr höhere Einnahmen aus dem Zuder 
erhalten habe und wegen des jteigenden Konſums der wachienden Bevölkerung auch 
auf weitere Vermehrung der Einnahmen rechnen könne, jo liege fein Grund vor, 
dieje Ihon recht reichlich jteuernde landwirthſchaftliche Induftrie noch weiter zu 
den Kojten der allgemeinen Reichsverwaltung heranzuziehen. 

Der Borichlag, der naturgemäß wieder eine allgemeinere Erörterung ber 
Grundgedanten des Gejeges mit ſich brachte, fand jedoch nur bedingte Zuftimmung 
bei den Gegnern aller Prämien uud ftaatlihen Begünftigungen, die in ihm der 
Regierungsvorlage gegenüber das kleinere Uebel erblidten und auch glaubten, daß 
er finanziell die Reichötaffe weniger belaften würde als die Vorſchläge der Kommiſſion. 

Nur ein einziges Mitglied ſtimmte dem Antrage rüdhaltlos zu, weil ihm 
die Beihränfung der Produktion eine Schädigung der kleinen Landwirthe zu be— 
beuten jchien. 

Die Mehrheit beharrte auf ihrem Standpunkte, daß eine Erhöhung der 
Prämie znm Kampfe gegen den hochprämiirten Zuder des Auslandes nothiwendig 
jei und daß eine Kontingentirung im Ganzen und der einzelnen Fabriken nicht 
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nur zur finanziellen Sicherung des Neiches, fondern auch zum Schuß der be 
ftehenden, nicht mehr erweiterungsfähigen Fabriken gegen die Ausdehnungsgeltite 
anderer Landestheile nothiwendta Tei. 

Die Vertreter der verbündeten Negierungen konnten natürlich feine definitive 
Erklärung über die Stellung der legteren zur Frage der eventuellen Erhaltung 
des jesigen Zuftandes abgeben. Sie würden aber in ernite Erwägung nehmen 
müſſen, ob es fih im Antereffe der Industrie und der Rüben bauenden Yand- 
wirthichaft empfehle, eine Weiterzablung der Prämie ohne eine geſetzliche Be 
ihränfung in Aussicht zu nehmen. Much im Falle des Fortbeitandes der Prämien 
in der bisherigen Höhe werde man fich möglicher Weife zu einer Kontingentirung 
in der Form entichließen müflen, dab die für Prämien alljährlih aufzumendende 
Geſammtſumme beichränft werde. Bei steigenden Preiſen wiirde durch die 
unbeihränfte Gewährung von Prämien eine ſprungweiſe Ausdehnung der 
Zuderinduftrie begünitigt; bierin liege aber die Gefahr, daß in dem Augenblide, 
wo die cubaniiche Produktion wieder in früheren oder verjtärftem Umfange auf 
dem Weltmarkt ericheine, ein ſchwerer Rückſchlag für die heimiſche Produftion ein: 
trete. Jeder Kriſis pflege aber eine dauernde Senkung des Zuderpreifes zu folgen. 

Sei die Ktontingentirung überhaupt nothwendig, To empfehle fich jedenfalls 
viel mehr das im Geſetz gewählte Syſtem der Kontingentirung der zu prämitrenden 
Produktion, nach welchem jedenfalls innerhalb des Kontingents mit feiten 
Ausfuhrzuihüflen gerechnet werden könne, ais lediglich die Kontingentirung der 
tür Prämien aufzınvendenden Summe, wodurch die geieglihe Höhe der Prämien 
tür die geſammte Produktion in Frage quitellt werde. Das Geſes ſei nicht 
in fisfaliichen Intereſſe, ſondern zum Beten der Yandwirthichaft vorgelegt. Ber 
weigere der Neichstag ſeine Zuſtimmung zu demielben, To fünne das auf die ver: 
bündeten Regierungen in ihren Beitrebungen, innerhalb der vertragsmärig td 
volfswirthichaftlich zuläſſigen Grenzen der bedrängten Landwirthſchaft zu Hilfe 
zu kommen, nicht beionders ermutbigend eimwirfen. 

Der Antrag wurde ichließlih nacı langer und eingehender Grörterumg von 
dem Antragiteller vorläufig zurüdgezogen, da er feine Musficht auf Annahme habe, 
aber als Eventualantrag Für den Fall der Ablehnung des Gejeges wieder erneuert. 

lleber die allgemeinen Gründe, die für und wider die Nüglichkeit und Notb: 
werdigfeit der Hontingentirung -vorgebradıt wurden, wird. weiter unten bei Be 
ijprechung der einzelnen Paragraphen, wie fie ſich als Ergebniß der Berathung 
nach der in der Anlage befindlichen Zulammenftellung der Beichlüfle geitalter haben, 
einzugeben ſein. 


Bweiter Theil 
Betriebsſtener. 


Die Regierungsvorlage hatte zur theilweiſen Deckung der Koſten der erhöhten 
Ausfuhrprämie eine Berriebsitener in Ausjicht genommen, die ftaffelförmig ar: 
jteigend die großen Fabriken im ftärferer Weile heranzichen ſollte ala die kleinen 
Berriebe. Der Wideripruc gegen diele neue Form der Beſteuerung der Zucker— 
indultrie war aber in der Kommiſſion ein fo allgemeiner, daß ſchließlich nur 
wenige Stimmen ich für die Beibehaltung der in den SS 65 bis 69 enthaltenen 
Beſtimmungen der Negierungsvorlage erklärten. Die Fabriken des Oftens fürchteten 
bei der Größe und Ausdehnung ihrer Betriebe eine beiondere Schädigung durd 
die ſtaffelförmige Beitenerung und glaubten darin eine unberechtigte Begünstigung 
der fleineren Fabriken erbliden zu müſſen, die keineswegs unter allen Umſtänden 
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als die leiftungsunfähigeren anzufehen feien, da fie oft in den Händen fapital: 
fräftiger Großgrumdbefiger jeien, während gerade die neuen großen Etabliſſements 
des Oſtens von vielen Hunderten von großen und fleinen Landwirthen begründet 
jeien und mancherlei Laſten zu tragen hätten, die ihre Leiltungsfähigfeit ver- 
minderten. Namentlich hätten fie größere Frachten für die aus weiter Entfernung 
zum Theil auf eigenen Cilenbahnen und Dampfichiffen zu beziehenden Nüben zu 
zahlen, und die höheren Breije für Brennmaterialien verminderten oft den Vor— 
theil, den fie durch die einheitliche Leitung im geringeren Generalunfoiten unbe: 
itritten hätten. Dazu jeien die Fabriken des Weſtens vielfach frachtgünitiger als 
die des Oſtens gelegen und erzielten thatlächlich für ihre Produkte höhere Preiie 
als die legteren. Es träfen alio die in der Begründung der Vorlage für eine 
itaffelförmige Normirung der Betriebsabgabe geltend gemachten Borausiegungen, 
d. h. größere Kapitalskraft, größere Leiltungsfäbigfeit und billigere Herſtellungs— 
foften der größeren Fabriken, nicht zu; und können jomit die wirtbichaftliche Be— 
rehtigung einer Staffelung zu Unguniten der größeren Fabriken nicht anerkannt 
werben. 

Bon den Vertretern der verbündeten Negierungen wurde die Ttaffeltörmige 
Betriebsiteuer im Hinblid auf die Werjchiedenartigfeit der Betriebskoſten als eine 
durchaus gerechte Mahregel vertheidigt, welche den kleinen Fabriken feinen Vorzug 
gewähren, fondern nur die Ktonfurrenzfähigfeit mit den größeren Fabriken fichern 
jolle. Inſofern verfolge die staffelförmige Betriebsftener einen wichtigen ſozial— 
volitiichen Zwed. Aber es müſſe auch anerfannt werben, daß eine allzu ftarfe 
Staffelung den großen Betrieben, an welchen auch zahlreiche kleinere Rübenbauer 
betheiligt ſeien, einen wirthichaftlich nicht gerechtiertigten Schaden zufügen fünnte 
65 gelte daher, bier veritändig Map zu halten, und deswegen habe die Vorlage 
bereit3 frühereren Vorſchlägen gegenüber den Stenerjag wejentlich ermäßigt. Man 
müſſe dabei auch Nücdiicht nehmen auf die Eigenart der Zuderindujtrie, die im 
Gegenſatz zur Branntweinbrennerei für Deutichland hauptiählich als große Erport: 
industrie Bedentung habe und in ihrer Konkurrenzfähigkeit geichädigt merden 
würde, wenn man die Großbetriebe allzuiehr belaften wollte. Sollte die Kom— 
million, wie angedeutet, auf die. Staffelung überhaupt verzichten und nur eine 
gleichmäßige Betriebsitener den Fabriken auferlegen wollen, jo hätten die ver- 
biindeten Regierungen an einer ſolchen gleichmäßigen Steuer fein Intereſſe, da 
es weniger auf eine Einnahme aus dieſer Steuer als auf die damit verbundenen 
jozialpolitiichen Zwecke ankomme. 

Der Vertreter der bayeriſchen Regierung ſuchte die ſtaffelförmige Steuer noch 
bejonders unter Hinweis auf die bei der Brauitener in Bayern mit großem Nutzen 
eingeführte Staffelung ald etwas volfswirtbichartlich Berechtigtes zu vertheidigen, 
da fie fich dort bewährt habe, obwohl die bayeriiche Bierbrauerei gleichfall® ein 
Erportgemwerbe eriten Ranges sei. 

Nur einige Vertreter einer großen Partei traten für die Betriebsftener ein, 
wünschten jedoch eine weitere Ermäßigung der Skala und eventuell eine beftimmte 
Grenze für die Höhe der Belaftung bei einer beitimmten PBroduftionsmenge, um 
den ganz großen Fabriken nicht allzu große Opfer zuzumuthen. Denn e3 würde 
ficherfih das Beibehalten der PBetrieböftener die Annahme des ganzen Gejeges 
weientlih erleichtern und den unbeitreitbar in weiten Wolföfreilen vorhandenen 
Widerwillen gegen die PBrämienzahlung mildern, wenn die Industrie ſelbſt durch 
eigene Abgaben Zuihüfle zu dem Prämienfonds leiſte. 

Da aber von anderer Seite darauf aufmerkſam gemact wurde, daß, wenn 
man anf die Staffelung verzichte, eine gleichmäßige Berriebsitener auch inſofern 
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nadhtheilig wirfen würde, als dem Auslande gegenüber die Prämien höher er: 
jheinen würden, als fie thatlächlich feien, erklärte fi) die große Mehrheit der 
Kommilfton in der eriten Leſuug gegen dieſe Betriebsſteuer und lehnte den ganzen 
darauf bezüglichen Abichnitt der Vorlage ab. 

In zweiter Leſung wurden jedoch aus der Mitte der Kommiſſion erneute 
Anträge geitellt, eine ftaffelförmige Betrieböfteuer wieder in dad Gele auf— 
zunehmen. Bon einer Seite wurde beantragt, als $ 65 folgenden Sag einzu: 
ſchalten: 

Bon dem in einer Zuckerfabrik zur ſteuerlichen Abfertigung 88 36 ff.) 
gelangenden Zuder wird ein Zuichlag zur Zuderjteuer (Betriebsfteuer) erhoben, 
welcher für die innerhalb eines Betriebsjahres abgefertigten Mengen 

bis zu 1000000 kg einihließlih . . O,, ME. 
von über 1000000 bis zu 2000000 kg Os m 
> 2000000 „ „ 3000000 „ On 
e „ 3000000 „ „ 4000000 „ Os n 
und jo fort von 1000000 zu 1000000 kg um je O,o, ME. fteigend, für je 
100 kg Rohzucker Nettogewicht beträgt. 
* Ein anderes Mitglied der Kommiſſion wünſchte den 8 65 folgendermaßen zu 
faſſen: 

Bon dem in einer Zuckerfabrik zur ſteuerlichen Abfertigung (SS 36 ff.) 
gelangenden Zuder wird ein Zufchlag zur Zuderiteuer (Betrieböftener) erhoben, 
welcher für die innerhalb eines Betriebsjahres abgefertigten Mengen 

bis zu 4000000 kg einihließlih . . Oo ME. 
pon über 4000000 bis zu 5000000 kg O,an m 
" „5000000 „ „ 6000000 „ Os m 
und jo fort von 1000000 zu 1000000 kg um je O,gary ME. ſteigend, für 
ie 100 kg Rohzucker beträgt. 

Bei beiden Anträgen war eine wejentlihe Ermäßigung der Regierungsvorlage 
gegenüber vorgeichlagen, und der letztere Antrag konnte, wie die Gegner deöjelben 
hervorhoben, faum noch als eine beiondere ftaffelförmige Belaftung der Groß— 
industrie und als ein Schug für die Kleinen angelehen werden. Die Antragfteller 
legten jedoch ein bejonderes Gewicht darauf, dab dieſe Ertrabelaftung der Induſtrie 
beibehalten werde, und berechneten, daß auch bei den niedrigften Steuerfägen des 
zweiten Antrages für die Neichdfaile noch immer eine Einnahme von mehr als 
2'/, Millionen wahriheinlic zu erwarten jei. Die großen Fabriken würden jich 
bei der mäßig gehaltenen Staffelung des Steueriages kaum beichiweren können, 
denn der Unterichicd zwiichen ber Eleiniten und größten Fabrik würde pro Doppel: 
zentner durhichnittliher Produktion faum mehr als 8 bid 10 Pfennig betragen. 
Immerhin jei ed ein gewifler Schuß für die fleinen Fabriken, den fie unter allen 
Umständen aufrecht erhalten wollten. 

Obwohl nun ichließlih ein Theil derjenigen Kommiſſionsmitglieder, die in 
der eriten Leſung für die Streihung des Regierungsvorſchlages geſtimmt hatten, 
erklärten, daß fie bereit jeien, den zweiten Antrag anzunehmen, um damit eine 
größere Mehrheit für das Zuftandefommen des Gejeges zu erlangen, wurde dod 
Schließlich auch diejer Antrag mit 10 gegen 10 Stimmen abgelehnt, weil die Ber: 
treter einer großen Partei ſich grundſätzlich gegen jede ftaffelförmige Betriebsftener 
ausſprechen zu müſſen glaubten. 

An die Stelle der jomit auch in zweiter Lejung abgelehnten Betrieböftener 
wurden in der Kommillion die in der anliegenden Zulammenftellung der Beſchlüſſe 
gekennzeichneten SS 65, 66, 67, 68 und 69 in das Geſetz eingeichaltet. 
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Zuſchlag zur Zuderftener. 
1. Gegenftand, Höhe und Erhebung des Zuſchlages. 
S 65. 


Die Negierungsporlage hatte in den 883 73 und 74 den Höchitbetrag der 
jährlihen Zujhüfle und Einziehung zuviel bezahlter Beiträge feitgeiegt, indem fie 
einen beſonderen Prämienfonds bildete, der aus den Einnahmen der Betriebsiteuer 
und 25 Prozent der Einnahmen der Zuckerſteuer gebildet werden follte. Für den 
Fall, dab dieſer Fonds nicht audreichte, die für die jeweilige Ausfuhr noth— 
wendigen Zuichüfle zu zahlen, ſollten die Fabriken verpflichtet fein, zur Dedung 
des Fehlbetrages beizutragen, jedoch nur entiprechend demjenigen Theil der Bro: 
duftion, der über ein beftimmtes Kontingent hinaus erzeugt war. Neu errichtete 
Fabriken jollten für den Anfang mit ihrer geſammten Jahreserzengung zur Dedung 
des Defizits herangezogen werben. 

Dieſe Beitimmung hatte in den betheiligten reifen der Induſtrie vielfach 
Wideripruch gefunden, weil man fürchtete, daß in gewiſſen Jahren die Rüdzahlungs: 
pfliht eine ſchwere Laſt werden könnte und möglidyerweife mehr zurüdznerftatten 
jei, als an erhöhten Prämien eingenommen werde. 

Auch in der Kommiſſion fanden dieje Vorichläge der Bildung eines bejonderen 
Prämienfonds mit der Verpflichtung zur NRüdzahlung feine Anhänger, und es 
wurde deshalb von einem Mitgliede der Vorſchlag gemacht, für all denjenigen 
Zuder, der über das feitgelegte Stontingent hinaus von den einzelnen Fabriken 
produzirt wird, eine beiondere Zuichlagiteuer in Höhe der Prämien zu erheben. 
Dadurh würde einmal die Neichöfafle in jeder Beziehung ſicher geitellt werden, 
da die volle bei der Ausfuhr zu zahlende Vergütung für dieſes Superfontingent 
ihr wieder zufliegen miürde, und anbdererieits hätten die Fabriken volle Klarheit 
über ihre Zahlungspflicht, da fie vor allen Nachzahlungen geichiigt feien. Zus 
gleih würde dieje verhältnigmäßig hohe Belaftung des Superfontingents ein 
Hemmniß sein, allzujehr über das Stontingent hinaus zu produziren. Seitens 
der Negierungädvertreter wurde demgegenüber ausgeführt, daß die Beſtimmung der 
Vorlage eine ſehr viel wirkſamere Beichränfung der Produktion in fich Tchlöffe, 
inden ſich die Nüdzahlungen eventuell weientlich höher ala der Ausfuhrzuſchuß 
geſtalten könnten. Auch würde in den aus der Mitte der Kommiſſion gemachten 
Vorſchlägen eine Mehrausgabe für die Reichskaſſe liegen, weil diejelbe für das 
Superfontingent auch den höheren Zuihuß für Naffinaden zu zahlen habe, aber 
nur denjenigen für Rohzucker erftattet erhielte. Auch ftehe innerhalb des Kontingents 
eine weitere Belaftung der Reichskaſſe danu in Musficht, wenn die Ausfuhr an 
Raffinaden gegenüber derjenigen an Nohzuder wachſen sollte. Freilich fei eine 
finanziell ernftlich ins Gewicht fallende Steigerung unſerer Raffinadenausfuhr im 
Hinblick auf unfere bisherigen Abiaggebiete faum wahriceinlic. 

Die Kommisfion in ihrer Mehrheit ftinnmte zwar dem Grundgedanken der 
oben erörterten Vorſchläge zu, lehnte aber trogden den nachfolgenden Antrag mit 
geringer Stimmenmehrheit ab. Dieler Antrag lautete: 

1. ten $ 73 zu ftreichen, 

2. den 8 74 wie folgt zu fallen: 

8 65. 

Für die einzelnen Zuderfabrifen wird alljährlih nah) Maßgabe der 
z8 75 ff. eine von ihnen herzuftellende Zudermenge (Kontingent) feitgeiegt, 
für welche abgeiehen von der im 8 2 beitimmten Zuderitener eine Abgabe 
nicht zu entrichten ift. 
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Bon dem über diefe Menge hinaus in der Fabrik zur ftenerlichen Ab: 
fertigung (58 36 ff.) gelangenden Zuder wird ein Zuichlag zur Yuderitener 
erhoben, welcher 3 ME. für 100 kr Netto-Gewicht beträgt. Zuichlagpflichtige 
Fabriken, für welche ein Kontingent nicht feitgeiegt wird, haben einen Zur: 
ihlag von ihrer geſammten Zucker-Erzengung zu entrichten. 


$ 66. 

Der Zuichlag zur Zuderiteuer wird nad den aus der Fabrik ausgehen: 
den Rohzudermengen bemeſſen. Verläßt der Zuder die Fabrik nicht in der 
Form von Rohzucker, jo iſt das Erzeugniß zum Zwede der Steuerfeitiegung 
nach ſeinem Rohzuderwerth umzurechnen. Nach welchem Verhältniß lestere 
zur geſchehen Hat, beitimmt der Bundesrath. Rübenſäfte und Abläufe der 
Zuderfabrifation find einem Zuichlage nicht unterworfen. 


S 67. 

Zucder, welcher in gebundenem Verkehr (8 39) in die Fabrik eingebracht 
worden ift, ift nach feinem Nohzuderwerth (S 66) von der aus der Fabrik 
ausgehenden Menge in Abzug zu bringen. Fabriken, weldhe ausichließlic 
Zuder der in Abſatz 1 gedachten Art verarbeiten, unterliegen dem Zuichlage nicht. 
Obwohl nah Streihung der SS 73 und 74 der Negierungsvorlage eine 

Grundlage für das Kontingent geichaffen werden mußte und ohne diejelbe eine 
MWeiterberathbung der folgenden Paragraphen über die Art der Kontingentirung 
nicht möglich geweien wäre, wurde doch, wie ſchon erwähnt, dieler Antrag ab» 
gelehut, weil ein Theil der Stommilfionsmitglieder gegen die bereits beichloflenen 
Prämien von 3 ME. fih grundiäglich erklärt hatte und nun glaubte, nicht indirekt 
jeine Zuſtimmung zu der von ihnen nicht gebilligten Prämienhöhe geben zu dürfen. 

In der folgenden Situng wurde dann freilich ein Antrag angenonmen, dem 
Eingang des 8 75 folgende Fallung zu geben: 

„Für die einzelnen Zuderfabrifen wird alljährlihb nah Maßgabe der 
unten folgenden Beitimmung eine von ihnen herzuftellende Zuckermenge (Son: 
tingent) feitgelegt, für welche, abgeiehen von der im 8 2 beitimmten Zucker— 
ftener, eine Abgabe nicht zu entrichten iſt.“ 

Damit wurde wenigitens der Begriff des Stontingents wieder in die Gejek- 
vorlage hineingebracht und die materielle Grundlage für die MWeiterberatbung über 
die Bemeſſung dieſes Kontingents gegeben; aber der weitergehende Antrag, aud 
die Belaftung des Superfontingents noch nachträglich am anderer Stelle wieder 
einzuichieben, mußte als geichäftsordnungswidrig zurüdgezogen werden und es 
der zweiten Leſung vorbehalten bleiben, dieſe Lücke, die dadurdh im Entwurfe 
entitanden war, auszufüllen. 

Für die zweite Leſung wurde der Antrag eingebracht, dieje in dem uriprüng- 
lihen $ 75 untergebrachten Beitimmungen in folgender veränderter Form in den 
Gejegentwurf aufzunehmen. 

Bweiter beit. 
Zuſchlag zur Suderitener. 
1. Gegenfand, Höhe und Erhebung des Bufdjlages. 
g 65. 

. Für die einzelnen Zuderfabriten wird alljährlich nad Maßgabe der nad: 
folgenden Beitimmungen diejenige Zudermenge (das Kontingent) feitgeleßt, für 
‚welche, abgeiehen von der im $ 2 beitimmten Zuckerſteuer, eine Abgabe nicht 

zu entrichten tft. 
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Boy dem über dieie Menge hinaus in der Fabrik zur steuerlichen Ab: 
fertigung (88 36 ff.) gelangenden Zuder wird ein Zufchlag zur Zuckerſteuer 
in Höhe des Ausfuhrzuſchuſſes Für Nohzuder (S TO Ziff. a) erhoben. Fabriken, 
für welche auf Grund der Vorichriften des 8 76 ein Kontingent nicht feit- 
gelegt tft, haben den Zuſchlag von ihrer gelammten Zudererzeugung zu ent: 
richten. 

S 66. 

Der Zuichlag zur Zuderfteuer wird nach den aus der Fabrik ausgehenden 
Rohzuckermengen bemeilen. Verläßt der Zuder die Fabrik nicht in der Form 
von Rohzuder, jo ift dad Erzeugniß zum Zwecke der Steuerfeitiegung auf 
feinen Nobzuderwerth umzurechnen. Nach welchem Verhältniß Legteres zu ge 
icheben hat, beitimmt der Bundesrath. 

Zuder, welcher im gebundenen Berfehr (8 39) in die Fabrik eingebracht 
wird, iſt nach jeinem Nohauderwerth von der aus der Fabrik ausgehenden 
Menge in Abzug zu bringen. 

Rübenſäfte und Abläufe der Zuderfabrifation, deren prozentualer Zuder: 
gehalt in der Trodenjubitanz nicht TO oder mehr beträgt, unterliegen dem Zu— 
ichlage nicht. 

$ 67. 

Betriebsſtätten, welche ausichließlih Zuder der im 8 66 Abi. 2 gedachten 
Art verarbeiten, jind der Stontingentirung und der Zuichlagspflicht nicht unter: 
worfen. 

S 68. 

Berriebsitätten, die neben Nohzuder oder Rüben auch Melaſſe verarbeiten, 
haben für den Zuder, welcher aus der in der Betriebsitätte eingeführten Melaſſe 
gewonnen it, eine Abgabe zu entrichten in Höhe der Hälfte des in $ TO für 
Rohzucker feitgefegten Ausfuhrzuſchuſſes. 

Die Abgabe wird nach näherer Beſtimmung des Bundesrathes unter Be— 
rückſichtigung des in der Fabrik angewendeten Entzuckerungsverfahrens ent— 
ſprechend der Menge der in die Fabrik eingeführten abzüglich der wieder aus— 
geführten Melaſſe bemeſſen. 

Als Melaſſe im Sinne dieſer Beſtimmungen gelten alle Abläufe der 
Zuckerfabrikation, deren Zuckergehalt in der Trockenſubſtanz weniger als 
70 Prozent beträgt. 


2. Zahlungspflicht und Berjährung. 
$ 69. 


Der Zuſchlag zur Zuderiteuer (SS 65, 66) iſt zu entrichten, jobald der 
Zuder die Fabrik verläßt. Den Zeitpunft für die Entrichtung ber im $ 68 
feftgelegten Abgabe beftimmt der Bundesrath. Zur Entrichtung ift der Fabrik— 
inhaber verpflichtet. 

Eine Befreiung von den vorgedachten Abgaben oder eine Vergütung der— 
jelben (58 5, 6) findet nicht ftatt. 

Bezüglih der Stundung und der Verjährung finden die Vorichriften der 
SS 3 und 4 Anwendung. 

Die 88 65, 66 und 67 wurden ohne weitergehende Debatte in der Faſſung 
des eben bezeichneten Antrages von der Kommilfion mit großer Mehrheit an— 
genommen; dagegen regten die Beſtimmungen des $ 68 zu lebhaften Erörterungen 
an. Der Zwed diefer Paragraphen, jowie der unter $ 78a eingeichalteten Be— 
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ſtimmungen war, die jelbjtändigen Melafle-Entzuderungsanitalten ſowie diejenigen 
Berriebsftätten, die neben Rohzucker uud Rüben auch fremde, zugefaufte Melaſſe 
entzudern, einer beionderen Beiteuerung zu unterwerfen. 

Schon in eriter Leſung waren, dieſem Gedanken entiprechend, folgende An- 
träge eingebracht: 

hinter $ 80 Abjag 2 einzufügen: 

„Bon dem Gefammtfontingent erhalten die Melafle-Entzuderungsanitalten, 
welche bei Verkündung des Geſetzes bereits im Betriebe oder zum Betriebe fertig, 
oder weldhe vor dem 1. Dezeniber 1895 in der Herftellung begriffen waren, 
ein Stontingent in Höhe von 40 Prozent ihrer Produktion zugetheilt. Die 
Kontingentirung für diefe und die jpäter errichteten Melaſſe-Entzuckexungs— 
fabrifen erfolgt nach demielben Verfahren, wie eine Stontingentirung der Rüben: 
zuderfabrifen. 

Die Naffinerien, die neben Nohzuder auch Melaſſe verarbeiten, haben für 
je 100 Stilogrammı aus der Melafje gewonnenen Rohzuderwerthes eine Abgabe 
in Höhe des gewährten Ausfuhrzuichufles von 3 Mark zu entrichten. 

Dasjelbe gilt auch injoweit für Rübenzuderfabrifen, als diefe außer ihrer 
eigenen Melaffe auch noch Fremde (zugefaufte) verarbeiten.“ 

Im Laufe der Verhandlung wurde dieje Fallung zurüdgezogen und dafür 
folgender Vorichlag gemacht: 

hinter $ 80 Abſatz 2 einzufügen: 

„Für die jelbitändigen Melaffe-Entzuderungsanitalten wird das Kontingent 
berechnet wie für Rohzuderfabrifen, doc erhalten fie von der ihnen danach zu: 
jtehenden Zudermenge nur 40 Prozent zugewielen. Neu entitehende ſelbſt— 
ftändige DVkelafie- Entzuderungsanftalten werden wie die bereit$ vor dem 
1. Dezember 1895 im Betriebe gewejenen behandelt. 

Die Naffinerien, die neben Nohzuder auch Melaffe verarbeiten, haben für 
je 100 Kilogramm aus der Melaffe gewonnenen Rohzuderwerthed eine Abgabe 
in Höhe des gewährten Ausfuhrzuſchuſſes zu entrichten.” 

Die Antragiteller hegründeten ihre Forderung damit, daß fie unter Hinweis 
auf die Petitionen der Rohzucker-Raffinerien ausführten, dab die jelbitändigen 
Melafle-Entzuderungsanftalten, die gleich den Naffinerien Naffinade auf den Markt 
bräcten, den Nohzuder:Raffinerien gegenüber nach Qerabichiedung dieſes Geſetzes 
im wejentlichen Vorſprung fein würden, weil legtere geziwungen wären, ihr Rob: 
material, den Rohzuder, um die erhöhten Prämien vertheuert einzukaufen, während 
nicht abzuiehen ſei, weshalb die Melaffe-Entzuderungsanitalten ihren Robitoff für 
das gleiche, fertige Fabrikat theurer zu bezahlen haben würden. Im Gegen: 
theil jeien durch die franzöfiiche Zollgeieggebung jowie durch die Beſtimmung des 
jüngiten Branntweinfteuergeieges die Preiſe der Melaffe in der legten Sanıpagne 
jo tief geſunken, daß es auch jeßt ſchon für die Melaffe-Entzuderung ein ganz 
beionderes gewinnbringendes Geihäft fei, aus diejem billigen Robitoff fertigen 
Konſumzucker herzuitellen. Die Gefahr liege nur zu nahe, das dann der Melaſſe— 
zuder, wie es jet ſchon auf dem Markt geichehe, fortdauernd den Erzeugnifien 
der Rohzuder-Raffinerien empfindlichite Konkurrenz made und dadurch indireft auch 
die Nohzuderfabrifen ſchädige. Denn bisher jeien die NRaffinerien die beiten und 
die zahlungsfähigiten Abnehmer für die größten Mengen von Rohzuder gemejen. 
Schmälere man durd die wejentlich gefteigerte Konkurrenz der Melafie-Entzuderungs: 
anftalten ihren Gewinn auf dem inländiichen Marfte, jo würden fie gezwungen 
fein, fi an den Preiſen des Nohzuders ſchadlos zu halten, und die Rohzuder- 
fabriten würden den Nachtheil davon haben; während umgefehrt eine möglicher: 
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teile eintretende Steigerung der Melaſſe-Preiſe für dieſen Ausfall feinen Erjag 
bieten fünne. Da die Natfinerien gezwungen wären, den Robzuder um den vollen 
Betrag der Ausfuhrzuſchüſſe auch im Inlande theurer zu bezahlen, jo würden 
jih nach Verabſchiedung des Geleges die Melafle-Entzuderungsanitalten um die 
Differenz der bisherigen und der zukünftigen Prämien Sicherlich beſſer ſtehen, 
während dodı fein Grund vorliege, diejelben, die auch unter den früheren Zus 
ſtänden und bei jehr viel höheren Melaſſe-Preiſen gute, zum Theil ſehr glänzende 
Geſchäfte gemacht hätten, nun noch durch die Steuergefeßgebung zum Schaden ihrer 
Konkurrenten ertra zu begünftigen. Es erichien den Antragitellern aber zweck— 
mäßig, den jelbitändigen Melafle-Entzuderungsanftalten feine beiondere Steuer 
aufzulegen, wie dies in den Petitionen der Naffinerien verlangt war, jondern fie 
durch eine Beichränfung des ihnen zuftebenden Kontingent thatlächlidy der Vor: 
theile zu berauben, die ihnen durch das Geſetz in unberechtigter Weiſe zu Theil 
werden follten. Den nen entitebenden Melafle-Entzuderungsanftalten wollte man 
jedoch die Möglichkeit geben, unter den gleichen Bedingungen wie die alten 
Fabriken fofort ihre Arbeit zu beginnen, weil man zugab, daß beiſpielsweiſe den 
‚Fabriken des Oſtens vielleicht erwünscht fein könnte, zur Hebung der über Gebühr 
gedrücten Melafle: Breite auch dort große Entzucderungsanftalten einzurichten, ob— 
wohl einzelne Bertreter gerade jener Gegenden ganz beſonders eine ausgedehnte 
Verfütterung der Melaſſe als das wirthſchaftlich MWünichenswertheite befür- 
worteten. 

Der Schlußſatz des legten Antrages bezwedte, die Naffinerien davon ab» 
zubalten, neben Rohzucker auch Melaſſe zu verarbeiten; er ging aber, wie die 
Antragiteller in der zweiten Leſung ſelbſt zugeitanden, infofern zu weit, als er 
für den gelammten Melaflezuder nicht bloß die Differenz der bisherigen oder ber 
zukünftigen Prämien, fondern die vollen Ausfuhrzuichüfle verlangte. Die Gegner 
einer beionderen Belaſtung des Melaflezuders führten in erfter Linie an, dab die 
Prelafleentzuderung als ein ganz beionderer techniicher Fortichritt zu betradıten 
fei, und daß es ein Unding wäre, ſich dieſem techniichen Fortichritt entgegen 
jtellen zu wollen. Die gelammte Produktion an Melaffezuder betrage nur etwa 
*00000 Doppelzentner und wenn die Berfütterung der Melaſſe größere Fort: 
ichritte mache, To sei die Furcht völlig unbegründet, daß dieje geringen Mengen 
dem Hafftimeriegewerbe empfindliche Stonfurrenz machen fönnten. Die heutigen 
billigen Melaſſepreiſe könnten auch jehr bald wieder fteigen und dadurch die Be: 
fürchtung der Nohzuderraffinerien befeitigt werden, und man würde den Nübenbau 
nur schädigen, wenn man durch eine jolche Ertrabelaitung der Melaſſeentzuckerung 
einen weientlihen Theil der Erzeugniſſe der Rohzuckerfabrikation künſtlich im 
Preiſe niedrig halte. 

Auch von Seiten der verbündeten Regierungen wurde dem Antrage eine ganze 
Reihe von formellen und materiellen Gründen entgegengehalten. Zunächſt wurde 
auf die ftenertechniiche Schwierigkeit im Ginzelnen hingewieſen. Aber auch vom 
wirthichaftlichen Standpunkt ſei die beiondere Beiteuerung des aus jenem Neben- 
produft gewonnenen Zuders jehr bedenflih. Die Melaſſe ſei doch auch ein Pro— 
duft der Nübe, deren möglichite Ausbeutung techniich vortheilhaft fei; drüde man 
durch höhere Beitenerung des Melaflezuders ihren Preis, fo liege die Gefahr 
nahe, daß fich diefer Preispruf auf den Preis der Rübe übertrage.. Sei die 
Herſtellung von Melafiezuder in der That jo gewinnbringend, jo könnten fich ja 
die Rohzuderfabriten entweder durch Begründung eigener Melaſſe-Entzuckerungs— 
anftalten oder durch Betheiligung an beitehenden Fabriken auch ihrerjeits einen 
entiprehenden Produktionsgewinn fichern. Werner ſei die Zuderftener eine Ver— 
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brauchsabgabe. Hiermit jei es faum vereinbar, wenn diejelbe nad) dem Ort, wo 
der Zuder gewonnen, und nad dem Verfahren, welches bei jeiner Herftellung zur 
Anwendung gelangt fei, verjchieden bemefien werde. Der Vertreter der Groß— 
herzoglich badiihen Regierung führte insbeiondere nod Folgendes aus: 

Die Frage, ob der aus Melafje gewonnene Zuder einer bejonderen Steuer 
zu unterwerfen ſei, habe jchon die Zuckerenquetekommiſſion von 1883/84 be 
fhäftigt; allein je näher man der Sache getreten jei, deito mehr Schwierig: 
feiten und Bedenken hätten ſich herausgeftelit, und die Kommiſſion babe jich 
ichließlich nach eingehender Erwägung und in Uebereinftimmung mit der Mehr: 
heit der vernommenen Sacveritändigen mit 9 gegen 3 Stimmen dagegen aus— 
geiprochen, eine bejondere Beſteuerung der Melaſſe neben derjenigen der Rübe 
vorzuſchlagen. Die Gründe, welche zu dieſem Votnm geführt, seien in dem 
gebrudten Berichte der Zuder-Enquetefommiliion vom 12. März 1884 — 
©. 56/64 — ausführlich niedergelegt und im Welentlichen noch heute zutreffend, 
theilweife jogar in veritärften Maße. 

Während ed unter dem Spitem der von der Enquetekommiſſion zur Bei: 
behaltung empfohlenen Rohmaterialbeitenerung (Beitenerung der Rüben) recht 
wohl habe in Frage fommen fönnen, ob nicht die Melafie-Entzuderung mit 
einer die ſonſt ftenerfreie Mehransbente erfaffenden Extraſteuer zu belegen set, 
lafie fich eine derartige Steuer mit dem jetzigen Syſtem nit in Einklang 
bringen, da dieſe den Melaſſezucker wie allen übrigen Zuder mit einer einbeit- 
lihen Verbrauchsabgabe belafte. Auch der verhältnigmäßig geringe Werth des 
Melafiezuders laſſe eine beionders hohe Beitenerung desjelben als nicht gerecht: 
fertigt ericheinen. 

Die Ausnutzung der Fabrikationzabfälle, wozu die Melajie gehöre, zu er: 
ichweren, ſei überhaupt unwirthichaftlih und bezüglich der Melaſſe um so 
weniger angezeigt, als die Verwerthung der letzteren in neuerer Zeit ohmehin 
auf große Hinderniffe ftoße. Die Melafiebrennerei jei durd die Branntwein— 
fteuernovelle vom 16. Juni v. 3. Reichs-Geſetzbl. S. 265) ſehr erichwert, die 
Verwendung zur Cichorien- und Wichle Fabrikation, ſowie zur Viehfütterung 
halte fich naturgemäß in engen Grenzen, und die Ausfuhr ſei in Folge von 
Zollerhöhungen — insbejondere von Seiten Franfreihg — ſtark eingeihräntt. 
Unter diejen Umständen fei der auf der Melaſſe rubende Preisdruck leicht zu 
begreifen. Derjelbe würde ſich durd die geplante ftenerliche Maßregel jelbit: 
verständlich noch mehr verichärfen zum Nachtbeil derjenigen Rohzuderfabrifanten, 
welche aus techniichen Gründen ihre Melafle nicht ſelbſt entzudern könnten und 
deshalb an der Erzielung lohnender Verfaufspreife ein lebhaftes Intereſſe hätten. 

Wenn, was im Allgemeinen nicht beitritten werde, die Melajle-Entzuder: 
ung in Folge der niedrigen Preije ihres Rohmaterials zur Zeit außergewöhnlich 
günftige finanzielle Erfolge zeige, jo Sei dies fein Grund, fie mit einer be: 
fonderen Steuer zu bedenfen, ebenjowenig wie man dies anderen Iufrativen 
Gewerben gegenüber thue. Man könne doh unmöglich eine vorübergehende 
Preisfonjunktur zum Gegenstand einer auf die Dauer berechneten Gefeßgebung 
machen. Ueberdies finde fich innerhalb der gelammten Zuderinduftrie eine Dur 
die Preife und die Zucderhaltigfeit der Rüben, die Höhe der Arbeitslöhne, die 
geographiſche Lage, die Beichaffenheit der Betriebseinrichtungen ꝛc. bedingte 
überaus große Verichiedenheit in der Gunſt der Produftionsbedingungen — 
fo 3.8. ſchwanke die Höhe der DVerarbeitungsfoften Für einen Doppelzentner 
Nüben von 0,49 Mk. bis 1,72 ME. (S. 91 der Vorlage) —, eine jo große 
Verſchiedenheit, daß man, ohne ungerecht zu werden, einen einzelnen Pro— 
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duftionszweig nicht herausgreifen und mit einer Ertrafteuer belegen könne. Im 
gegebenen Falle hieke Dies geradezu einen eminenten technifchen Fortichritt be— 
fteuern, während doch die Kommiſſion nicht einmal die Einführung einer nad) 
dem Umfang der Zudererzeugung abgeituften Betrieböfteuer, für welche fich gute 
Gründe beibringen ließen, gebilligt habe. 

Die Forderung einer Sonderbeitenerung der Melaffe-Entzuderungsanitalten 
gehe von den Rohzuder-Raffinerien aus und werde damit zu begründen ges 
ſucht, daß ſonſt, da der Inlandspreis des Zuders fich aus dem Weltmarftpreis 
und der Erportprämie zufammenjege, die Naffinerien künftig in dem Preife 
ihres Rohzuckers die volle Erhöhung des Ausfuhrzufchuffes zu zahlen, aljo 
von der Erhöhung feinerlei Vortheil hätten, während die Melaffe-Entzuderungs: 
anitalten, ohme daß eine Berthenerung ihres Rohſtoffes durch jene Erhöhung 
eintrete, die volle Prämie — ſei es bei der Ausfuhr, ſei es in der Form 
eines entiprehend erhöhten Inlandspreiies — genießen, alio gegenüber den 
ohnehin in bedrängter Lage befindlichen Naffinerien einen bedeutenden Vor: 
fprung gewinnen würden. Diele Behauptung fönne, ſoweit eö jih um Die 
fünftigen Robzuderpreiie handle, ohne Weiteres als richtig anerfannt werben, 
nicht aber bezüglich der künftigen Mtelaffepreiie. Genau dasielbe, was für die 
Rohzuderpreife zu erwarten ſei, werde auch bei den Melaflepreijen eintreten. 
Der in der Melaffe enthaltene Rohzucker werde geradeſo wie aller andere Roh: 
zuder in Folge der Erhöhung der Ausfuhrzuihüfle an Veckaufswerth ges 
winnen und demgemäß aud die Melaſſe im Preiſe fteigen, ohne dab es eines 
weiteren Eingreifens der Geſetzgebung bedürfe. Sehe man von einer Sonder: 
beiteuerung der Melafje ab, jo werde, zumal da das Patent auf dad Strontian- 
verfahren, zur Zeit das bedeutſamſte Melaffe-Entzuderungsverfahren, abgelaufen 
jei, außerdem durch Betriebserweiterungen bei bejtehenden und durch Gründung 
neuer Entzuderungsanftalten ſchon dafür gelorgt werden, dab die Nachfrage 
nady der jest jo gewinnbringenden Melaſſe und damit der Preis der legteren 
fteige, wodurch alsdann die Konkurrenz zwiſchen den Raffinerien und den 
Melafje-Entzuderungsanftalten an Schärfe verlieren würde, Wenn übrigens 
die NRohzuder- Raffinerie weniger lohnend ei, jo trage die Schuld daran nicht 
die Melaffe-Entzuderung, deren Produktion verhältnigmäßig zu gering fei (ca. 
5 Prozent der Gejammterzeugung), um den Inlands- oder gar den Weltmarkt: 
preis zu beitimmen, ſondern die Rohzucder-Naffinerie jelbit, die in fteuerlicher 
Hinficht feineswegs benachtheiligt jei, aber bis jegt nicht veritanden habe, den 
ihr durch unſeren Brohibitivzoll auf Zucker gewährten Bortheil auszunugen. 

Was die der Sonderbeitenerung des Melaſſezuckers entgegenitehenden fteuer- 
tehniichen Schwierigkeiten anbelange, jo habe man bei der jchlieglihen Faſſung 
de3 Antrags verjucht, demielben aus dem Wege zu geben; ganz bejeitigt 
jeien aber dieje Schwierigkeiten nicht. Wenn nah 8 68 die jelbiterzeugte 
Melaſſe abgabenfrei bleiben ſolle, jo jei dies zwar für die betreffenden Be: 
triebsftätten zweifellos erwünscht, entipreche aber nicht der fteuerlichen Ge: 
rechtigfeit, zumal da die jelbiterzeugte Melafje in der Negel noch billiger fei als 
die zugefaufte, folglich auch ſteuerfähiger als dieſe. Nach der Faſſung des 
Antrags würde ferner eine unter $ 68 fallende Betriebsſtätte bei einer Kon— 
tingentsüberfchreitung ($ 65) unter Umſtänden für ihren Melafjezuder einen 
Zuihlag von 2,50 ME. und außerdem die in $ 68 vorgejehene Abgabe von 
1,25 ME., im Ganzen jomit 3,75 ME. für je 100 Kilogramm zu entrichten 
haben, während e3 ſonſt jeder anderen Zuderfabrit — jogar den unter 8 78a 
fallenden jelbftändigen Melafle-Entzuderungsanftalten — jeder Zeit freiftehe, 
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gegen Zahlung von nur 2,50 ME. für je 100 Kilogramm NRohzuder ihr ton: 
tingent in beliebiger Höhe zu überjchreiten. Zu einer jo ungleihmäßigen Bes 
handlung liege abiolut fein Grund vor. Noch bedeuflicher ſei die Leichtigkeit 
der Umgehung der fraglichen Abgabe. Indem der Antrag die Steuerpflichtig- 
feit der Melafie davon abhängig made, daß ihr Zudergehalt in der Troden: 
jubftanz weniger als 70 Prozent betrage, ermögliche er es, zugefaufte Melaſſe 
mit höherem Zucdergebalt, Abläufe vom eriten Produkt u. dgl. abgabenfrei zu ent: 
zudern, und treffe fo ausichlieglich das minderwerthige Nobmaterial, ftatt dastelbe 
gerade mit Rückſicht auf jeine Minderwerthigfeit beionders ſchonlich zu behandeln. 
Für die Großherzoglich badische Regierung komme neben dielen Erwägungen 
allgemeiner Natur jpeziell auch die Sorge um das Mohl der Badiſchen Geiell- 
ichaft für Zuderfabrifation in Betracht. Die genannte Firma mit einem Aktien: 
fapital von 2750 000 Gulden (rund 4°, Millionen Mark) befaile ich in ihrer 
Fabrik zu Waghäuſel (Baden) mit der Herftellung von flüſſigem Nohzuder aus 
jelbiterzeugten und zugefauften Rüben, mit der Entzuckerung von eigener und 
zugefaufter Melafle im Wege des Strontianverfahrens und mit der ungetrennt 
erfolgenden Raffination der zu Waghänfel und im ihrer NRobzuderfabrif zu 
Züttlingen (Württemberg gewonnenen Rübenſäfte, des zugefauften feiten Rob: 
zuderö5 und des in Form von Saft gewonnenen Melaſſezuckers. Die Fabrik 
Waghäuſel beichäftige im ihrem Betriebe ca. 1000 Perſonen, ihre Rüben: 
verarbeitung (größtentheil® Kaufrüben, feine Aktienrüben) belaufe fich auf 3= bis 
400000 Doppelzentner, die mit Rüben bepflanzte Fläche umfalle nad) der 
1893er Anbanftatiitit 1330 Hektar, die Zahl der auf 216 Gemeinden ver: 
theilten Nübenpflanzer betrage 4096, wozu noch einige Tauſend Pflanzer in 
Württemberg kämen, die ihre Nüben an die Fabrik Züttlingen liefern. Seit 
Jahren habe die Badiſche Gejellichaft Für Yucderfabrifation mit widrigen Wer: 
hältniffen (hoben Rübenpreiſen, geringem Zudergehalt der Rüben, boben 
Arbeitslöhnen 2.) zu kämpfen, fie habe in vier Jahren nur einmal Dividende 
(nicht ganz 3 Brozent!) gewährt und im Wetriebsjahr 1894/95 — nicht wegen, 
jondern troß ihrer Betheiligung am Melalle-Entzudern — mit einen Betriebs: 
verluit von 845000 ME abgeichlofien, der freifih etwa zur Hälfte auf Um— 
ftände zurückzuführen sei, Die bier außer Betracht zu bleiben hätten. Bei dieier 
Sachlage könne man ohne lWlebertreibung behaupten, daß die Einfiihrung der 
vorgeichlagenen beionderen Abgabe Für Melaſſezucker (einer Abgabe von etwa 
40000 ME. jährlih!) die Exiſtenz der Fabrik ernitlich gefährden würde Der 
Großherzoglichen Negierung könne aber das eventnelle Eingehen dieſer einzigen, 
über ein halbes Jahrhundert beitehenden Zuderfabrit des Landes, mit der To 
gewichtige Intereſſen der badischen Yandwirtbichaft eng verknüpft jeien, durch: 
aus nicht gleichgiltig fein. Sie dürfe mit Necht beaniprichen, daß der an und 
für fih icon unverhältnigmäßig geringe Antheil Badens an den Wohlthaten 
des neuen Geſetzes, welches vor Allem der Yandwirthichaft helfen wolle, und 
an deilen recht erheblichen Laſten alle Bundesitaaten gleichmäßig teilzunehmen 
hätten, nicht durch Beitimmungen geichmälert werde, welche ohne Noth, ja jogar 
im MWideripruch mit dem ganzen Syſtem des Gejeßes dieſem eingefügt würden. 
Sr müſſe hiernad dringend bitten, den Antrag anf Sonderbefteuerung der 
Melalle-Entzuderung abzulehnen, event. wenigstens die bereits beftehenden Melaſſe— 
Entzuderungsanftalten von der vorgeichlagenen Abgabe freizufaifen, da dielelben 
im Vertrauen auf den Fortbeitand der geltenden Geſetzgebung errichtet worden ſeien. 
Der föniglih württembergiiche Vertreter ſchloß ich den vorstehenden Aus: 
führungen an. 
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Obwohl von Seiten der Antragfteller darauf hingewiejen wurde, daß auf 
ein Zuftandefommen des Gejeges kaum zu rechnen fein würde, wenn man nicht 
den nad ihrer Meinung beredtigten Wünſchen der NRaffinerien entgegenkomme, 
und daß für den Fall des Scheitern der Vorlage gerade die in Sübddeutichland 
gelegenen, an ſich wenig günjtig fituirten Fabriken unter der erdrüdenden umd 
nicht beichräntten Stonfurrenz der Großbetriebe des Ditens zu allerit zum Schaden 
für die dortige Landwirthſchaft zu Grunde gehen würden, fo trugen doc alle die 
geäußerten Bedenken dazu bei, daß ichließlich mit geringer Mehrheit die Anträge 
in eriter Leſung abgelehnt wurden. 

In der zweiten Yelung wurden fie in der bereits oben erwähnten veränderten 
Fallung von Neuen eingebradht und fanden nunmehr die Zuitimmung der Mehr: 
heit der Kommiſſion. Diele Beichlüffe untericheiden fih von den Vorſchlägen 
eriter Leſung weſentlich dadurh, dab die nicht als jelbitändige Melafie-Ent: 
zuderungsanftalten arbeitenden Betriebe, die neben NRohzuder oder Rüben auch 
Melaſſe verarbeiten, mur für die in ihren Betriebsſtätten eingeführte fremde 
Melaſſe reip. den darans gewonnenen Zuder eine Zuichlagitener zu zahlen haben. 

Die Antragfteller gingen dabei von der Heberzeugung aus, daß es nicht be: 
rechtigt fein würde, die Nohzuderfabrifen, welche eigene Melaife bei dent Ber: 
arbeiten von Zucker gebraucden, beionders zu belaften, da fie Robauder erzeugen 
und Die gewonnenen Zudermengen auf ihr jährliches Kontingent mit in Anrech— 
uung gebracht würden. Ebenſo ſah man davon ab, die Rohzuder-Raffinerien, die 
im Betriebe jelbit gewonnene Melaſſe einem Gntzuderungsverfahren unterwerfen, 
beſonders zu beitenern, weil in dem von ihnen eingefauften Rohproduft, den 
Nohzuder, entweder Fontingentirte oder bereit3 mit einer Zuſchlagſteuer belegte, 
jedenfalls aber un die Prämie vertheuerte Waare bezogen wird. Cine folche Ver: 
theuerung um den Prämienbetrag könne aber für den in der Melaſſe enthaltenen 
Rohzuder nicht angenommen werden, da eine Grportprämie für Melaſſe nicht bes 
ſtünde und bei dem motorischen Ueberſchuß an unverfäuflicher Melaſſe und der 
Wahricheinlichkeit, daß sich dieſer Zuſtand auch in abiehbarer Zeit nicht ändern 
werde, auf ein weientliches Steigen der Melaffepreiie nicht zu rechnen ſei. Webrigens 
hätten die Melafleraffinerien auch früher bei weientlich höheren Preiſen der Melafie 
meiſtens recht gute Gejchäfte gemacht. Da nun aber diejenigen Petriebe, die 
fremde Melaſſe kaufen, erfahrungsgemäß gezwungen find, einen Theil ihrer Melaſſe 
wieder auszuschalten und zu verfaufen, fo hielt man es für recht uud billig, dieſe 
ausgeichalteteten Reſt-Melaſſen gegen gleih große eingehende Quantitäten zu 
fompeniiren. 

Die Vertheidiger dieſes veränderten Antrages brachten im Wejentlichen dies 
jelben Gründe wieder vor, die bereit3 in eriter Leſung ins Feld geführt waren, 
und trog des erneuten Widerſpruchs der verbündeten Negierungen, die namentlich 
darauf hinwielen, daß den Naffinerien in erhöhten Naffinadepränien ein Ausgleich 
gewährt werden fünne, wurde die nunmehr vorliegende Faſſung mit 13 Stimmen 
angenonmen. 

Dritter Beil, 
Ausfuhrzuſchüſſe. 
I. Höhe der Zuſchüſſe und deren Zahlung. 
870. 
Nachdem, wie ſchon erwähnt, in den Kommiſſionsberathungen die Erörterung 
über die Höhe des Kontingents vorweggenommen war und dort die Mehrheit fich 
auf einen Betrag von 17000000 Doppelzentnern geeinigt hatte, fonnte natürlich 
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ohne eine wejentlihe Schädigung der Reichskaſſe nicht daran gedacht werden, die 
Prämienſätze feitzuhalten, jo wie fie die Negierungsvorlage unter Vorausfegung 
eines Kontingent? von 14000000 in Borichlag gebracht hatte. 

Bei der Beiprehung der Höhe des Prämieniages entipann ſich zumädjit 
eine ziemlich lebhafte Debatte darüber, ob überhaupt Prämien nothwendig ſeien. 
Von den Gegnern berjelben wurde behauptet, daß die franzöfiiche Prämie, der fih 
die Regierungsvorlage nähern wolle, feineswegs jo hoch fei, ald im Plenum be 
hauptet, und daß Frankreich mit jeinem verhältnigmäßig geringen Erport auf 
dem Weltmarfte gar nicht die Bedeutung habe, die ihm hier zugeichrieben werde. 
Außerdem werde der Konſument durch die gefteigerte Prämie und die erhöhte Ber: 
brauhsabgabe übermäßig belaftet, fie müßten aljo im Interefle der Zuckereſſer, 
ipeziell der ärmeren derjelben, gegen dieſe Liebesgabenwirthichaft proteftiren. Auf 
eine Arbeiterfamilie komme heute ein durchichnittlicher Jahresverbrauh von 100 
bis 125 Pfund Zuder und dieſer Verzehr werde durch die Regierungsvorlage 
um mindeitend fünf bis ſechs Mark vertheuert zu Gunſten einer wohliituirten 
Induſtrie. 

Demgegenüber ward die wirkliche Höhe der franzöſiſchen Prämie als weit 
über das für Deutichland vorgeichlagene Maß hinausgehend feitgeftellt und nament: 
lih darauf hingewieien, daß die Zuckereſſer den größten Mugen von der durch die 
Prämien begünftigten Ausdehnung der Zuderinduftrie gehabt hätten. Gerade 
ihnen ſeien diefe „Liebesgaben“ zu Gute gefommen und würden e8 audı ferner 
thun, da bei einem Rüdgang der Induſtrie ficherlich viel höhere Zuderpreife zu 
zahlen sein würden als gegenwärtig trog der höheren Prämie. Ein Mitglied der 
Kommiſſion berechnete noch ausführlich, daß die Mehrbelaftung pro Pfund Zuder 
faum zwei Pfennig betragen würde. Auf feiner Rübenwirthichaft hätten 50 fremde 
Arbeiter in aht Monaten zufammen 400 Pfund Zuder gebraucht, auf das Jahr 
berechnet mache das bei zwei Pfennig Vertheuerung eine Mebrbelaitung von 
24 Pfennig pro Berfon, was gar nicht ins Gewicht falle gegenüber den hohen 
Arbeitöverdienften, welde die Yandarbeiter durch den Rübenbau und die Zuder: 
produftion gewönnen. Cine Einſchränkung des Rübenbaues würde, wie mehrfach 
an ziffermäßigen Belegen nachgewiejen wurde, gerade den Arbeitern am meiſten 
ihaden, denn Dielen habe die ZJuderinduftrie auf dem Lande den größten Nugen 
gebradt. Die Mehrheit der Kommiſſion war deßwegen auch für einen Schuß ber 
Industrie durch erhöhte Prämien. Doch konnte man fich lange nicht einigen über 
die Höhe berielben. 

Zunächſt wurde von einigen Abgeordneten der Antrag geitellt, die Prämie 
auf 1,., ME. reipektive 2, ME. und 2,0. ME. pro 100 Silogramm herab zu 
jegen und dementiprechend die Verbraudsabgabe von 24 Mf. auf 20 ME. zu 
rebuziren. 

Dielen Vorichlag motivirten die Antragiteller damit, dab die Prämienjäke 
von 1, Mark für Rohzuder genau dem öjterreihiichen Ausfuhrzufchuffe ent: 
iprächen und e3 nicht wünfchenswerth ſei, mit dieſem uns wirthichaftlid und 
politiich befreundeten Staate in einen Prämienfrieg zu kommen, dab es vielmehr 
zwedmäßig fein dürfte, durch Erhöhung auf das gleihe Mai die Grundlage einer 
gleichzeitigen Beſeitigung der beiberjeitigen Prämien zu Schaffen. Es würde ba: 
durch der Zucerindujtrie immer noch ein Mehrbetrag von etwa 7500000 Marf 
gegen den heutigen Prämienbetrag jährlich zugeitanden, und die Antragiteller 
glaubten, daß damit Anduftrie und Nübenbau fich vollauf zufrieden geben könnten. 

Diefe im Vergleich zur Negierungsvorlage jo unverhältnißmäßig ftarf 
reduzirte Prämie fand aber nur bei den grundiläglichen Gegnern des Geſetzes eine 
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gewiffe Anerkeunung, während andere fich energiſch gegen eine ſolche Ver— 
minderung der Ausfuhrzuichüfle erklärten, da fie überzeugt waren, daß megen 
einer jo minimalen Erhöhung der biäherigen Prämien der deutichen Zuderinduftrie 
nicht zugemuthet werden könne, ſich all den Läftigen Beichränfungen und Stontrolen 
der Rontingentirung zu unterwerfen, wie fie das Geſetz vorſchlage. Die Prämie 
jolle doch dem ausgeiprochenen Zwede dienen, als Kampfesprämie eine baldige 
Beleitiqung aller Prämien für den Weltmarkt herbeizuführen. 


Wenn nun der vorgeihlagene Sat auch dem üjterreichiichen gleichfomme, jo 
jeien doch thatjählih die Verhältnifie im den öfterreichiichen Rübendiſtrikten 
wejentlich andere und könnten vielfah mit den deutichen gar nicht in Vergleich 
geitellt werden; außerdem gelte e8 in erfter Linie, den übermäßig body prämiirten 
franzöftihen und befgiichen Zudern entgegenzutreten, und das Gele würde feine 
Wirkung verlieren, wenn man dem vorgejchlagenen Sage zuſtimmen wollte. 


Es jei ferner zu bedenken, dab bei einer geringen Prämie das Kontingent 
al3 Maßregel zur Einſchränkung der Produktion feine Wirkung immer mehr ver: 
fehlen würde, da es dann umendlich leicht ſein würde, Darüber hinaus Zucker zu 
erzeugen. 

Bon einer Seite wurde ſogar angeregt, daß, wenn man den öfterreichiichen 
Prämieniag acceptiren wolle, es dann vortheilhafter wäre, auch das Syſtem der 
öfterreichiichen Prämienvertheilung anzunchmen und nicht die Gelammtproduftion 
und die einzelnen Fabriken zu fontingentiren, jondern lieber den Betrag geieglich 
teftzuiegen, den das Neich gewillt fei, jährlich als Unterftügung der Zuderinduftrie 
zu opfern. Letztere Meinung wurde jedod lebhaft befämpft und namentlich auch 
von de: Vertretern der verbündeten Regierungen, die den Nachweis führten, daß 
gerade Das öfterreichiihe Spiten beiondere Nachtheile für den Nübenbaner in ſich 
ihließe, da die Ungewißheit, wie hoc) die Prämie im Ginzelnen jein werde, den 
Fabrifanten immer die Macht gebe, bei Abſchlüſſen auf Rübenlieferungen zum 
Schaden für die Yanbwirthichaft den Nübenpreis zu drüden. 


Bon anderer Seite wurde daher eine Prämie von 3 Mf. pro 100 kg Roh: 
zuder als das äußerite Maß bezeichnet, bis zu dem man herabgehen fünne. Mich 
dabei würde das Neid, finanziell feinen Schaden erleiden, jelbit wenn das Kon— 
tingent auf 17 Millionen heraufgeießt ſei. 


Das Neihsihagamt hatte zur Benrtheilung der finanziellen Tragweite ber 
einzelnen Vorſchläge die ald Beilage I mitgetheilte Berechnung den Mitgliedern 
der Kommiſſion zugehen laſſen. 

Es wurde jedoh von einen Mitgliede der Kommiſſion zunächſt darauf auf: 
merfiam gemacht, dab die in der vorlegten Spalte berechnete „Kürzung der Reichs— 
einnahmen“ nicht etwa eine Verminderung der biäherigen Reichs— 
einnahmen bedeutete, jondern dat das Neihsihagamt bereits mit dem geſetzlich 
am 1. Augujt 1897 eintretenden völligen Wegfall der Prämien rechne und die 
dadurh zu erwartende Mehreinnahme bereits als eine fichere annehme Wenn 
alio beiipieldweiie bei 3 ME. Prämie und 21 ME Berbrauchsabgabe eine Ber: 
fürzung der Reichseinnahmen von 17 697 000 ME. herausgerechnet würde, To ſei 
gegen den jegigen Zuftand bei den vorgejchlagenen Prämienjägen eine immerhin 
niht unbeträhtlihe Zunahme der Reidhseinnahmen zu erwarten. 

Der Verbrauch ſei bei diefen Berehnungen auf 6500000 Doppelzentner 
Rohzuder angenommen. Thatfählich habe er bereits 1894/95 = 6 225 732 
Doppelzentner Nohzuder betragen. Der Konſum fteige im Durchſchnitt der legten 
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10 Fahre um durchichnittlid 220000 Doppelzentner Naffinade. Lege man nur 
dieje, jedenfalls für die geftiegene Bevölkerung zu geringe Verbrauchsvermehrung zu 
Grunde, jo jei für das Jahr 1896/97 mit einem Verkehr von 6714620 Doppel: 
zentner Rohzucker = 6043 158 Doppelzentuer Raffinade zu rechnen. Bei einem 
Kontingent von 17 Millionen Doppelzentner verbliebe demnach zum Erport eine 
Menge von 10285380 Doppelzentner Nohzuder, die bei einer Annahme von 
40 Prozent Raffinade Ausfuhr einen Zuihuß von 33878000 Mt. bedingen 
würden, während bei 21 ME. Verbrauchs:Abgabe dem Reiche nach Abzug von 
4 Prozent Erhebungskoſten 121830000 ME. zuflichen wirden, jo daß Der 
Reichskaſſe ein Netto:-Betrag der Zuderfteuer von 87 952 000 Mark zuftehen würde, 
alio erheblich mehr, als jest in den tat eingejett jei. 

Da das Superfontingent nach den vorhergehenden Beſchlüſſen die volie 
Prämie zu entrichten hätte, jo würde dem Fiskus nur das Riſiko der höheren 
Prämie für ausgeführte Naffinaden zufallen, das er Angelichts der thatlächlich 
wejentli erhöhten Ginnahme jehr wohl tragen könne, 

Der oben geäußerten Auffaſſung gegenüber wurde jeitens der Vertreter der 
verbündeten Negierungen darauf hingewieſen, daß diejelben im Intereſſe der Reichs: 
finanzen auf eine dem zunehmenden Zuckerkonſum entiprechende Steigerung der 
Einnahmen aus der Zuderiteuer in feinem Falle verzichten fünnen. Darüber, ob 
die verbündeten Negierungen eventuell geneigt fein würden, einen Theil desjenigen 
Betrages, welcher aus der bisherigen Konfumabgabe zu Prämien verwendet ei, 
entgegen den Vorſchriften des beitehenden Geſeßes und der Gelegesvorlage auch 
über den 31. Juli 1897 hinaus zur Dedung der erhöhten Prämien zur Ver: 
fügung zu ftellen, müſſe die Entichließung vorbehalten bleiben. 

Die Mehrheit der Kommiſſion beichloß hierauf, die Ausfuhrzuſchüſſe für 
Nohzuder auf 3 ME. feſtzuſetzen. 

Den Borichlägen des Gejesentwurfes eutiprechend bätte dann der Ausfuhr: 
zuſchuß auf 4, ME und 3,,, ME. für Naiftinaden bemeſſen werden müſſen. 

Da aber von einigen Seiten hervorgehoben wurde, dat die Raffinerien 
dadurch eine weientlich höhere Prämie erhalten würden, als fie bisher im Wer: 
gleih zum Rohzucker gehabt hätten, fo beichloß man in eriter Leſung, troß der 
Einwendungen, dab in den öfterreichiichen Prämienjägen die Spannung zwiichen 
Rohzucker- und Raffinadeprämien wejentlich höher fei, und eine Begünitigung der 
Ausfuhr von Konſumwaare im nationalen Intereſſe erwünſcht fei, eine Prämie 
von 4 ME. und 3,,, ME. 

In der zweiten Lelung zeigte fich jedoch bei zablveihen Mitgliedern der 
Kommiſſion eine jo geringe Neigung, die beichloflenen Prämienſätze feitzuhalten, 
daß die Freunde der Vorlage ſelbſt den Antrag einbracten, die Ausfuhrzuſchüſſe 
für die verjchiedenen Klaſſen von Zucker auf 2,,,, reipeftive 3,,, und 3 ME. 
herabzumindern. Die Naffineriepränie war dabei entiprehend den Borichlägen 
der Neichöregierung normirt, um es möglichit zu erleichtern, den Yuder in ver: 
edelter Form zu erportiren. Dieſer Vorſchlag wurde ſchließlich mit 12 gegen 
9 Stimmen angenommen, während der von anderer Seite wiederholte frühere 
Antrag, die öjterreichiiche Präntie von 1,., ME. auch bei uns einzuführen, mur 
wenige Stimmen auf jicdy vereinigte, 

Die weitere Vorſchrift am Schluſſe des Paragraphen, daß nach näherer 
Beitimmung des Bundesrathes die Ausführungszuſchüſſe auch für zuderhaltige 
Waaren int Falle des S 6 Ziff. 1 gewährt werden können, fand ohne beiondere 
Grörterung die Zuſtimmung der Konmiſſion. 
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S 71. 

Während nad der Regierungsvorlage „eine Baarzahlung der Zuſchüſſe vor 
Ablauf von jechd Monaten nad den Tage der Ausfuhr oder Niederlegung nicht 
ftattfinden” follte, beantragte ein Mitglied der Kommiſſion dafür zu Tagen: 

„Die Zahlung der Zuihüfle erfolgt nad Ablauf von ſechs Monaten 
nah dem Tage der Ausfuhr oder Niederlegung.“ 

Die Kommiſſion nahm diefen Antrag einftimmig an. 


$ 72. 

Die hier dem Bundesrath ertbeilte Befugniß, die Prämien vorübergehend 
oder dauernd zu ermäßigen oder ganz zu bejeitigen, Tobald andere mit uns fon 
furrirende Zuderländer das Gleiche thun, ſchien einigen Mitgliedern der Kem— 
million unnöthig, und fie beantragten ihre Streihung. Der Reichstag müſſe 
ja auch nad der Vorlage möglichit fchnell von den Entichließungen des Bundes» 
rathes in Kenntniß gelegt werden und babe nachträglich feine Genehmigung zu 
ertheilen oder zu verjagen. Da man aber mit der Ermäßigung der Bräntien 
doch nie ganz plöglich vorgehen könne, To würde es jich, wenn man die Be 
ſtimmungen nicht in das Geſetz aufnähme, fondern in jedem Falle eine Abänderung 
der Prämienſätze durch Beſchluß des Neichstages reip. durch ein neues Gejek 
berbeiführte, höchſtens um einen ganz geringen Zeitverluft handeln, der bei io 
wichtigen, einichneidenden Fragen nicht in Betracht kommen Eönne. 

Bon anderer Seite wurde dagegen hervorgehoben, daß man gerade in Dielen 
Beitimmungen einen weientlichen Theil de3 gegenwärtigen Geſetzes erblide, weil 
es wünjchensiwerth jei, da geleglich zum Ausdrud gebracht werde, daß die Prämien 
nicht eine dauernde Einrichtung bleiben, jondern als Kampfesprämien gelten und 
jo bald als möglich bejeitigt werden ſollten. Die fremden Staaten würden auc 
viel eher geneigt fein, Unterhandlungen mit Deutschland wegen Abichaffung aller 
Zuſchüſſe zu beginnen, fobald fie wüßten, dab durch Reichsgeſetz die Verpflichtung 
vorliege, eine entiprechende Grmäßigung bei einem Vorgehen ihrerjeit3 eintreten 
zu laſſen. 

Die große Mehrheit der Kommiſſion beichloß daher Beibehaltung des Paragraphen. 

Bon einer Seite wurde noch zur Ergänzung der Negierungsvorlage folgender 
Antrag geitellt: 

„Für den Fall, daß der Bundesratb von der in dieiem Paragraphen 
gegebenen Ermächtigung Gebrauch macht, iſt gleichzeitig eine der Eriparniß an 
Ausfuhrprämien entiprechende Derabiegung der Zuderfteuer anzuordnen.“ 

Ein Zulagantrag, der von dem eriten Antragfteller aufgenommen wurde, 
befürwortete die Einſchaltung der Worte: 

„ohne Schädiguug der Reichskaſſe“ 

hinter dem Worte „Zuderiteier”. 

Der Zweck des eriten Antrages war, dafür Sorge zu tragen, dab nicht eine 
einjeitige Herabiegung der Ausfuhrvergütungen bei fortbeitehenden Verbrauchs— 
abgaben dem Neiche unberechtigte Mebhreinnahmen zuführe Obgleich die nach— 
träglih eingeholte Genehmigung des Neichötages ſicherlich nicht ohne Erfüllung 
diejer Bedingungen gegeben werden würde, fo ſei es doch ziwedmäßiger, gleich in 
das Geſetz eine ſolche Beitimmung aufzunehmen. Der Zufagantrag fand aber 
als eigentlich jelbitverftändlich wenig Zuitimmung, während der erfte Antrag von 
einer großen Mehrheit der Nommiflion angenommen wurde, trogdem von Seiten 
der Vertreter der verbündeten Regierungen einige ftenertechniiche Bedenken dagegen 
geäußert wurden. 
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SS 73 und 74 
wurden, wie bereit3 berichtet, in Konſequenz der veränderten Belaftung des Super: 
fontingents in beiden Lejungen der Kommiſſion abgelehnt. 


3. Verfahren bei der Kontingentirung der Bucerfabriken. 


8 75. 
Zu dieſem Paragraphen lagen in eriter Leſung folgende Anträge vor: 

„Die eritmalige Feititelung des Kontingents für die einzelnen Yabrifen 
erfolgt bis zum 1. September I896 für das Betriebsjahr 1897/98 und um 
faßt alle diejenigen Fabriken, welche bei Verkündigung dieſes Geſetzes bereits 
im Betriebe oder zum Betriebe fertig oder welche vor dem 1. März 1896 in 
der Heritellung begriffen waren. Die ſpätere Kontingentirung findet bis zum 
1. September jede3 Jahres für das darauf folgende Betriebsjahr ftatt. 

ALS Berriebsjahr gilt die Zeit vom 1. Auguſt bis 31. Juli.“ 

Sodanı an Stelle der Worte „in der eriten Hälfte“ zu ſetzen die Worte: 
„bis zum 1. Oktober“. 

Beiden Anträgen war gemeinjam, daß fie aus Nüdficht auf die laudwirth— 
ihafilthen Intereflen und die nothwendige Vorbereitung der Nübenäder für die 
folgende Kampagne, eine möglichft frühe Feltiegung des Kontingents für die ein- 
zelnen Fabriken bezwedten. Die Antragiteller glaubten, daß es für den Land— 
wirth nothwendig jei, bereit$ bei Beginn der Herbitbeitellung mit einiger Sicher: 
heit zu willen, wie groß das Quantum Nübenland fein würde, dak er aus dem 
Geſammtantheil der Fabrit an der Kontingentirung zu bebauen im Stande jein 
würde. 

Von Seiten der Vertreter der verbündeten Regierungen wurde aber darauf 
hingewieſen, daß man den landwirthſchaftlichen Intereſſen jo viel als möglich 
Rechnung tragen werde, daß aber ein ſo früher Termin, wie der 1. September 
oder ſelbſt der 1. Oktober, abſolut unmöglich ſei, da man die Reſultate des erſt 
am 31. Juli abſchließenden vorhergehenden Betriebsjahres mit in Rechnung ſtellen 
müſſe, was ſchwerlich bereits zu einem ſo frühen Zeitpunkt angehen werde Der 
früheſte Termin, zu dem mit Sicherheit auf eine Feſtſtellung des Kontingents 
gerechnet werden könne, ſei der 1. November, und dieſes Datum wurde denn auch 
von der großen Mehrheit der Kommiſſion als Schlußtag der Kontingentirung 
beſchloſſen. 

Der erſte Theil des zuerſt erwähnten Antrages, der erſt für das Betriebs— 
jahr 1897/98 eine SKtontingentirung der jest ihon im Betriebe befindlichen oder 
in der Heritellung begriffenen Fabriken wollte und damit zu einem Dinausichieben 
der Wirkung des Geſetzes um ein volles Jahr führte, fand jedoch troß lebhafter 
Vertheidigung des Antragitellerd feine Mehrheit, da man überzeugt war, daß es 
gelingen würde, auch bereit$ für das Jahr 1896,97 die Vorbereitung des Ge- 
ſetzes jo zur bejchleunigen, daß es rechtzeitig in Kraft gelegt werden könne. In 
der zweiten Leiung fand eine Nenderung der Beſchlüſſe nicht ſtatt 

8 76. 

Hiebei wurde zunächſt von einem Mitgliede der Antrag geitellt, im eriten 
Abſatz in Zeile 5 die Worte: „die Hälfte” zu ftreihen, damit jollte den neu 
eutitehenden Fabriken die Möglichkeit gegeben werden, bereit3 im zweiten Betriebs— 
jahr das volle Kontingent zu erhalten, fo daß dieie neuen Fabriken nur in eriten 
Jahre gezwungen fein würden, ohne diefe Vortheile der Prämien zu produziren. 
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Der Antragfteller hatte uriprünglich auch diefe Erichwerung befümpft, aber von 
Seiten der Regierungävertreter wurde fhon aus techniihen Nüdfichten die Un: 
möglichkeit, den men fich bildenden Anstalten jofort Antheil am Gefammtlontingent 
zu geben, hervorgehoben. Auch der abgeihmwächte Antrag fand jedoch nicht Die 
Mehrheit der Kommiffion, denn es wurde von ben Freunden der Vorlage betont, 
daß es ja gerade einer der weientlichiten Zmede des Geſetzes ſei, die allzu fchnelle 
Ausdehnung der Induftrie zu Hindern und die Neugründung von Fabriken im 
gewiſſen Sinne zu erfchweren. Bei der bejchloffenen Herabiegung der Prämiens 
füge jei diejes Hemmmiß durchaus nicht mehr jo jchwer überfteiglich, wie e3 früher 
geweien wäre, und deßwegen erit recht keine Veranlaffung vorhanden, nunmehr 
den Neugründungen noch befondere Erleichterungen zu Theil werden zu laſſen. 
Fin Monopol für die beftehenden Fabriken werde damit keineswegs geichaffen, 
jondern nur ein gewiſſer Schutz gegen allzu jchnel und allzu ftarf auftretende 
Konkurrenz. Wenn dabei von gegneriicher Seite auch der Gedanfe angeregt wurde, 
daß man den fich vergrößernden Betrieben dieie Ausdehnung ihrer Leiſtungs— 
fähigkeit jedenfalld nicht mehr erichweren jollte al& den Neugründungen, jo wurde 
diefer auch von anderen Seiten zugeitimmten Idee in zweiter Leſung durch die 
nachher zu beiprechenden Beichlüfle einigermaßen Rechnung getragen. 

Die Kommiſſion nahm daher in eriter Leſung den Paragraphen in unver: 
änderter Form an. 

In zweiter Leſung wurde folgende veränderte Faſſung des Paragraphen 
vorgeichlagen : 

$ 76. 

„Den nad dem 1. Dezember 1895 errichteten Fabrifen wird, joweit sie 
nicht bereit3 an der eritmaligen Kontingentirung theilgenommen haben, ein 
Kontingent für das erite Jahr ihres Betriebes in der Negel überhaupt nicht 
und für das zweite Jahr nur in Höhe der Hälfte der im ordnungdmäßigen 
Verfahren (88 77, 78) zu ermittelnden Menge zugetheilt. 

Solchen Fabriken, deren Theilbabern die Verpflichtung obliegt, jelbit ein ihrer 
Betheiligung entiprehendes Quantum Nüben zu bauen und zu liefern, kann jedoch 
bereit3 im erjten Jahre ihres Beitehens ein Kontingent zugebilligt werden. 

At eine Fabrit im eriten Jahre ihres Beſtehens weniger als fünfzig 
Tage im Betriebe gemweien, jo treten die in dem Geſetze für das erite Jahr 
ihres Beiriebes vorgesehenen Folgen auch für das zweite Jahr und die für 
das zweite Jahr vorgeiehenen Folgen für das dritte Jahr ein.“ 

Der Zweck diejed Antrages war, denjenigen Fabriken, die ausichließlih von 
Nüben bauenden Landwirthen, alfo im Intereffe und zum Nugen für die Land» 
wirthichaft errichtet würden, eine Erleichterung bei der Kontingentirung zu Theil 
werden zu laſſen. Obwohl von den verichiedeniten Seiten anerfannt wurde, daß 
dieſe rein landwirthichaftlichen Unternehmungen ganz gewiß vor den vereinzelt 
auftretenden großfapitaliitiichen Betrieben im Gefeg eine gewiſſe Begünftigung 
erwarten bürften, jo mußte man doc zugeben, daß, wenn eine ſolche Bedingung 
in das Geſetz aufgenommen würde, eine Erihwerung von Neubildungen überhaupt 
nicht mehr vorliegen würde, da alle neuen Fabriken nur auf Grundlage von 
Rüben-Aktien fich bilden, oder die nicht ganz zweifelsfreie Beltimmung des Para: 
graphen durh Sceinverpflichtungen der Aktionäre umgehen würden. 

Der Antrag wurde daher nadı längerer Erörterung mit 13 gegen 8 Stimmen 
abgelehnt, namentlih da man dem Bundesrath die weitgehende Befugniß, nad) 
ieinem Ermeſſen dieſe Vergünftigungen zu Theil werden zu lallen, nicht ein= 
räumen wollte. 
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Zunächſt wurde von einzelnen Mitgliedern in der Kommiffion der Vorichlag 
befämpft, nur dem aus inländiichem Rohſtoff hergeitellten Zuder die Ausfuhr— 
vergimitigung zu Theil werden zu fallen. Von anderer Seite wurde beantragt, 
im eriten Abjag die Morte: „aus inländiichen Rohitoffen”, ſowie den ganzen 
Abſatz 2 zu jtreichen, während ein anderer Antrag dem legten Sat folgende 
Faſſung geben wollte: 

„Diejenigen Fabriken, welche in den legten drei Jahren vor dem Inkraft— 
treten des Gejeges regelmäßig ausländiiche Rüben verwendet haben, dürfen bis 
zum Betrage des bisherigen größten Umfanges diefer Verarbeitung ohne Nachtheil 
für die ſpätere Bemeſſung des Kontingents ausländiiche Rüben weiter verarbeiten.“ 

Der erite Vorichlag wurde damit motivirt, daß einige große Fabriken des 
Ditens jih in den legten Jahren darauf eingerichtet hätten, ruſſiſche Rüben in 
größerem Umfange zu verarbeiten. Sie hätten zum Zweck der erleichterten Heran— 
bringung derielben große Kapitalien feitgelegt zum Bau von Stleinbahnen und 
würden ſchwer aeichädigt werden, wenn man ihnen dieſe Bezugöquelle Für ihr 
Robmaterial abgraben wollte; außerdem jei zu befürchten, dal alsdann in den 
benachbarten ruſſiſchen Yandftrichen ruſſiſche Fabriken entitehen würden, Die mit 
ihren billigen Erzeugniflen um jo mehr in der Lage jein witrden, dem deutſchen 
Zuder Konkurrenz zu macen. Da nun aber neuerdings Zucerrüben nicht blos 
aus Ruſſiſch-Polen, ſondern auch über andere Grenzitationen im Gejammtbetrage 
von 327000 Doppelzentuern eingehen, glaubte der Vertreter des zweiten Anz 
trages eine allgemeine Erlaubnig zur Benutzung dieler fremden Produkte und zur 
Prämiirung des daraus bergeftellten Zuders nicht geitatten zu jollen und forderte 
nur einen Schug Für Die heute beitehenden Kinrichtungen und den Umfang der 
bisherigen Verarbeitung. Der Herr Rertreter des Königlich preußischen Herrn 
Landwirthſchaftsminiſters vertbeidigte die Negierungsvorlage, da die landwirth— 
Ichaftliche Verwaltung eine Begünitigung fremder Rohſtoffe nit wünschen könne. 
Schließlich wurden aber alle Beichränfungen mit einer großen Mehrheit der Kom— 
million abgelehnt, da man auf die verhältnigmäßig fleinen Mengen, die bisher 
über die Grenzen gefommen, feine Nüdlicht glaubte nehmen zu dürfen. Es wurden 
alio im eriten Abjag die Worte „aus inländischen Rohſtoff“ geitrichen und der 
ganze zweite Abjag abgelehnt. 

Die Art der FFeititellung des Kontingent für die einzelnen Fabriken führte 
zu den Lebhafteiten Auseinanderjegungen und zu verichiedenen Anträgen. 

Der Vorſchlag der Negierungsvorlage, die legten Fünf Betriebsjahre unter 
Weglaſſung der höchiten und der niedrigiten Jabreserzeugungsziffer der Berechnung 
zu Grunde zu legen, fand namentlich jeitens der Vertreter des Oſtens lebhaften 
MWiderjpruch, weil fie darin eine Begünftigung der alten zum Schaden der erit 
vor Kurzem entitandenen reip. vergrößerten Fabriken erblidten. Sie beantragten 
daher den Abſatz 1 folgendermaßen zu fallen: 

„Das Kontingent der einzelnen Fabrik wird für die Betriebsjahre 1896/97 
und 1897/98 nach der Zudermenge ermittelt, welcher von der Fabrik aus 
inländischen Rohſtoffen in den legten drei Betriebsjahren 1893/94 bis 1895/96 
durchſchnittlich hergeitellt ift. 

Für die folgenden Betriebsjahre wird das Kontingent der einzelnen Fabrik 
nah der Zudermenge ermittelt, welche von der Fabrik in den festen vier 
Berriebsjahren unter Weglaſſung der höchſten und niebrigiten Jahreserzeugungs: 
ziffer durchichnittlich hergeſtellt iſt. Das Betriebsjahr, in weldem die Kon: 
tingentirung vorgenommen wird, wird hierbei nicht berückſichtigt.“ 
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Diefer Antrag wurde nad längerer Debatte unter Streihung der Worte: 
„aus inländiichen Rohſtoffen“ mit 15 gegen 5 Stimmen angenommen, weil man 
glaubte, in dem Durdyichnitt der legten drei Betriebsjahre namentlich für das erite 
Kontingent auch unter Berückſichtigung der Ergebniffe des Jahres 1895/96 den 
entgegenstchenden Aufprüchen der verſchiedenſten Yaudestheile am meilten gerecht zu 
werden. Die von den Vertretern der Rübenzucker-Induſtrie in den Petitionen 
und ſonſtigen Eingaben an den Reichstag mehrfad geforderte Anrechnung der 
höchſten Jahresleiftung eines der lesten fünf Jahre und nachheriges Feſthalten 
an dieier einmal gewonnenen Grundlage wurde zwar von einigen Seiten lebhaft 
vertheidigt, weil man jeder Yabrif die Erhaltung der einmal erreichten höchſten 
Veiltungsrähigfeit möglichft jichern wollte und namentlich für die Zufunft ihnen 
eine feite Baſis für die Nenfontingentirung ſchaffen und den in der jährlichen 
Feſtſtellung liegenden Neiz zur Ueberproduktion vermeiden wollte Es wurde jedod) 
von anderer Seite diefen Forderungen lebhaft wideriprochen, da man eine eilt: 
malige höchſte Yeiltung nicht einer dauernden Einrichtung zu Grunde legen könnte 
und eine ungerechte Vertheilung der Laſten zum Nachtheil einzelner Yandestheile 
damit unvermeidlich verbunden ſei. Gin Theil der Kommiſſionsmitglieder begte 
aber den beionderen Wunſch bei der Ntontingentirung, nachdent die Betriebsſteuer 
gefalten ſei, den Eeineren, noch ausdehnungs- und entivicelungsfübigen Fabriken 
eine beiondere Vergünftigung zu Theil werben zu laſſen, jo daß auch fie im 
Stande wären, im Laufe der Zeit ih an Leiltungsfähigfeit auszudehnen. 

(3 wurde deshalb beantragt: 

„Bei denjenigen Fabriken, bei welchen die gemäß Ablag 1 und 2 zu be: 
rechnende Zudermenge weniger als 4000000 Stilogramm beträgt, wird die in 
den letzten fünf Jahren unter Weglaffung der beiden miedrigiten Jahres— 
erzeugungsziffern durchſchnittlich hergeſtellte Zuckermenge der Nontingentirung 
zu Grunde gelegt.” 

Diejer Antrag wurde von einer großen Mehrheit der Kommiſſion angenommen, 
da man dem Örundgedanfen desjelben, die Eleineren Fabriken möglichit zu ſchützen, 
allieitig zuſtimmte. 

In der zweiten Yelung wurde die Bereifung der Ginzelsstontingente in 
weientlich veränderter Faſſung angenommen. 

Es wurde zunächſt darauf hingewieſen, dag namentlich in den mitteldeutjchen 
Zuderdiftriften eine ganze Neihe von Zuderfabriten durch das überaus ungünſtige 
Erntejahr 1893/94 bei der eritinaligen Nontingentirung in der allerichweriten 
Weiſe benachtheiligt werden würden, wenn man die legten drei Jahre der Be: 
rehnung zu Grunde legte. Die Vertreter diefer Fabriken hatten im einer bes 
louderen Gingabe noch einmal den Munich des Vereins für die Zuckerinduſtrie 
des Deutichen Reichs befürwortet und wünſchten das höchite Jahreserzeugniß der 
legten fünf Jahre anzunehmen. Man einigte fi) Ichliehlich dahin, von den legten 
drei Jahren die Auswahl der beiden günitigiten zu geftatten, und beichloß, ent: 
gegen der Annahme der eriten Leſung, dieſe Balis für die Ntontingentirung auch 
für die zukünftigen Jahre feitzuhalten. Dadurch glaubte man auch den gewiß 
berechtigten Intereilen derjenigen Fabriken entgegen zu kommen, die durch ihre 
mirthichaftlichen Werhältniffe zu einer Vergrößerung ihrer Anlagen gezivungen 
wären und nach der Negierungsvorlage erft jpät in den Genuß eines ihrer 
Seiftungsfähigfeit entiprechenden Kontingents kommen würden. 

Für die fleineren Fabriken, d. b. die unter 40000 Doppelzentner Jahres: 
produktion, beſchloß man, die in einem der letten fünf Jahre hergeitellte höchſte 
Zudermenge, jedoch nicht über den Betrag von vier Millionen Kilogramm hinaus, 
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der Kontingentirung zu Grunde zu legen. Für die erite Kontingentirung ſollte 
nad) allgemeinen Wunsch auch das Ergebniß des Betriebsjahres 1895/96 mit 
in Anrechnung gebracht werden; für die ſpätere Feititellung glaubte man dagegen 
von einer Berüdiichtigung der in der furzen Frift nur ſchwer zu ermittelnden 
Erzeugniſſe der legten Jahre abiehen zu dürfen, und fo wurde der ganze 8 77 
in der aus der Anlage erfichtlichen Korm mit 14 gegen 6 Stimmen angenommen. 


$ 78 


ſoll für diejenigen Fabriken Beitimmungen treffen, die während des für bie Ston: 
tingentirung maßgebenden Zeitraums noch nicht oder doch nicht in allen Jahren 
in Betrieb waren, reſp. durch Brandichäden oder fonftige den techniichen Betrieb 
ftörende, unabwenbbare Greigniffe vorübergebend zu ungewöhnlicher Cinichränfung 
der Zudererzeugung geziwungen waren. Für fie joll nach Maßgabe ihrer Leitungs: 
rähigfeit durch Vergleich mit den Ausbeuten benachbarter Fabriken das Kontingent 
ermittelt werben. 

In der Kommiſſion machte fih mehrfach das Beitreben geltend, dieſe Aus: 
nahmebeitimmung auf weitere Fälle auszudehnen, in denen eine ungerechte Be— 
Ihränfung der Kontingente eintreten könnte. 

Zunächſt wurde beantragt, im Abſatz 2 Hinter den Worten „welche den tech— 
nilchen Betrieb der Anstalt ftören“ einzujchalten: „oder die volle Ausnutzung 
der Leiltungsfähigfeit verhindert haben“. 

Ein Mitglied der Kommiſſion beantragte dagegen, dem ganzen Paragraphen 
eine andere Fallıng, wie folgt, zu geben: 


S 78. 


Iſt eine der in 8 75 bezeichneten Fabriken noch nicht oder nicht während 
des ganzen in $ 77 Abſatz 1 bezeichneten Zeitraums im Betrieb geweien, io 
wird unter Anhörung von Sachverſtändigen ihre techniiche Leiftungsfähigkeit 
feftgeftellt und ihr Antheil am Gejanmtkontingent berechnet nach dieſer Felt: 
ftelung unter Annahme von 75 vollen Arbeitötagen und dem Durchichnitts- 
ausbringen au Zuder der nächitgelegenen Fabriken während des in $ 77 
Abſatz 1 bezeichneten Zeitraums. 

8 784. 

Das gleiche Verfahren findet auf Antrag für alle diejenigen Fabriken 
ftatt, welche während eines oder mehrerer Jahre innerhalb des in $ 77 Abjag 1 
bezeichneten Zeitraums durh Störungen im Betrieb, Brandihaden und andere 
nicht abwendbare Greigniffe, insbeiondere Mißernten, mangelnde Eiſenbahn— 
verbindungen, Zahlungsitodungen zu ungewöhnlicher Cinichränfung oder gänz: 
liher Einſtellung des Betriebes genöthigt waren, oder welche innerhalb dieier 
Zeit ihre Betriebseinrichtungen wejentlich umgeltaltet haben. 

Der Antheil am Gelammttontingent wird in diefen Fällen aus der An: 
nahme von 75 vollen Arbeitstagen und der höchſten nachgewielenen Tages: 
verarbeitung innerhalb des in $ 77 Abſatz 1 bezeichneten Zeitraums berechnet. 

Der legte Antrag wollte namentlih auch alle Störungen, die durh Miß— 
ernten, mangelhafte Gilenbahnverbindungen, Zahlungsitodungen ꝛc. entitanden 
jeien, bei der Bemeſſung der zuzutheilenden Zudermenge mit berüdfichtigen. 
E3 wurde jedoh, namentlich von Seiten der Vertreter der verbündeten Negier: 
ungen, darauf hingewieien, daß eine ſolche Erweiterung der Vollmachten zu den 
allerfchwerften Bedenken Anlaß gebe, weil der Begriff einer Mißernte nur jchwer 
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feitzuftellen jei und wahricheinlich ungemeffene Anſprüche von allen Seiten an die 
Finanzverwaltung herantreten würden, die zu befriedigen namentlich bei der Kürze 
der Zeit ganz unmöglich fein werde, Zuzugeben wäre dagegen, daß es Verhält— 
nilfe geben könne, bei denen eine Fabrik, die auf größere Leiftungen eingerichtet, 
durch unabwendbare Ereigniſſe bisher verhindert geweien sei, ihre Einrichtungen 
nugbringend zu verwerthen. So könne beiſpielsweiſe die veripätete Ausführung 
eines bei der Gründung der Fabrik ſchon feſt in Ausficht ftehenden Bahnbaues 
die tolideiten und berehtigtiten Vorausſetzungen ftören,; und wenn mum jest der 
erwartete Bahnanichluß erfolge, fo Sei damit die Möglichkeit gegeben, Diſtrikte, 
auf deren Nübenbau man von Anfang an gerechnet habe, für den Betrieb zu er: 
ihließen. Für ſolche Fälle könne es allenfalls berechtigt erecheinen, auf diefe Aus: 
nahmezuftände Nüdficht zu nehmen. 

Es wurde daher der ad 1 bezeichnete Antrag in der erſten Leſung mit großer 
Mehrheit angenommen, während der zweite Antrag nad langen Debatten zurück— 
gezogen wurde, fpeziell auch deuwegen, weil die Annahme einer bejtimmten Zahl 
von Arbeitstagen bei der ungleihen Ausdehnung der Zuderfampagne in den ver: 
ſchiedenſten Gegenden Deutichlands feine großen Bedenfen haben muB. 

In zweiter Leſung wurde trogdem der Grundgedanke, eine beitimmte Anzahl 
Tage oder eine beſtimmte Dauer der Stanıpagne den Berechnungen des Kontingents 
zu Grunde zu legen, wieder aufgenommen, indem der Antrag eingebracht wurde: 

Bei denjenigen Fabriken, bei welchen die gemäß Abiag 1 und 2 zu be— 
rechnende Zudermenge weniger als das 75 Face ihrer Tagesverarbeitung beträgt, 
ift auf Antrag das Stontingent aus der Annahme von 75 Arbeitstagen und 
dem durchichnittlichen prozentualen Aufbringen an Zuder feitzwitellen. Die 
Tagesverarbeitung wird aus der derzeitigen technifchen Leiſtungsfähigkeit durch 
Sadverftändige ermittelt. 

Auch im diefer veränderten Form fand der Antrag feinen Anklang bei der 
Mehrheit der Kommiſſion, obwohl der Antragiteller durch eine Reihe von Zahlen 
den Nachweis führen fonnte, daß es nod immer, mamentlih in Schlefien, eine 
Anzahl von Fabriken gäbe, die nicht mal im Stande feien, eine Kampagne von 
45 bis 50 Tagen zu arbeiten. Von gegneriicher Seite wurde aber der Nachweis 
geführt, daß Solche Fabriken oft nach einem Brandichaden oder nad ſonſtigen 
Unglüdsfällen weientlich erweitert jeien, ohne Rückſicht auf die Möglichkeit der 
Beihaffung des nöthigen Rohmaterial3, und daß jie durch die kurze Dauer der 
Vetriebszeit auch wieder manche technifche Vorzüge hätten, da bei langdauernder 
Kampagne notoriſch große Verlufte durd) den Rückgang des Zudergehalts in den 
Rüben in Anrehnung zu bringen jeien. 

Als Zufag zum zweiten Abiag ded Paragraphen wurde in ber erſten Leſung 
noch beantragt, folgende Worte hinzuzufügen: 

„Das Gleiche gilt für die Fabriken, die in den Jahren 1893/94 bis 
1895/96 ihre techniſche Zeiftungsfähigfeit um mindeitens 20 Prozent erhöht 
haben.“ 

Die Kommiſſion beſchloß in der eriten Leſung diefer Anregung entiprechend, 
weil die Mehrheit der Mitglieder zugab, daß eine ſolche weientliche Vergrößerung 
der Betriebseinrichtungen nicht ohne Berüdjichtigung bei der Stontingentirung 
bleiben könne. 

Dagegen wurden die Bedenken geltend gemacht, daß die technifche Leiſtungs— 
fähigkeit ein Begriff jei, der nur jchwer gejetgeberiih zu formuliren wäre, und 
daß es vielfach möglich fein würde, durch geringe Veränderungen im Betriebe, 
durch Aufftellung von neuen VBerdampfapparaten 2c. die Leiſtungsfähigkeit weſent— 
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lich zu steigern. Der Antragiteller erklärte aber darauf, dab er auf den Begriff 
der Leiftungsfäbigfeit auch gar fein Gewicht lege, fondern bereit ſei, an Stelle 
der Worte „technische Leiſtungsfähigkeit“ zu ſetzen „ihre durchichnittliche Tage 
produftion”, jo daß alio aus dem Betriebsergebniß des legten Jahres zu erichen 
jein würde, ob wirklich die vorgenommenen Umbauten und Veränderungen die er 
hoffte Wirkung gehabt hätten. 

In zweiter Leſung wollte bderjelbe Antragiteller itatt 20 Prozent Toner 
15 Prozent janen und glaubte, eine folche beichränfte Steigerung der Tagesleiitung 
müſſe für die Kontingentirung mit berüdjichtigt werden. Da aber inzwischen die 
Beichlüffe wegen der Ktontingentirung der einzelnen Fabrifen weſentlich geündert 
waren und nunmehr aus dem Drei legten Wetriebsjahren nur immer die beiber 
günftigiten für das YZuderquantum maßgebend fein follen, fo wurde der game 
Zuſatz in zweiter Leſung wieder geitrichen, weil auch der Antragfteller zugeber. 
mußte, daß nunmehr eine fich vergrößernde Fabrik verhältnißmäßig Ichnell zu dem 
ihrer Leiſtungsfähigkeit entiprechenden Kontingente fommen würde. 

Endlich war im Intereile derjenigen Landestheile, in denen ſeit langen Jabren 
eine Reihe von Eleinen, weniger leiftungsfähigen Fabriken dicht bei einander ge 
legen find, der Antrag eingebradt, einer Zuſammenlegung diejer Kleinbetriebe zu 
größeren durch die Kontingentirung fein Hinderniß entgegen zu ftellen. Der Ar 
trag lautete folgendermaßen; 

„Auf Antrag kann, wenn der Beliger einer Zuderfabrif den Betrieb ber: 
jelben dauernd zum Zwede der Anlegung oder Vergrößerung einer anderen 
Fabrik einstellt, die Für die legtere zu ermittelnde Zudermenge um einen der 
Zudererzeugung der eingegangenen Fabrik entiprechenden Betrag erhöht werden. 
Dieſe Beitimmung findet jedoch nur Anwendung, wenn die Eutfernnng zwiſchen 
den in Betracht kommenden Fabriken nicht mehr als 30 Kilometer beträgt und 
wenn nach Ermeſſen der höheren Berwaltungsbehörde des Bezirks vom land 
wirthichaftlihen Standpunkte Bedenken nicht entgegenstehen, insbejondere bie 
Verwerthung des Grtrages der bisher an der Berforgung der eingegangen 
Fabrik betheiligten Nübenäder im Weientlichen gefichert ericheint. Auch ift die 
Anwendung der Vorichrift dann ansgeicloffen, wenn die Fabrik, deren Betrie 
eingeftellt wird, im Laufe der letztvorhergegangenen fünf Jahre mehr als zwei 
Jahre lang gerubt hat. Für Fabriken, deren Anlage oder Vergrößerung leit 
Beginn des Verriebsjahres 1892/93 in dieſer Weiſe erfolgt ift, wird die bei 
Bemeſſung des Stontingents in Anrechnung zu bringende Zudermenge unter 
Mitberüdfihtigung der höchſten Jahresleiftung der eingegangenen jrabriten 
ermittelt.” 

Bon den Antragitellern wurde hervorgehoben, daß es ſich bei folder Ju: 
ſammenlegung Eleinerer, leiſtungsunfähiger Fabriken ja doch nicht um Neuerrichtung 
von Betrieben im Sinne des Geſetzes handle, ſondern daß man, dem technifchen york 
Schritt huldigend, nur an Stelle der biöherigen neue, leiftungsfähigere Etablifie 
ments ſchaffen wolle. So wenig der Wiederaufbau einer durch yeuerichaden ver: 
nichteten Fabrik im Sinne des Gefeges als Neugründung zu betrachten jei, ebene 
wenig fönne man, wenn aus allgemeinen Gründen der Abbruch der alten yabnt 
und ihr Wiederaufbau in verbeilerter Form ftattfinde, eine ſolche Fabrik umter 
die Beitimmungen des & 77 fallen laſſen und ihr zumuthen, ſich erft allmählich 
ein Kontingent zu erarbeiten. Damit num nicht etwa von den einzelnen Fabriken 
mit ihrem Kontingent ein Handel getrieben würde und die Errichtung neuer 
Fabriten in einzelnen Landestheilen dadurch erleichtert würde, daß andere nicht 
mehr lebensfähige ihren Betrieb zu Gunften einer folhen Neugründung einftellten, 
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hatten die Antragiteller die Beltimmung hinzugefügt, daß die landwirthichaftlichen 
Intereffen der Rübenbauer vollauf gewahrt fein jollten und die ſich vereinigenden 
Fabriken nicht weiter ald 30 km von einander entfernt jein dürfen. 

Es wurde aber gegen diejen Antrag eine ziemlich lebhafte Oppofition laut, 
weil einzelne Mitglieder der Kommiſſion meinten, es ſolle dadurch gerade dem 
Grundgedanken des Gejeges entgegen in den Landestheilen, in denen die Fabrikation 
jeit langer Zeit heimiſch jei, eine Vergrößerung und Errichtung neuer Betriebe 
erleichtert werden. ' 

Auch tauchten Bedenken auf, ob bier nicht Nealberechtigungen entitehen 
fönnten, die dann thatjächlich in mißbräuchlicher Weiſe ausgenügt würden. Es 
müßten alio jedenfalls, wenn von dieier Befugniß Gebraud gemacht werben follte, 
rechtsgültige Verträge vorliegen, daß die eine Fabrik zu Gunften einer oder 
mehrerer in der Nähe gelegenen zu vergrößernden Fabriken ihren Betrieb einftelle 
und daß die biöherigen Eigenthümer der stillgelegten Fabrik ſich mit Kapital— 
und NRübenbauverpflichtung an dem anderen Betrieb betheiligten. 

Während in der eriten Leſung den von den Antragftellern vorgebrachten 
Gründen ſich die Mehrheit der Kommiſſionsmitglieder anſchloß, wurde trog wieder: 
holter Bertheidigung in zweiter Leſung mit einer ganz geringen Majorität der 
Zulag wieder geltrichen und darauf der $ 78 in der aus der Anlage erjichtlichen 
Form angenommen, wobei noch zu bemerken it, daß die in der eriten Leſung 
beichlofienen Worte: „die volle Ausnugung der Yeiltungsfähigfeit verhindert 
haben“ in dem Schlußiage des Paragraphen eine Elarere Fallung gewonnen haben, 
aus der erfihtlich ift, daß es ſich nicht blos um Störungen im technifchen Be: 
triebe handeln joll, jondern daß namentlich die oben bereits erwähnten Verhält— 
niffe mangelnder oder erit ipäter geichaffener Eiienbahnverbindung an diejer Stelle 
Berüdlichtigung finden follen. 


S 78a. 


it nur die Ergänzung der bereits bei $ 68 getroffenen Beitimmungen über bie 
beiondere Belaitung der Melaſſe-Entzuckerung, und kann hinſichtlich der Gründe 
tür die Aufnahme diejer Beitimmungen in das Gejeg auf die dort gemachten 
Bemerkungen verwieſen werden. 


s 79. 


Hierzu hatte ein Mitglied den Antrag geitellt, den Paragraphen folgende 
Faſſung zu geben: 

„Die Feltitellung der Stontingente geichieht in Rohzuckerwerth, aber zugleich 
auch als eine Kontingentirung der Zuderrübenanbauflähen. Sie erfolgt end: 
gültig durdy die Yandesfinanzbehörden nach näherer Beitimmung des Bundes: 
taths“. 

Auch von anderer Seite war bereit angeregt worden, ob ed nicht möglich 
jei, in irgend einer Weile dafür Sorge zu tragen, dak die Vortheile der Kon— 
tingentirung den Landwirthen und dem Rübenbau zu Gute kämen, damit nicht 
etwa von fapitaliltiich geleiteten Unternehmungen die Vortheile des Gejeges aus: 
gebeutet würden zum Schaden der Landiwirthe. 

Der Antragfteller wies bei Begründung jeines Antrages auf den Beſchluß 
der Landwirthſchaftskammer für die Provinz Poſen hin und führte aus, daß die 
tontingentirung zugleich eine Sontingentirung der Rübenanbaufläche fein müſſe, 
da nur dann ein geieglicher Schug oder eine geießlihe Garantie aud für den 
Rübenbau gefichert wäre. ine Kontingentirung der Fabriken allein werde die 
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Zuderrübenproduzenten, welche nicht Aktionäre find, und darumter alle bäuerlichen 
Htleinproduzenten, alio die Majorität, einer mwillfürlichen Kontingentirung. eventuell 
einer einfachen Ausſchließung vom NRübenban von Seiten der Fabrifvoritände auf 
Gnade und Ungnade überantiworten. Die geforderte Kontingentirung der Anbau 
fläche halte er nicht für unmöglich, da diejelbe nah Maßgabe der Negierungs 
porlage von Seiten der Fabrilvorftände ftattfinden müfle. Bei einer Kontingen: 
tirung ad maximum ergebe ſich von jelbft eine Sontingentirung der Zuderrüben: 
produzenten. Diejelben würden dann mit denjenigen Anbauflächen fontingentirt, 
welche dieſes Marimum an Zucker ergeben habe. Bei einer reduzirten Kontin— 
gentirung ſei die Proportion leicht zu ermitteln, in welder gleihmäßig und 
gleichzeitig ſowohl die Zuderfabrifation als auch der dazu gehörige NRübenbau 
beichräntt werden müßte. Cine gelegliche Verpflichtung der Zuderfabrifen, bie 
bisherige Rübenanbauflähe im Verhältniß zum zugemwielenen Zuderkontingent vor: 
zunehmen, würde vorderhand genügen. Die SKontingentirung des Rübenbaues 
durch die Fabriken, welche jedenfall unumgänglich wäre, müßte aber unter behörd 
lihe Kontrole geitellt werben. 

Obgleich, wie ſchon gelagt, dem Grundgedanken des VBorichlags, den Rüben: 
bauern möglichit die Vortheile des Gejeges zu Gute Kommen zu laffen, allieitig 
Sympathie entgegengebracht wurde, verhehlte man fich doch nicht, daß es praftiih 
jo gut wie undurdhführbar fein würde, dem einzelnen Nübenbauer einen Antheil 
am Nübenbau zu garantiren, denn es würde bei den wechlelnden Anbaufläcen 
ſchwer fein, einen beftimmten Maßſtab für die Zuweiſung eines Antheils zu 
finden, und wegen der wechelnden Grnteerträge nah Qualität und Quantität 
würde ed noch viel jchwieriger ſein, darans die möglicherweiie herzuitellende 
Zudermenge annähernd zuverlichtlich vorauszubeitimmen. Wollte man eine jolde 
Stontingentirung der Anbauflähe, jo müßte eine fteuerliche Kontrole des Rüben: 
baues ftattfinden, die jedenfalls die WVortheile des Vorichlages für den Landwirth 
reichlich wieder aufwiegen würde, Man könne auch die Fabriken nicht von der 
Gnade des NRübenbauers vollitändig abhängig machen und fie wohl gar zwingen, 
auch schlechte, ſchwer zu verarbeitende NRübenmaterialien von ihnen abzunehmen, 
denn nur aus beitem Material laſſe fich heute überhaupt noch mit Bortheil Zuder 
für den Weltmarkt heritellen. 

Der Antrag wurde daher mit 18 gegen 2 Stimmen von der Kommiſſion 
abgelehnt. 

In zweiter Leſung wurde von einem anderen Mitgliede der Kommiſſion 
beantragt, in der zweiten Zeile das Wort „endgültig“ zu ſtreichen und als zweiten 
Abſatz hinzuzufügen: 

„Gegen dieſe Felrftellung ift die Berufung an den oberiten Berwaltung® 
gerichtshof des Landes, und wo ein Verwaltungsgerichtshof nicht beitebt, an 
die ordentlichen Gerichte zuläfitg. * 

Der Antragfteller wollte damit die nach feiner Anſicht vorhandene Gefaht 
beieitigen, daß es feinen Nechtöweg für alle etwa aus der Kontingentirung m 
permeidlich entitehenden Streitigkeiten näbe. Es fönnte eine große Willkür eim 
treten und viele fich beichwert fühlen umd unzufrieden werden, wenn ihmen nicht 
die Möglichkeit gegeben wäre, auf dem Rechtswege fi) ihr Necht zu eritreiten. 

Bon Seiten der Vertreter der verbündeten Regierungen wurde dem entgegen— 
gehalten, daß die Landesfinanzbehörden, wenn nun einmal das Gelammtfontingent 
feftgeftellt ei, gar fein fisfaliiches Intereffe mehr an der Vertheilung ber ein 
zelnen SKontingente hätten. Es ſei alio ein Streit eigentlich nur bei neuen 
Fabriten möglich, und über deren erftes Kontingent hätten ja nach der Gelege 
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vorlage die Sacdveritändigen zu urtheilen, deren maßgebenden Anfichten ſich 
eventuell auch die Gerichte fügen würden. Wäre der Rechtsweg einmal vor: 
handen, jo würde er, wie die Erfahrung lehrt, auch vielfach bei nichtigen An— 
läſſen benußt werden, und dadurch die Arbeit der Gerichte weientlich vermehrt 
und eine erhebliche Berzögerung des Verfahrens unvermeidlich herbeigeführt werben. 
Dazu käme mod die Unsicherheit für die übrigen Zuderfabrifen, wie denn die 
Enticheidung ausfallen würde, und für das Reich ein gewiſſes Nififo, daß event. 
ein erhöhtes Kontingent zugebilligt würde, wenn man ohne Rückſicht auf die 
Ktontingente der anderen Fabriken den Streit nachträglich durch die Gerichte zur 
Enticheidung bringen wollte. 


Obwohl der Antragiteller hervorhob, daß er die eritmalige Sontingentirung 
für die anderen Fabriken natürlich nicht aufhalten wolle und durd die Ent: 
iheidung der Gerichte doch nur minimale Veränderungen in der Geſammtſumme 
eintreten könnten, glaubte doch die Mehrheit der Kommiſſion, die Nothmendigfeit, 
gerade bei dieſem Geiles den Rechtsweg gegen die Enticheidungen der Yandesfinanz- 
bebörden zu eröffnen, nicht anerkennen zu jollen und lehnte den Antrag mit großer 
Mehrheit ab. 

Prinzipiell wurde dabei allerdings von verichiedenen Seiten anerfannt, daß 
es bedenklich jei, in allen Dielen Fragen ebenfo wie bei Fragen des Zolltarif3 die 
Sandesfinanzbehörden als oberite Inſtanz gelten zu fallen, ſtatt eine richterliche 
Entiheidung zu ermöglichen. 

Der Raragraph fand ichließlich unverändert nach der Regierungsvorlage die 
Zuſtimmung der Konmiſſion. 


8 80. 


Die Höhe des Geſammtkontingents wurde von der Regierungsvorlage für 
das Betriebsjahr 1896/97 auf 1400 Millionen kr feſtgeſetzt. Wie bereits ein— 
gangs erwähnt, begann die Kommiſſion ihre Beratbungen mit den Erörterungen 
über die Höhe des Sontingent3 und veritändigte Tich iIchließlich in erſter und 
nachher auch in zweiter Leſung auf einen Sejammtbetrag von 1700 Millionen kr. 

Bon den Gegnern der Vorlage. wurde gegen eine ſolche Kontingentirung der 
Zuderproduftion ganz beionders lebhaft opponirt. Sie jahen darin eine uns 
berechtigte Beſchränkung einer ſich geſund weiter entwidelnden Induftrie und 
glaubten namentlich die jegige Zeit, wo umbeitreitbar die Marktlage ſich durch den 
fubanischen Aufitand für den Nübenzuder wejentlic günstiger geitaltet babe, für 
eine ſolche Feſſelung der Induſtrie am wenigiten geeignet. 

Auf der anderen Seite erklärten die Freunde der Vorlage fait einmüthig, 
daß die von der Regierung vorgeichlagene Summe von 1400 Millionen bei der 
num eingetretenen Ausdehnung des Nübenbanes jo weientliche und für die Land— 
wirthichaft nachtheilige Folgen haben müſſe, daß eine Erhöhung dieler Summe 
jelbit auf Soften der Prämienzahlung unter allen Umftänden im landwirthichaft- 
lichen Intereſſe gefordert werden müffe. Denn wenn der Niübenbau und die 
Fabrifation eiumal mit großen Opfern eingeführt fei, jo wäre e3 ohne ſchwere 
Berlufte bei dieſen landwirthichaftlichen Betrieben nicht möglich, zu einer dauernden 
Einſchränkung überzugehen. Bon dem NRübenbau hänge das ganze Wirthſchafts— 
initem ab, und man würde lieber auf erhöhte Prämien verzichten müflen, wenn 
diefe nur zu erfaufen wären durch eine derartige Verminderung des Rübenanbaues, 
wie fie hier gegenüber den Errungenichaften der legten Jahre in Vorſchlag ge— 
bradt jei. Man wollte jogar von verjchiedenen Seiten eine möglichit weite Ent- 
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wicklung dieier Kultur begünitigen und verlangte, daß man nod über die höchſie 
Jahresproduftion der legten Zeit hinausgehe und ein Kontingent von 19 Millionen 
Doppelzentnern bewilligen jolle. Erit dann würde es möglich fein, den Rübenbau 
in der biöherigen Ausdehnung und namentlich die große Maſſe der Kleinen Rüben- 
bauer als Lieferanten für die Zuderfabrifen zu erhalten. Denn da man niemals 
vorausfehen könne, wie groß der Ernteausfall fein würde, jo ſei e8 nur zu er 
lärlich, daß, wenn eine jo ſtarke Beſchränkung der Zuderproduftion geſetzlich 
erziwungen würde, die Fabrifen zuerft verluchen würden, fich Diejenigen ihrer 
Lieferanten fernzuhalten, die ihnen am unbequemiten wären, und das jeien natur: 
gemäß die Kleinen Befiger, die nur auf fleinen Flächen eine verhältnigmäßig un 
gleiche Qualität zu produziren in ber Lage wären. Die Folge der Kontingentirung 
würde alio fein, daß namentlich in den öftlihen Provinzen, in denen oft viele 
Hunderte von Kleinen und großen Nübenbauern fih an den gewaltigen Betrieben 
betheiligten, eine Beihränfung der Eleinen bäuerlichen Bejiger eintreten müßte und 
dadurch unſägliches Elend erzeugt würde, während die Gejeßesvorlage doc darauf 
ausgehe, dem Landwirth und gerade dent fleinen Landwirzh in eriter Linie Hülfe 
zu bringen. Die größeren Beſitzer würden bei Einführung einer jolchen Kon: 
tingentirung vielfady gern die Gelegenheit benußen, ihr eigenes NRübenareal zu er: 
weitern und damit erſt recht die Fleineren von der Kultur auszuichliegen. 

Dem gegenüber wurde zunächſt hervorgehoben, daß dieſe letztere Gefahr wohl 
faum zu erwarten sei, denn Die meiften der größeren Befiger hätten eben den 
Rübenbau ihren wirthichaftlichen Werhältniflen entiprechend bereit3 jo weit aus 
gedehnt, als fie es könnten. Und wenn ste bisher nicht daran gedacht hätten, 
ihre Heinen Berufsgenoffen auszuichliegen, jo jei die Gefahr, daß fie es nun 
unter dem neuen Geleg thun würden, wohl ganz gewiß nicht anzuerkennen, 
namentlich wenn, wie es ja auch thatjächlich geichehen ift, ein weientlich höhere! 
stontingent beichloflen würde. Nur einmal, im Jahre 1894, habe die deutiche 
Zuderinduftrie unter befonders günftigen Berhältnifjen einen Ertrag gehabt, ber 
über 17 Millionen Doppelzentner binansgegangen sei. Unter normalen Ernte 
verhältniffen würden aljo bei einer Kontingentirung in dieſer Höhe ſelbſt die 
größten damald erreichten Anbauflächen weiter benugt werden können, ohne dab 
die Gefahr vorläge, dann das Kontingent zu überſchreiten. Es ſei im Gegen- 
theil viel eher zu erwarten, daß, wo bie Fabrikleiter einen feineswegs überall zu: 
zugebenden Einfluß auszuüben vermöchten, fie, wenn ihnen ein jo hohes Kon: 
tingent zugetheilt würde, eher auf eine weitere Ausdehnung des Rübenanbaues 
Bedacht nehmen würden, um fih auch für Zeiten weniger günitiger Ernten das 
Rübenquantum zu ſichern. Won einer Ausichliegung der fleineren bäuerlichen 
Befiger könnte deßwegen bei jo hohem Kontingent unter feinen Umftänden ge 
jprohen werden. Diele bei niedrigen Kontingent mögliche Gefahr ſei au 
geichloffen, fobald man fich Für die höhere Summe enticheide. 

Im Ginzelnen wurden die mannigfaltigiten Borichläge gemadt, wie hoch 
man gehen wolle. Neben 19 wurden 18, 17, 16 und 15 Millionen von den 
verſchiedenſten Seiten in Borichlag gebraht. Doc entichied man fich, wie ſchon 
geiagt, in erfter wie in zweiter Leſung für den Betrag von 17 Millionen, bei 
dem auch nadı den bei anderer Gelegenheit jchon erwähnten Berechnungen eime 
finanzielle Schädigung des MNeiches nicht zu erwarten iſt. Das Kontingent wird 
auch, wie mehrfach betont wurde, bei dem jest ermäßigten Prämieniage nicht an: 
nähernd die Wirkung haben, daß man nur genau jo viel produzirt, ſondern eine 
Neberichreitung desfelben wird in beſonders günftigen Erntejahren ohne beiondere 
Schädigung der Landwirthſchaft und der Induſtrie möglich bleiben. 


win. , 


II. Bericht der XIV. Kommiſſion des Reichätags. 645 


Die beiden legten Abſätze des Paragraphen gaben injofern zu Bedenken Anz 
laß, als nad der Negierungsvorlage dem Bundesrath volle Freiheit in der Be 
meffung der jpäteren Kontingente gelafien war und ihm nur nach oben Schranfen 
gezogen waren, da die Vermehrung höcitens das Doppelte der jährlichen Ber: 
brauchszunahme betragen durfte. 

Es wurde daher in eriter Leſung beantragt: 

in Abſatz 2 der Vorlage den zweiten Sat zu fallen wie folgt: 
„Hiebei muß das neu feitzujegende Gelammtlontingent des Jahres, in 
welchem die Feitiegung erfolgt, mindeitend um das Doppelte desjenigen 
Betrages vermehrt werden, um welchen der inländiihe Werbrauh an 
Zuder in dem nächitvorhergegangenen Jahre den Verbrauch in dem zweit: 
vorhergegangenen Jahre übertroffen hat.” 

und hieran den Sag zu fügen: 
„Die jährliden Meindeitvermehrung muß 25 Millionen Kilogramm be— 
tragen.“ 

Die Antragiteller begründeten ihre Forderung damit, daß fie es für wünſchens— 
werth erklärten, das Stontingent unter feinen Umſtänden unter bie einmal feſt— 
geſetzte Höhe herabjinfen zu laſſen, und daß eine geſunde Weiterentwidlung möglich 
fein müſſe. Der Verbrauh im Inlande ſteige durdhichnittlih um etwa 25 Mil: 
lionen kg, um jo viel müſſe auch, ſelbſt wenn einmal ein Stillftand in der Ver: 
brauchözunahme einträte, dad Stontingent fteigen. 


&3 wurden jedoch jeitenö der Vertreter der verbündeten Regierungen ernite 
Bedenken und namentlich gegen die leßtere Forderung entichiedener Widerſpruch 
erhoben, da sie bei zeitweilig geringerem Zuckerverbrauch zu einer Schmälerung 
der Reichseinnahmen führen müſſe. Auch von anderer Seite wurde es für uns: 
denkbar erklärt, der Induſtrie eine beitimmte Entwidlung ſozuſagen vom Reiche 
ſich garantiren zu laſſen. Der Antrag wurde deshalb in eriter Leinng zurüd: 
gezogen, aber in zweiter Leſung im anderer Geftalt wiederholt und ſchließlich in 
der aus der Zulammenftellung erjichtlihen Form angenommen. Man hielt es 
ſeitens der Mehrheit für wünſchenswerth, dem Bundesrath überhaupt feine dis: 
fretionäre Vollmacht zu ertheilen, ſondern bereits "durch das Geſetz zu beftimmen, 
wie hoch das jährliche Gelammtfontingent zu bemeifen fei; denn wenn auch nicht 
anzunehmen, daß die verbündeten Regierungen ohne Grund das Kontingent zum 
Schaden der Induſtrie und der Landwirthichaft herabmindern würden, jo jei es 
doch beſſer, klare Berhältnifie zu ichaffen und damit auch etwaige Wünjche der 
Industrie auf außergewöhnliche Steigerung von vornherein abzumeijen. Die Be: 
denken, die dabei von einzelnen Mitgliedern geäußert wurden, ob nicht eine 
Schädigung der Reichskaſſe eintreten könne, wenn eine Prämtirung für eine das 
Doppelte der Verbrauchszunahme betragende Menge beichlofien werde, erledigten 
fih dadurd, daß ja von der Sontingentderhöhung immer nur die Hälfte zur 
Ausfuhr gelangen könne, die andere Hälfte im Lande bleibe und dem Reichsfiskus 
3.4 mehr an Verbrauchdabgaben bringe, während er für die andere Hälfte nur 
2,50 M. an Ausfuhrzuſchüſſen zu zahlen habe. Die Gefahr eines Rückganges 
des Verbrauches glaubte man nach der bisherigen ftatiltiihen Entwidlung nicht 
in Betracht ziehen zu sollen. 


8 81. 
wurde unverändert angenommen. 
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»Dierter Vbeil. 
30ll:, Mebergangs: und Schlußbeſtimmungen. 


s 82. 

Entiprehend der später beichloifenen Ermäßigung der Verbrauchsabgabe 
mußte natürlich auch eine Ermäßigung des Cingangszolles ftattfinden, und dent: 
gemäß wurde ohne längere Debatte an Stelle der von den Regierungen vor: 
geichlagenen 45 4. ein Zoll von 40 AM. für 100 kg bewilligt. 

8 82a. 
wurde neu eingeichaltet und die in der Zuſammenſtellung der Beichlüffe angedeutete 
Faſſung einstimmig angenommen, deren Zwed es ift, eine bereits in alten Zucker— 
fteuergeieß enthaltene Beitimmung, welche von der Negierung als nicht mehr noth— 
wendig nicht wieder aufgenommen war, trogdem in dieſes Geſetz mieder hinein— 
zubringen, da jich herausgeitellt hatte, daß immer noch von den Beſtimmungen 
dieje3 Paragraphen von einzelnen Fabriken Gebrauch gemacht wird. 


8 83. 
5 
Die am Schluſſe des Paragraphen vorgenommiene Abänderung des Tertes 


der Regierungsvorlage ergibt ſich als Konſequenz der Ablehnung der Betriebs: 
jtener und der beionderen Belaftung des im Superfontingent produzirten Zuckers. 


Artikel 1. 

lm die Reichskaſſe vor Verluſt durch die erhöhte Ausfuhrprämie zu ichügen, 
hatte die Regierungsporlage eine Erhöhung der Berbrauchsabgabe von 18 M. auf 
24 de pro 100 kg Nettogewicht in Borichlag gebradt. Nach den vorher bereits 
erwähnten Berechnungen war es aber möglich, bei den ermäßigten Prämienfägen 
ohne Zubuße aus der Neichäfaffe, d. h. ohme im Vergleich zu den heutigen Eins 
nahmen aus der Zuckerſteuer die Reichskaſſe zu ſchädigen, die Zuderitener in 
weientlich geringerem Make zu erhöhen, und einigte fich die Kommiſſion nach 
längeren Grörterungen dahin, eine Berbrauchsabgabe von 21 A. in Borichlag 
zu bringen, obgleidy bei einem Prämienſatze von 2,50 KM. vielleicht mit einem 
etwas micdrigeren Satze das Gleichgewicht der Ginnahmen und Ausgaben feſt— 
zuftellen geweien wäre. 


Artifel I. 


wurde unverändert nad der Negierungsvorlage angenommen. 
s 84 

wurde auf Antrag in ziweiter Yelung neu hinzugefügt. Danach treten die Bor: 
jchriften des zweiten und dritten Theiles dieſes Geſetzes mit dem 31. Juli 1903 
außer Kraft und wird von dem gleichen Zeitpunfte ab die Juderjteuer auf 18 Mt 
und der Gingangszoll auf 36 ME. wieder ermäßigt. Die Antragiteller gingen 
von der Ueberzeugung aus, daß es nicht wünſchenswerth ei, ein Geſetz, das ein 
Stampfesgeieg Tein folle, zu einer daneruden Einrichtung zu machen, und ichlugen 
als Termin den 31. Juli 1903 vor unter Beridjichtigung der Thatſache, das 
mit dem Ende jenes Jahres die Handelsverträge gleichsfalls ablaufen, und es 
doch jicher zu erwarten wäre, daß, wenn nicht früher, jedenfall bei den Ber: 
bandlungen über neue Vertragsabſchlüſſe eine Beleitigung der Ausfuhrprämien 
international zu erreichen fein würde. 

Der zweite Abſatz dieſes neuen Paragraphen bezwedt, dem Reihe dann 
wenigitens die heutigen Erträge der Zuderitener und des Eingangszolles zu jichern. 
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Die Kommifiion ſchloß fih dem Antrag fait einftimmig an; nantentlich er: 
ihien es vielen Mitgliedern ſehr ermwünjcht, gerade den Ablauf der Handels: 
verträge als die äußerſte Grenze der Gültigfeitsdauer feftzuhalten, da die heutige 
traurige Page des Nörnerbaues, die zu einer Ausdehnung des Nübenbaues ge— 
zwungen habe, mit der Wiedererlangung der Bewegungsfreiheit auf dem Gebiete 
der Bollgejeggebung hoffentlich ein Ende finden und auch ein folches Nothgeſetz 
unnöthig machen werde. 


Artikel IV 


wurde unverändert genehmigt und in der Schlußabſtimmuug das ganze Geſetz in 
der vorliegenden Faſſung mit 12 gegen 9 Stimmen angenommen. 

Ein Mitglied erflärte dabei, daß es nur für das Geier ſtimme in der Er: 
wartung, dab im Plenum des Hauſes die Berriebsjteuer wieder eingeführt werde. 

Ein anderes Mitglied erklärte gegen die Verlage zu ſtimmen, obme feinen 
Fraktionsgenoſſen zu präjudiziren. 

Die Vertreter der verbündeten Negierungen fonnten naturgemäß zu den 
einzelnen Abänderungsanträgen und zu dem veränderten Gntwurf noch feine 
definitive Stellung nehmen, behielten vielmehr den verbündeten Regierungen ihre 
Entſchließungen ansdrücklich vor. 

Bereits in der erſten Leſung war von einem Mitgliede der Antrag geſtellt 
worden: 

die Negierung zu eriuchen, jofort Maßregeln zu treffen, dab die Spekulation, 
welche im Folge der Nusfichten anf Zultandefommen des Geſetzes auf Koiten 
des Reichsfiskus Platz greifen dürfte, verhindert werde, 

Obgleich von Seiten der Antragiteller fein beionderer Weg angedeutet werden 
konnte, auf dem der Zweck des Antrages ficher zu erreichen jet, wurde doch Dieter 
Antrag als Reſolution zu Artikel II von der Mehrheit der Kommiſſion genehmigt, 
aber im zweiter Leſung von dem Antragſteller jelbit wieder zurüdgezogen, da er 
die Hoffnung ausiprad, das Die Regierung jelbitveritändlich Alles thun werde, 
um dem angedeuteten Zwecke zu genügen. 

Dagegen wurde eine andere Nelolution im zweiter Leſung beichloffen, dahin 
aehend: 

die verbiindeten Negierungen zu erjuchen, dahin zu wirken, daß für den Eiſen— 
bahntransport von Melafie allgemein der Fractiag der Tarifklaſſe III für Die 
Dauer diejes Geieges zur Anwendung kommt. 

Der Antragiteller wollte damit im gewilien Sinne den Melaſſe-Entzuckerungs— 
anftalten entaegenfommen und ihnen den Bezug ihres Nohmaterials auch aus 
weiter Entfernung geltatten. Die Mehrheit der Kommiſſion ſchloß fich der An— 
regung an, hauptiächlich deßwegen, weil man es für erwünscht hielt, daß dieſes 
als Futtermittel ganz beionders werthvolle und bedeutiame Nachprodukt der Zuder: 
industrie auf weitere Entfernungen veriandt werden könne und diejelben billigen 
Frachtſätze genieße, wie andere Futter und Düngemittel. 

Die der Kommiſſion mitgerbeilten Statiltiichen Tabellen werden in der Bei- 
lage I und II mitgetheilt. 
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Beilage I. 
Berehnung 
über Die 
Höhe der Steuerfäße für Bucer bei Bugrundelegung verfchiedener 
Ausfuhrzufchußfäe. 

Tie Steuer (18 ME.) it zu erböben 
| Ausfuhrzufchüihte für 00 kE | — — — 
” Gefammt: a b> unter Kürzung der 
A —— Kontingent‘ | ERENNeN en 
3 1 Robzuder |) - ———— der Reichs | im Betrage | e 
8 I ) I einnahmen von am 

Me. 100 kg wi Mark 

= IE | E38 | 6 | SG T. I ® 

| 1 
1 1,s0 2,»0 2,00 17 000 000 21,0s 10 818 000 20 
2 2 3 200 17 000 000 22 20 | 12 708 000 20 
3| 20 | 3 | 3 17.000 000 23,5 18168000 | 20 
| 2% | Bo 3 17 000 000 23,23 12552000 | 21 
5 2, | 3,60 | 3 17 000 000 23,23 6 936 000 22 
6 3 | 4ıs | 8, 17 000 000 24,15 23 313 000 20 
7 5 His | 3,0 17.000 000 Aus 17697000 | 21 
8 3 4,ıs | 3,0 17 000 000 24,15 12 081 000 2 
9 l,ss | 20 240 17 000 000 21,ss 10 293 000 20 

| 
| 
Bemerkungen. 


Bei den Berechnungen it darauf Rückſicht genommen, dab von den Einnahmen 
4 Prozent Verwaltungstoiten vorweg au die Ginzelftaaten abzuführen find. 

Der Jahreskonſum an Zuder it auf 6500000 Tooppelzentner in Robzuderwertb., das 
Verhältniß der Ausfuhr an Rohzucker zur Ausfuhr an Raffinade auf 60:40 angenonnmen 
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Schätzung der Weltproduktion von Zuder für 1895/96. 


In Tonnen.) 

2. Nach ver 

Produftions bezw. Exportländer 1. Rıs „Deutisen 

P J. ©. ri Juders 

1. Europa. ) indwitrie* 
Deutihland (Produktion) . ER ie a Pas EN 1 590 000 
Defterreich- Ungarn Produttion) De er Bar ee > OO 747 700 
ntreih Brodultion) » . >» 2 2 2 2m 670 000 627 WO 
Bland (Brodultion) > 2 2 2 2 0 nennen. 750 000 668 200 
Niederlande (Brodultion -. - - = 2 2 2 = 22.20. ..110000 316 400 

Beigien (Broduftion) . - de el — 

Andere Länder ‚Produktion‘ FE EEE |... 150 000 


. zufammen 1. Europa . . 4278000 4100 200 
2, Amerika. 





Nordamerita ?) —— —— a de 00 260 500 
Kuba *) Ausfub N. ..200 000 300 000 
Vortoriko Ausfuhr 55 000 55 000 
Trinidad Mustuhbe) > 2 45 000 50 000 
Barbados (Austuhe > 2: oo 55 000 57.000 
Yamaita Ausfuhr -» 2: 0 en rer e. 30 000 30 000 
Kt. Antillen Ausfuhr) > 2 on 30 000 79 000 
Martinique Ausfuhr 35 000 38 000 
@uadeloupe ı Perg pi J a 40 000 45 000 
Merito und fonit. Gentral- Amer ee ie — 3 200 
Temerara Ausfuhr) . . - 1100000 105 000 
Surinam . . DD ee a ie — 6 000 
Beru Ausiuhe) en ee a a re ae 70 000 68 000 
Argentinien . j a ne A ee Ar — 103 000 
—— Ausfuhr: De en a ee ee een DER OO 225 000 
zufammen 2. Amerifa . . 1142000 1 424 000 
3. Alien. 
Zritiſch Indien — FE u BE EEE — 50 000 
Siam . —F ar a ae ee An ne re AR ad az — 7000 
Java Ausfuhr) N ee Be ne en TE 525 000 
Philippinen Nee! ar N rn 0000 230 000 
inhina . . ne a re en ae re — 30 000 
zuſammen 3. Aſien. 770000 842 000 
4. Afrika. 
Egypten (Aushht . > > 2 2 2 re ren 70 000 97 000 
auritius Ausfuhr) . > = 2 2 2 2 130 000 130 000 
Reunion Austuhe) 40 000 37 000 
zufammen 4. Aftifa . . 240.000 264 000 
3. Auftralien und ——— 
Tueensland . . - ar A ua een — 100 000 
Neu⸗Südwales — ak — 35 000 
Hawaii | Sandwichs Snfeln Ausfuhr) . 10 000 160 000 
Aidichi- Inieln . ; — — 10 000 
zufammen 5. Auftralien > X 180 000 305 000 


Rübenzucker mit Einſchluß von 20 000 Tonnen Rohrzucker ſpaniſcher Erzeugung. 
*) Rüben, Ahorn⸗ und Sorghumzuder. 
” Stuba und folgende Länder: ausichließlich Robrzuder. 
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Wiederholung. 
1. Europa u El LE a 4278000 4103 
2. Amerifa 1 142 000 1424 700 
3. Wien 770 000 42.000 
4. Arita . ; 240 000 64 000 
5. Auitralien und Rolynefien Da 180 000 305 000 
lleberhaupt . 6610 000 6930 


Schätzung des Verbrauchs von Zucker in Europa und Nordamerika. 
Nah F. ©. Licht.) 


Teutihland . . 670 000 Tonnen 
TefterreicheUIngarn 410000 „ 
Frankreich 560000 „ 
Rußland . 525000  „ 
Belgien 67000 , 
Niederlande . 000 . 
Gngland . A 1600000  „ 
Andere europäiiche Länder . 563 000 „ 
Nordamerika i P 2 035 000 


sufammen 6 500 000 — 


Ausgleichung der Produktion und des Verbrauchs von Zucker für 18959. 


Nah F. ©. Licht.) 
In Tonnen ) 


Mitb.n 
Produktion Verbrauch teten vo aece 
abzugeben u empiangen 
Teutichland - 1 610 000 670 000 940 000 _ 
Deiterreich; Mugen 770 000 410 000 360 000 - 
Frankreich 670 000 560 000 110 000 — 
Rußland . 750 000 525 000 225 000 — 
Belgien 230 000 67 000 163 000 — 
Niederlande . a a 110 000 70 000 40 000 — 
England . . — — 1 600 000 .. 1 600 000 
Andere europäiiche Länder . 138 000 563 000 .- 425 000 
Nordamerita 262 000 2 035 000 — 1 773 000 
Andere aubereuropäiiche Länder 2070 000 — 2 070 000 _ 
6 610 000 6 500 000 3 908 000 3 798 000 : 
lleberichuß 110 000 110 000 


SIuderbeitände (in Tonnen). 
1. Nah F. ©. Licht 
Beſtände 


am 1. Auguſt 1895 im Februar 1896 


Teutichland . 249 721 1. Aug 940 604 1. Febt. 
Hamburg 150 000 .21. 118200 19. . 
Oeſterreich 320000 1. „ 505000 1 _ 
Frankreich 198 100 1. „ 500000 . 1. „ 
Niederlande . 26 077 15. „ 5987 ı 1 . 
Belgien 38467 ı 1. „ 101071:1. . 
ngland . . . ed es 125 069 (18. „ 124 347 16. . 
ichwimmend nach Gurova . . 18 764 17. 22072 .16. 
zuſammen in —F 1126 218 2397 231 
Vereinigte Staaten von Amerifa . - . 270 000 20. Aug.) 127 000 18, Febt. 
Kuba, techs Haupthäfen . j 245 872 .16. „ 49780 14. . 
ſchwimmend nach Nordamerika 18764 17. „ 40 914 .16. . 
zuſammen Nordamerita . 534 636 217 694 
überhaupt . 1 660 854 2614 425 
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2. Nach der „Deutihen Zuderinduitrie”. 


Beſtände 
am 1. Auguſt Anfang Februar 
1895 1896 


Teutihland . > 2. 2 2 2 2. 321 000 1 090 000 
Samburg . - A ee a 149 400 129 700 
Cefterreid-iingarn Le die 346 148 582 042 
Großbritannien . » 2 2 2... 126 587 113 957 
? rn. ME EEE a 198 120 503 748 
Niederlande » . 2. 2 2 2... 40 608 95 000 
Belgien . — 38 467 101 071 
ichwimmend nach Europa en 36 398 21 175 
zuſammen in Gurova . . 1 256 678 2 636 693 
Wereinigte Staaten von m. . 295 000 130 000 
Kuba A i 263 000 52 000 
ſchwimmend nach Nordamerita . j 19 738 28 700 
zuſammen Nordamerita . . 577 738 210 700 
überhaupt . . 1 834 416 2847 393 


Miszellen. 


Zur deutſchen Auswanderungsfrage. (Nach der „Statiſtik des hamburgiſchen 
Staats“, Heft XVII.) Das kürzlich erſchienene Heft XVII der Statiſtik des 
bamburgiichen Staats bringt eine ausführlide Arbeit von Dr... W. Beukemann 
über „Die Auswanderung über Hamburg in den Jahren 1887 bis 1894 nebit 
Beiträgen zur deutichen und internationalen Wanderung“. Die Arbeit greift 
weit über den Nahmen der hamburgiihen Statiftif hinaus und ift, wenn ihr 
auch MWideripruch nicht eripart bleiben wird, bei der weiteren statiftiichen und 
volfswirthichaftlichen Behandlung der deutichen Auswanderungsfrage der eingehen: 
den Beachtung fiher. In Nachitehendem iſt der Verſuch gemacht, fur; den Inhalt, 
ioweit er die deutiche Auswanderung, abgejehen von den jpezifiih hamburgiichen 
Verhältniſſen und Intereifen, behandelt, einem weiteren Leſerkreiſe, als ihn die 
offiziellen Beröffentlichungen der ftatiltiihen Aemter in Deutichland gewöhnlich 
finden, näher zu bringen 

Ueber die „prinzipielle Frage der Auswanderung“ äußert fich 
der Verfaſſer ziemlid; ausführlid. In den neueren nationalöfonomiihen Schriften 
— ſo meint er — werde die Auswanderung, obwohl noch immer entgegengeieste 
Urtheile Bertretung finden, „doch überwiegend als unſerm Baterlande nidt 
ſchädlich“ erachtet: jo u. A. von G. Nümlin („Reden und Aufläge“), Staats- 
iefretär Herzog (Conrad's Jahrbücher 1886) und Ad Wagner („Grundlegung“). 
Tem gegenüber ftänden, und zwar in Berbindung mit den zum Theil älteren, 
zum Theil neueren Berechnungen über den Werth des Menſchen und den Verluſt, 
den Deutichland jährlich durch die Auswanderung erleide, die Anfichten von Engel, 
Bittftein, Lütge, Beder, Jannafh u. A Die Beantwortung der Frage, ob cs 
für das Deutiche Neid nüßlicher fei, daß Auswanderung ftattfinde oder nicht, 
bänge in eriter Linie von dem Stande der „Nebervölferungsaerahr” ab. 
Ten Begriff Uebervölkerung definirt der Verfaſſer dabei folgendermaßen: 
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„Webervölferung liegt da und dann vor, wenn — unter den gerade 
beitehenden Wirthſchafts-, Rechts- u. ſ. w. Verhältniſſen — nicht alle aut 
Arbeitöverdienit angewieienen Arbeitsfähigen auf dem erreichten Niveau der 
Lebenshaltung angemeffenen eigenen Erwerb und Interhalt finden. Darunter 
fällt auch der Zuftaud, in welchen die Arbeitsgelegenheit zwar noch gerade 
ausreiht, dad Cinfommen jedoch nicht genügt, um den eigenen lnterbalt, 
jowie den der zu zahlreichen unproduftiven Angehörigen und die Leiftungen 
für die Allgemeinheit zu beitreiten.“ 

In diefem Sinne glaubt der Verfaſſer das Deutiche Reich zur Zeit als 
übervölfert bezeichnen zu müſſen, womit er aber nicht jagen will, daß es jeine 
Bevölkerung nicht mehr zu ernähren oder daß es unter veränderten Verhältniſſen 
jelbit eine weit größere Volksmaſſe nicht auskömmlich aufzunehmen vermöchte. 
Es fomme aber unter allen Umftänden darauf an, daß die Bevölkerung, als 
Konjument betrachtet, nicht ftärfer wachſe, als die Menge der erforderlichen Unter: 
halts-, Genuß: und Kulturmittel. Liege hier im bejonderen Falle oder allgemein 
die Gefahr eines Mihverhältnifies vor, jo würde außer etwa noch vorzunehmenden 
langwierigen agrariichen Neformen, innerer Kolonilation, Schaffung neuen Abs 
jaßes im Export und dgl. „als ficher wirkende Abhilfe eine Verminderung der 
Volkszunahme bezw. auch der Bevölkerung, sei es durch Abfluß überichüffiger 
Bevölferungstheile, jei es, und zwar als rationellftes Mittel, durdy Verminderung 
der Geburten (preventive moral restraints nad Malthus) in Betracht zu ziehen 
fein.“ — Dieſes „rationellfte* Mittel ericheint dem Verfaſſer praftiich, aber doch 
nicht leicht anwendbar, wenn man ſich auf „Sittlich zuläffige* Vorichläge be- 
ichränfe, und es iſt ihm deßhalb erflärlih, daß die politiich und geiftig leitenden 
Kreife ihr Augenmerk in eriter Linie oder auch ausichlieglich auf jene gleichſam 
pofitiven Seiten des Gegenitaudes richten, insbejondere auf innere Kolonilation 
und Begünftigung beionderer Wirthichaftsformen (Rentengüter, Heimſtätten), 
Steigerung des Abſatzes (am Weltmarkt), Sicherung desjelben durch eigene Kolonien, 
Handelöniederlafiungen u. ſ. w, Auswanderung und Lenkung derjelben derart, 
daß fie gefteigerten Handelöverfehr und vermehrten Abjag inländiicher Erzeugniite 
in Ausſicht stelle. 

In legterer Hinjicht, die fortdauernden Beziehungen der Aus— 
gewanderten zum alten Heimatlande betreffend, glaubt der Verfaſſer die 
Anfiht Leroy:Beaulien’3 wiederholen zu follen, der 1885 fid im „Economiſte“ 
u. a,, wie folgt, äußerte: „Die im NAuslande wohnenden Deutichen find nicht 
für ihr altes Vaterland verloren, ob fie nun die Abficht zurüdzufehren haben 
und ihre Nationalität bewahren, oder ob fie in der Völkerſchaft, bei welcher fie 
fih niedergelafien haben, aufgehen. Sie bleiben, wenigitens lange Zeit, die beiten 
Förderer deuticher Induſtrie und deutichen Handels, überzeugte und freiwillige 
Commis-Voyageurs, entichiedene und willige Beichüger, zähe und intereffirte Ver— 
breiter“ u. ſ. w. 

In der Hauptiache gelangt der Verfaſſer zu der Heberzeugung, daß, ſofern 
nicht der Ueberſchuß der Geborenen über die Geitorbenen bald zu fallen beginne, 
was nicht zu erwarten, zumal die Sterblidifeit jeit Fahren merflih geringer 
werde, mit Wahricheinlichkeit auf eine ſtarke Auswanderung, und falls dieſer 
Hinderniſſe bereitet würden, bezw. wirklich oder vermeintlich günftige Ziele fich 
ihr nicht mehr bieten follten, auf umfangreichere Arbeitsfofigfeit, Verminderung 
der Löhne und Abwärtöbewegung der Lebenshaltung als wahricheinlich zu rechnen 
ſei. Betrachte man die Ausfuhr des Deutichen Reichs, namentlih an Induſtrie— 
erzeugniſſen, jowie die Ginfuhr, hier namentlih an Rohftoffen und Nahrungs: 
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mitteln, berüdfichtige man ferner, daß dieſer Austausch faſt ausichließlich mit 
fremden fouveränen Staaten erfolge, von ihrem Verhalten alio weientlich ab- 
bängig Sei, jo fönne man nicht anders als die allgemeine volkswirthſchaftliche 
Yage für „Ichwierig und gefahrvoll” anfehen. Ohne unſere entiwidelte Handels— 
flotte, ohne den Eifer und die Unermüdlichkeit des Handelsſtandes würde uniere 
Erportinduftrie einen nur untergeordneten Nang einnehmen und behaupten £fönnen. 


Wir gehen nunmehr unter Verzicht auf die Wiedergabe einer Reihe höchſt 
beachtenswerther Detailausführungen zur prinzipiellen Frage, auf die ftatiltiiche 
Bearbeitung der thbatjählihen Eriheinungen, welche der Berfafler 
in den Kreis jeiner Unterfuhung gezogen hat, über. Er ift dabei von der be: 
rechtigten Anjicht ausgegangen, daß, um die deutiche Auswanderung nah anderen 
Yändern, insbelondere nach den überieeiichen richtig beurtheilen zu können, 
man auch über die Binnenwanderung innerhalb der Neichögrenze unterrichtet jein 
müffe. Um dieje legtere zu veranichaufichen, zerlegt der Verfafler das Deutiche 
Reich in neun Gebietögruppen und theilt aus vier derielben das Ergebniß der 
Wanderung nah dem Stande vom 1. Dezember 1890 des mäheren mit. Gr 
unterscheidet : 

1) Oft: und Weitpreugen, Bommern, Poſen, Schleiien, 

2) Berlin und Brandenburg, 

3) Provinz Sadien, Braunschweig, Anhalt, 

4) Hamburg, Schleswig:Volitein, Lübeck, Medlenburg, 

5) Hannover, Heſſen-Naſſau, Lippe, Walded, Oldenburg, Bremen, 
6) Weitfalen und Rheinland, 

7) Königreich Sacjen und Thüringen, 

8) Bayern, Württemberg, Baden, Hellen-Darmitadt, Hohenzollern, 
9) Elſaß-Lothringen. 

In Oft: und Weftpreußen, Pommern, Poſen und Scleiien 
wurden im Ganzen 218748 Perſonen gezählt, die in den übrigen acht Gebiets 
gruppen geboren waren, während die Abgabe im lekteren 1272911 Perſonen 
betrug, mithin ein Gejammtverluft von 1054163 ſich ergab. Allein an Berlin: 
Brandenburg waren 569292 Perſonen mehr abgegeben alö von da erhalten. 
Ron keiner Gruppe hat Gruppe 1 einen Gewinn zu verzeichnen gehabt. 

Berlin: Brandenburg hat gegenüber allen Gruppen mit Ausnahme von 
Elſaß-Lothringen einen Gewinn aufzınveilen, im Ganzen von 712431. Weit: 
aus den größten Antheil davon bat ſonach Gruppe 1. Auf dieſe folgt Gruppe 3 
mit einem Berluft an Berlin von 91970 Berionen, Gruppe 7 mit 14577, 
$ruppe 6 mit 14202, Gruppe 5 mit 12347, Gruppe 8 mit 9028, Gruppe 4 
mit 4123. Gliaß:Lothringen erhielt von Berlin-Brandendburg 4896 und gab 
dahin ab 2808 Perſonen. 

Hannover, Heſſen-Naſſau, Lippe, Walded, Oldenburg, Bremen 
hatten Verluſte zu verzeichnen an Gruppe 6 (84306 Perſonen), an Gruppe 4 
(60204), an Gruppe 2 (12347), an Gruppe 9 (9096). Sie gewannen aus 
Gruppe 1 (55737), Gruppe 7 (47533), Gruppe 3 (18902), Gruppe 7 (7961). 
Der Geſammtverluſt betrug 35820. 

Banern, Württemberg, Baden, Helfen, Hohenzollern hatten 
Gewinn zu verzeihnen nur aus Gruppe 1 (12238) und Gruppe 3 (2544), Sie 
verloren an Gruppe 9 (51330), Gruppe 5 (47533), Gruppe 6 (19498), 
Sruppe 7 (16512), Gruppe 2 (9028) und Gruppe 4 (7053), im Ganzen 
136172 Berionen. 
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Was die Wanderungen über die Reichsgrenze anbelangt, jo find dieſe nicht 
mit der gleichen Genauigkeit itatiftiih zu erfaflen wie die Binnenwanderungen. 
Hier laſſen die Volkszählungen in den fremden Ländern den Statiitifer arg im 
Stih. Die Zahlen der in Dentichland Lebenden Ausländer find befannt, aber 
nicht in geniigenden Mare die Zahl der im Auslande lebenden Deutihen. Wach 
dem vom Kaiſerlichen Statiftiichen Amt geiammelten Material (Statiſtik des 
D. N. Neue Folge Band 68. — Bierteljahrshefte zur Statiftif des D. R. 1894. 
Stat. Jahrbuch f. d. D. R. 1894) hat Dr. Beufemann, ſoweit möglich, Die 
Zahlen mitgetheilt, denen wir Folgendes entuehmen. Die Zahlen der Ausländer 
in Deutichland find dabei durchweg die der Zählung vom 1. Dezember 1890. 

Zunähit Europa. In Großbritannien find (1891) gezählt 53591 in 
Deutichland Geborene gegen 15534 in Großbritannien Geborene, die in Deutich 
land gezählt find; in der Schweiz (1888) 94207 gegen 41105; in Belgien 
1890) 36547 genen 10194; in Frankreich (1891) 83506 deutiche Staats: 
angehörige gegen 19659; in Spanien (1887) 1826 gegen 442; in Däne- 
marf (1890) 31112 gegen 23317; in Bulgarien (1895) 473 gegen 67; in 
Griechenland 572 gegen 235. 

Dagegen lebten deutiche Staatsangehörige in Deiterreih (1890) 99303 
gegen 194835 Defterreicher in Deutihland; in Ungarn (1890) 6596 gegen 
6706; in Luxemburg {1890) Deutihe dem Geburtsort nah 9925 gegen 
12585; in den Niederlanden deutiche Staatsangehörige (1889) 28732 gegen 
37055; in Italien (1881) 5221 gegen 15570; in Schweden (1890) 1622 
gegen 10924; in Norwegen (1891) 616 gegen 2012. Für Rußland iind 
nur angegeben 1890 in St, Veteröburg gezählte 13235 deutiche Staatsangehörige 
gegen 17107 in Deutichlaud gezählte rufliiche Staatsangehörige. Aus den 
übrigen europäiichen Ländern liegen Zahlen nicht vor, in Deutichland jind als 
in ihnen geboren 1890 Perjonen gezählt worden. Im Ganzen dürfte der Ver: 
luſt Deutichlands allen europäiichen Ländern gegenüber nicht allzu groß jein. 

Dem außereuropäiſchen Auslande gegenüber stellt fich aber die Bilanz 
weientlih anders. Was Aſien und Afrifa anbelangt, jo iſt natürlich die 
Abgabe Deutihlands im Berhältniß zum Zuzuge jehr groß, an fich aber nicht 
gerade bedeutend. Dagegen find in Australien jchon (1891) 49681 in Deutſch— 
land Geborene gezählt worden gegen 760 Auftralier in Deutihland. Ausſchlag— 
gebend aber ift Amerika. Es wurden gezäblt (1890) in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerifa 2784894 in Deutichland Geborene gegen 
17550 Nordamerifaner in Deutihland; in Brafilien (1872) 44087 gegen 
1476; in Canada (1891) 27752 gegen 318; in Argentinien (1887 nur 
für Buenos Aires) 8225 deutiche Staatsangehörige gegen 391; in Chile (1885 
6808 gegen 379; in Uruguay (1881) 2125 gegen 82 und in Benezuela 
(1881) 1171 gegen 107. Mus dem übrigen Amerika liegen Zahlen nicht vor, 
dort Geborene wurden in Deutichland gezählt 2304. 

Alles in Allem iteben den 508595 in Deutjchland gezählten 
Ausländern etwa 3575000 im Ausland lebende Deutiche genen: 
über; ein Berhältniß wie 14 zu 100. 

Will man die deutſche überjeeiihe Auswanderung — und auf 
dieie fonımt es hauptiächlih an — näher umnterfuchen, namentlid in Bezug auf 
das Reiſe ziel und die Frequenz der einzelnen Jahre, die Herkunfts— 
bezivke, den Beruf, das Geſchlecht und Alter, die Familien- und 
Ginzelwanderung, jo muß man die leider gleichfalls nicht erichöpfenden 
Liften der Aus: und Cingangshäfen zu Nathe ziehen. Ein Bild von dem lm: 
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fang uud dem Weifeziel der deutichen Auswanderung in den Jahren 1872 bis 
1894 mögen folgende Zahlen der über deutiche, belgiiche, niederländiicde 
Häfen, fowie über Havre und Bordeaur beförderten deutichen Auswanderer 
geben. Es wanderten Dentiche aus nach 


den Ver.-St. dem überhaupt Non 100 deutich. Aus- 

von übrigen nach fremden  wandererngingen nach 

Nord-Amerifa Amerika MWelttheiln d. B.-St. v. N.=Amer. 
1872 ... 123 866 4684 129 736 95,5 
187 © 4.5 19 179 1 637 22 903 83,7 
1880 °... 113 872 2880 116 947 97,4 
1881 .... 216 440 3 264 220 798 98,0 
1885 ... 105 014 4 044 110 028 95,4 
1890 ... 89 962 6 031 97 103 92,6 
18931 ... 113 046 > 909 120 089 941 
1892 .._. 111 806 3561 116 339 96,1 
1893 .._. 78 321 Ss 363 87 677 89,3 
1894 ... 39 915 8832 44 883 88,9 

Was die Herkunftsbezirke anbelangt, jo beftehen, — was ja allgemein be- 


fannt iſt, — bezüglich der Auswanderungsfrequenz ganz erhebliche Unterichiede 
zwiichen denſelben. Cine nähere Betrachtung ergibt aber immerhin Wahrnehm: 
ungen, die feineswegs weiteren Streifen geläufig find, Cine ftarfe Auswanderung 
haben insbeiondere Weitpreußen, Bonmern, Poſen, Schleswig-Holſtein, Hannover, 
Medlenburg, Hamburg, Bremen, Oldenburg, alfo der ganze Norden mit Aus- 
nahme von Oſtpreußen, ferner die Pfalz, Württemberg ſowie auch Baden und 
Helfen: Darmitadt. Daran reihen fih mit mittleren Werhältnifien Heflen-Nafiau, 
Bayern rechts des Rheins und Elſaß-Lothringen. Mit ſchwacher Auswanderer: 
ziffer find Anhalt, Braunjchweig, Oſtpreußen, Schlefien, Provinz und Königreich 
Sadıjen und Thüringen hervorzuheben. Nachitehende Feine Zahlenüberfiht wird 
dieje Umterichiede verdeutlichen. Auf 1000 Bewohner fommen Auswanderer: 


in 1851 1556 1891 1894 
Meitpreußen . . 17,14 6,20 10,94 1,23 
Bommern . . . 17,00 4,38 6,40 1,60 
Roi - 2. ..1827 3,91 10,41 1,49 
Aremen: 2... 918 5,32 6,43 3,04 
Pfalz. 3530 3,20 4,28 4,02 
Sannover . » . 671 2,74 2,94 1,95 

dagegen in: 
Oſtpreußen. 1,17 0,86 1,37 0,35 
Schlefien 1,47 0,71 0,63 0,24 
Anbalt . 1,57 0,33 0,59 0,37 
Rraumjchmweig . 1,80 0,69 0,62 0,46 
Altenburg - 1,58 0,47 0,78 0,16 


Dieje Zahlen beweiien deutlich, wie überaus mannigfacher Art die Gründe 
find, welche die Auswandererziffer eines Bezirks beftimmen und wie vorfichtig 
man bei Schlüffen aus Dielen Zahlen fein muß. Es gebridt hier an Raum, 
näher auf die Einzelheiten einzugehen. Man muß zufrieden fein, durch ſolche 
Zahlen das Intereſſe etwas weiterer reife für die Sache wachzurufen. 

Auch bezüglich des Berufs der Auswanderer müſſen wir uns mit einigen 
wenigen Zahlen begnügen. Die bei dem Staiferlichen Statiftiichen Amt monatlich 
und jährlich aus den Hafenplägen einlaufenden Nachweilungen umfaſſen den Beruf 
niht mit. Es find aber für 1890 beiondere Erhebungen veranlagt worden, und 
es liegen von dem genannten Jahre Nachmeilungen aus den beiden deutjchen 
Auswanderungshäfen Hamburg und Bremen vor, bei denen freilid — was 
Bremen anbelangt — nähere Erläuterungen vom Verfaſſer als erwünſcht be: 
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zeichnet werden. Danach vertheilten fi die Auswanderer über bdeutiche Häfen 
den Berufe nad, wie folgt: 
15% 1591 1592 1898 1894 





Yandwirtbidaft . -» » . » .. 11678 14 681 10 728 6 985 3274 
on. be de et ler SA RL 16 761 16 504 15 131 72% 

andel und Verkehr. . . . . 5564 5172 4518 5 890 3027 
Arbeiter. - - » 2 2 = 0. » 10948 28 708 32 324 21154 10018 
Andere Berufsarbeiten . . . 1504 1130 1362 1630 738 




























Ohne Beruf bezw. Berufsangabe 253 26698 24819 19576 9218 


Der Verfaſſer hat des weiteren auch auf Grund der jeit langen Jahren be: 
ſonders ſorgſam behandelten hamburgiihen Auswanderungsſtatiſtik die oben be 
rührten und noch andere Detailfragen einer gründlichen Erörterung unterzogen 
und daraus eine Reihe intereflanter Ergebniffe und neuer Gefichtöpunfte gewonnen, 
welche für die gelammte Auswanderungsitatiftif gewiß befruchtend wirken werben. 
Hier jei jedoh nur noch folgende Schlußbetrahtung des Verfaſſers mitgetheilt: 

„Sit die wirthichaftlihe und politiihe Lage im Ginwanderungslande eine 
ausfichtsvolle, jo ergreift das Beitreben, dorthin auszuwandern, alle unbefriedigten 
Klaſſen oder Individuen diesſeits, und es pflegt zu umfangreichen Auswander— 
ungen zu fommen. Solche Zeiten find aber auch regelmäßig im Auswanderungs: 
lande wirthicdhaftlic günftige. Liegen dagegen hier Gewerbe, Erwerb und 8er: 
dienft danieder, jo wird ebenfalls der Wunſch allgemein rege, im Ausland eine 
beſſere Stellung zu gewinnen; da aber zur Ausführung einer überjeeiihen Reiſe 
einige Mittel gehören und die breite untere Schicht der wirthichaftlich am meiiten 
Bedrängten vorwiegend mittellos ift, jo fünnte gerade aus dieſer der Fortzug 
nicht in ausgedehnten Umfange zur Ausführung fommen. Der Autheil der ge 
wöhnlichen ungelernten gewerblichen Arbeiter müßte in ſolchen Perioden gerade 
ein niedrigerer fein, als durchichnittlih. ine andere Stellung nehmen die land- 
wirthichaftlichen Arbeiter ein, deren Lage eine gleihmäßigere it; denn, mögen die 
Zeiten und Ernten gute und jchlehte fein, das Gros der Yandarbeiter braudt 
nicht zu hungern. Des ferneren iſt ihre Bewegungsfreiheit zum größten Theil 
noch gehindert, indem bei einem beträchtlichen Theile ein feites Arbeitsverhältniß 
mit längeren Kündigungsfriften beiteht. Auch tritt nicht eine Konkurrenz des 
Arbeitsangebot8 aus anderen Arbeiterflaffen in belangreihem Maße ein, umter 
welchem Uebel vor allem die vorgenannten ungelernten und jog. Gelegenheits— 
arbeiter von jeiten aller möglichen Berufsarten gerade in den jchlimmften Zeiten 
jo jehr zu leiden haben. — Die Quinteffenz diefer Darlegung würde jein: Aus 
den noh etwas Befigenden der verihiedenen Erwerbsjtände 
wandern am meiften aus, wenn es ihnen jhleht gebt; aus den 
bejiglojen Arbeitern dagegen, wenn ed ihnen gut gebt.“ 

R.Anz. 
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Staatstechtliches, volkswirthſchaftliches und ſtatiſtiſches Jahrbuch. 


Annalen des Deutſchen Reichs 


für Geſetzgebung, Verwaltung und Statiſtik. 
Staatswiffenfhaftlihe Seitfchreift und Materinlienfammlung, 


Unter Mitwirkung zahlreicher Fadmänner 
herausgegeben von 


Dr. Georg Hirt ud Dr. Mar v. Seydel. 


Jährlich 12 ſtarke Monatshefte; vierteljähriger Abonnementspreis Mark 4.—. 


Ppreis-Ermäßiaung der früheren Jahrgänge. 
Bei neuen Abonnements wird oft mit Bedauern bemerkt, dan 
die Grwerbung der früheren Iahraänge der „Annalen“ mit fo 
großen Koften (Zilk. 384.—) verknüpft fei, und der Wunſch ans- 
geſprochen, bei Bezug der volltändiaen Serie eine Preisermäßigung 
eintreten zu laffen. Um nun derartigen Wünfcden entgegensukommen, 


haben wir uns entfchlofen, nen eintretenden Abonnenten Die 
Jahraänae 1870-1879. 1881-1893 anftatt zu Bik. 368.— m 


nur Mark 160.— 


m licfern, fameit der dazu beftimmte Dorrath reicht. 

Der Preis der cingelnen Bande refp. Iahrgänge bleibt wic 
muor Zilk. 16.-- Die Iahraänge 1868, 1869 und 1880 find gan 
vergriffen. | 

Die „Annalen des Deutschen Beides‘, jeit 1868 erjcheinend, find als 
praktiſch-wiſſenſchaftliches Auellenwerk wichtig für Minifterien, 
Beirks-Henierungen, Hingifrate, Landräthe, Confuln, für Gerichte 
aller Inftangen, Reichs- und Landtansabaeorduete, Advoknten, 
Botare, Zollämter, Handelskammern, Bedactionen und arößere 
Bibliotheken. 

BE Syntereijenten ſteht ein nlphabetifchhes Geſammt Regiſter über Die 
Jahrgänge 1868 bis 1894 der „Annalen“ aratis zur Verfügung. 
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Adler, Dr. Georg, Profeſſor der Rationalöfonomie i in Bajel, Die Sozialreform und der Kauf 
ee erg (Separat-Abdrud aus den Annalen de3 Deutjchen Reichs 1891.) 4 Bogen 

r. 8°. Preis broſch. Mi. 1.50. 

Auffeh, D. Frhr. d., fol. bayer Oberreg.-Rath und kaiſerl. Reichsbevollmächtigter für Zölle und 
Steuern, Die Zölle und Steuern, jowie die vertrag5mäßigen auswärtigen 
Handelsbeftimmungen de8 Deutihen Reiches. Vierte, — umnigearbeuen 
Auflage. 1893. 191 Bogen gr. 8°, Preis broſch. Mt. 2.50, geb. Mt. 

Bornhal, Conrad, Das deutſche Arbeiterreht. 12 Bogen ar. 8°, Brofhirt Me 8.— 
(Separat:Abdruf aus den Annalen des Deutjchen Reiche, 1892.) 

Dehn, Baul, ger Einführung der Reichspoft-Sparfajien. 1884. eher, Ya Die. 1.20. 

Der Berfafier hat in jeiner neuen Schrift ein umfajiendes Material zur Eharakteriftif und 
Beurteilung der Poſtſparkaſſen vom vollswirthichaftlihen Standpunkt aus zujammengetragen. 

Dyrofl, Dr. Anton, RehtsjagungumdGejeg, zu nächſt nach bayeriihem Gtaatsredt 
7’ Bogen gr. 8°. ME. 1.50. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs 1889.) 

Eger, Dr. Georg, Regierungsrath, Die gefhihtlide Entwidlung des Eiſenbahn-Traus— 
portredts in Breußen mit bejonderer Berüdlichtigung des Eifenbahn-Tarifrechts. Eine 
vom Berein für Eijenbahnkunde in Berlin preisgefrönte Abhandlung. (Separat-Abdrud aus 
den Annalen des Deutichen Reichs 1895.) 4’ Bogen gr. 8°. Preis brojh. Me. 1.75. 

Felfer, 5-, fol. bayer. Oberzollratb, Das Tabaksmonopol und die amerilanijche Tabal- 
Steuer. Eine jtaatswirthichaftliche Unterſuchung der Tabakbefteuerungsiyiteme, zugleich eine 
Entgegnung auf den ©. M.-Artitel der Allgemeinen Zeitung: „Borbereitende Studien zur 
— des Tabakmonopols in Deutſchſand“'. 1878. Mt. — 

Felſer, F.tgl. bayer. Oberrecnungsrath, Zur Tabakſteuerfrage. Abwehr gegen die — 
Nachträge zu den Dr. Mayr'ſchen Studien über das Tabaknıonopol. 1878. 50 

Franfenitein, Dr. Kuno, Die deutſche Fabrikinſpektion, ibre Zhätigkeit im Sabre 18% 
und ihre Reform. 4a Bogen, ar. 8%, Broſchirt ME. 1.50. (Separatabdrud aus ben 
Annalen des Deutjchen Reichs 1892.) 

Sr, — Die Veterinär-Polizeiverwaltung nach den reichsgeſetzlichen Beſtimmungen. 

11’js Bogen, gr. 8°. Broſchirt ME. 3.— 

Heiß, Dr Emm Die großen Eiufommen in Deutſchland und * re Zunahme in den 
legten Kahrzehnten. Bon der hohen jtaatäwifienichaftliden Fafultät der Univerfität Tübin 
mit dem atademifchen Preiſe gefrünte Arbeit. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutf 
Reichs 1893.) 7 Bogen gr. 8%, broſchirt ME. 1.75. 

Henfel, Dr. Baul, Die Stellung des „Neidistanglers nad) dem Staatsrechte des Deutichen Reicht. 
1882. 4 Bogen, gr. 8°. M. 2 

Hirth, er Georg, AR nige Anj ihten der Vollswirthſchaft und des Staats. 1876. 27 Bogen 

8°. Broſchirt ME 4.—. 

Joöl, Rechtsanwalt und Notar in Berlin, Das Geſetz betreffend die Erwerbs- und 

Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889. Nebit einem Anhange: Belannt 
machung betr. die Führung des Genoſſenſchaftsregiſters und die Anmeldungen zu demſelben, 
vom 11. Juli 1889. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutjchen Reichs 1890.) 17’/s Bogen 

tr. 80, broich. ME. 5—. 

Brengel, Theodor, Beiträge zur Wahlprüfungsſtatiſtik des deutfhen Neichstages 
1871—90. 5'/s Bogen gr. 8%. Broſchirt ME. 1.50. (SeparatAbdrud aus den Annalen de 
Deutichen Neihs 1892). 

Rehm, Prof. Dr. Hermann, Der Erwerb von Staat: und Bemeindeangehörigteit in 
geichichtlicher Entwidelung nad römiſchem und dentſchem Staatsreht. 9’/s Bogen gr. 8, 
brojcirt ME. 2.50. (Separatabdrut aus den Annalen des Deutſchen Reichs 1892.) 

Rofin, Proi. Dr. H, Souveränetät, Staat, Gemeinde, Selbftverwaltung. Kritiſche 
Begriffsitudien. 4 Bogen, ar. 8°, ME. 1.75. 

Der Aufjag — a jeine Erörterungen über den Begriff bes fubjeltiven Rechts, ben 
Unterſchied zwiſchen obligatoriſchen Rechten und Herrſchaftsrechten u. a. m. auch Bedeutung 
für die Theorie des Privatrechts. 

Schanze, Dr., Negierungsratd, Die patentrechtlihen Bejtimmungen bes beutjch-öfter 
reihiihen Lebereinftommens über den gegenjeitigen Patents, Mufter- und 
Martenfhugp vom 6. Dezember 1891. 3 Bogen ar. 8°, broſch. Me. 25, (Separat* 
Abdrud aus den Annalen des Dentjchen Neiches 1894.) 

Seydel, Dr. War. Das Gewerbe-Polizeirecht nad der Reichs-Wewerbeordnung. Mit einem 
Anhang: Tert der Gewerbeordmung. 1881. 13 Bogen, gr. 89 M. 3.— 

Stengel, Carl von, Profejior der Rechte in Münden, Die deutichen Schupgebiete, ihre redt- 
liche Stellung, Berjajjung und Verwaltung. Dritte vermehrte Auflage. 18'/, Bogen 
gr. 8° brod. ME. 3.—. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutihen Reiches 189. 

Thudihum, Dr. Fr., ord. Profefior an der Univerfität Tübingen, Das Reichs-Beamlenrecht 
1876. 8'ja Bogen, gr. 8°, DE 4.— 

VBolderndorfi, Dr. Dtto Freiberr von, k. bayer. Miniiteriafratd, Deutfche er bie und ' 
Berfajjungsentwürfe 11 Bogen ar. 8°. Broſchirt Mt. 3.—, (Separat-Abdrud 
den Annalen des Deutichen Reichs 1890.) 
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Wittelsbachischen Fürstenhauses in Bayern. 
Mit einer Geschichte der Wandteppichverfertigung als Einleitung. 


voa Dr. Manfred Mayer. 
ı8/, Bogen hoch 4°, mit 2: Tafeln in Lichtdruck. — Ladenpreis broschirt 15 Mk. 


| Angeregt durch die Werke von Eugen Müntz versucht der Verfasser in dieser Arbeit die 
Geschichte des Kunsthandwerkes der Wandteppichverfertigung in Bayern vorzuführen. Den 
ersten und einleitenden Abschnitt hat er der Geschichte der Wandteppichverfertigung überhaupt 
ewidmet und in ihm die Theilnahme der romanischen, wie der germanischen Völker an diesem 

J weige des Kunsthandwerkes in Kürze geschildert. ‚Im zweiten Abschnitt berührt der Verfasser 
2 die Thätigkeit der bayerischen Klöster und der Reichsstädte Regensburg und Nürnberg auf 
| 
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{ diesen: Gebiete, im dritten verbreitet er sich über die Wandteppichlabriken des kunstsinnige:: 
ug Pfalzgrafen Ott Heinrich von Neuburg, sowie des Kurfürsten Friedrich III. von der Pfalz und 
| { seiner Söhne zu Frankenthal. Im vierten Abschnitte zeigt er, wie die Wittelsbacher schon früh- 
1 d zeitig auch diesem Kunsthandwerke eine Stätte in ihrer Herzogsstadt München bereiteten, führt 
an der Hand archivalischer Belege die Schicksale der von Maximilian 1. gegründeten Fabrik 
vor (1604—ı615) und erläutert deren Erzeugnisse Zumeist nach Cartons von Peter Candid 
eınworfen, werden diefelben noch gegenwärtig theilweise in der Königlichen Residenz, theilweise 
im kgl. Nationalmuseum verwahrt. Der fünfte Abschnitt behandelt die zweite Wandteppich- 
fabrik zu München von ihrer Gründung durch Kurfürst Max Emanuel (1718) bis zum Ende ihrer 
Wirksamkeit (1810). Cartons von Fischer, Winter, Wink und anderen wurden unter Sentigny’s 
und Chedeville’s Leitung auf dem Webstuhle wiedergegeben. Die Fabrik gehörte zu den Sehens- 
würdigkeiten der Stadt. Ihr vorzüglichstes Erzeugniss ist die herrliche Serie der Jahreszeiten 
“4 (Tafel 16 mit 19). Der beigegebene Exkurs bespricht die Wandteppichfabrik der Fürstbischöft 

von Würzburg (1730 1749). Zahlreiche Annalen theilen die Belege zum Texte mit; in 
den Beilagen sind die wichtigeren Aktenstücke veröffentlicht. Das archivalische Material wurde 
zumeist den Kreisarchiven zu München und Würzburg entnommen. 


» Wie die Kulturstätten Bayerns, namentlich seine Metropole, von jeher Heim- und Pflanz- 
stätten der Kunst waren, so haben sie in gleicher Weise vom frühen Mittelalter an bis auf die 
Neuzeit als Pflegestätten auch des Kunsthandwerks sich unvergänglichen Ruhm erworben 
‚ Das ist männiglich bekannt und wir haben vorzügliche Werke, die dem Kunstfreund in muster- 
giltiger Weise einen Einblick in die Werkstätten des Kunstgewerbes gestatten. Wenn er bis 
heute noch einen Führer durch die heimische Wandteppichfabrikation vermisst hat, so ist diese 
Lücke durch obiges Werk voll ausgefüllt, denn es gibt eine bei aller compendiösen Ausführ- 
lichkeit und wissenschaftlichen Genauigkeit sehr übersichtlich und gefällig geschriebene historische 
Darstellung der Wandteppichvertertigung in Bayern, die hochinteressante Nachweise über die 
ersten Anfänge dieser zur Zeit der Kreuzzüge vom Orient zu uns verpflanzten und zuerst, wie 
alle Werke der germanischen Kultur, in den Klöstern geübten Kunst beibringt, sowie die Ent- 
icklung derselben und ihre Blüthezeit in strenger Objektivität, von künstlerischer Kritik soviel 
ie möglich abseliend, ausserordentlich anschaulieh schildert. Dabei geht durch das Buch ein 
armer Ton patriotischen Stolzes, der um so berechtigter ist, als gerade auf diesem Gebiere 
ayern sehr viele und ganz hervorragende Schätze birgt. Rühmlichst bekannt sind ja die 
rachtvollen in der k. Residenz zu München befindlichen Gobelins und die reichen Sammlungen 
olcher im k. Nationalmuseum, aber werthvolle Werke dieser Kunst unserer Altvordern finden 
ich über das ganze Königreich zerstreut in Schlössern, Kirchen, Rathhäusern, im Privatbesitz etc. 
lle diese Einzelwerke, soweit sie erreichbar waren, zu einem imposanten Gesamnitbilde in 
’ort und Zeichnung vereinigt zu haben, ist das Verdienst Manfred Mayer's und des auf dem 
ebiete der Kunst und des Kunsthandwerkes eine so hervorragende Stelle einnehmenden Ver- 
ges von G. Hirth. Was die dem Buche beigegebenen Tafeln anbelangt, so stehen dieselben 
ollkommen auf der Höhe der technischen Vollendung, deren sich der Lichtdruck heute erfreut 
ie Herstellung der Reproduktionen war eine besonders schwierige, um so mehr aber ist es 
anzuerkennen, dass die 21 Lichtdrucke uns so eindrucksvolle, lebendige Abbilder geben von 
all dem Reichthum geschichtlicher, genealogischer, heraldischer Motive, von all den prächtigen 
Vorwürfen aus dem Gebiete der Volkstrachten, der Allegorie der antiken und der kirchlichen 
Symbolik, welche die fleissige Hand der Teppicharbeiter mit Wolle und Seide, mit Silber und 
Gold zu wunderbaren Gebilden, in ihnen gewissermassen ein Stück Welt- und Kunstgeschichte 
webend, kunstvoll gestaltet hat.e (Augsb. Abdztg.) 
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Bericht der IA. Rommilfion des Reichstags 


itber den 


Entwurf eines Vörſengeſetzes 


(vom 26. März 1896).') 


I. Allgemeine Beftimmungen über die Börjen und deren Organe. 
8 1. 


Bei Berathung des S 1 wurde von einem Mlitgliede der Kommiſſion an 
die Vertreter der verbündeten Regierungen die Anfrage gerichtet, ob die Be— 
ſtimmung in dem Geſetze, wonac die Landesregierungen befugt jeien, die Auf: 
hebung bejtehender Börjen anzuordnen, den Zweck habe, eine Verminderung der 
beitehenden Börjen durch Aufhebung einzelner Börjen herbeizuführen. 

Dieje Anfrage wurde verneint und bemerkt, daß durch die Bejtimmung nur 
den Landesregierungen die Möglichkeit gegeben "werden folle, Börjen aufzuheben, 
die jich beharrlich weigerten, die gejeglichen oder die von den Landesregierungen 
erlaſſenen VBerwaltungsbeitimmungen zu befolgen, oder bei denen die Voraus— 
jegungen ihrer Genehmigung nicht eingetreten bezw, in Fortfall gekommen feien; 
e3 jei jedod) zu erwarten, daß nur ganz ausnahmsweiſe von der Befugniß Ges 
brauch gemacht werden würde. — Nach diejer Erklärung wurde der $ 1 nicht 
weiter beanjtarfdet und von der Kommiſſion angenommen. 

In der zweiten Lejung wurde von einem Mitgliede der Antrag geitellt, 
in den legten Sat des Abjag 1 die Beitimmung aufzunehmen, daß die Landes 
regierung berechtigt jei, Kiindigungsbureaus, Yiquidationsfaffen und jonjtige Börſen— 
einrihtungen aufzuheben bezw. den Fortbejtand derjelben von gewiſſen Bedingungen 
abhängig zu machen, wenn ſich Mißſtände in dem Gejchäftsverfehr diejer Eine 
richtungen herausgeftellt oder ſonſt die Vorausfegungen nicht eingetroffen feien, 
von denen die Landesregierung bei ihrer Genehmigung ausgegangen jei. Es 
müſſe außer Zweifel geitellt werden, daß ein jolches Necht der Landesregierung 
nicht blos für jolhe nach Inkrafttreten des Geſetzes entjtandenen Börfeneinricht- 
ungen, jondern auch für die bereits bejtehenden Platz greife. 

Bon den Vertretern der verbündeten Negierungen und anderen Mitgliedern 
der Kommiſſion wurde der Antrag für entbehrlich bezeichnet, da nicht der mindejte 
Zweifel darüber entjtehen fünne, daß Die Landesregierungen das Recht hätten, 
bejtehende oder erjt jpäter entjtandene Einrichtungen der im Abjag 3 des $ 1 
bezeichneten Art jeder Zeit aufzuheben oder den Fortbeſtand derjelben von Bes 
dingungen abhängig zu machen, jojern ſich im Gejchäftsverfehr diefer Einrichtungen 
Mißſtände herausgeitellt hätten. Diejed Necht folge aus dem allgemeinen Auf— 
ichtrecht der Landesregierung über die Börjen; außerdem könnten derartige 
Einrihtungen nur durch die Börfenordnungen in’s Leben gerufen werden, deren 
Genehmigung der Landesregierung zuftände. Es ſei aber bereitö bei der erjten 
Leſung als völlig zweifellos fejtgejtellt, daß in allen denjenigen Fällen, in denen 








’ Val. * Entwurf „Annalen“ 1895 S. 862, das Geſetz vom 22. Juni 1896 
R-G-Bl. S. 157). 
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der Bundesrath, Landesregierung oder jonitige Organe die Genehmigung zu 
Einrichtungen oder Maßregeln ertheilt hätten, dieſe Organe auch berechtigt wären, 
die ertheilte Genehmigung wieder zurüdzuziehen, wenn ſich Mißſtände heraus: 
geitellt hätten oder die Vorausſetzungen nicht eingetroffen wären, von denen fie 
bei Ertbheilung der Genehmigung ausgegangen ſeien. Auch könnten Liquidations- 
fafjen überhaupt nur bei einem börfenmäßig organilirten Handel in Frage fommen 
und es fei ausgeſchloſſen, daß ſich derartige Kaſſen nach Aufrafttreten des Gejepes 
außerhalb der Börje und des Börſenverkehrs organifiren oder ihren Geſchäfts— 
verfehr aufrecht erhalten fünnten. Dieje Einrichtungen fönnten in Zukunft nur 
als Einrichtungen der Börje und unter der Aufſicht der die Börje beaufjichtigenden 
Organe entitehen und betrieben werden. Nach diefen Darlegungen wurde der 
gejtellte Antrag zurüdgezogen und der $ 1 angenommen. 


82. 

Bei $ 2 wurde zunächſt darauf hingewiejen, dab an einzelnen Börjen, 
namentlich an der Berliner, der Gejchäftsverfehr eine jo große Ausdehnung habe, 
dab voransfichtlich die Betellung eines Kommiſſars nicht genügen würde. Cs 
empfehle ſich deßhalb, um jeden Zweifel darüber, daß die Landesregierung aud 
zur Beitellung mehrerer Staatsfommiflare für eine Börje befugt fei, den Ein: 
gang des Paragraphen dahin zu fallen, daß bei jeder Börje ald Organe der 
Landesregierung ein oder mehrere Staatsfommifjare zu beitellen jeien. Gegen 
dieje Anregung wurde von Feiner Seite Bedenken erhoben; ein dahin gehender 
Antrag wurde von der Kommiſſion angenommen und demjelben in der zweiten 
Lefung die aus der Anlage eriichtlihe Faſſung gegeben. 

Ueber die Stellung, welche im Uebrigen den Staatskommiſſaren einzuräumen 
fei, gingen die Anfichten in der Kommiſſion auseinander. Bon einer Seite wurde 
es als unerläßlich bezeichnet, den Staatskommiſſar nicht blos auf eine beobadhtende 
Thätigfeit und auf die Berichterftattung über hervorgetretene Mängel ımd über 
die Mittel zu ihrer Abjtellung zu beichränfen, jondern deſſen Geſchäftskreis 
erheblich zu erweitern. Mindeitens müfje ihm die Ueberwachung des Geſchäfts— 
verfehrs an der Börſe jowie auch der Befolgung der in Bezug auf die Börſen 
erlafjenen Gefege und Berwaltungsbeitimmungen nad näherer Anweiſung der 
Landesregierung übertragen werden. Auch jei es nothwendig, die Staatskommiſſare 
an den Berathungen der Börfenorgane theilnehmen zu laſſen und ihnen die Be- 
fugniß zu ertheilen, Beſchlüſſe derjelben, welche gegen die Gejege oder gegen die 
Berwaltungsvorichriften verjtießen, außer Kraft zu ſetzen. 

Es wurde demgemäh ein diesbezüglicher Antrag geitellt und zur Begründung 
desjelben ausgeführt, daß der Börjenverfehr nicht jelten Gelegenheit zu einem 
Einjchreiten de3 Staatsfommifjard bieten würde. So käme es 3. B. oft vor, 
daß an der Börfe plöglich Gerüchte entitänden und verbreitet würden, um auf 


— 


den Kurs von Werthpapieren oder den Preis von Waaren in unlauterer Weiſe 
einzumwirfen. In folden Fällen jei ed erwünjcht, daß der Staatskommiſſar ji ; 


darüber informire, ob die entitandenen Gerüchte zuverläfjig verbürgt oder unbe 
gründet jeien, und die nöthigen Maßregeln zur Aufllärung des Börjenpublitums 
ergreife. Ebenſo käme es vor, daß die Entjcheidungen der Sahverjtändigen über 


die Lieferfähigkeit von Getreide angefochten würden; auch in diefen Fällen mühe 


der Staatskommiſſar das Recht haben, derartige gutachtliche Neußerungen aufer 
Wirkſamkeit zu ſetzen und zunächſt die Enticheidung der höheren Inſtanz über 
diejelben anzurufen. 


Br NT 


über den Entwurf eines Börjengeießes. 659 


Diejer Auffaffung über die Stellung und die Pflichten des Staatskommiſſars 
wurde ſowohl von Vertretern der verbündeten Regierungen als auch aus der 
Mitte der Kommiſſion entjchieden widerjprochen. Sei aud zugegeben, daß mit 
falihen Gerüchten an den Börſen vperirt würde und daß die Gutachten der 
Sachverſtändigen in manchen Fällen zu Bedenken Anlaß gegeben hätten, jo könne 
doch die Remedur gegen jolhe Mißbräuche nicht in die Hand der Staatskommiſſare 
gelegt werden. Nbgejehen davon, daß es jehr ſchwierig jei, in der furzen Zeit, 
während welcher jich der Börjenverfehr abwidle, zuverläflig feitzuitellen, ob Ge: 
rüchte, die an der Börje verbreitet würden, zutreffend jeien oder nicht, jo könne 
dem Staatskommiſſar, ohne ihn jelbit und damit die Staatsregierung mit einer 
ſchweren Verantwortlichkeit zu belajten, die Pflicht, folhe Gerüchte auf ihre Be— 
rehtigung hin zu prüfen, nicht übertragen werden. Ebenjomwenig jei es angängig, 
dem Staatskommiſſar ein Einjpruchsrecht gegen die Gutachten der Sachverſtändigen— 
fommijjionen beizulegen. Die Sachverſtändigenkommiſſionen jeien genöthigt, ſchnell 
zu arbeiten, und an ihre Entjicheidungen knüpften ſich für den Börjenverfehr in 
Bezug auf die Abnahme der Waaren jehr wichtige Folgen. Würde in diejem 
Falle der Staatskommiſſar das Recht haben, die Wirkung der Gutachten zu ſus— 
pendiren, jo wäre damit der ganze Börjenverfehr lahm gelegt, bis die höhere 
Entſcheidung eingetroffen wäre. Prinzipiell müßte an der Auffafjung fejtgehalten 
werden, dab dem Börjenfommifjar eine Entjheidung in Börjenangelegen- 
heiten nicht zuitände, jondern daß dieje Entfcheidung nur durch diejenigen Organe 
zu treffen wäre, welchen die Beauflichtigung über die Börſen überwieſen jei, aljo 
in erjter Reihe den Börjenorganen und jodann der Landesregierung. 

Bon anderer Seite wurde überhaupt die Einfegung des Staatsfommijjars als 
zwechvidrig und die kaufmänniſche Ehre verlegend bezeichnet und befämpft. E3 wurde 
darauf hingewiejen, daß in anderen Ländern, in denen der Staatskommiſſar bejtände, 
insbejondere in Dejterreich, ſich dieſe Einrichtung in feiner Weife bewährt habe, daß 
vielmehr an den Börjen diefer Länder troß der Staatskommiſſare ähnliche Miß— 
jtände, wie jie von den deutjchen Börſen behauptet würden, hervorgetreten ſeien. 

Die Mehrheit der Kommiſſion war der Anjicht, daß dem Börſenkommiſſar 
jede Gelegenheit geboten werden müßte, um jich über alle Vorgänge an der 
Börje zu informiren, und bielt es demgemäß für nothiwendig, ihm aud das 
Recht beizulegen, den Berathungen der Bürjenorgane beizuwohnen. Dagegen 
könne dem Staatskommiſſar nicht die Befugniß zu direkten Eingriffen und Ans 
ordnungen eingeräumt werden, da derjelbe dadurd) mit einer Verantwortung 
belajtet würde, die zu übernehmen er gar nicht im Stande ſei. Außerdem würde, 
wenn der Gejchäftsfrei der Staatskommiſſare in der dargelegten Weije erweitert 
werden jollte, namentlich für die größeren Börjen, die Anjtellung einer jehr 
großen Zahl von Staatsfommifjaren nöthig fein, wodurd die Einheitlicyleit der 
Aufiichtsführung geichädigt würde, 

Demgemäß wurde der erite Abſatz des 8 2 in folgender Faſſung von der 
Kommiffion angenommen: 

Bei jeder Börje jind als Organe der Landesregierung ein oder mehrere 
Staatsfommifjare zu bejtellen. Ahnen liegt ob, den Gejchäftsverfehr an der 
Börje jowie die Befolgung der in Bezug auf die Börje erlafjenen Geſetze und 
Bermwaltungsbeitimmungen nad) näherer Anweilung der Landesregierung zu 
überwachen. Sie jind berechtigt, den Berathungen der Börſenorgane beizu- 
wohnen und den Börjenvoritand zur Bejeitigung von Migbräuchen aufzufordern. 
Sie haben über hervorgetrerene Mängel und über die Mittel zu ihrer Ab— 
jtellung Bericht zu eritatten. 

44* 
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An der zweiten Leſung wurden von einer Seite Bedenken dagegen geäußert, 
den Staatsfommifjaren das Necht einzuräumen, an allen Berathungen der 
Börienorgane theilnehmen zu dürfen. Spree das Geſetz ein derartiges Recht 
aus, jo müfje auch die Möglichkeit gegeben werden, diejes Net in allen Fällen 
auszuüben. Diejes bedinge, daß den Staatsfommiffaren von allen Sigungen 
der Börfenorgane Kenntniß gegeben würde. Das jei in jchleunigen Sachen oft 
nicht möglich; außerdem werde dadurd) eine maßloſe Vieljchreiberei hervorgerufen, 
die zu dem beabjidhtigten Zweck in feinem Verhältniß ſtände, zumal viele Sigungen 
der Börjenorgane für die Staatdfommiljare von geringem oder gar feinem In— 
tereije wären. Dazu käme, daß in den Sitzungen der Börfenorgane vielfach 
auch Angelegenheiten vein interner Natur, 3. B. die Anitellung von Beamten, 
Bauangelegenheiten u. ſ. w. verhandelt würden; daß der Staatäfommillar an 
dieſen Sitzungen theilzunehmen berechtigt fein folle, ließe fi aud) vom Stand 
punft derjenigen, die möglichſt ausgedehnte Befugnifje für den Staatskommiſſar 
zu haben wünjchten, nicht rechtfertigen. Daß in vielen Fällen die Betheiligung 
der Staatsfommijjare an den Sitzungen der Börfenorgane don großem Nutzen, 
ja jogar geboten jei, 3. B. wenn es fih um Berathung der an die Profpefte zu 
jtellenden Anforderungen oder allgemeiner Emrichtungen für die Börſe handele, 
jolle nicht in Abrede geitellt werden. Da den Staatsfommifjaren aber die Ueber: 
wacung der Börjenthätigfeit nach näherer Anweijung der Qandesregierung 
übertragen jei, jo würde Dieje auch ohne die bemängelte Beſtimmung jich in der 
Lage befinden, die Theilnahme der Staatsfommijjare an gewiſſen Situngen 
allgemein oder in bejonderen Fällen vorzufchreiben. Demgemäß wurde der Anz 
trag gejtellt, den dritten Satz des 8 2 wie folgt zu fallen: 

„Sie ind berechtigt, die Börfenorgane auf hervorgetretene Mißſtände 
aufmerkſam zu machen.“ 

Auch von anderer Seite wurde diefer Antrag umterjtüßt und noch auf Die 
ſchwer wiegenden Bedenken hingewieſen, die namentlicy einer Betheiligung der 
Staatsfommiljare an den Sitzungen dev Zulafjungsitelle ($ 36), die zweifellos 
al3 ein Börjenorgan anzujehen ſei, entgegenjtänden. Mltjeitig jei man dahın 
einveritanden, daß der Staat Ffeinerlei Verantwortlichkeit für die Zulaffung von 
Werthpapieren zum Börjenhandel übernehmen könne und ſolle. Sei aber der 
Staatsfommiljar berechtigt, an den Sitzungen der Zulafjungsitelle theilzunehmen, 
jo würde das Publikum daraus eine gewiſſe Verantwortlichkeit des Staats für 
die Bejchluffe der Yulaflungsitelle herleiten miüffen oder wenigitens Fünnen. Nehme 
der Staatskommiſſar an einer jolchen Sitzung tbatfächlid Theil, jo würde dieſe 
Thatſache im Proſpekt felbit oder in der Preſſe zu Gunſten der Emiſſion ver: 
werthet und darauf hingewiejen werden, dab die Emifiton mit Zuftimmung des 
Staatskommiſſars erfolge oder wenigitens, daß der letztere die Emiſſion nicht 
beanjtandet habe. Stelle ſich hinterher heraus, daß die eingeführten Werth: 
papiere nicht Die Sicherheit hätten, die das Publikum bei der Einführung der: 
jelben vorausgejeßt habe, jv würden Vorwürfe gegen den Staatsfommifjar und 
die Landesregierung jelbjt erhoben werden. Das Gleiche wiirde der Fall jein, 
wenn der Staatskommiſſar bei der Beſchlußfaſſung der Zulafjungsitelle über ein 
Werthpapier, das ſich hinterher als schlecht herausstellt, nicht zugegen geweſen 
jei. Insbejondere bei Anlehen auswärtiger Staaten wirde fowohl die Be: 
theiligung als auch die Nichtbetheiligung des Staatskommiſſars im Falle der 
Ablehnung der Zulaffung zu Nekriminationen Veranlaſſung geben können. Für 
den Fall der Ablehnung des geitellten Antrages müſſe alſo mindeitens die Theil: 
nahme des Staatskommiſſars an den Sitzungen der AZulaffungsitelle durch das 
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Geſetz jelbit ausgejchlojien werden. Es wurde demgemäß der Eventualantrag 
geitellt: im dritten Sap hinter „Börjenorgane“ hinzuzufügen : 
„mit Ausnahme der Sikungen der Zulafiungsitelle ($ 36)". 

Bon den Vertretern der verbündeten Regierungen wurden dieſe Anträge 
unterftügt und deren Annahme dringend befürwortet. 

Bon anderer Seite wurde den Anträgen entidieden entgegengetreten und 
wiederholt auf die Nothwendigfeit hingewieſen, durch das Geſetz jelbit dem 
Staatsfommiffar das Recht zur Theilnahme an allen Sitzungen der Börjenorgane 
zu fihern, wenn nicht das Anjehen und die Stellung des Staatskommiſſars 
von vornherein wejentlich beeinträchtigt werden jolle. Damit jolle der Staats- 
fommiffar feineswegs verpflichtet fein, an allen diefen Sigungen Theil zu nehmen; 
aber die Enticheidung darüber, an welchen Situngen er Theil nehmen wolle und 
an welchen nicht, müſſe allein ihm überlaffen bleiben, Auch an den Situngen 
der Zulaffungsitelle Theil zu nehmen, könne unter Umjtänden geboten und zweck— 
mäßig jein, wenn es fich um zweifellos unfolide Werthpapiere handele, deren 
Einführung beabfichtigt fei. 

Die Kommiſſion nahm den Antrag auf Streichung der Beltimmung, wonach 
der Staatskommiſſar berechtigt fein folle, den Berathungen der Börjenorgane 
beizuvohnen, und demnächſt den Abſatz 1 des 5 2 in folgender Faſſung an: 

„Bei den Börfen find ald Organe der Landesregierung Staatskommiſſare 
zu bejtellen. Ihnen liegt e8 ob, dem Gejchäftsverfehr an der Börje, ſowie 
die Befolgung der in Bezug auf die Börje erlaffenen Gejege und Verwaltungs: 
beitimmungen nach näherer Anweifung der Landesregierung zu überwachen. 
Sie find berechtigt, die Börfenorgane auf hervorgetretene Mißbräuche auf: 
merffam zu machen. Sie haben über Mängel und über die Mittel zu ihrer 
Abjtellung Bericht zu erſtatten.“ 

Diejelbe ging dabei von der Vorausfepung aus, daß die Landesregierung 
die Theilnahme des Staatsfommijjard an denjenigen Sigungen der Börfenorgane 
anordnen würde, in denen Gegenjtände von allgemeinerem Intereſſe zur Ver— 
handlung jtänden. 

Ferner wurde in der zweiten Lejung der Wunjch geäußert, daß die Staats— 
fommifjare angewiefen werden möchten, etwa zu ihrer Kenntniß kommende Vers 
jehlungen gegen dad Strafgeieß der Staatdanwaltichaft mitzutheilen und Ddiefelbe 
bei der Weiterverfolgung zu unterjtühen. 

Der zweite Abjag des $ 2 wurde nicht beanitandet, nachdem von ver— 
jhiedenen Mitgliedern der Kommiſſion darauf hingewiejen worden war, daß in 
der That für Heine Börjen ein Bedürfniß zur Beitellung eines Staatskommiſſars 
wohl nur ausnahmsweije hervortreten würde. Da die Beihränfung der Thätigfeit 
des Staatöfommijjard auf die Mitwirkung bein ebrengerichtlihen Verfahren von 
der Zuftimmung des YBundesraths abhängig jei, jo jei auch dieſe Beſtimmung in 
dem Geſetzentwurf unbedenklih. Der Abjab 2 des $ 2 wurde demgemäß an— 
genommen. 

Bei diefer Gelegenheit wurde auf Anregung eines Mitgliedes der Kommiſſion 
al3 die übereinjtimmende Anjicht der Vertreter der verbündeten Regierungen und 
der Kommiſſion fejtgeftellt, daß in allen denjenigen Fällen, in denen das Gejet 
für gewijje Einrichtungen und Bejtimmungen die Zujtimmung des Bundesraths 
oder der Landesregierung oder anderer Organe vorjchreibe, dieſe Zuſtimmung 
auch jelbitverjtändlich jederzeit wieder zurücdgezogen werden fönne, ſobald Die 
betreffenden Organe zu der Ueberzeugung gelangten, daß die Vorausſetzungen, 
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unter Denen fie die Zujtimmung evtheilt haben, Hinfällig geworden feien oder 
daß dieſe Anordnungen und Einrichtungen in der Praxis zu Bedenken Anlaf 
gegeben hätten, die bei der Ertheilung der Genehmigung nicht hätten voraus- 
gejehen werden fünnen. 


8 3. 

Ueber die Stellung des Börſenausſchuſſes ($ 3) fand eine längere Er- 
Örterung in der Kommiſſion ſtatt. Es wurde von verjchiedenen Seiten hervor— 
gehoben, daß der Geſetzentwurf die Stellung des Börſenausſchuſſes zu jehr bes 
grenze. Es jei nicht blos nöthig, ihm das Recht beizulegen, Anträge an den 
Bundesrath zu ftellen und Sadpverjtändige zu vernehmen, jondern es jei auch 
Werth darauf zu legen, daß die Mitglieder des Börſenausſchuſſes nicht zu häufig 
wechielten. Aus diefem Grunde empfehle es ſich, die Wahlperiode auf fünf Jahre 
anjtatt auf drei Jahre, wie die Vorlage vorjehe, feitzujegen. Dem Antrag, die 
Vorlage entjprechend zu ändern, wurde von den Bertretern der verbündeten 
Negierungen nicht entgegengetreten; Dderjelbe wurde von der Kommiſſion ans 
genommen. 

Ebenjo wurde ein Antrag angenommen, daß nicht die Organe der Börſe, 
jondern die Handelorgane die Mitglieder des Börſenausſchuſſes vorzufchlagen 
befugt jein jollten, da die Börje an ſich eine Einrichtung des Handelsjtandes jei 
und weil man von den Handelsorganen mehr ald von den Organen der Börje 
die Auswahl der für die Vertretung der Gejammtinterefien des Handelsitandes 
geeignetiten Perjönlichkeiten erwarten fünnte. 

Der in der zweiten Lejung geitellte Antrag, den Beſchluß der eriten Leſung, 
das BVorfchlagsrecht den Handelsorganen und nicht den Börjenorganen zu über— 
tragen, wieder aufzuheben und im Diefer Beziehung die Vorlage wieder her— 
zuftellen, wurde angenommen. 

Dagegen traten auch innerhalb der Kommiffion erheblihe Meinungs- 
verichiedenheiten darüber hervor, wie die Mitglieder des Börfenausichufjes zu 
wählen wären. Won einem Mitgliede der Kommiſſion wurde vorgefchlagen, Die 
Wahl von einem Drittel der Mitglieder den Organen der deutichen Börjen, be— 
ziehungsweije den Handelsorganen jelbjtändig zu überlajien, dergeftalt, daß 
der Bundesrath die vorgenommenen Wahlen nicht weiter beanjtanden dürfe. Zur 
Begründung diejes Antrage3 wurde angeführt, daß der Börſenausſchuß nicht blos 
zu einer begutachtenden Thätigfeit berufen jei, jondern daß er aud als zweite 
Inſtanz für dad Chrengericht zu fungiren habe. Da nad dem Gejeßentivurfe 
nur die von den Börſen vorgeichlagenen Mitglieder die zweite Inſtanz der Ehren 
gerichte bilden follten, jo müſſe man diefe Mitglieder, die die Vertrauensperſonen 
der Börje jein jollten, auch durch diefe allein jelbjtändig wählen lafjen. 

Diefem Antrage wurde von anderer Eeite widerjprochen und hervorgehoben, 
dag es bedenklich jei, den Organen der Börſe ein jelbjtändige® Wahlrecht zu- 
zugeitehen, da es doc nicht ausgejchloffen jei, daß diefe Wahl auf Perſonen fiele, 
die ſowohl für die begutachtende Thätigkeit des Börſenausſchuſſes als auch für 
jeine Thätigfeit al3 zweite Inſtanz des Ehrengerichtd ungeeignet jeien. 

Auch die Vertreter der verbündeten Negierungen ſchloſſen ſich Dielen Bes 
denfen an, indem fie hervorhoben, daß, wenn den Börfenorganen oder den 
Handel3organen auch lediglich ein Vorjchlagsrecht eingeräumt jei, der Bundesrath 
doch in der Negel die vorgefchlagenen Perſonen in den Börſenausſchuß berufen 
würde, und daß, wenn wirklich einzelne Perſonen follten beanjtandet werden 
müſſen, es Durch Benchnen mit den Börſen- beziehnngsweiſe Handelsorganen 
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möglich jein würde, an Stelle derjelben andere geeignete Perfonen in Vorſchlag 
bringen zu laſſen, die auc das volle Vertrauen diefer Organe beſäßen. Nach 
diefen Darlegungen wurde der Antrag abgelehnt. 

Von anderer Seite wurde der Antrag geitellt, daß nur ein Drittel der Mit: 
glieder auf VBorjchlag der Handelsorgane, dagegen zwei Drittel unter angemejjener 
Berüdjichtigung von Landwirthichaft, Anduftrie und Handel unter Ausſchluß 
joldher Berjonen, welde ſich berufßmäßig an Börſengeſchäften 
betheiligten, gewählt werden jollten. Es jei, wurde zur Begründung diejes 
Antrages ausgeführt, umerläßlih, wenn der Börjenausfhuß eine erſprießliche 
Ihätigfeit im Interefje der Reform de3 Börjenverfehrs entfalten jollte, den 
größeren Theil jeiner Mitglieder nicht durch die Börfenorgane vorjchlagen, 
jondern diveft durd den Bundesrat) wählen zu laſſen. Bei der Solidarität der 
Snterejjen der Börjen ſei anzunehmen, daß anderenfall3 die vom Bundesrath 
direft gewählten Mitglieder jtets in dev Minorität fein würden, und daß damit 
die Eimwirkung des Börſenausſchuſſes auf die weitere Ausführung des Geſetzes 
in nachtheiliger Weife beeinflußt werden würde. 

Diefer Auffaſſung wurde von den Vertretern der verbündeten Regierungen 
und auch von den Mitgliedern der Kommiſſion widerſprochen. Da der Börſen— 
ausihuß nur eine begutachtende Stellung habe, jo wirden fir die Entjchließungen 
des Bundesrath3 weniger die Bejchlüffe einer Majorität als das Gewicht der 
jahlihen Gründe maßgebend fein. Weberzeuge ſich der Bundesrath, daß das 
Schwergewicht der jachlichen Gründe auf Seiten der Minorität des Börſen— 
ausſchuſſes liege, jo könne Diejelbe unbedingt auf die Berüdfichtigung ihrer 
Wünſche rechnen. Daß ſolche Perfonen von der Berufung iu den Börjenausichuß 
ausgeichloffen werden jollten, welche ſich berufsmäßig an den Börjengejchäften 
betheiligten, würde den Bundesrath bei der Auswahl der gerigneten Perſönlich— 
feiten ungebührlid bejchränfen, da vielfach gerade hervorragend tüchtige und 
refornifreundliche Perfonen dann nicht in den Börfenausjchuß berufen werden 
fünnten. Auch jei es jchwierig, vorher feitzuitellen, ob die betreffenden Perſonen 
„berufsmäßig" oder „gewerbsmäßig“ an Börſengeſchäften betheiligt jeien. 

Nach diefen Erörterungen wurde der Antrag, jolche Perfonen, welche ſich 
berufsmäßig an Börjengejchäften betbeiligen, von der Berufung in den Bürjenz 
ausſchuß allgemein auszuschließen, zurüdgezogen. 

Ferner wurde der Antrag, daß zwei Drittel der Mitglieder vom 
Bundesrat) direft gewählt werden jollten, abgelehnt, dagegen ein anderer Ans 
trag, den Börjenorganen das Vorſchlagsrecht für die Hälfte der Mitglieder ein— 
zuräumen und Die andere Hälfte durch den Bundesrath direft wählen zu laſſen, 
angenommen. Die Kommiſſion war der Anſicht, daß bei einer jolchen Vertheilung 
den Ddeutichen Börjen eine angemefjene Vertretung im Börſenausſchuß gejichert 
würde und daß auch die anderen am Börjenhandel betheifigten Erwerbszweige 
bei dieſer Regelung in billiger Weije berüchichtigt werden könnten 

Hiernach wurde Abjap 1 des 8 3 in folgender Faffung angenommen: 

„Sur Begutachtung über die durch Diejes Gefeß der Beſchlußfaſſung des 
Bundesraths übermwiejenen Angelegenheiten it als Sachverjtändigenorgan ein 
Börfenausihuß zu bilden. Derſelbe it befugt, Anträge an den Bundesrath 
zu jtellen und Sachverſtändige zu vernehmen. 

Der Börſenausſchuß bejteht aus mindeitens dreißig Mitgliedern, welche 
vom Bundesrath in der Regel auf je fünf Jahre zu wählen find. Eine er— 
neute Wahl it zuläſſig. Die Wahl der Hälfte der Mitglieder erfolgt auf 
Vorſchlag der Handelsorgane ($ 1). Darüber, in welcher Anzahl diejelben 
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von den einzelnen Dandelsorganen vorzujchlagen jind, bejtimmt der Bundes: 
rath. Die andere Hälfte wird unter angemefjener Berückſichtigung von Land: 
wirthſchaft, Industrie und Handel gewählt.” 


In der zweiten Lejung wurde beantragt, jtatt „Bundesrath“ zu fegen 
„Reichskanzler“, jowie mit dem dritten Sat dieſes Paragraphen einen neuen 
Abjag beginnen zu lajjen. 

Ferner wurde der Antrag geitellt, den zweiten Sat „Derjelbe ift befugt, 
Anträge an den Bundesrath zu jtellen und Socverftändige zu vernehmen“, zu 
jtreihen. Diejer Antrag wurde damit begründet, daß durch diefe Erweiterung 
der Befugniſſe des Börſenausſchuſſes derjelbe aufhöre, lediglich begutachtendes 
Organ zu jein, und daß aus dieſer Aenderung jeiner Stellung leicht Schwierig: 
feiten und Nlompetenzitreitigfeiten entitehen könnten. 

Der Bevollmächtigte zum Bundesrath Königlich Bayerischer Miniiterial- 
direftor Frhr. v. Stengel gab zu dieſem Antrage folgende Erflärung ab: 

„Er müfje den Antrag unterjtüßen. Der $ 3 des Gejegentwurfs ge 
höre zu denjenigen Beitimmungen, deren Vereinbarung jchon feiner Zeit im 
Bundesrath nicht geringe Schwierigkeiten verurjacht habe. Wenn er, Redner, 
auch nicht verfennen wolle, daß der Börſenausſchuß innerhalb gewifjer Grenzen 
nützliche Dienjte leiten werde, jo mühe er fich doch um fo entjchiedener gegen 
den weiteren Ausbau diefer Einrichtung ausſprechen. Ein folder Verſuch ſei 
in der in eriter Leſung beichlofjenen Einfchaltung zu erbliden. Weniger Be 
denken errege die dem Börſenausſchuß zugedachte Befugniß „Sachverſtändige 
zu vernehmen“; indeſſen werde bei richtiger Zujammenjegung des Ausſchuſſes 
hierzu wohl nur jelten und ausnahmsweiſe Veranlaffung gegeben jein, umd 
würde es eventuell genügen, hierauf in der Gejhäftsordnung des Ausſchuſſes 
Bedacht zu nehmen. Anders liege die Sache bezügli der Einräumung des 
Nechtd aus eigener Jnitiative, „Anträge an den Bundesdrath“ zu 
ſtellen. Gewiß jei Niemand gehindert, ji mit Eingaben und Vorjchlägen an 
den Bundesrat zu wenden. Aber ein ausdrüdliches gejepliches Red: 
hierzu jei bislang lediglich den Negierungen und dem Neichstage zugeitanden 
und die gleiche Befugnig übten auf Grund der Gefhäftsordnung nur nod die 
verfafjungsmäßigen Ausſchüſſe des Bundesraths aus. Durch die im eriter 
Leſung beſchloſſene Eiufchaltung rücke man den Börſenausſchuß gewiſſermaßen 
in eine Linie mit jenen Bundesrathsausſchüſſen. Das ſei nicht mehr ein reines 
Sachverſtändigenorgan, ſondern der Anfang zur Schaffung eines mit ſelbſt— 
jtändigen politifhen Rechten ausgeitatteten Gentralorgand, und da jagte er 
„prineipiis obsta!“ Die Regierungen wollten in $ 3 ein Sacverftändigen- 
organ, ſie wollten aber fein Organ, das ſich gejeglih berufen glaube, 
aus eigenem Rechte zur jeder Zeit und vielleicht auc zur Ungzeit jeine Rath— 
jchläge und Entwürfe den Bundesrath jozujagen aufzudrängen. Mit Einem 
Worte, man wolle Herr im eigenen Haufe bleiben. In Uebereinſtimmung mit den 
Vertretern der übrigen Regierungen erfuche er daher, den Antrag anzunehmen. 

Was jodann noch den Antrag anlange, in dem eingejchalteten Sape an 
jtatt „Bundesrarh“ zu jeßen „Reichskanzler“, jo jet derjelbe zwar geeignet, 
die erhobenen Bedenken abzuſchwächen; gänzlich befeitigt würden aber die 
Bedenken hierdurch nicht, und wenn auch der Antrag immerhin eine Ver— 
bejjerung der in erjter Leſung befchlojjenen Fafjung enthalte, jo müfje er doch 
wenigjtens primär erfuchen, dem Antrage auf Streihung der Beitimmung 
beizujtimmen. “ 
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Dem Antrage auf Streihung der vorerwähnten Worte wurde aus der Mitte 
der Kommijjion heraus entichieden wideriproden. Wäre ein Antrag auf Auf— 
nahme diefer Beſtimmung in der eriten Lejung nicht gejtellt worden, jo würde 
voraussichtlich Niemand auf den Gedanken gefommen fein, daß der Börſenausſchuß 
diefe Rechte nicht hätte haben jollen, da die Anhörung von Sachverjtändigen 
unter Umſtänden zur Ausübung der ihm überwieſenen gutachtlichden Thätigkeit 
völlig unerläßlich fei und das Necht zur Stellung von Anträgen an die fompetenten 
Organe allen ähnlichen Organiſationen, insbejondere auch der Kommiſſion für 
Arbeiterjtatijtif, zuitände. Nachdem aber dieje Beitimmumg in das Geſetz auf: 
zunehmen bejchlofjen jei, würde die Wiederbefeitigung derjelben dieje Nechte des 
Börjenausschuffes, die er unter allen Umständen haben müßte, wenn er feine 
Aufgabe ſolle erfüllen können, in Frage jtellen. 

Die Kommifiion lehnte den Antrag auf Streihung der Beſtimmung ab, 
nahm jedoch die anderen Anträge an. 

Endlich wurde zu $ 3 in der zweiten Lejung der Antrag geitellt, am 
Schluß des erjten Abjages ftatt „Handel“ zu jeßen „Vertreter der Wiſſenſchaft“, 
weil der Handel bereit3 durch die von den Börjenorganen in Borjchlag zu 
bringenden Mitglieder genügend vertreten ſei, don der Mitwirkung der Vertreter 
der Wifjenjchaft aber, wie aus den Verhandlungen der Börſenenquete-Kommiſſion 
hervorginge, ein eriprießlicher Erfolg zu erwarten jei. 

Von anderer Seite wurde darauf hingewiejen, Daß auch nach der in der 
eriten Lejung beichlofjenen Faſſung die Berufung von Vertretern der Wifjenichaft 
in den Börſenausſchuß micht ausgejchlojfen jei, daß aber andererjeit$ feine Ge— 
währ dafür vorhanden fei, daß bei den von den Börjenorganen gemachten Vor: 
ihlägen alle vorzugsweife in Frage fommenden Zweige des Handels Berück— 
fichtigung gefunden hätten. 

Es wurde darauf diejer Antrag zurücdgezogen, dagegen der Antrag geitellt, 
die Worte „und Handel“ zu jtreichen, weil der Handel bereits durd die Vor- 
jhläge der Börjenorgane genügend berüciichtigt jei. ES jolle durch dieſen An— 
trag feineswegs die ausnahmsweiſe Ernennung von Vertretern des Handel aus— 
geſchloſſen werden. 

Der Antrag wurde angenommen. 

Ein meiterer Antrag, dem 8 3 als Abjab 2 folgende Beitimmung hinzu: 
zufügen: 

„Der Börſenausſchuß it Neichszulafjungsitelle für ausländische Werth: 
papiere; er iſt befugt, die bezüglichen Obliegenheiten einem Unterausichuß zu 
übertragen“ 

wurde in der Berathung bis zur Beratung des $ 36 zurüdgejtellt. 
Der Ubjag 2 des 8 3 wurde ohne Debatte angenommen, 


84 
wurde ohne Debatte angenommen. 

Bei $ 5 wurde von einem Mitgliede der Kommiſſion angeregt, durch das 
Geſetz jelbit den Börfenorganen das Recht zu gewähren, von denjenigen Perſonen, 
welche Mitglieder der Börje zu werden beabjichtigten, die Bejtellung einer Kaution 
fordern zu dürfen. Zur Begründung diejes Antrages wurde ausgeführt, daß 
ein dringendes Bedürfniß vorläge und auch alljeitig anerkannt wirde, ungeeignete 
Rerjönlichfeiten von der Börſe möglichſt auszufchließen. Die Erreichung diejes 
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Ziele würde dadurch weſentlich gefördert werden, daß allgemein die Zulaffung 
zu der Börſe von der Beitellung einer Kaution abhäugig gemacht würde. Die 
Beitellung einer Kaution würde aud) an anderen Börfen, z. B. an den Börjen 
zu London und New-York, von den Börjenbejuchern beaniprudt. 

Tiefer Anregung wurde von den Vertretern der verbündeten Negierungen 
und aud von Mitgliedern der Kommiſſion widerſprochen. Es murde zunädit 
darauf Hingewiejen, daß ſchon nad dem vorlepten Abjag des $ 7 die Börjen- 
ordnungen weitere Ausichließungsgründe feitjegen dürften, und daß Damit die 
Möglichkeit gegeben jei, durch die Börjenordnung, deren Genehmigung durch die 
Landesregierung zu erfolgen habe, und in die nad $ 4 auch die Landesregierung 
gewijje Vorjchrifte aufzunehmen anordnen könnte, die Beitellung einer Kaution 
vorzujchreiben. Weiter zu gehen, jei weder nöthig noc gerechtfertigt. Die Ber: 
hältnifje an den einzelnen Börfen lägen jo außerordentlich verjchieden, daß die 
Frage gar nicht einheitlich für alle Börjen geregelt werden könnte. Insbeſondere 
jtehe der Zutritt zu den Börjen in den Hanjeltädten im Allgemeinen Jedem frei. 
Durch die vorgeichlagene Beltimmung würde e3 außerdem joliden und tüchtigen 
Anfängern, die nicht über die Mittel verfügten, um die Kaution beitellen zu 
fünnen, außerordentkich erjchwert, ich jelbitändig zu machen, Endlich würde auch 
eine jolhe Beſtimmung in dem Geſetz weitere Beltimmungen über die Art der 
Beitellung der Kaution, jowie darüber, wann diejelbe als verfallen anzujeben jet, 
und was mit der verfallenen Kaution zu geichehen babe, erforderlich machen. 

Nach diefen Erörterumngen wurde der von einem Mitglied geitellte Antrag, 
daß der Zutritt zur Börje den gewerbsmäßigen Händlern (Banguierd, Noms 
mifftonären und Maklern) nur nad Hinterlegung einer Kaution geitattet werden 
jollte, zurücdgezogen und der $ 5 unverändert angenommen. 

S 6. 

Bei $ 6 wurde ein neuer Abfatz des Inhalts beantragt: 

„Der Bundesrath ijt befugt, für bejtimmte Gejchäftszweige die Benutz— 
ung der Börjeneinrichtungen zu unterjagen oder von Bedingungen abhängig 
zu machen.“ 

Diejer Antrag wurde damit begründet, daß der $ 40, der dem Bundesrath 
zwar das Recht einräume, weitere Beitinnmungen über die Aufgaben der Zu— 
lajjungsitelle und die VBorausjegungen der Zulaffung von Werthpapieren zum 
Börjenhandel zu treffen, feinen genügenden Schuß dagegen gewähre, daß unfichere 
Werthpapiere an der Börje Eingang fänden und ich ein thatſächlicher Handel in 
ihnen entwidle. 

Von den Vertretern der verbündeten Regierungen wurde diejer Antrag mit 
Rückſicht auf den $ AO für unnöthig erklärt, da bereit3 nad) diefem Paragraphen 
der Bundesrath die Zulaffung von Werthpapieren zum Börjenhandel an Bes 
dingungen und Vorausjegungen fnüpfen und jomit einen thatjächlichen Handel in 
unjoliden Wertpapieren verhindern könne. 

Bon anderer Seite wurde darauf hingewiejen, daß der gejtellte Antrag ſich 
nicht blos auf Werthpapiere, fondern auc auf Waaren beziehe, und daß auch bei 
legteren dem Bundesrath die Befugniß gewährt werden müſſe, die Benugung der 
Börfeneinrichtungen zu unterfagen, wenn Waaren in den Kreis des Börjenhandels 
gezugen würden, die dazu nicht geeignet jeien. 

Diefen Erwägungen trat die Kommiſſion bei und nahm den Antrag und 
mit dieſem den $ 6 an. Der in zweiter Lefung gejtellte Antrag, den in Der 
eriten Lejung beichloffenen Zuſatz wieder zu ftreichen, wurde abgelehnt. 
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87, 

Zu $ 7 wurde der Antrag geitellt, die Nr. 2 desjelben, wie folgt zu faffen: 

„Perſonen, welche wegen Diebjtahl$ oder wegen Unterjchlagung oder 
wegen Betrugs oder wegen Untreue oder wegen Urfundenfälihung (88 242 
bis 246, 263, 264, 266 bis 270 des Strafgefegbuchs) rechtöfräftig vers 
urtheilt find — eine in Auslande wegen eines dieſer Verbrechen durch das 
zuftändige Gericht erfolgte vechtöfräftige Verurtheilung zieht ebenjalld die Aus- 
ihließung vom Börjenbejuche nad) ſich —“ 

und ferner den drittlegten Abjag, wie folgt, zu fallen: 

„Die Wiederzulaflung zum Börſenbeſuch kann in dem alle unter 3 
nicht vor Befeitigung des Ausichliehungsgrundes u. ſ. w.* (wie in der Vor— 
lage). 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde ausgeführt, daß, wenn Perfonen, 
weiche wegen betrügeriicheu Banferott3 oder auch nur wegen einfachen Banferotts 
rechtsfräftig verurtheilt jeien, von dem Börfenbejuche ausgejchloffen würden, es 
erforderlich erfchiene, auch jolche Perſonen auszuſchließen, welcde ji die in dent 
Antrage erwähnten Verbrechen und Bergehen hätten zu Echulden kommen laſſen. 

Gegen den Antrag wurde ausgeführt, daß die Bezugnahme auf den be: 
trügerifchen und einfachen Banferott nicht gerechtfertigt jei, weil dies Berfehlungen 
jeien, die jich gegen die kaufmännische Ehre und gegen die faufmänniichen In— 
tereffen richteten. Auch erjcheine es als eine große Härte, Perſonen, welche viel— 
leicht in ihrer Jugend eine geringe Fundunterichlagung oder ein ähnliches Ber: 
gehen begangen hätten, dauernd von der Börje und damit von der Möglichkeit 
eine jeden Erwerbs an derjelben auszuſchließen. Es ſei ferner nicht gerecht— 
fertigt, in Bezug auf die Ausschließung von der Börje jtrengere Bejtimmungen 
zu erlaſſen, als jolche für die Ausjchliegung von dem paſſiven Wahlrecht für den 
Reichstag und für Selbjtverwaltungstörperichaften beftänden. Dazu fomme, daß 
der Entwurf ſelbſt ein ehrengerichtliched Verfahren vorjehe und daß damit die 
Möglichkeit gegeben jei, Perionen, welche jich ſolche ehrenrührige Handlungen 
hätten zu Schulden kommen lafjen, daß ihre Ausschließung von der Börfe gerecht— 
fertigt erjcheine, auch thatlächlich von dem Börjenbejuche auszuschließen. 

Nach diefen Erörterungen wurde der Antrag zurücgezogen und im Uebrigen 
der $ 7 nach der Negierungsvorlage angenonmen, nachdem auf eine Anfrage 
eines Mitglied3 der Kommiſſion, was unter „Zuftand der Zahlungsunfäbigkeit“ 
(Nr. 6) zu verſtehen fei, don den Vertretern der verbündeten Regierungen die 
Erklärung abgegeben war, daß es ih hierbei um eine Thatfrage handle, die nur 
von Fall zu Hal und nad Lage der bejonderen Verhältniſſe (Pfändung durch 
den Gerichtsvollzieher, Leiſtung des Offenbarungseides) entichieden werden könne. 


$ 8 


der Vorlage wurde ohne Debatte angenonmmen. 


89. 

Bei $ 9 wurde zunächſt der Antrag geſtellt, ſtatt „Ehrengericht“ zu ſetzen 
„Disziplinarhof*. Der Antrag wurde damit begründet, daß es jich weniger um 
Berfehlungen gegen die Ehre als um Verſtöße gegen die Disziplin handle und 
daß die Bezeichnung „Ehrengericht“ fchon aus dem Grunde nicht al3 zutreffend 
angejehen werden fünnte, weil jich für den Naufmannsitand, der aus jehr ver— 
ihiedenen Elementen beitände, ein einheitlicher Ehrbegriff gar nicht fejtitellen liche. 
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Diefer Antrag wurde abgelehnt, nachdem von den Vertretern der verbün- 
deten Regierungen darauf aufmerkſam gemacht worden war, daß die eigentliche 
Börjendisziplin im $ 8 geregelt fei, und daß die Grundlage der Verfolgung 
nah $ 9 ff. eine „unehrenhafte Handlung“ (88 01) bilde, ein Begriff, der auch 
an ausländischen Börjen der Ausgangspunkt für eine Ahndung ſei (dishonourable 
conduct etc.). 

ferner fand bei $ 9 eine Erörterung darüber jtatt, ob nicht, falls die 
unmittelbare Aufficht über die Börje einem Handelsorgan nicht übertragen jei, 
die Wahl der Mitglieder des Ehrengerichts zwedmäßiger ausfchliehlich den 
Börjenorganen und nicht, wie in der Vorlage vorgejehen, aud den Börjen- 
bejuchern übertragen werden jolle. Es wurde zur Begründung des Antrags: 
das Wahlrecht ausichließlih den Börjenorganen zu übertragen, ausgeführt, day 
diefe Organe als die PVertrauensmänner der Börjenbejuher, da fie aus den 
Wahlen derjelben Hervorgingen, angefehen werden müßten und daß von Den 
Börjenorganen im einzelnen Falle eine zweckmäßigere Auswahl der für das Ehren 
gericht geeigneten Verfünlichfeiten erwartet werden dürfe als von den Börſen— 
bejuchern, die bei diefen Wahlen ſich vielleicht oft durch perſönliche Rückſichten 
und vorübergehende Stimmungen beeinflufjen ließen. Der Antrag, in $ 9 die 
Worte „den Börfenbefuchern oder“ zu jtreichen, wurde angenommen und mit 
Diejer Aenderung der ganze 8 9. 


8 10. 


Bei $ 10 wurde von einer Seite angeregt, die hauptſächlichſten Fälle, in 
denen ein ebrengerichtliches Verfahren jtattzufinden habe und Die auf Seite 29 
der Begründung unter den Nummern 1—8 aufgeführt feien, in das Geſetz jelbit 
aufzunehmen und ein hierauf bezügliher Antrag geitellt. Nachdem jedoch von 
Seiten der Vertreter der verbiündeten Regierungen darauf hingewiejen worden 
war, daß, wenn der Thatbejtand einer ehrengerichtlicd) zu ahmdenden Handlung 
in das Geſetz jelbit aufgenommen werden follte, eine in jeder Beziehung zweifels— 
freie Feititellung des Thatbeitandes erfolgen müfje, dieſe aber auch in den in den 
Motiven als ehrengerichtlich zu abndenden Handlungen aufgeführten Fällen auf 
juristische und thatjächliche Schiwierigfeiten ſtoße, wurde der gejtellte Antrag abgelehnt. 

Ein weiterer Antrag, in $ 10 die Worte „im Zuſammenhange mit ihrer 
Thätigfeit an der Börje“ zu jtreichen, wurde abgelehnt, nachdem ſowohl von 
Vertretern der verbündeten Negierungen als von Mitgliedern der Kommiſſion 
darauf hingewiejen war, daß es ich hier Lediglich um ein Vörſengeſetz handle 
und daß demgemäß aucd nur die im Zufammenhang mit der Thätigfeit an der 
Börſe jtehenden Handlungen dem Ehrengericht unteritellt werden fünnten, Wenn 
andere Ehrengerichte, namentlich die für gewille Berufsitände bejtehenden, meiter 
gingen und die gejammte Thätigkeit ihrer Mitglieder der ehrengerichtlichen Ahn— 
dung unteritellten, jo jei dieſes durchaus gerechtfertigt; bier aber fünnten mur 
die mit der Thätigfeit an der Börſe in Zufammenhang jtehenden Handlungen 
in Frage fommen, 

In der zweiten Lejung wurde der Antrag geitellt, dem $ 10 folgenden 
Abſ. 2 hinzuzufügen: 

„Als unehrenhafte Handlung im Sinne dieſes Geſetzes gilt auch der 
Mißbrauch des Terminhandels zum Börſenſpiel.“ 

Zur Begründung dieſes Antrags wurde darauf hingewieſen, daß die ehren— 
gerichtliche Ahndung einer mißbräuchlichen Benutzung des Terminhandels zum 
Börſenſpiel ein wirkſames Mittel zur Einſchränkung der Spekulationsgeſchäfte ſein 
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würde, durch welche zahlreiche Eriltenzen vernichtet würden. Zweifellos wiirde 
der Terminhandel von zahlreihen Perjonen nicht zu dem Zweck benußt, um 
Waaren oder Werthpapiere, die jpäter gebraucht würden, zu erwerben, oder 
Waaren oder Werthpapiere, in deren Beliß man jpäter fomme, zu veräußern, 
oder ſich gegen die Preisichwanfungen zu verlichern, jondern lediglich zu dem 
Zwed des Spiels, d. h. lediglich in der Abjicht, wenn der Zufall eine günftige 
Entwi—elung der Preije bringe, erheblihe Gewinne einzuftreihen, Es könne 
feinem Zweifel unterliegen, daß dieſe Art der Differenzgeichäfte jich von ‚dem ver= 
botenen Hazardipiele wenig oder gar nicht unterjcheide und vom moraliichen 
Standpunkt durchaus verwerflich jei. 

Von anderer Seite wurde darauf hingewiejen, daß die Tendenz des Ans 
trages eine durchaus berechtigte ſei, daß derjelbe aber in die Dekonomie des 
Geſetzes nicht paſſe, das überhaupt davon abſehe, die einzelnen ehrengerichtlich 
zu ahndenden Handlungen in das Geſetz jelbit aufzunehmen. Außerdem würde 
in der Regel das durd den Antrag getroffene Börjenipiel, jo lange dasjelbe dem 
Betreffenden Gewinn brächte, ſich der Kognition der Börjenbehörde entziehen, 
zumal größere Spekulanten felten ihre Geichäfte dur einen Kommiſſionär aus— 
führen ließen. Führten aber diefe Differenzgefchäfte zum Konkurſe, jo trete ſchon 
jegt nach $ 210 der Konkursordnung die Strafe wegen einfachen Banferutts 
ein, der nach 8 7 der Vorlage die Ausjchliefung von der Börje auf mindeſtens 
ſechs Monate zur Folge habe. Endlich müſſe hervorgehoben werden, daß gegen 
über den außerhalb der Börſe jtehenden Perionen der Antrag gar feine praftijche 
Bedeutung habe. Die Konfequenz des Antrages führe dahin, das Hazardipiel 
an der Börſe ebenſo jtrafrechtlich zu ahnden, wie das Hazardipiel mit Narten 
oder Würfeln. Die Kontursordnung ſtehe auch auf dem Standpunkt, daß der 
Differenzhandel feine berechtigte Gejchäftsform, jondern ein Hazardipiel jei, denn 
jonjt könnte fie diefen Handel, wenn er mit Verluſten verbunden fei, nicht Itraf- 
rechtlich ahnden. Es müfje vom jtrafrechtlihen Standpunkt aus als völlig gleid) 
angefehen werden, ob ein ſich als Hazardipiel daritellender „Differenzhandel“ 
bon einem Kaufmann oder Nichtlaufmann betrieben würde und ob dieſer Handel 
ein verfujtbringender oder gewinnreicher gewejen je. Demgemäß müſſe die Er- 
weiterung des Strafgefehes in Ddiejer Nichtung in Erwägung gezogen werden, 
wenn nicht jchon jetzt nach 8 284 des Strafgejepbuhs der gewerbsmäßige 
Tifferenzhandel in denjenigen Fällen, in denen ev nicht zur Veräußerung oder 
zum Erwerb von Waaren oder Werthpapieren oder zur Verjicherung gegen Kurse 
ihwanfungen, jondern lediglich des Spielgewinnd wegen betrieben würde, ſich 
alio als Spekulation darijtelle, jtrafbar fjei. Day der Mißbrauch des Termin: 
handel zum Börfenjpiel unter Umſtänden eine ehrengerichtlich zu ahndende Hands 
fung, auch abgejehen von den in der Begründung des Geſetzentwurfs angeführten 
Fällen jei, würde von Niemandem bezweifelt werden fünnen. Wenn, wie es 
vorgefommen jei, durch Fünftliche Preistreibereien auf einen beftimmten Termin 
und durch große Abjchlüffe auf denjelben zahlreichen Verkäufern jchwere Verluſte 
zugefügt und diejelben um ihr ganzes Hab und Gut gebracht feien, jo jei eine 
jolhe Handlungsweife ebenſo moralifch verwerflich und ehrengerichtlih zu ahnden, 
als wenn durch Scheinfündigungen, Manipulationen mit minderwerthigen Waaren 
und ähnlihen Mafregeln ein Preisdrud künſtlich herbeigeführt werde, der die 
reellen Käufer empfindlich ſchädige. Die Kaufmannfchaft und die Börje würden 
in ihrer Stellung und in ihrem Anjehen erheblich gewinnen, wenn jie gemerbs= 
mäßige Spekulanten, auch ſelbſt, wenn diejelben reich und angejehen jeien, aus 
ihrer Gemeinschaft ausschließen. Bei diefer Sachlage empfehle es ji, zwar den 
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gejtellten Antrag abzulehnen, aber ausdrüdlich im Bericht feitzuitellen, daß die 
Vertreter der verbündeten Negierungen und die Kommiſſion der Anficht jeien, 
daß die mißbräuchliche VBenupung des Terminhandel® zum Börjenjpiel in ge 
eigneten Fällen eine ehrengerichtlich zu ahndende Handlung jei. Nachdem die 
Vertreter der verbündeten Regierungen mit dieſer Feititellung ihr volles Ein— 
verjtändniß erklärt hatten, ſchloß fih auch die Kommiſſion derjelben einjtimmig 
an, nachdem der geitellte Antrag abgelehnt worden war. 

Endlich) wurde in der zweiten Leſung der Antrag geitellt, im $ 10 Das 
Wort „unehrenhafte* zu jtreichen und ſtatt desjelben zu ſetzen: 

„mit der Ehre oder dem Aniprud auf kaufmännische Vertrauen nicht 
zu vereinbarende*“. 

Derjelbe wurde damit begründet, daß der Begriff der kaufmännischen Ehre 
bei den einzelnen Börjenbefuchern ein jehr verichiedener ſei und insbeſondere 
beim KRommiffionsgeichäft das Vertrauensmoment eine bejondere Rolle jpiele. 
Der Antrag wurde angenommen. 

Auf Anregung eines Mitgliedes der Kommiſſion wurde fonjtatirt, daß nad 
dem Wortlaut und dem Sinn des 8 10 die Makler, da auch dieje zu den Börſen— 
befuchern zu rechnen jeien, joweit ihre Handlungen mit ihrer Thätigkeit an der 
Börje in Zufammenhang itänden, dem Ehrengericht unteritänden. 


88 11 bis 13. 

Bei SS 11—13 wurde von einer Seite bemängelt, daß dem Staats- 
kommiſſar zumweitgehende Befugniſſe eingeräumt jeien; inSbejondere könne es nicht 
gebilligt werden, daß der Staatsfommifjar beredtigt jein jolle, die Einleitung 
eines ehrengerichtlihen Verfahrens zu verlangen, und daß allen von ihm ges 
jtellten Beweisanträgen entiprochen werden müſſe. Zu der legten Beſtimmung 
läge um jo weniger Weranlafjung vor, als der Gejegentwurf in Abweichung von 
den Beichlüfjen der Börſenenquete-Kommiſſion eine zweite Inſtanz für das ehren: 
gerichtliche Verfahren einjege, und e$ demgemäß dem Staatsfommifjar überlaijen 
bliebe, in denjenigen Fällen, in denen jeines Erachtens feinen Bemweisanträgen 
zu Unrecht nicht entiprochen jei, die Berufung einzulegen und damit die Ent: 
iheidung über feine Anträge in die Hände der zweiten Inſtanz zu legen. Im 
Allgemeinen jei die Stellung des Staatsfommijjard mit der Stellung des Staats: 
anwalts im jtrafrechtliden Verfahren zu vergleichen, und ſei es demgemäß nicht 
gerechtfertigt, ihm weitergehende Befngniſſe, als dieſem zuftänden, einzuräumen. 

Diefer Ausführung wurde von anderer Seite widerjprodhen. Es wurde 
insbejondere ausgeführt, daß das vorgeſchlagene Auskunftsmittel, die Entiheidung 
der zweiten Inſtanz anzurufen, wenn den vom Staatskommiſſar geitellten Be: 
weisanträgen nicht eutiprochen jei, den Intereſſen des Bejchuldigten viel weniger 
entjpräche, als die Beſtimmung des Entwurfs, weil damit die Entiheidung er— 
heblicy verzögert und unter Umjtänden eine zweimalige Verhandlung herbeigeführt 
würde. Uebrigens könne man von der Sachkenntniß und dem Takte des Staats: 
fommifjard erwarten, daß er von den ihm durch das Gejeh eingeräumten Rechten 
einen jachgemäßen Gebrauch machen und auch die Entjcheidung durch das Ehren: 
gericht nur dann provoziren werde, wenn es fich um prinzipielle ragen oder 
erhebliche öffentliche Anterejien handele, daß er aber im Allgemeinen bei der 
Entiheidung der Frage, ob eine „unchrenhafte Handlung” vorliege, jih den in 
den Kreiſen der Berufsgenoſſen des Beichuldigten berrichenden Anfchauungen ans 
Schließen werde, jofern diejelben nicht mit dem allgemeinen Rechtsbewußtſein und 
der öffentlihen Moral, was wohl nur ausnahmsweiſe vorfonmen würde, in 
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Kideripruch jtänden. Außerdem würden vorausfichtlih an einer Anzahl von 
feinen Börjen Staatdfommijjare überhaupt nicht bejtellt werden, jo daß für dieſe 
die im Entwurf vorgejehenen, hierauf bezüglihen Beitimmungen überhaupt nicht 
praftiich würden. 

Der von einem Mitgliede der Kommijjion gejtellte Antrag, dem Staats— 
fommiljar die Verpflichtung aufzuerlegen, die ihm aus den Kreiſen des 
Publikums oder der Börjenbejucher zugehenden Anzeigen zu unterjuchen, wurde 
abgelehnt, nachdem darauf hingewiejen war, daß eine derartige Beſtimmung uns 
berechtigte Denunziationen geradezu provoziren und den Staatsfommijjar in über: 
mäßiger Weile belajten würde. Im Uebrigen wurden die 88 11—13 nicht 
weiter beanjtandet und in der Faſſung der Negierungsporlage angenommen, 

Sn der zweiten Lejung wurde der Antrag geitellt, den $ 13 zu ftreichen, 
und zur Begründung desjelben im Wejentlichen die hierüber in der eriten Lejung 
gemachten Heußerungen wiederholt. Dieje Bejtimmung habe in den faufmänn- 
iſchen Kreiſen allgemeines Befremden hervorgerufen und müſſe als eine Ausnahmes 
beſtimmung jchlimmiter Art bezeichnet werden, 

Bon den Vertretern der verbündeten Regierungen wurde diejer Auffaſſung 
widerjprodhen und darauf hingewiejen, daß jih in den Beamten-Disziplinargejegen 
ähnliche Beſtimmungen fänden. 

Aus der Mitte der Kommiſſion wurde nod) hervorgehoben, daß bei Streichung 
diejes Paragraphen dem Staatskommiſſar das Necht der Beichwerde an die zweite 
Inſtanz gegeben werden müßte, wenn jeinen Anträgen auf Einleitung des Haupt— 
verfahrens nicht entſprochen werde. Weber eine derartige Nenderung ließe ſich 
reden. Die Erregung in den faufmännifchen Kreifen fei übrigens eine durchaus 
künstliche, denn ein weſentlicher Unterſchied liege darin nicht, ob die Entjcheidung, 
das ehreugerichtlihe Verfahren einzuftellen, durch das geſammte Ehrengericht ge: 
troffen würde, oder ob dieſes auf Freifprechung erfenne. Nach diejer Erörterung 
wurde der $ 13 angenommen. 


8 14 
wurde ohne Debatte angenommen. 


8 15. 

3u 8 15 wurde der Antrag geitellt, daß auch eine Gelditrafe, deren Höhe 
im Mindeitmaß und im Höchſtmaß durd die Börjenordnung feitzufegen fei, als 
Strafe zugelajjen werden möchte. Diejer Antrag wurde abgelehnt, da die Kom— 
million der Anſicht war, daß Die zeitweilige oder gar dauernde Ausſchließung 
bon der Börje empfindliche finanzielle Nachtheile für den Betreffenden im Gefolge 
babe, und daß, wenn im Gejeg die Gelditrafe zugelajjen würde, in vielen Fällen 
auf eine ſolche und nicht auf zeitweilige oder dauernde Nusichliegung von der 
Börje erkannt werden würde, die Gelditrafe aber mit Nüdjicht auf die Vermögens: 
verhältnifje der davon Betroffenen jehr ungleich wirfe. 


$ 16. 

Zu 8 16 wurde der Antrag gejtellt, die Frijt, innerhalb welcher dem Staats— 
kommiſſar und dem Beichuldigten eine mit Gründen verjehene Ausfertigung der 
Entiheidung des Ehrengerichts zuzujtellen jei, auf zwei Wochen zu verlängern 
und ferner auszufprechen, dab jowohl der Staatsfommijjar wie der Beſchuldigte 
aud; bei in ihrer Gegenwart erfolgter Verkündigung der Entſcheidung eine mit 
Gründen verjehene Ausfertigung derjelben beanjpruchen könnten. Dieſer leßtere 
Antrag wurde von feiner Seite beanjtandet und angenommen. Dagegen wurde 
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gegen die Verlängerung der Friſt das Bedenken geltend gemadt, daß damit Die 
endgültige Erledigung des ehrengerichtlicden Verfahrens verzögert würde, mas 
häufig dem Intereſſe des Angefchuldigten widerfprähe. Außerdem läge ein Bes 
dürfniß zu dieſer Verlängerung nicht vor, wie die Erfahrungen im Strafprozeh 
ergäben. Gleihwohl wurde der Antrag auf Verlängerung der Frift auf zwei 
Wochen angenommen. 

Defgleichen wurde ein Antrag angenommen, daß auf Antrag des Ange— 
jhuldigten das Gericht die öffentliche Bekanntmachung der Freilpredjung anzu— 
ordnen habe. Die Koſten Ddiejer Bekanntmachung würden, wie bei der zweiten 
Lejung feitgeitellt wurde, von dem Gericht zu tragen jein. 

Mit diefen Menderungen wurde der 3 16 im nachitehender Faſſung ans 
genommen: 

„Die Entſcheidung wird in der Sigung, in welcher die mündliche Ber: 
handlung geichloffen wird, unter Angabe der Gründe verfündet oder jpätejtens 
innerhalb zwei Wochen nah dem Schluſſe der Verhandlung dem Staats— 
fommifjar und dem Bejchuldigten in einer mit Gründen verjebenen Ausfertigung 
zugeitellt. Sowohl der Staatsfommilar, wie der Beſchuldigte fünnen auch bei 
in ihrer Gegenwart erfolgter Verkündung der Entjcheidung eine mit Gründen 
verjehene Ausfertigung derielben beanjpruchen. 

Dem nicht erjchienenen Bejchuldigten it auch. die verkündete Entſcheidung 
zuzuſtellen. 

Das Ehrengericht kann in der Entſcheidung anordnen, daß und auf 
welche Weiſe ſie öffentlich bekannt zu machen it. 

Das Ehrengericht kann, wenn auf zeitweilige oder dauernde Ausſchließung 
von der Börſe erkannt iſt, anordnen, daß die Wirkung der Entſcheidung ſofort 
eintrete. Auf Antrag des freigeſprochenen Beſchuldigten hat das Gericht die 
öffentliche Bekanntmachung der Freiſprechung anzuordnen.“ 

Bei der zweiten Leſung wurde die redaktionelle Aenderung beſchloſſen, den 
legten Satz des Abſatzes 1 als zweiten Sat dem Abſatze 2 hinzuzufügen. 


88 17—97. 

Die 38 17—27 gaben in der erjten Lejung zu einer Debatte feine Ber: 
anlafjung und wurden in der Faſſung der Negierungsvorlage angenommen. 

In der zweiten Leſung wurde der Antrag gejtellt, dem Eingang des $ 27 
die Worte hinzuzufügen: 

„Die Behörden und“, 

Zur Begründung diejes Antrages wurde darauf bingewiejen, daß oft auch 
andere Behörden als die Börfenorgane, insbejondere die Gerichte und die Staats— 
ammaltichaft von Handlungen amtlich Kenntniß erhielten, welche zu einem ehren 
gerichtlichen Verfahren Anlaß geben und daß es demgemäß geboten fei, aud) 
diefen Behörden die Verpflichtung aufzuerlegen, folhe Handlungen zur Kenntniß 
des Staatskommiſſars bezw. des Ehrengerichts zu bringen. 

Bon den Vertretern der verbündeten Negierungen wurde dieſem Antrag 
mit dem Hinweis darauf widerfprocen, daß nad der beitehenden Gejebgebung 
die Behörden nicht einmal die Verpflichtung hätten, jtrafbare Handlungen zur 
Kenntni der Staatsanmwaltichaft zu bringen. Dagegen hätten die Behörden 
jelbjtverjtändlich das Recht, VBerfehlungen gegen die kaufmänniſche Ehre zur Kenntniß 
der Börfenorgane zu bringen, und würden von diefem Recht auch in geeigneten 
Fällen Gebrauch machen. 

Nach diefer Darlegung wurde der Antrag zurüdgezogen, 
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8 28. 


Zu $ 28 wurde von einer Seite die Streichung desjelben beantragt mit 
der Begründung, daß die Börjenjchiedsgerichte für die jchleunige Abwidlung der 
Geſchäfte an den Börjen unerläßlich jeien, daß die Arbeiten diefer Schiedsgerichte 
in den betheiligten Kreiſen alle Anerkennung fänden und daß demgemäß zur 
Einſchränkung ihrer Thätigkeit feine Veranlafjung vorliege. 

Demgegenüber wurde von anderer Seite darauf hingewiejen, daß bei aller 
Anerkennung der Thätigkeit der Schiedögerichte es doch nicht gerechtfertigt werden 
fünne, daß durch allgemeine Gejchäftsbedingungen, die häufig von dem außerhalb 
der Börje jtehenden Publikum nicht gelefen würden, diefem Publikum gegen jeinen 
Villen die Schiedsſprüche der Börjenjchiedsgerichte aufgedrängt würden. Dies 
jei um jo weniger zu billigen, als das außerhalb der Börje jtehende Publikum 
auf die Zuſammenſetzung der Sciedsgerichte feinen Einfluß habe, und diejelben 
überwiegend aus jolchen Perſonen bejtänden, welche die Intereſſen der Börſe in 
eriter Neihe vertreten. Von diefem Gejichtöpunft aus treffe die Negierungsvorlage 
das Richtige, indem fie zwiſchen Kaufleuten und den in das Börjenregiiter ein— 
getragenen Perjonen eine Vereinbarung darüber, daß der ordentliche Rechtsweg 
ausgejchloffen und an Stelle desjelben Börjenichiedsgerichte eingejegt werden 
fünnten, allgemein zulafje, dagegen für das Publikum, welches nicht zu den Kauf: 
leuten bezw. zu den in das Börjenregiiter eingetragenen Perſonen gehöre, aus— 
drüdlich vorjchreibe, daß die Vereinbarung über die Einjeßung des Börjenjchieds- 
gerichts nur verbindlich jein joll, wenn die Unterwerfung unter das Schiedögericht 
erit nach Entitehung des Nechtsjtreits erfolgt jei. 

Nach diefen Erörterungen wurde der Antrag auf Streichung des $ 28 ab- 
gelehnt umd diejer jelbit in der Fallung der Negierungsvorlage angenommen. 


IL. Feititellung des Börjenpreijes und Maflerwejens. 
$ 29, 

Zu $ 29 wurde es bemängelt, daß die amtliche Feititellung des Börjen- 
preifes ausjchließlich durch den Börjenvorjtand erfolgen ſolle, und daß damit die 
Mitwirkung von Bertretern anderer Berufszweige bei diejer Feititellung vollig 
ausgejchlofjen jei. Wenn es auch zweifelhaft jei, ob ſich in allen Fällen geeignete 
Berjonen finden würden, denen neben dem Börſenvorſtand eine Mitwirkung bei 
diejer amtlichen Preisfeititellung eingeräumt werden fünnte, jo liege es doch auf 
der Hand, daß die Preisfeititellung jelbit vornehmlih der Waaren jo erhebliche, 
außerhalb der Börje jtehende Intereſſen, insbejondere die der Landwirthichaft 
und des Müllereigewerbes, berühre, daß es prinzipiell berechtigt jei, die Mit» 
wirkung von Vertretern anderer, an der Preisfeititellung betheiligter Berufszweige 
zu fordern. Es wurde deshalb der Antrag gejtellt, dem Abjak 1 die Worte 
hinzuzufügen: „joweit die Börjenordnung nicht die Mitwirkung von Vertretern 
anderer Berufszweige vorjchreibt* und auf den Vorgang hingewieſen, welden für 
Preußen das Gejeg über die Landwirthichaftsfammern in dieſer Beziehung bereits 
enthalte. 

Mit dieſem Antrage wurde der Abſatz 1 des 8 29 angenommen, nachdem 
noch bejchlojjen war, der größeren Deutlichfeit wegen hinter die Worte „die Feſt— 
ſtellung“ einzufügen „des Börjenpreijes“. 

Ferner wurde beantragt, dem $ 29 einen neuen Abjap des Inhalts Hinzus 
zufügen, daß bei der Feitjtellung des Börjenpreifes außer dem Staatskommiſſar 
und den jonjt amtlich daran betheiligten Perjonen Niemand zugezogen werden dürfe. 
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Zur Begründung diejes Antrages wurde darauf hingewiefen, daß jchon jett 
die Berliner Börfenordnung eine ähnliche Beitimmung enthielte und daß eine 
derartige Vorſchrift unerläßlih wäre, um eine richtige Preisnotirung herbeizus 
führen und die Kursmakler vor unberechtigten Angriffen jolcher Börjenbejucher, 
deren Wünſche in Bezug auf die Kursnotirung von den Malern nicht berückſichtigt 
würden, zu jchüßen. 

Bon anderer Seite wurde diejer Nutrag bekämpft und der Vortheil hervor: 
gehoben, der darin liege, wenn die Kursfeftitellung öffentlich unter Mitwirkung 
aller betheiligten Kreife ſich vollziehe. Nur bei einer unbedingten Deffentlichkeit 
fei es möglich, unlautere Beeinfluffungen der Kurſe durch das Börſenpublikum 
und unrichtige Notirungen durch die Makler jelbjt zu verhindern. In dieſer 
Beziehung gewähre das an der Berliner Börje übliche Verfahren, nad welchem 
das geſammte Publitum bei der Feititellung der Kurfe mitzuwirken jich in der 
Lage befände, und bei welchem der Makler verpflichtet jei, etwaige vorausfichtliche, 
erhebliche Kursſteigerungen durch Anfchlag zur Kenntniß des Publikums zu bringen, 
die größte Garantie dafür, daß in der That die Hursfeititellung eine zuverläjiige 
und richtige jei. 

Nach diefen Darlegungen wurde der geitellte Antrag angenonımen. 

Bei der zweiten Lejung wurde von einem Mitgliede der Kommiſſion hervor: 
gehoben, daß er ſich inzwijchen nochmals eingehend über die Art und Weife der 
Rursnotirung für Kaflageichäfte an der hiefigen Börje informirt habe, und daß 
er nad diefer Information jeine in der erjten Lejung gegen den Beichluß ge: 
äußerten Bedenken fallen laſſen müſſe. Es fei zwar richtig, wie von ihm in der 
eriten Leſung ausgeführt jei, daß die Ermittlung des Kurſes unter der Kontrole 
des gejammten Börfenpublifums jtattfinde, indem die vereidigten Makler, jobald 
das Kursmachen beginne, in der Börje jelbjt und in Gegenwart de Publikums 
denjenigen Kurs ausrufen, der nach der Lage des Geſchäfts ich ergebe, und daß 
damit dem Publifum die Möglichkeit gegeben jei, diefen Kurs in Bezug auf feine 
Nichtigkeit zu prüfen und durd weitere Gejchäfte, die e3 dem Mafler aufgebe, 
richtig zu ſtellen. Diefe Thätigkeit vollziehe jich, wie gejagt, in der Börfe und 
in Gegenwart der Betheiligten. Dagegen erfolge die eigentliche Feititellung 
des amtlichen Börjenpreifes in dem Zimmer des Börſenkommiſſars, in 
das, don bejonderen Ausnahmefälle abgejehen, nur die vereidigten Makler, die 
Börjenfommiffare und die Börjenfefretäre zugelaffen würden. Der angenommene 
Autrag laſſe diejes Verfahren alfo völlig unberührt, und beruhten die in kauf— 
männifchen Kreifen gegen denjelben erhobenen Bedenken auf einem Mißverſtändniß. 

Zum Abjag 2 des $ 29 wurde beantragt, denjelben wie folgt zu faſſen: 

„Als Börjenpreis ijt derjenige anzujehen, welcher der wirklichen Geſchäfts— 
lage des Verkehrs an der Börje entipricht.“ 

Zur Begründung diejes Antrags wurde darauf hingewiefen, dab die Faſſung 
der Negierungdvorlage zu Zweifeln Anlaß gäbe, da es nicht immer möglich fein 
witrde, namentlich bei Effekten, den gemeinen Handelswerth fejtzuftellen. Als 
Börjenpreis jolle derjenige Preis zur Notirung gelangen, welcher der wirklichen 
Geſchäftslage an der Börje entipräce, d. h. derjenige Preis, zu welchem 
thatſächlich Geſchäfte an der Börſe abgejchloffen jeien, wobei felbitverftändlich 
jolche Geichäfte, bei denen der Preis durch bejondere Verhältnifie des Käufers 
oder des Verkäufers beeinflußt jei, unberücjichtigt bleiben müßten. 

Von anderer Seite wurde der Antrag befümpft und hervorgehoben, daß 
die Ausſchließung folder durch bejondere Verhältniſſe bedingten Gejchäfte von 
der Beriidjichtigung bei der Preisnotiz nur dann gefichert ſei, wenn vorgefchrieben 
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würde, daß der der wirklichen Gejchäftslage des Verkehrs entiprehende Preis 
auch den gemeinen Handelswerth darjtellen müſſe. Dieſes auszujprechen ſei 
unerläßlih, wenn man eine zuverläffige Grundlage für das Recht des Rome 
miſſionärs, als Selbſtkontrahent einzutreten, jchaffen wolle. Wie aus den Ber- 
handlungen der Börlenenquete hervorginge, beftänden auch in kaufmänniſchen 
Kreiſen vielfach Zweifel darüber, in welcher Weife der Börfenpreis feitzujtellen 
fei. An einzelnen Börfen würde derjenige Preis notirt, der fich als der legte, 
zu dem Geſchäfte abgejchlofien feien, ergäbe (jog. Auftionspreis). Diejes jei 
augenscheinlich unrichtig und fünnte ein derartiger Preis ſelbſtverſtändlich nicht 
als Grundlage für das Selbjteintrittsvecht des Kommiſſionärs dienen, denn dieſer 
Preis konſtatire nur, daß fich zu demfelben nod ein letter Käufer oder Verkäufer 
gefunden habe, während vielleicht der weitaus größte Theil der Gefchäfte zu ganz 
anderen Preiſen abgeichloffen fei. Allerdings Fönne in diefen Falle ja auch nicht 
davon gejprocdhen werden, daß der Auftionspreiß der wirklichen Gejchäftslage an 
der Börje ſelbſt entiprähe. Wenn alfo hiernach auch Feine ſachliche Meinungs- 
verichiedenheit gegenüber dem geitellten Antrag bejtände, jo bringe derjelbe doch 
wieder erhebliche Zweifel in die faufmännijchen Kreife und empfehle jich deshalb 
nicht zur Annahme. 

Die Kommijjion nahm gleihwohl den Antrag an und damit den ganzen 
$ 29 in nachſtehender Faſſung: 

„Bei Waaren oder Werthpapieren, deren Börjenpreis amtlich feitgeitellt 
wird, erfolgt die Feititellung des Börjenpreijes jowohl für Kaſſa- wie für 
Zeitgejchäfte durch den Börjenvorjtand, foweit die Börſenordnung nit die 
Mitwirkung von Vertretern anderer Berufsziweige vorjchreibt. 

Bei diefer Feititellung darf außer dem Staatskommiſſar, dem Börſen— 
vorftand, den Börjenjefretären, den Nursmaflern und den Vertretern anderer 
Berufsziveige, deren Mitwirkung die Börjenordnung vorjchreibt, Niemand zus 
gezogen jein. 

Als Börjenpreis it derjenige Preis feitzujegen, welcher der wirklichen 
Gefchäftslage des Verkehrs an der Börſe ſelbſt entipricht.“ 

Dei der zweiten Leſung wurde zunächit beichlojten, den $ 29 vedaktionell 
wie folgt zu faſſen: 

„Bei Waaren oder Werthpapieren, deren Börſenpreis amtlich feitgeitellt 
wird, erfolgt dieje Feſtſtellung ſowohl für u. j. mw.“ 

den Eingang des Abjapes 2 „Bei der Feititellung darf u. ſ. w.*, ferner das 
Wort „anderer*, zu erjehen durch „der Betheiligten“, endlich in Abſatz 3 das 
Wort „jelbit* zu Streichen. 

Ferner wurde von einem Mitgliede der Kommiſſion noch bemerkt, daß, nach— 
dem er ich aus dem Gange der Verhandlungen in der eriten Lejung überzeugt 
habe, daß in der von der Kommiſſion bejchloffenen Aenderung des legten Ab— 
ſatzes des S 29 nicht fowohl eine Abänderung der Negierungsvorlage als viel- 
mehr nur eine Rlarjtellung der eigentlichen Abſicht derjelben liege, er von einem 
Antrage auf Wiederheritellung der Negierungsvorlage Abjtand nehme. Er lege 
jedoch Werth darauf, Feitzuftellen, daß die Anfechtung des amtlich feitgeitellten 
Preifes wegen Irrthums, Betrugs u. ſ. w. natürlich zuläjlig fei, daß aber, wenn 
die Börfenorgane aus den ihnen von den Kursmaklern mitgetheilten oder aus 
anderen Gefchäften die Ueberzeugung gewonnen hätten, daß dieje Gejchäfte ein 
Urtheil über die wirkliche Lage des Verkehrs an der Börfe nicht geitatteten oder 
der wirklichen Gejchäftslage entipräcen, fie berechtigt und verpflichtet wären, ohne 
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Rückſicht auf die abgejchlofjenen Geſchäfte die Feitiegung eines Börjenpreijed zu 
verweigern oder einen von diefen Geſchäften abweichenden Börſenpreis feſtzuſetzen. 
Dieſes würde namentlich dann der Fall fein, wenn die abgeſchloſſenen Geſchäfte 
erhebliche Abweichungen von der thatjählichen Yage des Marktes aufwiejen, aud) 
ſelbſt wenn Ddiefe Gejchäfte nicht fingirt, jondern wirklich abgejchlojjen jeien. 
Würde aus den angegebenen Gründen die Feſtſetzung eines Börjenpreijes von 
den Börjenorganen abgelehnt, fo fünne Niemand, insbejondere nicht der Kom— 
miftionär, ſich auf die thatſächlich abgeichloffenen Gejchäfte zum Nachweis eines 
vorhandenen Börjenpreifes berufen. Ebenſowenig fünne unter Berufung auf 
diefe Gejchäfte ein anderer Preis als der fejtgeitellte al8 Börſenpreis bezeichnet 
und in Anſpruch genommen werden, jofern nicht die Umrichtigfeit des amtlich 
jeitgejtellten Börfenpreifes wegen Betrugs, Irrthums u. ſ. w. nachgewieſen werden 
fünne. Uebrigend jeße die Feititellung einer Geſchäftslage den thatjählichen Ab- 
ichluß einer entjprechenden Anzahl von Gejchäften voraus. 

Dieſe Feititellung wurde von feiner Seite beanjtandet und deren Aufnahme 
in den Bericht beſchloſſen. 

8 30. 

Zu 8 30 wurde der Antrag gejtellt, im Abjay 1 die Worte „aus dem 
Kreife der Vermittler“ zu jtreichen, damit auch ſolche Perfonen zu Rursmaflern 
ernannt werden fönnten, die eine bejondere Sach: und Fachkenntniß bejäßen, die 
aber vorher feine vermittelnde Thätigfeit ausgeübt hätten. Auch von anderer 
Seite wurde Ddiefer Antrag unterjtügt mit dem Bemerfen, daß, da zu dem 
Geſchäft eines Kursmaklers jehr eingehende Kenntniſſe und große Gejchäfts- 
geivandtheit gehörten und dieſe in dev Regel nur von ſolchen Berfonen gewonnen 
werden könnten, die längere Zeit ein VBermittlungsgejchäit betrieben hätten, aller: 
dings in der Hegel die Kursmakler aus dem Kreiſe der Vermittler würden ent: 
nommen werden müſſen, daß aber auch andererjeit3 die Möglichkeit vorliege, 
jolhe Perſonen in den reife der jelbitändigen Gewerbetreibenden zu finden. 
Bei der großen Bedeutung, die dieſe Kursmakler hätten, würde auf ihre Aus— 
wahl ein bejonderer Werth gelegt werden müſſen und würde auch namentlich 
dafür zu jorgen fein, daß nicht, was gegenwärtig zuweilen vorkomme, lediglich 
aus perfönlihen Gründen, 3. B. um in Konkurs verfallenen Kaufleuten eine 
Erijtenz zu jihern, die Beitellung als Kursmakler erfolge. — Nach diejer Er: 
Örterung wurde der geitellte Antrag angenommen 

Bei der zweiten Lejung wurde jedoh, un außer Zweifel zu stellen, daR 
die Kursmakler, folange fie diefe Thätigfeit ausüben, die VBermittelung von Börſen— 
geichäften in den betreffenden Waaren oder Werthpapieren betreiben müſſen, den 
Eingang des $ 30 wie folgt zu fallen beſchloſſen: 

„gur Mitwirkung bei der amtlichen Feitiekung des Börjenpreijes von 
Waaren und Werthpapieren jind Hilfsperjonen (Nursmakler) zu ernennen. Die: 
jelben müfjen, solange fie die Thätigkeit als Kursmakler ausüben, die Ber: 
mittelung von Börjengefchäften in den betreffenden Waaren oder Werthpapieren 
betreiben. Sie werden“ u. ſ. w. 

Ein ferneres Bedenfen der Kommiſſion richtete ji) gegen den Schlußſatz 
des Abjages 1, wonach die Kursmakler der Aufficht des Börfenvorjtandes unter: 
jtehen jollten. Es wurde darauf hingewieſen, daß ſich auch in dem Börſen— 
voritande häufig Perjonen befänden, deren perjönliche Intereſſen durch die Kurs— 
fejtjtellungen der Kursmakler berührt würden. Dieſen Berjonen gegenüber 
befänden fich die Kursmakler in einer höchſt schwierigen Lage, wenn jie Breije 
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feſtſtellen jollten, die den Intereſſen diefer Mitglieder des Börfenvorjtandes nicht 
entiprähen. Es jei deshalb nothwendig, die Makler unabhängiger von den 
Börjenorganen zu ſtellen, und jei daher die Bejeitigung der erwähnten Vorſchrift 
geboten. Diejer Auffaffung trat die Kommiffion bei und nahm den auf Streich- 
ung der Worte „welche der Aufjicht des Börfenvoritandes unterſtehen“ gerichteten 
Antrag an. 

Ferner war zu diefem Paragraphen folgender Antrag geitellt: 

„Die vereideten Makler eines jeden Börjenplapes treten zu einer Kammer 
zujammen; welche einen Boriigenden und einen Kaſſenwart wählen, und erfolgt 
die Vertheilung der Geichäfte in den einzelnen Gruppen durch die Kammer 
nach Genehmigung der Börjenbehörden und des Staatskommiſſars. Die Kammer 
zieht für Rechnung der Kammer die ihr zu übergebenden Eourtage- Rechnungen 
ein. Nach Beitreitung der Syndikatsunkoſten und nad) Abzug eined von der 
Kammer zu beftimmenden Beitrages zur Bildung des als Garantie für die 
von einem Makler eingegangenen Verpflichtungen dienenden Syndifatsfonds 
wird der Reit der Einnahmen aus den Courtage-Rechnungen gleihmäßig unter 
die Mitglieder vertheilt. Die Kursfeititellung erfolgt unter Aufjicht der in 
entiprechender Anzahl anzujtellenden Börjen-flommifjare und des Staats— 
fommifjarius. In Streitigfeitsfällen jteht dem Regierungskommiſſar die Ent— 
ſcheidung zu.“ 

Zur Begründung diefes Antrags wurde angeführt, daß es zur Hebung des 
Standesbewußtjeind und der Integrität der Makler wejentlich beitragen würde, 
wenn das Geſetz die Bereinigung der Makler in einer Maklerfammer vorjchreibe 
und bejtimme, daß die Maklergebühren gemeinſam vereinnahmt und gleihmäßig 
unter die Makler vertheilt würden. Derartige Einrichtungen bejtänden an 
einzelnen Börfen und hätten jich außerordentlich bewährt, Auch würde durch 
den Antrag namentlich der Mißitand bejeitigt, über den jebt vielfach geklagt 
würde, daß Makler, welche fich bei dem Börfenvorjtande oder bei einzelnen ein= 
flußreihen Mitgliedern der Börje mißliebig gemacht hätten, durch Zuweiſung 
folcher Effekten, in denen fein erhebliches Gejchäft jtattfände, bejtraft würden. 

Auch von anderen Mitgliedern der Kommifjion wurde dem Grundgedanken 
dieſes Antrags, den Makleritand möglichit zu heben und ihn von unberedtigten 
Einflüffen einzelner Mitglieder des Börjenvorjtandes oder einzelner Börfen- 
mitglieder unabhängig zu jtellen, Sympathie entgegengebradt, jedoch an einzelnen 
Bejtimmungen diejed Antrags Anitoß genommen, Insbeſondere wurde bemängelt, 
dab nach dem Antrage die gleiche Vertheilung der Courtage unter fämmtliche 
Makler vorgejchrieben werden follte, wodurch die tüchtigen Makler in ihren In— 
terejien erheblich gefchädigt werden würden. 

Daß den Maflern bei denjenigen Angelegenheiten, die ihre Intereſſen vor- 
zugsweiſe berührten, insbejondere bei der Beitellung neuer Kursmakler und bei 
der Bertheilung der Geichäfte unter die einzelnen Makler, eine geeignete Mit» 
wirkung gewährt würde, fand int Allgemeinen die Zuftimmung der Kommiſſion. 
Dagegen war man der Anficht, daß die Verhältniffe an den einzelnen Börjen 
zu verjchieden lägen, um in dem Geſetz jelbit für alle Börſen bindende Vor— 
jchriften zu erlaſſen. Man hielt es deshalb für räthlidh, die näheren Be— 
ftimmungen nicht bloß über die Beſtellung und Entlaffung der Kursmakler, fondern 
auch über die Organifation ihrer Vertretung fowie über ihr Verhältnig zu den 
Staatöfommiffaren und den Börfenorganen der Landesregierung zu überweijen. 

Demgemäß wurde, nachdem der vorerwähnte Antrag zurüdgezogen worden 
war, der Abſatz 2 des 8 30 in folgender Fallung angenommen: 
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„Eine Vertretung der Kursmakler (Maklertammer) ift bei der Beitellung 
neuer Rursmaller und bei Vertheilung der Geſchäfte unter die einzelnen Makler 
gutachtlich zu hören. Die näheren Beitimmungen über die Beitellung und 
Entlajffung der Kursmakler und der Organijation ihrer Vertretung jowie über 
ihr Berhältniß zu den Staatstommifjaren und den Börjenorganen werden von 
der Landesregierung erlaſſen.“ 


Hierbei wurde feitgeitellt, daß, nachdem eine Vertretung der Kursmakler ge— 
ihaffen worden, dieſe auch über die vorhandene Vertheilung der Geſchäfte unter 
die einzelnen Makler gutachtlid) zu hören jein würde. 

Ebenjo wurde feitgeitellt, daß durch die von der Kommiſſion bejchlofjene 
Aenderung des Abjapes 2 des Z 30 es feineswegs habe ausgeichloffen werden 
jollen, daß die Landesregiernng vor Beitellung oder Entlajjung der Kursmafler 
die Börjenorgane hierüber gutachtlicd Höre oder ji in Bezug auf die Beitellung 
der Kursmakler Vorfchläge von den Börjenorganen machen ließe. ES jolle viel: 
mehr nur ausgejprochen werden, daß für die Beitellung der Makler der Landes- 
regierung die volle Verantwortlichkeit obliege und daß jie allein über die Ent: 
laffung derjelben endgültig zu enticheiden habe. 

Bei diefer Gelegenheit wurde auch noc die Frage geitreift, ob es zweck— 
mäßig fei, Die Makler auf Lebenszeit anzuftellen. Es wurde hierfür geltend ge— 
macht, dag die Unabhängigkeit der Makler, namentlid au den Börfenorganen 
gegenüber, durch Anstellung auf Lebenszeit weientlid; gehoben und ihre Stellung 
geficherter würde. Andererſeits wurde dagegen das Bedenken geäußert, daß es 
dann jchwierig und oft unmöglich jei, Makler, welche ſich nicht gerade ehren 
gerichtlich zu ahndende Handlungen hätten zu Schulden kommen laffen, welde 
aber ſonſt den an fie geitellten Aufgaben nicht gewachien jeien, aus dem Amte 
zu entfernen. Ein Antrag wurde nicht weiter gejtellt. 

Ein weiterer zu $ 30 geitellter Antrag, daß Beſchwerden der Makler über 
die Vertheilung der Geichäfte durch einen Ausschuß entſchieden werden follten, 
welcher unter dem Vorſitze des Staatskommiſſars aus der gleichen Anzahl von 
Maklern und von jonitigen Börfenmitgliedern zu bilden wäre, und daß die näheren 
Beitimmungen über die jonjtige Zufammenfeßung und die Wahl dieſes Ausſchuſſes 
durch die Börjenorgane feitgejeßt werden follten, wurde abgelehnt. 

Es wurde hierbei feitgeftellt, daß für die bei Inkrafttreten des Geſetzes an 
den einzelnen Börfen vorhandenen vereidigten Makler eine neue Bejtellung und 
Verpflichtung als Kursmakler bewirkt werden müßte; es wurde aber alljeitig. als 
billig und angemejjen erachtet, daß bei diefer Beitellung in erſter Reihe auf die 
vorhandenen Makler, joweit nicht bei einzelnen begründete Bedenken obwalten, 
Rückſicht zu nehmen jein würde. 


8 31. 

Bei $ 31 entſpann ſich eine längere Debatte darüber, ob auch ſolchen Ge— 
jchäften, weldje ohne Vermittlung eines Kursmaklers abgeſchloſſen jeien, ein Ans 
jprudy auf Benutzung der Börjeneinrichtungen eingeräumt werden jollte, wenn ſie 
jofort von einer der Parteien oder dem Vermittler auf jchriftlichen Wege zur 
Kenntniß des Börjenvoritandes oder eine Kursmaklers gebradt wären. Die 
Verückſichtigung ſolcher Gejchäfte wurde von verjdiedenen Seiten bemängelt und 
befämpft. Es liege auf der Hand, dag bei Geſchäften, welche ohne Vermittlung 
von Kursmaklern abgeſchloſſen jeien, eine Kontrole darüber, ob dieſe Geſchäfte 
oder der Preis in der That von den Betheiligten richtig angegeben jei, außer: 
ordentlich jchwierig jei. Gewähre man diefen Gejchäften, wenn auch nur unter 
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der im Gejege angegebenen Vorausſetzung der jofortigen jchriftlichen Anzeige 
einen unbedingten Anſpruch auf Berücjichtigung bei der Kursnotiz, To ſei zu 
befürchten, daß jolche Gefchäfte nur dann zur Kenntniß der Kursmakler Deziehungs- 
weile der Börjenorgane gebracht werden würden, wenn Died dem Intereſſe der 
Betheiligten entjpräche, während das allgemeine Intereſſe dringend erheijche, mög— 
fichjt alle Gejchäfte zur Kenntniß der Kursmakler zu bringen, was am jicherjten 
dadurch geichehe, daß die Vermittelung durch die Kursmakler bewirkt werde. 
Nur dann, wenn das Gejchäft jich im Wejentlichen in den Händen der Kurs— 
mafler fonzentrive, würden diejelben, ohne auf andere Informationsquellen ans 
gewiejen zu jein, feititellen können, welche Breife der wirklichen Gejchäftslage ent= 
jprächen. Es jei zu erwarten, daß, wenn man die nicht von den Nurdmaklern 
vermittelten Gejchäfte allgemein von der Preisnotirung ausichließe, die Kursmakler 
zum Abſchluß der Gejchäfte in erheblich größerem Umfange als jeßt von den 
Betbeiligten in Anfpruch genommen werden würden. Aus diefem Grunde jei es 
geboten, die Beſtimmung der Vorlage, daß die nicht von den Kursmaklern abs 
geichloffenen Gejchäfte unter gewillen Umjtänden auch den Anſpruch der Berück— 
jihtigung bei der Preisnotirung haben jollten, zu bejeitigen. 

Bon anderer Seite wurde anerkannt, dab das bisherige Verfahren, wonach 
Jeder eine Berüdjichtigung der von ihm abgeſchloſſenen Geichäfte bei der Preis: 
jeititellung beanfpruchen könne, wenn dieje Gejchäfte auch nicht durch die Ver— 
mittelung der vereidigten Makler abgefchlojjen feien, zu Bedenken Anlaß gebe; 
insbejondere habe e3 den Nachtheil, daß ſolche von Brivatvermittlern abgeſchloſſenen 
Gejchäfte nur dann zur Kenntniß der vereidigten Makler und der Börjenorgane 
gebracht würden, wenn die von den vereidigten Maflern beabſichtigte Kursnotiz 
nicht dem Intereſſe der Privatvermittler beziehungsweise der an diejen Gejchäften 
betheiligten Perſonen entipräche, während in allen Fällen, in denen Die vereidigten 
Mafler diefen Perjonen günftigere Kurſe zur Notirung bringen wollten, die durch 
Brivatvermittler abgejchloffenen Gejchäfte der Kenntniß der Nursmaller vorent- 
halten blieben. Dieſer Mißitand werde aber bereits durd) die Vorlage, went 
auch nicht ganz befeitigt, jo doc jedenfalls wejentlich vermindert, indent diejelbe 
vorjchreibe, daß nur diejenigen nicht von Kursmaklern vermittelten Geſchäfte einen 
Anſpruch auf Berücjichtigung bei der Notirung hätten, welde vorher auf 
ichriftlichem Wege zur Anzeige gebracht jeien. Durch eine derartige Vorjchrift 
wirden diejenigen, welde ihre nicht durch die Kursmakler vermittelten Geſchäfte 
bei der Kursnotirung berüdiichtigen laſſen wollten, genöthigt werden, Diejelben 
vor Feititellung der Kurſe zur Kenntniß der Kursmakler zu bringen. 

Sowohl der geitellte Antrag auf vollitändige Streichung der Beltimmung 
über die Berüdjichtigung der nicht von den Kursmaäklern abgeichlojjenen Gejchäfte, 
als auch der Antrag, daß nur diejenigen Geſchäfte jollten berücdiichtigt werden 
dürfen, welche unmittelbar nac ihrem Abſchluß jchriftlich zur Kenntniß der 
Kursmakler gebracht jeien, wurde von den Vertretern der verbündeten Regierungen 
befämpft. Bon ihmen wurde ausgeführt, daß, wenn nad $ 29 Abjab 3 als 
Börjenpreis derjenige feitzujegen wäre, welcer der wirklichen Geſchäftslage an 
der Börje jelbit entipräcde, den Mallern das Recht und die Pflicht nicht ge— 
nommen werden dürfte, auch jolche von ihnen nicht vermittelten Geſchäfte bei der 
Kursnotirung zu berücjichtigen, aus denen ſich die Gejchäftslage ergäbe. Andern— 
jall3 würden die Kursmakler in die Lage kommen, auf Grund der von ihnen 
allein vermittelten Gejchäfte Börfenpreife notiren zu müſſen, von denen jie jelbit 
überzeugt jeien, daß jie der wirklichen Gejchäftslage nicht entjprehen. Wenn 
man vollends nod, wie angeregt, den nicht durch Vermittlung des Kursmaklers 
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abgejchlojjenen Gejchäften die Benupung der Börfeneinrichtungen vermeigere, jo 
verſuche man, ein Vermittlungsmonopol vereideter Makler zu ſchaffen umd gebe 
wejentlich weiter, als das Handelsgeſetzbuch, defjen begrenztere Vorſchriften ſich 
bereit3 als undurchführbar erwiefen hätten. Der Verſuch werde, wie an der 
Hand der thatlächlichen Geſtaltung der Verhältniffe beifpieldweife an der Berliner 
und der Hamburger Börſe unſchwer nachgewieſen werden fünne, nicht gelingen; 
verfolge man ihn mit Nachdrud, jo werde höchſtens die Wirkung ich ergeben, 
daß das Geſchäft der jetzigen unvereideten Makler fi in die Formen des Kom: 
miſſions- oder Propregejchäfts kleide. Jedenfalls aber führe die angeregte Bor: 
jhrift mit Nothwendigfeit dazu, den Mrei der Kursmakler über dasjenige Be 
dürfniß hinaus, welches für eine zuverläffige Abwicklung der Kursfeititellungs 
geichäfte maßgebend jei, wejentlich zu erweitern, und damit trete die wichtige 
amtliche Funktion, welche der Entwurf den Kursmaklern zumeifen will und melde 
vom Standpunkt des öffentlichen nterefjes allein den Ausjchlag geben müſſe, 
unabweistih in den Dintergrund. Auch die Enquetefommifiion babe dies erkannt 
und jei ihrer großen Mehrheit nach von den einjchneidenden Anträgen, welde 
anfangs in ähnlicher Richtung wie die vorliegenden gejtellt worden waren, nad 
fachlicher Durchdringung der Frage zurüdgelommen. 

Die Kommiſſion Schloß ich, foweit es fi um die Verjagung des Anfpruces 
auf die Berücichtigung bei der Kursnotirung handelte, diefem Bedenken der 
Vertreter der verbündeten Negierungen wicht an, lehnte den Antrag, dem 8 31 
folgende Faffung zu geben: 

„Ein ohne die Vermittlung eines Kursmaäklers abgeſchloſſenes Geſchäft 
in Waaren oder Werthpapieren, bei denen eine amtliche Feititellung des Börjen- 
preijes erfolgt, darf bei der Preisfeftitellung nur dann berüdiichtigt werden, 
wenn es unmittelbar nah dem Abſchluß von einer der Parteien oder dem 
Vermittler auf Schriftlihem Wege zur Kenntniß des Börfenvorfjtandes oder 
eines Kursmaklers gebracht it“ 

ab, 

Dagegen wurde der Antrag, den ohne VBermittelung eine Kursmallers ab: 
geichloffenen Gejchäften einen Anſpruch auf Berüdfichtigung bei der Kurs 
notirung zu nehmen, angenommen und demgemäß auch der $ 31 im nachfolgender 
Form: 

„Geſchäfte in Waaren oder Werthpapieren, für welche Anſpruch auf 
Berückſichtigung bei dev amtlichen Feititellung des Börfenpreifes erhoben wird, 
müſſen durch Vermittelung eines Kursmaklers abgejchloffen werden.“ 

Aus der Annahme diejes Antrages folgt, was aud noch in der zweiten Lejung 
ausdrüdlich als die Anficht der Kommiſſion feitgeitellt wurde, daß den nicht durd 
Vernuittelung eines Kursmaflers abgejchloffenen Gejchäften die Benugung der 
Börſeneinrichtungen (Schiedsgerichte, Sachverftändigenfommiffionen u. j. mw.) ge 
ftattet ijt und dah zwar ein Unfpriuch für diefe Gejchäfte auf VBerüdjichtigung 
bei der Feſtſtellung des Börſenpreiſes nicht bejteht, daß aber die Kursmakler umd 
die Börjenorgane diefe Gefchäfte bei der Feititellung des Börjenpreijes nit be 
jteht, daß aber die Kursmakler und die Börjenorgane dieje Gejchäfte bei der 
Feititellung des Börjenpreifes berücfichtigen dürfen und berüdfichtigen müſſen, 
wenn die don den Kursmaäklern abgejchloffenen Geſchäfte ein richtiges Urtheil 
iiber die Lage ded Marktes nicht geitatten. 

Um dieje Auffaſſung noch deutlicher zum Ausdrud zu bringen, beſchloß die 
Kommiſſion in der zweiten Lejung, dem $ 31 folgende Faſſung zu geben: 
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„Bei Gejhäften in Waaren oder Werthpapieren fann ein Anſpruch auf 
Berüdfichtigung bei der amtlichen Feititellung des Börfenpreifes nur erhoben 
werden, wenn jie durch DBermittelung eines Kursmaäklers abgeichlofjen find. 
Die Berechtigung des Börjenvoritandes, auch andere Gefchäfte zu berüdfichtigen, 
bleibt hierdurch unberührt.” 

g 32. 

Zum $ 32 wurde von einer Seite beantragt, dem 1. Abjag folgende Faſſung 
zu geben: 

„Kursmaller dürfen in den Gejchäften oder Werthpapieren, für welche 
fie bei der amtlichen Feititellung des Börfenpreifes mitwirfen, weder jelbit, 
nocd in eigenem Namen, noch für eigene Rechnung durch Stellvertreter irgend» 
welher Art Handelsgeſchäfte abſchließen oder eine Bürgichaft für. die von 
ihnen vermittelteu Gejchäfte übernehmen. Gefchäfte, welche diefer Vorfchrift 
entgegen abgeſchloſſen find, find nichtig.“ 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde ausgeführt, daß nur dann auf 
eine zuverläjlige und richtige Feititellung der Preife und Kurſe würde gerechnet 
werden fönnen, wenn diejenigen Perſonen, denen dieſe Feititellung in eriter Reihe 
obliegt, ohne jedes Intereſſe bei derjelben jeien. Aus diefem Grunde müſſe den 
Kursmallern unbedingt der Abichluß von Gejchäften für eigene Rechnung auch 
durch Stellvertreter unterfagt werden. Allerdings würden hierdurch die Einfünfte 
der Kursmakler beeinträchtigt werden. Es fei aber die Erwartung berechtigt, 
daß, wenn, wie die Kommiſſion in 8 31 beichloffen, nur denjenigen Geſchäften 
der Anipruch auf Berücdjichtigung bei der amtlichen Feititellung des Börjenpreiies 
gewährt würde, welche durch Vermittelung eines Kursmaklers abgeſchloſſen jeien, 
die Kursmakler in erheblich höherem Umfange, als es jebt der Fall, zur Ber: 
mittelung der Geichäfte in Anspruch genommen werden würden. Um zu ver: 
hindern, daß die Kursmakler, ſei es Verwandte, ſei es jonitige Perſonen mit dem 
Abihluß von Geichäften für ihre Rechnung betrauten, jei es nothwendig, auch 
ſolche Gejchäfte zu unterfagen und diejelben für rechtsungiltig zu erflären. 

Von anderer Seite wurde diefem Antrage widerjprochen. Würden die Ge— 
jhäfte, welche durch Stellvertreter für Rechnung von Kursmaklern abgejchlofien 
jeien, für nichtig erklärt, jo jei überhaupt feine Sicherheit mehr für die Rechts— 
giltigfeit der an der Börſe abgeichlofjenen Gejchäfte vorhanden, da Niemand 
wiljen könne, ob die von einer bejtimmten Perſon abgeichloffenen Geſchäfte nicht 
hinterher als für Rechnung eines Kursmaklers abgejchloffen nachgewiejen und 
angefochten werden könnten. Damit würde jede Vorausſetzung eines gejicherten 
Börjenverfehrs bejeitigt und derjelbe in jeinen Grundlagen erfchüttert. Aber 
auch das unbedingte Verbot Fir die Nursmakler, Gejchäfte für eigene Nechnung 
abzuschließen, ließe fich den praktischen Bedürfniffen des Verfehrs gegenüber nicht 
rechtfertigen und aufrecht erhalten. Bei den Zeitgeichäft in Effeften, bei dem 
ſtets bejtimmte Einheiten, aljo 3. B. von 15000 ME. nominal gehandelt würden, 
müßten bei einem ſolchen Verbot viele Gejchäfte unerledigt bleiben. Lägen 5. B. 
100 Aufträge zum Antauf von je 15000 Stück Aktien, dagegen nur 99 Auf— 
träge zum Verkauf von joldhen vor, jo würden dieje zahlreichen Gejchäfte gar 
nit zu Stande kommen, wenn der Kursmakler nicht das Recht hätte, die 
Lieferung der fehlenden 15000 ME. ſelbſt zu übernehmen, weil es an einem 
einwandfreien Maßitab für die Vertheilung der in geringerer Anzahl vorliegen 
den Berfaufsaufträge auf die in größerer Anzahl vorhandenen Käufer fehle und 
die Zutheilung geringerer Beträge ala 15000 ME. bei den Zeitgeſchäften nicht 
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angängig jei. Das im Handelögejegbud für die vereidigten Makler enthaltene 
Verbot des Abjchluffes der Geſchäfte für eigene Nechnung beitehe auch gegen- 
wärtig nod in Preußen und anderen Gebieten, hätte jedoch den praftiichen Be— 
dürfniljen des Verkehrs gegemüber nicht mehr aufrechterhalten werden fünnen. 
Die Negierungsvorlage treffe demgemäß das Richtige, indem jie ſich nicht eim in 
der That unerreichbares Ziel jtedte, jondern ſich darauf bejchränfte, das zu be= 
ſtimmen, was auch praftiich ausführbar ſei, nämlich den Kursmaflern nur injo- 
weit den Abjchluß von Geſchäften für eigene Rechnung zu gejtatten, al3 dies zur 
Ausführung der ihnen ertheilten Aufträge nöthig fei. Dieje Regelung entipräde 
auch dem Vorſchlage der Börſenenquetekommiſſion, welche, wie ſich aus deren 
Verhandlungen ergäbe, noch gewiſſe Kautelen vorgeihlagen habe, um eine Kontrole 
darüber auszuüben, dat die Kursmakler in der That bei Abſchluß von Geſchäften 
für eigene Rechnung diefe ihnen gezogene Grenze nicht überjchritten. Die Enquete— 
kommiſſion hätte zur Erreichung dieſes Zwecks die öffentlihe Bekanntmachung 
derjenigen Kaufs- und Berfaufsanfträge jeitens der Kursmakler in Ausjicht ges 
nommen, für welche es denjelben an Gegenkontrabenten an der Börje gefehlt, 
die jie aljo zur Ausführung der ihnen ertheilten Aufträge zu übernehmen ges 
nöthigt gewejen wären. Auf dieſe Weile würde nochmals dem Publikum Ges 
legenheit geboten, die vorliegenden Offerten anzunehmen, und, wenn Ddiejes nicht 
geichehen, zu feiner Kenntniß gebracht, in welchem Umfange und zu welchen 
Breifen der Makler derartige Geſchäfte für eigene Rechnung gemacht habe. Ties 
jei wichtig, um die Thätigfeit der Makler bei der Kursnotirung durch die bes 
theiligten Kreiſe einer jahgemäßen Kontrole unterziehen zu Eönnen. 

Die Kommiſſion jchloß jich diefen Ausführungen an und lehnte den ein 
unbedingtes Verbot für die Kursmakler enthaltenden Antrag ab; fie hielt es 
jedod für zwedmäßig, durch das Gejeg fjelbit den Kursmaklern die Verpflichtung 
aufzuerlegen, die Gejchäfte, welche fie für eigene Rechnung zu übernehmen ges 
nöthigt jeien, zur Kenntniß der Börjenbefucher zu bringen, und beichloß dem— 
gemäß, dem Abjah 1 der NRegierungsvorlage folgenden Zujag zu geben: 

„Die Landesregierungen ordnen an, in welder Form die Kursmakler 
diejenigen Geſchäfte, welche fie für eigene Rechnung zu übernehmen genöthigt 
find, zur Kenntniß der Börjenbejucher zu bringen haben.“ 

Bei der zweiten Lejung wurde beantragt, dieje Beſtimmung zu ſtreichen und 
an Stelle derjelben folgende aufzunehmen: 

„Die Landesregierung beitimmt, in welcher Weiſe die Beobachtung diejer 
Vorjchrift zu überwachen ijt.“ 

Zur Begründung diejes Antrages wurde darauf bingewiefen, daß es be— 
denflich jei, die Verpflichtung der Makler, die von ihnen zu übernehmenden Ge— 
ichäfte zur Kenntniß der Börjenbejucher zu bringen, unbedingt in dem Gejepe 
jelbit vorzufchreiben, da nicht überjehen werden fünne, ob eine joldhe Vorſchrift 
an allen Börjen praftiich durchführbar ſei. Jedenfalls fünne eine wirkfjame Kon: 
trole der Makler in Bezug auf die von ihnen übernommenen Gejchäfte auch 
durch Einficht ihrer Maklerbücder geübt werden und verdiene deshalb der ges 
jtellte Antrag den Vorzug, der die Art der Kontrole der Landesregierung übers 
falle. Dieje Regelung entjpräche auch den Beſchlüſſen dev Börſenenquetekommiſſion, 
welche ebenfall3 befürwortet habe, die VBorichriften zur Sicherung der Befolgung 
der Beitimmung, daß den Maklern Gejchäfte für eigene Rechnung nur injoweit 
geitattet jeien, al3 diejes zur Ausführung der ihnen ertheilten Aufträge nöthig 
jei, Durch die Börjenordnungen zu erlajien. 
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Die Kommiffion trat diefer Auffaffuug bei und nahm den gejtellten Antrag an. 

Zum Abjap 2 wurde zunächſt beantragt, Hinter die Worte: 

„lie dürfen auch wicht zu einem Kaufmann in den Berhältnijje eines“ 
einzuſchalten: 
„Kommanditiſten oder ſtillen Geſellſchafters“. 

Um die volle Unabhängigkeit der Kursmakler, auf welche im Intereſſe einer 
richtigen Preisnotirung unbedingt Werth zu legen jei, in jeder Beziehung jicher 
zu itellen, jei ed geboten, die vorgeſchlagene Bejtimmung in das Geſetz auf: 
zunehmen. Andernfalls würden die Kursmakler unter Umständen auch an jolhen 
Werthpapieren ein erhebliches finanzielles Interejje haben können, deren Kurs— 
notirung zu bewirken zu ihren amtlichen Funktionen gehöre. 

Von anderer Seite wurde diejer Antrag als zu weitgehend befämpft und 
ausgeführt, daß in vielen Fällen fein Grund vorliege, einem Kursmakler die Be— 
theiligung an einem gewerblichen Unternehmen als Kommanditiſt oder jtiller Ges 
jellichafter zu unterfagen, da jie durch eine jolhe Betheiligung feineswegs jtet3 
in eine finanzielle oder wirthichaftlihe Abhängigkeit von anderen Perſonen ge— 
riethen. Außerdem fünne es bei Erbjchaften oder Verheirathungen geradezu ge— 
boten jein, daß ein Kursmakler Kommanditiſt oder jtiller Gejellichafter bei einem 
Kaufmann würde, und müſſe deshalb der vorgejchlagenen Verbotsbejtimmung 
widerjprochen werden. 

Die Kommifjion schloß ſich dieſen Erwägungen an und Ichnte die Aufnahme 
einer ſolchen Verbotsbeſtimmung in das Geſetz ab. 

In der zweiten Leſung wurde darauf hingewiejen, daß das unbedingte Ver— 
bot der Betheiligung der Makler bei gemerblidyen Unternehmungen ald Koun— 
manditit oder jtiller Gefellichafter aus den angeführten Gründen mit Recht ab— 
gelehnt jei, daß aber doch eine ſolche Betheiligung in vielen Fällen außerordent— 
ih bedenklich fein und das Strohmännerthum geradezu begünftigen und legali= 
jiren mirde, Geitatte man dem Kursmakler in Wertbpapieren eine ſolche Be— 
theiligung bei einem Banfgejchäft oder dem Kursmakler in Waaren bei einem 
etreidelommijlionsgejchäft oder einem Meühlenunternehmen, jo erlange er bei 
den Preisfeititellungen ein mehr oder minder erhebliches Interefje und verliere 
die Objektivität und Unparteilichkeit, ohne welche eine richtige Preisnotirung ſich 
gar nicht erreihen laſſe. Die gleichen Gründe, die dafür jvrächen, dem Kurs— 
makler den Betrieb eines Handelägewerbes ohne Genehmigung der Landesregierung 
nicht zu gejtatten, lägen auch bei der Berheiligung desjelben an einem gewerb— 
lihen Unternehmen als Kommanditiſt oder jtiller Geſellſchafter vor, zumal Die 
Betheiligung eine jo große jein könne, daß der finanzielle Vortheil des Unter— 
nehmens den Kursmakler fat ganz zufalle und er ſich auch eine ausſchlaggebende 
Einwirfung auf dasjelbe jichern fünne. Könne im geeigneten Falle die Landes 
regierung eine derartige Betheiligung geitatten, jo fielen die gegen das unbedingte 
Verbot erhobenen Bedenken fort. Demgemäß wurde der Antrag geitellt, in Ab— 
ja 2 der Vorlage hinter „betreiben“ hinzuzufügen: 

„auch nicht an einem folchen als Kommanditiſt oder jtiller Gejellicaft 
betheiligt jein; ebenjowenig dürfen ſie u. j. w.“ 

Diefer Antrag wurde angenommen. 

Endlich wurde in der zweiten Leſung der Antrag geitellt, den letzten Satz 
des Abſatzes 2 der Vorlage zu jtreichen. 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde darauf hingewieſen, daß dieſe aus 
dem Handelsgeſetzbuch übernommene Bejtimmung der freieren Stellung der Kurs— 
makler nicht entjpräche und am größeren Börjen praftiid überhaupt gar nicht 
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durchführbar jei. Ein Makler mit ausgedehnten Geſchäfte bejhäftigte eine große 
Anzahl von Gehülfen, die thatfächlich als Unterhändler thätig wären umd als 
jolche zur Vermittlung von Gefchäften benugt würden. Auch jei es unmöglich, 
fi bei der Entgegennahme von Aufträgen in allen Fällen auf den mündlichen 
Verfehr zu befchränfen. Die Frage, ob der Makler aud von Abmejenden alls 
gemein Aufträge entgegen zu nehmen berechtigt fein jolle, jolle hier nicht weiter 
erörtert und könne durch die Börfenordnungen entſchieden werden. 

Bon anderer Seite wurde die Streihung gerade von dem Geſichtspunkt aus 
befürwortet, daß dann die Kursmakler berechtigt feien, aud) von den Provinzial- 
bankiers Aufträge auszuführen. Von den Vertretern der verbiündeten Regier— 
ungen wurde gerade von dem leßteren Gefichtspunft aus die Ablehnung des Ans 
trags auf Streichung der betreffenden Beitimmung dringend befürwortet. 

Die Kommiffion nahm den Antrag auf Streihung des letzten Satzes des 
Ss 32 au. 

Die Kommiffion hielt es für zwecdmäßig, dem $ 32 noch die Beſtimmung 
hinzuzufügen, daß vorfäßlice Zumwiderhandlungen der Kursmafler gegen die in 
demfelben enthaltenen Berbotsbejtimmungen als ımehrenhafte Handlungen im 
Sinne $ 10 des Geſetzes zu ahnden ſeien. 

Zwar wurde hiergegen das Bedenken geäußert, daß, wenn in einzelnen 
Fällen ausdrüdlich gewiſſe Handlungen als ehrengerichtlich zu ahndende im Geſetz 
bezeichnet würden, der Zweifel entitände, ob andere Handlungen, bei denen ein 
folder ausdrüdliher Hinweis fehle, nicht nach der Abficht des Gejepgebers jtraf- 
frei bleiben ſollten. Die Kommiffion fchloß ſich jedoch diefem Bedenken niht an, 
jondern hielt dieje Beſtimmung für gerechtfertigt, um dadurch gewiſſermaſſen Das 
Gewiſſen dev Makler zu ſchärfen. 

In der zweiten Lejung mwurde die Streichung diejer Beitimmung beantragt 
und damit begründet, daß einerſeits das ehrengerichtliche Verfahren ein zu weit— 
läufiger Apparat fei, un verhältnigmäßig geringe Verfehlungen der Makler zu 
ahnden, und daß ſolche Ahndung viel fchneller und wirfjamer auf disziplinarem 
Wege bewirkt werden fünne, daß aber auch andererjeit3 ſolche Verfehlungen nicht 
in allen Fällen als unehrenhafte Handlungen aufzufafen feien. Es Fönnten im 
Einzelnen wohl Zweifel darüber entitehen, ob in der That die vom Makler für 
eigene Rechnung gemachten Gejchäfte zur Ausführung der ihm ertheilten Auf- 
träge nothwendig gewejen feien, und könnte alfo der Makler jehr wohl jolche 
Geſchäfte in gutem Glauben gemacht haben, Es wäre im höchſten Grade un— 
billig umd auch fachlich nicht gerechtfertigt, in ſolchen Fällen eine chrengerichtliche 
Verfolgung eintreten zu laffen, durch welche das Vertrauen des Publikums zu 
dem Makler — vielleicht ohne jeden Grund — erjchüttert würde, Der Antrag 
auf Streichung wurde angenonmen. 


SS 33 und 34 
wurden von feiner Seite beanitandet und ohne Debatte angenommen. 


g 35. 

Beim $ 35 wurden zunächſt, da der $ 29 durch die Beſchlüſſe der Kom— 
miffion einen neuen Zuſatz erhalten, in der erjten Zeile der Nr. 1 hinter den 
Worten „im 8 29 Abjag 1* die Worte „und 2* Dinzugefügt. 

Bei der Ziffer 2 des $ 35 wurde von einem Mitgliede darauf hingewieſen, 
dab, wenn man auch im Interefje der hanſeatiſchen Börſen davon abgeſehen habe, 
für alle Waaren die amtliche Feititellung des Börfenpreifes als Vorausſetzung 
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des Rechts des Kommijfionärd, in die ihn aufgetragenen Gejchäfte als Selbit- 
fontrahent einzutreten, vorzujchreiben, doch entiheidender Werth darauf gelegt 
werden müßte, daß für diejenigen landwirtbichaftlichen Erzeugniffe, deren Preis— 
fejtitellungen an den Börſen für die Preiögejtaltung der betreffenden Erzeugnifje 
außerhalb der Börje von Einfluß feien, die amtliche Feititellung des Börſenpreiſes 
vorgejchrieben werden würde. Nur unter der Vorausſetzung, daß in diejer Be— 
ziehung von Seiten der Vertreter der verbündeten Negierungen befriedigende Er— 
Flärungen abgegeben werden, würde von einer Beanjtandung der Ziffer 2 Ab— 
jtand genommen werden fünnen, 

Seitend der Vertreter der verbündeten Regierungen wurde darauf ermidert, 
daß jelbitverjtändlich e3 ich zur Zeit nicht überjehen ließe, in welchem Unfange 
der Bundesrath von der ihm in $ 35 Ziffer 2 eingeräumten Befugniß Gebraud) 
machen würde; es könne jedoch ohne Weiteres erklärt werden, daß, wenn das 
Gejeg eine ſolche Befugniß für den Bundesrath vorjehe, fir die landwirthichafts 
lihen Erzeugniffe die amtliche Feititellung des Börjenpreifes wenigitens an den— 
jenigen Börjen, deren Preisfeititellungen für die Normirung der Preife in großen 
Wirthichaftsgebieten auch außerhalb derjelben maßgebend feien, in eriter Reihe 
in Frage komme. 

Zu Ziffer 3 des 8 35 wurde darauf hingewiejen, daß es ſich hierbei weniger 
um ein dem Bundesrath einzuräumendes Recht, ald um eine ihm obliegende 
Pflicht handle. Wie in der Börfenengnete- Kommijjion zutreffend ausgeführt, 
fönnten derartige Verfchiedenheiten, wie jte jegt an einzelnen Börfen in Bezug 
auf die Berechnuug der ausländischen Geldjorten und der Zinfen u. j. w. bejtänden, 
nicht ferner aufrecht erhalten bleiben, weil dieſe Verjchiedenheiten zu einer Täuſchung 
des Publikums führten. Diefe VBerfchiedenheiten wurden unbedingt durch einen 
Beſchluß des Bundesrathes für das ganze Neichögebiet bejeitigt werden müſſen. 
Gegen dieſe Auffafjung wurde von feiner Seite Widerfprud erhoben. 

Um den Bundesrath in die Lage zu verjeßen, über die von den Landes 
regierungen in Gemäßheit des letzten Abſatzes des 8 35 erlafjenen Beitinnmungen 
dauernd auf dem Laufenden zu bleiben, wurde von der Kommiſſion bejchloijen, 
diefem Abjag die Worte hinzuzufügen: „Dieſe Anordnungen find dem Reichs— 
fanzler zur Kenntnißnahme mitzutheilen.* 


III. Zulaſſung von Werthpapieren zum Börjenhandel. 
S 36. 

In einer eingehenden Erörterung gaben die Bejtimmungen über die Zu: 
lafjung von Werthpapieren zum Börjenhandel Veranlaſſung. Bon verjchiedenen 
Seiten wurde auf die großen Berlufte hingewieſen, welche das deutſche Kapital 
durch die Einführung unjolider ausländischer Werthpapiere in den legten Dezennien 
erlitten hätte. Gegen ſolche Verluſte einen größeren Schuß für die Zukunft zu 
ichaffen, jei um jo dringender nothivendig, als erfahrungsgemäß e3 vorzugsweije 
die Heineren Kapitaliften feien, welche, angelodt durch dad Verſprechen hoher 
Zinfen, jih zur Veräußerung ihrer foliden inländischen Werthpapiere und zum 
Ankauf weniger jicherer ausländijcher hätten bejtimmen lafjen. 

Bon den Vertretern der verbündeten Regierungen, jowie auch von Mit- 
gliedern der Kommiffion wurde hiergegen ausgeführt, daß zwar in der That Ver— 
luſte dur die Einführung ausländischer Werthpapiere an den deutjchen Börjen 
für das deutſche Kapital bedauerlicher Weife entitanden wären, daß aber aud) 
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demgegenüber die erheblichen Kapitalgewinne in Rechnung geitellt werden müßten, 
weiche Deutichland bei ausländischen Anleiben erfahren habe. In diefer Bezieh- 
ung fämen namentlich die Anleihen der nordamerifanifchen Union in Betracht, 
bei denen in eriter Reihe Deutichland ganz erhebliche Kapitalgewinne gehabt habe. 
Außerdem wäre bei einzelnen ansländifchen Werthpapieren der Verluft an Kapital 
nicht durch ein Werichulden der deutihen Emiſſionsfirmen, jondern durch eine 
vertragdbrüchige Haltung der ausländischen Schuldner eingetreten, die nicht hätte 
vorausgefehen werden fünnen und für welde eine Verantwortung von feiner in— 
ländischen Stelle getragen werden könnte. Deutſchland mache nad Schätzung zus 
verläjfiger Sachverſtändigen jährlich Erjparniffe von gegen taujend Millionen Mark 
und jei nur für etwa die Hälfte diefer Erjparnifje die Gelegenheit zur Anlage 
in inländischen Staats-, Gemeinde- und fonftigen ficheren Werthpapieren gegeben. 
Das deutiche Kapital müſſe demgemäß zu einen beträchtlichen Theil Anlage im 
Auslande juchen. Es jei dies auch an ſich für die Hebung des Wohlitandes und 
namentlich für die Sicherung unferer Währung von großem Werth, indem durch 
die Einführung ausländiicher Anleihen dauernd große Mengen an Gold in’s In— 
land kämen. 

Diefen Ausführungen gegenüber wurde von anderer Seite darauf hingewiejen, 
daß, wenn es jih um unbedingt ſichere ausländiiche Anleihen handle, deren Ver— 
zinfung in Gold dauernd ficher geitellt jei, die Einführung ausländiicher Anz 
leihen an den dentſchen Börſen gewiß von weſentlichem Wortheil jei, voraus: 
geſetzt, dab Dafür nicht entiprechende Mengen inländifcher Anleihen in's Ausland 
getrieben würden. Lebteres jei in den lebten Jahren bei den preußiichen und 
deutschen Anleihen der Fall geweſen, wodurch Deutichland genöthigt jei, einen 
Theil der Zinfen für diefe Anleihen an das Ausland abzuführen. Außerdem 
dürfe nicht überjehen werden, daß die Aufnahme ausländischer Anleihen im In— 
lande meiltend mit einer erheblichen Goldausfuhr verbunden fei, der gegenüber 
die durd die Zinfen bewirkte Goldeinfuhr, namentlich wenn dieje Zinjen in ver— 
tragsmwidriger Weije gekürzt würden, fein angemefjenes Nequivalent biete. Was 
die eingetretene Nursjteigerung vieler ausländiihen Werthpapiere anbelangt, To 
dürfte dabei die erhebliche Verminderung des allgemeinen Zinsfußes, welche in 
den lepten 25 Jahren eingetveten jet und welche naturgemäß eine ganz beträcht: 
lihe Steigerung aller feitverzinslichen Werthe im Gefolge gehabt habe, nicht un— 
berüdjichtigt bleiben. So fei z. B. im Jahre 1870 die 5prozentige Kriegsanleihe 
des Norddeutichen Bundes zu etwa 88pC. emittirt worden, während heute eine 
5 prozentige inländifche Staatsanleige, wenn deren Wonvertirung ausgeſchloſſen jet, 
einen Kursſtand von mindeitens 150 pCt. haben würde. 

Aus diefen allgemeinen Grörterungen ging hervor, daß die Kommiſſion der 
Anficht war, es jei die Einführung ausländifcher Werthpapiere an den deutichen 
Börſen unter der Voransjehung jehr erwünſcht, daß diefe Werthpapiere unbedingt 
jicher und auch in Zeiten von Krifen, insbeſondere bei Kriegen, realifirbar jeien, 
daß es dagegen in hohem Maße erwünfcht jei, namentlich für das Kleine Kapital, 
einen größeren Schub gegen die Einführung unficherer ausländischer und in- 
ländifcher Werthpapiere an den Börjen zu Schaffen. Um diefed Ziel zu erreichen, 
hielt die Kommiſſion in Uebereinſtimmung mit der Negierungsvorlage eine ander: 
weite Öeitaltung derjenigen Börfenftellen, welche über die Zulaffung von Werth: 
papieren zum Börjenhandel zu enticheiden haben, fir geboten. Auch die Kon: 
miſſion hielt e3 für richtig, daß dieſe Stelle (Zulaffungsftelle) nicht? ausschließlich 
aus gewerbsmäßig am Börfenhandel mit Werthpapieren direft vder indirekt bes 
theiligten Perjonen beitehen dürfte. Gegenüber der Vorlage, welche vorjchveibt, 
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daß mindeitend der dritte Theil der Mitglieder der Zulafjungsitelle aus Per— 
jonen bejtehen muß, welche jich nicht gewerbsmäßig am Börjenhandel mit Werth- 
papteren betheiligen, hielt die Kommiſſion die Erweiterung der außerhalb des 
Börjenhandels ſtehenden Mitglieder auf die Hälfte für geboten. Außerdem war 
die Kommiſſion der Anficht, daß lediglich der Ausschluß folder Perſonen, welche 
jich nicht gewerbsmäßig am Börfenhandel nit Werthpapieren betheiligen, für eine 
angentefjene Sicherung der Autereffen der Käufer folcher Wertpapiere nicht genüge. 
Winde man nicht genöthigt fein, auf die Verhältniffe in Hamburg und Bremen 
Rückſicht zu nehmen, jo würde es ſich empfohlen haben, allgemein vorzufchreiben, 
daß die Hälfte der Mitglieder der Zulaffungsitelle aus Perfonen beitehen müßte, 
welche nicht Mitglieder der Börfe des betreffenden Orts jein dürften. Da aber 
in den Hanjejtädten Jedermann zum Befuc der Börfe zugelaffen fei, jo würde 
eine derartige Beitimmung für die Börfen der Hanjeftädte bedenklich fein, dagegen 
würde für diejenigen Staaten, in denen keineswegs alle Kaufleute oder auch nur 
der größere Theil derjelben Mitglied der Börſe fei, auf Grund des $ 40 vor— 
geichrieben werden fönnen, daß die eine Hälfte der Mitglieder der Zulafjungs- 
itelle aus Perſonen beitehen müſſe, welche nicht ind Börjenregiiter eingetragen 
jind. Da zweifellos alle gewerb3mäßig am Börfenhandel mit Werthpapieren 
betheiligten Perfonen ich in das Börſenregiſter würden eintragen laſſen, jo liege 
hierin ein größerer Schuß für die ntereffen des kaufenden Publikums als in 
der Vorſchrift der Vorlage. 

Die Kommiſſion trat Ddiefen Ausführungen bei und nahm die geitellten 
Anträge an. Nach denjelben ergab fich für den eriten Abſatz des 8 36 folgende 
Faſſung: 

„Die Zulaſſung von Werthpapieren zum Börſenhandel erfolgt an jeder 
Börſe durch eine Kommiſſion (Zulaſſungsſtelle), von deren Mitgliedern mindeſtens 
die Hälfte aus Perſonen beſtehen muß, welche nicht ins Börſenregiſter (F 51) 
eingetragen ſind.“ 

Ebenſo nahm die Kommiſſion als zweiten Abſatz folgenden Antrag an: 

„Von der Berathung und Beſchlußfaſſung über die Zulaſſung eines 
Werthpapieres zum Börſenhandel find Diejenigen Mitglieder ausgeſchloſſen, 
welche an der Einführung dieſes Werthpapieres in den Börjenhandel ummittel- 
bar oder mittelbar betheiligt find.“ 

Die Nothwendigfeit einer derartigen Beltimmung wurde von dem Antrag: 
iteller damit begründet, daß Niemand in eigener Sache richten dürfe. Das von 
anderer Seite gegen dieje Faſſung geäußerte Bedenken, daß es im einzelnen Falle 
ihwer jein würde, namentlich nachzuweiſen, daß Mitglieder der Zulaſſungsſtelle 
auch nicht mittelbar an der Einführung von Werrhpapieren nicht betheiligt jeten, 
wurde von der Kommiſſion wicht für begründet erachtet. 

Der bereit3 in der eriten Lejung angekündigte, aber nicht eingebrachte Anz 
trag auf Errichtung einer Gentral-Emiffionsitelle für ausländische Merthpapiere 
wurde in der zweiten Lejung gejtellt, indem beantragt wurde: 

in $ 36, erite Zeile, vor dem Worte „Werthpapieren“ einzufchalten: „ine 
ländijhen“, und 
in $ 36 folgenden zweiten Abjag einzufchalten: 

„Ueber die Zulafiung ausländischer Werthpapiere zum Bürfenhandel hat 
eine Hauptzulafiungsitelle zu beſchließen. Diejelbe Hat ihren Sig in Berlin 
und bejteht aus 20 Mitgliedern, welche von Bundesrath auf fünf Jahre zu 
wählen find. Eine erneute Wahl ift zuläflig. Die Wahl der Hälfte der Mit- 
glieder erfolgt auf Vorſchlag der Handelsorgane ($ 1). Darüber, in welcher 
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Anzahl diefelben von den einzelnen Handelsorganen vorzufchlagen jind, be= 
jtimmt der Bundesrath. Die andere Hälfte wird unter angemefjener Berüd- 
fihtigung der anderen Berufsitände gewählt.“ 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde Folgendes ausgeführt: 

Durch die Errichtung einer Haupt-ZAlafjungsbehörde fir ausländiſche 
Werthpapiere jolle die Einführung diejer Effekten in den Handel vereinfadht und 
erleichtert werden. Den Emijjionshäufern müſſe daran gelegen jein, die Effekten 
möglichit jchnell und gleichzeitig an den verfchiedenen deutichen Börjenpläten zur 
Notiz zu dringen. Da aber die Prüfung des Werths und der Solidität dieſer 
Bapiere ein umftändliches und zeitraubendes Verfahren erjordere, da es dem 
Emiffionshanje obliege, die zu Diefer Prüfung dienlihen Materialien, unter Um— 
ftänden auch die mit den ausländischen Gläubigern abgefchlojjenen Verträge den 
Emijitionsbehörden einzureichen, da endlich die Emijjionsbehörden häufig in die 
Lage fommen würden, auf eigene Hand, 3. B. durd Rüdfragen beim Auswärtigen 
Amt oder bei den diplomatiichen Agenten, ſich Kenntniſſe von den einjchläglichen 
Verhältnijjen zu verjchaffen, jo würde das Emiſſionsgeſchäft wejentlich gehemmt 
werden, wenn für jede deutiche Börje durch die einzelnen Emijjionsbehörden 
dieje Prüfung vorgenommen werden jollte, Ferner würde eine Benacdtheiligung 
des faufenden Publikums durch Zulaſſung minderwerthiger ausländiſcher 
Effeften wirkffamer vorgebeugt, wenn die bezügliden Funktionen von einer 
HBentralbehörde vorgenommen werden, ald wenn mehrere Emifjionsbehörden über 
die Zulaffung des fraglichen Effekts zu befinden hätten. Denn es könne nicht 
ausbleiben, daß bei den verjchiedenen Emiſſionsbehörden jich auch eine verjchieden- 
artige Praxis in ihrer Gejchäftsführung herausbilden werde, und daß die eine 
Behörde weniger jfrupulös jein und die Genehmigung zum Handel leichter er— 
theilen würde als die andere, Die Folge hiervon würde jein, daß die Emiſſions— 
häujer ihre Anträge zunächit an diejenige Emifjionsbehörde richten würden, von 
welder jie die wenigjten Schwierigfeiten zu erwarten hätten. Habe aber die eine 
Behörde die Zulaffung eines ausländischen Bapiers gutgeheißen, jo jei es für Die 
anderen Behörden eine mißlihe Sache, die Genehmigung zu verjagen. Auch 
würden, wenn 3.8. die Zulajlung in Frankfurt a. M. genehmigt, in Berlin aber 
verjagt worden fei, die Geſchäfte in dem betreffenden Papier von Berlin aus in 
Frankfurt gemacht werden. Daß die Bentral-Emifjionsbehörde jih nur mit 
ausländiihen Werthpapieren zu befafjen haben jolle, liege in der Natur der 
Berhältnifje. Für die Prüfung inländifcher (deutſcher) Werthpapiere erichienen 
die für die einzelnen Börjen zuftändigen Emillionsbehörden ſchon deshalb viel 
geeigneter, als dabei in den meijten Fällen eine nähere Kenntniß der örtlichen 
Verhältniffe erforderlich jein werde. Auf eine einheitliche Praris in der Zus 
lafjung fomme es bei inländischen Effeften weniger an; das Publikum jei bei 
diejen jelbjt im Stande, ji) über den Werth der Papiere ein Urtheil zu bilden 
— ganz abgejehen davon, daß NHursrüdgänge an inländischen Werthen Das 
Nationalvermögen bei Weitem nicht in dem Maße jchädigten, twie die an aus— 
ländijhen Werthen erlittenen Verluſte. 

Bon den Vertretern der verbündeten Regierungen jomwohl, wie aus der 
Mitte der Kommifjion wurde diefer Antrag befümpft. Es wurde zunädjt darauf 
hingewiejen, daß die Werthpapiere einzelner ausländischer Staaten vielfach nicht 
an allen einheimijchen Börjen, jondern nur an einzelnen eingeführt zu werden 
pflegten. So würden 3. B. die aus den nordiichen Königreichen jtammenden 
Werthpapiere in der Regel nur an der Hamburger Börje, dagegen die ruſſiſchen 
Eijenbahnaktien und Obligationen in der Hegel nur an der Berliner Börje, die 


über den Entwurf eines Börſengeſetzes. 689 


Aktien öfterreichiicher Brauereien mehrfah nur in München eingeführt. In allen 
denjenigen Fällen, im denen ausländische Werthpapiere nur an einer deutfchen 
Börje eingeführt werden follten, trete durch den Antrag eine wejentliche Erſchwer— 
ung der Einführung ein. Außerdem würde in ſolchen Fällen die Uebertragung 
der Enticheidung über die Zulafjung an die Hauptzulaffungsitelle auch nicht den 
Intereſſen des faufenden Publikums entjpredhen. Denn es liege auf der Hand, 
daß, wenn einzelne Börjen die Pflege des Geſchäftsverkehrs mit einzelnen aus— 
wärtigen Staaten jeit langen Jahren ſich zur Aufgabe geftellt hätten, fie über 
die wirthichaftlihen und finanziellen Verhältnifie diefer Staaten und der in den- 
jelben betriebenen Unternehmungen viel zuverläfliger informirt fein müßten als 
andere Börjen, welche mit dieſen Staaten gar feine Gejchäfte oder folche nur 
jehr jelten gemacht hätten. In denjenigen Fällen aber, in denen ausfändifche 
Verthpapiere an mehreren deutichen Börſen gleichzeitig zur Einführung ges 
langen jollten, fei bereit durch die Beſtimmung in Abi. 2 des 8 37 eine Ver: 
jtändigung der in Frage kommenden Zulafjungsitellen vorgejehen. Entjchieden 
müffe aber der beantragten Zufammenjepung der Hauptzulafjungsitelle entgegen- 
getreten werden. Durch die Vorſchrift, daß der Bundesrath die Mitglieder zu 
wählen habe, würde derfelbe mit einer Verantwortung belajtet, die zu übernehmen 
er gar nicht in der Lage jei; auch würde die Uebertragung der Entjcheidung über 
die Zulaſſung ausländischer Werthpapiere auf eine Stelle, deren Mitglieder vom 
Bundesrathe gewählt jeien, das Publikum mit befonderem Vertrauen zu den von 
diefer Stelle zugelaufenen Werthpapieren erfüllen und demgemäß die Einführung 
ausländischer Werthpapiere nicht erjchweren, ſondern wejentlid) fördern. Würde 
an dem Grundjaß feitgehalten, daß die Zulafjungsitele — von befonderen Aus- 
nahmefällen abgeſehen — nicht die Güte der einzuführenden Werthpapiere zu 
prüfen, jondern nur dafür zu forgen Habe, dab in den Proſpekten alle Mit- 
theilungen enthalten jeien, welde für die Beurtheilung des Werthes nothiwendig 
jeien, jo könne in Bezug auf diefe Prüfung von der Hauptzulaffungsitelle nicht 
mehr erwartet werden, al3 von den Zulaflungsitellen der einzelnen Börfen. Ge: 
langten aber einmal Werthpapiere zur Einführung, welche hinterher ſich als 
minderwertbig herausitellten, jo würden die Wormwürfe und Beichwerden des 
Publikums fi nicht gegen die Börfen, jondern gegen den Bundesrath richten. 
Uebrigens würde die Annahme des Antrages zu einer Vermehrung des Ueber— 
gewicht3 der Berliner Börje über die anderen deutfchen Börjen führen, mas 
durchaus unerwiünjcht jei. 

Nach diefen Darlegungen wurde der Antrag unter Vorbehalt der Wieder- 
einbringung im Plenum zurücdgezogen. 

Ferner wurden folgende redaktionelle Aenderungen beſchloſſen: in Abſatz 1 
hinter „Börfenregiiter* hinzuzufügen „für Werthpapiere“, ferner in Abſatz 2 die 
Worte „mittelbar und unmittelbar“ zu jtreihen umd endlid in Abſatz 3a das 
Wort „beziehungsweije* durch „und“ zu erjegen. 

Sodann wurde noch darauf hingewiejen, daß weder die von der Kommiſion 
beſchloſſene Bejtimmung, wonach mindeitens die Hälfte dev Mitglieder aus Per: 
jonen bejtehen müſſe, welche nicht ins Börjenregijter für Werthpapiere eingetragen 
feien, noch die Beitinnmung der Borlage bei wörtlider Auslegung genüge, 
um dem außerhalb der Börje stehenden Publikum eine angemejiene Vertretung 
feiner Interefjen in der Zulaffungsitelle zu fichern. Denn die Mitglieder des 
Borjtandes oder de3 Aufjichtsraths einer ins Börſenregiſter eingetragenen Geſell— 
ſchaft feien, auch wenn fie felbjt nicht ins Börfenregiiter eingetragen jeien, be= 
ziehungsweife ſich nicht gewerbsmäßig am Börfenhandel betheiligten, doch im 
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Allgemeinen als Vertreter diejer Sejellichaften anzujehen und zur Wahrnehmung 
der Intereſſen derjelben berufen. Aus diefem Grunde würde es nothwendig jein, 
vorzufchreiben, daß die eine Hälfte der Mitglieder nit nur micht jelbit ins 
Börſenregiſter für Wertbpapiere eingetragen fein, fondern auch nicht dem Voer— 
Itande oder Auffichtsrathe einer ind Börfenregifter für Werthpapiere eingetragenen 
Sejellichaft angehören dürfe, wenn von den Wertretern der verbündeten Wegier- 
ungen nicht die Erklärung abgegeben werden fünnte, daß auch ohne eine jolde 
ausdrückliche WVorjchrift die Mitglieder des Vorſtandes oder des Aufſichtsrath— 
jolcher Gejellichaften ebenjo behandelt werden müßten, als wenn ſie ſelbſt in: 
Börjenregifter eingetragen wären. 

Bon den Vertretern der verbündeten Regierungen wurde hierauf erwidert, 
daß ſie feinen Anjtand nähmen, diefe Erklärung abzugeben und zu bejtätigen, 
daß e3 dem Sinne und dem Zweck der Vorſchrift entſpräche, die dem Roritand: 
oder dem Auflichtsrathe einer ind Börfenregiiter für Werthpapiere eingetragenen 
Sejellichaft angehörenden Perſonen ebenſo zu behandeln, ald wenn dieſe Perſonen 
ſelbſt ins Börjenregifter eingetragen jeien und daß bei Erlaß der Ausführung 
beſtimmungen für eine diefer Auffaſſung entiprechende Negelung der Angelegen- 
heit Sorge getragen werden würde. Es wurde Fonjtatirt, daß diefe Anſicht auch 
von der füniglich preußifchen Negierung getheilt werde. 

Unter diefen Umständen wurde von dem betreffenden Mitgliede von der 
Stellung eines Antrages Abjtand genommen. Dagegen beantragte ein amdere: 
Mitglied der Kommiſſion, dem Abjap 1 des 8 36 folgenden Zujaß zu geben: 

und auch nicht Vertreter von ins Börjenregiiter eingetragenen Berjonen md. 

Diefer Antrag wurde abgelehnt. 

Endlich wurde von einem Mitgliede der Kommiſſion ausgeführt, daß, als 
die Kommiſſion bejchloffen habe, daß nicht blos, wie in der Vorlage vorgeichlagen 
jei, ein Drittel, fondern die Hälfte der Mitglieder der Zulaffungsitelle ans Per: 
jonen bejtehen müſſe, die nicht ins Börfenregiiter eingetragen fei, der Antrag 
auf Ausichließung derjenigen Berfonen, welde an der Einführung des betreffenden 
Werthpapieres betheiligt feien, noch nicht die Zuftimmung der Kommiſſion ge 
junden gehabt habe. Bei den erjten Beichluß jei die Kommiſſion von der An 
jicht ausgegangen, daß es gerechtfertigt jei, die Mitglieder je zur Hälfte aus den 
Streifen der Bürfeninterefjenten und den nicht ins Börfenregijter eingetragenen 
Perſonen zu entnehmen, Nach Annahme des zweiten Abjapes fei aber dieſes 
Verhältnig zum Nachtheil der Börfeninterejienten weſentlich verichoben worden. 
Nach inzwiichen eingezogenen Informationen gehörten dem über die Zulafjung von 
Werthpapieren zum Börfenhandel an der Berliner Börje entjcheidenden Kommiſſariet. 
welches aus 24 Perſonen bejtehe, acht Mitglieder an, welde als Vertreter der 
Emiffionsbanfen anzujehen jeien, Won diefen Mitgliedern würde fich jtet3 auf 
Grund der Beſtimmung im Abſatz 2 ein Theil von der Berathung und Beſchluß— 
faljung fern halten müfjen. Nach den bisherigen Erfahrungen — eine dem 
Abſatz 2 entiprechende Bejtimmung beitehe auch jchon gegenwärtig — müßten 
bei großen Emiffionen, bei denen eine größere Anzahl der hieſigen Emiftten® 
firmen betheiligt jeien, nicht jelten ſechs Mitglieder ausſcheiden. Würde die 
Zulafjungsitelle auch in Zukunft die gleiche Anzahl Mitglieder erhalten, jo würde 
jich, wenn ſechs Mitglieder an der Emifjion betheiligt feien, das Verhältniß io 
jtellen, dah zwölf nicht in's Börjenregijter eingetragenen Perſonen mur jede 
Bertreter der Börjeninterejjen gegenüberjtänden. Cine derartige Zufammenjekung 
der Zulaffungsitelle entfpräche nicht den bei der Beſchlußfaſſung über den Abſatz! 
zum Ausdruck gelangten Anjichten der Kommiſſion, und ſei auch nidyt zu redt- 
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fertigen, da die Emiſſionshäuſer im Allgemeinen die größten Erfahrungen auf 
dent Gebiete der Emijjtondthätigfeit hätten, und die Intereſſen der Börje bei 
der Enticheidung über die Zulaffung auch eine angemeffene Vertretung erheiichten. 
Um diefen Bedenken Rechnung zu tragen, fünne man entweder in Abjaß 1 die 
Negierungsvorlage wieder heritellen oder einen Zuſatz zu Abjag 2 dahin auf: 
nehmen, daß an Stelle der ausjcheidenden Mitglieder nach Maßgabe der Beſtimm— 
ungen der Börfenordnung eine entiprechende Anzahl von Stellvertretern ein— 
zuberufen jei. Die erjtere Alternative empfehle jich durd größere Einfachheit, 
die zweite entfpräche mehr der Gerechtigkeit und Billigfeit, da die Zahl der aus: 
icheidenden Mitglieder bei den einzelnen Emiſſionen eine jehr verfchiedene jet. 
Aus diefem Grunde müſſe der lebteren Alternative der Vorzug gegeben werden 
und wurde demgemäß der Antrag gejtellt, dem $ 36 Abjag 2 folgende Faſſung 
zu geben: 

„; für die ausjcheidenden Mitglieder find Stellvertreter nad) näherer 

Beitimmung der Börjenordnung zu berufen.“ 

Diejer Antrag wurde angenommen. 

Ferner wurde von einem Mitgliede der Antrag geitellt, die Aufgaben und 
die Pflichten der Zulafjungsitelle nicht, wie e8 von der Börſeuenquete-Kommiſſion 
vorgeichlagen jei, dem Bundesrathe zu überlafjen, jondern in das Geſeß jelbit 
aufzunehmen. 

Zur Begründung diefes Antrages wurde auf die Nothwendigkeit hingewieſen, 
die Rechte und Pflichten der Zulaffungsitele in dem Geſetz ſelbſt feitzuftelien, 
weil dann die Yulafiungsitelle die Jutereſſen des Publikums wirkſamer wirde 
wahrnehmen können. Insbeſondere müſſe durch das Geſetz jelbit ausgejprochen 
werden, daß die Zulafjungsitelle berechtigt und verpflichtet jei, die Mittheilung 
aller thatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe, die fir die Beurtheilung der zu 
emittirenden Werthpapiere nothwendig jeien, zu fordern und die Zulafiung abs 
zulehnen, wenn der Proſpekt im diejer Beziehung weſentliche Lücken entbhielte oder 
es jih um Emiſſionen bandle, durch welche erhebliche allgemeine Intereſſen 
geichädigt würden oder welche offenbar zu einer Lebervortheilung des Publikums 
führten, aud daß die Zulaflung ohne Angabe von Gründen abgelehnt 
werden dürfe Wie aus den Verhandlungen der Sachverſtändigen in der Börſen— 
enquete-Kommiſſion hervorginge, bejtänden in kaufmänniſchen Streifen vielfach 
Zweifel darüber, ob die für die meilten Börſen jchon jept beitehenden Zulaſſungs— 
jtellen überhaupt das Necht hätten, Wertbpapiere von der Zulaſſung auszufchließen, 
wenn die PBrofpefte in Bezug auf die zur Beurtheilung nothwendigen Angaben 
unvolljtändig jeien oder wenn durch die beabjichtigte Einführung erhebliche all- 
gemeine Intereſſen gejchädigt feien oder offenbar eine Mebervortheilung des 
Publikums vorliege. 

Diefe Rechte der Zulaffungsitelle müßten durch das Geſetz felbit völlig außer 
Bweifel geitellt werden, zumal nach den bisher gemachten Erfahrungen Die 
BZulafjungsitellen nicht jelten in die Lage kämen, von diefen Rechten Gebrauch 
zu madhen. So fünne 3. B. die Zulaffung einer großen ausländischen Gold- 
anleihe bei ungünjtiger Yage des Geldmarktes die Aufrechterbaltung der Währung 
ernitlich gefährden, und würden in ſolchem Falle ſo wejentliche allgemeine Anterejjen 
gejchädigt, daß die Verweigerung der Zulaſſung geboten ericheine. 

Die Kommiſſion trat diefen Erwägungen bei und nahm den geftellten Antrag 
mit dem von einen anderen Mitgliede geitellten Unterantrag an, daß unter 
Umständen auch die Mittheilung des Uebernahmepreiies beziehungsweife der Weber: 
nahmebedingungen von der Zulafjungsitelle jollte verlangt werden dürfen. 
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Hiernad) ergab fih für die Abjäge 3 bis 5 des $ 36, welche in den übrigen 

Beltimmungen nicht weiter beanjtandet wurden, folgende Faſſung: 

„Die Zulafjungsitelle hat die Aufgabe und die Pflicht: 

die Worlegung der Urkunden, welche die Grundlage für die zu emittirenden 
Werthpapiere bilden, unter Umjtänden die Mittheilung des 
Uebernahmepreifes beziehungsweiſe der Uebernahme— 
bedingungen zu verlangen und diefe Urkunden zu prüfen; 

dafür zu forgen, daß das Publikum über alle zur Beurtheilung der zu 
emittirenden Werthpapiere nothwendigen thatjächlihen und vechtlidyen 
Verhältnifje ſoweit als möglich informirt und bei Unvollſtändigkeit der 
Angaben die Emifiton nicht zuzulaſſen; 

Emiffionen nicht zuzulaffen, durch welche erhebliche allgemeine Intereſſen 
gefchädigt werden oder welche offenbar zu einer Uebervortheilung des 
Publikums führen. 

Die Znlaffungsitelle darf die Emifjion ohne Angabe von Gründen ablehnen. 
Im Uebrigen werden die Beſtimmungen über die Zufanmenjegung der Zulafjungs- 
jtelle, Towie über die Zuläfligleit einer Beſchwerde gegen deren Enticheidungen 
durch die Börfenordnungen getroffen. Die Zulaſſungsſtelle ijt befugt, zum Börjen- 
handel zugelajjene Werthpapiere von demjelben auszuſchließen. 

Die Zulafjung deutscher Reichs- und Staatsanleihen darf nicht verjagt 
werden.“ 

Inder zweiten Lejung wurde der Antrag geitellt, den Abjab 3 des 
$ 36 zu ftreichen und jtatt deſſen folgende Beltimmung aufzunehmen: 

„Die Zulaffungsitelle bat die Prliht, die Grundlage der Emiſſion und 
die Nichtigkeit und Vollitändigkeit des Proſpektes unter dem Gefihtöpunfte zu 
prüfen, daß einer erkennbaren Schädigung allgemeiner Intereſſen oder der 
Abnehmer der Wertbpapiere vorzubeugen it.“ 

Diejer Antrag wurde damit begründet, daß es fich hier lediglich um injtruftionelle 
Beitimmungen handele, welche zweckmäßiger Weije nicht in dem Geſetz jelbit Auf: 
nahme zu finden hätten. Die in dem Antrag enthaltene Beſtimmung genüge, 
um die Zulaffungsitelle mit einer allgemeinen Direftive zu verjehen, wie jie ihre 
Stellung aufzufaffen habe; die näheren Beſtimmungen über ihre Aufgaben, ihre 
Plihten und Rechte würden vom Bundesrathe oder von der Landesregierung 
zu erlaſſen fein. 

Bon den Vertretern der verbiündeten Negierumgen wurde die Annahme diejes 
Antrages auf das Lebhaftefte befürwortet. ES fer richtig, daß dieſe Beſtimm— 
ungen lediglih einen initruftionellen Charakter hätten und daher nicht im das 
Geſetz, Sondern in die Ausführungsperordnnungen gehörten. Diejes jei auch der 
Standpunkt der Börſenenquete-Kommiſſion gewejen, welche den Erlaß diefer Be: 
jtimmungen durch den Bundesrat befürwortet hätte. Die Nufnahme dieſer 
Beitimmungen in das Geſetz fei jchon aus dem Grunde bedenklich, weil damit 
der Zulafjungsitelle die Pflicht einer Prüfung der Sicherheit der einzuführenden 
Wertbpapiere auferlegt werde und das Publikum zu der Anficht verleitet werden 
müßte, daß durch die von der Yulafiungsitelle zugelafjenen Werthpapiere weder 
die allgemeinen Intereſſen gejhädigt würden, noch das Publikum übervortheilt 
werde, 

Aus der Mitte der Kommiſſion wurde diefer Antrag unter Bezugnahme 
auf die in der eriten Leſung für die Aufnahme der angefochtenen Beſtimmungen 
dargelegten Gründe befämpft. Wenn die Aufnahme dieſer Beltimmungen in die 
vom WBundesvath oder der Landesregierung zu erlaſſende Ausführungsverordnung 
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unbedenklich ſei, jo könnten fachliche Bedenken auch nicht ihrer Aufnahme in das 
Geſetz entgegenitehen. Denn für die Wirkung dieſer Beſtimmungen auf das 
Publikum ſei es ganz gleich, ob fie im Gefeg oder in der Ausführungsverordnung 
ftänden. Dieſe Beitimmungen entjprächen der gegemwärtigen Praris, die durd) 
fie nur eine gejegliche Grundlage erhalten ſolle. Webrigens gehe der geitellte 
Antrag in mancher Beziehung viel weiter wie die angefochtenen Beltimmungen, 
indem er der Zulafjungsitelle auch die Prüfung der Nichtigkeit der im Projekt 
enthaltenen Angaben zur Pflicht mache; eine ſolche Prüfung fei aber völlig uns 
möglich und jtehe mit der ganzen Profpektentheorie in Wideripruch. Werner fei 
nicht erjichtlich, welche Konſequenzen die Zulaffungsitelle ziehen jolle, wenn die 
ihr auferlegte Prüfung ergebe, daß eine Schädigung allgemeiner Intereſſen oder 
der Abnehmer der Werthpapiere eintreten werde. Solle fie dann verpflichtet 
fein, die Zulaffung abzulehnen, jo ginge auch in diefer Beziehung der Antrag 
viel weiter als die angefochtene Beitimmung, welche eine ſolche Verpflichtung der 
Zulaſſungsſtelle nur auferlege, wenn erhebliche allgemeine Jutereſſen geichädigt 
oder offenbar eine Uebervortheilung des Publikums eintrete. Ueber 
einzelne redaktionelle Uenderungen fünne man ſich ja bis zur Plenarberathung 
verſtändigen. 

Ferner wurde in der zweiten Leſung der Antrag geſtellt, die Worte in 
Abſatz 34 

„Unter Umſtänden die Mittheilung des Uebernahmepreiſes bezw. der 
Uebernahmebedingungen“ 
zu ſtreichen. 

Dieſer Antrag wurde damit begründet, daß die Zulaſſungsſtelle, wenn ſie 
der Anſicht ſei, daß die Emiſſion offenbar zu einer Uebervortheilung des Publikums 
führe, die Mittheilung des Uebernahmepreiſes und der Uebernahmebedingungen 
durchſetzen könne, indem ſie andernfalls die Genehmigung zur Zulaſſung verweigern 
zu müſſen erkläre. Der Zulaſſungsſtelle aber allgemein ein ſolches Recht zu 
gewähren, ſei in hohem Maße bedenklich, und würde zu einer empfindlichen 
Schädigung der einheimiſchen Emiſſionsthätigkeit führen. 

Dieſer Auffaſſung wurde von den Vertretern der verbündeten Regierungen 
zugeſtimmt und wurde von ihnen die Annahme dieſes Antrages dringend befür— 
wortet. Namentlich bei Anleihen auswärtiger Staaten würde und müßte die 
Verpflichtung zur Mittheilung des Uebernahmepreiſes bezw. der Uebernahme— 
bedingungen die deutſchen Emiſſionshäuſer in eine überaus ſchwierige Lage 
bringen, da Staaten, insbeſondere ſolche mit geſicherten Finanzen, ſich wohl nie 
dazu bereit finden laſſen würden, die mit den Emiſſionshäuſern gepflogenen Ver— 
handlungen der Oeffentlichkeit Preis zu geben. Dazu käme, daß durch die Mit— 
theilung des Uebernahmepreiſes und der Uebernahmebedingungen die Konkurrenten 
der Emiſſionsfirma davon Kenntniß erlangen und dieſe Kenntniß in ſpäteren 
Fällen zum Nachtheil der Emiſſionsfirma ausnutzen würden. 

Die Kommiſſion lehnte den Antrag zu 1, nachdem derſelbe dahin modifizirt 
war, daß die Worte „die Richtigkeit und“ geſtrichen werden ſollten, ab, nahm 
dagegen den Antrag auf Streichung der Worte 

„unter Umſtänden die Mittheilung des Uebernahmepreiſes bezw. der 
Uebernahmebedingungen“ 
an. 
537 
der Vorlage wurde in erſter Leſung unverändert angenommen. 
In der zweiten Leſung wurde auf Anregung eines Mitgliedes der Kommiſſion 
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feitgeftellt, dan im Falle der Ablehnung eines Antrages auf Zulafjung die Zus 
laffungsitelle zunächſt nur verpflichtet jei, den Voritänden der übrigen Börjen 
mitzutheilen, ob die Ablehnung „mit Rückſicht auf örtliche Verhältniſſe“ oder 
„aus anderen Gründen” erfolgt jei. Am erjteren Falle jeien die Zulafjungs- 
jtellen der anderen Börfen in ihrer Entjcheidung über die Zulafjung völlig frei. 
Im lepteren Falle könne die ablehnende Zulafjungsitelle ihre Zuftimmung zur 
Zulaſſung an andere Börjen auch zugleich mit der Mittheilung darüber, dab die 
Ablehnung aus allgemeinen Gründen erfolgt fei, erklären, wenn jie von vorn— 
herein der Anjicht fjei, daß vom Standpunkte der öffentlichen Intereſſen aus 
Bedenken gegen eine ſolche Zulaffung nicht obiwalteten. Nur dann, wenn lebteres 
der Fall ſei, müſſe die ablehnende Zulajjungsitelle die Gründe der Ablehnung 
der in Frage fommenden Zulafjungsitelle mittheilen, damit eine Verftändigung 
über die Zulafjung oder Ablehnung erfolgen könne. Im allgemeinen werde man 
aber annehmen fünnen, daß, wenn an einer Börje die Ablehnung aus anderen 
als aus örtlichen Gründen erfolgt, wohl faum eine andere Börſe fi für die 
Zulaſſung entichliegen würde. Da fich innerhalb der Kommiſſion Zweifel darüber 
ergaben, ob dieſe Auslegung mit dem Wortlaute der Vorlage in Uebereinftimmung 
jich befinde, jo wurde der Antrag gejtellt und angenommen, die Worte „unter 
Angabe der Gründe“ zu jtreichen. 
S 38. 

Bei $ 38 wurde zumächit der Antrag geitellt und von der Kommiſſion ans 
genonmen, dem Abjaß 1 die Worte hinzuzufügen: „das Gleiche gilt für Konver— 
tivungen und Sapitalserhöhungen" — nachdem von den Antragitellern darauf 
bingewiejen war, daß bei einzelnen Konvertirungen die Intereſſen der deutjchen 
Gläubiger erheblich gejhädigt worden feien. Mehrfach feien ausländische Anleihen 
mit einem verhältnigmäßig bohen Zinsſatz zur Einführung gelangt und Habe 
dann nach Furzer Zeit eine Herabſetzung des Zinsfußes jtattgefunden, ohne daß 
eine wejentliche Aenderung auf dem internationalen Geldmarkte eingetreten fei. 

Herner wurde don einer Seite der Antrag geitellt, eine Beitimmung dahin 
aufzunehmen, daß in dem Proſpekt der Betrag der in den Verkehr gebrachten 
Werthpapiere, jowie der Betrag, welcher vorläufig von dem Verkehr ausgejchloffen 
jei, und letzterenfalls die Zeit, fiir welche diefer Ausſchluß erfolgt fei, erſichtlich 
gemacht würde. 

Die Nothwendigkeit einer derartigen Beitimmung wurde damit begründet, 
daß namentlich bei der Einführung don induitriellen Werthpapieren vielfach Ver: 
einbarungen zwiſchen den Beſitzern der Aktien und den emittirenden Banfhäujern 
getroffen würden, wonach eritere fic) für eine mehr oder minder lange Zeit ver: 
prlichteten, ihren Bejig an Aktien oder Obligationen nicht an den Markt zu bringen. 
Snfolgedejjen ſei oft der zur Einführung gelangende Betrag dieſer Werthpapiere 
ein verhältnigmäßig geringer und trete bei einer erhöhten Nachfrage eine Steigerung 
der Kurſe ein, bis die Seit verfloffen ſei, für welche ſich die Beliker großer 
Beitände zur Nichtveräußerung Dderjelben verpflichtet hätten. Dann kämen vit 
große Maſſen folder Werthpapiere an den Markt; diefelben würden entiverthet 
und würde das Publikum in großem Umfange geihädigt. Um diefe Mißſtände 
zu bejeitigen, jei es unerläßlich, dem Emiſſionshauſe die Verpflichtung aufzulegen, 
derartige Vereinbarungen durch den Proſpekt zur Kenntniß des Publikums zu 
bringen; hierbei würde natürlich dorausgejept, daß es fih um Bereinbarungen 
handle, die dem Emiſſionshauſe jelbit zur Zeit der Einveihung des Projpefts 
befannt jeien. 


über den Entwurf eines Börſengeſetzes. 695 


Die Kommiſſion ſchloß ſich dieſen Erwägungen an und nahm den Antrag: 

„Der Proſpekt muß den Betrag, welcher in den Verkehr gebracht wird, 

jowie den Betrag, welcher vorläufig vom Verkehr ausgejchlofjen ift, und letz— 

teren Falles die Zeit, für welche dieſer Ausſchluß erfolgt ift, erjichtlicy machen.” 
an, 

Ferner wurde e3 von derjchiedenen Mitgliedern für einen Mißftand bezeichnet, 
daß der Profpektentwurf, der bei dem Antrage auf Zulafjung von Werthpapieren 
zum Börjenhandel der Zulafjungsjtelle überreicht würde, nicht zur Veröffentlichung 
gelange. Jusbefondere könne bei der Einführung von Aktien inländiicher gewerb- 
liher Unternehmungen oft von dem außerhalb der Börje jtehenden Publikum 
richtiger beurtheilt werden als von der Börjenzulafjungsitelle, ob der Proſpekt 
alle Angaben enthalte, welche für die Beurtheilung der Sicherheit des Werth 
papiere3 nothivendig und nützlich jeien. 

Es jei deshalb erwünjcht, daß das Publikum und auch die Preſſe durch 
eine Veröffentlihung der Projpektentwürfe von dem Inhalt derjelben Kenntuiß 
erhielten, um der Zulafjungsitelle erforderlichenfalls weitere Mittheilungen über 
die nothiwendige Vervolljtändigung oder Berichtigung des Profpeft3 maden zu 
fünnen. So jeien 3. B. bisher bei der Einführung von Bergwerksaktien in den 
Proſpekten nie Angaben über die Wafjerverhältniffe der betreffenden Werke ent— 
halten, während in den betheiligten technischen Kreifen vielleicht Thatſachen befannt 
jeien, die für das Unternehmen eine ernjte Gefahr bilden und den Werth der 
Altien erheblich beeinträchtigen könnten. Gelange der Projpeftentwurf zur Kenntniß 
des Publikums, jo jei es möglich, daß aus den Kreiſen dejjelben dieſe Thatjachen 
zur Kenntniß der Zulafjungsitelle gelangten, die dann in der Lage wäre, Die 
Aufnahme diefer Thatjachen in den definitiven Proſpekt zu verlangen. 

Die Kommiſſion trat diefen Ausführungen bei und nahm den Antrag: 

„Zwiſchen der Veröffentlichung des Projpekt3 und der Beſchlußfaſſung 
über denjelben muß eine Friſt von ſechs Tagen liegen.“ 
an. 

Ebenjo wurde von der Kommiſſion die Feitfegung einer weiteren Friſt von 
ſechs Tagen zwiſchen der Beihlußfaffung über den Proſpekt und der Einführung 
der betreffenden Wertbpapiere für nothwendig eradjtet und der Antrag: 

„Zwiſchen der Beihlußfaffung über den Projpeft und der Einführung 
der in ihm bezeichneten Werthpapiere muß eine weitere Friſt von ſechs Tagen 
liegen.“ 

angenommen, nahdem dom Antragjteller darauf hingewiefen war, daß in den 
meijten Fällen dem Beichluß über die Zulafiung zum Börjenhandel unmittelbar 
die Einführung der betreffenden Werthpapiere an der Börje folge, jo daß dem 
beteiligten Publikum feine Zeit bliebe, ji) über den Werth dieſer Werthpapiere 
zuverläſſig zu informiren. 

Endlich wurde als Abjah 3 des 8 38 ein Antrag des Inhalts angenommen: 

„Die Zulafjung von Antheilsicheinen oder Obligationen ausländijcher 
Erwerbsgeſellſchaften it davon abhängig, daß diejelben ſich verpflichten, die 
Bilanz jowie die Gewinn und Verlujtrehnung jährlih nad Feititellung ders 
jelben in einer oder mehreren Zeitungen zu veröffentlichen.“ 

Zur Begründung diejes Antragd wurde darauf hingewiejen, daß es für die 
Beurtheilung des Werthes von Antheilsicheinen oder Obligationen ausländijcher 
Erwerbögejellihaften von großem Werthe jei, wenn deren Bilanzen ſowie ihre 
Gewinne und Verluſtrechnung jährlich auch in deutjchen Blättern zur Veröffent: 
lihung gelangten. Durch dieſe Beröffentlihungen erlange das Publikum eine 
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zuverläſſige Kenntniß über den gegenwärtigen Stand des Unternehmens und werde 
demgemäß in die Lage verjept, den Werth der betreffenden Werthpapiere richtig 
beurtheilen zu können. 

Non anderer Seite wurde dieler Antrag befämpft, weil durch denjelben der 
beabjichtigte Zweck, das deutiche Publikum über die Betriebsergebniffe ausländischer 
Erwerbsgejellichaften, deren Werthpapiere an den deutſchen Börjen eingeführt 
jeien, dauernd auf dem Laufenden zu erhalten, nicht erreicht, fondern im Gegen: 
theil eine Irreführung dejjelben erleichtert würde. Nur in wenigen Staaten 
bejtänden Bejtinnmungen über die Grundſätze, welche bei der Aufjtellung von 
Dandelsbilanzen zu beobachten jeien, und würde die Aufitellung unrichtiger 
Bilanzen ſtrafrechtlich geahndet, wie ſolches nad) dem deutſchen Aktiengeſetz der 
Fall je. Es beitände alſo nicht die mindejte Gewähr dafür, daß die Angaben 
in den Bilanzen ausländijcher Erwerbsgejellichaften richtig jeien, vielmehr jei die 
ernſte Beſorgniß gerechtfertigt, dab diefe Bilanzen unrichtige Angaben enthielten 
oder in ihnen der richtige Stand des Unternehmens verjchleiert würde, und daß 
durch die Veröffentlichung jolcher Bilanzen in deutjchen Zeitungen das deutjche 
Publikum ernftlich gejchädigt werden würde. 

Die Kommiſſion jchloß ſich diejen Bedenken nicht an, jondern nahm den 
geitellten Antrag an. 

Der Abſatz 2 des $ 38 der Borlage, welcher nad) den erwähnten Bejchlüffen 
der Kommiſſion nunmehr al Abjab 5 aufzunehmen fein würde, wurde nicht 
weiter beanitandet und fomit der ganze $ 38 in nachitehender Faſſung angenommen: 

„Bor der BZulafjung von Werthpapieren it, jofern es ſich nicht um 
deutſche Reichs- oder Staatsanleihen handelt, ein Proſpekt einzureichen und zu 
veröffentlichen, welcher die für die Beurtheilung des Werthes der einzufiihrenden 
Bapiere wejentlichen Angaben enthält. Das Gleiche gilt für Klonvertirungen 
und Kapitalserhöhungen. 

Der Projpeft muß den Betrag, welcher in den Verkehr gebracht wird, 
ſowie den Betrag, welcher vorläufig vom Verkehr ausgejchloffen ift, und legteren 
Falles die Zeit, für welche dieſer Ausschluß erfolgt iſt, erſichtlich machen. 

Zwiſchen der Beröffentlihung des Proſpekts und der Beſchlußfaſſung 
über denjelben muß eine Friſt von ſechs Tagen liegen. Zwiſchen der Beſchluß— 
fafjung über den Profpeft und der Einführung der in ihm bezeichneten Werth: 
papiere muß eine weitere Friſt von ſechs Tagen liegen. 

Die Zulaffung von Antheilfcheinen oder Obligationen ausländiicher 
Ermwerbsgefellfchaften it davon abhängig, daß dieſelben fich verpflichten, die 
Bilanz, jowie die Gewinn» und Berluftrechnung jährlih nad Feititellung der: 
jelben in einer oder mehreren von der Zulajfungsitelle zu bejtimmenden deutichen 
Zeitungen zu veröffentlichen. 

Für Schuldverichreibungen, bezüglich deren das Weich oder ein Bundes: 
ftaat die volle Garantie übernommen hat, und für Schuldverfchreibungen 
fommunaler Körperichaften und kommunalſtändiſcher Rreditinjtitute, ſowie der 
unter jtaatlicher Mufficht Ttehenden Pfandbriefanjtalten kann die Landesregierung 
($ 1) von dieſer Verpflichtung entbinden.“ 

In der zweiten Lejung wurde zunächſt in redaktioneller Beziehung beſchloſſen, 
in Abjag 1 die Worte „einzureichen und“ zu jtreichen und den Abjat 2 folgender: 
maßen zu faſſen: 

„Der Proſpekt muß den Betrag, welcher in den Verkehr gebracht, ſowie 
den Betrag, welcher vorläufig vom Verkehr ausgeichloffen werden foll, und 
die Zeit, für welche diefer Ausschluß erfolgen fol, erſichtlich machen.“ 


über den Entwurf eines Börfengefehes. 697 


Ferner wurde von der Sublommifiion der Antrag geitellt, den Abſatz 3 
folgendermaßen zu faſſen: | | 
„Nach Einreichung des Antrags auf Zulaſſung ift derfelbe von der 
Zulaffungsitelle unter Bezeichnung der Einführungsfirma, des Betrages, ſowie 
der Art der einzuführenden Werthpapiere zu veröffentlichen. Zwiſchen diefer 
Veröffentlihung und der Genehmigung des Proſpekts muß eine Friſt von 
mindeitens ſechs Tagen liegen. Zwiſchen der Veröffentlichung des genehmigten 
Proſpekts und der Zulaffung zum Börjenhandel muß eine weitere Friſt von 
mindeſtens ſechs Tagen liegen.“ 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde darauf hingewiefen, daß erfahrungs- 
gemäß der von den Emiffionshäufern eingereichte Proſpektentwurf oft Abänderungen 
und Ergänzungen durch die Zulafiungsitelle erführe und daß das Publikum durch 
eine Veröffentlichung dieſes Entwurf3 fowie der von der Zulaffungsitelle geforderten 
Hbänderungen und Ergänzungen irritirt werden würde. Um das Publikum auf 
die beabjichtigte Einführung aufmerkffam zu machen, genüge «8, wenn der Antrag 
auf Zulaffung unter Bezeichnung der Einführungsfirma, des Betrages ſowie der 
Art der einzuführenden Werthpapiere veröffentlicht würde. Durch dieſe Ver: 
öffentlichung erlange das Publikum und die Preſſe Kenntniß von der beabjichtigten 
Einführung und fomme fomit in die Lage, die einzuführenden Werthpapiere in 
Bezug auf ihre Sicherheit einer Prüfung zu ıumterziehen und etwaige Bedenken 
gegen deren Zulajfung zur Kenntniß der Zulafjungsitelle zu bringen. Eine Ber: 
öffentlihung des Proſpekts könne nad) feiner Feititellung und Genehmigung durch 
die Zulaffungsitelle bewirkt werden. Durch dieſe Veröffentlichung erlange das 
Publikum Kenntniß von allen für die Benrtheilung der Sicherheit der einzuführenden 
Werthpapiere maßgebenden thatfächlichen und rechtlichen Verhältniffe und gewähre 
die feitgefegte Friit ihm hinreichend Zeit, fich darüber jchlüffig zu machen, ob es 
jih an der Zeichnung der einzuführenden Werthpapiere betheiligen wolle, 

Außerdem wurde in der zweiten Lefung der Antrag gejtellt, den Satz 2 
des Abſatz 3 folgendermaßen zu faſſen: 

„Zwijchen diejer Veröffentlichung und der Einführung an der Börſe 
muß eine Frijt von mindeſtens jech Tagen liegen.” 

Zur Begründung diefes Antrages wurde angeführt, daß es an fich richtiger 
wäre, das weitere Verfahren für die Zulafjung von Werthpapieren und die Feſt— 
jeßung der innezuhaltenden Frilten der Negelung durch die Börfenordnung zu 
überlafjen, zumal die Friſten nicht für alle Arten von Werthpapieren einheitlich) 
zu normiren fein würden. Beifpiel$halber läge fein Grund vor, für Kommunal— 
anleihen und für Pfandbriefe fommumalftändifcher Mreditinftitute, wenn diejelben 
nicht auf Grund des letzten Abjages des $ 38 von dem Profpektenzwang befreit 
würden, oder für inländiſche Eifenbahnen, jo lange Friiten feitzujegen. Auch 
Anleihen auswärtiger Staaten fünnten durch die Feſtſetzung zu langer Friften 
von deutjchen Börjen ferngehalten werden. Es empfehle fich deshalb, nur Die 
in jedem Falle einzuhaltende Friit durch das Geſetz ſelbſt feitzufegen, im 
Uebrigen aber die Negelung dem Bundesrat oder den Börfenordnungen zu 
überlaffen. Bon den Vertretern der verbündeten Regierungen wurde Die aus— 
drücliche Erklärung abgegeben, dab eine nad den praftiichen Bedürfuiffen ab— 
geitufte Erweiterung der Friiten im Sinne der obigen Darlegungen aud den 
Abſichten des Bundesraths entjprechen werde. 

Die Kommiſſion nahm den eriten Sat nad den Beſchlüſſen der Subkommiſſion, 
den zweiten Sab in der Faſſung des zuletzt geitellten Antrages an. 

Endlid; wurde in der zweiten Lejung noch der Antrag geitellt, den Abja 4 
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des $ 38 zu ftreichen, indem unter Bezugnahme auf die bereit3 in der eriten 
Lejung gegen dieje Beitimmung hervorgehobenen Bedenken nod darauf hingewieſen 
wurde, daß, wenn die Bilanzen ausländischer Erwerbögejellichaften in amtlichen 
Blättern, 3. B. im Neichdanzeiger, veröffentlicht würden, das Publikum dieje 
Bilanzen für richtig halten und ihnen einen Werth beilegen würde, den ſie in 
der That gar nicht verdienen, Außerdem würden umrichtige Bilanzen von ber 
Preſſe und denjenigen Bankhäufern, welche ein Intereſſe an dem betreffenden 
Werthpapier hätten, zum Nachtheil des Publikums fruftifizirt werden können. 
Ferner ginge die Vorfchrift, daß auch bei Obligationen ausländijcher Erwerb: 
gejellfchaften die Bilanzen derjelben veröffentlicht werden müßten, erheblich über 
das Bedürfniß hinaus; es läge fein Grund zu einer ſolchen Vorſchrift vor, wenn 
es jih um ftaatlih garantirte Obligationen handele, wie ſolche namentlid 
von ruſſiiſchen Eijenbahngejellichaften in großem Umfange an den deutihen Marit 
gebracht jeien. Uebrigens ſei dieje Beitimmung eine lex imperfecta. Denn wenn 
auch die Zulaſſungsſtelle im Falle ihrer Nichtbefolgung die zum Börjenhandel 
zugelajjenen Werthpapiere von demjelben wieder ausfchließen könne, jo würden 
dur) eine derartige Maßregel die nterefjen der inländischen Beſitzer dieſer 
Werthpapiere jo beträchtlich geichädigt, daß die Zulafjungsitelle zu einer ſolchen 
Ausſchließung ſich ſchwerlich entichließen würde. Es jei demgemäß richtiger, die 
Negelung diefer Frage den Zulaffungsitellen zu überlaffen, die in geeigneten Fällen 
eine ſolche Veröffentlichung der Bilanzen den Einführungsfirmen auferlegen 
fönnten. 

Der Antrag auf Streichung des Abjap 4 wurde abgelehnt, Dagegen wurde 
der, den lebten Anführungen Rechnung tragende Antrag anjtatt „Ddiejelben“ zu 
jegen „die Emittenten“ angenommen, 

Der von einem Mitgliede der Kommiſſion gejtellte Antrag, den $ 38 wie 
folgt zu fajlen: 

„Abſatz 1. Vor der Zulaffung von Werthpapieren iſt, fofern es ſich 
nicht um deutjche Reichs- oder Staatsanleihen handelt, ein Proſpekt einzureichen, 
welcher die für die Benrtheilung des Werthes der einzuführenden Papiere 
wejentlichen Angaben enthält. 

Abſatz 2 entiprechend der Faſſung der Subkommiſſion. 

Abſatz 3. Gleichzeitig mit der Einreihung des Proſpektes it eine 
Bekanntmachung zu erlaſſen, in welder das Werthpapier, deijen Zulajjung be 
antragt wird, nach Art und Höhe des Betrages bezeichnet wird. 

Abſatz 4. Zwiſchen diefer Bekanntmachung bezw. der Einreihung des 
Proſpektes und der Beſchlußfaſſung über denfelben muß eine Friſt von 4 Tagen 
liegen. Der Proſpekt ift nad) jeiner Genehmigung zu veröffentlichen. Zwiſchen 
dieſer Veröffentlichung und der Einführung der in dem Proſpekt bezeichneten 
Werthpapiere muß eine Friſt von 4 Tagen liegen.“ 

fand durch die zu $ 38 gefaßten Beſchlüſſe jeine Erledigung. 


8 38a. 


Bon einer Seite wurde der Antrag geitellt, einen neuen $ 38a folgenden 
Inhalts einzufügen : 

„Die Zulaffung von Aktien eines zur Altiengefellihaft oder zur Kom: 
manditgeiellichaft auf Aktien umgewandelten Unternehmens zum Börfenbandel 
darf vor Ablauf eines Jahres nad) Eintragung der Gejellichaft in das Handels: 
regiiter und vor der Veröffentlihung der erjten Jahresbilanz nebjt Gewinns 
und Berluitrehnung nicht erfolgen. 
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Die betreffende Landesregierung fann in den Fällen, wo es ſich um 
gemeinnüßige Unternehmungen handelt, dieje Frijt ermäßigen oder in Wegfall 
bringen.” 

Zur Begründung diejes Antrags wurde hervorgehoben, daß es ein Mißſtand 
jei, wenn Privatunternehmungen in Aftienunternehmungen umgewandelt und 
unmittelbar nad ihrer Umwandlung die Aktien an der Börje eingeführt würden. 
Es gäbe Emijjionsfirmen, welde die Umwandlung beitehender PBrivatunternehns 
ungen in Altiengejellichaften geradezu zu einem Gewerbe gemacht hätten. Dieje 
Firmen pflegten alle Vorbereitungen für die Ummandlung zu treffen und, wenn 
dann an der Börje eine ihres Erachtens für die Einführung ſolcher Werthe 
günjtige Konjunktur bejtände, ohne Rückſicht darauf, ob dieje Konjunktur eine 
vorausjichtlich längere Dauer habe, oder ſonſt jich das Unternehmen zum Betriebe 
durch eine Aktiengejellichaft eigne, die Umwandlung vorzunehmen und unmittelbar 
darauf die Aktien an der Börje zur Einführung zu bringen. Hiergegen müßte 
das Publikum geſchützt und verhindert werden, daß unter Benutzung einer ganz 
vorübergehenden Stimmung Aktien von Unternehmungen an der Börſe eingeführt 
würden, die jich gar nicht zum Betriebe durch eine Aktiengejellichaft eigneten und 
deren mirthichaftlihe und finanzielle Entwidlung in feiner Weije einigermaßen 
zuverläjjig beurtheilt werden fünnte, da die finanziellen Ergebniffe während der 
Zeit, in welcher das Unternehmen ſich noch im Privatbefiß befunden, feine Grund— 
lage für die Beurtheilung der wirthichaftlichen Entwidlung des Unternehmens als 
Aktiengejelichaft bieten. Denn einerjeitd erfchiene ein Theil der Verwaltungs 
foften der PBrivatunternehmungen in den von diefen aufgeitellten Bilanzen gar 
nicht als Ausgabe, jondern als Neingewinn, und jeien außerdem die Verwaltungs 
fojten der Aktiengejellichaften in Folge größerer Gehälter und Tantiemen meiſtens 
erheblich höher als die der Privatunternehmungen, andererjeit3 pflegten vielfach 
die tüchtigen und zuverläfligen PBrivatunternehmer bei der Umwandlung aus dem 
Geſchäft auszufcheiden. Es fei deshalb zum Schutze des Publikums unerläßlich, 
daß eine gewifje zeitliche Schranfe für die Einführung folcher in Altienunternehm— 
ungen umgewandelter PBrivatunternehmungen eingeführt wide, was durch den 
geitellten Antrag, in dem namentlich vorgejeben ſei, dab eine Jahresbilanz der 
Aftiengejellihaft vor der Zulaſſung der Aktien aufgeitellt und veröffentlicht fein 
müſſe, erreicht wiirde. 

Bon Seiten der Vertreter der verbündeten Regierungen wurde gegen diejen 
Antrag das Bedenken erhoben, daß damit das Nijifo der Emiſſionsfirmen er— 
heblich geiteigert und diejelben in Folge deſſen genöthigt werden würden, für 
diejes erhöhte Riſiko größere Gewinne zu beanfpruchen und demgemäß den Ein- 
führungsfurs entjprechend zu erhöhen. Außerdem würde eine einjährige Friſt 
nicht genügen, um dem Publikum ein zuverläfliges Urtheil über die vorausjicht- 
lihe Entwideluna des Unternehmens als Altiengejellihaft und den Werth der 
betreffenden Aktien zu verjchaffen. Eine weitere Verlängerung diejer Friſt würde 
aber die Emijiionsthätigfeit auf diefem Gebiete geradezu lahm Tegen, während 
dod) die Umwandlung von Privatunternehmungen in Aktiengefellichaften nachweisbar 
in einer Reihe von Füllen zur Vermeidung ſchwererer Beeinträchtigungen des 
deutjchen Kapital gedient babe. Bielfah würde das Publikum bei Annahme 
des Antrages geihädigt werden, nämlich dann, wenn ſich während diejes Jahres 
eine über die Erwartungen hinausgehende günjtige Entwidlung des Unternehmens 
herausitellte, weil in diefem Falle der Emilfionsfurs der Aktien zweifellos eine 
eutjprechende Steigerung erfahren würde. 

Bon anderer Seite wurde diefen Ausführungen entgegengetreten und der 
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Auffaſſung Ausdrud gegeben, daß nur die Werthpapiere „völlig abgeflärter Unter: 
nehmungen“ zum Handel an der Börfe zugelaffen werden follten, da das Publikum 
jelten in der Lage wäre, ſich ein zutreffendes Urtheil über die voraussichtliche 
Entwiclung derartiger neuer Mftienunternehmungen zu bilden, und es richtiger 
jei, das Riſiko, welches während der erjten Jahre des Betriebes jolcher in Aktien: 
gejellichaften umgewandelten Brivatunternehmungen unzweifelhaft beitände, auf die 
großen Emijjionsitellen zu übertragen, jtatt dafjelbe von dem Bublifum tragen 
zu lafjen, 

Ein diefer Anficht entjprechender Antrag, die Frilt für die Zulaffung neuer 
Aftienunternehmungen auf mindeſtens 3 Jahre nach deren Eintragung ins Handels- 
regifter feitzufeßen, wurde abgelehnt, und der $ 38a in der vorher angegebenen 
Faſſung angenommen, nachdem noc darauf hingewiefen worden war, daß dur 
den zweiten Abjag des $ 38a den Landesregierungen die Möglichkeit gegeben 
jei, in bejonderen Fällen die feitgejegte Frift zu ermäßigen oder ganz in Wegfall 
zu bringen. 

In der zweiten Leſung wurde von der Subkommiſſion beantragt, den zweiten 
Abjag redaktionell zu ändern und dahin zu fallen: 

„Sofern es ſich um gemeinnüßige Unternehmungen handelt, Fann Die 
Einhaltung der Friſt durch die Landesregierungen ($ 1) ganz oder theilweiſe 
erlajjen werden.“ 

Dagegen wurde von einer Seite der Antrag geitellt, den Eingang diejes 
Abſatzes wie folgt zu faſſen: 

„sn befonderen Fällen fann die Einhaltung u. -j. w.“ 

Zur Begründung Ddiejes Antrages wurde darauf hingewieſen, daß der 
Ausdrud „gemeinnügige Unternehmungen“ zu eng jei, um in allen Fällen, in 
denen die Abfürzung der Friſt durch die berechtigte Rückſichtnahme auf Die allge- 
meinen Intereſſen geboten jei, diefe der Landesregierung zu ermöglichen. So 
3- B. jei die Umwandlung der Rumäniſchen Eifenbahnen in eine Aftiengejellichaft 
durch ſchwerwiegende vaterländiiche Intereſſen geboten gewejen, weil andernfalls 
das deutjche Kapital jehr erhebliche Verluſte erlitten hätte. In ſolchen befonderen 
Fällen die Abkürzung der Friſt zu geitatten, jet dringend geboten. 

Bon den gleichen Erwägungen ging der von anderer Seite geitellte Antrag 
aus, den Abjap 2 des S 38a wie folgt zu fallen: 

„Die Einhaltung der Frijt fann durdy die Landesregierungen ($ 1) in 
einzelnen bejonderen Fällen ganz oder theilweije erlafjen werden.” 

Die Kommiffion trat diefen Ausführungen bei und nahm den erjten der 
geftellten Anträge und den ganzen $ 38a an. 


8 39. 


Zu 8 39 wurde von verjchiedenen Seiten für nothwendig bezeichnet, den 
jogenannten Handel „per Ericheinen” zu verbieten. 

Zur Begründung dieſes Antrag wurde ausgeführt, daß der Handel per 
Erjcheinen in den meijten Fällen zu einer mehr oder weniger wilden Agiotage 
benußt würde. Durch diejen Handel würde es in vielen Fällen den Emiſſions— 
häufern ermöglicht, ihre zur Öffentlichen Zeichnung ausgelegten Effekten an der 
Börje „per Erfcheinen“ zu einem höhern als dem Emiſſionskurs zu verkaufen, 
jo daß dann die Zeichner leer ausgingen. Hierin liege eine Schädigung des 
großen Publikums, welches fih an der Zeichnung betheiligt hätte; denn vielfach 
jeien die Zeichner zur Bejchaffung der Kaution andere Effekten zu veräußern 
genöthigt umd hätten dann für ihre Baarbejtände feine Verwendung, wenn dem— 
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nächit in Folge des Handeld „per Erjcheinen“ auf die gezeichneten Aktien gar 
nicht8 oder nur wenig zur Bertheilung gelangte. Auch bei der Emittirung bon 
Staatd: und Neichsanleihen Habe jih der Handel per Ericheinen als ſtörend 
erwiejen, indem der Kurs per Erjcheinen unter den beabfichtigten Emiſſionskurs 
herabgedrüdt wurde und dadurch die Emiffionsjtellen genöthigt wurden, um die 
Emiſſion nicht zu gefährden, größere Mengen der per Erjcheinen an der Börje 
angebotenen Reichs- und Staatsanleihen aufzunehmen. 

Bon anderer Seite wurde es als ein Vortheil des Handel3 „per Erjcheinen“ 
bezeichnet, daß derjelbe Jedem die Möglichfeit gewähre, ſich diejenigen Mengen 
von Werthpapieren, welche er zu haben wiünjche, durch Gewährung eines ver— 
hältnigmäßig geringen Aufgeldes zu ſichern. Diejer Bortheil fer namentlich für 
das Privatpublifum von Bedeutung, welches bei den meiiten Emifjionen den Erfolg 
der Zeichnung gar nicht vorausjehen und demgemäß nicht beurtheilen fönnte, wie 
hoch von ihm die Zeichnung bemejjen werden müßte, um denjenigen Betrag an 
Verthpapieren, den er zu haben wünſche, auch in der That zu erlangen. 

Die Kommiſſion war der Anficht, daß die Nachtheile des Handeld „per 
Erjcheinen” ganz wejentlich die mit ihm verbundenen Vortheile überjtiegen, und 
nahm demgemäß den Eingang des $ 39 in folgender Faſſung an: 

„Für Werthpapiere, welche zur öffentlichen Zeichnung aufgelegt werden, 
darf vor beendeter Zutheilung an die Zeichner eine amtliche Feitjtellung des 
Preijes nicht erfolgen. Gejchäfte vor diefem Zeitpunkt find von der Benutzung 
der Börjeneinrichtungen ausgeichloffen und dürfen von den Kursmaäklern nicht 
vermittelt werden. uch dürfen für jolche Gejchäfte Preiſe öffentlich oder in 
mechanisch hergeitellten Preisliſten (Kurszetteln) nicht notirt werden.“ 

Ferner war die Kommiſſion der Anficht, daß die Folgen der Nichtzulaffung 
von Werthpapieren zum Handel näher präzijirt werden müßten, al3 joldhes im 
$ 39 Der Negierungsvorlage gejchehen, und daß ähnliche Bejtimmungen in diefer 
Beziehung zu erlaffen jeien, als die Vorlage fie für den Börfenterminhandel 
vorgejehen habe. Selbitveritändlich könne nicht davon die Nede jein, Gejchäfte, 
weiche über nicht zum Börjenhandel zugelajjene Werthpapiere abgeſchloſſen jeien, 
überhaupt zu unterfagen, wohl aber ſei e3 berechtigt und nothiwendig, für folche 
Geſchäfte die Benugung der Börfeneinrichtungen unmöglich zu machen, deren 
Bermittelung durch die Kursmakler zu unterfagen und zu verhindern, daß fich 
trog der Nichtzulaffung ein gewerbsmäßiger Handel außerhalb der Börfe organilire. 
Um Leßteres zu verhindern, wäre es zu verbieten, daß für Geſchäfte in nicht 
zugelafjenen Werthpapieren Preife öffentlich oder in mechanisch hergeitellten Preis: 
liſten notirt würden, 

Die Kommiſſion ſchloß ſich dieſen Erwägungen an und nahm den Antrag, 
für nicht zugelaſſene Werthpapiere in $ 39 folgende Beſtimmung zu treffen: 

„Für Werthpapiere, deren Zulafiung zum Börfenhandel verweigert oder 
nicht nachgejucht it, darf eine amtliche Fejtitellung des Preijes nicht erfolgen. 
Geſchäfte in ſolchen Werthpapieren find von der Benußung der Börjeneinricht- 
ungen ausgejchlojfen und dürfen von den Kursmaklern nicht vermittelt werden. 
Auch dürfen für ſolche Gejchäfte Preife öffentlich oder in mechanisch Hergeitellten 
Preisliſten KKurszetteln) nicht notirt werden.“ 

an. 

Dabei wurde fonjtatirt, daß es ſich bei dem Verbote der Veröffentlichung 
bon Preisliſten nur um im Inlande erjchienene Veröffentlichungen handele, daß 
dagegen fein Grund vorliege, auch die Veröffentlichung von Preisliſten in aus: 
ländijchen Zeitungen über im Auslande oder an ausländiichen Börjen bezahlte 
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Preiſe zu unterlagen. Sofern dieſe Abficht nicht aus der Faſſung des Antrages 
ſelbſt hervorginge, würde in der zweiten Leſung Beranlajjung genommen werden 
müſſen, diefen Zweifel Earzujtellen. 

Der Antrag, dem $ 39 folgende beide Abfäbe hinzuzufügen: 

„Ebenfo iſt ein von der Mitwirkung der Börjenorgane unabhängiger 
Handel in ſolchen Werthpapieren von der Börje ausgeſchloſſen. 

„Ohne Genehmigung einer Börjenauflichtsbehörde dürfen ſolche Werth: 
papiere Preiſe (Kurfe) in öffentlichen Blättern oder in mechanisch hergeitellten 
Preisliſten (Kurszetteln) nicht notirt werden. * 

wurde mit der Begründung zuriüdgezogen, daß der bereit von anderer Seite 
über die Folgen der Nichtzulafiung von Werthpapieren geftellte Antrag im Weſent— 
fihen das treffe, was mit dem vorerwähnten Antrage beabſichtigt ſei. 

Sn der zweiten Lefung wurde der von der Subkommiſſion geitellte Antrag 
angenommen: 

den erften Abjaß des $ 39 als neuen $ 38b mit der Ueberſchrift „Handel auf 
Erjcheinen“ aufzunehmen und die beiden legten Süße dejjelben wie folgt zu faſſen: 

„Bor dieſem Zeitpunkt find folche Geichäfte von der Benutzung der 
Börjeneinrihtungen ausgejchlojjen und dürfen von den Nursmaflern nicht 
notirt werden. Auch dürfen für jolche Gejchäfte Preisliiten (Hurszettel) nicht 
veröffentlicht oder in mechanisch hergeitellter Vervielfältigung verbreitet werden.“ 

Ferner wurde in der zweiten Lejung beantragt, in dem nunmehr noch ver: 
bleibenden $ 39 den legten Sap im erjten Abjag wie folgt zu fallen: 

„Auch dürfen ſolche an der Börſe abgejchloffenen Gejchäfte Preisliſten 
(Kurszettel) nicht veröffentlicht oder in mechanisch hergeftellter Vervielfältigung 
verbreitet werden.” 

Endlich wurde in der zweiten Leſung von einem Mitgliede der Kommiſſion 
beantragt, dem $ 39 Abſatz 1 noch folgenden Zuſatz hinzuzufügen : 

„joweit nicht die Börjenordnung für befondere Fälle Ausnahmen gejtattet.“ 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde ausgeführt, dab an vielen Börſen 
ein nihtamtliher Handel in Kreisobligationen, Obligationen von Kleinbahnen 
und ähnlichen Werthpapieren bejtände, der unmöglich gemacht werden würde, 
wenn die Veröffentlihung von Kurſen für die über dieſe Werthpapiere an der 
Börje abgeſchloſſenen Geſchäfte unterfagt würde. 

Durch die Unterbindung dieſes Handel® würden nicht bloß die Intereſſen 
der betreffenden Kommunalverbände und Mleinbahnen, jondern auch die des 
Privatpublitums auf das Empfindlichite gejchädigt werden, da dadurch die Abjap- 
fähigkeit und fomit der Werth folcher Papiere erheblidy beeinträchtigt werden 
würde. Da diefe Werthpapiere nur in jo geringen Mengen vorhanden feien, 
dab fie das für die Zulafjung zum Börfenhandel an den einzelnen Börfen vor— 
gejchriebene Mindejtkapital nicht erreichten, jo ſeien dieſelben von dem amtlichen 
Handel an den Börjen ausgefchloffen. In folhen Fällen, in denen die Zulaſſung 
zum Börjenhandel meilt aus dem Grunde nicht nachgejucht fei, weil eine Ab— 
fehnung derfelben zu erwarten jtände, fondern lediglich, weil das vorgejchriebene 
Mindejtlapital nicht erreicht fei, müfle die Börfenordnung die Veröffentlichung 
der Kurſe für die an der Börſe abgejchloffenen Gefchäfte geitatten dürfen. Selbit- 
verjtändlich fünnten in der Börjenordnung nur die Grundjäße für die ausnahms— 
weife Zulaſſung der Kurszettel enthalten fein, während die Anwendung dieſer 
Grundfäge auf den einzelnen Fall den Börjenorganen obliege. 

Die beiden zu $ 39 geitellten Anträge wurden angenommen. 

Dadurch, daß das Verbot der Veröffentlihung der Kurſe fih nur auf die 
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an der Börje abgefchlofienen Gejchäfte bezieht, it das im der erſten Leſung 
geäußerte Bedenken bezüglich der Veröffentlihung von Kurſen über im Auslande 
abgejchlofjene Gejchäfte bejeitigt. 

Ferner wurde der Antrag gejtellt, einen neuen Paragraphen folgenden 
Inhalts einzufügen: 

„Wenn Werthpapiere öffentlich zur Zeichnung angekündigt werden, fo 
it in der Ankündigung zu beitimmen, wie die Zutbheilung im Falle der Ueber: 
zeichnung erfolgen foll, widrigenfalls die Zulafiung zum Börfenhandel abge= 
lehnt wird.“ 

Zur Begründung dieſes Antrags wurde angeführt, daß die Emiſſionshäuſer 
vielfad völlig willfürlih bei der Zutheilung der zur Zeichnung ausgelegten 
Werthpapiere an die Zeichner verführen. Sei die Nachfrage nach dem betreffenden 
Werthpapier eine große und eine wejentliche Steigerung der Kurſe zu erwarten, 
oder jei der Kurs bei dem Handel „per Erfcheinen“ ein höherer als der Zeich— 
nungsfurs, jo erhielten die Zeichner verhältnißmäßig wenig und e3 würde der 
größte Theil zu dem höheren Kurſe an der Börfe veräußert. Ebenfo fänden 
vielfach Begünjtigungen befreundeter Hänfer bei der Zutheilung jtatt, wenn eine 
Kursjteigerung für die einzuführenden Werthpapiere zu erwarten ſei, umgekehrt 
würden, wenn ein Nüdgang in dem Kurſe zu befürchten jei, die Eleinen Zeichner 
vorwiegend berüdiichtigt. Zur Bejeitigung diefer Mißſtände ſei die Angabe des 
Emiſſionshauſes über die Art und Weiſe, im welcher es die Zutheilung im Falle 
der Ueberzeichnung vorzunehmen beabfichtige, unerläßlich. 

Dengegenüber wurde von dem Präfidenten des Neichsbankdireftoriums auf 
die Schwierigkeiten hingewiejen, welche einer, eine jede Begünftigung ausjchliegenden 
Bertheilung von Werthpapieren bei einer etwaigen Neberzeichnung entgegenjtänden. 
Die Reichsbank habe wiederholt die Grundjäge für die Zutheilung auf Zeich— 
nungen von Weichsanleihen im Falle der Ueberzeichnung ändern müfjen, ohne 
auch jegt Schon zu einem völlig einwandsfreien und jede Begünftigung Einzelner 
ausichliegenden Verfahren gelangt zu fein. In Bezug auf diejes Verfahren erklärte 
der Prätident des Reichsbankdirektoriums, daß bei den Emiffionen von deutjcher 
Neichsanleihe nad Feititellung der Geſammtſumme der Zeichnungen der Anleihes 
betrag auf die einzelnen Zeichnungsjtellen — die Reichsbank in Berlin mit ihren 
Zweiganjtalten und die als private Zahlungsitellen fungivenden ca. 120 Bank— 
firmen — nach Ermejjen des Neichsbanf-Direktoriums vertheilt würde. In gleicher 
Weife erfolgte gemäß Proſpekt die Zutheilung an die Zeichner nach dem Ermeſſen 
jeder Zeichnungsitelle Um jedoch ein möglichjt gleihmäßiges Verfahren zu er— 
zielen, würde den privaten Zeichnungsitellen ſtets mitgetheilt, nach welchen Grund: 
jäßen die Zutheilung bei den Reichsbankanſtalten erfolgte. Die Reichsbank jelbjt 
hielte im Allgemeinen daran feit, daß die Heinen Zeichner den Betrag ihrer 
Zeichnung voll zugetheilt erhalten. Die obere Grenze, bis zu welcher dies hätte 
geichehen können, hätte in dem legten ſechs Jahren zwiſchen 200 ME und 
12000 ME, je nachdem die Anleihe mehr oder weniger überzeicdhnet worden 
wäre, gewechſelt; Zeichnungen über höhere Beträge wären im Verhältniß zu den 
überhaupt angemeldeten Zeichnungen berüdlichtigt. Um das materielle Ziel einer 
gerechten Zutheilung thunlichht zu erreichen, müßten bei jeder Emiffton befondere 


Anordnungen getroffen werden, welche — neben den im Allgemeinen maßgebenden 
BZahlenverhältnifien — dem Ermeſſen der Zeichnungsitellen im einzelnen Falle 


ziemlich weiten Spielraum Tießen. Je mehr die Erfahrung lehrte, daß Zeich— 
nungen borgefchobener Perſonen benußt oder größere Zeichnungen in Kleinere 
Beträge zerlegt wiirden, um jene Ziele zu vereiteln, dejto mehr hätte jich Die 
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Erweiterung des Ermeſſens als nöthig erwiejen. Den Banfanjtalten wirde 
empfohlen, Diejenigen größeren Beträge, welche vorausfichtlid zu  bleibender 
Kapitalsanlage bejtimmt wären, thunlichjt zu bevorzugen und möglichſt voll zu 
berüdjichtigen, jpefulativen Zeichnern dagegen nur einen geringeren Betrag zu: 
theilen. Ebenſo würden von der vorzugsweiſen Berüdfichtigung ſolche Zeichner 
ausgefchlofjen, welche in der Erwartung einer jtärferen Zutheilung unter eigenem 
oder fremdem Namen größere Zeichnungen in verſchiedene kleinere Zeichnungen 
zerlegt hätten. 

Bon anderer Seite wurde der Tendenz des Antrags zugeitimmt, jedod 
darauf hingewiejen, daß die in dem Geſetzentwurf enthaltenen Bejtimmungen über 
das ehrengerichtliche Verfahren zu einer Berbefjerung der gegemmwärtigen Ber: 
hältnifje und zur Befeitigung der größten Mißjtände führen würden. Zweifellos 
jei auch jchon nad dem gegenwärtigen Nechtszujtande das Emifjionshaus, welches 
einen beſtimmten Betrag von Werthpapieren zur öffentlichen Zeichnung auslege, 
verpflichtet, diefen Betrag unter die Zeichner zu vertheilen, und machten Schein= 
zeichnungen durch das emittivende Haus jelbjt oder durch Defreundete Häufer oder 
durch Augejtellte nicht blos das emittivende Haus zivilvechtlich verantwortlich, 
jondern diefelben jeien unter Umſtänden jogar jtrafrechtlich verfolgbar. Jedenfalls 
jeien derartige Manipulationen Handlungen, welche nad) dem Gejepentwurf der 
ehrengerichtlihen Ahndung unterliegen. Das Gleiche jei der Fall, wenn bei der 
Butheilung Begünjtigungen befreundeter Häufer jlattfänden, ohne daß dieje Be— 
günftigungen allen Zeichnern, bei denen die gleichen Verhältniſſe vorliegen, bewilligt 
würden. Sicherlich ſei es zuläflig, bei der YZutheilung im erſter Reihe joldye 
Zeichner zu berücjichtigen, welche die Werthpapiere als Kapitalanlage zu erwerben 
beabfichtigten. Dagegen würde es als ein ehrengerichtlic zu ahndendes Ver— 
fahren angejehen werden müſſen, wenn bei einer unerwarteten Steigerung der 
Kurſe das Emifjionshaus bei der Zutheilung der zur öffentlichen Zeihnung auf: 
gelegten Werthpapiere nit nad einheitlihen Grundſätzen verfahren, jondern 
befreundete Häufer in erjter Reihe berücjichtigen wollte. 

Nach diefen Erörterungen wurde der geitellte Antrag zurüdgezogen. 

Endlich wurde beantragt, einen neuen $ 395 folgenden Inhalts einzufügen: 

„Für nicht zugelafjene Werthpapiere darf ohne Genehmigung einer 
Börfenaufjicht3behörde in öffentlichen Blättern oder mitteljt mechanisch her: 
gejtellter Zufchriften ein Proſpekt nicht veröffentlicht noch zum Ankauf oder 
Zeichnung folder Werthpapiere aufgefordert werden. Zuwiderhandlungen ziehen 
die Haftung gemäß $ 41 nad) ji.“ 

Diejer Antrag wurde damit begründet, daß auch die öffentliche Aufforderung 
zum Ankauf oder zur Zeichnung von Werthpapieren unterfagt werden müſſe, 
wenn bon den im $ 39 angenommeuen Bejtimmungen ein Erfolg im Intereſſe 
eines größeren Schutzes des Publikums erwartet werden jollte. Ohne ein joldes 
Berbot würde das Publikum zur Zeichnung von Aktien öffentlich aufgefordert 
werden fönnen und würde jich vielleiht an der Zeichnung in der Annahme 
betheiligen, daß die aufgelegten Werthpapiere auch an der Börſe gehandelt 
würden, ed würde dadurd, da dies nicht der Fall, eine erheblide Schädigung 
jeiner Anterefjen erfahren. 

Bon anderer Seite wurde darauf hingewiejen, daß nad) den Beſtimmungen 
der meijten Börſen für die Zulafjung von Aktien zum Handel an denjelben eine 
beitimmte Minimalgrenze des Aftienfapital3 fejtgefeßt fei, und daß jomit alle 
AUltienunternehmungen, welce diefen Betrag nicht erreichen, völlig von dem Handel 
an der Börſe ausgejchlofjen jeien. Eine öffentliche Aufforderung zum Kauf von 
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Aktien folder Unternehmungen oder zur Zeichnung auf diefe Aktien zu verbieten, 
fönne in feiner Weiſe gerechtfertigt werden, zumal diefe Unternehmungen in hohem 
Maße folide fein könnten. Wolle man, worauf allerdings aus den in der Enquete— 
Kommiffion näher dargelegten Gründen Werth zu legen fei, die kleineren Aktien— 
unternehmungen an der Börſe ausjichließen, jo dürfe ihnen doch die Unterbringung 
der Mftien durch öffentliche Aufforderung nicht verfagt werden. Auch erſchienen 
häufig Aufforderungen zur Zeichnung auf Aktien gemeinnüßiger Unternehmungen, 
wie Volfsbäder, Bauvereine u. ſ. w., deren Verbot weite Intereſſenkreiſe erheblich 
Ichädigen würde. 
Nach diefen Darlegungen wurde der gejtellte Antrag abgelehnt. 


8 40. 


Bei S 40 wurde von einem Mitgliede der Kommiſſion auf die Noth— 
wendigfeit hingewiejen, Beitimmungen darüber zu treffen, welcher Mindejtbetrag 
des Grundkapitals für die Zulaffung von Aktien zum Handel an den einzelnen 
Börjen maßgebend fein ſolle. Schon jet hätten einzelne Börſen einen folchen 
Mindeitbetrag des Grundfapitals feitgejtellt; diefer Betrag müſſe aber für die 
größeren Börfen al3 zu gering angejehen werden. Insbeſondere fei für die 
Berliner Börje eine wejentliche Erhöhung des auf eine Million feſtgeſetzten Mindeſt— 
betrages geboten. Schon jebt ſei die Zahl der an der Berliner Börje zum 
Börjenhandel und zur Notirung zugelaffenen Werthpapiere eine jo große, daß 
eine ſachgemäße Kontrole über die Feitjegung der Börjenpreife völlig ausgejchloffen 
jei. Auch müſſe es für wirthichaftlich bedenklich erachtet werden, daß kleinere 
Aftienumternehinungen in Provinzen, in deren Bezirk jelbjt Börjen vorhanden 
jeien, die Zulaflung ihrer Aktien zum Börfenhandel nicht an dieſen Provinzial— 
börjen nachſuchten, jondern im ſtets fteigendem Umfange ſich an die großen Börſen 
heramdrängten und die Zulafjung ihrer Aktien zum Handel an denjelben von den 
Börjenorganen bewilligt erhielten. 

Dadurch trete eine in hohem Maße bedenkliche Nonzentrirung der geſammten 
Gejchäfte in Berlin ein, während die Provinzialbörjen immer mehr und mehr 
an Bedeutung verlören. Dies fei um jo unerwünſchter, als die Beeinfluffung 
der Kurſe von Aftien ſolcher Eleineren Unternehmungen an den großen Börjen 
durch unlautere Manipulationen viel leichter jei al8 an den Provinzialbörjen, 
deren Bejucher viel zuverläffiger über den finanziellen und wirthichaftlichen Stand 
der in ihrer Provinz belegenen Unternehmungen infornirt jeien al® die Mit— 
alieder der großen Börjen, für die dieſe provinziellen Unternehmungen immer 
nur eine untergeordnete Bedeutung hätten. Die Börſenenquete-Kommiſſion hätte 
demgemäß, von der Erwägung ausgehend, day die Aktien von Heineren Aktien— 
unternehmungen überhaupt zum Börfenhandel ungeeignet jeien, befürwortet, den 
Mindejtbetrag des Grumdfapitals für zum Börjenhbandel zuzulajjende Unterneh: 
ungen auf eine halbe Million feitzujeßen und diefen Betrag für Frankfurt a. M. 
und Hamburg auf zwei und für Berlin auf drei Millionen zu erhöhen. Für 
die leßteren drei Börjen folle eine Ausnahme nur injfoweit Plag greifen dürfen, 
als e3 fi um Unternehmungen handele, welde an diefem Orte ſelbſt oder in 
ihrer Nähe errichtet ſeien. Wolle man nun auch nicht diefe Vorſchläge der 
Börſenenquete-Kommiſſion in das Geſetz ſelbſt aufuchmen, da immerhin eine 
Abweihung davon ſich im Laufe der Zeit als nützlich und zwedmäßig ergeben 
fönnte, fo jei e3 doc geboten, daß der Bundesrath jich mit dieſer Frage beſaſſe 
und den Mindeitbetrag des Grundkapital für die an den einzelnen Börfen zu: 
zulafjenden Werthpapiere feſtſetze. 
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Ebenjo jei e8 geboten, aud den Mindejtbetrag der einzelnen Stüde der 
zum Handel an der Börje zugelafienen Werthpapiere feitzufegen. Es könne in 
feiner Weije gerechtfertigt werden, daß, während das deutſche Aftiengejeh den 
Mindeitbetrag der einzelnen Aktien, joweit e8 fich nicht um gemeinnügige Unter: 
nehmungen handle, auf 1000 ME. feſtſetze, ein derartiger Mindejtbetrag für 
außerdeutiche Aktienunternehmungen nicht beitände, und daß demgemäß Atien 
außerdeutjcher Unternehmungen von einem erheblich geringeren Betrage thatlählid 
an den deutjchen Börjen zugelaffen würden. Aus den Berhandlungen über das 
Altiengefe ginge hervor, daß man die Feſtſetzung des Mindeitbetrages der ein: 
zelnen Stüde, der übrigens feitens der verbündeten Regierungen auf 5000 Mt. 
in Borjchlag gebracht war, alljeitig aus dem Grunde für nothwendig erachtet 
babe, um das ganz Feine Kapital von den Erwerb folher Aktien auszuſchließen. 
Diefer Gefichtspunft ſpreche noch mehr für eine Erhöhung des Mindejtbetrages 
ausländischer Aktien, weil bei den ausländischen Aftienunternehmungen diejenigen 
Garantien nicht vorhanden feien, die das deutſche Altiengejeh zum Schupe der 
Aktionäre gegeben hätte. Auch bei ausländifchen Anleihen fei vielfach der Mindeſt— 
betrag der einzelnen Städte ein jo niedriger, daß das Kleinkapital dadurch geradezu 
zur Anlage in ſolchen Werthpapieren verleitet würde. Der höhere Preis, den 
vielfach die Heineren Stüde ausländijcher Anleihen hätten, beweife, daß das Klein 
fapital, verleitet durch die veriprodenen höheren Zinfen, vielfah Anlage in den 
jelben juchte. Aus diefem Grunde fei es geboten, daß auch der Mindejtbetrag 
der einzelnen Stüde der zum Handel an der Börſe zugelajjenen Werthpapiere 
nah Maßgabe der dargelegten Geſichtspunkte vom Bundesrath feitgefept würde 
Um Ddiefes zu erreichen, würde es ſich empfehlen, den Eingang des $ 40 dahin 
zu faſſen: 

„Die nähere Beitimmung darüber, welcher Mindejtbetrag des Grund- 
fapital3 für die Zulaffung von Aktien zum Handel an den einzelnen Börfen 
maßgebend jein foll, jowie über den Mindejtbetrag der einzelnen Stüde der 
zum Handel an der Börſe zugelaffenen Werthpapiere liegt dem Bundesrath ob* 

und wurde ein diesbezüglicher Antrag in der Kommiſſion geitellt. 

Bon Seiten der Vertreter der verbiündeten Regierungen wurde darauf bin- 
gewiejen, daß der Bundesrath aud ohne die vorgefchlagene Beſtimmung jih mit 
der Frage des für die Zulaffung von Aktien zun Börfenhandel maßgebenden 
Srundfapitals, jowie des Mindejtbetrages der einzelnen Stüde der zugelaflenen 
Wertbpapiere befaffen und hierauf bezügliche Vorſchriften erlaffen würde. Der 
geitellte Antrag müſſe demgemäß als nicht nothivendig bezeichnet werden, unter: 
liege aber anderntheil3 feinen wejentlichen Bedenken. 

Hierauf wurde der Antrag von der Kommiſſion angenommen, dem im der 
zweiten Lejung folgende Faſſung gegeben wurde: 

„Der Bundesrath bejtimmt den Mindejtbetrag des Grundfapitals, welder 
für die Zulaſſung von Aktien an den einzelnen Börſen maßgebend fein fol, 
jowie den Mindejtbetrag der einzelnen Stüde der zum Handel an der Börſe 
zuzulaſſenden Werthpapiere.“ 

Ebenſo wurde ein Antrag angenommen, dem $ 40 einen lebten Abjaß dei 
Inhalts hinzuzufügen: 

„Die Befugnif der Landesregierung, ergänzende Beſtimmungen zu treffen, 
wird hierdurch nicht berührt; dieje Beltimmungen find dem Bundesrathe mit- 
zutheilen“, 

um außer Zweifel zu ftellen, daß, ſoweit allgemeine Beſtimmungen über die Auf 
gaben der Zulafjungsitelle und über die Vorausſetzungen der Zulaſſung vom 
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Bundesrathe nicht getroffen jein jollten, die Landesregierungen derartige ergänzende 
Beitimmungen zu erlafien befugt feien. 
In zweiter Lefung wurde jedoch das Wort „Bundesrathe* durch „Reichs— 
fanzler“ erſetzt. 
Endlich wurde bejchlojjen, die Bejtimmung in $ 40 der Vorlage: 
„Der Bundesrath iſt befugt, weitere Beſtimmungen über die Aufgaben 
der Zulaflungsitelle und die Vorausjeßungen der Zulaffung zu treffen“ 
dahin zu ändern: 
„Weitere Beitimmungen über die Aufgaben der Zulaffungsftelle und die 
Borausjegungen der Zulaſſung trifft der Bundesrath“ 
um im Geſetze ſelbſt vorzujehen, daß, foweit ein Bedürfniß zum Erlaß weiterer 
Beftimmungen in der angedeuteten Richtung für ganz Deutjchland vorhanden fei, 
ſolche auch thatſächlich erlafjen werden. 


8 41. 


Zu $ 41 gab die Frage, in welchem Umfange die Emiſſionshäuſer für den 
inhalt des Proſpektes verantwortlich gemacht werden jollten, zu einer eingehenden 
Erörterung Beranlaffung. 

Bon einer Seite wurden die Bejtimmungen in dem Geſetzentwurf bezüglich 
der Haftung der Emiſſionshäuſer für ungenügend erflärt, um einen wirfjamen 
Schuß für das Publikum gegen die Einführung unfolider Werthpapiere zu 
gewähren. Wenn das Handelögejegbuch im WUllgemeinen vorjchriebe, daß jeder 
Kaufmann bei Handlungen, durd) die die Intereſſen Anderer gejchädigt würden, 
für die Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zu haften hätte, 
jo läge fein Grund vor, die Emiffionshäufer von diejen allgemeinen Grundjag 
auszunehmen und ihnen eine geringere Haftung aufzuerlegen. Die Haftung für 
grobes Berfchulden, ſoweit es ſich um unrichtige Angaben in dem Proſpekt handle, 
und für Böslichkeit, fofern nur die Unvolljtändigfeit im Proſpekt in Frage komme, 
jei entjchieden nicht ausreichend; es müſſe verlangt werden, daß die Emiſſions— 
häufer, welche Werthpapiere emittirten, in Bezug auf die Nichtigkeit und Voll— 
jtändigfeit der in dem Proſpekt enthaltenen Angaben die gleiche Sorgfalt anzu— 
wenden verpflichtet feien, als wenn es ſich um den Erwerb von Werthpapieren 
für eigene Rechnung handle; diefe Sorgfalt ſei die eines ordentlichen Naufmannes. 
Die Haftung für eine ſolche Sorgfalt fünne um jo cher verlangt werden, als die 
Emiſſionen meijtens jehr erhebliche Gewinne den Emiſſionshäuſern abwürfen. 

Demgemäß wurde der Antrag geitellt: 

in 5 41 Sab 1 die Worte: „ohne grobes Berjchulden” zu erjeßen durch die 
Worte: „bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlihen Kaufmanns“ 
und ferner den lebten Sab des eriten Abfapes, wie folgt, zu faſſen: 

„Das Gleiche gilt, wenn der Proſpekt in Folge der Fortlaſſung weſent— 
licher Thatſachen unvollſtäudig it und dieſe Unvollitändigfeit auf böswilligem 
Verjchweigen oder auf der Außerachtlaffung der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns beruht. * 

Von den Bertretern der verbündeten Negierungen und von anderen Mit— 
gliedern der Kommiſſion wurde dieſer Antrag entjchieden bekämpft. Schon Die 
Regelung der Haftung der Emiſſionshäuſer, wie fie die Vorlage in Ausjicht 
nehme, hätte bei den Emiſſionshäuſern ernite Bejorgniffe hervorgerufen, und es 
müßte befürchtet werden, daß, wenn dieje Haftung in der vorgeichlagenen Weiſe 
verschärft würde, die Emiflionsthätigfeit im Anlande auf das Erheblichite beein- 
trächtigt und gejchädigt werden würde. Außerdem jei zu fürdten, dab eine ders 
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artige Verschärfung der Haftung die joliden Emiſſionshäuſer vderanlaffen würde, 
fih von der Emifftonsthätigfeit überhaupt ganz zurüdzuziehen, und daß dann 
die Emiffionen in weniger folide und weniger leiltungsfähige Hände gelangen 
würden. Diejes widerjpräche aber ſowohl den allgemeinen Intereſſen, wie aud 
den Intereſſen des anlagebedürftigen Publikums. Beſonders ſei es unbillig, die 
Emiſſionshäuſer auch in Bezug auf die Unvollſtändigkeit des Proſpekts für die 
Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns haften zu laſſen. Nach 
den Beichlüffen der Kommiffion zu $ 36 habe die Zulafiungsitelle die Aufgabe 
und die Pflicht, dafür zu forgen, dab das Publikum über alle zur Beurtheilung 
der zu emittirenden Werthpapiere nothwendigen Thatjadhen und rechtlichen Ver— 
hältniſſe ſoweit ald möglich informirt werde, und bei Unvolljtändigfeit der An— 
gaben die Emiſſion nicht zuzulajien. Wenn alle Zulafjungsitellen, die nach den 
Beihlüffen der Kommifiion zur Hälfte aus Mitgliedern zu bejtehen hätten, die 
nicht ins Börfenregiiter eingetragen, alſo am Börjenhandel nicht gewerbsmäßig 
betheifigt ſeien, ihre Schuldigfeit thäten, fünne in Zukunft der Fall, daß Proſpekte, 
welche die zur Beurtheilung nothwendigen Angaben nicht enthielten, überhaupt 
faum mehr vorfommen. Grfenne aber die Zulafjungsitelle dur die Zulaſſung 
eines Werthpapieres zum Börjenhandel an, daß in dem Profpeft alle zur Be: 
urtheilung des Werthes desjelben nothiwendigen Angaben enthalten jeien, jo könne 
man unmöglicd hinterher die Emiffionshänfer wegen Unvollitändigfeit des Proſpekts 
nit der Behauptung in Anfpruch nehmen, daß diefe Unvollftändigfeit auf der 
Außerachtlafjung der Sorgfalt eines ordentlihen Kaufmanns beruhe. Die Vorlage 
ginge bis an die äußerſte Grenze deſſen, was ohne empfindliche Störung der 
gefammten Emiflionsthätigfeit verlangt werden fünne, zumal nicht außer Adht 
gelajjen werden dürfe, daß die Prüfung, ob bei der Unrichtigfeit und Unvoll— 
jtändigfeit der Angaben in dem Profpeft die Sorgfalt eines ordentlichen Kauf: 
manns verlegt fei, vielfach erit längere Zeit nach der Emiſſion jtattfände und 
die Gefahr vorliege, daß der Nichter ſich durch Thatfachen in feinem Urtbeile 
bejtimmen lajfen wiürde, welche nicht zur Zeit der Emiſſion, jondern erit hinterher 
jich als wejentlih für die Beurtheilung des Unternehmens herausgeftellt hätten. 

Die Mehrheit der Kommiſſion jchloß ich diefen Erwägungen an, ſoweit es 
jih um die Unvolljtändigfeit der Angaben in dem Proſpekt handele, und lehnte 
die beantragte Aenderung des zweiten Saßes des 8 41 demgemäß ab, Dagegen 
war fie der Anficht, daß in Bezug auf die Nichtigkeit der Angaben die Forderung 
der Anwendung der Sorgfalt eined ordentlichen Kaufmannes durchaus berechtigt 
jei, und nahın den hierauf bezüglichen Theil des gejtellten Antrags an. 

Ebenfo wurde ein don einem Mitglied der Kommiſſion gejtellter Antrag, 
dem $ 41 als zweiten Sab folgende Beltimmung hinzuzufügen: 

„Die Erjabpflicht erjtredt jich auf diejenigen, welche die Werthpapiere 
in den Verkehr eingeführt haben“, 
angenommen. 

Diefer Antrag wurde damit begründet, dab namentlich bei der vorgefchlagenen 
Verſchärfung der Haftung der Emiſſionshäuſer dieje dazu übergeben könnten, für 
die Einführung der Werthpapiere in den Berfehr bejondere Anjtalten (Altien— 
unternehmungen) zu errichten, die, mit einem geringen Napital ausgejtattet, von 
den Emiſſionshäuſern die gefammte Emiſſion übernehmen und dann ihrerjeits in 
den Berfehr bringen würden. Auf dieſe Weife würde ich die Beſtimmung in 
Abjab 1 über die Haftung der Emillionshäufer umgeben lafjen, indem dann 
nicht die Emiffionshäufer, jondern die zu dem bejonderen Zwed errichteten An- 
jtalten die Werthpapiere in den Berfehr einführen wirden, 
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Von anderer Seite wurde diejem Antrage entgegengehalten, daß durch die 
Beitimmung in Abjap 2 der Vorlage, wonad die Erſatzpflicht der Emiſſions— 
bäufer dadurch nicht ausgeichloffen würde, daß der Proſpekt die Angaben al3 
von einem Dritten herrührend bezeichnet, die Intereſſen des Publikums genügend 
geihüßt würden und daß e3 namentlich auch verhindert würde, daß die Emifjionss 
häuſer, wie es jet in der Negel geſchähe, den wejentlichen Inhalt des Profpektes 
jelbit durch einen Anderen unterzeichnen fießen, fich jelbit aber mur auf die Er— 
Härung beichränften, daß jie auf Grund des obigen Proſpektes die Einführung 
der betreffenden Werthpapiere zum Börfenhandel in Antrag bräcten. Da nad 
der Beitimmung in Abſatz 1 ferner die Emittenten allen Befigern eines folchen 
Werthpapieres für den Schaden hafteten, welcher denjelben durch die Unrichtigfeit 
und Unvolljtändigkeit des Proſpektes unter der in diefem Paragraphen angegebenen 
Borausjegung entjtanden fei, jo bejtände die Haftung der Emifjionshäufer auch 
ohne die vorgeſchlagene Beſtimmung allen Beligern der Werthpapiere gegenüber, 
gleihgültig, ob diejelben die Werthpapiere direft vom Emiflionshaufe oder von 
einem Anderen erworben hätten. 

Die Vertreter der verbündeten Negierungen wiejen außerdem darauf hin, 
dag nach der Begründung zu $ 41 des Entwurfs aud diejenigen, welche ſich 
der Unterzeichner des Proſpekts als vorgeſchobener Perſonen bedient haben, der 
Haftung unterliegen. Der vorliegende Antrag, welcher jene Bemerkung in den 
Motiven gefeplich feitlegen wolle, erreicdye dies keineswegs, trage vielmehr das 
Moment der (nad Genchmigung des Projpeftes erfolgenden) Einführung hinein, 
welches bier nicht verwerthbar erjcheine. 

Der Abſatz 2 des $ 41 wurde von der Kommiſſion angenommen. 

In der zweiten Lejung wurde von einer Seite zu $ 41 die Wiederher- 
jtellung der Regierungsvorlage, d. h. die Beichränfung der Haftung de3 emit— 
tirenden Bankfhaujes auf „grobes Verſchulden“ und nicht, wie in der eriten 
Lefung beſchloſſen, für die Sorgfalt eines ordentlihen Kaufmannes befürwortet. 
Unter Bezugnahme auf die in der erjten Leſung gegen den Beichluß der Kom— 
miſſion auf Verſchärfung der Haftung der Emiflionshäufer angeführten Gründe 
wurde noch darauf bingewiejen, daß das Publikum ein dringendes Intereſſe habe, 
die Emiffionsthätigfeit in den Händen der erjten und vornehmiten Bankhäufer zu 
belaſſen. Erwäge man, um welche erhebliche Summen es ſich handele, und daß 
ein unglüdliher Prozeß vielleicht die Vermögen fümmtlicher emittirender Bank— 
häuſer verichlingen würde, fo fei es durchaus begreiflich, daß die Banfhäufer der 
durch den Beſchluß der Kommiſſion bewirkten wejentlichen Verſchärfung ihrer 
Haftung mit ernjter Sorge entgegenfähen. Es fei ja an ſich möglid), aud bei 
Anleihen, die an verichiedenen inländischen oder ansländiihen Börjen zur Eins 
führung gelangten, die Haftung auf diejenigen Stüde zu beichränfen, welche von 
dem Emifjionshaufe an der betreffenden deutjchen Börje eingeführt würden. Es 
jeien auch vereinzelte derartige Fälle vorgefommen, daß von einer großen aud) 
an auferdeutfchen Börſen gehandelten Anleihe an den deutfchen Börfen mur 
gewiſſe Stüde zum Börfenhandel zugelafjen feien, was zur Folge habe, daß in 
diefen Fällen fich die Haftung der Emiſſionshäuſer nur auf die von ihnen eins 
geführten, an den deutſchen Börfen zugelafienen Theilbeträge beſchränke. Es liege 
aber auf der Hand, daß die Emiffionshäufer nur ausnahmsweile dazu übergehen 
fönnten, die an den deutſchen Börfen zur Einführung gelangten Werthpapiere 
auf beitimmte Theilbeträge der gefammten Anleihe zu bejchränfen. Würde eine 
derartige Gejchäftspraris die Negel bilden, jo würde der ganze Börfenverfehr 
auf das Erheblichite erjchiwert und wejentlich gejhädigt werden. Im Allgemeinen 
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müßten alfo die Emiffionshäufer, obwohl fie an den deutschen Börfen mır Theil- 
beträge der Anleihen einführten, doch die gefammte Anleihe zum Handel an der 
Börfe zuzulaffen beantragen. Hierdurch würde ihre Haftung ganz außerordentlich 
gefteigert und empfehle ſich deßhalb auch ſchon von dieſem Gefichtspunfte aus die 
Beichränfung der Haftung der Emiſſionshäuſer auf grobes Verfchulden, ſoweit es 
fich um Unvichtigkeiten in den Proſpekten handele. 

Von anderer Seite wurde wiederholt auf die jchweren Werlufte hingewiejen, 
die durch die Einführung unjolider Wertbpapiere das deutiche Kapital erlitten 
hätte, um die von der Kommiſſion in der erſten Lefung beichlofjene Verichärfung 
zu rechtfertigen. 

Die Kommiffion nahm den Antrag und damit die Wiederheritellung Der 
Vorlage der verbündeten Negierungen an. 

Zu $ 41 wurde ferner in der zweiten Yefung der Antrag geitellt, den von 
der Kommiſſion befchloffenen Abjag 2 zu ftreichen und ſtatt deſſen in Abſatz 1 
Zeile 4 und letzte Zeile hinter den Worten „welche den Proſpekt erlaſſen haben“ 
hinzuzufügen: „Sowie diejenigen, von denen der Erlaß des Proſpekts ausgeht“. 
Zur Begründung diefes Antrages wurde darauf hingewiejen, daß durch Die bes 
ichlofjene Beltimmung der Benubung anderer, weniger jolventer Bankhäuſer zu 
dein Zwed, um die eingeführten Werthpapiere in Berfehr zu bringen, nicht vor— 
gebeugt werde, daß aber andererjeit Berfonen für die Angaben in dem Proſpekt 
verantwortlich; gemacht würden, die mit denfelben gar nicht in Verbindung jtänden. 

Der Abjicht, nicht blos diejenigen, welche den Proſpekt thatfädhlich erlaſſen 
hätten, jondern auch diejenigen, welche fozufagen hinter dem Projpekte jtänden, 
für die einzufiihrenden Werthpaptere und den Anhalt des Proſpelts verantwortlich 
zu machen, würde der geitellte Antrag mehr entjprechen; nad) dieſem würden alle 
Diejenigen, don denen der Proſpekt ausgehe, d. h. welche als Urheber des Pro— 
ſpektes anzufehen feien, haftbar fein. 

Hierbei wurde fonjtatirt, daß als ſolche Urheber des Proſpekts ſelbſtverſtändlich 
nicht diejenigen angejehen werden fünnten, welche dem Emijftonshaufe das Material 
für die Aufitellung des Proſpekts geliefert hätten, da dieje zu dem Proſpekt jelbit 
in gar feiner Beziehung jtänden. 

Die Kommiſſion Schloß fich diefen Ausführungen an und nahm die gejtellten 
Anträge an. 

Ferner wurde von einem Mitgliede der Kommiffion der Antrag geitellt, 
dem 5 41 als Abfag 3 hinzuzufügen: 

„An Stelle des Schadenserfages kann auf Zuerkennung einer Geldbuße 
erlannt werden. Für die Buße haften die zu derſelben Werurtheilten als 
Geſammtſchuldner.“ 

Dieſer Antrag wurde damit begründet, daß es wünſchenswerth ſei, auch in 
ſolchen Fällen, in denen der ſtrikte Nachweis eines Schadens nicht gelungen ſei, 
dem Nichter die Möglichkeit auf Zuerkennung einer Geldbuße zu geben. 

Der Antrag wurde jedoch von den Vertretern der verbündeten Negierungen 
mit dem Hinweis darauf befämpft, daß die Geſetzgebung bisher eine foldhe Buße 
nur im ftrafvechtlichen Verfahren fenne und daß die Beltimmung jedenfalls nicht 
zu einer Verichärfung der Erfaßpflicht der Emiſſionshäuſer dienen würde, 

Der Antrag wurde hierauf abgelehnt. 


8 42. 


Zu $ 42 wurde der Antrag geitellt, daß die Erjabpflicht nicht blos auf 
diejenigen Stüde, welde auf Grund des Proſpekts zugelafien jeien, bejchränft 
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bleiben, fondern auch auf diejenigen ausgedehnt werden follte, welche über den 
im Proſpekt angegebenen Betrag hinaus in den Handel gebracht jeien. 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde ausgeführt, daß es für das 
Publikum häufig jchwierig fein würde, zwifchen denjenigen Stüden, welche auf 
Grund des Projpeftes zugelaffen, und ſolchen, welche anderweit in den Handel 
gebracht jeien, zu unterjcheiden, und daß deßhalb die vorgeichlagene Erweiterung 
der Erfagpfliht durch die Nüdfichtnahme auf die Intereſſen des Publikums ge— 
boten jei. 

Dem gegenüber wurde von anderer Seite darauf hingewieſen, daß die 
Borlage in richtiger Weife die Haftung der Emifjionshäufer befchränfe, da den— 
jelben eine Haftung für ſolche Werthpapiere, die von ihmen gar nicht an der 
Börje eingeführt feien, unmöglich aufgebürdet werden fünnte; oft füme es vor, 
dab nur ein geringer Theil einer Anleihe an der deutfchen Börſe eingeführt fei 
und daß es in Hohem Grade unbillig wäre, das Emijfionshaus für die gefammte, 
vielfah Hunderte von Millionen umfaſſende Anleihe haften zu laſſen; dazu käme, 
daß eine derartige Beftimmung ganz überwiegend dem Auslande zu Gute kommen 
würde, welches ſich in der Lage befünde, beim Eintritt einer Kriſis und eines 
erheblichen Kursrüdgangs die betreffenden Werthpapiere durd ein im Inlande 
abgejchlofienes Geſchäft an einen Anländer zu veräußern, und damit das inländifche 
Emiffionshaus für die geſammten Beträge verantwortlich zu machen. 

Nach diefen Darlegungen wurde der Antrag abgelehnt. Der fernere Antrag, 
den Abjag 2 des $ 42, wie folgt, zu fallen: 

„Der Erjaßpflichtige kann der Erfagpflicht (Buße) dadurd genügen, daß 
er das Werthpapier gegen Gritattung des von dem Beier nachgewiejenen 
Erwerbspreijes nebjt 5 Prozent Zinjen für die Dauer der Beſitz— 
zeit des Letzteren übernimmt“ 

wurde dom Antragiteller zurücdgezogen, nachdem darauf hingewiefen war, daß 
derjelbe in vielen Fällen, insbefondere dann unbillig jei, wenn fir Werthpapiere, 
welche an deutſchen Börjen zur Einführung gelangt feien, einige Jahre Hindurd) 
vielleicht erheblich höhere als die landesüblihen Zinſen gezahlt feien. Auch 
würde eine derartige Vorfchrift es nothwendig machen, daß von dem Beſitzer der 
Beitpunft des Erwerb der betreffenden Werthpapiere nachgewieſen würde, was, 
da in dem Schlußfchein wohl nie die betreffenden Nummern angegeben jeien, in 
den jeltenjten Füllen gelingen würde, 

Endlicd wurde der Antrag geitellt, den lebten Satz des Abſatzes 3 des $ 42: 

„Sleiches gilt, wenn der Befiger des Papieres bei dem Erwerbe die 
Unrichtigfeit oder Unvollitändigfeit der Angaben des Proſpekts bei Anwendung 
gewöhnlicher Sorgfalt kennen mußte, und die Unrichtigfeit oder Unvolljtändige 
feit jener Angaben nicht auf böslichen Verhalten derjenigen beruht, welche 
den Proſpekt erlaſſen haben“ 

zu jtreichen. 

Zur Begründung diefes Antrages wurde ausgeführt, daß es unbillig jei, die 
Haftung der Emijfionshäufer auszuſchließen, wenn der Beſitzer des Werthpapieres 
bei defien Erwerb die Unrichtigfeit oder Unvollitändigkeit der Angaben in dem 
Profpefte bei Anwendung gewöhnliher Sorgfalt hätte fennen müſſen. 
Würde berücdjichtigt, daß die Erwerber ſolcher Werthpapiere häufig einen niedrigen 
Bildungsgrad und geringe Geichäftserfahrung hätten, fo könne von ihnen Die 
Anwendung gewöhnlicher Sorgfalt bei dem Erwerbe der Werthpapiere um jo 
weniger verlangt werden, als nach der Vorlage fowie den Befchlüffen der Kom— 
miſſion die Haftung der Emiffionshäufer bei Unvolljtändigfeit des Proſpekts nur 
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bei böslihem Verſchweigen oder bei böslicher Unterlaffung einer ausreihenden 
Prüfung jtattfinde. 

Bon anderer Seite wurde dieſem Antrage entgegengehalten, daß derjelbe 
über das beabiichtigte Ziel, die weniger gefchäftsgewandten Bevölkerungsklaſſen 
zu ſchützen, hinausgehe, indem bei der beantragten Streihung der Beſtimmung 
der Emittent auch Kanfleuten und Bankiers gegenüber, die die gleiche Geſchäfts— 
erfahrung hätten wie ev jelbit, hafte, wenn auch diefe Bankiers bei der Anwen— 
dung der gewöhnlichen Sorgfalt die Unrichtigkeit und Unvolljtändigfeit der Angaben 
in dem Proſpekt hätten fennen müſſen, ja jogar, wenn ihnen in diefer Beziehung 
ein grobes Verjchulden zur Laſt fiele. Auch legteres könne jehr wohl vorkommen, 
indbejondere, wenn es fih um Emiſſionen handele, um welche mehrere fonfurrirende 
Banfiersgruppen ſich beworben hätten, von denen eine jede die gleihen Erheb— 
ungen über die für die Beurtheilung der Sicherheit mußgebenden thatlächlichen 
und rechtlichen Verhältniſſe veranitaltet habe. Wolle man dem, dem Antrage 
auf Streichung der genannten Beitimmung zu Grunde liegenden Gedanken gerecht 
werden, jo könne man wohl jo weit gehen, die Haftung der Emiffionshäufer 
infoweit zu bejeitigen, als die Beliger der Werthpapiere bei dem Erwerb der— 
jelben die Unrichtigfeit oder Unvollftändigkeit der Proſpekte bei Anwendung der— 
jenigen Sorgfalt, die ſie in ihren eigenen Angelegenheiten zu beobachten pflegen, 
hätten fennen müſſen. 

Nach diefen Erörterungen wurde der Antrag angenommen, indem ich Die 
Kommiffion vorbehielt, der Beitimmung in der zweiten Leſung eine den letzten 
Ausführungen gerecht werdende anderweitige Formulirung zu geben. 

In Gemäßheit diejes Vorbehalts wurde in der zweiten Lefung beantragt, 
dem Abſatz 3 folgende Worte hinzuzufügen: 

„Sleiches gilt, wenn der Befiger des Papier bei dem Erwerbe Die 
Unrichtigfeit der Angaben des Proſpekts bei Anwendung derjenigen Sorgfalt, 
welde er in eigenen Angelegenheiten beobachtet, fennen mußte, es jei denn, 
daß die Erfagpflicht durch bösliches Verhalten begründet ift.“ 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde darauf bingewiefen, daß bereits 
in der eriten Leſung Bedenken gegen die völlige Streichung des legten Satzes 
des Abſatz 3 der Vorlage geäußert und auch von denjenigen, welche die Streihung 
beantragt hätten, die Nothwendigfeit anerkannt fei, einen gewijjen Schuß dagegen 
zu Schaffen, daß die Emiffionshänfer nicht von folchen PBerfonen in Anſpruch ge— 
nommen würden, von denen man erwarten könnte, daß lie ein ebenjo zutreffendes 
Urtheil über die Sicherheit der zur Einführung gelangten Werthpapiere haben 
fönnten und müßten, wie die Emittenten jelbit. Wenn die Streihung des letzten 
Abjages von dem Geſichtspunkt aus gerechtfertigt worden fei, daß man von den 
weniger gebildeten und weniger gejchäftsgewandten Bevölferungsklaffen bei Erwerb 
von Werthpapieren die Anwendung einer gewöhnlichen Sorgfalt nicht verlangen 
fünne, jo ſei durch den geitellten Antrag dieſer Auffafjung volle Rechnung ge— 
tragen. Derſelbe unterjcheide ji von der Negierungsvorlage dadurch, daß er 
nicht wie Dieje allgemein die Anwendung der gewöhnlichen Sorgfalt verlange, 
jondern nur die Anwendung derjenigen Sorgfalt, welche der angeblich Geſchädigte 
in eigenen Angelegenheiten beobachte, und daß in Folge deſſen die Sorgfalt, zu 
der der Einzelne verpflichtet jei, nach) Mafgabe der befonderen Verhältnifje des— 
ſelben verſchieden normirt jei. 

Die Kommiffion ſchloß fich diefen Ausführungen an und nahm den geitellten 
Antrag an. 

Der Antrag auf Wiederheritelung der Vorlage wurde zurüdgezogen. 
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S 43 u. 44. 


Bei $ 43 wurde der Antrag geitellt, den Erjabanfpruch bereits in drei 
Jahren an Stelle von fünf Jahren verjähren zu laffen, indem darauf hinge— 
wiejen wurde, daß bei einer Friſt von fünf Jahren es überhaupt jchwer fein 
würde, die Verhältniffe, wie fie zur Zeit der Emifjion der betreffenden Werth» 
papiere gelegen hätten, fejtzuftellen, und daß auch eine Haftung während dreier 
Jahre einen volljtändig ausreichenden Schuß für das Publikum gegen die -Ein- 
führung unjolider Werthpapiere bilde, 

Der Antrag wurde don den Vertretern der verbündeten Regierungen mit 
einem Hinweis darauf bekämpft, daß nad den jtattgehabten Ermittelungen in 
zahlreichen Fällen die eingeführten Werthpapiere in den erjten Jahren ihre Zinſen 
bezahlt hätten und erſt nach dem Ablauf von drei Jahren nothleidend geworden 
jeien, und fodann von der Kommiſſion abgelehnt. 

Demmächjt wurde der $ 43 und auch der $ 44 in der Faſſung der Vorlage 
angenommen. 


S 44a. 


In der zweiten Leſung wurde von einem Mitgliede beantragt, hinter dem 
5 44 einen neuen $ 44a des Inhalts aufzunehmen: 

„Für die Entjcheidung der Aufprüche aus den SS 41 bis 44 ift ohne 
Rückſicht auf den Werth des Streitgegenjtandes ausjchließlih das Landgericht 
des Ortes zuftändig, an deſſen Börje die Einführung des Werthpapieres er- 
folgt ift. Beſteht an dieſem Landgericht eine Kammer für Handelsjachen, jo 
gehört der Nechtsitreit vor diefe. Die Reviſion, jowie die Bejchwerde gegen 
Entjcheidungen des Oberlandesgericht3 geht an das Reichsgericht.“ 

Zur Begründung diefes Antrages wurde zunächit darauf hingewiefen, daß 
fih im Börſenſteuergeſetz die gleiche Beitimmung finde, welche den Zweck habe, 
die Entſcheidung prinzipieller Fragen — denn um folche handele es ſich bei der 
Börfenfteuer ausschließlich — den betreffenden Landgerichten und namentlich den 
an diejen befindlichen Kammern für Handelsjachen zu übertragen. Auch bei der 
Haftung der Gmiffionshäufer liege ein dringendes Bedürfniß zum Erlaß der 
Beitimmung vor. Es liege auf der Hand, daß die Gerichte an denjenigen Orten, 
an denen Börjen bejtänden, die Börfenverhältnifje richtiger zu beurtheilen vers 
mögen, al3 Heine Amtsgerichte, welche fait nie in die Lage kämen, aus Börjen- 
geihäften herrührende Streitigkeiten zu entjcheiden. Im Interefje einer zuverläffigen 
und einheitlichen Nechtiprecjung liege e8 demgemäß, in den hier in Frage kommenden 
Nechtöftreitigfeiten die Entjcheidung dem am Sit der Börſe befindlihen Lands 
gerichte, und wo bei diefem eine Kammer für Handelsſachen bejtände, Ddiejer 
Kammer zu übertragen. Bei diefer Regelung würden die Emiſſionshäuſer davor 
gefchüßt werden, daß jedes beliebige Amtsgericht zur Entjcheidung der Frage, ob 
nach Maßgabe der gejeglichen Beitimmungen der Anſpruch auf Erſatz des Schadens 
wegen Unrichtigfeit und Unvolljtändigfeit des Profpektes begründet fei, angerufen 
werden könne. Namentlich die Mitwirkung der Kammer für Handelsjachen biete 
eine gewifje Gewähr dafür, daß der Nichter über die bei der Einführung der 
Werthpapiere vorhandenen thatjähhlihen und rechtlichen Verhältniſſe ſachgemäß 
informirt werde. 

Die Kommiffion nahm den Antrag an. 

Bor Eintritt in die Berathung über Abſatz IV der Vorlage „Börfentermin= 
handel” wurde von Mitgliedern der Kommiffion der Wunfch geäußert, eine Zus 
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jammenitellung der an den einzelnen Börjen auf Zeit gebandelten Waaren und 
Werthpapiere zu erhalten. Diefem Wunjd wurde von den Bertretern der ver: 
bündeten Negierungen entjprochen. Der Inhalt diefer Zufammenftellung it nad) 
jtehend zum Abdrud gebradt. 


1. Bufammenftellung der an den einzelnen deutfchen Börfen auf Termin 
aehandelten Produkte: 


Berlin: Rohſpiritus, Weizen, Hafer, Mais, 
Nüböl, vaffinirtes Petroleum. 

Breslau: Noggen, Hafer, Spiritus, Nüböl. 

Danzig: Spiritus, Weizen, Noggen. 

Köln: Weizen, Noggen, Rüböl. 

Königsberg: Spiritus. 

Magdeburg: Rohzucker, granulirter Yuder. 

Poſen: Spiritus. 

Stettin: Weizen, Roggen, Nüböl, Spiritus. 

Leipzig: Kammzug. 

Mannheim: Getreide. 

Bremen: Baumwolle. 

Hamburg: raffinirtes amerikanisches Petroleum, roher Kartoffeljpiritus, Kaffee 
(Santos), Rüben-, Rohzuder (1. Produkt), granulirter und KryitalleZuder. 


Roggen, Noggenmehl, rohes 


2. Bufammenfellung der in Berlin auf Deit gehandelten und amtlid 
notirten Papiere. 


Die nachjtehend bezeichneten Papiere werden nahezu ausnahmslos aud in 
Frankfurt oder Hamburg oder an beiden Plätzen auf Termin gehandelt. 








Benennung der Bapiere Stapitalbetrag 





A. Deutſche Fonds. 


Deutiche 3’/oige Neichsanleihe. 
Preußiſche 3”/oige Konfols . 


850 000 000 ME. 
635 000 000 Mt. 


B. Ausländiiche Fonds. 


Ruſſiſche Banknoten. . 

Ruſſiſche Anleihe von 1880, 4’/oige Staatsrente von 1894, 
3ige Goldanleibe und 4’ /oige MD 3 

Defterreichifche 1860er Looſe 


568 500 000 Rub. Bapier 


134 000 000 Guld. ult. 4 


Ungariſche 4/oige Goldrente -» 

Ungarische 4’/oige Aironenrente . 

Italieniſche Rente (Früher S’Ieige adziolich 20% Coupons 
jteuer). . \ 

Egyptiſche 4/oige Staatsanleibe . a2 

Merikaniiche 6Nige Anleihe von 1888 

Merikaniiche 6° oige Anleihe von 1890 

Meritanische 6%/oige Anleihe von 1893 

Türliſche konvertirte 1%/oige Anleihe Ü nd D. 

Türkiſche 400 res. -Xoofe . ü 


634 000 000 Guld. 
1 062 000 000 Stronen 


8 847 000 000 fire 
56 000 000 Pfd. Sterl 


3 000 000 . 
71495 000 Türt. Pid 
1 907 400 Stüd 
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Benennung der Papiere 





C. Eiſenbahn-Aktien. 


Aahen-Maaftriht - 
Lortmund-Sronau-Enfchede 
Lübed-Bühen . . s 
Mainz-?udmwigshafen 
Marienburg-Mlamwta. . 
Oftpreußiiche Siidbahn . 
Werrabahn . - - . . 


—** Nordbahn 
Buſchtehrader Litt. B 
Canada Pacifie 

ttbard . 

ura-Simplon (Stammattien) 

talienifche Meridionalbahn 
‚alien Mittelmeerbahn . 

Yuremburg Prince Henri-Bahn . 
Teiterreichtiche Nordweitbahn - 
Teiterreichiiche (Elbetbal) - . . 
Deiterreichiiche Südbahn (ombarden) . h 
Tefterreich-Ungarifche Staatsbahn (Sramofen) . 
Sardinifche Sekundärbahnen . . : 
Schweiger Gentralbahn . 
Schweizer Nordoftbahn . 
—— Unionbahn 

Warihau-Wiener . 


D. Bank-Papiere. 


Berliner —— 
Zarmftädter Bant . 
Deutſche Bant . 
Bistonto-Rommandit Antheile 
Dresdener 

Nationalbank für Deutſchland 


Oeſterreichiſche Kredit-Anftalt . 
Wiener Bankverein . 
Ruſſiſche Bank für auswärtigen Hanbel 


E. Berg: und Eiſenwerk-Aktien. 


Bochumer Gußftahl - 
Gonfolidation Schalte 
Dannenbaum . - . 
Dortmunder Ilnion . 
Gelientirchen er 
Harpener 

Hibernia . 

Königs⸗ und Laurahütte 


F. Andere Induſtriepapiere. 


Anglo⸗Continentale Guano-Werfe . 
Nobel-Tynamit-Truft . 
Hamburg: ng er Badetjahrt. 
Norddeuticher 2 . 

Türkische Zahlen! 


14 000 000 Guld. 
17300 000 „ 
65 000 000 Dollars 
50 000 000 Fres. 
49 120000 „ 
210 000 000 Lire 
180 000 000 
37 500 000 res. 
36 000 000 Guld. 
30 000 000 „ 
369 000 000 Fres. 
106 000 000 Guld. 
13 300 000 Yire. 
50 000 000 Fres. 
54.000 000 _„ 
22 500 000 
12 500 000 Kub. Papier 


65 000 000 ME. 
80 000 000 „ 
100 000 000 „ 
115 000 000 „ 
85 000 000 „ 
45 000 000 „ 


40 000 000 Guld. 
40 000 000 „ 
20 000 000 Rub. Bapier 


21.000 000 Mt. 
16 000 000 „ 
11.000 000 
39 000 000 
36 000. 000 
33 000. 000 „ 
22400 000 
27.000 000 


16 000 000 ME. 
1 753 970 Pfd. Sterl. 
30 000 000 ME. 
40 000 000 „ 
40 000 000 Fres. 
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3. Zufammenftellung der in Berlin, Wien, Paris und London gleidyeitig auf 
Beit gehandelten und notirten Papiere. 


A, Deutihe Fonds. 








3°/o Deutiche Neichsanleihe . 222.2... Belnı — — 1 %ondon 
3°/o Preußische konfolidirte Anleihe 2... 2.0.0.4 Belin]| — — London 
B. Ausländiſche Fonds. 
Ruffiihe Banknoten . . 220200. Berlin | Wien | Paris -- 
Ruſſiſche 4Ploige Anleihe von 1880 Berlin] — Paris — 
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Anmerkung 1. Ein Ultimo-Verkehr, der zum Theil bedeutender iſt als derjenige in einer 
Anzahl der ———— Papiere findet ſtatt 


in Gotthardbahn in Berlin, Baſel, Zürich, Genf, Lyon, 
„Schweizer Centralbahn R 5 5 „ er 
„ Nordoitbahn J — PR 
„ Unionbahn “ w = " * 
„Italieniſcher Mittelmehrbahn „ Mailand, Rom und ſonſtigen 
italienischen Börfenpläßen. 
z 2. Von oben aufgeführten Papieren haben ferner ftarfen Ultimo-Verkehr 


Jura-Simplon in Bafel, Zürich, Genf, Lyon, 

Stalienifche Meridionalbahn in Mailand, Rom und jonftigen italienischen 
Börienpläßen, 

WarfhausWiener in Brüffel und zum Theil in Amsterdam. 
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IV. Börjenterminhandel. 


Die Kommiſſion beſchloß zunächjt zu dem 
Börfenterminbandel in Wertbpapieren 
Stellung zu nehmen. In diefer Beziehung wurden folgende Anträge geitellt: 

„Li. Der Börfenterminhandel in Antheilen und Schuldverjchreibungen einer 
inländijchen Erwerbögejellihaft ijt durch die Börfenauflicht2behörde von 
einem näher zu bejtimmenden Zeitpunkt ab zu unterfagen, wenn der Vor: 
ſtand diefer Gejellihaft auf Grund Beſchluſſes der Hauptverfammlung der 
Antheilseigner dieſe Unterjagung beantragt. 

2. Der Börjenterminhandel in Antheilen und Schuldverjchreibungen von 
Erwerbsgejellichaften ijt unterjagt. Der Bundesrath ijt befugt, für Antheile 
und Schuldverfchreibungen einzelner Erwerbögejellichaften den Börſen— 
terminhandel zu gejtatten, wenn diefe Antheile und Schuldverichreibungen 
mindejtens an einer außerdeutihen Börje (bezw. fan zwei außerdeutjchen 
Börjen) gehandelt werden und das Slapital der betreffenden Erwerbs 
gejellichaften mindejtens 50 Millionen Mark beträgt. 

3. Der Börfenterminhandel in Bergwerks- und \nduftriepapieren iſt unter- 
jagt. Der Börjenterminhandel in Antheilen von Erwerbögejellichaften 
fann nur gejtattet werden, wenn das Kapital der betreffenden Erwerbs— 
gejellihaft mindejtend 20 Millionen Mark beträgt. 

4. Den Mitgliedern des Aufſichtsraths und den perjönlich baftenden Gejell- 
ſchaftern einer Kommanditgejellichaft auf Aktien, den Mitgliedern des 
Vorstandes und des Auffichtsraths einer Aktiengeiellichaft ſowie ſämmt— 
lihen Angeſtellten dieſer Gejellichaften it der Börjenterminhandel fir 
eigene Rechnung in Werthpapieren diejer Geſellſchaften unterjagt. 

Auf diefe Börjentermingejchäfte, auch wenn fie durch Mittelsperjonen 
auf den Namen der leßteren abgejchlofjen find, finden die Beitimmungen 
des $ 63 Abjap 1 bis 3 Anwendung. 

Zuwiderhandlungen werden mit Gelditrafe bis zu 3000 Marf oder 
mit Gefängniß bis zu einem Jahre beitraft.“ 

Der legte Antrag wurde dor Eintritt in die Berathung zurüdgezogen, fo 
daß für die Erörterung in der Kommiſſion nur die zuerjt genannten drei Anträge 
übrig blieben. 

Zur Begründung des Antrags zu 1 wurde ausgeführt, daß vielfach Aktien 
gewerblicher Unternehmungen in den Terminhandel hineingezogen würden, obwohl 
diejed den Wünfchen und Interefien aller derjenigen Aktionäre, welche dieje Aktien 
als KRapitaldanlage und nicht als Spefulationsobjeft betrachteten, nicht entjpräche. 
Die Einführung in den Terminhandel gejchähe oft von VBörjeninterejjenten, welche 
an dem Unternehmen ſelbſt gar nicht oder nur jehr wenig betheiligt jeien, viel- 
fach nur zu dem Zwed, neue Spielobjekte zu jchaffen. Hiergegen müfje Vorjorge 
getroffen werden. Zweifellos übe der Terminhandel in Aktien eines Unternehmens 
nicht blos auf den Gejchäftsgang desjelben einen erheblichen Einfluß aus, jondern 
führe auch häufig Kursſchwankungen herbei, die vielen Beſihern von Aftien, 
weiche nicht durch Käufe oder Verkäufe von ſolchen Geld verdienen, jondern nur 
im ungeftörten Bejig derjelben bfeiben wollten, in hohem Maße unangenehm 
jeien. Es müfje demgemäß als ein berechtigter Wunſch bezeichnet werden, daß 
die Entjcheidung darüber, ob Antheile und Schuldverjchreibungen von inländifchen 
Erwerbögejellihaften in den Terminhandel eingeführt werden jollten, in die Hände 
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der Hauptverfammlung bezw. des Worftandes foldher Gejellichaften gelegt würde. 
Wolle die Majorität der Aktionäre don foldem Terminhandel nichts wiflen, fo 
müſſe derjelbe durch die Börfenaufficht3behörde unterfagt werden. 

Segen diefen Antrag wurde von anderer Geite eingewandt, daß derielbe 
eine praftiihe Bedeutung überhaupt nicht habe. Es ſei außer Zweifel, daß der 
Kursitand joldyer Aktien, welche auf Termin gehandelt würden, mit Nüdjicht auf 
den diefen Aktien beiliegenden jogenannten Façonwerth durd die Zulafjung zum 
Terminhandel gejteigert würde. E3 ſei demgemäß nicht anzunehmen, daß Die 
Mehrzahl der Aktionäre fi) gegen die Zulafjung zum Terminhandel und damit 
für eine Entwerthung ihres Aktienbeſitzes ausfprechen würde, Dazu käme, daß 
die großen Banken, welche geeignete Objekte für den Terminhandel haben wollten, 
in der Hauptverſammlung einen günjtigen Beſchluß herbeizuführen wohl vegel- 
mäßig in der Lage fein würden, indem fie die Aktien der betreffenden Unter— 
uehmungen für kurze Zeit erwürben. Uebrigens jtänden auch vielfah Vorſtand 
und Auffichtsvath folder Unternehmungen unter dem Einfluß der großen Banten; 
e3 ſei aljo auch von diefen ein Widerjtand gegen die Einführung der betreffenden 
Aktien in den Terminhandel nicht zu erwarten. 

Bon den Vertretern der verbündeten Negierungen wurde hervorgehoben, da 
dem Antrage erhebliche Bedenken nicht entgegenftänden, ımd von demjelben auch 
für mande Fälle eine günftige Wirkung erivartet werden dürfe. Dagegen waren 
verjchiedene Mitglieder der Kommiſſion der Anficht, dag die Beltimmung eine 
wejentlihe Einſchränkung des TerminhandelS im Sinne der Antragiteller nicht 
zur Folge haben werde. 

Nach diefen Darlegungen wurde der Antrag ad 1 fowie ein zu demjelben 
geitellter Unterantrag: 

„Die Wiederzulafjung folder Werthpapiere zum Terminhandel fanı auf 
demjelben Wege, jedoch nicht vor Ablauf von fünf Jahren nad) der Unter: 
fagung erfolgen“ 

abgelehnt. 

Bei Berathung der Anträge zu 2 und 3 fand eine eingehende Erörterung 
der Bortheile und Nachtheile des Terminhandels in Werthpapieren überhaupt jtatt. 

Von einer Seite wurde darauf hingewiejen, daß die Gründe, welche man 
ſonſt für die Nothwendigkeit des Terminhandels anführe: angemefjene Vertheilung 
der Borräthe nad Zeit und Ort; Vermeidung großer Schwankungen in den Preiſen 
bei Schwanfungen der Ernten u. j. w. — beim Terminhandel in Werthpapieren 
augenjcheinlid nicht vorlägen. Der Terminhandel in Wertbpapieren eritrede ſich 
auch überhaupt nur auf eine fo furze Zeit, meistens nur auf den folgenden Monat, 
dab ſchon aus diefem Grunde die fir die Nothiwendigfeit des Terminhandels in 
Waaren bervorgehobenen Gejichtspunfte beim Terminhandel in Wertbpapieren 
nicht als vorliegend anerkannt werden Fünnten. Zugegeben werden müſſe, daß 
durch die Vergrößerung des Marktes, welche der Terminhandel in vielen Fällen 
bewirfe, und durch die Möglichkeit, die Werthpapiere für den jpäteren Termin 
wieder zu faufen oder zu verlaufen, jo erheblihe Schwankungen im Kurſe, wie 
fie bei lediglidy auf Kafja gehandelten Werthpapieren an einzelnen Tagen Durch 
ein ganz vorübergehend erhöhtes Angebot oder durch eine wejentlich gejteigerte 
vorübergehende Nachfrage eintreten, im Wefentlichen ausgefchloffen jeien. Ferner 
mühe es als ein Vortheil des Terminhandels in Werthpapieren, die auch an 
anderen Börjenpläßen des Nuslandes gehandelt würden, anerkannt werden, daß 
durch fie der internationale Geldausgleich erleichtert wiirde. Hiermit feien aber 
auch im Wejentlichen die Vortheile des Terminhandels in Werthpapieren erichöpft. 
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Insbeſondere fünne dem für die Berechtigung dieſes Handels angeführten Grund, 
dab er die Möglichkeit biete, in fpäterer Zeit flüjfig werdende Gelder vorher 
zwedmäßig anzulegen, eine erhebliche praftische Bedeutung nicht beigelegt werden, 
da ſolche Fälle, insbefondere beim Privatpubliftum, im Bergleich zu der Geſammt— 
zahl der abgejchloffenen Termingefchäfte verhältnißmäßig jelten vorfommen und 
außerdem die dadurch dem SKapitaliiten gebotenen Vortheile verbältnigmäßig 
gering jeien. 

Anderfeit3 könnten die jchwerwiegenden Bedenken gegen den Börjentermins 
handel, die darin lägen, daß durch fie weite Kreife der Bevölkerung zu Speku— 
lationen an der Börſe veranlagt würden, nicht verfannt werden. Beſonders 
nachtheilig jei der Terminhandel in Aftien gewerblicher Unternehmungen, weil 
dadurh die Börſe einen Einfluß auf diefe Unternehmungen gewinne, Die einer 
ruhigen, gedeihlichen Entwidelung derjelben nicht förderlich jei. Uebrigens babe 
fogar die „Freiſinnige Zeitung“ aus Ddiefem Grunde die Ausjchliegung der In— 
dDujtriepapiere don dem Terminhandel befürwortet. 

Mit Rückſicht auf die dargelegten Geſichtspunkte wurde von der einen Seite 
den Börjenterminhandel in Untheilen und Schuldverichreibungen von Erwerbs 
gejellichaften allgemein zu unterfagen beantragt, mit der Maßgabe, daß der 
Bundesrat) Ausnahmen von diefen Verbote nur injoweit jollte geitatten dürfen, 
daß die Antheile und Schuldverfchreibungen, die zum Terminhandel zuzulaſſen, 
auch mindejtens an einer bezw. zwei auferdeutichen Börjen gehandelt würden, 
und das Kapital der betreffenden Erwerbsgefellichaften mindejtens 50 Millionen 
betrüge, während von anderer Seite befürwortet wurde, das Verbot lediglich auf 
Bergwerk und Jmduftriepapiere jowie auf die Antheile von ſolchen Erwerbs» 
gejellichaften zu bejchränfen, deren Kapital weniger als 20 Millionen Mark 
betrüge. 

Aus der Mitte der Kommiſſion wurden dieſe Anträge auf Beſchräukung des 
Börjenterminhandel3 in Werthpapieren aus allgemeinen Gründen befämpft. Es 
fei zuzugeben, daß es für den Terminhandel in Werthpapieren nothwendig jei, 
daß das Kapital der betreffenden Ermwerbsgejellichaften nicht ein zu geringes jei. 
Wenn die Börjenenquetelommijjion einen Mindejtbetrag don 20 Millionen im 
Vorjchlag gebracht, jo würde der Bundesrat demnächit fich mit der Prüfung zu 
befafien haben, ob dieſer Mindeitbetrag allgemein oder für beſtimmte Arten von 
Erwerbsgejellichaften angemejjen fei und den Bedürfniffen entſpreche. Ein gewiſſer 
Mindejtbetrag würde allerdings als die Vorausfegung für einen beredtigten 
Terninhandel angejehen werden müſſen. Bisher ſei die Feitfeßung diefes Mindeſt— 
betraged den Drganen der Börfen jelbitftändig überlaffen, und nad dem ein- 
gereichten Nachweife der auf Termin gehandelten Werthpapiere wiürde man nicht 
in Abrede stellen fönnen, daß die Börfenorgane im Allgemeinen in Bezug auf 
die Zulaffung von Werthpapieren zum Terminhandel das Richtige getroffen hätten. 
Sofern diejes aber nicht der Fall, ſei durch die allgemeine Beſtimmung in dem 
Geſetzentwurf, wonach der Bundesrat berechtigt jei, den Terminhandel in Werth 
papieren don gewifjen Bedingungen abhängig zu machen, Fürforge getroffen, daß 
diejem Terminhandel angemefjene Grenzen gezogen würden, und daß nicht Werth: 
papiere in denfelben einbezogen würden, die dazu nach der Natur der Verhält— 
niſſe ungeeignet jeien. 

Was die Betheiligung des Privatpublilums an dem Terminhandel in Werth: 
papieren anlange, jo könne dieje Betheiligung an ſich nicht allgemein als eine 
unberechtigte erachtet werden. Auch Privatperfonen, die ein größeres Vermögen 
bejaßen, kämen oft in die Lage, zum Zwecke der Verwertung ihrer Napitalien 
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Termingejchäfte zu maden. Uebrigens dürfe auch nicht überjehen werden, da, 
wenn das Termingejchäft in Wertbpapieren unterfagt würde, die Börje jehr leicht 
dazu übergehen fünnte, jich andere Formen des Verkehrs, die nicht unter den 
Begriff des Terminhandels fielen, zu ſchaffen und auf diefe Weiſe die Abſicht 
des Geſetzes, das Privatpublitum von den Börfenfpefulationen in Werthpapieren 
fern zu halten, zu vereiteln. Es jei allgemein befannt, daß in Amerika ein 
Terminhandel in Werthpapieren nicht bejtände, und daß gleihwohl das Spiel 
mit Werthpapieren an der Börje vielleicht in feinem Lande eine fo große Aus 
dehnung gewonnen habe, wie dort. 


Dem lebteren Einwand gegenüber wurde darauf hingewieſen, daß die Ber: 
hältniffe an der New-Yorker Börje zum Beweije dafür, daß auch ohne Zeitgeſchäft 
Spekulationen in großem Umfange möglich feien, nicht wohl würden verwerthet 
werden fünnen, da an der New-Yorker Börſe bekanntlich auc bei Kaſſageſchäften 
die Verpflichtung beider Kontrahenten, fiir die Erfüllung des Vertrages Sicherheit 
zu bejtellen, bejtände. Uebrigens würde die Gejeggebung, wenn die Wahrnehmung 
gemacht würde, daß die Börſe den von ihr beabjichtigtigten Zwed, das Privat 
publitum möglichſt von den Spekulationen an der Börſe fern zu halten, dadurd 
vereiteln würde, daß an Stelle des Terminhandels neue Verkehrsformen geſchaffen 
werden, die im Wejentlihen dem Publikum die Betheiligung an Spekulationen 
eben fo leicht machten, wie der Terminhandel, fi) auf die erlafjenen Beſtimm— 
ungen nicht bejchränfen, jondern auch den neuen Berkehrsformen die Lebensader 
unterbinden können. 


Bon Seiten der Vertreter der verbündeten Regierungen wurde auf die in 
den Anträgen liegenden Infonjequenzen und auf die praftiichen Unzuträglidfeiten 
hingewiefen, weldye durch deren Annahme entjtehen würden, Die Schwankungen, 
welche die Antheile und Schuldverfchreibungen von Erwerbögejellichaften im Termin 
handel durchgemacht hätten, jeien nicht größer, ja in manchen Beziehungen geringer 
gewejen als die Schwankungen mehrerer auf Termin gehandelter ausländiſcher 
Fonds oder als die Schwankungen folder in- und ausländijcher Aktien, welde 
überhaupt nicht in das Termingejchäft einbezogen find. Verbiete man den Termin: 
handel in einigen Kategorien, jo werde er fi mit verdoppelter Wucht auf die 
verbleibenden Werthe werfen, wie denn ja an ausländifchen Börjen ein jtarkes 
Spielgefhäft in ganz ficheren Staatsfonds jtattfinde. Indem man andererjeits 
die Zulafiung von Ausnahmen an die VBorausfegung knüpfe, dab der Werth auch 
an ausländischen Börfen gehandelt werde, privilegire man den Handel im Aus 
lande und den Handel mit ausländishen Werthen gegenüber dem Bedarfe des 
Inlandes. Das Erfordernig eines Mindejtkapital3 von 50 Millionen Marl gebe 
um Vieles zu weit und über die nahezu alljeitig gebilligten Vorſchläge der En— 
quetefommiljion hinaus, welche überdies für die bereits auf Termin gehandelten 
Werthe fchonende Uebergangsbeitimmungen für nöthig befunden haben, Ban 
legterem Geſichtspunkte aus müſſe namentlich auch der Antrag ad 3 als zu unver: 
mittelt erjcheinen. 

Nach diefen Darlegungen wurde der Antrag ad 2 abgelehnt, dagegen der 
Antrag ad 3: 

„Der Börjenterminhandel in Bergwerks- und Andujtriepapieren ijt unter 
fagt. Der Börfenterminhandel in Antheilen von Erwerbögefellichaften kann 
nur geftattet werden, wenn das Kapital der betreffenden Erwerbsgeſellſchaft 
mindeſtens 20 Millionen Mark beträgt“ 


angenommen. 
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In der zweiten Lejung wurde von der Subkommiſſion beantragt, dieſe Be: 
ſtimmung dahin zu fajlen: 

„Der Börfenterminhandel in Antheilen von Bergwerks- und Fabrifs 
unternehmungen ift unterjagt. Der Börjenterminhandel in Antheilen von anderen 
Erwerbsgejellichaften“ u. j. w. 

da der Ausdrud „Andujtriepapiere“ zu Zweifeln Anlaß geben fönnte. 

Bon anderer Seite wurde die Etreichung diefer ganzen Bejtimmung in Ans 
trag gebradjt. In der Erörterung, welche fih an diejen Antrag knüpfte, wurden 
im Wejentlihen die Gründe wiederholt, weiche in der eriten Leſung für und 
gegen diejen Antrag vorgebracht worden waren. Es kann deshalb in diejer Bes 
ziehung auf die Verhandlungen der eriten Leſung Bezug genommen werden. 

Der Preußiſche Herr Handelsminifter theilte mit, daß er über das in der 
eriten Lejung beſchloſſene Verbot den Verein zur Wahrung der gemeinjanen 
wirtbichaftlihen Anterefien von Nheinfand und Weſtfalen, den Oberſchleſiſchen 
Berg: und Hüttenmänniichen Verein, fowie den Verein für die bergbaulichen 
Intereffen des Oberbergamtsbezirks Dortmund zur gutachtlihen Aeußerung aufs 
gefordert hätte. Won Ddiejen Vereinen hätte der eritere jich gegen das Verbot 
ausgejprocen ; der zweite Verein hätte erklärt, daß er jelbit Fein Intereſſe an 
denn Terminhandel in Bergwerfspapieren habe, daß aber einzelne feiner Mit— 
glieder, die daran betheiligt feien, gegen das Verbot feien. Nur der dritte Verein 
habe erflärt, daß ein Bedürfniß zum Terminhandel in Bergwerfspapieren nicht 
vorliege. Wenngleich er periönlicdy der Anficht jei, daß der Bundesrath jich ent— 
Ihließen würde, einen großen Theil der Bergwerks- und Fubrifpapiere vom 
Zerminhandel auszufchliehen, jo hielte ev es doch unbedingt für richtiger, die 
Entjcheidung hierüber in die Hand des Bundesraths zu legen Dieſer Auffafjung 
ihloffen jich die Vertreter der Königlich Bayerischen und der Königlich Sächſiſchen 
Regierung an und befürworteten dringend die Aufhebung des Verbot3 des Termine 
bandel3 in diefen Werthpapieren durch das Geſetz. 

Der Antrag auf Streichung diejer Verbotsbejtimmung wurde abgelehnt und 
diefe Bejtimmung ſelbſt in zweiter Leſung mit 15 gegen 6 Stimmen angenonmen. 


Die Kommiffion ging nunmehr zur Berathung des 
Berminßandels in Wauren 
über und zwar mit Rückſicht auf den Antrag: 
„Der börjenmäßige Terminhandel in Kammzug und anderen Halb= und 
Ganzfabrifaten der Tertilindujtrie ijt verboten“, 
zunächit zu der Berathung des Terminhandels in Kammzug. 

Die Nothwendigkeit und Berechtigung des Terminhandels in Kammzug und 
ähnlichen Halbfabrifaten der Tertilinduftrie wurde von verjchiedenen Seiten bes 
ftritten.. Schon der Umitand, daß der Terminhandel in Kammzug von dem 
preußifchen Handelsminiiterium für Berlin nicht gejtattet fei, ſpräche gegen feine 
Berehtigung. Es fei allgemein befannt, daß auch die Königlich ſächſiſche Regierung 
der Einführung des Terminhandel in Kammzug an der Leipziger Börje durch— 
aus abgeneigt geweſen jei, daß diefelbe aber gegen die Einführung in Leipzig 
nicht habe machen können, weil e8 ihr an einer gejeglichen Handhabe, denjelben 
zu verbieten, gefehlt habe. Seit der Einführung des Terminhandels feien nun 
aus den reifen der Betheiligten feit Jahren die dringenditen und heftigiten Be: 
ihmwerden gegen denfelben erhoben worden; nicht blos die große Mehrzahl der 
Händler in Wolle hätte fic gegen den Terminhandel ausgejprocden, jondern auch 
die meijten Spinnereien und fajt die gefammte Induſtrie, welche Kammzug und 
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aus demfelben hergeitellte Fabrifate verwende. Won diefen Intereſſenten fei mit 
Hecht darauf hingewieſen, welche erheblichen Beeinträctigungen und Schädigungen 
die geſammte Induſtrie durch die Einführung des Kammzugterminhandels erlitten 
hätte. Erbebliche und durchaus willfürlihe Schwanfungen in den Preijen jeien 
die Folge der Einführung gewejen, und dadurch ſei dem Gejchäft jede Ruhe umd 
Stetigfeit genommen. Bon einigen Händlern und Wolllämmereien abgeichen, 
wiirde der Kammzugterminhandel fait ausichließlich von den großen Banken ver- 
theidigt und für nothiwendig und berechtigt erklärt. Zweifellos fei der Termin: 
handel für die größeren Seldinititute in hohem Maaße erwünjcht, indem derjelbe 
ihnen die Möglichkeit biete, ihre Kapitalien durch Neportgefchäfte höher zu ver: 
zinfen, als es jonit möglich fei. Auch die großen. Wollfänmereien hätten von 
dem Kamnzugterminhandel Bortheile, indem derjelbe die Möglichkeit biete, die 
Preiſe für Wolle bald nach oben, bald nach unten zu beeinfluffen. Wenn man 
auch am ſich Fein prinzipieller Gegner des Terminhandels in Waaren jei, jo müſſe 
doch unterjcdjieden werden zwijchen Nohproduften uud Fabrifaten. Bei leßteren 
läge das Bedenken auf der Hand, daß die terminmäßig gehandelten Fabrikate 
jich nur in dem Beſitz ganz weniger induftrieller Unternehmungen befänden, die 
in der Lage wären, durch Steigerung oder Berminderimg des Angebot3 die Preiſe 
willfürlich zu beeinfluſſen. Dieſes Bedenken greife namentlih beim Kammzug 
Platz, da fait die Hälfte des in Deutjchland hergeitellten Kammzugs auf drei 
Kämmereien entftele, die fi) in einer Hand befänden. Dazu füme, daß fait jede 
größere Spinnerei eine große Anzahl befonderer Qualitäten brauche, die fie auf 
dem Terminmarft gar nicht erlangen könne. Die Lieferungsqualität für Kammzug 
jei fo jchlecht, daß Ddiejelbe nur zu wenigen Fabrifaten verwendet werden fünne 
und jei es gar nicht jelten vorgefommen, dab Terminwaare wieder zu Wolle 
verarbeitet worden jei. 

Don Seiten der Vertreter der verbündeten Regierungen wurde befürwortet, 
die Entſchließung über die Beibehaltung des Terminhandels in Kammzug dem 
Bundesrath zu überlaffen. Die vor Kurzem im Reichsamt des Innern abge 
haltenen Beiprehungen hätten zu dem davon erwarteten abjchließenden Urtheil 
über den Nutzen oder Schaden des Kammzug-Terminhandels nicht geführt. Bei 
der Konferenz hätten zehn Gegnern act Freunde des Kammzug-Terminhandels 
gegenübergejtanden, und unter den leßteren jei nicht nur der Handel, jondern 
auch die Kammgarnſpinnerei und Weberei vertreten gewejen. An allen Fragen, 
welche Gegenjtand der Beſprechung waren, hätten ſich die Anfichten diametral 
gegenüber gejtanden, mit Ausnahme des einen Punktes, daß der Terminbandel 
auf die Ausfuhr von Kammgarnfabrikaten günftig gewirkt habe: letzteres ſei 
insbefondere der Fall gewefen, ſeitdem Amerika die hohen Zölle der Mac Kinley: 
Bill herabgejegt hätte. Der Eindrud, weldden die Verhandlungen zurüdgelaiten 
hätten, jei der gewejen, daß eine Reihe vun Fragen nod der Klärung bedürften. 
Uebrigens jei e8 wenig wahrjcheinlich, daß die von der Bejeitigung des Kammzug— 
Terminhandel3 in Deutichland erwarteten Vortheile eintreten würden, jo lange 
im Auslande Termingeichäfte gemacht werden fünnten. Zwar fei aud in Frankreich 
eine lebhafte Bewegung gegen den Kammzug-Terminhandel in Fluß gelommen. 
Dagegen lägen feine Anzeichen vor, dab man diefen Handel in Antwerpen zu 
bejeitigen gedenfe, und gerade mit dev Antiverpener Kammzugbörſe fei das deutſche 
Geſchäft vor Einführung des Terminhandels in Leipzig in lebhafter Verbindung 
gewejen und werde diefe Berbindung mit verjtärkten Kräften wieder aufnehmen, 
wenn der Terminhandel in Deutjchland unmöglich gemacht würde. Dann nber 
werde Autwerpen das Monopol haben und das deutiche Geſchäft von den Kurs 
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ichwanfungen an der dortigen Börje in Nbhängigkeit gerathen. Mindejtens werde 
e3, wenn man den Terminhandel in Kammzug bejeitigen wolle, nöthig werden, 
Mebergangsbeitimmungen zu treffen, nicht nur zur Abwidelung der jchiwebenden 
Termingeichäfte, jondern auch aus dem Grunde, weil mit dem Aufhören des 
Termingeihäft3 große Mengen von Lieferungswaare, die bei den Händlern, den 
Kämmern und den Reporteuren liege, mit einem Male den Markt überſchwemmen 
und einen verderblichen Preisſturz hervorrufen würden. Aus allen diefen Gründen 
jei e8 nicht gerathen, das Verbot des Kammzug-Terminhandels jchon jebt durch 
Geſetz auszujprechen. 

Aus der Mitte der Kommiſſion wurde der Antrag ebenfalld entjchieden 
befämpft. Wenn auch zugegeben werden müſſe, daß die große Mehrzahl der In— 
terejlenten ich gegen den Terminhandel in Kammzug ausgeiprocen hätte, jo müfje 
doch den Bertretern der verbündeten Regierungen dahin beigetreten werden, daß 
die vor kurzer Zeit im Neichdamt des Innern ftattgehabte Konferenz über den 
KammzugsTerminhandel ein anderes Bild von diefer Geihäftsform ergeben habe, 
als man nad den bisherigen Beichwerden der betheiligten Kreiſe hätte annehmen 
müſſen. Es jet unrichtig, von einer übereinjtimmenden Berurtheilung des Termine 
handels in Kammzug feitens der betheiligten Kreiſe zu ſprechen. Auch könne 
nicht bezweifelt werden, daß die Einführung des Terminhandels einen überaus 
günſtigen Erfolg auf die Ausfuhr unſerer Wollfabrikate geäußert und daß es nur 
durch dieſen Terminhandel möglich jei, das große Riſiko, weiches mit dem Import 
von Wolle verbunden jei, zu vermindern umd auf weitere Kreiſe zu übertragen. 
Uebrigens würde die Unterfagung des Terminhandels in Kammzug für Deutſch— 
land allein gar feinen Erfolg haben, da die ausländischen Terminmärkte in Ants 
werpen und Roubaix in Bezug auf die PBreisihwantungen die gleiche Wirkung 
haben würden, wie der Terminhandel in Leipzig. Ein Verbot des legteren würde 
aljo nur die Folge haben, daß die deutjche Industrie, welche des Terminhandels 
nicht entbehren könne, ihre Verficherungsgejchäfte im Auslande abjchließen müßte, 
wodurch dem Inlande erheblihe Ausgaben an Spejen u. ſ. w. und jeder Einfluß 
auf die Preisgeftaltungen an den Terminmärkten entzogen würde. Da nach dem 
Geſetzentwurf dem Bundesrath das Recht zuiteht, den Terminhandel in gewiſſen 
Waaren zu unterjagen, jo ſei der Bundesrath übrigens in der Lage, ein jolches 
Verbot für den HammzugsTerminhandel ſowie für den Terminhandel in anderen 
Halb= und Ganzfabrifaten der Tertilinduftrie auszufprechen, und er würde zu 
einen Verbot ſich jedensfall3 entfchließen, wenn die fortzujeßenden Erhebungen 
über die Vortheile und Nachtheile diefer Geſchäftsform zu dem Ergebniß führen 
würden, daß in der That die Beſorgniſſe der Anduftrie gerechtfertigt jeten und 
angenommen werden müßte, daß die mit dem Terminhandel in Kammzug und 
fonjtigen Halb» und Ganzfabrifaten der Textilindustrie verbundenen Nachtheile 
wefentlich größer feien, als die durch diefe Gejchäftsformen herbeigeführten Vor— 
theile. Uebrigen® würden durch das Verbot des Kammzug-Terminhandels zahl- 
reiche in den Slämmereien bejchäftigte Arbeiter bejchäftigungslos werden, wie übers 
haupt die Agitation für die Aufhebung des Terminhandels in Kammzug die Gefahr 
eines Wollzolls in ſich berge. 

Gegen diefe Ausführungen wurde hervorgehoben, daß die Ergebnijje der 
im Reichsamt des Innern ftattgehabten Konferenz gar fein Urtheil darüber ge- 
jtatteten, in weichem Umfange die betheiligten Kreiſe für oder gegen den Termine 
handel wären. Die Auswahl der in diefer Konferenz gehörten Sachverſtändigen 
jei vom Herrn Reichskanzler bezw. den Landesregierungen getroffen, und liege 
e3 auf der Hand, daß, wenn die Konferenz den Zwed gehabt, die Vortheile und 
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Nachtheile des börjenmäßigen Terminhandels feitzuftellen, die Auswahl der Sad 
verjtändigen jo hätte getroffen werden müfjen, wie jie thatjächlic getroffen il, 
daß nämlich ziemlich die gleiche Anzahl Freunde und Gegner de Terminbandels 
zufammenberufen ſei. Durchaus unrichtig ſei es, daß ſich aus der Einführung 
des Terminhandels in Kammzug eine Steigerung der Ausfuhr deutſcher Woll— 
erzeugniſſe herleiten und begründen ließe. Aus der Reichsſtatiſtik ginge vielmehr 
hervor, daß die Ausfuhr Deutjchlands in einzelnen Jahren vor Einführung des 
Terminhandels .ebenjo groß gewejen wäre wie in einzelnen Jahren nad Ein 
führung desjelben. Zwar weije das Jahr 1895 eine nicht unweſentliche Steigerung 
in der Ausfuhr von Wollengeweben nad); dagegen fei die Ausfuhr im Jahre 1894 
erheblich geringer gewejen als in den Sahren 1886 bis 1888, in denen ein 
börjenmäßiger Terminhandel in Kammzug nicht bejtanden hätte. Könne aljo 
jedenfall8 der Nachweis, daß die Ausfuhr an Wollfabrifaten in Folge der Ein- 
führung des Terminhandeld® in Kammzug eine Steigerung in den Quantitäten 
erfahren habe, nicht geführt werden, jo liefere die Statiftif den jchlagenden Be: 
weis dafür, daß jeit Einführung des Terminhandels in Kammzug der Werth der 
ausgeführten Wollenfabrifate einen jehr erheblichen Nüdgang erfahren habe, jo 
daß, wenn von einem Einfluß des Terminhandel3 in diefer Beziehung die Rede 
fein könne, diejer Einfluß nur als ein ungünjtiger bezeichnet werden müfje. Die 
Wirkung der ausländischen Terminmärkte ließe ſich dadurch abſchwächen, daß der 
Zoll auf Kammzug, der durch die Handelöverträge nicht gebunden und unge 
wöhnlich niedrig jet, eine entiprechende Erhöhung erführe. Auch jei zu berüd- 
fichtigen, daß ſich in den franzöfischen Intereſſentenkreiſen ebenfalls ein erheblicher 
Widerjpruch gegen den Kammzug-Terminhandel im Roubair erhoben, und daß 
jomit die Erwartung nicht unberechtigt fei, daß auch die franzöfiiche Regierung 
fi zu einem Verbot des Kammzug-Terminhandels daſelbſt entſchließen würde. 
Wenn von den Bertheidigern des Kammzug-Terminhandels auf die ungewöhnlid 
günjtigen Gejchäftsrefultate einzelner Wolljpinnereien hingewieſen fei, jo könne 
diefem Argument eine Berechtigung nicht zuerkannt werden; denn es liege auf 
der Hand, daß, wenn die Spinnereien, die derartig günjtige Gejchäftsabjchlüfie 
gemacht hätten, und die fait ausnahmslos Gegner des Terminhandels jeien, dieſe 
günftigen Gejchäftsabjchlüffe auf den Terminhandel wenn auch nur zum Theil 
zurücführten, ste ihr Intereſſe nicht jo jehr verfennen und gegen den Termine 
handel auftreten würden. Ebenjo wenig könne auf das Erbieten einiger Woll- 
kämmereien, durch ihre Gejchäftsbiücher den Nachweis führen zu wollen, daß jie 
des Terminhandels zum Zwecke der Berficherung abjolut bedürften, nicht der 
mindejte Werth gelegt werden, weil jich diefer Nachweis, ohne die gejammte 
Gejhäftsthätigfeit der betreffenden Kämmereien für längere Zeit einer jtändigen 
Kontrole zu unterziehen, gar nicht führen liege. Wenn darauf hingewieſen würde, 
dab der Bundesrath ja befugt wäre auf Grund der Beitimmungen in dem Gejeh- 
entiwurfe, den Terminhandel in Kammzug zu unterfagen, und daß der Bundes- 
rath jedenfall die Frage der Berechtigung des Terminhandel3 einer weiteren 
Prüfung unterziehen und ji zu dieſem Verbote entjchließen würde, wenn er der 
Anjicht ei, daß der Terminhandel in der That die nationalen Intereſſen mebr 
ihädige als fürdere, jo habe man doc) aus dem Laufe der Verhandlungen, 
namentlich aus der Beurtheilung der Ergebnifje der über den Kammzug:Termin- 
handel jtattgehabten Konferenz, die Ueberzeugung gewinnen müfjen, daß in abjeb- 
barer Zeit ein ſolches Verbot nicht zu erwarten wäre, und es empfehle jich des— 
halb, diejes Verbot in das Geſetz jelbit aufzunehmen. Zweifellos fei die große 
Mehrzahl der berheiligten Kreiſe — in Deutjchland jeien etwa 200 Händler, 
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3 Wollfämmereien, 60 Ranımgarnipinner und faſt alle Weber Gegner des börjen- 
mäßigen Terminhandels in Kammzug, dagegen nur 20 Händler, 1 Wolltämmerei 
und etwa 6 Kammgarnjpinnereien für denfelben — nicht nur gegen den Kamm— 
zug-Terminhandel, ſondern es hätte fi) jogar ein internationaler Verein, der fich 
auf fait alle Spinnereien Deutjchlands, Rußlands, Defterreich-Ungarnd und der 
Schweiz eritrede, zur Bekämpfung dieſes Terminhandel3 gebildet und hätten fich 
die betbeiligten Spinnereien ſchon feit langer Zeit verpflichtet, feinen Kammzug 
zu verwenden, der aus dem Terminmarkt gelommen fe. Man müſſe doch ans 
nehmen, daß die Betheiligten in eriter Reihe berufen und im Stande wären, 
über die Berechtigung des Terminhandels ein jachverjtändiges Urtheil abzugeben 
und darüber zu befinden, ob derfelbe beizubehalten fei oder nicht. In diefer 
wichtigen Frage könne doch das Intereſſe einiger Bankthäufer und Kämmereien 
nicht als ausjchlaggebend angejehen werden. Die typiichen Nadıtheile des Waaren- 
terminhandels — Ueberproduktion, Preisdrud und Verjchlechterung der Qualität, 
jeien aljo auch beim RammzugsTerminhandel hervorgetreten. 

Die aus der Erportitatiftif vorftehend gezogenen Schlußfolgerungen wurden 
bon den Bertretern der verbündeten Negierungen, welche insbefondere auf die 
Statijtif des Jahres 1895 hinwieſen, ald zutreffend nicht anerkannt: das Jahr 
1894 jei mit Rüdjiht auf die Ausfuhr nad den Bereinigten Staaten als ein 
Ausnahmejahr anzujehen. 

Bon dem Vertreter der Königlich Sächſiſchen Regierung wurde in Bezug 
auf den Kammzug-Terminhandel die Erklärung abgegeben, daß die Königlich 
Sähfiihe Negierung zur Zeit der Einführung des Kammzug-Terminhandels in 
Leipzig auf Grund der von ihr eingezogenen Gutachten der betheiligten reife 
der Anficht gewejen fei, daß durch diefe Gefchäftsform die Anterefien der Woll— 
industrie erheblich; geichädigt ferien. Much jetzt noch habe fich eine Neihe von 
Handelsfammern, in deren Bezirk die Wollinduftrie hervorragend vertreten fei, 
gegen die Beibehaltung des Terminhandels ausgeſprochen und jei die jächliiche 
Regierung der Anficht, daß die Nachtheile des Terminhandels entichieden die mit 
demfelben verbundenen Bortheile überjteigen, daß jedod, nachdem einmal der 
Terminhandel in Leipzig eingeführt fei, man die dadurch gejchaffenen Verhältnifie 
bei der Frage der Aufhebung angemeffen berüdjichtigen und entiprechende Ueber— 
gangsbeftimmungen treffen müſſe. 

Hierauf wurde von einem Mitgliede der Kommiffion darauf hingewiejen, 
das es doch völlig ausgeſchloſſen fei, Lediglich in Leipzig den Kammzug-Termin— 
handel beizubehalten und denjelben für alle übrigen Börſen zu unterfagen. Sei 
diefe Geſchäftsform vom Standpunkt der Gejfammtinterefjen aus nicht nachtheilig 
oder jogar von wejentlichen Nuten, jo könnte und dürfte die Einführung ders 
jelben an anderen Börfen nicht gehindert werden. Zweifellos würde dann der 
Kammzug-Terminhandel auch an der Börje in Berlin eingeführt werden, was 
mit Rückſicht auf die wefentlich größere Kapitalkraft diefer Börfe in kurzer Zeit 
das Eingehen des Terminhandel3 in Leipzig zur Folge haben würde. 

Nach diefen Erörterungen wurde der Antrag, 


den börjenmäßigen Terminhandel in Kammzug und anderen Ganze und Halb- 
fabrifaten der Tertilinduftrie zu verbieten, 
mit 12 gegen 8 Stimmen angenommen. 
An der zweiten Leſung wurde die Wiederaufhebung des Verbots des börjen- 
mäßigen Terminhandels in Kammzug und anderen Ganz- und Halbjabrifaten der 
Tertilinduftrie beantragt, 
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Zur Begründung dieſes Antrages wurden im Wejentlihen die bereits in der 
eriten Leſung gegen das geſetzhiche Verbot diejes Terminhandels angeführten 
Gründe wiederholt; amdererjeits wurden auch für diefes Verbot die bereits m 
der eriten Leſung dafür geltend gemachten Geſichtspunkte nochmals dargelegt. 

Bon den Gegnern des gejeglichen Verbots wurde nod) darauf bingemiejen, 
daß nad) einer inzwijchen beim Bundesrathe eingegangenen Petition eine Reihe 
von Mitgliedern der betheiligten Anduftriezweige, welche früher Gegner des 
Terminhandels in Kammzug gewejen feien, Fich nunmehr für die Beibehaltung 
desjelben ausgeſprochen hätten. 

Demgegenüber wurde geltend gemacht, daß nach der von dem „Ausjchuß 
der Spinnereivereinigung zum Zweck der Bekämpfung des börfenmäßigen Termin: 
handels in Kammzug“ an den Bundesrath unterm 14. März d. J. gerichteten 
Retition es allerdings den energifchen Bemühungen der Freunde des Kammzug— 
Terminhandel® gelungen jei, jteben Gewerbetreibende, welche früher Gegner des 
Terninhandels gewejen jeien, zur Unterzeichnung der Petition für Beibehaltung 
desjelben zu bejtimmen; es liege aber auf der Hand, daß auf die Stimmen 
folcher Gewerbetreibender, welche, nachdem jie viele Jahre Gegner des Termin- 
handels gewejen, in wenigen Wochen ihre Anficht wechjelten, fein bejonderer 
Werth gelegt werden könnte. 

Aus diejer Petition ginge aber ferner hervor, daß etwa 83 Prozent der 
gejammten Spinnereien Deutichlands, Dejterreihs, Rußlands und der Schweiz 
mit einem Oejammtbefig von ca. 1650000 Spindeln und auch zwei Leipziger 
Spinnereien und darunter die größte mit etwa 83000 Spindeln Gegner des 
Kammzug-Terminhandels geblieben jeien, daß auch für die Verficherung der Im— 
porteure der Terminbandel jeit mehreren Jahren gar nicht habe benußt werden 
fünnen, da die Terminpreife für vier Monate jpätere Lieferungen jtet3 niedriger 
gewejen jeien als die Lofopreije für Kammzug, beredjnet nach den Lokopreiſen 
der Wolle und daß endlich der Gffektivhandel in feiner Weife von dem Termin: 
handel abhinge und demgemäß durch die Anfitellung desjelben gar nicht beein- 
trädjtigt werden würde. 

Der Königlich Sächſiſche VBevollmächtigte erflärte: 

Die Königlich Sächſiſche Negierung hat der gegen den Terminhandel 
in Kammzug gerichteten Bewegung ſtets ihre volle Aufmerkſamkeit gewidmet; 
jie würde diefen Handel j. Zt. verboten haben, wenn jte die geiepliche Be— 
fugniß hierzu gehabt hätte, weil man damals in Intereſſentenkreiſen nahezu 
einjtimmig von der Schädlichkeit diefer Einrichtung überzeugt war. Inzwiſchen 
haben jich die Berhältniffe etwas geändert; in den Streifen der Spinner jelbit 
jind Stimmen dahin laut geworden, daß es vielleicht beſſer fei, nicht jofort 
mit den Berbot vorzugehen. 

Die Königlich Sächſiſche Negierung hält die Frage daher noch für eine 
offene, da fie das Hauptgewicht auf die Wünſche der ntereffenten legt. Sie 
entpfichlt daher auf das Dringendſte die Streichung des Verbotes, damit die 
Frage im Bundesrathe nochmals eingehend geprüft werden könne. 

Er glaube in bejtimmte Ausſicht jtellen zu können, daß feine Regierung 
beim Bundesrath einen bezüglichen VBerbots-Antrag ſtellen werde, jobald aud 
die Gegner gehört jeien, und er hoffe, daß der Bundesrath einen ſolchen Anz 
trag jodann genehmigen werde. 

Auch der Königlich Bayerifche Bevollmächtigte trat für Wiederherjtellung der 
Negierungsvorlage ein, indem ev u. M. bemerkte, daß feine Negierung ſich von 
dem einfeitigen Verbot in Deutjchland allein wenig Erfolg verjpredhe, die von 
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den Gegnern der Einrichtung ſelbſt angejtrebte internationale Berftändigung über 
eine gemeinfame Unterdrüdung desjelben aber hierdurch nur erjchwert würde. 
Die Kommiſſion nahm den Antrag auf Streichung des Verbots des Termine 
handel3 in Kammzug und anderen Halbfabrifaten der Tertilinduftrie mit 12 gegen 
9 Stimmen an, ebenfo die Reiolution: 
den Herrn Reichskanzler zu erfuchen, mit denjenigen Staaten, in denen ein 
börfenmäßiger Terminhandel in Kammzug und anderen Halbfabrifaten der 
Tertilimduftrie beiteht, wegen Unterſagung dieſes Handels in Verhandlungen 
zu treten und über das Ergebniß derjelben dem Reichstage Mittheilung zu 
machen. 


Es wurde ſodann zur Berathung des 

Berminbandels in Getreide und Müblenfabrikaten 

übergegangen, An diefer Beziehung waren folgende Anträge geitellt: 

1. Bei dem Terminhandel mit Getreide it in jedem von den beiden Kon— 
trabenten zu vollziehbenden Schlußjtein, durch welchen die Rechtsgültigkeit 
eines Kaufabjchluffes auf Lieferung bedingt wird, Gattung und Uriprung 
der gehandelten Waare, ſowie das Erntejahr, aus welchem diejelbe ſtammt, 
anzugeben. 

Die Lieferungdqualität des im Börjenterminhandel zu liefernden Ge— 
treides iſt nach Anhörung einer Sachverjtändigensflommiffion vom Bundes— 
rath feitzuftellen. Dieſe Kommiſſion beiteht aus einem Regierungskommiſſar 
als Vorſitzenden umd zehn weiteren auf je fünf Nahre zu ernennenden 
Mitgliedern, von denen der Bundesrath die Hälfte aus den Mitgliedern 
der verjchiedenen Getreidebörjen, die andere Hälfte aus der Laudwirth: 
ſchaft und dem Müllereigewerbe auswählt. 

2 a) Die allgemeinen Lieferungsbedingungen des im Börfenterminhandel zu liefern 
den Getreides, insbeſondere die Lieferungsqualität für dasjelbe, jind nad) 
Anhörung von Vertretern der betheiligten Erwerbszweige vom Bundes: 
rath feſtzuſtellen. 

b) Bei dem Börſenterminhandel von Waaren hat die Feſtſetzung der Lieferungs— 
fähigfeit vor der Ankündigung der Waare zu erfolgen. Die Landes 
regierungen find befugt, Ausnahmen für einzelne Waaren für die Dauer 
von längitens drei Jahren nad Inkrafttreten des Geſetzes zu geitatten. 

3. Der börjenmäßige Terminhandel in Getreide und Mühlenfabrifaten iſt 
unterfagt. Der Bundesrath bejtimmt den Zeitpunkt, wann das Verbot 
in Kraft treten ſoll, und erläßt die Mebergangsbeitimmungen. Der Bundes: 
rath ijt befugt, zeitweife das Verbot aufzuheben. 

Zu dem Antrage 2b war der Unterantrag geitellt: 

zwifchen den eriten und zweiten Satz die Worte einzujchieben : 
„Entgegenjtehende Vereinbarungen jind nichtig,“ 

und den lebten Sab, wie folgt, zu fallen: 

„Die Landesregierungen find befugt, Ausnahmen für einzelne Waaren 
für die Dauer eines Webergangsitadiums zu gejtatten.” 

Bon den Mitgliedern der Kommijfion, welche den Antrag zu 1 geitellt 
hatten, wurde derjelbe, wie folgt, begründet. 

Die bisher von den Börfen für den börfenmäßigen Getreideterminhandel 
jeftgefegten allgemeinen Lieferungsbedingungen bejchränkten jih im Allgemeinen 
darauf, die für die Lieferuma ded Getreides mahgebende Mindejtqualität nad) 
allgemeinen Gefichtspunkten und durch Feitjegung eine! Mindeftgewichts für Die 
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einzelnen Getreidegattungen zu bejtimmen. Diefe Charakterijirung der Lieferungs- 
qualität genüge nicht, indem fie auf die verjchiedenen Qualitäten der Getreide: 
gattungen und die verjchiedenen Verwendungszivede des Öetreides feine Rückſicht 
nehme, Da die Hauptgetreidegattungen, Weizen und Noggen, im Allgemeinen 
dazu beſtimmt feien, zu Mehl verarbeitet zu werden, und da das Getreide in 
jeinen Qualitäten und Werthen erhebliche Berjchiedenheiten aufweile, denen durch 
die allgemeinen Lieferungsbedingungen feine Rechnung getragen jei, jo könnten 
bei den jeßigen Lieferungsbedingungen die Müller, denen die Berarbeitung des 
Getreides zu Mehl obliege, nie willen, weldhe Gattung und Qualität ihnen 
geliefert würde, und ob die ihnen gelieferten Getreideforten ihren Bedürfnifjen 
entjprächen. Hierin liege ein großer Mißitand, deſſen Befeitigung eine dringende 
Aufgabe der Gejeßgebung fei. Es müfje deshalb verlangt werden, dab im den 
Schlußjcheinen genau nad Gattung und Urfprung angegeben würde, damit der 
Müller in der Lage wäre, jich die für feinen Betrieb nothwendige Qualität aus— 
zufuchen. Das börfenmäßige Termingefchäft habe in eriter Neihe die Aufgabe, 
den Miller mit denjenigen Qualitäten und Duantitäten zu verſorgen, welche er 
braude. Es müſſe alfo in dem Schlußjchein ſelbſt eine ſolche Qualitätsbezeich— 
nung des Getreided enthalten fein, daß der Müller über die ihm zu Liefernde 
Waare ein zuverläffiges Urtheil haben fünne. Das gejchehe in eriter Reihe durch 
eine nähere Bezeichnung des Urfprungs der gehandelten Waare, da der Urjprung 
im Allgemeinen für die Qualität des Getreide ausfchlaggebend jei. Ferner 
müfje verlangt werden, daß in dem Schlußjcheine die Gattung näher bezeichnet, 
alfo 3. B. angegeben würde, ob Sommer- oder Winterweizen, ob weicher oder 
harter Weizen zur Lieferung gelangen werde, weil die einzelnen Mühlen je nad 
ihren Einrichtungen und fjonjtigen Bedürfniffen jehr verjchiedene Anſprüche an 
die Gattung des Getreides ftellten und jtellen müßten. Endlich ſei auch die Ans 
gabe des Erntejahres, aus welchem das Getreide jtamme, in dem Sclußjcheine 
nöthig, da, wie allgemein befannt, in den einzelnen Erntejahren durchaus ver— 
fchiedene Dualitaten gewonnen würden und der Müller wiſſen müfje, aus welchem 
Jahre das Getreide, welches er auf Termin gefauft, jtamme, 

Um eine genügende Gewähr dafür zu jchaffen, daß bei der Feitichung der 
Lieferungsqualität auch die Intereſſen der anderen Erwerbäfreife angemefjen 
berüdjichtigt würden, ſei es nothiwendig, für die Begutachtung der Lieferungds 
qualität, deren Feititellung nad dem Entwurf dem Bundesrathe obliegen follte, 
ein für alle mal eine Kommiſſion einzufeßen, in der, wie vorgejchlagen, die 
betheiligten Ermwerbsfreife eine angemefjene Vertretung finden müßten. 

Gegen diefen Antrag wurden aus der Mitte der Kommiſſion Bedenken 
geäußert. Wolle man in der Spezialifirung des zu liefeınden Getreides jo weit 
gehen, wie der Antrag es vorjchreibe und die Begründer desfelben es fir noth— 
wendig erklärten, fo würde damit der ganze Terminhandel in Getreide unmöglich 
gemacht; e3 würden dann Dußende von Dualitäten berücdhichtigt werden müſſen, 
und da von einer jeden Qualität nur verhältnigmäßig geringe Mengen am öffent: 
lihen Markte jeien, jo würde es dem Verkäufer unmöglich gemacht, Getreide 
börfenmäßig auf Termin zu verkaufen, weil er zur Zeit des Abfchluffes nie wiſſen 
fünnte, ob die Qualität, die der einzelne Müller brauche, und welche er im 
Schlußitein nad) Gattung und Provenienz näher zu bezeichnen verpflichtet ſei, 
auch von ihm würde geliefert werden können. Das börfenmäßige Termingeſchäft 
made es ferner unbedingt nothwendig, daß die Kündigungsfcheine leicht von 
Einem auf den Andern übertragen werden fünnten. Auch dieſes wäre nahezu 
ausgejchloffen, wenn die von den Antragitellern befiirwortete Spezialifirung des 


über den Entwurf eines Börfengefehes. 729 


Setreides in den Schlußjcheinen angegeben würde. Die Erfahrungen, die man 
in Paris, wo ähnliche Beitimmungen für die Lieferung des Getreide an der 
Börje beitänden, gemacht habe, hätten ergeben, daß ſolche Beitimmungen für den 
Börjenterminhandel unmöglich jeien. Der Terminhandel in Weizen an der Barijer 
Börje fei in Folge diefer Spezialifirung thatjächlich eingegangen, und hätte ſich 
die Börfe dort auf den Terminhandel in Mehl beſchränkt. In Folge defjen jeien 
in Paris diejenigen Vortheile, weldye ſich die Befürworter dieſes Antrages von 
der uäheren Spezialifirung der ©etreidegattung verſprächen, nicht eingetreten 
Für die Müller hätte damit der Terminhandel jelbit jede Bedeutung verloren 
und wäre nicht das erreicht, was die Antragiteller wollten, nämlich jeden Müller 
in die Lage zu verjegen, ich diejenige Getreidegattung durch den Terminhandel 
zu verichaffen, deren er für feine Zwecke benöthigt fei. 

Auch die Vorſchrift, daß die Kommiffion aus zehn Mitgliedern beſtehen und 
daß die Hälfte diefer Mitglieder aus den verfchiedenen Getreidebörjen, die andere 
aus Vertretern der Landwirthichaft und des Müllereigewerbes gewählt werden 
jollten, jei nicht zwedmäßig. 

Für diejenigen Getreidegattungen, welche nicht zur menjchlichen Ernährung, 
jondern zu Fütterungszweden Verwendung fänden, wie Hafer und Mais, ſei das 
Müllereigewerbe überhaupt nicht jachverjtändig; zur Begutachtung der Lieferungs- 
qualität der leßtgenannten Getreidegattungen müßten alfo andere Sachverſtändige 
herangezogen werden. 

Uebrigens fei durch den Antrag felbit keineswegs eine Gewähr dafür ges 
boten, daß in der That der von den Antragftellern beabfichtigte Zwed, dem 
Müller die Erlangung derjenigen Qualität zu fichern, welche er für feine Zwede 
gebrauche und zu haben wünſche. Man wife nicht, ob unter dem vorgejchriebenen 
Urjprunge des Getreides die Angabe der Provenienz nad) Ländern, Provinzen 
oder ſonſtigen Produftionsgebieten ftattfinden folle. Im erjteren Falle würde die 
Vorſchrift feine wejentlihe Bedeutung haben, da in den meiften Ländern Getreide 
der verjcdhiedeniten Art gebaut würde. Im letzteren Falle träte eine jo weit 
gehende Spezialifirung ein, daß überhaupt ein börſenmäßiges Termingejchäft 
völlig ausgeſchloſſen ſei. Dazu käme, daß auch vielfach in verjchiedenen Ländern 
die gleiche Dualität produzirt würde. Sei auch zugegeben, daß der Handel gegen= 
wärtig unter der Bezeichnung oftpreußifcher, polnifcher u. ſ. w. Weizen eine 
bejtimmte Gattung verjtände, jo liege e3 auf der Hand, daß in den Grenz— 
gebieten der einzelnen Länder Getreide produzirt würde, das in Dualität und 
jonjtiger Bejchaffenheit dem in anderen Ländern produzirten völlig gleich käme. 
Ob die Antragiteller den von ihnen beabfichtigten Zwed erreichten, hinge aljo 
ganz von der Ausführung diefer Beſtimmung feitens des Bundesrathes ab. Da 
ihon durch den Gejegentwurf dem Bundesrath eine Einwirkung auf den Termins 
handel gejtatter und derjelbe berechtigt fei, die Genehmigung desjelben von Bes 
dingungen abhängig zu machen, fo jei der Bundesrath auch ohne diefen Antrag 
in der Lage, Vorjchriften für die Qualität des zu liefernden Getreides zu erlaſſen. 
Der Erlaß des Geſetzes würde dem Bundesrath Veranlafjung geben müſſen, die 
Frage, in welcher Weiſe das Getreide in den Lieferungsbedingungen und Schluß— 
feinen jo zu jpezialiiiren jei, daß die Intereſſen der Käufer möglichit berüd- 
fihtigt würden, einer weiteren Erwägung zu unterziehen, und es dürfte erwartet 
werden, daß der Bundesrath, ſoweit diefe Forderungen als berechtigt anzujehen 
jeien, denjelben Rechnung tragen würde. Ansbefondere müßte unbedingt ein 
Berbot der Mifchung verjchiedener Getreidegattungen ausgejprochen werden. Hinge 
aber die Erreihung des von den Antragitellern gewollten Zwedes von der Aus— 
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führung der Bejtimmungen durch den Bundesrat ab, jo fei der Antrag ent— 
behrlih, da der Bundesrath aud ohnehin nach dem Geſetzentwurfe die gleichen 
Befugniſſe Haben würde. Den lebteren Ausführungen gegenüber wurde von 
anderer Seite geltend gemacht, daß der Bundesrath faum in der Lage fein würde, 
Borjchriften für die Qualität des zu liefernden Getreides zu geben, welche den 
Anfprücen des effeftiven Handels gemügten und gleichzeitig die Technif des börſen— 
mäßigen Termingefchäfts ermögliche. 

Daneben wurde von den Vertretern der verbündeten Regierungen noch fols 
gender Gejichtöpunft herausgehoben: Es liege, wenn man eine Anzahl verichiedener 
Schlußſcheine vorjchreibe, die Möglichkeit nahe, daß der Großhandel ſich, ähnlid 
wie beim Kammzug, einen einzelnen, und zwar ausländiichen Standard für das 
Termingefchäft ausjuche. Hierdurch werde die Stellung des inländijchen Getreides 
eher verfchlechtert al$ verbefjert, da die Spannung fich alsdann nach den Termin- 
preifen des ausländischen Getreides richte. Wenn dagegen nah Maßgabe des 
Entwurfs die Lieferumgsqualität für einen Schlußjchein unter thunlichiter Berüd- 
jihtigung der Eigenjchaften des inländischen Getreides periodiſch feſtgeſetzt werde, 
jo erhalte die inländische Waare ihre berechtigte Stellung gegenüber der aus: 
ländiichen, und habe die letztere jich in der Spannung in höherem Grade nad 
dem inländiichen Getreide zu richten. 

Der Antrag zu 1, dem im Laufe der Erörterung folgende Faſſung gegeben 
worden war: 

„Die Rechtögiltigfeit eines Naufabichluffes auf Lieferung wird unbedingt 
durh Vollziehung eines Schlußſcheins jeitens der Kontrahenten. In dem 
Schlußichein find Gattung und Urjprung der gehandelten Waare, jowie das 
Erntejahr, aus weldem diejelbe ſtammt, abgegeben. Die jpeziellen Bezeich— 
nungen von Gattung und Urjprung, jowie die Lieferungsqualität des im 
Börjenterninhandel zu liefernden Getreides bejtimmt der Bundesrat nad 
Anhörung von Vertretern der betheiligten Erwerbszweige.“ 

gelangte nicht zur Abjtimmung, da der Antrag zu 3 angenommen wurde. 

Bei der weiteren Erörterung über den Terminhandel in Getreide und 
Mühlenfabrifaten wurden von den Freunden und von den Gegnern dieſes Dans 
dels im Weſentlichen nochmals die Gründe dargelegt, welche für und gegen den 
Terminhandel in der Börſenenquete-Kommiſſion und in dem Berichte derjelben 
eingehend wiedergegeben worden find. Bon den Gegnern des Terminhandels in 
Getreide und Mühlenfabrikaten wurde insbefondere daranf hingewieſen, daß dieſer 
Handel in joldhen Zeiten, in denen die Vorräthe den Bedarf an ©etreide über: 
jtiegen, einen erheblichen Preisdrud herbeizuführen geeignet jei, daß dagegen in 
foldhen Zeiten, in denen die Worräthe den Bedarf nur unvolllommen deckten, 
der Terminhandel eine erhebliche Steigerung der Preiſe erleihtere und damit 
herbeiführe. In dem erjieren Falle würden durch den Terminhandel die Intereſſen 
der Produzenten, im zweiten Falle die der Konſumenten auf das Empfindlichite 
geichädigt. Yon allen Getreidegattungen habe die Gerite im Laufe der Jahre 
die geringite Preiseinbuße erfahren, und da Gerjte nicht auf Termin gehandelt 
werde, liege e3 nahe, den geringeren Breisrüdgang in diefer Getreideart auf das 
Fehlen eines börfenmäßigen Terminhandels für diejelbe zurüdzuführen. Diejes 
würde auch durch Aeußerungen von Sachveritändigen beftätigt; insbeſondere jet 
erjt dor wenigen Tagen in einem Börfenbericht noch darauf hingewiefen, daß 
wegen des für Gerjte fehlenden börfenmäßigen Termingeſchäfts der nothiwendige 
Import von Gerite mit großen Riſiko verknüpft ſei und daß die Händler ſich 
durch einen verhältnigmäßig großen Verdienft für diejes Riſiko ſchadlos Halten 
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müßten. Hierin liege das Anerfenntnig, daß das Fehlen de3 börfenmäßigen 
Terminhandel3 bei Gerite den Import erſchwere und die Händler mit Rückſicht 
auf das ihnen verbleibende größere Riſiko zu höheren Preifen nöthige. Won 
dieſen höheren Preiſen habe natürlich die inländische Gerfteproduftion einen ent— 
jprechenden Bortheil, da dieſe günjtigere Preisgeſtaltung aud ihr für den Abſatz 
ihrer Gerjte zu Gute käme. Der dur das börjenmäßige Termingefhäft an 
fich herbeigeführte Preisdruck würde noch verichärft durch die ungünftige Stellung, 
welche in den Lieferungsbedingungen der Käufer von Wnare gegenüber dem 
Verkäufer habe. Durch Scheinkündigungen und Kündigungen an jich jelbit, durch 
Lieferung unfontraftliher Waare, durch Feſtſetzung einer geringen Lieferungs— 
qualität durch die allgemeinen Lieferungsbedingungen feien denjenigen Händlern, 
welche den Preis des Getreides drüden wollten, erhebliche Mittel in die Hand 
gegeben, die, wie die Erfahrung beiwiefen, auch oft zur Anwendung ges 
langten. 

Während aus diefen Mißſtänden von denjenigen Mitgliedern der Kommiſſion, 
weiche den Antrag zu 3 unterjtüßten, die Nothwendigfeit eines Verbot des 
Termingejchäftes in Getreide und Mühlenfabrifaten hergeleitet wurde, waren 
andere Mitglieder der Kommiſſion der Anficht, daß die bei dem bisherigen 
Terminhandel unzweifelhaft vorhandenen Mißſtände dadurch im wefentlichen be— 
feitigt werden würden, wenn die Vorlage der verbündeten Regierungen und Die 
zu 2 geitellten Anträge zur Annahme gelangten. Durch Annahme der Vorlage 
und der Anträge zu 2 würde der börjenmäßige Terminhandel insbeſondere auch 
in Getreide auf eine ganz andere Grundlage als bisher gejtellt werden. ES jei 
‚in Zukunft nahezu ausgejchlofen, den Preis durch Scheinfündigungen nnd durd) 
Kündigungen an jich jelbjt zu drüden, weil diefe Kündigungen, abgejehen davon, 
daß fie ehrengerichtlich geahndet werden müßten, durch die Vorichrift, daß Die 
zu liefernden Waaren vor der Ankündigung in Bezug auf ihre Qualität umd 
Lieferfähigkeit unterjucht werden müßten, ausgefchloffen wären. Denn um diejer 
Vorſchrift gerecht zu werden, müßten in Zukunft in den Kündigungsicheinen Ans 
gaben darüber enthalten fein, wo die betreffenden Duantitäten, die gekündigt 
werden jollten, lagerten und durch welche Sachverjtändige diejelben für lieferfähig 
erklärt worden jeien. Ebenſo jeien die Manipulationen mit minderwerthigem 
Getreide nahezu ausgefchloffen, wenn die Lieferfähigfeit vor der Ankündigung 
jejtgeitellt werden müßte und wenn derjenige, der eine nicht Eontraltlihe Waare 
liefere, in Erfüllungsverzug geriethe. Auch fei die Erwartung beredtigt, daß 
der Bundesrath aus den von weiten Intereſſenkreiſen, insbeſondere auch von den 
Millern erhobenen Beſchwerden über die zu geringen Anforderungen an Die 
Lieferungsqualität de3 Getreides Veranlafjung nehmen würde, dieſe Frage einer 
weiteren Prüfung zu unterziehen und Vorfchriften zu erlaffen, durch die die bis— 
ber erhobenen berechtigten Beſchwerden abgejtellt würden. Weiter würde eine 
günftigere Stellung des Käufers dadurch herbeigeführt werden, daß die Friſt zur 
Abnahme des Getreide bei Termingejchäften entiprechend verlängert würde. 
Seien auch einige Börfen bereit3 dazu übergegangen, die jogenannten Doppel- 
termine bei Termingejchäften zu befeitigen und die Friit, während welcher die 
Waare geliefert werden müßte, auf einen Monat berabzufegen, jo jei die weitere 
Prüfung nicht von der Hand zu weifen, ob nicht bei den gegenwärtigen Verkehrs— 
mitteln auch noch die Friit von einem Monat als zu lang bemejjen angejehen 
werden müßte. Jedenfalls fer es gerechtfertigt, dem Käufer einer Waare eine 
ausgiebigere Frijt für deren Mbnahme und Weiterverwendung zu gewähren, als 
gegemmwärtig die Lieferungsbedingungen vorjehen. 
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Bon den Vertretern der verbündeten Regierungen wurde anerfannt, dab 
bei dem Terminhandel in feiner bisherigen Gejtalt unzweifelhafte Mißſtände her- 
vorgetreten jeien. Der Preußiſche Minifter für Handel und Gewerbe wies in 
diefer Beziehung auf die vielerörterten Vorgänge des vorigen Jahres an der 
Berliner Produftenbörje hin, wo es den gemeinjchädlichen Machenjchaften einer 
hiefigen Spefulantenfirma gelungen ſei, einen in den wirtbichaftlichen Verhältniſſen 
des Getreidemarftes nicht begründeten Drud der Getreidepreife, zum Schaden der 
heimifchen Produktion, herbeizuführen. Es wurde regierungsfeitig in Ausjicht 
geitellt, daß eine eingehende Prüfung der Verhältnifje des Getreideterminhandels 
nach Inkrafttreten des Geſetzes jeitend des Bundesraths eintreten würde und daß, 
wenn der Antrag zu 2 angenommen würde, den Vertretern der betheiligten 
Erwerbskreiſe Gelegenheit gegeben werde, ihre Wünfche und Beichwerden zu 
äußern. Vom Bundesrath dürfe erwartet werden, daß er bei Entjcheidung dieſer 
Frage die berechtigten Wünjche der Landwirtbichaft und des Miüllereigewerbes 
durchaus berücjichtigen würde. Den Anträgen zu 2 ftehe, wie von den Ber: 
tretern der preußischen Regierung hervorgehoben wurde, die preußifcde Regierung 
wohlwollend gegenüber; es fei aber zweifelhaft, ob die darin vorgejehene Ueber: 
gangsfriit von drei Jahren genüge. Nach den bisherigen Ermittelungen müſſe 
angenommen werden, daß die Einrichtungen in Berlin umd Hamburg für den 
Handel von Getreide beziehungsweife von Spiritus nicht genügten, um eine Feit- 
jtellung der Lieferfähigfeit vor der Ankündigung zu ermöglichen. E3 würde diejes 
erjt angängig fein, nadydem zweckmäßigere Lagereinrichtungen an den beiden Orten 
eingerichtet wären, Gegen ein Verbot des Terminhandel3 in Getreide und 
Mühlenfabrifaten durch das Geſetz ſelbſt müßten die verbiündeten Negierungen 
entjchieden Stellung nehmen, ein jolhes Verbot ſei bisher auch faum don einem 
Vertreter der Landwirthichaft und der Müllerei gefordert worden. Lediglich 
durch den Terminhandel fei es möglich, die Bedürfnifje derjenigen Staaten, 
welcde wie Deutjchland weniger Getreide produzierten, als jte brauchten, zu bes 
fredigen und babe der Terminhandel bisher feinen Zwed, den Vorrath und den 
Bedarf der einzelnen Staaten auszugleichen, in durchaus angemejjener Wetje er: 
füllt. Much die Landwirthichait hätte ein erhebliches Intereſſe an dem börfen- 
mäßigen Terminhandel. Unmittelbar nad) der Ernte würde don der deutjchen 
Landwirthichaft Getreide zum Verkaufe gejtellt, deifen Werth ſich auf 300 bis 
400 Millionen Mark belaufe. Würde den Käufern die Möglichkeit genommen, 
jih für diefe Käufe anf dem Terminmarkte zu deden, jo müfje die Befürchtung 
gehegt werden, daß fie iiberhaupt nicht geneigt fein würde, derartig große Quanti- 
täten zu Faufen und das damit verbundene Riſiko zu tragen. Sedenfall® würden 
fie dieſes Riſiks nur übernehmen, wenn ihnen dafür feitens der Produzenten 
eine entjprechende Entichädigung gewährt wiirde, die lediglich in einer Herabſetzung 
der reife bejtehen fünnte. 

Der Auffaffung, daß durch den Terminhandel die Getreidepreije künſtlich 
gedrüct würden, müſſe durchaus entgegengetreten werden. 

Dazu komme, daß, wenu der Terminhandel in Deutichland verboten würde, 
die Folgen ſich nicht befeitigen ließen, welche der Weltmarkt und dev an anderen 
Welthandelspläben beitchende börfenmäßige Terminhandel in Getreide auf die 
Preiögeitaltung ausüben. Die Preife für Getreide in Paris, London, Berlin, 
New-York und Chicago ftänden im Allgemeinen in einem gewiſſen Zuſammen— 
bange und würden die Öetreidepreife in Deutſchland auch bei einem Verbot des 
Terminbandels für Deutfchland nad; wie vor in der gleichen Abhängigkeit von 
dem Weltmarkt bleiben. Webrigens feien die weitaus meijten Welthandel3artitel 
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in den lebten Dezennien in gleicher Weife im Preife geſunken wie das Getreide, 
ohne daß in dieſen Artikeln ein Terminhandel bejtände. Nicht die Gerite, ſon— 
dern der Hafer ſei verhältnigmäßig am wenigiten von dem Preisrüdgang be— 
troffen, woraus hervorginge, daß die verhältnigmäßig höheren Preife für Gerſte 
nicht auf den Mangel eines Terminhandels in diefem Artikel zurückgeführt werden 
fünnten. Bon den Gegnern des Terminhandeld wurde dem entgegengehalten, 
daß Roggen überhaupt nur in Berlin auf Termin gehandelt würde, ein Verbot 
des Terminhandeld in Getreide alfo den Terminhandel in Noggen überhaupt 
bejeitigen wirde Wenn auch nicht geleugnet werden fünne, daß der Einfluß 
de3 börjenmäßigen Terninhandel® auf die Preisgejtaltung nicht ganz bejeitigt 
würde, wenn an ausländiichen Welthandelspläßen der Terminhandel bejtehen 
bliebe, jo könne doch anderjeits nicht bezweifelt werden, daß diefe Wirkung durch 
die Bejeitigung des Terminhandels wejentlich abgefhwäcdt werden müßte. Wenn 
es auch richtig jei, daß im Allgemeinen die Preife in den einzelnen Welthandels- 
plägen im gleichen Verhältniß zu einander jtänden, fo kämen doch oft, wie durch 
praftijche Beifpiele näher dargelegt wurde, Fälle vor, in denen die Preisgejtaltung 
an der Berliner Börſe eine ganz andere und der Landwirthichaft viel ungünjtigere 
gewejen jei als an ausländischen Börjenplägen. Dazu füme, daß bei dem Ge— 
treide von einer einheitlichen Lieferungsqualität nicht die Nede fein fünne. Ein 
Blick in die Kurszettel des Inlandes und des Auslandes beweife, welche erheb- 
lihen Preis- und Werthdifferenzen je nad) der Qualität der betreffenden Getreide: 
gattungen bejtänden, obwohl diejelben allen von den Börjen an die Lieferfähigfeit 
geitellten Anforderungen entjprächen. Zweifellos wurde der Preis der Termine 
waare durch den Preis beſtimmt, welchen die geringite, als lieferfähig zugelaffene 
Waare habe. Wie früher, jo lange der Nauhweizen an der Berliner Börfe als 
lieferfähig zugelajfen gewejen, lediglich der Preis des Rauhweizens, der vielleicht 
15 Mark niedriger fei als der ded andern Weizens, den Preis bejtimmt habe, 
jo würde jet der Preis durch die geringwerthigen argentinischen, indischen und 
ſonſtigen Weizengattungen bejtimmt, die an der Berliner Börje durch die Lieferungs- 
bedingungen für lieferfähig erklärt jeien. Won den vorgefchlagenen Mitteln, um 
das börjenmäßige Lieferungsgejchäft auf eine andere Grundlage zu ftellen, könne 
ein erniter Erfolg nicht erwartet werden. 

Nah) dieſer Debatte wurde der Antrag zu 3 in feinen eriten beiden Süßen, 
und zivar der Sat 1 mit 11 gegen 9, der Sag 2 mit 12 gegen 8 Stimmen 
angenommen, dagegen der dritte Saß, wonach der Bundesrath befugt fein folle, 
zeitweife daS Verbot des Terminhandels für Getreide aufzuheben, mit 14 gegen 
6 Stimmen abgelehnt. 

In Bezug auf den Antrag zu 2 wurde vor Abjtimmung über denfelben von dem 
Königlich Preußischen Minifter für Handel und Gewerbe folgende Erklärung abgegeben: 

Die Uelteften der hieſigen Kaufmaunnſchaft hätten über die Frage der vorher— 
gehenden Unterjuchung des auf Terminfontvafte zu liefernden Getreides vor einigen 
Tagen an dad Handelsminijterium berichtet. Sie hielten grumdjäglich eine jolche 
Maßregel nicht für nothivendig und glaubten, daß fie unmwirthichaftliche Ausgaben 
herbeiführen werde, indem einerjeit3 auch ſolche Partien zu unterfuchen fein wür— 
den, deren vertragsmäßige Beichaffenheit außer Zweifel ſtehe, andererjeit bei den 
derzeitigen mangelhaften Speichereinrichtungen hierſelbſt die Sicherung der Identität 
der umnterfuchten Partien nur unter Mufwendung größerer Lagerſpeſen werde er: 
reicht werden fünnen. 

Die Melteften glaubten aber dem gegen die hiefige Börfe erregten Sturme, 
dejjen Berechtigung fie mit Entſchiedenheit bejtritten, Rechnung tragen zu follen, 
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und wollten zu dem Zwecke die obligatorische Begutachtung des Getreides vor 
der Kündigung zur Durchführung bringen. Sie hielten diefe Mafregel troß 
der mangelhaften Speichereinrichtungen jchon gegenwärtig für durchführbar. Mit 
der darnach erforderlichen Aenderung der Bedingungen für Termingeichäfte in 
Getreide wollten jie aber bis zum Erlaſſe des Börjengejeßed warten, weil fie 
gewärtigen müßten, daß dieſes Geſetz eine erhebliche Aenderung der Bedingungen 
erforderlich machen werde, und — da jede Henderung in den Bedingungen dem 
Handel eine Störung bereite — eine ſolche ziweimalige Störung innerhalb eines 
kurzen Zeitraums nicht angezeigt Sei. 

Eine Entjchließung über diefen Bericht der Nelteiten fei bisher nicht erfolgt 
und müſſe den betheiligten Preußiſchen Reſſorts vorbehalten werden. Aus dem 
Berichte Folge aber jedenfalls, daß die gejepliche Beſtimmung, die die Unterſuchung 
vor der Kündigung vorichreibe, für Berlin Schon gegemwärtig durchführbar jein 
wiirde. Ob dies auch für alle anderen deutichen Börſen zutreffe, könne mit Be— 
ſtimmtheit nicht angegeben werden. Fir die Preußiſchen Börſen fünne angenonmen 
werden, daß eine ſolche Borjchrift chen gegemwärtig zur Durchführung gebradt 
werden fünne. 

Mit Rückſicht auf dieje Erklärung richtete der Antragiteller das Erſuchen an 
die Vertreter der verbündeten Regierungen, bis zur zweiten Lejung feſtzuſtellen, 
ob nicht auch die Bedenken, welche in Hamburg gegen die vorgeichlagene Be: 
jtimmung, daß die Feititellung der Lieferungsqualität dor der Ankündigung 
erfolgen folle, bejtänden, als hinfällig anzujehen feien. eines Erachtens lägen 
die Berhältniffe in Hamburg für die Lieferung von Epiritus ähnlich wie in 
Berlin für die Lieferung von Getreide, und es müſſe demgemäß angenontmien 
werden, daß die Bedenken, welche gegen die von Hamburger Intereſſentenkreiſen 
gegen die vorgejchlagene Bejtimmung erhoben feien, nad nochmaliger Prüfung 
fich ebenfall® als nicht zutreffend ergeben würden. Er behalte ſich je nach dem 
Ergebniß diefer Antwort die Abänderung feines Antrages zu 2b in der zweiten 
Leſung vor. 

Die Vertreter der verbindeten Regierungen fagten zu, über die angereate 
Frage die Anficht de3 Hamburger Senats einzuholen und von derjelben in der 
zweiten Lejung Mittheilung zu machen. 

Hiernach wurde der Antrag zu 2 in feinen beiden Theilen angenommten. 

In der zweiten Leſung wurde von einer Seite der Antrag geitellt und im 
Mejentlihen unter Wiederholung der in der eriten Lejung gegen ein ſolches 
Verbot dargelegten Gefichtspunfte begründet: 

das Verbot des börjenmäßigen Terminhandeld in Getreide und Mühlenfabrifaten 
wieder aufzuheben. 


Bu diefem Antrage wurde von einem Mitgliede die Erflärung abgegeben, 
daß jeine politischen Freunde in Konjequenz ihrer bei der eriten Lejung in der 
Kommiſſion nad) langer und reiflicher Ueberlegung und nad eingehenden In— 
formationen eingenommenen Haltung wiederum für das Verbot des Getreide— 
terminhandel3 jtimmen würden, wodurch fie jedoch nicht fiir die einzelnen Mit: 
glieder ihrer Fraktion verbindlich handelten, welche ihre Stellungnahme eventuell 
von der Erwägung abhängig machen würden, das jo dringend begehrte Geſetz 
nicht zum Sceitern fonmen zu lajjen. 

Dei der Berlefung des Berichts wurde von einer Seite darauf bingemwiejen, 
daß eine Neihe von Darlegungen, welche in der eriten Lejung zu Gunſten des 
Berbots des Terminhandels in Getreide durd das Geſetz jelbjt gemacht worden 
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jeien, in dem Bericht nicht in der mit Rückſicht auf die Wichtigkeit dev Sache 
wünjchenswerthen Bolljtändigfeit Aufnahme gefunden hätten. 

Die Kommiſſion erkannte an, daß die Ausführungen, deren Fehlen in dem 
Bericht bemängelt wurde, in der That gemacht jeien, war aber der Anficht, day 
der Bericht ein richtiges Bild über den Gang der Verhandlungen gebe und die 
hauptſächlichſten Gefichtspunfte für und gegen den Terminhandel in genügender 
Rolljtändigkeit zum Ausdruck gebracht habe. Die Kommiſſion beſchloß aber dem 
Wunſche auf Aufnahme folgender Ausführung zu entſprechen. 

„Nach Lage des Weltmarktes hätten die Preife in Berlin zum Herbſt 1895 
wejentlich anziehen müfjen, und einzig und allein die Einwirkung einer Firma, 
die 100000 Tonnen auf den Berliner Marft warf und in Berlin um das Biel: 
fache der eingeführten Waare blanfo verkaufte, hätte das Nejultat herbeigeführt, 
daß in einem Augenblid, wo der Bedarf durch die auf heimiichem Boden gewachſenen 
Feldfrüchte reichlich gedecdt werden fonnte, ein jo intenjiver Preisiturz erfolgte, 
daß Berlin der relativ billigite Plaß wurde. Diefe Honzentrirung — für Noggen 
jei Berlin Weltmartt — habe ein Umjchlagsprivileg für Berlin geichaffen, das 
den Spieler unter Benußung der ungeſunden Entwidlung des Termingejchäftes 
zum Nachteil der gefammten Landwirthichaft eine ausfchlaggebende Stellung in 
der PBreisbildung des Getreides einränme und es dem Jobber zuweilen ermögliche, 
mit einigen hundert Tonnen Angebot den Preis, der für Deutjchland maßgebend 
jei, berunterzufchreien, 

Auch die Behauptung ſei ein Irrtum, dag, je mehr Käufer und Berfäufer 
vorhanden jeien, um jo ficherer fich die Preisichwanfungen naturgemäß ausglichen. 
Es komme darauf an, wer die Käufer und Verkäufer feien. Wenn in deren 
Kreis Spieler einträten — und in der Börfenenquete jei von Händlern jelbjt 
behauptet worden, daß 90 Prozent der an der Berliner Börſe abgejchloffenen 
Geſchäfte den Charakter von unwirthichaftlihen Spielgejchäften hätten —, jo liege 
es auf der Hand, daß der Spieler, der nicht Borrath und Bedarf abmejje, von 
der Leidenjchaft getrieben, fein Leptes einjeße, um die Situation zu feinen 
Gunsten nach der Haufje oder der Baiffe bin zu wenden. Bei den Effektivgeichäft 
jei der Importeur Hauſſier; jet fei der Importeur naturgemäß Baiflier geworden, 
da er dur den mehrfachen Blanfoverfauf das Vielfache von dem zu gewinnen 
die Ausſicht habe, was er an der effektiven Waare verliere. Und die Zahl diefer 
Differenzipieler werde leider durch Kapitalafjoziationen vermehrt, die eine jehr 
vortheilhafte Kapitalanlage in der Unterjtüßung der Spekulanten fänden, indem 
jie fich mit Vorliebe dem mit mehr Gewinncdancen arbeitenden Baifjier zur Ver— 
fügung jtellten. Verluſte feien für den Geldverleiher fauı zu fürchten. Diejer 
jei dadurch gejichert, daß, wenn dem Baiffier die Baifjeoperation gelinge, bei der 
er vielleicht das Zehnfache von dem, was er in wirklicher Waare herangejchafft 
habe, in Blanfo verkaufe, dann der Gewinn des Baiſſiers am Blanfoverfauf, 
obgleih er an der wirklichen Waare verliere, ein derartiger fei, daß er den 
Bangquier bezahlen fünne, Steige der Preis gegen die Berechnung des Baiſſiers, 
jo wiſſe der Banauier, daß der höhere Werth der wirklichen, ihm auf alle Fälle 
in Wege der Verpfändung gelicherten Waare, den Vorſchußbetrag reichlich deden 
werde. Gerade der Fall Cohn & Nofenberg mit feinen ungeheuren Dimen— 
jionen und der don mehreren befaunten Banfen in Höhe von fünf Millionen 
gewährte Vorſchuß — Manipulationen, die in Eleinerem Maßjtabe täglich vor— 
fümen — jei ein Beleg dafür, daß nicht die Zahl der Käufer und Verkäufer 
eine richtige Preisbildung fichere. Die Spielluft und die Foreirung des Angebots 
mit Hilfe der Kapitalmacht überrumpele den Markt jchneller als die durch die 
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natürlichen Produftionsverhältniffe hervorgerufenen, leicht vorauszufehenden Angebote 
und Nachfragen nad) wirklicher, effektiver Waare. Daher ſei aud; die Behauptung 
faljch, daß durch das Termingefchäft die Preisfchwanfungen weſentlich ausgeglichen 
würden. Der Roggenpreis 1879/80 habe von 120 bis 216 Mark, 1881/82 
von 216 bis 134 Mark geichwantt. 1891 habe fidh der Preis von 180 auf 
255 Mark gehoben, um 1892 wieder auf 130 Mark zu finfen. Gerade die 
Auswüchſe im Terminhandel hätten diefe großen Preisichwankungen zum Schaden 
der deutjchen Volkswirthſchaft erſt möglich gemacht. Aber ſelbſt wenn die Preis: 
Ihwanfungen im Vergleich mit früheren Jahren etwas geringer jein follten, werde 
dies doc völlig zu Unrecht dem Terminhandel zu gute gerechnet; Tie lägen lediglich 
in den außerordentlich entwidelten Berfehröverhältniffen und dem Nachrichten- 
wejen. 

Im Mebrigen jeien die Beichlüffe der Kommiſſion in feiner Weife geeignet, 
in Zufunft den Berliner Markt vor gewaltiamen Haufjes und Baijjeoperationen 
zu jchühen, wie dieſe in den lebten Jahren, befonders im vergangenen Herbſt, 
vorgekommen jeien. Es müſſe bejtritten werden, dab durch die Geſetzvorlage 
Scheinfündigungen und Kündigungen an ſich jelbit verhindert würden. Der Baiſſier 
werde nach wie vor bei dem ungehinderten Blanfoangebot auch in Zukunft die 
Waare jo weit entwerthen können, bis ſich jchließlih ein Käufer finde; ebenſo 
wenig werde der in dem ZTermingefchäft liegende Anreiz zum Import bejeitigt 
werden, der Maſſen fremden Getreided nad Berlin führe, nur um die Bedürfnijie 
der Differenzipieler zu befriedigen, nicht aber um dem realen Austaujch von 
Vorrath und Bedarf zu vollziehen.“ 

Der Antrag wurde mit 11 gegen 10 Stimmen angenommen, nachdem ein 
Bertheidiger des Verbots erklärt hatte, daß er, da neue Geſichtspunkte jich wohl 
nicht mehr geltend machen ließen und die Abjtimmung in der Kommijjion feſt— 
jtände, in derjelben auf eine Fortjegung der Diskujfion Verzicht leilte. 

Es wurde darauf beantragt, folgende Bejtimmung in das Gejeß aufzunehmen: 

„Bei dem börfenmäßigen Terminhandel in Getreide find das inländiſche 
und die verichiedenen Arten des ausländiichen Getreides auf befonderen Schluf- 
jheinen zu handeln. Bon dem Bundesrath find nad) Anhörung von Vertretern 
der betheiligten Erwerbszweige die allgemeinen Lirferungsbedingungen des zu 
liefernden Getreides, insbejondere die Lieferungsqualitäten für das inländijche 
und für die verjchiedenen Arten des ausländischen Getreides feitzuitellen. In 
den verjchiedenen Schlußjcheinen für ausländifches Getreide find jedesmal Art 
und Herkunft der gehandelten Getreidegattung, ſowie das Erntejahr (alte oder 
neue Ernte), aus weldyen diejelbe jtammt, anzugeben. Die jpeziellen Bezeich— 
nungen für Art und Herkunft des ausländijchen Getreided bejtimmt der 
Bundesrath nah Anhörung von Vertretern der betheiligten Erwerbszweige.“ 

Demmächſt wurde unter Zurüdziehung dieſes Antrags der Antrag geitellt: 

in $ 47 Abſatz 2 zum Schluß hinzuzufügen: 

„Die Feititellung iſt jo zu treffen, daß das zu liefernde Getreide für 
die Zwecke des einheimischen Verbrauchs geeignet iſt. und daß wejentliche 
Dualitätöunterfchiede, insbeſondere nach Art und Herkunft, in den Schlußfcheinen 
zum Ausdruck kommen.“ 

Zur Begründung diefes Antrages wurde angeführt, daß die bei der eriten 
Lefung gegen einen ſich in ähnlicher Richtung bewegenden Antrag hervorgehobenen 
Bedenken Berückſichtigung gefunden hätten. Durch den Antrag wurde das gegen: 
wärtig bei Normirung der allgemeinen Lieferungsbedingungen beobachtete Ber: 
fahren nach zwei Nichtungen Hin verbeffert. Einmal würde durch den Antrag 
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G. HIRTH’s Kunstveriag in München und Leipzig. 
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MHIRTHSFORMENSCHATZ. 


Eine Quelle der Belehrung und Anrezung für Künstler und Gewerbetreibende, 


Das Werk wird fortgesetzt; 

auch das bisher Erschienene 

kann nach und nach bezogen 
werden, 


»... Es ist in Wirklichkeit 
ein Schatz für jeden Besitzer des 
Werkes Das ganze Werk bicter 
etwa 37580 Blätter. die reichen ge- 
schichtlieh von der alten Welt bıs 
zum Besinn des gegenwärtigen Jalır- 
hunderts, Bestimmt, eine (Quelle der 
Beichrung und Anregung für Künstler 
und Gewerbetreibende zu sein, tr- 
füllt das Werk seine Aufgabe 
in einer Weise, dass es so- 
zusagen aufkeine Frage Jie 
Autwortschuldig bleibt Die 
Benützung des Wırkes wird durch 
sorgliltige Register erlvichtert, Das 
Werk ist international, Was der 
Herausgeber bei irgend einer der 

‚ Kulturnationen Werthvolles finder, 
wird benützt, Dem Werke kann eine 
grössere Empfeblung anf seinem Weg 
nieht mitgegeben werden als der 
Hinweis auf seinen riesigen Umfang 
‚und seine erfreuliche Verbreitung, 

(Schal, Merkur, Stutigari) 


Neu eintretenden Abonnenten steht ein 
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SCHATZ. 


Jahrg. 1877— 1896 mit ca. 3580 
—ı Tafeln in Cartonmappe 
’ Mk. 290.—. F 
Jahrgang 1877 und 1878 
(Formenschatz der Renaissance) 
in — Je Mk. 10.—, — lnhalſtsverze ichniss der erschienenen 

gebd. je Mk. 13.50. —4 19 Jahrgänge gratis zur Verfügung, 
Jahrg. 1879— 1896 in Carton- — Französische Ausgabe unter 
mappe je Mk. 15.—, gebd. je hi: dem Titel: 

Mk. 18.50. . vr L’ART PRATIQUE, 
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Das 


DeutscheZimmer 


der Gothik u. Renaissance, 
des Barock- Rococo- und 
Zopfstils. Anregungen zu 
häuslicher Kunstpflege von 
Gg. Hirth, Dritte, stark 
vermehrte Auflage. 464 
Seiten hoch 4° mit 370 lllu- 
‚strationen. Elegant brosch. 
Jährlich 12 Hefte ä 16 Tafeln hoch 4°. — Preis per Heft Mk. 1.25. Mk. 10, eleg. gebd. Mk. 15, 
== Einzelne Tafeln werden nicht apart abgegeben. — in Lederband Mk. 20. 


Zweite Auflage. 


- Kulturgeschiehtliches Bilderbuch 


aus drei Jahrhunderten, von Georg Hirth. 
Französ. Ausgabe: „Les grands Illustrateurs du 16. 17. et 18. siöcles.“ 
Vollständig in 6 Bänden (72 Lieferungen). 
Folio. Preis à Lieferung Mk. 2.40, à Bd. complett brosch. Mk. 30 —, gebd. Mk. 35.—. 
(Liebhaber-Ausgabe [einseitig bedruckt, in losen Blättern] à Lieferung Mk. 5.—.) 
Hirth’s Kulturgesohichtliches Bilderbuch umfasst im Ganzen sechs Bände (72 Lieferungen), es sind darin gegen 
360 darstellende Künstler vertreten und haben über 3500 interessante Blätter cine technisch vollendete Wiedergabe 
gefunden, die Publikation bilder eine in ihrer Art einzige Kunstsammlung — ein Kupferstichkabinet für den Hausgebrauch, 
——— Um den Besitzern der ersteren Bände der früleren Auflage dieses Werkes das Abonnement auf die 
Fortsetzung zu ermöglichen, wird die Drucklegung der zweiten Auflage in derselben Weise und Ausstattung erfolgen, 
Bl] wie bei der erstem Autlage. 
k — — Jeder Band ist einzeln käuflich. = 
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Zu beziehen durch alle Buch- und Kunsthandlungen. 
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G. HIRTH’s Kunstverlag in München und Leipzig 
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Münchner illustrierte Mlechenschrift für Kunst und Leben. 
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Jede Nummer der „Jugend“ wird mit einem neuen farbigen Titelblatt geschmückt. 


— 


Jıgew — unter diesem Titel erscheint seit Neujahr 1896 in München eine illustrierte 


Wochenschrift, die in erster Linie der Kunst und dem 


umor gewidmet ist, aber durch 


diese beiden Medien in Wort und Bild alle Gebiete zeitgenössischen Lebens, Theater, 
Literatur, Kunstgewerbe, Mode, Sport, Politik etc. in origineller Weise, sei es realistisch 
oder durch po&tisch-stilistische Verklärung, oder satirisch und karikaturistisch, beleuchten will, 


Alles, was frisch, künst- 
lerisch und originell ist, soll 
Raum in der „Jugend“ fin- 
den, die nie einseitig einer 
literarischen oder maler- 
ischen Mode huldigen wird. 

Für keinen Theil unseres 
Unternehmens stellen wir 
ein starres Programm auf. 
Unsere „Jugend“ soll ein 
Jungbrunnen werden für 
uns und unsere Nachkom- 
men. 
— Die „Münchner 
Jugend“ steht im Vorder- 
grunde des allgemeinen 
literarischen und künst- 
lerischen Interesses. Von 
den Einen freudig be- 
grüsst, von den Andern 
lebhaft bekämpft, wird 
diese Zeitschrift zur Zeit 
ausserordentlich viel be- 
achtet. 

Die „Jugend“ istschon 
jetztaufallen Bahnhöfen, 
in allen bessern Hötels, 
Restaurants und Kaffee- 
häusern regelmässig zu 
finden. Man verlange nur 
wiederholt die 


„Münchner Jugend“. 


— 





(Fidus.) 
Quartalpreis (13 Nummern) Mk. 3.—. Einzelne Nummer 30 Pig. 


Bd. I. (Nr. 1—26) in elegant. Leinwandband gebunden Mk. 8.50. 
Bd. II. (Nr. 27—52) in elegant, Leinwandband gebunden Mk. 8.50. 


„Wöchentlich einmal legt uns 
die Post ein Heft einer fröhlichen, 
kecken Zeitschrift auf den Re- 
daktionstisch, die sich nicht nur 
„Jugend“ betitelt, sondern auch 
frischen jugendlichen Geist und 
Uebermut atmet, jedes Mal in 
einem andern farbigen Titelbilde 
von meist glücklicher Erfindung 
und kräftigem Kolorit präsentiert 
sich die Revue, in der sich wer 
dende und schon accreditierte 
Künstler, halbflügge und Hügge 
Taleüte, Symbolisten und Kari- 
katuristen, dekorative Ideen und 
figürliche Phantastereien in lusti- 
gem Reigen ablösen. Neben dem 
tift und dem Pinsel kommt in der 
„Jugend“ auch das Won zur 
Geltung. Novellistisches, Gedichte, 
Sentenzen, Satire und Witz treten 
entweder mit selbständigen Ex#- 
tenzrecht oder als Unterlage für 
Illustrationen auf. Und über all 
dem liegt der Duft der Jugend, 
die der Welt obne Pedanterie 
ins Gesicht blickt, manchmal noch 
überschäumt und über die Schnur 
schlägt, dabei aber anch liebens- 
würdig und frobmütig, hoffnangs- 
g”» und naiv selbstbewusst ist. 

iner solchen Zeitschrift wird Nie- 
mand, der sich den Sinn für Jugend 
bewahrt hat, ernstlich gram sein 
wollen, und der Erfolg des Unter- 
nehmens, das nach wenigen Mona- 
ten seines Bestehens jetzt 
über 32000 Abonnenten zählt, be 
greift sich daber recht wohl.“ 


„Allgemeine Schweizer 
Zeitung", Basel, 14 V. 96 


— Als Fest- und Gelegenheitsgeschenk eignen sich besonders die gebundenen 
Halbjahresbände, — 
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Angeregt durch die Werke von Eugen Münız versucht der Verfasser in dieser Arbeit die 
Geschichte des Kunsthandwerkes der Wandteppichverfertigung in Bayern vorzuführen. Den 
ersten und einleitenden Abschnitt hat er der Geschichte der Wandteppichverfertigung überhaupt 

ewidmet und in ihm die Theilnahme der romanischen, wie der germanischen Völker an diesem 
Zweige des Kunsthandwerkes in Kürze geschildert. Im zweiten Abschnitt berührt der Verfasser 
die Thätigkeit der bayerischen Klöster und der Reichsstädte Regensburg und Nürnberg au! 
diesem Gebiete, im dritten verbreitet er sich über die Wandteppichfabriken des kunstsinnigen 
Pfalzgrafen Ott Heinrich von Neuburg, sowie des Kurfürsten Friedrich III. von der Pfalz und 
seiner Söhne zu Frankenthal. Im vierten Abschnitte zeigt er, wie die Wittelsbacher schon früh- 
zeitig auch diesem Kunsthandwerke eine Stätte in — München bereiteten, führt 


— — — —— — — — — 


an der Hand archivalischer Belege die Schicksale der von Maximilian I. gegründeten Fabrik 
vor (1604—ı615) und erläutert deren Erzeugnisse Zumeist nach Cartons von Peter Candid 
ı entworfen, werden diefelben noch gegenwärtig theilweise in der Königlichen Residenz, theilweise 

im kgl. Nationalmuseum verwahrt. Der fünfte Abschnitt behandelt die zweite Wandteppich- 





l 
| 
' 
} 
) 
fabrik zu München von ihrer Gründung durch Kurfürst Max Emanuel (1718) bis zum Ende ihrer ) 
Wirksamkeit (1810). Cartons von Fischer, Winter, Wink und anderen wurden unter Senti ys} 
und Chedeville's Leitung auf dem Webstuhle wiedergegeben. Die Fabrik gehörte zu den Sehens- ' 
würdigkeiten der Stadt. Ihr vorzüglichstes Erzeugniss ist die herrliche Serie der Jahreszeiten } 
(Tafel 16 mit 19). Der beigegebene Exkurs bespricht die Wandteppichfabrik der Fürstbischöfe | 
von Würzburg (1730 1749). Zahlreiche Anmerkungen theilen die Belege zum Texte mit; in » 
den Beilagen sind die wichtigeren Aktenstücke veröffentlicht. Das archivalische Material wurde 
zumeist den Kreisarchiven zu Munchen und Würzburg entnommen. ) 
{ 

| 

} 

| 

} 

} 

| 
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»Wie die Kulturstätten Bayerns, namentlich seine Metropole, von jeher Heim- und Pflanz- 
stätten der Kunst waren, so haben sie in gleicher Weise vom frühen Mittelalter an bis auf die 
Neuzeit als Pflegestätten auch des Kunsthandwerks sich unvergänglichen Ruhm erworben 
Das ist männiglich bekannt und wir haben vorzügliche Werke, die dem Kunstfreund in muster 
giltiger Weise einen Einblick in die Werkstätten des Kunstgewerbes gestatten. Wenn er bis 
heute noch einen Führer durch die heimische Wandteppichfabrikation vermisst hat, so ist diese 
ı Lücke durch obiges Werk voll ausgefüllt, denn es gibt eine bei aller compendiösen Ausführ- 
lichkeit und wissenschaftlichen Genauigkeit sehr übersichtlich und gefällig geschriebene historische 
Darstellung der Wandteppichverfertigung in Bayern, die hochinteressante Nachweise über die 
ersten Anfänge dieser zur Zeit der Kreuzzüge vom Orient zu uns verpflanzten und zuerst, wie 
alle Werke der germanischen Kultur, in den Klöstern geübten Kunst beibringt, sowie die Ent- 
wicklung derselben und ihre Blürhezeit in strenger Objektivität, von künstlerischer Kritik soviel 
wie möglich absehend, ausserordentlich anschaulieh schildert. Dabei geht durch das Buch ein 
warmer Ton patriotischen Stolzes, der um so berechtigter ist, als gerade auf diesem Gebiete 
Bayern sehr viele und ganz hervorragende Schätze birgt. Rühmlichst bekannt sind ja die 
; prachtvollen in der k. Residenz zu München befindlichen Gobelins und die reichen Sammlungen 
‚ solcher im k. Nationalmuseum, aber werthvolle Werke dieser Kunst unserer Altvordern finden 
sich über das ganze Königreieh zerstreut in Schlössern, Kirchen, Ratlıhäusern, im Privatbesitz erc. 
Alle diese Einzelwerke, soweit sie erreichbar waren, zu einem imposanten Gesamnıtbilde in 
Wort und Zeichnung vereinigt zu haben, ist das Verdienst Manfred Mayer's und des auf dem 
Gebiete der Kunst und des Kunsthandwerkes eine so hervorragende Stelle einnehmenden Ver 
lages von G. Hirth. Was die dem Buche beigegebenen Tafeln anbelangt, so stehen dieselben 
vollkommen auf der Höhe der technischen Vollendung, deren sich der Lichtdruck heute erfreut 
Die Herstellung der Reproduktionen war eine besonders schwierige, um so mehr aber ist & 
anzuerkennen, dass die 21 Lichtirucke uns so eindrucksvolle, lebendige Abbilder geben von 
all dem Reichthum geschichtlicher, genealogischer, heraldischer Motive, von all den prächtigen 
Vorwürfen aus dem Gebiete der Volkstrachten, der Allegorie der antiken und der kirchlichen 
Symbolik, welche die fleissige Hand der Teppicharbeiter mit Wolle und Seide, mit Silber und 
Gold zu wunderbaren Gebilden, in ihnen gewissermassen ein Stück Welt- und Kunstgeschichte 
webend, kunstvoll gestaltet har.e (Augsb. Abdztg.) 
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ausgeiprocen, daß für die Feſtſetzung der Qualität ausſchließlich die Intereſſen 
und Bedürfnifje des einheimischen Verbrauchs. maßgebend jein jollten, daß aljo 
3. B. nur jolcher Weizen zugelaffen.- werden dürfe, aus dem ſich unter Berück— 
fihtigung der Einriditungen der einheimischen Mühlen braudbares Mehl heritellen 
laſſe. Die zweite Verbejjerung trete nad) der Richtung ein, daß, ſoweit wejent- 
liche Qualitätöunterjchiede in Frage kommen, aud) wenn dieje in der verjchiedenen 
Beichaffenheit der Ernte in den einzelnen Jahren liege, für dieſe verjchiedene 
Schlußſcheine zur Einführung gelangen müßten. Dadurd würde es verhindert 
werden, daß der Preis des im Allgemeinen befjeren inländischen Getreides künſtlich 
auf den Preis einer jchlechten Lieferungswaare herabgedrüdt werde. Die vor— 
geichriebene Mitwirkung von Vertretern der betbeiligten Erwerbsjweige, insbeſondere 
auch der Landwirtbhichaft, fichere die volle Berückſichtigung bereditigter Wünſche. 

Wenn vorgejchrieben würde, dat; das Getreide für die Zwecke des einheimifchen 
Verbrauchs geeignet fein müſſe, jo genüge es natürlich nicht, daß Weizen oder 
Roggen zu Fütterungszweden oder Weizen zur Maccaronifabrifation gebraucht 
werden könne; es jei nöthig, daß Jich aus Weizen und Roggen gutes, badfähiges 
Mehl heritellen ließe, wobei es gleichgültig jei, ob dieſes Mehl für den ein- 
heimischen Berbrauch oder für den Erport beitimmt ſei. Durch ausdrüdlichen 
Beichluß der Kommiſſion wurde dieje Anficht als die der Kommiſſion feſtgeſtellt. 

Der Staatdjelretär des Innern, ſowie der Preußiſche Minifter für Handel 
erklärten für ihre Perſon, dem Antrage zujtimmen zu fönnen. Cbenjo 
erklärte der Bertreter des Preußiſchen Minifters für Landwirtbichaft im Auftrage 
dejjelben, daß auch diejer in dem Antrage eine wejentliche Berbejjerung des Ent— 
wurfs erfenne, 

Bon anderer Seite wurde der Befürchtung Ausdrud gegeben, daß die vor— 
gejchlagene Beſtimmung feinen wejentlichen Erfolg haben und eine Bejlerung der 
bisherigen Verhältniſſe nicht herbeiführen würde. Borausfichtlic würde, wie 
diejes auch in Amerika gefchehen, die Spekulation jich eines beitimmten Typs 
bemächtigen und auf die anderen Schlußicheine überhaupt nicht handeln. Dazu 
füme, daß die Verjchiedenheiten der Ernten in den einzelnen Jahren in den 
Schlußſcheinen gar nicht würden berücdjichtigt werden fünnen. 

Der Antrag wurde angenommen. 


Es wurde nunmehr zur Berathung des 
Berminregifters 
übergegangin. 
Von einer Seite wurde es für ungerechtfertigt bezeichnet, daß für die Ein— 
tragung in das Regiſter Gebühren erhoben würden. Winde diefe Beitimmung 
im Geſetze bejeitigt und damit jedem die Möglichkeit gegeben, jich ohne Kojten 
in das Börjenregiiter eintragen zu laffen, jo fünne dem Gedanken des Termin= 
regiſters zugejtimmt werden. Dur dieſe Gebühren wirden namentlid die 
Intereſſen fleinerer Kaufleute, welche in ihrem Gewerbebetrieb nur vereinzelt 
Termingejchäfte abzufchliehen in die Lage kämen, ſchwer gejchädigt; wolle man 
die Gebühren nicht allgemein aufheben, jo jet wenigitens die Forderung beredtigt, 
daß die ind Handelsregiiter eingetragenen Kaufleute don der Eintragungsgebühr 
und der Erhaltungsgebühr befreit würden. Es wurde demgemäß der Antrag 
eitellt: 
ß „Ins HandelSregiiter eingetragene Kaufleute jind von der Eintragungss 
gebühr und von der Erhaltungsgebühr befreit.“ 
Annalen des Deutichen Reihe, 1896. 49 
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Dem Gedanken, die ins Handelsregiiter eingetragenen Firmen in Bezug auf 
die Eintragungsdgebühren günjtiger zu jtellen wie die nicht eingetragenen Kaufleute, 
wurde auch noch von einem anderen Mitgliede der Kommifiion zugeſtimmt; das: 
jelbe erklärte jedoch, daß der Antrag, die ind Handelsregiſter eingetragenen Kauf: 
leute von jeder Eintragungsgebühr zu befreien, zu weit ginge, und beantragte 
demgemäß: 

„Für Handelögerichtlich eingetragene Firmen it die Eintragungsgebühr 
auf 50 ME. zu ermäßigen.” 

Ein nocd weiter gehender Antrag wurde von einem anderen Mitgliede der 
Kommiſſſon gejtellt und ging dahin: 

„Zermingefchäfte in Waaren, welche nicht zwifchen in dem Handelsregiiter 
eingetragenen Kaufleuten oder ſolchen Perſonen, in deren Geichäftsbetrieb 
Waaren der gehandelten Art produzirt werden oder Verwendung finden, oder 
zwifchen Perſonen leßter Art und in dem Handelsregiiter eingetragenen Kauf: 
leuten abgeſchloſſen werden, begründen fein Schuldverhältniß.” 

Zur Begründung dieſes Antrags wurde darauf hingewiefen, daß die Gründe, 
welche zur Einführung des Börfenregiiterd Veranlafjung gegeben hätten, im All— 
gemeinen bei den zwiſchen Kaufleuten abgeichlojjenen Geſchäften nicht zuträfen, da 
man den Kaufleuten wohl zutrauen fönnte, daß ſie die Wirkung der von ihnen 
abgeſchloſſenen Termingejchäfte nad jeder Richtung hin ſachgemäß zu beurtheilen 
vermöcdten. Ebenſo jei die Forderung berechtigt, dab ſolchen Perſonen, in deren 
Gewerbebetriebe auf Termine gehandelte Waaren produzirt wirden oder Ver— 
wendung fünden, der Abſchluß von Termingejchäften in folhen Waaren ohne 
jede Einjchränfung untereinander und zwifchen ihnen und den im Handelsregiſter 
eingetragenen Slaufleuten gejtattet werden müjje, da jede diefer Perſonen in die 
Lage kommen fönnte, ein Termingejchäft für die Zwede feines Gewerbebetriebes 
abſchließen zu müſſen. 

Gegen dieſen Antrag wurde eingewendet, daß wohl nur der geringſte Theil 
der ins Handelsregiſter eingetragenen Kaufleute ein Gewerbe betriebe, für welches 
der Abſchluß von Termingeſchäften nöthig ſei, und daß demgemäß die Entbindung 
aller Kaufleute von der Verpflichtung. ſich ins Börſenregiſter eintragen zu laſſen, 
den Kreis der zum Abſchluß von Termingefchäften berechtigten Perſonen ganz 
über Gebühr erweitern würde. Uebrigens ginge aus der vom Senatspräfidenten 
Wiener veranitalteten Zufammenjtellung der Entfcheidungen des Reichsgerichts, 
betreffend den Einwand des Differenzgefchäftes, hervor, daß es überwiegend Kauf: 
leute gewejen jeien, welche zum Schuße ihrer Interefjen den Einwand von Spiel 
und Wette bei Differenzgefchäften zu erheben ſich veraulaßt gejehen hätten; denn 
von den 48 in dieſer Zuſammenſtellung beiprochenen Fällen handle es jich bei 
30 Fällen unzweifelhaft um ins Sandelsregijter eingetragene Kaufleute. Auch 
der weitere Antrag, Perſonen, in deren Gewerbebetrieb auf Termin gehandelte 
Waaren produzirt würden oder Verwendung fänden, zum Abjchluß von Termin- 
geichäften in jolhen Waaren für befugt zu erklären, begegne begründeten Bedenten. 
Es fünne nicht zugegeben werden, daß ein Bauer, der vielleicht wenige Zentner 
Getreide produzire, oder der Apotheker, der in feinem Gewerbebetriebe Spiritus 
oder Zucker verwende, zu den Perjonen zu vechnen fei, die zum Abſchluß von 
Termingejchäften in Getreide beziehungsweije in Spiritus und Zuder für beredtigt 
erklärt werden müßten. Nach diefen Darlegungen wurden die gejtellten Anträge 
abgelehnt; deögleichen wurde ein von den Antragitellern demnächſt zurüdgezogener 
und von anderen Mitgliedern wieder aufgenommener Antrag: 
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„Bei den zwijchen ind Handelsregiſter eingetragenen Kaufleuten ($ 52) 
abgejchlojjenen Börfenterntingejchäften ijt der Einwand von Spiel und Wette 
unzuläffig.“ 

durch welchen bezwedt werden jollte, die ins Handelsregiſter eingetragenen Kauf: 
leute von der Verpflichtung zur Eintragung ind Börjenregiiter zu befreien, aus 
den eben dargelegten Gründen abgelehnt. 

Der von einer Seite gegebenen Anregung, das Börjenjpiel dadurd ein 
zujchränten, daß durch das Geſetz ausdrücklich der Einwand ded Spiel für un: 
zuläjfig erklärt würde, wie jolches ſeitens der franzöſiſchen und öfterreichiichen 
Geſetzgebung geichehen fei, wurde von anderer Seite mit dem Hinweis darauf 
entgegengetreten, daß gerade nah den Erfahrungen in diefen Zändern die Bes 
jeitigung des Einwandes von Spiel und Wette zu einer Einjchränfung des Börjen- 
jpiel$ in den Kreifen des Privatpublifums Feineswegs geführt habe. Es jei irr— 
thümlich, anzunehmen, daß, wenn der Einwand von Spiel und Wette durch die 
Geſetzgebung bejeitigt würde, beim Abſchluß von Termingejchäften eine bejondere 
Sorgfalt und Vorſicht beobachtet werden würde. Uebrigens ſei auch in Frankreich 
und Dejterreih troß de3 Verbote de3 Einwandes von Spiel und Wette Die 
Sudifatur zum Schuß des Privatpublifums genöthigt gewejen, in bejonders 
effatanten Fällen die Klagbarkeit von Differenzanjprüchen zu verneinen, Ein 
Antrag im Sinne der gegebenen Anregungen wurde nicht geitellt. 

Endlich wurde von einer Seite noch der Antrag geitellt: 

„Wird ein Börſentermingeſchäft in jolchen Gejchäftszweigen abgeſchloſſen, 
für welche nicht beide Parteien zur Zeit des Gejchäftsabjchluffes in dem Börſen— 
regijter eingetragen find, jo wird ein Schuldverhältnig begründet, wenn dieſes 
Geſchäft in ein Negiiter an derjenigen Börje, deren Bejtimmungen für das 
Gejchäft maßgebend jein jollen, eingetragen wird. Die näheren Beitimmungen 
über diejes Negijter jowie darüber, von welchem Zeitpunkt ab dasjelbe an der 
Börje öffentlich) ausgelegt ift, werden vom Bundesrath erlafen.“ 

Zur Begründung diejes Antrages wurde angeführt, daß die verhältnißmäßig 
hoben Gebühren, welche für die Eintragung ind Börjenregiiter verlangt würden, 
und deren allgemeine Ermäßigung, jolle die Wirkung des Börſenregiſters nicht 
überhaupt bejeitigt werden, unthunlich fei, allerdings Gewerbetreibende, die in 
ihrem Gewerbebetriebe nur vereinzelt Termingejchäfte abzujchließen genöthigt feien, 
empfindlich jchädigen würden. Um dieje Bedenken gegen das Börfenregiiter zu 
bejeitigen und jolchen ©ewerbetreibenden vereinzelt den Abjchluß von Termin 
geihäften zu ermöglichen, dazu diene der gejtellte Antrag. Derjelbe würde aber 
auch nach einer andern Nichtung Hin eine günjtige Wirkung äußern, indem er 
nämlich viele Perfonen, welche im ihren Gewerbebetriebe oder als Kupitalijten 
vereinzelt Termingejchäfte zu machen in die Lage kämen, nicht mehr nöthige, ſich, 
um den rechtsgültigen Abſchluß ihrer Termingejhäfte zu erreichen, ins Börſen— 
tegiiter eintragen zu laſſen. Zweifellos würden ſolche Perſonen, nachdem fie 
einmal ins Börfenregiiter eingetragen feien, oft nicht lediglich in dem angegebenen 
beichräntten Umfange Termingeſchäfte abichlichen, ſondern jich auch zu Spekulations— 
geſchäften in größerem Umfange verleiten laſſen. Sa, es ſei mit Sicherheit zu 
erwarten, daß viele Perjonen, die vereinzelt jolhe Termingefchäfte abzujchließen 
Veranlafjung hätten, diefen Umitand als Grund für die Notwendigkeit, jich ins 
Börjenterninregiiter eintragen zu lajjen, vorjchieben würden, was nicht angängig 
wäre, wenn die Gejeßgebung es ihnen ermögliche, auch ohne Eintragung ins 
Börjenregiiter vereinzelt ſolche Termingeſchäfte zu machen. Durd die in dem 
Antrag enthaltene Beitimmung, daß dieſe Gefchäfte in ein an der Börje zu 
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führendes Regiſter einzutragen und da diejes Negijter demnächſt öffentlich aus: 
zulegen jei, liege eine jichere Gewähr dafiir, daß von den Betheiligten nur für 
ſolche Gejchäfte dieje Erleichterung in Anjpruc genommen würde, welche die 
Kontrolle dur die Deffentlichfeit nicht zu fcheuen hätten. Die Befürdtung, daf 
Großſpekulanten zahlreiche Gejchäfte in dieſe Gejchäftsregiiter eintragen laſſen und 
jih jo den für die Eintragung ins Börfenregifter vorgejehenen Gebühren ent- 
ziehen wirden, jei völlig ausgejchloffen, da jolde Spekulanten den größten Werth 
darauf legen müßten, daß ihre Gejchäfte der Deffentlichkeit dauernd entzogen 
blieben. Namentlid) von den Änterefjenten des Kaffechandels feien an den Reichs— 
tag zahlreiche Petitionen gelangt, in denen die obligatorische Einführung joldyer 
Gejchäftsregiiter für alle Börfen verlangt und allgemein die Nechtsgültigkeit aller 
Börjentermingejchäfte von der Eintragung in dieſes Gejchäftsregiiter abhängig 
gemacht werden ſolle. Der Antrag bezwede, die Erfüllung dieſer Wünſche zu 
ermöglichen, indem dem Bundesrath es überlafjen bleibe, die Benutzung diejer 
Gejchäftsregiiter von einen von den Stontrahenten zu erlegenden Einfluß ab- 
hängig zu machen. Sollte es zweifelhaft fein, ob nad dem Antrag dem Bundes- 
rath Ddieje Befugniß zuitände, jo könnte diefer Zweifel durch eine entſprechende 
MHenderung des Antrages bejeitigt werden. 

Bon anderer Seite wurde dieſem Antrag entgegengehalten, daß durch ihn 
das Prinzip, welches dem Börjenregiiter zu Grunde liege, durchlöchert und weiten 
Kreiſen die Möglichkeit gegeben würde, ſich der Eintragung in diefes Negüter zu 
entziehen und ihre Gejchäfte durch Eintragung in die beantragten Geſchäftsregiſter 
rechtögültig zu machen. Dadurch würden nicht nur erhebliche finanzielle Einbußen 
entitehen, jondern es würde auch die Ueberfichtlichfeit und Einheitlichfeit in Bezug 
auf die Perjonen, welche rechtsgültige Termingefchäfte abjchließen dürften, be: 
einträchtigt werden. 

Andere Mitglieder der Kommiſſion erklärten, daß Tie dem Antrag zwar eine 
gewilje Sympathie entgegenbrädhten, daß aber eine Aenderung desjelben beziehungs- 
weile ein weiterer Ausbau nothmwendig fei, um die gegen ihn geäußerten Bedenken 
zu bejeitigen. 

Bon einem Mitglied der Kommiſſion wurde erklärt, daß es dem Antrag nur 
zuſtimmen fönne, wenn in dem Gejeb ſelbſt die Benugung dieſer Gejchäftsregijter 
bon der Leiſtung eines nicht zu gering zu bemeijenden Einjchufies jeitens der 
beiden fontrahirenden Theile abhängig gemacht würde. Nach diefen Darlegungen 
wurde der Antrag abgelehnt, Dagegen die Beitimmung in der Borlage über die 
Einführung der Börjenregiiter mit den darin angegebenen Rechtsfolgen mit allen 
gegen 3 Stimmen angenommen. 

E83 wurde nunmehr zur Berathung der einzelnen Paragraphen, welche vom 
Börfentermin handeln, übergegangen. Zu 


45 


Up 


wurde der Antrag geitellt, 
in Zeile 4 hinter die Worte „wenn fie“ einzujchalten „in bejtimmten Einheits: 
poſten“. 

Dieſer Antrag wurde damit begründet, daß das Charakteriſtiſche der börſeu— 
mäßigen Termingeſchäfte darin liege, daß nicht beliebige Mengen, wie jie der 
Verkäufer zur Verfügung habe oder der Käufer gerade brauche, gehandelt würden, 
jondern daß bejtimmte Einheitspoften, 3. B. 1000 Zentner Getreide, 15000 Mt. 
Dıiefontoflommanditantheile u. j. w. gehandelt würden. Cine Abweichung von 
diefen Einheitspoiten nähme dem Gejchäft den Charakter des börjenmäßigen 
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Termingefchäftes und fei ed demgemäß nothwendig, die in $ 45 gegebene Defini: 
tion für börfenmäßige Termingefchäfte in der durd den Antrag beabfichtigten 
Weije zu ergänzen. 

Von anderer Seite wurde dagegen eingewendet, daß allerdings der Termin 
handel die Feſtſetzung bejtimmter Einheitdmengen bedinge; es jei aber im höchiten 
Maße bedenklich, dieſes Merkmal ins Gejeg jelbjt aufzunehmen, weil es dann 
möglich jein würde, durch geringere Abweichungen von den feitgejegten Einheits— 
mengen dem Gejchäfte den Charakter des börjenmäßigen Termingejchäfts zu nehmen. 
Es würden dann vorausfichtlich jehr bald allgemeine Schlußfcheine zur Einführung 
gelangen, in denen nicht die durch die Börfenorgane ſeſtgeſetzten Einheitömengen, 
3. B. 1000 Zentner, jondern vielleicht nur 999 Zentner verfauft würden. Da— 
durch jei der Umgehung Thür und Thor geöffnet. Gerade aus der Begründung 
des Geſetzentwurfs ginge hervor, daß derartige Kleine Abweichungen dem Gejchäfte 
den Charakter von börjenmäßigen Termingejchäften nicht nehmen jollten. Nach 
diefen Darlegungen wurde der Antrag abgelehnt und der $ 45 nad) der Vorlage 
angenommen. 

88 46 bis 49. 

E3 wurde jodann beantragt, 

den $ 49 als $ 46 ins Geſetz aufzunehmen und den Eingang Ddiejes 

Paragraphen wie folgt zu fallen: 

„Weber die Zulaffung von Waaren und Werthpapieren zum Börſen— 
terminhandel entjcheiden die Börjenorgane nad mäherer Bejtimmung der 
Börjenordnung.“ 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde ausgeführt, daß im Geſetz eine jede 
Beitimmung darüber fehle, welche Stelle über die Zulafjung von Waaren und 
VWerthpapieren zum Börfenterminhandel zu entjcheiden hätte; es könne der Irr— 
thum entjtehen, daß dieſe Enticheidung der durch $ 36 eingejebten Zulaſſungs— 
ftelle übertragen werden jolle, was nach der Begründung des Gejegentwurfs nicht 
der Fall jei. Dadurch, daß die Börfenordnung nähere Bejtimmungen über die= 
jenigen Börjenorgane treffen follte, welchen die Entjcheidung obliege, jei die Möge 
lichfeit gegeben, die Zulafjung zum Börfenhandel von einer Zujtimmung der 
Landesregierung abhängig zu machen beziehungsweife vorzufchreiben, daß Ddieje 
Bulafjung nur genehmigt werden dürfe, nachdem Bertreter der betheiligten Erwerb3= 
zweige derjelben zugejtimmt hätten. Ebenjo fünne für die Zulafjung von Werth: 
papieren zum Terminhandel durch die Börjenordnung vorgejchrieben werden, daß, 
wenn e3 ſich um Erwerbögejellihaften handele, vorher der Vorjtand der betreffen- 
den Gejellichaften oder die Vollverjammlung der Aktionäre gutachtlich zu hören, 
beziehungsweije deren Zuſtimmung einzuholen jei. Nach diejfen Darlegungen 
wurde der Antrag angenonmen. 

Dagegen wurde der Antrag, diefem Paragraphen im Weiteren folgende 
Faſſung zu geben: 

„Die Börfenorgane find verpflichtet, vor der Zulafjung zum Börſen— 
terminhandel in Waaren in jedem einzelnen Falle die Genehmigung des Reichs— 
fanzlers einzuholen. Die Zulafjung darf erjt erfolgen, nachdem die Vertreter 
der betheiligten Erwerbszweige vom Reichskanzler gutachtlich gehört worden find.“ 

abgelehnt. Diejer Antrag wurde damit begründet, daß die Vorlage feinen ge= 
nügenden Schuß dagegen biete, daß nicht Waaren gegen den entjchiedenen Wider: 
jpruch der außerhalb der Börje jtehenden betheiligten reife zum Börjentermins 
handel zugelajjen würden. Die den Börjenorganen auferlegte Verpflichtung, Ver— 
treter der betheiligten Erwerbszweige gutachtlih zu hören und das Ergebniß 
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dem Reichskanzler mitzutheilen, biete hiergegen feinen genügenden Schu. In 
den meilten Fällen würde es den Börfenorganen möglich jein, Sachverſtändige 
auch innerhalb der betheiligten Erwerbszweige zu finden, die der Einführung 
des Terminhandel3 geneigt jeien, und wenn von ihnen die Anhörung auf Ddieje 
Sachverſtändigen beichränft wiirde, jo fünnte der Irrthum entjtehen, daß in den 
Kreifen der außerhalb der Börje jtehenden Erwerbszweige ein erheblicher Wider: 
ſpruch gegen die Einführung des Börjenterminhandel$ überhaupt nicht vorhanden 
jei. Ferner empfehle es sich, die Anhörung der Sadjverjtändigen nicht in Die 
Hände der Börfenorgane, jondern in des Reichskanzlers zu legen, weil lediglid 
dadurch eine genügende Gewähr für die Auswahl unparteiiſcher Sahveritändiger 
und für die objektive Anhörung derjelben gegeben würde. 

Gegen diefen Antrag wurde von Seiten der verbündeten Regierungen 
Wideriprucd erhoben. Die Befürdtung, daß die Börfenorgane bei der Auswahl 
der Sachverständigen nicht objektiv vorgeben und nur ſolche Sachverſtändige gut— 
achtlich hören würden, von denen fie wühten, oder annehmen fünnten, daß fie 
der Einführung des Börfenterminhandel® geneigt jeien, ſei dadurch ausgeſchloſſen, 
daß nach dem Entwurf dem Neichsfanzler von dem Ergebniß der Anhörung der 
Sachverjtändigen Mittheilung gemacht würde und dev Neichsfanzler jih, wie in 
dem Gejeß meiter vorgejehen jei, im der Lage befände, weitere Erhebungen zu 
veranlafjen. Würden die Börjenorgane in der befürchteten Weile vorgeben, fo 
würden diejenigen Vertreter der in Frage fommenden Erwerbskreiſe, welche auf 
einem anderen Standpunkte ftänden, Beranlafjung nehmen, jih an den Reichs— 
fanzler zu wenden und von demjelben die Beanjtandung der von den Handels 
organen bewirkten Anhörung der Sahverjtändigen beanjpruchen. Dieſem Antrag 
würde dann zweifellos Folge gegegen werden. Außerdem jei es bedenklich, dem 
Reichskanzler die Verantwortung für die Einführung einer jeden Waare in den 
Börjenterminhandel aufzuerlegen und damit eine neue Inſtanz, welche über Dieje 
Frage zu enticheiden hätte, neben dem Bundesrath zu jchaffen. 

E3 wurde nunmehr zur Berathung des $ 46 der Vorlage, welche nad) dem 
vorerwähnten Beſchluß der Kommiſſion als $ 47 einzufügen wäre, übergegangen, 
nachdem vorher konſtatirt war, daß nad) den bereits gefaßten Beichlüfjen folgende 
Beitimmungen in diejen Paragraphen aufzunehmen wären: 

1. „Der Börfenterminhandel in Bergwerk: und ndujtriepapieren iſt 

unterjagt.“ 

„Der Börfenterminhandel in Antheilen von Erwerbögejellichaiten 
fann nur geitattet werden, wenn das Kapital der betreffenden Erwerbs— 
gejellichaft mindeitens 20 Millionen Mark beträgt.“ 

2. „Der börjenmäßige Terminhandel in Kammzug und anderen Halb: und 
Ganzfabrifaten der Textilindustrie ift verboten.“ 

3. „Der börfenmäßige Terminhandel in Getreide und Mühlenfabrilaten üt 
unterjagt. Der Bundesrath beitimmt den Zeitpunkt, wann das Verbot 
in Kraft treten joll, und erläßt die Uebergangsbeſtimmungen.“ 

4. „Die allgemeinen Lieferungsbedingungen des im Börjenterminhandel 
zu lieferndes Getreides, insbefondere die Lieferungsqualität für dajjelbe, 
find nach Anhörung von Vertretern der betheiligten Erwerbszweige dom 
Bundesrath fejtzuitellen.* 

Der Paragraph, wie er ich hiernach gejtaltet, wurde von der Kommiſſion 
in erjter Lejung angenommen, während nad; den oben bezeichneten Bejchlüffen 
zweiter Lejung die Punkte 2 und 3 wegfallen und Punkt 4 durch den Sak auf 
Seite 42 zu ergänzen ilt. 
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Zu diefem Paragraphen war ferner nod don einem Mitglied der Kommiſſion 
der Antrag geftellt: 

„Prämiengeſchäfte find unterfagt. Auf diejelben finden die Beitimmungen 
des 8 63 Anwendung.“ 

Zur Begründung diefed Antrages wurde darauf Hingewiejen, daß Prämien- 
geichäfte, wie jie an den Börjen in großem Umfange abgefchlojien würden, in 
hohem Maße bedenklich jeien, da fie dazu beitrügen, das Publikum zu Spekulationen 
zu verleiten. Auch von anderer Seite wurde auf das Bedenklihe mancder Prämien- 
geichäfte, namentlich der Nochgefchäfte und der Stellagegejchäfte, hingewiefen. Durd) 
die Nochgefchäfte, durch welche Käufer oder Berfäufer einer Wuare berechtigt 
würden, die doppelten oder dreifachen Duantitäten, ald die Schlußjcheine aus— 
wiejen, vom Käufer oder Verkäufer zu beanjpruchen, jei e8 bejonders erjchwert, 
ein richtiges Urtheil über den Stand des Börjenmarktes zu erhalten und jeien 
demgemäß dieje Gejchäfte in eriter Neihe geeignet, erhebliche Störungen in der 
naturgemäßen Entwidelung der Börfenpreije herbeizuführen. Nocd weniger fönne 
für die Stellagegeichäfte, denen zufolge jemand gegen Zahlung einer beitimmten 
Prämie entjcheiden fünne, ob er in das Gejchäft als Käufer oder Verkäufer ein— 
treten wolle, vom Standpunkte de3 legitimen Handels aus eine Berechtigung zus 
geitanden werden. Aus dieſen Gründen habe jich auch die Liquidationsfafje für 
Kaffee in Hamburg veranlaßt gejehen, alle Prämiengejchäfte auszuschließen. 
Zweifellos wiirde auch der Bundesrath ſich mit der Frage der Prämiengeſchäfte 
befajjen müſſen und in der Lage fein, jolche Prämiengejchäfte, die nach den an— 
gedeuteten Nichtungen zu jchwermwiegenden Bedenken Anlaß gäben, zu unterjagen. 
Tagegen jcheine es nicht gerechtfertigt, über dieſe wichtige Frage fchon in dem 
Geſeh jelbit eine definitive Entſcheidung zu treffen, da noch weitere Erhebungen 
für Die ſachgemäße Beurtheilung derjelben unerläßlich jeien. Nach diefen Dar: 
fegungen wurde der gejtellte Antrag zurüdgezogen. 


Zu den 88 47 und 48 
wurde darauf Hingewiefen, daß die Folgen der Nichtzulaffung von Waaren oder 
Wertbpapieren zum Terminhandel näher präzifirt werden müßten, wie jolches in 
diefen Paragraphen gejchehen ſei. Es müſſe unterjchieden werden zwiſchen einer 
vom Bundesrath bewirkten Unterfagung und einer endgiltigen Verweigerung der 
Zulaſſung jeitend dev Börjenorgane einerjeits, und zwiſchen der Nichtnachjuchung 
der Zulaflung andererjeitd. Die beiden eriteren Fälle müßten in ihren Wirkungen 
gleih behandelt werden, wobei zu berüdjichtigen jet, ob von den Börjenorganen 
die Zulafjung nicht lediglich aus dem Grunde verweigert jei, weil jich aus dem 
bisherigen Umfang des Terminhandels ein klares Bild über die Nothwendigkeit 
deijelben noc nicht habe gewinnen lajjen. Würde lediglich aus diefem Grunde 
die Zulaffung verweigert, jo handle es jidy nicht um eine endgiltige, jondern 
nur um eine zeitiweile Berweigerung. 
Es wurde demgemäß der Antrag geitellt: 
den $ 47 als $ 48 folgende Fafjung zu geben: 

„Wird der Terminhandel in bejtimmten Waaren oder Mertbpapieren 
vom Bundesrath unterfagt oder die Zulaflung deflelben von den Börjenorganen 
endgiltig verweigert, jo find VBörjentermingeichäfte in diefen Waaren oder Werth 
papieren von der Benußung der Börfeneinrichtungen ausgeichlofjen und dürfen 
von den KHursmaklern nicht vermittelt werden, Auch dürfen für ſolche Gejchäfte 
Terminpreije öffentlich oder in mechaniſch hergeitellten Preislijten (Kurszetteln) 
nicht notirt werden, 
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Ebenſo ijt ein von der Mitwirkung der Börjenorgane unabhängiger 
Terminhandel von der Börje ausgejchloffen, fomeit er jih in den für Börjen- 
termingejchäfte üblichen Formen vollzieht.” 

Diefer Antrag wurde angenommen, desgleichen ein Antrag, daß die gleichen 
Rechtswirkungen eintreten jollen, 

wenn es fih um Termingejchäfte in Waaren oder Werthpapieren handelt, für 
welche in dem Gejege felbjt der Terminhandel unterfagt ei. 

Endlih wurde der Antrag angenommen: 

den $ 48 als $ 49 wie folgt zu fallen: 

„Wird die Bulafjung von Waaren oder Werthpapieren zum Termin 
handel nicht nachgeſucht, fo kann ein thatfächlich jtattfindender Terminhandel 
von den BörjenauffichtSbehörden mit den im $ 48 bezeichneten Folgen unter 
jagt werden.” 

Zu 8 48 wurde in der zweiten Lejung von der Subkommiſſion eine vedaktionelle 
Aenderung befürwortet und beantragt, den Abjag 1 wie folgt zu faſſen: 

„Inſoweit der Terminhandel in bejtimmten Waaren oder Werthpapieren 
durd) dieſes Gejep oder von YBundesrath unterfagt, der die Zulafjung dejielben 
von den Börjenorganen endgiltig verweigert it, find Börſentermingeſchäfte in 
dieſen Waaren oder Werthpapieren von der Benußung der Börſeneinrichtungen 
ausgejchlojfen und dürfen von den Kursmaklern nicht vermittelt werden. Auch 
dürfen für folche Geichäfte, fofern fie im Inlande abgejchlofjen find, Preis- 
lijten (Nurdzettel) nicht veröffentlicht oder in mechanisch hergeitellter Verviel— 
fültigung verbreitet werden. Desgleichen it ein von der Mitwirkung“ u. ſ. w. 

Eine weitere Erörterung Ddiejes Antrages fand nicht jtatt und wurde der— 
jelbe angenommen. 

$ 50 
der Vorlage wurde in der eriten Lejung von feiner Seite beanitandet und an— 
genommen. Ferner wurde fonjtatirt, daß nach den gefaßten Beſchlüſſen ein neuer 
8 50a folgenden Inhalts aufzunehmen ſei: 

„Bei dem Börjenterminhandel in Waaren hat die Feititellung der Liefer: 
fähigfeit vor der Ankündigung der Waare zu erfolgen. Die Landesregierungen 
ind befugt, Ausnahmen für einzelne Waaren für die Dauer von längitens 
3 Jahren nah Inkrafttreten dieſes Geſetzes zu geltatten.“ 

In der zweiten Lejung wurde der Antrag auf Streichung dieſes Paragraphen 
geitellt und Damit begründet, daß durd die Annahme des 8 50a, welcher die 
Feſtſtellung der Lieferbarkeit der Waare vor der Lieferung verlange, die Beitimmung 
des $ 50 ihre praftiiche Bedeutung eingebüßt habe. Bon anderer Seite wurde 
darauf hingewieſen, daß dieje Auffaſſung infofern nicht zutreffend jet, als nad 
der angenommenen Faſſung die Sandesregierungen für die Dauer von 3 Jahren 
Ausnahmen geitatten dürften. Der Antrag auf Streihung des & 50 wurde 
abgelehnt. 

In der zweiten Lefung wurde beantragt, in 8 50 an Stelle des Wortes 
„Wanren“ zu jepen „Getreide“. Der Antrag wurde abgelehnt. 

In Bezug auf die Feititellung der Lieferfähigfeit vor der Ankündigung wurde 
von dem Bevollmächtigten zum Bundesrath, Senator Dr. Klügmann, folgende 
Mittheilung gemacht: 

Die von der Kommiſſion in erſter Lejung beichlofjene Aufnahme der 
Beltimmungen des $ 50a in den Entwurf des Börſengeſetzes hat den Senat 
zu Hamburg veranlaßt, durch die Handelsfammern GErmittelungen darüber 
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herbeizuführen, ob die Einritungen in Hamburg es zulaffen würden, im 
Zerminhandel mit Spiritus, Zuder und Baumwolle die Unterjuchung auf die 
Lieferbarkeit der gehandelten Waare vor der Kündigung vorzunehmen. 


Die Ermittelungen hätten zu folgenden Ergebniß geführt: 


1. bezüglich) des im Termin gehandelten rohen Kartoffel-Spiritus: 


Der zur Kündigung gelangende Spiritus befindet ji zum weitaus größten 
Theil in Seejchiffen oder Flußichiffen, zum fleineren Theil auf den Eifenbahn 
höfen, in wenigen Fällen in Speichern. Eine Prüfung der Lieferungsfähigfeit 
findet gegenwärtig nad der Ablieferung an den Käufer in deſſen Räumen jtatt, 
joweit der Käufer es für erforderlich hält. Daß eine abgelieferte Partie als 
fieferungsunfähig befunden wird, fommt fo gut wie gar nicht vor. Im Jahre 
1894 iſt es zweimal der Fall gewejen, 1893 und 1892 nicht ein einziges Mal, 
1891 zweimal — dod beide Male nur binfichtlih des kleineren Theils der 
Partie —. Da die Partie aus 10000 Litern bejteht und, Die Menge des jährlich 
zur Ablieferung gelangenden Spiritus nad einer ganz rohen Schäßung etwa 
30000000 Liter betragen joll, jo dürfte e8 unbejtreitbar jein, daß nit das 
geringite Bedürfnig für den Zwang zur Prüfung der Waare vor der Kündigung 
vorhanden üft. 

Zur Zeit der Kündigung lagert der Spiritus in Fäſſern, die derart — 
großentheild übereinander — verpadt find, daß ihre Unterſuchung ald unmöglich 
betrachtet wird. Um ſie zur Unterfuchung bereit zu jtellen, würde es in den 
Schiffen und aud wohl auf den Eijenbahnhöfen an Raum fehlen — ganz ab: 
gejehen davon, ob überhaupt die Führer der Schiffe und die Eijenbahnverwalt- 
ungen ſich damit einverjtanden erklären würden, daß man ihre Räumlichkeiten 
zu derartigen Verrichtungen benußt. 

Falls aber aud) dieje Schwierigfeiten nicht bejtänden, würde die Unterſuchung 
der Waare ſchon wegen der bis zu den Schiffen und den Eifenbahnhöfen zurüde 
zulegenden Entferungen, in noch höherem Grade wegen der zu leiltenden Arbeit 
felbjt einen beträchtlichen Aufwand an Zeit und Mühe verurjachen. Wenn es 
fih um die Erfüllung einer gejeglichen Vorichrift handelt, fünnte man ſich füglich 
nicht auf ein paar Stichproben bejchränfen. Die Prüfung müßte ſich auf Stärke, 
Geruch und Geſchmack der Waare eritreden. In legterer Beziehung könnte der 
Prüfende zeitweilig uur eine bejchränfte Zahl von Proben vornehmen. Nach 
Allen zweifelt man daran, ob es gelingen würde, geeignete Perfönlichfeiten für 
die Husführung der Unterfuchungen zu gewinnen. 

Weitere Bedenken werden daraus hergeleitet, daß die Waare zum Theil unter 
fteueramtlicher Kontrole ſich befindet, daß die Jdentität der geprüften und der abs» 
gelieferten Waare feitgehalten werden müßte, und daß die Fäſſer ſchon vor der 
Ablieferung an den Käufer zu öffnen wären. Hierbei mag nebenher erwähnt 
werden, daß die Kündigung aus Tanks umjtatthaft ift, da die Ablieferung in 
Fäſſern erfolgen muß. 

Hieraus geht hervor, daß die beabjichtigte Maßnahme die VBortheile, die 
Hamburg al3 See: und Flußhafen der deutjchen Ausfuhr gewährt, großentheils 
aufheben und erhebliche Unkoſten verurjachen würde. 

Der Spiritus unterjcheidet jich in der hier fraglichen Beziehung vom Ge— 
treide wejentlich dadurd), daß er im großen umd ganzen von gleichinäßiger Be— 
ichaffenheit ijt. Es erſcheint daher eine verjchiedene Art der Behandlung ebenjo 
unbedenklich wie angemejjen. 
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Bezüglich der Baumwolle ift auf den Umftand Gewicht zu legen, daß die 
Unterfuchung der Waare fich auf die Farbe zu erjtreden hat und injomweit nur 
bei gutem Tageslicht, wie e8 in der Haupt-Geſchäftszeit, im Winter oft eine 
Woche lang nicht vorhanden fei, gefchehen kann Müßte die Unterjuchung vor 
der Kündigung vorgenommen werden, fo würde aus diefem Grunde die nme 
haltung der Lieferungsfrift, die Schon durch die Wechjelfälle der langen, meiit tief 
im Innern der DBereinigten Staaten von Amerika beginnenden Reife erichwert 
it, manchmal in Frage gejtellt werden. Died würde um jo mehr der Fall ſein, 
wenn gegen dad Ergebniß der Unterfuhung die Berufung an eine höhere Ju— 
jtanz vorbehalten bleiben jolle, wie man es gegemwärtig für erforderlich halte. 

Gegenwärtig wird nad der Kündigung jede Partie unterfudht, und zwar 
nah Proben, die aus jedem Ballen gezugen jind. So lange der Terminhandel 
in Hamburg beiteht, iſt es noch nicht vorgefommen, daß eine Partie in allen 
Ballen oder auch nur einem erheblichen Theil von ihnen lieferungsunfähig war. 
In dieſer Hinficht dürfte es von Bedeutung fein, daß die nordamerikaniſche 
Baumwolle bereit3 vor der Verſchiffung unterfucht zu werden pflegt. Einzelne 
Ballen, doch niemals mehr als 10 Prozent, haben jich wohl bei der hieligen 
Unterjuchung als lieferungsunfähig berausgeitellt. In diefen Fällen it die in 
den Gejchäftsbedingungen enthaltene Beſtimmung, daß innerhalb 24 Stunden 
fieferungsfähige Waare als Erſatz zu liefern ift, zur Ampendung gekommen mit 
dem Erfolge, daß die Erjaßballen niemald3 beanitandet worden find. In Er: 
füllungsverzug it im Hamburger Baummoll-Terminhandel noch niemals Jemand 
geratben. 

Im Zudergeichäft it es noch nicht ein einziges Mal vorgekommen, daß ein 
in Terminhandel in Hamburg oder in Magdeburg angefündigter Zuder lieferungs 
unfähig war. 

Der in Hamburg zur Kündigung gelangende Zuder kommt zum größten 
Theil in Flußſchiffen von der Oberelbe und gebt fait durchweg in Seejhiffen ins 
‚Ausland. Zur Beit der Kündigung lagert der Zuder meiltens in Flußſchiffen. 
In einem vollen Flußſchiff it das Nehmen von Proben feineswegs eine einfade 
Verrichtung und erfordert die größte Sorgfalt. Nach den geltenden Geſchäfts— 
bedingungen gehört zu einer ordentlichen Probenahme, dab aus je einem von 
fünf Süden eine Probe genommen wird, Die Unterfuhung der Proben mu 
in den Gejchäftsräumen der Chemiker jtattfinden. Hieraus erhellt, daß die Ein- 
führung der geplanten Bejtimmung für den BZuder-Terminhandel empfindliche 
Beläftigungen und Verzögerungen zur Folge hätte. Die Beläftigungen würden 
darin beitehen, daß lediglich zum Zweck der Probenahme die Zuckerſäcke wenigitens 
theilweife umgeladen und Probezieher innerhalb der weitläufigen Hafenanlagen, 
ja bis nad) Harburg gejchiet werden müßten. Die Verzögerungen würden dahın 
führen, daß im manchen Fällen der legte Zeitpunkt der vechtzeitigen Kündigung 
des Zuckers verfäumt werden würde. 

Gegenwärtig wird in Hamburg nur folder Zuder unterjucht, der nit nach 
England geht. Die Unterfuchung erjtredt fich darauf, ob die Waare Nübenzuder 
1. Produkt ift und wie viel Prozent Nendement fie aufweiit. Zuder, der weniger 
al$ 84 Prozent Nendentent aufweiſt, iſt unbedingt lieferungsfähig, Zuder von 
weniger ald 86 Prozent Nendement in dem Falle, daß er nicht früher nachweislich 
mindeitend 86 Prozent aufgewiejen hat. Nach dem Rendement richtet ſich die 
Bezahlung des Zuders derart, daß der Preis für 83 Prozent Nendentent ver 
einbart und je nad einem größeren oder geringeren Nendement ein Zujchlag 
zum Preiſe oder ein Abjchlag berechnet wird. Die Unterjuchung findet dann in 
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Hamburg jtatt, wenn nicht der Käufer jich mit einem vom Verkäufer beigebrachten, 
aus einer früheren Unterfuhung hervorgegangenen Attejt einverjtanden erklärt. 
Die Proben für die Unterjuchungen folhen Zuders, der aus dem Flußſchiff ind 
Seeihiff übergeladen wird, werden in der Negel während der Ueberladung ges 
nommen, weil hierbei ohnehin jeder einzelne Sad behandelt werden muß. Die 
Unterjuhung findet mithin nach der Kündigung jtatt. 


Die Waare, die nad) England, dem Haupt: Abjagland des deutſchen Zuders, 
verjendet wird, unterliegt in Hamburg feiner Unterfuchung. Troß der eifrigiten 
Beitrebungen iſt es nicht gelungen, die englifchen Käufer zur Anerkennung der 
Hamburger Unterfuhung zu bewegen. Man hat vielmehr zugeftchen müfjen, daß 
die engliſche Unterſuchung maßgebend iſt. Sowohl der deutiche Zuderjabrifant, 
wie der deutjche Zuderhändler haben jich hierin gefügt, und das Verfahren tt 
jo geregelt, daß auch die Abrechnung zwiſchen dem deutſchen Fabrifanten und 
dem deutjchen Zwiſchenhändler nach der jpäter in England erfolgenden Unterjuchung 
jich richtet. Die Macht der engliichen Käufer, d. h. der weitaus bedeutenditen 
Abnehmer des deutichen Zuders, iſt jo groß, daß gar nicht daran gedacht werden 
kann, ſie zur Anerkennung einer reichögejepli eingeführten deutſchen Untere 
juchung zu zwingen. Die Folge der reich3gefeglichen Beltimmung würde daher 
fein, daß außer der englijchen nod eine deutſche, vom engliſchen Käufer nicht 
anerfannte, aljo völlig nutzloſe Unterfuhung vorgenommen werden müßte. Würde 
der deutjche Fabrikant die Forderung erheben, daß für die Abrechnung zwiichen 
ihm und dem deutjchen Händler die deutjche Unterfuchung maßgebend jei, jo 
müßte für das hieraus jich ergebende Riſiko eine Entjchädigung gelucht werden, 
die nur in einem Drud auf den dem Fabrifanten zu zahlenden Preis bejtchen 
fönnte. Gegenüber einer jolchen Schädigung des Ddeutjchen Fabrifanten und des 
deutjchen Händlers jtände eine Begünſtigung des engliihen Handels. Je mehr 
Beläftigungen und Erjchwerungen dem deutjchen Händler durch die deutiche Geſetz— 
gebung bereitet werden, um fo leichter wird es den Engländern fallen, ihn aus 
jeiner Stellung zu verdrängen. Bejteht doch auch nicht nur in Deutjchland ein 
Terminmarft für Ander, fondern auch in Großbritannien jelbit, in London, 
Liverpool und in Greenod, 


Es ijt in weiteren Kreifen allzumwenig bekannt, welche Mühen und Sorgen 
darauf verwendet worden jind, um den internationalen Zuderhandel, an dem 
Deutjchland nicht nur mit feinem Handel, jondern vielmehr noch mit jeiner 
Indujtrie und Landmwirthichaft in hervorragendem Maße betheiligt it, Durch Ver— 
einbarung entjprechender Gejchäftsbedingungen die gute Organijation zu geben, 
die er gegenwärtig bejigt. Es würde unverantwortlich fein, durch eine Bejtimmung, 
die in Deutjchland Niemandem nützt, dagegen deutiche Intereſſen zu Gunjten des 
Auslands jchädigt, dieſe Errungenjchaft zu zeritören. 

Es könne daher nur dringend, nicht etwa nur im Jutereſſe Hamburgs, 
fondern aller betheiligten wirthichaftlichen Kreife Deutichlands empfohlen werden, 
den Antrage Folge zu geben, wunad die Feititellung der Lieferfähigfeit vor der 
Ankündigung der Waare auf den Börjenterminhandel in Getreide: und Miühlen- 
fabrifaten bejchränft wird. 

In Würdigung dieſer Verhältniſſe wurden folgende Anträge geftellt: 

1. Den Eingang des 3 50a zu fallen: 

„Bei dem Börjenterminhandel in Getreide und Mühlenfabrifaten 
hat“ u. j. w. 
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2. Den Abſatz 3 des $ 50a wie folgt zu fafjen: 
„Der Bundesrath it befugt, für andere Waaren als Getreide und 
Mühlenfabrifate Ausnahmen zu gejtatten.“ 


Der Antrag zu 2 wurde mit Stimmengleichheit abgelehnt, der Antrag 1 
darauf angenommen, 


88 51 bis 64 


wurden in eriter Leſung von feiner Seite beanjtandet und von der Kommiſſion 
angenommen. Es wurde dabei feitgeitellt, daß durd) die Bejtimmung im Abjag 3 
den Landesregierungen zugleid die Möglichkeit gegeben werden folle, einen Theil 
der Einnahmen den Börjenkaffen zu überweifen, um Ddiefelben für die ihnen durch 
Ausführung des Gejeges etwa erwachjenden Kojten zu entjchädigen. Ein in der 
zweiten Leſung gejtellter Antrag, im $ 51 die Worte „je” und „und für Werth- 
papiere“ zu jtreichen, wurde abgelehnt. 


8 65. 


Bei diefem Paragraphen wurde von einer Seite dad Bedenfen geäußert, 
daß, wenn ein nicht in das Börjenregiiter eingetragener Inländer im Ausland 
ein Börjentermingejchäft mache und er von den ausländijchen Gerichten zur Zahlung 
etwaiger Differenzen verurtheilt fei, die einheimischen Gerichte in die Lage fommen 
fünnten, dieſe ausländiſchen Urtheile für im Inlande volljtrekbar zu erflären. 
Außerdem könnte, da der Grundjaß locus regit actum herriche, jogar das in— 
ländifche Gericht gemöthigt fein, Inländer, welche im Auslande Termingejichäfte 
abgejhlofjen hätten, für die jih aus Ddenfelben ergebenden Differenzen zu ver— 
urtheilen. 

Gegen dieſe Auffaffung wurde von Seiten der Vertreter der verbündeten 
Regierungen Widerjprud erhoben; wenn auch der Grundſatz locus regit actum 
im Allgemeinen zutreffe, jo fünne doc das inländische Gericht, wenn, wie es im 
$ 65 geſchehen jei, daS Gejep ausdrüdlich diejen Grundjag für die Auslande 
abgejchlojjenen Börjentermingejchäfte außer Kraft jeße, denfelben bei entitehenden 
Rectsitreitigfeiten nicht zur Anwendung bringen. Ebenjowenig jei die Befürdtung 
gerechtfertigt, daß ausländischen Erfenntnifjen von inländiſchen Richtern die Voll» 
jtreefbarfeit beigelegt werden mühte. Deutjchland hätte weder mit Frankreich noch 
mit England noch mit Dejterreich-Ungarn derartige Verträge abgejchlofien, wonach 
die in den betreffenden Staaten ergangenen Urtheile in Deutjchland für voll- 
jtredbar erklärt werden müßten. Hiernach müßten die geäußerten Bedenken als 
unzutreffend bezeichnet werden. 

In beiden Lejungen wurde der Antrag geitellt, den $ 66 zu jtreichen, und 
damit begründet, daß grundfäglicd das Börjenfpiel nicht zugelaffen werden 
dürfe. Dasjelbe jei unter Umjtänden nah $ 284 des Strafgejegbuchd fogar 
jtrafbar. 

Negierungsjeitig wurde entjchieden für die Beibehaltung des 8 66 ein- 
getreten. Der Differenzeinmwand jei auf der einen Seite nicht zur Abjhwächung 
der Webelitände des Börjenjpield geeignet, auf der anderen Seite trage er in 
feiner heutigen praktiſchen Gejtalt eine außerordentliche Nechtöunficherheit in den 
Verkehr, und es erjcheine unhaltbar, wenn man gejeglich die Möglichkeit habe, 
beim Glücken einer Spekulation die Gewinne einzujtreichen, beim Fehlichlagen fich 
durch Erhebung des Einwandes dem Berlujte zu entziehen. 

Nach diejen Erörterungen wurden die SS 65 und 66 angenommen. 
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In der zweiten Lejung wurde noch der Antrag gejtellt, den dritten Abjat 
des $ 65 zu ftreichen. Zur Begründung dieſes Antrages wurde angeführt, daß 
nad) der beanjtandeten Beſtimmung ein ausländischer Kommiffionär für einen 
inländischen Kommittenten Termingeichäfte mit rechtlicher Wirkung auch dann aus— 
führen könne, wenn der Letztere nicht ind Terminregifter eingetragen fei, und er 
fönne ſich auch aus den beitellten Sicherheiten bezahlt machen, was dem inlän- 
diihen Kommiffionär nah $ 63 Abſatz 3 unterſagt ſei. Abgeſehen davon, daß 
die in Rede jtehende Vorjchrift dem inländischen Spekulanten den Weg zeige, wie 
er, ohne fich ins Börjenregifter eintragen zu lajjen, feinen Spekulationen in Aus- 
lande beliebig nachgehen könne, begründe jie eine Bevorzugung des ausländiichen 
Kommijfionärd vor dem inländiichen, welche vom Gejehgeber unmöglich beabjich- 
tigt jein Fünne. Much fünne ein Haus, gerade weil es nicht ind Börjenregifter 
eingetragen, im Inlande al3 überaus folide gelten, obwohl e8 im Auslande 
Spekulationen treibe, welde, wenn fie befannt wären, feinen Kredit erheblich 
ihädigen würden ; dadurch fünne das Publikum irregeleitet und gefährdet werden. 

Ferner wurde in der zweiten Lejung don einem Mitgliede darauf hin— 
gewiejen, daB die Bemerkung am Schlufje der Begründung zu $ 66 es zweifel— 
haft mache, in welchem Umfange der Einwand von Spiel und Wette Defeitigt 
werden jol. Denn danach fei der Einwand jtatthaft, ſofern er nicht lediglich 
auf den vertragsmäßigen Ausschluß der Effektivlieferung gegründet jei. Won dem 
Vertreter der verbündeten Regierungen wurde bemerkt, daß die angezogene Stelle 
der Motive den Ausführungen entipredhe, die im Berichte der Börjenengquete- 
Kommiffion auf Seite 148 und 149 enthalten feien. Hiernach jolle der Ein» 
wand des Differenzgefchäfts bejeitigt fein, jomweit er, was nad) der gegenwärtigen 
Rechtſprechung genüge, jih Lediglich darauf ſtütze, daß gemäß der Abficht der 
Rarteien die Effektivlieferung ausgeſchloſſen ſei. Dagegen bleibe der Einwand 
beitehen, jofern nod; weitere Momente vorliegen, nad) denen gemäß dem ein- 
Ihlägigen bürgerlichen Rechte das Gejchäft ſich als ein Spielvertrag darftellt. 
Ton einigen Mitgliedern der Kommiſſion wurde demgegenüber betont, daß bier- 
nach die Befeitigung des Differenzeinwands überhaupt in Frage geitellt fei, und 
dem Wunſche Ausdrud gegeben, daß diefe Bejeitigung im weitejten Umfange 
ausgeſprochen werde. 


V. Kommijfionsgejchäft. 
Bei 
8 67 
wurde darauf hingewieſen, daß auch die Beitimmung in dem 8 71 der Borlage 
ich auf Art. 376 des Handelsgeſetzbuchs beziehe umd dab demgemäß auch diejer 
Baragraph in den $ 67 aufgenommen werden müßte. Dieje Bemerkung wurde 
von den Bertretern der verbündeten Regierungen für zutreffend erachtet, und 
beſchloß demgemäß die Kommiſſion die Annahme des $ 67 mit der Maßgabe, 
daß in der legten Zeile jtatt „7O* „71“ geſetzt würde. 
Bei 
S 68 
fanden die Mißſtände, welche im Kommiſſionsgeſchäft hervorgetreten find und Die 
vielfah zu einer erheblichen Schädigung der Kommittenten geführt haben, eine 
eingehende Erörterung. 
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Bon einer Seite wurde den PVorfchlägen in dem Entwurf jede praktische 
Bedeutung abgejprochen und hervorgehoben, daß in denjelben ein einigermaßen 
wirffamer Schutz gegen die Schädigung der Kommittenten durch den jogenannten 
Kursichnitt nicht geichaffen jei. ES müſſe vielmehr verlangt werden, daß der 
Selbjteintritt nur zuläflig jei, wenn der Kommittent jich damit bei einem jeden 
einzelnen Gejchäft ausdrücklich einverjtanden erklärt habe. 

Demgemäß wurde der Antrag geitellt: 

in $ 68 hinter Abſatz 1 hinzuzufügen: 

„Zum Selbfteintritt im Sinne vorjtehender Bejtimmung bedarf es der 
jedesmal vor Ausführung des Gejchäfts einzuholenden oder zu ertheilenden 
Genehmigung des Kommittenten.“ 

jowie ferner dem Sag 1 des Abſatzes 2 folgende Fafjung zu geben: 

„Sm Falle einer ſolchen Ausführung des Auftrages bleibt die Ver: 
pflihtung des Kommijjionärd, dem Koummittenten über das Gejchäft Rechen: 
ihaft zu geben, nah Maßgabe des Artikels 361 des Handelsgeſetzbuches 
beſtehen.“ 

Zur Begründung des letzteren Antrages wurde noch darauf hingewieſen, 
daß ſich nach der Vorlage der Kommittent ſchlechter ſtehen würde, als nach den 
jetzt geltenden handelsgeſetzlichen Beſtimmungen, indem die dem Kommiſſionär 
obliegende Verpflichtung, über das Geſchäft Rechenſchaft zu geben, gegenüber dem 
Artikel 361 des Handelsgeſetzbuchs weſentlich eingeſchränkt würde. 

Von den verbündeten Regierungen wurden beide Auträge bekämpft und 
hervorgehoben, daß das Selbſteintrittsrecht des Kommiſſionärs in den meiſten 
Fällen auch den Intereſſen der Kommittenten entſpräche. Es könne nicht geleugnet 
werden, daß, wenn z. B. ein Kommittent einen Auftrag zum Kauf von Aktien 
gebe und der Kommiſſionär genöthigt wäre, anſtatt dieſe Aktien aus ſeinen eigenen 
Beſtänden dem Kommittenten zu überlaſſen, dieſelben an der Börſe zu kaufen, 
die Nachfrage nach dieſen Werthpapieren und damit auch ihr Preis ſteigen würde, 
der Kommittent alſo ungünſtiger ſtehen würde, als wenn die Aktien ihm vom 
Kommiſſionär aus ſeinen Beſtänden geliefert wären. Ebenſo lägen die Verhältniſſe, 
wenn Jemand Waaren oder Werthpapiere veräußern wolle; auch in dieſem Falle 
erlitten die Intereſſen des Kommittenten wicht nur feine Schädigung, jondern es 
entſpräche jogar Ddiefen nterefjen, wenn der KRommifjionär berechtigt jei, Die 
verlangten Waaren oder Werthpapiere jelbjt als Käufer zu erwerben, da, wenn 
er diejelben an der Börje zur Veräußerung .jtellen würde, naturgemäß der Preis 
für fie eine Minderung erfahren müßte. Dazu käme, daß, wenn das Kommiſſions— 
geihäft zu jehr erſchwert würde, gerade die jolideiten Kommiſſionäre dazu ge— 
nöthigt werden würden, fernerhin nicht mehr als Kommiflionäre, jondern als 
Selbithändler aufzutreten, eine Entwidelung, wie jie im Waarenhandel ſich bereits 
zum Nachtheil der Produzenten ausgebildet habe. Was den zweiten Antrag an— 
langt, jo blieben jelbjtverjtändlich alle dem Kommifjionär durch Artikel 361 des 
Handelögejegbuches auferlegten Pflichten beitehen, auch die Pflicht, über das Gejchäft 
Rechenſchaft zu geben. Der Paragraph der Vorlage jtelle nur feſt, in welcher 
Weije dieje Nechenjchaft gegeben werden müßte. 

Nach diefen Darlegungen wurden die gejtellten Anträge abgehnt. 

Bon anderer Seite wurde darauf hingewiejen, daß die Faſſung in Abjag 2 
und im eriten Sape des Abjages 3 ſich micht völlig mit der Begründung dede. 
Während in der Begründung auögefprochen jei, daß dem Kommiſſionär der Nach— 
weis obliege, „Daß bei dem berechneten Preije der zur Zeit der Ausführung des 
Auftrags als beitehend notirte Börſen- oder Marktpreis” einzuhalten jei, 
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laute die Fajjung der Vorlage, „daß bei dem berechneten Preiſe der zur Zeit 
der Ausführung des Auftrags beſtehende Börſen- oder Marftpreid* einzu— 
halten jei. 

Nah den Motiven wirde aljo eine ausdrücdliche Notirung dieſes Preijes 
verlangt, während ed nad) der Vorlage genüge, wenn nur thatjählih der in 
Rechnug geitellte Preis dem Börſen- oder Marktpreis zur Zeit der Ausführung 
des Auftragd entſpreche. Dieſe Verſchiedenheiten in der Ausdrudsmweije fchienen 
dadurch hervorgerufen zu fein, daß in dem $ 68 Werthpapiere und Waaren zu— 
fanmen behandelt feien, obwohl bei Werthpapieren das Selbjteintrittövecht nur 
dann geltend gemacht werden könne, wenn fir diefe ein Börjen- oder Marktpreis 
amtlich feitgejtellt worden ei, während es bei den Waaren genüge, daß ſie über: 
haupt einen Börſen- oder Marktpreis hätten. Es würde bis zur zweiten Leſung 
zu prüfen fein, ob und in welder Weije die hevangetretenen Bedenken jich be= 
feitigen ließen. Nach diefen Darlegungen wurden die Abjäge 1 und 2 des $ 68 
angenommen. 

Bum dritten Abjag des Paragraphen wurde der Antrag geftellt, die beiden 
legten Säße desjelben zu jtreichen, da ed unbillig ei, daß, wenn im Laufe einer 
Börje mehrere Preife zur Notirung gelangten, bei den Geſchäften, bei denen die 
Ausführungsanzeige erjt nah Schluß der Börſe oder des Marktes zur Abjendung 
gelangen, der Kommiſſionär verpflichtet werde, einen mittleren Preis aus den 
verjchiedenen Preifen feitzuitellen und diefen dem Kommittenten in Nechnung zu 
jtellen. Durch diefe Beitimmung würde der klare Grundjaß des Geſetzentwurfs, 
daß Diejenigen Preife dem Kommittenten in Rechnung geitellt werden jollten, 
welche zur Zeit der Ausführungsanzeige beitänden, und daß bei den Gejchäften, 
über welche nah Schluß der Börje die Ausführungsanzeige abgegeben wiirde, 
der leute Kurs maßgebend jei, dDuchbrochen. Diejen Erwägungen trat die Noms 
mijfton bei und mahn den Antrag auf Streichung der beiden lebten Sätze des 
dritten Abſatzes an. Im Uebrigen wurde der dritte Abjag nicht weiter be= 
anitandet und von der Kommilfion angenommen. Ebenſo wurde der Antrag 

dem $ 68 einen neuen Abſatz folgenden Inhalts zuzufügen: 
„Bei Aufträgen zu bejtimmten Kurjen (erjtem Kurs, Mittelfurs, letztem 
Kurs) it der Kommiffionär ohne Nüdjicht auf den Zeitpunkt der Abjendung 
oder Ausführungsanzeige berechtigt und verpflichtet, Dieje Kurje dem Kommit— 
tenten in Rechnung zu jtellen.* 
angenommen, nachdem vom Antragiteller darauf hingewiefen worden war, daß, 
wenn der Kommittent die Ausführung feines Auftrags zu einem bejtinmten Kurſe 
verlange, es gerecht und billig jei, auch diejen Kurs, auf deſſen Geitaltung der 
Kommijjionär feinen Einfluß hätte, dem Kommittenten in Rechnung zu jtellen. 
Schon jept jei e3 die Negel, daß bei Aufträgen zur Ausführung von Termins 
geihäften die Kommittenten vorjchrieben, wann das Geſchäft zur Ausführung ge— 
bracht werden jolle und zu welchem Kurs dasjelbe abzumideln ſei. Durch die 
Annahme de3 gejtellten Antrags würden viele in faufmännifchen Streifen ent= 
ftandene Bedenken und Zweifel bejeitigt und das Rechtäverhältnig zwifchen Some 
mittenten und Kommiſſionär in den weitaus meilten Fällen Ear zum Ausdrud 
gebradt. Die Kommifjion Schloß jich diefen Erwägungen an und nahm den ge= 
ftellten Antrag an. Dabei wurde ausdrüdlich Eonitatirt, daß die Bejtimmung im 
8 69 Abſatz 2 au den erwähnten Gejchäften gegenüber bejtehen bleibe, d. h. 
dad, wenn der Kommiſſionär aus Anlaß eines ertheilten Auftrags 
ein beitimmtes Gejchäft mit einem Dritten an der Börſe oder dem Marfte ab» 
geſchloſſen habe, er verpflichtet jei, dem Kommittenten feinen ungünitigeren Preis 
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als den hierbei vereinbarten zu berechnen. Selbitverjtändlih wäre es Sache des 
Kommittenten, zu beweifen, daß der Kommiſſionär ein beftimmtes Gejhäft aus 
Anlaß des ihm ertheilten Auftrags zur Ausführung gebracht habe. 

Ein fernerer Antrag: 

dem $ 68 folgende beiden Abjäge hinzuzufügen : 

„Bei Werthpapieren und Waaren, für welche der Börſen- und Marft- 
preis amtlich fejtgeitellt wird, fan der Kommiffionär im Falle der Aus— 
führung des Auftrags durch Selbjteintritt mur die amtlich feitgeitellten Preiſe 
dem Kommittenten im Rechnung jtellen. 

Die Beltimmungen in den Abjägen 2 bis 4 können nicht durch Vertrag 
abgeändert werden.“ 

wurde ebenfall3 von der Kommifjion angenommen. In Uebereinjtimmung mit 
dem Antragiteller hielt es die Kommiſſion für gerechtfertigt, daß, wie ſolches auch 
in 5 69 Abſatz 3 der Vorlage vorgejehen jei, die in dem $ 68 über die Ber 
rechnung der Kurſe fejtgeitellten Grundfäge durd Vertrag nicht abgeändert werden 
dürften, wenn dieje Beitimmungen überhaupt eine praktische Bedeutung erlangen 
follten. Denn es ſei zweifellos, daß, wenn die Abänderung durch den Vertrag 
gejtattet würde, durch allgemeine Bedingungen die Abänderung diejer Grundjäße 
herbeigeführt werden wiirde, 

Daß, wenn es ſich um Werthpapiere und Waaren handelt, für welde der 
Börſen- und Marktpreis amtlich fejtgeitellt wird, auch nur der amtlich feitgeitellte 
Preis dem Kommittenten in Rechnung geitellt werden fünne, entipreche der Billig- 
feit und dem der Borlage jelbit zu Grunde liegenden Prinzip. Es füme vor, 
dat eine amtliche Notirung verweigert würde, weil nach Anficht der Börfenorgane 
jih aus den abgeſchloſſenen Gejchäften ein zuverläfiiges Bild über die allgemeine 
Geſchäftslage an der Börſe nicht gewinnen Tiefe. Diejes könne der Fall fein, 
weil dieſe Geichäfte zum Scheine oder nur zu dem Zwed der Erlangung einer 
hohen oder niedrigen Börjennotiz abgejchlofjen feien, oder die angeblich gezahlten 
Preiſe jo erheblich von der allgemeinen Gejchäftslage des Marktes abwichen, daß 
angenommen werden müſſe, daß bei dieſem Gejchäfte ganz bejondere Verhältniſſe 
vorlägen. In derartigen Fällen könnten die Kommiſſionäre einen angeblich der 
Geſchäftslage entiprechenden Preis dem Kommittenten nicht in Rechnung ſtellen. 
Wenn der Abjaß 1 des $ 68 das SelbjteintrittSrecht nur auf ſolche Werthpapiere 
beichränfe, deren Kurs amtlich fejtgeitellt würde, fo jei es eine nothivendige Kon— 
fequenz, auch nur die amtlich feitgeitellten Preife bei der Abwidelung des Gejchäftes 
zwischen dem Kommittenten und Kommiſſionär für maßgebend zu erklären; das 
Gleiche jei gerechtfertigt, wenn vom Bundesrath die amtliche Notirung für gewiſſe 
Waaren vorgefchrieben würde. Diejer Anjicht trat die Kommiſſion bei und nahm 
den gejtellten Antrag an. 

In der zweiten Lejung wurde von der Subfommiliton der Antrag geitellt, 
den Abſatz 5 des $ 68 redaktionell wie folgt zu fallen: 

„Bei Werthpapieren und Waaren, für welche der Börjen- vder Marft: 
preis amtlich feitgeitellt wird, kann der Kommiſſionär im Falle der Ausführung 
des Auftrags durch Selbiteintritt dem Nommittenten feinen ungünjtigeren Preis 
als den amtlich feitgeitellten in Rechnung jtellen,* 

um den durch den Beichluß in der eriten Lejung hervorgerufenen Zweifel, daß 
der Kommiſſionär unter Umſtänden verpflichtet fei, günſtigere Preife, als die 
amtlich feitgeitellten, dem Kommittenten im Rechnung zu stellen, zu bejeitigen. 
Gleichzeitig wurde feitgeitellt, daß die Anführungen in dem Abjap 4 „Erite Kurſe“, 
„Mittelkurjfe“, „letzte Kurſe“ nur als Beijpiele anzujehen jeien und keineswegs 
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die Rurje erſchöpfen follten, zu denen Aufträge vom Kommittenten ertheilt werden 
fünnten. 

Der legte Abſatz erhielt im Hinblick darauf, daß Hinfichtlic der Vorſchriften 
im eriten Abſatz des 8 68 die Vertragsfreiheit vorbehalten bleiben muß, folgende 
Faſſung: 

„Die Beſtimmungen der Abſätze 2 bis 5 können nicht durch Vertrag 
abgeändert werden.“ 

Dagegen wurde dem regierungsſeitig geäußerten Wunſche, den letzten Abſatz über— 
haupt zu ſtreichen, keine Folge gegeben, nachdem darauf hingewieſen worden war, 
daß ſchon die Regierungsvorlage, ſoweit es ſich um die Beſtimmungen des $ 69 
handele, die Vertragsfreiheit ausſchließe. 

Ferner wurde von einer Seite in der zweiten Leſung der Antrag geſtellt, 
die Beſtimmungen in den Abſätzen 2 bis 6 des $ 68 ſowie in dem $ 69 zu 
jtreichen und jtatt dejien die Beltimmung aufzunehmen: 

„Der jelbjteintretende Kommiſſionär darf einen ungünſtigeren Kurs, als 
denjenigen, zu welchem er das Geſchäft mit einem Dritten abjchliehen konnte, 
jeinem Kommittenten nicht beredinen. Wenn er nah Empfang des Auftrags 
und vor Abjendung der Ausführungsanzeige ein Gejchäft aus Anlaß des 
ertheilten Auftrages mit einem Dritten abgeſchloſſen hat, jo darf er einen 
ungünjtigeren als den hierbei erzielten Preis feinen Rommittenten nicht aufgeben. 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde darauf hingewiefen, daß die an— 
gefochtenen Beitimnumgen zu kaſuiſtiſch ſeien, um den praftiichen Bedürfniſſen zu 
entſprechen. Durd den geitellten Antrag kämen die für den Kommiſſionsvertrag 
maßgebenden Grundſätze klar und deutlich zum Ausdrud. Mindejtend möge man 
die lebten Abſätze der SS 68 und 69 jtreichen und auf dieſe Weife eine Ver— 
ftändigung zwiſchen SKommittenten und Kommiſſionär auf anderer Grundlage 
ermöglichen. 

Bon anderer Seite wurde darauf erklärt, daß man dem Antrage eine gewiſſe 
Sympathie entgegenbringe, daß es jedoch in der zweiten Lejung nicht möglich jei, 
zu demſelben endgiltige Stellung zu nehmen. 

Insbeſondere jei der zweite Theil des Antrages nidyt ohne Bedenken, da es 
ji) in den jelteniten Fällen würde fejtitellen lafjen, ob die vom Kommiſſionär 
abgejchlofjenen Gejchäfte „aus Anlaß des ertheilten Auftrages“ ab- 
gejchloffen feien. 

Für eine Befeitigung der Schlußbejtimmungen in den 88 68 und 69 könne 
man jich nur ausjprechen, wenn der erite im Antrag enthaltene Grundjaß ziwingendes 
Recht würde. Hiernady wurde der Antrag zurücgezogen und der $ 68 auch in 
zweiter Leſung mit dem von der Sublommiffion gejtellten Abänderungsantrage 
angenommen. 

8 69. 

Zu diefem Paragraphen wurde der Antrag geitellt, dem Abja 2 folgende 
Faſſung zu geben: 

„Hat der Kommifjionär vor Abjendung der Ausführungsanzeige an der 
Börje oder dem Markte in gleihen Waaren oder Effekten ein Geſchäft mit 
einem Dritten für eigene Rechnung abgejchlojfen, jo darf er dem Kommittenten 
feinen ungünftigeren al3 den hierbei vereinbarten Preis berechnen.“ 

Zur Begründung diefes Antrages wurde ausgeführt, daß, wenn der Abjah 2 
vorjchreibe, daß da vom Kommiffionär ausgeführte Gejhäft „aus Anlaf des 
ertheilten Auftrags" ausgeführt fein müfje, dieje Beitimmung überhaupt eine 
praftifhe Bedeutung nicht haben könnte, da ein folder Nachweis feitens des 
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Kommittenten wohl nie würde geführt werden fünnen. Es jei demgemäß die 
Streichung diejer Beitimmung geboten, und liege hierin auch feine Benachtheiligung 
des Kommiſſionärs, da angenommen werden fünne, daß, wenn derfelbe in gleichen 
Waaren oder Effekten ein Gejchäft gemacht habe, es in der That im feiner Ab: 
fiht gelegen habe, diejes Gejchäft für den Kommittenten abzujchliehen. Gebe 
hinterher der Kommiſſionär diefe Abjicht auf, weil die Marktlage eine Aenderung 
erfahren habe und diefe Aenderung es ihm erinögliche, dem Kommittenten einen 
für Ddenjelben ungünftigeren Kurs in Rechnung zu jtellen, jo jei das entjchieden 
zu mißbilligen. Nur durch den geitellten Antrag fünne ein Schuß gegen dus 
fogenannte Spefuliven des Kommiflionärd auf dem Rüden des Kommittenten 
erreicht werden. 

Bon Seiten der Vertreter der verbündeten Negierungen wurde diejen Ans 
trag mit dem Hinweis darauf widerjproden, daß in den jelteniten Fällen der 
Kommiſſionär gerade joviel Mengen an der Börje kaufen und verkaufen würde, 
als ihm Aufträge zum Kauf oder Verkauf von feinem Kommittenten zugegangen 
feien und daß nur jelten bei allen feinen Gejchäften gleiche Preife vorlägen. 
Wäre dies aber nicht der Fall, jo könne der Kommiſſionär gar nicht dem Antrage 
gemäß verfahren, da gar nicht feitzuitellen jei, für welche Kommittenten die ein— 
zelnen Geſchäfte abgeſchloſſen jeien und welche Gejchäfte für die Bemefjung der 
den einzelnen Kommittenten in Rechnung zu jtellenden Preiſe maßgebend jeien. 

Nach diefen Darlegungen wurde der geitellte Antrag abgelehnt. 

Desgleichen wurde der Antrag, den Abſatz 3 des 8 69 zu jtreichen, aus 
den bereits bei $ 68 erörterten Gründen abgelehnt, dagegen der ganze $ 69 
von der Kommiſſion angenommen. 

Ss 70. 

Zu Ddiejem Paragraph wurde der Antrag gejtellt, denjelben wie folgt zu 
faſſen: 

„Der Kommiſſionär, welcher das Gut ſelbſt als Verkäufer liefert oder 
als Käufer übernimmt, iſt zur Berechnung von Proviſionen oder der bei 
Kommiſſionsgeſchäften ſonſt regelmäßig vorkommenden Unkoſten, ausgenommen 
Reichsſtempelabgaben nicht berechtigt.“ 

Zur Begründung wurde darauf hingewieſen, daß, wenn der Kommiſſionär 
das Gut ſelbſt liefere oder es ſelbſt kaufe, er im Grunde genommen als Propre— 
händler angeſehen werden müſſe, und daß es nicht gerechtfertigt ſei und er als 
ſolcher billiger Weiſe einen Anſpruch auf Berechnung von Proviſionen oder der 
bei Kommiſſionsgeſchäften ſonſt regelmäßig vorkommenden Unkoſten nicht habe. 
Dieſem Antrag wurde von den Vertretern der verbündeten Regierungen mit dem 
Hinweis darauf widerſprochen, daß, wenn der Kommiſſionär den Auftrag durch 
Selbſteintritt ausführe, kein Grund vorliege, ihm den Anſpruch auf Proviſion 
und die ſonſtigen regelmäßig vorkommenden Unkoſten zu verſagen, weil, wenn 
der Kommiſſionär das ihm aufgetragene Geſchäft mit einem Dritten abgeſchloſſen 
hätte, für den Kommittenten auch die gleiche Proviſion bezw. die ſonſtigen Un— 
koſten entſtanden wären. Der geſtellte Antrag wurde abgelehnt und der $ 70 
angenommen, 

Ferner wurde beantragt, einen neuen $ 70a folgenden Inhalts aufzunehmen: 

„gu den gejeglih von einem Kaufmann zu führenden Handelsbüchern 
foll für den Kommiſſionär eine bejondere Lite gehören, welche die Auf: 
träge zu Beitgefchäften, und bei dem einzelnen Auftrage die Art jeiner Er: 
ledigung dem Kommtittenten gegenüber, jowie die Art und Zeit jeiner Dedung 
unter Nambhaftmahung der an dem Deckungsgeſchäft Betheiligten erſichtlich 
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madht. Die Eintragungen in die Lijte find thunlichit unmittelbar nach Vor— 
nahme der betreffenden Afte zu bewirken und mit dem Vermerke des Tages 
der Eintragung zu verjehen. Am Laufe eined Nechtsjtreit3S mit dem Kom— 
miſſionär fann der Kommittent behuf3 Führung des Beweiſes über einen Streit- 
punft die Vorlegung diefer Lite zur Einfichtnahne fordern. Wird von einem 
Kommiſſionär dieje Lifte abjihtlih und um den SKommittenten die Geltend- 
machung jeiner Rechte zu erſchweren, falſch geführt, jo macht er ſich der Untreue 
ſchuldig.“ 

Zur Begründung dieſes Antrags wurde ausgeführt, daß in der Börſen— 
enquete-Kommiſſion die große Mehrzahl der Mitglieder, insbeſondere auch mehrere 
der anweſenden Vertreter der Verbündeten Negierungen, ſich für die Einführung 
der von ihm beantragten bejonderen Lilte des Kommiſſionärs ausgefprochen hätten. 
Auf die Einführung diefer Lite jei um fo größerer Werth zu legen, als nur 
dieje die Möglichkeit gewähren würde, die Gejchäftsthätigfeit des Kommiſſionärs 
einer Kontrole zu unterziehen und dem Kommittenten das Material zur Prüfung 
zu bieten, ob die im Geſetz enthaltene Beitimmung über die dem Kommittenten in 
Rechnung zu ſtellenden Kurſe vom Kommiſſionär in der That beachtet worden ſei. 

Bon den Vertretern der Verbündeten Regierungen wurde diefer Antrag 
befämpft, da eine eingehende Prüfung ergeben hätte, daß wejentliche Vortheile 
einer ſolchen Liſt nicht erwartet werden könnten. In größeren Kommiſſions— 
geſchäften liefen eine jo große Anzahl von Kaufs: und Verkaufsordres ein, von 
denen ein Theil durch Lieferung aus den eigenen Bejtänden, ein anderer Theil 
durd Ankauf auf der Börje effeftwirt würde, während andererfeit® wiederum ein 
Theil der zum Verkauf aufgetragenen Werthpapiere als Käufer im Wege des 
Selbjteintritt8 übernommen, ein anderer an der Börſe veräußert werde, daß es 
ganz unmöglich ſei, aus derartigen Liſten feitzuitellen, ob die Bertimmungen, 
welhe das Gejeh für die dem Kommittenten in Nechnung zu jtellenden Preiſe 
getroffen, inne gehalten jeien oder nicht. 

Es jeien alfo überwiegend praftiihe Bedenken, welche die Verbündeten 
Regierungen veranlagt hätten, von der Einführung der beantragten Lilten Abjtand 
zu nehmen. Die Nommijjion Schloß ſich diefen Bedenfen an und lehnte den 
geitellten Antrag ab. 

Nach Abſchluß diefer Berathung wurde von dem Berichterjtatter der Kom— 
miſſion fejtgeitellt, dab es feines Erachtens feinem Zweifel unterlicge und er, 
fall fein Widerjpruch ſich dagegen erhebe, auch diefer Meinung im Berichte Aus- 
druck geben werde, daß, wenn vom Kommiſſionär Die in den erwähnten Beſtimm— 
ungen enthaltenen Grenzen für die dem Kommittenten in Rechnung zu Itellenden 
Preiſe überjchritten jeien, das Geſchäft keineswegs vom Kommittenten al$ für ihn 
unverbindlich angefochten werden dürfe, jondern daß der Kommittent nur den 
Anjpruch erheben dürfe, daß ihm die in den vorerwähnten Bejtimmungen fejt 
geiegten Preiſe in Rechnung gejtellt würden. Gegen dieje Auffaflung wurde aus 
der Mitte der Kommiſſion von feiner Seite ein Bedenken geäußert, während die 
Vertreter der Verbündeten Regierungen diejelbe ausdrüdlih als zutreffend bes 
zeichneten. Demgemäß wurde bejchlojjen, dieje Feititelung in den Bericht auf: 
zunehmen. 

Von einem Mitgliede der Kommiſſion wurde ferner darauf bingewiejen, daß 
die Börſenenquete-Kommiſſion die Aufnahme folgender Beitimmung bejchloifen hätte: 

Bei Waaren und Werthpapieren, welche einen Börjenprei® oder Markt: 
preiö haben, Darf, auc wenn nach Artikel 311 des Handelsgeſetzbuches oder 
Bertrag der Kommiſſionär ich ohne gerichtliches Verfahren befriedigen fann, 
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diefe Befriedigung, abgejehen von den Fällen des Abſatz 1 des Artifeld 312 
des Handelsgeſetzbuches nur im Wege eine Berfaufd in den Formen de3 
Artifel 311 des Handelögefegbuches ftattfinden. Der Kommiffionär fann bier- 
bei nur in einem öffentlich befannt gemachten Verfaufstermin als Käufer auf: 
treten. 


Dieje Beitimmung erſchwere den unfoliden Kommifjionären die Veräußerung 
der ihnen in Pfand gegebenen Waaren und Werthpapiere. Es jei aus der Be- 
gründung der Vorlage nicht erfichtlich, weshalb dieje Beitimmung in dem Börfen- 
gejeß feine Aufnahme gefunden hätte. 

Bon den Vertretern der Verbündeten Regierungen wurde darauf erwidert, 
daß nach den der Börſenenquete-Kommiſſion vorliegenden geridhtlihen Erkennt— 
niffen die unfoliden Kommiſſionäre ausnahmslos zum Verkauf der ihnen bejtellten 
Pfänder die Gerichte in Anspruch genommen hätten, Im Uebrigen jei eine ähn— 
liche Bejtimmung in dem Bürgerlichen Geſetzbuch enthalten und würde aud in 
dem Handelsgeſetzbuch Aufnahme finden. Mit Nüdficht darauf, daß es jich hier 
um eine verhältnigmäßig untergeordnete Frage handle, hätten demgemäß die Ver— 
bündeten Negierungen von der Aufnahme der von der Börſenenquete-Kommiſſion 
in Antrag gebrachten Bejtimmung Abjtand genommen. 

Das Mitglied der Kommiſſion, welches diefe Anfrage gemacht hatte, erfläre 
ſich mit dieſer Auskunft für befriedigt. 

Es wurde nunmehr zur Berathung der 


VI. Straf: und Schlupbeftimmungen 
g 72. 


Der von einer Seite geitellte Antrag, nicht blos die in betrügerifcher Abſicht 
geichehenen Einwirkungen auf den Börjenpreis, jondern auch die in gleicher 
Abſicht geichehene Einwirkung auf den Marktpreis unter Strafe zu jtellen und 
demgemäß in Zeile 3 des $ 72 jtatt „Börſenpreis“ zu jeßen „Börfen= oder 
Marktpreis“ jand alljeitig Zujtimmung und wurde von der Kommiſſion ange: 
nommen, nachdem der Untragiteller darauf bingewielen hatte, daß die an den 
öffentlichen Märkten zur Notirung gelangenden Preiſe ebenjo vor einer betrügerifchen 
Einwirkung geihüßt werden müßten, wie die Börfenpreije. 

Bon verichiedenen Seiten wurde es für zwedmäßig gehalten, für die be- 
trügerifche Beeinfluffung der Kurje der Aktien und der jonjtigen Werthpapiere 
und Waaren in diefem Gefege eine einheitliche Beitimmung zu erlaffen. Auch 
wurden die in dem $ 72 enthaltenen Straffeitiegungen bemängelt und befür: 
wortet, eine Marimalgrenze für die Gefängnißitrafe überhaupt nicht in das Gejet 
aufzunehmen und die Marimalhöhe der Gelditrafe auf 15,000 Mark feitzufegen. 
Diefen Wünfchen wurde durch folgende Anträge Ausdrud gegeben: 

1. dem $ 72 folgende Faljung zu geben: 

„Wer in betrügerifcher Abfiht auf Täufchung berechnete Mittel ans 
wendet, um auf den BörjenpreiS von Waaren oder Werthpapieren einzu— 
wirkten, wird mit Gefängniß und zugleich mit Gelditrafe bis zu fünfzehn: 
taujend Mark beftraft. Auch kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehren 
rechte erfannt werden. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, jo kann ausfchlieglih auf die 
Selditrafe erkannt werden.“ 


übergegangen, 
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2. im Fall der Annahme vorjtehenden Antrages hinter $ 75 folgenden neuen 

Paragraphen einzujchalten: 

„Der Urtifel 2494 Ziffer 2 des Handeldgejegbuhs wird aufgehoben.“ 

Gegen diefe Anträge wurden von feiner Seite Bedenken geäußert, und 
gelangten diejelben zur Annahnıe. 

Ebenjo wurde ein Antrag angenommen: 

dem $ 72 al3 Abjab 3 folgende Beitimmung hinzuzufügen: 

„Die gleihe Strafe trifft Denjenigen, welcher in betrügeriicher Abſicht 
wifjentlih unrichtige Angaben in Profpelten ($ 38) oder in öffentlichen 
Kundgebungen macht, durch welche die Zeichnung oder der Ankauf von 
Werthpapieren herbeigeführt werden ſoll.“ 

Zur Begründung diejes Antrags wurde darauf hingemiejen, daß, wenn der 
$ 72 der Vorlage die betrügerifche Beeinflufjung der Börjen- und Marftpreije 
ftrafrechtlih ahnde, es Eonjequent fei, mit der gleichen Strafe auch Denjenigen zu 
bejtrajen, welcher in betrügerifcher Abjicht wifjentlid unrichtige Angaben in Pro— 
jpeften und in öffentlichen Hundgebungen zu dem Zwede mache, einen Anderen 
zur Zeihnung oder zum Ankauf von Werthpapieren zu veranlafjen. 

Auf eine ſolche Beſtimmung müſſe entichieden Werth gelegt werden, zumal 
Bankhäuſer in letzterer Zeit wiederholt dazu übergegangen jeien, jtatt die Werth- 
papiere an der Börje zur Einführung zu bringen, jte direkt durch üffentliche 
Aufforderung dem Publikum zur Zeichnung und zum Kauf anzubieten. Diejer 
Auffaffung wurde von feiner Seite widerjprocdhen und der gejtellte Antrag ans 
genommen 

Dabei wurde fonjtatirt, daß, wenn der $ 72 die Beeinflufjung der Börjen- 
preife von Waaren oder Werthpapieren jtrafrechtlih ahnde, es für den That— 
beitand dieſes Vergehens nicht nothwendig ei, daß der Preis bejtimmter 
Waaren oder bejtimmter Werthpapiere betrügerifcher Weife habe beeinflußt 
werden jollen, jondern daß es genüge, wenn duch die in dem Paragraphen 
erwähnten Mittel in betrügeriicher Weije überhaupt der Preis von Waaren oder 
von Werthpapieren habe beeinflußt werden jollen, d. h., wenn es beabjidhtigt jei, 
durch jolche Mittel an der Börje oder dem Markte im Allgemeinen eine günftige 
oder ungünjtige Stimmung hervorzurufen. Dieſe Auffaffung wurde von den Ber: 
tretern der Verbündeten Regierungen ausdrücklich als zutreffend bezeichnet und 
auch von feiner Seite in der Rommifjion beanjtandet. Die Kommiſſion beſchloß, 
in dem Bericht ausdrüdlich feitzuftellen, daß diejes die übereinjtimmende Anjicht 
der Verbündeten Regierungen und der Kommiſſion jei. 

Bon mehreren Mitgliedern der Kommifjion wurde ferner dem Bedauern 
dariiber Ausdruck gegeben, daß, obwohl die Fälle, in denen in betrügerijcher 
Abjiht die Kurſe von Aktien, insbejondere durch Verbreitung faljcher Gerüchte, 
zu beeinfluffen verjucht worden jei, nicht jelten vorgefommen feien, die Staats— 
anwaltſchaft nur jehr jelten die Strafbejtimmung in Artikel 2494 Ziffer 2 des 
Handelögejepbuchs zur Anwendung gebradjt habe; der Grund hierfür liege darin, 
daß den Organen der Staatdanwaltichaft im Allgemeinen die genügende Kenntniß 
der Börjenverhältnifje fehle, um die in den öffentlichen Blättern enthaltenen Mit- 
theilungen über die Beeinfluffung der Kurſe von Aktien durch falfche Gerüchte 
rihtig zu charakterifiren. Es wurde die Erwartung ausgejprochen, daß namentlich) 
die Staatskommiſſare die Organe der Staatdanmwaltichaft energiich bei der Durch— 
führung der in diejem Gejeg enthaltenen Strafbejtimmungen unterjtügen würden. 

Ferner wurde der Antrag gejtellt, einen neuen $ 72a folgenden Inhalts 
einzujchalten: 
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Mit Gefängnig bis zu einem Jahre wird bejtraft: 

1. wer fich für die Veröffentlihung von Zeitungsartifeln, durch die der Kurs 
von Werthpapieren beeinflußt oder das Publikum zum Anz oder Berfauf 
von Werthpapieren veranlaft werden joll, oder für die Abfafjung der— 
artiger Zeitungsartikel oder für die Unterbringung von ſolchen in Zeit— 
ungen Bortheile gewähren oder verjpredyen läßt. Das übliche Schrift= 
jtellerhonorar fällt nicht bierunter; 

. wer ſich für Zeitungsanzeigen, durch die der Kurs von Werthpapieren 
beeinflußt oder das Publikum zum Anz oder Verkauf von Werthpapieren 
veranlaßt werden ſoll, Wortheile gewähren oder verjprechen läßt, die Den 
bei der betreffenden Zeitung allgemein üblihen Preis für die Aufnahme 
derartiger Anzeigen überfteigt; 

3. wer jich für Nichtaufnahme von Artikeln oder Anzeigen der zu 1 und 2 

bezeichneten Art Vortheile gewähren oder verjprechen läßt. 

Neben der Gefängnißitrafe kann auf Gelditrafe bis zu 20000 Mark erfannt 
werden. 

Huch kann bei WVerurtheilungen wegen der zu 1, 2, 3 bezeichneten Hand— 
lungen auf Erjtattung der gezahlten Beträge. beziehungsweile der Werths der 
gewährten Vortheile an die Reichskaſſe erfannt werden. 

Was vorjtehend von Heitungsartifeln und Anzeigen, die Werthpapiere be— 
treffen, beitimmt it, gilt auch von foldhen, die fih auf börfenmäßig gehandelte 
Waaren beziehen. 

Mit denjelben Strafen wird der belegt, der Andere zu den unter 1, 2, 3 
mit Strafe bedrohten Vergehen anjtiftet oder anzuitiften verjucht. 

Zur Begründung diefes Antrags wurde daranf hingewiejen, daß die Ver— 
handlungen der Börſenenquete-Kommiſſion einen Einblid in die zwiſchen der Breite 
und gewijjen Bank» und Börfenhäufern bejtehenden, im hohem Made bedenklihen 
Verbindungen habe gewinnen laffen; es jei nach diefen Verhandlungen außer 
Zweifel, daß viele Preforgane jih in den Dienſt gewiſſer Börjenintereijenten 
jtellten, indem fie für Empfehlungen, die fie den Unternehmungen derjelben an: 
gedeihen ließen, ſich Entjichädigungen zahlen ließen, die jehr erheblih über die 
üblichen Schriftitellerhonorare hinausgingen. Auf der anderen Seite liege ein 
dringendes Bedürfnig vor, die Banken- und Börjenkreije vor den jogenannten 
Nevolverjournalijten zu ſchützen, die große Vortheile ſich dadurch zu verjchaften 
verfuchten, daß fie ungünftige Artikel oder Anzeigen über Unternehmungen, an 
denen die Börjenfreife ein Intereſſe hätten, nicht zur Veröffentlichung zu bringen 
erklärten. Wenn auch der gejtellte Antrag in feinen einzelnen Beltimmungen 
vielleicht nicht ganz Forreft abgefaßt fer und zu Bedenken Anlaß gübe, jo fäme 
es dem Antragiteller zunächjt nur darauf an, daß die Kommiſſion zu dem prin= 
zipiellen Grundgedanken feines Antrags Stellung nehme. Auch von anderer Seite 
wurde diejer Antrag befürwortet nnd darauf hingemwiefen, daß bereit3 die Börjen- 
enquete-Kommiſſion 

„die Annahme und Gewährung von Geſchenken in der Abſicht, Aeußerungen 
in der Preſſe zu Gunſten oder zum Nachtheil gewiſſer Unternehmungen herbei— 
zuführen oder zu unterdrücken,“ 

ehrengerichtlich zu ahnden in Vorſchlag gebracht habe; daß eine ſolche ehren— 

gerichtliche Ahndung nicht genüge, Liege auf der Hand, da eine große Zahl von 

Preforganen gar nicht an der Börje vertreten jei, ihnen gegenüber aljo die Aus— 

ichliefung von der Börje ald Strafe nicht angewendet werden könne. Ebenſo 

verfage das ehrengerichtliche Verfahren Perſonen gegenüber, welde gar nidt 


to 
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Mitglieder einer Börfe ſeien; es fei demgemäß geboten, diefe unzweifelhaft vor— 
bandenen Ausichreitungen jtrafrechtlich zu ahnden. 

Von Seiten der verbündeten Negierungen wurden gegen den Antrag, inte 
bejondere gegen die vorliegende Faſſung defjelben, Bedenken geäußert; die Nummer 3 
dejjelben jei entbehrlich, da die in derjelben behandelten Fälle ſich als Erprefjung 
charafterifirten und jchon nad dem beitehenden Geſetz jtrafbar jeien. Außerdem 
jei namentlich der Beariff des „üblichen Schriftitellerhonorars* ein jo unficherer, 
daß derjelbe als Grundlage für die Strafbarfeit einer Handlung nicht angejehen 
werden könne. 

Entjchieden zu weit gehe es, wenn in den Antrag auch „börfenmäßig ges 
handelte Waaren“, d. h. Waaren, die Gegenitand des Börfenhandel3 ind, ein= 
bezogen feien. Damit wirden Prefäußerungen über derartige Waaren der jtraf- 
rechtlichen Verantivortung unterworfen, die den Börjenpreis zu beeinflufien gar 
nicht beabfichtigten. Strafbar könnten danach harmloſe Anzeigen, jogar Zeitungs 
artifel werden, die im nterefje der Konſumenten einer PBreisjteigerung entgegen 
treten, wenn dafür, vielleicht wegen ihrer geſchickten oder ſachkundigen Abjafjung, 
ein das übliche Mad überjchreitendes Honvrar gewährt worden fei. Die gerügten 
Mipitände jeien denm auch ausichließlich bei der Beeinflußung des Preiſes von 
Werthpapieren bervorgetreten. 

Die Kommission war der Anficht, daß dem Antrag fjelbit ein berechtigter 
Gedanke zu Grunde liege, und daß es ermünjcht jet, auch den Mipjtänden auf 
Itrafrechtlihem Gebiete entgegenzutreten, welche durch die Benupung der Prefie 
zur Verbreitung umrichtiger Thatſachen oder unzutreffender Anjichten über den 
Werrb von Werthpapieren entitanden jeien. Allerdings müſſe der Antrag in der 
Zubfommijjion einer eingehenden Durchberathung und anderweitigen Formulirung 
unterzogen werden. In dieſem Sinne nahm die Kommiſſion den gejtellten Antrag 
niit großer Majorität an. 

In der zweiten Leſung wurde von der Subkommiſſion beantragt: 

den $ 72a wie folgt zu fallen: 

„Ber für Mittheilungen in der Preſſe, durch welche auf den Börjenpreis 
eingemwirft werden ſoll, Wortheile gewährt oder verjpricht, oder ſich Vortheile 
gewähren oder veriprechen läßt, welche in auffälligen Mißverhältniß zu der 
Leitung stehen, wird mit Öefängniß bis zu einem Jahre und zugleich mit 
Geldſtrafe bis zu fünftaufend Mark bejtraft. 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, der ſich für die Unterlaſſung von 
Mittheilungen der bezeichneten Art Vortheile gewähren oder veriprechen läßt. 

Der Verſuch iſt Itrafbar. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo kann ausschließlich auf die Geld- 
jtrafe erfannt werden.“ 

Es wurde dabei hervorgehoben, daß durch dieje Faſſung die Bedenken be= 
jeitigt würden, welche in eriter Lejung gegen den urjprünglichen Antrag erhoben 
worden jeien. 

Von anderer Seite wurde der Antrag geitellt und auch regierungsfeitig bes 
fürwortet, die Abſätze 1 und 2 des $ 72a der Faſſung der Subkommiſſion 
folgendermaßen zu fajien: 

„Wer für Mittheilungen in der Preſſe, durch welche wider bejjeres Wiſſen 
vermittelit Vorſpiegelung falfcher, oder vermittelt Entitellung oder Unterdrüdung 
wahrer Thatjachen auf den Börjenpreis eingewirft werden joll, Bortheile ge— 
währt oder verspricht, oder ſich Vortheile gewähren oder verjprechen läßt, 
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wird mit Gefängniß bis zu einem Jahr und zugleich mit Geldjtrafe bis zu 
fünftaujend Mark beitraft. 

Die gleihe Strafe trifft denjenigen, welcher für die Unterlafiung wahr: 
heitögemäßer Mittheilungen in der Preſſe, die auf den Börjenpreis einwirken 
fönnen, Vortheile gewährt oder verfpricht, oder ich für folche Unterlafjung 
Bortheile gewähren oder verſprechen läßt.“ 

Zur Begründung diejes Antrages wurde darauf hingewiejen, dab die von 
der Subkommiſſion vorgeichlagene Faſſung das berechtigte Maß erheblid über: 
fchreite und zu jurijtifchen Zweifeln und Bedenken Anlaß gebe. Denn nad) diejer 
Faſſung würden aud) völlig wahrheitsgetreue Berichte einer jtrafrechtlichen Ahndung 
unterliegen, wenn Das für diefelben bezahlte Honorar die üblihen Sätze über: 
fchritte. Der Abſatz 1 beziehe fich offenbar auf unwahre, auf Täufhung 
abzielende Mitteilungen. Das komme aber nicht zum Ausdruck. Der Abjap 2 
wolle dagegen die Unterdrüdung wahrer, der Belehrung des Publikums dienen= 
der Mitteilungen unter Strafe jtellen. Das fomme aber ebenfalld nicht zum 
Ausdruck. Nah dem Wortlaut „Mitteilungen der bezeichneten Art* würde 
fogar derjenige bejtraft werden können, welcher die nah Abſatz 1 itrafbaren 
Mittheilungen unterdrückt. 

Bon anderer Seite wurde darauf hingewielen, daß der geitellte Abänderungss 
antrag ſich im Wefentlichen mit der Strafbeftimmung des 8 72 dede. Denn der 
eritere jeße ebenjalld3 die Amwendung auf Täufchung beredyneter Mittel in der 
Abſicht, jich einen rechtswidrigen Vermögensvortheil zuzuwenden, zum Zweck der 
Beeinflußung der Börfenpreife voraus, während die Strafbeitimmung im 5 72b 
die aktive und paſſive Beitrafung der Prefje zum Zweck der Einwirkung auf den 
Börjenpreis treffen wolle. 

Die Kommiſſion lehnte den geitellten Abänderungsantrag ab und nahm den 
$ 72a in der von der Subkommiſſion vorgejchlagenen Fafjung an. 

Es wurde ferner der Antrag geitellt: 

einen neuen Paragraphen, 72b, einzujchalten: 

„Wer den Vorjchriften dieſes Geſetzes (SS 39, 48 und 49) zumider 
Preiſe (Nurfe) durch Verbreitung mechaniſch vervielfältigter Preigliiten (Kurs: 
zettel), oder durch Auslegen, Aushang oder Anschlag an Orten, wo ſie der 
Kenntnignahme durch das Publikum zugänglich find, veröffentlicht, wird mit 
Selditrafe bis zu eintaufend Mark oder mit Haft oder mit Gefängniß bis zu 
ſechs Monaten beſtraft.“ 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde angeführt, daß, nachdem in den 
genannten Paragraphen das Verbot der Veröffentlichung von Preiſen und Kurſen 
in gewiſſen Fällen ausgeſprochen ſei, die Einführung einer Strafbeſtimmung gegen 
Diejenigen, welche dieſes Verbot übertreten, berechtigt und nothwendig ſei. Aber 
nicht blos die Veröffentlichung in der Preſſe, ſondern auch das Auslegen, der 
Aushang oder der Anſchlag an Orten, die dem Publikum zugänglich ſeien, müſſe 
ſtrafrechtlich geahndet werden, wenn der beabſichtigte Erfolg, den Handel in 
folhen Fällen, in denen die Vorausſetzuugen der 88 39, 48 und 49 der Vor— 
lage zutrafen, zu unterdrüden, erreicht werden jolle. Bei der Wortfaſſung des 
Antrags jei die zweckmäßige Faſſung des $ 3 des Preßgeſetzes vom 7. Mai 1874 
berückſichtigt. 

Die Kommiſſion trat dieſen Ausführungen bei und nahm den geſtellten 
Antrag an. 

In der zweiten Leſung wurde beantragt: 

den $ 72b wie folgt zu fallen: 
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„er wiflentlih den Vorſchriften der 88 39, 48 und 49 zuwider Preis: 
liſten Gurszettel) veröffentlicht oder in mechanisch Hergeitellter Vervielfältigung 
verbreitet, wird mit Gelditrafe bis zu eintaufend Marf oder mit Haft oder 
mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beitraft.* 

Zur Begründung diejed Antrages wurde darauf hingewiejen, daß der That— 
beitand dieſes Vergehens begrenzt werden müſſe durch die in den 88 39, 48 
und 49 enthaltenen Verbotöbejtimmungen. Auch fiele das in dem Antrage 72b 
unter Strafe geitellte Auslegen und Aushängen oder Anjchlagen der Kurszettel 
an Orten, wo jie der Kenntnignahme durch das Publikum zugänglich jeien, unter 
die Veröffentlihung und demgemäß auch unter die neue Faſſung der Straf: 
bejtimmungen des $ 72. 

Die Kommiſſion ſchloß ſich diefen Anjichten an und nahm die geitellten Ans 
träge an. 

Ferner wurde in der zweiten Leſung der Antrag gejtellt: 

dem $ 72b folgenden zweiten Abjag zuzufügen: 

„Iſt die öffentliche Bekanntmachung im Anferatentheil einer periodijchen 
Drucdjchrift erfolgt und der Verfaſſer des Inſerats nicht nur unter demjelben 
genannt, ſondern aud) in dem Bereiche der richterlichen Gewalt eines deutjchen 
Bundesjtaates, jo fann der verantwortliche Nedakteur nicht auf Grund des 8 20 
Abſatz 2 des Geſetzes über die Prejie vom 7. Mai 1874 (Reichs-Geſetzbl. S. 65) 
beitraft werden,” 

Zur Begründung diejes Antrages wurde darauf Hingewiejen, daß ſich die 
gleiche Beitimmung in Artikel 249d Abjap 2 des Handelsgeſetzbuchs finde und 
daß eine jolhe zum Schutze der Nedafteure auch hier nothiwendig jei. Won 
Seiten der Vertreter der verbündeten Regierungen wurde diefer Antrag bekämpft. 

Die Vorſchrift in $ 249 d Abſatz 2 des Handelsgeſetzbuchs, die dem Antrage 
als Vorbild gedient habe, ſei durch die Rechtiprehung, wie jie in der Plenars 
enticheidung des Reichsgerichts (Entich. in Strafiahen Band 22 S. 65) Ausdrud 
gefunden, iüberbolt und erledigt. Denn danach eritrede ji die Vermuthung aus 
8 20 Abſatz 2 des Preßgeſetzes nicht auf die Wiffentlichkeit der Handlungsweiſe, 
für deren Feititellung vielmehr die allgemeinen Grumdjäße gelten. Die Annahme 
des Antrags wiirde geeignet fein, diefe Auslegung in Frage zu jtellen und des— 
halb die Haftung des Nedafteurs nicht nur nicht mildern, jondern möglicher 
Weiſe jogar verjchärfen. 

Nach diefer Erörterung wurde der gejtellte Antrag abgelehnt. 


8 73. 
Zu $ 73 wurde der Antrag geitellt: 
die Worte „gewohnheitsmäßig und“ im Eingang dejjelben zu jtreihen und 
demjelben folgende Abjäge hinzuzufügen: 
„Sind wildernde Umjtände vorhanden, jo kann ausſchließlich auf Geld— 
itrafe erfannt werden. 
Der Verſuch ijt ſtrafbar.“ 

Zur Begründung dieſes Antrags wurde angeführt, daß die Verleitung Anderer 
unter Ausbeutung ihrer Unerfahrenheit oder ihres Leichtſinns zu Börſenſpekulationen, 
welche nicht zu ihrem Gewerbebetrieb gehörten, jofern dies in geminnfüchtiger 
Abſicht geichehe, auch dann jtrafrechtlicd; geahndet werden müſſe, wenn dieje Ber: 
leitung nicht gewohnheitsmäßig betrieben würde. AUnzweifelhaft jeien die großen 
Verlujte, welche das Privatpublilum durch Börjenjpekulation erlitten habe und 
dauernd erleide, zum Theil darauf zurücdzuführen, daß es durch unfolide Bank— 
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bäufer und gewifjenlofe Kommifjionäre zu Börfenipefulationen verleitet würde. 
In vielen Fällen hätten Die Berleiteten von den Folgen, welche die von ihnen 
abgejchlojjenen Gejchäfte in Bezug auf ihr Vermögen haben fünnten, nicht Die 
mindejte Ahnung und feien auf dem Gebiete der Börfenoperationen völlig un— 
erfahren. Die Unerfahrenen zu ſchützen, jei eine Aufgabe der Gejeggebung, nicht 
minder aber müſſe der Schuß aud unter den im Paragraphen angegebenen Vor— 
ausjegungen denjenigen zu theil werden, die unter Ausbeutung ihres Leihtiinns 
von Andern zu Börjenjpekulationen verleitet feien. Durch diefe Spekulationen 
würde ſoviel Unglüd in viele Familien bimeingetragen, daß eine jtrafrechtliche 
Ahndung der BVerfeitung unter den angegebenen Vorausjegungen unbedingt noth— 
wendig jei, auch wenn dieſe Verleitung nicht gewohnheitsmäßig betrieben würde. 

Von den Vertretern der verbündeten Negierungen wurde der Antrag, Die 
Worte „gewohnheitsmäßig und“ zu jtreichen, befämpft mit dem Hinweiſe darauf, 
daß der jonjtige Thatbeitand der Strafvorichrift unter Umftänden eine jehr weit— 
gehende Auslegumg erfahren könne und daher einer Einfchränfung auf die Fälle 
des gemohnheitsmäßigen Handelns nothwendig bedürfe; bei Annahme des Antrages 
wirde unberechtigten Denunziationen Vorſchub geleiitet und im Civilprozeſſe 
Schuldnern, die auf Verichleppung der Sache ausgehen, ein Einwand an die Hand 
gegeben werden, der in der großen Mehrzahl der Fülle der Begründung entbebre, 
aber zu einer weitläufigen Beweisaufnahme nöthigen würde. 

Der geitellte Antrag wurde gleihwohl angenommen. 

Ebenjo wurde der Antrag angenommen, daß, wenn mildernde Umſtände vor— 
handen find, ausichlieflich auf Gelditrafe erkannt werden fünne, dagegen wurde 
der Antrag, daß der Verſuch auch ftrafbar fein ſoll, abgelehnt. 

Zu $ 73 wurde in der zweiten Leſung zunächſt fonitatirt, daß in der eriten 
Leſung die Zulaſſung mildernder Umjtände angenommen jei; der diesbezügliche 
Antrag jei aus Verjehen in die Zuſammenſtellung nicht aufgenonmten worden. 

Demnächſt wurde der Antrag auf Wiedereinfügung des Wortes „gewohnheits- 
mäßig“ hinter „Wer“ und auf Streichung der Beltimmung über die Zulaſſung 
mildernder Umstände geitellt. 

E3 wurden zur Begründung des eriteren Antrages im Wejentlichen die bereits 
in der eriten Lefung dargelegten Bedenken gegen die Streihung des Wortes 
„gewohnheitsmäßig“ wiederholt. 

Diefer Antrag wurde von anderer Seite nur für den Fall als annehmbar 
bezeichnet, daß die Zulaffung mildernder Umstände bejeitigt wirde. Wäre das 
der Fall, jo würde die Bekämpfung der Mißſtände vorausjichtlih wirkſamer 
erfolgen, al$ wenn mildernde Umſtände zugelaflen und die Strafe auf die Ge— 
wohnheitsmäßigfeit bejchränft würde. 

Der Antrag wurde unter Wiederholung der in der erjten Lejung für die 
Streihung des Wortes „gewohnheitSmäßig“ hervorgehobenen Gründe bekämpft. 
Es wurde geltend gemacht, dab das Merkmal der Gewohnheitsmäßigfeit außer: 
ordentlich jchwer feitzuitellen jei und deshalb die Anwendbarkeit der Vorjchrift im 
Weſentlichen bejeitigen werde. Nehme man das Erforderniß in das Gejeh auf, 
jo müfje ſtets eine Mehrheit von Berfeitungsfällen nachgewieſen werden; nur 
ganz ausnahmsweiſe werde aber ein hierfür ausreichendes Material zur Kenntniß 
der Staatdanmwaltichaften und ©erichte gelangen. Gin Geſchäftsmann, der An— 
fündigungen, Cirkulare u. dgl. in der offenbaren Abficht erlaffe, die Unerfahren— 
heit und den Leichtiinn des Publikums auszjubeuten, werde frei ausgehen, wenu 
ihm nur ein einzelner Fall geglüdter Werleitung nachzumeijen jei. 

Hiergegen wurde vegiernngsfeitig und aus der Mitte der Kommiſſion bemerkt, 
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dat die Gewohnheit3mäßigfeit nicht? Weiteres als einen Hang zur wiederholten 
Vornahme der Handlung erfordere. Treffe diefe Vorausfegung zu, jo falle jchon 
eine einzelne Handlung unter das Strafgefet, und jene Merkmal fünne jehr 
wohl aus dem fonjtigen Berhalten des Angefchuldigten, 3. B. aus dem Erlaſſe 
von Ankündigungen, die auf Werleitung abzielen, entnommen werden. Im 
Uebrigen werde e3 Aufgabe der Staatsanwaltichaft jein, einen einzelnen zur An— 
zeige gebrachten Fall, jofern diefer zu einem Einſchreiten noch nicht gemüge, im 
Auge zu behalten und, wenn demnächſt eine weitere Anzeige gegen diejelbe Perſon 
eingebe, deren Treiben einer eingehenden Unterfuchung zu unterziehen. 

Der aus der Mitte der Kommiſſion ausgefprochene Zweifel, ob es nicht 
leicht möglidy jein werde, durch geeignete Faſſung der Gejchäftsbedingungen den 
TIhatbejtand der Berleitung zu verhüllen, wurde von anderer Seite, unter Zus 
ftimmung der Negierungsvertreter, fir nicht zutreffend erachtet; die Organe der 
Strafrechtöpflege jeien verpflichtet, den Sachverhalt, in$bejondere die Frage, ob 
eine Ausbeutung von Unerfahrenheit oder Leichtiinn vorliege, unabhängig von 
den jchriftlichen Erklärungen zu prüfen, die die Beteiligten beim Gejchäftsabjchluffe 
abgegeben hätten. 

Die beiden geitellten Anträge wurden angenommen. 

Es wurde jodann von einem Mitgliede der Kommifjion der Antrag geitellt: 

hinter $ 74 als 8 74a einzujchalten: 

„Ein Kommifftonär, welcher, um ſich oder einem Dritten einen Ver— 
mögensvortheil zu verjchaffen, das Vermögen des Nommittenten dadurd) be= 
Ichädigt, da er bei der Anzeige vor Ausführung des Gejchäfts die Erflärung, 
dat er jelbit eintreten wolle, unterläßt ($ 71), aber das Gefchäft mit einem 
vorgeichobenen, an Geminn und Verluſt unbetheiligten Dritten abjchlieit, wird 
nach 88 263, 264 des Strafgeſetzbuchs wegen Betrugs beitraft.“ 

Diefer Antrag wurde mit der Nothwendigfeit begründet, den im Kommiſſions— 
geichäft vorhandenen Strohmännerthum entgegen zu treten. Es jei nicht beab— 
fihtigt, eine weitere Diskuſſion über den Antrag in der eriten Lejung herbei: 
zuführen, jondern die Einbringung desfelben jei lediglich zu dem Zwecke erfolgt, 
um den Antrag zur Kenntniß der Kommiſſion zu bringen und deſſen Berathung 
in der zweiten Leſung vorzubereiten. Nach diefen Darlegungen wurde der Antrag 
zurüdgezogen. 


8 75. 
Es wurde der Antrag geitellt: 
in $ 75 anjtatt der Worte „im $ 72” zu jeßen „in den SS 72 bis 74*. 
Diejer Antrag wurde abgelehnt, nachdem jeitens der Vertreter der verbün— 
deten Regierungen darauf hingewiejen worden, daß in den anderen Paragraphen 
das Wort „Werthpapiere” überhaupt nicht vorkäme und es ſich hier nur um eine 
Legaldefinition diefes Wortes handle. 
8 75a. 
ergab jich als nothwendige Konſequenz der zu 8 72 gefaßten Beſchlüſſe und 
wurde von der Kommiſſion angenommen. 
Zu $ 76 wurde der Antrag geitellt, zwiichen Abſatz 1 und 2 als Abjag 2 
einzufügen : 
„Das im 8 45 des Geſetzes eingeführte Verbot des börfenmäßigen 
Terminhandels in Getreide und Mühlenfabrifaten tritt jpätejtend am 1. Januar 
1899 in Kraft.“ 
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Bon einem andern Mitglied wurde der Antrag geitellt, au für Kammzug 
das Verbot des börjenmäßigen Terminhandels erit am 1. Januar 1899 in Kraft 
treten zu laſſen. Nach kurzer Debatte entſchloſſen ſich die Antragjteller, dieſe 
Anträge für die erite Leſung zurüdzuziehen, und fand der $ 76 in der Faſſung 
der Regierungsvorlage demnädjt die Zuftimmung der Kommifjion. 

Sn der zweiten Lejung wurde beantragt: 

den Termin für das Inkrafttreten des ganzen Gejehed auf den 1. Januar 
1897 feſtzuſetzen. 

Zur Begründung des Antrages wurde darauf hingewieſen, daß das Geſetz 
fo einichneidende Beitimmungen für den gefammten Börſenverkehr enthielte, daß 
man dem Handelsſtand und den Börjen Zeit laſſen müſſe, die zur Umgejtaltung 
des Verkehrs nothiwendigen Einrichtungen zu treffen. 

Von anderer Seite wurde erklärt, daß man den Wunſch des Handelsſtandes 
nah Möglichkeit zu berücdjichtigen gern bereit jei, und daß man auch anerkennen 
müſſe, es genüge nicht, wenn lediglich die Beltimmungen in den 88 30—34 erit 
am 1. Januar 1897 in Kraft träten. Auch bei anderen Beitimmungen jei dieje 
Hinausfchiebung nöthig. Dagegen jei es dringend erwünjcht, daß die anderen 
Beitinnmungen jo bald ald möglich in Kraft träten. Dabei wurde bemerkt, dag 
die Vorbereitungen für die anderweite Feitießung der Lieferungsbedingungen für 
Getreide unmittelbar nah der Publikation des Geſetzes getroffen werden fünnten 
und fei auf diefem Gebiete ein jchleuniges Vorgehen dringend geboten. 

Die Kommiſſion war der Anficht, die weitere Entjheidung diejer Frage aus— 
zuſetzen. 

Der geſtellte Antrag wird zurückgezogen. 

Die Kommiſſion lehnte den Abſatz 1 des 8 76 ab und nahm den Abſatz 2 
an in der Fallung: 

„Das Geſetz tritt mit dem in Kraft.“ 

Die zum Börfengejegentwurf eingegangenen zahlreichen Petitionen wurden 
vom Referenten im Anflug an die betreffenden Beitimmungen des Gejepentwurjs 
zur Kenntniß der Kommiſſion gebracht und bei der Berathung der einzelnen Bes 
jtimmungen des Gejepentwurfs entiprechend berüdjichtigt. 

Ferner wurde in der zweiten Lejung noch nachſtehende Rejolution beantragt, 
welche die Zujtimmung der Kommiffion fond: 

Den Herrn Reichskanzler zu erjuchen, veranlafjen zu wollen, daß in den 
jtatijtifchen Sahrbüchern für das Deutſche Reich alljährlich Mittheilungen über 
die an den einzelnen deutjchen Börfen zur Einführung gelangten Werthpapiere 
mit Bezeichnung. der Einführungsfirma, des Einführungsfurjes jowie des Be— 
trages und der Art dieſer Werthpapiere zur Veröffentlichung gelangen. 

Die gleichfalls eingebradte Reſolution: 

Den Herrn Reichskanzler zu erjuchen, die jtatijtifchen Erhebungen in 
der von der Börſenenquete-Kommiſſion begonnenen Weife fortzujegen und 
pertodijch zu veröffentlichen. 

wurde abgelehnt. 


Geſchäftsbericht des Beichs- Verficherungs- 
amts für das Jahr 1895.) 
A. Infellverfierung. 
1. Verwaltung. 
Ueberficht über den Umfang der Unfallverfiherung. Es beitehen zur Zeit 
jum Zwed der Durchführung der Unfallverſicherung: 
I. Berufsgenofjenichaiten : 


A. 64 gewerblide . . mit 426335 Betrieben u. 5243965 verfiherten Perjonen, 
B. 48 land» (und forjt-) 
___ wirthichaftliche . mit 4793256 — u.122894159 „ 


Insgeſam m 112: 112B-Genoſſenſchaften mit 5219591 Betrieben u. 17533 380 verſicherten — 
II. 144 Reiche: und Staatsausführungsbehörden 
für Reichs-⸗ umd Staatäbetriebe — dar: 
unter 50 für die land und forſtwirth— 


ichaftliche Verwaltung . mit 617616 verficherten Berjonen. 
268 Provinzial: u. Kommunal: 1 Ausführungs- 
ehörden . . » . .. . mit 40751 & 
Zujammen 412 Yusführungsbehörden En . mit 658367 verlicherten —— 


Hiernach waren am Schluſſe des Jahres 1895 über 18 Millionen Perſonen 
gegen Unfall verſichert, wozu noch die bei den 13 Verſicherungsanſtalten der 
Baugewerf3-Berufsgenofjenjchaften und der Tiefbau-Berufsgenoſſenſchaft verjicherten, 
nicht Schon anderweitig verjficherten Perſonen hinzufommen. In der Gejammtzahl, 
welhe auch alle verjicherten lIandwirthichaftlichen Unternehmer, jowie die land 
wirthichaftlih im Nebenberufe bejchäftigten Perfonen umfaßt, dürften eine bis 
anderthalb Millionen ſolcher Perſonen doppelt erfcheinen, die gleichzeitig in gewerb— 
lihen und landwirthichaftlichen Betrieben beichäftigt und verfichert find. 

Bei 23 (5 gewerbliden und 18 landwirthichaftlichen) Berufsgenofjenkhaften 
und 112 (darunter 18 bayerijchen, 6 ſächſiſchen, 69 württembergijchen) Aus— 
führungsbehörden iſt eine fonfurrivende Zuftändigfeit von Landes-Berficherungs- 
ümtern begründet. 

Hadyweifung der gefammten Rechnungsergebniſſe. Die Rechnungsergebniſſe 
für daS Jahr 1894 find nach den bisherigen Formularen aufgeftellt und gemäß 
8 77 des Unfallverfiherungsgejeges 2c. dem Reichſtag vorgelegt worden (Drud- 
jahen des Reichstags IV. Sejjion 1895/96 Nr. 62). 

Im Jahre 1895 betrug nad) einer vorläufigen Ermittelung die Zahl aller 
bei den Berufsgenofjenfchaften, Reichs-, Staats, Provinziale und Kommunal: 


Ausführungsbehörden zur Anmeldung gelangten Unfälle ....... 309 468, 
die der entſchädigten Unfälle..... . . ... 75 954, 
von denen 


6 280 den Tod, 

2 129 eine dauernde, völlige, 
42 447 eine dauernde theilweife Erwerböunfähigfeit und 
25 098 eine vorübergehende Ermwerböunfähigfeit zur Folge hatten. 


) Vergl. „Annalen“ 1895 ©. 922 ff. 

) Wegen der bier eingejtellten Zahlen vgl. I Abſatz 2 der Vorbemerkungen zu der Nach— 
——— der zum Rechnungsergebniſſe der Berufsgenofienihaften ꝛc. für das Jahr 1894 
oben 
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Die im Fahre 1895 verausgabten Entjchädigungen (Nenten 2c.) betrugen 
nach einer vorläufigen Ermittelung 
50 172 082 Marf 


gegen 44 281 736 im Jahre 1894, 


" 
„ 38163770 5 u m.. 1893, 
n„ 32340178 „u m. 1892, 
„2648637 5 00m 189, 
„ 20315320 „ u 24618380, 
„ 144643038 5 u m. 1889, 
„968147 5 um... 1888, 


„ 59290 „ u». 1887 und 
„ 1915366 5 un. 1886. 
Entſchädigungen (Renten 2c.) wurden im Jahre 1895 gezahlt oder angewiejen an: 
277133 Berlegte, 
29 071 Wittwen Getödteter, 
54 356 Kinder Getödteter, 
1 952 Wjzendenten Getüdteter; 
daneben erhielten jerner im Jahre 1895: 
8017 Ehefrauen, 
17 437 Kinder und 
218 Wizendenten 
als Angehörige von Verletzten, welche in Kranfenhäufern untergebracht waren, die 
geſetzlichen Unterjtügungen gezahlt oder angewiejen, jo daß im Berihtsjahre zufammen 
388 184 Perſonen 
der Wohlthaten der Unfallverjicherung theilhaftig geworden jind. 

Steigen der Unfalllaften. Das in den vorjtehenden Zahlen zu Tage tretende 
Steigen der Unfalllajten entipridht fortgejegt annähernd deu jeinerzeit regierungs- 
jeitig veröffentlichten Borausberechnungen. Danad) jollen bei einer angenommenen 
Zahl von 1615 253 verficherten Perjonen im neunten Jahre 

8232 000 Mark an Entjchädigungsbeträgen 
gezahlt werden. 

Werden al3 erſtes Beitragsjahr das vierte Quartal 1885 und die drei eriten 
Duartale des Jahres 1886 angenommen, und wird ferner bei den jeit dem 
1. Sftober 1885 bejtehenden 57 älteren Berufsgenofjenichaften die Zahl der 
verjicherten PBerfonen und dementjprehend die Höhe der gezahlten Entjhädigungen 
auf die vorjichende Zahl 1615 253 reduzirt, jo ergibt ji, daß thatſächlich im 
neunten Jahre 

9031 418 Mark an Entjhädigungsbeträgen 
gezahlt worden find. 

Gefahrentarife, Gefahrentarif-, Umlage-, Prämien- und Abſchätzungs- 
beſchwerden. Auf Grund des 8 28 Abjapg 5 des Unfallverfiherungsgejebes 
haben im Betriebsjahre 9 gewerbliche Berufsgenoſſenſchaften ihre Gefahrentarife 
revidirt und zur Genehmigung eingereiht. Hiervon wurden die Gefahrentarife 
von 2 Berufsgenofjenichaften auf je 5 Jahre, von 2 Berufsgenoſſenſchaften auf 
je 3 Jahre, von einer Berufsgenojjenjchaft auf 2 Jahre und von einer Berufs- 
genofienichaft auf 1 Jahr genehmigt; ferner wurde bei 2 Berufsgenofjenjchaften 
die Beibehaltung des bisher gültigen Tarifs, und zwar bei der einen Berufs 
genofjenichaft auf 2 Jahre, bei der anderen auf 1 Jahr genehmigt. Bei einer 
Berufsgenofjenfchaft jchwebten am Ende des Betriebsjahres nod Verhandlungen 
über die Tarifrevifton. 
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Einer landwirthichaftlihen Berufsgenofjenichaft, welche bisher noch feinen 
Sejahrentarif hatte, wurde für einen jolhen die Genehmigung ertheilt; eine 
andere hat die Genehmigung zur Beibehaltung ihres bisherigen Tarifs auf 
5 Jahre erhalten. 

Die Grmittelung der Gefahrenziffern haben die Berufsgenoſſenſchaften bei 
ihren Tarifrevifionen mit Hülfe von Unfallverzeichnifien bewirkt, welche nach der 
Anleitung des Reichs-Verſicherungsamts aufgeitellt jind und möglichit alle Unfälle 
für die ganze Zeit des Beſtehens dev betreffenden Berufsgenoffenihaft umfaſſen. 

Die Zahl der Gefahrentarifbeichiwerden ($ 28 des Unfallverficherungs: 
geſetzes ac.) belief jih auf 253. Hierzu traten 209 aus dem Borjahre als uns 
erledigt übernommene Bejchwerden, jo daß im Ganzen 462 Beichwerden zur Bes 
arbeitung gelangten, von denen 407 erledigt wurden, 55 umerledigt blieben. 
Bon den erledigten Tarifbeſchwerden haben 149 Erfolg gehabt, 258 Bejchwerden 
wurden zurücdgewiejen. 

Gegen die Feitiegung der Genojjenjchaftsbeiträge (5 73 des Unfallverficher: 
ungsgejeßes 2c.) gingen 287 Beſchwerden ein. Hierzu traten 118 unerledigte Be— 
ihwerden aus dem Jahre 1894, fo daß im Ganzen 405 derartige Bejchwerden zu 
bearbeiten waren. Hiervon wurden 323 erledigt, während 82 unerledigt blicben. 

Außerdem fommen 9 neu eingegangene und 4 aus dem Vorjahre ver— 
bliebene, zufammen 13 Bejchwerden in Betracht, welche fich gleichzeitig gegen Die 
Einihägung in die Klaſſen des Gefahrentarif3 und gegen die Feltfegung der 
Senojjenichaftsbeiträge richten. Hiervon wurden 11 erledigt, während 2 uns 
erledigt blieben. 

An Beichwerden gegen die Höhe der Prämien auf Grund des Bau-Unfall— 
verjicherungsgejeßes (SS 22, 25, 26) gingen 143 ein. Hierzu traten 51 unerledigte 
Beſchwerden aus dem Vorjahre, jo daß ji im Ganzen 194 Beſchwerden im Gejchäfts- 
gang befanden, von denen 135 erledigt wurden, während 59 unerledigt blieben. 

Gegen die Feitjegung der Umlage aus der Verjiherung auf Kojten von 
Gemeindeverbänden gingen feine Bejchwerden ein. 

Auf dem Gebiete der landwirthichaftlichen Unfallverfiherung gingen 27 Bes 
ichwerden gegen die Beitragsberechnung und die Abſchätzung der Betriebe nad) 
Arbeitsbedarf ein. Hierzu traten 6 unerledigte Beſchwerden aus dem Jahre 1894, 
jo daß im Ganzen 33 Bejchwerden zu bearbeiten waren, von denen 4 beriüds 
jichtigt, 16 abgewiejen wurden und 13 unerledigt blieben. Die Beitragserhebung 
und Abſchätzung nach Mrbeitsbedarf, die bei 13 dem Reichs-Verſicherungsamt 
ausschließlich unteritellten Berufsgenofjenichaften geltendes Recht iſt, vollzieht ſich 
mithin jehr glatt. 

Im Ganzen find 1107 Gefahrentarifs, Umlage-, Prämien- und Abſchätzungs— 
beſchwerden bearbeitet worden. 

Unfallverhütungsvorfähriften. Im Laufe des Berichtsjahres wurden für die 
Rheiniſch-Weſtfäliſche Maſchinenbau- und Kleineiſeninduſtrie-Berufsgenoſſenſchaft 
Unfallverhütungsvorſchriften für Maſchinenbau- und Kleineiſeninduſtriebetriebe, 
für Montagebetriebe und für Dampfdreſchmaſchinenbetriebe und dazu gehörige 
Nebenbetriede genehmigt. Die Unfallverhütungsporjcpriften für die erſt- und 
legtgenannten Betriebe bejtehen aus einer Umarbeitung und Ergänzung der bereit3 
früher in Geltung gewejenen Vorjchriften, während die Unfallverhütungsvorjchriften 
für Montagebetriebe neu erlaſſen worden jind. 

Die Rheiniſch-Weſtfäliſche Texrtil-Berufsgenofjenichaft und die Süddeutjche 
Tertil-Berufsgenojjenichaft haben je einen Nachtrag zu ihren bereits bejtehenden 
Unfallverhütungsvorichriften vorgelegt, welcher ebenfalls genehmigt wurde. 


768 Gejchäftsbericht des NeichS-Verfiherungsamts für das Jahr 1895. 


Bon den ausjchlieglih dem Reichs-Verſicherungsamt unterftellten 59 ge 
werblihen Berufsgenofienichaften haben nunmehr 53, das jind 90 Prozent, Un 
fallverhütungsvorjchriften erlaffen. 

Der Entwurf von NRormal-Unfallverhütungsvorjchriften für gleichartige Ge— 
fahren in den gewerblichen Betrieben, welcher durch eine vom Werbande der 
Deutihen Berufsgenoffenshaften eingeſetzte Kommiſſion unter Theilnahme von 
Bertretern des Reichs-Verſicherungsamts feitgeitellt worden ijt, wurde von dem 
Berbande und von den zu demjelben gehörigen Berufsgenofjenichaften eingehend 
geprüft; eine Veröffentlichung der aus diefen Berathungen hervorgehenden Normal: 
vorjchriften wird demnächſt erfolgen. 

Hinfichtlich der Unfallverhütungsvorichriften für die land- und forſtwirthſchaft⸗ 
lihen Berufsgenoffenschaften it in dem Abfchnitt über die Ausführung des land 
wirtbichaftlichen Unfallverfiherungsgejebes Näheres angegeben. 

Die Zahl der Beichwerden über Einfhägung in höhere Gefahrenklaflen und 
Feititellung von Zuſchlägen wegen Webertretung der Unfallverhütungsvoricriften 
beträgt 76 einjchließlich der aus dem Jahre 1894 in Reit gebliebenen 18 Bejchwerden. 

Uebernahme des Heilverfahrens durch die Berufsgenoflenfdaften während 
der erfien 13 Wochen. Ueber die Wirkungen des 8 76c des Krankenverſicherungs— 


geſetzes vom a —3. welcher ſeit dem 1. Januar 1893 den Berufsgenoſſen— 
ſchaften die Berechtigung gibt, in allen durch Unfall herbeigeführten Erkrankungs— 
fällen ihon während der erſten 13 Wochen nach dem Unfall das Heilverfahren 
auf eigene Koſten zu übernehmen, jtellt das Neichs-Verfiherungsamt alljährlid 
bei den Boritänden der Berufsgenofjenichaften eine Ermittelung an. 
Das Ergebnik für das Jahr 1894 iſt im Wefentlichen folgendes geweien: 
Von den 64 gewerblichen Berufsgenofienjchaften haben — die eingeflammerten 
Zahlen betreffen das Vorjahr 1893 — 56 (38) in rund 3250 (2250) Fällen, 
und von den 48 landwirtbichaftlihen Berufsgenofjenihaften 24 (16) in 370 
(250) Fällen, insgefammt 80 (54) Berufsgenofjenfchaften in 3 620 (2500) Fällen, 
das Heilverfahren während der eriten 13 Wochen nad) dem Unfall übernommen 
und damit durchweg günjtige Erfolge erzielt. Die Verlegten fonnten zum größten 
Theil Schon vor Ablauf der Wartezeit aus dem Heilverfahren als völlig hergeitellt 
oder mit Renten entlaffen werden, welche hinter dem allgemeinen Durchſchnitt 
erheblich zurüdblieben. Insbeſondere bewährte ſich wieder die fofortige Spezial: 
behandlung bei Augenverletungen, wodurd in mehreren Fällen das Augenlicht 
erhalten wurde, und die rechtzeitige medifo-mechanijche Nachbehandlung bei Knochen— 
brüchen, zumal wo einige Unfallfranfenhäufer den Berufsgenoſſenſchaften eine 
zwedmäßige Verbindung des dirurgijchen und orthopädischen Verfahrens geitatten. 
Die übrigen gemwerbliden und landwirthſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaäften 
haben theils, wie im Vorjahre, jih auf eine bloße Ueberwahung und Unter: 
ftügung der Krankenkaſſenbehandlung beſchränkt, insbejondere bei Augenverlegungen 
und jchweren Knochenbrüchen auf eine rechtzeitige Spezialbehandlung hinzuwirken 
geiucht, theild zu einem Eingreifen während der Wartezeit überhaupt keine Ber- 
anlafjung gefunden, zumal wo indujtrielle Großbetriebe mit gut verwalteten 
Betriebskrankenkaſſen vorherrichen, oder die ländlichen Kreije die Kranfenverjicherung 
eingeführt, beziehungsweife die Gemeindefürforge aus $ 10 des landwirthſchaft⸗ 
lichen Unfallverjicherungsgejeßes auf Kreißmittel übernommen haben. 
Arbeiterhülfsgefuhe. In Unfallverficherungsfachen gingen 1966 Arbeiter: 
hülfsgefuche ein. Dieſe hohe Zahl erklärt jich zum Theil daraus, daß die mit 
ihren Anſprüchen ganz oder theilweife zurückgewieſenen Verlegten fich im vielen 





Geichäftsbericht des Reichs-Verfiherungsamts für das Yahr 1895. 769 


Füllen bei den rechtäfräftigen, ſelbſt höchſtinſtanzlichen Entjcheidungen nicht beruhigen, 
jondern — aud wiederholter Belehrungen ungeachtet — immer von Neuem die 
Berüdjichtigung jener Anſprüche zu erwirfen verjuchen. Oft gehen derartige Ge— 
juche dem Reichd-Verfiherungsamt erjt zu, nachdem fie zunächit an die Allerhöchite 
Stelle oder an verſchiedene Eentralbehörden, namentlic) an das Königlich preußiſche 
SJuftizminifterium, gerichtet waren. Auch kommt es nicht felten vor, daß Verletzte 
fih nad Empfang eines fürmlichen Bejcheides einer Berufsgenofjenichaft, mit 
welchem jie nicht zufrieden jind, mit Umgehung des Schiedsgericht ummittelbar 
an das Reichs: Verfiherungsamt wenden, oder daß fie das legtere gegenüber einer 
Verfügung oder Enticheidung einer Ausführungsbehörde oder eines Landes-Ver— 
ficherungsamts anrufen. 

Auch auf dem Gebiete der Kranfenverficherung, für welche dad Reichs-Ver— 
ficherungsamt überhaupt nicht zujtändig ift, gehen fortgejept zahlreiche Geſuche ein. 

Feſtſtellung der Genoffenfchaftskatafter. In 2973 Fällen war über die 
Aufnahme oder Ablehnung der Aufnahme von Betrieben in die Genofjenjchafts- 
fatajter (Unternehmerverzeichniffe) zu verhandeln. Davon rührten 506 Saden 
aus dem Borjahre ber. 2508 Sachen wurden erledigt, 465 blieben rüdjtändig. 
Nähere Angaben über die Art der Beichwerden und deren Erledigung enthält 
die Ueberſicht Seite 772. 

Strafbefhwerden und fonflige Belchwerden. Die Ausübung des Straf— 
recht3 auf Seiten der Berufsgenoſſenſchaften, namentlich veranlaßt dur Unpünkt— 
fichfeit vieler Unternehmer bei der Anmeldung von Betrieben und bei der Ein— 
jendung von Lohnnachweifungen, nimmt die Arbeitskraft des Reichs-Verſicherungs— 
amts noc immer erheblich, wenn auch weniger als in den Vorjahren, in Anjprud). 
Es gelangten 2441 — darunter 700 vorjährige — Beichwerden gegen Straf- 
verfügungen der Berufsgenofjenfchaftsvorftände zur Bearbeitung; in 470 Fällen 
war die Erledigung noch nicht möglich. 

An ſonſtigen Beichwerden aller Art famen 2 549, darunter 346 vorjährige, 
zur Behandlung, von denen 353 umerledigt blieben. 

Wahlen zum Reihs-Berfiherungsamt. In dem Beridhtsjahre trat im Be— 
jtande der nichtjtändigen Mitglieder und jtellvertretenden nichtitändigen Mitglieder 
des Reichs-Verſicherunggamts aus dem Stande der Arbeitgeber und demjenigen 
der Arbeitnehmer in elf Fällen ein Wechjel ein. 

Nach entiprechendem Aufrüden der im Amt verbliebenen Mitglieder find 
für den Reit der vom 1. Dftober 1893 bi zum 30. September 1897 laufenden 
Wahlperiode die bisher erledigten zehn Stellen von Stellvertretern der nicht— 
ftändigen Mitglieder aus dem Stande der Arbeitgeber im Wege von Nadhwahlen 
und die Stellen zweier Stellvertreter des erften nichtjtändigen Mitgliedes aus 
dem Stande der landwirthichaftlihen Arbeitnehmer durch Berufung durch den 
Bundesrath wieder bejeßt worden. 

Unbejegt find geblieben die in den Jahren 1894 und 1895 erledigten fünf 
Stellvertreterftellen von gewerblichen Arbeitnehmern. 

Die Wahlergebnifje und die Namen der durch den Bundesrath berufenen 
Mitglieder find veröffentlicht worden. 

Vertretung der Arbeiter. Auf Grund des Unfallverfiherungsgejehes, des 
Ausdehnungsgeſetzes, des Bau= und des SeesUinfallverfiherungsgejeged waren an 
die Stelle der mit Ende September 1895 ausgeſchiedenen Hälfte der Arbeiter: 
vertreter und Schiedögerichtöbeifiger, jowie der aus den Berficherten oder befahrenen 
Schiffahrtsfundigen berufenen „Vertreter der Verficherten“ die erforderlichen Neu— 
wahlen vorzunehmen. 

Annalen bed Deutichen Reiche. 1896, 51 
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Für die Neuwahl von 451 Arbeitervertretern mit der doppelten Anzahl von 
Erſatzmännern und der „Vertreter der Verſicherten“ mit je drei Stellvertretern 
mußten die Borjtände der als wahlberechtigt gemeldeten 12 609 Krankenkaſſen, welche 
diesjeitö zu 413 Wahlbezirfen vereinigt worden find, mit Stimmzetteln und dem 
jonjt erforderlihen Wahlmaterial verjehen werden (zu vergleichen das Diesjeits 

26. Septentber 1885 


ſſene Wahlr i — — 
erlaſſene Wahlregulativ vom 7; — ). 


Dei der durch die Arbeitervertreter vorgenommenen Neuwahl der Schieds— 
gerichtsbeifiger waren die in 182 Wahlprotofollen diesjeitiger Beauftragter nieder: 
gelegten Ergebnifje der Wahlen zu prüfen, und die Ergebnifje den betheiligten Berufs: 
genojjenjchaften, ſowie den in Betracht fommenden LandessGentralbehörden mitzutbeilen, 

Ausführung des landwirthfchaftligien Unfallverficherungsgefeßes. Hin: 
fichtli der Durchführung des landwirthichaftlichen Unfallverjicherungsgejepes üt 
die Thätigfeit des Neichs-Verlicherungsamtes im Allgemeinen in gleicher Weite 
wie im Borjahre in Anfprud genommen worden. Die Zahl der Entjcheidungen 
darüber, ob ein gewerblicher Betrieb als landwirthichaftlicher Nebenbetrieb, als 
ein jelbitjtändiger Betrieb oder als Nebenbetrieb eines anderen gewerblichen Be- 
triebed zu gelten bat, ijt auch in diefem Jahre nicht unerheblich geweien. Die 
Zahl der Beichwerden aus 88 38, 46, 48 und 82 des landwirthichaftlichen 
Unfallverjicherungsgejeges iſt 32. 

Neben den erwähnten haben auch andere Gejepesvorjchriften, ſowie einzelne 
Beitimmungen der Genoſſenſchaftsſtatuten in zahlreichen Fällen, wie bisher, den 
Gegenjtand einer Meinungsäußerung oder Entjcheidung des Reichs-Verſicherungs— 
amts gebildet. Insbeſondere haben mehrere Öenojjenjchaftsvoritände die Meinung 
des Neichs-Verjicherungsamts über die Nothwendigfeit und Zwedmäßigfeit, ſowie 
andererjeitS über die Zuläſſigkeit von Statutenänderungen eingeholt, welche fie 
den Genofjenichaftsverfammlungen zur Beichlußfafjung zu unterbreiten beabſich— 
tigten. Durch den hierdurch vor der Beſchlußfaſſung veranlaßten Meinungsaus: 
taujch ijt vermieden worden, daß die Genehmigung bejchloffener Statutänderungen 
vom Reichs-Verſicherungsamt verjagt werden mußte. 

Um über das Anwachſen der Beiträge für die landwirthicaftliche Unfall 
verficherung einen allgemeinen Weberblid zu gewinnen, wurde zahlenmäßig zu 
ermitteln gejucdht, weldyer Betrag an Beiträgen in den einzelnen Jahren bei den 
dem Reichs-Verſicherungsamt unterjtellten landwirthichaftlichen Berufsgenoijen: 
ichaften — je nad dem geltenden Beitragsmaßſtabe — dem in demjelben Jahre 
erhobenen Geſammtgrundſteuerbetrage, beziehungsweile dem Gejammtbetrage der 
Lohnwerthe für die abgejchägten Arbeitstage gegemüberjteht. Hierbei hat sich 
ergeben, daß für das Jahr 1894 im Durchſchnitt bei allen berheiligten Berufs— 
genofjenichaften auf 1 Marf Grunditeuer annähernd 16 Pfennig und auf 100 Mark 
Lohnwerth 67 Piennig an Beiträgen zu entrichten gewejen find, jowie ferner, 
daß die Steigerung der Beitragslajt bi! zu dem genannten Jahre im Allgemeinen 
regelmäßig und den Erwartungen entiprechend verlaufen it. Die hier und da 
geäußerte Beſorgniß, es möchten die landwirthſchaftlichen Betriebe von der Lait 
der Unfallverficherung wirtbichaftlich erdrict werden, findet hiernach in dem bis- 
her angejammelten Zahlenmaterial feine Stütze. 

Was jchlielich die Unfallverhütung anlangt, jo it der Entwurf von Normal: 
Unfallverhütungsvorjchriften für land» und joritwirthichaftlihe Betriebe, welcher 
vom Reichs-Verſicherungsamt als Anhalt für die Berufsgenojjenjchaften bearbeitet 
worden war, bon der im lebten Bericht erwähnten Kommiſſion und. jpäterhin 
mit Nommifjaren eingehend berathen worden, welche von dem Königlich preußiſchen 
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Minifter für Landwirtbichaft, Domänen und Forjten abgeordnet waren. Die aus 
der legteren Berathung bervorgegangenen Normalvorjchriften find vom Reichs— 
Verjiherungdamt mit einem an die Vorftände der land» und foritwirthichaftlichen 
Berufsgenoffenjchaften gerichteten Nundjchreiben vom 30. Juni 1895 befannt 
gegeben, aud in den Amtlichen Nachrichten des Reichs-Verſicherungsamts (Jahr: 
gang 1895 Seite 201 bis 206) abgedrudt worden. 

Die Anhaltifche land» und forjtwirthichaftliche Berufsgenofjenihaft hat im 
Berichtsjahre Unfallverhütungsvorichriften erlaffen, die mit Ausnahme weniger 
Beitimmungen den vorjtehend erwähnten Normal-Unfallverhütungsvorjchriften für 
die land- und forſtwirthſchaftlichen Berufsgenofjenjchaften entjprechen. Den Vor— 
ihriften der Anhaltiichen land= und forjtwirthichaftlihen Berufsgenoſſenſchaften 
it die Genehmigung des Reichs-Verſicherungsamts ertheilt worden. Mit einigen 
anderen landwirthichaftlichen Berufsgenofjenfchaften ſchweben Verhandlungen über 
den Erlaß von Unfallverhütungsvorfchriften, welche, wenn die Genoſſenſchafts— 
verfammlungen den VBorjchlägen der Vorſtände entipredyend beichließen, im Weſent— 
lihen ebenfalls mit den Normalvorichriften übereinjtimmen werden. 

Ausführung des Bau-Unfallverficherungsgefeßes. Für das Gebiet des Baus 
Unfallverjiherungsgejeßes ilt zu erwähnen, daß die Bearbeitung und Entjcheidung 
der Rekurſe in Brämienbejchwerdejachen ($ 26 Abja 3 des Bauslinfallverficherungs- 
gejeges) — bejonders aus der Stadt Berlin — aud in dem Betriebsjahre das 
Reihs-Berfiherungsamt nicht wenig in Anjpruch genommen hat; die Enticheidung, 
wer im Einzelfalle Unternehmer eines Negiebaubetriebes fei, war oft fchwierig; 
aud; machte die Aufklärung des nicht immer ohne Abjicht dunkel gelafjenen Sach— 
und Rechtsſtandes Häufig ummfangreichere Ermittelungen, jelbjt eidlihe Zeugen: 
vernehmungen erjorderlih. Im Uebrigen gewinnt es den Anjchein, als wenn 
nun auch die Bejtimmungen dieſes Gefeges und die Art ihrer Ausführung den 
betheiligten Kreijen allmälig etwas befannter und vertrauter würden. 

Reviſionen der Berufsgenoffenfhaften. In dem Berichtsjahre wurden die 
Revifionen der Kaſſen-, Rechnungs- und Gejchäftsführung der Berufsgenofjen- 
ihaften, mit demen bereit3 in den Vorjahren begonnen war, durd; Beauftragte 
des Reichs-Verſicherungsamts ſortgeſetzt. Bis jept find im Ganzen 40 Berufs- 
genofjenichaften, davon im Berichtsjahre 13, revidirt morden. 

Anftellung befonderer Beauftragter der Berufsgenoflenfchaften. Die Anz 
itellung bejonderer bejoldeter Beauftragter, welche berufsgenoſſenſchaftliche Ehren— 
ämter nicht bekleiden (Reviſionsingenieure 2c.), it in weiterer Fortentiwidelung begriffen. 

Nah der Feititellung vom 1. Oftober 1895 jind bei 47 gemwerblidyen und 
3 Landmwirtbichaftlihen Berufsgenoſſenſchaften 210 (im Borjahre 173) Beaufs 
tragtenjtellen vorhanden, welche von 192 Beamten verjehen werden. Mehrere 
von diejen Beamten befleiden demnach derartige Stellen bei verjchiedenen Berufs- 
genoſſenſchaften oder Sektionen. 

Die Beziehungen der Beauftragten zu den Betriebsunternehmern befriedigen 
nad) wie vor. 

Gefchäftlice Thätigkeit im Uebrigen. Für 1 gewerbliche Berufsgenojienidaft 
wurde ein revidirtes Statut, für 17 gewerbliche und für 4 landwirthichaftliche 
Berufsgenoſſenſchaften wurden Statutenänderungen genehmigt. 

Eine Ueberjiht über die bei dem Reichs-Verſicherungsamt in Unfall-Ver— 
jiherungsangelegenheiten eingelegten Beſchwerden :c. iſt angeſchloſſen. Ausweislich 
derſelben kamen zu 1940 aus dem Jahre 1894 unerledigt übernommenen Sachen 
im Berichtsjahre 7 130 neu hinzu; davon wurden 7571 erledigt und 1499 blieben 
rücjtändig. 


51* 


Geichäftsbericht des Reichs-Verfiherungsamts für das fahr 1895. 


772 








Huüu FR 


































































































































a | on) 8 816% 2943 ae ung 
"u — | - I - 3 I 8 4 J— quutpraↄaaauiauaaſu Sog 1 nuou — 
| ing 299 Bunugargyz —* a 9% 
| | 2 auiuvuing 21q uobo uoqaoaipog gg 
9881 109g "C mon Hadsdunaayılaagujun ayılaplgmagung > 
8 => = — ñ zw | IE | 66T | ° wonmlunsdunigpung ag un —* % 
| ang 209 Bunugargy agb at 
| | | 2 ↄnuuvuſn; aiq uabo u⸗qa⸗aipog 4 
A8g81 mug "IT mog Hahdgdunsspyaaagujun-nog *q 
Yayımladind zapıaaı pn ag qui ame soq qun sagaladsdunngageny, soq uagavadvıork uaquaumo) pvp m 21% („ 
see | 0o#ı| 2 eog_| 991 IE 2 me 
863 08% 09 I — | uoaſvpnoſſouabs maog 13Q 
| aajluyoy oarq ui Maganagk uda ugou 
| | Ing aaq Bunugajgyz ÖJoX un usqagg 
| | Hrshungguanıagg udaazun 239 uabvpaop ste 
201 — I2 TI ge | dlvvg a ag u 
| ag ↄauquuimnp ag uobab uoqaodattplop »LE 
-T- = 9. Pi: NUIOR 21Q u ↄqo ro 20q ug 
| | 230 Bumugargya a uabob uodaoaipſag 1: 
UOULUOU uoqobob J 
v 681 
uagonq na — Me. ualaıaı dr SCHI aaquy ae 
' I | anua | N 
«ad — aoo ioq de „5 | pm go un | uloa IR. 
4 —555* uun⸗ꝰ guo uovo9 5362136) 
Wioojao la ui qꝛojq s9 oquvg q 20 = wBung,H | Uaäanuton - . $3Q g $3Q 
un PRRR | "1% u 1%) * ug) 
j (ger In 


BUNEINTEN. 238 128 


LBBT NND ET mon —e 235 qun 9881 IvIE 8 0A HB huge ‘rss ung 9 mon n 99 . 
a32 vapejagazmupjagasgjegexg "I 


bunbiqojad uaaoaq mol "2 wagraaplax uaydapadıns uapıagusdsppdungdunng@uaapulun un 
mag 129 219 aoaqu 


spılaagay 











773 


Geichäftsbericht des Reichs-Verficherungsamts für das Jahr 1895. 


ag" nn 















































aqoaog aoq —8 Ag qun | [| 8 
Bunmmparagsduygrag q uobob uooaoaitplop | 4 
HSST York '< mon Hldgdunngrnagulun pHHupIgnNmgung *o 
ug | J 
nr 77 MOAUHGLIAIAUUAG) uoa MON [ . 
Inv vunaatpuaa 199 SV HBvpu aao 08 
3gog 29q Hungalylag: ıq uobab uodaoaiſpſom 413 
68 uonupagk 139 ↄqog 1q uabob aqua | . 2 


A881 unß 'TT mon Haladgdunzpraagujunnug "q 
Agmadinv aoanoai Kpru 1019 qui soſjaſabsbunaaſpaaanvſun⸗O saq qun Mae soq uagdvadvauzk naquawmoz PUR u 21% “ 




























































— 
N — 0 Honu — bↄbvanoq 
endo 229 ag ag uabab uoqaoaitplo gl 
I 5 — Bupw — Moipugssguf 129 340G | 
ag uabab qun aſavjuoaqvloꝙ; aaq aD 88 
uag nF Bundopuvaag oi uabob uooadaitpſo | 85 
603 havnuoaqvſog) aaq uolvj 
uoq nF bunbvjuvaagg 1q uabab uodãaoaitpſo 33 
uagadaßgo | ve v68l („FB8l 
uagarg aapmayz uoſoaaiob Butpu EL * ng 9 
= Pt g%8 puaag auuin Pr uu |" uvlu2da Pie 
Piooja⸗ * ö 2 woßunB | MON guy v vwᷣos 2 
su ug) aoqn qunag 
unvjqejagd aaq Jay wia⸗noun Ing 





881 ug "gr mon NalaßgtmnıspyasanujunsD qun caRT Imı@ '85 mon Haladedunugagengg 881 ac '9 mon MID 


Geichäftsbericht des Neichs-Verfiherungsamts für das Jahr 1895. 


774 











a0 Bumaginoretpjap Na Aasgyıı uaqısal 





— — 


Nunqazaspagıg uamobuvdgus ag 
a END en ag uaqaↄaipo 


“  aapıuayg Non 
— — — gan uoꝛdaaaipps 


u loppunnwaiaod 
uoa Bungagaz, Bulnplıca aaqu udquadautpog 










































uaqoanq — GB ee — 

er Fr en zagug un — — 
wioopo ⸗ꝛauvg 078 mung uahungan | Mon quoyluadag -SBUNAOp ! 
um * ug) — 
vunvbadon 22129 am j qunag ing 














— wuaoholobsbunaaſpuaaanvſun mov eny — 
"uagazmfpjaäy aBıyung 


naquſabinv aapıaa ypıı aid qui vᷣo absbunaocpiaↄanvſun⸗ o sod 
qun ⸗noſ sag sotjolabsbunaotpuaↄaaqvlunꝝj mopnnopigimagun] 63q bogoſabsbunuqoqon soq uoqdvabvav aqua] Ipvapız ur Bu {> 



































195 | L91 | 89 #3 | v2 | 002 | ° 0° wanmpiagivus | 901 

uoqobos gu uouuiou qurnaog | | uagogad #681 („Pas 
wogayg | =9v — vpuant wa — En | dig | Anv “os ago m 9 
„u [aagg | PHANE Summe | Gym | Hunkiägun | 0% 29 | Bund 3ape | oa Aue 
| 2 | ra öniaoa | 2 Be | ya | oma [uns| mr [mon gauou>dag sol 
Wiqojao | :s3quuF AR | adpmnt | uaranegn | „ag | * hund | rag 2) 53Q 
zu ujð e | UNS | UP vs E Wiooſao Ss od 
u — — — HUNG) uf gli) 
Bunbı 1Q2119 aaa yırk in 














— wgalaßsdunistpilnwappjung mod sig — 
"usagasmufpjagjungg? 8 i 


775 


Geichäftsbericht des Reichs-Verficherungsamts für das Jahr 1895. 














838 6103 808 3 gr8 0 ung 

u 28 a Im ge | 
| uollouaq) aquaylıay nd nv uo ntplaog uocpi —— 
aqvᷣlpaaa uoa Bungagaz Ag uadaoaipſop 01 








Agmaßlnv aanodat pi ang qui S2galdsdunmprynappju:33 soq 
gun U saq saſqgo absbunaaſpiaaaijvſuꝝꝝj wopyyogpigzmaguo soo Bogoſabebunugoqsnj sod uoqavabvavĩ u⸗quoauiito. Jpvapa m az („ 
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2. Rechtſprechung. 


Kechtſprechende Thätigkeit des Reihs-Berfiherungsamts als Rekursgeridt. 


I. Relursſachen ſind im Jahre 1895 — — 
und zwar: im 1. Vierteljahre. . . . 1889 
Pr: Pr ie ee Er a ER 

SE x ee ee er 

„ 4 — a —— 


Summe . . . 7806 


Unerledigt übernommen jind: 
a) aus dem Jahre 1893 ee de Far TE en CD 


b) aus dem Jahre 1894 ee ur 


mithin waren zu bearbeiten 


Von den Rekurſen wurden eingelegt: 
a) von den Verjicherten . 9151 
b) von den Berufsgenfienchaften und Susfügungs- 

behörden — 1982 


— wie BR 5 AET38. 


II. Bon den Rekursſachen wurden erledigt, und zwar: 
a) durch Urtheil . . ee 
&) Zurücgewiejen wurden et 
x) der Verfiherten . . . 4642 
BB) der Berufsgenoffenfchaften : de 3 % 788 
— 5 430 
ß) ſtattgegeben wurde dem Rekurſe (ganz oder 
theilweije) 
x) der Berfiherten in. . 1320 Fällen, 
BB) d.Berufsgenofjenfchaftenzc.in601 „ 


Summ . . . 1 921 


Summe aller durch Urtheil erledigten Rekurſe 7351 


b) durch Beſchluß wegen formeller Mängel (Verwerfung 
wegen Unzuläſſigkeit oder verfpäteter Cinlegung), 
und zwar: 

ax) Rekurje der VBerfiherten . . =: 107 
8) Rekurſe der Berufsgenoffenfchaften 0% 0 


Summe . . .„ 767 

ce) auf andere Art (Zurüdnahne, Vergleih zc.) . . . 235 
. 8353, 
. 2780, 


zuſammen 

mithin blieben unerledigt 

und zwar: a) aus dem Jahre 18944.. 80 
b) aus dem Jahre 1895 . . . ...2700 


wie oben 


. 7806, 


3327, 


11 133. 


. 2780. 


Bon den unerledigten 2780 Rekurſen find 1865 im legten Vierteljahre 1895 
beim Reichs-Verſicherungsamt eingegangen, folglid entfallen auf die früheren 


Vierteljahre 915. 
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Ill. A. Landwirtbichaftliche Rekurje, die in den unter Nr. I und II ver- 
zeichneten mitenthalten find, jind anhängig geworden: 


a) im Jahre 1895 . . ... 1746 
b) umerledigt übernommen aus dem Jahre 1894 . a 
c) unerledigt übernommen aus dem Jahre 1893... . 3, 


mithin zufammen . . .„ 2355. 
Bon den Refurfen wurden —— 


a) von den Verſicherten . . » 1788 
MW .-'4 Berufsgenoffenichaften ꝛ⁊c... 627 
Summe wie oben. . 2355. 
B. Bon den Refurjen wurden erledigt, und zwar: 
a) duch Urtheill . . .... 1430 
x) Zurückgewieſen wurden Reburfe 
xx) der Verjicherten . . . 2 I 
BB) der Berufsgenofjenichaften x. . 232 
Summe . . 1 006 
8) itattgegeben wurde dem Rekurſe (ganz oder 
theilweife) 
0%) der Verficherten in. . . 217 Fällen 
BB) der Berufögenofjen= 
ihaften ꝛc n . . . .2077 „ 
Summe. . . 424 
zufammen wie oben . . . . 1430. 
b) durch Beſchluß, und zwar: 
©) Rekurſe der Verfiherten . . . .„ 222 


) „Berufsgenoſſenſchaften ꝛc. 0 
Summe . . . 222 


ol. auf onbere Mel 4 2 ans. 65 
1717, 
mithin blieben unerledigt . . . 638. 


Bon den unerledigten Sachen find 11 aus dem Jahre 1894, 627 
aus dem Jahre 1895. 

IV. In 539 Sitzungen haben mündlihe Verhandlungen jtattgefunden in 
8060 Sachen. — Darunter fanden in Sachen der land» und forſt— 
wirthichaftlihen Verfiherung in 105 Sigungen 1743 mündliche Ver— 
handlungen jtatt, und außerdem an 2 Tagen 41 mündliche Verhand- 
lungen aus dem Gebiete der See-Unfallverjicherung. 

V. Bemeisaufnahme wurde bejchlojjen: 

a) dor der mündlichen Berhandlung in . . 856 Fällen 
b) auf Grund der mündlichen Berhandlung in . . 738 „ 
zufammen in . . „1594 Fällen. 

VI. Eine Vertretung dur Rechtsanwälte fam auf Seiten der Berufs- 
genoſſenſchaften in feinem Falle, auf Seiten der Arbeiter in 151 Fällen 
vor; in den Terminen zur mündlichen war erjchienen: 


a) der Verletzte perſönlich in . ..14900 Fällen 
b) ein Bevollmächtigter für den Verleßten in. 249 , 
c) ein Vertreter für die —— in. . 1636 „ 


. d) Niemand in . . . . i 20.4738 


" 
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VII. 


VIII. 


IX. 


zZ, 
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20 Urtheile wurden ohme vorgängige mündliche Verhandlung gefällt 
($ 2+ der Raiferlihen Verordnung vom 5. Augujt 1885 beziehungsmeiie 
Artikel II der Kaiferlichen Verordnung vom 13. November 1887). 
Bei 48 Urtheilen war die Zujtändigfeit des Reichs-Verſicherungsamts 
begründet, weil bei dem betreffenden, gegen eine der Beauffichtigung 
eined Landes-Verſicherungsamts unterjtehende Berufsgenofjenjchaft ꝛc. 
gerichteten Verfahren eine dem Neichd-Verfiherungsamt oder einem 
anderen Landes-Verſicherungsamt untergeitellte Berufsgenofjenichaft mit- 
betheiligt war (zu vergleihen $ 101 Abſatz 2 bis 4 des landwirthichaft: 
lichen Unfallverficherungsgejeges). 

Gleihwie in früheren Jahren, jo hat auch in dem Berichtsjahre ich die 
Theilnahme von Bertretern der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer an der 
rechtiprechenden Thätigkeit des Neich3-Verjicherungsamts durchaus bewährt. 
Den durch Urtheil erledigten Sachen lagen folgende Streitfragen zu Grunde: 


A. Gewerblide Berufsgenojjenjhaften und Ausführungsbehörden: 


a) 


b) 
C) 


d 
e 


— — 


— 
aan. 


g 


— 


@) die 


ob ein Unfall bei dem Betriebe J einem a —— Betriebe) 
vorlag, in. . 292 Fällen ( 4,,°/,). 
ob der Unfall erwieſen war, in — 647° „ (10,990). 
ob ein Zuſammenhang zwiſchen dem Vetriebsunfali 
und der Erwerbsunfähigkeit anzunehmen war, in 621 „ (10, °/) 
ob der Unfalleine verjichertePerjon betroffen hatte, in 72 ( 1.) 
welche Berufsgenofjenichaft einzutreten ‚hatte, in 126 „ ( 2,°). 

In dieſen 126 Fällen iſt in Frage gekommen: 
&) eine gewerbliche Berufsgenofjenichaft als be- 

flagte Partei gegenüber einer landwirthſchaft— 

fichen, als betheiligt zum Nechtsitreite beige- 

(adenen Berufsgenofjenihaft (zu vergleichen 

Amtliche Nahrichten des Reichs-Verſicherungs— 

amt3 1891 Seite 223 unter II) . 47 mal, 
B) desgleichen eine gewerbliche Berufs: 

genofjenschaft gegenüber einer ans 

deren gewerbl. Berufsgenoſſenſchaft 79 

Summa . . . 126 mal, 

welcher Lohnbetrag (Jahresarbeitsverdienit) der Ent: 
Ihädigungsfeititellung zu Grunde zu legen war, in 104 „ (1,0) 
welcher Grad der Erwerböunfähigfeit anzunehmen 


= 


war, in. . . „1322 „ (22,0) 
Ynden1 322 Fallen ſind als Rekursklager betheiligt: 

Berufsgenofjenschaften mit. . 213 (16,,°/,). 

und zwar: 


mit Erfolg in 77 Fällen (36,,°/,) 
ohne * 136 (63,3"/o) 


B) Die 


213 
Berfiherten mit. -. . . . 1109 (83,9°%0), 
und zivar: 


mit Erfolg in 329 Fällen (29,,°/,) 
ohne " " 780 ” (70,3%) 


1109 1322 
Seite 3184 Fälle. 
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Uebertrag . . . 3184 Fälle, 
h) ob $ 65 des Unfallverfierungsgejeßes (8 38° 
des Bau⸗Unfallverſicherungsgeſetzes, $ 73 des See- 
Unfallverjiherungsgejepes) anwendbar war, in. 1886 Fällen (31,, %/.), 


und zwar: 
a. 
ob eine Minderung oder Aufhebung der Rente gerecht: 
fertigt war: 


in 1633 Fällen (86,8 %)o). 
An den 1683 Füllen jind als ——— — 
aa) die Berufsgenoiienichaften mit. . (15,0%), 
und zwar: 
mit Erfolg in 97 Fällen (37,5°/0) 
ohne Erfolg in 162 „ (62,5%) 
zujammen 259 
33) die Berfiherten mit . . . . . 1874 (841°), 
und zwar: 
mit Erfolg in 390 Fällen (28,490) 
ohne Erfolgin 984 „ (718°) 
sujammen 1374 





1683 
b. 
ob ein Anſpruch auf Erhöhung der Rente begründet war: 
in 253 Füllen (13, °/o). 
An den 253 Füllen find als Refursfläger betheiligt : 
==) die Berufögenofj enfthaiten mit. . 21 (846), 
und ‚mar 
mit Erfolg in 15 Fällen (71,4/o) 
ohne Erfolg in 6 „  (28,°,) 
zujammen 21 
38) die — mit 232 (081,3/0), 
und zwar: 
mit Erfolg in 27 Fällen (11,°jo) 
ohne Erfolg in 205 in205 „  (884°o) 
zufammen 232 232 
253 
i) ob der Verlebte verpflichtet war, ſich in einem 
Krankenhaufe unterbringen zu laffen, beziehungs— 
weile ob das Heilverfahren beendigt war, in . 83: (1.0), 
k) ſouſtige Streitfragen, theils rechtlicher (materieller 
und prozeſſualer), theils thatſächlicher Art, in 769 „ (6(13,0). 


zuſammen . . 5921 Fälle. 


B. Landwirthſchaftliche Berujsgenofjenjdhaften: 
a) ob ein Unjall bei dem Betriebe (in einem verfiherungspflichtigen Betriebe) 
vorlag, in. . . 20202. 280 Fällen (19,,%/0), 
b) ob der Unfall —— war, Er i . 2003 „ (14.0) 


ec) ob ein Zuſammenhang zwijchen dem Betriebsunfall 
und der Erwerbsunfähigkeit anzunehmen war, nm 137 „ (lo) 


d) ob der Unfall eine verſicherte Perſon betroffen hatte, in 32 „ (22/0), 
e) welche Berufsgenojjenichaft einzutreten hatte, n 77 „ (5) 
Seite 729 Fälle. 
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Uebertrag 729 Fälle. 
An diefen 77 Fällen ift in Frage gekommen: 
&) eine landwirthichaftliche Berufsgenoſſenſchaft ala 
. Beflagte gegenüber einer gewerblichen Berufs— 
genofienshaft . » » 2 67 mal, 
(fo daß unter Hinzurechnung der vor: 
jeitig unter Ae« angeführten 47 Fälle 
die Frage der Entihädigungspflicht 
in 114 Fällen zwiſchen gewerblichen 
und landwirthichaftlichen Berufs 
genoſſenſchaften jtreitig geweſen ilt); 
8) eine landwirthichaftlihe Berufsge— 
nojjenichaft gegenüber einer anderen 
landwirthichaftlihen Berufsgenofjen: 


ihaft bezw. dem Foritfiätuss . . 10 „ 
Summe . . . 77 mal, 


f) welder Zohnbetrag (Jahresarbeitsverdienit)der Ent- 
ſchädigungsfeſtſtellung zu Grunde zu legen war, in 31 Fällen ( 2,, %,), 
g) welcher Grad der Erwerbsunfähigkeit anzunehmen 


war, in. . . . 204 „ (14,3, °)o)- 
An den 204 Fällen find als Refursfläger betheiligt: 
&) die Berufögenofjenfchaften mit . . 67 (32,3%/o), 
und zwar: 


mit Erfolg in 28 Fällen (41,,°/,) 
ohne " „ 839 " (58,, °/o) 
67 
B) die Verfierten mit . . . . . 137 (67°), 
und zwar: 
mit Erfolg in 38 Fällen (27,,°/,) 
one „m 99° „  (72,8°/0) 
137 204 
h) ob $ 70 des landwirthichaftlihen Unfallver: 
fiherungsgejeges anwendbar war, in. -» . . 256 „ (17°) 
und zwar: 


ob eine Minderung oder Aufhebung der Rente gerecht: 
fertigt war: 
in 226 Füllen (88,5 °/o). 
An den 226 Fällen find ala Rekurskläger — 
ax) ” — — mit. .. 80 (35,4°)o), 
zwar: 
mit — in 36 Fällen (45,0°/o) 
gin 44 


ohne Erfolg in 4 „ (55,0%) 
zufammen SO 80 
83) bie Berti herten mit . 2. 2.202.146 (64,00%), 
und zwar: 


mit Erfolg in 52 Fällen (35, —* 
ohne Erfolg in in 4 „ 64,0) 
zujammen ıen 146 
226 


Seite 1220 Fälle. 
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- Mebertrag 1220 Fälle. 
b. 


ob ein Anſpruch auf Erhöhung der Rente begründet war: 
in 30 Fällen (11,7°%). 
An den 30 zällen find als Rekurskläger betheiligt: 
ax) die Berufsgenojjenfchaften mit. . . 5 (16,7°b), 
und zwar: 
mit Erfolg in 2 Fällen (40,7) 
ohne Erfolg in 3 9 „(60,0 °/o) 
zujammen 5 
38) die Berfiherten mit . - . 2 = ...25 (83,3%) 
und zwar: 
mit Erfolg in 5 Fällen (20,0 °/o) 
ohne Erfolg in 20 Fällen (80,0 °/o) 
zujammen 25 
30 
i) ob der Verletzte verpflichtet war, ſich in einem 
Kranfenhaufe unterbringen zu lafjen, beziehungs- 
weife ob da3 Heilverfahren beendigt war, in . 14 Fällen ( 1,,°/o), 
k) jonjtige Streitfragen, theils rechtlicher (materieller 
und prozefjualer), theils thatfählicher Art, in . 196 „ (13,,°]o). 


zujammen 1430 Fälle. 


C. Gewerbliche Berufsgenojjenjhaften, Ausführungsbehörden 
und landwirtbihaftlihe Berufsgenojjenjhaften zufammen: 


a) ob ein Unfall bei dem Betriebe u einem — — Betriebe) 

vorlag, in. . 572 Fällen ( 7,; 9. 
b) ob der Unfall eriwiefen war, MI: 850 „ (11,8 Jo) 
ec) ob ein Zufammenhang zwijchen dem Betriebsunfall 

und der Erwerbsunfähigfeit anzunehmen war, in 758 „ (10,3) 

obderlinfalleine verficherte Perſon betroffen hatte, in 104 „ (14/0) 
e) welche Berufsgenoſſenſchaft einzutreten hatte, in 203 „ ( 2,3%) 
f) welcher Lohnbetrag (Jahresarbeitsverdienft)der Ent- 

jhädigungsfejtitellung zu Grunde zu legen war, in 135 „ (13/0) 
g) welcher Grad der Erwerbsunfähigfeit anzunehmen 

war, in. . 1526 „ (20,0). 
h) ob $ 65 des Unfallverficerungsgejebes G6 70 

des Tandwirthichaftlihen Unfallverjicherungsge- 

ſetzes, $ 38? des Bau-Unfallverſicherungsgeſetzes, 

8 73 des See— a ne ae an⸗ 

wendbar war, in. . . 2142 „ (29%) 
i) ob der Verletzte verpflichtet var, ſich in einem 

Krankenhauſe unterbringen zu laſſen, beziehungs- 

weiſe ob das Heilverfahren — war, in . 98. > ae, 
k) jonftige Streitfragen in. . . 0 0. 865 „(1 

Summe 7351 Fälle. 
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| — 
Den durch Urtheil erledigten Sachen lagen \_ in Büren 
folgende Streitfragen zu Grunde: — 
a) ob ein Betriebsunfall vorlag . .. ... | l 467. 3857| 404, 416: 572 
b) ob der lInfall eriwiefen war BR: | | f | 2701 488 5061 850 
c) ob ein Zuſammenhang zwijchen dem Be: |; 3181 472 | 
triebsunfell und der Erwerbsunfähigkeit | 
anzunehmen war . . 309 358| 5001 480) 758 
d) ob der Unfall eine verficherte Perſon betroffen | | 
hatte . . .. en: Bi 24 67 79 701 10 


e) welche Berufs zgenoſſenſchaft einzutreten hatte | 14 34 861 150, 144! 161! 203 
f) weldyer Nahresarbeitöverdienit zu Grunde 
zu legen war. . . 63 441 45 ” 134| 110 155 
g) weldyer Grad der Erwerböunfäbigkeit ı an⸗ | 
zuneh men war . . 871 970) 1,647: 1 459 2151 2,067| 1,526 
h) ob & 65 des Unfaflverfiherungsgeietes 3 70 | 
| 
1 
| 
| 





des fanbroictöfchajtlichen Unfallverficherunas- | | 
geiepes, 5 38° des Bau-Unfallveriicerungs- | 
geſetzes, 870 See⸗ ————— 











geſetzes) arwerdbet war... ...:.1- — 1 — _— — | — 12142' 
i) ob der Verletzte verpflichtet var, fh in | | 
einem Krantenhauje unterbringen zu laſſen, | 
oder vb das Heilverfahren beendigt war .| — — — — 7 53 96 
k) jonitige Streitfragen. . » » = 22.2.2 1.2851 197) 810° 5051 728) 732! 965 
zufammen . . . „11,503: 1,748 2,888| 3,244 4,698) 4,595! 7,351 


Kechtſprechung der Schiedsgerichte. a) Statififhes. Im Jahre 1895 waren 
ausjchlieglich dem Reichs-Verſicherungsamt nachgeordnete Schiedsgeridhte vorhanden: 
1. 435, welde auf Grund des Unfallverficherungsgejeßes vom 6. Juli 
1884 und des Ausdehnungsgejebes vom 28. Mai 1885, 
2. 208, welde auf Grund des Bau = lUnfallverfiherungsgejeßes vom 
11. Suli 1887, 
3. 11, welche auf Grund des See-Unfallverſicherungsgeſetzes vom 
13. Juli 1887, 
4. 612, welche auf Grund des landwirthichaftlichen Unfallverſicherungs— 
gejeßed vom 5. Mai 1886 errichtet waren, 


zufammen 1266. 


Bei diefen Schiedögerichten find im VBerichtäjahre im Ganzen 33 353, und 
zwar bei denjenigen zu 1:21 356, zu 2:1128, zu 3:215 und zu 4:10854 
Berufungen anhängig geworden. Ihnen gegenüber jtehen 81 177 berufsgenofjen- 
Ichaftliche (ausführungsbehördliche) Bejcheide, durch welche erjtmalig Renten fejtgeftellt 
oder abgelehnt, und 62 606 Beſcheide, durch welche laufende Renten abgeändert 
worden find: zufammen 143 783 Beſcheide. 


I. Bon fämmtlihen Berufungen betrafen Bejcheide, durch welche 
a) der Entjibädigungsanfprud abgelehnt wurde . » .„ . 15579 
b) die Entſchädigung feitgeitellt wurde . . . 17974, 
Bon den den Beicheiden zu a und b zu Grunde liegenden Fällen waren 
a) nicht rekursfähig (Koſten des ————— — leave 
Renten, Beerdigungskoſten. . . 861 
ß) rekursfähig (dauernde Renten.. 2332682 


2) Erſt ſeit 1895 beſonders geführt, bis dahin in g mitenthalten. 
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Bon der Gejammtzahl der im Berihtsjahre anhängig gewordenen (33553) und 
der aus dem Vorjahre unerledigt übernommenen Berufungen (7 913) find erledigt: 
a) durch rechtsfräftige Zurückweiſung mitteljt Bejcheides des Vorſitzenden ge= 
mäß 86 Abf. 1 der Kaijerlichen Verordnung von 2. November 1885 wegen 
1. Verſäumung der gejeglichen Berufungsfrift . - 445 


2. Unzujtändigfeit des SciedsgerrihtdE . . . . 107 
552 
b) durch Ancikinahme .: ©: 20 ta rc ee ET 
0. durch Vergleichh. 616067 
d) durch Anerkenntniß . . u 709 
e) durch Entjcheidung des Schiedsgerichts: 
1. Zurückweiſung der Berufung wegen der im 86 Abſatz 1 
der vorgenannten Verordnung angegebenen Mängel des 
Verfahrens, und zwar wegen 
&) Verſäumung der geſetzlichen Berufungsfriſt 391 
8) Unzuſtändigkeit des Schiedsgerichs .. 27 
418 
2. Beſtätigung des angefochtenen genoſſenſchaftlichen ꝛc. 
Beſcheides . . . . 19 952 
3. völlige oder theilweife Abänderung des anges 
fohtenen Beiheide® . . 2 2 202020. 7875 
28 245 
f) auf andere Weile . . Ho 665 
32 962 
II. Die Zahl der Sigungen betrug . . .- — 5170 


In 650 Sitzungen war das Gericht nur mit 3 Mitgliedern beſetzt ($ 15 
Abſatz 2 a. a. D.). 

III. Die Zahl der Sachen, in denen ohne mündliche Verhandlung entjchieden 
worden ilt (Verzicht nad) $ 19 a. a. D.), betrug 127. 


IV. Beweisaufnahmen haben jtattgefunden: 
a) von Seiten des Gerichts, eines GerichtSmitgliedes oder des Vorfigenden 
($ 16 Abſatz 2 a. a. D.): 


1. an der Gerichtsſtellie.. nenn. 9458 
2. an anderen Orten . ——— 515 
b) durch Erſuchen einer öffentlichen Behörde. .. . 2185 


V. Von den ergangenen Entſcheidungen waren nach den Berichten der Schieds— 
gerichtsvorſitzenden durch Rekurs anfechtbar: 27 334. 


Während die vorſtehenden Ziffern in der Hauptſache die Zahl und den pro— 
zeſſualen Verlauf der Berufungsſachen erkennen laſſen, ſoll die folgende Zuſammen— 
ſtellung ein überſichtliches Bild von dem Streitſtoff geben, welcher den durch Ent— 
ſcheidung des Schiedsgerichts erledigten Berufungen zu Grunde lag. 

1. Es handelte ſich um folgenden Streitgegenſtand: 
A. um die Frage, ob ein Unfall beim Betriebe vorlag, in. 4903 Fällen, 
B. um die Frage, ob ein wrfählicher Zufammenhang vor= r 
lag zwifchen Unfall und Krankheit oder Tod, n . . 1722 „ 
Seite 6625 Fälle. 


Annalen des Deuiſchen Reihe, 189. 52 
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Uebertrag 6 625. Fälle, 


C. im Falle einer Verlegung durch Betriebsunfall: 
a) um die Koſten des Heilverfahrens in a En 97 Fällen 
b) um das Maß der Rente, und zwar 
&) um den Grad der Erwerbsumfähigkeit n . . 19056 „ 
B) um die Höhe des Jahresarbeitöverdienited in . 385 „ 
um Anmwendung des 8 7 des Unfallverficherungs- 
geſetzes ($ 8 des Landwirtbichaftlihen Unfallver- 
jiherungsgejeßes), und zwar 
x) um die Frage, ob die Vorausſetzungen für eine 
von der Berufsgenojjenichaft wahlweiſe zu ge— 
währende Krankenhauspflege vorlagen, in . . 6 „ 
B) um die Folgen, welche eine Weigerung des Berleßten, 
ſich in Anſtaltspflege zu begeben, nad) ſich zog, in 155 „ 
y) um Die Rente der Angehörigen des Ben 
während feiner Anjtaltspflege in . . 63 „ 
D. im Falle der Tödtung: 
a) um die Beerdigungsfoiten in . . a DI’ x; 
b) um die Nente der Hinterbliebenen, und ʒwar 
x) um die Frage, ob der Getödtete der einzige Er⸗ 
nährer der Hinterbliebenen war, in . — 345 „ 
B) um fonftige Fragen in . . re AR 9 
E. um Gewährung einer Kapitalabfindung im Sinne des 
8 67 des Unfallverſicherungsgeſetzes, $ 72 des land— 
wirthſchaftlichen Unfallverſicherungsgeſetzes, 5 39 des 
Bau⸗ Unfallverſicherungsgeſetzes, * 75 des See-Unfall— 
verſicherungsgeſetzes, in . . öl „ 
F. um die Frage der Verjährung des Gntfgädigungsan- 
ſpruchs, $ 59 des Unfallverjiherungsgejeßes, $ 64 des 
landwirthſ chaftlichen Unfallerfiherungsgefehes, 5 68 des 
See⸗ Unfallverſicherungsgeſetzes. —— 381 
G. um fonjtige Streitfragen in. . 2... 20.699 
—— 28 245 Fälle, 


2. Der mit der Berufung angefochtene Beicheid bezwedte nicht die eritmalige 
Regelung der Entjhädigung, jondern war ein gemäß $ 65 des Unfallverfiherungss 
gejeßes, $ TO des landwirthichaftlichen Unfallverficherungsgejeßes, $ 73 des See: 
Unfallverjicherungsgejebes erlajiener 

a) Rentenherabſetzungs- oder ee in . . 12264 Fällen, 

b) Nentenerhöhungsbeicheid in. . . .. Br , 


b. Erfahrungen. Die Geſammtzahl der —— iſt, entſprechend der 
Zahl der Rentenfeſtſetzungsentſcheide, unter denen die Rentenminderungsbeſcheide 
(S 65 des Unfallverſicherungsgeſetzes 2c.) bei der jährlich ſteigenden Zahl der 
Nentenempfänger bejonders ins Gewicht fallen, aud) im Betriebsjahre wieder, 
und zwar im Ganzen um 11,, Prozent geitiegen. Prozentual die höchſte Steigerung 
ijt wiederum bei den Schiedsgerichten des landwirthichaftlichen und des See-Unfalls 
berjicherungsgejehes eingetreten, indem bei den Schiedögerichten des eriteren 
Geſetzes die Zahl der Berufungen von 8 790 auf 10 854, d. 1. um 23,, Prozent, 
bei den Sciedsgerichten des letzteren Gejehed von 181 auf 215, d. i. um 
18,; Prozent gejtiegen ift. Im Uebrigen it die Steigerung beträchtlich geringer; 


2) 
— 
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fie beträgt bei den Sciedsgerichten des Unfallverficherungsgefeged und des Aus- 
dehnungsgejeßes 6,, Prozent (21356 Berufungen gegen 20 147 im Borjahre) 
und bei den Schiedsgerihten des BausUinfallverficherungsgejepes 14,, Prozent 
(1128 Berufungen gegen 986 im Borjahre), 

Bon den auf Grund des $ 65 des Unfallverjicherungsgejepes erlafjenen 
62606 Rentenminderungs- ꝛc. Beicheiden jind 12742 mit der Berufung ans 
gejochten worden; es kommt in diefem Falle auf etwa 5 Bejcheide eine Berufung. 

Das Verhältnig der Abänderungen zu den Bejtätigungen hat ſich gegen die 
Borjahre nicht wejentlich verjchoben, die Zahl der Abänderungen beträgt nahezu 
ein Viertel der Geſammtſumme, indem von den 28 245 durch Urtheil ıc. er— 
ledigten Berufungen die Entſcheidung in 7875 Fällen auf theilweife oder völlige 
Abänderung des angefochtenen Beicheides lautete. Das Verhältniß der Zahl der 
erhobenen Rekurſe — 7806 (7052) — zu der Zahl der refursfähigen Schieds— 
gerichtöurtheile — 27334 (23 724) — jtellt ſich im Berichtsjahre etiwa wie 
1:3, gegen 1:3,, im Borjahre. 

Auch im Betriebsjahre weichen die im Webrigen von den Schiedögerichts- 
vorjigenden mitgetheilten Erfahrungen im Allgemeinen nicht von dem ab, was 
in den Vorjahren an diejer Stelle zu verzeichnen war. Ausdrücklich jei erwähnt, 
daß der Vorjigende des am meilten bejchäftigten Schiedsgeriht3 (mit 1830 
anhängig gewejenen Berufungen), wie ſchon in früheren Jahren, jo auch jegt 
wieder „das lebhafte Interefje der jämmtlichen Beiliger für die jchiedsgerichtliche 
Thätigfeit und ihr Bejtreben, jachlih und objektiv zu urtheilen“, lobend und 
anerfennend hervorhebt. Das bisherige gute Einvernehmen unter den Mitgliedern 
des Schiedsgerichts fei durch den Eintritt einiger neuer Beiliger in Folge der 
Neuwahlen in feiner Hinficht geitört worden. Ein auderer Vorjigender mehrerer 
Sciedögerichte mit zufjammen 735 anhängig gewejenen Berufungen betont unter 
„wärmjter Anerkennung” der gefammten Thätigfeit der Schiedsgerichtsbeiſitzer 
namentlid ihre Selbjtändigfeit bei der Abſchätzung der Erwerbsunfähigfeit, welche 
durch die ärztlich feitgeitellten Folgen des Unfall verurjacht wird. 


B. Invaliditäts- und Alteröverliherung. 


1. Verwaltung. 


Erörterungen über die Berfiherungspfliht. Noch immer bereitet die Ab— 
grenzung des Kreiſes der nad) dem Invaliditäts- und Altersverficherungsgeiet 
verjicherten Perjonen Schwierigkeiten, die namentlich auch bei der Auslegung des 
unter dem 1. März 1894 bekannt gegebenen Bundesrathsbeſchluſſes, betreffend 
die Invaliditäts- und Altersverjicherung von Hausgewerbetreibenden der Tertils 
industrie (Reichs-Geſetzbl. S. 324), zu Tage treten. In letterer Beziehung wird 
der unter dem 9. November 1895 veröffentlichte weitere Beichluß des Bundes— 
raths (Reichs-Geſeßbl. S. 452) vorausfichtlid; einige Abhilfe Schaffen. Auch im 
Berihtsjahre war die Neigung der Verwaltungsbehörden wiederholt zu erfennen, 
in den auf Grund des 8 122 des Anvaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetzes 
erlafjenen Enticheidungen über die Beitragspfliht von den in der Sprucpraris 
des Reichs-Verſicherungsamts feitgehaltenen Grundſätzen abzuweichen; daß hierunter 
die auf diefem Gebiete Dringend erforderliche Rechtsſicherheit fortgeſetzt leidet, 
unterliegt feinem Zweifel 

Ein Bedürfnig zur Abänderung der unter dem 31. Tftober 1890 diesjeits 
erlafjenen Anleitung, betreffend den Streis der nac dem. Invaliditäts- und. Alters . 


52” 
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verjiherungsgejeß verjicherten Perſonen, ift auch in Ddiefem Jahre nicht hervor: 
getreten. 

Berathungen über die Bevifion des Invaliditäts- und Altersverfidyerungs- 
gefeßes. Dagegen nahnı das Reichs Verfiherungsamt, nachdem bereits im Jahre 1894 
auf Beranlafjung des Staatsjefretärd des Innern über eine Reihe nothwendiger 
Abänderungen des Anvaliditäts- und Altersverjicherungsgejeged Berathungen ge: 
pflogen worden waren, die zur Vorlegung einer diefen Gegenitand betreffenden, 
mit jormulixten Vorjchlägen verjehenen Denkichrift geführt hatten, durch mehrere 
Bertreter in der Zeit vom 4. bis 9. November 1895 an den Verhandlungen 
einer vom Neichdamt des Innern berufenen Konmifjion über die Reviſion des 
genannten Gejeßes Theil. In diefer Kommiſſion wurde aud der Plan einer 
organischen Zujammenlegung der verjchiedenen Zweige der Arbeiterverjicherung, 
insbejondere unter Bejeitigung des Markenſyſtems, auf Grund diesfeitiger Vor— 
ichläge einer Beſprechung unterzogen. 

Anfragen über Beitragsentrihtung ꝛc. Die immer nod) zahlreid einlaufen- 
den Anfragen, welche ſich auf die Beitragsentrichtung, die Ausitellung der Quittungs— 
farten und ähnliche Gegenitände bezogen, wurden — joweit erforderlid, unter 
Wahrung der Entiheidungsbefugnig anderer Behörden — in dem Beſtreben 
beantwortet, das Verſtändniß umd die praftifche Durchführung des Gejehes nad 
Möglichkeit zu erleichtern. 

Arbeiterhülfsgefuche. Die Zahl der von den Verſicherten eingereichten Ge: 
juche, welche die Bewilligung von Invaliden- oder Altersrenten, jowie die Er: 
itattung von Beiträgen (S$ 30 ff. des Invaliditäts- und Altersverſicherungs— 
gejeges) betrafen, betrug 1213. 

Uebernahme der Fürforge für erkrankte Berficherte feitens der Berfiherungs- 
anftalten. Auch in dieſem Jahre wurde der Ammwendung der Bejtinnmungen 
des $ 12 des Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetzes bejondere Beachtung 
gewidmet, nachdem nunmehr fait alle Verfiherungsanitalten dazu übergegangen 
find, von der ihnen darin ertheilten Befugniß zur vorbeugenden Krankenpflege 
einen mehr oder minder ausgiebigen Gebraud) zu machen. Gegenüber den Bes 
jtrebungen einzelner VBerjicherungsanitalten, unter Aufiwendung großer Summen 
eigene Krankenhäuſer und Spezialheilanitalten zu errichten, hat das Reichs-Ver— 
jiherungsamt dahin zu wirken gefucht, daß derartige, über die nädhitliegenden 
Zwede der Verjicherung hinausgehende Pläne nur im Falle eines dringenden 
Bedürfnifjes und mit größter Vorfiht und Sparjamfeit verfolgt werden. Die 
Benugung bejtehender Kranfenhäufer von Seiten der Verficherungsanitalten oder 
deren Errichtung duch Dritte im Intereſſe der Anjtalten Hat es thunlicit 
unterjtüßt. 

Genehmigung von Statutänderungen. Den von 11 Berjicherungsanftalten 
beichlojjenen Abänderungen ihres Statut wurde die Genehmigung ertheilt. 

Strafbefchwerden. Beichwerden gegen Strafverfügungen der Vorſtände der 
Verjiherungsanjtalten (55 142 ff. des Invaliditäts- und Altersverſicherungs— 
gejebes) wurden im Berichtsjahre 1221 anhängig. Davon wurden erledigt 1021, 
und zwar durch Entjcheidung 788, durch Zurücdnahme der Strafverfügung 200, 
durch Zurücnahme der Bejchwerde 27. In 6 Fällen wurde die Beihwerde an 
das zujtändige Yandes-VBerjicherungsamt abgegeben. Als unerledigt wurden in das 
laufende Gejchäftsjahr übernommen 200 Bejchwerden. 

Einfprüde gegen die Rentenvertheilungen des Rechnungsbureaus. Gegen 
die Nentenvertheilungen des Rechnungsbureaus wurde in 360 Fällen Einjprud) 
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(Widerſpruch) — 8 90 Abjag 1 und $ 160 Abſatz 3 des Invaliditäts- und Alters- 
verſicherungsgeſetzes — erhoben, jo daß einjhließlih der aus dem Jahre 1894 
unerledigt übernommenen 92 Fälle 452 Saden zur Bearbeitung vorlagen. Weber 
20 Einſprüche (Widerfprüche) wurde fürmlihe Entiheidung getroffen, wobei in 
5 Fällen eine Abänderung der erjtmaligen Bertheilung des Rechnungsbureaus 
erfolgte, während in 15 Fällen die Vertheilung des Rechnungsbureaus beſtätigt 
wurde; in 339 Fällen wurde der Einſpruch zurüdgenommen. 93 Fälle blieben 
unerledigt. 

Dabei wurde u. A. die Frage vom Reichs-Verſicherungsamt grundſätzlich 
entjchieden, nach welchen Geſichtspunkten die Vertheilung derjenigen Renten zu 
erfolgen hat, welche auf Grund der zu verjchiedenen Zeitpunkten in Kraft gejegten 
Bundesrathsbeſchlüſſe, betreffend die Ausdehnung der Verſicherungspflicht auf 
gewifje Klaſſen der Hausgewerbetreibenden, bewilligt worden find, 

Wahl der Ausfhußmitglieder bei den gemeinfamen Berfiherungsanfalten. 
Am 1. Juli 1895 begann für die Mitglieder der auf Grund des $ 48 des 
Anvaliditäts und Altersverficherungsgejebes für die Verſicherungsanſtalten ges 
bildeten Ausjchüffe eine neue Wahlperiode. Die hiernach erforderlihen Neuwahlen 
wurden für die gemeinjfamen Berfiherungsanitalten ($ 64 a. a. O.) auf Grund 
der Wahlordnung vom 29. Mai 1890 — Amtlidde Nachrichten des Reichs-Ver— 
fiherungsamts 1890 ©. 457 ff. — durchgeführt, die Wahlergebnifje geprüft und 
den Vorjtänden der betheiligten Berficherungsanitalten mitgetheilt. 

Erlaß einer Revidirten Gefhäftsanweifung, betreffend die Auszahlungen 
durch die Pol, fowie Wevidirter Borfchriften über die Art und Sorm der 
Rednungsführung bei den Berfiherungsanflalten. Im Hinblid auf die in dem 
88 30 und 31 des Invaliditäts- und Wltersverjicherungsgefeged vorgejehenen 
Beitragserjtattungen, welche im Berichtsjahre zum eriten Male praktiſch wurden, 
waren bereit3 im Sahre 1894 Verhandlungen mit den Central-Poſtbehörden 
gepflogen worden, um eine Ergänzung der Gejchäftsanweifung vom 29. Oktober 
1890, betreffend die Auszahlungen durch die Poſt, herbeizuführen Dieje Ber- 
handlungen haben in der Nevidirten Gejchäftsanweilung vom 29. April 1895, 
welche am 1. Juli 1895 in Kraft getreten ift, ihren Abjchluß gefunden (Umtliche 
Nachrichten des Reichs-Verſicherungsamts, Invaliditäts- und Alterdverficherung 
©. 117 ff.) 

Ebenjo iſt die aus gleiher Veranlafjung in Ungriff genommene, jchon im 
vorjährigen Gejchäftsbericht erwähnte Nevifion der Vorfchriften, betreffend die 
Art und Form der Nednungsführung bei den Berlicherungsanftalten, nunmehr 
vollendet. Die unter dem 30. April 1895 erlajjenen Revidirten Rechnungs 
vorfchriften (Amtliche Nachrichten des Reichs-Verſicherungsamts, Invaliditätd- und 
Altersverfiherung ©. 140 ff.) enthalten außer denjenigen Zufäßen, welche durch 
die Beitragserjtattungen bedingt jind, eine Reihe verjchärfter Beitimmungen über 
die Buchung der Kapitalanlagen, mit Hiülfe deren es ermöglicht werden foll, für 
die Zukunft eine bejjere Ueberjiht über die Verwaltung der von Jahr zu Jahr 
fih vermehrenden Bermögensbejtände der Verfiherungsanitalten zu gewinnen. 

Bor Erla der neuen Rechnungsvorjchriften fanden am 18. und 19. März 1895 
Berathungen mit einer Kommiſſion von Bertretern der Berjiherungsanftalten jtatt. 

Statiftik der Invaliditätsurfahen. Die Statiftif über die Urfachen der 
Snvalidität bei denjenigen PBerjonen, welche in den Genuß der nvalidenrente 
getreten jind, it im Nechnungsbureau in Angriff genommen worden und wird 
vorausiichtlid im Laufe des Jahres 1896 zur BVeröffentlihung gelangen. 
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Gefamminadweifung über die von den Berfiherungsanfalten einzureichenden 
Heberfichten über ihre Gefchäfts- und Kechnungsergebnille. Die von den Verſicher— 
ungsanjtalten gemäß $ 130 des Invaliditäts- und Altersverficherungsgejeges für 
1894 vorgelegten Ueberfichten über ihre Gejchäfts- und Necdhnungsergebnifje wurden 
in etwas abgefürzter Form zu einer entiprechenden Gejammtnachweijung verarbeitet 
und öffentlich befannt gemacht (Drudj. des Reichtags IV. Sefj. 1895/96 Nr. 80). 

Prüfung der Gefchäftsf ührung der Berfigyerungsanflalten. Im Jahre 1895 
hat auf Grund des $ 131 des Invaliditäts- und Altersverficherungsgejeges bei 
8 Verſicherungsanſtalten eine — Prüfung der Geſchäftsführung durch 
Kommiſſare des Reichs-Verſicherungsamts ſtattgefunden. 

Verwendung eines Theils des Vermögens der Berfiherungsanftalten zum 
Bau von Arbeiterwohnungen. Die von den Verficherungsanftalten zur Förder: 
ung des Baued von Wrbeiterwohnungen getroffenen Maßregeln find mit Auf: 
merfjantfeit verfolgt worden. Zu dem gedachten Zweck wurden jeither von den 
Berficherungsanitalten an Darlehen gewährt oder zur Hergabe bereit geitellt: 

1. innerhalb der Grenze der —————— ee 3 756 616 M 

2. über dieſe Grenze Hinau . . . . 2 Nu) ne 3694480 „ 


zuſammen 7451096 M 

Rechnungsbureau des Reichs-Verſicherungsamts: a) Rentenvertheilungen. 
Zu den aus dem Vorjahre übernommenen 6 913 Anträgen auf Rentenvertheilung 
traten im Berichtsjahre 55 173 Invalidenrenten und 33 747 Alterörenten binzu, 
‘jo daß insgeſammt 95 833 Nenten zur Bearbeitung vorlagen. Hiervon wurden 
82 374 vertheilt, während 12 959 umerledigt in das Jahr 1896 übernommen 
wurden. In 1565 Fällen wurde von dem Rechte des Vorbehalt$ ($ 160 des 
Invaliditäts- und Alteröverficherungsgejeges) Gebrauch gemadt; dazu famen nod 
410 unerledigte Vorbehalte aus dem Jahre 1894. Das Verfahren fand während 
des Berichtäjahres in 1432 Sachen jeinen Abichluß, jo daß nod 543 Fälle in 
das Jahr 1896 übernommen worden jind. Zur Vorbereitung und Durchführung 
des PVertheilungsverfahrens gingen von den Vorjtänden der Verficherungsanitalten 
und zugelajlenen bejonderen Kafjeneinrichtungen rund 20000 bejondere Mittheil- 
ungen und aufflärende Verhandlungen ein, 

b) Verrechnung der Rentenzahlungen und Doppelmarken. Bei der gemäß 
S 92 a. a. DO. bewirkten Prüfung und Abrechnung der von der Poſt und einzelnen 
Kafjeneinrichtungen für Rechnung des Neichs und. der Berjicherungsanjtalten ꝛc. 
während des Jahres 1894 geleijteten Nentenzahlungen ergaben ſich vielfach An: 
jtände, die in vund 2600 Fällen Nüdfragen erforderlih machten. Im Anſchluß 
hieran erfolgte bei 8200 Renten die endgültige Verrechnung der Vorſchüſſe. 

Für das Etatsjahr 1894/95 wurde die Abrehnung der Einnahmen des 
Reichs aus dem Verkauf von Doppelmarken, jowie die Prüfung und Abrechnung 
der vom Reich wegen Erjtattungen für irrthümlich verwendete und vernichtete 
Doppelmarfen zu zahlende Beträge bewirkt. 

c) Mathematifh-Ratiftifhe Arbeiten. An mathematifchejtatiitiichen Arbeiten 
hat das Rechnungsbureau im Laufe des VBerichtsjahres angefertigt: 

1. Tafeln über die Sterbenswahrjceinligkeiten fiir Invalidenrentenempfänger 

auf Grund der bi Mitte 1894 eingetretenen Todesfälle; 
2. die Berechnung der Slapitalwerthe von nvalidenrenten auf Grund der 
zu 1 erwähnten Tafeln; 


3. eine Abjterbeordnung für Alterdrentenempfänger auf Grund der bis Mitte 
1894 eingetretenen Todesfälle; 
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4. die Berechnung der Kapitalmerthe von Alterörenten auf Grund der zu 3 
bezeichneten Abiterbeordnnung ; 

5. ein Gutachten über die Wirkung der Rentenvertheilungen auf die Be— 
lajtung der einzelnen Berjicherungsanitalten ; 

6. eine überjchläglihe Bilanz der Verjiherungsanftalten für die erſte Beitrags— 
periode auf Grund der Rechnungsergebniffe der Jahre 1891, 1892, 1893 
und 1894; 

7. die Vorarbeiten zu einer Statijtif der Invaliditätsurſachen; 

8. die Vorarbeiten zur Unterfuchung der Mehrbelajtung, welche für die See— 
Berufsgenofjenihaft aus der Ausdehnung der Entfhädigungspflicht auf die 
durch klimatiſche Krankheiten (gelbes Fieber) herbeigeführten Todesfälle 
erwachien -mwürde ; 

9. die Berehnung des von den Berfiherungsanftalten und zugelafienen Kaſſen— 
einrichtungen im Sahre 1896 gemäß 8 92 Abſatz 3 des Invaliditäts— 
und Wltersverjicherungsgejeged an die Pot abzuführenden Betriebsfonds. 


d) Statififches. Vom 1. Januar 1891 bis zum Ablauf des Berichtsjahres 
wurden an Nenten überhaupt anerkannt: 





Invaliden⸗ 
renten 


bei den 











Alters⸗ 


renten Zuſammen 







31 Verſicherungsanſtalten 
9 Kaſſeneinrichtungen . 


425 477. 





156 027 


Im Berichtsjahre bezogen rund 
217 600 Perſonen Altersrente, 
130 900 Berjonen Invalidenrente, 


348 500 Perſonen überhaupt Rente. 
Da ſich unter diefen rund 800 Perjonen befinden, deren Altersrente im Laufe 
des Berichtsjahres in Anvalidenrente umgewandelt wurde, und dieje Perſonen des— 
halb vorjtehend doppelt gezählt ind, jo ftellt jich die wirkfihe Zahl der Renten— 
empfünger des Berichtsjahres auf 
rund 347 700 Berionen, 


aljo rund 


an welche insgeſammt 
42,, Millionen Marf, 
und zwar an Altersrenten rund 26,, Millionen Marf, 
an Anvalidenrenten 15,, Millionen Mark 
gezahlt ſind. 
Die von den PVerfiherungsanftalten fjeit dem 1. Januar 1891 feſtgeſetzten 
Renten repräjentiren überjchläglid ein Dedungsfapital von 
rund 203,, Millionen Mark 
und mit Einjchluß der an den Reſervefonds ($ 21 des Invaliditäts- und Alters— 
verficherungsgejebes) abzuführenden Beträge in Höhe von rund 40,, Millionen Marf 
ein Kapital von 
rund 243,, Millionen Marf. 
Dem fteht nad Abzug der gefammten Verwaltungskoſten — für 1895 in ders 
jelben Höhe wie für 1894 angenommen — eine Einnahme aus Beiträgen gegemüber 
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im Jahre 1891 von und . 85, Millionen Marf, 
" „ 1892 " ” 84,0 ” ” 

. „ 1893 „ i 85, iR * 

" 1894 " " 5 8T,s " " 

J * 1895 „ A . 89,4 ri 


zufammen 432,, Millionen Dart 


Es verbleibt demgemäß — ohne Berüdfihtigung von Zinſen — zur Dedung 
der bisher nur in geringem Umfange bewilligten, ſpäter aber vorausjichtlich ſich 
jteigernden Beitragserjtattungen ($$ 30, 31 a. a. D.), jowie der in Folge der 
längeren Dauer der Beitragsleijtung allmälig höher werdenden Jnvalidenrenten ein 
Kapital von rund 188,, Millionen Mark. 


2. Rechtſprechung. 
Rechtſprechende Thätinkeit des Keichs-Verſicherungsamts als Revifionsgeridt. 
I. Die Zahl der im Jahre 1895 — ade Nevijionen beträgt: 


in Snvalidenrentenjahen . ee Be 2 092 
in Altersrentenſacheen. 1493 
in Beitragserjtattungsjahen . A er et Den ae 21 


zufammen 3 606 
Unerledigt find übernommen aus dem Jahre 1894: 


Snvalidenrentenjachen ea ae ie ar 
Altersrentenfahen . 2 ren. 40 
jzufjammen . . . 901, 


mithin waren zu bearbeiten 4 507. 


Revijionen wurden eingelegt: Anvalidene Miterde „Pettragte 
renien ſachen renten ſachen — 
a) von den Verſicherten in.. 1531 1098 14 
b) von den Verſicherungsanſtalten und Kaſſen— 
einrichtungen nn. 2 2 m nenn. 455 327 7 
c) von den Staatskommiſſaren in. . . 106 68 — 


zuſammen wie — 2092 1493 21 
—— —— ç — e — — 
3606 Sachen. 
Bon den Verſicherten und Verſicherungsanſtalten 2c. zugleich iſt in 10 
von den PVerjicherten und Staatskommiſſaren zugleih it in . 5 
von den Berjicherungsanitalten ꝛc. und Staatsfommifjaren zu— 
BEER SIE 2 3 ee ee tar re 
jufammen in 82 
Sachen Reviſion eingelegt worden. 
II. Von den Nevijionen wurden erledigt: — 


Invaliden⸗  Alterds 
renteniachen renteniacdhen — 


a) durch Urtheil nach mündlicher Verhandlung 1581 1148 5 = 2734 
und zwar: 


Seite 2734 4507 
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Uebertrag 2 734 
1. Zurücdgewiejen wurden Reviſionen: 


i Beitragd- 
Invaliden⸗ Mlterd: ; 
rentenfachen rentenfachen — 


x) der Verſicherten. 879 648 5 = 1532 
PB) der Verficherungs-An- 
italten und Kaſſenein— 


rihtungen -. . . . 137 95 — = 232 
y) der Staatötommiffare 35 27 —— 8 
zuſammen 1051 770 5 = . . 1826. 


2. Stattgegeben wurde den Reviſionen: 


x) der Verjicherten 
Invaliben: Altere⸗ Beitrages 
rentens tenten⸗ erjtattunges 
jachen ſachen ſachen 
xx) durch Zurückver— 
weijung an das 
Schiedögeriht in 163 108 — —266 Fällen 
83) durch Zurückver— 


weiſung an den 





Vorſtand in. . 1 2 —= 3 „ 
yy) duch eritmalige 
Zuerfennung der 
Rente in. . . 2 26 —— 58, 
85) durch Abänderung 
d. Rentenbeginns 
oder der Renten 
böhe un . . . 8 5 — 13 „ 
zuſammen 204 136 ——. . . 340 


8) der Verfiherungs-Anjtalten und Kafjeneinrichtungen 
Invalidene Alterd: Beitrags: 
tentene renten⸗ erjtattunges 
ſachen ſachen ſachen 
aa) durch Zurückver— 
weilung an das 
Sciedsgeridt in 130 71 — =201 Fällen 
BP) durch Zurückver— 
weilung an den 
Roritand in. . 1 2 —= 3.” 
yy) durch Abweifung 
des Mentenan- 
imrudhs n . . 98 108 — =206 „ 
durch Abänderung 
d. Rentenbeginns 
oder der Renten— 


88 


—⸗ 


bien... 48 22 — = TO „ 
zufammen 277 2083 —=. . . 480 


Seite 2734 


793 


4 507 


4507 
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lebertrag 2734 4507 


y) der Staatslommifjare Amvativen Alters: 
Tenlens rentens 


lachen laden 
xx) durch BZuridverweijs 
ung an das er, 
gericht mn. . . 19 13 = 32 Füllen 
B3) durch Burüeverweife 
ung an den Vorjtandin — — — — „ 


yy) durch Abweiſung des 

Rentenanſpruchs in 23 22 245, 
&5) durch Abänderung des 

Rentenbeginns od. des 

Nentenbetrags in . 6 b =1i „ 


zujammen 48 40 





. 88 
insgefammt . . . 908 
find. . .„ 2734. 
Die nach mündlicher Verhandlung ergangenen Urtheile haben 
hiernah im Ganzen: 


l 


Neviiionen zurüdgewieien in . . . ....1826 Fällen 
die Sache in die Vorinjtanz zurichverwiefen in. 505 „ 
eritmalig Nente zuerkannt in. . i 58, 


die dvorinjtanzlich zugefprochene Rente aberfannt in S51- ; 
den Beginn oder die Höhe der ER ur 
gejegten Nente abgeändert in. . . 94 
jind wieder 2734 Fälle, 


b) durch Urtheil ohne mündlihe Verhandlung wurden Revi— 
ſionen zuricgewiejen: 269 in Invalidenrentenſachen, 207 in 
Altersrentenjachen, 1 Beitragserjtattungsjache, zufammen . 477, 


und zwar: Invalidens Alters- Beitrags: 
tentene teniens eritattungds 
£ ſachen ſachen ſachen 
x) wegen verſpäteter 


Einlegung. . . 241 189 1 = 431 
3) als offenbar unbe: 

gründet ($81Ubj.2 

des Invaͤliditäts— 

und Altersverſicher—⸗ 


ungsgejeßes) . . 28 18 — = 46 
zufanmen . . 269 207 1 jind wieder 417 
e) auf andere Art (Zurücknahme, Vergleid ıc.) 121 Invaliden 
rentenjachen, 93 Altersrentenfachen, zufammen . . . 215 
insgefammt . . . 692 
erledigt jind zufanmen . . . 3426 


und zwar: 1971 Invalidenrentenſachen, 1448 Mlterdrenten- 
jachen, 7 Beitragserftattungsjachen. 
Mithin blieben unerledigt . . 1081 


und zwar: 621 Invalidenrentenſachen, 446 Altersrentenjachen, 
14 Beitragserjtattungsjachen. 
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III. Den durch Urtheil nad mündlicher Verhandlung erledigten Saden lagen 
folgende Streitfragen zu Grunde: 


A. Nichtanwendung oder umrichtige Anwendung des bejtehenden Rechts kam 


in Frage, und zwar handelte es fi darum: 
Invaliden⸗ Alters: Beitrag: 
renten · renten ⸗ erſtatlungẽe⸗ 
fadsen ſachen ſachen 


a) ob der Rentenbewerber zu den ———— 

gehörte, in . . . 135 40 — 
b) ob die Wartezeit erfüllt war, in 409 288 — 
ec) ob bereits Invalidität eingetreten war, in. 239 13 — 
d) ob die jonitigen rechtlichen Vorausſetzungen 

für einen Rentenanjprucd gegeben waren, in 151 60 — 
e) nad welchen rechtlichen Gejichtspunften der 


Beginn der Rente zu bejtimmen war, in . 29 31 — 
f) nad) welchen rechtlichen Gefichtspunkten das 
Maß der Rente zu beredinen war, in. . 58 17 — 
g) um fonftige Nedtsfragen in . . 2... 91 42 5 
zufammen in 1112 891 5 = 2008. 





Die thatjächlichen Feititellungen des Schieds— 
gericht waren zu prüfen: 
a) Diejelben waren aufrecht zu erhalten, und 
daher die Nevijion zu verwerfen in . . 222 125 — 
b) diejelben waren wegen eines Verſtoßes wider 
den klaren Inhalt der Akten aufzuheben in 152 70 — 


zuſammen in 374 195 — = 569. 
C. Es war zu prüfen, ob wejentliche — 


des Verfahrens vorlagen in . . . 95 2 — — 157 
zufammen in 1581 1148 5 = 2734 
— — 


insgeſammt wie oben zu Ila. 
IV. In 258 Sigungstagen haben mündliche Verhandlungen in 2 787 Sachen 
jtattgefunden, und zwar: 
1. vor der erweiterten Spruchlanımer (Ziffer 5 der Kaiſerl. Verordnung 
vom 20. Dezember 1890) an. . . 30 Tagen in 220 Fällen, 
2. vor der engeren Spruchkammer (Ziffer 4 
GMT oe er 2 = „ 2567 z 
zujammen an 258 Tagen in 2787 Fällen. 
Eine Vertretung der Verfiherten durch Rechtsanwälte fam in 10 Fällen 
vor; ein Staatsfommijfar war in einem Falle zur mündlichen Verhandlung 
erichienen. 

V. Um die von den Spruchlammern angenommene Auslegung jolcher geſetzlichen 
Beitimmungen, welche von erheblicher grundjäßlicher Bedeutung jind, maß— 
gebend feitzuitellen, wird ein Präjudizienbuc geführt, weldies zur Zeit 
778 Eintragungen enthält. Dasjelbe bietet zugleich Material zur Ent— 
iheidung der Frage, ob über die einzelnen Reviſionen vor der engeren oder 
der erweiterten Spruchfanmer (Ziffer 4 und 5 der Kaiſerlichen Verordnung 
vom 20. Dezember 1890) zu verhandeln tft. 

,Rechtſprechung der Schiedsgerichte. a) Statiftifhes. Im den erjten Monaten 
des Jahres 1895 beitanden im Neih 624 auf Grund des Invaliditäts- und 
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Alteröverfiherungsgejebes errichtete Schiedsgerichte, von diefen entfielen 604 auf 
die 31 Verfiherungsanitalten, 20 auf die nah 88 5 ff. a. a. D. zugelafjenen 
9 bejonderen Kafjeneinrichtungen. Die Zahl der leßteren Schiedsgerichte erfuhr 
durch eine anderweitige Organijation der preußiichen Staatseifenbahnvermaltung 
am 1. April 1895 eine Steigerung um 9. Desgleichen trat am 1. Juli 1895 
in Preußen in den Bezirken zahlreicher Schiedsgerichte der Verjiherungsanitalten 
infofern eine Nenderung ein, al, während bisher fait für jeden Kreis ein Schieds- 
gericht beitand, mehrere Kreife, insbejondere Stadt: und Landkreife oder benach— 
barte reife, zu einem Schiedsgerichtsbezirke vereinigt wurden. In Folge defien 
beträgt die Zahl der Schiedsgerichte im Reich feit dem 1. Juli 1895 528, davon 
entfallen 499 auf die 31 Verjiherungsanjtalten, 29 auf die nad den SS 5 ff. 
a. a. D. zugelajjenen 9 bejonderen Stafjeneinrichtungen. 


Während im ganzen Berichtsjahre insgeſammt 34,847 Anſprüche auf Alters: 


vente erhoben worden jind, don denen — einjchliegli der aus dem Worjahre 
unerledigt übernommenen 5 268 Altersrentenanjprüdhe — 27586 von den Per: 


jiherungsanftalten 2c. anerkannt, 7598 zurückgewieſen, 1751 anderweitig erledigt 
und 3360 umerledigt auf das Jahr 1896 übernommen wurden, und während 
ferner im Ganzen 73 710 Anfprüche auf Invalidenrente geltend gemacht worden 
find, von denen — einjchließlih der aus dem Vorjahre unerledigt übernommenen 
7399 Invalidenrentenanjprühe — 54 424 von den Berficherungsanitalten ıc. 
anerkannt, 14454 zurücdgewiejen, 3611 anderweitig erledigt und 8 620 umerledigt 
auf das Jahr 1896 übernommen wurden, find bei den Schiedägerichten 18 819 Be: 
rufungen anhängig geworden, und zwar: 


in ISnvalidenrentenfjahen . » 2 2 2 2 en nn. 11873 

in Altersrentenſachen . . . 2.6489 
wegen Erjtattung von Beiträgen gemäß ss 30 und 31 des 

Invaliditäts- und Altersverliherungsgejeßes . . .» » - 497 

Davon find erhoben: 13.019 
a) von den Verſicherten oder deren Hinterbliebenen. . . 18262 
b) von dem Staatstommiffar . . . ARE 537 
c) von beiden zu a und b bezeichneten. Seiten ae 20 
18 819 


Bon der Geſammtzahl der im Berichtäjahre anhängig gewordenen (18819) und 
der aus dem Vorjahre unerledigt übernommenen (4 756) Berufungen jind erledigt: 


a) durch rechtsfräftigen Ablehnungsbejcheid des Vorfigenden . . . 1311 
b) durch Vergleich oder Zurüdnahme der Berufung . » 2 29335 
ce) durch Entiheidung des Schiedögeriht8 . » 2 2 20202020. 13257 
&) Zurücdweifung aus formellen Gründen 
xx) wegen Verfäumung der Berufungsftiit . . . 307 
BB) wegen Unzuftändigfeit des Schiedsgeriht8 . . 64 
8) Beſtätigung des angefochtenen Beiheided . . .„ . 9305 
y) völlige oder theilweife Abänderung des angefochtenen 
Beſcheiddddeeee ee ee er A 
d) auf andere Wie 2 2.860 


zujammen 18363 
Unerledigt blieben 5 212 Sadıen. 
Die Zahl der Sitzungen betrug 3 396. 
Sn 7368 Sachen haben Beweisaufnahmen jtattgefunden. 


Geſchäftsbericht des Neich3-Verficherungsamts für das Jahr 1895, 797 


In 128 Sadıen iſt ohne mündliche Verhandlung und in 1254 Saden ohne 
vorgängigen Schriftwechjel entichieden worden. 

Gemäß 5 74 Abjah 6 des Invaliditäts- und Altersverficherungsgejeges find 
Koſten des gerichtlichen Verfahrens einer Partei auferlegt worden in 94 Fällen. 

b) Erfahrungen. Unter den Gefchäftberichten der Schiedögerichtsvorfigenden 
befinden ſich verhältnigmäßig nur wenige, denen bejondere Bemerkungen über die 
bei der Handhabung des Gejeßed und der Kaiſerlichen Verordnung vom 
1. Dezember 1890 gemachten Erfahrungen Hinzugefügt find. Dies erklärt ſich 
zum Theil daraus, daß in Folge der am 1. Juli 1895 eingetretenen ander= 
weiten Organijation in den Bezirken zahlreicher Schiedsgerichte ein Wechjel im 
Vorſitze jtattgefunden hat, und die neuernannten Vorſitzenden bei der furzen 
Dauer ihrer amtlihen Thätigfeit noch nicht Gelegenheit gefunden haben, befondere 
Beobachtungen zu machen oder Erfahrungen zu fammeln. Soweit ſolche Aeußer— 
ungen der Borfigenden vorliegen, beziehen ſie ſich fait durchweg auf diefelben 
Punkte, welche jchon in den legten Jahren erwähnt worden find Es wird daher, 
um Wiederholungen zu vermeiden, auf die Gejchäftsberichte für 1893 und 1894 


verwieſen. 
Allgemeine Geſchäftsüberſicht. 








Unerledigt]) Gin. 





Davon 

über: 

| nommen Summe — — 
vom — * + — 
\Jahre isoapPahre 1895 erledigt | uncerledigt 
4 — 2* u 





A. Unfallverficherung. | 

I. Summe aller Beſchwerden ꝛc. 

unt.1,2,3,4auf S. 772-775 | 1 940 

II. Dazu Rekurſe gegen die! 

Entjheidungen der Schieds— 

gerihte (S. 776— 778) 
Summe A 














7130 9070 7571 1409 






7806 
14 936 







11135 
20 203 


B 3nvaliditäts- und 
Altersverfiherung. 


I. Beichwerden ꝛc. 
OD. Revifionen . . . 
Summe B 
Summe aller Bejchwerden, Re— | 
furje und NRevifionen . .! 6543 | 20976 | 27519 | 21839 | 

Dazu die Arbeiten des Nechnungsbureaus, vergleihe S. 790. 

Die Zahl der abgehaltenen Plenarjigungen betrug 8; Abtheilungsiigungen 
fanden regelmäßig an bejtimmten Wochentagen jtatt. 

In den „Amtlihen Nachrichten des Reichs-Verſicherungsamts“ gelangten aus 
dent Gebiet der Unfallverfiherung 102 Rekursentſcheidungen und Verwaltungs— 
bejcheide (im Ganzen bisher 870 Rekursentſcheidungen und 606 Verwaltungs- 
bejcheide), aus dem Gebiete der Invaliditäts- und Alterverfiherung 78 Revifiond« 
entfcheidungen und PVerwaltungsbejcheide (im Ganzen bisher 404 Reviſions- 
entjcheidungen und 74 Verwaltungsbefcheide) zur Veröffentlichung. 
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Bremen. 
Im Zwifchended find in den legten 5 Jahren über Bremen befördert worden: 
Direft durch den Norbdeutichen Yloyd ‚indirekt über engliſche Häfen la run 
= — — — — en 
jahr Davon Davon —— 
Perſonen — JPerſonen öBwis z⸗ 
NT | mutter I; Zwiſchen dedcs⸗ 
Deutſche Nichtdeutſche E eutſche |Nichtdeutfche naflantere 
1890 | 140 410 47681 92 729 1015 399 616 141 425 
1891 | 138 457 59 079 79378 1 364 594 17 139 821 
1892] 127029 | 59228 67801 2389 669 1 720 129 418 
1895 | 106 291 | 39446 66 845 3 109 406 2 703 109 200 
1894 | 43 339 16 771 26 568 4 160 498 3662 47 499 
1895| 64295 14 737 44 558 4697 423 4274 63 492 


| | : 

Dana Hat die Zahl der Auswanderer am Ende des Fahre 1890 den 
höchſten Stand erreicht und von diefem Zeitpunfte an von Jahr zu Fahr in dem— 
felben Verhältniffe, wie jich die wirthichaftlihe Lage in den Wereinigten Staaten 
verjchledhterte, abgenommen, bis ſie in dem auf die große Handelskriſis im 
November 1893 folgenden Jahre 1894 auf dem niedrigiten Stand anlangte. 
Um 61,901 PBerfonen war die Auswanderung über Bremen im Sahre 1894 
gegen das Jahr 1893 zurüdgegangen, ein in den Annalen der Bremer Statütif 
noch nie dagewejener Fall. Erit im Mai 1895 begann mit der Beſſerung der 
geichäftlichen Lage in Nordamerifa aud die Auswanderung dorthin ich wieder 
zu heben, jo daß die Zahl der während des abgelaufenen Jahres über Bremen 
beförderten Zwifchendedspafjagiere diejenige des Vorjahres (1894) um 21,493 Per— 
jonen überjteigt. Dieſe Zunahme iſt indeß lediglich auf die vermehrte Aus— 
wanderung aus außerdeutichen Ländern zurüdzuführen, wogegen die Zahl ver 
aus Deutihland jtammenden, in Bremen eingejchifften Berfonen gegen das Vor— 
jahr noch um 2109 Köpfe abgenommen hat. 

Die Urſache diejer Erfcheinung dürfte in den gewerblichen und wirthichait= 
lihen Berhältnifjien der Vereinigten Staaten zu juchen jein. Während Die 
Induftriebezirfe im Jahre 1895 wiederum begannen, den einwandernden Ar— 
beitern lohnende Beichäftigung zu Dieten und dementiprechend eine allmählich 
jteigende Anziehungskraft ausübten, blieb die Lage in den Aderbaudijtriften in 
Folge mäßiger Ernten und wegen des niedrigen Standes der Getreidepreiie auch 





’) Val. „Annalen“ 1895 ©. 804, wo auch die früheren Berichte nachgewieſen find. 5 | 
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im verfloffenen Jahre noch wenig befriedigend. Gerade die Aderbaudijtrikte 
bilden aber die bevorzugten Ziele der deutichen Auswanderung, indem die da= 
jelbjt bereit3 angejefjenen und zu einem gewiſſen Wohlitande gelangten Deutſchen 
in Zeiten vwirthichaftlihen Aufichwunges ihre in der Heimat zurüdgebliebenen 
Verwandte und Freunde unter Zuficherung lohnender Arbeit, jowie in vielen 
Fällen durch Ueberfendung von Weberfahrtbillet3 (fogenannte Prepaids) dazu vers 
anlajjen, ebenfalls nad den Vereinigten Staaten auszumwandern. Man wird da= 
ber annehmen dürfen, daß, jo lange die Verhältniſſe der amerikanischen Aderbaus 
gebiete nicht völlig geſundet jind, die deutjche Auswanderung nad) den Vereinigten 
Staaten in mäßigen Grenzen fi) halten wird. 

Die Auswandererbeförderung nah Südamerifa erreichte im  verflofjenen 
Jahre einen ziemlich beträctliden Umfang. Die Auswanderer waren fajt nur 
ruſſiſche Juden. 

Ulle von Rußland kommenden Zmwijchendedspajjagiere, welche die Kontrol: 
jtationen an der preußiſch-ruſſiſchen Grenze und die Station Nuhleben nicht paſſirt 
hatten, wurden laut Verordnung des Medizinalamt3 jofort nad der Ankunft auf 
dem Bahnhof durd Polizeibeamte zur Reinigung, ärztlichen Unterſuchung, ſowie 
zur Desinfizirung der Kleidungsitücde nach dem jtädtiichen Krankenhauſe geführt; 
das Reiſegepäck wurde im Lloydſchuppen desinfizirt. 

Ebenjo blieb auch in diejem Jahre die Anordnung betreff3 der Iſolirung 
der rufliichsgaliziihen Auswanderer in den Nuswandererlogirhäujern in Kraft. 

In Folge einzelner in Rußland und Galizien aufgetretener Cholerafälle 
ftellte da8 amerikanische Konjulat am 19. September 1895 eine Ausihliegung 
der aus Ddiejen Ländern kommenden Auswanderer von der Landung in den Ver— 
einigten Staaten in Ausficht, falls folche Leute nicht hier am Plaße eine fünf: 
tägige Quarantäne einhalten würden. Am 7, Novenber 1895 nahm das 
Konfulat dieſe Maßregel indeß wieder zurüd. 

Der Gefundheitäzuitand der Auswanderer war jowohl während ihres hieſigen 
Aufenthalts als auch während der Reiſe auf den Schiffen ein recht guter. Das 
Gleiche gilt binfichtlich der von außereuropäiihen Häfen Hier gelandeten Zwijchens 
dedspafjagiere. 

Die bremijchen Behörden und die Bürgerichaft ließen e3 auch in Diejem 
Sahre an Bemühungen, den Auswanderern nicht allein eine gute Aufnahme, 
fondern aud alle möglichen Erleichterungen zu Schaffen und dadurch den guten 
Nuf Bremens zu erhalten, nicht fehlen. Aus einem unter der Verwaltung der 
Handeldfammer jtehenden Privatfonds wurden an Auswanderer, welche durch 
unvorhergejehene Fälle in bedrängte Lage gerathen waren, Beihilfen gewährt, 
Durd das Nachweiſungsbureau für Auswanderer wurde für eine Erneuerung 
der in den NMuswandererlogirhäufern in großer Zahl angejchlagenen Plakate, 
betreffend Zeit und Drt der Auswanderergottesdienfte geſorgt. Dieſe Gottes— 
dienjte wurden von den Yuswanderern lebhaft bejucht. Auch die vor Bauern 
fängern warnenden Plakate jind erneuert worden. Diefelben haben den Erfolg 
gehabt, daß den meilt von auswärts kommenden fogenannten Bauernfängern das 
Handwerk foviel wie möglich gelegt it. 

Die Ausmwandererlogirhäufer wurden auch in dieſem Jahre durch den Reichs 
fommijjar in Begleitung der Beamten des Nahweifungsbureaus fir Auswanderer 
regelmäßigen Revifionen unterzogen und gaben in Folge der ſeit dem vorigen 
Jahre getroffenen Verbefferungen zu bejonderen Ausitellungen feine Veranlafjung. 
Gefundene Mängel wurden durch die Polizeibehörde jofort beſeitigt. Die Zahl 
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der YAuswandererlogirhäufer hat jich in Folge des Rüdganges der Auswanderung 
von 79 auf 67 vermindert. 

Die Direktion des Nachmweifungsbureaus für Auswanderer hat den Reid: 
fommiljar in jeiner Thätigfeit nach jeder Richtung hin unterjtüßt. 

Bei den durch den Reichskommiſſar vorgenommenen Revifionen der Aus: 
wandererjchiffe hat derjelbe jih davon überzeugt, daß die zur Sicherheit und 
Bohlfahrt der Pafjagiere getroffenen Einrihtungen im guten und gebrauds: 
fähigen Zuftande fich befanden, und daß die Mannſchaft mit den von ihr bei 
einem Seeunfall zu leitenden Dienjtverrichtungen wohl vertraut war, 

Ullen von dem Reichskommiſſar gemachten Borichlägen zur größeren Sicherung 
der Paſſagiere auf See bradte die Direktion des Norddeutichen Lloyd volles 
Beritändniß entgegen und gab ihnen, joweit die Umjtände dies irgend geitatteten, 
bereitwilligit Folae. 

Die Direktion hat aus eigener |nitiative ſowohl für die vorhandenen, als 
auch für die im Bau befindliden Schiffe viele weſentliche Verbefjerungen und 
Sicherheitämaßregeln angeordnet. 

Insbeſondere wird mit Strenge darauf geachtet, dat regelmäßige Uebungen 
und Ererzitien nad beitimmten Nollen unter Berüdjichtigung der Befähigung 
jedes einzelnen Mannes für den ihm zugetheilten Sicherheitsdienft abgehalten 
werden. Hierzu jind beifpielsweile die Boots-, die Verſchluß- und die Feuer: 
rolle aufgejtellt worden. Der Norddeutiche Lloyd geht damit um, für jedes 
einzelne jeiner Schiffe bejondere, den baulichen Verhältniſſen und Eigenthümlich— 
feiten angepaßte Sicherheitsrollen, unter denen die borerwähnten einen bevor: 
zugten Play einnehmen jollen, aufzujtellen. Auf neun Scnelldampfern jind 
jolhe Rollen bereit3 eingeführt; für die übrigen befinden jich diejelben in der 
Bearbeitung. 

Für „Boote Har“ und „Schotten dicht“ 2c. jind Signale mit Glode, Horn 
oder Dampfpfeife eingeführt. Für die Kommandobrüden der Lloydſchiffe find 
eleftriihe Glodenallarmapparate in Aussicht genommen. 

Bei den auf Veranlafjung des Reichskommiſſars ausgeführten Bootömanövern, 
jowie Schöttenverjhluß-Ererzitien. wurden die Boote durchſchnittlich in 4 Minuten 
Har gemacht und zu Wajjer gefiert, die Schottenthüren in 10 Sekunden gejchloflen. 

Auch auf den der Leith, Hull and Hamburg Padet Company angehörenden 
engliihen Dampfern „Prague* und „Stettin“, welde die Auswanderer nad) 
Leith befördern, jind die im vorigen Jahresbericht hervorgehobenen Mängel be: 
feitigt worden; auch haben die mit den Booten diejer Schiffe auf Beranlafjung 
des Reichskommiſſars ausgeführten Manöver befriedigt. 

Im Laufe des Jahres 1895 wurden folgende Dampfer in die Flotte des 
Norddeutichen Lloyd neu eingeitellt: 

„Erefeld*, „Aachen“, erbaut vom Vulcan in Stettin; „Bonn“, „Halle“ 
von der GermaniasWerft in Kiel. Brutto-Regiitertonnengehalt der vier Schweiter- 
jchiffe it ca. 3960 Negijtertonnen. Länge über Steven- 108,, m, Breite auf 
Spanten= 13,26 m und Seitentiefe- 8,,, m Gejchwindigfeit in See 11'/, Knoten. 
Dieje vier Dampfer find nur zur Beförderung von Zwiſchendeckspaſſagieren und 
Fracht eingerichtet. 

Die Räume für die Zwifchendedspafjagiere (etwa 1080 Perſonen) befinden 
jih in der Iuftigen Poop und dem oberen Zwifchended und entjprechen den 
modernjten Anſprüchen. Das ganze, zum größten Theil mit einem feiten Sonnen— 
ded geſchützte Poopdeck, ſowie dad große Oberded jtehen den Auswanderern zur 
Verfügung. Die wafjerdihten Schotten jind bejonders jtark Ffonjtruirt und im 
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Dinterfchiff jogar bis zum Poopdeck hochgeführt. Dieſe Dampfer jind für die 
Fahrten nah Nord» und Südamerika bejtimmt. 

Umgebaut rejp. verlängert wurden im Laufe ded Jahres die Dampfer 
„Pfalz“ und „Stettin“. Dampfer „Pfalz“ wurde bei Blohm & Voß in 
Hamburg um 16,,; m verlängert und ijt num zur Beförderung von etwa 1160 
Bwiichendedspafjagieren bequem eingerichtet. 

Dampfer „Stettin“, welder von G. Seebed in Geejtemünde um 17,0; m 
verlängert wurde, ijt inzwijchen in die Reichöpoitdampferlinie zwiſchen Singapore 
und NeusÖuinea eingejtellt worden. 

An älterem Schiffsmaterial wurden im Laufe diejed Jahres die Dampfer 
„Köln“ und „Nürnberg“ verkauft. 

In Bau wurden gegeben vier für die Nordamerifafahrt beitimmte große 
Doppelihraubendampfer von je etwa 10,600 Regiitertonnen Bruttogehalt und 
14 Knoten Geſchwindigkeit. Diefe Dampfer jollen zur Beförderung von Kajüts— 
pajjagieren, Auswanderern und großen Frachtmengen dienen; bei ihrer Kon— 
ftruftion ijt ganz bejonderer Werth auf eine vorzügliche Schotteneintheilung ge= 
legt worden, 

Außerdem wurden nod zwei große Doppelichrauben » Echnelldampfer von 
11,800 und 13,700 Regijtertonnen Brutto auf deutſchen Werften in Bau ge 
geben. Die Dampfer, melde eine Gejchwindigfeit von 20 bis 21 Knoten in 
See erzielen follen, jind zur Beförderung von etwa 800 Auswanderern ein- 
gerichtet und mit den denkbar beiten Sicherheitsvorkehrungen ausgejtattet. 

Bejondere Rückſicht iſt bei allen Ddiefen neuen Dampfern auch der zweck— 
entjprechenden Aufitellung der Rettungsboote zu Theil geworden; jedes Boot joll 
in ca. einer Minute zu Waſſer gelafjen werden fünnen, was hauptſächlich da- 
Durch erreicht werden wird, daß die äußeren Klampen, in denen die Boote an 
Bord ded Schiffe ruhen, und welche dem jchnellen Hinausſchwingen öfters — 
zumal bei Srojtwetter — hinderlich jein fünnen, ganz fortgelajjen werden, Auf 
den bereit3 in Fahrt befindlihen Dampfern wird diefe Einrichtung ebenfalld zur 
Durdführung gelangen, und es ijt mit diefer Aenderung auf einigen Dampfern 
bereits der Anfang gemadyt worden. Häufige, auf jeder Reife mindejtens einmal 
vorgenommene Bootdmandver dienen dazu, die Mannjchaften mit dem Aus— 
Schwingen der Boote vertramt zu machen, jo daß diefed Manöver in den meijten 
Fällen nur etwa eine Minute Zeit in Anjpruch nehmen wird. 

Ein weiterer Fortichritt ift in der Ausrüftung jeden Boote mit 6 Knall: 
patronen und 3 Blaulichtern behufs Abgabe von Nothfignalen zu verzeichnen. 

Auf Dampfer „Spree” wurde eine durch Eleftricität automatiſch in regel- 
mäßigen Zwijchenräumen zum Tönen gebrachte, zum Gebraud bei Nebelwetter 
bejtimmte Dampfpfeife während mehrerer Reifen eingehend erprobt und als jehr 
werthvoll befunden. In Folge defjen follen nun zunächſt ſämmtliche Schnell: 
dampfer des Lloyd mit diejer für die Sicherheit werthvollen Einridhtung ver— 
jehen werden. 

Unter den über Bremen beförderten 68,992 Perjonen, von denen 15,160 
Teutihe und 53,832 Ausländer waren, befanden fich 

39,691 Perſonen männlichen und 
29,301 Perſonen weiblihen Geſchlechts. 
Hiervon waren: 
59,499 Ermwadjene, 
7,942 Rinder im Alter von 1 bis 10 Jahren, 
1,551 Kinder unter 1 Jahr alt. 
Annalen bed Deutfchen Reiche, 1896, 58 
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Bon den Auswanderern reijten einzeln: 
29,604 Männer, 
14,935 Frauen, ferner 
24,453 Perſonen in 7880 Familien. 
Direft wurden befördert 
in 200 Schiffen 64,295 Perfonen, 
indirekt „ 160 . 4,697 — 
Die Beförderung vertheilte ſich auf die einzelnen Monate wie folgt: 
Januar 2,209 Perſonen in 21 Schiffen 
Februar 2,393 R = 17 


März 5,408 e 25 * 
April Ye Y 1 
Mai 10,266 = 31 “ 
Juni 6,375 & „ 36 . 
Juli Bon 2 o ze © 
Auguſt 8,018 r u. x 
Septeniber 7,426 A 33 — 


Oktober 6,838 nr 
November 5,474 " „ 36 a 
Dezember 3,139 30 


zujammen 68,992 — in 1360 Schiffen. 

Bon den außereuropäifchen Plätzen nach Bremen wurden zurüdbefördert 
25,762 Bwifchendedspafjagiere, unter denen ſich 371 Perſonen befanden, welde 
in den Vereinigten Staaten von Nordamerika nicht zugelaffen wurden. 

Von dieſen jtammten aus: 


Deutihland . . 2.2..2..29, 
Deiterreih - - - » ... 196, 
Rußland . . % SL, 3: 188: 


Unter den Zurücgewiejenen befanden ſich 132 Perjonen, welche angeblid 
vor ihrer Einſchiffung Arbeitsfontrafte für Amerika abgeſchloſſen hatten. 


Hamburg. 


Die Auswandererbeförderung über Hamburg it im verflojjenen Jahre wicht 
unbeträchtlich geitiegen. 
Es wurden befördert im Jahre: 
1891 . .„ . 144,239 Perjonen 


1892 . . . 188,820 — 
1833 .. 58,872 
1894 ... 38,827 
1895 55,097 


Dieſe Steigerung iſt hauptſachlich durch die vermehrte Auswanderung aus 
Rußland verurſacht worden. Während im Jahre 1894 nur 7511 ruſſiſche 
Zwiſchendeckspaſſagiere über Hamburg befördert wurden, belief ſich deren Zahl 
im abgelaufenen Jahre auf 19,460 Köpfe. Die verftärkte Benußung der ham: 
burgiihen Schiffe für die überjeeiihe Neife durch die ruſſiſchen Auswanderer 
dürfte einerjeitS nocd als eine Nachwirkung der Aufhebung des im Jahre 1893 
jeitend des Hamburger Senats erlafjenen Verbots, ruſſiſche Auswanderer über 
Hamburg zu befördern, anzufehen, andererfeit3? und hauptſächlich aber auf die 
im vorigen Jahresberichte näher gejchilderte Einrichtung der Auswandererfontrol: 
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ſtationen an der preußiſch-ruſſiſchen Grenze zurückzuführen ſein, durch welche der 
Verkehr ruſſiſcher Auswanderer über preußiſches Gebiet nach den deutſchen Häfen 
weſentliche Erleichterungen erfahren hat. 

Im Kalenderjahre 1895 liefen 788 Dampfer und 2 Segelſchiffe von Ham— 
burg mit Auswanderern aus. Alle dieſe Schiffe jedesmal vor der Ausreiſe zu 
beſichtigen, war dem Reichskommiſſar nicht möglich, zumal häufig zwei bis drei 
Auswandererdampfer faſt zu gleicher Zeit von verſchiedenen, räumlich weit von 
einander entfernten Plätzen des Unterelbegebiets abgingen. Die großen, von 
Bremerhaven, Brunsbüttel und Kuxhafen auslaufenden Dampfer ſind indeß ſtets 
vor der Abfahrt revidirt worden, im Uebrigen hat ſich der Reichskommiſſar 
darauf beichränft, bei den Schiffsbefichtigungen einen bejtimmten Turnus einzu= 
halten, welcher es ihm ermöglichte, jedes Zwiſchendecks-Paſſagiere befördernde 
Schiff im Laufe des Jahres mehrmals einer Prüfung zu unterziehen. Der Zus 
stand der Schiffe jowie insbeſondere auch der für die Zwijchended3-Pajjagiere be— 
ftimmten Räume war im Allgemeinen durchaus zufriedenitellend; wo der Reichs: 
fommifjar bier und da einmal Anlaß fand, fleinere Unzulänglichkeiten zu rügen, 
bezeigten die Ahedereien jeinen Berbefjerungsvorjchlägen jtet3 williges Entgegen 
fommen. Wie im Jahre 1894 hat der Reichskommiſſar auch im verflojlenen 
Jahre gelegentlih einige, nad) bejonders jchwierigen Weberfahrten von Amerika 
nah Hamburg zurückkehrende deutjche Dampfer jofort nad dem Einlaufen in den 
Hafen befichtigt, und auch hierbei wiederum die Ueberzeugung gewonnen, daß die 
für die Unterbringung und Berpflegung der Zwiſchendecks-Paſſagiere bejtchenden 
Vorſchriften jorgfältige Beachtung gefunden hatten. Es jind dem Reichskommiſſar 
auch feine Klagen über mangelhafte Behandlung oder Beköjtigung zu Ohren 
gefommen. 

Bei den Schiffsbefichtigungen hat der Reichskommiſſar befonders auch den 
Zuftand und die Gangbarkeit der Boote und der Schotten, jowie der Feuer: 
löjcheinrihtungen geprüft und auch hierbei zu Ausſtellungen erheblicherer Art 
feinen Anlaß gefunden. Die Manöver „Schotten dicht“ und „Boote aus“ werden, 
wie der Reichskommiſſar durch Einficht der Schiffsjournale feitgeitellt hat, auch 
auf See ordnungsmäßig geübt. 

Auch mehrere für die indirefte Beförderung eingejtellte engliihe Dampfer 
wurden bejichtigt und dabei mehrfach auf Verbeijerungen der für die Zwiſchen— 
decks-Paſſagiere beitimmten Räume bingewirft. 

Die gelegentlicd der Cholera-Epidemie 1892 auf dem Amerifaquai errichteten 
Eholerabaraden, welche in gleiher Weiſe wie in früheren Jahren zur Unter: 
bringung der ruſſiſchen Auswanderer dienten, wurden wiederholt bejucdht und 
ließen nichts zu wünjchen übrig. Desgleichen boten die Auswandererherbergen, 
weiche bei dem immerhin noch geringen Auswandererverfehr meiſt nur ſchwach 
bejegt waren, im Allgemeinen feinen Anlaß zu erniteren Bemängelungen. Die 
Klagen gegen das unlautere Treiben der Ausiwandereragenten haben bedeutend 
nachgelajfen. Auch betrügeriihe Manipulationen mit dem Verkauf von werth- 
loſen Fahrſcheinen, wie ſolche im WBorberichte zu beflagen waren, famen im ab: 
gelaufenen Jahre fait gar nicht vor. 

Die Hamburg -Amerifaniihe Packetfahrt Aktien = Gejellihaft hat Anfang 
November dv. 3. die jeit 1893 in Folge der Cholera-Epidemie eingeitellte Be— 
förderung von Zwiſchendecks-Paſſagieren von Stettin aus wieder aufgenommen. 
Bis zum Schluſſe des verfloflenen Jahres iind drei Dampfer mit insgeſammt 
211 Raflagieren von Stettin aus in See gegangen. Am Binblid auf den Um: 
Itand, daß der Auswandererverfehr über Stettin zunächſt, insbejondere während 
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der Wintermonate, vorausjihtlih nur in engen Grenzen ſich halten dürfte und 
daher die Bejtellung eines bejonderen Reichskommiſſars für dad Odergebiet vor: 
erſt noch entbehrlich erjcheint, it dem Reichskommiſſar für dad Auswanderungs— 
wejen für das Unterelbegebiet auch die Befichtigung der von Stettin auslaufenden 


Auswandererdampfer einjtweilen mit übertragen worden. 


Unter den über Hamburg befürderten 55,097 Perjonen, von denen 13,997 


Deutihe und 41,100 Ausländer waren, befanden ſich 
31,270 Berjonen männlichen und 


23,827 = weiblichen Gejchlechts. 


Hiervon waren 
45,518 Erwadjene, 


7,810 Kinder zwijchen 1 und 10 Sahren und 


1,769 „ unter 1 Jahr alt. 


Bon den Auswanderern reiten einzeln 
20,065 Männer, 
8,659 Frauen, ferner 


26,373 Perſonen in 8533 Familien. 


Direkt wurden bejördert 


in 476 Sciffen 50,562 Berjonen, 


indirekt „ 314 E 4,535 


* 


Die direkte Beförderung vertheilte ſich auf die einzelnen Monate wie folgt: 
39 Schiffen 


Januar 1,576 Perſonen in 
Februar 1,659 A 2 
März 3,264 „ Bi 


April 3,169 x 2 
Mai 6,644 N B 
Juni 4,038 — 
Juli 4,430 N ’ 


August 5,930 a P 
September 6,650 R r 
Oftober 6,079 » z 
Kovember 4,334 A x 
Dezember 2,789 


30 
36 
42 
48 
41 
37 
45 
42 
44 
37 
35 


„ 


„ und 


zujammen 50,562 —— in — Schiffen. 
Bon außereuropäiichen Pläßen wurden nad) Hamburg befördert 23 449 Berjonen, 


unter denen ſich 88 mittelloje Rückwanderer befanden. 


Von dieſen famen aus 


Amerifa 86 und aus Afrika 2 Perfonen. Außerdem kamen aus England 715 
und aus Norwegen 1 mittellojer Rückwanderer, jo daß ſich die Gefammtzahl der: 


felben auf 804 Perſonen belief, 
Bon diefen jtammten 

aus Deutichland . 
„ Belgien 
„ Dänemarf 
„ Schmeden 
„ der Schweiz . 
„ der Türkei 
„Oeſterreich Fa 

Rußland. . .. 7 
unbefannter Serfunft. . 


13 Perſonen, 


1 
1 
1 
1 
8 
43 
29 
7 
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Mit Ausnahme von 13 Perjonen wurden ſämmtliche Rückwanderer theils 
auf Koften der jüdiichen Comited und der betreffenden Nhedereien, theil3 auf 
Koſten der Behörde für dad Auswanderungsweſen und der Polizeibehörde nad 
ihrer Heimath befördert. Won den vorgenannten 13 Rückwanderern ift 1 Perjon 
in Hamburg veritorben und auf Staatöfojten beerdigt worden, 3 wurden Durch 
die betreffende Rhederei nad Amerika zurüd, 5 duch die Polizeibehörde nad 
Rotterdam befördert, 1 hat ſich dem Schutze der Polizeibehörde entzogen, 2 fanden 
in der Srrenanftalt Friedrichsberg Aufnahme und 1 taubjtummes Mädchen, deſſen 
Eltern nod nicht ermittelt waren, ift im Kurhauſe untergebradht worden. 

Unter den über die deutfchen Häfen insgefammt beförderten 124300 Ber: 
fonen famen 29 226 aus Deutjchland. Von diejen gehörten ihren Berufe nad) an: 


der Landwirtbihaft . » » 2... 2484 oder 8, °/, 
Induſtrie . . ee Se 9, 58 
dem Handel und Berker ee m ERBE a a Ten 
„ Arbeiterftande . . . . 8204 „ 28, 
anderen Berufsarten (freien Berufen, 
öffentlihem Dienfte) . . . 928 „32 u 
ohne Beruf bezw. * Berufsangabe 
waren . . . — 9 PR 


— 29226 „ 100 9%. 
Ueber Herkunft und Beitimmungsland der Auswanderer ergeben die anliegenden 
Tabellen auf den Seiten 806—809 das Nähere. 
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1. Die überfeeifhe Auswanderung 























im Jahre 
; j Davon aingen über Es 
dLandestheil Zahl der von deutſchen — 

Staaten und Landestheile afen aus im Jahre 1895 2 = | _ | 2ereinigten ! Ea* 

der beförderten Auswanderer] = K- E Staaten =5£ 

Herkunft aus dem Deutichen Reid] S E |5 von ı a. 

* > |” Amerika 

Männt, Weibl. Zuſam. Männ. Weibl. M. W. 

1. | 2 3. 4.15 6. [72.1 8 9. 7 10,11 
Provinz Oſtpreußen un 514 301 615 208 404 3 234 245 47 47 
5 Wejtpreußen . 779 994 1,743 456 765 22 678 STE 72 8 

— Brandenburg mit 

Berlin 1,492 1,053 2,545 775: 1,756 14| 1.018 828 71 59 
5 Bommern . 745 784 1,529 679 839 11 632 684 55 74 
. Poſen 1,102 1,178 2,2801 1,276 989 15] 1,013: 1100: 4 8 
» Schleſien 194 407. 901 319 581 1 391 327 34 8 
Sachſen 572 447 1,019 457 561 —1 382 304 27 29 
Schlesw. -Holftein 907 1735. 1,642 115 1527| — 707 630 47 31 
’ Hannover . 1,731 1,556) 3,347 2,650 717, —} 1,6261 1,475) 12) 10 
„  Weitfalen . 348 282 630 491 1 | 2 af A 
r Heſſen⸗Naſſau 550 552 1,102 804 297 1 >03 514 3 3 
Rheinland 445 259 704 436 268 326 217 3 2 
Hohen; ollern — 8 9 17 10 I — 7 9 ll — 
Königreich Preußen . | 9,547. 8.527]18,074| 9,156 8.850) 68] 7,813! 7464] 4830| 435 
Banern steht? de3 Rheins 1,276 1,188 2,464] 1.811 653 -1 1,127) 1,182 7 16 
* ſlinfsd. Rh. Pfalz) 77 115 192 101 ol — 74 115 — — 





















Königreich Bayern. | 1,353! 1,803 2,656 | 1,312 744 16 
Sadien - » . . ...]| 1046| 7731 1819| 775] 1044 35 650 24 2 
Wirttemberg . ER 670 766. 1,436 866 570 610 732 4 7 
Baden 330 3083| 633 439 194 85 280 1: l 
Hellen . 187 184 371 188 183 — 162 153 1 B 
Medlenburgs Schwe rin 201 151 352 42 310 145 129 8 7 
Sachſen-Weimar 78 58 136 52 54 58 4 — 2 
Mecklenburg-Strelitz 29 14 4 13 30 19 7 3 5 
Oldenburg 267 228 49 417 78 — 241 214 1 — 
Braunſchweig 131 60 191 116 75 — 92 49 3 2 
Sahien-WMeiningen 39 22 Sl 30 31 h}: 21 u — 
Sachſen-Altenburg a5 23 48 2] 271 — 17 20 — — 
Sachſen-Koburg-GBGotha 51 16 97 57 40 — 39 82 J 7 
Anhalt i 10 33 82 } 5 — 10 24. 4 4 

Edhwarzb.:Sonbers haufen 14 ! 18 7 11 — 8 3 — — 
Schwarzburg-Rudolftadt 26 15 tl 19 22, —= 21| 14 di — 
Walded 17 12 9 22 I — 15: a — — 
Reuß älterer Linie . 23 31 54 2 12 — 23 3 — — 
Reuß jüngerer Linie 36 38 74 10 34 32| 88 — 
Schaumburg:Xippe 1 5 6 > 1 — 1 4 — — 
Lippe 22 10 2 25 i — 8 10 — — 
Lübeck 40 ji | 14 Sc ) 1 
Bremen 357 ; 284 344 ll — 
Hamburg 94 60 437: 11 ⸗ 
Elſaß-Lothringen 39 30 ii — 





Deutſches Reich | 15,572 136324 29,226 | 15,160, 13,997 69 | 12,546) 11,997 die 55 
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Dentiher über deutihe Häfen 
1895. 
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2. Die über dentſche Häfen im „Jahre 1895 


Zahl der im Jahre 1865 


über 








Hamburg Stettin Häfen 


Herlunfts- (Heimatd-) Länder | deutjche 
| überhaupt 
| 


ef —— — — — —— — — — — — 






























a) Deutſches Reich 
b) Fremde Länder 


13,997 


















Belgien . 4 5 
Däünemart 336 475 — sl 
Frankreich . 15 2 — PT) 
Griechenland — 1 — 1 
Grohbritannien 72 48 | — 120 
Stalien . 8 14 | — 2 
&uremburg . 1 4 _ 5 
Niederlande 18 25 — 
Deſterreich Ungarn 25,826 10,953 36,785 
Davon: 

Im Reicherath vertretene Länder 11,969 7,247 19,249 

Ungarn . 13,857 8,679 17,536 
Portugal . . 2» 2 2.0 — 3 = 3 
Rumänien . 6 171 463 — 634 
Rußland (europäiiches) . 17,138 19,461 131 36,725 
Schweden und Norwegen . 258 195 — 453 
CShwi. - : 2... 34 52 — 86 
Serbien . 3 3 = 6 
Spanien. . . .. _ 1 1 
Türkei (europäiiche) . 1 25 1 N 
Sonſtige europ. Staaten) 3 > 
Vereinigte Staaten von Amerika?) . 18,074 


Andere aufereuropäiiche Länder 9) 


Summe b 


986 


Im ganzen (a und b zujammen) 


Davon wurden befördert: 


über Bremen . 68,992 — — 68,992 
über Hamburg . — 55,097 — 55,097 
Stettin. — — 211 211 


Bulgarien. 
) Einjchliehlih der auf Auswandererſchiffen beförderten Reijenden, welche nicht zur Klaſſe = 
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beförderten dentihen und fremden Auswanderer. 





beförderten deutihen und fremden Auswanderer 

































nad Amerika: — | | 2 
ses| 2 la8|,.| 5 | | TEE: 
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Auswanderer gehörten. 


Miszellen. 


— — 


Verhältniſſe im bayeriſchen Handwerk. Unabhängig von ber allgemeinen 
— Berufs- und Gewerbezählung vom 14. Juni 1895 wurde bekanntlich im Sommer 
desielben Jahres eine auf einzelne Theile des Reichs beichränfte Erhebung von 
Berhältniffen im Handiwerf vorgenommen. Diele Erhebung war veranlaßt durch 
das vielfach und dringend geäußerte Verlangen nad) einer feiteren und namentlich 
auf dem Gebiet der Lehrlingsausbildung leiſtungsfähigeren Organijation des 
deutichen Handwerks. Sie follte ein Urtheil darüber ermöglichen, ob eine all 
gemeine Iofale Organijation des Handwerks thatlählid durchführbar jein würde, 
und zu diejem Zweck Anhaltspunfte jchaffen Hinfichtlih der Anzahl, des Umfangs 
und der örtlichen Vertheilung derjenigen Betriebe, welche für eine allgemeine for: 
porative, in erfter Linie mit der yürjorge für die Ausbildung der Lehrlinge und 
Geſellen im Handwerk zu betrauende Organifation in Betracht kommen fünnten. 
Es wurden infolge deilen in die Erhebung einbezogen: a. alle Betriebe, die un— 
zweifelhaft dem Handwerk zuzurechnen find, b. alle Betriche, von welden es 
zweifelhaft jein fann, ob fie dem Handwerk oder den Fabriken zuzurechnen find, 
c. die Betriebe der zu Haufe für fremde Rechnung beichäftigten Perionen, ſoweit 
diefelben als jelbitändige Gewerbetreibende nach $ 14 der Gewerbeordnung bei der 
Behörde anzumelden find. — Die Erhebung war auf Stichproben nad einzelnen 
Verwaltungsbezirken beichränft. Hierbei waren jieben Bundesitaaten betheiligt, 
darunter auch Bayern, welches die Bezirfsämter Brud (Oberbayern), Stadtamhof 
(Oberpfalz) und Neuitadt a. S. (Unterfranken) als Erhebungsbezirke beitimmte. 
Bei der allgemeinen Wichtigkeit der Frage der Organilation des Handwerks in 
Deutichland dürfte es nicht ohme Intereſſe jein, eine Daritellung der jpeziell für 
Bayern wichtigen Ergebniffe der vorjährigen Enguete über die Verhältnifie im 
Handwerk zn bringen, wobei wir einer im erften Heft bed 28. Juhrgangs (1896) 
der „Zeitichrift des Königlich bayeriihen Statiftiichen Bureaus“ veröffentlichten 
Arbeit folgen. 

Das bayeriiche Erhebungsgebiet umfaßt 1263 qkm (oder 6,8°/, deö ge 
fammten Erhebungsgebiet3 des Neichs) und zählte 82212 Einwohner (3,6 °/,). 
Auf 1 qkm treffen hierbei 65 Einwohner gegenüber 123 bei geſammten Erhebungss 
gebiet. Die Zahl der von der Erhebung berührten bayeriichen Gemeinden betrug 
166 (6,3 °%/, der einbezogenen 2625 Gemeinden und Gutsbezirke des Reichs). 
Innerhalb der 156 Zählbezirke des Reichs ſtehen große Städte, dicht und dünn 
bevölkert, industriell hoch entwidelte und rein landwirthſchaftliche Gegenden fich 
gegenüber; im engeren Umkreis des bayeriichen Erhebungsgebiets find dieje Gegen- 
füge nur zum geringen Theil vertreten. Cine zahlenmäßige Nahmeiiung über 
die Örtliche Vertheilung der Handwerfe würde daher in der angegebenen Richtung 
für dieſe Eleinen und einfach gearteten Bezirke wenig Ausbeute ermöglichen. Wohl 
aber fünnen auch für Bayern die nachitehenden, aus der Reichs-Enquete hervor: 
gehenden Normen al& zutreffend erachtet werden: Je dichter die Bevölkerung zu: 
fammenmwohnt, um jo zahlreicher find nicht nur der Grundzahl nad, jondern auch 
verhältnigmäßig die Handwerfe vertreten, — audgenommen in den Großftädten, 
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da bei dieſen die Zahl und die Konkurrenz der Fabriken ſtärker in's Gewicht 
fällt. In den ländlichen Bezirken, und zwar aud in den dichtbevölferten, über 
wiegen unter den Handwerksmeiſtern die allein arbeitenden; in den bünnbevölferten 
Landbezirken übertreffen fie, dem geringeren Umfang der Bebürfniffe entiprechend, 
die Zahl der mit Perional arbeitenden Meifter um das Doppelte, theilweiſe jogar 
um das drei: und mehrfahe. In den Städten mit mehr ald 10000 Einwohnern 
find dagegen die Meifter mit Perjonal ftärfer vertreten, und zwar in den größten 
Städten doppelt jo ſtark als die allein arbeitenden Meiſter. 


Im gejammten bayerischen Erhebungögebiet werben unter 82212 Einwohnern 
4620 gewerblihe Berionen (= 5,6°/, jener Einwohner) ermittelt, nämlich 
2910 Meifter, 3 Mitinhaber, 54 Werfmeilter, 935 Gefellen, 623 Lehrlinge, 
98 jonitige gewerbliche Hilfäperionen (und zwar 22 im Alter von 13—17 Jahren, 
76 im Alter von über 17 Jahren), jomit 1710 Hilfsperjonen überhaupt. Bon 
den 70 Handwerfsarten, welche den Gegenitand der Erhebung bildeten, find nur 
14 in jedem ber drei Bezirfsämter mit ihren zehn Zählbezirfen vertreten: es find 
dies die Barbiere, Bäder, Böttcher, Maurer, Metzger, Müller, Sattler, Schmiede 
(Nichtipezialiiten), Schneider, Schreiner „(Nichtipezialiften), Schuhmacher, Wagner, 
Weber, — Wie im ganzen Erhebungsgebiet des Reichs, ſo erwies ſich 
auch in Bayern als das weitaus am zahlreichſten vertretene Handwerk jenes der 
Schuhmacher. Im einzelnen trifft auf die genannten 14 Handwerke im bayeriſchen 
Erhebungsgebiete folgende Zahl von Meiltern: Schuhmacher 449, Maurer 281, 
Zimmerer 228, Schneider 214, Schreiner 198, Metger 159, Schmiede 159, 
Wagner 134, Müller 130, Bäder 122, Böttcher 85, Weber 66, Sattler 54, 
Barbiere 44. — Verhältnißmäßig groß iſt bingegen die Zahl der Handwerfe, 
die nur im einem der zehn Zählbezirfe vertreten find oder überhaupt in denſelben 
nicht vorfommen. Nur je in einen der zehn Zählbezirfe find nämlich 
vertreten: Dachdecker, Metallgieger. Handichuhmacer, Kammmacer, Mufttinftru: 
mentenmader, Schleifer, Schirmmacher, Spielwaarenverfertiger, Steinieger, Strider 
und Wirker, Vergolder, ſowie die Spezialitäten der Ankerſchmiede, Kettenichmiede, 
Senſenſchmiede, Modellſchreiner, Barfetbodentifchler. In feinem der drei 
Bezirksamtsſprengel fonmen vor: Drahtzieher, Steindruder, Farbendruder, 
Feilenhaner, Gasinitallateure, Glodengießer, Graveure, Nadler, Pojamentiere, 
Schiffbauer, Sporer und Büchſenmacher, Studateure, Tuchmacher, dann Die 
Spezialitäten der Geldichrantichloffer, Herdichloffer, Kunſtſchloſſer, Wagenichloifer, 
Maſchinenſchloſſer, Eijendreher, Werkzeugſchloſſer, Achſenſchmiede, Façonſchmiede, 
Galanterietiſchler, Kiſtenmacher, Kunſttiſchler, Laubſchreiner, Sargmacher, Stuhl— 
macher, Webſtuhlbauer, Werkzeugtiſchler. 


Dem weiblichen Geſchlecht gehörten von den gezählten Perſonen an: 


in °/o 
überhaupt der Geſammtzahl 


Meiſtter. er harter ed 38 1,3, 
Geiellen . — 5 0,5, 
EOHTIIRBE 0 un ae 2 0,3, 
ſonſtige gewerbliche Hilfsperionen: 
a) 13 bis 17 Jahre alt . 2... 3 13,6, 
b) über 17 Jahre alt . .. 2.2. 13 17;1: 
Silföperfonen überhbaupt . . 2... 23 1,4. - 


Wie aus dieſen Zahlen erhellt, ift das gewerbliche Perjonal in weit übers 
wiegendem Maße männlichen Geſchlechts. Soweit weibliche Brinzipale vorkommen, 
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find fie zumeift durch Verwittwung an die Spite des Handwerksbetriebes getreten, 
den fie dann mit Hilfe eines Werkmeiſters oder Älteren Gejellen fortführen. 

Der größere Theil der Handwerksmeiſter arbeitet allein und nur die Minder: 
zahl mit Perfonal. Unter den legteren Meiftern ift hinwiederum die Mehrzahl 
lediglih mit Gehilfen, der geringere Theil mit Lehrlingen thätig. Verichwindend 
ift die Zahl derjenigen Meifter, die mit jugendlihen (13 bis 17 Jahre alten) 
Hilföperfonen arbeiten. Es arbeiten nämlich; unter den 2910 Meiſtern bes 


bayeriihen Erhebungsgebiets: 
überhaupt in °o 


allein. . Seien ara 1964 67,5 
mit Gehilfen und Lehrlingen a Su Er 228 7,8 
mit Gehilfen, aber ohne Lehrline . . . . 401 13,8 
mit Lehrlingen, aber ohne Gehilfen . . . 287 9,9 
mit 13 bis 17 jährigen männlichen Sileperfonen 

a) und Lehrlinnen . . . 5 0,2 

b) ohne Lehrline . > > 2 2 ren 8 0,3 
nur mit jonftigen Hilföperionen . » » . 29 1,0. 


Das Hilfsperſonal vertheilt fih auf bie Handwerksmeiſter in der. Weile, dat 
auf 100 Meifter (einjchließlih der allein arbeitenden Meiſter) 1,9 Werkmeiſter, 
32,1 Gejellen, 21,4 Lehrlinge, 3,4 jonftige gewerbliche Hilfsperfonen, 58.8 Hilfe: 
perſonen überhaupt treffen. Diefer Prozentſatz ift erheblich höher, wenn man 
lediglich die Perſonal beichäftigenden Meifter in Rechnung zieht. Alsdann kommen 
auf 100 ſolche Meilter 5,7 Werfmeifter, 98,8 Gejellen, 65,9 Lehrlinge, im 
Ganzen 180,8 Hilföperfonen. 

Bon beionderem Intereffe iſt, was in Bezug auf die Fahbildung ber 
Handwerksmeiſter feitgeitellt wurde. Won den 2872 männlichen Meiitern 
haben nicht weniger ald 2686 ober 93,5°/, eine Lehrzeit durchgemadt. Zus 
gebraht wurde die Lehrzeit von 2669 der voraufgeführten Meiſter oder 92,9°/, 
ausſchließlich in ihrem jegigen Gewerbe, von 17 — 0,6°/, nur in einem 
anderen Gewerbe. 2682 Meifter — 93,4°/, lernten bei einem Handwerks— 
meilter, 4 = 0,1°/, ausfchlieglih in einem Fabrikbetriebe. Hiernach iſt die große 
Maſſe der Meifter handwerksmäßig und zwar fachgewerblid ausgebildet, und es 
fommt nur ald Ausnahme vor, daß ein Gefelle ſich als Meifter in einem Gewerbe 
etabliert, in welches er nicht ala Lehrling eingeführt wurde. — Die Lehrzeit, 
welche die Meifter durchgemacht haben, dauerte in den meiften Fällen zwei bis 
drei Jahre. Nach den einzelnen Fällen ausgeichieden, betrug ſie: 

bi5 3 Monate einichließlih bei 10 Meiftern oder 0,3, 


3 bis 6 Monate a — 1 F „ 0,4, 
6 Monate bis ı Jahr „ „ 72 2 — 2,5, 
1 bis 2 Jahre u „ 538 . 18,8, 
2 bis 3 Jahre r „ 1868 “ „ 65,0, 
3 biß 4 Jahre E „ 149 " e 5,2, 
4 bis 5 Jahre — 18 z 0,6, 
5 bis 6 Jahre « & 1 R = u, 
mehr ald 6 Jahre . 2 - — 0,1%, 


Im Zulammenhang mit ber Fachbildung der Handwerksmeiſter giebt die 
Erhebung auch darüber Aufſchluß, in welcher Weiſe mehrere Gewerbe (Handwerke) 
bei einem Handwerksmeiſter zuſammentreffen, und wie es mit der Lehrlings— 
ausbildung bei ſolchen Meiſtern beſtellt iſt. Regel iſt, daß der Handwerker 
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nur ein Gewerbe betreibt; dies iſt innerhalb des bayeriichen Erhebungsgebietes 
bei 2751 männlichen Meiftern oder 95,8°/, der Fall. Nur 117 Meifter oder 
4,1°/, betreiben zwei, nur 4 Meifter oder O,1 drei oder mehr Handwerfe. Zu 
den zwei und mehr Handwerke betreibenden Meiitern ſtellen dad Hauptfontingent 
die Schreiner, außerdem auch Sailongewerbetreibende, wie die Maler, Maurer, 
Zimmerer. Die Nebenhandwerkfe, die der Meifter dauernd neben jeinem Haupt: 
beruf mit verfieht, find gewöhnlidy mit diefem verwandt, indem ſie ſich auf den 
nämlichen Rohftoff beziehen (3. B. Schreiner und Dredsler) oder das Neben 
handwerf eine öfter wiederholte Ausübung einer im Haupthandwerk gelegentlich 
vorfommenden Leiftung darftellt (jo wird 3. B. der Maler biöweilen veranlapt 
neben feinem Hauptgewerbe auch Studateur oder Maurer zu werben). Bei dem 
Sailongewerbe liegt es in deſſen Natur, daß die betreffenden Meifter einen Theil 
des Jahres in dem einen, und den übrigen Theil in anderen Handwerfen ihren 
Lebensunterhalt zu ſuchen genöthigt find. Von den zwei oder mehr Handiverfe 
betreibenden Meiſtern beichäftigten — bei Yortlaffung der Schloſſer, Schmiede 
und Schreiner — 25 (32,5 °/,) Geiellen und ebenfala 25 (32,5 °/,) Lehrlinge. 
15 dieſer Meiſter (19,5°%/,) beihäftigten ihre Gejellen gleichfalld in zwei oder 
mehreren Handwerken, 10 (13°/,) nur je in einem Handwerk. 6 Meifter (7,8°/,) 
bilden ihre Lehrlinge au nur in je einem Handwerk, 19 (24,7 °/,) in zwei oder 
mehreren Handwerfen. Meiſter, welche einen Theil ihrer Gefellen und Lehrlinge 
nur in je einem, den anderen Theil in zwei oder mehr Handwerken beichäftigen, 
jind im bayeriichen Erhebungsgebiete nicht vertreten. 

Ueber die Berhältniffe der Meiſter und des Hilfsperſonals, ſowie über die 
Lehrlingsausbildung in den ald Spezialitäten betrachteten Handwerken der Schlofier, 
Schmiede und Schreiner hat fich nach der Enquete Folgendes ergeben: Im Schloſſerei— 
handwerk wurden innerhalb des bayeriichen Erhebungsgebietes 15 Nichtipezialiftcu 
und 5 Speialiften ermittelt. Sämmtliche 5 Spezialiften (männliche Meiſter) 
arbeiten mit Hilfskräften und beſchäftigen insbeſondere Lehrlinge. Won den Hilfs: 
perionen werden 3 nicht ausichlieglich in einer Spezialität bejchäftigt, dagegen 
8 — morunter 6 Lehrlinge — ausſchließlich in einer Spezialität. 3 Meiſter 
bilden ihre Lehrlinge im ganzen Handwerk, 2 nur in einer Spezialität aus. Im 
Schmiedehandwerk wurden 159 Meifter ald Nichtipezialiiten und 67 als Spezialtiten 
ermittelt. Von den Spezialilten arbeiten 34 mit Hilfskräften, darunter 18 mit 
Lehrlingen. 8 Spezialiften betreiben neben der einen Spezialität ihres Handwerks 
noch eine andere. 21 Hilföperjonen, die von jenen Spezialiften beichäftigt wer: 
den — darunter 10° Lehrlinge —, arbeiten nicht ausjchließlih, dagegen 22 — 
worunter 8 Lehrlinge — ausſchließlich in einer Spezialität. Bon den Spezialiften, 
weldye Lehrlinge beichäftigen, betreiben 14 die Ausbildung ihrer Lehrlinge im 
ganzen Handwerf, 3 nur in einer Spezialität, einer noch im einer \weiteren 
Spezialität. In der Schreinerei wurden 198 Meifter als Nichtipezialiiten und 
23 als Spezialiften ermittelt. Bon den Spezialiften arbeiten 9 mit Hilfskräften 
und zwar 8 mit Lehrlingen. 11 Spezialisten betreiben noch eine andere Spezialität, 
einer noch zwei ober mehrere andere Spezialitäten. Von den Hilföperjonen, 
welche dieſe Spezialiften beichäftigten, arbeiten 10 — darunter 5 Lehrlinge — 
nicht ausſchließlich, 8 — darunter 3 Lehrlinge — ausjchließlic in einer Spezialität. 
7 Spezialitäten-Schreiner betreiben die Ausbildung ihrer Lehrlinge im ganzen 
Handwerk, 1 nur in ber Spezialität. Aus dem Dargelegten erhellt die befriedis 
gende Thatſache, daß, joweit im Schloſſer-, Schmiede- und Schreiner-Handwerk 
in dem bayeriichen Erhebungögebiete Spezialitäten vorfommen, die Mehrzahl der 
betreffenden Meifter ihre Lehrlinge im ganzen Handwerk ausbilden. 
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Wie eingangs bemerkt, follte die veranstaltete Handwerf3erhebung eine ftatiftiiche 
Grundlage für die Frage bieten, ob und in welcher Weile eine allgemeine ört— 
lihe Organifation des Handwerks durchführbar fei. Zu dem Zwecke hat fid 
das Kaiſerliche Statiitiiche Amt bei Verarbeitung der Erhebung eingehend mit 
der Frage beichäftigt, in welcher Weije die Bildung von Berufsinnungen, 
d. h. Annungen, zu denen ausichließlih Angehörige eine und deilelben Hand: 
werks gehören, fich ermöglichen läßt. Dieje frage wurde unter zwei verichiebenen 
Annahmen geprüft: a. für den Fall, daß ber Beitritt zur Innung nur den perional: 
beihäftigenden Meiftern zur Pflicht gemacht, den Meifteru nhne Perſonal dagegen 
frei geitellt fein joll; db. für den Fall, daß alle Meifter, auch jene ohne Perſonal, 
der Innung anzugehören haben. Als Ergebniß der Unterſuchung zeigte fich 
Folgendes: Nein mathematiich berechnet, find, die geringite Mitgliederzahl mit 
10 angenommen, bei 98 Handwerken in 156 Züählbezirfen des Reichs 15288 
Fülle von Zählbezirfdinnungen, in den 10 Zählbezirfen des Königreichs 
980 Fälle beiagter Art denkbar. Thatſächlich Stellt fi die Zahl der nad) der 
Erhebung bildungsfähigen Zählbezirföinnungen weſentlich niedriger. Es find 
nämlich an ſolchen Innungen, wie in der „SZeitichrift des K. b. Statiftiichen 
Bureaus“ hervorgehoben wird, nur möglich: 

a. bei Beichräntung auf die Meifter mit Berfonal und bei einer Mindeit: 


mitgliederzahl im Erhebung — 
des Reiches — 
von 10 Perſonal beſchäftigenden Meiftern 751 
20 — er 295 = 
30 a 137 1 


b. bein Einbeziehung aller Meifter und bei einer Mindeitmitgliederzahl 
im Grbebung a. 


des Meihes Bayerns 
von 10 Meiftern . 2 2 2 202. 1422 47 
20 ec Te ee 742 22 
„ 830 ; 456 23. 


Gritredt man den Bereich der zu bildenden Innung auf einen ganzen Erhebungs- 
bezirk (die preußiichen Kreiſe, die bayeriſchen Bezirfsamtsiprengel), fo find bei 
98 jolchen Bezirken des Reichs arithmetiih 3626, bei den 3 Erhebungäbezirfen 
de3 Stönigreih3 294 Bezirksinnungen denkbar. Thatſächlich würde fich jedoch 
nur nachitehende Zahl von Bezirksinnungen bilden laſſen: 

a. bei Beichränfung auf die Meifter mit Berional und bei einer Mindeſt— 


mitgliederzahl im —— 
des Reiches Bayerns 
von 10 Perſonal beſchäftigenden Meiſtern 585 36, 
„ 20 — — 350 17, 
„30 J 230 6, 


b. bei Einbeziehung aller Meifter und bei einer Mindeitmitgliederzahl 
in Grbebungsgebiete 
des Reiches Bayerns 


von 10 Meiltern - . 2 2 20. 836 47, 
” 20 " . . . . 5 . + 572 22, 
„ 30 ; 455 23, 


Mas jveziell in Bayern die Bildung von Berufsinnungen nad) Zählbezirken be 
trifft, jo würden hierzu innerhalb des Erhebungsgebiets bei Beſchräntung des 
Innungszwangs auf die Perſonal beichäftigenden Meifter nur 11 Handwerke 
geeignet ericheinem. - "Dazu gehört in eriter Neihe die Schuhntacherei, dann "das 
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Metzger- und Schmiede (Nichtipezialiiten:) Gewerbe. Es laſſen ich nämlich in 
5 Zählbezirten Schuhmaderinnungen, in je 3 Zählbezirfen Metzger- und Schmiede: 
innungen organifiren. Die übrigen Handwerfe eignen fih nur in 2 Zählbezirken, 
theilmweile nur in je einem ſolchen zur forporativen Organilation. Garnicht jcheinen 
Zählbezirt 2 von Brud, Zählbezirt 1 und 3 von Stadtamhof, Zählbezirft 2 von 
Neuſtadt a. S. die lokalen Borausfegungen zur Innungsbildung zu bieten. Im 
einzelnen find Zählbezirksinnungen innerhalb des bayeriichen Erhebungsgebietes 
für folgende Handwerfe und Zählbezirfe möglih und zwar je mit der angegebenen 
durchichnittlichen Mitgliederzahl : 











in den Bezirksämtern 






















Handwerk Brud | _Stabtambof | Neuftadt a. ©. 
i Mit | im | Mits ' Mit 
gähtbesirt Ialieberzabt ! Zählbezirk e gui ieder 
Bäcker — — 2 über 30 1 | 10-19 
Brauer . — — 2 10—19 — — 
Maler — — — — 1 20—29 
Maurer . — — | 2 10—19 — — 
Mepger . 1 | 10—19 | 2 20—29 1 ı 10—19 
Müller . — — — 1 | 10-19 
Scmiede . 3 | 10—19 | 2 10-19 1 10—19 
Schneider . - — 2 10—29 | 1 | 10-19 
Schreiner a -— 1. | 2 20—29 | I | 10-19 
Schuhmarher — N : ' * — | Fr + | } 1 20—29 
Zimmerer . -— 1. — — 1 10—19 


Zur Bildung von Berufsinnungen für je einen ganzen — — 
ſprengel würden ſich im bayeriſchen Erhebungsgebiet bei Beſchränkung des 
Innungszwanges auf die Perſonal beſchäftigenden Meiſter 15 Handwerke eignen. 
Bon dieſen würden 9 Handwerke in jedem der drei Bezirksämter Bruck, Stadt- 
amhof und Neuftadt a. S. zu Innungen ſich zuſammenfaſſen laſſen, nämlich die 
Bäder, Maurer, Metzger, Müller, Schmiede, Schneider, Schreiner, Schuhmacher 
und Zimmerer. Die Schuhmaderinnung £önnte Sowohl im Bezirksamt Brud wie 
im Bezirfsamt Neuftadbt a. S. von mehr ald 30 Mitgliedern frequentirt werden, 
die übrigen Innungen würden geringere Mitgliederzahlen aufzumeiien haben. Am 
einzelnen find AInnungen der ebenerwähnten Art für die nachgenannten Handwerfe 
mit der beigelegten durchichnittlichen Mitgliederzahl möglich: 








8 * 
Senämert — —— den Yexirldämtern 








Brud | Stabtamkol, Neuſtadt a. 5 
Habiereeee = 10—19 -- 
SEIEN Se a re 20-29 über 30 10—19 
in 1712 Ge VORRR ———— — 20—29 .- 
Maler. — — 20—29 
GE a ar ee tee ie 10—19 10—19 10—19 
Metzgerr. 20—29 20—29 10—19 
Annnn ee ee 20-29 10-19 20— 29 
EHE > a ae ee 10—19 10--19 — 
Schmiedee. 2 nen 20-—29 20—29 10—19 
Hufihmiede » 2 2 2 2 en 10—19 10 —19 — 
Schneide... 10—19 über 30 20— 29 
EEE: 10--19 über 30 10-19 
Zhubmader - » > 2 2 2 2 nun iiber 30 | über 30 über 30 
FE 10-19 | 10-19 


ZSiereee 10—19 | 10-19 20—29 


816 Miszellen. 


Naturgemäß erhöht fid die Zahl der zur Iunungsbildung geeigneten Hand— 
werfe, wenn ber Innungszwang nicht auf die Meifter mit Perjonal beichräuft 
wird, jondern die Meifter ohne Perfonal mit umfaßt. Zu den oben erwähnten 
11 Handwerfen, für die ſich Innungen mit Perſonal beihäftigenden Meiftern in 
den Zählbezirten des bayerifchen Erhebungägebietö bilden laffen, würden in dieſem 
Falle 10 weitere, nämlich) die Barbiere, Böttcher, Drechsler, Glajer, Korbmacher, 
Sattler, Hufichmiede, Verfertiger grober Holzwaaren, Wagner und Weber hinzu 
treten. Am beiten erichienen danıı die Handwerfe der Maurer, Schuhmader und 
Zimmerer zur Innungsbildung geeignet, für welche in ſämmtlichen 10 Zähl— 
bezirfen Innungen möglich jein würden. Für die Innungsbildung nad Bezirks— 
amtsiprengeln würden außer den 15 diesbezüglich jchon genannten Handwerten 
bei Einbeziehung aller Meiſter auch noch die Böttcher, Glafer, Klempner, Korb: 
macher, Steinmege, Töpfer, Verfertiger grober Holzwaaren und Weber, im Ganzen 
alſo 23 Handwerfe geeignet ericheinen. Hiervon würden ſich 13 in allen brei 
Bezirfsämtern zu Innungen einrichten laffen, und zwar 10 mit mehr als 30 Mit: 
gliedern (Bäder, Maurer, Mebger, Müller, Schmiede, Schneider, Schreiner, Schub: 
macher, Wagner, Zimmerer). 

Die Gejammtzahl der in den drei Bezirfsämtern möglichen Berufsinnungen 
der in Nede ftehenden Art beträgt 52 gegenüber 36 Berufdinnungen mit bloß 
Perjonal beichäftigenden Meiftern. Wenn hiernach manchen die Möglichkeit der 
Bildung von Berufsinnungen in Bayern geringer, als erwartet worden, ericheinen 
mag, jo ift zu bemerken, daß in Bayern die Zahl der Organifationen von Hand: 
werf3meijtern auch bisher in verhältnigmäßig bejcheidenen Grenzen ſich gehalten 
hat. Die Gelammtzahl der beftehenden Innungen betrug am 1. März 1893 nur 
226 mit einem Stand von 11075 Mitgliedern, welder gegenüber den 11144 
Mitgliedern der am 1. Dezember 1890 vorhanden geweienen 198 Innungen um 
71 zurüdblieben. Zu diefen Innungen fommen als weitere Handwerferorganilationen 
hinzu eine Reihe von gewerblichen Genoſſenſchaften. An ſolchen waren nach dem 
Jahresberichte des Anwalts Schulze-Delitzſch'ſcher Genofjenihaften für das Jahr 
1894 in Bayern 2 Rohitoff:, 2 Werk, 9 Magazin:, 13 Probuftiv- und 6 Bau- 
genofjenichaften bekannt. Ferner find in Bayern nad einer Mittheilung bes 
Allgemeinen Gewerbeverein München nod 19 Handwerkervereine vorhanden; viel: 
fach zählen außerdem Handwerker zu den Mitgliedern der Gewerbevereine, deren 
in Bayern gegenwärtig 84 thätig find. RN. Anz. 


6. HIRTIES Kunstverlag in München und Leipzig. 
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— FORMEN SCHATZ. 


Eine Quelle der Belehrung und ——— für Künstler und Gewerbetreibende. 


Das Werk wird fortgesetzt; 

auch das bisher Erschienene 

kann nach und nach bezogen 
werden, 


Es ist iu Wirklichkeit 
ein Schatz für jeden Besitzer des 
Werkes Das gauze Werk biaser 
etwa 3580 Blätter, Sie reichen ge- 
schichtlich von der alten Welt bis 
zum Beginn des gegenwärtigen Jahr- 
hunderts, Bestimmt, eine Quelle der 

‚ Belehrung und Anregung für Künstler 
und Gewerbstreibende zu sein, er- 
füllt das Werk seine Aufgabe 
in einer Weise, dass es s0- 
zusagen auf keine Frage die 

-Antwort schuldig bleibt. Die 
Benützung des Werkes wird durch 
sorgialtige Register erleichtert. Das 
Werk ist international. Was der 
Herausgeber bei irgend einer der 
Kultornationen Werthvolies findet, 
wird benützt, Dem Werke kaun eine 
grössere Empfehlung auf seinem Weg 
nieht mitgegeben werden als der 
Hinweis auf seinen riesigen Umfang 
und seine erfreuliche Verbreitung, 

(Schwab. Merkur, Stutigart.) 


Neu eintretenden Abonnenten steht ela 
Inhaltsverzeichniss der erschlenenen 
19 Jahrgänge gratis zur Verfügung. 
Französische Ausgabe unter 
dem Titel: 
L’ART PRATIQUE. 
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SCHATZ. 


Jıhrg. 1877—1896 mit ca. 3580 ) 
—y Tafeln in Cartonmappe #2 
Mk. 2990.—. 

» Jahrgang ı877 und 1378 
(Formeuschatz der Renaissance) | 
in Cartonmappe je Mk. 10.—, 
gebd. je Mk. 13.50. 
Jahrg. 1879— 1896 in ae 
mappe je Mk. 15.—, gebd. je 
Mk. 18.50. 























A Pr An Pe 







2R 


Jr 
(KESHNENEUNENGEN 






Mer 





‚.. 


YalsYala "el "eis" — “as — gie” en els"els” — — — — — — —— — 


IR: 






N 





Das 


Deutsche Zimmer 


der Gothik u. Renaissance, 
des Barock- Rococo- und 
Zopfstils. Anregungen zu 
häuslicher Kunstpfiege von 
Gg. Hirth. Dritte, stark 
vermehrte Auflage. 464 
4 Seiten hoch 4° mit 370 lllu- 
strationen. Elugant biosch. 
Jährlich 12 Hefte & 16 Tafeln — 2 — Preis per Heft Mk. 1.25. Mk. 10, eleg. gebd Mk. 15, 
— Einzelne Tafein werden nicht apart abgegeben. — in Lederbard Mk. 20. 


Zweite Auflage. 


Kulturgeschiehtliehes Bilderbuch 


aus drei Jahrhunderten, von Georg Hirth. 
Französ. Ausgabe: „Les grands Illustrateurs du 16., 17. et 18. siecles.“ 
Vollständig in 6 Bänden (72 Lieferungen). 
Folio. Preis à Lieferung Mk. 2.40, à Bd. complett brosch. Mk, 30.—, gebd. Mk. 35.—. 
(Liebhaber-Ausgabe [einseitig bedruckt, in losen Blättern) à Lieferung Mk. 5.—.) 


Hirth's Kulturgeschlohtliohes Bilderbuch umfasst im Ganzen seohs Bände (72 Lieferungen), es sind darin gegen 
380 darstellende Künstler vertreten und haben über 3500 interessante Blätter cine technisch vollendete Wiedergabe 
gefunden, die Publikation bildet eine in ihrer Art einzige Kunstsammlung — ein Kupferstichkabinet für den Hausgebrauch. 
— Um den Besitzern der ersteren Binde der früheren Audage dieses Werkes das Abonnement anf die 
Fortsetzung zu mare wird die Drucklegung der zweiten Auflage io derselben Weise und Ausstattung erfolgen, 


wie bei der ersten Au 
— = Jeder Band ist einzeln käuflich. >>> 
—— —— —————— 


AA — Bveis eis “eis” —— 
Zu beziehen durch alle Büch- und Kunsthandlungen. 
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Münchner illustrierte Wechenschrift für Munst und Leben. 
Herausgeber: GEORG HIRTH. Redakteur: Fritz Frhr. v. OSTINI. 


Jede Nummer der „Jugend“ wird mit einem neuen farbigen Titelblatt geschmückt. 


UGEND — unter diesem Titel erscheint seit Neujahr 1896 in München eine illustrierte 

Wochenschrift, die in erster Linie der Kunst und dem Humor gewidmet ist, aber durch 

diese beiden Medien in Wort und Bild alle Gebiete zeitgenössischen Lebens, Theater, 

Literatur, Kunstgewerbe, Mode, Sport, Politik etc. in origineller Weise, sei es realistisch 

oder durch poötisch-stilistische Verklärung, oder satirisch und karikaturistisch, beleuchten will. 
pP 8. 

‚Alles, was frisch, künst- : „Wöchentlich einmal legt uns 
lerisch und originell ist, soll —— die Post cin Heft einer fröhlichen, 
Raum in der „Jugend“ fin- —— —— ——— —* or Re- 
den, die nie ei eitig einer - tionstisch, die sich niebt nur 
. Fi eins vi „Jugend* betitelt, sondern auch 
literarischen oder maler- NR ee jugendlichen Geist und 
ischen Mode huldigen wird, 4 RR —— er a in 

* * einem andem rbigen welbilde 

Für keinen Theil unseres — 74 von meist glücklicher Erfindung 
Unternehmens stellen wir HU, und kräftigem Kolorit präsentiert 
ein starres Progranım auf. Y) (Br 
Unsere „Jugend“ soll ein N \ Künstler, halbfügge und függe 


Jungbrunnen werden für Talente, Symbolisten und Kar- 
Q \ katuristen, dekorative Ideen umd 

u ie s 

ns und unsere Nachkom r Geürliche Pbautastereien in Just» 


men. an em Reigen ablösen. Neben dem 
== Die „Münchner j In I | Sit und dem Pinsel kommt in der 


Jugend“ steht im Vorder- a „Jugend“ auch das Wort zur 
grunde des allgemeinen m Eeitng. Noyellwischen Geb an 
literarischen und künst- m HIN entweder mit selbständigem Exu- 
f | tenzrecht oder als Unt 7 
lerischen Interesses. Von ee are 
den Einen freudig be- iten Saat. dur Deik 
% der Jugend, 
grüsst, von den -_— / di die der" Wet, ohne P ie 
lebhaft bekämpft, wi ’ Br ins Gesicht blickt, manchmal uoe 
diese Zeitschrift zur Zeit | ä HN ee er —— 


ausserordentlich viel be- a) wärdig und frohmätig, hoffnungs- 
achtet. 9 —— — a 
: IM iner s0) itschrift wird 

Die „Jugend“ ist schon | | mand der sich den Sion für Jogend 
jetztaufallen Bahnhöfen, j N bew hat, erzulich m sein 
in allen bessern Hötels, — wollen, un riolg nter- 
N nehmens, das nach wenigen Mans- 

Restaurants und Kaffee- 7 all a nn go ze 
häusern regelmässig zu über 32000. Abonnenten aähk, be 

' 8 Bf 


finden. Man verlange nur | | greift sich DE 
wiederholt die N FR — ver * or: 


„Münchner Jugend“, (Fidus.) 
Quartalpreis (13 Nummern) Mk. 3.—. Einzelne Nummer 30 Pig. 


Bd. 1. (Nr. 1—26) in elegant. Leinwandband gebunden Mk. 8.50. 
Bd. II. (Nr. 27—52) in elegant, Leinwandband gebunden Mk. 8.50, 


— Als Fest- und Gelegenheitsgeschenk eignen sich besonders die gebundenen 
Halbjahresbände. = 


ECRCELELDEITOCIENE RICO Luce OcucH 
za un n a Zi Sup Aa nes de in Ze Zn Ad ZELL LLN, 
— 


— se NIE IOE DIR OK IR DEE SER SIE SUR EEE SIE SIE HU HIE ICE SIE DIE SEE SER DEE SIE HIE SUR SIE ZUR TOR EIER SEE EUR SIE SEE WIE TEL SER HIT IE IT 




















Aalen var 


für Gefeßgebung, Sorpakhiirg u — Statiſtik. 


Staatswiſſenſchaftliche Seitfchrift und Materialienſammlung. 


Unter Mitwirkung zahlreicher Jachmünner 


herausgegeben von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar v. Seydel. 





Verlag von G. Hirth in Münden und Leipzig. 








 Meunundzwarzigfter Babrgang. . j 
1896. | Bährlih 12 Hefte. Abonnementspreis: vierteljährlid 4 Mark. Ar. ll. 


12 Hefte bilden einen Band. 











Inhalt: 

Das deutſche Vereind= und Verſammlungs- Seite V. Zufammenftellung der Enticheid- Seite 
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G. HIRTH’s Kunstverlag in ‚München und Leipzig. 
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— FORMENSCHATZ. 


Eine Quelle der Belehrung und Anregung für Künstler und Gewerbetreibende, 


Das Werk wird fortgesetit; 

auch das bisher Erschienene 

kann nach und nach bezogen 
werden, 


— 
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Kaer Es ist in Wirklichkek 
ein Schatz für jeden Besitzer der 
Werkes. Das ganze Werk bietet 
etwa 3580 Blätter. die reichen ge- 
schichtlich von der alien Wer mi 
zum Begiun des gegenwärtigen Jahr- 
hunderts, Bestimmt, eine Quelle der 
Belehrung und Auregung für Kunstler 
und Gewerbetreibende zu sein, er- 
füllt das Werk seine Aufgabe 
in einer Weise, dass es so 
x zusagen aufkeine Frage die 

| Kae: Antwort schuldigbleipt Die 

ae: % Benützung des Werkes wird durch 

S CHAT zZ — WM sorgfiltige Register erleichtert. Das 

. PJJ 7 F Werk ist international, Was der Fi 

An ee — Herausgeber bei irgend emer der Fi 

S Sun Kulturnationen Werthrolles fiokr [7 

N 18771896 mit ca. 3580 —B * wird benützt. Dem Werke kann oe 


Tafeln in Cartonmappe ZINN >IF; 4 grössere Empfehlung auf seinem Weg 
Mk. 200.—. nieht mitgegeben werden als der Ei 
9 me T , Hinweis auf seinen riesigen Umlang 
Jahrgang 1877 und 1878 iv 8 und seine erfreuliche Verbreitung 
(Formenschatz der Renaissancı) I 9 4653 (Schwäb, Merkur, Sinzzart,) 


Neu eintretenden Ab ten steht el: 
in Cartonmappe je Nik —— — 


N 19 Jahrgänge gratis zur Verfügung. 
Jahrg. 1579—1896 in Carton- } Französische Ausgabe unter 
N mappe je Mk. — gebd. je * dem Titel: 
at Mk. 18.50. 4 LART PRATIQUE. 
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Das 
Deutsche Zimmer 


der Gothik u. Renaissance, 
des Barock- Rococo- und 
Zopfstils. Anregungen zu 
häuslicher Kunstpflege von 
Gg Hirth. Dritte, stark 
vermehrte Auflage. 454 
Seiten hoch 4° mit 370 Ulu- 
j straiionen. Elegant brosch. 
Jährlich 12 Hefte a 16 Tafeln hoch 4°. — Preis per Heft Mk. 1.25. Mk. ro, eleg. gebd Mk. 15, 
— Einzelne Tafeln werden nicht apart abgegeben. — in Lederband Mk. 20. 














Zweite Auflage. 


Kulturgeschichtliehes Bilderbuch 


aus drei Jahrhunderten, von Georg Hirth. 
Französ. Ausgabe: „Les grands Illustrateurs du 16., 17. et 18. siöcles.“ 
Vollständig in 6 Bänden (72 Lieferungen). 


Folio. Preis & Lieferung Mk. 2.40, ä Bd. complett brosch. Mk. 22 gebd. Mk. 35.— 
. (Liebhaber-Ausgabe (einseitig bedruckt, in losen Blättern) & Lieferung Mk. 


Hirth’s Kulturgsschichtliches Bilderbuch umfasst im Ganzen sechs Bände (72 Lieferungen), es sind darin 
360 darstellende Künstler vertreten und haben über 3500 Interessante Blätter eine technisch vollendete Wiedergabe 
gefunden, die Publikation bilder eine in ihrer Art einzige Kunstsammlung — ein Kupferstichkabinet für den Hausgebrauch, 
—— Um den Besitzern der ersteren Binde der früheren Auflage dieses Werkes das Abonnement auf die 
Fortsetzung zu ermöglichen, wird die Drucklegung der zweiten Auflage in derselben Weise und Ausststiong erfolgen, 
wie bei der ersten Autlage. 


— — Jeder Band ist einzeln käuflich. — — 
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Das dentihe Vereins- und Verſammlungsrecht. 


Bericht der XI. Rommillion des Reichstags 


vom 29. April 1896 
zur 
VBorberathung des Antrages der Abg. Auer und Gen. über den Geſetz— 
entwurf, betreffend das Vereins- und Berfammlungsweien, und des Antrages 
der Abg. Ander-und Gen. über den Gejegentwurf, betreffend das Recht der 
Berfammlung und Vereinigung und das Necht der Koalition. 


—ñN7 


Die Kommiſſion hat den Entwurf eines Geſetzes, betreffend das Vereins und 
Berfanmlungsweien (Anlage I), feitgeitellt. 

In der Sigung vom 4. März d. J. beichloß die Kommiſſion, die wichtigeren 
der hier in Rede Itehenden Materie ergangenen Enticheidungen der Obergerichte 
zu Tammeln und die in den deutihen Staaten zur Zeit in Geltung befindlichen 
Vereind- und Verfammlungsgeiege in Drud legen zu lafjen. 

Die Zufammenstellung diefer Gejege bezw. Verordnungen (Anlage ID, des— 
gleichen der Entiheidungen des Neichögerichts (Anlage III), des Königlich Preuß: 
iſchen Oberverwaltungsgerichts (Anlage IV) und des Königlich Preußiſchen Kammer: 
gericht (Anlage V) find dem Berichte angeichlofien. 

Die Kommiſſion befhlo den Entwurf des Abgeordneten Nidert (Anlage VT) 
den Berathungen zu Grunde zu legen. 

Eine Generaldisfuifion fand nicht ftatt. 


51 
($ 1 des Rickert'ſchen Entwurfs) 
entipricht im Wejentlichen dem Artikel 29 Abiag 1 der Preußiſchen Verfaſſung. 

Zu 8 1 und im weiteren Verlauf der Diskuſſion wurde von feiner Seite 
beantragt, das Verſammlungs- und Bereinsrecht der Frauen zu beichränfen. 

Bezüglich der Minderjährigen lagen zwei Anträge vor; der eine dahingehend, 
minderjährige Berfonen von Verjammlungen, die zu politiihen Zweden dienen, 
auszuſchließen, der andere dahingehend, den Ausschluß bei ſolchen Verſammlungen 
nur bezüglich derjenigen Minderjührigen zu beitimmen, die das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben. 

Zur Begründung beider Anträge wurde vorgetragen, daß eine gewille Reife bei 
politifchen Verjammlungen von den Theilnehmern gefordert werden müſſe, einmal 
im Intereſſe des ruhigen Verlaufs der Verfanmlungen, zum Andern im Intereſſe 
der juaendlihen Perſonen, für die e8 nicht eriprieglich fein könnte, zu früh in 
das öffentliche politiiche Leben, namentlich im vielfach erregte und ftürmiich vers 
Laufende politiſche Verſammlungen hineingezogen zu werden. Zur Beihlußfaflung 
in pelitiihen Angelegenheiten fehle jugendlichen Perſonen die fittliche und Ber: 
ftandeöreife. 

Annalen bed Deutihen Reiche, 1896, 54 


818 Tas deutiche Vereins- und PVerfammlungsredt. 


Ueber die Altersgrenze beitand eine Meinungsverichiedenheit. Won der einen 
Seite wurde betont, dasjenige Alter zu wählen, dad auch für die zivilrechtliche 
Selbitändigfeit maßgebend ſei. Es fei nicht wünichenswerth, jugendliche Perſonen 
an politiichen Berfammlungen, den erniteiten Bethätigungen des öffentlichen Lebens, 
früher theilnehmen zu laſſen, als in einem Alter, das fie geieslich befähige, ihre 
Bermögensangelegenheiten jelbitändig zu ordnen 

Von anderer Seite wurde ausgeführt, das vollendete 18. Lebensjahr gewähre 
die Garantie der nöthigen Reife der Bildung und des Verftandes, um fih an 
politijchen Berathungen betbeiligen zu Dürfen. 

Es wurde betont, daß insbelondere bei dem Arbeiterberuf frühzeitig eine 
gewille Selbitändigfeit, namentlich auch in wirthichaftlicher Beziehung, erreicht 
werde, und daß es unridhtig ſei, Lehrlinge und Arbeiter, die fih mit 18 Jahren 
ihr Brod jelbitändig verdienen, vom politiichen Leben fernzuhalten. Es gelte dies 
um jo mehr, als der Begriff, was politifche Dinge find, vielfach ein ſchwimmender 
fei und jehr oft gewerbepolitiiche Fragen als politifche von den Behörden be 
handelt würden. 

Auch liege fein Grund vor, beiſpielsweiſe Studenten, die mit dem Zeugniß der 
Reife zur Univerfität entlaflen feien, von politiſchen Verſammlungen fern zu halten. 

Dem wurde entgegnet, dab gerade junge Leute in dem Alter von 18 bis 
21 Jahren, in dem fie vielfach zuerit ind Leben binausgeworfen werden, fi in 
einer gäbrenden Webergangszeit befänden und wenig geeignete Elemente für polis 
tiſche Verſammlungen bilden. 

Von dritter Seite erhob man überhaupt Widerſpruch gegen die Feſtlegung 
irgend einer Altersgrenze. Je früher die Jugend an den ernſten Berathungen 
gereifter Männer Theil nehme und ihr eigenes Urtheil da vertiefe, deito beſſer 
jei es für dieſelbe und für das politiiche Leben überhaupt. 

Zudem gebe die Feitlegung einer Alterögrenze der Polizei die Möglichkeit 
der Chifane an die Hand; fie könne Legitimationen bei all denen verlangen, beren 
äußerer Habitus nicht Elar erfennen laffe, welches Alter fie erreicht haben. 

Noch wurde darauf hingewielen, daß $ 8 der Prenßiſchen Verordnung vom 
11. März 1850 nur Schüler und Lehrlinge von der Mitgliedihaft an ſolchen 
Vereinen ausichließe, welche bezweden, politiiche Gegenftände in Berjammlungen 
zu erörtern, und auch diefen Perſonen verbiete, den Verlammlungen und Sigungen 
folder Vereine beizuwohnen. 

Demgemäß ftelle jowohl der Antrag, der die Altersgrenze auf 21, als der 
jenige, der fie auf 18 Jahre feftiege, den Minderjährigen ſchlechter ala das 
preußiiche Vereins- und Verſammlungsrecht. 

Dem wurde entgegnet, daß irgend eine Altersgrenze für politische Verſamm— 
lungen erforderlich jei; man fönne doch unmöglich Kinder in politischen Ber: 
ſammlungen zulaflen; auc ei der Begriff „Schüler“ ein jehr weiter; darunter 
fönnten beiſpielsweiſe auch Univerfitätsichüler veritanden werden. Nad ber 
preußifchen Verordnung dürfe ein fiebenzehnjähriger Gejelle einer Verſammlung 
obengenannter Art anmwohnen, ein fiebenzehnjähriger Gymnaſiaſt oder Polytechniker 
aber nicht, was nicht als richtig anzirerfennen ſei. 

Auch jeien nach der preußiichen Verordnung alle jungen Leute, Die meber 
Schüler noch Lehrlinge feien, berechtigt, in politiichen Verſammlungen zu er 
icheinen, beifpielsiweile auf dem flachen Lande alle Bauernjöhne, die aus der Schule 
getreten. 

Hier fehle e3 an jedem Prinzip. Letzteres könne nur in der allerbing® 
mechanischen Alterögrenze gefunden werden. 
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Auch wurde die Frage erörtert, was zu geichehen habe, wenn die jugend: 
lihen Perſonen jih auf Aufforderung nit aus der Verſammlung entfernen. 
Alfeitig wurde betont, daß daraus nicht dad Necht abgeleitet werden dürfe, die 
Verſammlung aufzulöſen, wohl aber, daß die Polizei die Entfernung nöthigenfalls 
mit Gewalt, kraft allgemeiner polizeilicher Befugniſſe, in ſolchen Füllen herbei: 
zuführen in der Lage ſei. 

Schließlich wurde der Autrag, minderjährige Perſonen von politiichen Wer: 
fammlungen auszuſchließen, mit 6 gegen 5 Stimmen angenonmen, 

Um etwaige Bedenken bezüglich des durch $ 152 der Gewerbeordnung 
gewährleiiteten Koalitionsrechts zu befeitigen, wurde deögleichen ein Zufagantrag 
zu $ 1 geitellt und zugleich angenommen, daß Zwecke im Sinne des $ 152 der 
Gewerbeordnung nicht als politische Zwede gelten. Zur Begründung wurde unter 
Anderem auf die Enticheidung des StammergerichtS Nr. 30 der Anlage IV hin: 
gemwiejen, in welcher beſtimmt ift, daß zu den politiichen Gegenftänden auch jolche 
gehören, welche Sozialpolitik, insbejondere die Negelung der Arbeitszeit betreffen. 
Derartige Enticheidungen follen durch die vorgeichlagene Gejegesbeitimmung un— 
möglich gemacht werden. 

In der Schlußabſtimmung über den jo geftalteten $ 1 wurde diefer mit allen 
gegen 2 Stimmen angenonmen, 

In der zweiten Leſung wurden die Beichlüffe hinſichtlich der Altersgrenze 
nicht weiter angefochten. 

Es wurde dagegen der Antrag geitellt, in Abſatz 1 des S 1 Hinter „Fried: 
lich“ die Worte „und unbewaäffnet“ einzufügen, und wurde diejer Antrag mit 6 
gegen 5 Stimmen angenommen. 

Zur Begründung wurde vorgetragen, dab es den in den meilten deutichen 
Bundesitanten geltenden Borichriften eutipreche, das unbewaffnete Gricheinen vor: 
zufchreiben; auch gehe aus der in eriter Lejung angenommenen Strafbeitimmung 
in $ 17 hervor, daß die Kommiſſion Bewaffnete aus Verſammlungen ausichließen 
wolle, desgleichen aus $ 8. 

Dem wurde entgegengehalten, da es doch unbedenklich ſei, bewaffnete Poſt— 
beamte, Förster 2c. zuzulaſſen, auch ſei der Begriff „Waffe“ ein jehr weitgehender. 
Darauf wurde erwidert, dab ſolche Beamte jehr wohl vor Eintritt in die Ber: 
fammlung ihre Waffen ablegen können, daß aud unter Waffen beiipielsweiie 
feine Taſchenmeſſer verftanden werden können, ſondern nur Gegenſtände, die nach 
ihrem natürlichen Zwed zur Zufügung von Verlegungen geeignet und beitimmt find. 

Ein ferner geitellter Antrag, einen weiteren Abjag einzufügen, daß Be: 
ſchränkungen des Verjanmmlungsrechts nur inſoweit ftattfinden, als diejelben durch 
dieſes Geſetz vorgeichrieben oder zugelaflen find, wurde abgelehnt. 

Die Mehrheit der Kommiſſion ging dabei von der Anſchauung aus, daß, 
foweit die sedes mäatoriae des Vereins: und Verlammlungsrechts ſelbſt in Betracht 
komme, obiger Grundiag felbitverjtändlich jei; ſoweit aber baupolizeiliche, gelunds 
heitöpolizeilihe und feuerpolizeiliche Beſtimmungen in Betraht fümen, müßten 
dieſe aufrecht erhalten bleiben, und könne in Nücjicht jolcher Beitimmungen die 
Annahme des beantragten Zuſatzes nur zu überflüffigen Zweifeln Veranlaſſung geben. 

Die Meinung des Antragitellers, daß der Ausipruch obigen Grundjages 
den Beſchlüſſen der Kommiſſion des Jahres 1873 entipreche, auch im Intereſſe 
ber Klarheit darüber, daß nicht neben den hier ſtatuirten Grundiägen noch andere 
das Vereins- oder Verſammlungsrecht einichränfende reichd: oder landesrechtliche 
Beitimmungen in Kraft bleiben dürfen, wünſchenswerth jei, vermochte nicht durch— 
zudringen. 
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82. 
Deflentlihe Berfammlungen zu politifchen Zwecken. 
($ 2 des Ridert’ihen Entwurfs.) 


In der Disfuffion wurde zur Begründung des Antrags darauf hingewieſen, 
daß bei öffentlihen Verſammlungen zu politiihen Zweden dem Staat das 
Recht, zeitig benachrichtigt zu werden, gewahrt werden müſſe. 

Dem Antrag gegenüber wurde von anderer Seite betont, dab der Begriff 
„politiiche Zwecke“ fein feititehender jei; auch kirchliche und foziale Zwecke, 
gewerbepolitiiche Angelegenheiten würden oftmald als polititiiche angeſehen 
und es jei dann der Polizei Gelegenheit gegeben, ſolche Verſammlungen mangels 
Anzeige aufzulöfen. 

Dielen Bedenken entgegen wurde betont, daß ein präventiver Schuß gegen 
polizeiliche Mißgriffe nicht möglich ſei, höchſtens könne in der Cinführung von 
Strafen gegen Polizeibeamte, die mißbräuchlich auflöfen, eine Schugmaßregel ge 
funden werben. 

Im lebrigen fünne man fih in Fällen, in denen es zum Voraus zweifel— 
haft jei, ob nicht polititifche Erörterungen ftattfinden werden, dadurch ſchützen, 
daß man die Verfammlung rechtzeitig anzeige. 

Der $ 2 trifft VBeitimmungen über öffentliche VBerfammlungen zu politischen 
Zweden. Solde find von dem Veranftalter unter Ort: und Zeitangabe 24 Stunden 
vor Beginn dev Ortöpolizeibehörde anzuzeigen, worüber von legterer eine Be 
iheinigung zu ertheilen it. 

Seitens des Antragiteller8 wurde erläuternd bemerft, daß der Mangel ber 
Beicheinigung ein Auflöſungsgrund nicht ſei, vielmehr müßten auch andere Ber 
weismittel der erfolgten rechtzeitigen Anmeldung zulälfig fein. 

Bon einer Seite wurde der Antrag geltellt, zu Sagen, die Beicheinigung ſei 
nur „auf Verlangen“ zu ertheilen. 

Zur Begründung dieſes Antrags wurde darauf hingewieien, daß oftmals in 
chifandier Weiſe die Ertbeilung der Beicheinigung abgelehnt oder verzögert werde, 
und demmächit aus dem Mangel der Beicheinigung der Abhaltung der Verſamm— 
fung Schwierigkeiten erwüchſen. Daher müſſe es dem Verauſtalter freibleiben, bie 
Beiheinigung der Anzeige zu verlangen oder darauf zu verzichten und in der 
Folge den Nachweis der erfolgten Anmeldung in anderer Weile zu erbringen. 

Dem wurde entgegengehalten, daß gerade die obligatorische Beſcheinigung der 
Anmeldung am beiten jeweils das Beweismittel für die erfolgte Anmeldung ſchaäffe 
und daß vielmehr Schwierigkeiten erwachſen, wenn der Beranftalter einer Ber: 
ſammlung beim Beginn derielben nicht im Beſitz der Beicheinigung jet. 

Der Antrag wurde abgelehnt. 

Dagegen wurde ein Antrag angenommen, der die Folgen der unterbliebenen 
rechtzeitigen Anmeldung ausdrüdlich dahin prägzifirt, daß dieſenfalls die Verſamm— 
lung verboten oder aufgelöft werden darf; dab dagegen die Verweigerung der 
Beiheinigung einer rechtzeitigen Anmeldung feinen Grund zur Auflöjung oder 
zum Verbot einer Verſammlung abgebe. In diefem Falle müſſe dem Anmelder 
jedes andere Beweismittel für die rechtzeitige Anmeldung freigelaflen werden. 

Wird in einem ſolchen Falle aufgelöft, jo jteht das Rechtsmittel wegen un— 
berechtigter Auflöſung zu Gebote. 

An der zweiten Leſung wurde eine andere redaktionelle Faſſung der vor— 
erwähnten Beſtimmung vorgeichlagen. 

Bon anderer Seite wurde beantragt, die ganze Beſtimmung zu ftreichen. 
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Der Antragiteller ging dabei von der Begründung aus, dab entweder die 
Verſammlung nicht angemeldet ift; in dieſem Falle kann eine Muflöfung erfolgen ; 
oder fie ift angemeldet, jedoch ber Veranjtalter befindet fich nicht im Befig ber 
Beiheinigung, kann bdiejelbe auch micht beibringen oder fich auch durch andere 
Beweismittel nicht auswetien; in diefem Falle kann aufgelöit werden, fofern der 
überwachende Polizeibeamte feine Kenntniß der erfolgten Anmeldung hat. Hat 
er leßtere und löſt trogdem auf, jo ift die Auflöſung eine mwiderrechtliche und 
der Polizeibeamte macht ſich ſtrafbar. Es bedürfe ſonach der in erſter Leſung 
angenommenen Beitimmung nicht. Wer e& unterlafle, fih in den Beſitz der Be: 
jcheinigung zu fegen, müſſe eben risfiren, daß aufgelöft werde. Dieſer Anſchauung 
ſchloß fi) die Mehrheit der Kommiſſion an und ftrich die in erfter Leſung auf: 
genommene Beſtimmung. 

Ein weiterer Antrag, ausdrüdlich beitimmen zu wollen, daß die Beicheinig: 
ungen foftenfrei von der Polizeibehörde auszuftellen jeien, wurde angenommen. 
Zur Begründung wurde vortragen, daß es nothwendig ſei, ausdrüdlich feitzuiegen, 
dab ſolche Beicheinigungen, die aus polizeilichen Intereffen erwachſen, feine 
gebührenpflichtigen Akte find, auch nicht zu gebührenpflichtigen Akten gemacht 
werben fönnen. Der hiernach geitaltete $ 2 wurde mit allen gegen 1 Stimme 
angenommen. 

83. 


Volksverſammlungen unter freiem Himmel. 
($ 3 des Rickert' ſchen Entwurfs.) 


Hier wurde zunächſt befchloffen, ftatt „unter freiem Himmel“ zu jagen, „die 
nicht in geichloffenen oder umfriedeten Räumen ftattfinden”. Die Gefährlichkeit 
derartiger Berjammlungen beruht darin, daß unbegrenzte Menſchenmaſſen zus 
ftrömen fönnen, was bei Verſammlungen in geichloffenen oder umfriedeten Räumen 
und ummauerten Höfen wegfällt. Deshalb enthalten die meiften Verſammlungs— 
geiege beiondere Beitimmungen über jolche Verſammlungen. 

Die Kommiſſion beichloß in ihrer Mehrheit: 

a) für Verſammlungen in nicht geichloffenen Räumen die Anzeigefrift auf 

48 Stunden zu erjtreden; 

b) für Berfammlungen, deögleichen für Um und Mufzüge, zu welchen öffent- 
lihe Pläge und Straßen benust werden, die Genehmigung der Behörde, 
die Straßenpvlizei über dieſe Pläte und Straßen ausübt, zu verlangen. 
Legtere Behörde it nur aus Gründen des Werfehrsintereffes zu einem 
Verbote berechtigt. 

Bei dieien Beihlüffen ging die Mehrheit der Kommiſſion davon aus, daß 
bei derartigen öffentlihen VBerfammlung zunädft allgemein der Polizeibehörde eine 
längere Frift einzuräumen sei, um etwa nothwendige Sicherheitämaßregeln zu 
treffen ; daß ferner ein Necht auf Benugung von Straßen und Plägen nur unter 
der Borausfegung einzuräumen jei, daß dadurd das Verkehrsintereſſe nicht verlegt 
werde; andernfalls könne unter Umftänden der Verkehr auf Stunden in verkehrs— 
reihen Straßen und Plägen vollitändig unmöglich gemacht werden. 

Bezüglich der Folge der unterlaffenen Anmeldung und der Verſagung der 
Beicheinigung gilt das zu $ 2 Gejagte. 

Bon Seiten einer Minorität wurde die Nothivendigfeit einer Genehmigung 
für Berlammlungen auf Straßen und Pläßen überhaupt verneint, indem betont 
wurde, daß das Intereſſe an derartigen Verſammlungen dem Verkehrsintereſſe vor— 
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gehen müfle; auch werde durch die Einführung der Polizeierlaubnig der Willkür 
Thür und Thor geöffnet, indem man ein Verkehrsintereſſe vorſchütze, um unlieb— 
jame Verſammlungen auf Straßen und Plägen zu verhindern. 

Ebenio fehlt es an einer Nothwendigfeit, die WUnzeigepflicht bei Volks: 
verjanmmlungen unter freiem Simmel, die nicht auf öffentlichen Plätzen oder 
Straßen ftattfinden, an eine Frift von 48 Stunden zu binden; es genüge bie 
24 ſtündige Friſt des $ 2 für Die polizeilichen Vorbereitungen. Mit Nüdjicht 
darauf wurde beantragt, nur für Volksverſammlungen auf öffentlichen Straßen 
und Plägen eine Anzeigepflicht mit 48 Stunden Friit einzuführen. 

Die Konſequenz diejes Antrags ging dahin, dal Volksverſammlungen zu 
nichtpolitiſchen Zweden, einerlei ob ſolche in geichlofienen Räumen oder unter 
freiem Simmel ftattfinden, überhaupt nicht anzeigepflichtig find *Woltsverianmmlungen 
zu politiichen Zweden würden 24 Stunden vor Beginn anzuzeigen jein; Volks— 
veriammlungen auf öffentlichen Straßen und Plätzen dagegen 48 Stunden vor Beginn. 

Dieſer Anficht vermochte fich die Mehrheit der Kommiſſion nicht anzuſchließen. 

Der weiter geitellte Antrag: 

Kirchliche Brozeilionen, Bittgänge und Wallfahrten, Leichenbegängnifie 
und Dochzeitszüge, Umzüge von Innungen und Bereinen von Der 
Anzeigepfliht auszunehmen, 

wurde von der Kommiſſion angenonmen. 

Die Kommiffion ging bierbei von der Anſicht aus, daß solche Auf- und 
Umzüge Verkehrshinderniſſe, die eine erhebliche zeitliche Dauer in Anspruch nehmen, 
nicht zu bereiten vermögen, auch ſonſt ihren Charakter nach zu beſonderer polizeis 
licher Beauffihtigung feinen Anlaß geben, und daher von der Anzeigepflict aus: 
zunehmen find. 

Ein Antrag, die Um: und Aufzüge der Innungen und Vereine den allge: 
meinen Gelegesbeitimmungen zu unteritellen, wurde abgelehnt. 

$ 3 wurde biernach im eriter Leſung einstimmig angenommen. 

In ziveiter Lelung wurde auch hier beichlofien, daß die Beicheinigungen 
koſtenfrei auszuftellen find, 

Aus denjelben Gründen, wie zu $ 2 ausgeführt, wurde der in eriter Leſung 
beſchloſſene zweite Sat des Abſatzes 2 geitrichen. 

Dagegen wurde der Antrag angenommen, daß Prozeilionen, Leichenbegängniſſeze. 
nicht nur feiner Anzeige, Tondern auch feiner Genehmigungspflicht unter: 
liegen. Diejelben können hiernady Pläge und Straßen ohne bejondere Genehmigung 
benugen; als jelbitverftändlich nahm die Kommiſſion an, dab die allgemeinen 
polizeiliden Befugnifie und Anordnungen im Verkehrs- oder fanitären Intereſſe 
oder im Intereffe der Verhütung von Unglüdsfällen dadurd nicht berührt werden. 

In Rücficht darauf wurde die Aufnahme einer beantragten hierauf bezüglichen 
ausdrüdlichen Beſtimmung in eriter und zweiter Leſung abgelehnt, und $ 3 mit 
allen gegen eine Stimme in zweiter Leſung angenommen. 


s4. 
Vereine. 
($ 4 des Rickert'ſchen Entwurfe.) 
8 4 entipricht dem Artikel 30 Abſatz 1 der Preußiichen Berfaflung. 
Zu dieſer Geſetzesbeſtimmung, die das Recht aller Deutichen ausipricht, ſich 
in Gejellichaften zu vereinigen, die den Strafgejegen nicht zumiderlaufen, wurde 
der Antrag geltellt, auszuſprechen: 
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1. daß die Verbindung inländiicher Vereine untereinander zuläflig ift, 
2. daß die Werbindung inländiicher politiicher Vereine mit ausländischen 
Vereinen von der Landes-Centralbehörde verboten werden fann. 

Die Begründung zu dem eriten Vorichlage ging dahin, daß entgegen ber 
preußiichen Beſtimmung in dem Geiles ausdrücklich ausgeſprochen werben müſſe, 
dab inländiiche Vereine jich untereinander verbinden können. 

Fehle es an einer ausdrüdlicen Beitimmung im Geſetz, To könne deduzirt 
werden: was nicht auädrücdlich erlaubt iſt, iſt verboten. 

Da über die prinzipielle Seite der Frage allgemeines Einverſtändniß berrichte, 
wurde der Antrag einitinmig angenommen. 

Abgelehnt wurde dagegen der Antrag, die Verbindung inländiicher politiicher 
Vereine mit ausländischen Vereinen unter die Möglichkeit eines Verbots der Yandes- 
Gentralbehörde zu stellen. 

Bon Seiten des Antragitellerd wurde betont, daß die Negierung aus Gründen 
des Staattwohles das Necht haben müſſe, Verbindungen politischer Vereine mit 
ausländiichen Vereinen zı verhindern. Dem twurde entgegengehalten, daß beiſpiels— 
weile die FFriedend: Vereine, die jozialdemofratiihen Organilationen, Orden und 
Ktonaregationen über die Yandesgrenzen hinaus in internationalen Verbänden fich 
zuſammenſchlöſſen, ohne daß ein ftaatliches Anterefle dem entgegenitände. Soweit 
ſolchen Geiellichaften ein politiicher Charakter nicht inmewohne, ſei es bei der 
Dehnbarfeit legteren Begriffes ſehr leicht, ihnen einen ſolchen beizulegen und die 
Verbindung mit dem Auslande zu verbieten. 

Die Mehrheit der Kommiſſion nahm den erften Autrag an, lehnte den zweiten ab. 

8 4 wurde in eriter und zweiter Yelung einſtimmig angenommen, 
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($ 5 des Nidert’ichen Entwurfs.) 


Der $ 5 des Nidert’ihen Entwurfs trifft Beſtimmungen bezüglich der 
politiichen Vereine; der Vorſteher iſt darnach verpflichtet, die Nereinsitatuten oder 
ändernde Beſchlüſſe binnen 8 Tagen der Ortöpolizeibehörde zur Kenutnißnahme 
einzureichen. 

Letztere ertheilt über die Ginreihung eine Beicheinigung. Cine Meinungs— 
verichiedenheit über die Nothwendigkeit derartiger Beſtimmungen beitand in der 
Kommiſſion nicht. 


(8 6 des Rickert'ſchen Entwurfs.) 


Abſatz 2 dieies Paragraphen beſtimmt für die Verſammlungen politiicher 
Bereine, daß fie von der Anzeigepflicht des 8 2 befreit find, falls Zeit und Ort 
ihrer Veriammlungen ſatzungsgemäß oder durch beionderen Beſchluß im Boraus 
feſtſteht und dies der Ortspolizeibehörde 24 Stunden vor der eriten Verſammlung 
zur Kenntniß gebracht it. 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde auf den gleichlautenden $ 3 der 
Preußiſchen Verordnung vom 11. März 1850, $ 21 des Sächſiſchen Gejeges 
vom 22. November 1850 hingewielen. Falls die Polizeibehörde, wie oben er: 
wähnt, im Voraus von jolden Verſammlungen unterrichtet it, bedarf es einer 
beionderen Anzeige nicht. 

Einen Wideripruch fand der Gelegesvorichlag nicht. 

Auch hier wurde die Stoftenfreiheit der auszuftellenden Beicheinigung beichloifen. 

8 5 wurde in eriter und zweiter Leſung einitimmig angenommen, 
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wurde auf einen in zweiter Leſung geftellten Antrag aufgenommen mit allen gegen 
eine Stimme. Der Antrag war damit begründet worden, daß es der Aufnahme 
einer Beitimmung bebürfe, wodurch einmal feitgeitellt werde, wann die Behörde 
einen Verein auflöjen dürfe, welche Behörde hierzu berechtigt jei, wie es in Füllen 
zu halten ſei, wenn Gefahr im Verzuge ift, ferner, wie die Anfechtung des Be— 
Ichluffes der Verwaltungsbehörde zu geitalten sei. 

Die Kommilfion erfannte in ihrer Mehrheit an, dab es wünſchenswerth ſei, 
obige Fragen in dieſem Geſetze zu regeln, insbeſondere auch feitzuitellen, dab der 
Rechtsweg gegen den Auflöſungsbeſchluß zuzulaſſen jei. 


7. 
($ 7 des Nidert’ihen Entwurfs) 
wurde ohne erhebliche Diskuſſion mit allen gegen eine Stimme angenonmen. 


Ss. 
($ 8 des Nidert’ihen Entwurfs). 

Zu 8 8 bes Ridert’ichen Entwurf wurde der Antrag geitellt, ſtatt der 
Worte „Itrafbaren Handlungen“ zu fagen „zu einem Werbrechen oder Vergehen.“ 

Diejer Antrag wurde damit begründet, daß die Aufforderung zu einer Weber: 
tretung fein binreichender Grund ſei, um aus einer ſolchen der Rolizeibehörde das 
Recht einzuräumen, eine Verſammlung aufzulöfen 

Es ſei dies um jo bebenflicher, als bei der heutigen Rechtſprechung oftmals 
jehr harmloſe Handlungen und Aeußerungen von den Geridten ald grober Unfug 
erklärt werden und dann der Thatbeitand der llebertretung vorliege. 

Dem wurde entgegengebalten, daß nad) der Faſſung des Paragraphen erit 
dann ein Auflölungsgrund vorliege, wenn der Vorlisende der Verſammlung die 
Erörterung von Anträgen oder Borfchlägen zulafle, die eine Aufforderung zu 
ftrafbaren Handlungen enthalten. Derartige Grörterungen müſſen aber zur Auf: 
löſung bereditigen, das erfordere die Öffentliche Ordnung, auch dann, wenn e3 ſich 
nur um eine lebertretung handle. 

Das Gebiet der Uebertretungen ſei ein weit umfaſſendes, neben verhältniß— 
mäßig harmlojen Dingen auch Strafthaten in fich begreifend, die bis zu 6 Wochen 
Hart nad fich- ziehen. 

Demgegenüber fönnen einzelne nicht zu billigende Entfcheidungen der Gerichte 
eine Rolle nicht ipielen. 

Der Antrag wurde abgelehnt. Dagegen wurde ein anderer Antrag an 
genommen, dahin gehend, daß eine Veriammlung dann aufgelöjt werben fann, 
wenn die Zulaſſung der amtlichen Abgeordneten der Polizeibehörde verweigert wird. 

Begründet wurde dieler Antrag damit, daß, wenn in dem vorhergehenden 
Paragraphen der Polizeibehörde das Necht zuerkannt ſei, in öffentliche Verſamm— 
lungen zu politiichen Zweden amtliche Abgeordnete zu senden, in dem Gelege aud) 
ansdrüdlich ausgeiprocden werden müſſe, was Nechtens fein Tolle, wenn dieje Zu: 
lafiung verweigert werde. Es ſei jelbitverftändlich, daß dielenfalls ein Auflöſungs— 
recht zu ſtatuiren fei. 

Von anderer Seite wurde betont, daß es wohl faum vorkommen werde, dag 
die Zulaffung der Polizeibeantten werde verweigert werben. 

Die Mehrheit der Kommiſſion hielt e3 für richtig, eine ausdrückliche Be— 
ftimmung in das Gejeg aufzunehmen. 

In zweiter Leſung fand eine weitere Diskuſſion nicht ftatt. 
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89. 
(8 9 des Ridert’ihen Entwurfs.) 


Hierzu wurde der Antrag geitellt, die Beſtimmung aufzunehmen, daß der 
Abgeordnete der Polizeibehörde verpflichtet ift, dem Worfisenden der Verfammlung 
den Grund der Auflöfung anzugeben. 

Cine derartige Beitimmung ſei wünſchenswerth einmal, da man an fich ver: 
langen fönne, zu willen, weshalb eine Verfammlung aufgelöft wird, und ferner, 
weil e3 fir das eventuell einzuleitende Beichwerdeverfahren weſentlich fei, den 
Grund der Auflölung zu erfahren. 

PBraftiihe Schwierigfeiten würden auch bei tumultuariſchen Verſammlungen 
faum erwacdien, da eine Mittheilung an den Borligenden, die ja in wenigen 
Morten beitehen fünne, immer möglidy fein werde. 

Der Antrag wurde angenommen und zwar einftinmig. 

Abjag 2 der jegigen Faſſung des Paragraphen wurde zufolge eines Antrags 
angenommen, der bejagt, daß der Polizeibeamte die Verſammlung für aufgelöft 
erklären und die Anweſenden auffordern muß, fich zu entfernen. 

Zur Begründung wurde vorgetragen, daß, wenn beitimmt werde, daß, wer 
fih aus einer aufgelöften Verfammlung nicht entferne, in Strafe verfalle, aud 
ausdrüdlih aufgefordert werden müſſe, fich zu entfernen. 

Der Antrag wurde mit allen gegen eine Stimme angenommen. 

Des Meiteren wurde zu dieſem Paragraphen der Antrag geitellt, eine Bes 
ftimmung aufzunehmen, wonach gegen diejenigen, welche der Aufforderung, ſich 
aus einer aufgelöiten Verſammlung zu entfernen, feine Folge leilten, die Ans 
wendung von Gewalt zulällig ift. 

Zur Begründung dieſes Antrags wurde auf $ 6 der preußiichen Verord— 
nung vom 11. März 1850, den Artikel $ de bayriichen Gejeged, die Verſamm— 
fungen und Vereine betreffend vom 26. Februar 1850, den $ 10 des jächliichen 
Vereins: und Verſammlungsgeſetzes, den $ 12 des badijchen Gejekes vom 21. No— 
vember 1867, den 8 6 des Geſetzes für Hamburg vom 19. Mai 1893 hingewieien, 
in welchen jich überall Beſtimmungen finden, die das ausdrüdliche Necht der Polizei— 
behörde feſtſetzen, eventuell im Zwangswege die Zurücbleibenden zu entfernen. 

Brinzipielle Gimvendungen wurden gegen dieſen Antrag nicht erhoben, viel- 
mehr alljeitig betont, daß auch ohne eine auzdrüdliche aelegliche Beitimmung das 
Net der gewaltiamen Entfernung ſich aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen ergebe; 
immerhin hielt man es für wünſchenswerth und praftiich, eine ausdritdliche Be— 
ftimmung in diefes Geſetz aufzunehmen. 

Der jo geitaltete $ 9 wurde ſodann einftimmig angenommen. 

In zweiter Leſung wurde der Antrag geitellt, zu beitimmen, daß der Grund 
zur Auflölung einer Berlammlung vor der Auflöfung von dem Polizeibeamten 
dem PWorfigenden der Verſammlung mitzutheilen ſei, damit letterer in der Lage 
jei, eventuell dieien Auflöfungsgrund fofort zu befeitigen. 

Diejer Antrag wurde angenommen, ebenio der ganze Paragraph mit allen 
gegen eine Stimme. 

8 10. 
($ 10 des Nidertihen Entwurfs.) 

Der bier gemachte Geiegesporichlag wurde von der Kommiſſion angenommen, 
Danach jollen Berfammlungen, welche durch das Geſetz oder durd die geieglichen 
Autoritäten angeordnet find, den Beitimmungen der SS 2 und 5 des Gelegentivurfes 
der Kommiſſion nicht unterliegen. 
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Ebenſo jollen die genannten Beitimmungen auf Verſammlungen, die aus 
Anlaß von Reichsſtags-, Landtags: und Kommunalwählen veranitaltet werden, 
feine Anwendung finden. 

Der Vorſchlag entipricht im Weſentlichen dem & 21 der preußiichen Ber: 
ordnung vom 11. März 1850, dem $ 26 des bayerischen Geſetzes vom 26. Februar 
1850 bezw. dem 8 17 Abſatz 1 des Wahlgeiekes für den Deutichen Reichstag. 

Die angenommenen Abänderungsanträge find lediglich redaftioneller Natur. 

Man trat fodann in Berathung, welche der für öffentliche politiiche Ver— 
jammlungen und Volksverſammlungen unter freiem Himmel getroffenen Beſtimm— 
ungen auf Solde in $ 10 aufgeführte Verſammlungen Anwendung finden lollen. 


Die Mehrheit der Kommiſſion entichied dahin, das feine Anwendung 
finden joll: 

1. $ 2, So daß alio die Anzeigepflicht für öffentliche Verlammlungen zu 
politiichen Ziweden wegfällt. Begrindet wurde dieſe Anficht damit, dat 
von derartigen Verſammlungen die Bolizeibehörde auch ohne Anzeige 
Ktenntniß erhalte, zumal inöbelondere bei MWahlverjammlungen die Ein— 
ladungen jeweils an einen großen Kreis von Perſonen und Öffentlich zu 
ergeben pflegen. Daß es aber auch bei derartigen Verſammlungen mög: 
lid) ſein müffe, ohne Einhaltung einer Frist die Einberufung zu veranitalten, 
insbefondere um beiſpielsweiſe VBerdächtigungen von Standidaten in legter 
Stunde vor der Wahl entgegentreten zu fönnen; 

2.8 5. Die Vorfteber ſolcher Vereine, die fih zu Wahlzweden bilden, find 
darnach nicht verpflichtet, ihre Statuten der Polizeibehörde mitzutbeilen, 
ebenjowenig hätten fie die Verpflichtung, die Polizeibehörde von ihrer 
Vereinsverfammlung eventitell durch die Mittheilung der Statuten oder 
des bejonderen Beichluffes zu veritändigen. 

Dagegen fänden die übrigen Beitimmungen diejes Gelege: auch auf die Ber: 

jammlungen und Bereine, die $ 9 behandelt, Anwendung. 

Dies gilt demnach insbeſondere von $ 3, der die Anzeigepflicht für Volks— 
verlammlungen unter freiem Dimmel, die Genehmigungspflict für Verſamm— 
lungen, Auf: und Umzüge, zu denen »Öffentlihe Straßen und Plätze benust 
werden, ſtatnirt. 

Die Kommiſſion war in ihrer Mehrheit der Anficht, daß Angeſichts der 
größeren Gefahr für Unordnungen und Berfehrsitörungen, die vorgenannte Ber: 
jammlungen bieten, es bei der im Allgemeinen vorgejchriebenen Anzeige und Ges 
nehmigungspflicht bewenden müſſe. Eine Minderheit war der entgegenitchenden 
Aniicht, daß es bei Wahlverſammlungen, einerlei wo dielelben ftattfinden, feinerlei 
Anzeige: oder Genehmigungspflicht bedürfe, da die Polizei von ſolchen an sich 
rechtzeitig Kenntniß erhalte und darnadı ihre Vorkehrungen treffen könne. 

In zweiter Yelung wurde der Antrag, die Worte 

„Jowie auf die aus dieſem Anlaß gebildeten Wereine“ 
aufzunehmen, einftimmig angenommen, 

Zur Begründung diefes Antrags wurde vorgetragen, daß es häufig vorkomme, 
daß aus Anlaß der RNeichstagdwahlen, Landtags- und Kommunalwahlen ſich 
Vereine bilden, die mit Erledigung der Wahl wieder verichwinden. Diele Vereine 
ausdrücklich hier zu erwähnen, erfordere die größere Deutlichfeit, es finden auf 
jolhe Vereine $ 2 und $ 5 dieſes Gejegentwurfs feine Amwendung. 

Nachdem in eriter Leſung vorerwähnte Beitimmungen angenommen waren, 
ging die Kommiſſion zur Berathung der nothiwendig fallenden Strafbeftimmungen über. 
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81. 


Es wurde zunächſt der Antrag geitellt, ein Schugmittel gegen ungelegliche 
Auflöfungen zu gewähren und dadurd die Bolizeibehörde zu einer jorgfältigeren 
Prüfung der Frage, ob geieglicher Grund zu einer Auflöfung vorhanden fei, zu 
veranlaffen. Aus Ddiefer Erwägung wurde der Antrag geitellt, eine Ordnungs— 
ftrafe von 10-—-100 Mark gegen denjenigen Polizeibeamten einzuführen, der in 
ungeleglicher Weile eine Verſammlung auflöft. 

Eine Anregung, an Stelle der Ordnungsſtrafe die gerichtliche Beftrafung zu 
jegen, wurde nicht weiter verfolgt. Der $ 11 wurde danach angenommen. 

In zweiter Leſung wurde 

a, ein Antrag mit folgendem Anhalt angenommen: 

Wer als Polizeibeamter oder als Abgeordneter der Polizei, den Be: 
ſtimmungen dieſes Gejeged entgegen, die Ertheilung der Beicheinigung verjagt 
oder eine Verſammlung unberechtigter Weite aufgelöjt, wird mit Gelditrafe bis 
zu 150 Mark belegt. 

Zur Begründung war vorgetragen worden, einmal dab es nothiwendig fei, 
auch die Veriagung der Ertheilung der Beicheinigung über rechtzeitige Anmeldung 
von Berlammlungen unter Strafe zu stellen, um jo mehr als bei fehlender Be— 
ſcheinigung vielfach die Auflöſung ausgeiprochen werde; daher die Bolizeibehörden 
durch diefe Strafbeitimmung darauf energiicher als bisher hingewieſen werden, bie 
Anmeldung zu beicheinigen; ferner jei es wünſchenswerth, ftatt der Ordnung: 
ftrafen gerichtliche Strafen anzudrohen. Die Ordnnungsitrafe fei nicht fontrolir- 
bar, es entziehe jich der Kenntniß der Betheiligten, ob eine Strafe ausgeſprochen 
und vollzogen worden fei, andererſeits jei dadurch auch dem Polizeibeamten der 
reguläre Inſtanzenzug und gerichtliche Enticheidung gewährt, alſo auch jeine Rechte 
ieien beiler gewahrt, als bei dem Syſtem der Ordnungsitrafe. 

Es entipricht die jetzt beichloflene Faſſung dem Borichlag der Konmiſſion 
des Jahres 1873 8 7 Abias 2. 

Als Strafe wurde Gelditrafe bis zu 150 Mark angedroht, da die Mehrheit 
der Kommiſſion es bei der hier beiprochenen llebertretung für richtig erachtete, das 
Strafmaß des $ 1 Abſatz 3 des Strafgeſetzbuchs feitzuitellen. 

b) Ferner wurde folgender Antrag mit 6 gegen 5 Stimnten angenommen: 

Gleiche Strafe trifft denjenigen Bolizeibeamten, welcher durch Veriprechungen 
oder Drohungen die Hergabe eines Verſammlungslokals verhindert. 

Zur Begründung war vorgetragen worden, dab das Abtreiben von Lokalen 
durch Polizeibeamte vielfach vorfomme; den Wirthen werde Konzeſſionsentziehung 
oder Berfagung der Tanzerlaubnik in Ausficht geftellt, in dem Fall fie ihr Lokal 
mißliebigen Parteien zur Verfügung jtellten; dem ſei durch eine Strafandrohung 
borzubeugen. 

Die Mehrheit der Kommiſſion ſchloß ſich diefen Ausführungen an. 


Ss 12. 

Deögl. wurde $ 12 angenommen, der die Verleßung der Anzeigepflicht bes 
züglich politiſcher Verſammlungen oder Volksverſammlungen unter freiem Himmel, 
ferner die Interlaffung der Cinreihung von Satungen politiiher Vereine unter 
Strafe ſtellt. 

In zweiter Lefung wurde beantragt, den ganzen Paragraphen zu Streichen. 

Ein Bebürfnig zu Strafbeitimmungen liege nicht vor, die Polizei habe das 
Neht, die Auflöfung nicht angemeldeter Verfammlungen zu erzwingen, das jei 
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genügend; es bebürfe nicht weiterer Beitimmungen, daß die Veranitalter beitraft 
würden, die ihre Pflicht verlegt haben. Solche Strafen träfen überdied gewöhn— 
. lich ungewandte Perſonen, die das Geleß nicht kennen, während die zunftmäßigen 
Bolitifer die gejeglichen Beltimmungen einhalten. 

Die Mehrheit der Kommiſſion ſchloß ſich diefen Anſchauungen nicht an. 

Dagegen wurde beichloflen, lediglich Geldftrafen anzuordnen, da die Mehrheit 
der Kommiſſion die Verfchlungen für fo geringfügig erachtete, daß die Androhung 
von Gelditrafen genüge. 

S 13. 

Eine weitere Strafbeitimmung wurde in zweiter Leſung bier eingefügt, Die 
ſolche Berfonen, die ohne Genehmigung Berfammlungen auf öffentlichen Straßen 
und Plägen, desgleichen Um- und Aufzüge veranftalten, gleichfalls mit Gelditrafe 
bis 150 Mark bedroht. 

Dieje Strafbeitimmung wurde damit begründet, daß, nahdem unter gewiſſen 
Borausfegungen eine Genehmigungspflicht eingeführt ſei, die Einhaltung dieſer 
Verpflichtung durch Strafe gelichert werden müſſe. 


Ss 14. 

Eine weitere Strafbeitimmung wurde gleichfalls in zweiter Leſung eingefügt 
und erfolgte deren Annahme mit Allen gegen 3 Stimmen. 

Die Begründung ging dahin, es jehle in dem Entwurf der eriten Lelung 
eine Strafbeitimmung gegen ſolche Perſonen, die ungeachtet obrigfeitlichen Verbots 
einen Verein fortiegen /S 6). 

Die Mehrheit der Kommiſſion erachtete Gelditrafe für genügend, war jedoch 
mit dem Antragiteller der Meinung, daß es nothiwendig fei, die Unterlaflung der 
Fortſetzung eines verbotenen Bereins durch Androhung von Gelditrafe zu fichern. 
Gegen die Vorſteher erachtete man ein höheres Strafmah für gerechtfertigt, da 
ihnen in eriter Neihe die Berolgung der obrigfeitlihen Anordnung obliegt. 


Ss 15 
ſchlägt eine Strafbeitimmung vor gegen diejenigen, die ſich trog Aufforderung aus 
einer aufgelöften Verſammlung nicht entfernen. 
Die in erſter Leiung beichlofiene Haftftrafe wurde in zweiter Lejung, als 
der Geringfügigfeit der Verfehlung nicht entiprechend, geftrichen. 


816 
droht Geldſtrafe bis zu 25 Mark oder Haftſtrafe bis zu einer Woche Minder— 
jährigen an, die trotz Aufforderung politiſche Verſammlungen nicht verlaſſen. 

Auch bier wurde in zweiter Leſung die Streichung der angedrohten Haft: 
jtrafe beichlofien. 

S 17, 

Der $ 17 entipricht den Beſtimmungen der 88 18 und 19 der preußiichen 
Verordnung vom 11. März 1850, dem Artifel 21 des bayeriichen Vereinsgeſetzes, 
dem 8 13 des badiichen Vereinsgeſetzes. 

Zur Begründung des Strafmaßes wurde darauf hingewiejen, daß es ſich 
hier um die gefährlichite Form der Verlegung der vorgeſchlagenen geießlichen Be— 
ftimmungen bandle und demgemäß eine Strafandrohung von einem Tag bis zu 
einem Jahr Gefängniß gerechtfertigt ericheine. 

Die Strafbeitimmung wurde angenommen und auch in zweiter Lefung nicht 
beanstandet. 
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S ı18 

enthält die Beitimmung, daß die dem reihsrechtlichen Vereins: und Verſammlungs— 
rechte entgegenſtehenden Landesgeſetze aufzuheben find, ebenſo die Beitimmung im 
8 17 Abſatz 2 des Mahlgejeges vom 31. Mai 1869. Der Abjag 2 der lekt- 
genannten Beitimmung enthält die Borichrift, daß die Beitimmungen der Landes: 
geiege über die Anzeige der Verſammlungen und der Vereine, jowie über die 
Ueberwachung derielben neben der Rorichrift, daß die Wahlberechtigten dad Recht 
haben, zum Betrieb der den Neichstag betreffenden Wahlangelegenheiten Vereine 
zu bilden und in geichloflenen Ränmen unbewaffnet öffentliche Verſammlungen 
zu veranftalten, in Kraft bleiben. Nachdem der von der Kommiſſion ausgearbeitete 
Geſetzentwurf die Anzeigepflicht bezüglich der Verſammlungen und Vereine, des— 
gleichen die polizeilichen Ueberwadhungsrechte regele, blieb nad) Anſchauung der 
Kommiſſion Für den Ablag 2 des 8 17 des Wahlgeleges vom 31. Mai 1869 
fein Raum mehr. Die Materie ift erichöpfend geregelt. 

Als jelbitveritändlich erachtete die Kommiſſion, daß alle anderweitigen geſetz— 
lichen Beſtimmungen, die fh nicht auf das Vereins- und Veriammlungsrecht 
beziehen, in Straft bleiben, insbejondere die Beitimmungen des Strafgeſetzbuchs, 
der NReichömilitärgefege, der Seuchengeſetze, danach es alfo zuläflig bleibt, Ver: 
fammlungen aus geiundheitspolizeilihen Gründen zu verbieten, wenn das Lofal 
von anſteckenden Krankheiten infizirt ift, oder bei Epidentien eine Menſchenanſamm— 
lung überhaupt nicht ftattfinden darf, ebenio bleiben baupolizeiliche Beitimmungen 
3: DB. Verbote bei drohendem Einfturz des Lokals von diefem Geſetz unberührt. 

Die Nommiffion erachtete eine bejondere Anführung diejes Grundjates, meil 
ſelbſtverſtändlich, nicht als erforderlich. 


Anlage I. 


Entwurf eines Gejeßes, 
betreffend 


das Bereins- und Berjammiungswejen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Denticher Haifer, König von Preußen ꝛc. 
verordnen im Namen des Neichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 

Ss 1. 

Alle Deutichen find berechtigt, ſich ohne vorgängige obrigfeitliche Erlaubniß 
friedlich und unbewaftnet zu veriammeln. 

Soweit ſolche Verſammlungen zu politiichen Ziveden dienen, find minder: 
jährige Perſonen ausgeichlofien. 

Zwede, welche unter den $ 152 der Gewerbeordnung fallen, gelten nicht als 
politiiche Zwecke. 
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82, 

Bon Öffentlichen Verſammlungen zu politiihen Zweden hat der Veranſtalter 
mindeitend 24 Stunden vor dem Beginn der Berfammlung unter Angabe des 
Ortes und der Zeit derielben Anzeige bei der Ortöpolizeibehörde zu machen. 
Diefelbe hat darüber ſofort eine koſtenfreie Beicheinigung zu ertheilen. 

Eine Verfammlung, welche nicht rechtzeitig angezeigt iſt, kann von der Polizei 
behörde verboten oder aufgelöft werben. 


S 3. 

Volksverſammlungen, die nicht in geichloffenen oder umfriedeten Räumen 
ftattfinden, find bei der Ortspolizeibehörde wenigften® 48 Stunden vor Beginn 
der Verſammlung anzuzeigen. Die Ortspolizeibehörde hat über die geichehene 
Anzeige eine foftenfreie Beicheiniguug ſofort zu ertheilen. 

Eine Verſammlung, welche nicht rechtzeitig augezeigt ift, kann vou der Polizei: 
behörde verboten oder aufgelöit werden. 

Verſammlungen ſowie öffentlihe Auf: und Umzüge, zu welchen öffentliche 
Pläte und Straßen benugt werden jollen, bedürfen der vorgängigen Genehmigung 
derjenigen Behörde, welcher die Straßenpolizei über dieje Räume zuiteht. 

Ein Verbot darf nur aus Gründen des Verfehrsinterejles erfolgen. 

Der Anzeigepfliht und der Genehmigung unterliegen kirchliche Prozeſſionen, 
Bittgänge, Wallfahrten, Leichenbegängnifle, Hochzeitszüge ſowie die Umzüge der 
Innungen und Vereine nidt. 

Sg 4. 
Alle Deutichen haben das Recht, fich zu ſolchen Yweden, welche den Straf: 


gelegen nicht zuwider laufen, in Gefellichaften zu vereinigen. 
Die Verbindung ſolcher Geſellſchaften untereinander ift zuläffig. 


85. 

Die Vorſteher politiicher Vereine find verpflichtet, die Sakungen des Bereins 
und jede Aenderung der Satungen binnen acht Tagen, nachdem der Verein gegründet 
oder die Abänderung eingetreten ift, der Ortöpolizeibehörde zur Kenntnißnahme 
einzureichen, welche über die erfolgte Cinreihung der Satungen oder ihrer Ab- 
änderungen ſofort eine foftenfreie Beicheinigung zu ertheilen bat. 

Wenn für die Verſammlungen eines politischen Berein Zeit und Ort ſatzungs— 
mäßig oder durch einen beionderen Beſchluß im Voraus fejtitehen und dieſes 
wenigſtens 24 Stunden vor der erften Berfammlung zur Kenntniß der Ortöpolizei: 
behörde gebracht worden ift, jo bedarf es einer beionderen Anzeige für die einzelnen 
Berfammlungen nicht. 


S 6. 


Vereine, deren Zwecke den Strafgeiegen zumwiderlaufen, fönnen durd bie 
Landes:Gentralbehörde aufgelöft werden. Wenn Gefahr im Berzuge ift, kann bie 
einitweilige Schließung eines joldhen Vereins von der höheren Verwaltungsbehörde 
auf die Dauer einer Woche angeordnet werden. 

Wird dieie Verfügung innerhalb der vorerwähnten Frift nicht von der Landes— 
Gentralbehörde betätigt, fo verliert fie ihre Giltigfeit. 

Segen den Bescheid der Landes:Gentralbehörde findet die lage bei den Ber: 
waltungsgerichten und wo foldhe nicht beitehen, bei den ordentlichen Gerichten ftatt. 
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Die Ortöpolizeibehörde ift befugt, in jede öffentliche Verfammlung zu polis 
tiichen Zwecken amtliche Abgeordnete zu enden. Diejelben müſſen ſich als folche 
bei dein Veranstalter der Verſammlung legitiniren. Es ift ihnen ein angemefiener 
laß einzuräumen. 88 


Die amtlichen Abgeordneten der Polizeibehörde ſind befugt, eine ſolche Ver— 
ſammlung zu politiſchen Zwecken aufzulöſen, wenn in derſelben die Erörterung 
von Anträgen oder Vorſchlägen durch den Vorſitzenden zugelaſſen wird, welche 
eine Aufforderung zu ſtrafbaren Handlungen enthalten, oder wenn in der Ber: 
ſammlung Bewaffnete erjcheinen, die zu entfernen, nicht gelingt, oder wenn Die 
Zulaffung der anıtlihen Abgeordneten der Polizeibehörde verweigert wird. 


9. 

Der Abgeordnete der Polizeibehörde iſt vor der Auflöfung verpflichtet, dem 
Borfigenden der Verfammlung den Grund zur Auflöfung anzugeben. 

Sobald der amtliche Abgeordnete die Verſammlung für aufgelöft erklärt und 
die Anweſenden aufgefordert hat, fich zu entfernen, find legtere verpflichtet, der 
Aufforderung ſofort Folge zu leiſten. 

Gegen diejenigen, welche dieler Aufforderung nicht Folge leiften, ift Anwendung 
von Gewalt zuläflig. 

$ 10. 

Auf die durch das Gejeg oder durch die geieglichen Autoritäten angeordneten 
Verſammlungen, auf die Vorberathungen von Mitgliedern dieler Verſammlungen, 
auf die Verlammlungen der Neichätagswähler, der Wahlmänner und Urwähler 
für die Yandtagd: und Kommumalvertretungen nad erlafienen Wahlausichreiben, 
ſowie auf die aus ſolchem Anlaß gebildeten Vereine finden die Beſtimmungen der 
SS 2 und 5 de3 gegenwärtigen Geſetzes feine Anwendung. 


8 ıl. 

Wer als PBolizeibeamter oder als Abgeordneter der Polizei, den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes entgegen, die Ertheilung der Belcheinigung verſagt oder eine Ver: 
fammlung unberechtigter Weile auflöft, wird mit Gelditrafe bis zn 150 Mark belegt. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen Polizeibeamten, welcher dur Veriprechungen 
oder Drohungen die Hergabe eines VBerfammlungslofals verhindert. 

8 12. 

Die Beranitalter von Verſammlungen zu politiſchen Zwecken oder von Volks— 
verjanmmlungen unter freiem Himmel (S$ 2 und 3) und die Vorfteher politiicher 
Vereine (8 5) werden, wenn fie die erforderliche Anzeige ($ 2) oder die Ein- 
reichung der feitgelegten oder veränderten Vereinsſatzungen unterlaffen haben, mit 
Gelditrafe bis zu 150 Mark beitraft. 

S 13. 

Wer eine Verſammlung oder einen Auf- oder Umzug ohne die nach 33 Abſatz 3 

erforderliche Genehmigung veranitaltet, verfällt in eine Geldjtrafe bis zu 150 Mark. 


8 14. 


Wird ein Verein ungeachtet eines auf Grund des $ 6 ausgeiprochenen Ver: 
bot3 fortgeießt, jo verfällt jeder Theilnehmer in eine Strafe bis zu 150 Marf, 
gegen die Borjteher fann bis zu 600 Mark Gelditrafe erfannt werben. 
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8 15. 
Mer ſich nicht ſofort entfernt, nachdem der Abgeordnete der Ortspolizei— 


behörde die Verfammlung für aufgelöft erklärt und die Anmeienden aufgefordert 
hat ſich zu entfernen, wird mit Gelditrafe bis zu 50 Mark beitraft, 


$ 16. 
Minderjährige, die trog Aufforderung Verfammlungen zu politiihen Zweden 
nicht verlaffen, werden mit Gelditrafe bis zu 25 Marf beitraft. 


817, 

Mer eine bewaffnete Verſammlung oder, ohne daß es der erlaubte Vereins— 
zwed erfordert, eine bewaffnete Vereinsverlammlung veranftaltet, wer bewaffnet 
daran Theil nimmt oder in einer ſolchen Verſammlung Waffen vertheilt, wird mit 
Gefängniß bis zu einem Sabre beitraft. 


8 18. 
Alle dieſem Geſetze entgegenftchenden Beſtimmungen der Landesgeiege, ſowie 
Abjag 2 des 8 17 des Wahlgefeges vom 31. Mai 1869 werden aufgehoben. 
Urkundlich ze. 
Gegeben ıc. 


Anlage 11. 


Iufammenftellung eininer Vereinsgeſetze. 


1. Großherzogthum SHefien. 
Geſetz vom 16. Mai 1848. 


Artifel 2. 
. Tas Recht der Verfammlungen zur Berathung über allgemeine politiiche oder 
Privatintereſſen fanı frei ausgeitbt werden. 


Artilel 3. 
Hegenwärtiges Geſetß Tteht unter den Garantien der Verfaſſungsurkunde. 


Anmerfungen. 


1. Boltsverjammlungen bedürfen in Heilen zu ihrer Abhaltung feiner vor: 
gängigen polizeilichen Grlaubnik und ebeniomwenig it Anzeige derfelben erforderlih. Die 
Polizeibehörde ift verpflichtet, Diefelben zu überwachen und bei Ausichreitungen aufzulöfen 
(Schreiben der Bürgermeifterei der Großherzoglichen Haupt: und Reſidenzſtadt Darmitadt 
von 9. Mär; 1888 

2 Ein Befeh über das Vereinsweſen beiist das Großberzogtbum Heilen nicht. 
Die Lolalpolizeibehörden find nur angewielen, auf Vereine und Verbindungen ein wachſames 
Auge zu richten und bei Zuwiderhandlungen gegen die SS 198 und 129 des Reichs-Straf⸗ 
geſeßzbuchs Anzeigen oder Anträge bei den Negierungsbebhörden zu itellen. 
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2. Großherzogthum Sachſen-Weimar-Eiſenach. 


I. Staat3:Diinifterial-Berordnung vom 15. Juli 1874 
Reg.Bl. ©. 332). 
sı 

1. Deffentlihe Beriammlungen zu volitifchen (einschließlich fozialpolitiichen 
oder firchenpolitiichen) Zwecken. 

2. Verſammlungen von Vereinen, welde politijche (einichliehlich ſozialpolitiſche 
oder Firchlichpolitiiche, Zwecke haben, find vor deren Abhaltung der Ortspolizeibehörde recht- 
zeitig, d. h. mindejtens zwölf Stunden vor dem Zulammentritt der Verſammlung, unter 
Angabe von Zeit und Ort derjelben, anzumelden. Sind eine Anzabl von Bewohnern 
des Großherzogthums Mitglieder eines Vereins mit politiichen (einfchließlich ſozialpolitiſchen 
oder firchlichpolitiichen) Zwecken, der außerhalb des Großberzogthums jeinen Sit bat, fo 
find Verlammlungen dieſer Mitglieder den unter Ziffer 2 der oben gedachten Verſammlungen 
eines Vereins_gleich zu achten. . i 

Ebenſo ſteht einer ſolchen Vereins-Verſammlung gleich die Verſammlung von Delegirten 
von Wereinen der bezeichneten Art, welche im Großberzogtbum oder außerhalb desjelben 
ihren Sitz haben. 

Anmerkung. 


Die Anmeldevrlicht beitebt auch bei Bereinsverlfammlungen, welche jtatutenmäßig nach 

Ort und Zeit im Voraus feitgefeht worden find. 
82. 

Tie Polizeibebörde iſt befugt, in die im $ 1 dieſer Verordnung, gedachten Verſamm— 
lungen, ſofern der Voritand dieler Behörde der Verſammlung nicht felbit beiwohnen will, 
einen oder mehrere Polizeibeamte zu ſenden. Die letteren müſſen fich auf Erfordern 
des Unternebmers oder des Worfitenden der Verfammlung als amtlih Beauftragte durch 
ichriftlichen Vorweis legitimiren. 

Tem Vorſtande der Polizeibehörde, ſowie deiien Beamten muß ein nach deren Dafür- 
balten angemeiiener Blast in der Verſammlung eingeräumt, fowie über die Perfon der 
Redner Auskunft ertbeilt werden. 

Die in Gemäßbeit dieler Beltimmung in den betreffenden Verſammlungen erichienenen 
Rolizeibeamten baben in Vertretung der Bolizeibebörde die Befugniß, eine Verfammlung 
aufzulöien und die Anweſenden aufjufordern, fih aus diejer Verſammlung jofort zu 
entfernen. 

S. hierzu $ 4 des Preuß. Gel.) 

88 

Störungen der in Gemäßbeit des_S 1 diejer Verordnung angemeldeten Berfammlungen, 
fofern zu ihrer Beſeitigung der Einfluß des Vorfigenden der Verſammlung nicht ausreicht, 
find von den anweienden ıS 2) Bolizeiperfonen zu rügen und zu verhindern. Dieſe Bolizei- 
perfonen find berechtigt, die Störer aus der Verſammlung zu weilen und durch geeignete 
polizeiliche Maßregeln die ‚Freiheit des Verfammlungsrechts zu ſchützen. 

(S. hierzu S 5 des Preuß. Gef.) 

S4 

An Geld bis zu 50 Thalern (150 Mar) oder mit Haft bis jechs Wochen werden 
eitraft: 

1. die Unternehmer, Vorſteher, Leiter oder die beauftragten Vertrauensmänner der 
Verfammlungen und Vereine, welche die im S 1 diefer Verordnung beſtimmte Ver— 
pflichtung nicht erfüllt haben, 

. alle diejenigen, welche einem von der Polizeibehörde innerhalb deren Zuständigkeit 
erlajienen, in ortsüblicher Weile publizirten oder jonit zu ihrer Kenntniß gelangten 
Verbote der im $ 1 erwähnten VBerfammlungen zuwider dennoch an der verbotenen 
Verfammlung Tbeil nehmen, 

3. diejenigen, welche nadı Auflöfung einer Verfammlung durch den Vorſtand der 
Molizeibehörde oder durch die nad) $ 2 diefer Verordnung beauftragten und kraft 
diefes Auftrages hierzu legitimirten PBolizeibeamten jich aus dieſer Verfammlung 
nicht fofort entfernen, 

4. diejenigen, welche den in Gemäßheit des $ 3 diejer Verordnung von Bolizeiperfonen 
an fie gerichteten Aufforderungen und gegebenen Anordnungen ſich ungehoriam 
erweiien. 
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II. Staat3-Minifterial-VBerordnung vom 21. April 1875 
Meg. Bl. 5. 271.) 
81. 

Schulfindern, ingleihen folchen Perionen, welche noch in dem für den Beſuch 
der Fortbildungsichule vorgeichriebenen Alter ſtehen, ohne Unterſchied, ob fie zum Beſuch 
einer folchen jeweilig herangezogen find oder nicht, iit die Theilnabme an Verſammlungen und 
Vereinen zu politiichen einſchließlich ſozialpolitiſchen und kirchlichpolitiichen) Zwecken verboten. 


5 2. 
Die Uebertretung diejes Verbots wird mit Geld bis zu 60 Mark oder mit Haft bis 
zu 14 Tagen beitraft. ” 


Die Wolizeibehörden haben die Verfolgung des Verbots itreng zu überwachen ; ins- 
beiondere find die Polizeibeamten, welche nach $ 2 der Verordnung von 15. ‚juli 1874 
politiichen Verfammlungen beiwohnen, verpflichtet, vorlommenden Falles die Entfernung 
der in Ziffer 1 bezeichneten Perſonen aus der Verſammlung zu veranlajien. Diefelben find 
befugt, eine Verſammlung aufzulöien, wenn ihrem Entfernungsgebot feine Folge geleiitet wird. 


3. Großherzogthum Oldenburg. 


Allerhöchſte Verordnung, betreffend den Beihluß der Dentihen Bundesverjammlung vom 
13. Juli 1854 über das Bereinsweien, vom 19. Juli 1855 Geſ.Bl. Bd. NıV Ztüd 83). 


Nachdem die hohe Deutiche Bundesverjanmlung im Intereſſe der gemeiniamen 
Sicherheit und Ordnung die Aufftellung allgemeiner Grundiäge für das Vereins: 
wejen in den ſämmtlichen Deutichen Bundesitaaten für geboten erachtet und diejer- 
halb in ihrer 21. vorigjührigen Sigung vom 13. Juli v. 9. nachitehende Be- 


ftimmungen beichloffen hat: 
sı 
In allen Deutichen Bundesitaaten dürfen nur ſolche Vereine geduldet werden, die fich 
darüber genügend auszumeilen vermögen, daß ihre Zwecke mit der Bundes- und Yandes- 
geſetzgebung im Einklange fteben und die öffentliche Ordnung und Sicherbeit wicht gefäbrden. 


82. 
Die einzelnen Bundesregierungen werden demnach; die nöthigen Anordnungen treffen, 
um von der Einrichtung und den Zweden eines jeden Vereines, ſowohl im Beginne als 
im Laufe feiner Eriitenz und Wirkſamkeit, Kenntnis nehmen zu können. 


S 3. 

In Beziehung auf politiiche Vereine insbeiondere muß, Tofern derartige Vereine 
nicht nach Maßgabe der LYandesgeiekgebung überhaupt unterjagt find, oder doch einer für 
jeden Fall bejonders zu ertheilenden obrigfeitlichen Genehmigung bedürfen, die betreffende 
Staatsregierung fich in der Yage befinden, nadı Maßgabe der Umſtände, beiondere vorüber— 
gehende Beſchränkungen und Verbote erlajien zu können. 

S4 
Allgemein find für politiiche Vereine noch folgende Beichräntungen zur Geltung zu bringen: 
1. Minderjährige, Yebrlinge und Schüler dürfen lich an jolchen Vereinen nicht betbeiligen. 
2. Jede Verbindung mit anderen Vereinen it unitatthaft. 
85. 

In allen Bundesitaaten muß der Yandesregierung nicht nur das Mecht zuiteben, die 
Verfammlungen foldher Vereine, welche, obne im Beige eimer bejonderen jtaatlichen 
Anerkennung, beziehungsweife Genehmigung zu fein, ſich mit öffentlichen Angelegenbeiten 
beſchäftigen, obrigteitlich itberwachen zu laſſen, jondern es muß den betreffenden obrigfeit- 
lichen Abgeordneten auc überall die Befugniß eingeräumt werden, jede Verfammlung eines 
jolhen Vereins aufzulöfen, fofern entweder die ihren Zufammentritt bedingenden Förmlich— 
feiten nicht beobachtet worden find, oder aber der Inhalt der Verhandlungen eine in der 
Nothwendigkeit der Aufrechthaltung der Geſetze, ſowie der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
begründete Weranlafiung darbietet. 
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8 6. 

Tie bewaffnete Macht darf ſich nicht anders als auf Befehl verſammeln und 
weder in noch außer dem Dienite berathſchlagen; Berfammlungen und Vereine jedes Theils 
der ſtehenden Heere und der Landwehr zur Berathung oder Beſchlußfaſſung über militärische 
Befehle und Anordnungen find auch dann, wenn diejelben nicht zufammenberufen find, 
unterlagt. 


87. 
Zumiderhandlungen gegen die aus Anlaß vorftehender Beitimmungen in den einzelnen 

Bundesitaaten getroffenen Anordnungen find mit entiprechenden Strafen zu belegen. 

58. 
Im Intereſſe der gemeinſamen Sicherheit verpflichten ſich ſämmtliche Bundesregierungen 
ferner, die in ihren Gebieten etwa noch beſtehenden Arbeitervereine und Verbrüderungen, 
welche politiſche, ſozialiſtiſche oder kommuniſtiſche Zwecke verfolgen, binnen zwei Monaten 
aufzuheben und die Neubildung ſolcher Verbindungen bei Strafe zu verbieten. 


fo bringen Wir dieſen Beſchluß nach Maßgabe des Art. 2 $ 2 des Staatsgrund— 
geſetzes hierdurch zur öffentlichen Kenntniß und verordnen zur Ausführung des: 
jelben, was folgt: 

Artikel 1. 

Die Vorftände fämmtlicher im Großherzogthum beftehenden Vereine find verpflichtet, 
über die Zwecke und Einrichtungen derjelben den Ortspolizeibehörden Aemter, Magiftrate 
der Städte Oldenburg. ‚Jever und Eutin) binnen 8 Tagen nad) dielerhalb geichehener Aufs 
forderung die verlangte Auskunft zu geben, insbejondere auch auf Verlangen die Vereins: 
ftatuten, ſowie Berzeichnifie der Mitglieder einzuliefern (SS 1 und 2 des Bundesbeichlufies). 


—— 2. 


In Verſammlungen der im $ 5 des Bundesbeichlufies bezeichneten Vereine können 
die Ortsvolizeibehörden zur Ausübung ihrer dort erwähnten Befugniſſe Abgeordnete entjenden, 
denen ein angemeilener Plab einzuräumen ift. 


82. 

Die Abgeordneten find nicht verpflichtet, ſich als folche durch beiondere Vollmacht aus- 
zuweilen, wenn jie in Dem betreffenden Bezirke als Polizeibeamte angeitellt find und in 
der Dienſtkleidung ericheinen. — 

rtikel 3. 


Arbeitervereine und Verbrüderungen, welche politiſche, ſozialiſtiſche oder kommuniſtiſche 
Zwecke verfolgen, find verboten 58 des Bundesbeſchluſſes). 
Artikel 4. 

Vorſteher oder Theilnehmer von Vereinen, welche den Beſtimmungen des Bundes- 
beſchluſſes oder der gegenwärtigen Verordnung zumider handeln, oder welche nach vor- 
genommener Auflöiung einer Verſammlung ($ 5 des Bundesbeichlufies) fich nicht fofort 
entfernen, jollen, joweit nicht anderweite Strafbeitimmmungen in Anwendung fonmen, mit 
einer Ordnungsftrafe von 1 bis 10 Thalern oder entiprechendem Gefängniß belegt werden. 


4. Freie und Sauſeſtadt Bremen. 
I. Verfafiung vom 17. November 1875. 


S 16. 

Vereine zu gemeinfamer Wirkiamteit, ſowie Verfammlungen in geichloffenen Räumen 
zu friedlichen Zwecken und obne Waffen stehen nach Maßgabe des Geſetzes allen Staats- 
angehörigen frei. S. das unter Il. folgende Gejeß.) 

S$ 20. 

Im Falle eines Krieges, Aufruhrs, Tumults oder fonftiger Umitände, welche die 
Öffentliche Crdmung und Sicherheit gefährden, kann der Senat die über Verfammlungs- und 
Bereinsrecht enthaltenen Beitimmungen und die in Bezug darauf erlaflenen Geſehe zeit- 
weilig außer Kraft jegen. Er bat jedoch der Bürgerichaft davon unvermweilt Mittheilung 
3 machen, und tritt eine jede destallige Anordnung mit Ablauf von vier Wochen ohne 

eiteres außer Kraft, fofern nicht innerhalb ſolcher Friſt die Bürgerichaft einer längeren 
Geltung derielben beiftimmt. 
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II. Obrigkeitliche Belanntmachung des Geſetzes, das Vereins: und Berjamminngsrcht betr. 
Publizirt am 22. März 1871. 


Zur Ausführung des S 16 der Verfallung verordnet, unter Aufbebung des das 
Vereins: und Verſammlungsrecht betreftenden Gelehes vom 17. November 1855, ſowie mit 
Bezugnahme auf S 2 des Eintäbrungegeiches zum Strafgeießbuche des Norddeutichen Bundes 
und unter Vorbehalt der in den SS 127, 128, 129 dieſes Geſetzbuches enthaltenen Vor— 
jchriften, der Senat im Ginvernehmen mit der Bürgerichaft bierdurd; das Folgende: 


s 1. 
Volfsverjammlungen unter freiem Himmel, öftentlihe Aufzüge, ſowie Ver— 
eine und Verfammlungen mit Waffen find nur nach vorgängiger obrigteitliher Erlaub— 


niß geitattet. 


S 2. 


Die Begründung eines politifchen oder ſozialiſtiſchen Vereins iſt unter Vorlage der 
Statuten und eines Verzeichniſſes der Mitglieder des Vorſtandes ſpäteſtens 24 Stunden 
nach der Begründung des Bereins bei der zujtändigen Polizetbebörde anzuzeigen. Ebenſo 
jind fpätere Aenderungen der Statuten und der Mitglieder des Vorltandes ipäteltens binnen 
3 Tagen bei der Bolizeibehörde anzuzeigen, welcher auch auf Erfordern weitere Auskunft 
über die Cinrichtungen und Thätigkeit des Vereins zu ertheilen it. 


83. 

Verſammlungen zu politiſchen oder ſozialiſtiſchen Zwecken find ſpäteſtens 6 Stunden 
vor Beginn derſelben bei der zuſtändigen Polizeibehörde anzuzeigen. Bei dieſer Anzeige 
haben ſich jämmtliche S Veranftalter der Verſammlung zu nennen und zur Mitwirkung behufs 
Aufrechterhaltung der Ordnung zu verpflichten. Diejelbe Verpflichtung Liegt geiehlich den 
Leitern der Verſammlung ob. 


Den von der Bolizeibehörde mit der Leberwachung der Verſammlung etwa zu bes 
auftragenden Beamten find angemeſſene Plähe im Berſammlungslokale anzınveiien. 
Dielelben find zur Auflöjung der Berlammlung befugt, wenn: 
a) die vorgeichriebene Anzeige nicht erfolgt iſt; 
b) Bewaftnete an der Verſammlung Theil nehmen oder 
ec) Verhandlungen im derfelben vorkommen, in welchen eine Aufforderung oder An» 
reizung zu ftrafbaren Dandlungen enthalten it. 


Sofort nach Grllärung der Auflölung haben fämmtliche Theilnchmer das Verſammlungs— 
lofal zu verlafien. 

84. 

Wer an Volksverſammlungen unter freiem Himmel, öffentlichen Aufzügen, oder Vereinen 
und Verſammlungen mit Warten, welche ohne vorgangige obrigteitlihe Crlaubniß /S 1) 
Htattfinden, oder, nachdem der W angel der vorgeichriebenen Anzeige zu feiner Kenntniß ner 
fommmen it, an einem Verein oder einer Berlammlung zu politiicdyen oder ſozialiſt— 
iſchen weden (SS 2 und 3) fid) betbeiligt, oder nach Grilärung der Auflöjung das Ber: 
ſammlungslokal nicht verläßt, bat eine Geldbuße bis zu 50 Thalern, oder Daft bis zu 
6 Mochen verwirft. 

8 5. 

Mit gleicher Strafe werden die Mitglieder des Vereinsvorſtandes belegt, wenn die 
vorgeichriebene Anzeige von Veränderungen der Ztatuten ‚ober der Voritandsmtitglieder 
unterlaiten wird, jomte die Wirtbe und Yofalinbaber, welche ibr Yolal zu nicht genehmigten 
Verſammlungen mit Waffen, oder zu nicht gehörig angezeigten politiichen oder ſozialiſtiſchen 
Nerfammlungen bergeben. 

S 6 
Die Veranstalter und die Vorftände von politiichen oder fozialiftiichen Vereinen umd 
Verſammlungen, jowie die Leiter der Verhandlungen in denjelben trifit eine Geldbuße bis 
zu 100 Thalern oder eine Gerängnißitrare bis zu 3 Monaten, wenn fie: 
a) einer der im $ 4 erwähnten ftrafbaren Handlungen ſich ſchuldig machen; 2 
b) Berfommlungen ohne die erforderliche rechtzeitige Anzeige veranftalten, oder ſich 
daran betheiligen ; * a 5 

©) bei den vorgeichriebenen Anzeigen ſich unridtige Angaben zu Schulden kommen 

lafien. 
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5. Freie und Sanſeſtadt Hamburg. 


I. Revidirte Verordnung zur Verhütung des Mißbrauchs des Verſammlungs- und 
Bereinigungsrcchtes vom 30, Juni 1851. 


81. 

Vereine und Verſammlungen, deren Zwecke oder deren Thätigkeit mit den Geſetzen 
des Staates oder mit der geſellſchaftlichen Ordnung im Widerſpruch ſtehen, ſowie alle Vereine 
und Verſammlungen von Mitgliedern des Militärs oder Bürgermilitärs zur Berathung von 
dienſtlichen oder öffentlichen Angelegenheiten find verboten. 


82. 

Wenn die Polizeibehörde es wegen dringender Gefahr für die öffentliche Ordnung 
oder Sicherheit für nöthig erachtet, ift dielelbe berechtigt, eine öffentliche Verfammlung, ſo— 
wie auch die Verfammlung eines Vereins, welcher die Berathung öffentlicher Angelegenheiten 
zum Zweck bat, zu unterjagen. 

53. 


Veriammlungen unter freiem Himmel find in der Stadt verboten und dürfen aufer- 
balb der Stadt ohne vorherige Erlaubniß der Bolizeibehörde weder berufen noch gehalten 
werden. Ohne Einſicht des von der Polizei darüber unentgeltlich zu ertheilenden Erlaubniß— 
fcheins darf kein öffentliches Blatt die Berufung einer jolchen RR port Sa aufnehmen. 


84, 
Niemand darf in einer Verfammlung, in welcher öffentliche Angelegenheiten erörtert 
oder beratben werden follen, bewaffnet ericheinen. 


85. 

Die Vorſteher, Unternehmer, Ordner oder Leiter einer jeden Verfammlung, in welcher 
öffentliche Angelegenheiten erörtert oder berathen werden, find verpflichtet, alle dafelbit etwa 
vorfommenden NAufforderungen oder Anreizungen zu ftrafbaren Handlungen oder jonitige 
Ercefle zu verhindern, und wenn fie dabei Widerftand finden, die Verſammlung fofort aufs 
zulöſen umd fich felbit zu entfernen. 

Kommen fie diefen Verpflichtungen nicht vollitändig nad, fo find fie — diejenigen, 
welche nicht präftdiren, ſofern fie nicht vollitändig nachmweiten würden, daß fie alles gethan 
haben, was ibrerjeits zu der Auflöfung geicheben konnte, und daß fie darauf die Verſamm— 
lung auf der Stelle verlajien haben —, abgejehen von ihrer Strafbarteit nach $ 15, für 
alle aus dieſer Unterlaiiung etwa entipringenden Exceſſe umd Ddireft oder indirekt daraus 
bervorgebenden ichädlichen Folgen im meiteiten Umfange dem Staate und jedem dritten etwa 
dadurd Betroffenen periönlich und folidariich verantwortlich. 

Gebt die Verfammlung nach erfolgter Auflölung nicht ſogleich auseinander, To ift 
jedes Mitglied, welches fich nicht entfernt, für alle aus diefer Widerſetzlichkeit etwa ent— 
fpringenden Exceſſe und direkt oder indireft daraus bervorgehenden ichädlichen Folgen im 
meitelten Umfange dem Staate und jedem dritten etwa dadurch Betroffenen perfönlich und 
folidariich verantwortlich. 

Der Bolizeibebörde ſteht es frei, die Anweſenden, nöthigenfalls mit Zuziehung der 
bewaffneten Macht, zu entiernen. 

86. 


Die Polizei iit jederzeit befugt, in Vereinen oder Berlammlungen, in denen öffentliche 
Angelegenheiten erörtert oder berathen werden jollen, auch wenn dieſe nicht öffentlich ge— 
balten werden, einen oder mehrere Angeitellte zugegen fein zu laffen; und find denjelben 
Pläge unfern der Site des Voritandes einzuräumen. 

Tiefe Abgeordneten der Polizei haben das Recht, ſobald Aufforderungen oder Ans 
reizungen zu ftrafbaren — oder ſonſtige Erceſſe vorkommen, die Vorſteher, Unter— 
nehmer, Ordner oder Leiter der Verſammlung, unbeſchadet der eigenen Verpflichtungen der— 
felben ($ 5), aufzufordern, folche zu verhindern. Geſchieht letzteres nicht alſobald, oder bleibt 
es ohne Erfolg, jo haben die BolizeisAbgeordneten das Necht, den gedachten Vorſtand auf- 
zufordern, die Verſammlung aufzulöfen und, wenn diejer Aufforderung nicht fofort ent— 
Iprochen wird, die Verſammlung ibrerieits für aufgelöft zu erklären. 

Kommt der gedachte Vorſtand der einen oder der andern der von den Polizei— 
Abgeordneten an ihn gerichteten Aufforderungen nicht jofort nach, oder gebt die Verſammlung 
nach erfolgter Auflöjung nicht fogleich auseinander, fo tritt die $ 5 näher feſtgeſetzte Verant- 
wortlichkeit der einzelnen Mitglieder des einen oder der andern ein; und bleibt es der Polizei 
überlaflen, die Anweſenden, nöthigenfalls mit Zuziehung der bewaffneten Macht, zu entfernen. 
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8.7. 

Die Berufung jeder der im $ 5 erwähnten Vereine und Verfammlungen darf weder 
unter einem falichen noch unter einem Geſammtnamen erfolgen; es müſſen vielmehr jedes 
mal diejenigen Perſonen, welde die Veriammlung berufen, nambaft gemacht und die 
Wohnung derjelben genau angegeben werden. 


88, 

Die Beranlafler jeder Verfammlung der im $ 5 erwähnten Art und der Inhaber des 
Verfammlungslofals find verpflichtet, mindeitens 24 Stunden vor der Perufung der Per 
jammlung unter Angabe des Zweckes, des Orts und der Zeit der Bolizei Anzeige von der 
felben zu machen. Dieje ertheilt darüber auf Verlangen eine unentgeltliche Belcheimigung. 
Ohne Einficht derjelben darf fein öffentliches Blatt die Berufung einer ſolchen Verſammlung 
aufnehmen. 

9. 

Jeder fich bildende Verein der im $ 5 bezeichneten Art ift verpflichtet, der Bolizei 
binnen dreimal 24 Stunden nach der eriten Verſammlung feine Statuten, fowie die Namen 
und die Wohnung feiner Vorſteher und feiner jonftigen Beamten mitzutbeilen. 


8 10. 
Jede Veränderung in den Statuten oder im Voriteher- oder Beamtenperional iſt von 
allen diefen Vereinen der Polizei ebenjo anzırzeigen. 
811. 


Die Vorſteher, Unternehmer, Ordner oder Leiter der im 8 5 bezeichneten Vereine ſind 
für ur, den $S 9 und 10 vorgeichriebenen Anzeigen perlönlih und jolidartich ver: 
antwortlich. 


YR up 


8 12. 

Die Polizei ift überdies berechtigt, die Protokolle und Beſchlüſſe eines jeden der im 
$ 5 erwähnten Vereine und Verfammlungen einzufeben. Auch müjlen ihr von den Por 
ftehern. Ordnern, Unternehmern oder Leitern alle Redner, die in einer Verfammlung auf 
getreten find, auf Verlangen nambaft gemacht werden. 


$ 18. 

Die Polizei iſt verpflichtet, falls fie es für nöthig erachtet, nach voraufgegangener 
Unterfuchung, und jedenfalls unter Angabe der Gründe, jeden dem $ 1 diefer Nerordnung 
zumiderlaufenden Verein aufzubeben und eine angekündigte derartige Werfammlung, ſowie 
jede in der Stadt unter freiem Dimmel zu baltende Verfammlung zu unterfagen. Findet 
fie dabei Widerftand, fo bat fie die bewaffnete Macht zuzuziehen und ift von diejer obne 
MWeiteres zu unterftühen. 

Beichwerden dagegen find in dem bisher gegen Bolizei-Verfügungen gebräuchlichen 
Wege anzubringen, haben aber feine Suspenſivwirkung. 


$ 14. 

Die in diefer Berordnung enthaltenen Vorſchriften für Vereine und Veriammlungen 
und deren Vorfteher, der Polizei gegenüber, ſowie die darin angeordneten polizeilichen Maß— 
regeln finden auf Verſammlungen, die von einer öffentlichen Behörde veranlaßt werden, 
feine Anwendung. 

8 15. 

Uebertretungen der Vorſchriften dieſer Verordnung werden in erſter Inſtanz, und zwar 
auch ſoviel die Vorſtädte und das Landgebiet betrifft, vom Polizeiherrn innerhalb der 
Grenzen des polizeilichen Kompetenzgeſetzes vom 8. juli 1826 geahndet; jedoch Daß, ſoviel 
die Gelditrafe betrifft, ftatt bis auf 15 Thaler in dieien ‚yällen bis auf 100 Thaler erfamnt 
werden fanıt. 

Konkurriven mit Webertretungen diejer Verordnung ſonſtige ftrafbare Handlungen, 
durch die eine Kriminalſtrafe verwirft wird, jo bat der Polizeiberr das Erforderliche ein- 
zuleiten. 

8 16. 

Dieſe Verordnung gilt auch für das Amt Rihebüttel, und ſtehen daſelbſt dem Amt—⸗ 
manne in Bezug auf Vereine und Verſammlungen die nämlichen Befugniſſe zu, wie dem 
Polizeiherrn in Hamburg. 
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II. Senats-Bekanutmachung vom 29, Juni 1570. 
(Gefep-Samml. Bd. 6 S. 16.) 


Umzüge durch die Straßen und Umgebung der Stadt, zumal unter Gejang, Muſik 
oder Vortragung von Fahnen und Emblemen, find als unverträglich mit der öffentlichen 


Ordnung nicht geitattet. 
Wer dem Verbote zumider an jolhen unitatthaften Anjamnilungen Theil nimmt, wird 


mit Gelditrafe bis zu 30 Mark und im Unvermögensfalle mit verhältnißmäbiger Gefängniß— 
itrafe belegt. 


III: Geſttz, betreffend das Verſammlungs- und Bereinigungsreht vom 19, Mai 1393. 
Der Senat hat in Uebereinſtimmung mit der Bürgerichaft beſchloſſen und 
verfündet bierdurd als Gejeg, was folgt: 
sl. 
Vereine und Verfammluugen, deren Zwecke oder deren Thätigkeit mit den Geſetzen 
im Widerſpruch ſtehen oder den öffentlichen Frieden oder die öffentliche Sicherheit gefährden, 
ſind verboten. 
82 


Bei dringender Gefahr für den öffentlichen Frieden oder die öffentliche Sicherheit iſt 
die Rolizeibehörde berechtigt, jede öffentliche oder nicht öffentliche Verfammlung zu unterfagen. 


53. 


8 


Verſammlungen unter freiem Himmel dürfen ohne vorherige Erlaubniß der Polizei— 

behörde weder berufen noch gehalten werden. 
84. 

Niemand, mit Ausnahme der im Dienſt befindlichen Polizeibeamten, darf in einer 

öffentlichen Verſammlung Waffen tragen. 
85. 

Die Vorſteher, Unternehmer, Ordner oder Leiter einer jeden Verſammlung, in welcher 
öffentliche Angelegenhenen erörtert oder berathen werden, find verpflichiet, alle daſelbſt etwa 
vorfonmenden Ausichreitungen, Aufforderungen oder Aufreizungen zu ftrafbaren Handlungen 
zu unterdrücken und. wenn fein Erfolg eintritt, die Verſammlung ſofort aufzulöjen und ſich 
ſelbſt zu entrernen 

86. 

Die Polizeibehörde iſt jederzeit befugt, in Wereinen oder Verſammlungen in denen 
öffentliche Angelegenheiten erörtert oder beratben werden follen, einen oder mehrere Angeftellte 
zugegen fein zu laſſen, weichen Wläße unfern der Sitze Des Vorftandes einzuränmen iind. 

Auf erlangen der überwachenden Polizeibeamten hat der Woriteber einer Verſamm— 
lung die Redner, welche in derielben auftveten, aufzufordern, vor Yeginn ihres Vortrags 
den Polizeibeamten ihren Namen und ihre Wohnung anzugeben. Tie Redner find ver- 


pflichtet, dieſer Aufforderung nach zutonmten. . . u 
Tie Polizeibeamten baben das Recht, ſobald Ausichreitungen, Aufforderungen oder 


Anveisungen zu ſtrafbaren Dandlungen vorfonmen, die Woriteber, Unternehmer, Ordner 
oder Yeiter der Berjammlung aufzufordern, ſolche zu unterdrüden. Geſchieht Letzteres nicht 
oder bleibt es ohne Erfolg, jo haben die Volizeibeamten das Recht, den nedachten Vorſtand 
aufzufordern, die Verſammlung aufzulöien, und wenn dieier Aufforderung nicht ſofort ent: 
iprochen wird, die Verſammlung ibrerjeits für aufgelöft zu erklären und die Anweſenden 
nötbigenfalls mit Gemalt zu entfernen. 
87. 
Die Berufung eines Vereins oder einer Verſammlung der im $ 6 Abſatz 1 bezeichneten 
Art bat unter Dem richtigen und nicht unter einem Geſammtnamen zu erfolgen; auch müſſen 
jedesmal diejenigen Perſonen, welche die Berlammlung berufen, nambaft gemacht und die 
Wohnung derielben genau angegeben werden. 
88. 
Die Veranlaſſer jeder Verſammlung der im 86 Abſatz 1 bezeichneten Art und der 


Inhaber des Verſammlungs Lokals find verpflichtet, ſoweit nicht im Voraus regelmäßig 
wiederkehrende Vereinsverlammlungen angemeldet worden find, mindeitens 24 Stunden vor 
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der Verfammlung unter Angabe des Zweckes, des Orts und der Zeit der Rolizeibehörde 
—** von derſelben zu machen. Dieſe ertheilt darüber auf Verlangen eine unentgeltliche 


Beſcheinigung. — 


Jeder Verein der im $ 6 Abſatz 1 bezeichneten Art iſt verpflichtet, der Polizeibehörde 
binnen dreimal 24 Stunden nach jeiner eriten Berfammlung die Namen und die Wohnung 
jeiner Noritandsmitglieder mitzutheilen, auch feine Statuten binnen einer Woche nach deren 
Feſtſtellung einzureichen. 10 


Jede Veränderung in den Statuten oder im Vorſtande iſt von diejen Vereinen der 
Polizeibebörde ebenſo anzuzeigen. 
sı. 


Für die in den SS 9 umd 10 vorgeichriebenen Anzeigen iſt der Vorſitzende des Vereins 
beziebungsweiie deſſen Stellvertreter periönlich verantwortlich. 


s 12. 


ebertretungen der Vorichriften dieſes Geſetzes werden mit Gelditrafen bis zu 150 Mi. 
oder mit Daft beitraft. 6 
8 13. 


‚ Die revidirte Verordnung zur Verhütung des Mißbrauchs des Verlammlungs- und 
Vereinigungsrechts vom 80. Juni 1851 wird aufgehoben. 


Gegeben in der Verjammlung de3 Senats, Hamburg, den 19. Mai 1893. 


6. Freie und Danieftadt Lübeck. 


Gefes, betreffend die politiichen und fozialiftiihen Vereine und Berfammlungen. 
Vom 15. Scptember 1838. 
(Nr. 25 der Sammlung der Libel’ichen Verordnungen und Bekanntmachungen von 1888.) 
sl. 

Jeder politiiche oder fozialiftiiche Verein iſt unter Webergabe der Statuten und eines 
Verzeichnifies der Mitglieder des Vorſtandes dem Polizeiamte jchriftlich anzuzeigen. Die 
Anzeige hat binnen drei Tagen nad der Begründung des Vereins, bezüglich der gegen: 
wärtig beftebenden Vereine binnen vier Wochen nach der Veröffentlichung dieſes Geſetzes 
zu erfolgen, Spätere Nenderungen der Statuten oder der Vorftandsmitglieder find binnen 
drei Tagen dem Polizeiamte jchriftlich anzuzeigen. Ueber die ordnungsmäßig erfolgten An— 
jeigen wird vom Polizeiamte jotort eine Beſcheinigung unentgeltlich ertbeilt. 

Verpflichtet zu den Anzeigen find alle Mitglieder des Vorſtandes. Durch die feitens 
eines Mitaliedes ordnungsmäßig erfolgte Anzeige werden die übrigen Mitgliever von der 
Anzeigepflicht befreit. — 

Die Mitglieder des Vorſtandes ſind verpflichtet, dem Polizeiamte auf Erfordern Aus— 
kunft über die Einrichtungen und die Thätigkeit des Vereins zu ertheilen. 

Tie Beitimmungen diefes Baragrapben finden auf Wereine, deren Statuten vom 
Senate beitätigt find, feine Anwendung. 

S 2 

Teffentliche Verfammlungen unter freiem Simmel, ſowie öffentliche Aufzüge find nur 
mit fchriftlicher Erlaubniß des Polizeiamts geftattet. Die Erlaubniß darf nur verlagt werden, 
wenn aus der Abbaltung der Verfanmlung oder des Aufzuges Gefahr für die Öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung zu befürchten ift. 

Vor Ertheilung der Erlaubniß darf eine öffentliche Ankündigung folder Verſamm— 
lungen oder Aufzüge oder eine öffentliche Aufforderung zur Theilnahme an denfelben nicht 
erlaſſen werden. 

83. 

In geſchloſſenen Räumen abzuhaltende Verſammlungen zu politiſchen oder ſozialiſtiſchen 
Zwecken find dem Polizeiamte ſchriftlich anzuzeigen. Die Anzeige bat für Verſammlungen 
innerhalb der Stadt und der Vorſtädte ſpäteſtens ſechs, für Verſammlungen im Landgebiete 
ſpäteſtens zwölf Stunden vor ihrem Beginne zu erfolgen. Die Anzeige muß den Ort und 
die Zeit der Verſammlung enthalten. Leber die ordnungsmäßig erfolgte Anzeige wird vom 
Polizeiamte ſofort eine Beicheinigung unentgeltlich ertbeilt. 
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Verpflichtet zur Anzeige find die Veranstalter (EFinberufer) der Verfammlung, bezüglich 
der Werjammlungen von Vereinen die Mitglieder des Vereinsvoritandes. Durch die feitens 
eines Verpflichteten ordnungsmäßig erfolgte Anzeige werden die übrigen Werpflichteten von 
der Anzeigepflicht befreit. a4 


Die Beitimmung in $ 3 Abſatz 1 unterliegt folgenden Einſchränkungen: 

1. Tie Verfammlungen von Pereinen, deren Statuten vom Senate betätigt worden, 
find nicht anzeigepflichtig. 

2. Wenn Ort umd Zeit der Verfammlungen eines Vereins allgemein feſtgeſetzt und 
dem Polizeiamte ſchriftch angezeigt worden, ſo ſind die früheſtens zwölf Stunden 
nach dieſer Anzeige und in Gemäßheit derſelben ſtattfindenden Verſammlungen 
a anzeigepflichtig. 

3. Tas Polizeiamt kann Verſammlungen  beitimmter Vereine oder beftimmter Art 
widerruflich von der Anzeigepflicht befreien. 


8 5. 
Bewaffnete, mit Ausnahme der im Dienst befindlichen Polizeibeamten, ſowie Minder- 
jährige dürfen an Verſammlungen zu politifchen oder ſozialiſtiſchen Zweden nicht tbeilnehmen. 


S 6. 

Tas Polizeiamt ift befugt, in_die Verfammlungen zu politiichen oder fozialiftiichen 
Amweden Bolizeibeamte zu jenden. Der die Ueberwachung leitende Rolizeibeamte bat in 
Dienftkleidung zu ericheinen oder feine amtliche Eigenſchaft Fund zu thun Dieſem Beamten 
hat der Leiter der Verſammlung einen angemeſſenen Platz in ſeiner Nähe einzuräumen. 


57. 
Der die Ueberwachung einer Verſammlung leitende Polizeibeamte iſt befugt, die Vers 
fammlung für aufgelöft zu erklären: 


1. wenn die Verſammlung anzeigepflichtig it und die Beicheinigung des Polizeiamtes, 
daß die Anzeige erfolgt Sei, nicht vorgelegt werden kann; 

2. wenn Bewarfnete oder Minderjährige dem $ 5 zuwider an der Verfammlung theil— 
nebmen und troß Aufforderung des die Ueberwachung leitenden Polizeibeamten 
nicht jofort aus der Verſammlung entfernt werden; 

3. wenn in der Verſammlung Verhandlungen vortommen, in welchen eine Aufforderung 
oder Anreizung zu itrafbaren Handlungen enthalten it; 

4. wenn in der Verſammlung Ausjchreitungen vorkommen, welche die öffentliche Sicher: 
heit oder Ordnung zu gefährden geeignet find. Kann dieſe Gefährdung durch Ent— 
fernen der Urheber der Ausichreitungen beieitigt werden, fo darf die Auflölungs- 
erflärung erit dann erfolgen, wenn troß Aufforderung des die Ueberwachung leiten= 
den Polizeibeamten die Urheber der Ausichreitungen nicht fofort aus der Verſammlung 
entfernt werden. 

Sofort nach Erklärung der Auflöjung haben jänmtliche Theilnehmer der Ver— 
ſammlung den Verfammlungsort zu verlaſſen. Tie Entfernung der Zurüdbleibenden 
kann zwangsweiſe bewirkt werden. 


58. 
Die Beitimmungen der SS 3 bis 7 finden feine Anwendung auf Verlammlungen von 
Mitgliedern der Bürgerichaft. f 
89, 


Uebertretungen dieſes Geiehes werden, jomweit nicht die Beſtimmungen des Strafgeich- 
buches zur Anwendung fommen, mit Gelditrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft bis zu 
ſechs Wochen beitraft. 

Mit gleicher Strafe wird belegt, wer in einer vorgeichriebenen Anzeige oder Auskunfts- 
ertbeilung unrichtige Angaben macht, ſowie der Yeiter einer nicht vorichriftsmäßig angezeigten 
Verſammlung. 


Gegeben Lübeck, in der Verſammlung des Senates, am 15. September 1888. 
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Anlage II. 





Zufammenitellung 


der 


Entſcheidungen des Reichsgerichts, welche ſich auf die Auslegung der deutichen 
Vereinsgeſetze beziehen. 


Nr. 1. 
Urtbeil des I. Strafienats vom 1. Mai 1882. 
(Band 6, Seite 215.) 
Begriff der öffentliben Angelegenbeiten. 
1. Die „Beiprechung der Arbeiterfrage“ als vorher ausgedrüdter Zwed einer Ver— 
fammlung bemweiit, daß in der Verſammlung öffentlihe Angelegenbeiten erörtert und be: 


tathen werden jollen. 3 . 
Begriff der Verfammlung. 


2. Zum Begriffe der „Verſammlung“ im Sinne des preußiicen Vereinsgeſetzes tit 
nicht erforderlich, daß die Berathung und Grörterung eine einheitliche in Wechielrede ver- 
laufende sei. 

ir. 2. 


Urtbeil vom 16. Januar 1885. 
(Band 11, Seite 371.) 
Erfordernifje der Auflöiungserflärumg. 

Die Auflöfungserflärung des Abgeordneten der Bolizeibebörde muß jedem Anweſenden 
veritändlich fein und ihm davon Kenntniß geben, daß die Staatsbehörde Das fernere Zu— 
jammenjein nicht dulden wolle und daf der Iwed der Verſammlung desbalb nicht zu er- 
reichen ift, in welche Worte dieje Erklärung gekleidet wird, ericheint gleichgiltig. 


Nr. 3. 
Urtheil des III. Strafienats vom 21./23. Dezember 1885. 
(Band 13, Seite 273.) 
Begriff der öffentlichen Angelegenbeiten. 

1. Deffentlihe Angelegenheiten im Zinne des preußiichen Bereinsgeiehes umfaſſen 
nicht bloß die des Staates und die jozialen, der Begriff iſt alſo weiter als der der Bolitit. 
Begriff des Wereines. 

2. Der preußiichen Recdtiprecbung zufolge wird unter „Verein“ im Sinne des preuß. 
Vereinsgejeges jede dauernde Vereinigung Mebrerer zur Verfolgung beitinmter gemeinichaft- 
licher Zwede verstanden. — Br en = 

(Tas Erkenntniß citirt hierfür: Oppenboff, Rechtſprechung, Bd. 10 5. 279.) 


Nr. 4, 
Urtbeil vom 18. Februar 1887. 
Band 15, Seite 305.) 
Begriff des Bezweckens. 

Eine Handlung it bezwedt, wenn fie ganz der Ablicht des Dandelnden gemäß vor- 
genommen iſt. Hat alio ein Verein abfichtlih und bewuht in feinen Verlammlungen 
politiiche (Hegenitände erörtert, To unterliegt er den Beltimmungen der SS 8 und 16. Es 
it hiernach rechtlich durchaus zuläſſig, Schon aus einem einzigen gehaltenen Nortrage 
politischen Inhalts die Ueberzeugung zu gewinnen, daß der Verein bezweckt habe, auch 
politiſche Gegenſtände in ſeinen Verſammlungen zu erörtern, 


Nr. 5. 
Urtheil des U. Strafſenats vom 8. November 1887. 
Rand 16, Seite 294.) 
‚interpretation des 8 21 des preußiichen Bereinsgeſetzes. 


1. Der $ 21 des preußiichen Bereinsgeiehes entzieht die Wahlvereine den im $ 8 
für politische Nereine vorgejehenen Beichränfungen — ſowohl bezüglid der Mitgliedichaft 
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von rauen, Schülern und Lehrlingen, wie bezüglich der Verbindung mit gleichartigen 
Vereinen —, nicht aber der im $ 1 für Verfammlungen vorgejebenen Anzeigepflicht, melche 
nach dem $ 8 für alle politiichen Vereine beitebt. 


Anmeldepflibt und S 129 Reichs-Strafgeſetzbuch. 
2. Die Nichtanmeldung einer anmeldepflichtigen Verſammlung iſt ein ungelegliches 
Mittel im Sinne des $ 129 Strafgeſetßzbuchs. 


Nr. 6. 


Urtbeil des III, Strafienats vom 10. November 1887. 
Band 16, Seite 383.) 
Begriff der politiihen Gegenstände. 
. 1. Unter politifchen Gegenitänden find alle Angelegenheiten zu veritehen, welche Ver— 
faflung, Verwaltung, Gejeßgebung des Staates, die Itaatsbürgerlichen Rechte der Unter 
tbanen und die internationalen Beziebungen der Staaten in fich begreifen. 


Nerbältniß des $ 152 der Gewerbeordnung zu den SS 8 und 16 des 
preußiichen Vereinsgeietes. 

2. Der $ 152 ver Meichägewerbeordnung bat es ausichließlich mit den konkreten 
Arbeitsverträgen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, mit den unmittelbar 
durch dieſe Verträge geregelten Lohn- und Arbeitsbedingungen und mit dem Gegenſatze und 
Kampfe der jozialötonomischen „ntereilen unmittelbar um dieſe Bedingungen zu thun. 
Zu diejen Zweden it das ‚Inverbindungtreten mehrerer Vereine zuläſſig. Unrichtig it aber 
die Auffaſſung, daß die SS 8 und 16 des preußischen Vereinsgeſehes durch den S 152 der 
Keichsgewerbeordnung aufgehoben jeien. 


Nr. 7. 


Urtbeil des II. Strafienats vom 2. November 1888. 
(Wand 18, Seite 169.) 
Begriff des Vereines. 
1. Verein im Sinne des preubiichen Vereinsgeiehes it: jede dauernde Vereinigung 
mebrerer Berionen zur Verfolgung beitimmter gemeinschaftlicher Zwede unter einer Yeitung. 


Ausſchüſſe oder Kommiſſionen als Vereine, 


2. Ein in einer Verfammlung, welche eine Wereinsverianmlung nicht daritellt, zur 
Ausführung von Beſchlüſſen der Veriammlung auf längere Tauer beitellter Ausichuß oder 
eine Kommiſſion gleicher Art iſt als ein Verein im Sinne des preußiſchen Vereinsgeſetzes 
anzujeben. Insbeſondere fann für die Frage, ob mehrere Perſonen einen Verein gebildet 
haben, nicht der Umſtand emticheidend fein, daß die Verjonen durch einen Beſchluß einer 
Verfammlung und einen Wahlakt zur Vereinigung beitinmt worden find; denn der Beichluß 
und die Wahl der Verfammlung bilden nicht die Verbindung, jondern enthalten nur eine 
Aufforderung zur Verbindung, welche dadurch, daß die Aurgeforderten Folge leilten, ins 
Yeben tritt. 

Nr. 8. 


Urtheil des III. Strafienats vom 22. September 1890, 
Band 21, Zeite 71.) 
Vegriff des Mereines und der Verfammlung. 

1. Bei dem Pereine, der Verbindung, der Verſammlung wird „eine gewiſſe, nicht 
allzu Hein an Zahl bemeijene, äußerlich irgendwie vereinigte Berionenmebrheit oder Menichen- 
menge” vorausgeiekt. 

2. Der „Werein“ im Sinne des preußiichen Vereinsgeſetzes befitt ein auf die Dauer 
berechnetes, inneres, organiiches Band, das ſich der Regel nad auch äußerlich in einer die 
Unterordnung unter einen gemeinſamen Willen zum Ausdrude bringenden Organifation 
verlörpert. Dagegen kann die Verfammlung jeder derartigen Urgantlation, ſowie jedes 
leitenden oder ordnenden Organs entbebren. Nur der nemeinfame praktiiche Zweck unter: 
ſcheidet die einheitlich verbundene „Verſammlung“ von der formlojen unverbundenen Menjchen= 
menge; jeder Zmwed aber iſt geeignet, das Einigungsband für eine Verſammlung abzu— 
geben. Schlechthin unweſentlich it, ob ein Worligender, Leiter oder Ordner vorhanden it, 
ob förmliche Neden gebalten oder zwanglos diskutiert wird, ob ferner die fogenannte Ge— 
jelligfeit mit dabei ihre Nechnung findet oder nicht. 
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Dolus aus $ 16 des preußiſchen Vereinsgeſetzes. 

3. Zum Dolus aus $ 16 des preußischen Vereinsgefehes genügt, dab mit dem Willen 
der Vorſteher der Verein die Erörterung folder Gegenftände bezwedt, melde geieslich als ' 
politifche angejehen werden. Tas Bewußtſein, dab die wirklich erörterten Gegenitände 
politifche feien, ilt nicht erforderlich. Krachteten die Angeklagten die erörterten Gegenstände 
nicht für politische, weil fie diefen Ausdrud des Geſehzes irrig veritanden, jo liegt nicht ein 
Irrthum über Thatumitände — und daber auch nicht beim Worderrichter eine irrthümliche 
Außerachtlaffung des 8 59 Strafgeiegbuchs — vor, Tondern Unkenntniß des Strafgelehes, 
welche die Anmendung des Geiehes nicht ausichlieht. 

Urtheil des Straffenats vom 18. Februar 1887, 

1. Der $8 des preuß. Vereinsgeiehes gilt nicht bloß für Vereine, welche neben männlichen 
auch weibliche Perjonen aufnehmen, jondern auch für Vereine, welche nur aus Frauen beiteben. 

2, Auch * dent $ 6 des Einführungsgeſetzes zum Strafgeſetzbuche iſt die Schließung 
eines politischen Vereines zuläſſig. Tenn die Schließung it nicht Strafe, fondern Ver: 
mwaltungsmaßregel, obgleich der Geiehgeber aus Zweckmäßigkeitsgründen die definitive Ent 
fcheidung über die Schließung im Verbindung mit einem Strafverfahren gelebt bat. Die 
Strafe bezwedt die Verbängung eines Uebels gegen eine phyſiſche Perſon, während es ich 
bei der Schließung eines politiichen Vereines nicht darum handelt, den Woritebern oder 
Mitgliedern oder anderen Perionen ein Uebel zuzufügen, eine jolhe Wirkung der Maß— 
nahme vielmehr nur in einzelnen Fällen zufällig eintritt. 


Nr. 9. 


Urtheil des III. Strafienats vom 27. April 1891. 
(Band 22, Seite 5.) 
Beiugniß der Wereinspolizei zur Zmwangsgeftellung. 

Diejenige Polizeibehörde, welcher die (wenn auch nur_erftinjtanzliche) Enticheidung 
darüber zufteht, >b ein Verein dem Yandesvereinsgejege unteritebt, iſt berechtigt, den Vor— 
ſihenden eines Vereines zur Befragung oder zu Mittheilungen darüber perjönlich vorzuladen 
und ihn im Weigerungsfalle zwangsweile vorführen zu laſſen. 


Nr. 10. 


Urtheil des Ill. Strafienats vom 25. Januar 1892. 
(Band 22, S. 337.) 
Begriff der öffentlihen Angelegenbeiten. 

1. Ter Ausdrud „öffentliche“ Angelegenheiten im Sinne der SS 1 und 2 des 
preußifchen Vereinsgeſehes begreift alle Angelegenbeiten, welche nicht ausschließlich einzelne 
phyſiſche oder juriitiiche Perfonen und deren Brivatinterejien, fondern im Gegenſatze bier: 
zu die Gejammtbeit des Gemeinweſens und das geſammte öffentliche Intereſſe berühren. 

„Srwägt man die wirthichaftliche Bedeutung des deutichen Bergbaues, die Zabl der 
darin beichäftigten Berfonen, den Umfang und Werth der Produktion, die meitgreifende 
Abhängigkeit großer nduitriezweige, des Iransportwejens und des Vollswohlitandes über- 
haupt von den Yeiltungen der Bergwerke, fo wird man auf dem Boden der national. 
öfonomiichen Verhältniſſe Deutichlands die foziale Lage des PVergarbeiteritandes als ſolche 
nothwendig den die Gejammtheit unmittelbar intereflirenden „öffentlichen Angelegenheiten“ zu= 
zäblen müſſen.“ 

Begriff der volitiſchen Gegenitände. 

2. Für die Begriffsbeitimmung „politiiche Gegenitände“ im Sinne des 8 8 des 
preußiichen Vereinsgeſeßes handelt es fich nicht darum, durch irgendwelche Jdeenverbindung 
zu ermitteln, ob der fragliche Gegenitand unter Umſtänden und Bedingungen in die In— 
tereifen und Nufgaben des Staates hbinübergreifen kann, jondern ausſchließlich darım, 
ob der fragliche Gegenstand als ſolcher unmittelbar den Staat, feine Organe und Funk— 
tionen in Bewegung ſeßt. 

Nr. 11. 


Urtheil des 1. Strafienats vom 18. Februar 1892, 
Band 22, Seite 373.) 
Elſaß-Lothringiſches Vereinsredt. 
Tas Urtheil läßt dahingeitellt, ob_die Meinung richtig fei, daß die Vereinsgejeßgebung 
von Elſaß-Lothringen, die Artitel 291 ff. Code penal und das Gefeh vom 10. April 1834 
auf Gefellichaften civil= oder bandelsrechtlicher Natur nicht anwendbar jeien. 
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Nr. 12, 
Urtbeil des II. Straffenats vom 19. Mai 1893. 
(Band 24, Seite 194.) 
Hausreht des Verfammlungseinberufers. 
Mem ein Saal von deiten Inhaber zur Abhaltung einer Veriammlung überlaiien 
wird, bat Dritten gegenüber das Hausrecht, auch ohne daß es ihm vom Inhaber ausdrüd- 


lich übertragen worden ift. Wer fich auf feine Aufforderung nicht entfernt, macht fich des 
Hausfriedensbruchs jchuldig- 


Ar. 13. 
Urtheil des III. Strafienats vom 18. September 1893. 
(Band 24, Zeite 245.) 
Beariff des Vereins. 
1. I hne ein gewiſſes Maß die einzelnen Mitglieder verbindender, ihre gemeinfame 


Zhätigfeit, ihr gemeinjames Wollen regelnder und orbnender Organifation ift ein Verein 
begriftlich nicht denkbar. 


Identität eines MAKES TEN mit einem älteren, 
geſchloſſenen Vereine. 


2. Bei Prüfung der frage, ob ein neuerer Verein mit einem älteren, geſchloſſenen 
identiſch ſei, darf der Richter auch darauf Gewicht egen, daß der neuere Nerein im Unter: 
fchiede von dem älteren ausjchließlich nichtpolitifche Tendenzen verfolge, und daraus auf die 
Nichtidentität zurüdichließen. 


Nr. 14. 
Urtheil des I. Strafienats_ vom 21. Januar 1895. 
(Band 26, Seite 395.) 
Verfammlungsordnung in Bayern zuläffig, aub wenn kein Leiter 
oder Ordner beitellt war. 


Der $ 8 des bayeriichen Bereinsgeieges gibt dem überwacenden Polizeibeamten das 
Recht, zu verlangen, dab eine Verſammlung ſofort durch die Ordner oder Leiter aufgehoben 
wird, wenn Vorträge gebalten werden, mittels deren zu Geſetzesverletzungen aufgereizt wird. 
Der Artikel 9 ‚gibt ihm das weitere Recht, die Verſammlung aufzulöien, wenn Ordner und 
Leiter ‚einem ' Verlangen nicht entiprechen. 

Das Reichsgericht erfennt dahin, daß der ütberwachende Beamte die Verſammlung 
auch dann aufzulöien berechtigt it, wenn die Bezeichnung dev Crdner und Yeiter verweigert 
wird, da dies der Norausiegung der Geſehesſtelle, nämlich daß feinem Verlangen von dieſen 
nicht entiprochen werde, obne Weiteres gleichitebe. 


Aulage IV. 
Zuſammenſtellung 


der 


Entſcheidungen des Königlich Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts zum 
Preußiſchen Vereins- und Verſammlungsrecht. 
8 1. (Eriter Abjap.) 

Von allen Verſammlungen, in welchen öffentliche Angelegenheiten erörtert 
oder berathen werden ſollen, hat der Unternehmer mindeſtens 24 Stunden vor 
dem Beginn der Verſammlung, unter Angabe des Ortes und der Zeit derſelben, 
Anzeige bei der Ortspolizeibehörde zu machen. Dieſe Behörde hat darüber ſofort 
eine Beſcheinigung zu ertheilen. 
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Nr. 1, 
Band XX. Nr. 66. Seite 432. 
Anzeigepflibt bei Zulammenfünften. 


Nicht jede Heine in einem Privathaufe zur Beiprehung irgend eines Gegenitandes 
von öffentlihem Intereſſe fich zufammenfindende Gejellichaft it nach dem Vereinsgeſetz der 
Anzeigepflicht unterworfen. 

Es bleibt eine im einzelnen Falle zu beurtheilende Thatfrage, ob eine Zuſammen— 
kunft als eine Verſammlung im Sinne des $ 1 oder als eine bloße Privatgetellichaft zu 
eradıten tft. 

Endurtbeil des I. Senats vom 1. Oftober 18%, Rep. I. A. 32/90. 
Mereinsgejeb vom 11. Mär; 1850 $ 1.8.5. S 277). 
Preußische Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 Art. 29. 


Nr. 2. 
Band XXII. Nr. 53. Seite 396. 


Verpflidtung der Ortspolizeibebörde, über erfolgte Einreihung ber 
Vereinsſtatuten x. eine Beſcheinigung zu ertbeilen. 


Die Voriteher von Vereinen, welche eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten 
besweden, haben einen im Verwaltungsitreitverfahren vertolgbaren Rechtsanſpruch darauf, 
daß Die Ortspolizeibehörde ihnen über die erfolgte Einreichung der WVereinsitatuten, der 
Mitalteders Verzeichniffe und etwaiger Nachträge zu denjelben ſofort eine Beicheinigung 


ertheile. 
‚Verordnung vom 11. März 1850 88 2, 8, 5:65. &. 277). 
A. L.⸗R. Thl. II Tit. 11 58 1—12, Tit. 12 SS 3 bis 8, 46. 
Landesverwaltungsgeieh vom 30. Juli 1883 88 50, 127, 
Endurtheil des I. Senats vom 21. November 1891, Rep. I, A 60/91. 


Nir. 3. 
Band I. Nr. 54. Seite 365, 
Senehmigung der Tanzluſtbarkeiten geihloiiener Gejellihaften. 
Bei einem Verein, der eine geichlofiene Gejellichaft, bildet, genügt die Anzeige von 
einem beabiichtigten Balle. Eine Unterfagung darf nicht erfolgen, weil ein Tag, an welchem 
die Geſetze jolche Vergnügungen verbieten, nicht gewählt it. 
Verordnung der Regierung zu Magdeburg vom 13. Dezember 1833 (Amtsblatt 
S. 332). 
Miniſterial Erlaß vom 26. November 1859 (Min. Bl. d. i. ®. S. 339). 
Endurtheil vom 21. Ottober 1876. 
I. Kreisausſchuß des Kreiſes Galbe. 
11. Bezirts-Vermwaltungsgericht zu Magdeburg. 


Nr. 4 
Band XI. Nr. 54. Seite 382, 
Sorausfegungen des Verbots von öÖffentliden Berfammlungen. 


Die Befugniß der Polizei zu dem Verbot von Berfammlungen, in denen öffentliche 
Angelegenheiten erörtert werden, ift nicht auf diejenigen Fälle beichränft, in denen die über 
die Verhütung des Mißbrauchs des Verſammlungsrechts ergangene Verordnung vom 
11. März 1850 die Auflöfung von Verfammlungen geltattet. 

Tie bloße Möglichteit, daß eine Verfammlung Störungen der öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit zur Folge baben fann, genen welche polizeilich einzwichreiten jein würde, 
berechtigt nicht zum Verbot der PVerfammlung von vornherein; ebenfomenig unlautere 
Motive des Unternehmers, wenn keine Bedenten dagegen obmwalten, daß die Verſammlung 
ſelbſt unanſtößig verlaufen wird. 

A. L.R. Thl. II Tit. 178 10. 

Verfaſſungsurkunde für den Preuß. Staat vom 31. Januar 1850 Art, 29 
(G.S. ©. 17). 

Verordnuug vom 11. März 1850 58 1, 2 (G.-S. ©. 277, 

Gndurtbeil des I. Senats vom 11. Oftober 1884. 
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Nr. >. 
Band VI. Nr. 56. Seite 370 
Beihränktung einer öffentlihen VBerfammlung auf eine beftimmte Zahl 
von Theilnehmern. 
Eine angemeldete Verfammlung kann nach $ 10 Tit. 17 Th. IA. L-R. auf eine 
a rung Anzabl von Verſonen befchräntt werden, um Gefahr von den Betheiligten ab- 
zubalten. j 
TEE für den preuß. Staat vom 31. Januar 1850 Art. 29 und 30 
G.S. S. 17). 

Verordnung vom 11. März 1850 88 1, 3 ff. GeS. ©. 277. 
A. ER. Thl. II Tit. 17 8 10. 
Endurtheil des J. Senats vom 26. Juni 1880, Rep. I. C. 126/80. 

I. Kreisausſchuß des Kreiſes Niederbarnim. 

1. Bezirks-Verwaltungsgericht zu Potsdam. 


Nr. 6. 
Band IX, Nr. 57. Seite 406. 
Polizeilihbe Erlaubniß zu Luſtbarkeiten. 

Jede geichloifene Gejellichaft hat das Recht, ſich ohne vorgängige polizeiliche Erlaubniß 
in geſchloſſenen Räumen zu Janzvergnügungen und theatraliichen Aufführungen zu ver— 
fammeln, wenn nicht die Beranftaltung lediglich ein vorgeichobener Name für eine der Sache 
nad öffentliche Beluitigung it. 

Verordnung vom 11. März 1850 (6.-5. S. 277). 
Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 Art. 29, 30. . 
Geſetz über die Bolizeiverordnung vom 11. März 1850, 5 6 Poſ. d und e (G.S. 
S. 265). 
Polizeiverordnung der Regierung zu Breslau vom 4. Januar 1859 (Amtsbl. S. 7). 
Polizeiverordnung d. Oberpräitd. d. Prov Schlefien vom 21. November 1879 
Amtsbl. d. Reg. zu Breslau 5. 363), 
A. UN. Thl. II Tit. 8 8 440 
Endurtheil des I. Senats vom 25. April 1883, Rep. I. €. 20/83. 
I. Kreisausſchuß des Kreiſes Müniterberg. 
1. Bezirtsverwaltungsgericht zu Breslau- 


Nr. 7. 
Band XXVI Wr. 62. Seite 428. 


Vereinsweien. Begriff der Oeffentlichkeit bei Luitbarteiten. 

Die von einem Vereine für deilen Mitglieder veranitaltete und lediglich von ſolchen 
bejuchte Luſtbarkeit kann wegen der beionderen Art der Urganijation des Vereins dennoch) 
eine öffentliche fein, wenn es fich um einen Verein, insbejondere einen politischen handelt, 
deſſen Mitgliederzahl jo groß, deiien Organiſation jo lole it und bei dem der Erwerb und 
der Verluſt der Mitaliedichaft an jo geringe Vorausſetzungen geknüpft und jo wechielnd 
find, daß von dem Vereine nicht mehr geſagt werden kann, jeine Mitglieder bildeten einen 
in jich geichlofienen, beitimmt abgegrenzten Kreis von innerlich unter fich verbundenen Perſonen. 

Verordnungen der Regierung zu Breslau und des Überpräfidenten der Provinz 
Schlefien, die Tanz ıc.-Yultbarkeiten betreffend, vom 4. Januar 1859 und 
19. Mai 1891 Amtsbl. ©. 7 bezw. S. 237). 

Gnticheidung des I. Senats vom 4. Januar 1895, Rep. I, A. 88/94. 


Nr. 8. 

Band XVII. Nr. 64. Seite 422. 
Begriff der Deffentlihleit in der Anwendung auf Lujtbarleiten von 
Privatvereinen. Anwendung der Verordnung vom 11. März 1850 bezm. 
des Geſetzes über die Volizeivermwaltung vom 11. März 1850 auf Yuftbar- 

feiten von Brivatvereinen. 
Bon Privaten oder von Vereinen veranftaltete Yultbarkeiten werden zu öffentlichen, 
ber Anzeigeprlicht und der Genehmigung durd die Polizeibehörde unterworfenen, jobald 
Jedermann Zutritt zu denjelben hat. Veranſtaltet dagegen eine geichlofiene Geiellichaft eine 
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Luitbarfeit für ihre Mitglieder und etwaige Gäſte derielben, „wenn auch gegen beionderes 
Eintrittsgeld“, fo ift die Erhebung des Fintrittägeldes allein nicht als Merkmal der Teftent- 
lichteit anzuieben. Circular-Erlaß des Miniiters des Innen vom 26. November 1859.) 
Es wird aber ausdrüdlich vorausgejeßt, daß die Luftbarkeit nur für die Mitglieder der 
Gefellibaft und deren Gälte veranitaltet wird. Unter Gälten find Berionen zu veriteben, 
deren Theilnahme mindeitens von der Einführung durch Vereinsmitglieder bedingt wird, 
alſo irgend welche perlönliche Beziehung derſelben zu den fie einführenden VBereinsmitgliedern 
vorausicht. 

Endurtheil des III. Senats vom 24. September 1888, Rep. 111. C. 67/87. 

Wereinsgeieg vom 11. Marz 1850 (6-3. S. 277). 

Berfaffungsurfunde vom 31. Januar 1550 Art. 29, 30 (8.-5 17. 

Beiek iiber die Rolizeiverwaltung vom 11. März 1850 8 6 Litt. d eo: S. S. 265). 

Landesverwaltungsgeſetz vom 30. Juli 1883 SS 127, 128. 

A. L.-R. Th. U Tit. 17 $ 10, 


82. 

Die Voritcher von Wereinen, welche eine Ginwirfung auf öffentlihe Ans 
gelegenheiten bezweden, find verpflichtet, Statuten des Vereins und das Verzeichnis 
der Mitglieder binnen drei Tagen nadı Stiftung des Vereins und jede Aenderung 
der Statuten oder der Vereinsmitglieder binnen drei Tagen, nachdem sie ein: 
getreten iſt, der Ortöpolizeibehörde zur Kenntnißnahme einzureichen, derielben auch 
auf Grfordern jede darauf bezügliche Auskunft zu ertheilen. 

Die Ortspolizeibehörde hat über die erfolgte Cinreihung der Statuten und 
der Verzeihnifie oder der Abänderungen derſelben jofort eine Beidheinigung zu 
ertheilen. 

Die Beltimmungen dieſes und des vorhergehenden Paragraphen beziehen ſich 
nicht auf kirchliche und religiöfe Vereine und deren Verſammlungen, wenn dieſe 
Vereine Korporationsrechte haben. 


Nr. 9 
Rand I. Nr. 52. Seite 375. 
Begriff der geichloiienen Geſellſchaft. Rolizeiliche Ueberwachung derielben. 

Als geichloffene Geſellſchaft iſt anzuſehen ein durch ein Gejellichaftsitatut beitimmter 
Kreis von Perſonen, welcher nach dieſem Seinem Statut zu feinen gelelligen Bergnügungen 
nur Die Mitglieder des Vereins und deren erwachlene Familienglieder zuläßt, außerdem auch 
ein ein für alle Mal gemiethetes Lokal bat. A — 

Geſchloſſene Geſellſchaften unterliegen nicht in gleicher Weiſe, wie eine öffentliche Tanz— 
luſtbarkeit, der volizeilichen Aufſicht; vielmehr darf die Polizeibehorde die Anordnung zum 
Betreten der Räume der Geſellſchaft und zum Verweilen in denſelben auch wider den Willen 
der Inhaber nur unter den in dem Gejehe vom 12. ‚sebruar 1850 bierfür ausdrüdlich be- 
ftimmten Vorausſetzungen ertbeilen. 

(Helen zum SAME der perjönlichen ‚sreiheit vom 12. Februar 1850 (G.S. S. 45. 
Endurtheil vom 8. November 1876. 
I. Streisansichuß des Kreiſes Galbe a. ©. 
Il. Bezirts-Verwaltungsgericht zu Magdeburg. 


Nr. 10, 
Band XX. Nr. 53. Seite 347. 
Eubfumirung von Vereinen unter den Begriff Verjiherungsanitalten. 
Vereine und Anitalten, deren Mitglieder gegen die dur Statut oder Vertrag feit- 
geiehten * Leiſtungen im Falle des Eintritts gewiſſer Ereigniſſe auf die ebendort beſtimmten 
Vortheile Anſpruch haben, gehören zu den der ſtaatlichen Genehmigung Konzeſſion be— 
dürftigen Verficherungsanftalten auch dann, wenn jene Vortheile nicht in Geld ‘Kapital oder 
Rente), Sondern in anderer Beftalt — Sachen oder geldwerthe Handlungen — gewährt werden. 
HER. Thl. 1 Tit. 11 8 651 Thl. U Tit. 888 1934, 2279, Tit. 20 SS 250, 251. 
Seien, betreffend den Gehhäitsvertet der Berfiherungsanfialten, vom 17. Mai 
1853 88 1 ft. (6.5. ©. 298). 
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a7 ‚w die Preußiichen Staaten vom 14. März 1851 8 340 Nr.'6 
„89. S 4 


Strafgeſeßbuch für das Deutſche Reich $ 360 Nr. 9 (R.-G.-Bl. 1871 ©. 127). 
Endurtheil des III. Senats vom 30. Ottober 1890, Rep. III. B. 8/90. 


I. Bezirksausihuß zu Liegnib. 


Nr, 11. 
Band XVII, Wr 53. Seite 403. 


Auffichtsreht des Regierungspräfidenten über Vereine Subjumirung 
von Vereinen unter den Begriff Verfiherungsanitalten. 

Es gibt zwar ein von der Polizeigewalt verichiedenes Auffichtsrecht des Regierungs— 
prälidenten über Norporationen, welches aber die Verhinderung ftrafbarer Handlungen 
nicht zum Gegenftande bat und Privatgeiellidhaften gegenüber nicht zur Anwendung kommt, 
dagegen beſteht ein joldhes von der Polizeigewalt verichiedenes Auffichtsrecht des Regierungs- 
praidenten über erlaubte Brivatgelellichaften (Wereine) nicht. 

Ein Verein, zu dejlen Zweden die Unterſtühung feiner Mitglieder im Falle des Ein- 
trittS gemwiller Greignifie gehört, der aber feinen Mitgliedern einen Rechtsanſpruch auf diefe 
Unteritügung nicht gewährt, fällt nicht unter den Begriff einer Verficherungsanitalt. 

Verordnung vom 11. Mär; 1850 $ 2 /6.-5. ©. 277). 

A. L.RThl. ITit. 5 $ 71, Tit. 17 38 169 ff, Thl. II Tit. 688 3, 4, 11 ff. 
Tit. 13 88 2, 13, Tit. 17 $ 10. 

Verordnung, betr. Ginrichtung der Provinzialpolizei und Finanzbehörden, vom 
26. Dezember 1808 88 1, 9, 13, 36 6G. S. ©. 464). 

Verordnung wegen verbefierter Einrichtung der Brovinzialbehörden vom 30. April 
1815 SS 18, 26 (8.5. S. 85) 

Inſtruktion zur Geichäftsführung der Regierungen vom 23. Oftober 1817 $ 2 
Nr. 5,8 3 Nr. 2 (6.5. ©. 248), 

Allerh. Kab.-O. vom 31. Uftober 1825, betreffend eine Abänderung in der bis- 
a Organifation der Provinzial:Verw.-Bebörden Litt. D. I. 1 (G.S. 

26 ©. 5). 
Verfajlungsurt. f. d. Preuß. Staat vom 31. Januar 1850 Art. 30 (G.S. ©. 17). 
Gele über die Bolizeiverwaltung vom 11. März 1850 88 1, 6 6G.S. ©. 265). 


Strafgejegbuch für die Preuß. Staaten vom 14. April 1851 8340 Nr. 6 (G.-S. &.101). 
Geſetz, betr. den Geichäftsverfehr der Berjicherungsanftalten, vom 17. Mai 1853 


Ss 1 fi. (6-5. ©. 293). 
Strafgeiegbud F. d. Deutiche Reich $ 360 Nr. 9 (R-G.-Bl. 1871 S. 128). 
Organiſationsgeſeß vom 26. Juli 1880 $ 35. 

Verordnung zur Ausführung diefes $ 35 vom 26. Januar 1881 (G.S. ©. 14). 
Landesverwaltungsgefeß vom 30. juli 1883 $$ 18, 42, 50, 127, 128. 
Endurtbeil des III. Senats vom 19. November 1888, Rep. III. B. 84/87. 


I. Bezirtsausihuß zu Berlin, 


Nr. 12, 
Wand XI. Nr. 55. Seite:389. 
Einsicht in die Statuten von Privatvereinen durch die Volizeibehörde. 
Die Polizeibehörde bat das Recht, in die Statuten und das Mitgliederverzeihniß auch 
folcher Vereine, die feine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten besweden, Einficht zu 
nehmen, um ſich zur Ueberwachung der öffentlichen Trdnung in den Stand zu jehen, ins— 
bejondere dann, wenn Anzeichen vorliegen, daß eine geſchloſſene Gejellichaft, welche an ſich 
zur Veranſtaltung von Lujtbarleiten auch in einem zu diefem Zwede_gemietheten öffentlichen 
Lokale der polizeilichen Genehmigung nicht bedarf (Entich. des Ober-Berw.-Ger. Bd. I 
©. 365 und 375), die für Öffentliche Luftbarkeiten gegebenen polizeilichen Vorſchri ten zu 
umgehen ſucht, indem ſie unter dem Deckmantel und unter Mißbrauch des für die Vereine 
und Privatgeſellſchaften geltenden Rechts unerlaubter Weiſe öffentliche Luſtbarkeiten abhält. 
A. LR. Thl. II Tit. 17 3 10. 
Verfaſſungsurk. f. d. Preuß. Staat vom 31. Januar 1850 Art. 29, 30. 
Verordnung pom 11. März; 1850 8 2 16.5, 5. 277). 
Geſetz über die Bolizeiverwaltung vom 11. März 1850 $ 6 Litt. d md e (G-S. 
5. 265). 
Endurtbeil des I. Senats vom 19. November 1884. 
Annalen des Deutichen Reicht. 1896, 56 
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Nr. 13. 
Band XXVI Nr. 661. Seite 401. 
Ueberwahung von Vereinen, auf welche 8 2 des Vereinsgeſetzes nicht 
angewendet werden kann. 


Tie Polizeibehörde iſt nicht berechtigt, von den Vorſtehern jolder Vereine, auf welche 
$ 2 des Wereinsgejehes nicht angewendet werden kann, eine Anzeige, 4. B. Auskunft über 
Mitglieder) deren Unterlafiung mur bei Eintritt einer Bedingung, z. B. der Einwirkung 
auf öffentliche Angelegenheiten, ftrafbar wird, ichon eber durch pofitive Anordnung zu er- 
zwingen, als die Bedingung tbatfächlich erfüllt it und als die an ſich erlaubte Unterlaſſung 
überhaupt ftrafbar werden fann. 

Verordnung vom 11. März 1850 $$ 2, 13 (G.-©. ©. 277). 

A. 2.R. Th. II Tit. 17 88 2, 10. 

Geſetz über die Bolizeiverwaltung vom 11. März 1850 88 6, 15, 17 (6-3. ©. 265). 
Gndurtbeil des I. Senats vom 3. April 1894, Rep. I. A. 75/93. 


Nr. 14. 
Band XXVI Wr. 6611. Zeite 406. 
Umfang des NENERHRUUL NEN von geſchloſſenen Gejellihaften be— 
züglih der Räumlichkeiten: 


Die Polizei kann einem geichlojienen Vereine die Benutzung von Räumen unterfagen, 
welche den polizeilichen Vorjchriften nicht entiprechen; ſie darf ihm aber nicht pofitiv ge: 
bieten, daß er zwedentiprechende Räume baulich beritelle; fie fann wohl von einem Privaten 
oder Privatverein verlangen, dab er über beitimmte Thatiahen und zu einem beitimmten 
Zwecle ver Polizeibehörde Keuntniß gibt Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. NI 

©. 389), fie kann aber nicht verlangen, daß er diefe Auskunft dauernd an irgend einem 
Site aubringe oder anbefte, wo fie auch allen dort verfebrenden dritten Berionen erfennbar 
werden muß. 
en vom 11. März 1850 88 2, 13 G.S. ©. 277). 
N. Thl. MI Tit. 17 88 2, 10. 
Be über die Woligeiverwaltung vom 11. Mär; 1850 556, 15, 17 G. S. ©. 265). 
Endurtheil des I Senats vom 26. Juni 1894, Rep. 1 A. 22/94 j 


SA. 

Die Ortspolizeibehörde ift befugt, in jede Verſammlung, in welcher öffent: 

lie Angelegenheiten erörtert oder berathen werden jollen, einen oder zwei Polizeis 
beamte oder eine oder zwei andere Perſonen ald Abgeordnete zu jenden. 


Die Abgeordneten dürfen, wenn fie Bolizeibeamte find, nur in ihrer Dienit- 
fleidung oder unter ausdrüdlicher Kundgebung ihrer dienstlichen Eigenſchaft er: 
ſcheinen. Sind fie nicht Polizeibeamte, jo müſſen fie durch beioudere Abzeichen 
erfenubar sein. 

Den Abgeordneten muß ein angemeilener Pla eingeräumt, ihnen auch auf 
Erfordern durd den Vorſitzenden Auskunft über die Perſon der Nedner gegeben 
werden. 

S 5. 

Die Abgeordneten der PVolizeibehörde find, vorbehaltlich des gegen die Be 
theiligten geleglich einzuleitenden Strafverfahrens, befugt, ſofort jede Verſammlung 
aufzulöjen, bezüglich deren die Beicheinigung der erfolgten Anzeige ($$ 1 und 3) 
nicht vorgelegt werden fan. Ein Gleiches gilt, wenn in der Verſammlung Anz 
träge oder Vorſchläge erörtert werden, die eine Aufforderung ober Anreizung zu 
ftrafbaren Handlungen enthalten; oder wenn in der Verſammlung Bewaffnete er- 
iheinen, die der Aufforderung des Abgeordneten der Obrigkeit entgegen nicht ent = 
fernt werden. 
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Nr. 15. 
Band I, Nr. 52. Seite 347. 
Gebraudh einer anderen als der deutihben Sprade in Verjammlungen. 


Der Gebrauch einer anderen als der deutſchen Sprache in öffentlichen Verfammlungen 
und insbejondere der polnischen Sprache Seitens der Preußen polnischer Zunge ſchließt feine 
Verlegung oder Ueberichreitung der Geſetze in fich. 


Eine Berjammlung zur Erörterung, öffentlicher Angelegenheiten kann deshalb nicht 
aus dem Grunde aufgelöft werden, weil in derielben die Verhandlungen in einer anderen 
als der deutichen Spracde geführt werden. 


Verordnung vom 11. März 1850 SS 4 und 5 (9.5. ©. 278), 
Gmdurtheil vom 26. September 1876 

I. Kreisausſchuß des Kreiſes Pr.-Stargardt. 

11. Bezirfä-Perwaltungsgericht zu Danzig. 


88. 

Für Vereine, welche bezwecken, politiſche Gegenſtände in Verſammlungen zu 
erörtern, gelten außer vorſtehenden Beſtimmungen nachſtehende Beichränfungen: 

a) ſie dürfen feine Frauensperionen, Schüler und Lehrlinge ald Mitglieder 
aufnehmen; 

b) fie dürſen nicht mit anderen Vereinen gleicher Art zu gemeinſamen Ziveden 
in Verbindung treten, insbeſondere nicht durch Komitees, Ausichüffe, 
Gentral-Organe oder ähnliche Einrichtungen oder durch gegemjeitigen 
Schriftwechſel. 

Werden dieſe Beſchränkungen überſchritten, ſo iſt die Ortspolizeibehörde be— 
rechtigt, vorbehaltlich des gegen die Betheiligten geſetzlich einzuleitenden Straf— 
verfahrens, den Verein bis zur ergehenden richterlichen Entſcheidung ($ 16) zu 
ſchließen. 

Frauensperſonen, Schüler und Lehrlinge dürfen den Verſammlungen und 
Sitzungen ſolcher politiſchen Vereine nicht beivohnen. Werden dieſelben auf die 
Aufforderung des anweſenden Abgeordneten der Obrigkeit nicht entfernt, jo iſt 
Grund zur Auflölung der Verſammlung oder der Sigung (88 5, 6) vorhanden. 


Nr. 16, 
Band XX Nr. 66. Seite 432. 
Theilnabme von Jrauensperfonen an Verfammlungen politiicher Vereine. 


Vereine, welche neben dem Zwecke politijcher Erörterungen „noch andere Zwecke ver- 
folgen, unterliegen als politische Nereine der Beſchränkung, daß Frauensperſonen, Schüler 
und Lehrlinge Verſammlungen derſelben auch dann nicht beiwohnen dürfen, wenn dieſe aus— 
ſchließlich anderen Zwecken als dem politiſcher Erörteringen dienen Allen. Wie muſikaliſch⸗ 
der Abendunterhaltungen mit Tanz, Leleabende mit Damen zum Lejen von 
Dramen mit vertheilten Rollen.) 


Endurtheil des I. Senats vom 1. Oktober 1890, Rep. I. A. 32/90, 
Preußiiche Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850. 
Vereinsgeſeße vom 11. März 1859 8 8 6.5. ©. 279). 


8 10. 

Den in dem vorhergehenden Baragraphen erwähnten VBerfammlungen werben 
öffentliche Aufzüge in Städten und Ortichaften oder auf öffentlichen Straßen 
gleichgeitellt. Bei Einbolung der Genehmigung iſt der beabiichtigte Weg anzu- 
geben. Gewöhnliche Leichenbegängniffe, ſowie Züge der Hochzeitsverſammlungen, 
wo dieſe hergebradyt find, kirchliche Prozeſſionen, Wallfahrten und Bittgänge, 


wenn ſie in der hergebradten Art ftattfinden, bedürfen einer vorgängigen Ges 
nehmigung und jelbit einer Anzeige nicht. 
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Nr. 17, 
Band XVI. Nr. 59. Seite 386. 


Polizeiliche Ueberwachung von Leihenbegängniiien und Verbot von 
&eichenreden bei religiöien, un mit Korporationsredten veriehenen 
Vereinen. 


Deffentliche gottesdienitliche ‚Feierlichkeiten religiöfer nicht mit Korporationsrechten ver— 
febener Vereine und insbeiondere Yeichenbegängnifie, bei denen Feierlichkeiten von nicht als 
Geiftliche der anerkannten Religionsgeſellſchaften amtirenden Perſonen vollzogen werden, 
bedürfen, wenn fie trotz der Betheiligung ſolcher Perſonen „gewöhnliche“ bleiben, überbaupt 
feiner polizeilichen Genehmigung. Nönnen ſolche Leichenbegängnifie dagegen nicht als ge— 
wöhnliche angejehen werden, jo muß in jedem einzelnen Falle Die polizeiliche Genehmigung 
nachgefucht werden ; dieielbe fann aber immer nur dann verjagt werden, wenn nach den 
beionderen Verhältnifien des Falles eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
von allgemeinen polizeilichen Geſichtspunkten aus zu befürchten it. 

Das Verbot der Reden von Yaien bei Leichenbegängnifien auf firchlichen Begräbnißpläßgen 
zum Zwecke der Aufrechterhaltung der äußeren kirchlichen Ordnung der anerfannten Religions 
geiellichaften kann der Regel nach nur von der Landes, nicht von der Ortspolizeibehörde ausgeben. 

A. EN. Thl. II Tit. 11 88 20, 21, 23, 25. Tit. 17 _ 10, 

Nerordnung vom 27. uni 1845 8 ZN. 46 S. S. 440), 
Verfaſſungsurkunde f. d. Preuß. Staat vom 3. Januar 1850 Art. 12. 
Verordnung vom 11. März 1850 SS 2, 9, 10, 17 (6.2. S. 277). 

Geſetz, betr. der evang. Fe ea: ul vom 3. Juni 1876 Art. 23 G.S. S. 135.) 
Endurtheil des I. Senats vom 3. Dezember 1887, Rep. I. A. 28,87, 


Nr. 18. 
Band XXI Nr. 60. Zeite 409. 

Anwendung des VBereinsgeſetzes auf kixchliche Prozeſſionen. — Verlegung 
der Öftentliben Ordnung durch Störung des Gottesdienſtes. 
Nadı 5 10 des Vereinsgefeßes vom 11. März 1850 bedürfen kirchliche Prozeſſionen, 

wenn ſie in ehebrachte Art ſtattfinden, einer vorgängigen Genehmigung und ſelbſt einer 

Anzeige nicht. Dieſe Beſtimmung ſteht jedoch dem Erlaſſe einer poſitiven polizeilichen An— 

ordnung für den Fall nicht entgegen, wenn die hergebrachte Prozeſſion ausnahmsweiſe und 

nach den befonderen Umſtänden des Ginzelfalles die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
nefährden, oder durch den mit ihr verbundenen nicht „gemeinen“ Gebrauch der öffentlichen 

Straßen den Verkehr bemmen ſollte. Tie Ausnahmebeſtimmung des S 10 gibt den Die 

Prozeſſionen abhaltenden Berfonen und Nirchengefellichaiten fein Recht, diejelben unbedingt 

und für alle Zeiten abzubalten, und befreit fie nicht von jeder unterfagenden oder beichränten- 

der Einwirkung der Polizei, noch weniger it dadurch ein fervitutähnlicher Anipruc auf Die 
Dispolition, über die Straßen und PBlabe der Stadt begründet. 

Der $ 10 des Vereinsgeſehes ergibt feine weitere Befugniß als die, die bergebracdhte 
Prozeſſion "Ohne weitere Anzeige und Genehmigung abzubalten, und auch dies nur unter 
der jelbitveritändlichen Vorausſeßzung, daß deren Abhaltung weder gegen ein andermeites 
Verbot veritößt, noch durch volizeilihe Anordnung auf Grund anderer Beitimmungen, ins: 
beiondere aus Gründen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung verboten wird. 

Fine Verlegung der öffentlichen Ordnung kann 3. N auch durch Störung des Gottes 
dienites anderer Religionsgemeinichaften entiteben, d. b. ſchon durch Handlungen, durch 
welche die Aufmertjamteit der im Gottesdienft der anderen Keligionsgemeinichaft Befindlichen 
von der kirchlichen Feierlichkeit abgezogen und die „Erbauung“ derſelben geſtört wird. 

Verordnung vom 11. März 1850 SS 1, 3, 6, 9, 10 (9.2. &. 277). 

A. L.R. Thl. IE Tier. 11 88 11, 17 19, 25, Tit 17 5 10. 

Geſetz über die Zuläffigleit des Rechtsweges in Besichung auf polizeiliche Ver— 
fügung vom 11. Mai 1842 SS 2, 3 (6-2. 5. 192). 

Verordnung, betr. Die Refiortverhältniiie der PRrovinzialbebörden f. d. evang. 
Kirchenweſen, vont. 27. Juni 1845 83 Nr 4 Wo. ©. 440, 

Verfaſſungsurkunde | für den Preuß Staat v. 31. an. 1850 Art. 12, 29.6.3. &. 17). 

Strafgelepbuch für das Tentiche Reich S 167. 

Geſetz betr. die \ Sermögensverwaltung in den fathol. Kirchengem. vom 20. Juni 
1875 S 57 G l 

Geſetz, betr. Die evann. _ Sirchenverfaifung in den acht älteren Provinzen der 
Monarchie, vom 3. Juni 1876 Art. 23 19:5, &. 125. 

Endurtheil des 1. Senats vom 8. Ottober 1892, Rep. 1. A, 34,92. 
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Anlage V. 





ZSufammenjtellung 


der 


Entſcheidungen des Königlich Preußifchen Kammergerichtes zu Berlin zum 
preußifchen Vereins: und Berfammlungsrecht. 


$ 1. (Erjter Abſatz). Siehe oben ©. 845. 


Nr. 1. 
Band XII Seite 362. Nr. 105. 


Verfammlung. Begriff. 

Zum Begriffe der Verſammlung im Sinne des $ 1 des Vereinsgeſetzes genügt es, 
daß eine nicht zu Hein an Zahl bemeiiene äußerlich irgendwie vereinigte Verfonenmebrbeit 
örtlich zufammentritt, dab zu diefem bierdurch bedingten äußeren Bande eine auf gemein- 
famem Wollen berubende innere Vereinigung binzutritt und daß dieje Perſonenmehrheit es 
auf ein zeitweiliges für einen augenblidlichen, doch verhältnikmäßig ſchnell vorübergehenden 
Zweck berechnetes Zufammentreten abgeiehen bat. 

Vereinsgeieß vom 11. März 1850 88 1, 12. 
Urtbeil vom 16. Februar 1893 (800/92). 
Schöffengeriht und Landgericht Frankfurt a. M. 


Nr. 2. 
Band XI, Seite 304. Nr. 125. 
Vereinsgeieg. Vorausiegungen für das Vorhandenſein einer Verfammlung. 


Eine Verfammlung ift ichon mit der erzielten Vereinigung einer Anzabl von Menichen 
an dem beitimmten Orte umd zu dem bejtimmten Zwecke, nicht aber erit dann en ya 
wenn es zur wirklichen Eröffnung und Konjtitwirung der Verfammlung gekommen iſt. 

Verordnung vom 11. Mär; 1850 $S 1, 12 G.S. ©. 277). 
Urtheil vom 8 Dezember 1890 (5. 628/90). 
Schöffengericht und Landgericht Göttingen. 


Nr. 3. 
Band XI, Seite 303. Nr. 124, 
Veriammlung. PBrivatzufammentunft. 
Unter den Begriff einer „Verſammlung“ kann auch eine PBrivatverfammlung fallen. 


Verordnung vom 11. März; 1850 88 1, 12 (6.5. ©. 277). 
Gejeg vom 13. April 1891 (5. 166/91). 
Schöffengericht Lychen, Yandgericht Prenzlau. 


Nr. 4. 
Band XI. Seite 235. Nr. 86. 
Begriff der Verfammlung. 


Als Verfammlungen im Sinne des Wereinsgeieges find nur ſolche anzuſehen, welche 
entweder mit der gemeinfamen Abficht zuiammengetreten oder von dem Iinternehmer zu 
dem ausgeiprochenen oder aus den Umſtänden ſich ergebenden Zwecke veranitaltet find, 
öffentliche Angelegenheiten zu erörtern oder zu beratben. 

Vereinsgejeb vom 11. März 1850 SS 1, 6, 15. 
Urtheil vom 5. Oftober 1891 S. 514/91). 
Schöffengeridht Neuhaus, Landgericht Yüneburg. 


Nr. 5. 
Band VI. Seite 246, 247. Nr. 103. 
Vereinsgeieb. Anzeigepfliht. Auslegung des $ 1 des Geſetzes. 


1. Die Borjchrift des $ 1 des Veremsgeiehes vom 11. März 1850, dab von allen 
Derfammlungen, in welchen öffentliche Angelegenbeiten erörtert oder berathen werden follen, 
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Seitens des Unternehmers mindeltens vierundzwanzig Stunden vor dem Beginn der Ver 
lammlung unter Angabe des Ortes und der Zeit derielben Anzeige bei der Ortspolizei- 
behörde zu machen iſt, beichränkt fich nicht bloß auf öffentliche oder ſolche Zuſammenkünfte, 
in denen unter an eines gewählten Burcaus eine geordnete Debatte jtattfindet, eritredt 
ſich vielmehr auf alle Verſammlungen, welche den Zwed baben, öffentlihe Angelegenheiten 
zu erörtern oder zu beratben. 

2. Um eine öffentliche ——— im Sinne des gedachten Paragraphen handelt 
es ſich auch dann, wenn es der Zwed der Verſammlung ift, darüber in Berathung zu treten, 
welde Maßnahmen zu treffen jeien, um unentſchloſſene oder ſäumige Wähler zur Wahl 
eines Abgeordneten einer beitimmten politiihen Partei zu veranlaflen und überhaupt eine 
geieblich zuläſſige Einwirkung auf die Wabl einer beitimmten Rerfönlichkeit zum Abgeordneten 
zu üben. ER 

Verordnung über die Verhütung eines die geſetzliche Freiheit und Ordnung ge 
fährdenden Mißbrauchs des Vereins: und Verfammlungsrehts vom 11. März 
1850 88 1, 8, 9, 12, 21 G-S. ©: 277); St.:G.-9. 8 59. 

Urtbeil vom 30. Oktober 1885 (5. 361,85). 

Schöffengericht und Landgericht I Berlin. 


Nr, 6. 
Wand III. Zeite 304. Nr. 142. 
Preß- und Vereinsgejeh 
Verordnung vom 11. März 1850. Anzeigepflicht. 

Nur Veriammlungen, in denen öffentlihe Angelegenbeiten erörtert oder beratben 
werden jollen, find nach $ 1 der Verordnung vom 11. März 1350 von dem Unternehmer 
bei der Ortspolizeibehörde vorher anzumelden, dahin gehören jedod Verſammlungen nicht, 
welche Behufs Konftituirung eines landwirthſchaftlichen Vereins berufen werden, deiien End- 
zwed lediglich dahin geht, das materielle Wobl feiner Mitglieder dadurch zu fördern, daf 
er denfelben Gelegenheit zur Belehrung in der Landwirtbichaft, insbelondere darüber bietet, 
auf welche Weile fie ihren Grumd und Boden unter Benutzung der Grfabrungen der Neu- 
zeit möglichit ertragsfäbig machen können. 


Verordnung über die Verhütung eines die gejegliche Freiheit und Ordnung ger 
fährdenden Mißbrauchs des Verſammlungs- und Wereinigungsrehts vom 
11. Mär; 1850 88 1, 12. 


Urtheil vom 10. Oltober 1881 (5. 234/81). 


Nr. 7. 
Band XIV. Seite 356. Wr. 125, 
Landmwirthbihaftlihe Nereine Anwendung des Wereinsgeiekes. 


Landwirtbichaftliche Nereine unterliegen, wenn fie lediglich die Beförderung der Yand- 
wirtbichaft bezweden, nicht den Beichränfungen des Wereinsgefeges, wohl aber, wenn in 
ihren Verſammlungen öffentliche Angelegenheiten erörtert werden jollen. 

Nereinsgefeß vom 11. März 1850 SS 1, 12, 21; Preußiiche Verfaſſungsurkunde 
vom 31. Januar 1850 Art. 29, 30. 
Urtbeil vom 13. November 1893 (S. 702/93). 


Schöffengeriht Demmin, Yandgericht Greifswald. 


Nr. 8. 
Band XII. Seite 247. Nr. 94. 
Verfammlung einer Innung. Theilnahme von Nidhtmitgliedern. 


Die PVerfammlung einer Handmwerkerinnung, in melcher öffentliche Angelegenheiten 
erörtert werden follen, bedarf der vorberigen ichrirtlichen Anzeige bei der Urtspolizeibebörde, 
wenn Handwerker, welche nicht Mitglieder der Innung find, zu derjelben hinzugezogen werden. 

Vereinsgeſeß vom 11. März 1850 SS 1, 12. 
Urtheil vom 30. November 1891 (S. 681/91). 
Schöffengericht Cajtrop, Landgericht Dortmund. 
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Nr. 9. 
Band XII. Seite 366. Wr. 107. 
Deffentlihe Angelegenbeiten. Rolitiihe Gedenkfeier. 

Eine Verfammlung, in welcher die Gedenkfeier eines geichichtlichen Ereignifjes politischen 
Charakters und deren Veranftaltung bejvrochen werden joll, fällt unter den Begriff einer 
Verfammlung, in welcher öffentliche Angelegenbeiten erörtert und berathen werden jollen. 

Vereinsgejeß vom 11. März 1850 SS 1, 12; Str.-G.-9. 5 34 Nr. 4. 
Urtheil vom 28. Mär; 1892 (5. 138,92). 
Schöffengericht Koſchmin, Straffammer bei den Amtsgericht Krotoichin. 


Nr. 10, 
Band NIIT, Zeite 364. Nr. 106. 


Statutenmäßige Vereinsverfammlung. Anzeinepfliht. Erörterung 
öffentliher Angelegenbeiten. 

1. Wenn nac dem materiellen Schluß einer itatutenmäßigen Vereinsverfammlung 
die anmwejenden Mitglieder von dem Vorſihenden behufs Frörterung ſozialpolitiſcher Angelegen= 
beiten zujammengebalten werden, fo iſt dies eine neue Verſammlung, von welcher der Orts— 
polizeibehörde vorher Anzeige zu eritatten ist. 

2, Auch das Vorleien fozialpolitiiher Schriften obne Debatte fällt unter den Begriff 
der Grörterung öffentlicher Angelegenbeiten. 

Vereinsgeje vom 11. März 1850 SS 1, 12, 
Urtheil vom 12. Nanuar 1893 S. 739,92). 
Echöftengericht Hörde, Yandgeriht Tortmund. 


Nr. 11. 
Band XII. Seite 245/6. Wr. 98. 
Nereinsverlammlungen. Anzeigepflict. 

Verjammtlungen eines Bereins, welcher eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten 
bezwedt, bedürfen, falls Zeit und Ort derſelben nicht itatutenmäßig oder durch einen be- 
ſonderen Beſchluß im VBorans feſtſteht, auch dann der Anzeige bei der Ortspolizeibehörde, 
wenn in denſelben nicht öffentliche Ilngelegenbeiten erörtert werden oder erörtert werden ſollen. 

Wereinsgeleß vom 11. März 1850 88 1, 3, 12. 
Urtheil vom 7. Dezember 1891 S. 692/91). 
Schöftengericht Zeiß, Yandgericht Naumburg. 


Wir. 12. 
Band VI. Zeite 243. Nr. 102. 
Brei: und Vereinsgeieh. VBerfammlung. Anzeigepflicht. 

Eine zum Zwecke der Grörterung öffentlicher Angelegenheiten berufene Verſammlun 
unterliegt der gejehlichen Anzeigeprlicht nach der Verordnung vom 11. März 1850 $ 1 au 
dann, wenn den zufanmenberufenen Perſonen der Zwed ihres Zulanmentommens von den 
Unternehmern der Verſammlung vorher nicht mitgetbeilt worden war; es it auch rechtlich 
wicht von Erheblichteit, ob demmächit die von den Unternebmern von vornherein beabfichtigte 
Grörterung öffentlicher Angelegenheiten unter einer befonderen Organiſation oder einheitlichen 
Konitituirung der Verſammlung zu dieſem Z3wechke ſtattgefunden hat, oder ob dies ohne eine 
ſolche in durchaus zwangloſer Weiſe geicheben iſt 

Verordnung über die Verhütung eines die geſetzliche Freiheit und Ordnung 
gefährdenden Mißbrauchs des Berſanmlungs⸗ und Bereinigungsrechts vom 
11. März 1850 SS 1, 12 6 = Ss. 277). 

Urtbeil vom 9. Juli 1885 S. 23585 . 

Schöffengericht Ilfeld, Yandgericht Nordbaufen. 


Nr. 13. 
Band IV, Seite 302. Wr. 127. 
Verordnung vom 11. März 1850. Anzeigepflicdt. 


Unter der Ortspolizeibehörde, bei welcher die im $ 1 der Verordnung vom 11. März 
1850 vorgeichriebene Anzeige zu erftatten ift, ijt der MAmtsvoriteher, nicht der Gemeinde 
vorjteber zu veritehen und gemügt eine bei Yebterem erftattete Anzeige nicht. 
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Verordnung über die Verhütung eines die geſetzliche Freiheit und Ordmung ge— 
fährdenden Mibbrauchs des Verfammlungs- und Vereinsrechts vom 11. März 
1850 88 1 und 12; Mreisordnung vom 13. Dezember 1872 8 29. 

Urtheil vom 16. Oktober 1882 (5. 262/82). 


Nr, 14. 
Band XI. Seite 299. Nr. 121. 
Vereinsgefeb. Anzeige und Yeitung einer Berfammlung. 

„Eine vorſchriftsmäßig angezeigte Verſammlung verliert dieje Eigenſchaft nicht dadurch, 
daß fie nicht von dem anzeigenden Unternehmer felbit, fondern von einer anderen Perſon 
in Vertretung des Ilnternehmers und als Leiter eröffnet worden. 

Verordnung vom 11. März 1850 88 1, 12 (G.-S. ©. 277). 
Urtheil vom 13. November 1890 S. 561/90. 
Schöffengeriht Yüben, Yandgericht Liegnip. 


N. 15. 
Band XI. Seite 301. Nr. 123. 
Informirung über die erfolgte polizeiliche Anmeldung einer Verfammlung. 
Wer in einer polizeilich anzumeldenden Verfammlung reden will, hat zur Nermeidun 

eventueller Beitrafung von der erfolgten polizeilichen Anmeldung der Verfammlung nr 
durch Einſicht in die bierüber zu ertbeilende amtliche Beicheinigung oder durch perjönliche 
Erkundigung bei der zuftändigen Volizeibehörde zu vergemillern. < 

Verordnung vom 11. März 1850 $$ 1, 12 (G-S. ©. 277); Str.=6.:B. $ 59. 

Urtheil vom 20. Oftober 1890 (2. 482/90). 

Schöffengericht Heldrungen, Landgericht Naumburg. 


Nr. 16. 
Band XI. Seite 300. Wr. 122. 
Nicht angemeldete Verfammlung. 

Derjenige, welcher zu einer bei der Polizeibehörde nicht angemeldeten Verſammlung 
den Platz eingeräumt hat, kann fich vor Beltrafung nicht durch den Einwand ſchützen, er 
babe auf Grund der Berficherung des Einberufers der Berfammlung angenommen, dab die 
erforderliche Anmeldung itattgefunden habe. 

Verordiiung vom 11. März; 1850 88 1, 12 (6.5. ©. 277); Str.-G-B. $ 59. 
Urtheil vom 7. Juli 1890 S. 335/90). 
Amtsgericht und Landgericht Göttingen. 


Nr. 17. 
Band X. Seite 249. Nr. 98. 
Mereinsgeieg. Gewährung des Veriammlungsplaßes. 

Derjenige, welcher zu einer ohne die vorgeichriebene Anzeige jtattgefundenen VBerfamm- 
lung den Plab eingeräumt bat, ift nur dann ftraffrei, wenn er ſeine Unkenntniß von dem 
Zwede der Verſammlung auch nicht durch Fabrläffigkeit verichuldet bat. _ 

Vereinsgefeß vom 11. März 1850 88 1, 12 6G.S. ©. 277); Str.-G.-B. $ 59. 
Urtheil vom 17. ‚sebruar 1890 S. 45/90). 
Schöffengericht Reinerz, Landgericht Glatz. 


8 2. Siehe oben ©. 848. 


Nr. 18. 
Band X. Seite 246. Nr. 96. 
Vereinsgeiegk. Einwirkung auf öffentlihe Angelegenbeiten. 

1. Ein Verein, welcher abfichtlih und bemußt in feinen Berfammlungen öffentliche 
Angelegenheiten erörtert, bezwedt eine Einwirkung auf Diele Angelegenheiten. 

2. Unter die öffentlihen Angelegenheiten fallen die Beltrebungen eines 
Vereins auf Hebung der fahlihen und fozialen Stellung von Gemwerbsgenoiien, ſowie ins: 
beiondere die Naitation gegen das Innungsweſen. M 

Verordnung vom 11. März 1850 SS 2, 13 G.S. S. 277), 
Urtheil vom 23. September 1889 (2. 400/89). 
Schöffengericht und Straflammer Eberswalde. 
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Nr. 19. 
Band XI Seite 307. Nr. 127. 
Einwirtung auf öffentlihe Angelegenheiten. 
1. Zu den „öffentlichen Angelegenheiten“ gehören auch die ſozialen Intereſſen. 
2. Alles, was ein Verein als joe thut, it als von ibm beswedt anzuieben. 
3. Es iſt dabei gleichgiltig, ob die öffentlichen Angelegenheiten, auf welche er feine 
Einwirkung zu üben bezwedt, zugleih das PBrivatinterefie feiner Mitglieder berühren und 
ob die Einwirkun I | öffentliche Angelegenheiten ſchon vorn herein als itatutenmäßiger 
Vereinszweck vorgeſehen ift. 
Verordnung vom 11. März 1850 88 2, 13 (G.-5. ©. 277). 
Urtheil vom 16. April 1891 (S. 174/91). 
Schöffengericht Bodenbeim, Landgericht Frankfurt aM. 


Nr. 20. 
Band XI, Seite 809. Nr. 128. 
Begriff Öffentliber Angelegenbeiten. 

Unter den Begriff der öffentlichen Angelegenbeiten fallen nicht bloß Angelegenheiten 
——— oder religtöfen Inhalts, ſondern auch alle die Geſammtheit oder auch nur einzelne 
3 — berührende Gegenſtände, insbeſondere auch die Gebiete der ſozialen 

nterejien. 
Verordnung vom 11. März 1850 88 1, 2, 13 G.S. S. 277). 
Urtheil vom 12. Januar 1891 (5. 707/90), 
Schöffengericht und Yandgericht Köln. 


Nr. 21. 
Band VII. Seite 268. Wr. 108. 
Nereine, welche eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenbeiten bezweden. 
Anzeigepflict. 

1. Die Vorfteher von Vereinen, welche eine Einwirkung auf öffentliche ——— 
bezwecken, find nach 5 2 des Vereinsgeſeßzes vom 11. März 1850 verpflichtet, die Statuten 
des Vereins und das PVerzeichniß der Mitglieder binnen drei Tagen nad Stiftung des 
Vereins der Ortspolizeibehörde zur Kenntnißnahme einzureichen. 

2. Diefe Verpflichtung ift jedoch nicht dahin auszudehnen, dab die Einreichung der 
Statuten und des Mitgliederverzeichnifies außer bei der Polizeibehörde des Ortes, wo der 
Verein feinen Sit hat, auch bei den Lokalpolizeibehörden aller derjenigen Orte, wo ein oder 
mehrere Mitglieder des betreffenden Vereins wohnen, zu äh bätte, vielmehr tritt eine 
ſolche Berpflichtung erft dann ein, wenn und inloweit ein Verein eine über die Grenzen 
feines Ortspolizeibezirtes hinaus in einen anderen Bolizeibezirt binübergreifende, mehr oder 
weniger jelbitändige örtliche Vereinsthätigfeit entwideln will. 

Geſetz vom 11. März 1850 88 2, 13 G-S. ©. 277); Str.-P.-D. 88 158, 263, 380- 
Urtheil vom 10. —2* 1887 S. 640/86). 
Schöffengericht Alpenrade, Landgericht Flensburg. 


Nr. 22, 
Band XI. Seite 237. Nr. 87. 
Lokalverein. 


Die Vorſteher eines Lokalvereins Zahlſtelle), der ſich einem Centralverband mit ſozial— 
politiſcher Tendenz angeſchloſſen hat, ſind verpflichtet, die Stiftung und jede Verſammlung 
des Vereins der Ortspolizeibebörde anzumelden und das Verzeichniß ihrer Mitglieder einzureichen. 

Vereinsgeſeß vom 11. März 1850 SS 2, 3, 13. 
Urtheil vom 12. Ottober 1891 S. 547/91). 
höffengericht und Straffammer bei dem Amtsgericht Bochum. 


Nr. 23. 


Band XIV, Seite 360. Nr. 127. 
Politiſche Bereine Mitglieder des Toritandes. Strafrehtlihe Verant- 
wortlidfeit. 
Für die unterlafiene rechtzeitige Einreichung des Statutes und Des Verzeichniſſes der 
BVereinsmitglieder eines politiichen Vereins bei der Ortspolizeibehörde find die Mitglieder 
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des Vereinsvorſtandes ftrafrechtlich verantwortlich, wenn fie die Ausführung dem Worfteber 
überlaſſen, obne fich die Ueberzeugung zu verichaften, dab dielelbe thatſächlich erfolgt üt. 
Vereinsgefeß vom 11. März 1850 SS 2, 13. 
Urtheil vom 16. November 1893 S. 734/93), 
Schöffengericht Neurode, Yandgericht Glap. 


Nr. 24. 
Band V, Seite 772, Nr. 109. 
Vereinsgeieg. Kirchliche und religiöje Verlammlungen. Anzeigepflidt. 
Schleswig.) 

Alle Religionsgefellichaften, welche feine Korporationsrechte befigen, unterliegen den 
Beftimmungen des Vereinsgeießes vom 11. März 1850, jomeit dieſes von „Verfammlungen“ 
und „Bereinen” bandelt, die ſich mit öffentlichen Angelegenbeiten beichäftigen, und gilt das 
Gleiche, namentlich auch bezüglich der Aırzeigepflicht, von ſolchen kirchlichen und religiöfen 
Neriammlungen, die überhaupt nicht von Vereinen und Gefellihaften ausgeben, jondern 
von einzelnen Berfonen unternommen werden. 

Nerordnung über die Verhütung eines die geiehliche Freiheit und Ordnung ge 
fährdenden Mißhrauchs des Berjammlungs- und Wereinigungsrechts vom 
11. März 1850 55 1, 2 und 12 (6.2. ©. 277: Verordnung für Schleswig: 
Holitein vom 10 März 1840, Die Feier der Sonn- und Feſttage betrefiend, 
S 6 Sammlung Schleswig:Hollteiwicher Verordnungen — 1840 — 5. 56 ft): 
Verfaliungsurtunde von 31. Januar 1850 Art. 12, 30 ımd 31 G.S. S. 173 
Strafgeießbuch 8 366 Nr. 1. 

Urtheil vom 2. März 1885 ©. 604/84, 


Ar. 25. 
Band N. Seite 250. Wr. 99. 
Reriammlungen religiöjer Geiellidhaften. 
1. Religionsgeiellichaften, auch wenn ſie nicht mit Korporationsrechten verjeben find, 
unterliegen binfichtlich ihrer zum Zwede gemeinlamer Religionsubung abgebaltenen Verſamm— 


lungen nur den Beichränfungen des Bereinsgeiches. 
2. ine mit dieſem Grumdiage in Widerſpruch tretende Polizeiverordnung würde 
ungültig fein. 
Preußiſche Verfaſſungsurkunde Art. 12; Vereinsgeſeß vom 11. März 1850 $ 1; 
Geieh über die Wolizeiverwaltung von 11. März 1850 88 15, 17; 2 
verordnung des Regierungspräſidenten in Gumbinnen von 21. Oftober 1888. 
Urtheil vom 9. Juni 1890 S. 256/90), 


Schöffengericht und Yandgericht Tilfit. 


Nr. 26, 
Band IN. Zeite 274. Wr. 121. 
Vereinsgeſeß. 

1. Unter die Grörterung Öffentlicher Angelegenheiten im Sinne der Ver 
ordnung vom 11. März 1850 fallt die Berathung über eine Petition, welche für eine Kirchen— 
gemeinde die Einführung polnischer Bredigten bezwedt. 

2. Eine von dem Vorſitzenden der Gemeindevertretung einer katholiſchen Kirchengemeinde 


zum Zwecke der Berathung einer derartigen Vetition einberufene Verſammlung iſt nicht als 
Verſammlung eines mit Korvorationsrechten ausgeltatteten religiöſen Vereins zu betrachten. 
Verordnung vom 11. März 1850 6.5. ©. 227) S$ 1, 2, 12; Geſetz vom 
20, Juni 1575 (9.5. <. 241) SS 13, 21; A. Yo. IE 118 17. 
Urtheil vom 21. Februar 1589 S. 62,89. 
Schöftengnericht und Yandgericht Liſſa. 


3 


Wenn für die Verſammlungen eines Vereins, welcher eine Einwirkung auf 
öffentliche Angelegenheiten bezwedt, Zeit und Ort ſtatutenmäßig oder durch einen 
bejonderen Beſchluß im Voraus feititeht, und dieſes wenigſtens vierundzwanzig 
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Stunden vor der eriten Verſammlung zur Keuntniß der Ortsvolizeibehörde ges 
bracht worden ift, jo bedarf e3 einer beionderen Anzeige, wie fie der $ 1 erfordert, 
für die einzelnen Verſammlungen nicht. 


Nr. 27. 
Band XIV. Zeite 369. Wr. 126. 
Generalverfammlung eines politiihen Vereins. Vorherige Anzeige. 
, Denn für die Mitgliederverfammlungen eines politiichen Vereins Zeit und Ort durch 
einen befonderen Beichluk im Voraus feititehen und menigitens 24 Stunden vor der eriten 
Verſammlung zur Kenntniß der Ortspolizeibehörde gebracht find, jo bedarf es für eine zu 
jener Zeit und an jenem Orte abzubaltende Generalverſammlung keiner befonderen Anzeige. 
Vereinsgeſeß vom 11. März 1850 $$ 1, 3, 12. 
Urtheil vom 29. Mat 1893 S. 305/96. 
Schöftengericht Frankfurt a. M., Landgericht Wiesbaden. 


56 
86. 

Sobald ein Abgeordneter der Polizeibehörde die Verſammlung für anfgelöſt 
erklärt hat, ſind alle Anweſenden verpflichtet, ſich ſofort zu entfernen. Dieſe Er— 
klärung kaun nöthigenfalls durch die bewaffnete Macht zur Ausführung gebracht 
werden. 

ir. 28. 
Band VII Zeite 268. Mr. 105. 
Spzialiftengeieg. Auflöſung der Berfammlung. Umfang der Prlicht zur 
Entfernung. 

Ter $ 17 des Sozialiſtengeſehes vom 21. Oltober 1878 verpflichtet jeden Theilnehmer 
an einer dem S 9 dieſes Geieges zuniderbandelnden Verſammlung, nach deren polizeilicher 
Auflöfung fich ſofort zu entfernen; Diele Verpflichtung eritredt ich nicht bloß auf den 
Raum des Lokals, in welchem die aufgelöite Verſammlung wirklich abgehalten worden ift, 
ſondern aud) auf andere Räume dieſes Yolals, wenn nad dem pflichtmäßigen Ermeſſen des 
überwacenden Polizeibeamten begründete Urſache zu der Beſorgniß vorliegt, daß der in 
diefe Räume abgetretene Iheil der aufgelölten Verſammlung dafelbit die durch das Auf— 
löjungsgebot unterbrochene Diskuſſion über Die Begenitände der Tagesordnung fortießen werde. 

Geſetz gegen Die gemeingerährlidhen Beſtrebungen der Zozialdemofratie vom 
21. Cftober 1878 SS 6, 9, 17 R.-G.Bl. S. 351. 
Urtbeil vom 20. Januar 1887 S. 597/86). 
Schöffengericht und Yandgericht 1. Berlin. 


8 8. Siehe oben ©. 851. 


Ar. 29. 
Band IV, Zeite 295, 296. Wr. 126. 
Verbindung volitiiher Bereine Strafbarfeit der PVoriteber. 

1. Ter $ 8 der Verordnung über die Verhütung eines die gelegliche Freiheit und 
Ordnung gefährdenden Mißbrauchs des Verſammlungs- und Vereinigungsrechts vom 11. März 
1850, welcher verbietet, daß politische Vereine mit anderen Vereinen gleicher Art zu gemein: 
famen Sweden in Verbindung treten, und der S 16 dat., welcher die dieſen Rorkchriften 
entgegenhandelnden Vorſteher politiicher Vereine mit Strafe bedroht, findet nicht bloß dann, 
wenn die betreffenden Vorſteher im ausdrüdlichen Auftrag ibrer Vereine gebandelt, fondern 
auch dann Anwendung, wenn dieielben zunächſt aus eigener nitiative in Vorausſicht und 
Erwartung der Genehmigung seitens ibrer Vereine gebandelt haben und demnächſt ihre 
Handlungen, ſei es ausdrudtich, ſei es ftillichiweigend, von letteren genehmigt worden find. 

2. Die in den vorallegirten Waragrapben gegebenen Borichriften und die daſelbſt 
aufgeitellten Beichräntungen gelten für alle Vereine, welche politische Gegenſtände irgend 
einer Art, namentlich auch fozialpolitiiche, in Verfammlungen zu erörtern bezwecken. 

Nerordnung über die Verhütung eines die geiehliche Freiheit und Ordnung ge: 
fährdenden Mißbrauchs des Verſammlungs- und Vereinigungsrechts vom 
11. März 1850 SS 8, 16; Strafgeſetzbuch S 59. 

Urtbeil vom 13. März 1884 (S. 47/84). 
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Nr. 30. 
Band VII, Seite 215. Nr. 98. 
NVereinsgeieg. Volitiſche Gegenitände. 
Zu den „politiichen Gegenitänden“ im Sinne des Vereinsgefehes gebören ſolche, welche 
Sozialpolitif, insbeiondere auch die Regelung der Arbeitszeit betreffen. 
Verordnung vom 11. März 1850 (6.3. ©. 277) 8 8. 
Urtbeil vom 26. April 1888 S. 175/88). 
Schöffengericht und Yandgericht Bielefeld. 


Nr. 31. 
Band XII, Seite 368. Wr. 108. 
Aufnahme von Lehrlingen in einen politiihen Verein. Fabhrläffigkeit. 
Die Aufnahme von Lehrlingen in einen Verein, welcher die Erörterung politifcher 
Gegenjtände in Verlammlungen bezwedt, ift als Nergeben gegen $ 8a des Vereinsgeſetzes 
vom 11. März 1850 nah $ 16 auch in dem Falle zu beitrafen, wenn die That nur aus 
sahrläffigkeit begangen iſt. 
Vereinsgeieß vom 11. März 1850 88 Ba, 16. 
Urtheil vom 4. April 1892 S. 150/92). 
Schöffengericht Alt-andsberg, Landgericht TI Berlin. 


Ss 9 Abjag 1. 
DOeffentlihe VBerlammlungen unter freiem Himmel bedürfen der vorgängigen 
ichriftlichen Genehmigung der Ortöpolizeibehörde u. f. w. 


Nr. 32. 
Band II. Seite 248. Nr. 130. 
Schulfefte als öffentlihe Verſammlungen. 

Schulfeite_ unter freiem Himmel, bei welchen auch eine nicht beitimmte Anzahl Er— 
wachjener zur Theilnahme zugelafien wird, find an und für fich als öffentliche Verſamm— 
lungen im Sinne des Vereinsgeiches anzuſehen. Sind fie aber von der vorgelehten Schuls 
bebörde angeordnet, fo gehören fie zu denjenigen Verfammlungen, auf welche die Beitimmungen 
des Nereinsgeiekes feine Anwendung finden. 

Vereinsgeſeß vom 11. März 1850 55 9, 10, 21. 
Urtbeil vom 5. Mai 1881 (S. 74/811. 


Nr. 33, 
Band X. Seite 247. Nr. 97. 
Nereinsgeieh. Kenntniß von dem Verbote einer Verfammlung. 
Derjenige, welcher an einer Verfammlung unter freiem Himmel mit der Kenntniß, daß 
diefelbe nicht genehmigt worden, Theil nimmt, kann fich mit Erfolg nicht darauf berufen, 
dab die Verſagung der Genehmigung vorher weder öffentlich noch den Theilnehmern be- 
ſonders befannt gemacht war. 
Vereinsgefeß vom 11. März 1850 38 9, 17 6.5. ©. 2771, 
Urtbeil vom 30. Dezember 1889 : 634/89). 
Schöfiengericht und Tandgericht Tortmund. 


Nr. 34. 
Band XII. Seite 241. Nr. 90. 


Seffentlihe Veriammlung unter freiem Himmel. Aufforderung dazu 
durd die Zeitung. Redakteur. 


Durch die in einer periodischen Drudjchrift bekannt gemachte Aufforderung zu einer 
öffentlichen Verſammlung unter freiem Himmel vor Eingang der ortspolizeilichen Erlaubnik 
macht fich der Redakteur nach $ 17 Abi. 2 des Wereinsgeieges vom 11. März 1850 und 
8 20 des Reichäprehgeiehes vom 7. Mai 1874 Itrafbar. 

——— vom 11. März; 1850 S 17 Abſ. 2; Reichs-Preßgeſetz vom 7. Mai 
1874 5 20. 
Urtheil vom 9. November 1891 (5. 623/91). 
Scöffengericht und Landgericht Breslau. 
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Nr. 35. 
Band XIV. Seite 352/353, Nr. 123. 
Deffentliher Aufzug. Begriff. 

Ein georbneter Zug einer Anzahl von Perſonen, welcher fie durch Ortichaften bemegt 
und damit den Zmwed verfolgt, die öffentliche Aufmertiamteit der Ortsbewohner zu erregen, 
bedarf der vorgängigen jchriftlichen Genehmigung der Ortspolizeibehörde auch dann, wenn 
berfelbe die öffentliche Ordnung nicht geitört hat oder nicht geeignet war, diejelbe zu ftören. 

Vereinsgeſeß vom 11. März 1850 SS 10, 17. 
Urtbeil vom 5. Juni 1893 S. 330/93. 
Schöffengericht Alt-Landsberg, Landgericht II Berlin. 


Wir. 36. 
Band XIV, Zeite 349. Nr. 121. 
Deffentlihe Aufzüge auf Waſſerläufen. Polizeiliche Erlaubniß. 

Teffentliche Aufzüge, welche auf öffentlichen Wailerläufen innerhalb des Meichbildes 
einer Stadt oder einer Urtichaft ftattfinden, bedürfen der vorgängigen fchriftlichen Erlaubnik 
der Urtspolizeibebörde. 

Vereinsgeſeß vom 11. März 1850 SS 9, 10, 17. 

Urtheil vom 27. April 1893 (2. 227/93. 

Schöffengeriht Weißenfels, Yandgericht Naumburg. 


Nr. 37. 
Band V. Zeite 281. Wr. 111. 
Merordnung vom 11. März 1850. Ausleaung der $S 7, 10, 17 und 18. 

1. Tie Anwendbarteit der Strafbeitimmmung des S 17 alinea 1 der Verordnung über 
die Verhütung eines Die geiegliche Freiheit und Ordnung gaeführdenden Mißbrauchs des 
Verſammlungs- und Vereinigungsrechts vom 11. März 1550 wird nicht Dadurch ausgeichloffen, 
dab derjenige, weldyer an einem ohne polizeiliche Erlaubniß unternommenen öffentlichen Auf: 
zuge Theil nimmt, zu diefem Aufzuge vorber jelbit aufgefordert hat, ſofern im llebrigen Die 
Vorausjegungen des S 74 Str. G.B. vorliegen. 

2. Das Verbot, bewaffnet zu ericheinen, eritredt ſich nicht bloß auf öffentliche Ver— 
fammlungen — 59 der Verordnung — Tondern auch auf Die im 8 10 daſelbſt bezeichneten 
öffentlichen Aufzüge. 

Verordnung über die Verhütung eines die geſehliche Freiheit und Urdnung ge- 
fährdenden re des Verjanmlungs‘ und Wereinsrechtö vom 11. März 
1850 SS 7, 9, 10, 17 und I8 9-2. &. 277). 

Urtheil vom 36, Jannar 1885 2. 513,84. 


Nr, 38. 
Band XI. Zeite 372. Wr. 110. 
Oeffentliche Aufzüge Tragen von Waffen. 
Tas Tragen von ſtumpfen, lediglich zum Koſtümſchmuck beitimmten Waffen bei einem 
öffentlichen Aufzuge fällt nicht unter das Verbot der SS 7, 10 des Nereinsgeiehes. 
Pereinägeleh vom 11. März 1850 88 7, 10, 18. 
Irtbeil vom 16. ‚sebruar 1893 S. 11,93. 
Schöffengericht und Yandgericht Bochum. 


Nr. 39. 
Band XII Zeite 873. Nr. 111. 
Deffentliber Aufzug. Ztrafbarfeit der Theilnebmer Guter Glaube 
Tie Theilnehmer an einem Aufzug in Städten und Urtichaften oder auf öffentlichen 
Strafen ohne vorgängige polizeiliche Erlanbniß find auch dann ftrafbar, wenn fie ſich in 
dem guten Glauben befanden, dab die polizeiliche Erlaubniß ertheilt ſei. 
Vereinsgeſeß vom 11. Marz 1850 5 17 Abſ. 1 und 3; StraGeB. 5 59; Eins 
führungs-Geſetz zum StreG.B. 5 2 Abi 2. 
Urtheil vom 27. Februar 1893 S. 51/98. 
Schöffengericht und Yandgericht Köln. 
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Nr. 40, 
Band XI. Zeite 305. Nr. 126. 
Leihenbegängnilie von Mitgliedern der Kriegervereine. 

Tie von Nriegervereinen veranftaltcten militäriihen Leichenbegängnifie veritorbener 
Mitglieder bedürfen, auch wenn fie im öffentlichen Aufzuge und unter Muſilbegleitung er 
folgen, nur der polizeilichen Anzeige, nicht aber einer volizeilichen Ichriftlichen Henehmigung. 

Verordnung vom 11. März 1850 SS 10, 17 (8.5. 5. 277); Kab.»C. vom 
22. Februar 1842 SS 5 und & Anıtsblatt der Regierung in Botsdam 5. 109. 
Urtheil vom 27. Oftober 1890 S. 498/90). 


Schöffengericht I J Landgericht J Berlin. 


Nr. 41. 
Band XIV. Seite 347. 
VI. 
Vereinsrecht. Preßrecht. 
Wr. 120. 
Kriegervereine Leichenzug. Auflöſung. Unverihuldete Untenntnik. 
1. in Kriegerverein bedarf zu einem Yeichenbegängniß eines feiner Mitglieder und 
des damit verbundenen öffentlichen Aufzuges keiner Erlaubniß der Bolizeibehörde. 
2. Die Auflölung eines Striegervereins ift nur dann rechtswirkſam erfolgt, wenn die 


die ung ausiprechende Verfügung des Negierungspräfidenten dem Vereinsvoritand zu- 
geitellt üjt. : | . 

3. Unverſchuldete Unkenntniß der Mitglieder eines Kriegervereins von der Auflöfung 
desielben it bei einer Zumwiderhandlung negen die SS 10, 17 des Vereinsgeleßes ein Straf- 
ausſchließungsgrund. 

Vereinsgeſeß vom 11. Mär; 1850 88 10, 17; Geſetz über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 SS 52, 127; Nab-O. vom 22. Februar 1842 
s 5 (Min-Bl. für die innere Verw. S. 97); Str.-G.-B. 5 59; Einleitende 
Beltimmungen zum Sr.:$.-B. $ 2 Abi. 2, 

Urtheil vom 17. April 1893 (5. 185/93). 


Scöffengericht Tholey, Yandgeriht Saarbrüden. 


Nr. 42. 
Band XII. Seite 238. Wr. 88. 
Nicht gemöhnliches Leichenbegängniß. 
Ein nicht gewöhnliches Leichenbegängniß im Sinne des $ 10 des Vereinsgeſetzes vom 
11. März 1850 ut ein folches, bei welchen: entweder eine über den Zweck der Leihenbeitattung 


hinausgehende Abſicht verfolgt oder durch die beiondere Weile der Ausführung die öffentliche 
Ordnung gefährdet wird. 


Nereinsgeiek vom 11. März 1850 35 9, 10, 17; Erkenntniſſe des Obertribunals 
vom 22. uni 1877 und 27. "Februar 1879 (Copenbof, Rechtſor Bd. 18 
5. 468 und Wb. 20 S 106). 

Urtbeil vom 4. Januar 1892 ©. 746/91), 

Schöffengericht Harburg, Landgericht Stade. 


Nr. 43, 
Band X. Seite 253, Nr. 101. 
MNereinsgeleb. Halten von Grabreden dburh Laien. 


1. Leichenbegängniſſe, bei welden Grabreden durch Laien gehalten werden, obwohl 
Dies ſonſt nicht üblich iſt, können als nicht gewöhnliche, der polizeilichen Genehmigung be 
dürfende Leichenbegängnilie erachtet werden. 
2. Bei dem Mangel einer jolchen Genehmigung find diejenigen Laien, welche Grab» 
reden halten, jtrarbar. 
Vereinsgeieg vom 11. März 1850 SS 9, 10, 17 G.S. ©. 217). 
Urtheil vom 6. Februar 1890 (>. 20/90). 


Schöffengericht und Yandgericht Bromberg. 
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Nr. 44. 
Band XII. Seite 370. Nr. 109. 


Brabrede eines Geiitlihen einer mit Norporationsrehten nicht ver- 
febenen Religionsgeiellihaft. 


Gewöhnliches Leichenbegängniß. 


I. Ein Geiitlicher einer mit Norporationsrechten nicht verfehenen Religionsgeiellichaft, 
welder eine Grabrede auf einem öffentlichen Begräbnißplatze ohne polizeilihe Erlaubniß 
hält, macht fich der llebertretung des $ 1 der Polizeiverordnung des Negierungspräfidenten 
von Gumbinnen vom 12. Oktober 1888 nicht jchuldig, wenn feitgeitellt it, daß das Yeichen- 
begängniß ein gemwöhnliches war. 

2. Ein Leichenbegängniß ift ein nicht gemöhnliches, wenn bei der eier die Abficht 
zu Grunde lag, über die Zwecke einer Leichenbeitattung binauszugehen, und dadurd die 
geießliche ‚Freiheit und Ordnung gefährdet werden jollte. 

Rolizeiverordnung des Negierungspräfidenten zu Gumbinnen vom 12. Oktober 
1888 8 1 (Amtsblatt S. 463); Vereinsgeieh vom 11. Mäy 1850 $ 10. 
Urtheil vom 12. Mai 1892 Se 243/92\. 
Schöffengericht und Landgericht Tilſit. 


Nr, 14a. 
Band III. Zeite 306, 307. Wr. 148. 
Nerbot des Haltens von Leihenreden durch Xaien. 


Die von der Hal. Regierung zu Caſſel unter dem 7. Auguft 1878 erlaſſene Polizei— 
verordnung, wodurd das Halten von Yeichenreden durch Laien auf den unter Aufficht und 
Bermaltung der Kirche stehenden Todtenhöfen ohne zuvor erbaltene Genehmigung des zu— 
ftändigen Pfarrers unterfagt wird, ſteht nicht in Wideripruch mit Art. 12 der Verfaſſungs— 
urfunde vom 31. Januar 1850 und der darin gewäbrleifteten ‚Freiheit des religiöfen "es 
fenntnifies bezw. der öffentlichen Religionsübung. Als Yate im Sinne der gedachten Ver- 
ordnung ift auch derjenige anzuiehen, welcher von der zuftändigen Behörde feines Pfarramtes 
entiegt und aller aus demielben, jowie aus der Ordination und der Kandidatur entipringenden 
Rechte und Befugniſſe für verluftig erflärt it, auch wenn derjelbe von einer jogenannten 
Renitenten-Gemeinde, die ſich jedoch nicht als eine felbitändige religiöle Genoſſenſchaft unter 
Wahrung der Vorfchriften der Verordnung vom 11. März 1850 fonitituirt bat, als Geiſt— 
licher beibehalten wird. 

Rolizeiverordnung der Kal. Regierung zu Caſſel vom 7. Auguft 1878 (Amtsblatt 
S. 198); Werfallungsurfunde vom 31. Januar 1850 Art. 12, 30 umd 31; 
Verordnung über die Bolizeiverwaltung in den neu erworbenen Yandestbeilen 
vom 20. September 1867 S$ 6, 12, 13, 15 (6-5. S. 1529); Allerh. Erlaß, 
betr. die Vereinigung der Konftitorien in Gailel, Marburg und Hanau, vom 
13. Juni 1868 (6.5. 5. 583 5 Allerh, Erlaß vom 24. April 1873 (G.-3. 
S. 104) und vom 27. September 1873, betr. das Tisziplinarverfahren gegen 
Geiitlihe und Nirchenbeamte im Amtsbereich des Konfiitoriums zu Gatiel 
(G-3. ©. 454); Geſetz. betr. die Vereinigung des Kurfürſtenthums Heilen 
mit der preußiichen Monarchie vom 20. September 1866 (9.5. 5. 555); 
Verordnung, betr. das Strafrecht und das Strafverfahren in den mit der 
Monarchie vereinigten Yandestheilen, vom 26. Juni 1867 (8.-5. 5. 921) 
Urt. 2A; Werordnung über die Verhütung eines die geiehliche Freiheit und 
Ordnung gefährdenden Mikbrauchs des Verfammlungs: und Vereinigungs— 
rechtes vom 11. März; 1850 8 2.9.5. ©. 277. 

Urtheil vom 15. Juni 1882 (S. 152/82). 


Nr. 45. 
Band XI. Seite 239/40. Nr. 89. 


Nicht newöhnlidhes Sehen epänank Grabrede eines Laien. 
Begriff der Rede. 


1. Auch ein kurz gefahter, den Intentionen und Gefühlen einer Trauerverſamm— 
— gebender Nachruf an einen Verſtorbenen fällt unter den geſehlichen Begriff 
der Rede. 
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2. Ein Laie, welder einen ſolchen Nachruf bei einem nicht gewöhnlichen obne polizei- 
lihe Erlaubniß abgebaltenen Yeichenbegängnik ipricht, iſt nicht nach Abſatz 1, fondern nad 
Abſatz 2 des S 17 des Nereinsgeieges vom 11. März 1850 zu beitrafen. 

Vereinsgeieß von 11. März 1850 55 9, 10, 17 Abi. 1 und 2; Polizeiverordnung 
der Negierung zu Merteburg vom 22. Juli 1874 (Amtsblatt S. 174). 
Urtheil vom 18. Januar 1892 S. 787;91\. 
Schöffengericht Yeis, X Yandgericht Naumburg a. ©. 


Nr. 46, 
Band V. Seite 302 Wr. 116. 


Verbot des Haltens von Yeihenreden oder Gebeten durch Nidhtgeiitliche, 
Baptiitenprediger. 

Eine Baptiftengemeinde, welcher von der zuitändigen Staatsbehörbe nach vorheriger 
Prüfung Korporationsrechte verliehen worden, gehört zu den vom Stante ausdrüdlich an- 
erfannten Religions- oder Rtirchengeiellihaiten und unterliegen Geiftliche folcher Gemeinden 
nicht den Stratbeitimmungen einer Bolizeiverordnnung, welche das Halten von Reden oder 
Gebeten auf Benräbnißplägen anderen Perionen als den dazu verordneten Beiftlichen und 
ſonſtigen Kirchenbeamten der vom Staate ausdrüdlich anertannten Kirchengeiellichaften unteriagt. 

Merordnung der Hal. Megierung zu Potsdam vom 15. uni 1865 Amtsblatt 
von 1865 5. 265); Berfajtungsurfunde vom 31. Januar 1850 Art. 12, 13, 
30 und 31 G.S. =. 17;; Verordnung über die Verhütung eines, Die geſeßz— 
liche ‚Freibeit und Ordnung gefährdenden Mißbrauchs des Verſammlungs— 
und Vereinigungsrechts vom 11. März 1850 SS l und 2 (G-S. ©. 277; 
Belek, betr. die Ertheilung von en an Vaptijtengemeinden, 
vom 7. Juli 1875 (6-S. 3. 374; U. VaR. Thl. II Titel 11 SS 13, 17 fi. 

Urtbeil vom 16. März 1885 (©. 25/85). 


Wir. 47, 
Band XIV. Seite 351. Nr. 122. 
Prozeſſionen. Begriff des Hergebradten. 
1. Kirchliche Prozeſſionen, welche au dem beitimmten Orte nad Zeit, Ort, Form 
und Bedeutung bergebracht find, bedürfen nicht der vorherigen Anzeige und Genehmigung. 
2. Tie mehrjährige Wiederholung einer Frohnleichnamsprozeſſion an demjelben Trte, im 
derfelben Meife, zu derielben Zeit umd auf demielben Wege macht fie zu einer bergebrachten. 
Vereinsgejeß vom 11. März 1850 SS 9, 10, 17. 
Urtheil vom 1. Juni 1893 S. 310/98). 
Scöftengericht Naftätten, Yandgericht Wiesbaden. 
Nr. 48, 
Rand I. Zeite 245. Wr. 129, 
Begriff der in „der hergebrachten Art“ ftattfindenden kirchlichen 
Rrozeilionen ı 


1. Unter Brozeilionen, Wallfabrten und Bittgängen, welche in bergebrachter Art ftattfinden 
und deshalb einer vorgängigen Genebmigung, und Anzeige nicht bedürfen, find nur ſolche Ver— 
ſammlungen 2c. zu verfteben, welche nicht nur in der gebräuchlichen Art und ‘ Weiſe des betreffen: 
den Kultus, ſondern auch in der ſpeziell an dem beſtimmten Orte hergebrachten Art ſtattfinden. 

2, Die Tispenjation von der vorgängigen Henebmigung und Anzeige beichräntt fich aber 
nicht auf Die bereits bei Erlaß des Vereinsgeſetzes in folcher Wette bergebracdhten Progeittonen. 

Nereinägele vom 11. März 1850 8 10. 
Urtbeil vom 27. Juni 1881 S. 134/81). 


Nr. 49, 
Band X. Zeite 252. Nr. 100. 
Vereinsgeſeßz. Kirchliche Prozeſſionen in nicht bergebradter Art. 
Eine kirchliche Prozeſſion weicht von der hergebrachten Art dann ab, wenn fie im 

Gegenſatze zu früher mit Muſikbegleitung Itattfindet. 

Vereinsgeieh vom 11. März 18 so s$ 10, 17 (6.:3. S. 2771 

Urtheil vom 24. Februar 1890 { 42 90. 

Schöffengericht ———— Landgericht Coblenz. 
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8 21. 

Auf die durch das Gejeg oder die geleglichen Autoritäten angeorbneten Ver: 
fammlungen und die Verſammlungen der Mitalieder beider Kammern während der 
Dauer der Sigungsperiode finden die voritehenden Beitimmungen keine Anwendung. 
Wahlvereine unterliegen den Beſchränkungen des $ 8 nicht. — 


Nr. 50. 
Band XIV, Seite 354. Nr. 124, 


Nihtamtlihe VBeriammlung von Stadtverordneten. Anzeigepflidt. 
Grörterung Öffentliher Angelegenheiten. 


Eine nichtamtliche Verſammlung der Mitglieder eines Stadtverordnetenfollegiums zur 
Beiprehung der Bürgermeiterwahl unterliegt der im 5 1 des Vereinsgejehes beitimmten 
Anzeigepfliht und fällt nicht unter die Ausnahmebeſtimmung des $ 21. 


Vereinsgeieh vom 11. März 1850 55 1, 12, 21. 
Urtheil vom 2. März 1898 (©. 63/93). 


Schöffengericht Trachenberg, Yandgericht Dels. 


Unlage VI 
Vorläufiger 


Entwurf eines Geſetzes, 
betreifend 


das Bereins- und Verſammlungsweſen. 


Rickert. Die Kommiſſion wolle beichliegen : 


$ı. 
Alle Dentichen find berechtigt, ih ohne vorgängige obrigfeitliche Erlaubniß 


friedlih und ohne Waffen in geichloffenen Räumen zu verjammeln. 
2 

Von öffentlichen Verſammlungen zu politiſchen Zwecken hat der Veranſtalter 
mindeſtens 24 Stunden vor dem Beginn der Verſammlung unter Angabe des 
Orts und der Zeit derſelben Anzeige bei der Ortspolizeibehörde zu machen. Die— 
ſelbe hat darüber ſofort eine Beſcheinigung zu ertheilen. 

& 3. 

Voltsveriammlungen unter freien Himmel find bei der Ortspolizeibehörde 
wenigitens 48 Stunden vor Beginn der Verſammlung anzuzeigen. Die Orts— 
polizeibehörde hat über die geichehene Anzeige eine Beicheinigung jofort zu ertheilen. 

Die Leiter einer ſolchen Berfammlung find verpflichtet, den von der Polizei 
im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit und des Verkehrs getroffenen Anordnungen 
nachzukommen. 


In 


S 4 
* 
Alle Deutſchen haben das Recht, ſich zu ſolchen Zwecken, welche den Straf— 
geſetzen nicht zuwiderlaufen, in Geſellſchaften zu vereinigen. 
Annalen des Deutichen Recht. 1806, 57 
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S 5. 

Die Vorsteher politiicher Vereine find verpflichtet, die Statuten des Vereins 
binnen drei Tagen nach der Stiftung des Vereins und jede Menderung der Statuten 
binnen acht Tagen, nachdem fie eingetreten ift, der Ortöpolizeibehörde zur Kennmiß— 
nahme einzureichen, welche über die erfolgte Einreichung der Statuten oder Ab: 
änderung derielben ſofort eine Beicheinigung zu ertheilen hat. 


S 6. 

Wenn für die Verſammlungen eines politiihen Vereins Zeit und Ort Statuten: 
mäßig oder durch einen bejouderen Beſchluß im Voraus feftitehen und dieſes 
wenigftend 24 Stunden vor der eriten Verlammlung zur Kenutniß der Orts— 
polizeibehörde gebracht worden ift, jo bedarf es einer befonderen Anzeige für die 
einzelnen Verſammlungen nicht. 

S 7. 


Die Ortöpolizeibehörde ift befugt, im jede öffentliche Berfammlung zu polis 
tifchen Zwecken amtliche Abgeordnete zu jenden. Diejelben müſſen fich als ſolche 
bei dem Beranftalter der Verſammlung legitimiren. Es ift ihnen ein angemellener 
Plas einzuräumen. 

88. 


Die amtlichen Abgeordneten der Polizeibehörde find befugt, eine öffentliche 
Verſammlung zu politiichen Zweden aufzulöjen, wenn in derjelben die Erörterung 
von Anträgen oder Vorichlägen durch den Worligenden zugelaflen wird, welche 
eine Aufforderung zu ftrafbaren Handlungen enthalten, oder wenn im der Ver: 
jammlung Bewaffnete ericheinen, die zu entfernen nicht gelingt. 


89. 
Sobald der amtliche Abgeordnete der Polizeibehörde die Verſammlung für 
aufgelöſt erklärt, ſind alle Anweſenden verpflichtet, ſich ſofort zu entfernen. 


8 10. 


Auf die durch das Geſetz oder durch die geſetzlichen Autoritäten angeordneten 
Verſammlungen ſowie auf die Vorberathungen von Mitgliedern dieſer Verſamm— 
lungen während der Dauer ihrer Sitzungen, ſowie ferner auf die Wahlvorverſamm— 
lungen der Reichſtagswähler, der Wahlmänner und Urwähler für die Landtage, 
die Kreis- oder Gemeindevertretungen nach erlaflenem Wahlausichreiben finden die 
Beltimmungen der SS 1 bis 9 inklufive des gegenwärtigen Geſetzes feine An: 
wendung. 

Straf: und Schlußbeitimmungen bleiben vorbehalten. 


Berlin, den 3. März 1896. 











Denkfdrift 


über 


die Geichäftsthätigfeit des Kaiſerlichen Patentamts in den Jahren 
1593 bis 1895. 


Die vorliegende Denkichrift jchließt ich dem früheren Berichte ') an, bezieht 
ſich auch auf die Ausführung des inzwifchen erlaffenen Geſetzes zum Schuß der 
Waarenbezeihnungen, vom 12. Mai 1894 und umfaßt die Gejchäftsjahre 1893 
bi3 1805. 


I. Allgemeines. 


Aufgaben und Vrganifation der Behörde, 


Durch das Geſetz zum Schuß der Waarenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 
it dem Patentanıt neben feinen Aufgaben auf dem Gebiete des Patent- und 
Bebrauchdmuiterwefens auch die Verwaltung der Waarenzeichen übertragen worden. 
Das neue Geſetz und die gemäß $ 25 desielben erlajjene Kaiferliche Verordnung 
vom 30. Juni 1894 (Reichs-Geſetzbl. 1894 S. 495) haben die Zeichenverwaltung 
eng an die bejtehenden Einrichtungen angejchloffen. Es iſt demgemäß neben den 
für die Anmeldung von Patenten zujtändigen vier Anmeldeabtbeilungen eine neue 
„Abtheilung für Waarenzeichen” geichaffen, welche die dem Patentamt zugewieſene 
Borprüfung der Waarenzeichenanmeldungen in eviter Inſtanz erledigt. Als Bes 
ſchwerdeinſtanz ift Die auch in Batentangelegenbeiten zuftändige Beichwerdeabtheilung I 
berufen. Um zwijchen dem verfchiedenen Zweigen der Verwaltung den im ns 
terejfe der CEinheitlichleit der Geſchäftsbehandlung erforderlihen Zuſammenhang 
jicher zu ſtellen, und um zugleih die in der bisherigen Praris des Patentamts 
gewonnenen Erfahrungen fir die neue Verwaltung nugbar zu mtachen, it die 
Abtheilung für Waarenzeichen in der Hauptiache aus ſolchen Mitgliedern zuſammen— 
geiegt worden, welche zugleich den Aumeldeabtbeilungen I bis IV angehören und 
bereits in mehrjähriger Thätigfeit in der Behörde mit den Aufgaben des gewerb— 
lichen Rechts vertraut find. Wach gleichen Sefichtspunften it bei der Zuſammen— 
ſetzung des für Befchwerdejachen zuitändigen Spruchkollegiums verfahren. ine 
Verjchiedenheit gegenüber den patentamtlichen Verfahren bejteht bier infofern, als 
die Beichwerdeabtheilung I in MWaarenzeichenjachen außer dem Worjibenden mit 
zwei vechtöfundigen und zwei technifchen Meitgliedern beſetzt it, während ſie in 
Patentjachen einen rechtsfundigen und drei techniſche Beiliger zählt Dieje Ver: 
jchiedenheit der Zujammenjeßung iſt im der verjchiedenen Natur der beiden 
Materien begründet 

In der Patent- und Gebrauchsmufterverwaltung bat die Urganijation und 
der Sejchäftsbereih der Behörde eine weitergehende Aenderung nicht erfahren 
Eine Erweiterung des Geſchäftskreiſes iſt nur injofern zu verzeichnen, als durd) 


% Annalen“ 1894, 5. 618, 
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Erlaß des Herrn Reichskanzlers vom 10. September 1894 im Anſchluß an $ 18 
des Patentgeſetzes das Patentamt allgemein ermächtigt worden ift, auf Erjuchen 
der Juſtizbehörden auch über Fragen, welde den Edup von Gebrauchs— 
muftern betreffen, Gutachten abzugeben, Die Erjtattung der Gutachten ijt nad 
den Vorbilde des Ratentgejeges auf den Fall beſchränkt, daß in dem gerichtlichen 
Verfahren von einander abweichende Gutachten mehrerer Sachverſtändiger vorliegen. 


Gefchäftslage. 
Dagegen hat die ſtarke Zunahme der Gejchäfte in allen Zweigen der Vers 
waltung — vergleiche Anlage 1 — eine wejentlihe Vermehrung des Beamten 


förpers zur Folge gehabt, 

Seit der legten Denfichrift find 2 weitere vechtsfundige und 5 techniſche 
Mitglieder einberufen Won lepteren find 4 auf verichiedenen Gebieten der 
mechanischen Technit, 1 auf dem Gebiete der chemischen Technik jahveritändig ; 
2 jind neu in die Behörde eingetreten, die übrigen gebörten der Behörde, 1 als 
nichtjtändiges Mitglied, 2 als techniiche Hilfsarbeiter ſchon früher an. Die Zahl 
der nebenamtlichen Mitglieder iſt unverändert geblieben. Es gehören denmad) 
gegenwärtig der Behörde an: 

I. hauptamtliche Mitglieder: 

rechtsfundige 7, technifche 37; 

Il. nebenamtlihe Mitglieder: 

rechtsfundige 4, technifche 27. 

Die Zunahme des übrigen Perfonals ergiebt jih aus folgender Zuſammen— 

jtellung: 














!1, Januar | 1 Januar 1. Nanuar | 1. Januar 

' 189. 1894, | 1895. 1896. 
Techniſche Hilfsarbeiter . 2 2. \ 44 46 49 | 51 
Aüreaubennie - - - 2 2... 89 | 9 106 125 
anzleiveamte > > 2 2 nen 33 39 47 57 
Unterbeamte - . . . | 33 | 35 | B7- 43 


In der Abtheilung für Wuarenzeichen jind außerdem gegenwärtig 8 Aijefloren 
als juriftiiche Hilfsarbeiter beichäftigt. 

Trotz dieſer Verſtärkung des Beamtenkörpers haben ſich die Geſchäfte nicht 
immer dor Verzögerungen bewahren laſſen. Namentlich gilt dies für die im 
unerwartet jtarfem Maße im Anſpruch genommene Waarenzeichenverwaltung, 
worüber unten ausführlicher berichtet werden wird. Es find daher auch für das 
Etatsjehr 1896/97 wiederum für verschiedene Beamtenklaſſen neue Stellen in 
Antrag gebracht. Borausjichtlich wird das Bedürfniß nach einer weiteren Ver— 
mehrung in einzelnen Stellen auch noch in den nächiten Jahren verbleiben, da 
auf den für das Patentamt im Betracht kommenden Gebieten des gewerblichen 
Nechts die Entwidelung der Technik und des Verkehrs in Verbindung mit dem 
Bedürfniß nach gelichertem Rechtsſchutz ſich anfcheinend noch immer in jteigender 
Bewegung befindet. Aeußerlich zeigt ſich die Geſchäftsvermehrung in der jtarfen 
Zunahme der die Eingänge bei der Behörde kennzeichnenden Gejchäftsnummern. 

Tiefe Zahl betrug: 


1893 153 240, 
1844 191 908, 
1895 244 744. 


Be Pro EEE. 
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Davon fallen auf: 


Batentjachen:: 
1898 2. -.- ar ar ET, 
1894. 127 181, 
18988. .. 131 683. 
Gebrauchsmuſterſachen: 
18o88888... ren N OD, 
13308... BED, 
ı 31. | VE 600 
Baarenzeichenjachen:: 
1894. 1 18053, 
1895 ..... 88 838. 
Allgemeine ——— 
189833. 3830279, 
180800. er OO: 
18952 20. % 9 926. 


Den vermehrten Eingängen — Ir die —— des Kanzleigeſchäfts. 
Die Geſchäftsnummern der Kanzlei betrugen: 


im Sabre 1888. 868 154, 
TÜRE ee ae a 
=... BEE en. *: 121000. 


Da die Kräfte der Kanzlei bei Beitem nicht genügten, das Schreibwerf 
während der Dienjtitunden zu bewältigen, jo hat in jehr erbeblihem Maße zur 
Inanſpruchnahme der entgeltlichen häuslichen Arbeit übergegangen werden müflen. 


Die Einnahmen des PBatentamt3 betrugen: 


1898 . 2 2 0 02 0 nn 0» 2 745 655,0 MA, 

1894 . 2. 2 v2 8 3075 558,0 ME, 

1895.» +» 2 2 82 a 0 2 0. 341088825 ME 
Die Ausgaben: 

180938» 2. 2 2 2 2 82 200000. .1808 426,5 ME, 

1894 2 2 2 ne nn 25.1346 652,1: ME, 

1895 Es 1 479 890,5: ME. 
Der Meberfhuß | der Gimapmen ber die ae: 

1898 . ... 0 20002 ..1487 228 Mk., 

1894 ... 2 2 2 20202020. .1728 906,2 ME, 

1895 ... . “0 2. 1986 942,77 Mt. 


Die Vertheilung dieſer Beträge. auf die einzelnen Aubrifen ergiebt ji) aus 
der Zufammenjtellung in Anlage 2. 

Unter den Einrichtungen des Patentamts erjcheinen auch diejenigen von 
weitergehender Bedeutung und find deshalb in ihrer Entwidelung hier näher zu 
erörtern, welche den Verkehr der Behörde mit dem Publitum vermitteln. 


Veröffentlihungen. Verkehr des Publikums mit der Behörde. 


Dad Patentamt Hatte bisher für die Veröffentlihungen auf dem Gebiete 
des Patentwejens das „Patentblatt* und für die GebrauchSmuiterangelegenheiten 
ein bejonderes Blatt, die „Mittheilungen aus dem Kaijerlichen Patentamt, Anz 
meldejtelle für Gebrauchsmuſter“, herausgegeben. Beide Blätter find jeit dem 
1. Januar 1895 zu einem Blatt, mit dem Titel „Patentblatt“, verjchmolzen. 
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Diejes Blatt ijt in der Hauptfache für die durch das Patentgejeß und das Geſetz, 
betreffend den Schutz von Gebrauchsmuftern, vorgeschriebenen Bekanntmachungen 
über die Anmeldung, Ertheilung, Berfagung, Beendigung von Patentrechten und 
die entjprechenden Borgänge auf dem Gebiete des Gebrauchsmuſterſchutzes beitimmt. 
Demjelben Zweck dient für die Waarenzeichen das jeit 1. Oftober 1894 in monat= 
lihen Heften herausgegebene Waarenzeihenblatt. Neben diejen Urganen 
iſt, gleichjall® jeit dem Dftober 1894, das allgemeinere und mehr wiſſenſchaftliche 
Zwecke verfolgende „Blatt für Patent», Muſter- und Zeihenwejen” 
begründet worden. Dasjelbe bezwedt die Mittheilung jolher Vorgänge aus den 
Gebieten des Patent-, Muſter- und Waarenzeichenvechts, einjchließlich des Geſchmacks— 
mujterrecht3, welche für die betheiligten gewerblichen Kreiſe und für die juriftiiche 
Wiffenjchaft und Praxis ein Intereſſe darbieten. Es bringt deshalb, nad Art 
eined Archivs, Gejete und Verordnungen des Ans und Auslandes, wichtige Ent: 
fcheidungen und Verfügungen der zuitändigen Behörden, ſtatiſtiſche Mittheilungen, 
Abhandlungen und Aehnliches. Die Abnchmer des Patentblatts und des Waaren- 
zeichenblatt3 erhalten das in erfreulicher Entwidelung begriffene Blatt Fojtenfrei. 
Es ijt zu hoffen, daß dasjelbe dazu beitragen werde, das Verſtändniß für das 
gewerbliche Urheberrecht in weitere Kreife zu tragen und einen Zuſammenhang 
der PBraris des Patentamts mit den übrigen bei der Verwaltung diejes Rechts 
betheiligten Faktoren, den Gerichten und auch der juriſtiſchen Wiſſenſchaft, zu 
vermitteln. 

Bei den jonjtigen PRublifationen des Patentamts, nämlich den zum Patent— 
blatt gehörigen PBatentjhriften, den Auszügen aus den Patent 
Ichriften, und dem Nepertorium der tehniihen Journalliteratur 
find wejentliche Menderungen nicht eingetreten. Ir Bezug auf den Betrieb 
der Ratentjchriften it zu bemerken, daß derielbe jeit dem 1. Oftober 1895 von 
der Meichsdi:derei auf das Patentamt übergegangen it. Dem Patentamt ift 
damit eine mit feinen ſonſtigen Gejchäften eng zufammenhängende Aufgabe zu— 
gefallen, auf welche es mit Rückſicht auf die erforderlihen Betriebs: und räum- 
lihen Verhältniſſe bisher hatte verzichten müſſen. Cine weite Verbreitung der 
Patentſchriften liegt im nterejje der vorprüfenden Behörde und ift für die Ent— 
widelung des Gewerbfleißes von erheblicher Bedeutung. Das Patentamt hat es 
ji) deshalb zur Aufgabe geitellt, nad) und nach auf eine thunlichite Verbilligung 
der Batentichriften und auf einen erleichterten Bezug derjelben Bedacht zu nehmen. 
Der gegenwärtige Lagerbeitand der Batentjchriften beträgt über 4 Millionen Stüd., 

Der Bejuh in der Auslegehalle, in welcher die befaunt gemachten Anmeld— 
ungen offengelegt werden und die Ausgabe der PBatentjchriften und jonitigen 
Bücher aus den Beltänden des Patentamts zur Einſichtnahme jtattfindet, iſt ein 
überaus reger geweſen. 

Die Zahl der Bejucher betrug: 


1808 : . . . 2 he i 41 847, 
1894 . 2. 2 2 a 0 8 ea 1, 
1805... 2... 20a 8 ea» Bi 
An Büchern, Zeitichriften und Patentjchriftenbänden wurden eingejehen : 
1888. ART, 
1880008. 63897, 
I838ß8ß8ß8 6888 
Außerdem Patentanmeldungen: 
18898888...8368 804, 
IBM u. 5 Sierra url, 


1888. 3534856. 
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In Gebrauchsmufterangelegenheiten wurden vorgelegt: 


1893 . . » »...833420 Akten und 8131 Mooelle, 
1894 . . » . .. 50622 Alten und 7926 Modelle, 
1895 . : » = ..74012 Akten und 8099 Modelle. 


Die Bibliothek enthielt Ende 1895 einen Beitand von rund 50000 Bänden. 
Zeitjchriften werden 540 gehalten. Die Herſtellung eines nenen Katalogs iſt in 
der Vorbereitung. 

Außerhalb des Patentamts beitehen in den wichtigeren gewerblichen Gentren 
des Ju- und Auslandes Öffentliche Anslegejtellen, in welchen unter der Verwaltung 
interejlirtev Behörden, Unterrichtsanftalten und Vereine die deutichen PBotentjchriften 
zur unentgeltlichen Einfihtnahme vorgelegt werden. Die PBatentichriften betreffen 
entweder ſämmtliche Patentklaſſen oder nur folche, weiche für den gewerblichen 
Verkehr des Verwaltungsbezint8 von Bedentung jind. Im Folgenden jind die 
Auslegeftellen nad ihrem Stande zu Ende des Jahres 1895 nambaft gemadt. 


a) Suland. 


Aachen, Altona, Augsburg, Barmen, Berlin, Bielefeld, Bochum, Bonn, Brauns 
jchweig, Bremen, Breslau, Caſſel, Chemmig, Cöln, Crefeld, Danzig, Darmitadt, 
Deſſau, Dortmund, Dresden, Düſſeldorf, Duisburg, Erfurt, Flensburg, Frank: 
furt a. M., Frankfurt a. O., Freiberg i. S., Furtwangen, Görlik, Gotha, 
Hagen 1. W., Dalberitadt, Halle a. S., Bamburg, Hanau, Hannover, Hirſch— 
berg i. Schl., Kaiſerslautern, Karlsruhe, Kattowiß, Kiel, Königsberg i. Br., 
Leipzig, Liegnig, Ludwigshafen a. Rh, Lübeck, Lüdenscheid, Magdeburg, Mann 
heim, Mep, Minden, Mülthauſen i. Elf., München, Nürnberg, Offenbad, Oppeln, 
Plauen i. Bgtl., Pforzheim, Poſen, Nemfcheid, Saarbrüden, Solingen, Stettin, 
Straßburg i. Elj., Stuttgart, Trier, Waldenburg i. Schl., Wiesbaden, Würzburg, 
— zujammen 69 inländiiche Austegeitelten. 


b) Ausland. 


Bern, Boſton, Brüſſel, Budapeit, Ehriitiania, Copenhagen, Liſſabon, London, 
Luremburg, Madrid, Baris, Petersburg, Riga, Nom, St. Luis, Stockholm, Tofio, 
Waſhington, Wien, Zürih, — zufammen 20 ausländische Auslegeitellen. 

Eine Auslegung dev Patentanmteldungen außerhalb Berlins, wozu durd) 
S 23 Ubjap 3 des Patentgeſetzes und $ 16 der Naijerlichen Berordnung don 
1. Juni 1891 die Möglichkeit gewährt wird, it bisher nicht zur Ausführung 
gelangt. Die angestellten Ermittelungen haben es vielmehr als geboten ericheinen 
lajjen, die Angelegenheit bis auf Weiteres zu vertagen. Es mußte zunächit er= 
wogen werden, dab den Anmeldern jelbjt nicht zugemuthet werden kann, mehr 
als die für das Verfahren vor dem Patentamt bisher erforderten zwei Eremplare 
von Bejchreibung und Zeichnung einzureichen, daß die Heritellung der für die 
Auslegung außerhalb Berlins nothwendigen Schriftitüde vielmehr vom Patents 
amt zu bewirken jein wirde. Es kamen dabei die handjchriftliche und die Vers 
vielfältigung durch Typendruck in Betracht. Der eritere Modus erwies id) als 
unthunlich, da bei dev großen Anzahl der zur Auslegung gelangenden Anmeld— 
ungen, nämlich jährlich etwa 6000 bis 7000, von denen etwa 92 Prozent von 
Zeichnungen begleitet find, und bei etwa 5 Auslegejtellen im Reiche ein ungeheurer 
Apparat erforderlich jein würde, der zu dem Zweck der Einrichtung in feinem 
Verhältniß ſtehen und die Gejchäfte und Mittel des Patentamts außerordentlich 
befajten würde. Es fommt hinzu, daß bei einem ſolchen Verfahren die Patent: 
ertheilung cine Verzögerung um mehrere Wochen erleiden würde, eine Umjtand, 
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der um jo jchwerer ins Gewicht fällt, als auch noch gegenwärtig die Geſchäftslage 
de3 Batentamts einer jchnellen Abwicelung des Ertheilungsverfahrens nicht jelten 
Schwierigfeiten bereitet. 

Auch die Vervielfältigung durch Typendrud würde ſich ohne eine Verzögerung 
des Verfahrens nicht durchführen laſſen. Es jteht diejer Vervielfältigungsart auch 
das weitere Bedenken entgegen, daß durdy die Drudlegung der Anmeldungen der 
Gegenjtand derjelben die Eigenschaft der Neuheit im Sinne des $ 2 des Patent— 
gejebes verlieren würde, jodaß eine erfolgreiche Ernenerung der Anmeldung im 
Inlande oder eine Anmeldung in den meiiten Auslandsſtaaten ausgeſchloſſen wäre. 
Bei der Bedeutung, welche die betheiligten Kreiſe mit Necht der jekigen Art der 
Auslegung beilegen, mit welcher eine patenthindernde Wirkung der Regel nad) 
nicht verbunden ift, erjchien es ausgejchloffen, diefe Methode zu verlaſſen. 

Auch die allgemeine Bedürfnigfrage wurde von Neuem erörtert und es bat 
ſich ergeben, daß bei der gegenwärtigen Lage des Auslegegefhäfts dem Publikum 
die Kenntnignahme der ausgelegten Anmeldungen keineswegs in nennenswerthem 
Umfange bejchränft iſt, ſodaß eine Decentralifirung der Auslegung nicht erforder: 
ih ericheint. Durd die Bekanntmachungen im Reichsanzeiger umd im Patentblatt 
und die ſich daran anjchliegenden Mittheilungen der technijchen Fachblätter werden 
die Titel der Anmeldungen allen Betheiligten al$bald befannt. Und da dieje 
Titel regelmäßig einen verftändlichen Hinweis auf den wejentlihen Inhalt der 
Anmeldung enthalten, jo it damit für die Betheiligten ein ausreichender Anhalt 
für die Erwägung gegeben, ob ein ntereffe beiteht, der Anmeldung zum Zweck 
etwaiger Einfpruchserhebung näher zu treten, Liegt diejer Fall vor, jo beiteben 
weiterhin feine Schwierigkeiten, in furzer Zeit Abjchrift der Anmeldung zu erhalten, 
jei es Ddireft vom Patentamt, welches auf Antrag jederzeit gegen die üblichen 
Gebühren Abſchriften der Beichreibungen und Zeichnungen anfertigt, jei e& durd 
Bermittelung von Patentbüreaus, welche jich geichäftsmäßig damit befaſſen, Aus— 
züge aus den ausgelegten Anmeldungen herzuitellen. Soweit das Patentamt hat 
wahrnehmen können, hat ſich inzwijchen auch in den betheiligten Kreiſen jelbit die 
Erfenntniß befeitigt, daß die beitehenden Kinrichtungen eine ausreichende Vers 
breitung der Anmeldungen ficherjtellen. Für die Mehrheit der betheiligten Induſtrie 
würde auch bei Einrichtung mehrerer Auslegeſtellen außerhalb Berlins eine 
wejentliche Erleichterung der Einfihtnahme von Anmeldungen kaum erzielt werden. 
Denn auch in diefem Falle würden die Betheiligten die Einfiht in der Mebrzabt 
der Fälle nicht perjönlich, fondern, wie es unter den jetzigen Verhältniſſen ge— 
Ihieht, durch technische Vertreter nehmen, welde ji aldann an den Orten der 
Auslegeſtellen niederlafjen werden. 

Auch abgejehen von dem Auslegeichäft hat der perſönliche Verkehr des recht— 
juchenden Publikums mit dem Patentamt erheblich zugenommen. Auskunfts— 
ertheilungen und Nüdjprachen nehmen die Beamten fortgejegt lebhaft in Anſpruch. 
Es gilt die für alle Zweige der Verwaltung. Beſonders eriprießlich hat fich 
diefer Berfehr für die Gejchäfte der Waarenzeichenabtheilung erwiejen, bei welcher 
von Anfang an, und auch jchon vor dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 12. Mai 
1894, ein lebendiger mündlicher Meinungsaustaufch zwijchen der Behörde und 
den Betheiligten jich entwidelt hat. 


Dienſtreiſen. 
Eine unmittelbare Beziehung zu dem gewerblichen Leben ſoll durch die Dienſt— 
reiſen der Mitglieder vermittelt werden. Ueber die Bedeutung dieſer Reiſen hat 
die letzte Denkſchrift ausführlich berichtet. Es wurde daſelbſt hervorgehoben, daß 
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die Reifen eineötheil$ eine Belehrung des Patentamts und feiner Mitglieder über 
wichtige neue technische und induftrielle Vorgänge im Lande bezweden und anderer— 
ſeits den gewerblichen Kreifen Gelegenheit darbieten jollen, durch die periönliche 
Berührung mit den Beamten der Behörde Aufflärungen zu erlangen und Wünſche 
und Anregungen vorzutragen. 

Auch die Erfahrungen der lebten Jahre haben die Wichtigkeit einer ſolchen 
fortgejeßten Verbindung der Behörde mit der Induſtrie bejtätigt. Die Reifen 
jind deshalb, ſoweit die zur Verfügung ſtehenden Mittel — etwa 5000 Mark — 
und die allgemeinen Gejchäftsverhältnifie der Behörde es geitatteten, thunlichit 
vermehrt worden und es jind daran neben den Mitgliedern auch die technischen 
Hilfsarbeiter betheiligt worden. Es darf an diefer Stelle wiederum mit Befrie- 
digung ausgeiprochen werden, daß die Beamten de3 Patentamtes regelmäßig in 
zuvorfommender Weiſe und mit Verſtändniß für ihre Aufgaben empfangen worden 
find umd aus ihren Studien für jih und die Behörde reiche Belehrung ge— 
ſchöpft haben. 

Was das Ziel der einzelnen Neijenden anlangt, jo it vorauszufchiden, daß 
im Jahre 1894 für die Zwecke der allgemeinen Verwaltung ein rechtöfundiges 
Mitglied zum Bejuch des englijchen PBatentamts nad) London entjendet wurde, 
Demjelben wurde insbejondere der Auftrag ertheilt, das englische Waarenzeichens 
recht, welches mit dem neuen deutichen Gejep die Vorprüfung der Anmeldungen 
gemeinfam Hat, behufs Vorbereitung der Einführung des deutichen Geſetzes zu 
ftudiren. Bon den technijchen Beamten wurden folgende Informationsreijen 
unternommen: 


1894. 


1. Bejichtigung von Fabriken der rheinisch-weitfäliichen Tertilinduitrie, 
2. Belichtigung von Gasmotorfabrifen in Sachſen (Königreich), Hannover 
und im Rheinland, 

3. Bejuch der eleftrotechniichen Ausjtellung in Leipzig, 

4. Belihtigung von Fabriken des Druckereigewerks in Bayern und Baden, 

5. Beſichtigung von Fabriken der Stärke- und Zuckerinduſtrie. 

Die im Jahre 1894 in Berlin abgehaltene große landwirthſchaftliche Ans— 
jtellung bot gleichfall$ den betheiligten Beamten zu eingehenden Studien Gelegenheit. 


1895. 


1. Befichtigung von Fabrifen auf dem Gebiete der Färberei, Bleicherei, 
Wäſcherei und Appretur in der Rheinprovinz, 
2. Befuch der landwirthſchaftlichen Ausſtellung in Cöln, 
3. Bejuch der efeftrotechnischen Ausstellung in München und eleftrotechnischer 
Betriebsitätten in Sachen und Bayern, fowie in der Schweiz, 
4. Belichtigung des Kaiſer Wilhelm-Kanals, 
5. Belichtigung von Mafchinenfabriten für die Zuderinduftrie in der Provinz 
Sachſen ꝛc., 
6. Beſichtigung von Fabriken der Metall- und Maſchineninduſtrie in Sachſen 
(Königreich und Provinz) und in Schleſien, 
7. Beſichtigung von Fahrrad: und Gummifabriken in Sachſen (Königreich), 
Hannover, Weſtfalen und im Rheinland. 
Schließlich it zu erwähnen, daß im Herbſt 1895 auf Anregung betheiligter 
Kreife in Hagen eine Konferenz von Interejjenten der Metallindustrie jtattgefunden 
hat, zur Erörterung einiger das Waarenzeichenrecht betreffenden Fragen, und daß 
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zu dieſer Konferenz der Vorſitzende der Abtheilung für Wuarenzeihen und ein 
technisches Mitglied diefer Abrheilung entjendet wurden. Aehnliche Beiprechungen 
haben mit erfrenlihen Ergebniſſen mit Vertretern der Tabak- und chemiichen 
Großinduſtrie in Berlin jtattgefunden. 


Dienfigebäude. 


Das stetige Amwachjen des Beanıtenperjonals hatte, inSbejondere ſeit Hinzu— 
tritt der Abtheilung für Waarenzeichen, im Jahre 1894 die Anmietung von 
Nänmen außerhalb des Dienjtgebändes nothwendig gemacht. Die hieraus und 
aus dem dauernden Naummangel ſonſt entitandenen Scdywierigfeiten find durch 
den jeßt in der Hauptſache vollendeten Erweiterungsbau auf den Grunditüden 
Luiſenſtraße 33,34 und 32 einigermaßen bejeitigt. 

Gleichwohl tt anzunchmen, daß Die jtetige Erweiterung der Geſchäfte und 
das Raumbedürfnig der Patentichriftenvenwaltung mit ihrem großen, jährlich um 
etwa 200 000 Patentjchriften zunehmenden Lager in nicht zu ferner Zeit wiederum 
zu einer die Erledigung der Gejchäfte erjchiwerenden Ddichteven Belegung der Räume 
nöthigen wird. Das Dienſtgebände zählt jet 180 al$ Arbeitspläße benugbare 
Dienjtzimmer mit zujammen 224 Fenſtern. Der starke Beſuch dev Auslagehalle 
hat auch zur Errichtung einer zweiten, demnächſt fir die Einfichtuabime der Dort: 
hin abzuzweigenden Gebrauchsmuſter- und Waarenzeichenſachen bejtimmten Aus— 
legehalle auf dem Grundſtück Luiſenſtraße 32 geführt. 


II. Patentweſen. 
Statiſtik. 

Die Zahl der Patentanmeldungen hat ſeit dem Jahre 1878 unr zweimal, 
in den Jahren 1887 und 1888, einen geringfügigen Rückgang, ſonſt immer eine 
ſteigende Tendenz gezeigt. 

Sie betrug im Jahre 


IBTE:- 1.4 dere. a 2. ns . 3349, 
1886889881, 
BI a a TREE 
TERN. 0. ee MR: 


im Jahre 1890, dem erſten Jahre vor dem Anfrafttreten des neuen Patent: 
gejepes: 11882, im Jahre 1892, dem Jahre nad dem Inkrafttreten des Ge: 
ſetzes: 13126, im Jahre 1893: 14265, im Sabre 1894: 14964 und im 
verfloflenen Sabre 1895: 15 063 Anmeldungen. Das Einzelne ergiebt ſich aus 
den Anlagen 3 und 4. Die Zahlen zeigen einen im Großen und Ganzen gleich: 
mäßigen Fortichritt, der auch durch das am 1, Oftober 1891 erfolgte Inkraft— 
treten des Bejehes zum Schup von Gebrauchsmuſtern vom 1. Juni 1891 nicht 
aufgehalten it. 

Tie einzelnen Klaſſen nehmen an der Zunahme verjchiedenen Antheil. In 
den lebten drei Jahren find namentlich die Beleuchtungstechnik (Klaſſen 4 und 26), 
die Elektrotechnik (befonders Klaſſe 21), einzelne Zweige der chemischen Indujtrie 
(Klaſſen 12, 75), das Hochbauweſen Klaſſe 37) und die Klaſſen 30 (Gejundbeits- 
pflege), 40 (Hüttenmweien), 42 (Inſtrumente), 63 (Sattlerei und Wagenbau), 65 
Schiffsbau und Schiffebetrieb, 85 (Waflerleitung) mit vermehrten Anmeldungen 
hervorgetreten. Die ſtärkſte Zahl der Anmeldungen bat im legten Jahre in Folge 
der Gutwidelung des Fahrrads die Klaſſe 63 (Sattlerei und Wagenbau) mit 
727 Anmeldungen gebradt,. Es folgen Kaffe 34 (hauswirthſchaftliche Gerätbe) 
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mit 724, Klaſſe 21 (eleftriiche Apparate) mit 666, Klaſſe 42 (Inſtrumente) mit 
544, Klaſſe 45 (Land- und Forſtwirthſchaft) mit 494, Klaſſe 49 (mechaniſche 
Metallbearbeitung) 486, Klaſſe 20 (Eifenbahnbetrieb) mit 482, Klaſſe 47 (Mas 
jchinenelemente) mit 460, Klaſſe 12 (chemiſche Apparate und Prozejje) mit 407 
Anmeldungen. 

Am ſchwächſten find berheiligt Klaſſe 62 (Salinenwejen) und Klaſſe 73 
(Seilerei) mit je 4, Klaſſe 43 (Korbflechterei) mit 6 und Klaſſe 41 (Hutfabrifation) 
und Klaſſe 84 (Waflerbau) mit je 19 Anmeldungen. 

Tie Zahl der Einſprüche it in den legten Jahren etwas zurüdgegangen. 
Zie betrug: 


1.) FRE BEE EEE: 55 \ | 
IB 5 ee DIR, 
BE ee 
1808 2.2. ee 
1.) BE; 1. 


Ter Rückgang entipricht der verminderten Zahl der befannt gemachten Ans 
meldungen, welche 


1893 . 2... = =» 2 2 22.697, 
184 ... . 3 = 63332 und 
1895 . .: 2» 2 2 2 2 2... 61% 


betrug. 

Es ergiebt ji aus den Zahlen zugleich, da die Mitwirkung der betheiligten 
Sndustriefreife bei der Worprüfung der Anmeldungen zu der amtlihen Prüfung 
in einem beſtimmten gleihmäßigen Verhältniß ſteht. 

Huch die Zahl der PRatentertheilungen hat in den beiden letzten Jahren ab» 
genvinmen. Am Ganzen find jeit dem Jahre 1877 bisher 85 340 Patente in 
die Rolle eingetragen, von denen Ende 1895: 18 057 in Kraft waren. 

Im Jahre 1892 wurden 5 900, 1893: 6430, 1894: 6 280 und 1895: 
5 720 Patente ertbeilt. Die Gründe dieſes Rückganges laſſen ſich nach deu bis— 
berigen Ermittelungen nur vermuthungsweije angeben. Daß die VBorprüfung in 
Bezug auf den Erfindungsbegriff durchweg eine jchärfere geworden jei, it nicht 
nachzuweiſen. Vielmehr jcheint es, Daß der Nüdgang der Ertbeilungen in der 
Hauptiache auf andere Umſtände zurüdzuführen it. Zunächſt kommt in Betradt, 
daß die Prüfung in Bezug auf die Frage der Neuheit gründficher und zuverläfliger 
geworden ijt. Die Beamten haben ſich inzwijchen in mehrjähriger Praxis in ihre 
Klaſſen eingearbeitet und eine umfaflendere Kenntniß des in Betracht fommenden 
Prüfungsmaterials gewonnen. Bon Bedeutung it auch die zunehmende Zahl der 
Eventualanmeldungen, d. h derjenigen Anmeldungen, für welche, wenn das Patent 
verjagt wird, die Eintragung in die Nolle für Gebrauchsmuſter in Frage fommt, 
Das Patentamt hat im Intereſſe der Betheiligten dieſes Verfahren erleichtert. 
Neuerdings wird, was unten näher beiprochen wird, von ſolchen Eventualanmeld— 
ungen ein jehr umfaſſender, leider jachlich nicht immer begründeter Gebrauch ge— 
macht, und da diejen Anmeldungen ihrer Natur nach der Patentſchutz meiſt wicht 
zu Theil werden kann, jo wird dadurch das Verhältniß beeinflußt. Ob auch 
jonjtige Berbältniffe außerhalb der Behörde, die Lage der Induſtrie oder der 
Stand der Technik auf den verschiedenen, für das Patentwejen in Betradıt kommen— 
den Gebieten, den inneren Werth der Erfindungen herabgedrüdt haben, ijt eine 
ſchwierige Frage, welche fich ohne weitgehende, einen größeren Zeitraum umfaſſende 
Unterjuchungen zuverläſſig nicht löjen läßt. Schon die Frage, vb viele und ge— 
ringfügigere Erfindungen das Zeichen einer blühenden oder darniederliegenden 
Industrie find, läßt fich im dieſer Form nicht einheitlich beantworten. Nur für 


876 Denkichrift über die Geichäftsthätigfeit des Kaiſerlichen Patentamts 


einzelne Gebiete haben ſich einige bejtimmtere Anhaltspunkte ergeben. So jind 
neuerdings einzelne Induſtrien mit jchnellen geichäftlichen Erfolgen auf den Markt 
getreten, unter Anderen die Fahrradfabrifation und die Glühlichtinduitrie. Auf 
dieſen Gebieten haben ſich vielfach entweder Unberufene an der Erfindungs- 
thätigfeit betheiligt oder die angemeldeten Erfindungen jind mangelhaft vorbereitet 
und ausgebildet geweien. Die diejen Streifen entjprungenen Anmeldungen haben 
deshalb jeltener, ald es ſonſt im Durchichnitt der Fall ijt, zur Patentirung ges 
führt. Auf anderen Gebieten liegen anjcheinend abgejchloffene, für den gegen 
wärtigen Bedarf hinreichend ausgebildete Probleme vor. Hier läßt ſich eine gewiſſe 
momentane Erjchöpfung der Erfindungsfraft vermutbhen, indem vieljah nur nod 
geitaltliche Abänderungen beitehender Einrichtungen zur Anmeldung gelangen, für 
weiche ein Patent der Negel nach nicht ertheilt werden kann. Dies jcheint zur 
geit 3. B. für den Eiſenbahn- und Straßenbau und einzelne andere Zweige des 
Eifenbahnberriebes, für die Spinmereimafchinentechnif, für das Hodbauweien, 
ſowie auch für die Klaſſen 47 (Majchinenelemente) und 87 (Werkzeuge) zuzutreffen. 
In der leßtgenannten Klaſſe wurden im legten Jahre nur 6 Patente ertheilt, 
während in derjelben im Jahre 1893: 71, im Jahre 1894: 49, im Jahre 1895: 
47 Anmeldungen eingereicht wurden. Sollte der Nüdgang der Batentertbeilungen 
fernerbhin andauern, jo wird es Aufgabe des Patentamts fein, der Angelegenheit 
eine weitere ernjte Aufmerkffamfeit zuzumenden und den Gründen im Einzelnen 
nachzugehen. Bon Klagen aus den Streifen der Berheiligten über die gegenwärtige 
Entwidelung iſt bisher nichts bekannt geworden. 
Bon den in den Jahren 1893 bis 1895 ertheilten Batenten entfallen: 
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ganz vereinzelt die übrigen ausländiſchen Staaten, betheiligt. 
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Was die einzelnen deutichen Bundesjtaaten anlangt, jo jind an dem auf das 
Deutjche Reich —⸗ —— — 
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ertheilten Patenten weit über die übrigen Gebietötheile hervor. Bezüglich der 
verhältnigmäßig hohen Zahl von Anmeldungen, welche Berlin gebracht hat, iſt 
allerdingd zu berüdfichtigen, daß in derfelben diejenigen Anmeldungen mit ent= 
halten find, welche von den zahlreichen in Berlin anſäſſigen Patentvertretern auf 
den eigenen Namen angenteldet find, während die Erfinder ſelbſt außerhalb Berlin 
wohnen. 

Das Einzelne ergiebt fich aus der Anlage 5. 


Derfahren in Patentfachen. 


Das Geſetz vom 7. April 1891 Hat ich nunmehr völlig eingelebt, und, wie 
die Erfahrungen der legten Jahre bejtätigt haben, im Großen und Ganzen ſich 
bewährt. 

Ter Batentprozeß bedarf zwar auch jebt noch in einzelnen Punkten der 
weiteren Ausbildung, da die gejeglichen Worjchriften über das Verfahren nur alle 
gemeine Grundzüge enthalten, und bei der zunehmenden Vertiefung, welche aud) 
der prozeßrechtlichen Seite des Geſetzes zu Theil wird, die vorhandenen Lücken 
ſich erit allmälig fühlbar machen. Als grundlegender Geſichtspunkt wird bei der 
weiteren Ausgeitaltung des Verfahrens beachtet, da dasielbe jowohl den bejons - 
deren Bedürfniſſen des Patentverfehrs entiprechen, als auch die Verbindung mit 
den allgemeinen Prozeßrechten aufrecht erhalten joll. Die bisherigen Ergebniffe 
find durchweg befriedigende; der Patentprozeß zeichnet jich vor anderen Prozeß: 
ordnungen vortheilhaft Durch die Leichtigkeit feiner Formen aus, welche der freien 
Würdigung der Thatjachen nirgends Schwierigfeiten bieten, 

Auch die in der legten Denkjchrift noch erwähnten Unzuträglichkeiten, welche 
fi) aus der mit dev Nichtbeantwortung des Vorbeſcheids von Rechtswegen vers 
bundenen VBermuthung der Zurücknahme der Anmeldung zunächſt ergeben hatten, 
find in der Hauptjache überwunden. Theils durch eine dorlichtigere Anwendung 
des VBorbeicheids jeitend der Behörde, theil® auc dadurch, daß die Betheiligten 
jelbit in der Beobahtung der geieplichen Friſten aufmerkſamer geworden find. 


Vorprüfung. 
Heu iſt dem Geſetze im Berbältnig zu dem früheren Necdtsjuitande das 
Verfahren vor dem Vorprüfer. Auch die Erfahrungen der legten Jahre haben 
die mancherlei Vorzüge diejes Verfahrens Dejtätigt. Die Gefahr, daß durch einen 
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wiederholten Angriff der Anmeldung feiten® des vorprüfenden Beamten das Ber: 
fahren zerjplittert und im die Länge gezogen werde, worüber zuweilen geklagt 
wird, jucht eine veritändige Gejchäftsbehandlung nach und nach zu bejeitigen. Wis 
Hegel gilt, dat alle Eimvendungen gegen die Anmeldung, Formale und materielle, 
thunlichht in einen Beſcheid zujammengefaßt werden. Andererſeits entipricht es 
aber aud den eigenen Intereſſen der Anmelder, daB die Verbandlumgen mit dem 
Borprüfer möglichit erichöpfend Find und iiber jpäter befannt geiwordenes Material 
gleichwohl mit dem Anmelder weiter verhandelt wird, da leßterer gerade in dielem 
Stadium des Verfahrens vor die Frage geitellt werden joll, ob er den entgegen 
gehaltenen Thatjahen gegenüber feine Auffaffung von der Neuheit und Patent: 
jähigfeit des Gegenstandes jeiner Anmeldung aufrecht erhalten und verneinenden- 
fall von feiner Anmeldung freiwillig Abjtand nehmen will. Der jchriftliche Ver— 
fehr des WVorprüfers mit dem Anmelder jpielt fich daher in den Formen be— 
rathender Vorverfügungen, als des rechtsförmlichen Vorbeicheides ab. 


Die Anmeldeabtheilungen. 

Die Aufgabe, den Zufammenhang der vorprüfenden Beamten aufrecht zu 
erhalten und die Einheitlichkeit der Nechtiprechung Ticher zu jtellen, fällt den Ab— 
theilungen zu. Allerdings wird denjelben dieſe Aufgabe durch die Art ihrer Zus 
jammenjegung und die Fülle der Gejchäfte nicht unerheblich erjchwert. Der 
Abtheilung I gehören außer dem Vorfigenden 15, der NAbtheilung IE 16, der 
Abrheilung III 17 und der Mbtheilung IV 11 Mitglieder an. Da die meilten 
Mitglieder mehreren Abtheilungen überwieſen ſind und die Vorfigenden, wie es 
die gegenwärtige Urganijation der Behörde mit jich bringt, in erheblichen Maße 
auch noch zu der Bearbeitung der Beichwerdes und Nichtigfeitsjachen herange— 
zugen werden müſſen, jo it die Geſchäſtslage der Abtheilungen eriter Inſtanz 
eine überaus ſchwierige. Spruchligungen können in jeder Abtheilung nur einmal 
in der Woche abgehalten werden. Dieſe Sigungen find deshalb meiit derart mit 
Spruchjachen überladen, oft mit mehr als 100, jelten mit weniger als 70 Sachen, 
daß für die Erörterung wichtiger allgemeiner Fragen nicht immer hinreichend 
Raum verbleibt. Den bier geichilderten Webelitänden würde theils durch Ent— 
laſtung der Vorſitzenden der Anmeldeabtheilungen im ihrer zweitinitanzlichen 
Ihätigfeit, worüber bei Beſprechung des Beichwerdeverfahrens nocd näher zu 
handel ſein wird, theils durch Schaffung einer weiteren, fünften Anmeldeab— 
theilung abgebolfen werden fünnen. Für die legtere Maßregel Tpricht auch der 
Umftand, dab die einzelnen technischen Gebiete, welche gegempärtig ciner Ab— 
theilung zur Bearbeitung obliegen, zum Theil jo verjchiedenartiger Natur find, 
daR don einem gemeinjamen fachkundigen Berftändnig der Abtheilungen nicht 
immer Die Rede fein kann. Dies kann unter Umftänden Majoritätsbildungen zur 
Folge haben, bei denen die Sachkunde nicht völlig zu ihrem Kechte konnt. Zwar 
wird, worauf auch ſchon in der legten Denkſchrift hingewieſen wurde, eine Gleich: 
mäßigkeit der technischen Entichetdungen dadurch zu erreichen verjucht, daß in den 
Abtheilungen Heinere Spruchkollegien für verwandte technifche Gebiete gebildet 
werden, Hiermit it aber wieder der Nachtheil verknüpft, daß die Abtheilungen 
dadurch im Uebrigen ihres Zuſammenhanges beraubt werden. Dem rvechtäfundigen 
Vorfigenden allein it es bei der Eigenart der in Frage jtehenden, wejentlich 
technischen Gejchäfte und bei feiner jonjtigen Thätigfeit in der Behörde in den 
großen Abtheilungen gegenwärtig nicht möglich, die wachſenden Geſchäfte zu über— 
ſehen und den inneren Zuſammenhang der Abtheilungen aufrecht zu erhalten. 

Trotz dieſer Schwierigkeiten läßt jich behaupten, daß die Bearbeitung der 


in den “Jahren 1893 bis 1895. 879 


Anmeldungen gründlicher, einheitlicher und ficherer geworden it. Freilich bleiben 
den Abteilungen auch für die Zukunft noch manderlei Aufgaben zu löſen. 

Der Schwerpunkt der deutichen VBorprüfung wird nicht nur in der Prüfung 
der Neuheit und Patentfähigkeit des Inhalts der Anmeldungen, jondern zugleich 
in der forgfältigen Feititellung der Erfindung nach ihrer rechtlichen Seite erfaunt. 
Denn hierdurch erſt wird der wirtbichaftliche Werth des Patents jichergeitellt. 
In dieſem Punkte berühren fich die Aufgaben der juriſtiſchen und der technologi— 
ſchen Wiffenichaft auf das Innigſte, und es liegt deshalb gerade in dem Berufe 
der Abtheilungen, dieje wichtige Frage nach einheitlichen Gefichtspunften zu be— 
handeln. 


Redaktion der Patentfchriften. 


Die Redaktion der Patentfchriften und die Formulirung der Patentanſprüche, 
um welche es jich hier namentlich handelt, it durch Entjcheidingen der Gerichte 
von erhöhter Bedeutung geworden. Das Neichsgericht hat im niehreren Ent: 
Iheidungen den Grundjag ausgeſprochen, daß auc eine theilweiſe Verlegung eines 
Patents möglich ſei umd daß auch die jogenannten Kombinationspatente theilweije 
verlegt werden können, jofern die Verlegung einen für die Kombinationswirkung 
wejentlichen Theil des Ganzen trifft. Dabei joll für die Frage der Verlegung 
auch der Umſtand von Bedeutung jein, ob der betroffene Theil an und für jich 
zur Zeit der Anmeldung nen gewejen it. Dieje Grundiäge jind in der Praris 
nicht jelten mißverſtanden worden, theil® von den Patentinhabern oder deren 
Vertretern, welche daraus den Anlaß zu mtgerechtfertigter Erweiterung abjichtlich 
beichränfter Patentredite entnehmen, theils anch von den Berichten, indem von 
denjelben die Prüfung der Neuheit, welche ausichlieglih dem Patentamt zujteht, 
vor ihr Forum gezogen wird. Cine derartige Unficherheit der Patentrechte hat 
das Patentamt veranlaft, der Nedaltion der Patentfchriiten eine erneute und ans 
dauernde Aufmerkſamkeit zuzuwenden. Die Beltrebungen gipfeln darin, neben 
dem Patentanſpruch auch die Beichreibung, welche für die rechtliche Auslegung 
des Patents im Laufe der Zeit zu ſehr in den Hintergrumd getreten war, zu 
einem wirkſameren Hilfsmittel der Auslegung des Patents zu geitalten. Während 
der ‘Batentanjpruch die Erfindung ihrem Sinne nach definirt, Foll die Beichreibung 
hierzu die möglichit Klare technische Erläuterung geben. Sie joll zu diefem Zweck, 
thunlichſt unter Auführung beitimmter Quellen den Stand der Technik, auf welchem 
die Erfindung ſich aufbaut, und die Unterichiede des Alten und Neuen, gegebenen: 
fall$ auch das Materinl, welches die Vorprüfung berüchichtigt hat, erkennen 
lafjen. Hierdurch joll ſowohl die zutreffende Begrenzung, als auch eine Stärkung 
der Patentrechte erzielt werden. Denn die Beachtung dieſer Grundſätze ſchützt 
einerjeit3 den Patentinhaber vor Angriffen, welche ſich Lediglich auf Material 
jtüben, das jchon in den: Prüfungsverfahren berüdjichtigt worden iſt. Anderer— 
ſeits bewahrt es deu Verkehr vor dem vielfach üblichen Verfahren, daß der Ans 
melder während des Prüjungsverfahrens jich den vom Patentamt geforderten 
Beichränfungen unterwirft, um jpäter den Intereffenten gegenüber den weiteren, 
vom Patentamt ausdrüdlih nicht bewilligten Schuß in Anſpruch zu nehmen. 

Auch die Frage der jogenannten Abhängigfeitspatente hat die Bedeutung 
einer zutreffenden Feſtſtellung dev Patentjchrift erneut in den Vordergrund gerückt. 
Die Frage, um die es jich hier handelt, ift im ihrer allgemeinen Beziehung in 
der legten Denkſchrift ausführlich erörtert. Inzwiſchen hat das Reichsgericht 
prinzipiell entjchieden, daß gemäß $ 3 Abſatz 1 des Patentgeſetzes dem Patentamt 
nur die Prüfung darüber zufteht, ob der Gegenjtand einer Anmeldung mit dem 
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Gegenitand einer früheren Anmeldung ſich ganz oder theilweile dedt Identität 
der Erfindungen), während die davon verichiedene Frage, ob eine Erfindung die 
Benutzung einer anderen Erfindung vorausjegt (fogenannte Anhängigfeit der Er— 
findungen), der Zultändigfeit der ordentlichen Gerichte unterſteht. Das Reichs— 
gericht hat ausgeiprochen, daß, ſofern beabjichtigt gewejen jei, auch die Ent: 
jheidung über die fogenannte Abhängigkeit endgültig dem Patentamt zu über: 
tragen, dieſe Abjicht in dem Gejege nicht in redjtSverbindlicher Weife zum Aus— 
druckt gebracht jei. Ueber die Rückwirkung dieſes Grundjages auf die Praris 
laſſen jich bei der Kürze der jeit der Enticheidung verflojienen Zeit abjchliegende 
Mittheilungen noch nicht geben. injtweilen glaubt das Patentamt, durch eine 
zweckmäßige Nedaktion der Patentjchriften den Betheiligten jelbjt, und im Streits 
falle den Gerichten, die Auslegung der Patente aud im Anhängigfeitsfalle er- 
leichtern zu müſſen. Es wird daher auch dann, wenn der Fall der theilweiien 
Identität nicht vorliegt, zur Nlarjtellung des Wejens einer neu zu ſchützenden 
Erfindung und zu ihrer Abgrenzung gegenüber Bekanntem oder vorher Geſchüttem 
auf früher ertheilte Patente, jet es in der Bejchreibung, fei es im Anſpruch, hin— 
gewiejen. Diejer Hinweis joll aber Lediglich thatjäcdjliche, technische Bedeutung 
haben, jo daß die Nechtsfrage, ob die Ausübung des nen zu ertbeilenden Batents 
nicht ohne Eingriff in das in Bezug genommene ältere Patent jtattfinden kann, 
für die gerichtliche Entjcheidung offen bleibt. 

Mit der Frage der Tefinition der Erfindung ijt untrennbar verbunden die 
Frage der Einheitlichfeit der Anmeldungen, welche die Abtheilungen nicht 
minder lebhaft beſchäftigt. Nach $ 20 des Patentgejeges it für jede Erfindung 
eine befondere Anmeldung erforderlid, worunter die Praxis veriteht, daß der 
Inhalt der Anmeldung durch einen patentfägigen Erfindungsgedanfen zuſammen— 
gehalten werden muß. Da bei mancen Anmeldern in mißveritändlicher Auffaſſung 
ihrer Intereſſen die Neigung bejteht, die Anmeldungen mit einer Reihe über- 
flüſſiger oder nicht zufammenhängender Tinge zu beladen, jo hält e$ das Patent— 
amt für jeine Mufgabe, bei derartigen Anmeldungen ſowohl auf eine Ausicheidung 
des Ueberflüſſigen, als aud, ſofern die Anmeldung mehr als eine Erfindung 
enthält, auf eine Zerlegung der Anmeldungen in ihre von einander unabhängigen 
Beſtandtheile hinzuwirken. Auch in dieſem Punkte iſt die Nechtiprechung der 
Gerichte über die theilweife Verlegung von Patenten von Einfluß gemejen. Er: 
fahrungsgemäß bereiten gerade diejenigen Patente dem betheiligten Verkehr die 
meisten Schwierigkeiten, deren Auslegung in Folge der Verquickung mehrerer 
techniſcher Gedanken dehnbar und willfürlich fein kann. Die Erfahrung bat 
andererieits gelehrt, daß der eimfichtige Anmelder mit der geforderten Trennung 
der Anmeldung gern einveritanden sit, da die Vortheile der Eicherheit und Klar— 
heit des im Sinne der Einheitlichteit der Erfindung feltgejtellten Nechts die durch 
die Trennung erforderlichen Noiten einer etwaigen zweiten Anmeldung auf den 
ausgejchtedenen Theil veichlich aufwiegen. 


Befchwerdevrrfahren. 

Die Zahl der Bejchwerden, welche im Sabre vor der Patentreform (1890) 
2965 betrug, war im Jahre 1891 auf 2337 und im folgenden Jahre auf 1233 
gelunfen. Seitdem bat wieder, tm Öroßen und Ganzen entiprechend den ver: 
mehrten Anmeldungen, eine langjame Yunahme Ttattgefunden. Am Jahre 1895 
wurden 1639, im Jahre 1894 1787 und im Jahre 1895 2030 Beſchwerden 
eingelegt. Bon den Belchwerden des Jahres 1891 wurden 1410, von den Bes 
jhiwerden der nächſten drei Jahre entjprechend 675, 959, 1044 zurückgewieſen, 
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es famen aljo auf je 100 Bejchwerden 1891 64,,,, 1892 60,94,, 1893 63,5,, 
1894 62,,, Abweifungen. Die Zahlen beweilen, daß die Entjcheidungen in den 
verichiedenen Jahren in der Hauptjache gleichmäßig ausgefallen jind, Für das 
Jahr 1895 laffen jih, da ein Theil der Beſchwerden nod im Geſchäftsgange it, 
die Ergebniſſe noch nicht mitteilen. Uebrigens fünnen die obigen Zahlen nicht 
dahin verjtanden werden, dab die Beſchwerdeinſtanz in allen Fällen, in denen 
jchließlih eine Anerkennung erfolgt it, die Entjcheidung erjter Inſtanz gemiß— 
billigt hätte. Vielmehr find die Fälle nicht jelten, in denen der Bejchwerde ſtatt— 
gegeben wird, weil der Anmelder jich nachträglich entjprechend bejchränft oder 
durch neue Unterlagen und Beweismittel die Anmeldung zutreffend ergänzt hat. 

Bon Einiprechenden find Beſchwerden erhoben: 1891 211, 1892 160, 
18593 217, 1804 246, 1895 vund 250. Auf 100 Einjprüche kommen hiernad 
1891 18, 1892 14, 1893 16, 1894 19, 1895 21 Bejchwerden. 

Die Neuordnung des Bejchwerdeverfahrens durch das Geſetz vom 7. April 1891 
hat fi auch in den leten Jahren bewährt. Die vollitändige Trennung der 
Suftanzen, die Behandlung der Bejchwerden durch gejchloffene Kollegien und die 
obligatorifche mündliche Verhandlung, jobald einer der Betheiligten darauf an— 
trägt, find werthvolle und umentbehrliche Beltandtheile des Watentprozefles ge: 
worden. Namentlich wird die mündliche Verhandlung jowohl von dem Patent— 
amt, als auch von den Betheiligten immer mehr als ein jegenreiches Hilfsmittel zur 
Aufklärung zweifelbafter Thatjachen und zur Vorbereitung der Enticheidung gejchäßt. 

Im Einzelnen muß allerdings aucd das Verfahren in Beichwerdejadhen noch 
als ausbildungsfähig bezeichnet werden. Jusbeſondere wird durch eine weitere 
zwedmäßige Zuſammenfaſſung der verjchiedenen Spruchkollegien der Beſchwerde— 
initanz auf die erhöhte Sicherftellung einer einheitlichen Rechtſprechung Bedacht 
zu nehmen jein. Bereits in der legten Denfjchrift wurde hervorgehoben, daß 
der Vorſitz in den Beichwerdeabtheilungen neben dem Präfideuten in der Hand 
von vier nebenamtlichen rechtskundigen Meitgliedern liege und daß ſich hier= 
aus bei zunehmender Zahl der Sitzungen und mündlichen Verhandlungen mehr 
und mehr eine die Einheitlichleit der Nechtiprehung gefährdende Fjolirung, der 
einzelnen Spruchtollegien ergeben müſſe. Die Erfahrungen der legten Jahre haben 
dieje Beſorgniß bejtätigt. Die Gefchäfte der Befchwerdeabtheilungen haben jtarf 
zugenommen. Abgejeben von der jteigenden Zahl der Beſchwerden und dem 
Dinzutritt der Bejchwerdefahen in Waarenzeichenangelegenheiten, it die Behand 
lung der Sachen jelbit, theil$ in Folge des Anwachſens des Stoffs und des 
Hervortretens zweifelhafter allgemeiner Fragen, theils in Folge der vermehrten 
mündlichen Verhandlungen, jchwieriger und umjtändlicher geworden. Die Zahl 
der Sitzungen betrug im Jahre 1893 122, 1894 141 und 1895 151. Im 
Durchſchnitt iſt die einzelne Sitzung mit 15 Sachen bejegt. Mündliche Verbands 
lungen haben 1893 444, 1894 579, 1895 616 jtattgefunden. Cine weitere 
Steigerung it vorauszuſehen. 

Bei einer ſolchen Entwidelung läßt ſich die Nebenamtlichkeit des Vorſitzes 
in der Bejchwerdeinitanz auf die Dauer jchwer aufrechterhalten. Vielmehr wird, 
was auch ſchon in der legten Denkſchrift angedeutet wurde, auf den Erſatz der 
nebenamtlichen Worjigenden durch ein oder zwei bejondere hauptamtlihe Mit- 
glieder Bedacht zu nehmen fein, unbejchadet des im Allgemeinen wohl bewährten 
Prinzips der Nebenamtlichkeit bei den techniſchen Mitgliedern. Eine ſolche 
Mahnahme würde es auch möglich machen, die hauptamtlichen vechtöfundigen Mit- 
glieder erſter Inſtanz in ihrer zweitinſtanzlichen Thätigkeit zu entlajten und ihren 
eigentlichen Funktionen zurüdzugeben. 
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nNichtigkeitsverſahren. 

Die Zahl der Nichtigkeits- und Zurücknahmeanträge betrug, wenn der Zeit: 
raum der leßten 10 Jahre in Betracht gezogen wird, im Durchſchnitt jährlich 
90 bis 100. Wergl. auch Anlage 1.) 

Es find eingegangen im Sabre 


Be A 
1887 2 222222. 
1888 . 2 1060. 
ißsss | 
7 BEE En 
11 en, 
Beer ME 
7: m 
BE ae 
1895 . . u sd 


zulanmen . . . 1028 Anträge. 


Hiervon find 928 Nichtigfeitd: und 100 Zurüdnahmeanträge. 

Die niedrige Zahl des Jahres 1892 jtellt eine Ausnahme dar, melde viel- 
leicht durd; die im Jahre 1891 erfolgte Einführung der geſetzlichen Nichtigleits— 
gebühr von 50 ME. erklärt wird. Die hohe Zahl des Jahres 1894 hängt mit 
der Beitimmung des S 28 Abfab 3 des Patentgefepes vom 7. April 1891 zus 
fammen. Hiernach iſt die Nichtigkeitsflage nad Ablauf von 5 Jahren jeit dem 
Tage der über die Patentertheilung erfolgten Bekanntmachung nicht mehr jtatt- 
haft. Dazu bejagt Artikel IT des Geſetzes, dieje Beitimmung jolle auf die am 
1. Oktober 1891 fchon beitehenden Patente mit der Maßgabe Anwendung finden, 
daß der Antrag mindeſtens bid zum Ablauf von 3 Jahren nach dem Inkraft— 
treten des Geſetzes ftatthaft jei. Demzufolge lief für die Nichtigkeitsflagen gegen 
alle Patente, die vor dem 1. Dftober 1889 ertheilt worden jind, und wegen 
deren Ertheilung die Bekanntmachung vor diefem Tage erfolgt it, die äußerſte 
Friſt mit dem 30. September 1894 ab. Wie zu erwarten war, jind daher im 
Jahre 1894 bejonders viele NichtigfeitSanträge eingegangen; im September 1894 
allein 74. 

Was den Ausfall der Nichtigkeits- und Zurücknahmeklagen anlangt, jo find, 
wie die Anlage 3 ergiebt, in den legten 10 Jahren im Ganzen 197 Patente 
vernichtet oder zurüdgenonmen Außerdem find theilweife vernichtet oder zurüd- 
genommen 109. Dieſe Zahlen find im Verhältniß zu der Zahl der ertheilten 
Patente gering. Eine weitere Berechnung ergiebt, daß jeit dem Jahre 1877 ins- 
gefammt auf 1000 Ertheilungen nur 4,, völlige und 2,, theilweife Vernichtungen 
oder Zurücdnahmen fommen. Die amtliche Vorprüfung der Anmeldungen hat 
aljo im Wejentlihen ihre Aufgabe, thunlichſt unanfechtbare Patente zu jchaffen, 
erfüllt. 


III. Gebraudsmniter. 
Statiftik. 


Die Zahl der Gebrauchömufteranmeldungen ift, wie die Anlage 6 ergiebt, 
im fortwährenden Steigen begriffen und erreiht im laufenden Jahre faſt das 
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Doppelte der im Zahre 1892 eingegangenen Anträge. Seit dem Bejtehen des 
Geſetzes gingen ein: 


im legten Quartal 1891 . . . » ...2095 Anmeldungen, 
im Jahre 1892... 2 2 22.02.9066 . 
u Aber. ABER aan Wer ze ve a A BR . 
r PO : :' ' er 183259 * 
. J TE ne ru n 


zufammen alio . . 55173 Anmeldungen. 

Auf die verichiedenen Klaſſen vertheilen ſich die Anmeldungen in fehr uns 
gleihem Made. An eriter Stelle ſteht nach wie vor Klaſſe 34 (Hauswirtgichaft- 
lihe Geräthe) mit insgejanmt 6289 Anmeldungen (1891 bis 1894: 4410, 
1895: 1879). Es folgen die Klaſſen 


3 (Belleidungsinduitrie' mit . .. .23394 
1891 bis 1894: 1696, 1895: 698 

45 Landwirthſchaft mit . . nee a ER 
‚1841 bis 1894: 1478, 1895: 682), 

33 ‚Band: und Reilegeräthbe) mit . - pr | 
(1891 bis 1894: 1574, 1895: 577), 

77 (Sport) mit . . 2 a5 5 208 
(1891 bis 1894: 1417, 1895: 609), 

63 (Sattlerei und Wagenbau) mit er... 208 
(1891 bis 1894: 1247, 1895: 778), 

64 (Schaufgeräthe) mit . ee a ee 
1891 bis 1894: 1393, 1895: 578), 

37 (Hochbaumeien) mit . .- a ee 
(1891 bis 1894: 1266. 1895: >63), 

30 Geſundheitspflege mit . er ee EEE 
(1891 bis 1894: 1179, 1895: 624), 

44 Kurzwaaren) mit . . a 
1891 bis 1894: 1346, 1895: 447), 

47 (Maichinenelemente: mit © > = 2 2 200020... 1702 
(1891 bis 1894: 1160, 1505: 542), 

42 Inſtrumente mit . > een nn. 1726 
1891 bis 1804: 1140, 1895: 586), 

4 (Beleuchtung: mit . 2: 2 202. . "2... 1809 
(1891 bis 1894: 1067, 1895: 552, 

70 Schreib⸗ und Zeichenwaaren u. 1. w.) mit . . »- 1501 
1801 bis 1894: 1076, 1845: 425, 

68 (Schloſſerei mt - 2 > 2 ern en ne 1417 
1891 bis 1894: 1014, 1895: 403), 

21 (Elettriiche Apparate! mit 2. 2 22 er 22. 1281 
1891 bis 1894: 859, 1895: 422), 

36 .Hersimgsanladnen) mt > 2 2 2 nenn. 1243 
1801 bis 1894: Ag 1895: 406), 

54 Bapiererzeugnitie wm. 1. wimit 2 2 20202020. 1234 
(1891 bis 1894: 13 1895: 441), 

49 Mechantiche Melallbearbeitung mit.. 19087 


(1891 bis 1894: 738, 1895; 349), 


Die übrigen Klaſſen erreichen die Zahl 1000 noch nicht. In mehreren zeigt ſich 
der Gebrauhsmufterichugp von ganz verichiwindender Bedeutung. So weilt Klaſſe 16 
(Düngerbereitung) nur 4 Anmeldungen auf, Klaſſe 18 (Eifenerzeugung) 9, Klaſſe 29 
(Gejpinnitjafern) 9, Klaſſe 84 (Waſſerbau) 14, Klaſſe 40 (Hüttenwejen) 16, Klaſſe 75 
(Soda) 22. Gar feine Anmeldung iſt aus Klaſſe 62 (Salinenwejen) eingegangen. 

Die Neihenfolge der Klaſſen in der Anzahl der Anmeldungen it natürlich 
nit in jedem Jahre die gleihe. Die obige Zujfammenjtellung zeigt, daß das 
Jahr 1895 mehrere erhebliche Verjchiebungen bewirkt hat. Während die Klaſſe 33 
(Hand- und Neijegeräthe) bisher der Klaſſe 45 (Landwirthichaft) um rund 100 
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Anmeldungen voranging, hat das Jahr 1895 der Klaſſe 45 682 Anmeldungen 
gebracht, d. h fait die Hälfte dev in den vorhergehenden 3'/, Jahren überhaupt 
erreichten Summe, und damit ein Emporichnellen über Klaſſe 33 hinaus bewirkt. 

Sit bei Einführung des Gebrauhsmniterichuges in eriter Linie an die ſoge— 
nannten Keinen Artikel, an gewerbliche Erzeugniffe für den privaten Gebrauch, 
gedacht, jo nehmen Doc aud ganz andere Zweige der Induſtrie jortgejept die 
Wohlthaten des Geſetzes in Anfpruch. Das zeigen 3. B. Die zahlreichen Anmelds 
ungen aus den Klaſſen: 


13, Dampfkeſſel . . 2.0. Im Ganzen 345, 
19, Eiſenbahn- und Straßenbau en N 218, 
20. Eiſenbahnbetrieb . . ee = 637, 
37, Sohbaumeien . > 2 2 2 2 rm 2 1 829, 
47. Maichinenelemente . . SE N S 1 702, 
65, Schiffsbau und Schiffsbetrieb. Bea . 114. 
74, Zignalwein . . . u x 312. 


Die bedeutenditen Firmen der Grokinduftrie ind Itändig unter den Anmeldern 
vertreten. 

An den 55173 Anmeldungen it das Deutſche Reich mit 51202, aljo über 
92 Prozent, betheiligt, das Ausland mit 3971 oder 7,, Prozent. (Berg. Anlage 5.) 

Unter den ausländischen Anmeldern fommen bejonders diejenigen aus Oeſter— 
reiche ingarn, den Vereinigten Staaten von Amerika, Großbritannien und der 
Schweiz in Betradit, welche 

im Sabre 1894 mit beziehungsweile 412, 261, 155, 128, 

im Jahre 1895 mit beziehungsmweile 371, 278, 166, 196 Anmeldungen 
vertreten jind. Weniger zahlreidy jind Belgien, Frankreich, Schweden-Norwegen, 
Atalien und Nupland, nur ganz vereinzelt jind die übrigen ausländiichen Staaten 
vertreten. Was Die einzelmen deutſchen Bundesttaaten anlangt, jo ſind an den 
inländischen ee betheiligt : 


Vreußen mit . . >. 02020. 62 Prozent 
3 das übrige Norddeutichland mit RE GR ER | | 7 
ec); Zitddeutichland mit - . —41 


Innerhalb Preußens vagen Berlin 1894 an 2533, 1895 mit 3026 und 
die Nheinprovinz 1894 mit 2100, 1895 mit 2290 Anmeldungen weit über die 
übrigen Gebietstheile hervor. 

Bis Ende 1895 waren 50475 Gebrauchsmuſter in die Nolle eingetragen. 
Die Umſchreibungen in der Nolle in Folge Uebertragung des Schußrechts, wie 
fie im Jahre 1891 nur einmal erfolgte, erreichten in den Jahren 


1892... 2.2.20. die Babl 90, 
Ba 2 A ae „165, 
1894 an dar cateid: „298, 
1895 ... ——— 409., 


ſind alſo bisher in 958 Fällen erfolgt. 

Der Umfang, in dem die Gebrauchsmuiterrechte thatlächlich zum Gegenitand 
des Handelsverkehrs gemacht werden, läßt ſich aus Ddiefen Ziffern allerdings jchon 
deshalb nicht erfennen, weil die Betheiligten häufig die Umschreibung in der Rolle 
als rechtlich entbehrlich nicht beantragen, auc wenn materiell Aenderungen in der 
Perſon des Eingetragenen eingetreten ſind. 

Am 1. Oltober 1894 waren drei Jahre feit dem Inkrafttreten des Geſetzes 
verflojfen, und da nah $ 8 die Dauer des Schußes drei Jahre beträgt, von 
dem auf die Anmeldung folgenden Tage an gerechnet, jo trat vom 2. Dftober 
1894 an allmälig ein Erlöjchen derjenigen, durch die Eintragung begründeten 
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Schutzrechte ein, für welche nicht durch rechtzeitige Zahlung einer Gebühr von 
60 ME. eine Verlängerung erwirkt it. Won den in der Zeit vom 1 Öftober 
1891 bis Ende 1892 eingegangenen 11161 Anmeldungen hatten 10180 zur 
Eintragung geführt, und von dieſen jind 7 in Folge gerichtlichen Urtheils ge= 
löfcht, 115 in Folge Verzichts, 8194 durch Zeitablauf erlojchen, 1864 dagegen 
verlängert worden. Während aljo in 80,,, Prozent der Fälle die Anmelder ihr 
Schutzrecht haben verfallen laſſen, ift für 18,5, Prozent der Gebrauchdmuiter die 
zweite Gebühr entrichtet worden. Dies zeigt, daß die Anzahl der nicht nur einem 
vorübergehenden Bedürfniſſe genügenden, im gewerblichen Verkehr werthvolleren 
Neuerungen doch eine verhältnißmäßig große it, und läßt einen günftigen Schluß 
auf die Wirkungen der Einführung des Gebrauchsmuſterſchutzes zu. 


Verfahren. 

Das Verjtändnig des Geſetzes ift im Publikum noch verhältnigmäßig wenig 
vertieft und verbreitet, und ſelbſt die Erfüllung der einfachen formellen Erforder— 
niffe der Anmeldungen macht den Eleinen Gewerbetreibenden immer noch bedeutende 
Schwierigkeiten. Eine große Anzahl der Anmelder bedient fich daher der Hilfe 
von gewerbsmäßigen Vertretern. Eine Statiſtik hierüber it evjt feit dem Jahre 
1894 geführt worden. An diefem Jahre belief ſich die Zahl der von Patent— 
agenten angemeldeten Gebranchsmuſter auf 9400 (von 15259), von den im Jahre 
1895 eingegangenen 17399 Anmeldungen ind 10935 von WBatentagenten einz 
gereicht worden Der Prozentſatz stellt ſich alfo für beide Jahre auf ungefähr 
62 Prozent. Ueber das Verfahren vor der Anmeldeitelle it gegenüber den Dar— 
legungen in der vorigen Denkſchrift nur Weniges hinzuzufügen. 

Tie Anträge auf Eintragung eines Gebrauchsmufters werden mit Vorliebe 
zugleich mit Patentanmeldungen geitellt und von deren Ergebniß abhängig gemadt. 
Solche Eventualanmeldungen jind im Jahre 1894 1234, im Nahre 1895 1583 
eingegangen. In 37 Füllen iſt die Eintragung in die Muſterrolle beantragt und 
bewirkt, nachdem das Patent bereit ertbeilt war, Die Zahlen beweifen, daß 
mit der Zulaffung dev Eventualanmeldungen einem wirfliden Bedürfniſſe ent— 
fprochen ijt. Andererſeits haben ich aber auch die Fälle gemehrt, in denen ohne 
berechtigte Gründe eine Verzögerung der Eintragung gewiünjcht wird. Den In— 
terejjen der Allgemeinheit it es nicht dienlich, wenn der Anmelder feinem Ge— 
brauchsmujter zwar eine frühe Priorität verichafft, dann aber, ohne daß die bes 
theiligten Gewerbetreibenden von jeiner Anmeldung willen, darauf wartet, bis 
von Anderen die gleiche Neuerung in den Verkehr gebracht wird, und nun erſt 
mit jeinen älteren Anfprüchen bervortritt. Häufig wird die gleichzeitige Patent— 
anmeldung auch mur zu dem Zweck eingereicht, um eine Prüfung auf die Neubeit 
des Modell3 herbeizuführen, damit, falls das Patentamt die Neuheit verneint, 
die Gebrauhsmuiteranmeldung zurücgezogen werden fann Auch ſonſt find Vers 
fchleppungen der Anmeldungen feitens der Anmelder nicht jelten. Um die fir 
die Allgemeinheit damit verbundenen Webelitände zu bejeitigen, werden die Aus— 
jegungsanträge nur dann zugelaflen, wenn fie eine innere Berechtigung haben 
und als Bedingung oder Befriſtung des Eintragungsantrags juriſtiſch klar gefaßt 
find. Anderenfalls werden die Anmelder zur beſtimmteren Formulirung angehalten. 
Namentlich wird grundjäßlich daran feitgehalten, daß fich die öffentlihe Bekannt— 
machung des Gebrauchsmuſters an die einmal vollzogene Eintragung unmittels 
bar anjchliegen muß. Mit der Eintragung im die öffentlich ausliegende Nolle 
fommt der Gebrauchsmuiterichug zur Entjtehung, und es hat nunmehr jeder Dritte 
das Necht, die Unterlagen der Anmeldung einzujehen. Unterbleibt die Bekannt— 
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macung längere Zeit, jo würde hierin eine Benachtheiligung der großen Mehr— 
heit gegenüber den verhäftnigmäßig wenigen Perfonen liegen, die die Gebrauchs: 
mufterrolle jelbit einzujehen und dadurd von dem neuen Schutzrecht Kenntniß zu 
uehmen Gelegenheit haben, Anträge auf Ausſetzung der Bekanntmachung werden 
daher der Negel nad) nicht berückſichtigt. 

Seit dem 1. Dftober 1894 kommen, wie oben bemerkt, die Gebrauchsmuiter 
allmälig durch Ablauf der gejeglihen Schupfriit zum Erlöſchen. Mit Rückſicht 
hierauf ijt eine befondere Nontrole in Bezug auf das Herankommen diejes Zeit: 
punftes für jedes einzelne eingetragene Gebrauchsmmiter nothwendig geworden. 
Da das Erlöfchen des Schutzrechts von Rechtswegen eintritt und eine Mahnung 
zur Zahlung der Berlängerungsgebühr im Geſetz nicht vorgejehen ift, jo iſt es 
grundfäglic Sache des Anhabers, dieſen Punkt im Auge zu haben und durch 
rechtzeitige Zahlung der 60 ME. dem Erlöfchen vorzubeugen. Um jedod den 
Intereſſen der Betheiligten möglichit entgegenzufommen, erläßt die Anmeldejtelle 
3 bis 4 Wochen vor Ablauf der Schupfriit eine kurze formularmäßige Benach— 
richtigung an den Inhaber darüber, daß fein Schugrecht erlöfchen wird, jofern 
nicht die Verlängerungsgebühr vechtzeitig aezahlt wird. Es darf angenommen 
werden, daß dieſe Mittheilung in vielen Fällen fich nützlich erweilt. Freilich 
fommt e3 auch häufig vor, daß der Anmelder, deſſen Hoffnungen auf die praftische 
und peluniäre Verwerthung des Mufters ſich nicht verwirklicht haben, die wohl— 
gemeinte Mittheilung des Patentamts zurückweiſt. 

Die Anträge dritter Perjonen auf Löſchung eingetragener Gebrauchsmuſter 
haben ich zwar vermindert, fommen aber immerhin nicht jelten vor, Die Mein: 
ung, daß eim dem Patentverfahren analoger Einipruch gegen die Gewährung eines 
Gebrauchsmuſterſchutzes zuſtehen und daß die Eintragungen in der Gebrauchs» 
mifterrolle einer Art von Nichtigkeitsverfahren unterliegen müßten, tritt immer 
bon Neuem wieder hervor. 


Materielles Recht. 

Der Umfang, in dem die Gerichte mit Entſcheidungen über Fragen des 
materiellen Gebrauchsmuſterrechts befaßt ſind, läßt ſich nicht genauer feſtſtellen. 
Im Verhältnif zu der großen Zahl der Anmeldungen und der materiell offenbar 
unbegründeten Eintragungen it die Zahl der zur Kenntmiß des Patentamts 
fommenden Erkenntnifje unbedeutend. An den meilten Fällen handelt es fih um 
die Frage der Neuheit. Auch der Begriff des Gebrauchmufters, die Schutzfähigkeit 
des Modells an ſich im Sinne des 8 1 des Geſetzes, iſt vielfad erörtert. 
Namentlich jind inzwiichen jeitens des Neichsgericht3 für die Auslegung des Ge— 
jebes mehrere wichtige nticheidungen ergangen. Abgeſehen von wiederholter 
Begrenzung des Begriffs der offenfundigen Benutzung in jpezieller Beziehung auf 
das Gebrauchsmuſterweſen, hat das Neichsgericht feitgeitellt, daß die Beſchreibung 
des Modells integrirender Beltandtheil der Anmeldung iit, und daß daher als 
das angemeldete und gefchügte Modell auch nur dasjenige angejfehen werden fann, 
welches dieſe beichriebene neue Gejtaltung oder Vorrichtung zeigt. Weicht alſo 
die bei der Anmeldung übergebene Nachbildung von der Beichreibung ab, To tt 
die leßtere maßgebend, und durch die von einem Dritten bewirkten Heritellung 
eines mit dem überreichten Modell übereinitimmenden Gegenitandes ijt das Necht 
des Gebrauchsmuiterinhabers nicht verlegt. Am einer anderen Entſcheidung it 
das Abhängigkeitsverhältniß zwischen mehreren zum Theil übereinjtinnenden Ges 
brauchsimuftern erörtert und find dabei die für das Patentrecht geltenden Grund» 
jäße entiprechend zur Anwendung gelangt. Handelt es fich um ein dem Kombinations: 
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patent analoges, in der neuen Verbindung einzelner Theile zu eigenthümlichem 
Bwed bejtehendes Gebrauchsmufter, jo it, wie dort, eine Nechtöverleßung ans 
zunehmen, wenn der jpätere Erfinder aus dem älteren Modell auch nur die Zus 
fommenfegung der weientlichen Theile zu gleichem Zweck benußt, jelbit wenn das 
hinzugefügte Neue für ſich ſchutzſähig iſt. Das etwa erworbene Patentrecht darf 
er ohne Erlaubniß des früher Eingetragenen nicht ausüben. 

Eine wichtige Gntjcheidung des Neichsgerichtd ift vor Kurzem dahin er: 
gangen, daß ſolche Gegenitände, bei denen die Wahl eines gewiffen, an fich be= 
fannten Materials für den Gebrauchszweck beitimmend it, nicht al& Gebrauchs» 
mujter angefprochen werden fünnen. Selbjt wenn man, jagt das Neichägericht, 
in der Anwendung eines befaunten Stoffes zu befannten Zweck in befannter 
Form eine Anordnung im Sinne des $ 1 des Geſetzes finden will, jo fehlt 
jolcher Anordnung doch die Neuheit, wenn ste nichts thut, als die befannten 
phyſikaliſchen Eigenſchaften eines befannten Stoffes für einen bekannten Zweck in 
befannter Form ammendet. Damit it zahlreichen Eintragungen der rechtliche 
Boden entzogen. 

Bemerfenswerth it auch, daB das Neichögericht nunmehr grumdfäglich aus— 
geiprocen bat, ein Arbeitsvorgang, ein techniicher Prozeß könne Gebrauchsmuſter— 
jchuß nur injofern erlangen, als durch jeine nene Geſtaltung auch eine neue Form 
der ihm dienenden Vorrichtung bedingt wird. Nicht nur deshalb, jondern auch 
aus dem weiteren Grunde, weil der Apparat als Maſchine überhaupt nicht ſchutz— 
rähig ſei, it die Eintragung eines Apparats für wirkungslos erflärt, welcher aus 
einer Reihe jelbitttändiger, beionderen Arbeitövorgängen dienender Vorrichtungen 
zu einem einheitlichen Geſammtzweck zuſammengeſetzt war. Auch dieſe Entjcheidung 
enthält eine für die weitere Eutwidelung des Gebrauchsmuſterweſens bedeutjame 
Bejchränfung des materiellen Gebrauchsmüuſterrechts. In welder Richtung fie 
wirfen wird, läßt Tich noch nicht jagen. Insbeſondere bleibt abzuwarten, ob 
diefe Rechtsgrundſätze die betheiligten Kreife davon abhalten werden, nach wie 
vor nicht ſchutzberechtigte Anmeldungen zur Eintragung zu bringen. 


IV. Waareuzeihen. 
Allgemeines. 


Das Geſetz zum Schuß der Wuarenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 it 
om 1. Tftober 1894 in Kraft getreten. Zeine Durchführung in der Praris iſt 
noch nicht völlig abgeſchloſſen. ES liegt vielmehr in der Natur dev Sache, daß 
bei der Kürze der verfloffenen Zeit die Behandlung einer Reihe grumdjäglicher 
ragen noch im Fluſſe it. Much bat das Geſetz ſelbſt im 8 24 für die unter 
der Herrichaft des Geſetzes über Markenihug vom 30. November 1874 bei den 
Gerichten regiltrirten Marken eine Uebergangszeit bis zum 1. Oftober 1808 feſt— 
gejegt. Ein Theil diefer Marken it noch nicht in die Zeichenrolle des Patent: 
amt3 übernommen. Es kann deshalb gegenwärtig noch nicht ein abichließendes 
Urtheil über die Wirkſamkeit des neuen Geſetzes, ſondern nur ein allgemeines 
Bild über jeine erite Einführung in die patentamtliche Praxis gegeben werden. 
Auch it von Entjcheidungen der Gerichte auf Grund des nenen Rechts bisher 
wenig wenig befannt geworden. 


Vorprüfung. 


Das Gefe vom 12. Mai 1894 hat einen Wechiel des Syſtems gebradıt. 
Während früher bis auf wenige Ausnahmen jeder Anmeldung die Eintragung in 
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das Zeichenregiiter folgte, vorbehaltlich der Enticheidung des Streitfall® vor dem 
ordentlichen Richter, bejchliegt im Allgemeinen jegt das Patentamt über die Schuß 
fühigfeit eines Zeichens, wenn es jih um die Eintragung, regelmäßig aud), wenn 
es jich um die Löſchnng handelt. Nur im gewillen Fällen läßt das Gejeg einen 
nachträglichen gerichtlihen Angriff gegen ein eingetragenes Zeichen zu. Der 
Schwerpunft der Thätigfeit des Patentamts, über welde im Folgenden zu bes 
richten jein wird, liegt deshalb in der amtlichen Borprüfung der angemeldeten 
Zeichen. 

Für die Zwecke diefer Vorprüfung ind die Waaren, für die ein Zeichen 
beitimmt jein fann, in 42 Waarenklaſſen eingetheilt worden. Einige der größeren 
Klaſſen haben Unterklaſſen erhalten. Die Nlafleneintheilung, welche aus der 
Anlage 7 eritchtlich üt, lehnt jich zum Theil an die Gewerbeklaſſen der amtlichen 
Gewerbeitatiitit, zum Theil an die Patentklaffen, zum Theil an ausfändijche 
Muſter an und hat ſich bisher bewährt. Die Prüfung it Tormeller und materieller 
Natur. Erſtere betrifft bauptiächlich die Kormalien des Geſuchs, die Feſtſtellung 
des früheren gerichtlichen odes des im Auslande ertheilten Schutzes, Letztere die 
Feititellung der materiellen zeichenrechtlichen Boransjegungen der Eintragung umd 
diejenigen Punkte, weldıe vom Geſetz als Verſagungsgründe aufgeitellt find. Zu 
den Borausjegungen der Eintragung gebört, abgejehen von einem zur Waters 
ſcheidung von Waaren verichiedener Gewerbetreibenden geeigneten „Waarenzeichen“ 
im Sinne des $ 1 des Geſetzes ein geeigneter Geihäftsbetrieb des Ans 
melders und ein VBerzeihniß der Waaren, für welde das Zeichen bes 
ſtimmt iſt. 


Geſchäftsbetrieb. 


Das neue Geſetz hat die Anlehnung des Zeichenrechts an die Firma auf— 
gegeben und den Kreis der Yeichenberechtigten von den firmirenden Kauflenten 
und Gefellichaften auf alle vechtstähigen Perſonen, welde Waaren beritellen oder 
vertreiben, ausgedehnt. In weichem Umfange von dieſer Erweiterung des Rechts 
Gebrauch gemacht wird, läßt ſich ziffermäßig nicht feititellen. Außer Kaufleuten 
und Fabrikanten Find fiskaliſche Auſtalten, Landwirthe, Waldbeiiger, Gärtner, 
Weinbauer, Hopfenbauer, Mineralquellbeiger, Aerzte und Handwerker als Zeichen 
anmelder aufgetreten. 

Mehrfach hat ſich das Bedürfniß geltend gemacht, Zeichen für verichiedene 
Betriebe unter Schuß zu Ttellen, die in einer anderen Weile, als durch Einheit 
des Inhabers, mit einander zuſammenhängen. Bier it zwar bei dem Mangel 
eines einheitlichen Nechtsjubjefts eine gemeinjchaftliche Anmeldung nicht \tatthaft, 
doch kann das Ziel in der Weife erreicht werden, daß die Eintragung von einem 
Theilnehmer machgefucht wird und diefer fich zur Gejtattung der Benußung gegen— 
über den übrigen Mitgliedern der Bereinigung verpflichtet. Auf diefem Wege 
iind beijpielsweile für den Verband deuticher Ehofoladefabrifanten, den Verband 
deutſcher Maffeeimporteure und Kaffeeröſtereibeſitzer „Hanſa“, und den Verband 
deuticher Haarhutfabrifanten Zeichen zur Anmeldung gelangt. 


Waarenverzeichniß. 

Früher war mit dev Anmeldung ein Verzeichniß der „Waarengattungen“ 
beizubringen, das neue Geſetz verlangt ein VBerzeichnig der „Waaren“. Das 
Geſet hat indeſſen zweifellos nicht gewollt, daß die im Intereſſe der Sicherheit 
des Zeichenſchutzes dorgeichriebene Spezialifirung der Waaren auf alle einzelnen 
Waaren ausgedehnt werde, die im geſchäftlichen Verkehr überhaupt noch begrifflich 
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unterschieden werden. Denn die Durchficht irgend eines Preisverzeichnifies von 
einem mittleren Geſchäfts- oder Fabrifationsbetriebe ergiebt, daß bei jolcher Aus: 
führlichfeit manches Waarenverzeichniß mehrere Druckſeiten füllen würde, ohne 
daß damit den ntereflen des Anmelders oder des Zeichenverfehrs gedient wäre. 
Die neue Vorſchrift wird daher fo verjtunden, day, abgejehen von Fällen, in 
denen nur ganz beitimmte Waaren durch ein Zeichen gededt werden jollen, wie 
3. B. ein Arzneimittel duch ein neues Wort, die Waaren in der Regel gruppen 
weile zuſammenzufaſſen ind. Wie eng oder umfajjend die Gruppen fein dürften, 
richtet ji nach den Umständen. Wefentlich it, daß das Waarenverzeichniß zu 
dem geichäftlichen Bedürfniß des Anmelder in einem angemejjenen Verhältniß 
jteht. Unter diefer Borausiegung bat ſogar ein nach der Begründung des Ent: 
wurjes als unzuläſſig aufgeführter Ausdrud — „chemiſche Produfte* — wieder— 
holt in Waarenverzeichnijten Aufnahme finden fünnen. So belief ſich 3. B. der 
von einer chemischen Fabrik eingereichte Waarenfatalog auf 100 Drudipalten zu 
je etwa 75 einzelnen Waaren, welche nicht anders als unter einem Geſammtnamen 
zufammenzufafen waren. Noch weniger it bei größeren Erportfirmen, welche 
die verjchiedenartigiten ihmen in Auftrag gegebenen Waaren beſchaffen und vers 
treiben, eine weitgehende Spezialifirung des Waarenverzeichniffes durchführbar. 


Freizeichen. 


Bei der weiteren Vorprüfung der Anmeldungen ſpielt, den Abſichten des 
Geſetzes entiprechend, Die Freizeichenfvage eine bejondere Nolle. Die bisherige 
Unſicherheit des Rechts auf dieſem Gebiete und die Bieljpaltigfeit der Verhält— 
niſſe machen die Ermittelnng. ob ein angemeldete: Zeichen die Eigenichaft eines 
Freizeichens befigt, vor allen anderen Fragen zu einer ſchwierigen und zeitraubenden. 

Schon vor dem Inkräfttreten des neuen Geſetzes Hatte jüh das Patentamt 
an die deutjchen Dandelsfsmmern und an eine größere Anzabl kaufmänniſcher 
und gewerblicher Vereine, im Ganzen an mehr als 200 Vereinigungen, mit den 
Erſuchen gewendet, Diejenigen Yeichen mitzutheilen, welche in den betreffenden 
Sntereffengebieten fir gewilfe Waaren allgemein benutzt werden, Auf dieſes 
Erjuchen find 185 Antiworten eingegangen, von denen 95 dahin lauteten, daß 
in den betheiligten Kreiſen Freizeichen nicht bejtänden oder nicht bekannt feien. 
Ter Anhalt der übrigen Antivorten wurde behufs Ergänzung und Berichtigung 
im Waarenzeichenbfatt veröffentlicht und für jede Klaſſe und Unterklaſſe in be: 
fonderen 7sreizeichenaften niedergelegt. 

Tas Ergebniß der Umfragen bietet den Ausgangspunkt fir die Freizeichen— 
prüfung. it ein Zeichen mit einem angeblichen Freizeichen übereinitimmend oder 
font verwechlelungsfähig, Jo wird zunächſt der Anmelder zur Erklärung darüber 
aufgefordert, vb er die Freizeicheneigenjchaft anerfennen oder ob und aus welchen 
Gründen er ein Judividunlrecht an dem Zeichen geltend machen will. In leßteren 
Halle wird bei derjenigen Körperschaft, Die das Freizeichen gemeldet hatte, unter 
Mittheilung der Aeußerung des Anmelders Rückfrage dahin gehalten, welche Um— 
jtände für Die Angabe über die Freizeicheneigenjchaft beſtimmend gewejen Find, 
insbejondere von welchen Gewerbetreibenden und in welcher Zeit das Zeichen 
geführt worden iſt. Nach dieſer Nichtung it ein reger Schriftverfehr mit Handels 
fammern, Bereinen uud größeren Gemwerbetreibenden im Gange, und es verdient 
die Gründlichkeit, meiſt aucd die Bromptheit, mit der die Erjuchen des Patent— 
amt! im Intereſſe der Allgemeinheit erledigt werden, volle Anerkennung. 
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Wenn durch die Antwort nicht noch weitere Verhandlungen veranlaßt werden, 
oder wenn ſich nicht ergiebt, daß die angeführten Umſtände zur Annahme eines 
Freizeichens offenbar ungenügend jind, dann wird zur Bemweisaufnahme geichritten. 
Diefe ergiebt mitunter, daß die vorangegangenen Mittheilungen auf perjönliche 
Auffaſſungen der Betheiligten ſelbſt zuriczufübren find, wie denn überhaupt die 
gutachtlihen Neußerungen aus dem betheiligten Kreiſe in der Freizeichenfrage 
einer dvorfichtigen Nachprüfung durch die Behörde bedürfen. 

Bereinzelt kann allerdings eine weitere Beweisaufnabme entbehrt werden. 
So, wenn Notorietät vorliegt, wie bei dem rothen Krenz als Freizeichen für alle 
Woaren, die mit der Gejundheitspflege zuſammenhängen, bei Hammer und Zchlägel 
für die Maaren der Montaninduitrie, bei dem Bild des Bods für Bier u, j. w. 
Bisweilen genügt ein urfundlicher Beweis. So wenn rectsfräftige Urtheile. 
Geſchäftsbücher, Nechnungen, Preisverzeichnifie und dergleichen vorgelegt werden, 
In der Negel erfolgt Zeugenvernehmung mittels Erfuchens der zujtändigen Amts: 
gerichte, Geben die Beweisprotofolle ein, jo wird dem Anmelder Gelegenheit 
gegeben, das Beweismaterial einzufehen und feine Einwendungen vorzubringen. 
Alsdann wird Beichluß gefaßt. Unter den 183 wegen Freizeicheneigenfchaft wicht 
zur Eintragung gelangten Anmeldungen find die meilten durch frenvillige Zurück— 
nahme der Anmeldung nach der Beanſtandung erledigt Nechtsfräftige Eutſcheid— 
ungen über die Areizeicheneigenichaft find bisher wur in vereinzelten Fällen er— 
lafjen worden, vielmehr find die wichtigeren Streitfälle über Freizeichen noch in 
der Schwebe, woraus fich auch erflärt, daß eine offizielle Freizeichenliſte noch 
nicht bat bekannt gegeben werden fünnen. Die rechtskräftig Teitgeitellten reis 
zeichen werden jeinerzeit im Maarenzeichenblatt veröffentlicht werden, Auch von 
einer abjihliegenden Feſtſtellung des Freizeicheubegriffs im rechtlicher Beziehung 
faun unter jolchen Umständen noch nicht die Nede jein Indeſſen bat das Patent: 
amt bisher in der Hauptjache der Auffaſſung des Neichsgerichts, wie fie tn Band 3 
Seite 78 und Band 24 Seite 74 der Enticheidungen in Civilſachen hervortritt, 
ſich angejchloffen. Das Zeihen muß danadı, um Areizeichen zu jein, nicht nur 
in einem verhältnißmäßig allgemeinen Gebrauch jtchen, ſodaß es im Werfehr 
nicht mehr als individuelles Kennzeichen gilt, jondern es muß diefer Gebrauch 
auc ein freier geweſen jein. Er darf nicht gegen den ausdrücklich oder durch 
ichlüjlige Handlungen erklärten Willen des urſprünglich Berechtigten ſich entwidelt 
haben, 

Schweerigfeiten bejonderer Art haben ſich namentlich in den Klaſſen der 
Arzneimittel und Genußmittel bei der Anmeldung don Worten ergeben, welche 
nachweislich von den Anmeldern für ihre zum Theil nenerfindenen Waaren zu 
erit eingeführt und im Berfehr verbreitet und daher bereit$ vor Anfraittreten 
des Geſetzes von einer größeren Anzahl von Gewerbetreibenden benußt worden 
jind. In Dielen Fällen war das Necht der Anmelder auf die Gewährung eines 
Schuges gegen die bisher nicht zu verhindernde Benußung der von ihnen eins 
geführten Bezeichnung im Einklang zu bringen mit den Jutereſſen des allgemeinen 
Verfehrd. Dat das Wort im Berfehr nachweislich in Folge vielfacher Verwend— 
ung durch eine größere Zahl von Sewerbetreibenden den Hinweis auf die bes 
jondere Herkunft der Waaren aus den Produftionsttätten des Einzelnen abge— 
jtreift, dient es vielmehr lediglich als ein Hinweis auf die Art oder Qualität der 
Waare überhaupt oder it das Wort bereits zu einer Sorten: oder Waarens 
bezeichnung geworden, jo wird die Cintragung aus dem Geſichtspunkt der Frei— 
zeicheneigenichaft verfagt Die Feititellung dieſer Verhältniſſe bietet meiſt weiter: 
gehende rechtliche und thatlächliche Schwierigfeiten. 
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Wortzeichen. 


Die Einführung des Wortzeichenschuges durch das Gejeß hat, wie die große 
Zahl der Anmeldungen diefer Art beweiſt, augenscheinlich eine fühlbare Lücke 
ausgefüllt. Vielfach werden Wortzeichen auch zur Unterftübung des Bildzeichen- 
ſchußes angemeldet, indem die eigenartige Inſchrift eines figürlichen Zeichens oder 
das Diefem zu Grunde liegende Motiv den Gegenstand einer bejonderen Wort: 
zeihenanmeldung bildet. Zo folgt 5. B. der Anmeldung eines figürlichen Hahns 
für Bier die Anmeldung des MWortzeichens „Dabnenbräu” u. }. m. 

Das Geſetz verjagt die Eintragung, wenn das Zeichen ausschließlich aus 
Wörtern beitebt, die beſtimmte Angaben enthalten, welche zu der Natur der Waare 
in Beziehung ſtehen. Praktiſch kommen neben den Angaben über den Ort der 
Herſtellung hauptjächlich die Beichaffenheit3=- und Beſtimmungsangaben in Betracht. 
Hier erhebt Tich eine Reihe von Fragen, welche dev Enticheidung mancherlei 
Ichwierige Zeiten bieten. 

In manchen diefer Fragen hatte die Abtheilung für Waarenzeichen im Laufe 
der Zeit einen jtrengeren Standpunft angenommen als zu Anfang. Dies geichab 
nanentlich mit Nücjicht auf die inzwiſchen ſich häufenden Löſchungsgeſuche und 
auf die Kundgebungen einzelner Anmelder, die ein früher angemeldetes Wort als 
Inſchrift auf ihrem figürlichen Zeichen frei benupen wollten. Bon den gegen 
die entiprecdyenden Verſagungsbeſchlüſſe gerichteten Beichwerden it eine größere 
Zahl im Anschluß an Verhandlungen mit den betheiligten Verkehrskreiſen aner— 
fannt worden. Es gilt dies namentlich von jenen im Verkehr beliebten Schlag: 
worten, welche zwar einzelne Andentungen itber die Natur der Waare enthalten, 
im Ganzen aber doch als willfürlihe Phantaſiebezeichnungen anzufprechen find, 
und von den neugebildeten Waarenbenennungen dev chemiichen und pharınazeutis 
jchen Technif. Gemäß den von der Beſchwerdeinſtanz hierbei zum Ausdruck ges 
brachten Grundſätzen wird neuerdings and; jeitens der Mbtheilung für Waaren— 
zeichen den Wünſchen der Anmelder von Wortzeichen in weiterem Umfang will 
fahrt. Daß nicht alle Eintragungen mit den vorangegangenen Abweifungen tm 
Einklang jtehen und umgekehrt, war bei diejer Entwidelung der Praxis wicht zu 
vermeiden. Erſt allmählig werden die vorhandenen Widerjprüce durch Neuan— 
meldung abgemwiejenev Beichen und durch Anregung zur Löſchung nicht ſchutz— 
fähiger Zeichen Tich ausgleichen. 


Drzeptive Zeichen. 


Der Ausschluß von Zeichen, welche Angaben enthalten, die den thatjächlichen 
Verhältniſſen erfichtlich nicht entiprechen und die Gefahr einer Täuſchung begrüns 
den, ift gegen den unlauteren Wettbewerb im Zeichenmweien gerichtet. 

Diejer Beſtimmung entiprechend bat das Patentamt es für jeine Aufgabe 
gehalten, in diejem Punkte gegenüber den Anmeldungen einen ſtrengeren Maß 
tab anzulegen und wo der Inhalt des Zeichens dazu Anlaß bot, ſich vor der 
Eintragung von Amtswegen einen Einblid in die den Angaben im Zeichen zu 
Grunde liegenden thatiächlihen Verbältniife zu verichaffen. So wird regelmäßig 
der Nachweis fir die Verleihung der in das Heichen aufgenommenen Ausſtellungs— 
medaillen, Für ein angegebenes Gründungsjahr, für das Bejtehen der aufgeführten 
Sweigniederlaflungen, eines Patentes und dergleichen verlangt. Nünnen, was 
nicht jelten ijt, die Angaben nicht glaubhaft gemacht werden, jo wird ihre Streidung 
veranlaßt. 
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Das Wort „erfichtlih* im S 4 Ziffer 3 des Geſetzes wird demnach nicht 
jo eng aufgefaßt, daß die Unrichtigfeit der Angaben des Zeichens jchon bei deſſen 
bloßem Anblick klar auf der Hand liegen müßte. 

Nicht bloß wörtliche, Sondern auch bildliche Angaben find in beiden Inſtanzen 
als zur Tänichung geeignet abgelehnt worden, jo das Bild einer Biene für Syrup 
oder für künſtliches Wachs, ein WButterfaß, das Bıld einer Kuh, einer Milchwirth— 
ihaft für Margarine u. j. w. 

Die Abtheilung für Waarenzeihen hatte ferner in der Wahl einer fremden 
Sprache in einem Waarenzeichen eine Angabe über die Herkunft der Waare aus 
dem betreffenden Auslande gefunden und, falls dieſe Angabe nicht zutraf, Das 
jremdiprachige Zeichen nur mit einem die wahre Herkunft der Waare angebenden 
Zujaß eingetragen. In zweiter Inſtanz it die Frage neuerdings dahin beant- 
twortet worden, Daß die Wahl einer fremden Spracde in der Regel eine Angabe 
über die Herkunft dev Waare deshalb nicht enthalte, weil mancherlei begründete 
geichäftliche Nüdjichten für die Wahl der fremden Spradye entjcheidend jein fünnen. 
Diejer grundjäglichen Auffaſſung bat auch die Abtheilung für Waarenzeichen jeit: 
dem Rechnung getragen. 

Die Anmeldung willfürlih gewählter Cigennamen und jogenannter Phantaſie— 
firmen iſt nicht felten. Namentlich handelt e3 ſich um folche Fülle, 3. B. im Ber: 
kehr mit Weinen, Spirituofen und Cigarren, in denen ein ausländiſch Elingender 
Bhantafiename über die Herkunft dev Waare irre führen ſoll. Hier war zu er: 
wägen, daß die Firma zur Waarenbezeichnung verwendet wird umd in Diejer 
Funktion durch das Waarenzeichengejeg (SS 13, 14) bejonders geihügt it, daß 
ferner der Grundſatz der Firmenwahrbeit das deutiche Firmenrecht beherricht und 
daß diejem reichsgejeplichen Grundſatz würde entgegengeiwirft werden, wenn Zeichen, 
die im Berfehr den Eindruck einer Firma vder eines Eigennamend machen, aber 
dem Namen des Anmelder oder der anmeldenden Firma nicht entiprecdhen, in 
die Rolle eingetragen würden. 

Anders verhält es ich, wenn zwilchen dem Anmelder und dem Träger des 
angemeldeten Namens eine nachweisbare Beziehung beiteht, die eine Irreführung 
des Werfehrs nicht befürchten läßt. Noch weniger iſt felbitverftändlich cine 
Täunfchungsgefahr bei der Wahl jolcher Namen, 3. B. von berühmten Perjönlich- 
feiten, vorhanden, die man im Verkehr überhaupt nicht als Namen des Zeichen: 
inbabers auffaflen Eann. 


Kollifionszeidhen. 

Tas Material für die Prüfung auf Uebereinftimmung eines angemeldeten 
Zeichens mit einem älteren eichen wurde ſchon vor dem 1. Oftober 1894 vor— 
bereitet. Die nach früherem Recht geichüßten Zeichen, wie ſie in der bei ®. 
Stanfiewicz Buchdruderei in amtlihem Auftrage exichienenen „Nachweiſung der 
im Deutichen Reiche geieplich geſchützten Waarenzeichen“, einem elfbändigen Drud: 
werk, enthalten Find, wurden klaſſenweiſe und innerhalb jeder einzelnen Kaffe 
oder Unterklaffe nach dem figürlichen Gegenſtande der Darſtellung geordnet und 
auf einzelne Tafeln geklebt. So giebt es in jeder Klaſſe und Unterklaſſe beſon— 
dere Tafeln mit menjchlichen Figuren, Ihieren, Bäumen, Häuſern, Sciffen, 
Geräthen, geometrijchen Figuren und dergleichen. Dieje Tafeln bilden die Unter: 
lage für die Bergleichsprüfung. Iſt beiipieläweiie fir Bier ein Hahn als Zeichen 
angemeldet, jo fann durch Einficht derjenigen Tafel der Klaſſe 16a (Bier), auf 
weicher die einen Vogel al3 Motiv entbaltenen Zeichen vereinigt jind, unjchwer 
jeitgejtellt werden, ob in der Zeit von 1875 bis 1894 in irgend einem gericht— 
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lichen ZBeichenregifter ein Hahn ald Waarenzeichen für Bier eingetragen jteht. 
Auch die neuen Anmeldungen und Eintragungen werden in enjpredyender MWeife 
für die Prüfung geordnet. Endlich find wegen des Wortzeichenfchußes Verzeichniffe 
erforderlich geworden, die innerhalb der einzelnen Klaſſen alphabetiih geordnet, 
einerſeits die in den gerichtlichen, andererjeit$ die in den neu angemeldeten Zeichen 
enthaltenen Inſchriften, jowie die eigentlichen Wortzeichen umfoffen. Dazu tritt 
ein allgemeines Wortverzeihniß, aus welchem erſehen werden kann, ob ein bes 
ſtimmtes Wort in einem figürlihen Zeichen oder als Wortzeichen in irgend einer 
Waarenklaſſe ich befindet. 

Mit diefem Prüfungsmaterial von zuſammen über 2600 Zeichentafeln und 
über 100 Wortverzeichniffen wird das angemeldete Zeichen jo oft geprüft, als 
Klaſſen oder Unterflaffen für die mit dem Seichen zu verjehenden Waaren in 
Betracht fonımen. Da ein großer Theil der Zeichen mehreren Klaſſen oder Unter: 
Haflen angehört, jo iſt es nicht jelten, daß ein Zeichen an 5 bi$ 10 verfchiedenen 
Dienſtſtellen auf UWebereinftimmung mit früher angemeldeten Zeichen geprüft 
werden muß. Meldet eine Erportfirma ein Zeichen für Waaren jeglider Art an, 
jo iſt dieſes Zeichen an den mit der Verwaltung der Tafeln betrauten 13 Zeichen— 
jtellen, der Zahl der Klaſſen und Unterklaffen entiprechend, im Ganzen 61mal zu prüfen. 

Wird bei der Vorprüfung ein älteres ähnliches Zeichen ermittelt, jo erhält 
der Anmelder darüber eine Mittheilung. Dieſe tt zwar nicht vorgejchrieben, 
entipricht aber den lebhaften Wünſchen der Betheiligten, welche auf diefe Weiſe 
Gelegenheit erhalten, zur Beleitigung der Kolliſion ihr Zeichen oder ihr Waaren« 
verzeichniß zu beichränfen oder mit dem Inhaber des älteren Zeichens ſich zu 
verjtändigen oder die Anmeldung zurückzuziehen. Lehzteres gejchieht in einer ver— 
hältnißmäßig großen Anzahl von Fällen. Wird nach Eingang der Antwort und 
nach der Feititellung, daß das Zeichen an jich eintragsfäbig iſt, Kolliſion anges 
nonmen, jo wird erforderlichenfalls noch bei der Regiſterbehörde angefragt, ob 
jeit der eriten Eintragung Abänderungen oder Ergänzungen vermerkt worden 
find. Ergiebt ſich darnach die fortdauernde Gültigkeit der gerichtlichen Eintragung 
bit im die neueſte Zeit, Jo ergeht die im $ 5 des Geſetzes vorgejchene Mittheilung 
an den Inhaber des älteren Zeichens, regelmäßig unter Beifügung einer Dar— 
jtellung des angemeldeten Zeichens und der Aeußerung des Anmelderd, mit der 
Aufforderung, einen etwaigen Widerſpruch zu begründen. 

Stehen der Eintragung eines Yeichens mehrere ältere Zeichen entgegen, jo 
werden jie der Negel nach ſämmtlich zu gleicher Zeit berückſichtigt. Zwar würde 
zur Begründung eines Verſagungsbeſchluſſes jeder einzelne durchgreifende Wider: 
ſpruch genügen. Vorerſt it es aber ungewiß, ob der aus 8 5 des Geſetzes Be— 
nachrichtigte wideriprechen und im beiden Anitanzen durchdringen wird. Siegt 
er ob, jo kann fein Wideripruch im Wege der Klage aud S 6 Abſatz 2 des 
Geſetzes bejeitigt, auch eine Verftändigung mit dem Anmelder herbeigeführt werden. 
Alsdann würden gleihwohl noch die weiteren Nollifionszeichen der Eintragung 
entgegenitehen. Mit Räückſicht hierauf verdient die gleichzeitige Durchführung des 
Mideripruchverfahrens bezüglich aller entgegenitehenden Zeichen troß mancher ver: 
geblichen Arbeit vor der ſtückweiſen Behandlung den Borzug. 

Seht ein Widerjpruch ein, jo wird er dem Anntelder zur Aeußerung mit— 
getheilt. Auch diefe Maßnahme iſt nicht ausdrücklich vorgejchrieben, fonımt aber 
gleichfalls den Wünfchen der Betheiligten entgegen, da der abgewiejene Anmelder 
mit feinen Einwänden fonjt auf den Beſchwerdeweg gedrängt werden würde. 

So wird in erjter Inſtanz meiſt auf Grund von drei Schriftfägen, in zweiter 
Inſtanz auf Grund von zwei weiteren Schriftjägen und einer etwa beantragten 
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mündlichen Berhandlung entichieden. Dadurch it, wie dor Gericht, eine er- 
ihöpfende Erörterung geſichert. Auf die Zulaffung des wiederholten Schrift: 
wecjels vor der Enticheidung wird von den Betheiligten ein jolher Werth gelegt, 
daß ınan ich mit dem unvermeidlihen Meehraufivand an Zeit gern abfinder. 

Bezüglih dev materiellen Beurtheilung der Kollifionsfälle mögen einige 
Gejichtspunfte, von denen das Patentamt bisher ausgegangen it, umd Die ſich 
zum Theil an die Nechtiprehung des Neichdgerichtö anlehnen, hier angedeutet jein. 
Die entjcheidende Abtheilung bat ſich auf den Standpunkt eines Durchſchnitts— 
fäufers zu stellen, der das ältere Zeichen früher im Verfehr geiehen hat, und 
zu fragen, ob er dieſes in dem jüngeren Zeichen wird wiederzuerfennen glauben, 
Im Zweifel werden, wenn es jich um neu angemeldete Zeichen handelt, welche 
älteren Zeichen ähnlich Jind, die Anmeldungen eher abgelehnt, als eingetragen. 
Dies entipricht der Natur der Sache und findet auch in einer Bemerkung des 
Bericht der Neichstagstonmiffion zu 8 18 des Gejebentwurfes feine Recht— 
fertigung. Es handelt jich bei einem Zeichen — im Gegenſatz zu den Erfind— 
ungen — nicht um ein neu gejchaffenes Gut, jondern der Negel nach um ein 
willfürliches Gebilde, das jeinen Werth meEit evit künftig durch die geichäftliche 
Nührigkeit des Inhabers erhalten joll. Der Anmelder, der Eingriffe vermeiden 
will, wird daher nach Kenutnißnahme von einem älteren ähnlichen Zeichen ohne 
wejentliche geichäftliche Nachtbeile von feiner Wahl abſtehen können und um einen 
Erjaß nicht in Werlegenbeit jein. Bei lebertragungen gerichtlich vegiitrirter 
Zeichen und auch ſonſt kommt es allerdings vor, daß auch das jüngere Yeichen 
bereits ein ziemlich hohes Alter hat. Bier wird jchonend verfahren, indem in 
Fällen zweifelhafter Nehnlichkeit bis zur Darlegung des Gegentheils angenommen 
wird, der Berfehr babe ſich in Folge des langen Nebeneinanderbeitehens der 
Zeichen daran gewöhnt, verhältnißmäßig geringen Unterjchieden eine Bedeutung 
beizulegen. Aber auch hierbei muß wiederum beachtet werden, daß früher die 
Eintragung in das Heichenregiiter auch zu unlauteren Zweden benußt wurde, 
indem jie dem Anmelder eine formale Legitimation und den Schein eines Rechts 
verlieh. Die Bejertigung ſolcher Eintragung mißlang nach der früheren Gerichts— 
praxis nicht jelten. Mancher Zeicheninhaber unterließ Daher die Aufiwendung 
der Mühe und Koſten, die mit dev unſicheren Geltendmachung des Zeichenichußes 
verbunden waren, und erhofft, wie aus vielfachen Nundgebungen an das Patent: 
amt erhellt, gerade von dem neuen Geſetz den endlichen Wegfall eines oft laug— 
jährigen Zeichenmißbrauchs. 

Immerhin iſt es nach Lage der geieglichen Beitimmungen nicht immer möglich 
gewejen, bei der Enticheidung über Ktollifiongzeichen Härten zu vermeiden, Denn 
die SS 5, 6, 20 des Geſetzes lajjen bei der Enticheidung über Die Eintragung 
des jüngeren Yeichens ledigli das Alter der Eintragung der Zeichen map: 
gebend jein umd machen feinen Unterſchied, ob das jpäter angemeldete Zeichen 
das dem Gebrauch nach ältere und länger von feinem Inhaber rechtmäßig be: 
nutzte war. Es fcheint, daß dieſer formale Standpunkt des Geſetzes, der offenbar 
bezweckt, auch die älteren Waarenzeichen zu einer alsbaldigen Eintragung in die 
neue eichenrolle zu drängen, mitunter zu einer Verlekung des materiellen Rechts 
führen kann. 

Undere Grundjäge bei der Vergleichsprüfung find folgende: 

Bei der einfachen Uebernahme eines Zeichens in eine Etikette oder in eine 
Zeichyenfombination unter Wahrung jeiner Jmdividnalität und ohne organische 
Verbindung mit den übrigen figürlichen Elementen wird in der Negel angenommen, 
daß die hinzugefügten Beſtandtheile eine VBerwechielungsgefahr deshalb nicht aus— 
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ichließen, weil auch der ältere Inhaber jein Zeichen auf einer Etikette oder mit 
dem üblichen figürlichen Beiwerf benußen fann. Wenn der Hauptbeitandtheil 
eines Nombinationszeichens jpäter als einfaches Zeichen oder als Glied einer 
anderen Kombination angemeldet wird, jo fann unter Umständen ebenfolls Kolliſion 
vorliegen. 

Die Gefahr der Berwechielung eines Wortzeichens mit einem Bildzeichen oder 
einem folchen, welces das Wort als Inſchrift trägt, iſt gleichfalls nicht aus: 
geichloffen, wenngleih auch in einem jolchen Falle der bildliche Geſammteindrreck 
ein verjchiedener iſt Es iſt hier die VBerfehrsiitte von Einfluß, daß die Waare 
vielfach nach dem Berhen benannt wird. Deshalb wird, wenn dem Emmen 3. B. 
das Bild einer Schwalbe gejchügt it, einem Anderen das Wort „Schwalbe“ für 
die gleiche Waare nicht eingetragen und umgefehrt. Aus der nämlichen Gepflogen: 
heit ergiebt fich, daß, wenn das Motiv des älteren Yeichens ein beſonders eigene 
artiges iſt, auch eine figürlich abweichende Darjtellung dejjelben Motiv in einem 
jüngeren Zeichen wegen VBerwechjelungsgefahr beanjtandet wird. 

Mancher Anmelder hat der Abweifung dadurch zu entgehen gejucht, daß er 
dem mit einem älteren an ich verwechjelungsfäbigen Zeichen jeinen Namen oder 
feine Firma oder deren Anfangsbuchitaben beifügte. Die Unterſcheidungskraft 
folcher Zuſätze tit jedoch nur eine jcheinbare und wird Daher in der Prarıs nicht 
anerkannt. Denn das Wefen und der Werth eines Bildzeichens kommt bejonders 
da zur Geltung, wo der Käufer deſſen Inhaber nicht kennt oder jeinen Namen 
vergelien bat. Trifft ein jolcher Käufer das Zeichen in Verbindung mit einer 
Firma auf der Waare an, jo wird er nicht nur das ihm bekannte Zeichen wieder: 
zuerfennen glauben, jundern e3 für die Zukunft auf die beigejepte Firma beziehen. 
Durch deren Beifügung gejchieht alſo dem älteren Zeicheninhaber bei einem Theil 
der Konſumenten mehr Abbruch als ohne sie. 

Verwechielbare Zeichen dürfen nicht nur für die gleichen, jondern auch für 
gleichartige Waaren ohne Zuſtimmung des älteren Inhabers nicht eingetragen 
werden. In dieſer Michtung kann das Material zur Anfitellung leitender Ge— 
ſichtspunkte erſt allmälig zufammengetragen werden. Sicher gelten z. B. unechte 
Waaren mit dem entiprechenden echten durchweg für gleichartig. Ob Stoffe und 
Halbfabrifate mit fertigen Waaren, ob Waaren aus dem nämlichen Stoff unter 
einander gleichartig Sind, ift in den verjchiedenen Induſtriezweigen verjchieden zu 
behandeln. Die Feititellungen hierüber find noch nicht abgejchloffen. Auch werden 
die Ergebnifje immer mehr oder weniger ſchwankend jein, da die jtetige Ente 
widelung der Induſtrie und des Handels, die Speztalifirung der Betriebe auf 
der einen und der Maflenverkehr auf der anderen Scite die Frage der Gleich— 
artigfeit der Waaren auch für das Wuarenzeichenrecht dauernd beeinfluffen muß. 
Beiſpielshalber jei erwähnt, daß nach mehrfachen Verhandlungen mit Wertrerern 
der Tabadindujtrie gegenwärtig alle Tabadjabrifate einjhließlih der Gigarren 
und Eigaretten, für die Kolliſionsfrage als unter ſich gleichartig angelehen werden. 


Verfahren in Waarenzeichenfachen. 

Die Uebertragung des für PBatentjachen erprobten Verfahrens auf die Er: 
ledigung von Waarenzeichenanmeldungen bat sich ohne Zweifel im Allgemeinen 
bewährt. 

Das Bejchwerdeverfahren it allerdings vom Geſetz ausschließlich zu Gunſten 
des Anmelders oder Inhabers von Waarenzeichen eröffnet worden. Wo die Ab— 
theilung für Waarenzeichen zu Unrecht ein Zeichen eingetragen hat, fann deshalb 
im Bejchwerdewege nicht abgeholfen werden, da es ein Antragsrecht dritter 
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Perſonen auf Löſchung nicht gibt. Auch dem aus $ 5 des Geſetzes Wideripreden- 
den steht, wie das Patentamt entichieden hat, gegen den Beſchluß, der megen 
Berjchiedenheit der Zeichen oder der Waaren auf Eintragung lautet, ein Veichwerie: 
recht nicht zur Seite. Ob das Geſetz in diefen Punkten der Abänderung beat; 
muß erit die Zukunft lehren. Dasjelbe gilt für die Frage, ob über die Földung 
eines Zeichend nicht auch dann vom Patentamt zu entjcheiden fein wird, wen 
nachträglich das Beitehen eines älteren follidvirenden Zeichen? befannt wird. G 
ift nicht ausgeichloften, daß das ältere Zeichen bei der Prüfung lediglich überleben 
wird. An einem ſolchen Falle ift gegenwärtig nur durd Klage von den ordent: 
lichen Gerichten Abhilfe zu fchaffen. 


Statiſtik. Gefchäftslage. Anmeldungen. 


Seit dem Inkrafttreten des Waarenzeichengefeges, alfo in den 1'/, Jabren 
vom 1. Oftober 1894 bis zum 31. Dezember 1895 jind 21517 Woarenzeicen: 
anmeldungen eingegangen. Davon entfallen 10781 auf die letzten drei Monate 
von 1894 und nahezu gleich viel, nämlich 10736, auf das ganze Jahr 189. 

Die einzelnen Quartale find wie folgt betheiligt: 


1894 Oktober bis Tegember - . » 2 2 10781., 
1895 Januar bis Ma . . ... een rt a 
1895 April bis pn oo 02 nennen. 2720, 
1895 zuli bis September . . . - er ar ee SA 
1895 Ottober bis Dezember . . . . 2.2168 


Non den 21517 Anmeldungen betreffen 10868, alſo etwas über die Hälfte, 
folche Zeichen, die Früher Shoningerihtlihen Regiiterneingetragentanden 
Davon fallen auf die einzelnen Quartale: 


1894 Oktober bis Dezember . . . 7226, d. b. 67 Prozent, 
1895 Januar bs Mär . . . . 1551 „ #2 5 
1895 April bis Juni . . » .. 1160 „ 4 Bi 
1895 Juli bis September . . . . 532 „24 z 
1895 Oktober bis Dezember . . - 899 14 * 





Sn den einzelnen Waarenklaſſen ift die verhäftniimäßiige Abnahme der Leber: 
tragungsanmeldungen ſehr ungleih. So wurden 3. B. für Klaſſe 11 (Farben) 
735 alte Zeichen im Oftober im Oftober 1894 angemeldet, während auf bie 
weiteren 14 Monate zujammen nur 95 entfallen und im Ganzen 448,» 1. 
35 Prozent Neuanmeldungen eingegangen find, In der Klaſſe 9b (Mefjerichuiedt 
mwaaren und Werkzeuge) betrieb man dagegen die Anmeldung der alten Zeichen 
weniger eilig. Es gingen davon 485 im Oktober 1894 und 570 in den iibrigen 
14 Monaten ein, während die Zahl der Neuanmeldungen 386, alfo nur 27 Prozent, 
etwa die Hälfte des Durchichnitt, betrug. Dagegen beliefen ſich die Neuanmeld— 
ungen in Klaſſe 16 5b (Wein und Spirituofen) auf 2016, d. h. 68 Prozent, und 
ed wurden im Oftober 1894 420, in den weiteren 14 Monaten 535 alte Zeichen 
angemeldet. Die gerichtlichen Negifter enthielten bei Inkrafttreten des menen 
Gejebes 20477 Zeichen. Nah Abzug der angemeldeten 10868 bleiben 960% 
Beidhen, von denen nad) den bisherigen Erfahrungen wohl kaum die Hälfte zur 
Uebertragung angemeldet werden wird. 

Bei den Neuanmeldungen ilt, abgefehen von dem Monat Oftober 1894, 
eine wejentliche Abnahme nicht erkennbar. Daraus ift jedoch der Eintritt eines | 
Beharrungszuftandes mit monatlich etwa 600 Anmeldungen wohl nicht zu folgem. 
Vielmehr läßt fih annehmen, daß der Verkehr in abjehbarer Zeit die erweiterte 
Schupfähigkeit von Zeichen im Großen und Ganzen veriwerthet haben wird. Es 
wird fich künftig wohl um einen weſentlich geringeren Zugang handeln, der reis 








lünchrer illustrierte Wescherschrift für Aunst und Leben. 
Herausgeber: GEORG HII.TH. Redakteur: Fritz Frhr. v. OSTINI. 


Jede Nummer der „Jugend“ wird mit einem neuen farbigen Titelblatt geschmückt. 





UGEND — unter diesem Titel erscheint seit Neujahr 1896 in München eine illustrierte 
Wochenschrift, die in erster Linie der Kunst und dem Humor gewidmet ist, aber durch 
diese beiden Medien in Wort und Bild alle Gebiete zeitgenössischen Lebens, Theater, 
Literatur, Kunstgewerbe, Mode, Sport, Politik etc. in origineller Weise, sei es realistisch 
oder durch po&tisch-stilistische Verklärung, oder satirisch und karikaturistisch, beleuchten will, 
Alles, was frisch, künst- 
lerisch und originell ist, soll 
Raum in der „Jugend“ fin- 
den, die nie einseitig einer 
literarischen oder maler- 
ischen Mode huldigen wird. 
Fürkeinen Theil unseres 
Unternehniens stellen wir 
ein starres Programm auf. 
Unsere „Jugend“ soll ein 
Jungbrunnen werden für 
uns und unsere Nachkom- 
men. 
== Die „Münchner 
Jugend“ steht im Vorder- 
grunde des allgemeinen 
literarischen und künst- 
lerischen Interesses. Von 
den Einen freudig be- 
grüsst, von den Ändern 
lebhaft bekämpft, wird 
diese Zeitschrift zur Zeit 
ausserordentlich viel be- 
achtet. 
Die „Jugend“ istschon 
jetztaufallen Bahnhöfen, 
in allen bessern Hötels, 


„ Wöchentlich einmal legt uns 
die Post ein Heft einer fröhlichen, 
kecken Zeitschrift auf den Re- 
daktionstisch, die sich nicht nur 
„Jugend“ betitelt, sondern auch 
frischen jugendlichen Geist und 
Uebermut atmet. Jedes Mal in 
einem andern farbigen Titelbilde 
von meist glücklicher Erfindung 
und kräftigem Kolorit präsentiert 
sich die Kevue, in der sich wer 
dende und schon accreditierte 
Könstler, halbflügge und függe 
Talente, Symbolisten und Kari- 
katuristen, dekorative Ideen und 
figärliche Phantastereien in lusti- 
gem Reigen ablösen. Neben dem 
Stift und dem Pinsel kommt in der 
„jugend“ auch das Wort zur 
Geltung. Novellistisches, Gedichte, 
Sentenzen, Satire und Witz treten 
entweder mit selbständigen Exis- 
tenzrecht oder als Unterlage für 
Illustrationen auf, Und über all 
dem liegt der Duft der Jugend, 
die der 'Nelt ohne Pedanterie 
ins Gesicht blickt, manchmal noch 
überschäumt und über die Schnur 
schligt, dabei aber auch liebens- 
würdig und frohmütig, hoffnungs- 






grün und naiv selbstbewusst ist, 
Einer solcheu Zeitschrift wird Nie- 
mand, der sich den Sinn für Jugend 
bewahrt hat, ernstlich gram sein 
\ wollen, und der Erfolg des Unter- 
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z j | An nehmens, das nach wenigen Mona- 
Restaurants und Kaffec 4 f il N | ten seines Bestehens jetzt schon 
häusern regelmässig zu | 4 . über 32000 Abonnenten zählt, bo» 
finden. Man verlange nur ' / sul 7 greift sich daher recht wohl.“ 
wiederholt die — Ma „Allgemeine Schweizer 


R Zeitung", Basel, 14. V. 96. 
„Münchner Jugend“. (Fidns.) 


Quartalpreis (13 Nummern) Mk. 3.—. Einzelne Nummer 30 Pfg. 


Bd. I. (Nr. 1—26) in elegant. Leinwandband gebunden Mk. 8.;0 
Bd. II. (Nr. 27—52) in elegant. Leinwandband gebunden Mk. 8.50. 


== Als Fest- und Gelegenheitsgeschenk eignen sich besonders die gebundenen 
Halbjahresbände, — 
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Adler, Dr. Georg, Profeſſor der Kationolötssmie in Bajel, Die Sozialreform und der auf. 
mannsjtand (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutſchen Reichs 1891.) 4 Bogen 
ar. 8%. Preis broſch. ME. 1.50. 

Anffeh, D. Frhr. d., Aal. bayer Oberreg. Rath und failerl. Reichsbevollmächtigter für Zolle und 
Steuern, Die Zölle und Steuern, ſowie die vertragsmäßigen auswärtigen 
Handelsbeitimmungen des Deutſchen Reiches. Vierte, vollitändig umgearbeitete 
Auflage. 1893. 19’; Bogen gr. 8°, Preis brojd. Mt. 2.50, geb. Mt. 3.25. 

Bornhal, Conrad, Das deutſche Arbeiterrecht. 12 Bogen ar. 8°. Broidirt Mi. 3—. 
(SeparatAbdrud aus den Annalen ded Deutjchen Reichs, 1892 ) 

Dehn, Paul, Zur Einführung der Reichspoſt-Sparkaſſen. 1884. 54 Seiten, ar. 8°. Dit. 1.20 

Der Verfajier hat in jeiner neuen Schritt ein umfaſſendes Material zur Charafteriftif und 
Beurtheilung der Boitiparkajien vom voltswirthichaftlien Standpunkt aus zuſammengetragen 

Dyroff, Dr. Anton, Redtsjagung und Geſetz, zu nächſt nach bayeriidem Staatsredt. 
T7’Ja Bogen ar. 8°. Mt. 1.50. „SE eparat-Abdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs 1889.) 

Eger, Dr. Georg, Negierungsrath, Die geihichtlide Entwidlung des Eiſenbahn-Trans— 
portrechts in Preußen mit beſonderer Berücſichtigung des Eiſenbahn-Tarifrechts Cine 
vom Verein für Eiſenbahnkunde in Berlin preisgekrönte Abhandlung. (Separat-Abdruck aus 
den Annalen des Deutſchen Reichs 1895.) 42). Bogen gr. 8°. Preis broſch. Mt. 1.75. 

Felſer, FoAlgl. bauer. Oberzollvath, Das Tabaksmonopol und die amerikaniſche TZabat- 
Steuer. Eine ſtaatswirthſchaftliche Unterſuchung der Tabakbeſteuerungsſyſteme, zugleich eine 
re Her, auf den G. M.-Artilel der Allgemeinen Zeitung: „Borbereitende Studien zur 
Einführung des Tabatınonopols in Deutichland“. 1878 Mk. 1—. 

Felſer, F., fol. bayer. Oberrechnungsvath, Zur Tabatſteuerfrage. Abwehr gegen die kritiſchen 
Be zu den Dr. Mayr'ſchen Studien über das Tabatmonopol. 1878. 50 Pr. 
Brantenftein, Dr. Kuno, Die deutſche Fabrikinſpektion, ihre Thätigkeit im Jahre 1890 
und ihre Reform. 4. Bogen, gr. 8°. Broſchirt Mt. 1.50. (Zeparatabdrud aus den 

Annalen des Deutfchen Reichs 1892.) 

Biel Enke, 3 Die BeterinärsPolizeiverwaltung nad) ben reichögejeglichen Beitimmungen. 

882 11’fe Bogen, ar. 8°. Broſchirt Mt. 3.—. 

Heiß, Dr. Glemens, Die großen Einfommen in Deutidhland und ihre Zunahme in den 
legten Sabrzehnten. Bon der hohen ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät der Univerſuät Tübingen 
mit dem afademijchen Preiſe gefrönte Arbeit. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutſchen 
Reichs 1893.) 7 Bogen gr. 8°, broſchirt ME. 1.75. 

Henfel, Dr. Raul, Die Stellung des Neichstanzlers nad) dem Staatsrechte des Deutichen Reiche, 
1882. 4 Bogen, gr. 8°. M. 2.—. 

Hirth, Dr. Georg, Freifinnige Anſichten der Volkswirthſchaft und des Staatd. 1876. 27 Bogen 
tl. 8°. Broſchirt Mt. 4.—. 

Joel, Mar, Rechtsanwalt und Notar in Berlin, Das Bejep betrejjend die Erwerbs- und 
Wirthichaftsgen oſſenſchaften vom 1. Mai 1889. Nebſt einem Anhange: Belannt: 
machung betr. die Führung des Senojjenichaftsregiiters und die Anmeldunaen zu demieiben, 
vom 11. Zuli 1889. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutſchen Reichs 1890.) 17’/z Bogen 
ar. 89, DE DIE 5—. 

Presgel, aabeoder, 9 eiträge zur Wahlprüfungsſtatiſtik des deutſchen Reichstages 

71—%0. 5" Bogen gr. 8°. Broichirt ME 1.50. (Scparat-Abdrud aus den Annalen des 
en Reichs 1892). 

Rehm, Prof. Dr. Hermann, Der Erwerb von Staats- und Gemeindeangehörigkeit im 
geichichtliber Entwickelung nach römiſchem und deutichen Staatsrecht. 9° Bonen gr. 8%, 
brojchirt Mt. 2.50. (Separatabdruck aus dan Annalen des Deutſchen Reichs 1892.) 

Nofin, Proj. Dr. 9, Eopupveränetät, Staat, Bemeinde, Selbitverwaltung Kritiſche 
Begriffsitudien. 4 Bogen, gr. 8°. Me. 1.75. 

Der Aufjag enthält durch jeine Erörterungen über den Begriff des jubjeftiven Rechts, den 
Unterihied zwiſchen obligatorijhen Rechten und Derridaftsrechten u. a. m. aud Bedeutung 
für die Theorie des Privatrechts. 

Scdjanze, Dr, Negierungsratb, Die patentrehtlichen Beitimmungen des deutſchöſter— 
reichiſchen lLebereinfommens über den gegenfeitigen Patent-, Wujter- und 
Martenihug vom 6. Dezember 1891. 3 Bogen ar. 8°, broſch. Mt —.75. (Separat- 
Abdruck aus den Annalen des Dentichen Neiches 1894.) 

Scydel, Dr. Mar, Das Gewerbe-Polizeirecht nach der Reichs-Wewerbeordnung. Mit einem 
Anhang: Tert der Gewerbeordnung. 1881. 13 Bogen, gr. 8. M. 3.—. 

Stengel, Cart von, Brofefior der Rechte in München, Die deutihen Schupgebiete, ibre redt- 
liche Stellu ng. Berfajiung und Verwaltung. Dritte vermehrre Auflage. 18"), Bogen 

gr. 8° broch. Me F—. ESeparat-Abdruck aus den Annalen des Deutſchen Reiches 1895. 

Thudihun, Dr. Fr., ord. Profefior an der Univerfität Tübingen, Das Reihe-Beamienredt 
1876. 8'Ja Bogen, ar. 8°, ME 4.—. 

Völderndorff, Dr. Otto Freiherr von, k. bayer. Minifterialrath, Deutfhe VBerfaifungen und 
BVeriajjungsentwürfe 11 Bogen ar. 8°. Brojcirt Me 3.—, (€ 
den Annalen des Deutjchen Reichs 1890.) 


Zu bezichen durch alle Buchhandlungen, 
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Das Honorar für Originalbeiträge der 


„Annalen des Deutschen Reiches 


beläuft fich wie bisher auf Mk. 64 für jeden erften, auf Mk. 43 
für jeden folgenden Druckbogen einer Abhandlung (platzraubend 
Abdrücke von Materialien werden abgerechnet). 

Abhandlungen volks- und finanzwirthfchaftlichen Inhaltes 
wollen an Herrn Dr. Georg Hirth, München, Abhandlungen ftaats 
und verwaltungsrechtlichen Inhaltes entweder an den Genannten 
oder an Herrn Prof. Dr. Max v. Seydel, München, Leopoldftrafse ;7 
eingefandt werden. 

Die Beantwortung der an die Herausgeber gerichteten Zu 
fchriften wird mit thunlicher Befchleunigung erfolgen. 

Im Intereffe der von der Redaktion zu treffenden Disp 
fitionen erfuchen wir, gröfsere Beiträge wenn möglich einige Zei 











vor der Einfendung anmelden zu wollen. 


MÜNCHEN, Oktober 1896. 


Die Verlagshandlung von G. Hirt 
in München & Leipzig. | 
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lich den früheren Jahresdurchſchnitt der gerichtlichen Anmeldungen von 1300 bis 
1400 Zeichen dauernd erheblich überjteigen dürfte. 

Auf die größeren Waarengruppen vertheilen jich die bisher eingegangenen 
Anmeldungen wie folgt: 





| 















: El. 538 Won je 100 fallen auf 
= u 2 
| L 4 „El538| ER — 
Waarengruppen. —— Fre 
SEIEN E53 | 355 Inedertra| RM: Anmel⸗ 
| Ss EI ES | sZE ||" anmeld⸗ | 
I» Ä ii E * = FH gungen. | ungen, dungen. 
Nahrungs: und Genußmittel . . - | 3190| 4233| 7423| 57 | al 40| 8 
Klaſſe 1, 16, 26, 38) | 
Metallmaaren und Makhinen . ; | 2601 1938| 4534| 43 24 18 21 
(Klaffe 4, 9,10, 17,22,23, 25, 33, 40) N 
Zertilwaaren. . 
Klaſſe 3, 14, 15, 30, "39, an). nn 807 36 13 8: 10 








Chemiſche vrodulie ar | 
Klaſſe 2, 6, 7,8, 11,18, 20, 34, 36). | 2546 | 2389 | 4935 
Sontftige Waaren . | 
(Rlalie 5, 12, 18, 19, 21, 24, 27, | 1102) 1287 
28, 29, 31, 32, 35, 37, 42). | 


| 
zufammen. . . . 1086810 64921517] 49 || 100 | 100 | 100 


Die BVertheilung auf die einzelnen Waarenklaſſen ergibt fi) aus der 
Anlage 7. Danach jtehen an der Spige: 












Mein und —— ae Its ae tete A 071 
Tabaffabritate Klaſſe 38; waren: a 
Meſſerſchmiedswaaren und Werkzeuge Kiaſſe 9 b) an a 
Narben Klaſſe 11) . . en ale ae 7— 
Seifen, Barfiimerien und Putzmittel Klaſſe „ 1187 
Arzneimittel und Drogen Klaſſe 2) u 365 
Kolonialwaaren Klaſſe 260).. „ 88 
Barne, Zwirne und Seile Klaſſe 19). „885 
Bier (Hlafle 16a) . . „ 155 
Schreib- und Komtorgeräthe Klaſſe 2). „667 
Maichinen- und Hausgeräthe Klaſſe 23) . „ 57 
Nadeln und Fiſchangeln Klaſſe 90) „498 
Mebitoffe, außer Sammet und Leinen Klaſf je 410 „472 
Echte und unechte Metallmaaren, leoniſche Maaren Safe in „425 


Metalle Klaſſe 9a). . . 405 

Der Reit von 6552 Anmeldungen vertheift fich "auf 46 ‚affen oder Unter⸗ 
Hafjen, jo daß auf jede durchichnittlic; 142 Anmeldungen entfallen. 

Vielfah wird für einen und denjelben Geſchäftsbetrieb eine 
Mehrzahl von Zeichen angemeldet, die mitunter eine anfehnliche Höhe erlangt. 
Die höchſte Zahl wird für einen Anmelder erreicht: 


in Rlaffe 11 (Farben) mit - . » » . 225 Anmeldungen, 
”" „32 (Schreibmaterialien) mt . 9 a 
88 6abal m: ce) z 
„ "14 (Game mi .. ar z 
28660 (Kaffeefurrogate) mit. . 70 Zi 
"u .. 16b (Wein und Spirituofen) mit 60 . 
er © (Erportwaaren) mit . - 55 5 
„  n 16a (Bier) mit . . » 22.4 > 
„13 Wichſe) mit . . 3909 
„ „17 eoniſche Waaren) mit 386 
—2 9a (Eiſen und Stahl) mit : 34 > 
u a 9b en u * er —— J 
41c (Tuche) mit.. 24 = 
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Die hohen Zahlen erklären ſich aus der hauptjächlich mit der Einführung 
des Wortzeichenschuges zujammenhängenden Ericheinung, daß die Zeichen nicht 
mehr jämmtliche, jondern nur einzelne beitimmte Waaren oder Waarentypen eines 
Betriebes zu fennzeichnen bejtimmt ſind. 


Erledigung der Anmeldungen 


Bon den 21517 Anmeldungen waren bis zum 1. Januar 1896 emdgiltig 
erledigt: 


durch Eintragung in die Rolle . . 2.2.0... 12454, 
durch Verſagung der Eintragung -» =» 2 27 0. 535, 
durch Zurüchnahme der Anmeldung . . : 2... 1521, 


zulammen . . 14510. 
Am 1. Januar waren nicht endgültig erledigat . . 7007, 


jufammen . . . 21517. 
Bon diejen 7007 Anmeldungen war am 1. Nanuar 1896 
die Eintragung verfügt in. - . . . 1078 jrällen 
genen Abweiſung Beichwerde anhängig. in 5 197° _ 
eine oder mehrere Verfügungen abgelendet in . 5445 R 
die erite Verfügung in der Vorbereitung in . . 277 


zuianımen. . . 7007 Flle 


Das Fortichreiten der Prüfungsarbeit iſt aus fofgenber Ueberjicht erfennbar: 



































| ı endgültig | 
| am u ein: , erledigt oder | in | mod it 
Es waren am gemeldet. | getragen. | Eintragung | Behandlung. | genommen. 
‚ verfügt. | 
| a 8. . I 8 
ml — — 
1. Januar 1895 . . | 10 781 | 1496 etwa 2450 ; etwa 8331 \nichtzuermitteln 
1. April 1895 . . . 4 14448 | 4669 ı „ 6 060 „8388 | 2881 
- uli 1895 . . . || 17168 | 7827 | „ 95301 „ 76838 i 1825 
Oftober 1895 . . | 19349 | 9999 | „ 11790 „ 7559 | 901 
1 Januar 1896 . . | 21517 | 12454 | „ 1358| „ 5989 | 0 


Hieraus iſt zu erjehen, daß die Zahl der jeweilig in Bearbeitung befindlichen 
Sachen troß des beträchtlichen Zumachjes neuer Anmeldung ftetig abgenommen 
hat, und ferner, daß die Vorprüfung fich zur Zeit auf dem Laufenden befindet. 

Soweit nicht die Prüfung in einzelnen Fällen bejonders zeitraubend it, 
erhält jeder Anmelder in kürzeſter Friſt eine jadhliche Verfügung oder die Nachricht 
von der bevorjtehenden Eintragung. 

Auf der anderen Seite entipricht es der gejeglichen Negelung des Verfahrens, 
daß deſſen Dauer ſich unter Umjtänden jelbjt bei glattem Geſchäftsgange über 
einen längeren Zeitraum ausdehnen fann. So war am 1. Januar 1896 aud 
nod eine größere Zahl von Anmeldungen aus dem legten Quartal 1894 im 
Seichäftsgange. Die Verzögerung der Erledigung findet namentlid) in der durd) 
die Natur der Sache begründeten längeren Dauer der Freizeichenermittelungen 
und mancher Nolliiionsjachen ihre Erklärung. Andere Anläffe find: die Ermittelung 
des älteren landesgejeplichen oder des im Auslande ertheilten Schußes, die Ab— 
hängigfeit einer Sade von dem Scidjal früher eingegangener Anmeldungen, 
eines Löſchungsverfahrens oder eines gerichtlichen Prozeſſes, die Ermittelungen 
über die richtige Geſtalt ausländischer. Wappen, namentlich aber die in Waaren— 
zeichenjachen auffällig häufigen Friſtgeſuche der Anmelder und ihrer Vertreter, 
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Eingetragene Beiden. 

Von den bi zum 1. Januar 1896 eingetragenen 12454 Zeichen waren 
7265 (58 Prozent) jhon früher geihüßt, während 5189 (42 Prozent) auf Neu— 
anmeldungen entfallen. Gin Drittel der leßteren mit 1717 beſteht weſentlich 
nur aus Worten, die übrigen 3472 find Bildzeihen und Etifetten. Durch diejes 
Verhältniß zwiſchen Wort: und Bildzeichen wird die hohe Bedeutung des Wort— 
zeichenjchuges in helles Licht gerücdt. Die Bertheilung der eingetragenen Zeichen 
nach dem Wohnort der Inhaber wird durch Anlage 5 nachgewiejen. 

Danach fallen von den 12454 Eintragungen 


auf die Nheinprovin - -» > m m 20 2 nn. 2076 
He ae ae ren LEBE 
» SellenNaflu - - > > 2 2 2889 
„Weſtfalennn.. 3444 
„Schleſien . ae a waere A 2— 
„ Sadjen (Provinz) Da a ae Far acranıe et 
„ Banner . - i er a — 
“ —— ‚Sollten > = 2222020. 164 
„ Brandenburg . ehe. m. 
„ die übrigen hreußiſchen Provinzen be ba an [—— 
auf lg ———— u ei. a 

auf Banern . 4416 
Soden Königreich) u an dr ar to ARE 
„ Samburg . - FRE DT SR BE ee 754 
„ Württemberg - - = 2» 2 0 er 36868 
ET ae 342 
„ Heſſen .. De ee ee, 
- Ellaß-Lotbringen - » > = 2222... 17 
„ Bremen. . . a era se : SA 
„ Die übrigen Bundesftaaten.. en 396 
auf das Deniſche — —ä — 589 

auf Großbritannien . . EEE EU | \ 
„ Frankreich . . Be as re a De ee, 2 526 
„Oeſterreich⸗ Ungarn Er ee ee 
2 TEE: aan ie ee en re 54 
„ ‚Stalin . N a 3 
„ das übrige Ausland. > 2m nn nn 244 


zufammen 12454 

Das Ausland it hiernach insgeſammt mit 1865 (15 Prozent) Zeichen be= 
theiligt und zwar mit 1285 (18 Prozent) an den Uebertragungen alter Zeichen, 
mit 174 (10 Prozent) an neuen Wortzeichen. 

Bon den Zeichen der in Deutſchland wohnhaften Inhaber finden fich ver— 
bältnigmäßig viele neue Zeichen bei den Provinzen Dit: und Wejtpreußen und 
Berlin, über 60 Prozent, während bei Wejtfalen, der Nheinprovinz und dem 
Großherzogthum Baden die alten Zeihen — zumeijt für Eifen und Stahlwaaren, 
Zabad und Kaffeefurrogate — bedeutend überwiegen (über 62 Prozent). 

Bon den neuen Zeichen aus der Provinz Poſen umd den freien Städten 
Bremen und über ift mehr als die Hälfte Wortzeichen, während das Verhältniß 
bei den Provinzen Schlefien, Rommern und Weitpreußen, jowie bei Elſaß-Loth— 
ringen auf ein Biertel und weniger herabſinkt. 

Nah dem Verhältnig zur Einwohnerzahl ijt die Betheiligung am Zeichen) 
ſchutz eine jehr ungleiche. Während in Hamburg auf 100000 Einwohner 121 
eingetragene Zeichen kommen, in Berlin und Bremen 71, in Hejlen-Nafjau 51 
und in der Nheinprovinz 44, fällt dieje Verhältnißzahl auf weniger als 10 ii 
den Provinzen Oſt- und Wejtpreußen, Brandenburg (ohne Berlin), Bonnheru,: 
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Poſen und Schlefien, jowie den Großherzogthümern Medlenburg- Schwerin, Med- 
lenburg-Strelig, Sahjen-Weimar und Oldenburg. 

Auf die größeren Waarengruppen vertheilen fich die eingetragenen 
Beichen wie folgt: 








| 
| 






















ee | een ‚lg F 

Ss | Neue Zeichen l 5 Es 88: 

Waarengruppen. €8 BE: | Am BE 
28 gi me IRB 851°, 
Nahrungs- und Genußmittel | 2008| 1486 620 | 2056 1050 51 30 
Metallmaaren und — 1861 730 411 | 1141 | 3002| 38 36 
Tertilmaaren. . 965 348 48 396 | 1361| 29 12 
Ehemifche Rrodufte 1753| 648 443 | 1086 2839| 38 4 

Sonftige Waaren . 6833| 815 510 | 1193) 48 

zufammen . . . | 7265| 8472 | 1717 | 5189 |12454| 42 | 38 


Was die Vertheilung auf die einzelnen Waarenflafjen anlangt, jo treten 
bejonders hervor: 


Mein und Spirituofen Klaſſe 16b) . u wien - 
Meſſerſchmiedswaaren „> Sechene⸗ Rlaffe 9 1 PR ER Ri 
Tabakfabritate Klaſſe 38 E 724 
ben Klaſſe 11) . 775 
rzneimittel und Dro en Klaſſe 9) „637 
Kolonialmaaren Klaſſe 26 €) re an a —— 
Seifen, Barfümerien und Putzmittel Klaſſ e 84 er ar ten ia SE 
Garne, Zwirne und Seile Klaſſe 14). R B 71 
Bier Kiaff⸗ 16a) . „ #1 
Maichinen- und Hausgeräthe Klaſfe 28) „ 415 
Nadeln umd Fiſchangein Klaſſe 90) . . j „851 
Mebftoffe außer Sammet und Leinen Klaſſe 41) 316 


Echte und unechte Metallwaaren, — anıen Rafe 1m. 314 
Metalle Klaſſe 9a) . „269 
Schreib» und Komtorgerätbe Klaſſe ee) 2... 286060 


Wenn dieſe letzte Klaſſe 32 bei den Anmeldungen an 10. Stelle, bier erit 
an 15. Stelle erjcheint, jo liegt das mit daran, daß in dieſer Klafje bei Weiten 
die meilten anfechtbaren Wortzeichenanmeldungen zu bearbeiten waren. Nahezu 
drei Viertel der in dieſer Klaſſe eingetragenen Zeichen ſind Wortzeihen. Daß 
die Eintragungen der Klaſſe 38 (Tabad) im Verhältniß zurücktreten, hängt mit 
der hohen Zahl zeitraubender Freizeichenermittelungen zuſammen. 


Abweifung und Zurücknahme. 


Ueber die bi8 zum 1. Januar 1896 rechtskräftig abgewiejenen und zurüds 
genommenen Waarenzeihenanmeldungen gibt die Anlage 8 Auskunft. Bon den 
darunter fallenden 2056 Zeichen waren 846 (41 Prozent) gerichtlich geſchützt. 
Unter den 1210 Neuanmeldungen betrafen 797 (66 Prozent) Wortzeichen. 

An der Spige jteht die Beanjtandung wegen Kolliſion mit älteren Zeichen 
(738). Hiervon jind 313 ſolche Beiden, welche aus den gerichtlichen Regiſtern 
zur Uebertragung in die Zeichenrolle angemeldet waren. 

Im Uebrigen tritt die Beanjtandung wegen unzuläjliger Bejchaffenheits- und 
Beitimmungsangabe (289), wegen Täufchungsgefahr (229) und wegen Freizeichen- 
eigenfchaft (183) hervor. Daß der letztere Verjagungsgrund bisher nicht im 


N 
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größerem Umfange zur Geltung gekommen it, liegt daran, daß die meijten Frei— 
zeichenermittelungen noch in der Schwebe find. 

Einige Anmeldungen (5) wurden beanjtandet, weil der Anmelder in einem 
Staate wohnhaft war, mit dem feine Gegenjeitigfeit beiteht. 


Veſchwerden. 

Die Beſchwerden ſind bisher nicht jo zahlreich geweſen, daß eine tabellariſche 
Aufitellung nach Waarenklaſſen bejondere Folgerungen gejtatten würde. Bon den 
bis zum 1. Januar 1896 eingegangenen 311 Beſchwerden waren an diefem Tage 
197 noch anbhängig, 2 waren zurücdgenommen. Die übrigen 112 Bejchwerden 
find erledigt, und zwar 50 durch Zurückweiſung und 62 durch Anerfennung der 
Bejchwerde. 

Bon den einzelnen Waarenflafien waren an den Bejchwerden bejonders be: 
theiligt: 


Klaſſe 38 (Tabal . . ne er 8, 

„  16b (Wein und Spirituofen) — a. | 

. 4 (Arzneimittel und Yeogen) ae er ar, 

J 9b (Wertzeuge). . . a an 
Löfchungen. 


Auch bier wäre eine eingehende Beſprechung verfrüht. In Betreff der im 
Ganzen angegriffenen 226 Zeichen (1894: 11, 1895: 215) wurden die Löſchungs— 
berjuche 


abgelehnn. . . in 344 Fällen, 
zurüdgenommen . . —4 a 
auf den gerichtlichen Klageweg vermielen — AO 
durch Löſchung erledigt. - . „14 u 
— in 95 »rällen, 
* . zw Y 
ſonach Ichmweben zur Zeit noh . . — 131 Fälle, 


zuſammen 226 Fälle. 

Von dieſen 226 Zeichen waren 93 gerichtlich geſchützt geweſen. 

Unter den 133 neuen Zeichen waren nur 25 Bildzeichen, die übrigen 108 
Wortzeichen d. h. 6 Prozent von den eingetragenen Wortzeichen. 

Die Löſchungsgeſuche ſtützten fich in Klaſſe 9b (Meflerichmiedswaaren und 
Werkzeuge) zumeiſt auf angebliche Kollifion mit älteren Zeichen, im Uebrigen 
wejentlich auf Freizeicheneigenjchaft. Bier haben namentlich in Betreff der Wort: 
zeichen umfaſſende Ermittelungen eingeleitet werden müllen. Abgeſehen von den 
obigen 14 Löſchungen wurden 8 Zeichen ohne erkennbaren Grund auf Antrag 
des Inhabers gelöjicht, jo dab bis zum 1. Januar 1896 im Ganzen 22 Löjch- 
ungen in der Rolle bewirkt jind. 
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Anlage 6. 
Ueberſicht der Gebrauchemuſter⸗Aumeldungen nad) Klaſſen getrennt. 









= | 1891 
TE 1892 | 1893 | 1894 1895 | bis 
& 1895 





51. Mufitinitrumente — RE NE ua 45 1671 2332| 317) 809] 1070 


1. | Aufbereitung . ; 1| — 7 10 6 24 
2. | Bäderei u Ze 8 30 82 | 58 712 200 
3. Bekleidungsinduftrie >... ..] 11] 451] 512: 622) 6981 2384 
4. | Beleuhtung - - - > 2 2 209. 71 265 319: 412 552] 1619 
BE ur re ar an 2 8 12 23 3* 83 
6. | Bier, Branntwein . . 5 an 14 53 81 104 120 372 
7. | Blech: und Drabterzeugung —— 1 3 4 8 25 41 
8. | Bleichen ee nn 10 60 65 124 143 402 
9. Borftenwaarenfabritation er 23 70 77 93 su 352 
10. | Brennitoffe : a EL ae denn 3 9 17 23 19 71 
11. | Buchbinderei . . 38 1381| 114| 1976| 185 64 
12 | Ghemiiche Apparate und Brogefle: 3 23 39 54 38 157 
13. | Dampfteflel . ; 6 56 84 94 105 345 
14. Tampfmafchinen ee 1 4 16 21 27 69 
IE De tt re ern 23 84 86 85 1W 3x8 
16. | Düngerbereitung ...1 — 2 — 1 1 
17, | Eisbereitung - — 9 7 57 68 141 
18. Eijenerzeugung . ; — 2 1 1 5 
19 | Eifenbabnz, Strahenbau : it 7 17 64 50 80] 218 
20, | Eiienbahnbetrieb - : » 2»... 22 80 92 1881 255 637 
21. | Eleltriihe Apparate » . 2... 42 197 260 361 422] 12s1 
22. BR 2 are te — 17 11 19 27 74 
23 | Srettinduftrie : ut 3 22 23 33 23 104 
24. Feuerun — gewerbliche . F 22 82 108 149| 166 527 
25. echtmaichin . en 21 64 76 162 172 445 
26. ns — Beleuchtuns * 12 45 108] 139 2590| 558 
27. | Gebläſe . - F 15 29 44 41 49 184 
38. | Gerbere. 1 5 8 11 16 41 
29 | Beipinnitfaien - » + 22... — 2 1 1 5 g 
30. | Geiumdbeitspflege - : =» >... 66 290 3384| 489) 624| 1808 
21 Br ee er a 1 12 16 17 85 81 
32. | Glas . en a een 2 18 18 40 36 114 
33. | Hand- und Reifegeräthe ARTEN 98 83960 499 581) 5771 2151 
34. | Hauswirtbichaftliche — . . 287 1081| 1828 1764 1879| 6289 
85. | Hebezeuge . - -» ee 4 20 35 63 68 190 
36. | Heizungsanlagen . . 2... 38 182) 2924| 393) 406| 1243 
37. | Hohbbauweiin . -» = 2: 2 20. 511 2611 392 562) 563] 1829 
B. D race 12 87 147 175 182 603 
U ı° ©. STE ee 9 15 14 37 11 81 
40. | Hüttenwein. . » >» 2 2.2. — 2 2 7 5 16 
41. ne I ne I. ae rn 4 17 38 59 50 168 
42. nſtrumente. — 68 298 344 430 5861 1726 
15Rocbüechterei = = 22. > 2 | ss) m | 4 
44. | Kurzwaaren . - — 96 372 414) 464| 471 1798 
45 | Land- und Forftwirtbichaft . Ge sı| 3828| 4409| 620| 682] 2160 
46. | Luft: und Gasmafdhinen. - - - 1 24 44 52 63 184 
47. | Maichinenelemente . . — 65 246 360 489 5421 1 702 
48. | Metallbearbeitung, chemische . 1 — 7 5 8 10 30 
49. | Metallbearbeitung, —“ — 47 200 201 290 3491 1087 
50. | Müllerei .. . FI 12 66 95 102 102 377 
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1893 | 1894 | 1895 















Gegenstand der Hlafie 1891 | 1892 


Klaſſen⸗ 
Nr 














Nahmaſchinen n!' s 40 al ım 327 
53. | Nahrungsmittel . 13) 86) 54, 84| 106| 293 
54. | Vapiererzeugniſſe 41i 19| 255) 208) 4411| 1234 
55. | 'Bapierfabrifation 2 19 14 24 31 90 
56. Pferdegeſchirr eh —— 6 28 40 50 511 175 
57. | Photographie... 2.2. 28 98 98 112] 130] 466 
58. | Vreſſen Fe ——— 1 18 17 28 35 99 
59. | Bumpen 8 32 47 713 100] 260 
60 | Nequlatoren . — 5 2 8 10 25 
61. | Rettungsweſen 4 33 82 63 551 187 
62. | Salinenweien — — — — — — 
63. | Zattlerei und Wagenbau 35 204 421 587 7781 2025 
64. | Schankgeräthſchaften . . 69 8364| 4291| 5831| 5781] 1971 
65. | Schiffbau und Schifisbetrieb — 13 30 28 48] 114 
66. | Schlächterei i 2% 84 
67. | Schleifen und Poliren 195 
68. | Schloſſerei —F 1417 
69. Schneidewerkzeuge 5 453 
70. | Schreib» und Seicenmwaaren, 1501 
71. J Schubwert 788 
72. | Schußmwaffen . 389 
73 | Zeilerei 40 
74 Signalweſen 312 
75. | Soda . 22 
76. Spinnerei . 320 
77.1 Sport . . 2.026 
78. Sprengftoffe . ; 56 
79. I Tabat . . . 100 
80. Ihonmaaren € 382 
81 Tranusportweſen re 804 
82 I RE DEREN AR 131 
83. | lihren . Er 458 
84. | Wailerbau 14 
85. | Waiferleitung 747 
86. | Weberei 767 
87. | Werkzeuge . R 476 
88. | Wind: und Waſf erkraftmaſchinen 62 
89. | Zuder- und Stärlefabrikation 4 2 39 62 9 








9 066 !11 354 |15 259 17 399 [55 178 


| 


Summe 2095 | 
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Anlage 8. 


Abgewiejene und zurüdgenommene Waarenzeihenanmeldungen. 






















Grund Neue Beiden 
Alte Seid Ins. 
* Zeichen Fe j t 
iR . Zeichen — eſamm 
Abweiſung und Zurüchnahme Bild Wort Zuſammen u 












. Wappeneigenichaft 








2. Beichaftenheits- oder Beſtimm— \ 

ungsangabe - » 2.2... 12 — 277 277 289 
3. Herkunftsangabe : 2... 6 u. 71 71 7 
4. Buchitaben und Zahlen . . 10 13 _ | 13 28 
5. Täufichende Angaben . . . 139 68 2 90 229 
6. Zur Unterſcheidung nicht ge— 

geeignet 3 1 des Geſehßes . 6 19 — | 19 95 
7. SFreigeihen . . . Er RER 104 35 44 | 79 188 
8. Uebereinitimmende Zeichen. . 313 85 340 | 425 “38 
9. Zonitiges, in&belondere Form: 





mängel und Zurüdziehung ohne 
ertennbaren Grund 








Aufammen . 2.056 


Das 
Beichsgefeh über den unlauteren Wettbewerb 


von 


Nechtsanwalt Dr. Fuld in Mainz. 


Das am 1. Juli 1896 in Straft getretene Neichsgejeß zur Bekämpfung 
des umlauteren Wettbewerbes vom 27. Mai 1896 bildet eine Ergänzung der 
im Laufe der legten Jahre zum Schuße des gewerblichen Eigenthums ergangenen 
Geſetze, unter denen insbejondere das Gejeg zum Schuß der Waarenbezeich- 
nungen vom 12. Mai 1894 zu nennen ift, das nicht mit Unrecht als ein 
Vorläufer des gegenwärtigen Geſetzes bezeichnet werden fann; in $$ 14, 15 
und 16 enthält dasjelbe Beitimmungen, die fich gegen unter den weitern Begriff 
des unlauteren Wettbewerbs fallende Handlungen richten; $ 14 verpflichtet 
denjenigen, welcher wiflentlih oder aus grober Fahrläffigkeit Waaren oder 
deren Berpadung oder Umhüllung oder Ankündigungen, Preisliften, Geichäfts- 
briefe, Empfehlungen, Rechnungen oder dergleichen mit dem Namen oder der 
Firma eines Andern oder mit einem nach Maßgabe des Geſetzes geſchützten 
Waarenzeihen widerrechtlich verfieht oder dergleichen widerrechtlih gekenn— 
zeichnete Waaren in Verkehr bringt, zur Entſchädigung gegenüber dem Ber: 
legten; wird die Handlung wiſſentlich begangen, jo tritt Beitrafung ein. Nach 
$ 15 ift Derjenige, welcher zum Zweck der Täufchung im Handel und Verkehr 
Waaren oder deren Berpadung oder Umhüllung oder Ankündigungen, Preis: 
liſten, Gejchäftsbriefe, Empfehlungen, Rechnungen oder dergleichen mit einer 
Ausstattung, welche innerhalb betheiligter Verkehrskreiſe als Kennzeichen gleich: 
artiger Waaren eines Anderen gilt, ohne deſſen Genehmigung verjieht oder 
welcher zu dem gleichen Zweck derartig gefennzeichnete Waaren in Verkehr 
bringt oder feilhält, dem Verletzten zur Entſchädigung verpflichtet unbejchadet 
der jtrafrechtlihen Verfolgung. Endlich bejtimmt $ 16, daß Derjenige, welcher 
Waaren oder deren Berpadung oder Umhüllung oder Ankündigungen, Preis- 
liſten, Gejchäftsbriefe, Empfehlungen, Rechnungen oder dergleichen fälſchlich 
mit einem Staatswappen oder mit dem Namen oder Wappen eines Drteg, 
eine Gemeinde: oder weiteren Kommumalverbandes zu dem Zwecke verfiebt, 
über Bejchaffenheit und Werth der Waaren einen Jrrthum zu erregen ebenfo 
wie Derjenige, welcher zu dem gleichen Zwed derartig bezeichnete Waaren in 
Verkehr bringt oder feilhält, mit Geldftrafe oder mit Gefängniß hejtraft wird; 
jedoch fällt nicht unter dieje Bejtimmung die Verwendung von Namen, welche 
nad) Handelsgebrauch zur Bezeichnung gewiſſer Waaren dienen, ohne deren 
Herkunft bezeichnen zu jollen. Sowohl vor wie bei der Berathung dieſes 
Geſetzes hatte der in den reifen der Gemwerbetreibenden ftarf verbreitete 
Wunſch nad) Verallgemeinerung des demſelben zu Grunde liegenden Schuß- 
gedanfens durch eine grundjägliche Löjung der Frage, in welcher Weije der 
unlautere Wettbewerb auf dem ganzen Gebiete des Verkehrs befämpft werden 
fönne, lebhafte Vertretung gefunden, und in der zweiten Lefung des genannten 
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Geſetzes wurde von dem Reichstage ein Antrag angenommen, der eine gegen 
den unlauteren Wettbewerb gerichtete Vorſchrift enthielt, injoweit fich derjelbe 
durch Ausschreitungen bei dem Reklameweſen verkörpert. In dritter Leſung 
einigte man fich darüber, dieſelbe zu befeitigen, nachdem die verbündeten 
Regierungen die Erklärung hatten abgeben laſſen, daß fie einen Gejegentwurf , 
vorlegen würden, durch deſſen Beitimmungen dem unlauteren Wettbewerb im 
Handel und Verkehr im meitern Umfange entgegengetreten werde. Die Negier- 
ungen famen auch diefem Verjprechen nach und veröffentlichten zunächſt im 
Januar 1895 den Entwurf eines Geſetzes nebſt Begründung, welcher von der 
Kritit in reihem Maße beiprochen wurde; derjelbe gelangte nicht an den 
Reichstag, er wurde unter Berüdfichtigung der Fritiichen Bemerkungen umge— 
arbeitet und demnächſt ebenfalls veröffentlicht. In den Ausjchüfjen des Bundes» 
raths erfuhr er zahlreiche Beränderungen und gelangte alsdann durch das 
Plenum desjelben zur Annahme. Unter dem 3. Dezember 1895 fand jeine 
Vorlegung an den Reichstag, am 13. und 14. Dezember die erjte Berathung 
jtatt, welche mit der Verweiſung an eine Kommiſſion endigte. Letztere berieth 
die Vorlage in zwei Leſungen und nahm jie nicht ohne im Einzelnen zahl: 
reiche, jedoch die Grundlage nicht berührende Abänderungen vorzunehmen, an; 
ein schriftlicher Bericht wurde über den Gang der Kommiffionsberathungen 
von dem Abgeordneten Meyer (Halle) eritattet. Der Reichstag begann die 
zweite Plenarlefung am 16. April, bejonders erhebliche Modififationen wurden 
weder in dieſer noch in der dritten bejchlofien, die Annahme der Vorlage 
erfolgte mit großer Mehrheit, eine grundjägliche Gegnerichaft fand Ddiejelbe 
nur bei einem ſehr fleinen Theile des Reichstags. 

Auf die Vorgefchichte des Gejeges und die Bewegung, welche zu dem 
Erlaß desjelben gerührt hat, joll hier nicht näher eingegangen werden, da der 
Berfajjer fich hierüber an einem anderen Orte in ausführlicher Weije verbreitet 
hat. Zur Charafteriftif der Unterjchiede, die in Anfehung der Behandlung 
dieſer Materie zwiſchen dem deutſchen und franzöfischen Necht beitehen, das 
unter den Nechten aller Kulturvölfer den beiten und weitejtreichenden Schuß 
gegen alle Arten und Formen des unlautern Wettbewerbs gewährt, jei Folgendes 
bemerkt: In Frankreich beruht der Schuß gegen unlautern Wettbewerb ledig- 
fih auf der Anwendung und Wuslegung, welche die Nechtiprechung dem 
Art. 1332 des code civil gegeben hat, der in Ueberjegung lautet: „Jede 
Handlung eines Menjchen, die einem Andern Schaden verurjacht, verpflichtet 
den, durch deiien Schuld derjelbe entitanden it, zum Schadenserſatz.“ Auf 
Grund diejer Beitimmung bat jich ein umfaljendes und bis in die Einzelheiten 
ausgebildetes Schutzſyſtem entmwidelt, welches gegen zahlreiche Handlungen 
Front macht, die zwar einer pofitiven Nechtsvorjchrift nicht unmittelbar mider- 
jprechen, gleichwohl aber geeignet find, dem Konkurrenten Schaden zuzufügen ; 
Die Anwendung von SKonfurrenzmitteln, welche als unlautere zu bezeichnen 
find, bringt für Denjenigen, der fich ihrer bedient, die Verpflichtung zum 
Schadenserfag mit jih. Die Umftände, welche für diefe Entwidlung der Lehre 
von dem unlautern Wettbewerb maßgebend waren, die als eine der beiten und 
ftolzeften Schöpfungen des Juriſtenrechts betrachtet werden darf, find ver: 
Ichiedenen Inhalts und im Laufe der legten Jahre wiederholt hervorgehoben 
worden; vor Allem kommt dabei in Betracht, daß der franzöfiiche Richter von 
jeher dazu neigte, aus allgemein gehaltenen Rechtsſätzen Schlüfje für die kon— 
freten Berhältnijje bis in die legten Konſequenzen zu ziehen im Unterjchiede 
von dem deutjchen Nichter, der ſich nur jehr jchwer dazu entichließen kann, 
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ohne eine jpezielle Nechtsvorfchrift einen Vorgang oder eine Handlung einer 
Beurtheilung zu unterwerfen, welche mit einer Einfchränfung der allgemeinen 
bürgerlichen oder gewerblichen Freiheit verbunden iſt. Diejer Unterjchied, der 
vielleicht auf die Berichiedenheiten der Entwicklung des Richterthums in beiden 
Ländern zurüczuführen iſt — man denfe an die noblesse de robe der Bour: 
bonenmonarchie, die ihre Stammbäume nicht viel weniger weit zurüdrübrte, 
wie die jtolzejten Hofadelsgejchlechter einerjeit3 umd die beamteten Nichter in 
Deutichland anderſeits — vielleicht auch mit gewiljen piychologiichen Ber: 
jchiedenheiten zujammenhängt, zeigt fich nicht nur bei der Lehre von dem 
unlautern Wettbewerb, jondern auch bei andern Fragen, allerdings tritt er bei 
feiner mit der Intenſität zu Tage, wie bei der in Rede jtehenden. Ein weiteres 
erflärendes Moment ift wohl in der der franzöfiichen Nechtspflege ſeit langer 
Zeit befannten Mitwirkung von Laien bei Ausübung der Eiviljuftiz zu erbliden. 
Weit bedeutungsvoller aber als beide zujammengenommen it der Einfluß der 
freien Gejtaltung des franzöfiichen Beweisrechts geweſen, welches dem frans 
zöfischen Nichter die Möglichkeit bot, auch die verwideltiten Verhältniſſe und 
Schadenserſatzanſprüche mit verhältnigmäßig großer Yeichtigfeit zu entiwirren 
und in einer der vorhandenen Sachlage gerecht werdenden Weiſe zu beurtbeilen. 
Ohne die freie Beweiswürdigung, ohne die freie Stellung gegenüber der Aus: 
mejjung des Schadens und des begehrten Erſatzes hätte jich auch in Frank— 
reich der Schuß gegen die concurrence deloyale nicht entwideln fünnen und 
e3 iſt daher nicht unberechtigt, wenn man gejagt hat, daß das franzöfiiche 
Prozeßrecht für diefe Entwicklung eine weit höhere Bedeutung bat, als Die 
angeführte Bejtimmumg des code civil. Allerdings mußte diefe ja vorhanden 
fein, um es dem Nichter zu ermöglichen, aus ihr die Folgerungen abzuleiten, 
die zu einem Einfchreiten gegen den unlautern Wettbewerb führten, aber Die 
Erijtenz derſelben hätte ohne das freie Beweisrecht und troß Der übrigen 
Momente jchwerlich ausgereicht, um die Lehre in der Weile auszubilden, wie 
es geichehen iſt. Zu einer Zeit, in welcher die freie Beweiswürdigung in 
Frankreich längit die Sanftion des Geſetzgebers erlangt hatte, jtand das deutiche 
Prozefrecht noch unter dem verhängnißvollen Bann einer engen Beweistheorte 
und nicht minder enger Beweisregeln, welche in der Praris häufig geradezu 
zu Beweisfeſſeln wurden; eine Nechtsentwidlung nah Art und Inhalt der 
franzöjiichen war daher vollfommen ausgeſchloſſen und es kann daher nur als 
richtig bezeichnet werden, wenn Neuling im feiner Schrift über den unlautern 
Wettbewerb jagt: „Der Gegenſatz zwiſchen einerfeits einem auch prozeijualiich 
Elarzujtellenden Nechte und einem ziffermäßig feftzulegenden Schadenserjag und 
anderjeits der Unmöglichkeit, dasſelbe materielle Recht, wenn man es grund: 
fäglich erkennen wollte, auch prozefjualiich zu handhaben und zu realifiren, 
ift für den Gegenfag der Nechtsentwidlung bei unjerem Thema bejtimmend 
gewejen. Demgemäß war es denn auch diefer Gegenjag im Prozeßrecht, der 
jest durch SS 259 und 260 der Givilprozegordnung zum Ausgleich gefommen 
ift, von dem für alle folche Fragen die litterariiche Bewegung in Deutjchland 
ihren Ausgang genommen bat.“') Allerdings hat es auch in Frankreich fait 
ein volles Menjchenalter gedauert, bis der heutige alljeitS befriedigende Rechts— 
zuftand exijtirte und zahlreiche Streitfragen und Unklarheiten, eine Unſumme 
von Zweifeln mußte durch die NRechtiprehung des Kaſſationshofs bejeitigt 

', Neuling, Der unlautere Wettbewerb (Berlin, Gaertner's Berlagsbuchbandlung 
1895), &. 36. 
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werden, bevor die Lehre von dem unlautern Wettbewerb nach allen Richtungen 
als geklärt und befeitigt erachtet werden fonnte. Das Material, das in der 
franzöfiichen Judikatur und Praris hierüber enthalten ift, läßt ſich als ein 
ſehr reichhaltiges bezeichnen, der Scharflinn und der praftifche Taft, welcher 
in zablreichen Urtheilen zum Ausdruck kommt, verdient vorbebaltloje Aner: 
kennung, jo daß die abfällige Beurtheilung der ganzen Leiltungen der fran— 
zöfiichen Nechtswilienichaft und Rechtspflege auf diefem Gebiete in feiner Weiſe 
als berechtigt erachtet werden kann. Es fehlt allerdings an einer allgemeimen 
Theorie, die wiſſenſchaftliche Verwerthung der Urtbeilsiprüche begnügt fich 
zumeiſt damit, die allgemeineren Srundjäge, welche denjelben gemeinfam find, 
feftzuitellen, die Formulirung einer allgemeinen Theorie ſtößt auf große 
Schwierigkeiten, und ob fie von wejentlichem Vortheile, ſei es für Die willen: 
ichaftliche, jei es die praftiiche Behandlung iſt, darf bezweifelt werden. 

Was die Eintheilung der Fälle des unlautern Wettbewerbs betrifft, jo find in 
Frankreich verjchiedene Verſuche in diejer Beziehung gemacht worden, welche zum 
Theile lebhafte Anerkennung gefunden haben: am beiten unterjcheidet man drei 
Gruppen von Thatbeſtänden, einmal diejenige gebildet durch ſolche Handlungen 
und Beranftaltungen, durch welche man auf die Erregung einer Verwechslung 
(confusion) hinarbeitet, diejelbe kann ſich beziehen auf Waaren, Yeiltungen, 
auf ein gewerbliches oder geichäftliches Etabliſſement, jelbit auf die Perſon 
des Sejchäftsinhabers; in die zweite jtellt man diejenigen Thatbeitände, welche 
eine Herabwirdigung oder Verkleinerung der Berlon, Waaren oder Yeiltungen 
des oder der Konkurrenten zum Inhalt haben. Die franzöfiiche Nechtsiprache 
bedient ich bierbei der Ausdrüde denigrement und deprecintion des mar- 
chandises; eine Unterart bildet der herabjeßende Berfauf von Waaren eines 
Konkurrenten unter dem von Diefem berechneten Preis, vente au rabais. 
Was die dritte Gruppe betrifft, jo umfaßt diejelbe alle auf Ausipannung 
der Arbeiter und ſonſtigen Angeitellten eines Gejchäftes und auf Erfahrung 
der Geheimmiije desjelben gerichteten Handlungen, detournement und em- 
bauchage des ouvriers. Man stellt vielfach noch eine weitere Gruppe 
auf, beitehend aus der vertragswidrigen Errichtung eines Konfurrenzgejchäftes 
feitens Ddejjen, der jein Gejchäft unter dem Berjprechen verkauft oder vers 
pachtet hat, Sich der Konkurrenz zu erhalten, ferner der Errichtung eines 
foichen, wenn Diejelbe mit den Grundläßen des guten Glaubens in Wider: 
ſpruch jtebt, ohne ausdrücklich durch Vertrag ausgeichlofien zu jein, auch 
den Eintritt eines Gehülfen im ein Kunfurrenzgejchäft unter Verlegung Der 
jogenannten Konfurrenzklaniel, allein diefe Fälle gehören jtreng genommen 
nicht hierher, da fie nicht jowehl eine Verlegung der allgemeinen VBorjchrift 
des Art. 13832 als vielmehr eine Uebertretung der vertraglich übernommenen 
Berbindlichkeiten zum Inhalte haben. Die ausjührlichere Behandlung der 
Lehre des franzöfiichen Nechts rechtfertigt fich im Hinblick auf die große Be: 
deutung, welche Ddasjelbe im Laufe der Zeit erlangt bat; Danf der feinen 
Ausbildung der Lehre konnte auch die franzöfiiche Gejeggebung davon Abſtand 
nehmen, Sondergejege über die Materie oder einzelne Theile derjelben zu ers 
laſſen und demgemäß ift denn auch bis in die jüngite Gegenwart fein gejeß- 
geberiicher Vorgang zu verzeichnen geweſen, welcher hierher gehörte, erit im 
Sabre 1886 bat man ein Gefeg erlaſſen, das fich gegen die Anmaßung gewerb— 
licher Auszeichnungen und Prämirungen richtet, womit in Frankreich mindeſtens 
der gleiche, wahrscheinlich aber noch größerer Mißbrauch getrieben wurde als 
in Deutjchlaud. 
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Dem von verjchiedenen Seiten warm befürmorteten Beilpiele und Bor: 
bild des franzöfiichen Rechts zu folgen und fich demgemäß auf die Aufitellung 
eines allgemein geraßten Rechtsjages zu bejchränfen, die Ableitung der Schluß 
folgerungen und deren Anwendung auf die einzelnen Fälle der praftiichen 
Nechtsübung zu überlaſſen, konnte ſich die Reichsgeſetzgebung nicht entichlichen, 
vor Allem wohl um deßwillen nicht, weil fie bezweifelte, ob die deutiche Recht— 
jprechung ſich ebenjo entwideln werde wie die franzöftiche; diefe Zweifel ließen 
ſich auch nicht von der Hand weilen und fie werden auch von denjenigen nicht 
verfannt, welche an fich in der Nachahmung des Vorgehens des franzöftichen 
Nechts die beite und wünſchenswertheſte Art der Regelung erblidt hätten. Die 
Reichsgeſetzgebung entſchloß fih aljo zu einer Behandlung, welche auf Die 
Kennzeichnung „kaſuiſtiſch‘“ bis zu einem gewiljen Grade Anjpruch hat; fie 
war jich wohl bewußt, daß es ihr nicht möglid) jei, alle Formen des une 
lauteren Wettbewerbs zu treffen, jie hielt es für ausreichend, jich mit dem 
Einjchreiten gegen diejenigen Mißſtände zu befaljen, welche als bejonders uach— 
theilig empfunden wurden. Ein zweiter Unterichied zwijchen der franzöjiichen 
und reichsrechtlichen Ordnung liegt in der Verwerthung des Strafrechts ala 
Mittel zur Bekämpfung des unlautern Wettbewers; mit Ausnahme der ziemlich 
veralteten und praftiicy wenig bedeutfamen Worjchriften des code penal über 
die Beitrafung des Verratbs von Betriebsgeheimnijjen ſowie der Beltimmungen 
des neuen Gejeges über die Anmaßung gewerblicher Auszeichnungen fennt das 
franzöfiiche Necht nur eine ciwilrechtliche Bekämpfung des unlantern Wett: 
bewerbs; der Neichsgejeßgeber hat dagegen von der jtrafrechtlichen Verfolgung 
gewifjer Arten desielben Gebrauch gemacht, allerdings nur in den eflatanten 
Fällen, in welchen der unlantere Wettbewerb einen Bruch der allgemeinen Rechts— 
ordnung darjtellt, der vom fittlihen Standpunfte nicht milder zu beurtbeilen 
it als Betrug, Untreue und jtrafbarer Eigennutz. Ueber die Berechtigung 
diejes Standpunftes läßt fich jtreiten; fieht man von dem Verrath des Ge— 
ichäfts- und Betriebsgeheimniljes ab, welcher eine gefonderte Beurtbeilung für 
ſich beanfprucht, jo wird fich ein jtringenter Nachweis für die Nothwendigfeit, 
das Strafrecht auch gegen den unlautern Wettbewerb zu verwenden, jchiwerlich 
erbringen lajjen; beweilt doch die bald zwei Menjchenalter umfajjende Erfahrung 
in ‚Frankreich, daß die zivilrechtliche Abndung vollfommen genügt. Die Fran— 
zojen huldigen auch hierbei der Anficht Frapper la bourse e’est frapper 
juste und die vielen Jahrzehnte, auf welche die franzöfifche, Praris bei ihrer 
Ausbildung des Schuges gegen den unlautern Wettbewerb zurücbliden kann, 
enthalten ein exaktes Meaterial für den Beweis ihrer Nichtigkeit. Wer wegen 
unlautern Wettbewerbs zu einer Schadenserjagleiftung von zehntaufend Mark 
verurtheilt wird, erhält eine jchärfere, empfindlichere und auch wirfungsvollere 
Rüge, als wenn ihn der Strafrichter zu einer Gelditrafe von fünfhundert oder 
taujend Mark verurtheilt. Abgeſehen von diefem lediglich praftiichen Bedenken 
it aber auch grundjäglich die Erweiterung des Strafrecht durch die Poenali— 
jirung gewiljer Formen des unlautern Wettbewerbs nicht unbedenklich, auch 
dann nicht, wenn man die fortichreitende Einfchränfung des Gebietes des civilen 
Unrechts durch die Domäne des friminellen Unrecht als einen mit gewiljen 
Grundanichauungen unferer Zeit im Zufammenbang jtehenden Vorgang be: 
trachtet,; wir jtreben eben mehr theils bewußt theils im Sinne der Hart— 
mann'ſchen Bhilofophie unbewußt dabin, den alten Nechtsjfag Bapinians: Non 
omne quod licet honestum dahin umzuwandeln quod inhonestum non 
licet; unſere rechtliche und fittliche Ueberzeugung, theilweife auch unſere wirth— 
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ſchaftliche Anſchauung hat fich eben himmelweit entfernt von derjenigen, welche 
zu Zeiten der Blüthe der römischen Kultur die maßgebende war und in den 
ſcharf pointirten Worten ihren Ausdrud fand: In emtione venditione licet 
se eircumvenire. Unmöglich iſt es, den Fortſchritt leugnen zu wollen, 
welcher in der Ueberwindung diefes Standpunftes kraſſeſten Egoismus’, dieſer 
Sanftionirung der Herrenmoral und aller Befugniſſe des Starfen und Rück— 
fichtalofen wie des Skrupelloſen liegt, unmöglich aber auch zu bejtreiten, daß 
die Billigung des ummittelbar entgegengejegten Standpunfte® mit Gefahren 
verbunden ijt, namentlich in einer nervös erregten Zeit, in welcher in Folge 
der Nervofität eine Ueberfchägung der Wirfjamfeit des Strafrechts fich aus— 
gebildet hat, welche weite Kreije der Bevölkerung dazu führt, die Vorjchriften 
desjelben als vor Allem in Betracht fommende Mittel zum Ginfchreiten gegen 
wirfliche und vermeintliche Uebeljtände anzujehen. Man muß gegenüber diejen 
Beitrebungen jtet3 daran erinnern, daß mweife Defonomie und maßvolle Sparſam— 
feit gerade bei dem Strafrecht geboten find, denn ein verjchtwenderiicher Ge— 
brauch, der von ihm gemacht wird, hat mit Nothwendigfeit eine baldige Er— 
ihöpfung desjelben zur Folge und die Spite und Schärfe feiner zweiten Waffe 
ftumpft fich jo leicht ab wie die der jtrafrechtlichen. 

Mit vollem Recht hat man deßhalb gejagt, daß das Schwert, da3 zum 
Holzhauen gebraucht werde, am Tage der Schlacht jeinen Dienft verjage. 
Wenn auch anerfannt werden muß, daß im Hinblid auf manche Wünſche, die 
mit großer Entjchiedenheit vor Erlaß des Gejeges und während der Berathung 
desjelben geltend gemacht wurden, die Verwendung des Strafrechts eine maß— 
volle zu nennen ift und daß manche gegen Ddiejelbe jprechenden Bedenken, wenn 
nicht bejeitigt, jo doch durch den Umstand gemildert werden, daß die ftrafrecht- 
liche Verfolgung mit Ausnahme eines Falles der Initiative der Intereſſenten 
und Verletzten grundfäglich überlaſſen und die ftaatliche Strafverfolgungsbehörde 
nur unter der Borausfegung des Vorbandenjeins eines Öffentlichen Intereſſes zum 
Einfchreiten verpflichtet ift, jo ift doch der Wunjch nicht umberechtigt, daß die 
Neichsgefeßgebung fich dem Drängen nady Erweiterung des Strafrecht in Zu— 
funft minder willfährig erweiſt, als es im Laufe der legten Jahre der Fall war. 

Ein nicht minder bedeutjamer Unterichied zwiichen dem deutjchen und 
franzöfischen Recht bejteht darin, daß durch erjteres eine Neglementirung der 
Mengeeinheiten eingeführt wurde, in welchen im Kleinverfehr bejtimmte Waaren 
zum Berfaufe gelangen; der Gejeßgeber hat inſoweit aljo auch das Verwaltungs— 
recht zur Befämpfung des unlautern Wettbewerbs mit herangezogen, während 
man es in Frankreich für ausreichend hält, auch gegen die unlautere Kon— 
furrenz, welche den ehrlichen und joliden &ewerbetreibenden durch falſche 
Mengeangaben und entiprechende Preisberechnungen zu jchädigen jucht, mit 
den zivilrechtlichen Mitteln vorgehen zu können. Dieſe Unterjchiede, welche 
zugleich charakteriftiiche Momente für den Inhalt des deutjchen Geſetzes bilden, 
lafjen feinen Zweifel darüber auffommen, daß diejes fich von dem franzöfiichen 
Necht nicht beeinflußen ließ und durchaus jelbjtändige Wege bei der Ordnung 
der Materie gegangen ift. Ob dieſe Wege durchaus die richtigen find, wird 
ſich wohl erjt im Laufe der Zeit und an Hand der zu machenden Erfahrungen 
in alljeits zuverläffiger Weile fejtitellen lafjen, jedenfalls aber kann die willen: 
Ichaftliche Betrachtung des neuen Geſetzes nur fonftatiren, daß das Vorgehen 
desfelben einen unabhängigen Charakter bat 

Was nun den Inhalt des Gejeßes betrifft, jo beziehen ſich feine Vor: 
Schriften auf folgende Gegenſtände: Ausjchreitungen im Reklameweſen, Quantitäs- 
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Berichleierung, Herabjeßung der Erwerbsgenofien, täujchende Nachahmung und 
Venügung von Firmen und Perfonennamen, Verrath von Gejchäfts: umd 
Betriebsgeheimniſſen; hieran Tchließen ſich allgemeine Beltimmungen ſtraf— 
prozellualer Natur und über das Verhältniß zum Wusland. Ber Regelung 
aller dieſer Punkte war für den Gejeggeber maßgebend nicht etwa der 
Schu des konſumirenden Publikums gegen Webervortbeilungen und betrü— 
geriiche Manipulationen bei dem Berfaufe, jondern vielmehr der Schuß Des 
joliden Gewerbetreibenden gegen eine mit zu mißbilligenden Mitteln arbeitende 
Konkurrenz; was das konſumirende Bublifum betrifft, jo findet es jeinen Schuß 
gegen jolche mit einem anjtändigen Gejchäftsbetriebe nicht zu vereinbarende 
Manöver einmal in den civilrechtlichen Nechtöbebelfen, alfo der Klage auf 
Auflöjung eines Vertrags (Wandlungsklage) und der Klage auf Minderung 
des Kaufpreiſes Minderungsklage), jodann aber in der Strafbeitiinmung gegen 
den Betrug, welche durch die neuere und neueſte Nechtiprechung der Art er- 
weitert worden iſt, daß ihre Anwendung für eine ganze Anzabl von Fällen 
möglich wurde, in welchen dem Känfer früher nur die ciwilrechtliche Verfolgung 
des Verkäufers zur Verfügung jtand. 

Die Ausschreitungen im Reklameweſen, welche das Gejeg berüdtichtigt, 
werden begangen durch umwahre Angaben tbatlächlicher Art über beitimmte 
geichäftliche Berbältnifie, welche nad den Erfahrungen auf den Entſchluß des 
Ktonjumenten, jeinen Bedarf bier oder dort zu deden, von Einfluß find; Diele 
Angaben beziehen ſich auf Waaren oder auf gewerbliche Leiſtungen. Mit beiden 
Begriffen wird der weiteltgehende Sinn verbunden und die ausdrüdliche Er: 
wähnung der landwirtbichaftlichen Erzeugniſſe und landwirtbichaftlichen Leiſt— 
ungen wäre an umd für fich nicht nötbig geweien, da wohl faum für den 
Richter ein Zweifel darüber obwalten konnte, daß diejelben unter den Waaren 
und Leiltungen mit einbegriffen waren. Die gewerblichen Leiſtungen find nicht 
etwa Die Yeiltungen von Perſonen, welche der Gewerbeordnung unteriteben, 
fondern alle Yeiltungen, welche einen gewerblichen Charakter haben, aljo im 
Gegenſatze zu den wiljenichaftlichen, fünftleriichen und ähnlichen jtehen; Leiſtungen, 
welche jih auf die Heilung beziehen, fünnen dahin gerechnet werden, jedoch 
mit Ausnahme der Ibätigkeit der approbirten Werzte, welche zwar durch die 
Gewerbeordnung ebenfalls geregelt it, gleihwohl aber als cine gewerbliche 
ebenfowenig zu betrachten it wie die Thätigfeit des Rechtsanwalts und des 
Notars. Die Verhältniſſe, auf die ſich die unwahren Angaben bezieben müſſen, 
ſind insbeſondere die Beſchaffenheit, die Herſtellungsart oder die Preisbemeſſung 
von Waaren oder gewerblichen Leiſtungen, die Art des Bezugs oder der Be— 
zugsquelle von Waaren, der Beſitz von Auszeichnungen, der Anlaß oder Zweck 
des Verkaufs. Es genügt aber nicht jede unrichtige Angabe, die hierüber ge— 
macht wird, ſondern, um unter das Geſetz zu fallen, muß dieſelbe beſonders 
qualifizirt ſein; einmal wird nämlich verlangt, daß fie in öffentlichen Bekannt— 
machungen oder in jolchen Mittheilungen gemacht wird, welche für einen größeren 
Theil von Perſonen beitimmt find, womit alfo die private Reklame aus- 
geichloffen it, Jodanı aber erfordert das Geſetz, daß fie thatfächlicher Art und 
geeignet iſt, Den Anschein eines befonders günftigen Angebotes bervorzurufen. 
Die Vorausſetzungen für das Eimjchreiten find alſo ziemlich Fumulirt, der 
Grund bierfür it in der Befürchtung zu erbliden, daß andernfalld nicht nur 
der unlautere Wettbewerb, jondern der Wettbewerb überhaupt durch das Geſetz 
beläftigt und bejichränft werden könnte; an Anregungen bierzu bat es auch 
nicht gereblt und manche Vorſchläge aus zünftleriichen Kreifen entitammten 
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offenbar dem Bejtreben, bei diefer Gelegenheit eine Waffe zu erhalten, welche 
ſich gegen die Konkurrenz überhaupt verwerthen ließe. Während nach der 
Negierungsvorlage das Verzeichniß der Gegenjtände, auf welche fich die un: 
wahre Reklame beziehen muß, um unter das Geſetz zu fallen, in erjchöpfender 
Weile bejtimmt war, hat man im Laufe der parlamentarischen Berhandlungen 
demjelben den Charakter eines Beiſpiels dadurch gegeben, dal; man eine Generals 
claujel aufnahm, wornach ſich die unwahre Reklame auf geichäftliche Ver: 
hältniſſe jchlechtbin beziehen kann, Beichaffenbeit einer Waare, Preisbemeſſung, 
Bezugsort und Bezugsquelle find jomit nur Beiſpiele dieſer geichäftlichen Ver: 
hältniſſe. Unverfennbar war der Grumd dieſer Veränderung des Gejeges der, 
dafür zu jorgen, daß der Wettbewerb jich nicht folcher Formen nad) dem Er— 
laß des Geſetzes bedienen fünne, welche in dieſem nicht berückſichtigt und er: 
wähnt worden find. Soweit fich das Geſetz mit den Ausfchreitungen des 
Reklameweſens beichäftigt, hat es eine Kombination zwijchen dem Syjtem des 
franzöfifchen Nechts und der Eafuiftiich= speziellen Negelung zum Inhalte, 
welche man wohl als eine Eigenthiimlichkeit des deutschen Nechts bezeichnen 
darf. Der umbeitimmte und unbejtimmbare Charakter des Begriffs „geichäft- 
liche Berhältnifje* läßt der richterlichen Interpretation den weitejten und fajt 
unbegrenzten Spielraum. 

Den Angaben find gleichgeftellt bildliche Darjtellungen und ähnliche Ber: 
anftaltungen, welche darauf berechnet und geeignet jind, diefe Angaben zu er: 
jegen; die Anwendung dieſer Beitimmung erfordert große Vorjicht und nicht 
minder großen Takt, da es natürlich nicht die Abjicht des Gejeges war, Das 
Einjchreiten auf Grund von albernen Webertreibungen bildlichen Inhaltes zu 
geitatten, welche wohl belacht aber von Niemanden ernit genommen werden; 
um eine Amvendung des Geſetzes hierauf zu verhüten, hat man in den That— 
beitand das Moment aufgenommen, daß die Angaben geeignet fein müſſen, den 
Anschein eines befonders günftigen Angebots hervorzurufen und auf die Feſt— 
jtellung desjelben wird jeitens der Praxis ein ganz befonderes Gewicht gelegt 
werden müſſen. Die Nechtsfolgen, welche aus dieſem Verhalten entjtehen, find 
zweierlei Art, einmal gewährt das Geſetz die Unterlafiungsflage, welche auf 
Unterlafjung der unrichtigen Angaben gerichtet it, fodann aber die Schadens: 
erſatzklage, welche wie jede Schadenserjaßflage von dem Nachweis des erlittenen 
Schadens abhängt; dieſelbe kann mur gegen denjenigen, welcher die unrichtigen 
Angaben gemacht hat, gerichtet werden und zwar nur dann, wenn derjelbe ihre 
Unrichtigfeit gekannt hat oder fennen mußte; hiermit ift die Verpflichtung zum 
Schadenserjag auch gegenüber fahrläffigen Handlungen anerkannt. Die Unter: 
laſſungsklage ift im Gegenſatze hierzu nur an die Woransjegung geknüpft, daß 
ſich der Beklagte der Aufftellung unrichtiger Angaben in der bezeichneten Form 
ſchuldig gemacht hat. Ein weiterer Unterjchied zwifchen beiden Klagen beiteht 
bezüglich derjenigen, welche zu ihrer Geltendmachung befugt find; zu der Unter: 
laſſungsklage find berechtigt diejenigen Gewerbetreibenden, welche Waaren oder 
Leijtungen gleicher Art heritellen oder in den Verkehr bringen, wie diejenigen, 
auf die jich die unmwahren Angaben beziehen; Ddiejelben find auch befugt, Die 
Schadenserjagkflage zu erheben, jofern fie nachweisbar Schaden erlitten haben; 
zu der Unterlafjungsklage befugt jind aber auch die Verbände zur Förderung 
gewerblicher Intereſſen, welche in Nechtsitreitigfeiten als jolche Klagen können; 
jeder Verband, welcher der legteren Vorausjegung entipricht und jich mit der 
Förderung gewerblicher Intereſſen befaßt, hat das Recht zum Vorgehen mittelft 
der Unterlaſſungsklage, alfo nicht nur ein Verband, welcher lediglich für die 
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Förderung der gewerblichen Intereſſen desjenigen Geichäftszweigs beſteht, auf 
den fich die ummahre Reklame bezieht. Es kann alſo ein mit Körperichafts: 
rechten ausgejtatteter Verein zur Förderung der Intereſſen der Schuhmacher: 
meilter die Unterlafiungsflage gegen einen Kaufmann erheben, welcher wabr: 
heitswidrig in einer Bekanntmachung fundgibt, daß die von ihm verfaufte Seife 
ohne jeden Zujag von Soda verfertigt jei oder daß er jeine Chocolade un: 
mittelbar, d. h. ohne Zwiichenhandel von dem Fabrifanten Suchard beziebe, 
er kann dies thun, auch wenn er feinen Sig in Graudenz hat, der betreffende 
Kaufmanı aber in Met wohnt. In der Praxis werden natürlich jolche Fälle 
faum oder doch nur äußerſt jelten, in geradezu verichwindender Anzabl vor: 
fommen; thatſächlich dürften ſich die Vereine zur Förderung gewerblicher 
Intereſſen nur mit den Ausjchreitungen der Reklame beichäftigen, welche in ihr 
Gebiet einschlägt, die außerhalb derjelben liegende aber den Vereinen über: 
lajjen, welche dafür zuftändig find; rechtlich zuläſſig ift aber auch ein Befaſſen 
mit Neflame, die fie zumächit eigentlich nicht berührt. Das Geſetz bat Tich 
damit auf den Standpunft geitellt, daß eine Solidarität aller Vereine zur 
Förderung gewerblicher Interejien injoweit vorhanden it, als es fih um die 
Berfolgung der wahrbeitswidrigen Reklame handelt. Um die rasche und 
energiiche Verfolgung derjelben zu ermöglichen, ift den Gerichten die Befugniß 
eingeräumt worden, einjtweilige Verfügungen zu erlajlen; die Civilprozeh- 
ordnung fennt ebenfall® den Erlaß jolcher Anordnungen, durch welche eine 
proviforiiche Regelung des betreffenden Nechtszuftandes oder Rechtsverhältniſſes 
bewirft werden joll, die Borausjegungen dafür find in den SS 814 uud 319 
derjelben normirt; das gegenwärtige Gejeg fieht von diefen Voransjegungen 
ab und erlaubt dem Gerichte auch dann derartige Anordnungen zu treffen, 
wenn dieſe Vorausjegungen nicht vorliegen. Es wird damit dem Einzelrichter 
— zuftändig ift für den Erlaß auch das Amtsgericht, in deſſen Bezirf die be- 
treffende Handlung begangen worden iſt — eine große Macht eingeräumt, Deren 
Anwendung unter Umjtänden für die VBermögensverhältnijjie des Beklagten von 
der größten Bedeutung fein, ja jogar feinen finanziellen Ruin herbeiführen 
fann. Es muß deshalb jedenfalls in vorsichtiger Weiſe von derielben Gebrauch 
gemacht werden, und fein Nichter wird ſich wohl veranlaßt jeben, eine eimit: 
weilige Anordnung zu erlaſſen, ohne daß die Behauptungen, auf welche es 
dabei anfommt, ihm glaubhaft gemacht werden. Selbjtverjtändlich bleibt der: 
jenige, welcher den Antrag auf Erlaß gejtellt und die Verfügung erwirft hat, 
demjenigen haft: und jchadenserjagpflichtig, gegen welchen fie ergangen ift, 
unter Umständen wird aber auch der Richter für den entjtandenen Schaden zur 
Erjapleiftung heranzuziehen fein, vgl. $ 762 des zweiten Entwurfs eines bürger: 
lichen Gejegbuchs, welcher dieſe Möglichkeit allerdings unter ſehr erichwerende 
Vorausſetzungen jtellt.') Es erhellt aus dem vorhin Gejagten, daß die Möglich: 
feit vorhanden ijt, daß Diejelbe wahrbeitswidrige Reklame zum Gegenſtande 
mehrerer, ja jogar vieler Nechtsjtreite gemacht werden fann, da ja bei der Unter: 
laſſungsklage jtets, bei der Schadenserjagklage vielfach eine Mehrheit der Klage: 
berechtigten vorhanden jein wird; um die Mißitände, die hieraus für Die 
prozejjuale Behandlung erwacjen fünnten, zu verhüten und insbejondere eine 
Berbindung der verschiedenen Prozeſſe, die jich auf denjelben Vorgang ftügen, zu 
ermöglichen, hat das Gejeg einen ausjchließlichen Gerichtsjtand für dieſe lagen 
eingeführt; derjelbe beiteht bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk der Beklagte jeine 
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gewerbliche Niederlaffung oder in Ermangelung einer jolchen feinen Wohnfig 
hat: für Perfonen, welche im Inlande weder eine gewerbliche Niederlaſſung 
noch einen Wohnfig baben, iſt ausjchließlich zuftändig das Gericht ihres in- 
ländiſchen Aufenthaltsortes, oder fall auch ein jolcher nicht befannt ijt, das 
Gericht, in Ddejien Bezirk die Handlung begangen it. Dieſer ausſchließliche 
Gerichtsjtand bezieht ſich indeſſen nur auf die Klagen, nicht auch auf die einjt= 
weiligen Verfügungen; hierfür iſt neben den joeben genannten Gerichten auch 
das Amtsgericht zuftändig, in deſſen Bezirf die Handlung begangen wurde, die 
zu dem Anſpruch Anlaß gegeben hat. 

Da die praftiich wichtigite Art der öffentlichen Bekanntmachung einer 
Neflame das Zeitungsinferat bildet, jo Eonnte in Frage kommen, ob nicht 
die für den Inhalt einer Zeitung verantwortlichen Perfonen, alſo der ver- 
antwortliche Redakteur, der Verleger, Druder, Berbreiter und derjenige, 
welcher den Vertrieb bejorgt, zur Schadenserjagleijtung herangezogen werden 
fünnten? Alljeitig war man darüber einverjtanden, daß es erforderlich ſei, 
den bejonderen Verhältniſſen, welche für die Heritellung von Drudjchriften 
maßgebend find, durch eine ausdrückliche Vorſchrift Rechnung zu tragen; 
man beichränfte daher, nachdem ſich herausgejtellt hatte, daß weitergehende 
Beltimmungen eine ausreichende Sicherung der für den Inhalt von Druck— 
Ichriften verantwortlichen Perſonen gegen civilrechtliche Inanſpruchnahme nicht 
bieten würden, die Haftbarfeit derfelben auf die Fälle, in welchen fie von 
der Unrichtigfeit der Reklame Kenntniß hatten; dies iſt nicht zu beanjtanden; 
der Nedafteur und Berleger, welche in Kemutniß des unmwahren Inhaltes einer 
Reklame derjelben Aufnahme in der von ihnen redigirten oder verlegten Zeitung 
gewähren, find nicht minder jchuldig wie der Urheber derjelben jelbit und es 
unterliegt daher feinem Bedenken. jie in gleicher Weiſe und gleichem Umfange 
wie dieſen für den entitandenen Schaden haftbar zu machen. Bemerkenswerth 
it, daß für die Unterlajiungsflage die Erfolglofigkeit der Reklame von feiner 
Bedeutung iſt; es fommt alte nicht in Betracht, ob durch die unwahre Angabe 
thatjächlich der Anjchein eines bejonders günjtigen Angebotes hervorgerufen 
wurde oder nicht, es genügt, wenn der Nichter zu der Ueberzeugung gelangt, 
daß Dderjelben die Fähigkeit, in diefer Richtung zu wirken, nicht jchlechthin ab— 
geiprochen werden fann. Die umwahre Reklame bat aber nicht nur das Ein- 
Ichreiten des Givilrichters, jondern auch unter bejtimmten Vorausfegungen dass 
jenige des Strafrichters zur Folge; beitraft wird Derjenige, welcher in ver 
Abſicht, den Anjchein eines bejonders günftigen Angebots hervorzurufen, in den 
bereitS genannten Befanntmachungen oder Mittheilungen über Die aufgezäblten 
geichäftlichen Verbältnijie wiſſentlich unwahre und zur Irreführung geeignete 
Angaben tbatjächlicher Art macht; die Strafe iſt Geldjtrafe bis zu 1500 ME.; 
im Nüdfalle fann neben oder jtatt derjelben auf Haft oder Gefängnißjtrafe bis 
zu Sechs Monaten erfannt werden, Diejer IThatbeitand der jtrafrechtlich zu 
verfolgenden unwahren Reklame unterfcheidet ſich von demjenigen der nur civil: 
rechtliche Rechtsfolgen nach jich ziehenden nach mehreren Richtungen bin; ein— 
mal wird erfordert, daß die Abjicht, den Anjchein eines bejonders günjtigen 
Ungebstes hervorzurufen, vorhanden ift, jodann daß die unwahren Angaben 
wilientlich aljo bewußt gemacht werden; eine Erjtrefung der Strafbeitimmung 
auf die Fälle, in welchen auf Seiten des Urhebers der Reklame oder des Ber: 
breiter3 Dderjelben nur von einer fahrläfligen Handlungsweife die Rede fein 
fann, ift mit Necht nicht für angemefjen erachtet worden; die Verfolgung diejes 
Deliftes tritt nur auf Antrag ein; antragsberechtigt find ſowohl die einzelnen 
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Gewerbetreibenden, welche Waaren oder Leiſtungen gleicher oder verwandter 
Art herjtellen oder in den Verkehr bringen, als auch die bereits genannten 
forporativen Berbände zur Förderung gewerblicher Intereſſen. Die Staats 
anmaltichaft erhebt die öffentliche Klage nur infomeit ein öffentliches Jutereſſe 
vorhanden it, im Uebrigen haben die Antragsberechtigten die Verfolgung mittelit 
der PBrivatflage zu betreiben. Die Bewidmung der genannten Verbände mit 
dem Rechte, Strafantrag zu jtellen und Privatflage zu erbeben bezüglich eines 
Deliftes, das nicht gegen fie begangen ift und demgemäß auch nicht jie in ihren 
Nechtsgütern verlegt hat, bedeutet eine nicht ummichtige Neuerung in dem 
geltenden deutichen Nechte, für Die allerdings praftiiche Gründe geltend zu 
machen waren. Durch die für die Verfolgung einer ſtrafbaren Handlung mittelit 
der Privatklage geltenden Beſtimmungen der deutſchen Strafprozehordnung wird 
e3 verhütet, daß wegen desſelben Borfalles eine Mebrbeit von Privatklagen 
erhoben werden Fanıt. 

Nie bereits bemerkt iſt das Negiiter der Verhältniſſe, auf die fich die un— 
wahre Neklame beziehen muß, fein erichöpfendes. Die Motive äußern fich über die 
Frage, weshalb man nicht neben denjelben noch andere aufgezählt babe, folgender: 
maßen: „Wenn man von einer Erweiterung des Verzeichnifies abgeſehen bat, To 
war hierfür die Erwägung beitimmend, daß faliche Angaben über die legt: 
genannten Thatjachen — Vienge der vorhandenen Vorrätbe, Alter, Ausdehnung 
und Abjag eines Geſchäftes, Belit von Zweigniederlaflungen und Dankichreiben 
— obwohl auch fie den Stempel eines ımredlichen Gejchäftsgebabrens an ſich 
tragen können, doch im Mllgemeinen weniger bedenflich, weil für die Be 
urtheilung eines geichäftlichen Angebots von minderem Gewicht find. Der 
Entwurf will den Verkehr nur von ſolchen Mißbräuchen fänbern, die ſich 
erfahrungsgemäß für die redlichen Mitbewerber als befonders jchädlich erwieien 
haben. Nach dieſem Gefichtspunfte ift auf Die Gefahr bin, einzelne Fälle nicht 
zu treffen, im denen unter bejonderen Verhältniſſen eine Schädigung eintreten 
fann, der Thatbeitand möglichit eng abgegrenzt. Dies dürfte den Wünschen 
der Beteiligten im Allgemeinen entiprechen; fo iſt bei der öffentlichen Er: 
örterung des früheren Entwurfs von vielen Seiten der Wunsch geäußert worden, 
die Menge der VBorräthe in der Aufzählung gejtrichen zu jehen.“ Die Mög— 
lichkeit, daß dieſe Begrenzung eine zu enge jet, wurde bei den Beratbungen 
allerdings zugegeben, allein einerjeits wies man auf die Möglichkeit bin, das 
Regiſter in Zukunft zu erweitern, anderjettS glaubte man, da durch das Geſetz 
tiefe Eingriffe in altgewurzelte Gewohnheiten bewirkt würden, zur Vorficht und 
zu mweiler Selbjtbejchränfung allen Grund zu haben. Dur die Aufnahme der 
Generalflaufel it, wenigitens bezüglich des civilrechtlichen Vorgebens, den 
weiteit gebenden Wünſchen in diefer Hinficht genügt. 

Während die SS 1 bis 4 des Gefeges ſich mit dem Einfchreiten gegen 
das Reklameweſen befajien, joweit Dasjelbe vom Standpunkte des joliden Ge— 
ichäftsverfehrs zu Bedenken und Klagen Anlaß giebt, beichäftigt ſich $ 5 mit 
den Quantitätsmängeln; die Aufnahme einer hierauf bezüglichen Vorſchrift ift 
insbeſondere von den zünftlerifchen Kreiſen lebhaft befürwortet worden, außer: 
halb derjeiben war die Sympathie hierfür eine jehr geringe und neben den 
Vorschriften ber die Beltrafung des Verraths von Geichäfts: und Betriebs: 
geheinmilien war es dieje, gegen welche jich die zahlreichiten Angriffe richteten. 
Die Vertreter mancher Gewerbszweige wuhten Darüber Bejchwerde zu führen, 
daß jich im Kleinhandel mit den für fie in Betracht fommenden Waaren die 
Gepflogenheit entwidelt habe, das Mengeverhältniß derjelben zu verkleinern 
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und jo bei dem Konjumenten die Täufchung hervorzurufen, als erhalte er bier 
die Waare zu billigerem Preiſe denn bei dem Konkurrenten; ob Dies Mittel, 
Kunden anzuloden, jehr verbreitet ift, evicheint zweifelbaft, die Geſetzes— 
begründung vermag nur den Handel mit Garn und mit Bier zu nennen und 
gibt zu, daß beim Handel mit Zuder, Bindfaden, Seife, Kerzen, Stablfedern 
diefe Uebelitände nur in geringerem Maße fonjtatirt werden könnten. Bei dem 
Kleinhandel mit wollenem und baummwollenem Strid- und Zepbyrgarn wird, 
wie in der Begründung ausgeführt it, im Ginzelverfehr nach dem Gewicht 
verfauft und zwar in der Art, daß die abzugebende Menge nicht jedesmal zu: 
gewogen, jondern zum Verkaufe in fleinen Abtheilungen, in Bunden oder Strähnen, 
die eine gewiſſe Gewichtsmenge darzuitellen pflegen, bereit gehalten wird; Die 
Einheit für die Gewichtsbejtimmung it das Pfund, das früher in der Regel 
in zehn Unterabtbeilungen zu 50 g eingetbeilt wurde. Mit Nüdjicht auf dieje 
den Kunden wohlbekannte Gejchäftsgewohnbeit ſind zahlreiche Geichäftsleute 
Dazu übergegangen, aus dem Pfunde anjtatt 10 Bunde oder Stränge deren 
12, 13, 14 oder noch mehr herzuitellen und diejelben zu Preiſen abzugeben, Die 
zwar jcheinbar günftiger jind als die Preiſe der an der alten Eintheilung feit- 
haltenden Geichäftsleute, in Wirklichkeit aber den Konſumenten benachtheiligen 
und bejchädigen, denn es erhält derjelbe in Wahrbeit weniger als bei einem 
Kaufmann, der nach der alten Eintbeilung noch verfauft. Um dieſen Quantitäts- 
verichleierungen wirkſam entgegentreten zu können jchlug der Entwurf vor, dem 
YBundesrath die Ermächtigung zu ertbeilen, zu verordnen, daß gewiſſe Waaren 
im Einzelverkehr nur in beſtimmten Mengeeinheiten oder mit einer auf der 
Waare oder ihrer Aufmachung anzubringenden Angabe der Menge gewerbs— 
mäßig verkauft oder feilgehalten werden dürfen; die Angabe der Menge auf 
der Waare oder ihrer Verpackung vorzuſchreiben, hielt man um deßwillen nicht 
für ausreichend, weil einzelne Waaren, insbeſondere Garne, im Detailverkehr 
in ſolch geringen Mengen abgegeben zu werden pflegen, daß für eine deutlich 
erkennbare Quantitätsangabe genügender Raum nicht mehr vorhanden iſt. Die 
in den Motiven kund gegebene Abſicht, daß von dieſer Befugniß der Bundes— 
rath auch gegenüber dem Flaſchenbierhandel Gebrauch machen werde, erregte 
bei den an dieſem Handel betheiligten Perſonen das ſtärkſte Bedenken, welches 
zu zahlreichen Petitionen an den Neichstag führte, um für den Bierhandel 
jedenfalls eine Ausnahmestellung zu erlangen. Dan führte etiwa Folgendes aus: 

„Eine Aihung von Bierflajchen jet bisher noch nicht vorgejchrieben, die 
Bierflajchen würden hergeitellt, ohne daß man auf die Bemeſſung des Quan— 
tums, das jie füllen jollte, bejondere Sorgfalt verwende, demgemäß jei auch 
ihre Größe eine jehr verjchiedene. Weil fie in Folge des oberflächlicheren 
Arbeitens billig abgegeben werden könnten, jei auch der Preis des Flaſchen— 
bierd ein mwohlfeiler. Auch die Brauereien jeien nicht in der Lage, die Flaſchen 
nach der Rückſicht auszujuchen, ob fie einen größeren oder kleineren Inhalt 
haben, jie müßten diejelben jo nehmen, wie fie ihnen geliefert werden und 
würden mit der Prüfung derjelben auf ihren Inhalt mehr Zeit verlieren ala 
der zu erzielende Nennwert jei. Bei den Flajchenbierhändlern, welche die 
Flaſchen gefüllt von den Brauereien erhalten, jei die Möglichkeit einer Aus— 
wahl ebenjo wie der Verdacht einer böſen Abficht ausgeſchloſſen.“ Trogdem 
man diejen Bemerkungen eine Berechtigung nicht abjprechen konnte, herrichte in 
der Kommiſſion eine gewilje Sympathie für die Ausdehnung der Verordnungs- 
gewalt des Bundesrathes auch auf den lajchenbierhandel; man mar der 
Meinung, dab die Konfequenz dieſer Ausdehnung in der Einführung einer 
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Aichung beſtehe und glaubte, daß dieſe für die Bierfäſſer überhaupt jpäterbin 
nothivendig werde; wenn trogdem die Petitionen der Bierhändler Berüdfichtig: 
ung fanden, jo geichab Dies einmal, weil man die Glasarbeiter in ihren 
Löhnen nicht verfürzen wollte, was zweifellos eine Folge der Unterjtellung ſein 
werde, da für nicht probemäßig ausgefallene Flaschen ein Abzug an dem Yobne 
gemacht würde, fodann, weil man Bedenken trug, die Flaſchen und Das Bier 
zu vertbeuern, da dies auf den Umfang des Branntweinfonjums nur mach 
theilig einwirken werde. Eine bejondere Eremtion des Bierhandels erichien 
gleichwohl nicht als angemeſſen umd fo einigte man fich darüber, die Ber: 
ordnungsgewalt des Bundesrathes von der Normirung der Abgabe von Flüſſig— 
feiten überhaupt auszuschließen, demfelben jedoch die Ermächtigung zu ertbeilen, 
bei dem Berfauf von Bier im Flaſchen und Krügen die Inhaltsangabe unter 
Feſtſtellung von FFehlergrenzen vorzujchreiben; eine Regelung des Flaſchenbier— 
handels, die von Seiten der Wirtbe gewünſcht wird, dürfte für jpäterhin wohl 
zu erwarten fein. Auf Grund des 8 5 kann nun der Bundesrath feitiegen, 
daß bejtimmte Waaren im Einzelverfehr nur in vorgefchriebenen Einheiten der 
Zahl, der Länge und des Gewichtes oder mit einer auf der Waare oder ihrer 
Aufmachung anzubringenden Angabe der Menge gewerbsmäßig verkauft oder 
feilgehalten werden Dürfen; für den Großhandel fünnen derartige Vorichriften 
nicht erlaifen werden; dagegen beziehen fich diejelben nicht nur auf die im In— 
lande bergeitellten Waaren, jondern auch auf die vom Auslande ber ein— 
geführten und der Inländer, welcher im Auslande verfertigte, den betreffenden 
Vorschriften nicht entiprechende Waaren verkauft oder in den Verkehr bringt, 
unterliegt denſelben Nechtsnachtbeilen wie derjenige, welcher ſich mit dem Ber: 
fauf oder Feilhalten von inländiihen Waaren befaßt, die ebenfo mit den zu 
erlajienden Verordnungen nicht im Einklang ftehen. Die Befugniß des Bundes: 
rathes iſt auch nicht in dem Sinne aufzufafjen, daß derjelbe nur befugt wäre, 
von der einen oder anderen der beiden Alternativen Gebrauch zu machen, alio 
nur entweder die für den Verfanf zuläffigen Einheiten oder die Bezeichnung 
derjelben auf der Waare bezw. deren Aufmachung feitiegen könnte, vielmehr 
bejteht fein Bedenken dagegen, daß derjelbe gegebenen Falles ſowohl die eine 
wie Die andere Anordnung für eine bejtimmte Waare trifft. Einer Eimpirkung 
auf den Inhalt der Verordnung des Bundesrathes hat jich der Neichstag 
begeben; die getroffenen Beitimmungen find durch das Reichsgeſetzblatt zu ver: 
Öffentlichen umd dem Neichstage fogleich oder bei feinem nächiten Zujammen: 
tritt vorzulegen. MUebertretungen der Anordnungen werden mit der gewöhn: 
lichen Uebertretunasitrafe beitraft. 

Eine dritte Gruppe von Handlungen, welche durch das Gejeb in Betracht 
gezogen iſt, wird gebildet durch die Anſchwärzungen und Verfleinerungen der 
Waaren oder Leiltungen eines Andern, um dadurch die Kundichaft für fich 
anzuloden, hiermit bejchäftigen fih S 6 und 8 7 des Geſetzes; Die einfachen 
und leichteren Fälle werden auch hier der zivilrechtlichen Verfolgung und 
Ahndung überlaſſen und es find nur die jchweren und qualifizirten That: 
bejtände, welche man der ftrafrechtlichen Ahndung überwieſen hat; wie bei deu 
Ausschreitungen des Reklameweſens unterscheidet der Geſetzgeber auch bei dem 
denigrement zwilchen vorfäglichen und fabhrläffigen Handlungen; die jtraf: 
rechtliche Verfolgung hat ſtets zur Voransiegung, dat der VBeichuldigte fich 
eines vorläglichen Eingriffs in das geichüste Nechtsgut ſchuldig gemacht hat, 
während fücr die zivilrechtliche die fahrläſſige Verlegung vollkommen ala aus: 
reıchend betrachtet wird. Bei der Formulirung der betreffenden Vorſchriften 
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hat ſich das Gejeg in mweitgehbendem Maße an S 187 des Strafgefeßbuchs 
angeichloffen. Nah 8 6 iſt Derjenige, welcher zu Zweden des Wettbewerbs 
über das Erwerbsgeichäft eines Andern, über die Perſon des Inhabers oder 
Leiters des Gejchäftes, über die Waaren oder gewerblichen Leiſtungen eines 
Andern Behauptungen thatjächlicher Art aufitellt vder verbreitet, welche geeignet 
find, den Betrieb des Gejchäfts oder den Kredit des Juhabers zu jchädigen, 
jofern die Behauptungen nicht erweislih wahr find, dem hierdurch Verletzten 
zum Erſatze des Schadens verpflichtet, auch kann dieſer den Anſpruch geltend 
machen, daß die Wiederholung oder Verbreitung unterbleibe. Dieje Bejtimmung 
enthält eine wejentliche Erweiterung des geltenden Rechts; nach 8 187 des 
Strafgefeßbuchs ift Derjenige wegen Verläumdung zu beſtrafen, welcher wider 
beijeres Wiſſen in Bezug auf einen Andern eine umvahre Thatjache behauptet 
oder verbreitet, welche geeignet ift, dejjen Kredit zu gefährden; die Bejtimmung 
des 8 6 erftredt fich auf die Behauptung und Verbreitung von unmwabren 
Thatjachen, welche den Geichäftsbetrieb zu benachtheiligen geeignet find; dahin 
gehört die Behauptung, daß eine Fabrik durch Brand zerjtört jei, Daß ein 
Bergwerk in Folge Wajlereinbruchs jeinen Betrieb habe einitellen müſſen, 
ferner daß in einer Fabrik ein Strife ausgebrochen, Diejelbe von den Arbeitern 
boyfottirt worden jei, daß der Inhaber wegen Patentverlegung, Zuwider— 
handlung gegen das Nabrungsmittelgefeg Beitrafung erbalten, daß die Militär: 
verwaltung einer QTuchfabrif die Lieferung entzogen habe u. ſ. w. Nicht jede 
Behauptung oder Verbreitung macht verantwortlich und jchadenserjagpflichtig, 
jondern nur diejenige einer nicht erweislicdh wahren Thatlache, welche zu Zwecken 
des Wettbewerbs geich.eht; bierdurdy it die Grenze zwilchen harmloſem Nach: 
erzählen anderwärt3 gebörter, wenngleich unwahrer Mittheilungen und der 
Verbreitung unwabhrer Ausſtreunngen zu Konkurrenzziweden gezogen; ob diejelbe 
jo Scharf und beitimmt gezogen it, wie im Intereſſe des Berfehrs zu wünjchen, 
kann erjt auf Grund einer längeren Anwendung des Gejeges feitgeitellt werden; 
an jich wird man zugeben minjen, das das Geſetz den Thatbeitand des deni- 
grement jo vorlichtig Tormulirt bat. daß Aeußerungen, denen die Richtung 
auf die Konkurrenz fehlt, wicht unter den Paragraphen geitellt werden fünnen; 
daß gleichwohl die Möglichkeit einer Ueberjchreitung der bervorgehobenen Grenze 
durch die richterliche Auslegung des Geſetzes wicht ſchlechthin in Abrede geitellt 
werden fanı, dürfte jchwerlich auf Wideripruch ſtoßen, es iſt dieß auf Die 
großen Schwierigkeiten zurücdzufübren, welche einer Formulirung entgegenftehen, 
die der Interpretation nicht eine Handhabe gewährt, bei der Anwendung der 
gefeglichen Borichriften auf die koukreten Fälle über die Abficht und den Willen 
des Geſetzgebers hinauszugehen. Die nicht erweislich wahre Thatiache ijt mit 
der ummahren Thaätſache nicht zu identifiziren; nicht erweislich wahr ijt eine 
Thatfache auch, wenn zwar eine größere oder geringere Wahricheinlichkeit fir 
ihre Nichtigkeit Ipricht, der Beweis der Wichtigkeit aber nicht im einer Die 
Ueberzeugung des Nichters begründenden Weile geführt werden kann; derjenige, 
welcher eine für den Betrieb und Kredit nachtheilige Behauptung aufftellt oder 
dDiejelbe weiter verbreitet, wird von ſeiner Schadenserjagpflicht nur dadurch 
befreit, dat; er den Nachweis der vollen Nichtigkeit zu führen im Stande ijt. 
Die Beweislaft obliegt Demjenigen, welcher die betreffende Behauptung auf: 
ftellt oder verbreitet; e8 wäre umbillig geweſen, dem durch Die Behauptung 
Verlegten den Nachweis der Unrichtigfeit aufzulegen. Sind Die gedachten 
Vorausſetzungen Zweck des Wettbewerbs, iſt Unerweislichfeit aber vorhanden, jo 
kommt es auf die Willensrichtung des Urhebers oder VBerbreiters der Behauptung 
61° 
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mit Nichten an; auch der gutgläubige Verbreiter muß für den Erſatz des ent: 
Itandenen Schadens auffommen, und es nügt ihm nicht, den Nachweis zu 
erbringen, daß er nach Lage der Verhältniſſe und als beionnener und über: 
legter Kaufmann feine Beranlafjung gebabt babe, an der Nichtigkeit des ibm 
Mitgetbeilten den geringiten Zweifel zu hegen. Dieje Erjtredung der Haft: 
und Schadenserjaßpflicht auf die Fälle, in welchen der gute Glaube nad: 
weisbar vorhanden it, wurde in der Literatur lebhaft befämpft und aetadelt; 
zugegeben tft, Daß Diefelbe auch ſehr meit geht und gewiſſen hergebrachten 
Anschauungen nicht entipricht, allein es iſt Doch zu bedenfen. daß durch die 
Nothwendigkeit, ejtzuitellen, daß die Behauptung oder Verbreitung zum Zwecke 
des Wettbewerbes geſchah, eine gewiſſe Garantie gegen die Unterjtellung harm— 
loſer Nedensarten und geiprächsweije gefallener Aeußerungen ımter den Para: 
grapben gegeben tft. Im Uebrigen ſteht dieſe Beſchützung des Kredits und 
finanziellen Gedeihens gegen Ausſtreuung unmwahrer und ſchädigender Gerüchte 
theilweife in Uebereinjtimmung mit dem fünftigen Bürgerlichen Geſetzbuch, 
$ 748 desjelben bejtimmt nämlich: ') „Wer der Wahrheit zumider eine That: 
ſache behauptet oder verbreitet, die geeignet ilt, den Kredit eines Andern zu 
gerährden oder ſonſtige Nachtbeile für deſſen Erwerb oder Fortkommen herbei= 
zuführen, bat demjelben den dadurch verurjachten Schaden auch dann zu er: 
jegen, wenn er die Umwahrbeit zwar nicht fannte, aber hätte fennen müſſen. 
Eine Mittheilung, deren Unmahrbeit dem Mittheilenden unbefannt war, ver: 
pflichtet diefen nicht zum Schadenserfage, wenn er oder der Empfänger der 
Mittheilung an ihr ein berechtigtes Intereſſe hatte.“ Nach diejer Vorſchrift 
befreit allerdings der Nachweis, Daß der mit einer Erjaßklage in Anjpruch ge- 
nommene fich feiner Fahrläffigkeit Schuldig gemacht bat, daß ihm aljo ein 
„Wiſſen müſſen“ nicht zur Yajt geſetzt werden kann, denjelben von jeder zivil- 
rechtlichen Verantwortlichfeit, während auf das „Willen müſſen“ nach $ 6 des 
gegenwärtigen Gejeges nichts anfommt. Das Verhältniß zwifchen diejer Bor: 
Schrift des fünftigen Reichsrechts umd derjenigen des $ 6 it einfach dahin zu 
beitimmen, daß durch die allgemeinere Beitimmung legtere nicht aufgeboben 
wird, e8 wird ſonach $ 6 auch nach Einführung des Bürgerlichen Gejegbuchs 
in Geltung bleiben, allerding® nur für diejenigen Fälle, in welchen ein un 
lauterer Wettbewerb in Frage jtebt. 

Würde das Geje die Anwendung des $ 6 fchlechthin gebilligt haben, jo 
wäre damit die kaufmännische Ausfunftsertheilung, und zwar die gewerbsmäßige 
nicht minder wie die aus Freundichaft oder Gefälligkeit ertheilte, vielfach unmög- 
lich geworden; der gute Glaube desjenigen, welcher diefelbe giebt, an die Richtig: 
feit der Auskunft, Schügt ihm ja nicht vor der Verantwortlichfeit und Schadens: 
erjabpflicht; da aber die Auskunftsertheilung als ein nügliches Inſtitut angeſehen 
wurde, gleichviel ob ſie von einzelnen Perfonen als bejonderes Erwerbsgeſchäft 
oder von faufmännischen und gewerblichen Schußvereinen zur Sicherung ihrer 
Mitglieder gegen Verluſte betrieben wird, fo finden nach Abiag 2 des Paragraphen 
die Beitimmungen des erjten Abjages feine Anwendung, wenn der Mittheilende, 
oder der Empfänger der Mittheilung an ihr ein berechtigtes Intereſſe batte; 
ein berechtigtes Intereſſe iſt auf Seiten des die Auskunft Ertheilenden regel: 
mäßig vorhanden, ohne daß es darauf anfommt, ob er diejelbe gegen Entgelt 
oder ohne jolches gewährt. Das berechtigte Intereſſe des Empfängers der 
Müittheilung dedt auch Denjenigen, welcher fie gibt; dieß ift von bejonderem 
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Werthe fiir die nicht gewerbsmäßig, fondern von einem Gejchäftsireund dem 
andern gegebene Auskunft; vielfach wird der darum Ungegangene den Nach⸗ 
weis eines eigenen, jelbitändigen berechtigten Intereſſes zu rühren nicht in der 
Lage jein, er wäre deßhalb eventuell zur Eriagleiftung des entjtandenen 
Schadens verpflichtet, wenn er ſich nicht auf Das berechtigte Intereſſe Des 
Grjuchenden berufen könnte. Diele Sicherung der kaufmänniſchen Auskunft: 
ertheilung war in um jo höheren Mae geboten, al® nah 8 6 die Voraus: 
jehbarfeit des entitandenen Schadens feine Vorausſetzung für Die Verurtheilung 
zur Erſatzleiſtung bildet; in dieſer Hinſicht geht das neue Geſetz ſehr weit, 
weiter als das engliſche und wohl auch weiter als das franzöſiſche Recht, das 
Schadenserſatzklagen wegen fahrläſſiger Schädigung des Betriebs eines Ge— 
ichäftes den Erfolg regelmäßig verjagt. 

Neben der zivilrechtlichen Verfolgung der Anſchwärzung fennt das Geſetz, 
jedoch nur für den qualifizirten Fall derjelben, die jtrafrechtliche; mit Gelditrafe 
bis zu tauſend Mark oder mit Gefängniß bis zu einem Jahre wird nämlich be— 
itraft, wer wider bejjeres Wiſſen Die vorbezeichnete Handlung begeht; für Die zivil⸗ 
rechtliche Reprobation bildet die fahrläſſig verübte Anſchwärzung nicht minder eine 
Vorausſetzung, wie die dolos begangene, während es mit dem Strafrecht i im Wider— 
ſpruch geſtanden hätte, auch jene in die Reihe der Delikte einzufügen; außerdem 
beiteht zwischen dem Ihatbeitand des zivil: und ftrafrechtlichen Delikts ein Unter 
ichted noch iniofern, als in jenem von Thatfachen die Nede tit, die nicht erweislich 
wahr find, wogegen das Gejeg bier von ummwahren Thatiachen jpricht. Die 
wilientliche Anſchwärzung iſt mit der Verleumdung zwar tbeiliveile verwandt, zum 
andern Theile aber wiederum von ibr verichieden, und zwar in grundſätzlich 
jehr bedeutjamer Weiſe; die Verleumdung richtet Sich gegen die Ehre, die An: 
ſchwärzung gegen Die wirtbichaftlich: finanzielle Stellung und Leiſtung einer 
Berion, die Antaftung der Ehre kann auch die Perfon im diefer ihrer Sphäre 
berühren und jchädigen, während umgekehrt die Anſchwärzung auch vinen 
Angriff auf die Ehre enthalten kann und häufig enthalten wird; die umvahre 
Behauptung, daß ein Farbwaarenfabrikant wegen Verwendung aiftiger Farben, 
ein Fleiſchwaarenhändler wegen Verkaufs von trichinenhaltigem Fleiſch ver— 
urtheilt worden ſei, die Ausſtreuung, daß der Inhaber einer Stahlwaaren— 
fabrik ſich eine Verurtheilung wegen Patentverletzung, wegen Uebertretung 
der Vorſchriften zur Verhütung der Betriebsunfälle, wegen Zuwiderhandlung 
gegen die Schutzbeſtimmungen der Gewerbeordnung zugezogen habe, richtet ſich 
zunächſt gegen ſeine wirthſchaftlich finanzielle Sphäre und kann auf den Abjag 
jeiner ;zabrifate, unter Umftänden auch anf den ihm gewährten Stredit von 
nachtbeiligem Einfluß fein, jie wird aber auch vielfach als Schädigung feiner 
Ehre betrachtet werden müſſen. Die Beweislaſt binfichtlih der Nichtigkeit der 
behaupteten oder verbreiteten Thatjachen obliegt im Zivilverfahren Demjenigen, 
welcher fich der Aufſtellung oder Verbreitung jchuldig gemacht bat, nicht der 
durch dieſe Berührte hat die Unrichtigfeit zu beweiien, im Strafverfahren muß 
dagegen dem Richter jowohl der Dolus des Angeichuldigten als auch die 
Unmabhrbeit der betreffenden Behauptungen nachgewiefen werden, da es id) 
hierbei um Momente des Ihatbeitandes des Deliktes handelt, von deren Feſt— 
jtellung die Verurtheilung abhängt. Endlich it noch zu betonen, daß für die 
jtrafrechtliche Verfolgung der Zwed, mit Rückſicht auf welchen die Aufſtellung 
oder Verbreitung der anſchwärzenden Behauptungen geſchah, gleichgültig it, 
während bei der zivilrechtlichen eine Verurtheilung mur erfolgen kann, wenn 
in tbatjächlicher Beziehung feititebt, daß die Behauptung zu Zweden des Wett- 
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bewerbs aufgejtellt oder verbreitet wurde; für die bewußt wahrheitsmwidrige 
Herabjegung eines Konkurrenten in Bezug auf feine wirthſchaftlich — geſchäftlich 
— finanzielle Thätigfeit und Stellung das Moment der Nichtung auf die 
Konkurrenz noch bejonders und ausdrüdlich zu betonen, war ein zureichender 
Grund nicht vorhanden; die Kenntniß von der Unmahrbeit mußte für den 
jubjeftiven Thatbejtand als durchaus genügend angeſehen werden. 

Mit der auf Täufchung abzielenden Nachahmung von Namen, Firmen und 
Phantafienamen bejchäftigt jih $ 8; wer im geichäftlichen Verkehr fich des 
Namens, der Firma oder der bejondern Bezeichnung eines Erwerbögeichäftes, 
eines gewerblichen Unternehmens oder einer Drudichrift in einer Weiſe bedient, 
welche darauf berechnet und geeignet ift, Berwechjelungen mit dem Namen, der 
Firma oder der bejondern Bezeichnung bervorzurufen, deren jih ein Anderer 
befugterweije bedient, iſt dieſem zum Erſatze des Schadens verpflichtet, and) 
fann die Unterlafjung der mißbräuchlichen Art der Benügung verlangt werden; 
diefe VBorjchrift iſt einerjeitS durch) das den heutigen Bedürfnifjen und Ver: 
hältnifjen längit nicht mehr genügende Firmenrecht des deutſchen Handels— 
geſetzbuchs, des Weitern aber durch den Umstand hervorgerufen worden, daß 
ein Mittel gegen die auf Täuſchung berechnete Nachahmung der fogenannten 
Phantafienamen, welche fich als Bezeichnung von Erwerbsgeichäften und gewerb— 
lihen Unternehmungen in außerordentlichem Maße eingebürgert haben, dem 
bisherigen deutschen Rechte überhaupt nicht befannt ift; die franzöſiſche Rechts— 
lehre erblict auch in diejer Kategorie des unlautern Wettbewerbs eine Unterart 
der confusion, in der Praxis der franzöfiichen Gerichte ſpielt diejelbe eine 
jehr große Rolle, und man kaunn wohl darüber zweifelhaft jein, ob fie nicht 
in praktischer Hinficht die weitaus wichtigste ift. Die Faljung des $ 8 des 
Geſetzes geht weiter als die uriprüngliche Abficht der verbündeten Regierungen; 
während der Berathung des Gejegentwurfs in der Kommilfion des Reichstags 
machte ſich nämlich in den Kreiſen der Buchhändler, insbejondere der Verlags— 
buchhändler jowie der Zeitungsverleger eine Bewegung geltend, die fich darauf 
richtete, für die Titel von Büchern, Zeitichriften und Zeichnungen jowie aud) 
die eigenthümliche, d. h. charafteriftiiche Ausstattung von Büchern, Mufikalien 
und der jonftigen Gegenjtände des Berlagsgeichäftes einen Schuß gegen auf 
Täuschung des Publitums berechnete und geeignete Nachahmung zu erhalten; 
diejelbe führte theilweile zu dem gewünschten Erfolge, indem die befondere 
Bezeihnung von Drudichriften den befondern Bezeichnungen von gewerblichen 
Unternehmungen gleichgeftellt wurde; eine bejondere Berüdfichtigung der Aus: 
ftattung von Drudjchriften Ichnte man hingegen ab, von der Anficht ausgebend, 
daß Schon durch die Beftimmungen des Gejeges über die Waarenbezeichnungen 
ein ausreichender Scyuß gegen die Nachahmung diefer gegeben jei; es läßt 
fih allerdings noch nicht in durchaus zweifeläfreier Weiſe zur Zeit eim Urtheil 
darüber abgeben, ob die betreffende Vorschrift dieſes Gejeges fih auf die Aus— 
jtattung von Gegenjtänden des Buch: und Mufikalienverlags ebenfo leicht und 
mit derjelben Wirkung anmenden läßt wie auf die Ausftattung anderer Waaren, 
da die Zeit feit dem Inkrafttreten des mehrgenannten Gejeges noch zu kurz 
ericheint, als daß ausreichende Erfahrungen darüber hätten gemacht werden 
fünnen. Die bejondere Bezeichnung von Waaren jelbjt ebenfall® gegen auf 
Täuſchung beredjnete Nachahmung in Schuß zu nehmen, bat das Geſetz nicht 
für entſprechend erachtet; es fehlte allerdings nicht an Anregungen, die auch 
hierauf gerichtet waren und man wies zur Begründung darauf bin, daß für 
manche Waaren, wie: „Odol”, „Milanoſtahl“, „Supal“, der dafür gebrauchte 
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Name jo eingebürgert jei, dal; Derjenige, welcher ſich der Bezeichnung bedient 
babe, durch ihre Nahahmung empfindlich geichädigt werde; unbejchadet der 
Anerkennung des Schußes, welcher den durch Originalität fich kennzeichnenden 
Waarenbezeichnungen gebühre, glaubte man gleichwohl diefem Anſinnen nicht 
entjprechen zu fönnen, weil die Erfüllung Ddesjelben mit dem Syſtem des 
beitehbenden Waarenzeichenrechts in unmittelbarem Widerjpruch gejtanden hätte. 
Ob die Benügung des Namens, der Firma oder der bejondern Bezeichnung 
geeignet it, Verwechjelungen bervorzurufen, läßt fi nur an Hand der im 
Einzelfalle zu treffendenden Feititellungen bejtimmen; durch Abweichungen, welche 
nur bei Anwendung bejonderer Aufmerkſamkeit zu erkennen find, wird Die 
Möglichkeit und Gefahr einer Verwechſelung nicht ausgeichlofjen, dieſen Nechts- 
jat bat das Waarenbezeichnungsgeieg für jein Anwendungsgebiet ausdrüdlich 
anerfannt, da er ſich aus der Natur der Sacıe ergibt, iſt er auch innerhalb des 
Geltungsgebietes des gegenwärtigen Geſetzes als maßgebend zu betrachten; in 
dem Getriebe des Verkehrs läßt Jich hierauf weder die Zeit noch die Aufmerk— 
jamfeit verwenden, um Unterjchiede wahrzunehmen, die nicht in die Augen 
fallen und es wäre um jo mehr unangebracht, Dielen Unterfchieden eine die 
Anwendung diefer Borfchrift ausschliegende Bedeutung beizulegen, als erfahrungs: 
gemäß diefelben nur zu dem Zwede angebracht und beliebt werden, um Die 
Verwechſelung zu verdeden; es iſt gerade die raffinirte Nachahmung, welche 
ji ihrer mit bejonderer Vorliebe zu bedienen pflegt. 

Auf die Bejtrafung des Verratbs von Geſchäfts- oder Betriebsgebeimnilien 
beziehen ſich die SS 9 bis einfchließlich 11, die Aufnahme derjelben in das 
Geſetz bat mit am meijten Schwierigkeiten verurjacht und bei Weitem die 
meiſten Petitionen richteten ſich hiergegen; die Faſſung, welche $ 9 in den 
früheren Entwürfen und noch in der MNegierungsvorlage des gegenwärtigen 
Geſetzes erbalten hatte, fand in den Kreiſen der Handlungsgebülfen die ent— 
ſchiedenſte Oppofition und eine zum Theil in leidenfchaftlichen Ausdrücken fich 
fundgebende Gegnerichaft; man wandte vor Allem dagegen ein, daß die Ge: 
bülfen hierdurch an der Berwertbung deſſen gebindert würden, was sie in 
einem Öejchäfte gelernt und geliehen haben, daß man deu derzeitigen Befigern 
von Gejchäften ein Monopol verleiben und den Drud, den die PBrinzipale 
ſchon jeßt ——— der Konkurrenzelauſel auszuüben im Stande ſeien, durch 
die Heranziehung des Strafrechts ganz twejentfich verftärfen wolle. Auch außer: 
halb des genannten Kreiſes Sticken die Vorſchläge auf Wideripruch, einerjeitz 
bemängelte man die Verwendung eines jo überaus elaftiichen und jeder präziien 
Auslegung jpottenden Begriffs, wie er in dem Begriff Geheimniß zu juchen it, 
jodann erregte das zwiichen dein Patentichug und dem Schuge des Geſchäfts— 
oder Betriebsgeheimniſſes bejtehende Verhältniß Bedenken, da man glaubte, 
dat vielfach der Geſchäfts- und Betriebsunternehmer es für feine Intereſſen vor: 
theilbafter finden werde, ſich mit dem Strafrechtlichen Schube gegen den Verrath 
jeiner Geheimniſſe zu begnügen, als die Patentirung derjelben berbeizuführen. 
Auch die Gleichjtellumg des Geſchäftsgeheimniſſes mit dem Berriebsgebeimniß 
erfreute Sich feiner bedingungslofen Billigung, wie ſchon früber, jo fehlte es 
auch jest nicht au beachtenswertben Aeußerungen, welche zwar einen jtrafrecht 
lichen Schuß des Geſchäftsgeheimniſſes befämpften, bingegen einen ſolchen des 
Betriebsgeheimniſſes billigten; bezeichnend in dieſer Dinficht war die auf dem 
deutichen Handelstage geäußerte Anficht der Handelskammer Hamburg, daß 
es überhaupt feine zu ſchützenden kaufmännischen Geheimniſſe gebe, eine Anz 
Ihauung, welche in den Kreiſen des Großhandels vielfach getheilt wurde, 


936 Fuld: Tas Neichsgeie über den unlautereu Wertbewerb. 


während im Gegenſatze bierzu die Vertreter des Kleinhandels fib mit großer 
Entichiedenheit auf Den entgegengelegten Standpunkt itellten. Gin Gegentas 
zwiichen Groß- und Kleinhandel machte ſich bei der Beurtbeilung des ganzen 
Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb überhaupt geltend, der eritere bielt 
eine bejondere geſetzliche Regelung nicht für notbiwendig, einericits, weil er das 
Borbandeniein von Uebelftänden, Die eine genügende Rechtfertigung bierrür 
bieten fünnten, beitritt, anderteits, weil er die Selbſthilfe gegen verbandene, 
unerfreuliche Ericheinungen und Auswüchſe tür ausreichend eradtete. Die Be: 
wegung für die Einführung eines ſtrafrechtlichen Schuges des VBerratbes von 
Geſchäfts- und Betriebsgeheimniſſen in das Deutiche Necht sit bereits älter Denn 
ein Jahrzehnt, ſie nahm ihren Ausgang in den Wünſchen der chemiſchen Induſtrie, 
Die von den techniichen streiten lebhaft umterftügt wurden und bat nunmehr 
einen, wenn auch vielleicht nicht als endgültig, ſondern nur als vorläufig zu 
charafterifirenden Abſchluß erbalten. In der vor dem Inkrafttreten des Straf: 
geſetzbuchs für den Norddeutichen Bund, bezw das Dentiche Reich beitebenden 
Strafgeſetzgebung der deutichen Bundesitaaten Teblte es nicht an Borichriften, 
welche als Vorläufer der neuen Ztrarbejtimmumg bezeichnet werden fünnen, 
folche enthielt das Bayerifche Ztrafgeiegbuch von 1861, das Badiſche von 
1845 und das Straigeteßbuch der Thüringiichen Staaten; außerhalb Deutſch— 
lands find solche, abgeieben von Franfreich, befannt in Stalien (Art. 391 
des Strafgelegbuchs) und Belgien Art. 309 des belgiſchen code penal;) 
legterer wntipricht in der Danptiache dem Art +15 Des frauzöſiſchen Straf: 
geſetzbuches, ohne jedoch gleich diefem zu unterscheiden, ob der Verrat zu 
Gunſten von Inläudern im Inlande oder zu Gunſten von Inläudern im Aus— 
lande bezim. Ausländern begangen worden tft. Durch 89 wird der von An— 
gejtellten, Arbeitern oder Yehrlingen während der Dauer ihres Dienitverbältniiies 
berübte Berratb von Geſchäfts- oder Betriebsgebeimminen unter gewillen Bor: 
ausſetzungen mit Geldſtrafe bis 3900 Mark oder mit Gefängnißſtrafe bis zu 
einem Jahre bedroht, dieſe Vorausſetzuugen ſind: es muß ſich um Geheimniſſe 
handeln, die dem Subjekt des Deliktes vermöge Des Dien werhältniſſes ans 
vertraut oder ſonſt zugänglich geworden find, des Weitern iſt erforderlich, daß 
der Verrath zu Zwecken des Wettbewerbs oder in Der Abſicht geſchah, dem 
Inhaber des Geſchäftsbetriebs Schaden zuzufigen und jchließlich, daß der 
Berratb innerhalb der Zeit geicbab, während welcher jich der Gehülfe noch 
auf Grund Des Dienftvertrags in dem Dienitverbältmiß des JIuhabers beiand; 
die Dauer der Schweigepflicht it biermit zeitlich begrenzt Durch Die Dauer Des 
Dienſtverhältniſſes, ſie rällt mit Dieter zuſammen und es iſt Der Gehülfe für den 
nach dem Austritt aus Dem Dienfiverhättuil; begangeven Bertramensbruch jtraf: 
rechtlich nicht mehr verantwortlich zn machen. Aus den allgemeinen Örundjägen 
des geltenden dentſchen Strafrechts ergibt ich. Daß eine Beſtrafung des Ge: 
hülten nur anf Grund der Feſtſtellung geicheben fan, daß er Etwas mit- 
theilt, was Die Eigenfchaft eines Geheimniſſes befigt. Betriebsgeheimniſſe be— 
zieben ſich auf techniiche Borgänge, während zu den Gejchäftsgebeimmijien bei— 
jpielsiweile qubört Die Preis-und Kundenliſte, Submilfionsangebote auf eröffnete 
Submilienen, Yiererungen, Bezugsquellen für Waaren, Bilanzen, Inventuren, 
NHentabilitätsberechnungen n. dat. m. Da das Beleg Jich einer Derinition des 
Begrijfs Gehrimniß euthält und die Anwendung Ddesielben der Praxis über: 
läßt, ſo ijt der Auslegung ein ſehr weiter Spielraum gegeben, natürlich kann 
von einem Geheimniß nur dann umd lediglich inſoweit Die Nede fein, als der 
betrettende Gegenſtand Andern nicht befannt iſt, dem taftvollen Ermeſſen des 
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Richters bleibt es überlajjen, zu bejtimmen, wann mit Rückſicht auf die Kenntniß 
eines größern oder fleinern Berfonenfreifes von demſelben die Annahme, daß 
ein Geheimniß eriftire, unzuläſſig erfcheint; überhaupt wird der Nichter des 
Taktes bedürfen, um die Verſuche, jeden geichäftlichben Borgang unter den 
Begriff des Geheimniſſes zu Stellen, woran es in der Praxis gewiß nicht fehlen 
wird, zurückzuweiſen, dem es Liegt nicht in der Abficht der Geſetzgebung, Die 
Geheimnißkrämerei zu züchten und unter den Schuß des Strafrichters zu ſtellen, 
nur jolche Borgänge, welche in Wirklichkeit für das in Frage kommende Ge— 
Ihäft von Wertb jind, können den Anſpruch darauf erheben, als Gebeimmilie 
bezeichnet zu werden. 

Die von Manchen gewünschte aleichzeitige Regelung der Konkurrenz— 
Haufel it durch das Geſetz nicht erfolgt; nach den von der Reichskommiſſion 
für Arbeiterftatiitif für die Negelung der Nechtöverbältnifie der Handlungs— 
gehülfen ausgearbeiteten Borichlägen fol die Gültigkeit der Klauſel nur dam 
jtatthaft fein, wenn fie fich auf die Dauer eines Jahres und den Umfreis 
eines Kilometers von dem Siße der Betriebsſtätte an beziebt; außerdem kann 
durch ſie nur eine den doppelten Betrag des Jahresgehalts des Gehülfen 
nicht überjchreitende Bertragsitrafe vereinbart werden. Dieſe Vorſchläge dürften 
zwar im Einzelnen noch manche Modifikation erfahren, in der Hauptſache aber 
werden fie wohl in das Handelsgefegbuch aufgenommen werden, ') Durch Die 
Konkurrenzklauſel fichert ſich der Verkehr befanntlich nicht nur gegen die mittelit 
Verbrauensbruchs begangene, Jondern auch gegen Die in andern Formen ver: 
fürperte Konkurrenz, vor Allem Eintritt des Gebülfen in ein Konfurrenzgeichäft 
und Begründung eines Tolchen. 

Der Gejegaeber beichränft feine Strafandrohung nicht auf den Kreis Der 
Perſonen, welche zu dem Juhaber eines Gefchäftsbetriebs in einem Anitell- 
ungsverbältniß jteben, fondern er Drobt auch den anferbalb dieſes Kreiſes bes 
findlichen Berfonen unter gewiſſen Vorausſetzungen Strafe an; die gleiche Strafe 
wie den Gehülfen tririt nämlich denjenigen, welcher Geſchäfts oder Betriebs: 
geheimniſſe, Deren Kenntniß er durch einen ftrafbaren Vertrauensbruch ſeitens 
eines Gehülfen oder durch eine eigene Handlung erfahren bat, welche gegen 
Das Geſetz oder gegen die anten Sitten veritößt, zu Zweden des Wettbewerbs 
verwerthet oder mittbeilt, bierdurch ſollen einmal diejenigen Berfonen getroffen 
werden, welche von Dem Gejchäftsverratd der Gebülren Nuten zteben, Dem: 
nächjt aber diejenigen, welche durch eine jelbitändige widerrechtliche Handlung 
fih ein fremdes Geheimniß verichaffen; es aebören dahin nicht mer diejenigen, 
welche durch Diebitabt, Betrug, Unterschlagung und eine äbnliche Handlung 
die Beichreibung eines Geheimniſſes zu erlangen willen, fondern des Weitern 
auch Diejenigen, welche bei einem Beluche des Geichäftsinbabers, der einen 
Augenblick abgerufen wird, Die Papiere desſelben durchſtöbern, über jeine 
Schultern in einen Brief ſehen und denſelben mitlefen, ferner Mitglieder Des 
Borftandes einer Berufsgenoſſenſchaft und VBerfichernngsanitalt, Beauftragte 
derselben, Fabrikaufſichtsbeamte, welche die dur ihre amtliche Stellung und 
Die ihnen eingeräumten Befugniſſe in Erfahrung gebrachten Gebeimnifje in 
ihrem Betriebe verwertben. Endlich aber gebören bierber wenigitens vielfach 
Die ‚Fülle der Ansmiethung von Arbeitern und Gehülfen, welche zu dem Zwede 
in einem Konfurrengbetriebe angejtellt werden, um durch ſie Geſchäfts- und 


', Mach dem Untmurfe des Dandelsgeiehbuchs muß dieſe Behauptung freilich zuritd- 
genommen werden; vgl. Untm, S 67. 
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Betriebsgeheimnifje zu erfahren, in der franzöfiichen Nechtslehre als detourne- 
ment bezeichnet. Wenn bierbei die zu Zwecken des Wettbewerbs erfolgende 
VBerwerthung der Geheimniſſe der zu Ddemjelben Zwed erfolgenden Mit: 
theilung gleichgeftellt ift, jo war hierfür die Erwägung maßgebend, daß 
die Mittheilung dem Inhaber des Gejchäftsbetriebs nicht minder nachtbeilig 
ift und Schaden zufügt wie die Verwerthung. Die Uebertretung diejer Bor: 
Ichriften zieht nicht nur Strafe, jondern auch Schadenserjagflage nach ſich, für 
den entitandenen Schaden bejteht auf Seiten mehrerer Werpflichteter Sammt: 
baftbarfeit. — 

Als ſelbſtändiges Delift iſt die erfolgloje Berleitung zu dem Verrath 
eines Gejchäfts: oder Betriebsgeheimnifjes alternativ mit Geldjtrafe bis zwei: 
taujend Mark oder mit Sefängnißftrafe bi8 zu neun Monaten bedroht; ijt 
die Verleitung von Erfolg begleitet gewejen, jo trifft den derjelben Schuldigen 
die Strafe der Anftiftung, aljo die gleiche Strafe wie den Gehülfen, welcher 
den VBertrauensbruch jelbit begeht. Weiter in der ftrafrechtlichen Beſchützung 
des Geſchäfts- und Betriebsgeheimnilies zu geben und, wie von manchen Seiten 
verlangt wurde, in das Geſetz auch gegen das zu Spionierzweden geſchehende 
Einfchleichen und Eindringen in die Betriebs: und Geichäftsräume eines Andern 
eine Strafandrohung aufzunehmen, bat man nicht für angemejjen erachtet, Ticher: 
lich mit Necht, da durch die genannten Strafvorjchriften dem vorhandenen Be- 
dürfniß in jeder Weile Nechmung getragen wird. Ob diejelben in der Praris 
eine bejondere Bedeutung erlangen werden, ericheint zweitelbaft, die Motive 
des Gejeges glauben annehmen zu dürfen, daß jchon die Androhung der Strafe 
auf den Geichäftsverfehr läuternd wirken und es daber zu einer Berbängung 
derjelben nur in ganz jeltenen Fällen fommen werde; nach den bereits er: 
wähnten Erfahrungen, welche in Frankreich mit der Anwendung des Art. 418 
des code penal gemacht wurden, ſpricht die Wahrjcheinlichfeit allerdings bier: 
für, die Berurtheilung auf Grund des 8 8 iſt regelmäßig durch eine Zabl von 
Feſtſtellungen bedingt, welchen gewiſſe Schwierigkeiten entgegeniteben und dieß 
dürfte wohl für die Häufigkeit der Anwendung von enticheidender Bedentung fein. 

Aus Zwedmäßigfeitsgründen hat das Gejeg für die Geltendmachung aller 
Aniprüche auf Unterlaſſung und Schadenserjag, welche nah Maßgabe feiner 
Beltimmungen erhoben werden fünnen, eine kurze Verjährungsfriſt eingeführt, 
dDiejelben verjähren nämlich inmerbalb jechs Monaten von dem Zeitpunfte an, 
in welchem der zur Geltendmachung des Anspruchs Berechtigte von der Perſon 
des Berpflichteten und der Handlung Kenntniß erhalten bat, ſpäteſtens aber 
und ohne Rückſicht auf diefe Kenntniß innerhalb dreier Sabre von der Begeb: 
ung ab gerechnet; für die Schadenserjagflage kann jedoch dieſe Bejtimmung 
nur inſoweit Plab greifen, als die Verübung der Handlung mit der Entjtebung 
des Schadens zeitlich zufammentrifit, im Uebrigen läuft die Verjährung der 
Schadenserjasflage jelbjtverjtändlich erit von der Entitehbung des Schadens an. 

Während in dem eriten Entwurfe die Verfolgung der nengejchaffenen 
Delikte ausnahmslos der Staatsanwaltichaft, wenn auch theilweile mur auf 
Grund eines geftellten Strafantrags übertragen war, iſt nach dem Geſetze mur 
bei den Uebertretungen der von dem Bundesrathe auf Grund des $ 5 erlajjenen 
Anordnungen die Staatsanwaltichaft zu der Verfolgung verpflichtet, im Uebrigen 
aber überläßt das Geſetz die Verfolgung den Betheiligten, d. h. Den durch Die 
betreffende jtrafbare Handlung Berlegten und läßt die Staatsanwaltſchaft mur 
unter der Vorausſetzung einichreiten, daß ein öffentliches Intereſſe vorbanden 
iſt. Ter Umfang, in welchem nach deutſchem Rechte die prinzipale Privat: 
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flage zur Anerkennung gelangt ift, hat hierdurch eine ſehr erhebliche Erweiterung 
erfahren, welche dem Wunſche der kaufmännischen und induftriellen Kreije vor 
Allen entſprach; bemerkenswerth hierbei ift, daß die Befugniß, wegen der Ver: 
legung des 8 4 Privatflage zu erheben, nicht nur den einzelnen Gewerbe: 
treibenden eingeräumt ift, deren Intereſſen Durch diefe Handlung thatſächlich 
verlegt wurden, jondern auch den Verbänden zur Förderung der gewerblichen 
Intereſſen, trogdem dieſe nicht als Verletzte im engern und eigentlichen Sinn 
betrachtet werden fünnen; durch diefe Erweiterung des Kreiſes der zu der Er: 
hebung der Brivatflage Berechtigten ift e8 möglich gemacht, daß ein in Königs: 
berg bejtehender Verein zur Förderung der Intereſſen der Kleingemwerbetreibenden 
gegen einen Chocoladehändler in Köln auf Grund des $ 4 Brivatflage erhebt, 
troßdem er unter jeinen Meitgliedern vielleicht Feine Perſon zäblt, welche an 
dem Handel mit Chocolade irgendwie betheiligt ift; in der Praris wird dies 
nur ganz ausnahmsweiſe oder gar nicht vorfommen, da die Verbände die Ber: 
folgung von Deliften nur dann in die Hand nehmen werden, wenn Ddiejelben 
Die Speziellen, von ihnen vertretenen Intereſſenſphären irgendwie berühren oder 
verlegen. Neben der auf Grund des Geſetzes verhängten Strafe kann auf eine 
Buße bis zu zehntaufend Marf erfannt werden, welche auf Verlangen des 
Verletzten an ihm zu zahlen ift; die Zuſprechung einer Buße, für deren Zahlung 
mebrere Verurtbeilte als Gejammtichuldner baften, schließt die Geltendmachung 
eines weitern Echadenserfaganfpruch® aus. In einer Neihe von Fällen macht 
außerdem das Gejep von der öffentlichen Befanntmachung des Urtheils als 
einer Art Nebenitrafe Gebrauch; in den Fällen des S 4 kann angeordnet 
werden, dal; die Verurtbeilung auf Koiten des Schuldigen öffentlich bekannt 
zu machen iſt, bei einer auf Grund der SS 1, 6 und 8 des Gejeßes be— 
züglich der Unterlaſſung ergebenden Berurtbeilung gibt das Geſetz dem Nichter 
die Befugniß, der objiegenden Partei die öffentliche Bekanntmachung des ver: 
verfügenden Theils des Urtheils. zuzuſprechen; obligatorisch iſt die Veröffent: 
lihung nur in einem Falle, nämlich bei einer VBerurtbeilung auf Grund des 
8 7; bier muß dem Verletzten die Befugniß bierfür gleichzeitig mit der Ber: 
urtheilung zugeiprochen werden. Auch dem freigeiprochenen Angeſchuldigten 
fann die öffentliche Bekanntmachung der Freiiprechuug gewährt werden. In 
allen Fällen ift die Art und Weile der Bekanntmachung Sache des gerichtlichen 
Ermejjens, welches durch das Gejeg nicht eingeichränft wird, und im Urtheil 
genan zu bejtimmen. Die Bedentung der öffentlichen Bekanntmachung hat, bei 
dem Strafurtbeil wenigitens, den Charakter einer Nebenftrafe. 

Ein in den Kreiſen der Handeltreibenden vielfach befürworteter Wunsch be: 
züglich der Erweiterung der Zuftändigfeit der Kammern für Handelsjachen in Ans 
jehung der durch das neue Geſetz bervorgerufenen Nechtsitreitigfeiten hat in dem 
jelben Berücdfichtigung gefunden; es ift Durch S 15 bejtimmt worden, daß bürger: 
liche NRechtsitreitigfeiten, in welchen durch Klage ein Anspruch auf Grund des 
Geſetzes geltend gemacht wird, vor die Kammern für Handelsjachen gebören, 
jofern der Werth des Streitgegenftandes den Betrag von dreibundert Mark 
überfteigt; in leßter Inſtanz iſt die Verhandlung und Entſcheidung dieſer Sachen 
dem Reichsgerichte zugewieſen. Es war angeregt worden, alle auf Grund des 
neuen Geſetzes anhängig werdenden Nechtsiachen den Kammern für Handels: 
jachen zu überweifen und es läßt fich nicht verfennen, daß gewiſſe beachtens» 
werthe Gründe bierfür Sprachen; allein die Rückſicht auf die bejtehende Regelung 
der Zuftändigfeit unter dem verfchiedenen Gerichten mußte gegen die Aufnahme 
dieſes Vorſchlags ſprechen. 
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Was jchlieglich das Verhältnig des Gefeßes zu dem Ausland betrifft, 
jo hat man es nicht für notbiwendig erachtet, den Schug gegen unlautern 
Wettbewerb von der inländiichen Nationalität und dem Wohnſitz im In— 
lande durchaus unabhängig zu machen; demgemäß jtebt nach $ 16 der Schuß 
des Geſetzes zunächſt mur denjenigen Perjonen zu, welche im Inlande eine 
Hauptniederlallung beiigen; wer eine folche nicht beſitzt, kann auf den Schuß 
nur inſoweit Anſpruch erheben, als in dem Staate, in welchem ſich jeine 
Hauptniederlaffung befindet, nach einer im Reichsgeſetzblatt enthaltenen Be— 
kanntmachung deitiche Gewerbetreibende einen entiprechenden Schuß genießen. 
Hierdurch ijt der Deutiche, welcher im Neichsgebiete eine Hanptniederlaflung 
nicht bejißt, dem Ausländer, der dieſelbe im Auslande beſitzt, gleichgeitellt; 
weiter jteht das Gejet nicht auf dem Standpunkte, daß es die Gleichberechtigung 
des Neichsangebörigen mit dem Ausländer als VBorausjegung für den dieſem 
zu gewährenden Schu betrachtet, fondern es verlangt mebr; es fordert, daß 
dem Deutschen in dem betreffenden Staate ein entiprechender Schuß tbatlächlich 
zu Theil wird; hiernach fanı der Angehörige eines Staates, deſſen Gejeßgebung 
einen Schuß gegen umlauteren Wettbewerb überhaupt nicht kennt, in Deutich- 
land niemals bierauf Anfpruch erbeben. Für die Gerichte macht die An— 
wendung Diefer Vorschrift feine Schwierigfeit, weil ja die Kognition über Die 
Vorausſetzungen, unter welchen allein den im Inlande eine Hauptniederlaiiung 
nicht beiigenden Perſonen der geiegliche Schuß gewährt werden darf, dem Aus— 
wärtigen Amte vorbehalten it. Vom völferrechtlichen Standpunkte läßt ſich 
dDieje Negelung allerdings als eine etwas veraltete bezeichnen, jedoch entipricht 
jie den praftiichen Intereſſen; auch in anderen Yändern wird der Schuß gegen 
unlanteren Wettbewerb den Ausländern nicht schlechtbin eingeräumt, jo vor 
Allem in Frankreich, wo die Nechtiprechung daran feithält, daß derielbe nur 
den in Frankreich lebenden Franzoſen zuftebt. 

Die Wirkungen, welche das Geſetz mutbmaßlich für die deutsche Induſtrie 
jowie den deutschen Handel haben wird, laſſen fich im Voraus nur ſchwer 
ſchätzen; zunächſt dürfte es angemeſſen fein, jich feinen befonderen Befürchtungen 
bezüglich der Beläftigung des redlichen Verkehrs und der ehrlichen Konkurrenz 
in ‚Folge Des neuen Rechts binzugeben; wir baben in den legten Jahren die 
Erfahrung gemacht, daß die Praxis allzuweitgebende Gejete, welche dem Nichter 
eine die wirtbichaftlichen und Verkehrsverhältniſſe geradezu requlirende Stellung 
einräumen, mit äußerjter Vorſicht anwendet; es fer in diefer Beziehung an die 
Novelle zum Wuchergejeg erinnert, welche neben dem bislang ſchon befannten 
Delift des Kreditwuchers das Delift des Sachwuchers geichaffen bat, ferner an 
das Geſetz über die Abzablungsgeichäfte; vielfah bat man auf beide Geſetze 
die größten Erwartungen gejegt; man bat angenommen, daß es nur des Er: 
lajjes derjelben bedürje, mm Die Uebelitände zu bejeitigen, welche auf den be= 
tretpenden Gebieten vorhanden jeien und deren Exiſtenz ja auch von Den- 
jenigen zugegeben wurde, welche jich gegenüber dieſen ausjchweifenden Hoff: 
nungen zweifelnud verbielten. Wenn auch die jeit Inkrafttreten der Gejeße 
verfloitene Zeit erjt eine im Verhältniß kurze iſt, jo läßt fich doch beute 
fonjtatiren, daß von einer Maſſenwirkung weder des einen noch des anderen 
Geſetzes Die Nede jein fann. Die Abzahlungsgeichäfte haben Mittel und Wege 
gefunden, die Beſtimmungen des Geſetzes zum Theile zu umgehen und was die 
Strafverichrift über den Sachwucher anlangt, fo iſt Diefelbe überhaupt mur 
ganz vereinzelt zur Amvendung gefommen. Es ijt nicht umwahrjcheinlich, daß 
die Praxis ſich auch gegenüber manchen VBorichriften des Geſetzes über den 
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unlauteren Wettbewerb in ähnlich zurüdhaltender Weile verhalten werde. 
Anderjeits ift zu hoffen, daß durch die neuen Beſtimmungen auf eine Be: 
jeitigung gewiſſer häßlicher Erjcheinungen in unferem Verkehrsleben hingewirkt 
wird, durch welche der Gewiſſenhafte und jtrenger Denkende bejonders geichädigt 
worden it. Weshalb jollte e8 nicht möglich fein, mit Hilfe derjelben in 
Deutichland Zuftände zu ſchaffen, wie fie in Frankreich und zum Theil in 
Amerika und England zum Nuten und Vortheil für den Nationalwohlitand 
ichon ſeit längerer Zeit bejtehen? „In Frankreich, England und Amerika“, 
jagt Kohler, „hat Schon Jahrzehnte eine reiche und fruchtbare Praris das 
loyale Berfehrsleben gegen die Hydra des Betrugs, der Unredlichkeit, der 
Hinterlift und Tücke gejchirmt, fie hat hier zum Segen der Induſtrie gereicht 
und dies gerade dadurch, daß fie dem Judiwiduum die Initiative gewährte und 
ihm die Mittel gab, jeine Yebensinterellen jelbjt zu jchirmen, die Angriffe gegen 
feine Individualität durch richterliche Klage zurücdzumeifen“ und wenn derjelbe 
Schriftiteller an einer andern Stelle bemerkt, daß Frankreich, Amerika und 
England die Solidität des Geſchäftsverkehrs, die Blüthe in Handel und Wandel 
und ihre Superiorität Deutjchland gegenüber größtentheils dem Umjtande zu 
verdanfen haben, daß die Jurisprudenz diefer Länder in energiichiter Weife 
gegen das Unweſen des unlautern Wettbewerbs vorgehe, jo Fann dies in der 
Hauptjache nur als richtig bezeichnet werden. Es wird von der Initiative der 
Betheiligten und von der verjtändnißvollen Anwendung des Gejehes durch Die 
Rechtſprechung abhängen, ob die Hoffnungen, welche in den Streifen der Ge— 
werbetreibenden demjelben entgegengebracht werden, wenigſtens zum größeren 
Theile in Erfüllung gehen, wie es ja auch Sache der Praxis jein wird, durch 
eine von fleinlichen und engen Geſichtspunkten freie Beurtheilung der Höhe des 
Schadens und des Erſatzes bei einer unter das Geſetz fallenden Handlung den 
Beweis zu liefern, daß man in Deutjchland nicht minder wie in Frankreich 
Verſtändniß für die Nichtigkeit des Wortes hat: „Frapper la bourse c'est 
frapper juste.“ 


Miszellen. 


Die Rekrutenprüfungen in der Schweiz. In der 106. Lieferung der 
„Schweizeriſchen Statiſtik“!) veröffentlicht das „Statiſtiſche Burean 
des eidgenöſſiſchen Departements des Innern“ die Ergebniſſe der 
ſogenannten „pädagogiihen Prüfung“ bei der Rekrutirung im Herbſt 
1895. Die dießmalige Veröffentlichung iſt zu einem umfaſſenderen Rückblick, 
namentlich auf das letzte Jahrzehnt, benutzt worden und bietet ſchon deshalb ein 
beſonderes Intereſſe. Bon ſehr beſcheidenen Anfängen aus bat ſich die Rekruten— 
prüfung in der Schweiz zu einer Inſtitution entwickelt, an welcher die Kantone 
und die einzelnen Gemeinden ein lebhaftes Intereſſe nehmen. Man ſetzt eine be— 
ſondere Ehre darin, daß die Rekruten der engeren Heimath gut beſtehen, und 
vergleicht eifrig die Fortſchritte, welche der Ausfall der Prüfung für die ver— 
ſchiedenen Kantone und Bezirke aufweiſt. Schon im Jahre 1854 ließ das „Er— 
ziehungsdepartement“ des Kantons Solothurn, „um über die nachhaltigen Leiſt— 
ungen der Schulen möglichit beitimmte Ihatiachen zu erhalten“, mit 241 In— 
fanterie-Rekruten über „Leien und Verſtändniß des Goeleienen, Schreiben und 
Rechnen“ kurze Prüfungen vornehmen. Dieſem Beilpiel folgten dann eine Neihe 
anderer Kantone. Nach Uebergang ſämmtlicher militärischen Aushebungen auf den 
Bund durch Bundesgeieß von 1874 wurden auch die Prüfungen eine eidgendiftiche 
Suftitution, auf die man deßhalb beionderen Werth legte, weil gleichzeitig dem 
Bund auch die Aufgabe zugefallen war, darüber zu wachen, ob der in den Kan— 
tonen ertheilte Primärunterricht ein „genügender* sei. In Rückſicht auf 
dieje, über die rein militärischen Zwede hinausreichende Bedeutung der Prüfungen 
wurden lestere nun auch auf Die geſammte, in das Alter der Dienitpflicht tretende 
Mannichaft ausgedehnt und nicht mehr auf die dienftfähigen Rekruten beichränkt 
(Bundesrathsbeihlug vom 28. September 1875). Anbaltlit fand dabei eine 
Erweiterung der Prüfungen anf die Vaterlandskunde ftatt, was man damit be— 
gründete, „daß dem ſchweizeriſchen Wehrmann, nachdem er jegt auch das Recht 
habe, über Geſetze abzuitimmen, die das ganze Land angehen, doch wohl einige 
Kenntniſſe dieſes Landes, feiner Geichichte und feiner ſtaatlichen Einrichtungen 
zugemutbet werden dürfen.” Das Antereffe der Bevölkerung an den Prüfungen 
wurde dadurch, wie ſchon angedeutet, zu einem überaus eifrigen, ja eiferlüchtigen, 
und vielfach joll eS vorkommen, daß die Gemeinden die zur Seitellung kommenden 
jungen Leute für die Prüfung befonders vorbereiten, „drillen* laflen, um ja 
möglichit gut zu beitehen. „Bedentungsvoller und nachhaltiger* — jagt der 
Beriht — „wurde allerdings die Ericheinung, daß ſeither faum mehr im einem 
Stanton namhafte und umfallendere Anregungen auf dem Gebiete der Volksſchule 
gemacht wurden, ohne das zur Legründung auch die Ergebnifle der Refruten- 
prüfungen berbeigejogen würden. Dazu beſchränkt fich diefe Wirkſamkeit feines- 
wegs auf amtliche oder öffentliche Sreile; denn es liegt außer Zweifel, dab 
namentlich die Eintragung der Prüfungsergebniiie der Einzelnen 
in ihr „Dienſtbüchlein“ ichon auf die der Prüfung entgegengehenden jungen 
Männer einen ausgedehnten und heillamen Einfluß ausübt.“ 








'; Zürich, Verlag von Orell Füßli. 
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Nah dem Reglement vom 15. Juli 1879 erftredt fich die Prüfung auf 
nachitehende Fächer und haben die dabei ertheilten Noten Folgende Bedeutung: 

Leſen. Note 1: geläufiges Leien mit finngemäßer Betonung und nad 
Inhalt und Form richtige freie Wiedergabe: 2: gemügende mechanische Fertigkeit 
und befriedigende Beantwortung einzelner Fragen über den Inhalt des Gelejenen ; 
3: ziemlich befriedigendes mechaniiches Leſen nnd einiges Verſtändniß des Leſe— 
ftoffs; 4: mangelhafte Fertigkeit im Leien ohne Nechenichaft über den Inhalt; 
5: gar nicht leien. 

Aufſatz. Mote 1: Eleinere ichriftliche Arbeiten nah Inhalt und Form 
(Orthographie, Interpunftion, Kalligraphie) ganz oder ziemlich forreft; 2: weniger 
befriedigende Leitung mit fleineren Fehlern; 3: ſchwach in Scrift- und Sprach— 
form, doch noch verltändlicher Ausdrud; 4: geringe, faſt werthloje Leiſtung; 5: 
Mangel jeglicher Fertigkeit im Schreiben. 

Nehnen. Note 1: Fertigkeit in den vier Spezies mit ganzen und ges 
brochenen Zahlen (Dezimalbrüche inbegriffen), Kenntniß des metriichen Syſtems 
und Löſung entivrechend eingekleideter Aufgaben; 2: die vier Spezied mit ganzen 
Zahlen, jedenfall noch Kenntniß der Diviſion, wenn Dividend und Divifor mehr: 
jtellige Zahlen find; Rechnen mit den einfachiten Bruchformen; 3: Addition und 
Subtraftion von Zahlen bis 100000 und Divifion duch eine Grundzahl; 4: 
Fertigkeit in der Addition und Subtraftion im Zahlenraum bis 100; 5: Unfennt: 
niß im Bifferrechnen und Unfähigkeit, zweiltellige Zahlen im Stopfe zujammen: 
zuzäblen. 

Baterlandsfunde Note 1: Verſtändniß der Karte der Schweiz und 
befriedigende Daritellung der Hauptmomente der vaterländifchen Geichichte und 
Bundesverfaflung; 2: richtige Beantwortung einzelner Fragen über jchwierigere 
Gegenftände aus dieſen drei Gebieten; 3: Keuntniß einzelner Thatſachen und 
Namen aus der Geichichte und Geographie; 4: Beantwortung einiger der ele= 
mentariten Fragen aus der Landeskunde; 5: gänzliche Unkenntniß in dieien Gebieten. 

Dieſes Programm iſt die Frucht einer mehr als vierzigjährigen Praris, und 
der Bericht des Statiftiihen YBureaus läßt zahlreihe Grwägungen erfennen, Die 
dabei ihre Nolle geipielt haben, namentlich auch joweit die Vergleichbarkeit der 
Reſultate in Frage fommt. 

Zum Zwed der Beraleihung der Reiultate nad den Stantonen u. j. w. 
hat man früher fih mit Durhichnittszahlen der erreichten Noten begnügt, 
feit 1886 aber nicht mehr. Man hebt jest die „iehr guten”, namentlich aber 
die „Sehr ſchlechten“ Gelammtleiftungen beionders heraus. In eriter Linie 
follten, jo meint man, die Noten 4 und 5 im Leien, Schreiben und Nechnen nicht 
vorkommen. Ihr andauerndes Vorhandenſein zeige immer und überall einen un— 
genügenden Zuftand an. Mit ihrem Berichwinden jei allerdings noch nicht 
nachgewieien, dab bereits ein befriedigender Stand erreicht jei, aber doch, daß ber 
erite und nothwendigite Schritt dazu zurücdgelegt wurde. Indem man feititellte, 
wo dieſer ungenügende Zuſtand vorhanden war, ſuchte man — wie der Bericht 
fagt — fih vor Allem Derer anzunehmen, die als „die Schwädhiten daftänden, 
die ſich am wenigsten ſelbſt zu helfen verftänden und aus eigener Kraft zu helfen 
vermöchten.“ Daß diejer höchiten Aufgabe der allgemeinen Boltsichule Aufmerk— 
famfeit geichentt werde, daß fich feine gar zu großen Nüditände in der Erfüllung 
dieier Aufgabe fänden, das werde weder durch das Vorhandenſein einer jchönen 
Anzahl Gutgeihulter, noch durd verhältnigmäßig günstige allgemeine Durch— 
ichnittsergebnifle nachgewieſen — ebeniowenig, wie man eine große Anzahl Reicher, 
oder ein verhältnigmäßig hohes Durdichnittsvermögen als Nachweis dafür an— 
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nehmen würde, dab in der betreffenden Gegend die Wohlitandöverhältnilie über: 
haupt befriedigende ſeien, da ja in beiden Füllen doch eine große Anzahl Armer 
vorfommen könne. Weitaus beiler aber entipreche diefer Aufgabe die Zählung und 
Heranshebung der ganz ungenügenden Leitungen. Das Statiftiihe Bureau hat, 
wie gelangt, in dieler Weiſe die öffentliche Aufmerfiamfeit beionders auf die 
„Schwächſten und in den Schulkenntniſſen am weiteiten Zurüdgebliebenen“ Hin: 
gelenkt, und es glaubt wohl mit Nect, daß damit ein Einfluß ausgeübt worden 
iſt „auf jene andere Gricheinung, dab im legten Jahrzehnt jowohl die amtliche 
Fürſorge wie die freiwillige Thätigfeit für das leibliche Wohl armer Schulkinder, 
ihre Ernährung und Stleidung eine viel regere und allgemeinere geworden ift.“ 

In welchen Mapitab die ungenügten Leiſtungen feit 1886 jeltener 
geworden find, dafür weilt das Statiftiiche Bureau unter anderem auf folgende 
Zahlen hin: 


Non je 100 Prüflingen Zahl der Bezirke mit 

wieſen ſehr ſchlechte mindeſtens 25/0 ſehr 

Leiſtungen auf ſchlechter Leiſtungen 
1888. 21 56 
1887: . : 2 202... 77 42 
18882, 5; 141411917 41 
1889. . 2 2 2 2... 1 33 
1800. 5. 27 
1891. . . 2: 2 2... 12 11 
1892 7, 5. Ss el 13 
1 3211) EEE ee |: 10 
1894. .11 9 
1895 , k u 41 6 


Die bisherigen Verbeſſerungen der Prüfungsergebnijie beichränfen ich aber feines- 
wegs darauf, daß die Noten 4 und 5 mothdürftig durch die Note 3 erjest wurden 
und jo an die Stelle der „ganz Ichlediten” Yeiltungen bloß „mittelmäßige“ traten, 
vielmehr find auch die legteren wieder in demielben Maße durch „gute“ Leiſtungen 
erjegt worden. Das wird durch folgende Zahlen veranſchaulicht: 


Bon je 100 ertheilten Noten waren 
1 2 3 4 


2* 


18866 . . .. 232 29 29 16 E 
18897 ...0. 8% 30 29 13 3 
1888 .... MH 30 30 13 3 
1889 . . ... 25 31 30 12 2 
1890. 285 31 30 12 2 
1891 . . . .„. 9 31 28 10 2 
1892 ....% 31 29 10 1 
183 .... 8 32 27 9 1 
1894.... 31 31 28 9 —1 
1891 . 32 30 28 9 —1 


Es muß hier darauf verzichtet werden, auch noch die intereſſanten Wahr: 
nehmungen bezüglich des Berufes der Prüflinge, welche der Bericht mittheilt, zu 
beiprehen. Es möge genügen, dur Vorftehendes auf dieſen bemerkenswerthen 
Berfuh, die Leiftungen der Volksſchulen an den in das militärpflichtige Alter 
tretenden jungen Leuten zu fontroliven und gleichzeitig Die Pflege des Elementar: 
unterricht3 in den zur Schulunterhaltung verpfl chreten Verbänden wirkſam wach: 
zurufen, hingewieſen zu haben. (R. Anz.) 


Alphabetifces Befammt-Regiker 


über 
die Jahrgänge 1868 bis 1896 der „Annalen“. 


Vorbemerkung. Das folgende Negifter joll die Benutzung der ganzen 
Reihe erleichtern. Gegenüber den durchweg jachverständigen Leſern der „Annalen“ 
bedarf es nicht eines Negiiters, das in pedantiicher Umftändlichfeit Tauſende 
von Stichwörtern aufzäblt; es wird ihnen ein Leichtes fein, das geiuchte 
Befondere unter der Angabe des Allgemeinen aufzufinden. Die fett gedrudten 
Bahlen 68 bis 96 bedeuten die neunundzwanzig Sahresbände 1868 big 
1896; die mageren die Seitenzahl des Bandes. 

Wir bitten zu beadhten, daß im Kaufe der verſchiedenen Jahr— 
gänge oft derielbe Gegenstand wiederholte Bearbeitung gefunden hat. 
Beim Nachichlagen wird es fic) daher empfehlen, die legten bez. Veröffent— 
lichungen zuerjt nachzujehen, und erjt, wenn diefe die gewünschte Auskunft 
nicht oder unvollftändig enthalten, auf ältere Jahrgänge zurücdzugehen. Dies 
gilt insbejondere von der Abhandlung des Frhrn. v. Aufſeß über die Zölle 
und Steuern des Neichs; bier ift die vierte Umarbeitung im Jahrgang 1893 
angeführt; — ferner von der Bearbeitung des Gewerbepolizeirehts von Seydel, 
des Rechtes der Schußaebiete von Frhru. von Stengel u. ſ. w. Man wolle 
auch die bejonderen alphabetiiyen Negifter nachſehen, welche einzelnen größeren 





Abhandlungen beigegeben find. Die Herausgeber. 
A. dieſelben, 71, 216. 381. 72, 127. — Miß— 
bräuche des Aklienweſens, Denkſchrift der 
Abrechnungsweſen der Zoll- und Steuer | Handelskammer zu Chemnitz 73, 605. — 
verwaltung 68, 13 und 32. 72, 1489. 73, | Berhandlung im Weichstag 1873. 74, 306. 
487. 74, 97. 93, 355. ©. auch Kaffe — Materialien zur Reform des Altien« 
meien, Zölle. weiens 74, 359. (Unterfuhungstommilfion) 
Abzablungsgeihäfte, Negelung derfelben Leipziger Handelsſkammer, Ad. Wagner, 
(Ludw Fuld) M, 658. | Ber. 1. Sozialpolitik, Juriſtentag, Perrot., 
Aderbau:-Straffolonien und Fürſorge — Grörterungen von W. Endemann 74, 
für entlajlene Sträjlinge (Flärl) SB, 1,73. | 8388. 75, 1196. Siatiſtik der preußischen 
Acquits-ä-caution 77, ödö, A. 76, 610. 892. — Nktiengriludungs- 
Adrefie des nordd. Reichſstags an den König weſen 77, 194, 240. — Umwandlung 
von Preußen in Berjailles 70, 765. Antwort | der Alien in Reichswährung 77, 638. 
des Königs ib. 767. — Adreffe an den Kailer — Statiftif der Kurſe und Dividenden 
71, 317, 74, 145. preußischer Altiengefellichaften  1858—75 
Aemter, j. Behörden. 77, 1075 ff. — Deulſchrift Der preuß« 
Aerzte, in Preußen 76, 637, Abnahme im iſchen Regierung 78,4. — Gutachten der 
Reiche SL, 152. ©. a. Medizinalperſonen, Handelstammer zu Stuttgart 78, 1. — 
Gewerbeordnung und Freizügigkeit. Zur Reform des Aktienrechts (Endemann) 
Heußere Berbältniffe, ſ. Selauniichaften, | S1, 417. — Betrieb fonzejftonspflichtiger Ger 
Koufulatweien, Seerecht xc. werbe durch W. 82, 620. — Materialien 
Afrika, internationale Berbältniffe 85, 829. ayr Reform des Aktiengeſellſchaftsrechts S4, 
S. auh Scußgebiete, 73. — Butachten der Dandeläfammer zu 
Agrarpartei, Programm 76, 103. Hamburg 84, 121. — Aeußerungen des 
Altiengefellihaften, Gelegebung über |  rheinl.swejtfäl. Intereſſenvereins 854, 139; 


Annalen des Deutihen Reichs. 1806, 62 
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der Leipziger Handelskammer ib. 235; der | 
Münchener Handelsfammer ib. 247: der 
Breslauer Handelskammer ib. 253; Bericht 
für den 12, Deutichen Handelstag ib. 265. | 
Bal. a. Bodentredit, Emifftonen, Kriſis ac. 

Aktienkurſe und allgemeine Preisbildung 
(Särtiterı 86, 1. 285. 

Altienftempel ſ. Stempelitener. 


Altersverjforgumg der Arbeiter in Eifaß- | 


Lothringen (Ch. Grad) 82, 760. 
Altersverfiherung, die Alters» u. In- 
validenverfiherung der Arbeiter 88, 21. 
673. 89, 411. MO, 799. W. Heller) — 
Die PVerfiherungspfliht der Hausfinder 
(G. Rofin) 9, 810. — Umfang der Bers 
fiherungspflicht (Fuld) 91, 392 — Dentichrift 
über die Errichtung der Alters, Invaliden- 
und Welittenverjorgung für das Ürbeiter- 
perionat der bayer. Staatseilenbahuver: 
mwaltung 88, 42. 5. a. Arbeiterfrage. 
Amerita, Vereinigte Staaten von. Staats 





angebörigfeitsvertrag vom 22, Februar 1868 
nebjt Erläuterungen und dem Auslieferungs: 


vertrag v. 1852, 68, 959. — Die lieber: 
wanderung in der nordamerikauiſchen Union 
(von Landgrafi) 72, 503. — NKonfularverr 
trag 74, 225. — Zur Kritik des Staatsan- 
gehörigfeitsvertrags (v. Martig) 75,793.1113, | 
(9. Wejendond) 77, 204. — Die mirth: 
ſchaftlichen Zuftände in den Bereinigten 
Staaten 77, 1052. 1123. — Wirthichatte 


Ihe Konkurrenz mit Deutfchland 80, 965. 
— Die Untonsverfaffung (A. Haenel) 78, 
796, — Die Wirkungen des Schutzzollſyſtems 
in den Vereinigten Staaten 79, 805. — Han- | 
dels⸗ und Schifffahrtsvertrag 96, 439. 464, | 
©. a. Auswanderung, Krifis. 

Anleihen, fiehe Schuldenmefen, 
foften sc, 

Annalen, deren Aufgabe, Vorwort zum 
Jahrgang 1872. Ein Borwort aus 
Oeſterreich (K. v. Stem) 76, 1. 218. — 


Kriegd- | 





Vorwort (Seydel) SL, 1. 
Antragsdelitte 76, 83, 
Anwaltéweſen 75, 1205. 
Apothekenweſen, verberechtlihe Ordnung 

74, 1809. Gefetentwürfe und Deutichrift 

vom Jahre 1877 77, 926. 

Arbeit, volfsmwirehichaftlicher Begriff 72, 
529. 73, 809, 7#, 11. Roesler 75, 36. 
Häusliche Arbeit Werth derfeiben, Hirth) 75, 
912. Preis und Ertrag der Arbeit (Hirth) 
75, 1296. — Preis der Arbeit im Staare- 
dienfte 78, 439. — Belaſtung der Arbeit 
in den zivilifirten Staaten 80, 79. ©. a. 
Gewerbeordnung. 

Arbeiter, jugendliche zc. SL, 695. 

Arbeiterbudgers, Elſäßiſche. (Dehn) 79, 
100. Schlefifhe SO, 581. Bayeriſche ibid. 
843. 81, 540, a. Löhne. 

Arbeiterfrage, Materialien 73, 1471. 
1494. 74, 33. 1195. Beſchäftigung von 


— 
— 
u 





Arbeiterinnen mad jugendlien Arbeitern 


Alphabetiſches Geſammi⸗Regiſler 


im Großherzogthum Heſſen 77, 253. — 
Stiftungen fir das Arbeiterwohl im Reiche: 
lande (Ch. Grad) 82, 714 - 768 Zur 
Theorie und Praxis des Arbeiterſchutzes 
(Dehn) 86, 493. — Arbeiterlammern. Ge— 
ſetzeutwürfe für Oeſterreich. 87, 115. 
Der internationale Schutz der Arbeiter 
(Adler) 88, 465. Konferenz von 1890, 91, 
285. — Das gewerbliche Arbeissverbältnig 
(E. Borubaf) BO, 647. — Fabıesaıbritsver: 
dienft land» und forftwirtbichaftlicher Arbeiter 
in Deutſchland 98, 720. — Wobnungeper: 
häliniſſe gewribticher Arbeiter m Braun— 
ſchweig ı Zimmermann 98, 721. 925; Ge 
mwinnberheligung in einer Mafchinenfabrif 
93,855, — Bgl. a. Altersperfiherung Hülfe- 
kaſſen, Kourraltbruch, Nranfenverjicherung, 
Unfallverficherung ꝛc. 
Arbeiterhülfsekafſſen 73, 1529. 74, 119. 
Geſetzentwurf 75, 873. 
Arbeiterfolonien in Breußen 86, 508. 
Arbeiterrecht, deutſches (C. Bornhak 92,501. 
Arbeiter: und Arbeiteſtatiſtik, W, 752. 
(Regnlativ der Kommiſſion für. 986, 157, 
9, 484, 95, 80; die Fabrifarbruerzäbl- 
ungen vom 1. Oliober 1592 und 1993 in 
Baden. 95, 243, 
Arbeiterverſicherung 8), 492, Tie Ur 
fahren der Arbeiterindalidität Bas, 407. S. a. 
Altersverſicherung, Krankenverſichrnrung, Uns 
fallverſicherung. Reichoverſiche ungeamt. 
Arbeiterwohnungen in Ellaß-Yorhringen 
82, 732, in Brauuſchweig 9, 721, 925. 
S. a. Arbeiterfragr. 
Arbeitgeber, ländliche, Thefen der Berliner 
Kouferenz derſelben, 73, 1536. 
Arbeitspüder 74, 427. 1195. 
Arbeitslohn 74,33. 75, 1296. ©. a. Yöbne. 
Arbeitstheilung im Haufe 75, 928. 
Arbeitsvertrag 76, 1541. 75, 40. S 
Kontraktbruch. 
Arbeitszeit 73, 1474. 71, 33. 430. 
Archivweſen, ſ. Reichsarchip. 
Areal des Zollvereins 69, 885. 9, 195. 
Argentinien, Handeleverrrag 8, 174. 438. 
459. 
AUrmeelorpsbezirfe 73,91. 1556. 74, 500. 
77, 486. 82, 159. 89, 1020. 94, 746 
Armenpflege, Orgauiſauon (Seyffardi-Erer 
feld) 82, 704. — Siauſtit 87, 302. — Aus 
gaben 1885 in Fraukreich und Deutichland 
”, 495. Armenfürſorge für Ausländer, me— 
befondere ın Teuiſchland ı Heigeuftein) 95, 1. 
Armenrechtliche Familieneinheit 8, 449. 
Armenmesen, f. Unerſtützungswohnſitz. 
Armuth und Arbeit 84, 572. 
Artillerie, Nenformation 73, 32. 
Militärverwaltung. 
Arzneien, uneutgeltliche Ueberlaſſung, 76, 83. 
Aufeuthaltsgeſes, ſ. Freizügigkleit. 
Ausfuhr, ſ. erportbandel, Zölle. 
Ausgaben des Meihs 73, 4%. 
Finanzweſen x. 


. Q. 


(y 


— 


©. a, 


Bgl. a. 


über die Jahrgänge 1868—1896 der 


Ausland, Bertretung des Reiche, f. Auswärtige 
Verhältniſſe, Konſnlatweſen, Gefandtfchaften. 

Auslieferungsverträge 75, 1173. Die 
Auslieferungeverträge des Reiches Reitz) 
9, 397. 

AusmwärtigesAmt, 70, 165. 71, 300. 715. 
Etat 80, 20. — S. a. Verträge, Gefandt- 
fchaften, Konfulate ac. 

Auswärtige Berbältniffe, verfafjungs- 
mäßige Hegelung und Leitung, 71, 87. ©. a. 
Geſandtſchafien, Konſulatweſen, Bertrags- 
recht ꝛc. 

Auswanderung 70, 55. — Die deutſche 
Auéewanderung Meßmann) 73, 1455. 75, 
1099. 76, 243, 96, 651. — Berichte der 
Neihstommiffare 75, 1107. 76, 214. 77, 
699. 8, 461. 79, 552, 80, 593. 81, 345. 
N, 189. 84, 515.85, 368. 86, 817. 87,285. 
398. 88, 454. 89, 933.90, 566. 91, 432. 92, 
441, 98, 609, 94, 462, 95, 804. 96, 798, — 
leberficht 77, 805. St, 245, 246. 350. — 
Einwanderung in Amerifa 1874 7, 1549. 
— Auswanderung nach Amerifa 82,239. 85, 
299. — S. a. Neichsaugehörigleit. 

Ausweifung, ſ. Freizügigkeit, Gothaer Ber- 
trag, Oeſterreich. 

Averſa für Zölle und Steuern 69, 223. 71, 
593. 72, 1622. 73, 509. 80, 531. 644. 

778. 98, 205, 396. — ©. a. Zollausſchlüſſe. 


B. 

Baarzahlung, f. Zahlungsreform. 

Baden. Beitritt zum dentihen Bund 70, 
768; zur Verfaſſung des deutſchen Reichs 
70, 771. 71, 37. 41. — In Gültigkeit ges 
blicbene Beſtimmungen des Bertrags vom 
15, Nov. 1870, 71, 359. — Einführung 
nordd. Buudesgeſetze 71, 389. — Berech— 
nung der Matrikularbeiträge 71, 702. 72, 
1624. — Beitel und Landſtreicherei 1885, 
87, 305. — Berhältniß zum Zollverein und 
Neih 93, 164. 194. 417 — Bgl. a. Ein 
fommenftener, Wahlgeſetze, Waſſerrecht, Zoll- 
verein ꝛc. 

Bahupolizeireglement 73, 338. 

Bankweſen. Deufichrift von Dr. Al. Meyer 
März 1870), 70, 95. — Motive zu dem 
Geſetz Über die Ausgabe von Bankuoten 
von 27. März 1870 70, 107. — Prome— 


moria der Direltoren der Braumfchweiger | 


Bank zc., betreffend gemeinfame Notenaus- 
a der Privatbanten 70, 119. — Das 
elö, fein Weſen und feine wirtbfchaftlichen 


Funktionen. Gin Beitrag zur Yölung der 
Banf-, Münz» und Währungstrage von 


5. Perrot 70, 299. — Die Verwaltung der 
preußischen Bant 70, 216. — Ürflärung 
des Miniſters Dr (briict über die Zertelbanten 
in Württemberg und Baden 70, 757. — 
Reichskompetenz der Das Bautwefen 71, 
192. — Die Banffrage. Yon G. D. Auge 
purg 71, 1045, — Die Verlängerung der 
Banknoteniperre 72, 1334. — Wechtögut- 


„Annalen“, 
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achten in der PBapiergeld- und Banfıroten- 
frage (von W. Endemann) 73, 361. — 
Materialien zur Bankfrage 73, 615; Denf- 
Schrift der Banftommilfion des Handelstags 


(1870) 78, 617; von fünften deutichen 
Handelstag (1872) 73, 685; vom deutſchen 
Landwirthſchaftsrath (Denffchrift Nichters) 


73, 695; Statiftifches über Die deutschen 
Zettelbanfen 73, 721 (hierzu grapbiiche 
Darftellung am Schluſſe des Jahrg. 1873); 
Geſchäftsverkehr der prenß. Banf 1862—71 
73, 728; der Wechſelverkehr im deutſchen 
Reiche 1872 78, 736. — Abermalige Ber— 
läugerung der Banknotenſperre 74, 300. — 
Ueberficht der gefeßlichen ac. Beftimmungen 
über die deutihen Zettelbanken (amtlich) 
ib, 633, — Statiſtil der Notenemiffton 
1871— 73 (MW. Herbert) ib, 709. — Ber- 
waltungsbericht der preußischen Bauk 1872/73 
74. 1111. — Erſter Entwurf eine 
Reichsbankgeſetzes (Juli 1874) ib. 1611, 
— Löfung der Bauffrage von rechtl. 
Standpunkt (Hirth) ib. 1631 und 1816, 
— Motenzirkulation der deutſchen Bauten 
Mitte 1874, 75, 151. — Materialien zum 
Reichsbankgeſetz: Bericht der Weichstags- 
fommtifton (Bamberger) 75, 835. 945. Yır- 
lage 996. Das Gefeg felbit, ib. 999. Das 
preußiſche Gejeg vom 27. März 1875, ib. 
1019. Bertrag mit der bayer. Hypotbefen- 
und Wechſelbank, ib. 1021. Bemerkungen 
zum Keichsbantgefeg (F. Sonnemanu) 75, 
1027, Vertrag über Abtretung der preuß. 
Bank an das Reich, ib. 1563, Statut der 
Reichsbank, ib. 1585. Statuten der bayer, 
Notenbanf ib. 1581. — Das Bantgeſetz 
(Ueberficht v. Endemanu) 75, 1187. — Aus 
dem Bermwaltungsbericht der preuß. Banf 
pro 1874, 75, 1385. — Berordnung betr. 
die Anftellung der Reichsbaukbeamten 76, 
385; Benfionen u, Kantionen der letzteren ib, 
387, Die drei großen fontinentalen Bauten 
(v. Lucam) 76, 862. Die preußiſche 
Bank in den Jahren 1874 u. 75, 76, 943, 
— Abſchlüſſe der dentſchen Bankinſtitute pro 
1875, 76, 986. — Einheit m Münz; und 
Bantwejen (Wehrenpfeunig) 77, 277. — 
Fahresbericht über Banfıwefen und Geld- 
verkehr im Reiche für 1376 (E. Slevogt) 
77, 705. — Bermwaltungsberichte der Reichs» 
bank für 1876-1892 7i, 736; 78, 673; 
79, 577; Su, 434; 81, 304; 82, 329; 83, 
600; 84, 193; 85, 375; 86, 638; 87, 5l4; 
88, 709; 89, 770; 90, 917; 91, 4425 9, 

450. 98. 561. 91, #83. 95, 817. — Ueber« 
ficht der Geſetze und Verordunungen 77, 820, 
— Dividenden der Banten. 1858/75 77,1075. 
— Statiſtik der deniſchen Notenbanten 53, 
646. 86, 824. — DOrganifation der bes 
drutenderen Yettelbanten Europa’s (Jacoby) 
SS, 368. — Ueberſicht der Benimmungen 
über Zettelbanken und Banknoten in Deuiſch- 
land 90, 1. — Statift. Unterſuchungen über 
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die Entwidlung und Ausbreitung des Giro» | 


verfehrs der deutſchen Reihsbant Blum 


96, 165. — Bol. a. Münzfrage, Papiergeld. | 


Bauffremont (Hectefall) 76, 139. 1022. 
Baummolleuninduftrie, Geſchäftliches und 
Statiftifches über deren Yage un Zoll 
verein vor, während und nach der Krifis 
(Hirth) 70, 533. — Die B. in Elfah-Forh- 
ringen 71, 999. — Deutihe B. 1863 bis 
1874 75, 1391. — Die deutiche Baummoll- 
jpinmerei 78, 661. — Motive zum neuen 
Zolltarif 79, 691. — Amerikanische Baum— 
wollen: Produftion 82, 615. ©. a. Tertil- 
induſtrie, Zolltarif ꝛc. 

Baupolizeirecht, das deutſche. Leuthold) 
79, 809, 

Bayern. Ausnahmebeſtimmungen des Ber- 
trages vom 23. November 1870 70, 746. 
771. 71, 362. 366. 369. — Beitritt zum 
deutſchen Reich 71, 37. — Einführung 
nordd. Bundesgeſetze in Bayern 71, 371. 
Verhandlungen im Reichstage ib. 382, 
Tabellariiche Ueberficht 389. — Die baper. 
Geſetzgebung über Gewerbsweſen, Heimat, 
Berebelihung und Armenpflege 71, 469. 
— Berechnung der DMatrikularbeiträge fir 
1871 71, 698. — Erklärung der baper. Re— 
gierung vom 14, Oftober 1871 (Unfeblbarteit 
beit.) 72, 1-52. Deutſche Reichspoſt und 
bayeriſche Boftverwaltung 72, 597. 82, 617, 
— Miltärwerwaltung 73, 38. — Einführ- 
ung der Gewerbeordnung 73, 759. — Kriege: 
dienftgeieg 74, 186. — Genoffenichaftsgeieg 
ib. 382, — Reform der Direften Steuern 


(K. Burkart) 74, 1681. — Bierbeftenerung | 


76, 61. — Handels und Genoflenichafts- 
regifter 76, 894. — Reichsrecht und Yandes- 
recht in Bayern iP, A. Miillen) 76, 840. 
— Berlebrsanftalten 1877 79, 1077. — Die 
jtaatlih geleiteten Berficherungsanitalten 
Haag 84, 65. — YandeslulturHentenanftalt 
54, 316. — Berwaltungsrechtspflege (Seydel) 
55,213. — Zwangsweiſe Beräußerung land- 
wirtbichaitlicher Anweſen 85, 842. — Heimat» 
recht (Senpel) 86, 719, — Staatsbahnen 
88,803. — Rechtsſatzung und Gefeg zunächſt 
nach bayeriſchem Staatsrecht (Dyroff 89, 817. 

Verhältuig zum Sollverein und zum 





Reich 9, 164. 174. 194. 417, — Juriſtiſches 


Prüfungsweien 93, 910. Bgl. auch Beamte, | 


Reſervatrechte, Verfaſſung, Volkszählung, 
Wahlgeſetze, Waſſerrecht, Zollverein ꝛc. 
Beamte, Reichsbeamte 71,304.— Bejoldungs- 
verbeſſerungen 73, 80. Rechtsverhältniſſe 
der Reichsbeamten 73, 345. 74, 223. 254, 
Erörterungen von W. Endemann ib, 400, 
75, 1201, — Beamteneid 76, 34. — Das 
Reichs Beamtenrecht (Thudichum) 76, 265, 
iprzielle Veberjicht 76, 397. Klaffififation 
der Neichsbeamten 76, 361. 374. — Ber: 
zeichnig der Reichſsbbehörden 76, 378. 
Yaband’s Auffaflung d. Beamtenrechts (Meyer) 
76, 667. — Ueberiicht der über Die Reiche: 





Alpbaberiiches Gefammt-Hegifter 


beamten erlaffenen Gefege und Verordnungen 
77, 841. 81, 439. — Wittwen- und Wailen« 
fürforge (Thudihum) 81, 551. — Grund- 
fäge fd. Beſetzung der Subaltern: und Unter: 
beamtenitellen bei den Reichs- und Staate- 
behörden mit Militäranwärtern 82, 556. — 
Die Vorentfcheiduug bez. der gericht. Ber« 
jolgung öffent. Beamter aus Amtsbandlungen 
nach Neichsrecht und bayr. Yandesrecht Lipp⸗ 
mann) 85, 421. — Neichögejeg vom 15. März 
1886, betr. die Fürſorge für Beamte und Ber: 
onen des Soldatenftandes in Folge von Be- 
triebsunfällen 87, 1. — Haftpflicht des Staates 
für rechtswidrige Handlungen und Unter 
lafiungen der Beamten (Piloty) 88. 245. 
— Die Disziplinargewalt des Staates über 
feine Beamten (Yabes) SP, 213. — Beamten» 
befoldungen in Preußen und Bayer 77, 
520, in Bayern 78, 484. 92, 98. 93. 889 
(Gehaltsregulativ); Wittwen- und Waijenfür- 
forge (Zimmermann) 98, 140. — ©. a. Be 
hörden, Disziplinarbebhörden, Penſionen, Zolls 
verwaltung :c. 
Begleitihein-NRegulativ 69, 997. 78, 
166, 56, 60. — Bgl. a. Bollgeieg, Zölle. 
Behörden. Die Komperuzen und Berjo- 
nalen der oberen Bebörden des nordd. 
Bundes und der einzelnen Bundesftaaten 
70, 147. 671. — Die Heihsämter und die 
Reichsbeamten 71,375. — Bezeichnung „Kai— 
jerlich” ac. 76, 351. — Verzeichniß der Reichs⸗ 
behörden 76, 378. — Ueberſicht aller Geſetze 
und Verordnungen über Reichsbehörden 


77, 838. — Die Reichs-Zollbehörden 93, 
358. — (S. a’ unter „Beamte“, ſowie die 


einzeluen Behörden und Bearmteit.) 

Belagerungszuftand Das preuß. Gefeg 
vom 4. Juni 1851, 68, 1055. 

Belgien, Handelöverträge 98, 170. 174. 182. 
186. 188. 4385. 446. 

Bergmwerfsproduftion im deutichen Heiche 
75, 637. 1728. 78, 664. — Bergarbeiter- 
föhne 1859 und 1890 in Preußen 90, 574. 
», 718. — Bergbau der Belt 91, +15. 
S. a, Steinfohlenförderung. 

Berlin. Handel und Juduſtrie im Jahre 
1868, 69, 342, desgl. im Jahre 1869, 70, 
437, desgl. im Jahre 1870, 71, 833, desgl. 
im Sabre 1871 72,971. Berlin’s Gemwerbefleiß 
78, 110. — Finaunzen von Paris und Berlin 
im ‘jahre 1888 bezw. 1887/85 88, 708. 

Berufsgenoffenfhaften, Rechnungser— 
gebniſſe für 1885— 1894 87, 795. 88, 272, 
9, 397. W, 206. 91, 584. 98, 700, 742. 
94, 443. 95, 785, 96, 307, 

Berufszählung, vom 5. Juni 1882, 84, 43. 

Beſchlagnahme, ſ. Löhne, Poftverwaltung ꝛc. 

Beſitß, volkswirthſchaftlicher Begriff desſelben, 
72, 526. 73, 849. Geſchichtl. Entwickelung 
des Beſitzes Roesler) 75, 27, 

Beſſemerſtahlfabrikation 76, 86. 78, 96. 

Betriebsfonds der Reichskaſſe 72, 1481. 
73, 415. 

‘ 


über die Jahrgänge 1868—1896 der „Annalen“, 


Berriebsunfälle (Neichsgefet v. 15. März 
1886) 87, 1. 

Bertel und Landftreicherei in Baden 1885 87. 

Bevölkerung. Faktiſche und Zollabrech— 
nungsbevölkerung nach der Zählung von 
1867 68, 779. 793. Staatsangehörige Be— 
völkerung 68, 1101. — Ueberſicht der Be— 
völlerung des Zollvereins (amtliche Aufftell- 
ung vom Zentralburean des Bollvereins) 
69, 855. — Statiftil der Bewegung der 
Bevölferung 70, 51. — Bewegung der Be- 
völferung ım preuß. Staate 1885, 86, 949 
— Die Bevölferungszabl in der Bundesver- 
faffung 70, 445. — Die Bevölkerung von 
Elfaß-Yorhringen 71, 989. — Bolfswirth- 
ſchaftliche Bedeutung der Bevölferung (Noes- 
ler) 75,281. — Natürliche Zunahme der preuß. 
Bevölterungv. 1872 bis 1875, 76,526. — Zu: 
fammenftellung der produftiven Bevölter- 
ung in Europa 76, 783. — Wanderungen 
der gemwerbtreibenden Bevölkerung Preußens 
76, 891. Die Art des ee 
lebens der Bevölkerung Prenßens 1885 87, 
803. — Bevölkerung des Zollgebiets 93, 195, 
205. — Die großftädtifche Bevölkerung als 
Theil der gefammten in Europa und Nord» 
airila 95, 815. ©. a. u. Volkszählungen, 
Statiftif, Areal. 

Bibliorhelordnungdes Reichstags 77,501. 

Bierbeftenernung, ſ. Branmalz. 

Binnenſchifffahrte-Geſetz, ein deutfches 
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Birma, Meiftbeginftigungsvertrag 93, 459. 

Bismard, Fürft, ſ. Reichskanzler. 

Blodade. Korrefpondenz der Hegierung in 
Wajbington mit dem Minifter von Columbia 
85, 812. 

Bodenkredit und Bodenkreditanitalten mit 
bejonderer Nüdfiht auf Hypothefeubanten 
(8. v. Stengel) 78, 841. 

Bodenjee, Hobeitsrechte über Ddenfelben 
(vd. Martig) 85, 278, Verlehr 98, 232, 245. 

Börjen, voltswirtbichaftl. Bedeutung 75, 383. 
— Die Vorſchläge der Börſen-Enquéte— 
Kommiffton 94, 470. Entwurf eines Börfen- 
geſetzes 95, 863, Neichstagstommiffionsbe: 
riht 96, 657. 

Branutwein. Beſtimmungen des Zoll« 
vereinsvertrags 68, 8. 20. 23. 45. 
Steuergefeße v. J. 1868 68, 701. 705. 
723. — Statiftif der Branntweinftener 71, 
588. — Die Beftimmungen über die Brannt- 
mweinftener (von v. Aufſeß) 75, 890. 76, 795. 
93, 307. — Statiftit 74, 920. 75, 905. 76, 
99. 804. 806. — Bertrieb und Ausſchank 
in Breußen 78, 8366. — Neform der Spiritus« 
beftenerung (Berrot) 78, 613. — Die Brannt- 
meinjtener in Württemberg (Reuß) 85, 620, 
— Neichseinnahmen von 1870 bis 1853/84 
S6, 283. — Das Branıtmweinmonopol (Ge- 
fegentwurf dv. Februar 1886 und ftatiftische 
Materialien) 86, 421. -— Reform der Brannt- 
weinftener 87,30. — Reichsgeſetz v. 4. Juni 
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1887. 87, 644. 725, fuR. Darftellung von 
Hausbalter 90, 761.— Branntweinbrennerei 
und »Bejteuerung 95, 247. — Reichsgeſetz 
vom 16. Juni 1895 96, 877, — Bol. a. 
Berbrauchsfteuern, Finanzweien ꝛc. 

Braumalz. Beftimmungen des Bollvereins- 
vertrage 68, 8. 20. 44. — Steuergejeg vd. 
4. Juli 1868 68, 691, desgl. vom 8. Juli 
68, 699. — Statiftit der Braumalzfteuer 
71, 585. — Reform der Bierbeftenerung 
72, 609; Gefetentmurf 636. — Die Ber 
ſtimmungen über die Brauftener (v. Aufſeß) 
75, 889. 76, 794. 93, 296. — Statiſtik 
74, 922. 75, 903. 76. 98. 807. — Zur 
Reform der Bierbeftenerung (Boccius) 76, 
52, — Bgl. auch Berbrauchsiteuern, yinanz« 
weſen zc. 

Braunfchmeig. Reſſortverhältniſſe der Be— 
börden 70, 671. — Verhältniß zum Boll 
verein 98, 166, 194, 413. — Das Schlaf- 
true (Dr. 5. W. R. Zimmermann) 

„4147, 

Bremen. Organifation der Handelsftatiftit 
70, 407. Reſſortverhältniſſe der Behörden 
70, 699. — Berhältnig zum Bollverein u. 
Reich (Aufſeß) MB, 166, 183, 187, 194, 401, 
419. — Zollorganifation 9%, 359. — Stati- 
ftit (Aufich) 98, 379, — ©. a. Auswander- 
ung, Handelsftatiftil, Breife, Zollausſchliſſe zc. 

Buchführung (bäuelide, Hirtb) 75, 931. 


| Budgetrecht, des Neiches (PB. Yaband) 78, 


524. Geſetz, Verordnung, Budget, Staats- 
vertrag (Ph. Zorn) 89, 344. — Budget, 
Geſetz und Verordnung (A. Arndt) HL, 
225. — ©. a. Finanzweſen, Mitttärbudget. 

Bulgarien, Handelsvertrag 9, 438. 

Bund, morddeuticher, ſ. Berfaffung, Reichs» 
tag u. ſ. m, 

Bundesafte, deutfche, 71, 4. Der ehemalige 
deutsche Bund nach der Wiener Schlußakte 
ib. 5. Auflöfung des deutſchen Bundes 
i. 3. 1866; 71, 19, 

Bundesangehörigfeit, |. 
börigfeit. 

Bundeshebörden, ſ. Behörden. 

Bundesgebiet 71, öl. 325. 

Bundesgericht, f. Gerichtshof. 

Bundesgejeße, norddeutſche, Termine der 
Einführung derjelben 71, 359. 371. Ta— 
beflariiche Ueberficht ib. 389, 72, 485. — 
S. a. Fuftizgefeßgebung, Finanzweſen u. |. w. 

Bundesglieder 71,54. - 3. a. Reſervatrechte. 

Bundespräfidium, f. Kaifer, Verfaffung, 
Thronreden. 

Bundesrath, verfaffungsmäßige Stellung 
desfelben 71, 221. Seine Thätigfeit ib. 224, 
Ueberficht der Entfchließungen desfelben auf 
Beichlüffe des Reichstags aus der Seſſion 
von 1872 73, 863; desgl. aus der Seffton 
von 1873 74, 727. — Stellung des Reiche» 
fanzlers zum B. 82,9. — 9. a. Berfaflung, 
Verordnungsrecht, Neichslanzler, —** 
Lothringen ꝛc. 


Reichsange⸗ 


950 


Bundesſchulden-Kommiſſion, ſ. Schul- 
denweſen. 

Bundesſtaat uud Staateubund 71, 7, 50. 
Die neueſten Geſtaltungen des Bundesftaate: 
begriffes (Seydel) 76, 641. — Yaband’s 
Auffaffung des Bundesftaats (G. Meyer) 
i6, 657. — Zur Kritik der Begriffsbe— 
ftimmung des Auudesftaats (Häuel) 77, 
78. Neue Beiträge zur Lehre vom 
Bundesftaat (Zoru) S4, 453. ©. a. Bun— 
desrath, Vertragsrecht, Verfaſſung ꝛc. 

Bundesftaaten, ſ. Verfaſſung, Berord- 
ungerecht ꝛc. 

Bundesftenern, ein Schweizerifches Urtheil 
iiber, 79, 785. 

Bundesverfaifung, ſ. Berfaffung. 

Bundesverjammlung, ſ. Bundesatte. 

Bürgerliches Ned, ſ. Zivilrecht. 


€. 
Camera apostolica W, 823, 
Chauſſeegelder 9, 207. 
Chemikalien. Zölle auf diejelben, fowie auf 
Narbewaaren 69, 632. Bgl. a. Zolltarif. 
Chemiſche Juduftrie 72, 394. 
Chile, Handelsverträge MB, 174, 438, 460. 
Ehina, Handelsverträge MB, 174, 156, 459. 
Cholera. Unterfuchnngsplan zur Erforichung 
der Urſachen derjelben ꝛc. (Dentfcrift der 
Reichs-Cholerakommiſſion) 73, 1611. Gefund- 
heispolizeiliche Anordnungen 1892,93, 781. 
Eolumbien, Handelsvertrag 93, 465. 
Eofta Rica, Handelsverträged8, 188,438, 460. 


D. 

Dänemark, Markenſchutz 81, 404. Zollver- 
baltnifie 98, 43%, 466, 

Darlchensfafien 72, 1397. — Die länd— 
lihen Darlehnskaſſenvereine 1875 88, 243. 

Dehargirung, j. Kontrole, 

Defekte der Neihsbeamten 76, 332. 

Desinfeltionsverfahren, j. Veterinär— 
polizei. 

Diäten, für den Neichstag, 74, 159. 166, 
249. — Diätenverbot der Neichsvrrjaffung 
Josl) 86, 613, — Urtheil des preuß. Ober- 
landesgerihts Königsberg vom 14. April 
1856, 86, 624, 


Dıienfteid der Neihsbeamten 76, 346. 84. | 
Dienftentbebung d. Neihsbeamten 76, 329. | : 
 Einlommenfteuer 78, 846. 74, 2. — 


Dienftvergeben, j. Disziplinarbebörden. 

Dieuftbotenfrage Hirth) 75, 917. 

Dienftinftruftion für die Konſuln 71, 
595. 72, 1263. Für Zollämter 86, 184, 

Diplomatiiher Ausſchuß im Bundes— 
rath 70, 759. 71, 229. 

Diseziplinarbebörden 76, 308. 367. 
Geſchäftsordnuug ib. 369. 377. — Yaband’s 
Auffaſſung der Disziplinargemwalt (Meyer) 
16, 672. — Geſchäftsordnung für die Diszi— 
plimarbehörden 80, 459, 

Dispofition, Üffiziere zur, 71, 1006, 


Alphabetifches Geſammi⸗Regiſter 


Dominilanifhe Republif, Hanbdelöver- 
trägc 93, 188, 439, 460. 

Doppelbeitenerung, Beleitigung der, 71, 
168, 76, 177. — Reichsgeſetz vom 13. Mai 
1870 (Rt. Blochmann) 87, 773. 

Dotation der Kreife u Bropinzen in Preußen, 
f. Kreisorduung 73, 1392. 1444. 75, 1635. 
In Sachſen 75, 1291. 

Dorationen der Syeldberren 74, 158. 

Drei-Königs-Bünduiß v, Jahre 1849, 
71, 12. 

Durhbichnittspreiie, ſ. Preiſe. 


E. 
Edelmetalle, ſ. Münzfrage. 
Egypten, Handelsvertrag 93, 438, 465, |. a. 
Koufulatweſen. 
Eheſcheidungen in Sachſen 77, 252. 


Eheſchließung. Aufhebung der polizeilichen 








Beihränfungen 68, 901. 71, 166. Preuß. 
Verfügung vom 20, Auguft 1868, 68, 927. 
— Ansnahmebeftiinmungen des Bertrags 
mit Bayern 71, 366. — Das baperiiche 
Geſetz über Heimath, Berebelihung und 
Aufentbalt 71,469, 487: 91, 61,72 (Seydeh. 
— Geſchichtliches (von Friedberg) 74, 485, 
— Statiftit 75, 1725. 76, 220. 78, 108, 
79, 109. 5378. — Eheſchließungen zwiſchen 
Biutsverwaudten 82, 50. — Vgl. Zivilehe. 
Ehrengericte (ſ. Offiziere) 74, 1803. 
Eihämter, ſ. Maaß- und Gewicdhtsordung. 
Eid der Beamten 76, 84. 346. 
Einigungsämter 74, 434. 
Eigenthum (wirbid. Beguff), 1. 
des Neiches, I. Vermögen. 
Einjährigfreiwillige, Yebranftalt 
Zeuguißberechtigung 76, 760. 
Einfuhr, f. Handelsftatiftif, Zölle. 
Einkommen, Begriff deſſelben, 72, 536, 
74, 997. 1793. (Roesler) 75, 271. Ber- 
tbeilung des Einkommens und Einfluß auf 
die Preisbildung (Hirth) 75, 1270. 1288, 
Die vier Grundimpen der Eink. Vertheilung 
75 1305. (Hierzu Tafel nad 2. 1312.) — 
Einfommensnmterschiede in Preußen und 
Sachſen 76, 239. Einlommensverbältifie 
in Breußen, Berlin, Altona, Wandsbed, 
Geeitemünde, VBremerbaven, Bremen und 
Hamburg 80, 566. — Di: großen Einfommen 
in Deutjchlaud und ihre Zunahme (Heiß) 
93, 1. 


Beſitz; 


mit 


Materialien zu einer Reichs Einkommenſteuer: 
Die Einkommenſteuer in Hamburg 74, 101,75, 
335. Preuß. Steuerverwaltung 1870/72 ib. 
897. Die preußiſche Klaſſen- und Eintom- 
menfteuer ib. 927, 944, 1029. Aus den Gut- 
achten des Vereins für Sozialpolitik ib, 979, 
Bom landwirthſchaftlichen Kongreß ib. 985. 
Die Reichseinkommenſteuer und ihre Gegner 
ib, 987. Vorſchläge zum Progreffionsmodus 
ib. 1015; zur Selbjteinfhägung 1022, — Die 
Steuerreform im Königreih Sachſen (Genſel) 


Eiſen. 


Eiſenacher 


über die Jahrgäuge 1868 —,1896 der „Annalen“. 


74, 1373. 75, 1519. — Die Reform der 
direften Steuern (Burkart) ib. 1681. — 
Diarrikularbeiträge oder Reiche: Einfommen: 
jtener? (Birth) 75, 115. — Der deutiche 
Steuerreformverein 75, 483. — Klaſſen— 
fteuer in Berlin pro 1875, 75, 486. — 
Ein ſchweizeriſches Urtheil über Bundes: 
ſteuern ib. 785. — Die Höchſtbeſteuerten 
in Berlin 75, 791. — Einſchätzungs-Ju- 
ftruftion fir das Königreich Sachſen 75, 
1534. — Die beiteheuden Einfommenftenern 


(vergl, Darftellung v. 8. Burkart) 76, 21. | 


652, 77, 219. 79, 1. 80,914. 960, — Ein- 
fonmmmensunterjchiede von Ztadt und Yand in 
Preußen u. Sachſen 76, 239. — Dentichrift 


und Petition betr. den badischen Geſetzentwurf 
über Erwerbjtener Hecht) 76, 400; Er | 


widerung zur Rechtfertigung der Regier— 
nugevorlage ib, 695; Replit der Handels- 
faminer zu Manuheim 
Die Siellung der Bermögens- und Ber: 
fchreitenern im Stenerſyſteme (v. Bilinski) 
6, 719. — Seramnlagungen in Preußen für 


Hecht) ib. 7U7. — | 


1876 77, 1014. 78, 262. — Iſt die direfte | 


Siener ein überwundener Standpunft? 79, 
153. Eintommenſteuer in Hamburg 
1875/76 79, 600. — Ertiräge der Ein— 
tommenſteuer in Zuchen 1877 79, 1066; 
1878/79 80, 833. Kintonmensverhbält: 
niſſe des preußiſchen Bolter 1877 —8182, 484. 
Prenß Gries v. 24. Juni 1891 91, 909; 
93, 516, Ergebinfje der Beranlagung 98, 
Tu. 

Einnahmen des Weiche 73,496. — S. Zölle zc. 
Zölle uud Produktion im Zollverein 
69, 623. 70, 369. 74, 84. Deutiche Eifen- 
induſtrie i. J. 1874/75, 1547. 1661. 1690. 


1728. — Bejiemer- Stablfabrifation 76, 86. | 


Eifenimduftrie und Submiſſionen 77, 237. 
1119. — Yage der Eiſeninduſtrie Handels— 
tammer Köln) 77, 1054. — Dividenden der 
Eiſenhüttenwerke xc. 77, 1076. 1078. — 
Preuß. Eiſeninduſtrie im Dezember 1875 
Engel) 77, 1099. — Ein- und Ausfuhr 1877 
78, 446. — Eiſeninduſtrie und Eiſenenquéte 


| 
| 
| 


| 


Bhilippion) 79, 649. — Botum der Minder- ' 


beit in der Zolltariifommilfion 79, 654. 
Motive zum neuen Zolltarif 79, 713. - 
Deutſchlands Eiſeneinfuhr und Durchfuhr 
Laspeyres) 80, 255. — Eiſeninduſtrie, Lage 
91, 945 
Zolltarif, Zölle, 
Uebereinkunft 


90, 178 


Seydel). 


— Bgl. a. VBergmwerfsproduftion, | 


Eifenbabnen. Weichsgefeßgebung über das 
Eiſenbahnweſen 71, 205, 72,128. 74, 302. | 
1037. — Dentſche Eiſenbahnſtatiſtik für das | 


Beniebsjabr 1867, 69, 947. — Deutich- 
lands Eiſenbahnen 73, 875, — Eiſenbahn— 
beichlüffe des Handelstags 78, 887, Gründ— 
ung des Reichseiſenbahnamts 74, 302. 76, 
3585. — Eıfenbabnelliterfuchungsfommiffton 
preußiſche) 74, 359. — Reichs-Eiſenbahn— 
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geſetzenwurf ib. 891. — Die Eontrole 
des Reichs über das Eiſenbahntarifweſen 
F. Perrot) 74, 1087. — Berriebsreglement 
für die Eifenbabnen Deutfchlands 78, 340, 
74, 1147. 75, 1195. — Bericht des Neiche- 
Eiſenbahnamtes 74, 1525. — Die Eifen- 
babntarifreform (1874) ib. 1527. 1639, — 
Kriuſche Bernäge zum Verſtändniß des 
Eifenbahmmveiens (Trommer) 75, 105. (IL. 
Der kommerzielle Betrieb, 11. der Uni— 
verjaltarif). 569. (111. Tarifſyſteme, IV. 
über Silterverficherung, V. Einnahmen und 
Ausgaben, VI. von der Erzielung einer 
guten Bilanz, VII. Bergleihsmaßftäbe, VIIL 
vom Sparen, IX. Auffaſſung des Trans. 
portweſens). 75, 1057. (X. Staats- oder 
Privatverwaltung? XI. Unwerſaltarif gegen 
Publikum und Bahmerwaltung, XII. Zoll- 
einrichtungen und Eiſenbahn, XIII. Schluß- 
folgerungen. Neue Folge 76, 121. (1. Bom 
Rationalismus im Giüter- Tarif Erprditione- 
werfen, 11. Wertbnachnabmen, 111. Au⸗ und 
Abfuhr, Beladen und Gutladen der Güter, 
IV. Iransportvorberritung der Einzelgüter xc, 
V. der Umiverfaltarif, VI der Pfennig— 
tarıt, VII. Paket- und Einzelgut-Beförder- 
ung, VIII. Wertbverfiherung, IX. Folgen, 
X. Schluß). — Gniachtliche Ausſagen des 
Präſidenten Maybach vor der Lasler'ſchen 
Unterſuchungslommiſſion 75, 403. — Denk- 
ichrift des Reichs-Eiſenbahnamts über die 
Tarifreform vom 3. Dezember 1874, 75, 
551. 1701. — Deuticher Eiſenbahn-Reform— 
verein 75, 935. — Eifenbabn-‘Bolizeiregles 
ment 75, 1175. — Borläufiger Entwurf 
eines Neichs-Eifenbabngefeges (April 1875) 
nebſt amtlichen Bemerkungen 75, 1225. — 
Berriebsergebniffe der Eiſenbahnen Deutſch- 
lauds 1875 76, 244, der preußiſchen Bahnen 
1874 76, 245. — Kantionen der elfaß- 
torbringischen Reichdeiſenbahnbeamten 76, 
352. — Statiſtik der preußischen Eifenbabnen 
für das Berricbsjahr 1875 76, 425, (1. Aus- 
dehnung 425, 11. Anlagekapital 426, IH. 
Transportmittel und Yeiltungen derſelben 
427, IV. Verlehr 428, V. Finanzergebniſſe 
431, VI. Reſerve- x. yonds, Beamten zc., 
Unfälle 441). — Ausdehnung und Anlage: 
fojten des deutſchen Eiſenbahunetzes zu Ans 
tang 1876 76, 445. — Bericht des Reichs— 
Eiſenbahnamtes für 1875 76, 460. (Anlage: 
Gutachten der Tarifreform-Enquéte-Kom— 
unifion vom 13. Dezember 1875, ib. 463. 
Anträge des Herrn Bergmann ib. 467. 
Serzeihmß der vernommenen Sachverſtän— 
digen 4658.) — Geſetzentwurf, betr. die Er— 
werbung der preußiſchen Eiſenbahnen durch 
das deutſche Reich. Nebſt Motiven 76, 470, 
— Für und wider die Erwerbung der 
Eiſenbahnen durch das Reich 76, 487. (Bor- 
bemerkung 457, Anfanfspreis und Börſen— 
tuſswerth der preußiſchen Aktien Eiſenbahnen 
488, Promemoria des Dr. Viktor Böhmert 


9 
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489, Rede des Grafen Udo Stolberg im 
preußiſchen Herrenhauſe 494, Rede des Dr. 
Elben im württembergiſchen Landtag 498, 
Verſuch einer objektiven Erwägung der ent— 
gegengejegten Standpuntte 513, Erklärung 
des Herrn ©. Bergmann 523, Die 
Geſetzgebung über das Eiſenbahnweſen in 
Preußen umd im deutfchen Reiche 76, 529: 
Das preußiſche Geſetz über die Eilenbahn- 
Unternehmungen vom 3, November 1838 
ib, 529, Wegulativ, die Eiſenbahn-Kom— 
mifjariate betr. 538. Aus dem allgemeinen 
deutichen Handelsgejeßbudh 540. Aus dem 
Bundesgeſetz, betreffeud die Kommandit— 
Geſellſchaften anf Aftien und die Aktien— 


1 


Gejellichaften 542. Aus der Verfaſſung des | 


deutfchen Heihs 543. Berfügung des Mini— 
fters für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, d. d. Berlin den 6. Sept. 1871 
an den Ausſchuß der Privat» Eiienbahnen 
im deutfchen Neiche 544. Bericht der XIII. 
Kommilfton des preußiichen Abgeordneten: 
haufes über den Entwurf eines Gefetes 
über die Gifenbahn » Kommiffariate 550. 
Die gegenwärtige Yage der Eifenbahngefeg- 
gebung Preußens 551, die feitherige Stell- 
ung der Eifenbahn- Kommilfarien und der 


Eiſenbahn-Kommiſſariate 554. Der Jubalt 
des Gefeentmurfs 556, General-Dishuffion | 


557, Spezial-Disfuffion und Petitionen 561. 
Das Reichs-Eiſenbahnamt 563. Negulativ 
für das durch Richter veritärfte Reichs— 
Eifenbahnamt ib. 563, Eiſenbahn-Betriebs- 
reglement vom 11. Wai 1874 564. Bahn— 
polizei» Heglement fir 
Deutichlands vom 4. Januar 1875 564. 
Erjenbahn- Boftgefeg, betr. die Abänderung des 


84 des Geſetzes iiber das Poſtweſen d. deutschen | 


Reichs vom 8. Oft. 1871, vom 20, Dez, 1875 
580, (Einleitung ans einer Nede des Seneral- 
poftmeifters Stephan) 550, das Geſetz 588, 
Bollzugsbeftimmmuugen zum Eifenbabn- Boit- 
ejeße vom 20. Dezember 1875, 587, 
eglement über die Benutzung der innerhalb 
des deutichen Neichstelegrapbengebiets ge— 
legeuen Eiſenbahn Telsgrapben zur Beför- 
derung ſolcher Telegrammte, welche nicht den 
Eiſenbahndienſt betreffen, vom 8. März 1876, 
595. Aus dem Bericht der Tarifreforn« 
Enquéte-Kommiſſion vom 13. Dez. 1875, 
59. (1. Stellung der Anbänger des natür— 
lichen Syſtems zu dieſer Frage 596, 2. Stell: 
ung der Anbänger der Klaffififation zur 


die Eilenbabnen 


1 


| 


Spftemfrage 609, 3. die Stellung der An- 
bäuger des gemischten Suftems zur Spftem- 


frage 620.) Der Etat der preußifchen 
Eiſenbahn-Verwaliung für 1376, 622, All— 
gemeime Erläuternugen zum Gtat fir 1876, 
622. A. Staats-Eiſenbahnen 622, B, 


Privat Eiſenbahnen, bei melden der Staat 


betheiligt ift 630. Nachweiſung über das 
bis zum Schluffe des Jahres 1874 auf 
die Staatseiſenbahnen verwendete Anlage- 


| 


Alpbabetiiches Gefammt-Regifter 


fapital unter Bergleihung mit dem etats- 
mäßigen Neinertrage der einzelnen Gifen- 
bahnen für das Jahr 1876, 631. Ueberſicht 
der im Befite des Ztaats befindlichen Eiſen— 
babn-Aftien 632. Ueberſicht der vom Staate 
übernommenen Zinsgarantien für Eiienbabn- 
Unternehmungen 633. Bergleih der 
preußiſchen und engliſchen Eifenbabuen im 
den „jahren 1872 bis 1874, 76, 636. — 
Objektive Bemerkungen eines Ausländers 
zur deutſchen Eiſenbahn-Reichsfrage (AL v. 
Dorn) 76, 738. — Ein englisches Urtbeil 
über (für) Ztaatseifenbabuen 76, 776. — 
Die Landwirtbichaft und die Eifenbabnen, 
Nede des preuß. Miniftere Dr. Friedenthal 
958, Aus den Böhmert'ihen Enqueteberichten. 
(5. Die Neichs- Eifenbabnfrage vor dem 
preußifchen Yandtage 967. 6. Die Stell- 
ung des Fürſten Bismard und des Miniſters 
Delbrüdzur Neichseifenbabnfrage 974.7. Die 
Stellung des preußiſchen Abgeordnneteuhanfes 
zur Reichs-Eiſenbahnfrage 981.) Gut- 
achten der Münchener Haudels- und Ge- 
werbefammer 77, 109. Bericht über 
Eiſenbahn- und Berkehrsweſen (Wehren— 
pfennig) 77, 292. — Geſchäftsthätigkeit des 
Heihs-Eifenbabnamts bis Ende 1876, 77, 
683. — Die preußiſchen Staatseiſenbahnen 
im Sabre 1875 77, 696 — Ueberfidht der 
Reichsgeſetze xc. 77, 812. — Tarifvorjchriften 
für den Gitertransport 77, 874. — Ente 
ſcheidung des Yübeder Oberappellgerichts bez. 
der Berlin» Dresdener Eiſenbahn 77, 993. 
— Fahrgeichmwindigkeit der Eiſenbahuzüge 
und Dampfichiffe auf verichiedenen Routen 
der Erde 77, 1044. — Betriebsergebniffe, 
Kurſe und Dividenden der preuß. Eiſen— 
bahnen 1855 —75 77, 1073, 1077. — Das 
Werk der Tarifreform 77, 1106. — Die 
Submiffionen auf Eiſenbahnſchienen 77,1119, 
— Neues Syſtem der Selundärbabnen be- 
fonders normal» und ichmaiipuriger Eijen- 
bahnen mit Dampfbetrieb auf Straßen und 
Chauſſeen 78, 101. — Eiſenbahnſiatiſtik für 
1876 78, 814. — Der zollpflibtige Eiſen- 
babnverfehr 80, 618. 659. SG, 20. 61. — 
Zwangsvollfiredung gegen Eiſenbahnen 81, 
402, 411. — Der franzöſiſche Eiſenbahn— 
ausſchuß 81, 566. — Deutſchlands Eiſen— 
bahnen 1868 bis 1881 83, 642. — Ueber 
einige Erleichterungen in der Perſonen— 
beförderung auf den Eifenbabnen (Wermert) 
Ss, 624. — Die Staatsbahuen in Bayern 
Ss, 803. Die Eiſenbahnen Deuiſchlands, 
Englands und Frankreichs 1885/89, bezw. 
1886— 1858, 91, 166. 94, 159. — Die Re- 
form der Berionentarife 91, 490. — Der inter- 
nationale Eiſenbahufrachtverkehr 91, 554. — 
Die Eifenbabnen der Erde 91, 587. 94, 399. 
— Dat internationale Uebereinfommen über 
den Eifenbahnfrachtverfehr (G. Eger: 92, 303. 
691. 753. — Ztatiftil der preuß. Staate- 
eifenbabnen 93, 798. — Dentichrift, betr. 


iiber die Jahrgänge 1868-—1896 der „Annalen“. 953 


Umgeftaltung der preuß. Eifenbahnbehörden 
94, 610. — Die geſchichtliche Entwidelung 
des Eıfenbahn:Transportrets in Preußen 
(©. Eger) 95, 333. — Die Eifenbahnen 
Deutſchlande, Englands und Frankreichs 
1891/93 96, 414. Bol. a. Boft, Zoll— 
geſetz, Zölle. 

Eijenzölle, ſ. Eijen. 

Etuador, Handelsvertrag M, 189, 439, 460. 

Elbzoll, ſ. Stromſchifffahrt. 

Elementarſchulen, ſ. Vollsſchulweſen. 

Elſaß-Lothringen. Die Wiedervereinig— 
ung mit dem dentſchen Reiche. Verhandlungen 
im Reichstage) 71, 345— 958, Beſtellung Des 
Bundes» Oberhandelsgerihts zum  oberjten 
Gerichtshofe ib. 959. — Beſchaffung von 
Betriebsmitteln für Die Eifenbahnen in El- 
ſaß und Lothringen ib. 968. — Statiſtiſches 
über Elfaß und Vorbringen: natürliche Bes 
ſchaffenheit, Waſſerſtraßen, franzöfiiche Ver— 
waltung, Kreis⸗ und Orisbevöllerung, In— 


duſtrie, Brämer 71, 969. — Die Ge— 
ſetzgebung vom 9. Juni 1871 bis Mitte 
Febrnar 1872, 72, 553—598. — Erſter 


Bericht des Reichskanzlers über Geſetzgeb— 
ung und Verwaltung für 1871/72, 72, 861. 
(Regelung der Beziehungen zu Frankreich 
863). — Gründung der Univerſität Straß- 
burg 72, 959. — Berlängerung der Dik— 
taturperiode (Geſetz vom 20. Juni 1872) 72, 
1291. — Die Neihs-Eifenbabnen (reichs-, 
finanzrechtlich) 78, 414. — Stellung von 
Elſaß-Lothringen im Reichsfinanzrecht (Ya- 


band) 73, 562. — Geſetze und Berord- | 
nungen aus dem Berwaltungsjabr 1872 | 
bia 1873, 73, 939. — Bmeite Jahres— 


überficht über die Gejeßgebung und Ber- 
waltung für 1872/73, 78, 967. — Ber» 
handlungen im Reichstage über Eliaß-Yoth- 
ringische Angelegenheiten in den Sefftionen 
1871-1873 74, 155, 292. — Einführ- 
ung der Neichsverfaffung 74, 294. — Die 
ftaatsvechtliche Gültigkeit der 1870/71 von der 
franzöfifhen Regierung erlaffenen Geſetze 
(v. Richthofen) 74, 521. — Dritte Jahres- 
überficht über Geſetzgebung und Berwalt- 
ung für 1873 74, 773; Geſetze und Ber- 
ordnungen hierzu ib, 810, — Yabaud über 
die Sonderftellung E.+P.-’8 im Reiche (Meyer) 
76, 677. — Oeffentliches Recht u, VBerwalt- 
ungsgerichtsbarteit in E.V. (v. Stengel) 76, 
808. 897. — Entwidelung der Geſetzgebung 
bis 1876 (Wehrenpienmig) 77, 272. — 
Machtbefugniß des Überpräfidenten nad 
$ 10 des Berwaltungsgejeges (v. Stengel) 


78, 113. — Yaband über das Werfen der 


reichsländifchen Geſetzgebung 78, 377. — 
Die dircften Steuern in Elſaß-Lothringen 
(von Eh. Brad) 79, 114. — Geſetz betr. 
die Berfafjung und Verwaltung Elſaß-Loth— 
ringens vom 4. Juli 1879 79, 1028. — 
Die Stiftungen für das Arbeiterwobl im 
Neichslande 82, 714. — Elſ.loth. Zolle und 





Steuerweien 98, 194, 311, 416, 418. — 
Bewegung der Bevölkerung 93, 887. — 
Staatsgewalt und Gefeggebung in Eljaß: 
Lothringeu Ernſt Mayer) 96, 249. — ©. 
a. Arbeiterbudgets, Yöhne u. ſ. w. 


Elſaß-Lothringiſche Geſetzgebung u. 


Verwaltung ſeit 1871. (Berichte des 
Neichsfanzlers, Belege und Verordnungen). 
Gele, betr. die Verkündung dev Geſetze u. 
Verordnungen 72, 553. 

1. Organifation der Verwaltung im Als 
gemeinen. Berichte des Reichskanzlers: 72, 
874. 78, 97. 74, 773. Bereidigung 
der Staatsbeamten 72, 564. Einrichtung der 
Berwaltung Geſetz v. 30. Dez. 1871) 72, 
555. Tagegelder der Zivilbeamten 72, 590. 
Berlängeruug der Diktaturperiode 72, 1291. 
Verfahren vor den Bezirksräthen 73, 939; 
vor dem failerl. Natb ib. 945. Befäbig- 
ung für den höheren Berw.-Dienft 73, 951. 
Umzugskoſten dev YZivilbeamten 783, 951. 
Amel. Geichäftsiprade 73, 957. Streisdiref- 
toren 74, 774. 811. Rechtsverhältniſſe der Ber 
amten und Lehrer 74, 813. Venſionen der 
Witwen u. Mailen ib, 816. Klautionen der 
Beamten 74, 819. 823. Berordnung betr. 
den Yandesausihuß 75, 481. 

11. Rechtspflege und Juſtizverwaltung. 
Berichte des Meichsfanzlers: 72, 869. 73, 
975. 74, 781. Oberfter Gerichtshof 71, 959. 
72, 565. Abänderung der Gerichtsverfaffung 
72, 566. 570. Etat der Juſtizverwaltung für 
1871/72, 72, 572. Einführung des Neichs- 
ftrafgejegbuchs 72, 573. Kompetenz d. Kriegs- 
gerichte 72, 575. Vorbereitung zum böberen 
Juſtizdienſt 72, 591. Wechſelordnung und 
Sanbefencheebuch 72, 1318. Erforderniffe der 

erichtsfchreiber und Gerichtsvollzieber 78, 
955. Neifegebühren der Friedensrichter ib. 
957. Verfügungen zur todten Hand 2c. 74, 
810. Aufhebung der Kriegsgerichte 74, 781. 
826. Notariatsordunug 74, 828. Zwangs- 
verfauf von Liegenſchaften 74, 834. Außer- 
gerichtliche Theilungen und gerichtliche Ver— 
fäufe von Liegenfchaften 74, 843. Bormund- 
ſchaftsverwaltung 74,847. Eheſcheidung 74, 
849. Berichollenheitserflärung 4, 850. 

111. Deilitär» Angelegenheiten. Berichte 
des Reichskanzlers 72, 867. 73, 973. 74, 779. 
Onartierleiftung 72, 576. Einführung reichs— 
geſetzl. Beſtimmungen 72, 576. 1329. Koften 
der Garniſonen 72,596. Militärerlaginftrufs 
tion 72, 868. Kriegsgerichte 74, 826. 

IV. Finanzweien, Zölle, Steuern. Ber 
richte 72, 885. 78, 992. 74, 801. Etat für 
1872 72, 564. Einführung der deutfchen 
Zoll» und Steuergejeggebung 72, 573; des 
Art. 33 der R.Verf. 72, 579. Zollvertehr 
712,580. Wechſelſtempelſteuer 72, 580. Dop- 
pelbeftenerung 72, 581. tat der Zollverwalt- 
ung 72, 581. Yandeshaushalt für 1872 72, 
1249. 1317; für 1874 74, 858. Bumider- 
bandiungen gegen Zollgejege ꝛc. 72, 1330. 
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Depofitenverwaltung 73, 959. Weinfteuer 78, 
960. 966. Enregiftrement 73, 1001. 74, 
802, 

V. Innere Verwaltung, Bolizei, Kom- 
nmmalangelegenhbeiten. Berichte des Neiche- 
fanzlers: 72, 874. 73, 967. 978. 74, 784. 
Kriegergrabftätten 72, 596. Einrichtung der 


| 
| 


Gendarmerie 72, 1326. Bezirts-, Kreis: u. | 


Semeindevertretungen 73, 952. 953. 74, 773. 
Stariftit 74,785.787. Gefängnißweſen 74,790. 

VI. Unterrichtsweſen und Kultus-Berichte 
des Reichskanzleis 72, 882. 73, 987. 74, 795. 
Gründung der Univerfität Straßburg 72, 959. 
Geſetz betr. Das Unterrichtämeien 78,958. Aus- 
führung deſſelben 74, 852. Rechtsverhältniſſe 
der Lehrer 74, 813; deren Wittwen und 


Waiſen ib. 816. Wirimen + Benftonen der | 
Univerfität 74, 856. Kirchenverwaltuug 72 | 


882. 73, 991. 74,800, Stiftungen des pro- 
teftantifchen Seminars 74, 857. 

VII Boltswirthichaftlihe Bermwaltung, 
(Forſtweſen, Bergwerke, Eiſeubahnen, Bau» 
ten, Landwirthſchaft). Berichte des Reichs— 
fanzlers: 72, 879. 73, 74. Winvichtung d. 


Forftverwaltung 72,582. Etat derselben ib. | 


5854, Einrichtung und Zuftändigfeit der 
Bergbebörden 72, 584. Forftweien 72, 582, 
584, 78, 1001. 74, 805. Eifenbahnmefen 
«1, 968. 72, 586. 73, 414. 74, 792. 76, 
352. 356. 377. Straßen, Wafferbanten u. 





Alphabetiſches Gefammt:Regifter 


2.990. — Erbichaften in Frankreich 78, 260. 
— Erbihaftsfteuer in Heflen 86, 745. — 
Eine Erbſchafts- und Scenfungsitener im 
deutschen Reich (Dito Bader) 87, 259. 
Erfurter Parlament 71, 14. 
Erlaife, f. Verordnungsrecht. 
Ermland, Biſchof von, j. Kremeng. 
Eruteftatijtif, f. Getreide. 
Erſatzgeſchäft (Mihtär-) 75, 1447. 1513. 
Erwerbsgenofienfchaften, ſ. Genofien« 
ſchaftsweſen und Wirtbichaftsgenoflenfchaften. 
Erziehnugsweſen, Geſetzgebung über die 
Ausbildung nicht vollfinuiger, ſchwach- oder 
blödfinniger Kinder im Herzogtum Braun- 
ſchweig (Zimmermann) 95, 64. 
Etatsgeiege, I. Finanzweſen, Budgetrecht zc. 
Etatsüberihreitungen 78, 337. 
Exporthandel, deuticher S6, 708. 
Erpropriation, f. Enteignung. 
Erterritorialität der Ddentfchen 
herren (Thudichum) 85, 320 


F. 
Fabriken, ſ. Arbeiterfrage, ſoziale Sage 
‚zrauenarbeit, Kinderarbeit, Löhne, Gewerbe— 
ordnung, Unfallverſicherung ꝛc. 


Yandes- 


 Fabrikatitener 93, 271, 277, 8326. 


Kanäle 73, 983. 74, 790. Bergvermwaltung 


72, 584. 78, 1004. 74, 808. Hochbauweſen 
72, 561. 587. 78, 982. 74, 792. Yandmwirtb- 
ſchaft 73, 985. 74, 793. Voſt- und Tele- 
grapbenmweien 72, 587. Maß, Geld- und 
Bankweſen 72, 588. 78, 954. Batentwejen 
‘3, 985. 74, 793. Die Grundſteueraus— 


gleihung und das Natafterweien (Cb. Grad) | 


55, 471. Ein Beitrag zur Katafter- und 
Srundbudhsfrage (Th. Mayer) 87, 606, 
VIII Regelung der Beziehnugen zu 
Frankreich 72, 863. 73, 968. 74, 775. 
Option 72, 1293. 73, 971. 
IX. Bejeitigung der Kriegsſchäden. 
865. 783, 972. 74, 778. 
Emijfionen von 1870-76 78, 437. 
Enteignungsredbt im Großherzogthum 


12, 


Heffen (L. Fuld) 85, 58. — Tas öffentliche 


Hecht bei der Enteignung Neumann NG, 357. 
Entlaifungszenguifie, Geiegentmurf 75, 


789, 
Erbrecht, (Preisaufgabe) 74, 748. Bolls- 


wirthichaftl. Bemerkungen zur Reform des | 


E. (von H. v. Scheel) 77, 97. — 
bäuerliche Erbfolge iv. Helferich) 83, 702 — 
Entwurf eines Geſetzes für die bänerliche 
Erbfolge von I. Peyrer v. Heimſtätt, 54, 
482. — Reform des bäuerl. Erbrechts in 
Raden H. Schulze, 54, 484, 
Erbſchaftsſteuer (Girth) 75, 1309. Leber: 
tragung derfelben auf das Reich (preuß. 
Antrag) 77, 1036. Ueberficht der dentfchen 
Erbichaftsitenern 79, 955. Tabelle hinter 


Die | 


zabritgeieggebung 72, 901. 73, 1471. 
74, 432. 78, 25. — Die vrrwaltungsıcdt- 
liche Bedentung dev Fabrikordnung (Herm. 
Rehm) 94, 132. S. a. Unfallverfiherung xc. 

Fabrikinſpektoren, preußiihe 76, 997. 
Die deutschen Yabrifinipettoren Ueberſicht 
von B. Dehn) SL, 153. 441. — Geſetzgeb⸗ 
ung (Seydel) SL, 714. — Die Zukunft der 
deutſchen Fabrifinfpeftion CB Dehn) 82, 527. 
— Die dentihe Fabritınfpeftion ım Jahre 
1890 (8. Frankenſtein) MI, 849. ©. a. 
Gewerbeordnung. 

Fabrit—«u. Waarenzeichen 74, 305. 

Fachgerichte, ſtändige, 73, 1546. 

Familienbudget und häusliche Buchführ— 
ung (Hub) 75. 907. 

Familienfideitommiſſe, ſ. Fideilommiſſe. 

Fauſtpfandrecht für Pfandbriefe (Hecht) 
80, 304. Endemann) SL, 410. 

Fälſchung von Lebensmitteln 78, 106. 

Feldbereinigungoweſen, Reformen auf 
dem Gebiete deſſelben (Haag) 88, 161. 

Feſtungstommiſſiou, deutſche, 72, 1579. 

Feſtungen, Reichdeigenthum au denſelben 
73, 433. — Umgeſtaltung derſelben 74, 262. 
— Garniſonen 74, 263. — Beſchränkung 
des Grundeigeuthums 73, 342. 74, 1066. 
Feſtungsbaufonds 77, 387. 982. — lieber 
die Berechnnung der Erſatzſumme nach $ 35 
des Geſetzes vom 21. Dez. 1871 (Hegele- 
berger' 80, 241. 

Fenerverſicherung 783, 786. 77, 1117. — 
Denffchriit zur Frage der Berftaatichnug der 
Mobiliar-Feuerverſicherung in Bayern 86, 
781. — Die Enmidelung des Immobiliar— 
Feuerverſicherungsweſend i. Preußen (Zinon) 


über die Jahrgänge 1868—1896 der „Aunalen“. 955 


88, 62. — Borzüge und Nachtheile der 
Orgamfation des Feuerverſicherungsweſens 
auf Öffentlicher uud anf privatredhtlicher 
Grundiage (Simon) SS, 231. 

Fideikommiß des beififchen Kurhauſes 77, 
844. 1040. Die in den deutichen Staaten 
beſteheuden gejeglichen Beſtimmungen über 
Familienfideilommiſſe (W. Yewis) 79, 465. 
Finaunzrecht, yinanzwefen. Das Finanz 
wejen Des norddentichen Bundes vollſtändige 
Kodifizivung aller gefeglichen Beftimmungen 
und der Etais pro 1868 und 1869 2c.) 69, 161, 
Anhang: Die Finanzverhäliniſſe der Bırndes- 
ftaaten 69, 303. — Dentichrift des fat. 
prenß. Finanzminiſters vom 18. Mai 1869, 
69, 403. — Preußens Staatsfinanzen 1849 


| 


71, 183. 380. 77, 813. ©. a. Stroms» 
Schifffahrt. 
Flotte, ſ. Marine, 
Flußſchifffahrt, deutſche, 75, 332. 
Flüffe, zollpflidtiger Bertehr 98, 226. 
Forſtſtatiſtik, deutſche, 74, 1677. 


Fortbildungsichulen 73, 837. 1504. 


bis 1867, 69, 59. — Juſirultion für | 


den Bundes: Hechiungsbof 70, 157. — 
Bericht des Borftaudes der vational-liberafen 
Partei 70, 601. — Die verfaflungsmäßige 


1543. 74, 29. 1195. — Berordnung des 
preuß. Kultusminiſters 74, 1674, 
Fraktionen des Reichstags 72, 282, 332, 
74, 143. — Bgl. a. Zentrum ac. 
Franfenheim, twaurige Zuftände, 76, 247. 
sranffurt a. M. ſ. Nationalverfanmlung, 
Friede mit Frankreich, Fürſtenkongreß ic. 
Frankreich. Notiz über den Handelsver— 
trag 68, 226. 73, 326. — Statiſtik der 
Zölle und Verbraucheſteuern 68, 156 bie 
218. — Organifation der Zoll- und Han— 
delsftatiftit 70, 410. 76, 88. — Die Ber- 
jailler Bräliminarien und der Frankfurter 


Regelung der Heichsfinanzen 71, 126. — | Friede 71, 507. — Rede des Fürften 

Der Heichsbausbaltserat für 1871, nebſt Bısmard ber den Frankfurter Frieden 

Einfeitung 71, 689. — Das Finanzrecht ib. 876. — Wirthichaftliche Beziehungen 

des deutichen Reichs (P. Yaband) 78, 400. | zu Frankreich 71, 835. 72, 976. — Com 
| 


— Stenerlompetenz des Neihs 74, 30. — 
Verhandlungen des Reichstags iiber Finanz— 
vorlagen 1871-—- 73 74, 167. 206. 274. — 
Preußens Finanzlage 1873 74, 849, 1105. — 
Einnahmen des Reichs 1873, 74,887. Zteuer- 


verwaltung in Brengen 1870— 1872 (Bericht | 


des Autanzmmilters) 74 897. — Bur 
Provinzial, Kreis und Kommmmalfinauz« 


ventton vom 12, Oftober 18.1, 72, 163. 
Denlicrift dazu ib. 169, Separatkon— 
vention ib, 178, Rede des Fürſten Bis 
mard 176. Die Znjagfonpention vom 11. 
Dezember 1871, 72, 437. — Beziehungen 
zu Ellaß- Vorbringen 72, 863. — die 
Sprzialfonvention dv. 29 Juni 1872, 72, 
1467. -— Die Drei» Diilliarden- Anleihe ib. 


ſtatiſtik in Prenßen 75, 1261. — Weiche | 1475. — Die Uebereinkunft v. 15. März 
haushalt vom Jahre 1875 77, 409. 422, 1873, 78, 898, — Ordnnung der Bezieh— 
— Abſchluß dev Reichshauptkafſe für ungen Elſaß-Lothringens zu Frankreich 74, 
1876/77 77, 1114. — Zprzialetats des 775. — Einfluß des Kriegs auf die Bes 
Reichshaushalts für 1879/50 80, 1. 104, wegnng dev Bevölkerung 75, 626. — Fran— 
161. — Die Zölle und Steuern, fowie die zoftiches Geſetz zum Schuß dev Kinderarbeit 
auswärtigen Handelsbeziebungen des Reichs 76, 231. — Die franzöſiſche Rekrutenein— 
(v. Auſſeß) DB, S. 161 (Rrgifter S. 468). — ſtellrug 76, 233, — Die Barifer Ommibus- 
Einfluß des Neichslanzlers auf die Finanz. geſellſchaft 76, 234. — Die Steuern F.'s 
verwaltung 82, 45. — Yaband’e Finanz— im Jahre 1875 76, 249. — Fiuanzielle 
recht 82, 776. — Tas MNeichsgeieg wegen Yoge Frankreichs 77, 233. — Tabackmonopol 
Bejeitiqung der Doppelbeftenerung vom 13, 78, 260. — Erbſchaften und Staatsein— 


Mai 1870 (R. Blochmann) 87, 773. Die 
Öffenelihen Ausgaben der größeren europä- 
iſchen Yander 94, 241. — Die Reicheftener- 


nahmen 78, 262, — Haudelsverlehr Dentſch- 
lands mit Frankreich 79, 383. 0, 576. — 
Handelsvertrag 93, 172, 438, 455. 


geſetze Euiwürfe von 1893 94, 292. 325. Eiſenbahn-Ausſchuß SL, 566. — Stempel- 
539. 565, — Reichshanshalt fiir 1894/95 ftenern SL, 799, — Bewegung der Bevölfer- 
94, 737. — Zum Komptabrlitätegeleg flir das ung 82, 614. — Die Fremden in Frank— 
Reich. Joel) 9, 81. — Die geichichtliche reich 88, 316. — Finanzen von Paris und 


Eutmwidelung des Kommunal: Abgabemwejens 
in Breußen Schön) 95, 249. — Entwürfe zur 
Reichsfinauzreſorm von 1895 95, 454. Val.a. 
Einkommenſtener, Nabinetsordres, Kaſſen— 
weſen, Kriegsentſchädigung, Kriegskoſten, 
Matrikularbeiträge, Rechnungshof, Heiervat: 
rechte, Schuldenweſen, Verfaſſung, Zölle ꝛc. 


Berlin tm Jahre 1858 bezw. 1887/88 88, 
708, 801. — Handelsflotte Ende 1887 90, 
416. — Franzöſ Handelsfammern im Aus— 
land 93, 158. — Die Deutschen in Frankreich 
95, 405. — Das franzöſ. Fremdenrecht ( Dtto 
Mayr 96, 329. — S. a. Kriegseutſchädigung. 
Frauenarbeit in den Fabrilen 72, 901. 


Fiskus des Neichs 78, 408. 74, 403. 75, 73, 1471. 74, 1515. (Y. Hirt) 75 48. — 
1493, 77, 336, 2, a. Familieubudget. 

Fleiſchkonſum u. Fleifhpreife®6, 574. Freihäfen 8. 184, 227, 

Flößerei, Abgaben von der, Aufhebungen Freihändler, das Programm der dentfchen 
in Preußen 68, 283: im nordd. Bunde 72, 89. 78, 840, 


956 


Freihaudel, ſ. Zolltarif, Zölle ꝛc. 

Freizügigkeit. Geſetz vom 1. Nov. 1867 
nebſt Erläuterungen und Nusführungsver- 
ordnungen 68, 467. 71,408. — Die Landes- 
verweilung im Gebiete des nordd, Bundes 
68, 923. — Verfligung betr. den Ansdrud 
„Unterfommen“ 68, 9285. — Freizügigkeit 
der Aerzte 68, 995. — Ausführungen von 
?. v. Rönue 71, 161; von M. Seydel 76, 


159. 9, 90, 173 (zu $ 3 des Freiz. Gef.), | 


von E. Mayer (zu $ 3) MO, 562. — Ein— 


führung in Süddentſchland 7L, 374. — 


Erläuterungen von 9. Ztolp 71, 408. — 
Bayeriſche Geſetzgebung 71, 469. 491. — 
Ueberficht 77, 804. — S. a. Neichsangehörig- 
feit, joziale Frage. 

Friedensleiftungen (militäriiche) 74, 1037. 
75, 1081. 

Friedensverträge. Vom Jahre 1866, 71, 
21. 34. Vom fahre 1871, 71, 507. 876. 
72, 163. 447. 1467. ©. a. Frankreich. 

Friendly Societies in England 76, 229. 


Fürften, deutſche, Eprterritorialität verjelben | 


Thudichum) 85, 320, 


ürftenfongreß zu Jrauffınt a. M. 71,16. 


ubrfoften, j. Taggelder. 
6. 


mweien, 

Gafteiner Konvention 71, 17. 

Gebänudeſtener in Preußen 74, 901; Zahl 
der Gebäude in Preußen PI, 414; Gebäude» 
jteuer in Bayern 74, 1688. 

Gebiet, ſ. Areal. 





Geburtsregiiter, ſ. Zivilehe. — Statiftit | 
75, 1725. 76, 220. 79, 109. — Geburts | 


und Sterblichkeitsverhälturſſe in den fünf 
deutfhen Großftädten im Jahre 
95, 408. 

Gebühren: und Steuerweſen (das öffent- 
liche Antereffe dabei; Neumann) 86, 357. 

Gebührenordnung, 5. Nedtsanwaltsord- 
nung 2. 

Gefangene, Beihäftigung in Preußen, 76, 999. 

Beiftige Getränke, ſ. Branntwein. 

Geiftlihe Amtshbandlungen 76, 78. 

Geiftliche, Vorbildung derielben, 74, 118. 

Geiftlihes Amt, 
(Ranzelparagrapb) 72, 983 

Geld, Geldwirtbichaft (Htoesler) 75, 265. 
288 ff. (Hirtb) 75, 918. 1266, — S. a. 
Banlweſen, Münzfrage, Bapiergeld. 

Gemeindeangehörigkeit, Erwerb (G. 
Rehm) 92, 137, 

Gemeindefteunern, j. Kommunalſteuern. 


1893 | 


Mißbrauch Ddesjelben | 


Gemeindevermwaltung, f. Selbfiver- | 


waltung. 
Generalzolltonferenzen des Zollvereins. 
Aufzählung derſelben 93, 167. 
Genoſſeuſchaftéweſen, das, in Deutich- 
land, Frankreich und England, von Schulze— 
Deligih, 72, 947. — Reichsgeſetzgebung 


Alphabetiſches Geſammt⸗Regiſter 


74, 152. 382, 77, 637. — Ju Bayern 76, 
894. — Nevifion des Genoſſenſchaftsgeſetzes 
SS, 754. 848. 89, 711. — Geſetz vom 1. Mai 
1889 (erläutert von M. Joel) MW, 417. — 
Entwidelung d. ©. iiber dem neuen Ge 
neffenichaftegeieg 92, 500, 9, 935. S. a. 
BWirthihaftsgenoflenichaften. 
Genußmittel, ſ. Nahrungsmittel. 
Gerichtliches Verfahren 72, 141. 73, 
348, 354, Ueberficht der bis 1877 bierüber 
erlaffenen Reichsgelege und Berordiuungen 77, 
828. — Der Ausgelieferte vor dem Gerichte 
(E. Müller) 87, 565. — Bgl. a. Zivilprozeß, 
Schieds- und Handelsgerichte, Schöffen und 
Schwurgerichle zc. 
Gerichtsbarkeit, inländifche, über fremde 
Staaten. Bayr. Erkenntniß 85, 325. 
Gerichtshof, oberfter des Weiche. Die Er— 
richtung des Bundes-Oberbhandelsgerichts 69, 
1057. 71, 297. 377; Fortenwickelung 72, 
150; Perſonal 70, 161. — Etat für 1871, 
71, 722. — Thätigleit desjelben iKritit) 73, 
352. — Disziplinarbefuguffe desfelben 74, 
407. — Regulativ für den Geichäftegang 
desielben 74, 1537. — Das ichweizerifche 
Bundesgericht ıFandgraff) 76, 105. — ©. 
a. Elfaß-Yorbringen. 


 Geridhtsverfaffung des Reiches 71, 85. 
Garantie zu Laften des Bundes, ſ. Schulden | 


72, 150. 78, 348. 354. 75, 420. 1583, 
— in Preußen 70, 249. — Bemerkungen 
zum Entwurf der Gerichtsverfaflung (Gorius) 
75, 97. — Allgemeine Begründung zum 
1874er Entwurf 55, 169. — Scöffen- und 
Schwurgerichte 75, 239. — Bemerkungen 


über das Neihsgeriht von W. Emdemann 
75, 1208. — Reichsjuftizamt 75, 1216. — Ber» 
lauf der Verhandl. 77, 646. 79, 502. 81. 394. 
— Uebergang von Geſchäften auf das Neichs- 
gericht 81, 397. — Egl. a. Juſtizgeſetzgebung, 
Handelsgerichte, Berwaltungsgerichte zc. 

Geſandtſchaften im NAuslande 70, 167, 
72, 1105. 73, 492. 74, 153. 279. 80, 24. 
Bollfreibeit derfelben SO, 646. 86, 44. — 
Deutihe Gefandtichaitsrecht (Zorn) 82, 81. 
— ©, a. auswärtige Berbältuiffe, 

Geſchäftskriſen, ſ. Kriſis. 

Geſchäftsorduung, ſ. Reichstag. 

Geſchichte des dentſchen Bundes, des nord, 
deutſchen Bundes und des deutſchen Reiches 
71, 1-44. (S. a. Reichstag, Berfaſſung 
Zollverein x.) 

Geſellen, j. Arbeiter, 

Geſetz, S. Neihsrecht. — Rechtsſatzung und 
Geſetz zunächſt nach bayeriſchem Staatsreht 
(Dyroff) 89, 817. 

Gejetgeber, Begriff (Endemann) 75, 1206, 
(Yaband) 78, 369. 

Geſetzgebung. Ueberfiht der Gejege und 
Verordnungen zur Ausführung des Art. & 
der Neichsverfaffung 72, 485. — Bericht 
über die Geſetzgebung 1867—70 (Laster) 
70, 563; 1871—76 (Wehrenpfennig) 77 
257 ff. — Ueberfiht aller Geſetze und Ver— 


über die Jahrgänge 1868— 1896 der „Aunalen“. 


ordnungen von 1867 bis 1877 (Barburger) 


77, 801. — Entwurf eines birgerlihen 


Gefeßbuches für das deutſche Reich (Jacoby) 


Ss, 581, 89, 293, 637. — S. a. Bundes- | 
geſetze, Fuftizgefeggebung, Berfaffung, Neiche- | 


tag. Reichskanzler, Zollparlament, Preußen ıc. 

Geſundheitsamt, Aufgaben und Ziele des- 
felben 78, 466. Etat SU, 12. 

Getreide, Getreidezölle 78, 839. 80, 619. 
86, 53. — Ernäbrungsbilang des deutichen 
Reichs filr 1878/79 79, 462. — Ernte 
mengen und Anbauflächen 1878 79, 552. — 
Motiwe zum neuen Bolltarif 79, 719. — 
Internationale Statiftit 79, 1073. — Boden- 
benutzung in Preußen 79, 1075. — Ernte 
ertvag 1890 in Preußen und Bayern 91, 
904, 906. 1892 in Defterreih MB, 944. — 
Getreidezoll uud Identitätsnachweis (W. 





Tıöliih) 9, 709. — Denlſchrift, betr. das 


Ergebniß der Verhandlungen des preußiſchen 


Staaterathbs über Mahregeln zur Hebung | 


des Getreidepreiſes 95. 446. — Bal. a. 
Zolltarif ꝛc. 
Gewerbeanlagen (Seydel) SL, 624. 
Gewerbegericte, ſ. Schiedsgerichte. 


Gewerbefammern, Organifatton und Ber: 


zeichniß devjelben 78, 925. 83, 201. 714. 
51, 294. ©. a. Handelslammern. 
Gewerbeordnung. Das Nothgewerbegeiek 
vom 8. Juli 1868 nebſt Erläuterungen und 
Ausführungsverordunungen 68, 849. — Die 
Gewerbeordnung vom 21, Juni 1869 (nebft 
Erläuterungen und alpbaberiibem Sad: 


regifter) 69, 441. — Anweiſung zur Aus- 


führung derfelben in der preuß. Monarchie 
69, 689. — Borichriften über die Prüfung 
der Aerzte, Zahnärzte und Apotheker 69, 
919. — Desgl. der Seeſchiffer, Seefteuer- 


leute auf dentichen Nauffabrteifchiffen 69, ' 


939. — Ammweifung der preuß. Minifter für 


Handel x. zur Ausführung des Tit. III | 
der Gewerbeordnung (Gewerbebetrieb im | 


Umberzieben) 68, 987. 
ungen betr. Ärztliche und veterinärsärztliche 
Prüfungen 68, 99. Thätigfeit der 
Reichsgewalt für die Ordnung des Gewerbe: 
betriebes 71, 194. — Das bayerische Ger 
werbegeieh 71, 469. Einführung der 


Bekauntmach | 


deutichen Gewerbeordnung in Bayern 73, | 


759. — Materialien zur Neform der Ge— 
werbeordnung 78, 1471. 74, 425. 1195. 


— Entwurf eines Gejeges, betr. Abände- 


rung einiger Beſtimmungen der Gewerbe 
ordnung 4, 1219. Verhandlungen des 
Reichstags darüber ib. 1233. Kommiſſions— 
bericht darüber ib. 1317. ragen zur 


Enquéte über das Gewerbeweien 75, 940. | 


— Verhandlungen 1874, 75, 1199, — 
Die Geſetzgebung 1871— 76 (Wehrenpfennig) 
77,257; — (&ndemann) 77, 643. — lieber: 
fiht der Geſetze ac. bis 1877 77, 805. — 


Geſetzentwurf der fozialdemokratifchen Frat- 
tion 77, 885. — Referate von Schmoller | 
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und Dannenberg vom Berein fir Sozial« 
politit 78, 129. — Novelle zur Gewerbe- 
orduung vom 17. Juli 1878 78, 953. 79, 
534. — Hamburger Denkichrift 79, 570, 
— Zur Reform der Innungen SL, 171. 
600. Wortlaut der Gew.-Ord. nach dem 
Stande von 1880 81, 724. — Gewerbes 
polizeivecht des Reichs (M. Seydel) 78, 529, 
929, 952, — Neue Bearbeitung (Seydel) 
81, 569; alpbabet. Wegifter SL, 719. — 
Der Betrieb fonzeffionspfliht. Gemerbe 
durch juriſt. Berfonen (Seydel) 82, 620. — 
Normal-Innungsſtatut 82, 644, — Bericht 
der Neihstagsfommilfion über die Novelle 
von 1891, 91, 253. — ©. a. Arbeiterfrage, 
Arbeiterrcht, Kontraktbruch, Fabrilarbeiter, 
Gewerbeftariftil, Scauftellungen, Etraßen- 
muſit, foziale Frage ꝛc. 

Gewerbeſchulen (Hirth) 77, 798. 

Semwerbeftatiftif, Grundzüge zur Organi« 
fation derfelben 70, 58. — Die dentichen 
Gewerbe und ihre jtatiftiiche Darftellung 
72, 363. Syſtematiſche Ueberficht der Ge— 
werbe ib. 391. — Die Bedeutung der Ges 
werbeftatiftit (Engel) 76, 101. Ergebniffe 
der Gewerbezählung in Preußen v. 1. Dez. 
1875 77, 987. — Die Theilung der Arbeit 
im preuß. Staate (Engel) 77, 1120. — 
Benterfungen über die preuß, Gemerbes 
zäblung Samter) 78, 209. (Auffeß) 98, 369. 
— Berbältniß der jelbftändigen Gewerbes 
weibenden zu den Arbeitnehmern im Klein— 
gewerbe in Preußen 86, 950. 

Semwerbeftener 74, 905. 999. 1690. 75, 
129, 76, 400. 695. 77, 241. &. a. Steuern, 

Gewichte, ſ. Maß- und Gewichtsordnung. 

Gewiunbetheiligung der Arbeiter 82, 753. 

Gleichheit, wirthſchaftliche Hirth) 75, 1276. 

Goldwährung, ſ. Münzfrage. 

Gothaer Vertrag vom 15. Juli 1851 
nebſt ſpäteren Verabredungen 68, 473. Au— 
wendung in Bayern 71, 366. 472. Spftem« 
atifche Darftellung (M. Seydel) 90, 178, 

Gotthbardbahn Dentichrift an den Bun« 
desrath und Reichstag 70, 457. Weiche» 
finangrechtliches dariiber 78, 443. 

Grenzbewahbung WM, 225, 252, 360, 

Griebenland, Handelsverträge 93, 186, 
435, 458. 

Großbritannien, Statiftif der Zölle und 
VBerbrauchsiteuern 68, 155— 218. 79, 571. 
Organifation der Handelsftatiftit 70, 407. — 
Stempelftenern SL, 803. — Handelsverträge 
93, 174, 454. 

Großinduftrie, f. Induſtrie. 

Großjäbrigfeit, Neichsgefet 75, 1185. 

Gründungsmwejen, fiehe Aktiengejellfchaften, 
Krifis x. 

Grundbefitz, die drei ragen desjelben und 
feiner Zukunft, von %. v. Stein (befpr. v. 
Stengel) 82, 70. — Bertbeilung in Preußen 
91, 498. — Abgabe von Hofübertragungen 
in einer vechterheinifchen Landſchaft des vor- 
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igen Jahrhunderts 91,499. — Berichuldung 
in Preußen 92, 91. — Die Berfchuldung des 
Grund: und Gebäudrbefiges in den vor: 
wiegend ländlichen Bezirken des Königreichs | 
Sachen 1884—0. 95, 167. 
Grundeigentbum, ſ. Feſtungen. 
Grundrechte, Aufnahme in die 
verfafinug 70, 750. 71, 50. 329. 74, 146. 
Grundfteuer in Preußen 74, 897; 79, 991. 
81, 95. in Bayern 79, 1682, — Grund» 
ſteuerausgleichnug u. Kataſterweſen in Eljaß- 
Lothringen (Ch. Grad) 85, 471. — Zur 
Katafter- und Grundbuchsfrage in Eifaß- 
Lothringen (Th. Mayer) 87, 606. 
Guatemala, Zoll- und Handelsverträge 98, 
439, 460. 
Guinea, ſ. Schutgebiete. 

Güterumlauf (Roeeler) 75, 263. S. a. 
Arbeit, Produktion, Preisbildung, Werth. 
Gymnasien, Reifezeugniſſe 74, 1671. 76, 765. 

— Statiſtik 96, 243. 


D. 


Hafengelder 9, 207. 

Hafenregulative, Normatipbeſtimmuungen 
für die, 72, 1507. 98, 230, 

Haftpflichtgeſetz 74, 150. 81, 413, 

Hagelverjiherung Bayriiher Entwurf | 
83, 587, 

Hagelmwetter uud Hagelihäden in Preußen 
1883/84 85, 543; 1894 9, 328. — Hagel- 
ſchäden ın Bayern 91, 906 


Bundes⸗ 


Hamburg. Handels und Verkehröſtatiſtik 
68, 1075. — Anſchluß an den Zollverein 


68, 1112, — Organifation der Handels— 
ſtatiſtik 70, 407. — Die Hamburger Ein- 
fommenfteuer 74, 101. 75, 335. 79, 600, 50, 
568. 589, SL, 336. 90, 914. 94, 736 — Ge- 
werbeflsiß 78, 110. — Hauptfteneramt SO, 
663. 748.86, 177, — Hamburgs Frei- | 
bafenftellung und Zollanſchluß (H. A. Buechk) 
S1, 314. (Antieh) 93, 183, 187, 198, 414. 
— Aktenſtücke bei. den Zollanfchluß SL, 489, 
516. — HYollorganifotion Auſſeß) 93, 359 





4ul, 416. — Siauſtik (Auffeß) BB, 379. | 
Vgl. a, Nusmwanderung, Preife, Bollaus: 


ſchlüſſe xc. | 
Handel, Induſtrie und Berlehr im Jahre 
1870, 71, 549. 833. im Nabre 1871, 72, | 
971. — Der deutſche Handel u feiner Ent 
widelung und Organiſation (Schönborn) 
S6, 685. — 5. a. Beilin, Zölle, Handels- | 
ſtatiſtik ꝛc. | 
Handelsamt des Weiche 86, 716. | 
Handelsbilanz, dentſche Maſſe) 79, 605. | 
— Tabellen über 1872/73, 5, 685. — | 
Bemerkungen über die 9. Deutſchlands 
(Ad, Sortbeeri 75, 731. 3. Haubdelsitatiftik. 
Handela- und Zollverträge, |. muter 
den betr. Staaten, mit denen Diefe Verträge 
abgeichloffen wurden, Bgl. die Ueberſicht 
68, 230. 70, 732. 72, 921. 9b, 435 MM, | 
747, — S. a. Vertragsrecht, Zollverein ꝛc. 


Gefammtegiiter 


Haudelsgerichte. Beſchluß des Handele- 
tags 1868, 68, 977. — Die Errichtung eines 
oberjten Bundes: Gerichtshofs für Handels 
fachen 69, 1057. — Die Organiſation der 
Handeltgerichte (aus dem 1874er Entwurf) 
i5, 199. — Bol. aud Gerichtshof, Han» 
delsrecht. 

Handelskammern. Organiſation und Ver— 
zeichniß derſelben 78, 78. 925. — Die Be— 
ſtimmungen über die Handels: und Ge— 
werbekammern in den deuiſcheu Bundes— 
ſtaaten 88, Zul, 714. 84, 294. — Erricht- 
ung deutscher 9. im Auslande SU, 391. — 
Frauzöſiſche H. im Anstand 3, 158. — Die 
Handelsfammenim Deuiſch u Reich 5, 245, 
un Prenßen 95, 483. — Zur Gelhuyre u. 
Reform der preuß Handelolammern ‚eig 
%, 1. — ©. a, Handel, Handelstag. 

Handelsmarine des Neiches, Eiubeitlichkeit 
derielben 71, 179. S. a. Konfnlatweſen, 
insbefondere die Dienſtinſtruktion für die 
Kontuln 71, 607. — Beleg, betr. die Na— 
ttonalität der Kauffahrteiſchiffe il, 657. — 
Die Rechtsverhäliniſſe der deutſcheu Haudels- 
marine (J. Wert) 74, 55. — Regiſtrirung 
der Kauffahrieiſchiffe 74, 306. 381, — Die 
deutſche Handelsflorre 1874, 75, 1709. — 
Beitand im Jahre 1875, 6, 216. — Antbeil 
der deutichen an dev allgemeinen Handels 
marine 9, 80. — Aumuſterung vou Boll- 
matroien und Schiffspumgen 5, 544. — 
S. a. Kouſulatweſen, Schiifsunfälle xc. 

Handelspolitik, künftige, mitteleuropäiſche 
80, 644; ſ. ferner Handel, Zölle, Zolliarif, 
Zollverein, Handelsſtatiſtik ꝛc. 

Handelsregiſter m Bayern 760, 894, — 
S. a. Handelsgerichte. 

Handelsrecht Dre Einführung der allgem. 
deutschen Wechſelordnung, der Nürnberger 
Novellen und des allgem. deutſchen Haudele- 
geſetzbuchs als Bundrsgefege 69, 1047. — 
Eiuführung in Züddenfchland 41, 375. 
Entwickelnug des Haudelsichts bis Ende 
1871, 72, 125. — Zukuuft desfelben (Ende—⸗- 
mann) 74, 41735 (Jaſtizauseſchuß) ib, 1370, 
— Ernte, Durch und Ansfuhrv rbote uud 
deren rechtiiche Natur (Arudt, Ba, 181. — 
Eunvnrf eines Geſeßes zur Belampfung des 
unlauteren Weubewerbs 95, 42. — Bgl. 
a. Altiengeſellſchaſten, Handelsgerichte, Schank⸗ 
gewerbe, Verfaſſung ꝛc. 

Handelsftariftil, Zur vLiteratur derſelben 
68, 239. Bon Hamburg 68, 1075. — 
Beiträge zu einer denifchen Haudelsitanftil 
(Hırh) 69, 67. — Von Berlin 69, 423. 0, 
437, — Grundzüge zur Orgamfaron der 
Handelsſtatiſtik des Zollventus 0, 66. — 
Merboden der Zoll und Handelsjtarmtf im 
England, Frautreich, Holland, Hainburg, 
Bremen und im Bollverem (Dirt) 0, 407, 
— Theſen zur Reſorm der Haudelsitanftif 
des Zollvereins 70 433. — Werthbetrag der 
Waareneinfuhr iu Hamburg und Bremen 


über die Jahrgäuge 1868—1896 der „Annalen“. 


1851-69, 70), 621. Deutiche SHandels- 
ftatitnit pro 1872/78, 75, 685. 731. — 


Deutſche Handelsbilanz (Soetbeer) 75, 731. 
— Spezialhaudel Frankreichs mit Deutjch- 
land ib. 943. — Bremens Waareneinfubhr 
1874, 75, 1388. — Die franzöfiihe Kom— 
milfion des valeurs 76, 88, — Werth der 
Waarenansfuhr Deutfchlands an Ganzfabri- 
faten 1868 — 75, 77, 343. — Handelsver- 
fehr zwiſchen Deurjchland und Frankreich im 
Sabre 1875 77, 531. — Eins umd Ausfuhr 
von Halb» u. Ganziabrifaten 1875/76 77, 


1051. — Ueber die ſtatiſtiſche Gebühr bei der 


Waaren-Ein» u. Ausfubr 78,526, 93, 375. 
— Ausmweife für Jannar u. Febrnar 1878 
78, 666. — Angeblide Zunahmen des eng— 
lichen Erports nah Deutfchland 78, 837. 
Deuiſchlands Waaren-Ein- und Ausfuhr 
1854 --77 78, 902. 964. — Ein- und Aus⸗ 
firhr der wichtigeren Artifel 1877 und 1878 
79, 421; Nachtrag 679. — Dentide Han— 
delsbilanz für 1877 79, 657. — Werth der 
Ein- und Ausfuhr 1876/78 79, 904. — 
Handelsverfehr mut Frankreich 79, 383. — 
Deutſche Handelsbilanz für 1879 81, 249, 
Em und Ausfubr in den Jahren 1872 

1870 51, 276. — Ein- und Ausfuhr wich— 
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Handelsperträge, internationale 79, 562. 
50, 812, 250. Die Hanbdelsverträge der 
europätichen Staaten (R. Schreiber) 3O, 746. 
— Die vertragsmäßigen Handelsbeziebungen 
der europäiſchen Staaten (J. Kahn) 94, 455. 
(S. a. die betr. Yänder und Zollverein.) 

Handiungsgebilfen, Lage der 91, i. 

Handwerk, moderne Arten 77, 787, deſſen 
Regelung, Handwerterfammern, Fachge- 
an ıc. 74, 1195, 98, 801. — 
Geſetzentwurf, betr. die Errichtung von 
Handwertsfammern 96,524. — Berbältmiffe 
im bayer. Handwerk 96, 816. 

Hannover Die bauprfädlichiten Staats- 
einfünfte des ehem. Königreichs 9. 69, 619. 
Berhältnig zum Zollverein 98, 166, 171. 
— S. a. Preußen. 

Haushaltungen im Reiche 78, 69. 

Hausbhalts-Etat, ſ. Finanzweſen. 

Hausbaltungsbudgets Dehn) 79, 100, 
80, 581, 8543. 81, 540. 82, 168. Ars 
beiterbudgets, Buchführung ꝛc. 

Hausınduftrie im deutſchen Reiche (Stieda) 
s4, 1. 

Haufirhbandel 81, 665, M, 760. 
Gewerbeordnung. 


S 


a. 


Hawai, Handelsverträge 93, 183, 438, 461, 


tiger Artikel in 1880 81, 284. Reform der 


Handelsjtatiftit vom 1. Jan. 1880 81, 279. 
— Emfuhr und Ausfuhr im Jahre 1881 
s2,565. — Einfuhr und Ausfuhr im Fahre 
1852 83, 107. — Bremens Handels: und 
Scifffahrtsverfehr 1882 83, 390. — Deut: 
ſche Ein- umd Ausfuhr, 1883 (Hauptergeb- 
niſſe) 84, 447, (Sprezialüberficht ) ib. 523, 
Der auswärtige Handel Englands und 
Dentichlands 85, 342. — Ein- und Ans- 
fuhr im Jahre 1584, 85, 772. 775; 
für 1885, S6, 881; flv 1886 87, 681; 
für 1887 SS, 415; für 1888 89, 901; 
für 1890 91, 859. Sprezialhandel des 
öſterreichiſch ungariſchen YZollgebietes 1883 
— 1885 über die Greuzen gegen Deutfchland 
87, 562. — Ein- u. Ausfuhr für die Jahre 


1880—1856 nad Waarengruppen 87, 1007. | 


— Berbrauchsberehnungen des Deutſchen 
Reiches 88, 961. — Der — Handel 
des Deutſchen Zollgebietes 1893 68 


tefinger) 


95, 149. — Die Handels und Gewerbe: . 


fammeın, ſowie die kaufmänniſchen Korpora- 
tionen des Deurfhen Reihs 95, 245. — Die 


Daritellung der Handelsftatifti in Defterreich | 


Ungarn Wıefinger) 96, 26. — Die deutfche 


Handelsftariftit Wieſinger 96, 417. — Bal. | 
a. Preiſe, Statiftif, Werthberechnung, Zölle ıc. | 
Handelsiyftem des Neiches, ſ. Zölle, Zoll» | 
ı Henervertrag 724, 65. 


tarif, Zollverein, Haudelsſtatiſtik ac. 
Handelstag, deutscher. © 
Ichlüffe Desjelben ini Oftober 1368, 68, 971. 
— Statut vom Jahre 1874 78, 89. — 


Statut und Ber | 


Geihäftsorduung 78, 91. — Wirkſamkeit 


bis 1877 78, 93. — (Bal. die Denkſchriften 
des Handelstags bei den betr, Materien,) 


— 78, 607. 

— — ſ. Unterſtützungswohnfitz. 

* ere, deutſche, Kriegsſtärke 1870/71, 72, 928, 

Heeresformation, ſ. Militärverwaltung. 

Heereseſtatiſtit 98, 767. 

Herz, Juterpellation betr. das Unfehlbarkeits- 
dogma ac. 72, 3. g 

Hellen, Vertrag mit dem norbd. Bunde, 
die Beftenerung des Branntweins u. Biere 
betreffend, vom 9. April 1868 68, 725. — 
Organifation und Perſonalien der oberen 
Behörden 70, 283. — Beitritt zum deutſchen 
Bund 70, 768, zur Buundesverfaſſung 
70, 771. 71, 37. Aufrecht erhaltene 
Beſtimmungen des Vertrags vom 15. Nov. 
1870 71, 359. Einführung norddeutſcher 
Bundesgeiege ib. 389. — Militärkouvention 
mit Preußen 72, 57. — Steuerreform 77, 
538. — Erbſchafisſteuer 86, 745. Groß 
berzogl. Heſſiſches Geſetz vom 15. Mat 1585 
über die Wahlen zur Vertretung und Ver— 
waltung der Gemeinden, Kreife und ‘Bro: 
vinezu (Zeller) 87,89. — Waſſergeſetz vom 
30. Juli 1887 (Beller) 88, 635. — Ber: 
baltıng zum Zollverein und Reich 98, 164, 
194, 416, Bol. a. Enteignungsredht, Bolts- 
zablung, Yollverem x. 

Helfiihes Kurhaus, ſ. Fideilommiß. 


Hirtenbrief, Fuldaer, vom 11. April 1872. 
72, 988. 

Holtendorff- Stiftung 98, 558. 

Holzinduftrie 72, 39. Holz-Ein- und 
Ausfuhr 76, 228, 

Hopfen (Produktion u. Verbrauch) 75, 1732, 
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Hillfstafien (Arbeiter-) 783, 1529. 74, 322, | 


Sefegentwurf des Neichsfanzleramıs 75, 873. 
— Statiftit (Preußen) 75, 1722. 77, 544, 
643. — Der lorporative Hilfsleffenzwang 
S2, 602, — Wrbeiterbülfstajien in Eifaß- 
Yothringen 82, 723. 

Hüttenmwerfe, ſ. Eiſen. 

Hygieine, ſ. Cholera. 

Hypothetenbanken, ſ. Bodenkredit. 

J. 

Japan, Haudelsverträge 93, 164, 461. 

$mpfgejek 75, 1173. 1, 435. 

Indigenat, 5. Freizligigleit, Rectshilfe, 
Reichs- und Staatsangebörigleit ꝛc. 

Juduſtrie. Die Lebensbedingungen der deut- 
ſchen Induſtrie fonft und jett (Hirth) 77, 
777. — Die deutſche Induſtrie und die 
Neicheregierung 77, 1032. — Umfang der 
Großinduſtrie im deutſchen Reiche 82, 605. 

- 3, a. Arbeiterirage, Baumwollinduſtrie, 
Elſaß Lothriugen, Yabriten, Gewerbe, Handel, 
Handelsftanftif, Hausinduftrie, Yöhne ꝛc. 

Infanterie, ſ. Militärverwaltung. 

Inhaberpapiere 72, 138. 78, 342. 

Junungen, gewerbliche, ſ. Gewerbeordnung. 

Intereſſenvertretung, wurhſchaftliche 83, 
553. 

Interpretation, ſ. Motive, 

Juvalidenfonds des Weiche 74, 257. 75, 
88. 77, 316. 383. 391. 979. — S. a 
Benfionen. 

Fuvalidenftiftung, Deutiche, 71, 1035. 
S. a. Benfionen. 

Jrrenanftalten in Preußen 78, 443. — 
Preuß. Minift.-Aumweifung v. 20. September 
1895 über Aufnahıne und Entlafjung, Ein- 
rihtung, Leitung u. Beanffihtigung 96, 160. 

SFtalien, Stempelftenern 81, 808. — Fänge 
der Örenzen Jialiens 88, 464. — Handels-, 
Zoll- u. Schiffahrtsvertrag M2,852. — Han 
delsverträge 93, 174, 182, 156,185, 455, 444. 

Jefuiten, Betitionen im Neichstage 72, 1121. 
74, 230. Das Sneift’iche Neferat 72, 1121. 
Das Verbot des Ordens ib, 1171. 
Ausführung ib. 1233. 71, 280. 

Jungholz, öfterr. Gemeinde M, 194, 417. 

Jura singulorum, j. Reſervatrechte. 

Juſtizkommiſſſion des Neichstags 75, 1202. 

Juftizgeieggebung. Die 5. des nord» 
deutschen Bundes (Endemann) 69, 1. — 


Ueberficht Der Thätigkeit der Juſtizgeſetz. 


gebung im mordd. Bunde im Jahre 1869, 
Endemann) 70, 5. — Die Gerichtsorgani» 
jation des Neichs 71, 85. — Ueberjicht der 
Reichs-Juſtizgeſetzgebung 71, 212, — Be— 
richte über die Eutwickelung der Juſtizgeſetz— 
gebung und Rechtspflege (Endemann) bis Ende 
1871, 72, 113; für 1872 73, 331; für 1873 


74, 379; fiir 1874, 75, 1171; für 1875/76 | 


77, 631; für 15977 und 1878 79, 5601; 
für 1879 u. 1880 81, 394. — Die großen 


Gefetentwiürfe von Jahre 1874 (Emdemann) | 


Zur | 


Kautionen 73, +0, 


Alpbabetifches Gefammt-Regifter 


75, 1201. — Die Rechtseinheit (Webren- 
pfennig) 77, 274. — Anſprache des national« 
liberalen BZentralfomites 77, 44. — 
Nüchterne Berradhtungen über die 18 
Punkte des Kompromifies (J. Bolt) 77, 
450. — Beriht von W. Endemann 77, 
647. — Die Aufgaben des Neichsjuftiz- 
amts 77, 680, — S. a. Finanzrecht, Rechts⸗ 
hülfe, Strafrecht, Zivilprozeß, Zivilrecht sc. 


8. 


Kabinetsordres, juitifizirende M. Joel) 
SS, 805, 940. — Der gnadenweiſe Erlaß 
von Steuern und Stempeln (M. Feel) 
91, 417. — Das Guadeutecht in yinanz- 
fachen (M. Joel) M, 283, — Krourechte 
und Steuererlaßrecht in Preußen (Curtius) 
93, 670. 

Kadettenauſtalten 74, 218. 264. 

Kaffee. Ueberſicht der Preiſe, des Verbrauchs 
und des Zolles von Kaffee 1847 bis 69, 
70, 351; für 1847/77 79, 804. Termin» 
baudel in Hamburg ( Deuffchrift der Handels- 
fammer.) 59, 942. Bgl. a. Zölle, Jolltarif sc. 

Kaiſer, deutſcher, 70, 764. Anſprache an 
das deutſche Boll 70, 770. Berfaffungs- 
mäßige Rechte und Pflichten 71, 87. 104, 
235. 72, 434. 76, 666. 78, 374. Zeine 
Stellung in Eljaß-Yorhringen 71, 847, 920, 
— Bgl.a. Bundesſtaat, Reichdlanzler, Reichs⸗ 
tag, Berfaſſung, Verordnuugsrecht ꝛc. 

Kamerun, ſ. Schutzgebiete. 

Kaualſchifffahrt, deutſche, 75, 332. SO. 646. 
86, 44. 

Kanzelparagrapb, ſ. Strafgeſetzbuch. 

Kapital (Begriff) bei Roesler 75, 33. 396. 
>. a. Wertb, Einkommen. 

Kapitalrentenitener (Bavern) 74, 1703, 

Kallenicheine, 1. Papiergeld, Wechſel. 

Kaſſenweſen. Reichskaſſe und Landeslaſſen 
72, 1481, 98, 185, 188, 410. — S. a. 
Abrechnungsweſen, Finaunzweſen. 

Kathederſocialiemus 73, 851. 

Katholiſche Kirche, ſ. Unfehlbarkeit, Je— 
ſuiten, Orden u. ſ. w. 

Kauffähigkeit, ſ. Einlommen. 

Kauffahrteiſchiffe, ſ. Handelsmarine, Kon» 
ſulatweſen. 

Kaufmannsftand, die Sozialreform und 
der, (G. Adler) 91, 1. — Geſetzentwurf, 
betr. die Pflichten der Kaufleute bei Auf: 
bewahrung fremder Werthpapiere 96, 129, 

Geſetz vom 2. Juni 
1869 76, 341. Zonftige bez. Beftimm- 
ungen ib, 344. 347. 350. 352. 357. 368. 
375. 3897. 

Kinderarbeit in Fabrilen 78, 1471. 74, 

S. a. Gewerbeordnung, Arbeiter ꝛc. 1545, 
80, 969. Franzöfiiches Geſetz 76, 231. 

Kirche, Verhältniß des Staats zur, ſ. Un« 
fehlbarkeit, Jeſuiten, Strafgeſetz, Schulauf- 
fiht, Namszanomwsfi ꝛc. 


über die Jahrgänge 18685—1896 der „Annalen“. 


Kirhlich-politiiche Gefeßgebung, Preuß. 
Margeiete 74, 117, 187, 228, 1151, 1578, 
1576. 75, 1174. 77, 297. — Defterreichtiche 
Kirchengeſetze 74, 15854. — Zorn's „lirchen— 
ftaatsrechtliche Geſetze“ 77, 349, — 2. auch 
Schulaufſicht, Zivilehe :c. 

Kirbentolleftenweien in Preußen 76, 77. 

Kirhbenftaat. Handeld- und Scifffahrtsver- 
trag mit dem 8. 68, 675. 

Kirhenverfafiung, evangeliiche (Wehren- 
pjenmig) 77, 304. 

Klage, öffentliche, 
(Lenthold) S4, 378. 

Klafſenſteuer, ſ. Einfommenfteuer. 

Klauenſeuche, j. Beterinärpolizei. 

Knappichaftsnereine in Preußen 76, 989. 
S2, 610. 


im Bermwaltungsrechte 


Koalitionsfreiheit 68,861, 872. 69,475, | 


807. — S. a. Arbeiterfrage, Kontraktbruch ıc. 
Koblenz, Kommmmalfteuern, 6, 91. 


Koburg⸗Gotha. Kefforiverbältnifie der Be— | 


börben 70, 678. 
Koblen, Juduftrie, deren Lage PL, 945, 
Vorräthe in Europa u, Nordamterila 93, 480, 
Kolonialftaatsrecht ſ. Schutzgebiete. 
Kommunalſteuneru. Im Reg.Bez. Koblenz 
76, 91. Theſen und Reſolutionen vom 
Verein für Sozialpolitik 78, 248. — Sta- 


265. Die finanzielle Bedränguiß der 
preuß. Kommunalverbände 82, 608. — Die 
Finanzlage der preuß. Gemeinden 84, 320. 
564. 644, 

Kommuntsmus 75, 23, 1280, 

Kompetenz des Keiches und die Erweiterung 
derjeiben 71, 62. 74, 193. 240, 310. 412, 
— 2. a. Verfaſſung, Juſtizgeſetzgebung, 
Reſervatrechte, Schulweſen, Finanzweſen zc. 

Konfeſſionen, ſtaatebürgerliche Gleichberech— 
tigung 71, 169. Einfluß der Koufeſſion bei 
den Wahlen 72, 338. 859. 1018. Kouf. in 
Preußen 75,634. 

Kougoftaat, Meiftbegünftigungspertrag 93, 
462, 

Kongregation, f. Orden, 


Kontursordnung 68, 978. 72, 149. 75. 
1220. Sı, 405. 
Konjulatweien, Verzeichniß der nordd. 


Koniuln im Jahre 1870 70, 170. — Ein— 
beitliches Heihe-Roninlatweien 71, 183. — 
Abanderung des Geſetzes vom 8. Nov. 1867 
‘1, 376. — 
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281. — Die Koufularverträge des deutichen 
Neihs von J. Reitz, 72, 1281. Organi- 
fation der Bundesfoniniate 74, 70. — Kon» 
iulargerichtsbarteu in Egypten 75, 1176. 
7i, 636. — Ueberſicht ſjämmtl. Geſetze zc, 
77, 809. — Koufulatserat S0. 26. -—— Kon 
jularverträge 80, 827. 86, 271. — Das 
Geſetz vom 10. Julı 1879 über Konfular- 
gerichtöbarleit SL, 400. — Das deutjche 
Konſularrecht (Ph. Zorn) 82, 409—483. — 
S. a. Geſandiſchaften, Handelsmarine ꝛc. 
Konſumtionſ(Roesler) 75,283.,Hirth)ib. 1269. 
Konſumvereine in Elſaß-Loihringen 82, 
745. — ©. a, Geuoſſeuſchaftsweſen, Wirth: 
ſchafisgenoſſenſchaften zc. 


 Kontingentsberrlichteit 80, 343. 
‚ Kontraftbrucd der Arbeiter 73, 1494. 1514. 





Allgemeine Dienſtinſtruktion 


für die Kouſuln des deutſchen Reichs (vom 


6. Juni 1871) euthaltend alle bez. geieg- 
lihen und Verwaltungsvorichriften 71, 545. 
— (tat für das Konſulatweſen 69, 171. 
71, 719. — Berzeichniß Dev Koninlate 
(Januar 1872) 72, 457. Alpbaberiiches 


Ortsregiiter dazu 72, 481. — Juſtruktion 


vom 1. Mai 1872, betr. den Schutz im 
türfiichen Weiche, China und Japan 72, 
1263. — Geſetz, betr. die Gebühren und 
Koſten bei den Koninlaten 72, 1268. 74, 


Annalen des Deutſchen Reichs 1896, 


1528. 1541. 1547; 74, 323 (Heichstags- 
verh.), 410 Endemann), 427 (Gutachten der 
Leipziger Haudelstammers, 1219, 1238, 
1340 (Öejegentwurf, Neichstageverb. und 
Kommifftionsbericht). — © a. Arbeitsvertrag. 
Kontrolle ders Bundesfinauzmeiens 69, 283. 
71, 146. 689. 73, 552. 74, 9. — S. a. 
Zollbehörden, Rechuuugshof zc. 
Konzeflionspflichtige Gewerbe, Betrieb 
derielben, 82,620, ©. a. Gewerbeordnung x. 


1- | Korea, Handelsverträge 94, 186, 438, 462, 
tiitif dev Semeimdeabgaben in Preußen 78, | 


Kraukenpflege, |. Unterſtützungswohnſitz. 

Krankenverſicherung der Arbeiter. Ge— 
ſetz Entwurf vom April 1882 83, 223. 
Reichegefeg vom 15. Juni 1883, 84, 728. — 
Siatutenentwürfe für Orts- und Betriebs— 
frantenfaffen 84, 750. Statiſtik über den 
gegenwärtigen Bejtand 35, 418. — Die 
Stranten« und Unfallverfiherung der Arbeiter 
nach der Reichsgeſetzgebung (Proebſt) 88, 
317. — Die Arbeiter + Kranfenverjiherung 
nah deutſchem Reichsrecht (ſyſt. Darſtellung 
von R. werd) 90, 101. Die Ber- 
fiherungspflit der Hausfinder (9. Rofin) 
9, 910, 

Kredit (Bollsw, Weſen und Bedeutung 
Moesier) 75, 8371. Kreditanftalten und 
Vereine ib. 879. Kredit für Zölle und 
Steuern 80, 649. 775. 86, 48. 203. 209, 
S. a. Zahlungsverfahren. 

Kredite, ſ. Zoll und Steuerfredite. 

Kreditlager mw, 233, 236. 

Kreisordnung, preußiſche. Geſetz v. 13. Dez. 
1871 nebſt Juſtruktionen und erläuternder 
Ueberſicht 73, 1271-1456. ©. a. Pro 
pinzialerdnung. 

Kremenk, Biſchof von Ermland, 72, 1246, 

Kriegsentſchädigung, Die franzöftiche, 
ihre Berwendung und Bertheilung 72, 1417. 
73, 417. 889. ö4. 171. 217. 256. Dent« 
ihrift vom Febrnar 1874 74, 749, — 
Einfluß der 5 Milliarden anf die deutiche 
Vollswirthſchaft (Naffe) dd. 606. (Hirth) 924. 
77, 192. — Die Williarden und ihre Ber- 
wendung (Wehrenpfennig) 77, 260. 265, 
— Amtliche Ueberſicht des Standes pro 
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1877/78 77, 
Diärz 1879 


761; amtliche Ueberficht vom 
79, 1034. Nachweiſung der 


Ausgaben bis 1878 79, 1042. © a. 
Kriegsloſten. 
Kriegskoſten. Denkſchrift über die Aus- 


führung der den Geldbedarf für die Krieg— 
führung (pro 1870/71) betr. Geſetze 72, 
1371. Tabellariſche Ueberficht der Kriegs— 
foften ib. 1399. — 5. auch Franfreich, 
Schuldenweien, Kriegsentſchädigung. 

Kriegsleiftungen 74, 406, 1050. 75, 1 
77, 645. ©. a. Kriegsentſchädigung. 

Kriegsminifterium, ſ. Kriegsweſen. 

Kriegsſchatz des Reiches 73, 415. 
74, 169. 77, 986. 

Kriegsweſen des Neiches, verfaffungsmäßige 
Ordnung desjelben 71, 99,351. Ergänzende 
Beftimmungen der Verträge mit den Süd— 
ftaaten 71, 369. 72, 57, 1557. — Die | 

Vräſenzſtärke und die Milttärausgaben 72, 
426. — Die dentichen Militärgeſetze (Meber- 
fiht) 72, 498. — Das Pauſchquautum für 
1872—74, 73, 2. — Die Nachläſſe an den 
Mitttäransgaben 78, 17. — Etatsftärte und | 
Formation des Reichsheeres für das Jahr | 
1873, 3, 21. — Die proviſoriſche Neu— 
formation der Artillerie 73, 32. — De 
Hauptetat für 1873 73, 36. — Das Ertra- 
ordinarium von 1851 — 1878 78, 49. — 
Milttäransgaben neben dem Banichalstat 


459. | 


73, 69. — Geldverpflegung im Frieden 
73, 73. —  Bejoldungsverbefjerungen für | 


Offiziere 73, 76; fr Beamte 73, 80, — 
Geldverpfleguug je eines Infanterie-, Ka— 
vallerie- und Artillerie-Negiments 73, 84. 
— Naturalverpflegung im Frieden 4, 87. 
— Eigene Einnahmen der Militärverwalt- 
ung 73, 90. — Friedensdislokation des 
deutichen Heeres mit Angabe der Bataillons- 
Standquartiere zc. 73, 91. 95. — Reeichs— 
eigentbum in der Milttärverwaltung 73, 
429, Entwurf eines Neihsmilitär- 
geießes vom Mat 1873 73, 1549. — Ver— 
baudlungen des Neichstags über den Militär- 
etat in den Jahren 1871 — 1873 74, 173. 
264. — Die Organijarion des preußtichen 
Kriegeminijteriums 74, 487. — Bevölfer- 
ung der Armeeforpsbezirte 74, 500. — Die 
preußischen Offiziers-Ehrengerichte ib. 1808, 
— Entwurf eines Reichs-Militärgeſetzes 73, 
1449. — Das Kriegsmweien des dentichen 
Reichs M. Seydel Inhalt 55.1393. — Er- 
gebuiffe des Militär-Erſatzgeſchäfts 1871/74, 
75, 1513. Nautionswejen 46, 347. — 
Ueberfiht der auf Widerruf auzuftellenden 
Beamten ib. 353. — Eutwicklung der Ge— 
feggebung 1871— 76 (Wehrenpfenmg) 77, 
268. — lleberficht ſämmtl. Gefege u. Ber- 
ordnungen 77, 833. Etat fiir die Verwalt 
ung des Meichsbeers 1879/80 80, 47. 104, 
161. — Schulbildung der Nefruten SO, 238. | 
— Das Kriegsweſen in Yaband's Reichs— 
flaatsrecht (Meyer) 80, 337. — Die Marich- | 
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routen für Kriegsverbättniffe 82, 668. — 
Das Militärfeptennat 87, 123. — Die Aut: 
dehnung der Wehrpflicht 88, 236. — lieber 
die Verpflichtung der aftiven Offiziere, zur 
Unterhaltung der gemeinen (Soztetäte«) 
Schuien ihres Wohnfiges Hausväterbeiträge 
zu leiſten. (Eurtius.) 91, 847. — Die 
Militärverhälttniſſfe der Ztudirenden im 
Preußen 95, 490. — Die preuß. Kabinete: 
ordre vom 7. Juni 1853 über eidliche Ber 
ſprechen evaugel. Offiziere hinſichtlich der 
religiöſen Erziehung ihrer Kinder 96, 42. 
Kriſis, volfswirtbichaftlihe, in Deutſchland. 
Ein franz. Urtheil 76, 95. — Amerikaniſche 
Gejichäftstriien 76, 235. — Unſere volls— 
wirthſchaftliche Kriſis (Hirtb) 77, 187. 
(Wehrenpfennig) 77, 319. Franzöſiſche 
Stimmen Über die Krifis in Deutſchland 77, 
346. S. a. Induſtrie, Kriegsentſchädigung :c. 
Kulturkampf (Wehrenpfennig) 77, 297. 
Kulturpolizei und Rechtsgleichheit (Hirth) 
13, 795. 823. — ©. auch Volksbildung. 
Kulturzuftände (Frantenbeim) 76, 247. 
Kunftbandmwerf, ſ. Handwerk. 


2, 

Laband's „Neichsftaatsrecht“ (beſprochen von 
Meyer) 76, 656. 78, 369. 80, 337. 82, 771. 

Yadungsverzeihniiie 70,419. — Bal.a. 
Zollgeſetz, Eiſenbahnen zc. 

Lager Gollamtliche) 98, 233, 

Land, Stadt und, 74, 17. 76. 239. 78, 73. 

Landesverordnungen zu Reichsgeſetzen 
Seydel) 74, 1143. 76, 11. 

Landeskafſſen, ſ. Kaſſenweſen. 

Landesverweiſung, ſ. Freizügigkeit, Gothaer 
Vertrag. 

Landſtreicherei in Baden 87, 305. 

Yandfturmgeich 75, 655. 

Yandtageder Bundesftaaten, Berathungen über 
die Bundesverfaſſung 71,29.41. Gleichzeitiges 
Tagen mit dem Neichstage 74, 202. 261. 

Landwehr, ſ. Wehrpflicht. 

Landwirthſchaft, Broduftion der Welt 98, 
943. — Die Landwirihſchaftslammern im 
Preußen 95, 75. — Unterſuchung der wirth— 
ſchafilichen Verhältniſſe in 24 Gemeinden von 
Bayern Mi, 547. — Staud der Landwirih- 
haft in Württemberg 95, 551 — Land— 
wirthſchafiliche Berihuldung in Baden 96, 
555. — Reinerträge ın der Landwirihſchaft 
96, 569. — Bal. a. Arbeitgeber, Yand, Ger 
treide, Zölle, Unfallverfiherung ꝛc. 

Lauenburg. Stellung 71, 52. 709. 80, 
622. 792. Sb, 15. Behörden 70, 206. 

tebensmittel, ſ. Nahrungsmittel. 

Lebensverſicherung, ſ. Berfiherungsmweien. 

Legitimationsprüfung, parlamentariſche 
oder richterlich⸗ (MR. Seydel 89, 273. 

Lehrauſtalten, . Schulen, Einjährigfreimillige, 

Lehrlingsfrage 77, 790. 78, 25. SL, 715. 
— 2. a. Gewerbeordnung, Arbeiterfrage, 
Entlaſſungszeugniſſe. 


über die Fahrgäuge 1868—1896 der „Annalen“. 


tiberalismus, 
gebung 717, 259. 

Liberia, Zoll» u. Haudelsvertrag 93, 439, 462. 

Lippe-Detmofd. Keilortverbältniife der Be- 

örden 50, 693. Berfaffungszuftände 74,320. 

Löhne. Die Beichlaguahme der Löhne (Er— 
läuterungen zum Gejeg vom 21. Juni 1869) 
69, 1069. — Taglohnuſätze für ländliche 
Arbeiter m Dentichland 75, 629. — Löhne 
in Württemberg ib. 633. — Yöhne in El 
fa Lothringen (Grad) 77, 772. — 8. für 
weibl. Handarbeiter im landwirthichaftlichen 
Gewerbe des deutſchen Reichs (v. d. Goltz) 
77, 863. — Die Geſindelöhne im laud- 
wirtbichaftl. Gewerbe des beutichen Heichs 
(v. d. Goltz) ib. 897. — Arbeitelöhne in 
deu Fabriken (Ch. Grad) 77, 772. 82, 61. 
— ©. a. Arbeit, Arbeitgeber u. |. w. 

Lothringen, ſ. Elſaß. 

Lotterieſtempel, ſ. Stempelſteuer. 

?umpenzoll 80, 623. 

Lübeck. Auſchluß an den Zollverein 68, 1117. 
— Reſſortverhältuiſſe der Bebörden 70, 696, 
— Verhältniß z. Zollverein d3, 194,309 414, 

Luremburg. Eijenbahnen 74, 226, 291. — 
Auslieferungsvertrag 77,636. --U-bereinkunft 
betr. Armenrecht SL, 402. — Berbältiuß zum 
Zollverein 98, 166, 16%, 193, 415, 423, 

Luxus, Beguff (Roesler) 75, 280. 

Lurusiteuer (Bilinski) 76, 719. 


M. 

Maßweſen (wirthſchaftl. Bedeutung) 75,286. 
Mag und Gewihtsorbuung dv. 17, Aug. 
13658 68, 1007. — Heduftionstabellen zur 
Einführung derfelben von Herger und Dusfe, 
Auhang zu Jahrgang 1870 der „Annalen“. 
— Die neuen Maße und Gewichte 72, 185. 
Konferenz von Archungsbeamten 74, 1818, 
— lleberficht aller Sefege und Berordinungen 
75, 817. — Die Thätigkeit der deutfchen 
Ahämter 1870/75 77, 1111, 


Einfluß auf die Gefeg- | 


Dragl. im | 


Jahr 1853, 85, 504. — Thätigfeit der | 


Aichämter in Bayern 87, 232 — Abänder- 
ungen dev Daß- und Gewichtsordnung (auch 
neue Ahordnung von 1584) 85, 545 bis 
619, 824. 
Maiſchraumſteuer DB, 307. 
Malthufiſches Geſetz (Hirth) 75, 1281. 
Malzaufſchlag M, 416. Walziurrogate 
3, 298, 403. 
arine. Eutwickelungsplan vom jahre 1867 
MEH, 194. — Hausbaltsetat der Marinever- 
waltung 69, 194. 71, 693. 721. — Bericht 
des Burndesfanzlers über den Stand der 
Kriegamarine im Begiun des Jahres 1870 


70, 127. — Reſſorwerhältniſſe und PBerfo- 
nalen der Zentral-Marineverwaltung 70, 
183. — Beriaſſuugsmäßige Beſtimmungen 
72, 125. — Die deutiche Marine-Afademie 
72, 925. — Neuer Flottengründungesplan 
74, 272. — Einjährig-Freiwillige der 
Matrofendivifion 76, 85. — Kautionsweſen 
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76, 349. — Ueberfiht der auf Widerruf 
anzuftellenden Beamten 76, 354. — lleber- 
fiht der Geſetzgebung 77, 833, — Das 
Vieihsmarineamt 95, 243. Bgl. a. Haudele- 
marine, Finanzrecht, Verfaſſung ꝛc 
Markenſchutz. Beſchluß des Handelstags 
1868 68, 979. — Das Reichsgeſetz (Eude- 
mann) 75, 1192. — Die bei Anmeldung 
vou Zeichen zu beobachtenden Förmlichkeiten 
7:1, 527. — Das Geſetz über die Waaren— 


bezeichnungen (K. Fuld) 95, 413. S. a. 
Mufterihug, Dänemark x. 
Marktverkehr 78, 603. 82, 677. 86, 78. 


Marokko, Handrisvertrag M, 189, 439, 462, 
Marihrouten ſ. Kriegsverhältniſſe 82, 668, 
Maſchineninduſtrie 72, 393. 
Matrikularbeiträge. Etat 69, 253. — 
Berichte des Ausſchuſſes des Bundesraths für 
Rechnungsweſen von 1868 über die Zu— 
läſſigleit der Erhöhung derſelben 69, 274. 
— Statiſtik 72, 690; Berechnung für 
1871 72, 698. — Berechnung für 1873 
72, 1621. — Die Matrikularbeiträge vom 
finanzrechtlichen Standpunft (Yaband) 73, 
519. Statiftit für 1865—1875 74, 
1010. — Erfegung Durch Reichseiukommen— 
ftener (Hirth) 75, 115. — Berehuung für 
1875 73, 409; für 1878/79 78, 696; für 
1879/80 79, 891; für 1880/81 80, 497; 
fir 1583/84 83, 563; für 1857/88 87, b24; 
fiir 1588/89 88, 306; fiir 1889/90 89, 292, 

Maturitätszeugniffe der Gymnafien 74, 
1671. 

Medienburg. Zoll-Uebereinkommen mit 
Frankreich 68, 233. Auſchluß an den Zoll: 
verein 68, 1117. Berhältniß zum Zollverein 
und Reich 93, 194, 416. — Organifarion und 
Perſonal der oberen Behörden 70, 291. — 
Miluärkonvention mit Preußen 72, 1569. 
— 5. a. Auswanderung, Volksvertretungeuec. 


Medizinalperfounen im preuß. Staate 
76, 637. ©. a. erste, 
Medizinalpolizer, UWeberjiht 77, 804, 


Kurpfufcherei SL, 435. Heilgewerbe 82, 681, 
Meßkonten 93 244. 
Merallindujtrie 72,392. — S. a. Eifen sc. 
Merılo, Haudelöverträge 98, 174, 186, 488, 
4653. Staaten 9), 239. 


Militäranmwärter 76, 76. 82,556. 5. a. 


Beamte. ; 
Militärbudget (Seydel) 75, 1502, — 
©. a. Kriegsweſen. 
Militärfounvpentionen Preußens mit 
deutichen Bundesjtaaten) 71, 99. 72, 1667. 
— ‚wilden Breußen und Braunfchweig 
56, 946. — 59, ferner unter den betveff. 
Bundesſtaaten. 
Militärgeſetzgebung, ſ. Kriegsweſen, Pen— 
ſionen, Juvaliden, Verfaſſung (XL. Abſchnitt). 
Militärpenfionsrecht (Seydel) 75, 58, 
1507. 
Militärpflichtige, Körperbeſchaffenheit 81, 
483, 
63* 
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Militärfeptenuat f. Kriegsmefen. 
Militärjonderrecdte (Seydel) 75, 1483, 
Militärftrafgefetbud 78, 337, 74, 220. 
Militärvermögen 75, 1493, 
Militärverwaltung, f. Kriegsweſen zc. 
Milzbrand, f. VBetermärpolizei. 
Minifteranklage nah geltendem deutfchen 
Recht und ihre Umväthlichkeit in Reichsſachen 
(F. Thudihum) 85, 637. 
Minifterien der Bundesftaaten, |. Behörden, 
jowie unter Preußen, Sachſen u. f. mw. 
Minifterverantwortlidhfeit 71, 280. 
74, 252. — ©. a. Minifterienflage, Reiche- 
fanzler. 
Mirtelberg, öfterr. Gemeinde, Zolanfchluß 
93, 187, 194, 196, 204. 
Motive zu Gefegentwürfen, Bedeutung der- 
jelben (Endemann) 75, 1205. 
Münzhoheit des Staats 73, 363. 
Miünzvertrag vom 24. Yan, 1857 68, 129. 
Münzweſen. Beſchlüſſe des deutſchen Han- 
delstags vom Oktober 1868 68, 974. — 
Währung und Münze, von John Prince» 
Smith 69, 143. — Dentfchrift, betr. deutfche 
Münzeinigung vom Ausſchuſſe des deurfchen 
Handelstags (Berichterftatter Dr. Soetbeer), 
69, 729. — Erwägungen und Fragen zur 
Münzenguäte (Promemoria des nordd. Bus 
desraths) 7O, 451. — Die wirthichaftlichen 
Gefege des Uebergangs zur Goldwährung 
(Aungspurg) 71, 757. — Zur Münzreform, 
Gutachten der Haudelsfanmer zu Köln 71, 
825. — Gefets, betr. die Ausprägung von 
Reihsgoldmünzen, vom 4. Dez. 1871 (voll- 
ftändige Wiedergabe der Reichstagsverhand— 
lungen) 71, 647—857. — Verlängerung 
der Banfnoteniperre (Rede Bambergers) 71, 
1333. — Gutachten der Kölner Haudels- 
fammer (Juni 1872) ib. 1351. — Ber 
bandlungen des Reichstags über die Münz- 
frage 1871—73 74, 180. 297. 354. — 
Münzgefeg vom 9. Juli 1873 (erläutert von 
einem Mitglied des Neichstage) 74, 545. — 
Dentichriften über Ausführung der Miünz- 
gejete 71, 858; 74, 618; 76, 180, 77, 353; 
79, 905, 923; 80, 508; 82, 134. — Gejeg 
betr. Abänderung des Art. 15 des Münz— 
gejeges 76, 203. — Wertbrelation der Edel» 
metalle (wirthſchaftegeſchichtliche Skizze von 
Spetbeer) 75, 297. — Münzreform und 
Wechſelkurſe E. Naffe) 75, 595. — Um- 
rehnung der Aftien in Reichsmarkwähr- 
ung 75, 197. 76, 202. — Silberabfluß 
nah Oſtaſien. ib. 1708. — Sinlen des 
Silberpreifes 76. 527. — Einheit im Münz— 
wejen (Wehrenpfennig) 77, 277. — Ueberſicht 
aller Geſetze 77,817. — Das deutihe Münz— 
inftem in Gefahr? (Soetbeer) 80, 76. — 
Deuiſche Denkichrift zur Pariſer Münzkon— 
ferenz 8S1, 474. — Zur Währungsfrage 
(v. Dechend?) SL, 401. — Anfechtung der 
deutfchen Goldwährung 85, 625, — Aus— 
fichten der bimeralliftiichen Beftrebungen für 





Alpbabetifches Geſammt⸗Regiſter 


das Verkehrsleben (Jacoby) 88, 97. — 
Gold- und Silbergemwinnung 1891 und 1892 
9, 410. ©. a. Bankweſen, Geld, Papier— 
geld x. 

Mufiziren im Umberziehen 76, 80. 

Muſterſchutzgeſetz, das deutiche, (J. Land- 
graf) 76, 743. — Beridt von W. Eude— 
mann 77, 640, 


N. 

Nachläfie an den Miltärausgaben 69, 191. 
71, 706, 78, 17. 

Nahrungsmittel, Berfälihung 78, 106, 
(Bresgen) Denkichrift des d. Landwirthſchafts- 
raths 77, 1079. Geſetz von 1879 SI, 433. 
Geſetz nebſt Erläuterungen zc. 82, 781. 

Namszanomwali, Armeepropft 72, 1113, 

Natiomalitätsprimnzip, das, din der 
Staatenbildung (Gneift) 72, 929. 

Nationalverfammlung,zrankfurter, 71,7. 

Naturalifation, f. Reichdangebörigteit. 

Naturalleiftungen im Frieden (Sevdel) 
75, 1081. 1200, 

Niederlage-NRegulativ 69, 995. 9, 233. 
Bal. a. Zollgeieg, Zölle. 

Niederlande, Zoll- und Handelsvertrag W, 
438, 452, Stempeljtenern 81, 804. 

Norddeuticher Bund, ſ. Reichstag, Ver— 
faffung x. 

Nord-Oftiee-Kanal 74, 273. 

Normal-Aihungsfommiliion SO, 11, 


Norwegen, Zollverhältniffe 93, 439, 466, 


Notariatsorduung 72, 157, 
Nothbedarf, Begriff (Hirth) 75, 1293. 


O. 
Oberhandelsgericht, ſ. Gerichtshof. 
Oberkirchenräth, evangeliſcher, in Preußen 
70, 213. 

Oberrechnungskammer, preußiſche 70, 
218. — S. auch Finanzrecht. 

Oeffentliches Interefie, das (Neumann) 
86, 357 

Deffentlihes Recht, das Recht der Rück⸗ 
forderung im Gebiete des deutichen öffent- 
lichen Rechts Gläſſing 96, 46, 81, 279. — 
©. i. Uebrigen Staat, Berwaltungsredt u. |. w. 

Defterreih-Ungarn. Frühere Verträge 
68, 235, Handels» und Hollvertrag vom 
9. März 1868, 68, 545. 71, 546. 73, 322, 
— Nblommen wegen Uebernabme Aus- 
zumeifender 76, 85. — Die öfterreichiiche 
Bank Lucam) 76, 862. — Denlichrift über 
Abſchluß eines neuen Handelsvertrags 78,422, 
— Handelevertrag vom 16. Dezember 1878 
79, 385, 609. — Uebereinfunft wegen Urs 
fundenbeglaubiqung 81, 404. — Handels- 
vertrag von 1881, 81, 517. — Zur Frage 
der Holleinigung zwischen dem Deutichen 
Neiche und Oeſterreich Ungarn 86, 508, 87, 
81. — Nrbeiterfanmern 87, 115. — Ein« 
und Ausfuhr 1883—85 87, 562. — Handels- 
und Zollverträge 92, 796, 93, 171, 173, 


über die Jahrgänge 1868—1896 der „Annalen“. 


182, 186, 188, 438, 440. — Der öfter. 
Geje-Entwurf betr. die direkten Perjonal- 
feuern (Struß) 98, 108. 

Offiziere, ſ. Kriegsmefen. 

DOldenburg(Zollverein)93,168, 171,194,416. 

Dlympia, Ausgrabungen zu, Reichsjubvention 
bierzu 80, 35. 

Omnibusgeſellſchaft, parijer, 76, 234. 

Option in Elfaß- Lothringen 72, 1293.78,971. 

Orden und Kongregationen der fatholifchen 
Kirche in Deutichland 75, 1381. — ©. a. 
Jeſuiten ꝛc. 


Papiergeld. Tabellariſche Ueberſicht der 
Staatspapiergeld Emiffionen 70, 117. — 
Die Konfolidation des deutichen Staats» 
papiergeldes (Hirth) 71, 1103. — Rechtsgut⸗ 
achten von W. Endemaun 73, 361. — Ber- 
handlungen des Neihstags 1873 74, 300. 
— Ausgabe von Reichspapiergeld (Hirth) 73, 
715. — Reichskaſſenſcheine, Müngreform und 
Reichsbant (Bamberger) 74, 1601. — Weſen 
des Papiergelds (Noesler) 75, 374. — Reiche- 
kafjenfcheingefeg (Eudemann) 75, 1186. — 
Entwidelung der Pfaudbriefſchuld in Preußen 
SS, 96. — S. aud Bankweſen, Miünzfrage. 

Bapft. Die deutfche Gefandtichaft beim Papft 
(Kandidatur des Kardinals Hohenlohe) 72, 
1105. — Papſt Pins IX. und das deutjche 
Reich (der Kolof und das Steinen) 72, 
1227. — Kaifer Wilhelm und der Papft 
(Briefwechiel) 74, 135. 

Paraguay, Handeldvertrag 98, 174, 189, 
439, 464. 

Baris. Die Nahrungsforgen des Parifers 
77, 254. 

Bartei, deutfch-freifinnige 86, 350, — ©. a. 
Wahlen. 

Paßweſen. Gefek vom 12. Oftober 1867 
68, 903. — Ueberſicht der Stempel- und 
Ausfertigungsgebühren 68, 905. — Neiche- 
geſetzgebung 71,210. — Diufterpäfle 86, 180. 

Patentweſen. Uebereinkunft wegen Ertheilung 
von Erfindungspatenten und Privilegien 
vom 21. September 1842 68, 139, 
Antrag des Bundesfanzlers betreffs die 
Neform der Patentgeſetzgebung 69, 33, 
Dentihrift von W. Siemens 69, 41. — 
Neichspatentgejeß 73, 357. Batenttare im 
deutfchen Reiche 75, 625. — Entwurf eines 
Patentgefeges 77, 325. — Denlſchrift des 
Batentichutvereins 77,505. — Neiche-Batent- 
geſetz v. 25. Mai 1877 nebſt Verordn. 77, 
914, 921, 924, 1011. Erfahrungen mit 
dem Geſetz 79, 541. — Etat des Patent- 
amtes SO, 14. — Bericht des Patentamts 
für 1878 SO, 479. — Ueberfichten über die 
Entwidlung des deutichen Patentweſens 1877 
bis 1889 91, 240. — Die patentredtlicen 
Beftimmungen des deutſch-öſterreichiſchen 
Uebereinfonımens vom 6. Dezember 1891 
(Schanze) 94, 245. — Dentirift über das 
Patentgejeg vom 7. April 1891 und das 
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Geſetz betr. den Schutz von Gebrauchs- 
muftern vom 1. Juni 1891 94, 618. — 
Denkſchrift über die Gejchäfrsrhätigleit des 
Patentamts 1893/95 96, 867. 

Baufhjummen-Etat, ſ. Kaſſenweſen, Mi- 
fitärverwaltung, Zollverein u. ſ. w. 

Penſionen. Das Neichs- Militär - Benfions- 
ejeg vom 27. Juni 1871 und die Kaifer 

ilhelms· Invalidenſtiftung 71, 1001. Er» 
laß des Kriegsminifters v. 27. Juni 1871 
72, 181. — Finanzrechtliches über Benfionen 
78, 441. — Das Militärpenfionsrecht 75, 
53. 1507. — Wiedergewährung der Penfion 
76, 83. — Das Benfionsrecdht der Reichs- 
beamten 76, 292. 387. — Penſionsweſen 
in Bayern 78, 484. — 5, a. Beamte, 
Fuvalidenfonds sc. 

Berfien, Handelsverträge 74, 100, 830; 80, 
816. 86, 255; MB, 174, 182, 438, 464. 

Perfonalunion 71, 60. 

Berfonenjtand, Vorſchriften zur Feſtſtell- 
ung desjelben im den einzelnen Bundes— 
ftaaten 78, 1251. Entwurf von 1873 74, 
437. 1551. — Taufen und Trauungen in 
Preußen 77, 245. — Vgl. a. Zivilehe. 

Berroleumlager 80, 665. 86, 70. 

PBetroleumfteuer, ſ. Holltarif. 

Bfandbriefe, zur Frage des Fauftpfand- 
rechts (Hecht) SO, 304. 

Pferdebeftand, militär., in Breußen!77, 247. 

Photographien, Urheberrecht 77, 640. 

Bolizerliche Gejeggebung des Reiches 71,209. 
S. a. Gewerbeordnung, Veterinärpolizei zc. 

Portugal, Handelsvertrag MB, 189, 439, 457. 

Voſtdampfſchiffverbiündung, deutſche, 
mit Oſtaſien und Auſtralien (Bertrag) 85, 689. 

Boftfpartafien 78, 807. — Zur Frage der 
Einführung derjelben (Dehn) 33, 649. Ente 
wurf eines Gefeges vom Januar 1885, 85,1. 
Begründung deifelben ib. 25. Staatsrechtl. 
Bemerkungen von M. Seydel 85, 48. 

Boftüberihüfje, Antheile der Bundes- 
ftaaten daran 69, 241. 71, 706, 72, 1627, 
— ©. a. Finanzweſen. 

Boft- und Telegraphenweſen, verfaß- 
ungsmäßige Ordnung deifelben 71, 198. 
Gejeßgebung 72, 494. Neichseigenthum 78. 
428, Berwaltungstompetenz des Reiches 78, 
492. — Verichmelzung der Telegraphie mit 
der Boft 75, 1730. 76, 205, — Amtsblatt 
76, 104, — Abgrenzungs des Geichäfts- 
freifes des General» Boftmeifters ꝛc. 76, 
205. — Bezivts- Poft- und Telegraphen« 
bebörden 76, 210. — Kautionen der Sole und 
Telegraphenbeamten 76, 344, 350. 368. — 
leberficht aller Gejege und Verordnungen 
bis 1877 77, 815. — Revidirte Reiche Poft- 
orduung von 1879/83 83, 491. Berichtigung 
83, 765. — Deutfches Poft- u. Telegraphen- 
weſen feit 20 Jahren 91, 955. — Das 
deutiche Reichs-Poſt- und Telegraphenweſen 
1892 94, 239. S. a. Poftverwaltung, Teles 
graphenverwaltung. 
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et Etat derielben 69, 224. 
‘1, 69. — Statiftif der Boftverwaltung 
pro 1868 69, 311; dgl. pro 1869 70, 493. 
— Neffortverhältniffe der Bundespoftbebör- 
den 70, 161. 71, 286. — Gehaltsanfbefler- 
ungen und Reorganiſation des Beamten- 
mejens 71, 725. — Auszug aus dem Negle- 
ment für die Annahme und Anftellung von 
Bivil- und Militäranwärtern 71, 733. — 
Grundſätze für die Ueberleitung der vorhan« 
deuen Beamten in die neue Organifation 
71, 738, — Herftellung eines Dienftgebäns- 
des für das Generalpoftamt ib. 741. — 
Die gemeinfamen Zentral» Poftverwaltungs- 
foften 71, 746. — Denffchrift, betr. den 
allgemeinen Rofttongreß 71, 751. — Deutiche 
Reichspoſt und bayerische Boftverwaltung 72, 
597. — Das Neichspoftgefeg vom 28. Of. 
tober 1871 73, 339. 74, 154. Wortlaut des 
felben 73, 1003. Erläuterungen dazu ib, 


1237. — Neorganifation des karferlichen Ge 


neralpoftamts 78, 591. — Beltimmungen 
über den Berfehr mit der Neichspoft 73, 
1003. — Poftreglement nebft Ausführunge« 
beftimmungen 78, 1017. — Beitimmungen 
über dem WBofttarif 78, 1127, — Bollamt- 
lihe Bebandlung im Boftverlebr 73, 1147, 
— Gelbvermittelungsverfehr ib. 1168. — 
Portofreiheitsweien 78, 1217. — Belchlag- 
uchme von Poftfendungen 73, 1248. — 
Garantieleiftungen 73, 1250. — Wechſel- 
verkehr mit Bayern, Württemberg, Oefter- 
reih und Yuremburg 78, 1255. — Ver— 


| 








i 


| 


fegung von Poſtſekretären 74, 165. — ft | 


die Poſt im Sinne des Handelsgefesbuches als 
Kaufmann zu betrachten? ib. 1580.— Inter⸗ 
nationaler PBoftvertrag vom 9. Oft. 74, 75, 
451. Bericht des Bundesrathsausſchuſſes da- 
zu ib. 464. — Erlaß einer neuen Poſtordnung 
75, 621. 1195. — NeueRofttarifbeftimmungen 
ib. 622. — Weberficht der auf Widerruf an- 
auftellenden Beamten 76,355. — Berner Boft- 


fouferenz 1876, 6, 780. — Ergebniffe der | 


Neichs-Poftverwaltung während der Jahre 
1872— 1875, 77, 120. 1069 ; im Jahre 1876 
78, 36. — Poftgejet v. 20. Dez. 1875 76, 
583. 587 ; 77,642. — Aufnahme von Wechſel⸗ 
protejten durch Roftbeamte 78, 42. — Porto: 
freiheit in Zoll- und Reichsdienſtſachen SO, 
647. — BZollabfertigung von Boitgiitern 80, 
662. 750. 86, 65. 178. — Weltpoftverein: 
Uebereinfunft betr. Boftpadete 81, 477. — 
Die deutschen Poftwertbzeichen Seydel) 82, 
617. — Briefpofiverfehr der Erde im 
Jahre 1881 (W. Schulze) SB, 393. — 
Weltpofiverein 86, 763. — Wohlfahrtsein- 
richtungen der deutſchen Boft- und Tele 
graphenverwaltung im Jahre 1890 91, 248. 


Breije. 


Preußen. 


Alphabetiſches Gefammt-Kegifter 


Preisbildung (Roesler) 75, 392. 
Urfachen der Thenerung (Hirtb) 75, 918, 
Das fonveräne Gejeg der Preisbildung 
(Hirth) 75, 1265. — Das Gele des Breifee 
72,532. — Waarendurchfchnittspreife in Ham · 
burg (1847 — 1868) 69, 85 und 435 ; für 1869 
i0, 899; für 1870 71, 537; für 1871 
bie 1875 77, 165; für mehrjährige Zeit- 
räume von 1847 — 75 77, 178; für 1876 
und 1877 79, 81, 87; für 1877—1879, 80, 
81,856; für 1880 82, 127; für 1881 82, 676; 
in Bremen (1851— 1868) 69, 79 und 645. — 
Preife und Yöhne in Württemberg 75, 631. — 
PBreife für den deutschen auswärtigen Handel 
1872,73 75, 689. 69. — Durhichnittspreiie 
wichtiger Waaren im Großhandel 1879/80 
81, 195; 1881 82, 517; 1882 83, 739. 
— Hamburger Waarendurdichnittspreife 
1847 bis 1882 88, 753; 1882/53 S4, 560. 
1883/84 85, 628; 1884/85 86, 877; 
1855/86 87, 720. — Pebre von der Preis« 
bildung auf Grund der Aktienkurſe (Gärtner) 
SG, 285. — S. a. Werthberechnung. 


Prefje. Grundlagen eines Reichsgeſetzes über 


die Preffe, Neferat von 8. Biedermann 
72, 85; Entwurf des Bereins „Berliner 
Brefle“ 72, 107. 78, 357. — Verhand— 
lungen im Reichstag 74, 160. 197. 314. 
— MNeihspreßgefeg (Endemann) 75, 1179 
— Deffentlide Aufforderung zum Unge 
horfam 76, 84. — Das Neichspreßgeieg 
(Wehrenpfennig) 77, 178, 

Neifortverbältniffe, Berfonalien 
der Minifterien und Provinzialbebörden 70, 
191. — Bericht des Vorſtandes der national 
liberalen Partei über die Legislaturperiode 
1865— 70 des preußiihen Abgeordneten 
baufes 70, 563. — Aus dem Verwaltungs 
bericht des Deinifters für Handel, Gewerbe 
und öffentl. Arbeiten für 1867—69 70, 
650. — Die Eigenart des preuß. Staats 
(R. Gneift) 74, 503. — Steuerlaft 77, 244. 
— Beamtenbefoldungen 77, 520. 78, 439, 
— Zur Wohlhabenheitt- und Stenerftatiftil 
prend. Städte 78, 442. — Erwerb und 
Berluft der Staatsangehörigfeit S2, 611. 
— Berhältuiß zum Zollverein 98, 164. 19. 
416. — Eifenbahnftatiftil 93, 798. — Zwangs— 
verfteigerungen in Preußen 1881 — 8788, 706, 
— Was Foftet der öffentliche Unterricht 
in Prenßen ? 88, 802. — Gutsbezirfe in Boten 
90, 663. — Steuerreform 91, 909, 93, 475. 
791. 9, 63, 81, 161. — Steuerreform 
(Strauß) 9, 207, 405. — Bevölkerung: 
Altersfinfen 78, 658; innere Wanderungen 
82, 607, Art des Zufammenlebens 1885 87, 
803, Stammeszugebörigteit MB, 559. — 
Statiftifches Bureau 98, 797. — Ergebniffe 
der Gewerbe» und Bririebefteuerveranlagung 





Brämienverloojungen 72, 138. 74, 151. 
Präſenzſtärke des Reichsheeres 72, 426. 
73, 21. 1552. — ©. a. Kriegsweſen, 
Mititärverwaltung. 
Präzipuen, 98,171. — Wegfall derf. 71,545. | 


für 1893/94 in Preußen 94, 400. — ©. a. 
Volkszählung, Finanzweſen, Grumndfteuer, 
Eintommenftener, Kommmmalfteuern, Ge: 
werbefteuer, Kabinetsordres, Gemwerbeord: 


über die Jahrgäuge 1868—1896 der „Annalen“. 


nung, Subhaftationsordnung, Unterſtützungs— 
mwohnfig, Bollsſchulen, Schulaufſicht, Firchen» 
politiihe Gejeßgebung, Verwaltungsreform, 
Provinzial: und Kreisordnung zc., Weiche: 
angehörigleit, Baukweſen, Sparkaſſen, Wahl- 
geſetze, Waſſerrecht. 

Privatrecht, Scheidung vom öffentlichen 
Recht (Neumann) 86, 357. — ©. viechts— 
gebtete, Zivilrecht sc. 

Produftion (Begriff) 75, 8. 26. 1226. ©. 
a. Preisbildung, Werth. 

Produktivität (Hocaler) 

Promulgation (Yaband) TS, 372, 

Broviuztalbebörden in Preußen 70, 219, 
und 249. — S. a. Kreisordnung. 

Provinzialoerduung, preußische, 5, 1593. 
717, 308. 

Prozegordunnug, ſ. Zwilprogeß, 
prozeß. 

Prüfungéweſen, juriſtiſches 
91, 412, m Bayern 93, 910. 

O. 

Duartalsertrafte 93 388. 

Quartierleiſtungen wi Frieden 74, 1037. 
75, 1081. 1201. 


25, 259. 


Straf- 


in Breußen 


N. 
Nealunion 7I, 60. 
Reaktion, die wirtbichaftliche 
pirnmg) 77, 319. 
Reblaubeiunfuhrsl, 434 — Juternalionale 
Veblansfonvention 82, 625. 83, 544. 
Nehnungsmweien, ſ. Kaſſenweſen. 
Rechnungshof 70, 157. 74, 214. 257. — 
JInſtruktion 75, 1253. 
Rechtbanwaltsordnung 79, 508. Ger 
bührenorduung 79, 1016. SL, 394. 
Nechtsgebiete, privatrechtliche, in Deutfch- 
laud 83, 575. 
Rechtsgleichheit. 
Nechtsgleichheit (Hirth) 73, 795, 839. Grund: 
ſätze der Kechtsgleichbeit (Endemann) 7%, 
419, « 
Rechtshülfe. Bundesindigenat und Rechts— 
pflege (Ausſchußbericht 
69, 13. — Die Gewährung der Rechtshülfe 
im nordd. Bunde 69, 1031, 71, 378. 72, 
158. — Rechtshülfe für Neibsangebörige 
(Sende 76, 170. — Ueberſicht 77, 833. 
Rechtspflege, ſ. Juſtizgeſetzgebung u. |. mw. 


Wehren⸗ 
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Neihsangehörigleit. Zum Reichs- und 
Staatsangehörigleitsgeich (Yandgraff) 70,625. 
— Reichs- und Staatsangebörigleit (Höre) 
#1, 151. — Abänderug des Öefepes 71, 381. 
Wortlaut des Gefetze® ib, 659. — Das 
Hecht der Staatsangebörigleit im inter— 
nattonalen Verkehr iv. Martitz) 75, 798. 
1113. — Die dentfche Reichs- uud Staats 
angehörigkeit (Zeydeli 76, 135, 81, 67. 88, 
577. — Koften der Naturalifationsurkunden 
(Yandgraff) 56, 729, — Das deutiche Naturali— 
fationsverfahren (Sevdel) 46, 733. — Der 
Fall Bauffreinont (Yandgrafi) 76, 1022, — 
Ucher den deutſchameriklau. Bertrag vom 
22. Febr. 1869 (Wefendond) 77, 204. Zur 
Frage der Entlaſſung von Reſerviſten zc. aus 
dem Reicheverbande SI, 67. — Statiſtiſches 
81, 482 53,611. — Erwerb und BVerluſt der 
Reichs- und Ztaarsangehörigfeit in Preußen 
1873 75, 1383; 1885 86, 744; desgl. 1886 
87. 724, desgl, 1887 89, 379. ©. aud 
Etantsangebörgteit. 

Reichsarchiv. Wiederheritellung eines R's 
und Reformen im Archivweſen Frhr. v. 
Hagke) 68, 451. 


Reichsarmenrecht, ſiehe Unterſtützungs- 
wohnſitz. 
Reichsbanl, ſ. Baukweſen. 
Reichsbeamte, ſ. Beamte, Behörden, 
Reichskanzler ac. 
Meichsbevollmächtigte für Zölle und 


Steuern 93, 423. 
Reichsbürgerthum 74, 20. — Bol. a. 
Reichsangehörigkeit ıc. 


Reichseigenthum 72, 1447. 73, 412. 422, 


74, 255. 403, 
Neihseintommeniteuer, f. Einkommen— 
fteuer. 


Reichseiſenbahnamt, j. Eifenbahnen. 


lieber Kulturpolizei und 


des Bundesratbe | 


Rechtswiſſenſchaft, Beziehungen zur Volls- 


-. 


wirthſchaftslehre 72, 509. 78, 558. 74,8. 
Aufgaben derjelben im Weihe 76, 6. 
Marquardſen's Handbuch Des öffentlichen 
Rechts u. die moderne Staatslichre E. Mayer) 
87, 250, 


Regierung, fonftitutionelle und parlamen- | 


tariſche (Seytel) 87, 287. 


Reich, deutsches, Organismus desfelben {P. v. | 


Stein) 76, 5. — Zocrale und ölonomiſche 
Bewegung in franzöſiſcher Beleuchtung (Wie: 
finger) BB, 641. — S. a. Reichetag, Ber- 


fafjung, Zollverein u. j. w. 





Reichsgeſetzblatt 71, 48. 

Reichsgeſetze, ſ. Geſetzgebung. 

Reichsgericht, ſ. Gerichtsorgauiſation. 

Reichsgewalt, Definition derſelben bei L. v. 
Nonne 71, 45. 62. — ©. a. Verfaſſung. 

Reichshaushaltéetat, ſ. Matriknlarbeiträge, 
Finanzweſen. 

Reichsheer, ſ. Kriegsweſen, Militärverwalt— 
ung ꝛc. 

Reichsjuſtizamt 75, 1216. 77, 335. Die 
Aufgaben desſelben (Rede des Präſ. Fried— 
berg) 77, 680. 

Reichskammergericht (H dv. Reigenftein) 
9, 42. 

Reihstanzlei, Etat derfelben SO, 3. 

Reichskanzler. Berfaſſungsmäßige Stellung 
und Verauntwortlichkeit 71,275. Subſtitutions— 
befugniß des Reichskanzlers (IM, Joel) 78, 
402. — Rede des Fürſten Bismard 78, 
503. — Stellvertretungsgejeg vom 17. März 
1378 78 (M. Fort) 48, 761. Das neue 
Vırtbichaftspregramm des Fürſten VBiemard 
79, 219. — Heden des Fürſten Bismard: 
über die Reviſion der Reichsverfaſſung 70, 


968 


324. 326; über die Kriegsfoften-Anleibe ib. 
686; über dem Frieden mit Frankreich ib. 
876 ; über den Anſchluß von Elfaß-Yorhringen 
ib, 851. 928. 948; über die Konvention 
mit Frankreich 72, 176, — Finanzreform— 
pläne des Fürſten Bismard 80, 626. S1, 
838. — Stellung des Reihstanzlers nad 
deutfhem Staatsrechte (PB. Henfel) 82, 1—60. 
— Materialien zum Reichskanzlerrecht ıc. 86, 
321. — ©. a. auswärtige Berbältniffe, Bun- 
desrath, Elfaß-Forhringen, Kaifer, Miniſter— 
anklagen, Neichsrag, Berfaffung, Berord- 
nungsrecht zc. 

Neihslanzleramt. Etat 69, 165. 71, 707. 
— Reſſortverhältniſſe 70, 156. 71,285. — 
Organifation und Etat 77, 335. 838, 80, 4. 

NReichstafie, ſ. Kaſſenweſen. 

Reichskaſſenſcheine, ſ. Papiergeld. 

Reichékontrole für Zölle und Steuern 9, 
420, 

RNeihsmilitärgefeg, Entwurf deſſelben 
78, 1549, 

Neihsoberhbandelsgericht 73, 351. ©. 
a. Gerichtshof. 

Reichsrecht, zu den Streitfragen über Gefeg 
und Verordnung (Born) 85, 301. 89, 344. 
(Arndı). 91, 225. 

Neihstag. (S. a. Berfaffung.) Der kon- 
ftituirende nordd. Heichstag 71, 23. Vecht- 
liche Natur des Neichstags 71, 243. — Mit: 
glieder im Jahre 1868 68, 433. Geſchäfts- 
ordnung vom 6. Jum 1868 68, 913. — 
Geſchäftsordnung des deuiſchen Neichstags 
71, 267. — Thronreden 68, 1061. 1066. 
1068, 69, 1095, 70, 1. 617. 717. 93, 171. 
— Etat des Neihstages 69, 170. — Ber 
richt des Vorſtandes der national-liberalen 
Partei (Laster) über die Pegislaturperiode 
1867/70 70, 563. — leberficht der Geſetz— 
gebung des nordd. Bundes und des Zoll 
vereins 1867 70, 721. — Die Gründung 
des neuen Reiches 70, 735. — Nidhtge- 
meinfchaftlichkeit bei den Berathungen der ein- 
zelnen Gegenftände 70, 753. — Eröffnung 
(Thronrede und Adreſſe) und Schluß des 
erjten deutjchen Neicyetags 71, 313. 1041. 
— Thronreden von 1871 und 1872 72, 51. 
1629. — Die Mirglieder des deutichen Reichs— 
tags (biograph. Notizen) 72, 191; Fraktions— 
verzeihniß ib. 282. — Statiftit der Wahlen 
zum erften deutjchen Neichstag (SF. Kuorr) 72, 
287. — Thronrede von 1873 3, 1641. — 
Nüdblide auf die I. Yegislaturperiode des 
deutschen Meichstags (1871/73) 74, 130. 
— BVorläufiger Bericht über die 1. Seſſion 


IV. Yegislaturperiode (Frühjahr 1874) 74, | 


1134. Thronrede ib. 1129, — Berbaft- 
ung von Neihstagsmitgliedern während der 
Situngsperiode 46 82. — Bericht über 
die Sefeggebung 1871— 76 (Wehrenpfennig) 
77, 257. — Geſchäftsorduung nebft Biblio- 
thefordnung 77, 490. — Weberficht der Ge- 
jege und Verorduungen über den Reichstag 











Alphabetiſches Gefammtregifter 


77, 843. Ergebniß der Reihstageswahlen 
1878 79, 574, — Etat des Reichstags SO, 
18. — Die Wahlen zum Reichstag 1871 
bis 1878 80, 333. — Der deutſche Neihs- 
tag (rechtswiffenichaftliche Darftellung, Zeydel) 
80, 352. — Stellung des Reichskanzlers zum 
Reichstag 82, 15. — Statiftil der Hrichsrags- 
wahlen 1881 82, 542. — Straffreibeut ar 
heitsgetreuer Reichstagsberichte (Fuld) 87, 
251. — Zenguißverweigerung der Neichstags- 
mitglieder (Fuld) 88,6. — Reichstagswahl 
und Neichstagseröffuung (Jonge) 88, 669. 
— Beiträge zur Wahlprüfungsſtatiſtik  Prem- 
gel) 92, 1. 

Reihstagsgebäude 74, 289. 

Neihsverorduungsrecht, f. Berordunungs- 
recht. 

Reichsverwaltung, Charalter derſelben, 76, 9. 

Reichsverfaſſung, ſ. Verfaſſung. 

Reichsverſicherungsamt, Geſchäftsberichte 
91, 521. 92, 421. 9, 618. 94, 56013 95, 
922, WM, 765. — Die rechtſprechende Thätig- 
teit tes Neichd-Berfiherungsamtes (Ludwig 
Fuld) 94, 536. 

Religionsbekenntniß in Preußen 75, 634, 

Neligionsunterricht, preuß. Necht98, 934. 

Rentenfonvertirung ‚Zahn, 96, 222. 

Reſervatrechte in der Reichsverfaffung 72. 
423. — Authentiſche Erklärungen jüpe. 
Minifter 72, 1585. — Begriff der Sonder» 
rechte nach deutſchem Neichsrecht (Laband) 74, 
1487. — Die Sonderrechte der deutichen 
Staaten und die Neichsverraffung (Loening) 
75, 337. — ©, a. Bayern, Bundesftaat, 
Berfaffung, Verordnungsrecht zc. 

Netverwaltung 73, 545. 

Netabliffementstoiten 72, 
1466. 73, 70. 74, 261. 

Rettungsanftalten SB, 41. 

Neuß (Fürftenthümer). Neffortverbältnifie der 
Behörden 70, 691. — Berhältniß zum Zoll- 
verein und Reich 9, 166. 194. 416. 

Nhederei,f. Handelsmarine, Konfularweien x. 

Nheinbund, Geſchichte 71, 2. 

Rheinſchifffahrt 90, 825. 93, 226. 

Rinderpeft, Gefeggebung darüber 71, 210. 
77, 635. — Dentihrft über deren Bor» 
fonmen 1872 bie 1877, 78, 512, 629. — 
Bekauntmachung, Gebührniffe und Kojten- 
erftattung betr. 79, 602.2. a. Beterinärpoligei. 

Robben, Schouzeit 77, 636. 

Mom, Casa Zuccari 8), 41. 

N og, ſ. Veterinärpolizei. 

Nübenzuder, f. Zuder. 

Rumänien, Zoll und Haudelsverträge W, 
186. 189. 438. 458. 9, 747. 

Rußland. Ueber einen Handelsvertrag mit 
Rußland 69, 1081. — Hinterlaffenichafts- 
vegulirung 75, 1175. — Erbrecdtsverbält- 
niſſe Reihsangeböriger nad der Konvention 
von 1874 (Frommelt) 78, 385. — Zoll 
verhältniffe 93, 466. — Vertrag mit Rufß- 
land 94, 853, 


1371. 139, 











über die Jahrgänge 1868— 1896 der „Annalen“, 


©. 

Sadjen (Kömgreih). Behördenorganiation 
und Berfonalicn 70, 258. — Militärvertrag 
mit Preußen 71, 106. — Steuerreform 
(3. Genfel) 74, 1373. 75, 1519, 76, 95. 
— Dotation der Bezirfsverbände 75, 1391. 
— Einfommenfteuer 94, 402. 

Salvador, Handelsvertrag 98, 189.439. 464. 

Salz. Uebereintunft wegen Erhebung einer 
Abgabe von Salz vom 3. Mai 1867 68, 
119. — Bundesgejeg vom 12, Oft. 1867 
68, 141. — Die Denaturirung des Salzes 
68, 1097. — Stariftif der Salaftener in deu 
Jahren 1868—70 71, 575. — Statiftif 
4, 916. 75, 902. 76, 9. 802. — Be- 
ftimmungen über die Salzfteuer (v. Aufſeß) 
9, 175. 287. 382. 392, 

Samoa, Zoll- und Handelsverträge 93, 186. 
464. 

Santtion der Geſetze (Laband) 78, 351. 

Schankgewerbe, Begriff nach der Gewerbe— 
ordnung (Seydel) 85, 51. 88, 955. 


Schatzanweiſungen 73, 444. — S. a. 


Anleihen, Schuldenweſen ꝛc. 
Schauſtellungen 76, 79. 
Schiedsgerichte, gewerbliche 74, 430, 434. 

1195. Gejegentwurf und Kommiffionsbericht 

ib. 1219, 1317. — Gemwerbegeridhte in 

Deutfchland (Fuld) 93, 481. — Das ichieds- 


richterliche Berfahren unach dem Entwurf der 


Zwilprozeßorduung 75, 153. — Die g. 
Schiedsgerichte in Preußen 77, 96. — ©. 
Arbeiterfrage. 
Schiffer, ſ. Handelsmarine, Konjulatweien zc. 
Schiffiahrtsabgaben, Aufhebungen im 
Preußen 68, 238. 5. a. Flößerei. 
Schifffahrtéſtatiſtit. Organifation derjelben 
70, 70. Bejtaud der deutichen Seeſchiffe 
Anf. 1583 84, 62. Dampffefjel und Dampf- 
maſchinen der Schiffe in Preußen 1879 uud 
1850 0, 99, 
Sciiffahrtsverträge 98, 435. 
Sciiisbau. Beltimmungen über die Ge- 
währung einer Zollvergütung für die ver 
wendeten Materialien 71, 1630. 78, 186. 
Schiffemeldungen 81, 437. 
Schiffsunfälle an der deutichen Küſte 


1867 — 73, 76, 218. — Gefellihaft zur ı 


Rettung Sciffbrühiger 78, 111, Ber: 
bütung des Jufammenjtoßene auf See 81,437. 
Schleswig-Holftein. Anlaß zum Konflikt 
zwifchen Preußen und Defterreih 71, 17. 
Difiziere der ehemaligen Schleswig. 
Holſteiniſchen Armee 73, 441. 
Schleußengelder M, 207. 
Schlußnotenjtempel, f. Stempelfteuer. 
Schöffengerichte, AZuftändigleit nad dem 
T4er Entwurf, 75, 289. 
Schulauffichtsgeſetz, preußiſches 72, 1029. 
74, 24. 
Schulbildung, in Preußen 75, 634. Schul« 
bildung der 1875—79 im deutſchen Heer 
eingeftellten Nefruten 80, 238. 
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Schule, ſ. Fortbildungsihule, Gymnaſien, 
Boltsjchule zc. 
Schulgeſetzgebung 73, 824. 74, 3. 
Schuldenweſen des Reiches 69, 287. 7L, 
147. Schulden der Bundesjtaaten 69, 309. 
Preußische Staatsjchulden 69, 607. — Bun 
desihulden-Kommilfion 70, 160. — Die 
erften drei Berichte der Bundesihulden- 
Kommiffion für 1868, 1869 und 1870 71, 
665. — Hriegsfoftenanleihe vom Jahre 1871 
71, 680, — Bericht der Reichsſchulden Kom- 
miſſion für 1871 72, 1359, fir 1875/76 
und 1876/77 77, 380. 973. — Die Weiche: 
ſchulden Laband) 73, 435. 460. — Entmwidel« 
uug der Pfandbriefſchuld in Preußen 88, 96. 
Schuldhaft, Geſetz über deren Aufhebung 
vom 29. Mai 1868 68, 806. 72, 135. 
Frage der Wiedereiniührung 81, 402, 
Schulzwang, Theorie desielben 74, 14. 
Schutgebiete, deutſche. Deunkſchrift von 
1856 56, 483. — Gejeg, betr. die Rechts— 
verhältwiffe der deutihen Schutsgebiete, vom 
17. April 1886 (Koäl) 87, 191. — Deutjches 
Kolonialſtaatsrecht (v. Stengel) 87, 309, 8086, 
Berichtigung 88, 244. — Reichsgeſetz vom 
15. März 1888 88, 343. — Die Deutſchen 
Schutzgebiete, ibre rechtliche Stellung, Ber- 
faffung und Berwaltung (v. Stengel) 89, 
1. 95, 493-782. — Anleihen für die 
Schutzgebiete (Noel) 91, 386. — Geſchäfts— 
ordnung des Kolonialratbs 92, 751. 
Sammlung der Geſetze ꝛc. 93, 800, 
Schutzoll, ſ. Zolltarif. 
Schug- und Trugbiündmiife, Preußens 
mit den Sidftaaten 71, 33. 
Schwarzburg-Sondershanfen. Reffort: 
verbältniffe der Behörden 70, 687. 
Schweden, Roll- und Handelsvertrag 98, 439. 
Schweiz, Zoll- und Handelsverträge 92, 881. 
93, 183. 186. 188. 438. 448. — Die Buns 
desverfaſſung der Eidgenoſſeuſchaft (Gareis) 
75, 489. — Bundesiteuern ib, 785. — Das 
Bundesgericht (Fandgraff) 76, 106, — Wer 
frutenprüfungen 96, 942. 
Schwurgerichte (1874er Entwurf) 75, 239. 
Seebebördeu, Seeunfälle (Berels) 76, 1001. 
Seeleute, ſ. Marine, Handelsinarine, Kon— 
ſulatweſen ꝛc. 
Seemannsordnung 73, 343. 
224. 380. 
See recht, ſ. Strandungsorduung ꝛc. 
Seeverkehr, ſ. Hafeuregulative, Schifffahrt zc. 
Seide, rohe, Erzeugung ſeit 1887 93, 942, 
Selbftmorde, j. Unfälle. 
Selbjtverwaltung, Begriff 78, 1444. 74, 
28.88, 283. 305. — ©. in Preußen (Wehrens 
piennig) 77, 305. — Helftiches Gejeg vom 
15. Mai 1885 87, 89. 
Serbien, Zoll» und Handelsverträge 93, 186 
438. 458, 44, 747. 
Servis, ſ. Militäwverwaltung. 
Seuchengeſetzgebung, ſ. Medizinal- und 
Beterinärpolizei. 


74, 63. 
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Siam, Handelsverträge 9, 174. 465. 

Silberwährung, ſ. Münzfrage. 

Sonderredte, I. Kriegsweſen, Nefervat- 
rechte ac. 

Sountagsarbeit 73, 1471; 91, 236, 253, 

Sonntagsrube, Störung derielben, 76, 76. 

Souve ränetät u. Selbjtverwaltung (Rofin) 
83, 265, 

Soztale Frage 73, 795. 1471. 1536, 74, 


9. 33. 322, — 2. Bolfswirtbfchaitsichre, | 


Arbeiterfrage, Freihäudler, Boltsbildung zc. 
Sozialdemofrarie 33, 812, 74, 33. 75, 
23. 1715. 1716. 56, 226. 77, 885. — 
Geſetz zur Abwehr ſozialdemokratiſcher Aus- 
ſchreitungen: Entwurf von Mai 1878 78, 
757: Preußischer Entwurf von Auguft 1878 


| 





78, 921; Vorlagen an den Weicherag 78, | 


989; Bericht der Reichſstagelommiſſion 79, 
27; aus den Berhandlungen im Reichstage 
79, 161. 225; Kommentar K. Gareis) 79, 
285; Nachtragogeſetz von 1880 80, 600; 
Charafteriftit des Geſetzes Endemann) 79, 
543. 81, 437. — Ueberficht der verbotenen 
Vereine und Schriften 50, 295. 324. — 
Sozialdem. Parteiprogrammı YI, 561. 98, 
477. 

Sozialgeſetzgebung Bayerns, ſ. Bayern. 
Spanien. 
669. 93, 186. 188. 438. 456, 
Sparkaſſen in Preußen 76, 89. 
541. 1115. 80, 157. 94, 398; in Württem« 
berg 76, 1057. — Einführung der Poflipar- 
kaſſen in Deutihland 78, 807. — Spar— 


Zoll» und SHandelsverrräge 68, 


717, 248. | 


taſſenweſen und Vollsbanken in Elfaß-Yorh- | 


ringen (Ch. Grad) 68, 426. — Die preußischen 


Sparfaflen im Rechnungéjahre 1885 bezw. | 


1885/86 87, 303; 1894 bezw. 1894/95 96, 
247. — Schulſparkaſſen in Braunfchmweig 
Zımmermann) 96, 235. — 5. a. oft: 
fpartafien, 

Spielbanten, Gejeg vom 1. Juli 1868 
nebjt Erläuterungen 68, 819. 

Spielfartenftempel 9, 183. 185. 346 
409, 

Spiritusbefteuerung, j. Brauntwein. 

Staat, Begriff (Hirth) TH, 5. — Das Na— 
tionalitätsprinzip iu der Staatenbildung 
(Sneift) 72, 929. — Der Werdegang des 
Staatögedanfens bei den Weftgermanten 
(Dahn) 91, 501. — Staat und Nirde, |. 
Jefuiten, Namszanowski, Schulaufficht, Un— 
fehlbarlkeit ꝛ2c. — S. auch Bundesitaat, 
Selbfiverwaltung, Souveränetät. 

Staatsangebörigfeit, das Recht 
jelben im internationalen Verkehr (Martit) 


75, 763, 1113, Weberficht der Geſetze ac. 77, 


303. Der Erwerb von Staat» und 
Semeindeangebörigleit nad römifchem und 
deutichem Staaterecht Rehm) 92, 137. S. auch 
Reichsangehörigkeit, Volkszählung. 
Staatsbürgerredt, ſ. Neichsangebörigfeit. 
Staatespdienft, rechtlihe Natur desſelben 
nach deutſchem Staatsrecht, Rehm) 84. 565. 


der | 





Alpbabetiiches Gefammt-Regiiter 


645. 85, 65. — Staatebramte in Preußen 
77, 250. — Bejoldung in Bayern RP, 93. 
93, 589. 

Staatspapiergeld, j. Banfmweien, Münz- 
frage, Paviergeld. 

Staatsihuldenlommijiton, j. Schulden» 
mweien. 

Staatsvertrag (Zoru) 89, 374. 

Stadt und Fand 74, 17. 76. 239. 78, 73. 

Städte. Die Organifation der ſtädtiſchen 
Berwalmmng in Preußen (PB. Schön) 91, 707. 

Stände, ij. Wahlgeſetze, Bolksvertretungen. 

Stahl, j. Eiſen. 

Standarte, kaiſerliche, 76, 351. 

Standesbeamtel * 

Standesregifterf ſ. Berfonenftand, Zivilebe. 

Stationsfontroleure W, 420. 

Statiftil. Bericht an den Zollbundesrarh 
über die Reform der Statiſtik des Zoll 
vereins vom 28. Mai 1869 69, 641. 
— Kommilfton zur weiteren Ausbildung 
der Statıftif des Zollvereins und ibre Ar 
beiten 70, 21. — Ueber Gründung und 
Einrichtung einer Neichsbebörde für deuriche 
Statiftit 72, 69. 1547. — Organijation der 
Statiftit der Zoll und Steuerverwaltung und 
des Waarenverfehrs (v. Aufieh) 9, 367. 
— DOrganifation der Statiſtik in Jialien 
und den Niederlanden 79, 807. Star 
tiftiiche Gebühr 93, 375. — Die Baldungen 
in Baden 91, 907. — Bergl. auch Bolls- 
zäblung, Bevölterung, Handelsftatiftil, Ver— 
brauchsſteuern, Finanzweien, Münzfrage, 
Eiſenbahnen, Telegrapben- und Boitwermalt- 
ung, Wahlen, Gewerbe, Arbeiterſtatiſtiku. ſ. w. 

Statiftiihes Amt des Reiches 72, 69. 
1547. 93, 420. — ©. Statiftil. 

Statiftiibes Bureau in Berlin, Biblio 
thet, 75, 938. Seminar SO, 831. Zeit 
ſchrift 98, 797. 

Stein, L. v., die Zukunft der Staats uud 
Rechtswiſſenſchaft in Deutſchland, beipr. von 
K. v. Stengel, 76, 2öl. 

Steinfoblenförderung in Preußen 69, 
639. 75, 637. 77, 1055. Bgl. a. unter 
Preußen (Bericht des Handelsminifters 2c.) 
— Deuiſcher Steinfoblenbergbau 1881/90 
92, 498, 

Stempeleinnahmen in Preußen 76, 222. 

Stempelfteuer, Webertragung a. d. Weich 
77, 1036. Ueberfiht der Stempeljteuer in 
den deutschen Bundesjtaaten 79, 955. Reichs- 
geſetz und Verordnungen SI, 768. 83, 198. 
— Ueberſicht ausländiicher Beftimmungen 
81, 799. — Abänderung des Geſetzes 85, 
755. — Geſetz betr. Erhebung d. R. 85, 
761. 98, 185. 349. 409, 

Sterbregifter, j. Zivilehe. Statiftik 76, 220. 
79, 109. 

Steuern, ſ. unter den einzelnen Steuern und 
Staaten, Finanzweſen x. 

Steuerpolitil, Grundjäge (Scäffle), 
beipr. v. Geffcken, 82, 681. 
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Steuerreform im Weiche, Deukfchrift des 
Reichskauzlers vom 17. März 1881 S1, 338. 

Straigeiegbnd, Aus dem Entwurf 69, 
657, Zur Kritik des Geſetzes 70, 580. 
— "Einfügrung in Bayern 71, 379. — 
Kanzelparagraph ($ 130a.) Mißbrauch des 
geiftlichen Amtes 71, 983. 74, 187. — Die 
Ztrafgejetsnovelle vom 26. Febr. 1876 76, 
388. — Bgl. auch Juſtizgeſetzgebung. 

Straffolonien und Fürſorge für entlaſſene 
Sträflinge (Flärl) 83, 1. 73. 

Strafprozeßordnung, Borbereitung dazu 
72, 148. 73, 348. 74, 421. 1533. — Ein- 
leitung zum 74er Entwurf 75, 251. — Be: 
merkungen zum Entwurf von W. Endemann 
76, 1218. — Verlauf der Verhandlungen 
77, 646. — Stmaiverfahren in Zollſachen 
80, 679. 685. 696. 712. 730, — Straf: 
regifter und wechjelfeitige Mittheilung der 
Urtheile im deutſchen Reiche 82, 635. 

Strafrecht, Entwickelung 72, 121. 73, 337. 
75, 1172. 77, 632. 79, 519. — Ueberſicht 
der bis 1877 erlaſſenen Reichs-Geſetze und 
»Berorbuungen 77, 825. 

Strafregifter Machweiſung der zur Führ— 
ung Dderjelben beftimmten Behörden) 83, 
199. 

Strandungsordunung 75, 1177. SO, 660, 
SG, 68. 

Straßburg, Gründung der Univerſität 72,959. 

Straßenmuſit 76, 80. 

Strites 74, 33. — Arbeitseinftelungen tim 


Gewerbebetrieb in Defterreich 1504 96, 5838. | 


— 5, a. Nrbeiterfrage. 
Stromſchifffahrt. Beichlüffe des Handels- 
tags vom Oktober 1568 68, 975. — Eib- 
zoll 69, 430; Ablöjung (Etat der Ent» 
ſchädigungen) 71, 709. 
Subhajtationsordnung, prenßiiche vom 
15. März; 1869 69, 635. 
Südafritanifhe Nepublit, 
trag 3, 188. 465, 
Syrup, j. Ruder. 
x. 
Tabad. Materialen zur Tabaditeuerfrage (Ge- 
feßgebung bis zum Jahre 1868 und Sta- 
-tiftif) 68, 357. Beftenerungsgeieg von 26. 
Mai 1868 und Entwurf 683. Statiftit 1867 
68, 1093, 1868—1870 71, 578. — Zur 
Tabaditenerreform (Statiftiiches und Be» 
ftenerungsmodus) 78, 741. 74, 93. — 
Statiftit 74, 919. 75, 901. 1712, 76, 


Handelevers 


801. — Der Tabak im deutschen Zoll 


gebicte (amtliche Statiftil für 1876/77) 78, 


214. — Zur Frage der Beftenerung des | 


Tabades (Schleiden) 78, 233. 273. — Das 
Tabadmonopol und die ameritaniiche Tabad- 
ftener (Felſer) 78, 300. 449. — Das Tabad- 
monopol in Frankreich 78, 260, 658. 671. — 
Zur Frage der Einführung des ameri- 
fanishen Tabadjtempels in Deutichland 78, 
621. — Wie fteht fich der Konfument beim 
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Tabadınonopol 78, 672. — Ein neues 
Tabadftenerprojelt 78, 749. — Fragebogen 
zur Tobadenquete 78, 834. — Aus dem 
Berichte der Enquéte-Kommiſſion 79, 456. 
— Geſetzentwurf vom April 1879 79, 
627. -- Die Beiteuerung von 1379/80 Grfeg, 
Bekanntmachung, Dienftvorichriften, Nieder- 
lageregulativ 80, 689, 875. — Ztrafgeieß- 
liche Beſtimmungen SI, 435. — Materialien 
zur Monopolfvage 82, 177. 371. 489, 86, 
103. — Ergebuiß des öfterreihiichen Tabad» 
verfaufs 85, 845. — Denkſchrift über Aender- 
ungen des Gef. 91, 933. — Die Tabad- 
beftenerung in Deutichland (Graf) 93, 521. 
, 1.95, 170. — Entwurf eines Tabak- 
ftenergefeges 95, 458. — Die Beiteuerung 
des Tabads (Frhr. v. Auſſeß) 98, 276. — 
Statiſtik des öjterr. Tabatmonopole 96, 412, 

Taggelder der Neichsbramten 76, 351. 384, 
S. a. Diäten. 

Tara, Beitimmungen über die, 72, 1541. 
74, 90. 76, 790. 86, 58. 98, 223. 

Zarifreform, S. Zolltarif, Eifenbahnen ꝛc. 

Telegraphenwejen, Etat 69, 243. — 
Statiſtik pro 1868 69, 719. — Zentralver« 
waltung (‘Berfonalien) 70, 164, — Haug der 
Telegrapbendirehioren 76, 351. — Wort: 
tarif 77, 1088, — GErgebuiß der Bermalt- 
ung für 1576 78, 39. — Entwickelung des 
Neichstelegraphenweiens 79, 157. — Xeles 
grapbenftationen und Apparate 81, 486. — 
Telegraphenweſen im deutichen Reiche, 82, 
237. — Deutſche Telegraphenordnung 73, 
340. 76, 761; vom 15. Juni 1591 9, 690, 
— Reichs Telegrapheugeiet v1, 589.98, 499. 
— ©. a. Pojt- und Selegraphenweien, 

Telepbonie 78, 254. 

Tertilinduftrie 72, 396. — Yage der— 
felben 1872—77 78, 75l. — 2. Baum- 
wollipinnerei zc. 

Theuerung, ſ. Preisbildung. 

Thüringiiher Zoll» und Handelt« 
verein 68, 33, 44. 241. 98, 358, 413, 420, 

Zollwutb, ſ. Beterinörpolizei. 

Tranjitlager W, 233. 

Zransportmwefen. Denkfchrift des Handels- 
tags 69, 51. 

Türtei, Handelsverträge 98, 174. 189, 438, 
453. 


u. 


Uebergangsabgaben 68, 11. 21. 38. 43. 
71, 585. 74, 98. 75, 893. 98, 185. 207, 
230. 238. 410. 416. — Zur Frage derfelben 
(Petition deutfcher Handelsfammern) 85, 352. 

Umzugstojten, j. Taggelder. 

Unfallverjiherung ın Preußen 76, 994. 
Sejeß- Entwurf nebit Motiven von Baare— 
Bochum 81,69. — Neichs- Unfallverficherung, 
erfter Entwurf 81, 97. 1395 zweiter Entwurf 
83, 323; Grundzüge vom Januar 1884, 
84, 12; Gefet vom 6, Juli 1884 84, 688. 
— Entwurf eines Geſetzes für die Unfall. 
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verficherung der land» nd forftwirthichaft- 
lichen Betriebe 85, 712. — Geſetz über Aus— 
dehnung der Uufallverfih. v. 23. Mai 1885 
s5, 75l. — PBerordnung betr, das Ber- 
fahren des R.Verſicherungsamtes 85, 819. 
Reihegefeg vom 15. März 1886 Fürſorge 
für Beamte und Perſonen des Soldaten— 
ftandes) 87, 1. — Neichegrieg vom 5. Mai 
1886, betr. die Unfall n. Kranfenverficheruug 
der in land- u. forſtwirthſchaftlichen Betrieben 
beichäftigten Perſonen (Zeller) 87, 405. 469. 
— Reichsgeſetz vom 11. Juli 1887, betr. 
die Unfallverfiherung der bei Bauten be 
fhäftigten Perſonen (Zeller) 88, 105. — 
Die Kranfen- und Unfallverfiherung der 
Arbeiter nach der Reichsgeſetzgebung (Broebit) 
88, 317, — Der internationale Schuß der 
Arbeiter (Adler) 88, 465. — Neichsgefet 
vom 12, Juli 1887 über die Unfallverficher: 
ung der Seeleute ꝛc. (Zeller) 89, 381. — 
Zur Reform der Unfallverfiherung (Piloty) 
92, 290. — Statiftif der Unfälle in der Laud- 
wirtbicaft (Yudpw. Fuld) 94, 58. — Entwurf 
eines Geſetzes, betr Ermeiterung der Unfall- 
verfiherung 95, 192. 285. S. auch Be- 
rufsgenoffenichaften. 

Unfälle x. in Breußen 1874 75, 1724. 1879 
s1, 342, 

Unfeblbarleit, Dogma der päpftlichen, 
Erklärung der bayr. Negierung v. 14. Oft, 
1871 72, 5. — Stellung der preußiichen 
Negierung zur fathol. Bewegung 72, 1011. 


Alpbabetifches Gefammt-Regifter 


igen Eigentums 71, 217. 382. 72, 132. 
77, 638, Ueberſicht der Geſetze 2c. 77, 809, 

Uruguay, Auslieferungsvertrag SL, 404. — 
Haudelsvertrag 93, 182, 


B. 


ı Berbraudsbereduungen 88, 961. 


Berbrauchsſteuern. Statiftif bis zum J. 
1866 68, 155— 218. — Geſetzgebung von 
1868 68, 689. Statijiif für 1867 68, 727. 
Statiftif für das erſte Semefter 1868 68. 
997. — Bundeseinnahmen aus denfelben 
69, 216. — Geſetzgebung Des Reiches 71, 
30. — Statiftit für 1868 bie 1870 71, 543, 
694. — Die Zölle und Berbrauchsfteuern zc, 
des deutfchen Reichs, von Frhru. v. Aufſeß 
78, 117. 80, 609, 86, 1. 9, 161. — Ber» 
waltungslompretenz des Reichs (Tabandı 73 
471. — Entwidelung der Gefeßgebuug 1873 
(v. Aufſeß) 74, 81. 75, 881. — Einfluß der 
Steuern auf den Familienhaushalt (Hirtby 
15, 925. — Statiſtik für 1870/74 74, 914. 
887. 75, 897. — Geſetzgebuug 1871 bis 
1876 (Wehrenpfennig) 77, 282. — Ueber- 
fight 77, 820. — Zur Charakteriſtik der 
Verbrauchsſteuern 78, 927. (Bgl. a. Brannt- 
wein, Bier, Zölle ac.) 

Verbrecherthum im Preußen, Ztatiftit 79, 
74. — S. a. Ztraffolonien, 

VBeredlungsverkehr SO. 673. S6, 80. 


' Berchelihung, ſ. Ebefchließung. 


Reden des Fürſten Bismard ıc. 1015. — 
Wer hat den Krieg begonnen? (Ein Zeuge 


niß der dentichen Bilchöfe) 72, 1233. 
Unionsparlament zu Erfurt 71, 14, 
Unteroffiziere. 

74, 266, 
Unterridtsanftalten 

Reichslande 82, 715. 


fiir? Arbeiter 


Berbefferung ibrer Yage 


im 


Unterrichtéweſen, ſ. Arbeiterfrage, Hulture | 


polizei, Boltsichulen zc, 

Unterfrüßungswohnfig 71, 169. Zu— 
fammenftellumg des Reichsgeſetzes vom 6, Juni 
1807 mit dem preußifchen Armenpflegegeieg 
vom 8, März 1871, (Stolp) 71, 395. — 
Inſtruktion des prenß. Miniſters des Junern 
vom 10. April 1871 71, 443. — Das 
bayeriſche Heimats- und Armenpflegegejet 
71, 469. 480. 495 — Unterſtützung Reichs— 
angebörtger in Ausland 71, 632. — Etat 
des Bınıdesamts für Das Heimatéweſen 7L, 
713. — Präjubifate 76, 81. 86. — Das 
Reichsarmenrecht (Seydel) 77, 545. — Ab— 
änderung des Geſetzes über den U. 77, 
1042. — Das bayeriiche Heimatrecht  Seydel) 
s6, 719. 91, 72. Armenſtatiſtik für 
Preußen 86, 741. — Statiftit der Armen» 
pflege in Coburg Gotha im Jahre 1885 87, 
302. — VBorhaer Bertrag und Eiſenacher 
Uebereinkunit (Seydel) 90, 178. 

Urlaub der Reichöobeamten 76, 376, 

Urheberrecht, Geſetz zum Schuß des geift- 


Vereinigte Staaten, ſ. Amerilfa, 

Bereinsgefeggebung 72, 131. 78, 346, 
74, 197. 242. 383. — Urtbeile des preuß. 
Obertribunals über politische Bereine 75, 145. 
— Dus deuiſche Brreins- u. Berfammlunge- 
recht 96, 817. 

Bertaffung. Deutſche Berfaffungen und 
Berfaffungsentwürfe (Frhr. v. Völderndorff) 
„0, 241. Grindungsgeihicdhte des nordd. 
Bundes 71, 22. Berfaffung des nordd. 
Bundes mit Anmerkungen Metzel) 68, 1017. 
— Gründung des deutihen Reiches (zur 
Seichichte und Interpretation der Berträge 
mit den Sidftaaten) 70, 735. — Berfaffung 

des deutschen Reiches (Zufammenftellung mit 

der nordd. Bundesverfaſſuug) ib. 771. — 

Das Berfaſſungsrecht des deutſchen Heiches, 

hiſtoriſch dogmaliſch dargeſtellt (v. Rönue) 

71, 1, 72, 421. Revid. Reichsverfaſſung 

vom 16. April 1871 nebſt den ergänzenden 

Bertragabeftimmungen 71, 321. — Befug- 

niſſe des Reichs ac. in Bezug auf das Kriege» 

mweien (Zeydel) 75, 1393. — Kouftiturionelle 
und parlamentarische Regierung (Sevdel) 

Si, 237. — Straffreibeir wabhrheitsgerreuer 

Reihstagsberichte Fuld) 87, 251. — Ber- 

faffunasanderung während der Regentichaft 

(Kohler; SS, 1. — — 5. a. Bayer, Bındes- 

geieße, Bundesſtaat, Elfaß-Vorhringen, Fir 

nanzweſen, Inſtizgeſetzgebung, Kabinets- 
ordres, Kaiſer, Meichslanzler, Reichstag, 

Reſervatrecht x. 


über die Jahrgänge 1868—1896 der „Annalen“, 


Berjährungsfrift, einjährige 77, 228. 

Verkehr, volfswirtbichaftliche Bedeutung des- 
ſelben (Roesler) 75, 385. — S. Handel, 
Transportweien, Poftverwaltung, Eiſen— 
bahnen, Telegraphen, Stromſchifffahrt zc. — 
Die Anliegerbeiträge bei Trottomifirung nach 
bayerıfhem Rechte (H. Rehm) 95, 5u. 

Vermögen des Reichs 73, 412. 422, 74, 
255. 403, 75, 1493. 

Berorduungsreht 74, 1143. 76, 7. — 
Neichsverordnungsrebt (Seydel) 76, 11. 
(Laband, Meyer) 78, 376. — Zu den Streit 
fragen über Gejet und Berordnuug (Zorn) 
85, 301, 89, 349. -— Steht dem Bundes« 
rathe ein ſelbſtſtäundiges B.- Hecht zu? Arndt) 
85, 701. — Das preußtiche Verordnungse 
recht in feiner Einwirkung auf das Reichs— 
recht Arndt) 86, 311. 

Berjailler Berträge 71, 37. 359. 72, 
1585. 

Berſetzung der Neichsbeaniten 76, 287. 

Berjiherungswejen. Beſchlüſſe des Han— 
delstags 1868 68, 979. — Die Pebens- 
verſicherung in Dentichland, Ztatiftiiches) 68, 
1011. — Geſetzgebung über Berfiher ugs 
recht 70, 19. 72, 129. — Uebrrfidt der 
Berfiherungsgewerbe 72, 403. 73, 358. — 
Zur Reichs Berfiherungsgefeggebung (von 
Sendtuer) 73, 773. — Weſen und Arten 
der Barfihernug (Roesler) 75, 388. — Dat 
Lebensvrrjiherungsgeihäft 1878 80, 74. — 
Reichsgeſetzliche Regelung des Verſicherungs— 
wejens 80, 138. — Die ftaarlich geleiteren 
Berj.-Anftalten in Bayern (Haag) S#, 65. 
— Nachweiſung der Geſchaſfis- und Rech— 
nungecgebuifie der auf Grund des In— 
valıdiräts und Alteröverfiherunge-Serues 
errichteten Berfiherungsanftalten für 1892 
9, 710; für 1895 95,954. S. a. Arbeiter 
verficherung ꝛc. 

Berträge, ſ. d. einzelnen Staaten, mit 
welchen dieſelben abgefchloffen wurden. Val. 
die Ueberſicht 68, 230. 70, 731. 72, 921. 
73, 311. 80, 812. 86, 250. ©. a. au 
wärtige Verhältniſſe, Friedensverrräge, Hau— 
deloverträge, Staatsvertrag, Zollver in xc, 

Bertragsrenht des dentfchen Reiche (Gorius) 
74, 759. 75, 531. — (Yabaud u. Meyer 
78, 378. — Der Abſchluß völlerredhtlicher 
Verträge durch das deutiche Reich und deſſen 
Einzeljiaaten (Proebſt) 82, 241. 

Berwaltiungstompetenzdes Heiches, von 
P. Yaband 73, 458. % v. Sten 6, 5. 
— Meyer über Laband 78, 382. — ©. a. 
Verordnungsrecht. 

Verwaltungégerichte. Uebertragung der 
Verwaltungsrechtſprechung an die ordentl. 
Gerichte Frhr. v. Stengel) 75, 1313. — 
Preußiſches Geſetz vom 
1619. — Verwaltungsgerichtsbarkeit in Elſaß— 
Lothringen (Stengel) 76, 808, 897. — 
Geſetzgebung in Preußen Wehrenpfennig) 
77, 305. — ©. a. Verwaltlungsrecht. 


! 
\ 
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3. Quli 1876 75, | 
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Berwaltungsorgamnifation in Eljaß- 
Forhringen 72, 564. 
Verwaltungsrecht, Reform 72, 538. 75, 
1307. effentl. Intereſſe und öffentl, 
Klage im Berwaltungsrechte (Leuthold) 84, 
321. — Berwaltungsrechtspflege in Bayern 
(Seydel) 85, 213. 
Berwaltungsreform in Preußen (Ueber« 
blid) 75, 329. — Denfichrift der Hegierung 
75, 657. — Dotation der Kommunalver« 
bäude (Kreife und Provinzen) in Preußen 
74, 1392, 1444, 75, 1635. — ©. a. Kreis⸗ 
und Provinzialordnnung. 
Beterinärpolizei, Fſtruttion zum Ges 
jege vom 23. Juni 1880 81, 205. Die 
Bererinärpolizei-Befeßgebung noch den reichs- 
gejeglihen Beſtimmungen (Ph. Göring) S1, 
809. — Veterinärpolizeiliche Gejeggebung 
s1, 432. — 5. a. Rinderpeſt. 
Viehausfuhr, deutſche, nad England und 
Frankreich 90, 236. 
Viehhandel, Gewährleiſtung im 73, 359. 


Viehſeuchen, ſ. Beterinärpolizei. 
Viehtransporte 77, 635. 
Viehzählung. Ergebniſſe der deutichen 


Bıebzählung am 1. Dezember 1892, 95, 411. 

Bipijeltion 81, 435. 

Bollsbanten, ſ. Sparkaſſenweſen, Genoſſen— 
ſchaften ꝛc. 

Bolfsbildung, Kulturpolizei und Rechts— 
gleichheit (Hirth) 73, 795. 823. Das deutſche 
Hei und die Schule 74, 3. 

Volksſchulen, ftaatsrechtlihe Stellung der- 
jelben 73, 823. — Neform dev preuß. Volfs- 
fchule vom 15. Oktober 1872 73, 897, — 
— Petition, betr. reichsrechtliche Ordnun 
des Volksſchulweſens 74, 889. — Statiſti 
der preußischen Volkoſchullehrer 76, 237. — 
Das Boltsichulweien in Preußen 77, 98, 
311. 82, 407. — Was foftet der öffentliche 
Unterricht in Preußen? SS, 802, 

Volksvertretungen in den Bundesflaaten 
74, 195. 319. — Wablgefege deutſcher Bun— 
desjtaaten (K. A. v Müller) SI, 3. 

Boltswirtbichaftsichre, Beziehungen zur 
Rechtswiſſenſchaft (Roesler) 72, 509, Leber 
die Geſetzmäßigleit der voltswirthichaftlichen 
Erſcheinungen (Roesler) 75, 1. 259. 371. 
— Die Boltswirtbichaftsichre als Wiffen- 
ſchaft (Hirth) 75, 1310. — Der Entwurf 
eines bürgerlichen Geſetzbuches für das deutſche 
Reich. Auf vollswirthſchaftlicher Grundlage 
beſprochen Jacoby) SS, 581. — ©. a. foziale 
Frage. 

Boltswirtbichafterath, preußiſcher SO, 
961. Ermennungen bierzu SI, 91. 

Bollszählung. Ergebuiffe der V. von 1864 
68, 149; 1867 68, 501, 779; 1871, 72, 
902, 73, 1271; 1875 75, 1720, 76, 888, 
77, 471, 78, 49, 178, 491; 1880 82, 146; 
1885 80, 10045 1890 91, 626, 92, 732, 
— Die ftaatsangebörige Bevölkerung ſämmt— 
liher Staaten des nordd. Bundes (Engel) 
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68, 1101. — Die ſeemäuniſche Bevölkerung 
Preußens 68, 1005, — Ueberſicht der Be- 
völferung des Zollvereins (Aufftellung vom 
Zeutralbureau des Yollvereins) 69, 855. — 
Hollabrechinmmges Bevölkerung für 1868— 70 
el, 544, — Urganjatton der Bolfszählung 
für 1871 70, 24. — Bundesverfaffung und 
Volkszählung (Gutachten der nordd. Mit- 
glieder der Kommiſſion zur weiteren Aus: 
bildung der Statiftil des Zollvereins) 70, 
445, — Anhänfung und Bewegung der 
Bevölkerung in Preußen 78, 268. — 
Altersſtufen der preuß. Bevölkerung 78, 658. 
— Bedeutung für die Zollabrechnung 80, 
645, 757. — Städtebrvölterungen in Breußen 


s1, 92. — Bevölkerungsbewegung in Deutfch- | 


laud und Frankreich 82, 814. — Bolls— 
vermebrung 1879/85 in Preußen 90, 98, 
— Männliche und weibliche Bevölkerung 


Preußens 1890, 91 586. — Vgl. auch Bes | 


rufezäblung, Bevölferung, Statiftif, Boll- 
bereim ꝛc. 
Borlagen an den Reichstag 74, 162. 251. 
VBorparlament in Frankfurt a. Main 71, 9. 


W. 


Waaren Ein- und Ausſuhr ac), ſ. nuter 
Haudelsſtatiſtik, Preiſe, Zölle, Zolltarif ꝛc. 

Waarenauktionen 77, 1064. 78, 738, 

Waarenverzeihniß, amtlicdes 75, 883 
16, 82. 98, 223, 378. 

Waarenzeichen, ſ. Markenſchutz. 

Wablberechtigung 72, 323. 

Wahlen, Statiftit 72, 287. S. a. Reichstag. 

Wahlgeſetze deutſcher Bundesſtaaten (X. 
A. v. Müller) 81, 3. — Preußiſches 
Reichstagswahlgeſetz vom 15. Oft, 1866 68, 
1053. Wahlgeſet vom 31, Mai 1869 
71, 245, 

Wahltreife zum Reichstag 72, 291. 218. 

Wahlprüfungen 72, 347. 80, 386. 92,1. 

Wahlrecht, Proudhon's Theorie des allge- 
gemeinen (Mütberger) 91, 169. — Bro» 
portioualwahl und Wlinoritätenpertremug 
95, 168. 

Maifenfürforge, ſ. Beamte. 

Mauderlager 77, 1064. 8, 707. 

Wappen, failerlices 76, 351. 

Waſſerrecht, deutſches. Brückuer) 77, 1. — 
Heſſiſches Waffergeieg vom 30. Juli 1887 
(Seller) SS, 635. — Art 
Neihsverfaffung (Frhr. v. Völderndorfii 90, 
525 — Entwurf eines preußischen Waſſer⸗ 
geſetzes (Zeller) 94, 587, 

Währung, ſ. Münzweſen. 

Wechfel 1 Wefen derſelben, Norsler) 75, 381. 
S. a. Baukweſen, Papiergeld. 

Wechſelakzepte, Einholung durch Poftauf- 
trag 77, 231, 

Wechſelfähigkeit, Beſchränkung 81, 418. 

Wechſeltkurſe (Naſſe) 75, 595. 

Wechfelordnung, j. Handelsrecht. 


4, Ziff. 9, der | 


Alphabetiſches Geſammi⸗Regiſter 


Wechſelproteſte, Aufnahme derſelben durch 
Poſtbeamte 78, 42. 

Wechſelſtempel. Dentſchrift des Haudels— 

tage 69, 63. — Die Wechſelſtempelſteuer 

im nordd. Bunde und ihre Erhebung 69, 


1011. — Modififation des Geſetzes vom 
10, Juni 1869 71, 377, — Stauiſtik pro 
1870 71, 592. — Berwaltungstompetenz 


des Meichs (Laband) 78, 467. 497. 
Statiftit der Wechlelftempeffteuer 73, 736, 
“4, 725, Präjuditate 76, 81. — Page der 
Geſetzgebung 93, 183, 185, 338, 

Wegabgaben 86, 35. 4i. 

Wehrgeld (Steuer) 74, 1013, 

Wehrpfticht, allgemeine 71, 109, 75, 1431, 

- Ansdehunmg der Wehrpflicht 88, 286, 
Ucber die Wehrpflicht nach Erwerb und Ber— 
luft der Reichsangehörigkeit (Stegeli 93, 781. 

Weingroßbandel SO, 866. 86, TI. 

Weinftener in Elfaß- Lothringen 73, 960. 
Vrojekt einer Reichsſtener 74, 1002, — Ein 
fuhr und BZollertrag von Wein im deutfchen 
Zollgebiet und Elfaß: Lorbringen 1843/77 
79, 802. 803. ©. a. Zölle, Zolltarif ac. 

Weltausstellung in Wien 1873 (Programm 
x.) 72, 910. 

Weltpoſtverein, f. Poſtverwaltung. 

Werth (Begriff) 75, 10. — Der Werth in 

feiner volfswirtbihaftliben und geſellſchafi— 

lichen Bedeutung (Ad. Samter) 35, 457. — 

S. a. Preiebildung. 





| Wertbbershaung der Em und Ausfuhr 


des Zollvereius 69, 67 u. 438. — lleber 
Werthermittelungen in der Handelsftariitit 
0 429. — Bol. a. Handelsitanjtit, Breife x. 
Wertbpapiere, |. Preiſe, Aktienkurſe ac. 
Werthvertheilung (Roesler) 75, 268. 
Wettbewerb, unlauterer Fuld 96, 918. 
Wiener Schlußaklte 71. 4. 
Wirthſchafthiche Jutereſſenvertretung 
vd. Kaufmann) 83, 558. 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. Geſetz 
vom 4. Juli 1868 68, 825. 72, 130, Sta 
tiſtik für 1859 — 1867 68, 843, für 1873 
(Bröbft) 75, 321, für 1892 94, 939. — 
— S. a. Genoſſenſchaftsweſen. 





| Wirthbichaftsiyfteme geichichtl., (Roesler) 


15, 15. ©. a. Zollvrrein. 
Wirtwenfürforge, j. Beamte. 
Wohnungsgeldzuihüife TH, 267. 

359, 361. 86, 213. 246 
Wuchergefege, Aufhebung derielben und 

der Schuldhaft 68, 799. — Wuchergeſetz 

bon 1880 81, 423. — Tie Beſtrafuug des 

Wuchers auf dem Lande Fuld) 88, 654. 
Wirttemberg. Auſchluß au den deutichen 

Bund 70, 769, au die Neiheverfaffung 70, 

771. 71, 37. 41. Mihtärtonvention 71, 

120. — Aufrechterhaltene Beſtimmungen des 


76, 





Vertrags vom 25. Nov. 1870 71, 359. — 
Einführung nordd. Bundesgeſetze 71, 389, 
— Berechnung der Mamitularbeiträge für 
1871 71, 701. — Mititärerat 73, 46. — 


über die Jahrgänge 1868—1896 der „Annalen“, 


Bierbeftenerung 76, 65. — 
ftener (Neuß) 35, 620. — Verhältniß zum Zoll» 
verein und Reich 98, 164, 174, 194, 417. — 
S. a. Wahlgeſetze, Waſſerrecht, Zollverein ꝛc. 


3. 
Zahlungsverfahren, Reform 76, 1031. 
11, 228. 
Zanzibar, Haubelsvertrag, 9, 185, 439, 
465, 


Zentrafbureau des Zollvereins 72, 1506, 
95, 367, 385. 

Zentralgewalt, proviforiiche von WB, 367, 
85, 1848 71, 10. 

Zentrum, Reichstags-Fraktion 72, 1. 283, 
335. 1018. 74, 144. 

Zettelbauken, ſ. Baulweſen. 

Beugenpflidt 82, 776. — Zeugnißver 


Branntmweins | 
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Entwurfdes bürgerlichen Geſetzbuches und das 

öffentl. Recht (Bornbat) 9, 212. — ©. a. 

Juſtizgeſetzgebung, Konkursordnung 2. 
Zidiiſſäudsregiſter, ſ. Verſoneuſtand. 


Zollausſchlüfſſe, 93, 196 (Aufſeß). Bericht 


mweigerung der Neichstagemitglieder (Fuld) | 


ss, 6. — 
Binfproduftion 1892 983, 797. 
Zinsfuß 76, 832, 91,959. S. a. Bankweſen. 


Zinsen, Geſetz, ber. die vertragsmäßigen, | 


v, 14. Nov. 1865 68, 800. 72, 134. 
Zivitehe, obligatoriiche 74, 188. 237. 311. 
408. Entwurf und Kommiſſionsbericht von 


1873 74, 437. Preuß. Gefen von 1874 74, 


1551. Reichsgeſetz vom 6. ‚Februar 1875, 
75, 641, 1181, 1553, — Umwandlung von 
Geld: in Freiheitsſtrafen 76, 84. — Standes- 
amtsbezirte in Bayer 56, 85. — Aus— 
führungen von Seydel 76, 172. 2. a. Che 
ſchließung. 

Zivilprozeß. Aus dem Entwurf einer 
nordd. Zivilprozeßordnung 69, 649. Vorar— 
beiten für dieſelbe 72, 143. 73, 348. 
dem 1872er Entwurf 73, 567. — Aus dem 
1874er Entwurf: Das jchiedsrichterliche Ber- 
fahren, 55, 153. 1219. — Verlauf d. Ver 
bandlungen (Endemam) 77, 646. — Bgl. 
a. Juſtizgeſetzgebung. 


Zivilrecht, Enwickelung desjelben, 71, 125. | 


73, 339. 74, 193. 310. Verhandlungen um 
bayer. Landtag 74, 330 (Miniiter Faufıle), 


839 (Heichsrarh v. Neumayr). — W. Eırdes | 
mann ib. 412. — Eine Feſtrede Lasker's 
ib, 743. — Bericht des Juſtizausſchuſſes 


über Plan und Metbode bei Ausarbeinung 
eines bürgerlichen Geſetzbuchs 74, 1329, 
Die Mitglieder der Zivilgeſetzbuch-Kom— 
miſſion in. 1680. 
Eutwurf des Geſetzbuchs (Endemann) 77, 
1222. 77, 678. Stand der Arbeiten 
fir das Zivilgeſetzbuch im Sommer 1876 
(PB. v. Roth) 76, 940. — Amtlicher Bericht 
über Die Arbeiten der Kommiſſion bis 1876 
77, 423. — Ueberſicht der bie 1877 er 


laſſeuen zivilrechtl. Sefege und Verordnungen | 


Aus | 


Merteres über dem | 








73, 822. — Der Eutwurf eines bürgerlichen | 


Gefegbuches für das deutſche Reich. Auf 
voltswirihſchaftliche Grundlage in Einzel 


erörterungen beiproden (‚jacoby) SS, DSL. | 


59, 293, 637. 90, 34, 834. 91, 81. — Der 


| 


der Kommiffion zur Erörterung der Frage 
betr. Die Averſa 80, 531. 

Zolle und Handelsjyftem des Reiches, 
Einbeitlichkeit desfelben, 71, 171. 8, 196 
(Aufſeß). — Ueberficht ſämmtlicher Geſetze zc. 
17, 807. — ©. a Zolltarif xc. 

Zoll» und Stewerfredite, Abbürdung der- 
ſelben 72, 1481. 74, 170. — Beſtimmungen 
über dieielben 93, 206, 388. ©. Kredite. 

Zölle, Statiftit für die Zeit bis 136868. 
165-222, Stariftit für 1867 68. 7-9. 
— Statiftit für Das erſte Semejter 1868 
68, 998. — Waaren- Em und Ausfuhr 
1867 69, 115. — Bundeseinnahmen aus 
den Zöllen 69, 216. — Organijation der 
Stanftit der Zölle 70, 71. — Statiftit der 
Bolleinnahmen zc. 1562—1869, 0, #43. 
— Die Reichs Bollgefeggebung 71, 180, 
72, 389. — Statik der Zölle und Waaren- 
Ein- und Ausfuhr 1868-70 71, 543. — 
Die Zölle und Berbraudsiteuern 2c. Des 
deutschen Reichs, von Frhru. v. Aufſeß ©, 
161. — Verwaltungskompetenz des Reiches 
Labaud) 73, 471. 498. — Statiſtik 74, 
911. 75, 897. 1389. 1701. 76, 799. 
Werth» oder Gewidizölle? (SeyfardtEres 
ed) 77, 135. — Die Geſebgebung über 
Zölle und Stenern 1871-1876 (Wehren- 
piennig) 77, Ueber Schubzölle 
(Birth) 77, 896. — Handelspoliidhe Er 
tlärung von 203 Reichstagsmitgliedern 79, 
4650. — Das bandelspolitiiche Programm 
des Reichslanzlers (Schreiben au den 
Bundesrath) 79, 219. — Eingabe des Frei— 
bandelsvereins an den Bundestath 79, 358, 
571. — Rede des Herren dv. Wurde in der 
wirttembrraifchen I. Kammer 49, 370, 
Die wichtigſten Finanzzölle in Deuſſchland 
und Srofbritammen 79, 571. — Einnabmen 
1879/s0 SO, 591. — 2. a. Finanzweſen, 
Handelsjtariftit, Kaſſenweſen, Siatiſtik, zoll» 
ausſchlüſſe, Zollgeſetz, Zolltarif, Zollverein zc. 

Zollbehörden im Deutichtland Reſſortver— 
hältnifſe, Ueberſicht der Aemter 2c. 68, 405. 

- Dir Verrinsbeamten des deutſchen Zoll— 
vereins (Anfang April 1870) 70, 139 
Organiſation der Zoll- und Stieuerver— 
waltung uud Reichskontrole (v. Aufſeß DM, 
367, 420. 

Zolltkartel vom 11. Mai 1833 68, 125. 

Zoligebiet 74, 79. 493. 75, 881. — Be 
grenzung und Bevöferung der Zolldirckiv- 
bezirte 77, 478. 59, 1010. 

Bollgeich vom 23. Jan. 1838 68, 5l. — 
Bereinszollgefeg vom 1. Juli 1869 69, 511. 
— Zur Ausführung des YZollgejeges 69, 
995. 93, 211. 


282, 
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Bollordnung vom Jahre 1838 68, 61. 
Dentichrift des Handelstags betr. Reform 
des Zollverfahrens 68, 249. Geſetz wegen 
Abänderung einzelner Beftimmungen der 
Zollordnung u. der Zollftrafgefeggebung vom 
18. Mai 1868 68, 679. — Bgl. a. Zollgeſetz. 
Zollparlament. (S a. Bollverein.) Mit- 


glieder 1868 68, 433. — Thronreden der | 


erften Seffion 68, 1070, der zweiten Seſſion 
69, 1100, der dritten Sejfton 70, 713. — 


Bericht des Vorſtandes der nationalliberalen ı 


Partei über die Legislaturperiode 1867 bie 


1870 70, 563. — Ueberficht der Gefeggebung | 
des nordd. Bundes und des Zollvereins in den 


Jahren 1867—70 70, 721. 
Zollſtrafgeſetz, Grumdfäge, betr, das vom 
Jahre 1536 68, 115. — Straffälle 1892/93 
93, 940. — Vgl. a. Zollgefeg. 


Zolltarif vom 1. Juli 1865 68, 9. 


Denkichrift des deutſchen Handelstags über 
Reform des Zolltarifs 68, 249. Geſetz 
von 25. Mat 1886 68, 649. Bolltarif 
vom 1. Juni 1868 ab gilltiig 68, 651. 


— Material zur Petroleumftenerfrage 69, | 


391. — Der Bolltarif zu Anfang des Jahres 
1870 70, 92. — Reform des Bereind-Foll- 
tarifs vom Mai 1870 70, 325. — Der Zoll- 
tarif vom 1, Juli 1870 an 70 379. — 
Beltimmungen über die Tara 72, 1541. — 
Tarifreform von 1873 74, 83. 282, — 
Redaktion des Zolltarifs vom 1, Oktober 
1873 (in der Markwährung) 77, 144. — 


Freihandel oder Schubzoll? Denkichrift des 


Borjteheramts der Königsberger Kaufmann 
ihaft 75, 1549. Zur Bertheidigung ge: 
mäßigter Schutszölle (J. Schulze) 75, 1681. 
Zur Denkichriit des Bereins der Eifen- 


indujtriellen ib. 1695, —— Ueberfichtder haupt: | 


ſächlichſten Schußzölle des Zollvereins 77, 
200. — Die Hlaufel der „meiftbegünftigten 
Nation“ 77, 534. — Die acquits-A-cantion 
77, 535. — Zolltariientwurf vom 4. April 
1879 mit Motiven 79, 617, 681 (jpezielle 
Ueberficht im Inhalisverzeichniß des Jahre. 
1879). ZTarifgefeg vom 15. Juli 1879, 79, 
993. — Yage der Gefegebung 18850 80, 
623. 627. 653. — Abänderungen des Zoll- 
tarifgefeges in den Jahren 1880—82 82, 


674. Abänderungen des Zolltarifgefetes vom | 


15. Juli 1879: Geſetze von 1833 bis 1885, 
85, 505. — Redaktion des Zolltarifs (Mai 
1885) S5, 521, — Erörterungen von Auf— 
ſeß 93, 176, 214. — Zur Frage der Boll: 
eimigung zwischen dem Deutjchen Neiche und 
DOefterreich-Ungarn 87, 81. — ©. a. Hölle, 
Zollverein ꝛc. 

Zollverein, Zollverträge Mittelbare 
Zollvereinsglieder. Vertrag vom 8. Juli 1867, 


die Fortdauer des Zoll» und Handelsvereins | 


betreffend. Bericht für den nordd. Bundes» 


rath 68, 1, 15. — Piteratur über deu Zolls 
verein 68, 232, — Der territoriale Abſchluß 
des Zollvereins 68, 1109. 71, 171. — Die 
Bollvereinsgeieggebung als Beftandibeil des 
Reichsverfaſſungsrechts 71, 357. — Boll 
vereinsbevollmächtigte 73, 306. — Aus der 
Enguöte über die Handelsverträge 77, 39. 
Gutachten der Handelskammer zu Köln ib. 
1049. — Ueberſicht der deutichen Handels« 
verträge 79, 384. 562. — Einige Betracht» 
ungen über einen mitteleuropätichen Zoll- 
verein SS, 943, — Handels» und Zollverträge 
mit Defterreih- Ungarn, Schweiz, Italien 
92, 796. — Bgl. a. Getreidezölle, Handelss 
ftatiftif, Statiftif, Verfaſſung, Zollgeſetz, Zoll- 
parlament, Zolltarif x. — Geſchichte des 
—— (v. Aufſeß) 93, 167. — Umfang, 

röße und Einwohnerzahl des Zoll- und 
Handelsgebiets des deutfchen Neichs 93, 194. 

- Boll», Handels- und Schifffahrtsverträge des 
deutichen Reichs mit fremden Staaten 93, 435. 
— Handels, Zolle und Schifffahrtsvrrtrag 
mit Rumänien und Serbien 9, 747. — 
Bertrag mit Rußland 94, 853. 

Bollverwaltung, deutihe, Organifation 

AAufſeß) 93, 338. 

Zuder. Uebereinkunft wegen Befteuerung 
des Nübenzuders vom 16. Mai 1865 68, 
123. Beftenerung im Zollverein, in Öroß- 
britannien und Frankreich 68, 155. Deuts 
Ichrift der Handelsfammer zu Hamburg über 
Reform der Zuderbeftenerung 68, 303, — 
Beihluß des Handelstagg 68, 983. — 
Dentichrift zur Reform der Zuder- Zoll- 
und Steuergefeßgebung von E. Yangen 69, 
361. — Die Zuderbejteuerung im Zoll 
verein nach dem Gejeg vom 26. Juni 1869 
69, 905. — Rübenzuckerſteuerſtatiſtik für 
die Jahre 1868—70 71, 573. — Statiftif 
75, 399, 1551. 76, 248. — Dentichrift 
über die Reform der Zuder- Steuer von 
Witte-Roftod 83, 142. — Amtliche Berich- 
tigung zur NRübenzuder: Statiftif S4, 445. — 
Bericht der Enquete-Kommilfion vom März 
1886 86, 517. — Geſ. vom 1. Juni 1886 
und Materialien 86, 826, 857, 864, 867. 
— Nachweiſung der vom 1. Auguft 1886 
bis 31. März 1887 innerhalb des Deut- 
fhen Bollgebietes mit dem Anſpruch auf 
Zol- und Steuervergütung abgefertigten 
Zudermengen 87, 306. — Reform der Zuder- 
fteuer (Reihsgejeg vom 9. Jul 1887) 7,9575 
Neichsgefeß vom 31. Mai 1891 91, 642. 
— Die Beftenerung des Nübenzuders (Frhr. 
v. Aufieß)93, 262. — Gef. vom 27. Mai 1896 
und Materialien 96, 577. 

Zwangsperfiherung, ſ. Berfiherung zc. 

Zwangsvollfiredung gegen Eifenbahnen 
81, 411. 
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Staatsrechtliches, volkswirthfchaftliches und ſtatiſtiſches Jahrbuch. 


Annalen des Deutſchen Reichs 


für Gefeßgebung, Verwaltung und Htatiflik. 
Stantswilfenfhaftlide Seitfhrift und Materialienfammlung. 


Unter Mitwirkung zahlreicher Fachmänner 


herausgegeben von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar vd. Seydel. 


Jährlich 12 ſtarke NE: vierteljähriger — ——— Mark 4.—. 


— mm - 2 I üüüü— Br nme ne rn 


Preis-Ermä iBiaung der früheren Jahrgänge. 


Bei nenen Abonnements wird oft mit Sedanern bemerkt, daß 
die Erwerbung der früheren Iahraange der „Annalen“ mit fo 
großen Bolten (dk. 3854.—) verknüpft fei, und der Wunſch ans- 
geſprochen, bei Bezug der volltändigen Serie eine Preisermähigung 
eintreten zu lafen. Um nun derartigen Wünſchen entgegensakommen, 
haben wir uns entfchlofen, nen eintretenden Abonnenten Die 
Jahrgänge 1870-1879. 1881—18S93 anftatt u Alk. 368.— zu 


nur Mark 160.— 


an liefern, foweit der dazu beftimmte Vorrath reicht. 

Der Preis der einzelnen Bande refp. Jahrgänge bleibt wie 
zuvor Alk. 16.— Die Jahrgänge 1868, 1869 und 1880 find ganz 
vergriffen. 

Die „Annalen des Deutſchen Reiches“, jeit 1868 erjcheinend, find als 
praktifd - wifenfchaftlidyes Quellenwerk widtig für Minifterien, 
Besirks-Keniernugen, Hlngiftrate, Landräthe, Confuln, für Gerichte 
aller Inftangen, Reichs- und Zandtagsabgeorduete, Advohnten, 
Botare, Zollämter, Handelskammern, Bedartionen und größere 
Bibliotheken. 


BE interelienten jteht ein alphabetiſches Gefammt-Begifter über die 
Jahrgänge 1868 bis 1895 der „Annalen‘ gratis zur Verfügung. 
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Adler, Dr. Georg, Profeſſor der Nationalökonomie in Bafel, Die Sozialreform und der Rauf- 
mannsjtand. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs 1891.) 4 Bogen 
gr. 8°. Preis broich. Mt. 1.50. 

Aufſeß, D. Frhr. v., fal. bayer Oberreg.-Rath und faijerl. Reichsbevollmächtigter für Zöle und 
Steuern, Die Zölle und Steuern, jowie die vertragsmähigen auswärtigen 
Handelsbeitimmungen des Deutſchen Neiches. Vierte, vollitändig umgearbeitete 
Auflage. 1893. 19; Bogen gr. 8°, Preis broſch. ME. 2.50, geb. Mt. 3.25. 

Bornhal, Conrad, Das deutfche Arbeiterreht. 12 Bogen ar. 8°, Broſchirt ME. 3.—. 
(Separat-Nbdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs, 1892.) 

Dehn, Paul, Zur Einführung der Reihspoft-Sparkafjen. 1884. 54 Seiten, gr. 8°. Dit. 1.20. 

Der Berfajier hat in jeiner neuen Schrift ein umfajiendes Material zur Charakteriftif und 
Beurtbeilung der Poſtſparkaſſen vom vollswirtbichaftlichen Standpunkt aus auiammengetragen, 

Dyroff, Dr. Anton, Redtsjapgung und Gejep, zu nächſt nach bayeriihem Staat&rent. 
7'fe Bogen ar. 8°. Mt. 1.50. (Separat-Abdrut aus den Annalen des Deutichen Reichs 1889.) 

Eger, Dr. Georg, Regierungsrath, Die gefhichtlihe Entwidlung des Eifenbahn-Trans« 
portredts in Preußen mit bejonderer Berückſichtigung des Eijenbahn-Tarifsechte. Eine 
vom Verein für Eiienbahntunde in Berlin preisgefrönte Abhandlung. (Sepärat-Abdrud aus 
den Annalen des Deutſchen Reichs 1895.) 4! Bogen gr. 8°. Preis broſch. Me. 1.75. 

Felſer, F., kal. bayer. Oberzollvatd, Das Tabafsmonopol und die amerıfanıide Tabak— 
Steuer. Eine jtaatswirtbichaftliche Unteriudung der Tabakbeitenerungsfyiteme, zugleid) eine 
Entgegnung auf den G. M.Artikel der Allgemeinen Zeitung: „Vorbereitende Studien zur 
Einführung des Tabatmonopols in Deutichland”“. 1878. ME 1—. 

Selfer, F., al. bayer. Oberredhinungsrath, Zur Tabakſteuerfrage. Abwehr gegen die fritifchen 
Nachtrüge zu den Dr. Mayr'ſchen Studien über das Tabatmonopol. 1878. 50 Bi. 
Sranfenftein, Dr. Kuno, Die deutihe Fabrikinſpektion, ihre Thätigkeit im Jahre 1890 
und ihre Reform. 4° Bogen, ar. 8%. Broſchirt Mt. 1.50. (Separatabdrud aus den 

Annalen des Deutichen Reichg 1892.) 

Göring, Philipp, Die Veterinär: Polizeiverwaltung nad) den reichögejeglichen Beitimmungen. 
1882 11’js Bogen, gr. 8%. Brojchirt ME 3.—. 

Heiß, Dr. Clemens, Die großen Einfommen in Peutjchland und ihre Zunahme in den 

letzten Jahrzehnten. Bon der hohen ftaatswifjenfchaftlihen Fakultät der Umiverfität Tübingen 
mit dem atademiichen Preiſe gefrönte Arbeit. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutſchen 
Neihs 1893.) 7 Bogen gr. 8%, brojchirt ME 1.75. 

Henfel, Dr. Paul, Die Stellung des Reichskanzlers nad) dein Staatsrechte des Deutſchen Reiche. 
1882. 4 Bogen, gr. 8%. M. 2.—. 

Hirth, Dr. Georg, Freifinnige Anjichten der VolfSwirthichaft und des Staats. 1876. 27 Bogen 
fi. 8°. Broſchirt ME. 4.—. 

Joel, Mar, Rechtsanwalt und Notar in Berlin, Das Geſetz betreffend die Erwerbs- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889. Nebit einem Anhange: Bekannt— 
machung betr. die Führung des Genoſſenſchaftsregiſters und die Anmeldungen zu demielben, 
vom 11. Juli 1889. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutſchen Reichs 1890.) 17’ Bogen 
gr. 8°, brojch. Mi. 5—. 

Prengel, Theodor, Beiträge zur Wahlprüfungsitatiftil des deutſchen Reichstages 

1871—90. 532 Bogen gr. 8%. Broſchirt Mk. 150. (Separat:Nbdrud aus den Annalen des 
Deutichen Reichs 1892). 

Rehm, Prof. Dr. Hermann, Der Erwerb von Staats: und Bemeindeangebörigfeit im 
geichichtlicher Entwidelung nach römiſchem und deutſchem Staatsrecht. 9'/s Bogen gr. 8°, 
broſchirt Mk. 2.50. (Separatabdruck aus den Annalen des Deutſchen Reichs 1892.) 

Rofin, Prof. Dr. H, Souverünetät, Staat, Bemeinde, Selbitverwaltung. Sritifche 
Begriffsſtudien. 4 Bogen, gr. 8%. ME 1.75. 

Der Aufſatz enthält durd) jeine Erörterungen über den Begriff des fubjeltiven Rechts, den 
Unterſchied zwiſchen obligatoriihen Nechten und Herridaitsrechten u. a. m. auch Bedeutung 
für die Theorie des Privatrechts. 

Ehanze, Dr., Negierungsratd, Die patentrehtlihen Bejtimmungen des deutſchöſter— 
reihijchen Lebereinfommens über den gegenjeitigen Patent-, Mujter- und 
Markenſchutz vom 6. Dezember 1891. 3 Bogen gr. 8°, broſch. Mt. —.75. (Separat- 
Abdrud aus den Annalen des Deutjchen Neiches 1894.) 

Seydel, Dr. Mar, Das Gewerbe-Polizeirecht nach der Reichs-Gewerbeordnung. Mit einem 
Anhang: Tert der Gewerbeordnung. 1881. 13 Bogen, gr. 8. M. 3.—. 

Stengel, Carl von, Profeſſor der Nechte in Münden, Die deutihen Schußgebiete, ihre redt- 
liche Stellung. Berfajjung und Berwaltung. Dritte vermehrte Auflage. 18"/, Bogen 
ar. 8° brod. Die. 3.—. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutihen Reiches 1895. 

Thudichum, Dr. Fr. ord. Profejjor an der Univerjität Tübingen, Das Reichs-Beamien recht 
1876. 8a Bogen, ar. 8°. ME 4.—. 

Völderndorfi, Dr. Otto Freiherr von, f. bayer. Minifterialrath, Deutſche NE unb 
Verjajfungsentmwürfe 11 Bogen ar. 8°, Broſchirt ME. 8.—. (Separat-Abdrud aus 
den Annalen des Deutichen Reichs 1890.) 
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